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DEM  GEDAECHTNISS 


MEINES  VATERS 


DES  MINISTER-RESIDENTEN,  GEHEIMEN  JUSTIZ-RATHS 


DR  S.  BORCHARDT 


IN  DANKBARKEIT  UND  LIEBE 
GEWIDMET. 


Vorbemerkung. 


Uie  bei  dem   Erscheinen    des   II.   Bandes    meiner   „Handels- 
gesetze   des    Erdballs"    in  Aussicht  gestellte  zweite   Auflage   des 

I.  Bandes  übergebe  ich  hiermit  der  OefFentlichkeit ,  wenngleich 
durch  Verzogerungen  bei  der  Drucklegung  etwas  später,  als  ich 
damals  erwarten  durfte.  Der  unvermuthet  schnelle  Absatz  der 
ersten  Auflage  hat  mir  willkommene  Gelegenheit  gegeben,  den 
Text  nebst  den  Noten  (deren  Zahl  erheblich  vermehrt  worden  ist) 
in  allen  Theilen  einer  eingehenden  Revision  und,  soweit  nöthig, 
Bearbeitung  zu  unterziehen.  Ausserdem  fiel  mir  die  Aufgabe  zu, 
die  inzwischen  erfolgten  Abänderungen  der  Gesetzgebung  zu  be- 
rücksichtigen.    So    bei  Belgien   die  Gesetze  vom   26.  December 

1882,  betr.  das  unentgeltliche  Verfahren  in  Fallimentssachen ;  vom 

II.  Juni  1883,  betr.  die  Abänderung  des  §  1  des  Art.  63  des  Gesetzes 
vom  30.  December  1867  über  die  Handelsborsen,  mid  vom  20.  Juni 

1883,  betr.  den  Präventivakkord  vor  dem  Falliment;  so  bei 
Brasilien  das  Dekret  vom  6.  Mai  1882,  betr.  verschiedene  Be- 
stimmungen über  den  Akkord,  und  das  Gesetz  vom  4.  November 
1882,  betr.  die  Errichtung  der  Kompagnien  und  anonymen  Ge- 
sellschaften. 


VI  Vorbemerkung. 

Möge  denn  der  vorliegende  Theil  in  seiner  jetzigen  Gestalt 
allen  berechtigten  Anforderungen  entsprechen  und  so  dazu  bei- 
tragen, das  Ganze  dem  hohen  Ziele,  welches  dem  Verfasser  selbst 
vorschwebt,  näher  zu  fuhren! 

Nicht  versäumen  darf  ich  es,  den  vielen  Gönnern  meines 
Unternehmens,  insbesondere  aber  dem  hohen  Auswärtigen  Amt  des 
Deutschen  Reiches,  sowie  der  K.  u.  K.  Oesterreichisch-Ungarischen 
Statthalterei  von  Bosnien  für  geneigtest  gewährte  Unterstützung 
auch  an  dieser  Stelle  erneut  meinen  verbindlichsten  Dank  auszu- 
drücken. Soll  der  Zweck  eines  mit  so  vielen  Mühen  und  Ent- 
sagungen verknüpften  Werkes  voll  und  ganz  erreicht  werden,  so 
bedarf  der  Verfasser,  wie  derselbe  bereits  öfters  anzudeuten  sich 
gestattet  hat,  dauernd  der  wohlwollenden  Förderung  sowohl  der 
hohen  Behörden,  als  der  Fachgenossen  des  In-  und  Auslandes. 
Und  um  eine  solche  Continuität  der  Unterstützung  sei  hier  gebeten. 

Berlin,  den  1.  Oktober  1884. 


Oscar  Borchardt. 


Einleitung. 


Immer  grossartiger  und  gewaltiger  entwickeln  sich  bei  der 
ungeahnten  Vervollkommnung  der  Verkehrsmittel  die  Handelsbe- 
ziehungen der  Völker.  Täglich  entsenden  wir  Neues  in  alle  Zonen, 
und  es  überrascht  uns  nicht  mehr,  ausNden  fernsten  Ländern  wieder 
und  wieder  Neues  zu  empfangen,  Waaren  und  Erzeugnisse,  die  noch 
vor  wenigen  Jahrzehnten  als  seltene  Kostbarkeiten  angestaunt  und 
sorgsam  bewahrt,  vielleicht  den  öffentlichen  Sammlungen  einver- 
leibt worden  wären. 

Unwillkürlich  erweitert  sich  der  Blick  mehr  und  mehr ;  denn 
wir  tauschen  nicht  nur  Produkte  des  Bodens  und  des  mensch- 
lichen Fleisses,  wir  tauschen  zugleich  mit  ihnen  geistige  Güter, 
Gedanken,  Künste  und  Fertigkeiten :  an  jedem  Gegenstände,  der  in 
die  Weite  geschickt  wird,  haftet  ein  Stück  Kultur.  Immer  noch 
ist  der  Kaufmann,  auch  wenn  er  zimächst  nur  den  äussern  Ge- 
winn sucht,  der  Vermittler  civilisatorischer  Ideen,  immer  noch  be- 
wahrheitet sich  des  Dichters  schönes  Wort: 

„Bach,  Ihr  Götter,  gehört  der  Kaufmann!    Güter  zn  suchen 
„Geht  er,  doch  an  sein  Schiff  knüpfet  das  Gute  sich  an." 

Ob  der  Phönizier  auf  dem  pfadlosen  Meere  zu  dem  milden 
Lichte  des- Polarsterns  empor  blickt,  ob  der  Grieche  von  dem 


Vm  Einleitung. 

strahlenden  Sternbilde  des  Grossen  Bären  sich  leiten  lässt  — 
immer  sind  es  gute  Sterne,  denen  sie  folgen.  Der  Phönizier 
sucht  an  den  Gestaden  des  Griechen  die  Purpurschnecke,  und  er 
bringt  ihm  im  Austausch  die  ^»mxi?*«  Yqap.iMXTa^  die  Buchstaben. 
Von  gottlicher  Fügung  geleitet  („^f%  noiinl  xqsdiisvog''^)  erscheint 
dem  alten  Herodot  jener  Kolaios,  der,  vom  Sturme  in  den 
mythischen  ^iixeavog  verschlagen,  jenseit  der  Säulen  des  Herakles 
neues  Handelsgebiet  entdeckt. 

'i.  Und  wie  schon  in  grauer  Vorzeit  das  Schöne  zugleich  mit 
dem  Nützlichen  gesucht  wird,  davon  zeugt  das  anmuthige  Beispiel 
selbst  der  herrschbegierigen  Hat  asu,  der  kriegsgewaltigen  Schwester 
des  grossen  Pharaonen  Thotm es  III.,  welche,  von  dem  sagen- 
umwobenen Nil  ausziehend,  über  das  Roth e  Meer  mit  der  ersten 
Flotte,  die  es  beßlhrt,  nach  dem  Lande  Punt  hinübersegelt  und 
unter  der  mächtigen  Beute  auch  31  duftende  Sträucher*)  heimbringt^ 
um  sie  in  ihren  rosenumrankten  Gärten  in  Theben  anpflanzen  zu 
lassen:  „C'est  le  premier  essai  connu  d'acclimatation."') 
Unter  anderen  seltenen  Handelsartikeln,  an  denen  diese  Expedition 
so  ergebnissreich  war,  befand  sich  übrigens  auch  —  Schminke.*) 
König  S  a  1  o  m  o  s  Seeleute  aber  kehren  nach  dreijähriger  Fahrt 
mit  420^)  Centnern  Gold  —  „des  Silbers  achtete  man  Nichts  zu 
den  Zeiten  Salomos"®)  —  mit  Edelgesl einen,  vielem  Elfenbein,  Eben- 
holz'), Affen  und  Pfauen  aus  den  Ophirlanden  zui'ück. 

1)  Herodot  4,  152  und  6,  58. 

')  Weihrancbsträncher.  Vergl.  J.  Dum  ich  en:  „Die  Flotte  einer  Aegyptischen 
Königin  ans  dem  XVIL  Jahrhnndert  vor  unserer  Zeitrechnung.**    S.  17  ff. 

•)  Maspero:  „Histoire  ancienne  des  peuples  de  l'Orient"  Cap.  5.  Vergl.  auch 
J.  Dümichen  L  c. 

^)  „Mestems^^-Schminke.    Vergl.  J.  Dümichen  1.  c. 

*)  I.  Buch  der  Könige  IX.  28.  Die  Zahl  variirt ;  im  II.  Buch  der  Chronica  VIII.  18 
wird  dieselbe  auf  450  Gtr.  angegeben. 

^)  I.  Buch  der  Könige  X.  21. 

^  „Es  kam  nicht  mehr  solch  Ebenholz,  ward  auch  nicht  mehr  gesehen**.  I.  Buch 
der  Könige  X.  11.  12. 


Einleitang.  IX 

Ekiger  und  enger  verknüpft  der  Handel  überall,  wo  er  die 
Unmenschlichkeit  des  Menschenhandels  von  sich  gewiesen  hat, 
die  Nationen  unter  einander,  Bedürfnisse  des  Lebens  aus  der 
Feme  zuführend,  Wohlstand  und  Gesittung,  Humanität  und  Kunst 
pflegend  und  verbreitend. 

Ist  er  doch  ein  dankbares  Kind  des  Friedens,  des  Friedens, 
der  da  freudiges  Schaffen,  reiches  Entfalten  aller  Kräfte, 
edlen  Wettstreit  gebietet;  dankbar- aber  erzeigt  er  sich,  indem  er 
selbst,  das  rauhe  Spiel  der  Waffen  zurückdi*ängend ,  den  Frieden 
hegt  und  schützt,  wie  es  keine  Macht  der  Erde  sonst  vermochte. 
Denn  kraftvoll  ist  er  emporgeblüht.  Nicht  mehr  hat  er  es  nöthig, 
in  den  Schutz  der  Heiligthümer  zu  flüchten  und  in  heiligen  Häfen 
sich  zu  bergen _,  wie  einst  in  alter  Zeit.^)  Nicht  mehr  zagend 
an  den  Küsten  entlang,  nicht  mehr  der  unsicheren  Hoffnung  auf 
Stemenglanz  folgend,  nein,  mitten  über  das  weite,  dunkel  wogende 
Meer,  durch  Wetter  und  Sturm  fahren  die  Schiffe,  den  Weisungen 
jener  unscheinbaren  Nadel  gehorchend,  deren  zweckgemässe  Ver- 
wendung dem  grossen  Amalfitaner  seinen  unsterblichen  Namen 
verliehen  hat. 

Und  wer  wollte  noch  neben  dem  materiellen  den  hohen 
ideellen  Werth  des  Handels  leugnen? 

Selbst  die  Nationen,  welche  ihr  Gebiet  Jahrhunderte  ängst- 
lich vor  den  Fremden  verschlossen,  jeden  Ausländer  als  Feind  an- 
gesehen und  bei  Todesstrafe  den  Ihrigen  das  Verlassen  der  Gren- 
zen verboten  hatten,  öffnen  ihre  Häfen  und  Thore,  nehmen  und 
geben,  und,  zugleich  erkennend,  wie  sie  sich  selber  geschädigt, 
suchen  sie  bei  den  gemiedenen  Fremden  Bildung  und  neue  Hilfs- 
mittel  für   ihr  Gedeihen.     Durch    die   Gebirge,    wo    ehedem    des 


*)  Vergl.  Gurt  ins,  Griech.  üeschichte.    Buch  II.  Kap.  4. 
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Wanderers  Fuss  die  „Strasse  der  Schrecken"  mit  ehrerbietiger 
Scheu  betrat,  ja  mitten  durch  das  Innerste  der  Bergriesen  hindurch 
braust  das  jagende  Dampfross,  und  auf  selbstgeschaffenen  Meeres- 
Strassen  verbindet  der  Mensch  getrennte  Oceane. 

Doch  der  Handel  spendet  seinen  Segen. nicht  ungepflegt.  Er 
erhebt  Anspruch  nicht  nur  auf  Frieden,  sondern  auch  auf  Schutz 
imd  verständnissvolle  Berücksichtigung  seiner  Interessen  und  Eigen- 
heiten. 

Schon  im  Alterthum  erkannte  man  dies.  Nach  dem  Vor- 
bilde Aeginas  wurden  in  Athen  —  um  nur  eines  anzuführen  — 
besondere  Handelsgerichte  Behufs  schleimiger  Erledigung  von  kauf- 
männischen Prozessen  kreirt;  und  aus  dem  gleichen  Bestreben, 
den  Handel  zu  fordern,  ging  die  weitere  Bestimmung  der  Athener 
hervor,  bei  der  Veranlagung  zu  den  Kriegssteuern  den  Rhedern, 
deren  Kapitalien  in  Handelsunternehmungen  engagirt  waren,  thun- 
lichst  Berücksichtigung  find  Schonung  zu  gewähren/) 

Wie  aber  der  Handel  selbst  keine  Landesgrenzen  anerkennt, 
so  müssen  sich  auch  die  Normen,  nach  denen  er  sich  richtet,  mehr 
und  mehr  ausgleichen.  Bestimmungen,  die  den  Käufer  wie  den 
Verkäufer  banden,  mussten  gefunden  werden.  Zunächst  sorgten 
die  politischen  Gewalten  als  solche  noch  wenig  dafür;  derjenige 
Staat,  dessen  Handel  am  meisten  entwickelt  war,  bestimmte  selbst- 
ständig. So  wm-de  die  tabula  Amalfitana  (aus  der  inhaltlich 
später  das  Consoloto  del  mare  sich  entwickelte)  für  einige 
Zeit  im  Mittelmeer  Gesetz.  Die  Deutsche  Hansa  musste  sich 
selbst  gegen  Räubereien  schützen;  aber  auch  sie  beförderte 
durch  ihre,  dem  Wisby sehen  Seerecht  verwandten,  Recesse  die 
Gemeinsamkeit  der  Rechtsanschauungen  auf  ihrem  grossen  Gebiet, 


^)  Vergl.  Gurtius,  Griech.  Geschichte.    BnchUI.  Kap.  3. 
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und  schon  im  Mittelalter  wirkten  Associationen  von  Banquiers,  die 
sich  über  die  wichtigsten  Handelsgebiete  Europas  erstreckten,  in 
gleichem  Sinne:  ihre  Gepflogenheiten  und  Erfahrungen  bildeten 
die  Grundlage  für  die  spätere  Gesetzgebung. 

So  folgte  der  Anwendung  des  Wechsels  die  gesetzmässige 
Regelung  desselben.  So  klärten  sich  nach  und  nach  die  An- 
schauungen über  das  Seerecht,  und  mit  Hugo  Grotius  wurde 
der  Giimdsatz  völkerrechtlich  anerkannt,  dass  das  Meer  frei  sei 
und  nur  die  Küstengewässer  dem  angrenzenden  Staate  gehörten.  — 
So  erschienen  in  Spanien  die  Handelsordnungen  von  Bilbao  und 
unter  Ludwig  XIV.  die  Französischen  Ordonnanzen  von  1673 
und  1681,  nachdem  schon  alte  Rechtsaufzeichnungen,  wie  die 
jugemens  d'016ron,  der  Guidon  de  la  mer  etc.,  vorauf- 
gegangen waren.  ^) 

Es  leuchtet  nun  ohne  Auseinandersetzung  ein,  dass  der  Handel 
um  so  gedeihlicher  emporblähen  wird,  je  mehr  die  Gesetzgebung 
der  Lander,  welche  er  verknüpft,  übereinstimmt.  Die  Fülle  der 
speciellen  Handelsverträge  im  XVIII.  Jahrhundert  musste  schon 
bedeutend  zu  gegenseitiger  Rücksichtnahme  führen.  Noch  weit 
mehr  drängt  dahin  die  ungeheure  Ausbreitung,  welche  der  Han- 
del seitdem  gewonnen  hat. 

Denn  gleich  dem  länderverbindenden  Handel  selbst  ist,  wie 
oben  angedeutet,  der  Charakter  der  Rechtsnormen,  welche  den- 
selben regeln,  zu  allen  Zeiten  und  unter  allen  Zonen  durchaus 
universell. 

Wenn  das  stetige  Element  des  Rechts,  welches  die  Ver- 
hältnisse  des  Grundeigen thums  —  „des   verjährt  geheiligten 


^)  Ueber  die  Quellen  des  Haudelsrechts  uud  die  Entwickelang  desselben,  welche 
oben  nur  in  flüchtigen  Andeutungen  gestreift  werden  konnten,  wird  insbesondere  auf  die 
erschöpfende  und  in  jeder  Beziehung  mustergültige  Darstellung  von  Goldschmidt, 
Handbuch  des  Handelsrechts  Bd.  I  8.  7  fi'.,  verwiesen. 
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Besitzes"  —  der  Familie  und  der  Erbfolge  bestimmt,  mit  der 
ganzen  kulturgeschichtlichen  und  religiösen  Entwickelung,  mit  dem 
Genius  der  Nation  auf  das  innigste  verknüpft  ist,  und 

„an  der  Völker  frommen  Kinderglanben 
^mit  tausend  zähen  Wurzeln  sich  befestigt^, 

SO  wohnt  dem  beweglichen,  in  die  Weite  der  Welt  gerichteten 
Geist  des  Handelsrechts,  seinem  innersten  Wesen  nach  —  un- 
abhängig von  dem  Wechsel  theoretischer  Zeitbestrebungen,  wie 
praktischer  Zeitbedürfoisse  —  die  Tendenz  inne,  die  einengenden 
territorialen  Schranken  zu  durchbrechen  und  in  dem  allum- 
fassenden Reiche  seiner  Thätigkeit,  auf  dem  Erdballe,  Gleichförmig- 
keit, wenigstens  in  den  massgebenden  Principien,  zu  erringen. 

Mag  man  mm  den  Gedanken  der  Durchführung  einer  der- 
artigen Rechtsassimilation  auf  dem  ganzen  Gebiet  desjenigen 
Rechts,  das  gemeinhin  „Handelsrecht"  genannt  wird,  als  Quadi'atur 
des  Kreises  ansehen  oder  nicht,  so  dürfte  doch  immerhin  bei  einer 
Reihe  von  Instituten  eine  Rechtsausgleichung  in  den  leitenden 
Grundsätzen  praktisch  weder  undurchführbar,  noch  uner- 
reichbar erscheinen. 

Neben  dem  bereits  an  anderer  Stelle*)  gewürdigten  Wechsel 
möchten  dahin  namentlich  zu  zählen  sein*)  das  Frachtgeschäft, 
die    Konnossemente,    Warrants,    Ohecks,    die    Gesell- 


^)  Vergl.  meine  n^&ninilnnf]^  der  Ansländischen  Wechselgesetze  des  letzten  De- 
cenninms  etc.",  Berlin,  1883,  in  Verbindung  mit  dem  hier  grundlegenden  Werk  von 
Dr.  S.  Borchardt:  „Vollständige  Sammlung  der  geltenden  Wechselgesetse  aller 
Länder",  Berlin,  1871. 

')  Die  Spezial-G-esetzgebung,  betreffend  das  Verlags-,  Urheber-  und  Patentrecht, 
die  Münzen  und  Banken,  den  Huster-,  Modell-  und  Markenschutz  und  die  Gewerbe, 
liegt  ausserhalb  des  (wesentlich  durch  die  Linien  des  Französischen  Code  de  commerce 
begrenzten)  Rahmens  dieses  Werkes;  auch  war  ein  Bednrfniss,  dieselbe  aufzunehmen,  nicht 
vorhanden,  da  sie  sich  zum  grossen  Theil  in  so  hervorragenden  Organen,  wie  dem 
,,Deutschen  Handels-Archiv"  und  der  „Zeitschrift  für  Handelsrecht"  von  Goldschmidt» 
vorfindet. 
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Schäften  mit  öffentlichem  Charakter,   die  See-Asse- 
kuranz und  Havarie  grosse. 

Dies  jedoch  näher  auszuführen  und  zu  begründen,  behalte  ich 
einer  Abhandlung  vor,  welche  ich  am  Schlüsse  des  ganzen  Werkes 
oder  in  separato  erscheinen  zu  lassen  beabsichtige. 

Die  Rechtsassimilation  bedingt  aber  zuvor  die  Perspektive 
über  die  ganze  geltende  Gesetzgebung.  Eine  solche  zu  gewähren, 
ist  der  vornehmliche  Zweck  des  gegenwärtigen  Unternehmens. 

Möchte  dasselbe  als  ein  glückliches  um  so  mehr  sich  dar- 
stellen, als  die  Literatur,  so  weit  bekannt,  in  dieser  Beziehung 
eine  sehr  empfindliche  Lücke  aufweist 

Sollte  nun  aber  auch  die  Morgenrothe  der  Zeit  noch  fern  sein, 
in  welcher  der  Ausspruch  Cicero s  sich  erfüllt:  „Nee  erit  alia  lex 
Romae,  alia  Athenis"^?  so  dürfte  doch  mein  Werk  nach  anderer 
Richtung  nutzbringend  erscheinen  und  insbesondere  von  den  Ver- 
tretern der  Wissenschaft  und  den  zur  Gesetzgebung  Berufenen 
willkommen    geheissen    werden;    denn   eine   Handels -Wissenschaft 


*)  Die  von  Lactantius,  Inst.  div.  lib.  VI  cap.  8,  aufbewahrten  Worte  Ciceros, 
welche  Letzterer  im  Hinblick  auf  das  Naturrecht,  in  diesem  Sinne  das  jus  gentium  — 
Inst  Just.  L  2.  2.  —  den  Ursprung  des  Treu  und  Glauben  überall  und  immer  schützen- 
den Handelsrechts,  geschrieben  hat  (^Vom  Staat^,  Buch  HL  Cap.  XXII  §  83),  lauten 
im  Zusammenhange: 

,,Bst  quidem  yera  lex  recta  ratio,  natnrae  congrnens,  diffusa  in  omnes,  con- 
stans,  sempitema,  quae  vocet  ad  officium  jubendo,  vetando  a  fraude  deterreat, 
qnae  tamen  neque  probos  frustra  jubet  aut  vetat  neo  improbos  jubendo  aut 
vetando  movet.  Huic  legi  nee  obrogari  fas  est  neque  derogari  ex  hac  aliquid 
licet  neque  tota  abrogari  potest,  nee  vero  aut  per  senatum  aut  per  populum 
solvi  hac  lege  possumus,  neque  est  quaerendus  explanator  aut  interpres  ejus 
N  alins,  nee  erit  alia  lex  Romae,    alia  Athenis,  alia  nunc,  alia  posthac,  sed  et 

omnes  gentes  et  omni  tempore  una  lex  et  sempiterna  et  immutabilis  continebjt 
unusque  erit  communis  quasi  magister  et  Imperator  omnium  deus:  ille  legis 
hnjus  inventor,  disceptator,  lator,  cui  qui  non  parebit,  ipse  se  t'ugiet  ac  na- 
tnram  hominis  aspematus  hoc  ipso  luet  maximas  poenas,  etiam  si  caetera 
supplida  quae  putantur,  effugerit.^ 
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wie  -Gesetzgebung  ohne  Vergleichung  fremden  Rechtes  ist  gegen- 
wärtig, Angesichts  des  so  eminent  gesteigerten  Weltverkehrs  und 
des  damit  verbundenen  vitalen  Interesses  der  Völker  an  den 
wechselseitigen  Rechtsmaximen,  geradezu  undenkbar. 

Aber  auch  einem  vorliegenden  praktischen  Bedürfhisse  soll 
das  Werk  entgegenkommen,  indem  es  den  Gerichtshöfen  und 
Konsulaten,  die  in  der  Lage  sind,  fremdes  Recht  zur  Anwendung 
bringen  zu  müssen,  ferner  dem  Kaufherrn,  der  die  rechtlichen 
Folgen  seiner  Handelsoperationen  im  Auslande  sich  klar  zu 
machen  wünscht,  endlich  dem  Advokaten,  der  fSr  die  im  Aus- 
lande engagirten  Interessen  seines  Klienten  einzutreten  hat,  die 
Möglichkeit  einer  schnellen  und  leichten  Auskunft  gewährt. 

Die  ungewöhnlichen,  mit  diesem  unternehmen  verknüpften 
Schwierigkeiten  dürften  für  jeden  Sachkundigen  augenfällig  sein, 
am  meisten  freilich  far  denjenigen,  der  schon  eine  ähnliche  Auf- 
gabe zu  lösen  versucht  hat. 

Hervorgehoben  seien  hier  nur  wenige  Punkte,  und  zwar  zunächst 
die  Beschaffung  des  über  den  ganzen  Erdkreis  hin  zerstreuten,  viel- 
gestaltigen Materials,  welches  —  abgesehen  von  sehr  bedeuten- 
den materiellen  Opfern  —  auch  durch  die  gewissenhafteste  Sorg- 
falt und  mehrjährige  angestrengteste  Mühe  dem  Verfasser  nicht 
in  der  vorliegenden  Vollständigkeit  und  Korrektheit  ^)  zu  erreichen 


^)  Wie  schwer  diese  erzielt  wird,  insbesondere  bei  den  transoceani sehen  Staaten, 
deren  Gesetzgebung  für  den  Handel  eine  erhöhte  Bedeutung  gewinnt  im  Hinblick  auf 
den  projektirten  Kanal  von  Panama,  dürfte  u.  A.  aus  der  Note  6  S.  XVIII  hervor- 
gehen; bietet  doch  die  Literatur  hier  mit  sreringen  Ausnahmen  (wie  namentlich  Gold- 
Schmidt,  Handbuch  des  Handelsrechts)  gar  keinen  oder  nur  wenig  sicheren  Anhalt, 
in  einem  1822  erschienenen  Kommentar  zum  Italienischen  Handelsgesetzbuch  z.  B. 
weist  die  darin  gegebene  Uebersicht  der  ausländischen  Gesetzgebung  unrichtige  An- 
gaben über  Aegypten,  Golumbien,  Guatemala,  Honduras,  Paraguay 
und  Ürugu  ay  auf. 
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möglich  gewesen  wäre,  wenn  ihm  nicht  die  hohen  Behörden  des 
Auswärtigen  Ressorts  eitj  so  wohlwollendes  Entgegenkommen 
zu  beweisen  die  Geneigtheit  gehabt  hätten.  Sodann  ist  zu  er- 
wähnen die  geistige  Bewältigung  und  Durchdringung  des  gi*adezu 
riesenhaften  Stoffes,  demnächst  aber  auch  die  Schwierigkeit  der 
Uebertragung  in  das  Deutsche.  Ist  schon  an  und  für  sich  die 
Wiedergabe  eines  jeden  fremdländischen  Gesetzes  nicht  leicht,  zu- 
mal aus  Sprachen,  die  in  Bildung  und  Art  der  eigenen  völlig  ent- 
gegengesetzt sind,  so  werden  die  Schwierigkeiten,  dem  Wortlaut  und 
der  Eigenart  des  Originals  thunlichst  gerecht  zu  werden,  noch  ver- 
mehrt bei  detaillirten  technischen  Vorschriften.  Es  kommt  hinzu, 
dass  zuweilen  der  betreffende  Gesetzestext  selbst  an  Unklarheit, 
Schwerfälligkeit  und  Mangel  an  Präcision  leidet.  Dies  dürfte  ins- 
besondere von  den  meisten  der  Central-  und  Südamerika- 
nischen Gesetzbücher  gelten,  die  hinter  ihrem  formvollendeten 
Muster,  dem  Französischen  Code,  nicht  unerheblich  zurück- 
bleiben. Manchmal  sind  in  denselben  sogar  die  Bestimmungen  über 
die  Aufhebung  sowohl  ganzer  Rechtsinstitutionen  als  einzelner  Vor- 
schriften so  vage,  dass  es  zweifelhaft  erscheinen  muss,  ob  die- 
selben überhaupt  noch  fortbestehen  oder  nicht;  ja,  es  tritt  hie 
und  da  der  Fall  ein,  dass  in  einem  späteren  Gesetz  die  in  einem 
früheren  ergangenen  Rechtsänderungen  vollständig  ignorirt  und 
aufgehobene  Normen  als  in  Kraft  befindlich  behandelt  werden. 
Vortheilhaft  unterscheidet  sich  hierin  —  um  auch  dies  nicht  un- 
erwähnt  zu  lassen  —  namentlich  (bis  auf  das  auch  etwas  dürftige 
Gesellschaftsrecht)  der  Cödigo  de  comercio  von  Chile. 

Wie  sich  nun  die  Staaten,  welche  eine  Handelsgesetzgebung 
besitzen,  in  2  Gruppen  scheiden  lassen,  je  nachdem  diese  Gesetz- 
gebung kodificirt  ist  oder  nicht,  so  zerfallt  auch  das  vorliegende 
Werk  in  2  Haupt-Abtheilungen,  deren  erste  die  Staaten  mit  kodi- 
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ficirter  Handelsgesetzgebung,  und  deren  zweite  diejenigen  umfasst, 
deren  Gesetze  nicht  kodificirt^)  sind. 

Die  Reihenfolge  der  einzelnen  Staaten  ist,  schon  der  leichteren 
Orientirung  wegen,  nach  diplomatischem  Brauche  die  alphabetische.^) 

Der  Gesetzgebimg  jedes  einzelnen  Staates  ist  ein  Inhaltsver- 
zeichniss  beigefugt.  Am  Schluss  einer  jeden  Hauptabtheilung  aber 
wird  sodann  ein  ausführliches  Generalregister  folgen,  das  zugleich 
die  Vorzüge  einer  Ooncordance  gewähren  soll. 

Allgemeine  Fragen  und  Ergebnisse  aus  dem  ganzen  Werke 
zu  erörtern,  behält  sich  der  Verfasser,  wie  bereits  oben  bemerkt, 
vor.  Zu  seinem  Bedauern  war  derselbe  durch  die  ausserordent- 
lichen Dimensionen  des  Buches  gehindert,  in  reichlichen  und  aus- 
fuhrlichen Anmerkungen  so,  wie  er  selbst  es  gewünscht  hätte,  zu 
Vergleichungen  und  Forschungen  anzuregen.  Immerhin  aber  hat 
er  es  sich  nicht  versagt,  neben  kurzen  Erläuterungen  auch 
auf  die  Eigenthümlichkeit  oder  den  Ursprung  einer  Bestim- 
mung, auf  landesgesetzliche  Vorläufer,  sowie  auf  parallele  oder 
abweichende  Vorschriften  anderer  Gesetzbücher  hinzudeuten.  Ein- 
zelne der  interessantesten  Kodifikationen  mit  eingehendem  Kom- 
mentare herauszugeben,  verschiebt  der  Verfasser  auf  eine  spä- 
tere Zeit. 

Der  Umfang  der  einzelnen  Handelsgesetzbücher,  aus  denen 
die,  vorläufig  hier  nur  in  Betracht  kommende  Hauptabtheilung  1 
besteht,  gestaltet  sich  nun  —  im  Zusammenhange  mit  der  ganzen 


*)  Die  theilweise  erfolgten  Kodifikationen  der  Britischen  Kolonien  werden  im 
AnBchluss  an  das  Mutterland,  diejenigen  von  Einzelstaaten  der  Nordamerika- 
nischen  Union  bei  der  gemeinsamen  Gesetzgebung  letzterer  —  soweit  möglich  — 
berücksichtigt  werden. 

*)  Wenn  Aegypten  nicht  unter  „Türkei"  nibricirt  ist,  so  ist  dies  lediglich 
aus  äusseren  Gründen  bei  Fertigstellung  des  Druckes   geschehen. 
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staatlichen  und  rechtlichen  Entwickelung  der  betreflEenden  Nationen 
—  überaus  mannigfaltig,  und  zwar  sowohl  in  Bezug  auf  den  Kreis 
der  aufgenommenen  Rechtsinstitute,  als  auch  im  Hinblick  auf  die 
vom  Gesetzgeber  mehr  oder  minder  beliebte,  principielle  oder 
kasuistische  Behandlung  des  Stoffes. 

Nehmen  wir  den  Franzosischen  Code  de  commerce,  als  das- 
jenige Gesetzbuch,  welches  unmittelbar  oder  mittelbar  den  meisten 
anderen  zu  Grunde*)  gelegt  ist,  mit  seinen  4  Theilen  (Buchl  „Vom 
Handel  im  Allgemeinen'',  bezw.  Tit.  8  „Vom  Wechsel",  Buch  II 
„Vom  Seehandel",  Buch  III  „Vom  Falliment",  Buch  IV  „Von  der 
Gerichtsbarkeit  bezw.  dem  Verfahren  in  Handelssachen")  zam  Aus- 
gangspunkt, um  im  Vergleich  damit  die  sämmtlichen  Kodifika- 
tionen zu  klassificiren ,  so  dürften  sich  diese  in  die  folgenden, 
inhalthch  absteigenden,  7  resp.  8  Gruppen  zerlegen  lassen: 

I.  Handelsgesetzbücher,  welche  die  wesentlichen  im  Code 
behandelten  Rechtsmaterien  recipirt  haben. 

Dahin  gehören  die  Handelsgesetzbücher  von  Belgien*), 
Brasilien,  Chile,  Costa-Rica,  San  Domingo, 
Ecuador,  Haiti,  Mexiko,  Peru,  Portugal,  Russ- 
land, San  Salvador  und  Venezuela. 

II.  Handelsgesetzbücher,  in  denen  nicht  Bestimmungen  über 
den  Seehandel  (Buch  11  des  Code)  aufgenommen  sind. 

Dies  ist  nur  das  Handelsgesetzbuch  von  Bolivia. 
III.  Handelsgesetzbücher,  in  denen   nicht  Normen  über   die 


^)  Auch  derjenige  Entwarf  eines  Handelsgesetzbuchs,  welchen  die  Kaiserlich 
.Japanische  Kegierung  znr  Zeit  (gemäss  gütiger  amtlicher  Mittheilung)  vorbereitet, 
beruht  in  der  Anlage  vornehmlich  auf  dem  Code;  allerdings  scheint  der  ausführlichen 
Behandlung  des  Stoffes  der  Vorzug  'gegeben  zu  werden,  da  dem  Vernehmen  nach  das 
bereits  vollendete  erste  Buch  etwa  die  fünffache  Anzahl  der  Artikel  des  Buch  I  des 
Code  aufweist 

^  Doch  besteht  die  Absicht,  das  Buch  IV  zu  trennen  und  dem  Code  de  proc^duie 
civile  einzuverleiben. 
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Gerichtsbarkeit  bezw.  das  Verfahren  in  Handels- 
sachen (Buch  IV  des  Code)  enthalten  sind. 

Dies  sind  die  Handelsgesetzbücher  der  Argentina,  von 
Griechenland,  Guatemala,  Honduras,  Italien, 
Monaco,  Nicaragua,  der  Niederlande^),  von  Pa- 
raguay, Rumänien,  Spanien^)  und  Uruguay. 

IV.  HandelsgesetzbÜTcher,  in  denen  nich^H^timmungen  über 
den  Seehandel  und  die  GerichtsblNkeit  bezw. 
das  Verfahren  in  Handelssachen  (Bucn^  und  IV 
des  Code)  enthalten  sind.  "^ 

Dahin  sind  zu  zählen  die  Handelsgesetzbücher  der  Türkei^, 
bezw.  von  Aegypten*)  und  Bulgarien,  sowie  von 
Columbien.'^) 

V.  Handelsgesetzbücher,  in  denen  sich  nicht  die  Lehren  vom 


^)  Eine  Revision  des  Handelsgesetzbuchs  steht  in  den  Niederlanden  bevor. 

*)  Buch  V  ist  durch  Art  12  des  G^esetzes  vom  6.  December  1868  aufgehoben;  die 
JSandelsgerichte  sind  beseitigt,  und  ihre  Jurisdiktion  ist  auf  die  gewöhnlichen  Gerichte 
übertragen. 

>)  Im  Jahre  1860  ist  ein  Appendix  zum  Handelsgesetzbuch,  betreffend  die  Orga- 
nisation der  Handelsgerichte,  im  Jahre  1861  (15.  Oktober)  ein  Gesetzbuch,  betreffend 
das  Verfahren  in  Handelssachen,  und  im  Jahre  1864  ein  besonderes  Gesetzbuch,  be- 
treffend den  Seehandel,  erschienen. 

*)  Doch  ist  zur  gleichen  Zeit  (1875)  ein  besonderes  Gesetzbuch  über  den  See- 
handel und  ein  Gesetzbuch,  betreffend  das  Verfahren  in  Civil-  und  Handelssachen,  er- 
schienen. 

')  Hier  befinde  ich  mich  in  der  Lage  (auf  Grund  neuester  amtlicher  Mittheilongen) 
einen  Irrthum  berichtigen  zu  müssen,  welcher  sich  trotz  peinlichster  Gewissenhaftigkeit 
und  höchster  Sorgfalt  in  die  „Vollständige  Sammlung  der  geltenden  Wechselgesetze 
aller  Länder**  von  Dr.  S.  Borchardt^  Berlin  1871 ,  eingeschlichen  hat  und  von  da  in 
die  ganze,  zu  meiner  Eenntniss  gelangte  Literatur  übergegangen  ist  Bezüglich  Go- 
1  u  m  b  1  e  n  s  wird  nämlich  das  Handelsgesetzbuch  vom  1.  Juli  1853  als  in  Geltung  befind- 
lich angegeben.  Dieses  Gesetzbuch  ist  nicht  mehr  in  Kraft,  da,  nach  der  am  8.  Mai  1863 
in  Hio  Negro  abgeschlossenen  Konföderation,  der  Nationalregierung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Oolumbien  nur  die  Oberaufsicht  über  den  See-  und  Küsten-Handel 
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Seehandel,  vom  Falliment*)  und  der  Gerichtsbar- 
keit bezw.  dem  Verfahren  in  Handelssachen 
(Buch  II,  m  und  IV  des  Code)  befinden. 

Dahin  gehört  nur  das  Handelsgesetzbuch  von  Serbien.*) 
VI.  Handelsgesetzbücher,  in  denen  nicht  das  Wechselrecht, 
das  Falliment  und  Bestimmungen  über  die  Ge- 
richtsbarkeit bezw*  das  Verfahren  in  Handels- 
sachen (Buch  I  Tit.  8,  Buch  III  und  IV  des  Code)  berück- 
sichtigt sind. 

Dies  sind  diejenigen  von  Deutschland  und  Liechten- 
stein. 

Vn.  Handelsgesetzbücher,  die  nicht  das  Wechselrecht,  das 
Falliment,  Bestimmungen  über  den  Seehandel 
und  die  Gerichtsbarkeit  bezw.  das  Verfahren 
in  Handelssachen  (Buch  I  Tit.  8,  Buch  II,  IH  und  IV 
des  Code)  umfassen. 

Dies  sind  die  Handelsgesetzbücher  von  Oesterreich  und 
\  von  Ungarn. 

!    VIII.  Eine  eigenthümliche  Stellung  nimmt  das  neue  Seh  w ei ze- 
I  rische  Bundesgesetzbuch  ein. 


zusteht,  während  seit  jenem  Zeitabschnitte  jeder  einzelne  Staat  das  Recht  hat,  über  den 

inneren  Handel  nach  seinem  Ermessen  Bestimmungen  za  treffen. 

^  Unfi^eachtet  dieses  Rechtes  der  eigenen  Legislative  in  den  eben  bezeichneten 

Grenzen  gilt  de  facto  —  bis  aaf  wenige  unwesentliche  Modifikationen  —  für  den  i  n  - 

'  n  e  r  e  n   Handel  in   allen  9  Föderativstaaten   derjenige  Cödigo   de  comercio ,  welchen 

der  Staat  Cundinamarea  (mit  der  ßundes-Hauptstadt  Bogota)  am  8.  Januar  1859 

t      pnblicirt  hat,  während  der  Seehandel  durch  den,  auch  formell  gemeinsamen 

1     neuen  Cödigo  de  comercio  vom  11.  März  1878  (der  Titel  ist  nicht  ganz  korrekt)  geregelt 

^    ist  —  Daher  werden  im  Band  U  dieses  Werkes  beide  Gesetzbücher  enthalten  sein. 

1)  Nach  dem  Code    und   der  Mehrzahl  der  darauf  beruhenden   Gesetzbücher 
(Costa-Rica  macht  in  seinem  äusserst  detaillirten  Eonkursgesetz  vom  3.  Oktober 
1865  eine  Ausnahme)  kann  nur  ein  Kaufmann  sich  im  Zustande  des  Fallimente s 
I    befinden.    Aus  diesem  Grunde,   sovide  auch.^wegen  seiner  engen  prozessualischen  Be- 
;    Ziehungen  erscheint  auf  dem  Gebiete  des  Fallimente s  eine  Rechtsausgleichung  er- 
heblich komplicirter. 

')  In  demselben  Jahre  (1861;  ist  ein  besonderes  Konkursgesetz  publicirt  worden. 
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Dasselbe  quaUficirt  sich  schon  dem  Titel  nach  als  „Obli- 
gationenrecht", in  das  nur  eine  Reihe  speciell  handelsrecht- 
licher Institute  eingefügt  sind.  Dem  nun  einmal  —  ob  mit 
Glück,  mag  dahingestellt  bleiben  —  eingenommenen  Stand- 
punkt entsprechend,  ist  von  Bestimmungen  über  das  Falli- 
ment, die  Gerichtsbarkeit  imd  das  Verfahren 
in  Handelssachen')  abgesehen  worden. 

Fasst  man  in  den  einzelnen  Gruppen  den  territorialen 
Flächeninhalt  imd  die  Einwohnerzahl  der  betreffenden 
Staaten  ins  Auge,  so  stellen  sich  die  Gruppen  wie  folgt: 


*  Es  repräsentiren 

Elächeninhall 

t  Qu.-km. 

Einwohnerzahl 

Grnppe     I 

(incl. 

Frankreich) 

38,803,200.06 

198,550,173 

»        II 

» 

» 

1,297,255 

2,325,000 

,    m 

f». 

r> 

5,110,532.49 

89,265,954 

»      IV 

» 

7) 

10,053,950 

61,613,400 

n          V 

7> 

» 

48,590 

1,700,211 

„       VI 

» 

» 

540,670.68 

45,243,185 

„     VII 

n 

» 

625,167.21 

37,869,954 

„    VIII 

(Schweiz) 

41,389.8 

2,846,102 

Von  den  so  klassificirten  7  ersten  Gruppen  berücksichtigen 
einige  Gesetzbücher  nun  noch  eine  grössere  oder  geringere  Zahl  im 
Code  de  commerce  nicht  behandelter  Lehren  des  Obligationen- 
rechts. 


^)  Nach  Art.  29  des  Bundesgesetzes,  betreffend  die  Bnndesrechtspflege,  vom  24.  Joni  1874 
steht  in  Rechtsstreitigkeiten,  die  von  kantonalen  Gerichten  nach  Eidgenössischen 
Gesetzen  zu  entscheiden  sind,  und  deren  Gegenstand  einen  Hauptwerth  von  wenigstens 
3000  Frcs.  hat  oder  seiner  Natur  nach  einer  Schätzung  nicht  unterliegt,  jeder  Partei 
das  Recht  zu,  die  Sache  bei  dem  Bundesgericht  weiter  zu  verfolgen  und  die  Ab- 
änderung des  letztinstanzlichen  kantonalen  Hauptnrtheils  nachzusuchen.  Da  nun  handeis- 
rechtliche  Streitsachen  in  der  ganzen  Schweiz  nach  dem  Bundes- Obligationenrecht  zu 
beurtheilen  sind,  so  kann  auf  Verlangen  der  einen  (unterlegenen)  Partei,  insofern  das 
Streitobjekt  die  obige  Höhe  erreicht,  an  das  Bundesgericbt  rekurrirt  werden.  Die  kan  • 
tonale  Beartheilung  von  Handelssachen  lallt  in  den  meisten  Kantonen  den  ordent- 
lichen Gerichten  zu.  Wirkliche  Handelsgerichte  besitzen  nur  die  Kantone  Genf  und 
Zürich. 
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So  sind  namentlich,  nach  dem  theil weisen  Vorgange  von 
Spanien  und  noch  mehr  nach  demjenigen  von  Portugal,  die 
Lehren  von  dem  Tausch,  dem  Darlehn  n^t  Zinsen,  dem 
Depositum,  dem  Mandat,  der  Bürgschaft  und  der  all- 
gemeinen Versicherung  fast  in  allen  Central-  und  Süd- 
amerikanischen Handelsgesetzbüchern  (meist  aus  dem  Franzo- 
sischen Code   civil)  aufgenommen. 

Einzelne  derselben  behandeln  auch  noch  die  Lehren  von  der 
Miethe,  dem  Kommodat,  der  Cession,  selbst  der  Hypo- 
thek, sowie  die  allgemeinen  Entstehungs-  und  Auf- 
hebungsarten der  Verträge  bezw.  der  Verbindlich- 
keiten überhaupt,  femer  die  Lehren  von  Conditio,  Dies  und 
•Modus,  sowie  diejenigen  der  Korreal-  und  Solidarver- 
bindlichkeit. 

Der  Versicherungsvertrag  im  Allgemeinen  hat 
auch  in  den  Niederländischen  GesetzbücheiTi  (die  ausserdem 
die  Binnen  schiff  fahrt  ausführlich  regeln)  Platz  gefanden, 
ebenso  in  dem  revidirten  Belgischen  Code  (der  auch  die 
Erwerbs-  und  Wirthschaftsgenossenschaften  auf- 
genommen hat),  dem  Ungarischen  Handelsgesetzbuch  (das 
ebenfalls  die  Genossenschaften  und  überdies  den  Verlags- 
vertrag und  die  Lagerhäuser  behandelt,  dagegen  die  Aktien-, 
die  Kommandit-  und  die  stillen  Gesellschaften  ausser  Acht  lässt) 
und  dem  Italienischen  Gesetzbuch  (das  auch  die  Lagerhäu- 
ser,   die  Checks*)  und  ferner  noch  den  Kontokorrentver- 


')  Von  älteren  Kodiiikationen  enthalten  Bestimmungen  über  den  Check  bereits 
das  Portugiesische  B.  G-.  B.  Buch U  Tit.  VII  Abschn.  9  („Tnandatos  ou  cbeques 
sobre  banquieros^)  und  das  Holländische  H.  G.  B.  Buch  I  Tit.  VII  Abschn.  3 
uKassierspapier^);  die  Bestimmungen  des  letzteren  sind  übergegangen  in  die  Nieder- 
ländische Kolonialgesetzgebung  von  Niederländisch -Indien,  Surinam 
und  Gurayao. 
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trag  hinzuzieht).  Der  Kontokorrentvertrag  findet  sich  auch 
in  den  Handelsgesetzbüchern  von  Chile,  Guatemala,  Hon- 
duras und  Venezuela,  deren  letzteres  auch  die  Binnen- 
schiff fahrt  regulirt. 

Das  Russische  Handelsgesetzbuch  endlich  enthält  daneben 
das  Konsulatsgesetz. ^) 

Dies  in  grossen  Zügen  Umriss  und  Inhalt  sämmtlicher  Han- 
delsgesetzbücher. 

In  der  Hauptabtheilung  II  des  Werkes  werden  die  Staaten 
mit  nicht  kodificirter  Handelsgesetzgebung  enthalten  sein.     Es  sind 
dies:  China,  Dänemark*),  Grossbritannien  und  Irland'), 
Hawai*),   Liberia,     Japan*),     die    Nordamerikanische. 
Union*)  und  Schweden-Norwegen, 

Der  Verfasser  würde  einer  berechtigten  Forderung  der  Wissen- 
schaft, wie  einem  eigenen  Wunsche  genügen,  wenn  es  ihm  ver- 
gönnt wäre,  auch  die  Originaltexte  der  hier  gebotenen  Gesetze 
zu  publiciren.  Doch  muss  er  den  Entscheid  darüber  der  Zukunft 
vorbehalten. 

Es  erübrigt  ihm  noch,  allen  denjenigen  Behörden  und  Fach- 
genossen, welche  ihm  bei  der  HerbeischaflPung  des  Materials,  sowie 


*)  Ein  nenes  Handelsg^esetzbnch  ist  in  Vorbereitung,  während  der  Entwarf  einer 
besonderen  Wechselordnung  schon  seit  Jahresfrist  publidrt  ist. 

')  Die  Nordischen  Königreiche  stehen  im  Begriff,  dem  gemeinsamen 
Wechselrecht  nunmehr  auch  ein  gemeinschaftliches  Seerecht  folgen  zu  lassen;  eine,  aus 
Vertretern  dieser  drei  bezüglichen  Länder  zusammengesetzte  Kommission  zur  Aus- 
arbeitung eines  Entwurfs  ist  dem  Vernehmen  nach  bereits  ernannt  und  derselben  der, 
von  einer  früheren  Kommission  redigirte  Entwurf  zur  Berücksichtigung  vorgelegt  worden. 

»)  Cfr.  oben  Note  S.  XVL 

*)  Eine  Revision  der  Hawaischen  Handelsgesetze  ist  in  Angriff  genommen. 

5)  Cfr.  oben  Note  S.  XVII. 

*•)  0fr.  oben  Note  S.  XVI. 
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durch  Notizen  und  sonstige  Mittheilungen  hülfi'eichen  Beistand  ge- 
leistet haben,  seinen  verbindlichsten  Dank  an  dieser  Stelle  erneut 
auszudrücken.  Er  bittet  im  Interesse  der  Sache  um  geneigte 
weitere  Unterstützung,  aber  auch  um  Nachsicht  für  das  jetzt  Ge- 
botene. Mit  hingebender  und  angestrengter  Bemühung  hat  er 
wenigstens  darnach  gestrebt,  der  ihm  sachlich  überall  entgegen- 
tretenden ungewohnüchen  Schwierigkeiten  Herr  zu  werden. 

Möge  das  Werk  nicht  allzuweit  hinter  seiner  Aufgabe  zurück- 
bleiben, der  Wissenschaft  wie  dem  Leben,  dem  Vaterlande  wie 
der  Menschheit  zu  nützen! 

Berlin,  den  27.  März  1883. 


Oscar  Borchardt 
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I.   AEGYPTEN. 


JLm  Vice-Königreich  Aegypten  hat  sich  in  Folge  der  in  den  Jahren  1874 
und  1875  mit  den  bedeutendsten  Staaten  Europas  abgeschlossenen  Ver- 
träge ^)  eine  Reform  der  Gesetzgebung  vollzogen,  welche  sich  fast  auf 
das  ganze  Rechtsgebiet  erstreckt.  Die  demgemäss  (mit  Gesetzeskraft  vom 
1.  Januar  1876)  publizirten  Gesetzbücher  sind: 

1.  das  bürgerliche  Gesetzbuch; 

2.  das  Gesetzbuch,  betrefiFend   das  Verfahren   in    Civil-    und  Han- 
delssachen ; 

3.  das  Strafgesetzbuch; 

4.  das  Gesetzbuch,  betrefiFend  das  Verfahren   in  Strafsachen; 

5.  das  Reglemeut,  betrefiFend  die  Gerichtsorganisation  der  gemischten 
(internationalen)  Gerichtshöfe  und  das  Verfahren  vor  denselben;*) 

6.  das  Handelsgesetzbuch; 

7.  das  Gesetzbuch,  betreffend  den  Seehandel. 

Die  beiden  letzten  Gesetzbücher  lauten  nun,  wie  folgt: 

^  A-  Handelsgesetzbuch. 

Kapitel   I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Abschnitt  I. 
Von   der   Zuständigkeit. 

Art.  1.    Die  Handelsgerichte  erkennen  über: 

1.  alle  Streitigkeiten   in  Bezug  auf  Engagements  und  Transaktionen 
zwischen  Handeltreibenden,  Eaufleuten  und  Banquiers; 

2.  Streitigkeiten   in   Bezug  auf  Handelsgeschäfte,  welche  von  jeder 
anderen  Person  abgeschlossen  sind. 

2.    Das  Gesetz  erachtet  als  Handelsgeschäfte: 

jeden  Ankauf  von  Lebensmittelo  und  Waaren,  Behufs  Wiederverkaufs 
derselben,  sei  es  in  rohem  Zustande^  sei  es  nach  deren  Verarbeitung  und 


^)  Cfr.  Härtens,  Nouveau  ßecueil  G6n6ral  de  Traitös  etc.    2.  Serie  Bd.  II. 
*)  Das  für  die  Wirksamkeit  dieser  Gerichtshöfe  festgesetzt  gewesene  Quinqnienniam 
ist,  nach  gütiger  amtlicher  MittheUnng,  bis  zum  1.  Februar  1889  proiongirt. 

Borehar dt,  Handelsrecht.  I.  2.  Auflage.  1 
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Umgestaltung   in    eine  andere  Form,  oder   selbst   zam    Zweck   der 
Vermiethung  des  Niessbrauchs  derselben; 

jedes  Unternehmen  und  jedes  Geschäft  von  Manufakturen,  Kom- 
missionen, Land-  und  Wassertransporten; 

jede  Unternehmung  von  Lieferungs-,  Agentur-  und  Vermitte- 
lungsgeschäften,  von  Anstalten  zu  Auktionsverkäufen  und  von 
Schauspielhäusern; 

jedes  Unternehmen    von  Wechsel-,  Bank-  und  Maklergeschäften; 

die  Geschäfte  der  öffentlichen  Banken; 

alle  Verpflichtungen  zwischen  Handelsleuten,  Kaufleuten,  Banquiers, 
Mäklern,  Verwaltungsorganen  der  öffentlichen    Anleihen    sowohl  za 
Lasten    der    Regierung,    wie    fremder    Mächte,   sofern   sie  in  ihrer 
Eigenschaft  als  solche  handeln. 
3.     Das  Gesetz  erachtet  gleichfalls  als  Seehandelsgeschfilte: 

jedes  Schiffsbauunternehmen,  sowie  alle  An-  und  Verkäufe 
und  Wiederverkäufe  von  Fahrzeugen  für  die  innere  und  äussere 
SchijQffahrt; 

alle  Seespeditionsgeschäfte; 

jeden  An-  und  Verkauf  von  Takel werk,  Schiffsgeräth  und  Proviant; 

jede  Schiffsmiethe  und  -Befrachtung,  jedes  Nehmen  und  Geben 
auf  Bodmerei; 

alle  Seeversicherungen  und  sonstige  den  Seehandel  betreffende 
Verträge; 

alle  Verträge  und  Vereinbarungen  über  Lohn  und  Heuer  von 
Schiffsleuten; 

alle  Engagementsverträge  der  Seeleute  für   den  Dienst  auf  Han- 
delsschiffen. 
4-    Die    Handelsgerichte   erkennen  gleichfalls    über   alle  Streitigkeiten 
bezüglich  der  gemeinschaftlichen  und  besonderen  Havarien. 

5.  Die  Handelsgerichte  erkennen  ferner  über  die  gegen  Faktoren, 
Kommis  oder  Diener  der  Kaufleute  angestellten  Klagen ,  hinsichtlich  dessen, 
was  sich  auf  den  Handel  des  Kaufmanns  bezieht,  in  dessen  Dienst  sie  sich 
befinden. 

6.  Die  Handelsgerichte  erkennen  gleichfalls  über  Alles ,  was  sich  auf 
die  Fallimente  bezieht,  gemäss  den  Vorschriften  dieses  Handelsgesetzbuches. 

7.  Nicht  zur  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte  gehören  die  Klagen 
gegen  Kaufleute  auf  Zahlung  von  zum  eigenen  Gebrauch  gekauften  Lebens- 
mitteln und  Waaren« 

8.  Die  von  einem  Kaufmann  oder  Verwaltungsorgane  öffentlicher  Gelder 
unterzeichneten  Wechsel  gelten  indessen  als  bei  seinem  Handel  ausgestellt; 
wenn  ein  anderer  Entstehungsgrund  darauf  nicht  vermerkt  ist. 

Abschnitt  H-'^ 

Vom   Handelsstande. 

9.  Kaufleute  sind  diejenigen,  welche  Handelsgeschäfte  betreiben  und 
daraus  ihr  gewöhnliches  Gewerbe  machen. 

10.  Handel  treiben  darf  jeder,  der  das  21.  Jahr  zurückgelegt  hat. 
Diejenigen,  welche  das  18.  Jahr  zurückgelegt  haben,  dürfen  nur  unter  den 
in   ihren   Personalstatuten    vorgeschrieli^en    Bedingungen   Handel   treiben, 


^)  Das   Aeffyp tische   H.   G-.   B.  stimmt  von  hier  an  wesentlich,  tum  Theü 
wörtlich  mit  dem  Französischen  H.  G.  B.  überein,  cfr.  Bd.  11  S.  530  folgd. 
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falls    sie  minderjährig,    oder  mit  GenehmiguDg   des    Handelsgerichts,  wenn 
sie  nach  ihren  Personalstatuten  volljährig  sind. 

11.  Die  Fähigkeit  der  Fraaen^  Handel  zutreiben,  bestimmt  sich  gleich- 
falls nach  ihren  Personalstatuten. 

"  Abschnitt   111. 

Von   den   Handelsbuchern. 

12-  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  ein  Journalbuch  zu  fuhren,  aus 
welchem  Tag  fQr  Tag  seine  Aetiva  und  Passiva,  seine  Handelsgeschäfte, 
seine  Negociationen,  Accepte  und  Giros  von  EflFekten,  und  überhaupt  Alles, 
was  er  unter  irgend  einer  Form  empfangt  und  bezahlt,  zu  ersehen  sind,  und 
welches  monatsweise  in  einem  besonderen  Abschnitt  die  fQr  den  Haushalt 
verwendeten  Beträge  angiebt. 

13.  Er  ist  verpflichtet,  die  von  ihm  abgesandten  Geschäftsbriefe  in 
ein  Register  zu  kopiren  und  die  etnpfängenen  monats weise  zusammenzu- 
heften. 

14.  Abgesehen  von  der  Führung  der  in  den  beiden  vorstehenden 
Artikeln  erwähnten  Bücher,  hat  ieder  Kaufmann  alljährlich  ein  Inventar 
seiner  beweglichen  und  unbeweglichen  Yermögensstücke  und  seiner  Aetiva 
und  Passiva  anzufertigen  und  dieses  Inventar  jedes  Jahr  in  ein  besonderes 
hierzu  bestimmtes  Buch  zu  kopiren. 

15.  Diese  Bücher  müssen  ohne  weisse  Stellen,  Lücken  und  Beischrei- 
bungen am  Rande  geführt  werden,  abgesehen  von  den  weissen  Stellen  in 
den  in  das  Kopirbuch  abgeschriebenen  Briefen.  Die  Blätter  des  Journals, 
wie  des  Inventarbuchs  sind,  bevor  sie  angefangen  werden,  von  einem  ad  hoc 
vom    Handelsgericht    ernannten    Beamten    kostenfrei    zu  paginiren   und  zu 

Jaraphiren;  in  gleicher  Weise  müssen  am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  das 
ournal-,  wie  das  Inventar-  und  das  Briefkopirbuch  von  besagtem  Beamten 
im  Beisein  des  Kaufmanns,  welcher  sie  vorlegt,  visirt  werden,  ohne  dass  der 
Beamte  unter  irgend  einem  Verwände  von  dem  Inhalt  des  vorgelegten  Buches 
Kenntniss  nehmen,  noch  dasselbe  zurückbehalten  darf. 

16.  Die  Bücher,  zu  deren  Führung  die  handeltreibenden  Individuen 
verpflichtet  sind,  und  bei  welchen  die  oben  erwähnten  Förmlichkeiten  nicht 
beobachtet  worden  sind,  können  vor  Gericht  nicht  als  Beweismittel  gelten. 

17.  Die  Mittheilung  der  Bücher  und  Inventarien  kann,  abgesehen  von 
Handelsstreitigkeiten,  vom  Gericht  nur  in  Gütergemeinschafts-  und  Erb- 
schaftsangelegenheiten, in  Gesellschaftstheilungssachen  und  bei  Fallimenten 
angeordnet  werden.  In  diesen  Fällen  darf  das  Handelsgericht  die  Vorlegung 
von  Amtswegen  fordern. 

18.  Ordnungsmässig  geführte  Handelsbücher  können  vom  Richter  als 
Beweismittel  bei  Streitigkeiten  unter  Kaufleuten,  hinsichtlich  der  Handels- 
geschäfte, zugelassen  werden. 

19.  Im  Laufe  eines  Rechtsstreites  kann  die  Vorlegung  der  Bücher 
Seitens  des  Handelsgerichts  von  Amtswegen  angeordnet  werden,  um  daraus 
dasjenige  auszugsweise  zu  entnehmen,  was   den  Streitgegenstand  betrifft. 

Abschnitt  IV. 

Von    der    Veröffentlichung,     welche    hinsichtlich    der 

Eheverträge   der   Kaufleute   erfolgen    muss. 

20.  Jeder  verheirathete  Kaufmann  oder  jede  handeltreibende  Ehefrau 
ist  gehalten,  binnen  einem  Jahre   nach  Erlass    dieses  Gesetzbuches,   bei  der 
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Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  anzuzeigen,  nach  welchem  Ehesystem 
sie  verheirathet  sind. 

21-  Ist  ein  Ehe  vertrag  vorhanden,  so  wird  derselbe  dem  Gerichts- 
schreiber mitgetheilt,  der  einen  Auszug  daraus  in  ein  Register  überträgt. 

22.  Das  Register  wird  auf  einfachen  Antrag  Jedem,  nach  Angabe  des 
Namens  des  Kaufmanns  und  hinsichtlich  des  denselben  betreffenden  Theüs, 
zur  Kenntniss  mitgetheilt. 

23.  Jeder  Kaufmann,  der  eine  Ehe  eingeht,  sowie  jede  verheirathete 
Person,  die  den  kaufmännischen  Beruf  ergreift,  muss  in  dem  Monat,  in 
welchem  die  Ehe  geschlossen  wird,  oder  in  dem  Monat,  in  welchem  der 
Handel  eröffnet  werden  soll,  die  gleiche  Bekanntmachung  bewirken. 

24.  Wenn  die  in  diesem  Abschnitt  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht 
erfüllt  worden  sind,  so  wird  der  Kaufmann,  welcher  fallirt,  als  einfacher 
Bankrottirer  bestraft,  sobald  erkannt  wird,  dass  der  Mangel  der  Publicität 
Dritten  ein  unverdientes  Vertrauen  einflössen  konnte. 

Kapitel  IL 
Von  den  verschiedenen  Handelsverträgen. 

Abschnitt  I. 
Von   den    Gesellschaften. 

25.  Das  Gesetz  erkennt  drei  Arten  von  Handelsgesellschaften  an: 
die  offene  Handelsgesellschaft, 

die  Kommanditgesellschaft, 

die  anonyme  Gesellschaft. 
Diese    Gesellschaften    unterliegen    den    allgemeinen    Vorschriften    des 
Civilgesetzbuches ,    den  Abreden  der  Parteien   und  überdies  folgenden  Vor- 
schriften. 

26.  Die  offene  Handelsgesellschaft  ist  eine  Gesellschaft,  welche 
von  zwei  oder  mehreren  Personen  gebildet  wird,  und  welche  zum  Zweck 
hat,  gemeinschaftlich  für  gemeinsame  Rechnung  unter  einer  Gesellschafts- 
firma Handel  zu  treiben. 

27.  Nur  die  Namen  eines  oder  mehrerer  Gesellschafter  dürfen  in  die 
Gesellschaftsfirma  aufgenommen  werden. 

28.  Die  offenen  Gesellschafter  haften  solidarisch  für  alle  Verpflich- 
tungen der  Gesellschaft,  auch  wenn  nur  ein  einziger  der  Gesellschafter,  welcher 
hierzu  ermächtigt  ist,  unterzeichnet  hat,  vorausgesetzt,  dass  dies  mit  der 
Gesellschaftsfirma  geschehen  ist,  oder  wenn  das  Engagement  der  Gesellschaft 
Nutzen  gebracht  hat,  mag  derjenige,  welcher  unterzeichnet  hat,  dazu  er- 
mächtigt gewesen  sein  oder  nicht. 

29.  Die  Kommanditgesellschaft  wird  von  einem  oder  mehreren 
A  erantwortlichen  und  solidarisch  haftenden  Gesellschaftern  und  einem  oder 
mehreren  Gesellschaftern  gebildet,  welche  nur  Geld  einlegen  und  Komman- 
ditisten oder  Kommanditgesellschafter  heissen. 

30.  Sie  wird  unter  einem  Gesellschaftsnamen  betrieben,  der  nothwendig 
derjenige  eines  oder  mehrerer  der  verantwortlichen  und  solidarisch  haftenden 
Gesellschafter  sein  muss. 

31.  Sind  mehrere  solidarisch  haftbare  und  mit  Namen  bezeichnete 
Gesellschafter  vorhanden,  sei  es,  dass  sie  alle  zusammen,  sei  es,  dass  einer 
oder  mehrere  für  die  Gesammtheit  die  Verwaltung  führen,  so  ist  in  An- 
sehung derselben  zu  gleicher  Zeit  die  Gesellschaft  eine  offene,  den  nur  mit 
Kapitaleinlage  Betheiligten  gegenüber  aber  eine  Kommanditgesellschaft. 
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82.  Der  Name  eines  Kommanditisten  darf  in  der  Gesellschaftsfirma 
nicht  enthalten  sein. 

33.  Der  Kommanditist  nimmt  an  dem  Yerlast  nur  bis  zum  Betrage 
seiner  in  die  Gesellschaft  eingezahlten  oder  einzuzahlenden  Einlage  Antheil. 

34.  Der  Kommanditist  kann  keinen  Akt  der  Geschäftsführung  vor- 
nehmen, auch  nicht  in  der  Eigenschaft  als  Prokurist.^) 

35.  Bei  Zuwiderhandlungen  gegen  das  im  Art.  32  erwähnte  Yerbot 
ist  der  Kommanditist,  welcher  den  Gebrauch  seines  Namens  in  der  Gesell- 
schaftsfirma gestattet  hat,  solidarisch  für  alle  Schulden  und  Engagements 
der  Gesellschaft  haftbar. 

Der  Kommanditgesellschafter,  welcher  einen  Akt  der  Geschäftsführung 
vorgenommen  hat,  ist  solidarisch  haftbar  für  die  Schulden  und  Verbindlich- 
keiten der  Gesellschaft,  die  aus  Akten  seiner  Geschäftsfahrung  herrühren. 

36.  Je  nach  der  Zahl  und  Bedeutung  dieser  Akte,  und  je  nachdem 
Dritte  auf  Grund  dieser  Akte  dem  Kommanditisten  Vertrauen  haben  schen- 
ken können,  kann  letzterer  für  alle  Engagements  der  Gesellschaft  oder  einen 
Theil  derselben  haftbar  erklärt  werden. 

37.  Rathschläge  oder  Akte  der  Kontrolle  oder  Aufsicht  verpflichten 
den  Kommanditisten  nicht. 

38.  Die  Aktiengesellschaft  besteht  unter  keinem  Gesellschafts- 
namen; sie  wird  nicht  durch  den  Namen  eines  Gesellschafters  bezeichnet. 

3i9.  Sie  wird  durch  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  des  Unter- 
nehmens qualificirt. 

40.  Sie  wird  von  auf  Zeit  ernannten,  besoldeten  oder  unbesoldeten 
Mandataren  verwaltet,  welche  Gesellschafter  oder  Nichtgesellschafter  sein 
können  und  absetzbar  sind,  auch  wenn  sie  durch  die  Statuten  ernannt 
worden  sind,  und  selbst  wenn  das  Gegentheil  verabredet  ist. 

41.  Die  Verwalter  haften  nur  für  die  Ausführung  des  erhaltenen 
Auftrages.  Sie  gehen  auf  Grund  ihrer  Geschäftsführung  keinerlei  persön- 
liche oder  solidarische  Verpflichtung  hinsichtlich  der  Engagements  der  Ge- 
sellschaft ein. 

42.  Die  Gesellschafter  können  nur  einen  Verlust  bis  zur  Höhe  des 
Betrages  ihres  Antheiles  an  der  Gesellschaft  erleiden. 

43.  Das  Kapital  einer  Aktiengesellschaft  wird  in  gleichwerthige  Aktien 
oder  Aktienantheile  (Antheilsscheine)  getheilt. 

44.  Die  Aktie  kann  in  der  Form  einer  auf  den  Inhaber  lautenden 
Urkunde  ausgestellt  werden.  In  diesem  Falle  wird  die  Uebertragung  durch 
Uebercabe  der  Urkunde  bewirkt.*) 

45.  Das  Eigenthum  an  den  Aktien  kann  durch  eine  Eintragung  in 
die  Register  der  Gesellschaft  festgestellt  werden.  Die  Gession  erfolgt  durch 
eine  in  den  Registern  der  Gesellschaft  von  dem  Uebertragenden  oder  dem 
Erwerber,  beziehungsweise  deren  Bevollmächtigten,  unterzeichnete  Ueber- 
tragungserklärung,  welche  Seitens  des  Verwalters  der  Gesellschaft  am  Rande 
oder  auf  der  Rückseite  der  Urkunde  vermerkt  wird,  &lls  nicht  eine  neue 
Urkunde  übergeben  wird. 

46.  Aktiengesellschaften  dürfen  nur  auf  Grund  eines  Formans  des 
Khedives  errichtet  werden,  welcher  die  im  Gesellschaftsvertrage  enthaltenen 
Bedingungen  und  die  Konstituirung  der  Gesellschaft  genehmigt. 


^)  Die  Art.  29  —  84:  stimmen  wörtlich  mit  den  Art.  23  —  27  des  Französischen 
fl.  G.  B.  (cfir.  Bd.  n  S.  533)  tiberein. 

*)  Die  Art  41  —  44  entsprechen  wörtlich  den  Art.  32  —  35  des  Französischen 
H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  n  S.  537. 
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47.  Die  Aktiengesellschaften,  welche  in  Aegypten  gegründet  werden, 
müssen  der  Aegyptischen  Nationalitat  angehören  und  dort  den  Hauptsitz  der 
Gesellschaft  haben. 

48.  Das  Kapital  der  Kommanditgesellschaften  kann  ebenfalls  in 
Aktien  zerlegt  werden,  ohne  irgend  eine  sonstige  Abweichung  von  den  für 
derartige  Gesell  seh  afben  aufgestellten  Normen.^) 

49.  Keine  Gesellschaft  darf  ihr  Kapital  in  Aktien  oder  Aktienantheile 
unter  100  Frcs.  zerlegen,  falls  das  Kapital  200000  Frcs.  nicht  übersteigt, 
noch  unter  500  Frcs.,  falls  das  Kapital  mehr  als  200000  Frcs.  beträgt. 

50.  Bei  Kommanditgesellschaften  lauten  bis  zur  Einzahlung  der 
Hälfte  ihres  Betrages  die  Aktien  auf  Namen.  Die  Subscribenten  und  deren 
benannte  Gessionare  haften  bis  zum  Betrage  dieser  Hälfte. 

51.  Bei  Aktiengesellschaften  bestimmt  die  Genehmigungsurkunde  die 
Quote  der  Einzahlung,  nach  deren  Erlegung  die  Aktie  auf  den  Inhaber 
lauten  darf  und  der  Subscribent  und  die  benannten  Gessionare  befreit  sind. 

52.  Offene  und  Kommanditgesellschaften  müssen  schriftlich  konstituirt 
werden.  Die  Vertrüge  können  in  authentischer  Form  oder  mit  Privatunter- 
schrift abgeschlossen  werden,  indem  in  den  letzteren  Fällen  die  Vorschriften 
des  Ciyilgesetzbuches  zu  beobachten  sind. 

53.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Urkunde,  durch  welche  sich  die 
Kontrahenten  unter  bestimmten  Bedingungen  zur  Erlangung  der  zu  einer 
Aktiengesellschaft  erforderlichen  Genehmigung  verpflichten. 

54.  Ein  Auszug  aus  den  Verträgen  einer  offenen  oder  Kommandit- 
gesellschaft ist  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  am  Sitze  der 
Gesellschaft  und  am  Sitze  ihrer  Zweigniederlassungen  zu  hinterlegen,  um 
in  das  dazu  bestimmte  Register  eingetragen  zu  werden  und  3  Monat  hindurch 
an  der  für  gerichtliche  Bekanntmachungen  im  Gerichtsbezirke  bestimmten 
Tafel  angeheftet  zu  bleiben. 

55.  Der  Auszug  ist  ausserdem  in  ein  für  die  gerichtlichen  Bekannt- 
machungen bestimmtes,  am  Sitze  des  Gerichts  erscheinendes  Blatt  und  in 
zwei  in  einer  anderen  Stadt  erscheinenden  Blätter  einzurücken.  Jede  der 
kontrahirenden  Parteien  ist  befugt,  diese  Förmlichkeiten  zu  erfüllen. 

56.  Der  Auszug  muss  enthalten: 

die  Vor-  und  Zunamen,  den  Stand  und  den  Wohnort  der  anderen 
Gesellschafter,  als  derjenigen,  welche  nicht  verantwortliche  Aktionäre 
oder  Kommanditisten  sind; 

die  Handelsfirma  der  Gesellschaft; 

die  Bezeichnung  derjenigen  Gesellschafter,  welche  ermächtigt 
sind,  die  Geschäfte  zu  führen,  die  Verwaltung  zu  leiten  und  für  die 
Gesellschaft  zu  zeichnen; 

den  Betrag  der  in  Aktien  oder  als  Kommanditkapital  eingezahlten 
oder  einzuzahlenden  Beträge; 

den  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Gesellschaft  anfangen,  und  den* 
jenigen,  in  welchem  sie  endigen  soll. 

57.  Diese  Vorschriften  sind,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  binnen 
15  (14)  Tagen  nach  Vollziehung  der  Urkunde  zu  erfüllen. 

M.  Diese  Nichtigkeit  wird  indessen  durch  die  vor  der  Klage  auf 
Nichtigkeit  erfolgte  Publikation  beseitigt. 

59.  Die  Gesellschafter  dürfen  dieselbe  Dritten  nicht  entgegenstellen; 
wohl  aber  können  sie  dieselbe  untereinander  geltend  machen. 


^)  Entspricht  wörtlich  dem  Art.  88  des  Französischen  H.  G.  B.,  cfr.  Bd. II 

S.  688. 
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60.  Wird  die  Nichtigkeit  ausgesprochen,  so  erfolgt  die  Liquidation 
der  Ansprüche  der  Gesellschafter  aus  den  vor  der  Nichtigkeitsklage  abge- 
schlossenen Geschäften,  gemäss  den  Bestimmungen  der  annullirten  Urkunde. 

61.  Die  Kommanditisten,  beziehungsweise  die  Aktionare  werden  nicht 
als  solidarisch  haftend  angesehen,  lediglich  desshalb,  weil  die  Gesellschaft 
annullirt  worden  ist. 

62.  Der  Auszug  aus  den  Gesellschaftsverträgen  wird  bei  öffentlichen 
Urkunden  von  dem  Beamten,  welcher  dieselben  aufgesetzt  hat,  und  bei  Ur- 
kunden mit  Privatunterschrift  von  der  Partei,  welche  die  Publikation  vor- 
nimmt, unterzeichnet. 

63.  Der  Ferman,  welcher  die  anonymen  Gesellschaften  genehmigt, 
sowie  der  vorlaufige  Gesellscbaftsvertrag  und  die  Statuten  sind  auf  dem 
Handelsbericht  innerhalb  derselben  Zeit  durch  Aushang  bekannt  zu  machen 
und  in  eine  Zeitung  zu  inseriren,  bei  Strafe  der  Schadloshaltung  Seitens  der 
Verwalter,  welche  für  die  Gesellschaftsschulden  solidarisch  verhaftet  sind. 

64.  Jede  Verlängerung  der  Gesellschaft  nach  Ablauf  ihrer  Dauer  muss 
durch  eine  Erklärung  der  Gesellschafter  festgestellt  werden.  Diese  Erklärung, 
sowie  jeder  Vertrag,  betreffend  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der 
f&r  ihre  Dauer  durch  die  Errichtungsurkunde  fes^esetzten  Zeit,  jeder  Wechsel 
oder  Austritt  von  benannten 'Gesellschaftern,  afle  neuen  Abreden  oder  Be- 
stimmungen, welche  Dritten  von  Interesse  sein  können,  sowie  jede  Aende- 
rung  in  der  Gesellschaftsfirma  unterliegen  den  in  den  vorstehenden  Arti- 
keln vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  unter  denselben  Bedingungen  der 
Nichtigkeit. 

65.  Ausser  den  drei  oben  erwähnten  Arten  von  Gesellschaften  erkennt 
das  Gesetz  die  Gesellschaften  auf  Theilhaberschaft  an,  welche  weder 
ein  Geseilschaftskapital,  noch  eine  Gesellschaftsfirma  besitzen. 

66.  Diese  Gesellschaften  beziehen  sich  auf  eine  einzelne  oder  mehrere 
Handelsuntemehmungen ;  sie  werden  für  die  Zwecke ;  in  der  Form,  unter 
den  Verhältnissen  der  Betheiligung  und  unter  den  Bedingungen  errichtet, 
welche  die  Theilhaber  vereinbart  haben. 

67.  Derjenige  von  den  Theilhabem,  welcher  mit  Dritten  kontrahirt 
hat,  ist  diesen  gegenüber  allein  direkt  verpflichtet. 

68.  Die  für  die  Kontrahenten  aus  diesen  Gesellschaften  erwachsenden 
Beziehungen  beschränken  sich  auf  das  Recht  und  die  Pflicht,  den  Gewinn 
und  Verlust  aus  den  einzeln  oder  zusammen  in  Folge  des  Vertrages  abge- 
schlossenen Geschäft;en  unter  sich  zu  reguliren. 

69.  Die  Gesellschaften  in  Theilhaberschaft  können  durch  Vorlegung 
der  Bücher  und  Korrespondenz  bewiesen  werden. 

70.  Die  flandelsgesellschaften  auf  Theilhaberschaft  sind  den  für  die 
anderen  Gesellschaften  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  unterworfen. 

71.  Jede  Klage  auf  Grund  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  gegen  die 
Gesellschafter,  die  nicht  Liquidatoren  sind,  oder  deren  Rechtsnacnfolger 
verjährt  in  5  Jahren  von  der  Beendigung  der  Gesellschaft  an  gerechnet, 
fieJls  die  Urkunde,  welche  deren  Dauer  bestimmt,  in  der  regulären  Weise 
veröffentlicht  worden  ist,  oder  von  der  Bekanntmachung  des  Aktes  der 
Auflösung  an. 

Es  finden  die  allgemeinen  Bestimmungen  über  die  Verjährung,  nament- 
lich diejenigen  über  die  Unterbrechung  derselben,  Anwendung. 
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Abschnitt  IL 
Von   den   Mäklern. 

72*    Das  Mäklergewerbe  ist  frei« 

73.  Die  Rechte  und  Pflichten  der  Mäkler,  wie  deren  Gebühren  be- 
stimmen sich  nach  den  Vorschriften  über  das  Mandat  und  nach  den  Han- 
delsgebräuchen. 

74.  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  jedes  Geschäft,  sofort  nach  dem 
Abschluss,  in  ihr  Notizbuch  einzutragen  und  dasselbe  jeden  Tag  in  ihrem 
Journal,  ohne  weisse  Stellen,  Durchstreichungen,  Einschreibungen  zwischen 
den  Zeilen,  Ueberschreibungen  oder  Verweisungen,  nebst  der  genauen  Be- 
zeichnung des  Namens  der  Parteien,  der  Zeit  des  Abschlusses  und  der 
Lieferung,  der  Menge,  der  Beschaffenheit  und  des  Preises  der  Waaren, 
sowie  der  Bedingungen  des  Geschäfts,  zu  vermerken. 

75.  Wird  weder  das  Geschäft  selbst,  noch  die  Vermittelung  des 
Mäklers  bestritten,  so  können  die  so  geführten  Bücher  vor  Gericht  unter 
den  kontrahirenden  Parteien  als  Beweismittel  für  die  Bedingungen  des  ab- 
geschlossenen Geschäftes  gelten. 

76.  Die  Mäkler  haben  den  Parteien,  zu  jeder  Zeit  und  sofort  nach 
dem  Verlangen,  einen  Auszug  aus  ihren  Büchern,  bezüglich  dessen,  was 
das  für  sie  abgeschlossene  Geschäft  betrifft,  auszuhändigen. 

77.  Aui  Verlangen  des  Gerichts  haben  sie  demselben  sogar  ihre 
Bücher  vorzulegen  und  Aufklärungen  zu  geben. 

78.  Die  Weigerung,  die  in  den  beiden  vorstehenden  Artikeln  vorge- 
schriebenen MittheiluDgen  zu  bewirken,  verpflichtet  die  Mäkler  zur  Sch^l- 
loshaltung. 

79.  Die  Mäkler  haben,  es  sei  denn,  dass  sie  von  den  Parteien  hiervon 
entbunden  sind,  die  Proben  der  durch  ihre  Vermittelung  nach  Probe  ver- 
kauften Waaren  aufzubewahren,  indem  sie  denselben  die  zur  Feststellung 
der  Identität  nöthigen  Notizen  beifügen  müssen,  und  zwar  bis  zur  Lieferung. 

80.  Der  Mäkler,  welcher  den  Verkauf  n^ocir barer  Effekten  abge- 
schlossen hat,  haftet  für  die  Echtheit  der  darauf  befindlichen  Unterschrift 
des  Verkäufers, 

81.  Der  Mäkler,  welcher  seinen  Auftraggeber  beim  Abschluss  des 
Geschäfts  nicht  genannt  hat,  haftet  für  die  Ausführung  und  wird  als  Kom- 
missionär angesehen. 

Abschnitt  111. 
Von  den   Kommissionären. 

82.  Kommissionär  ist  jeder,  der  in  eigenem  Namen  oder  unter  einem 
Gesellschaftsnamen  auf  Ordre  und  für  Rechnung  eines  Auftraggebers  gegen 
Salair  oder  Provision  Geschäfte  abschliesst. 

83.  Er  haftet  dem  Auftraggeber  und  demjenigen,  mit  dem  er  Geschäfte 
abschliesst,  persönlich,  und  hat  einen  Regress  gegen  jede  der  Parteien, 
ohne  dass  die  eine  oder  die  andere  persönlich  irgend  welchen  Anspruch 
gegen  einander  haben. 

84.  Hat  indessen  der  Kommissionär  im  Namen  seines  Auftraggebers 
und  mit  Ermächtigung  dieses  Prinzipals  kontrahirt,    so    haben  die  Parteien 

Segen  einander  eine  Klage,  und  es  bestimmen  sich  die  Rechte  und  Pflichten 
es  Kommissionärs  lediglich  nach  den  Vorschriften  über  das  Mandat. 

85.  Hat  der  Kommissionär,  ohne  ermächtigt  zu  sein,  im  Namen  des 
Auftraggebers  zu  handeln,  dennoch  in  dessen  Namen  gehandelt,  so  wird 
das  Geschäft  nach  den  Vorschriften  für  die  negotiorum  gestio  geregelt. 
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86.  Der  Kommissionär,  welcher  auf  die  von  einem  anderen  Platze 
Behufs  Verkaufs  für  Rechnung  des  Auftraggebers  an  ihn  gesandten  Waaren 
Vorschüsse;  Vorausbezahlungen  und  Ausgaben  gemacht  hat,  hat  hinsichtlich 
der  Rückerstattung  seiner  Vorschüsse,  Zinsen  und  Kosten  ein  Vorrecht  und 
ein  Retentionsrecht  auf  die  Waaren,  falls  sie  in  seinen  Lagerräumen  oder 
in  einem  Reicher  des  Zollamtes  zu  seiner  Verfügung  stehen,  oder  falls  er 
vor  deren  Eintreffen  durch  Konnossement  oder  Frachtbrief  die  an  ihn  er- 
folgte Absendung  feststellen  kann. 

87.  Das  Vorrecht  und  das  Retentionsrecht  bezieht  sich  gleichfalls  auf 
die  in  Zahlung  gegebenen  Effekten,  &lls  sie  sich  in  den  Händen  des  Kom- 
missionärs befinden. 

88.  Das  Vorrecht  des  Kommissionärs  geht  allen  anderen  Privilegien  vor. 

89.  Das  Vorrecht  und  das  Retentionsrecht  bezieht  sich  nicht  auf  die 
vor  der  Absendung  entstandenen  Forderungen,  auch  wenn  sie  im  Vertrage 
als  Vorschüsse  und  Vorausbezahlungen  bezeichnet  sind. 

90.  Wenn  die  Waaren  für  Rechnung  des  Auftraggebers  verkauft  und 
geliefert  worden  sind,  so  entnimmt  der  Kommissionär  aus  dem  Erlös  des 
Verkaufes  den  Betrag  seiner  Vorschüsse,  Vorausbezahlungen,  Zinsen  und 
Kosten,  und  zwar  mit  Vorrecht  vor  den  Gläubigem  des  Auftraggebers. 

91.  Handelt  es  sich  um  Waaren,  die  einfach  nach  dem  Wohnorte 
des  Kommissionärs  konsignirt  sind,  so  ist  das  Vorrecht  nur  dann  vorhanden, 
wenn  es  mittelst  eines  Piandvertrages  nach  den  Vorschriften  des  bürger- 
lichen Rechts  konstituirt  worden  ist. 

92.  Der  Verkaufskommissionär,  welcher  Waaren  im  Besitze  hat,  die 
ihm  als  Depot  oder  Behufs  Verkaufs  zu  einem  limitirten  Preise  übergeben 
sind,  und  Welcher  für  einen  nach  den  vorstehenden  Artikeln  bevorrechtigten 
Geldbetrag  Gläubiger  geworden  ist,  kann  3  Tage  nach  fruchtlos  gebliebener 
Aufforderung,  abgesehen  von  den  Entfernungsfristen,  auf  einfachen  Antrag, 
von  dem  zur  Erledigung  der  schleunigen  Sachen  bei  dem  Gerichte  seines 
Wohnortes  angestellten  Richter  die  Ermächtigung  erhalten,  die  Waaren 
ganz  oder  theil weise  in  öffentlicher  Versteigerung  zu  verkaufen,  und  j^war 
durch  Vermittelung  eines  in  der  Verfügung  hierzu  bestellten  Mäklers. 

93.  Der  VeÄauf  erfolgt  an  dem  Orte  und  zu  der  Stunde,  welche  der 
Richter  bezeichnet  hat.  Derselbe  bestimmt,  ob  Aushang  und  Zeitungs- 
anzeigen nöthig  sind. 

94.  Die  Vorrechte,  das  Retentions-  und  Verkaufsrecht,  bestehen  gleich- 
falls zu  Gunsten  des  mit  dem  Ankauf  betrauten  Kommissionärs,  welcher 
die  Waaren  und  Effekten  noch  in  seiner  Gewahrsam  hat. 


Abschnitt  IV. 

Von    den    Transport  ko  mmissionären,    Frachtführern, 

Schi  ff  er  n  etc. 

95.  Der  Kommissionär,  welcher  sich  verpflichtet,  einen  Land-  oder 
Wassertransport  auszufahren  oder  ausführen  zu  lassen,  hat  die  Erklärung 
über  die  Beschaffenheit  und  Menge  der  Waaren,  sowie  auf  Verlangen  ihren 
deklarirten  Werth,  in  sein  Joumalbuch  einzutragen. 

96.  Er  haftet  für  die  möglichst  prompte  Expedirung  und  für  die  An- 
kunft der  Waaren  und  Effekten  innerhalb  der  im  Frachtbriefe  angegebenen 
Frist,  ausgenommen  in  dem  Falle  einer  gesetzlich  bewiesenen  höheren  Gewalt. 

97.  Er  haftet  für  Schäden  oder  Verluste  der  Waaren  und  Effekten, 
es  sei  denn,  dass  im  Frachtbriefe  das  Gegen  theil  verabredet  worden  oder 
höhere  Gewalt  eingetreten  ist  oder  eigene  Fehler  der  Sache  selbst  diese  ver- 
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ursacht  habeD,  unbeschadet  seines  eventuellen  Regresses  gegen  den  Fracht- 
führer. 

98-  Er  haftet  für  die  Handlungen  der  Zwischenkommissionäre,  an  die 
er  die  Waaren  sendet,  &lls  der  Zwischenkommissionär  im  Frachtbriefe  nicht 
genannt  worden  ist;  im  anderen  Falle  haftet  der  ursprüngliche  Kommissionär 
nicht  mehr. 

99.  Ist  die  Waare  aus  dem  Lager  des  Verkäufers  oder  Absenders 
herausgebracht,  so  geht  dieselbe,  ausser  bei  entgegengesetzter  Verabredung, 
für  Rechnung  und  Gefahr  des  Eigen thümers^),  unbeschadet  des  Regresses 
desselben  an  den  Kommissionär  und  Frachtführer,  welche  mit  dem  Trans- 
port betraut  waren. 

100.  Der  Frachtbrief  bildet  einen  Vertrag  zwischen  dem  Absender 
und  dem  Frachtführer,  beziehungsweise  zwischen  dem  Absender,  dem  Kom- 
missionär und  dem  Frachtführer. 

101.  Der  Frachtbrief  muss  datirt  sein. 

Er  muss,  ausser  den  etwa  von  den  Parteien  bezüglich  der  für  den 
Transport  festgesetzten  Frist  und  der  Entschädigung  im  Falle  des  Verzuges 
getrofiFenen  Abreden ,  die  Beschaffenheit,  das  Gewicht  oder  den  Inhalt  der  za 
transporlirenden  Waaren  angeben. 

Er  giebt  an  den  Namen  und  Wohnort  des  Kommissionärs,  durch  dessen 
Vermittelung  der  Transport  bewirkt  wird,  den  Namen  desjenigen,  an  welchen 
die  Waare  gesendet  ist,  den  Namen,  Stand  und  Wohnort  des  Frachtführers. 

Er  drückt  aus  den  Frachtsatz. 

Der  Frachtbrief  wird  von  dem  Absender  oder  dem  Kommissionär  un- 
terzeichnet. 

Er  enthält  am  Rande  die  Zeichen  und  Nummern  der  zu  transportirenden 
Gegenstände. 

Der  Frachtbrief  wird  von  dem  Kommissionär  in  sein  Register  ohne 
Zwischenraum  und  seinem  ganzen  Inhalte  nach  kopirt. 

102.  Der  Frachtführer  haftet  für  den  Verlust  der  zu  transportirenden 
Gegenstände,  mit  Ausnahme  der  Fälle  von  höherer  Gewalt;  er  haiftet  für  die 
Beschädigungen,  es  sei  denn,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigungen  durch 
die  eigene  fehlerhafte  Beschaffenheit  des  Gegenstandes,  durch  höhere  Gewalt 
oder  durch  ein  Versehen  oder  eine  Nachlässigkeit  des  Absenders  entstan- 
den sind. 

103.  Wird  in  Folge  höherer  Gewalt  der  Transport  nicht  innerhalb 
der  verabredeten  Frist  bewirkt,  so  findet  kein  Entschädigungsanspruch  gegen 
den  Frachtführer  weg^n  Verzuges  statt. 

104.  Durch  die  Annahme  der  transportirten  Gegenstände  und  durch 
die  Bezahlung  der  Fracht  erlischt  jeder  Anspruch  gegen  den  Frachtführer, 
falls  der  Fehler  äusserlich  wahrzunehmen  war  Ist  der  Fehler  äusserlich 
nicht  sichtbar,  so  kann  die  Feststellung  der  Beschädigung  durch  den  Ge- 
richtsvollzieher oder  durch  den  cheik  el  beled  erfolgen;  die  Klage  kann  in- 
dessen nur  dann  angenommen  werden,  wenn  die  Klageanmeldung  binnen  48 
Stunden  nach  dem  Empfange  erfolgt;  die  Klage  selbst  aber  binnen  30  Tagen 
vor  Gericht  eingeleitet  wird,  und  zwar  abgesehen  von  den  Entfernun^sfristen. 

105.  Im  Falle  der  Verweigerung  der  Annahme  oder  des  Streites  über 
die  Annahme  der  transportirten  Gegenstände  muss  deren  Zustand  von 
Sachverständigen,  die  vom  Gericht  für  schleunige  Sachen^  ernannt  werden, 
geprüft  und  konstatirt   werden.    Die  Hinterlegung  oder  oequestrirung  und 


^)  Casum  sentit  dominus.    Cfr.  Art.  100  des  Französischen  H.  G.  B.,  Bd.  11 
S.  562. 

»)  „Tribunal  de  r6f6r4.". 
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demnächstige  BefordernDg  nach  einem  sicheren  Orte,  vfie  dem  Zollamte,  so- 
wiß  der  Verkauf  eines  Theiles  der  Waaren  bis  zum  Betrage  der  Fracht  können 
Tom  Richter  für  schleunige  Sachen  verfto  werden. 

106«  Die  in  diesem  Abschnitte  enthaltenen  Bestimmungen  finden  auf 
die  Schiffsführer,  Eisenbahnen,  öffentlichen  Fuhrwerke  und  auf  alle  diejenigen, 
welche  Effekten  be£5rdem,  Anwendung. 

107.  Mangels  Deklarirung  des  Werthes  der  beförderten  Gegenstände, 
wird  dieser  Werth,  wenn  dieselben  verloren  gehen,  vom  Gericht  lediglich 
nach  den  im  Frachtbrief  enthaltenen  Angaben  und  der  äusseren  Beschaffen- 
heit der  expedirten  Gegenstände  abgeschätzt.  Wenn  der  Werth  deklarirt 
worden  ist,  werden  alle  Beweismittel  zugelassen,  und  das  Gericht  kann 
die  durch  einen  Eid  erhärtete  Erklärung  des  Absenders  hierfür  zu  Grunde 
legen. 

108.  Wird  nach  einem  Erkenntniss,  sogar  einem  definitiven,  der  Ge- 
genstand wieder  gefunden  oder  der  wahre  Werth  desselben  festgestellt,  so 
kann  die  Partei,  welche  eine  höhere  Entschädigung  erhalten  hat,  trotz  des 
Erkenntnisses,  zur  Zahlung  einer  Entschädigung  in  Höhe  des  doppelten  Be- 
trages der  ihr  zugesprochenen  Differenz,  zuzüglich  der  entstandenen  Kosten 
verurtheilt  werden.  ♦ 

109.  Alle  Klagen  gegen  den  Kommissionär  und  den  Frachtführer  wegen 
Verlustes  oder  Beschädigung  der  Waaren  verjähren  bei  Versendungen  inner- 
halb Aegyptens  nach  180  Tagen,  bei  Versandungen  nach  dem  Auslande  nach 
einem  Jahre;  und  zwar  gerechnet  in  den  i'ällen  des  Verlustes  von  dem  Tage 
ab,  an  welchem  die  Waaren  hätten  transportirt  sein  müssen,  und  in  den 
Fällen  der  Beschädigung  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  die  Ablieferung 
der  Waaren  hätte  erfolgt  sein  müssen,  unbeschadet  der  Fälle  des  Betruges 
und  der  Veruntreuung. 

Abschnitt  V  (Art.  110—195) 
Von  den  Wechseln, 

Abschnitt  VI  (Art.  196—200) 
Von  den  Billets  an  Ordre  und  anderen  Handelseffekten 

und 

Abschnitt  VII  (Art.  201) 
Von  der  Verjährung  der  Klagen  bezüglich  der  Handelseffekten 

sind  bereits  in  der  „Sanunlun^  der  ausländischen  Wechselgesetze"  ^)  tibersetzt  und  daher 
hier  niäit  nochmals    zum  Abdruck  gelangt 

.  Kapitel  HI. 
Vom  Falliment. 

Abschnitt  I. 

Von  der  Erklärung  des  Falliments. 

202.  Jeder  Kaufmann,  der  in  Folge  \virklicher  Zahlungsunfähigkeit 
seine  Zahlungen  einstellt,  befindet  sich  im  Zustande  des  Falliments  und  ist 
durch  ein  gerichtliches  Erkenntniss  als  im  Zustande  des  Falliments  befindlich 
zu  erklären. 


^)  „Sammlung  der  Ausländischen  Wechselgesetze  des  letzten  Decenniums^,  von 
Oscar  Borchardt    Berlin.  188S. 
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203.  Die  ErkläruDg  des  FallimeDts  kann  auf  Antrag  des  Falliten,  oder 
auf  Antrag  der  Gläubiger,  oder  auf  Beqnisition  des  öffentlichen  Ministeriums, 
oder  von  Amtswegen  ausgesprochen  werden. 

204.  Das  Falliment  wird  auf  Antrag  des  Schuldners  nach  dessen  ein- 
facher Erklärung  auf  der  Gerichtsschreiberei  seines  Wohnorts,  dass  er  seine 
Zahlungen  eingestellt  habe,  ausgesprochen. 

205-  Binnen  3  Tagen  nach  der  Zahlungseinstellung  hat  jeder  Fallit 
diese  Erklärung  abzugeben.  Der  Tag  der  Zahlungseinstellung  ist  in  den 
3  Tagen  einbegriffen.  Beim  Falliment  einer  offenen  oder  einer  Kommandit- 
gesellschaft muss  die  Anzeige  die  Angabe  des  Namens  und  des  Wohnorts 
eines  jeden  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter  enthalten. 

206.  Die  Erklärung  des  Falliten  muss  von  der  Ueberreichung  der 
Bilanz  begleitet  sein  oder  die  Angabe  der  Gründe  enthalten,  welche  den 
Falliten  verhinderten,  die  Bilanz  vorzulegen. 

207.  Die  Bilanz  muss  die  Aufzählung  und  Abschätzung  aller  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Yermögensstücke  des  Falliten,  den  Stand  der  Activa 
und  Passiva,  die  Uebersicht  der  Gewinne  und  Verluste,  sowie  der  Ausgaben 
enthalten.  Sie  muss  von  dem  Falliten  als  wahr  bescheinigt,  datirt  und  un- 
terzeichnet sein. 

208.  Der  Antrag  der  Gläubiger  auf  Erklärung  des  Falliments  erfolg 
durch  fein  Gesuch  an  das  Gericht.  Der  Antrag  wird  bei  der  Gerichtsschrei- 
berei niedergelegt,  wo  er  sofort  auszugsweise  in  die  Register  eingetragen  wird. 

209.  Das  Gesuch  soll  den  Beweis  oder  die  Angabe  der  Thatsachen 
enthalten,  aus  denen  die  Zahlungseinstellung  des  Schuldners  in  der  That 
hervorgeht. 

210.  Auf  die  Mittheilung  des  Antrages  durch  den  Gerichtsschreiber 
setzt  der  Vorsitzende  einen  möglichst  kurzen  Termin  an,  in  welchem  das 
Gericht  entscheidet,  und  lässt  den  Schuldner  durch  einen  an  das  Handels- 
haus gerichteten  Brief  des  Gerichtsschreibers  vorladen. 

211.  In  dringenden  Fällen  kann  der  Vorsitzende  die  Anlegung  der 
Siegel  oder  irgend  eine  sonstige  konservatorische  Massregel  verfugen. 

212.  Der  Antrag  auf  Erklärung  des  Falliments  kann  in  der  gewohn- 
lichen Form  für  gerichtliche  Anträge  und  auch  im  Verlaufe  eines  anderen 
Verfahrens  eingebracht  werden. 

Auf  den  Antrag  des  öffentlichen  Ministeriums  erklärt  das  Gericht  das 
Falliment  erst  nach  Mittheilung  des  betreffenden  Termins  an  den  Schuldner 
mittelst  Schreibens  des  Gerichtsschreibers. 

213.  Das  Gericht,  sowie  das  öffentliche  Ministerium  können  den 
Schuldner  vor  dem  Termin  hören.  Dies  findet  stets  statt,  wenn  der  Schuldner 
es  verlangt. 

214.  Die  Frist  für  die  Benachrichtigung  kann  auf  24  Stunden  oder 
in  Fällen  der  äussersten  Dringlichkeit  selbst  auf  eine  Stunde  bemessen  werden. 

215.  Das  Falliment  muss  von  dem  öffentlichen  Ministerium  beantragt 
oder  ohne  Anzeige  und  Fristbewilligung  von  Amtswegen  ausgesprochen  werden, 
wenn  der  Schuldner  flüchtig  geworden  ist  oder  seine  Activa  bei  Seite  schafft. 

216.  In  diesem  Falle  können  konservatorische  Massnahmen  von  dem 
Richter  verfugt  werden. 

217.  Das  Falliment  eines  verstorbenen  Kaufmanns  kann  beantragt  und 
ausgesprochen  werden,  unter  der  Bedingung,  dass  er  im  Zustande  der  Zah- 
lungseinstellung gestorben  ist,  und  dass  der  Antrag  binnen  6  Monaten  nach 
dem  Tode  eingereicht  worden  ist* 

218.  D]e  Benachrichtigung  oder  die  Vorladung  wird  in  diesem  Falle 
nach  dem  Sterbehause  gesendet,  ohne  dass  es  erforderlich  ist,  die  Erben  zu 
bezeichnen. 
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219.  Das  Erkenntniss,  \velches  das  Falliment  eines  Kaufmanns  aus- 
spricht, ist  vorläufig  vollstreckbar. 

220.  In  dem  Erkenntniss,  durch  welches  das  Falliment  erklärt  wird, 
muss  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  einer  jeden  interessirten  Partei  der 
Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  festgesetzt  werden.  In  Ermangelung  einer 
besonderen  Festsetzung  wird  angenommen,  dass  die  Zahlungseinstellung  mit 
dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisse  eingetreten  sei. 

221-  Der  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  kann  auch  in  einem  spä- 
teren Erkenntniss  festgestellt  werden;  in  diesem  Falle  müssen  die  interes- 
sirten  Parteien  sämmtlich  mittelst  einer  in  zwei  für  gerichtliche  Bekannt- 
machungen bestimmte  Blätter  inserirten  Benachrichtigung,  mindestens  8  Tage 
vorher,  sowie  durch  Aushang  an  der  Gerichtstafel  vorgeladen  werden. 

222.  Ein  Auszug  aus  den  in  Gemässheit  der  beiden  vorstehenden  Ar- 
tikel erlassenen  Erkenntnissen  wird  auf  Betreiben  der  Verwalter  in  zwei 
Zeitungen  veröffentlicht,  und,  wie  oben  bestimmt,  an  dem  Orte,  wo  das 
Falliment  erklärt  worden  ist,  sowie  an  sämmtlichen  Orten,  wo  der  Fallit 
Handelsniederlassungen  besitzt,  ausgehängt. 

223.  Bei  Gelegenheit  eines  bestimmten  Streitfalles  können  die  Civil- 
gerichte  und  im  Falle  der  Anklage  die  Strafgerichte  stets  im  Verlaufe  des 
Verfahrens  den  Zustand  des  Falliments  erklären  und  den  Zeitpunkt  d^r  Zah- 
lungseinstellung festsetzen,  wenn  kein  Erkenntniss  des  Handelsgerichts  vor- 
handen ist,  welches  dieses  Falliment  erklärt  oder  den  Tag  der  Zahlungsei  u- 
stellung  ausdrücklich  bestimmt  hat. 

224.  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  zieht  von  dem  Tage 
ab,  von  Rechtswegen,  für  den  Falliten  die  Abtretung  der  Verwaltung  seines 
gesammten  Vermögens  nach  sich,  selbst  desjenigen,  welches  ihm  etwa  zufallt, 
während  er  sich  im  Zustande  des  Falliments  befindet,  und  bewirkt  von  Rechts- 
wegen die  Separation  zwischen  der  dem  Falliten  durch  Erbschaft  zugefallenen 
Masse  und  der  Masse  des  Falliments. 

225.  Von  diesem  Erkenntniss  ab  können  Mobiliar-  und  Immobiliar- 
klagen,  sowie  jede  Art  von  Zwangsvollstreckungen  in  die  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögensstücke  nur  gegen  die  Verwalter  gerichtet  werden. 
Der  Verkauf  infolge  einer  Immobiliarexekution,  dessen  Termin  bereits  be- 
stimmt und  durch  Aushang  bekannt  gemacht  worden  ist,  erfolgt  indessen  auf 
Ermächtigung  des  Richterkommissars  für  Rechnung  der  Masse,  unbeschadet 
der  Ausübung  der  Vorrechte  und  Hypotheken. 

226.  Wenn  das  Handelsgericht  es  für  angemessen  erachtet^  kann  das- 
selbe die  Interventiop  des  Falliten  bei  den  gegen  die  Masse  angestrengten 
Klagen  zulassen. 

227.  Diejenigen  Klagen,  die  nur  die  Person  des  Falliten  betreffen, 
können  auf  jeden  Fall  von  ihm  oder  gegen  ihn  angestellt  werden. 

228.  Die  Gläubiger  können  nur  auf  eigene  Kosten  und  Gefahr  eine 
Klage  im  Namen  des  Falliten  anstrengen,  indem  sie  die  Verwalter  beiladen, 
zu  deren  Gunsten  die  eventuelle  Verurtheilung  ausgesprochen  werden  muss. 

229.  Da§  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  macht  die  nicht 
eiligen  Passiven  des  Falliten  exigibel.  Im  Falle  des  Falliments  des  Aus- 
stellers eines  eigenen  Wechsels,  des  Acceptanten  eines  gezogenen  Wechsels 
oder  des  Trassanten  Mangels  Annahme,  haben  die  anderen  Verpflichteten  für 
die  Zahlung  am  Verfalltage  Bürgschaft  zu  leisten,  falls  sie  nicht  vorziehen, 
sofort  zu  zahlen. 

230.  Das  Falliment  macht  die  bis  zum  Ablaufe  des  Miethsvertrages 
fallig  werdenden  Miethen  nicht  exigibel,  falls  das  Recht  der  Aftervermiethung 
oder  der  Cession  der  Rechte  aus  dem  Miethsvertrage  der  Gläubigerschaft, 
sei  es  gesetzlich  oder  mit  Einwilligung  des  Vermiethers,  zusteht. 
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Wenn  der  Fallit  ^eder  das  Recht  der  Aftervermietbang,  noch  das  Recht 
der  Cession  des  Miethsvertrages  hatte,  so  verfügt  das  Gericht  die  Aufhebung 
des  Miethsvertrages  und  setzt  den  Zeitpunkt,  von  dem  an  die  Aufhebung 
erfolgen  soll,  sowie  den  Betrag  der  Entschädigung  fest.  Für  die  Miethe  und 
die  Entschädigung  haften  die  in  die  Räumlichkeiten  eingebrachten  Mobilien* 

231-  Handelt  es  sich  um  eine  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  f&llige 
Schuld,  so  setzt  das  Gericht  das  Kapital  fest,  welches  der  Glaubiger  an- 
melden darf. 

232.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  perpetuirlichen  und  den  Leibrenten 
und  allen  in  periodischen  Raten  zahlbaren  Schulden,  wenn  die  letzte  Rate 
erst  ein  Jahr  nach  dem  Tage  'der  Erklärung  des  Falliments  fällig  wird. 

233.  Der  verhältnissmässige  Betrag  der  bedingten  Schuld  wird  unter 
Bürgschaft  bezahlt  oder  nach  dem  vom  Richterkommissar  bestimmten  Modas 
deponirt. 

234.  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  hebt,  nur  der 
Masse  gegenüber,  die  Verzinsung  aller  nicht  durch  ein  Vorrecht,  ein  Pfand 
oder  eine  Hypothek  gesicherten  Forderungen  auf.  Die  Zinsen  der  gesicherten 
Forderungen  können  nur  von  den  Beträgen  reklamirt  werden,  die  von  den 
Vermögensstücken  herrühren,  welche  für  das  Vorrecht,  die  Hypothek  oder 
das  Pfand  haften. 

235.  Der  Masse  gegenüber  sind  nichtig  und  unwirksam,  &lls  sie  vom 
Schuldner  nach  dem  gerichtlich  festgestellten  Tage  der  Zahlungseinstellung 
oder  10^)  Tage  vor  diesem  Zeitpunkt  gemacht  werden,  alle  Akte,  welche 
bewegliches  oder  unbewegliches  Eigenthum  unter  unentgeltlichem  Titel  über- 
tragen, alle  Zahlungen  für  nicht  fallige  Schulden,  sei  es  baar  oder  durch 
Uebertragung,  Verkauf,  Kompensation  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise. 

236.  Alle  Zahlungen  des  Falliten  für  fällige  Schulden,  die  anders  als 
in  baar  oder  in  Handelseffekten  geleistet  sind,  sowie  alle  anderen  Akte  unter 
lästigem  Titel,  welche  einen  aussergewöhnlichen  Gewinn  zu  Gunsten  des- 
jenigen, welcher  mit  dem  Falliten  kontrahirt  hat,  ergeben,  und  welche  dieser 
letztere  nach  der  Zahlungseinstellung  und  vor  dem  das  Falliment  erklärenden 
Erkenntniss  vorgenommen  hat,  sind  null  und  nichtig,  falls  nachgewiesen  wird, 
dass  diejenigen,  welche  die  Zahlungen  erhalten  haben,  oder  mit  denen  der 
Fallit  kontrahirt  hat,  die  Zerrüttung  seiner  Vermögensverhältnisse  ge- 
kannt hatten.') 

237.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  jeder  Eigenthumsübertragung  unter 
unentgeltlichem  Titel,  welche  zu  jeder  Zeit  erfolgt  ist,  falls  dem  Falliten 
zu  dieser  Zeit   der   drohende   schlechte  Stand  seiner  Vermögensverhältnisse 


1)  Ebenso  nach  Belgischem  Recht  (Art  445  B.  G.  B.,  s.  unten).  Fr  an  so- 
sischem  Becht  (Art.  446  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  11  S.  593^,  Griechischem  Recht 
(Art.449H.G.  B.,  cfr.  Bd.  11  S,  657)  und  Haitianischem  Recht  (Art.  441  H.G.B., 
Gesetz  No.  3,  cfr.  Bd.  JI  S.  785);  nach  Spanischem  Recht  (Art.  1039  H.  G.  B.)  nnd 
Oolnmbianischem  Recht  (Art.  592  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  JI  S.  79)  30  Tai^e;  nach 
PortugiesischemRecht  (Art.  1185  H.  G.  B.)  40  Tage;  nach  Chilenischem 
Recht  (Art.  1373  H.  G.  B.,  s.  unten)  10  Tage,  ist  jedoch  der  Akt  einer  Eigenthums- 
übertragung von  Mobilien  oder  Immobilien  unter  unentgeltlichem  Titel  zu  Gunsten  eines 
Descenoenten ,  Ascendenten  oder  Collateralen  innerhalb  des  vierten  Grades  erfolgt,  sei 
es  auch  unter  Vermittelung  eines  Dritten,  so  werden  die  10  Tage  auf  120  Tage  aus- 
gedehnt ;  ebenso  nach  Guatemalanischem  Recht  (Art.  1232  H.  G.  B.,  cfr  Bd. II 
8.  755) ;  nach  Argentinischem  Recht  ^ Art.  1540  H.  G.  B.,  s.  unten)  ist  keine  be- 
stimmte Frist  gesetzt;  über  die  sehr  specieÜen  Bestimmungen  des  Costa-Ricani- 
schen Rechts  vergl.  Art.  75  des  Konkursgesetzes  vom  3.  Oktober  1865,  Bd.  II 
S.  258  figd. 

')  Der  absoluten  Nichtigkeit,  von  der  Art.  235  handelt,  ist  hier  eine  rela- 
tive gegenübergestellt. 
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bekannt  war,    selbst   wenn   der  Donatar    in    gutem    Glauben    war,    es    sei 
denn,  dass  es  sich  um  ein  nicht  übermässiges  Brautgeschenk  handelt. 

238.  Null  und  nichtig  sind  gleichfalls  alle  Geschäfte  oder  Abreden, 
zu  welcher  Zeit  sie  auch  stattgefunden  haben,  wenn  festgestellt  wird,  dass 
sie  von  Seiten  beider  Parteien  in  der  betrügerischen  Absicht,  die  Gläubiger 
zu  benachtheiligen,  abgeschlossen  worden  sind,  und  wenn  dieser  Nachtheil 
thatsächlich  eingetreten  ist. 

239.  Die  gültig  erworbenen  Hypotheken-  und  Vorzugsrechte  können  bis 
zum  Tage  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses  eingetragen  werden' 
Dessenungeachtet  können  die  nach  dem  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung 
oder  in  den  10  vorhergehenden  Tagen  bewirkten  Eintragungen  für  null  und 
nichüg  erklärt  werden,  wenn  zwischen  dem  Datum  der  die  Hypothek  oder 
das  Vorzugsrecht  begründenden  Akte  und  demjenigen  der  Eintragung  mehr 
als  15  (14)  Tage  verflossen  sind.  Diese  Frist  wird  um  die  gesetzliche 
Entfernungsfrist  zwischen  dem  Oite,  wo  das  Hypothekarrecht  erworben  und 
dem  Orte,  wo  die  Eintragung  desselben  erfolgt  ist,  verlängert. 

240.  In  dem  Falle,  dass  ein  Wechsel  nach  dem  als  Zeitpunkt  der 
Zahlungseinstellung  festgesetzten  Moment  und  vor  dem  das  Falliment  er- 
klärenden Erkenntniss  von  dem  Schuldner  bezahlt  worden  ist,  kann  die 
Klage  auf  Rückerstattung  nur  gegen  denjenigen  erhoben  werden,  für  dessen 
Rechnung  der  Wechsel  ausgestellt  worden  ist;  oder  wenn  es  sich  um  ein 
Ordrebillet  handelt,  nur  gegen  den  ersten  Giranten.  In  beiden  Fällen  ist 
der  Beweis  zu  erbringen,  dass  demjenigen,  von  welchem  die  Rückerstattung 
verlangt  wird,  zur  Zeit  der  Emission  der  Urkunde  die  Zahlungseinstellung 
bekannt  gewesen  ist. 

241.  Alle  Arten  von  Zwangsvollstreckungen  in  die  dem  Handels- 
betrieb des  Falliten  dienenden  beweglichen  Gegenstande,  um  die  Zahlung  der 
Miethen  zu  erhalten,  werden  auf  30  Tage,  vom  Tage  des  das  Falliment 
erklärenden  Erkenntnisses  an  gerechnet,  suspendirt,  unbeschadet  aller 
Sicherungsmassregeln,  sowie  des  dem  Eigenthümer  zustehenden  Rechtes, 
die  vermietheten  Räume  wieder  in  Besitz  zu  nehmen.  In  diesem  letzteren 
Falle  hört  die  Suspension  der  Zwangsvollstreckungen,  welche  in  dem  gegen- 
wärtigen Artikel  angeordnet  ist,  von  Rechtswegen  auf. 


Abschnitt  11. 
Von  der  Ernennung  des  Richterkommissars. 

242.  In  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisse  bezeichnet  das 
Handelsgericht  einen  Beamten  als  Richterkommissar,  Behufs  Ueberwachung 
der  Massregeln  beim  Fallimente. 

243.  Der  Richterkommissar  ist  besonders  mit  der  Beschleunigung 
und  der  Beaufsichtigung  der  Geschäfte  und  der  Verwaltung  des  Falliments  be- 
traut. Er  berichtet  an  das  Handelsgericht  über  alle  aus  dem  Fallimente 
entstehenden  Streitigkeiten,  so  weit  dieses  Gericht  dafür  zuständig  ist. 

244.  Gegen  die  Verfügungen  des  Richterkommissars  ist  nur  in  den 
gesetzlich  vorgesehenen  Fällen  Beschwerde  zulässig.  Diese  Beschwerden 
werden  vor  das  Handelsgericht  gebracht. 

245.  Es  wird  an  das  Gericht  in  dem  Berathungszimmer  jeden  Monat 
über  die  eröffneten  Fallimente  Bericht  erstattet. 

246.  Das  Handelsgericht  kann  den  Richterkommissar  des  Falliments 
durch  einen  anderen  Beamten  ersetzen. 
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Abschnitt  111. 

Von  der  Anlegung  der  Siegel  und  den  ersten  Verfügungen  in 
Betreff  der  Person  des  Falliten. 

247.  In  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss  verfugt  das 
Handelsgericht  die  Anlegung  der  Siegel  an  die  Geschäftsräume  und  Effek- 
ten des  Falliten,  Durch  dasselbe  Erkenntniss  oder  durch  ein  auf  den  Be- 
richt des  Richterkommissars  erlassenes  späteres  Erkenntniss  wird  erforder- 
lichenfalls die  Verhaftung  des  Falliten  oder  dessen  Ueberwachung  durch 
einen  Polizeibeamten  oder  einen  Gerichtsdiener  angeorduet. 

248.  Hat  der  Fallit  die  Bestimmungen  der  Art.  205  und  206  befolgt 
und  befindet  er  sich  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  nicht  aus 
anderen  Gründen  in  Haft,  so  ordnet  das  Handeisgericht  in  dem  das  Falliment 
erklärenden  Erkenntniss  keine  Massregeln  gegen  seine  Person  an;  in  jedem 
Fall  darf  das  Gericht  derartige  Massregeln  provisorisch  oder  endgültig,  mit 
oder  ohne  Bürgschaft  für  das  Erscheinen,  auf  Verlaugen  der  Verwalter, 
wieder  aufheben. 

249.  Die  Siegel  werden  unverzüglich  von  dem  Richterkommissar  und 
im  Nothfalle  provisorisch  von  jedem  von  ihm  dazu  delegirten  öffentlichen 
oder  Staatsbeamten  an  die  Lagerräume,  Eomptoirs,  Kassen,  Bücher,  Schrift- 
stücke, Mobilien  und  Effekten  des  Falliten  angelegt,  es  sei  denn,  dass  das 
Inventar  an  einem  Tage  aufgeuommen  werden  kann;  in  diesem  Fall  wird 
ohne  ÜDterbrechung  hierzu  geschritten.  Beim  Falliment  einer  offenen 
Handelsgesellschaft  werden  nicht  nur  in  dem  Hauptsitz  der  Gesellschaft, 
sondern  auch  in  dem  Domicil  eines  jeden  der  solidarisch  haftenden  Gesell- 
schafter die  Siegel  angelegt. 

250.  Der  Gerichtsschreiber  hat  dem  öffentlichen  Ministerium  binnen 
24  Stunden  einen  Auszug  aus  dem  Erkenntniss,  welches  das  Falliment 
erklärt,  mit  Angabe  der  hauptsächlichsten,  darin  enthaltenen  Verfügungen 
und  Bestimmungen  zu  überreichen. 

251.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Ueberführung  des  Falliten  nach 
dem  Schuldgefangniss  oder  die  üeberwachung  seiner  Person  anordnen,  werden 
auf  Betreiben  des  öffentlichen  Ministeriums  oder  der  Konkursverwalter  zur 
Ausführung  gebracht. 

252.  Wenn  die  zum  Falliment  gehörigen  Baarbestände  für  die  Kosten 
des  Erkenntnisses,  des  Aushanges,  der  Insertionen,  der  Anlogung  der  Siegel, 
sowie  der  Verhaftung  des  Falliten  nicht  sofort  ausreichen,  so  werden  die 
Gebühren  für  die  Gerichtsbeamten  von  den  letzteren  kreditirt  und  die  son- 
stigen von  dem  die  Gerichtskosten  erhebenden  Beamten  vorgeschossen;  die 
Rückzahlung  erfolgt  mit  Vorrecht  aus  den  ersten  Eingängen. 

Abschnitt  IV. 
Von  der  Ernennung  und  der  Absetzung  der  Verwalter. 

253«  In  dem  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  ernennt  das 
Handelsgericht  einen  oder  mehrere  provisorische  Verwalter. 

254.  Der  Richterkommissar  beruft  durch  Briefe  und  Zeitungsanzeigen 
die  muth masslichen  oder  in  der  Bilanz  aufgeführten  Gläubiger  zusamn^en, 
um  sich  unter  seinem  Vorsitz  an  einem  bestimmten  Tage,  innerhalb  einer 
Frist,  welche  15  (14)  Tage,  von  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkennt- 
nisse an  gerechnet,  nicht  übersteigen  darf,  zu  vereinigen. 

255.  Ihre  Aussagen  und  Bemerkungen  werden  zu  Protokoll  genommen; 
das  Protokoll  wird   dem  Handelsgericht  vorgelegt;    und  das  Handelsgericht 
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ernennt   anf  den  Bericht  des  Ricfaterkommissars  neue  Verwalter  oder  lässt 
die  ersteren  in  ihren  Funktionen. 

256.  Die  so  eingesetzten  Verwalter  sind  definitiv  ernannt;  sie  können 
indessen  in  den  Fällen  und  unter  den  Förmlichkeiten,  welche  bestimmt 
worden  sind,  vom  Gericht  abgesetzt  werden. 

257.  Die  Zahl  der  Verwalter  kann  jederzeit  auf  drei  erhöht  werden; 
sie  können  aus  der  Masse  fremden  Personen  erwählt  werden  und,  welches 
auch  immer  ihre  Qualität  sein  mag,  nachdem  sie  über  ihre  Geschäitsführung 
Rechnung  abgelegt  haben,  eine  vom  Gericht  auf  den  Bericht  des  Richter- 
kommissars festzusetzende  Entschädigung  erhalten,  und  zwar  vorbehaltlich 
des  Widerspruches  gegen  die  Höhe  derselben  innerhalb  15  (14)  Tagen  Sä- 
ten s  einer  jeden  interessirten  Partei. 

258.  Kein  Blutsverwandter  oder  Verschwägerter  des  Falliten  bis  ein- 
schliesslich zum  6.  Grade  kann  zum  Verwalter  gewählt  werden. 

259.  Wenn  es  nothwendig  werden  sollte,  einen  oder  mehrere  Verwalter 
neu  zu  wählen  oder  zu  ersetzen,  so  berichtet  der  Richterkommissar  an  das 
Handelsgericht,  welches  die  Wahl  vornimmt,  ohne  dass  es  erforderlich  ist, 
die  Gläubiger  von  Neuem  einzuberufen. 

260.  Sind  mehrere  Verwalter  ernannt,  so  können  sie  nur  gemein- 
schaftlich handeln,  abgesehen  von  dem  Falle,  dass  der  Richterkommissar  einen 
Verwalter  zur  Vomanme  eines  oder  mehrerer  bestimmter  Geschäfte,  unter 
eigener  Verantwortlichkeit  desselben,  ermächtigt  hat. 

261.  Die  Verwalter  dürfen  sich  gegenseitig  Vollmacht  ertheilen,  far 
einander  zu  handeln. 

262.  Sie  haften  solidarisch  fdr  ihre  Geschäftsführung. 

268.  Werden  gegen  eipzelne  Handlungen  der  Verwalter  Reklamationen 
erhoben,  so  entscheidet  der  Richterkommissar  binnen  3  Tagen  darüber,  vor- 
behaltlich der  Berufung  an  das  Handelsgericht. 

264.  Der  Richterkommissar  kann  auf  die  an  ihn  von  dem  Falliten 
oder  den  Gläubigern  gerichteten  Reklamationen  die  Absetzung  eines  oder 
mehrerer  Verwalter  beantragen. 

265.  Hat  der  Richterkommissar  die  an  ihn  bezüglich  der  Absetzung 
eines  der  Verwalter  gerichteten  Reklamationen  binnen  8  Tagen  nicht  be- 
rücksichtigt, oder  hat  er  dieselben  verworfen,  so  dürfen  diese  Reklamationen 
vor  das  Handelsgericht  gebracht  werden.  Das  im  Berathungszimmer  ver- 
samm^te  Gericht  nimmt  den  Bericht  des  Richterkommissars  und  die  Erklä- 
rungen der  Verwalter  entgegen  und  entscheidet  in  öffentlicher  Sitzung  über 
die  Absetzung. 

266.  Auch  wenn  kein  Grund  vorhanden  ist,  den  Verwalter  abzuberufen, 
so  kann  das  Gericht  dennoch  dessen  Absetzung  einfach  anordnen,  wenn  es  dies 
im  Interesse  der  Gläubiger  für  erforderlich  erachtet. 

Abschnitt  V. 
Von  den  Funktionen   der  Verwalter. 

§  1.    Allgemeine  Bestimmungen. 

267.  Wenn  die  Anlegung  der  Siegel  vor  Ernennung  der  Verwalter  nicht 
erfolgt  ist,  so  fordern  dieselben  den  Richterkommissar  auf^  dies  zu  thun. 

268.  Der  Richterkommissar  darf  gleichfalls  auf  Antrag  der  Verwalter 
und  nach  dem  Bedürfniss  im  einzelnen  Fall  dieselben  ermächtigen,  von  der 
Anlegung  der  Siegel  abzustehen  oder  von  den  Siegeln  zu  befreien: 

1.  die  für  den  Falliten  und    seine  Angehörigen  unentbehrlichen  Klei- 
dungsstücke und  Effekten,  von  denen  ein  durch  den  Richterkommissar 
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geprüftes  Yerzeichniss  angestellt  wird,  nnd  welche  denselben  aus- 
gehändigt werden; 

2.  die  dem  schnellen  Verderben  oder  der  demnächstigen  Entwerthang 
unterworfenen  Gegenstände; 

3.  die  zum  Betriebe  des  Handelsgeschäfts  erforderlichen  Gegenstande. 
In  den  beiden  letzten  Fällen  wird  ein  Inventar  mit  gleichzeitiger  Ab- 
schätzung aufgenommen,  das  vom  Richterkommissar  unterzeichnet  wird. 

269.  Der  Verkauf  der  dem  schnellen  Verderben  oder  der  demnächsti^en 
Entwerthung  unterworfenen  oder  nur  mit  grossem  Aufwand  zu  konservirenden 
Gegenstände  findet  auf  Betreiben  der  Verwalter  mit  Ermächtigung  des  Richter- 
kommissars statt. 

270.  Die  Verwalter  können  das  Handelsgeschäft  weiter  betreiben  oder 
durch  einen  Dritten,  der  vom  Richter  genehmigt  wird,  und  unter  dessen 
Oberaufsicht  weiter  betreiben  lassen. 

271.  Es  sind  nicht  zu  versiegeln  oder  von  den  Siegeln  zu  befreien, 
um  nach  erfolgter  Beschreibung  und  Inventaraufnahme,  welche  in  den  Händen 
des  Richterkommissars  verbleibt,  an  die  Verwalter  übergeben  zu  werden: 

1.  die  Bücher,  welche  vom  Richter  abgeschlossen  werden; 

2.  die  Effekten  aus  dem  Portefeuille,  welche  auf  kurze  VerÜEdlzeit  ge- 
stellt oder  acceptfahig  sind ;  dieselben  werden  den  Verwaltern  Behufs 
Einziehung  oder  Vornahme  der  erforderlichen  Schritte  überwiesen. 

Die  anderen  Forderungen  werden  von  den  Verwaltern  gegen  Quittung 
derselben  eingezogen. 

272.  Die  an  den  Falliten  gerichteten  Briefe  werden  den  Verwaltern 
zur  Oeffnung  übergeben.  Der  Fallit  darf,  wenn  er  anwesend  ist,  der  Oeff- 
nung  beiwohnen. 

273.  Dem  Falliten  können  aus  der  Aktivmasse  f&r  sich  und  seine 
I'^amilie  Alimentengelder  angewiesen  werden,  deren  Höhe,  nach  Anhörung 
der  Verwalter  und  unbeschadet  der  Berufung  an  das  Gericht  Seitens  jedes 
Interessenten,  vom  Richterkommissar  festgestellt  wird. 

274.  Die  Verwalter  berufen  den  Falliten,' Behufs  Abschlusses  der  Bücher 
in  seiner  Gegenwart  und  Abgabe  von  Aufklärungen  aller  Art,  zu  sich.  Ent- 
spricht er  der  Aufforderung  nicht,  so  wird  er  zum  Erscheinen  binnen  spä- 
testens 48  Stunden  aufgefordert.  Er  kann  einen  Bevollmächtigten  an  seiner 
Stelle  abordnen,  wenn  er  vom  Richterkommissar  für  stichhaltig  erkannte 
Hinderungsgründe  geltend  macht.  Weigert  sich  der  Fallit,  zu  erscheinen,  so 
kann  das  Gericht  dessen  Verhaftung  beschliessen. 

275.  In  dem  Falle,  dass  der  Fallit  keine  Bilanz  eingereicht  hat,  müssen 
die  Verwalter  dieselbe  mit  Hülfe  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  und 
der  erhaltenen  Aufklärungen  unverzüglich  aufstellen  und  bei  dem  Handels- 
gericht vorlegen. 

276.  Der  Richterkommissar  ist  ermächtigt,  den  Falliten,  dessen  Eommis 
und  Gehülfen,  sowie  jede  andere  Persönlichkeit  sowohl  über  dasjenige,  was 
die  Aufstellung  der  Bilanz  betrifft,  als  auch  über  die  Gründe  und  Umstände 
des  Falliments  zu  vernehmen. 

277.  Wird  ein  Kaufmann  nach  seinem  Tode  für  fiJlit  erklärt,  oder 
stirbt  der  Fallit  nach  der  Erklärung  des  Falliments,  so  können  sich  seine 
Kinder  und  Erben,  üeJIs  sie  nicht  abwesend  sind,  im  Verein  mit  seiner  Wittwe 
einfinden  oder  sich  vertreten  lassen,  um  bei  der  Aufstellung  der  Bilanz 
sowie  bei  allen  anderen  Geschäften  des  Fallimentsverfahrens  v.n  seine  Stelle 
zu  treten. 
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§  2.    Von  der  Abnahme  der  Siegel  und  der  Inventur. 

278-  Die  Inventur  wird,  sobald  die  Siegel  abgenommen  sind,  im  Beisein 
des  Gerichtsschreibers*),  welcher  sie  in  jeder  Sitzung  unterzeichnet,  doppelt 
ausgefertigt.  Die  eine  Ausfertigung  wird  auf  dem  Handelsgericht  binnen  24 
Stunden  hinterlegt,  während  die  andere  in  den  Händen  der  Verwalter  ver- 
bleibt. —  Die  Verwalter  dürfen  sich  bei  der  Inventaraufnahme  und  der 
Abschätzung  der  Vermögensstücke  von  ihnen  passend  erscheinenden  Per- 
sonen Beistand  leisten  lassen.  In  dem  Inventar  werden  auch  die  nicht  ver- 
siegelten oder,  wie  oben  angegeben,  von  den  Siegeln  befreiten  Gegenstände 
aufgeführt. 

279.  Im  Falle  der  Erklärung  des  Falliments  nach  dem  Tode  wird, 
wenn  vor  der  Erklärung  ein  Inventar  nicht  aufgenommen  worden  ist,  oder, 
im  Falle  des  Ablebens  des  Falliten  vor  der  Inventur,  unverzüglich  hierzu, 
nach  den  Vorschriften  des  vorstehenden  Artikels  und  im  Beisein  der  Erben 
oder  nach  Vorladung  derselben  in  gehöriger  Weise,  geschritten. 

280-  Bei  jedem  Falliment  haben  die  Verwalter,  binnen  15  (14)  Tagen 
nach  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntni^s')  dem  Richterkommissar 
ein  Memoire  oder  eine  summarische  üebersicht  über  den  anscheinenden  Stand 
des  Falliments,  der  Hauptursachen  und  der  Umstände  und  des  anscheinenden 
Charakters  desselben  zu  übersenden. 

281-  Sie  haben  jedesmal  neue  M^moires  abzufassen,  sobald  auf  die- 
selben Verhältnisse  bezügliche,  wichtige  Thatsachen  hervortreten. 

282*  Diese  M^moires  übermittelt  der  Richterkommissar,  mit  seinen 
Bemerkungen  versehen,  unverzüglich  dem  Beamten  des  öffentlichen  Ministe- 
riums. Sind  ihm  dieselben  nicht  in  den  vorgeschriebenen  Fristen  übersendet 
worden,  so  hat  er  unter  Angabe  der  Gründe  die  Behörde  davon  zu  benach- 
richtigen. 

283*  Die  Beamten  des  öffentlichen  Ministeriums  können  sich  in  die 
Wohnung  des  Falliten  begeben  und  der  Inventarisirung  beiwohnen.  Sie 
sind  befugt,  zu  jeder  Zeit  Aufklärung  über  den  Stand  des  Falliments  und 
die  Geschäftsführung  der  Verwalter  zu  fordern,  und  können  zu  jeder  Zeit 
Mittheilung  der  auf  das  Falliment  bezüglichen  Akten,  Bücher  und  Papiere 
verlangen. 

§  3.     Von  dem  Verkauf  der  Waaren  und  Mobilien  und  der  Einziehung  der 

Forderungen. 

284.  Nach  beendeter  Inventur  werden  die  Waaren,  die  Baarbestände, 
die  Aktivtitel,  die  Bücher  und  Papiere,  die  Mobilien  und  Effekten  des 
Falliten  den  Verwaltern  übergeben,  welche  am  Schluss  des  besagten  Inven- 
tars darüber  ^uittiren. 

285.  Die  Verwalter  betreiben  unter  Aufsicht  des  Richterkommissars 
die  weitere  Einziehung  der  Activa. 

286.  Der  Richterkommissar  kann  die  Verwalter  zum  Verkaufe  der 
Mobiliareffekten  und  Waaren  des  Falliten  oder  seines  Handelsgeschäfts 
ermächtigen.  Er  entscheidet  darüber,  ob  der  Verkauf  aus  freier  Hand  oder 
durch  öffentliche  Versteigerung,  durch  Vermittelung  von  Mäklern  oder  eines 
sonstigen  öffentlichen  Beamten  oder  nach  den  Vorschriften  der  Prozess- 
ordnung über  Zwangsverkäufe  vorgenommen  werden  soll. 


1)  Nach  Französischem  Kecht  (Art  480  H.  &.  £,  cfr.  Bd.  U  S.  599)  im  Bei- 
sein des  Friedensrichters. 

>)  Nach  Französischem  Recht  (Art.  482  H.  G.  B.,    cfr.  Bd.  II  S.  600)  nach 
üebemahme  ihres  Amtes 
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287.  Nach  gehöriger  Vorladung  des  Falliten*)  können  die  Verwalter 
über  alle  Streitigkeiten,  welche  die  Masse  betreflFen,  Vergleiche  abschliessen, 
selbst  über  Immobiliarrechte  und -Ansprüche.  Ist  derWerth  des  Vergleichs- 
gegenstandes unschätzbar  oder  höher  als  1000  Piaster,  so  ist  der  Vergleich 
erst  nach  dessen  gerichtlicher  Bestätigung  veibindlich,  welche  bei  Vergleichen 
über  Mobiliarrechte  durch  das  Handelsgericht,  bei  Vergleichen  über  Im- 
mobiliarrechte durch  das  Civilgericht  erfolgt 

288.  Der  Fallit  wird  zur  Bestätigung  vorgeladen. 

Sein  Einspruch  genügt,  nrh  den  vergleich  zu  verhindern;  wenn  dieser 
Immobilien  zum  Gegenstande  hat. 

289.  Die  Verwalter  müssen  die  aus  den  Geschäften  des  Falliments 
herrührenden  Gelder,  nach  Abzug  der  vom  Richterkommissar  für  laufende 
Ausgaben  arbitrirten  Summe,  bei  der  Gerichtskasse  deponiren,  aus  welcher 
dieselben  nur  auf  Grund  einer  Verfügung  des  Richterkommissars  wieder 
entnommen  werden  dürfen. 

290.  Falls  sie  die  Einzahlung  binnen  3  Tagen  nach  der  Einnahme 
nicht  nachweisen,  haften  sie  von  Rechtswegen  für  die  Zinsen. 

291.  Der  Richterkommissar  kann  zu  jeder  Zeit  eine  Vertheilung  unter 
die  anerkannten  Gläubiger  anordnen;  er  hat  aber  einen  genügenden  Betrag 
für  diejenigen  Anmeldungen,  welche  bestritten  werden,  und  zwar  nach  einem 
von  den  Verwaltern  aufgestellten,  von  ihm  bestätigten  Vertheilungsplane, 
zurückzubehalten. 

292.  Jede  interessirte  Partei  kann  diese  Yertheilung  fordern,  welche 
nicht  verweigert  werden  darf,  sobald  der  verfügbare  und  eingezahlte  Betrag 
unzweifelhaft  5  Prozent  der  Forderungen  repräsentirt. 

293.  Befindet  sich  der  Fallit  auf  freiem  Fusse,  so  dürfen  ihn  die 
Verwalter  zur  Erleichterung  der  Arbeit  und  Aufklärung  hinzuziehen.  Der 
Richterkommissar  stellt  die  Bedingungen  seiner  Thätigkeit  fest. 

§  4.    Von  den  konservatorischen  Massregeln. 

294.  Von  dem  Zeitpunkte  des  Antritts  ihrer  Funktionen  haben  die 
Verwalter  alle  Akte  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Falliten  gegen  seine 
Schuldner  auszuüben.  Sie  haben  auch  binnen  spätestens  15  (14)  Tagen 
nach  ihrem  Amtsantritt  die  von  dem  Falliten  noch  nicht  bewirkten  Ein- 
tragungen auf  die  Immobilien  seiner  Schuldner,  falls  er  dazu  berechtigt 
war,  beim  Grundbuchamt  vornehmen  zu  lassen. 

295.  Sie  müssen  auch  für  das  Grundbuchamt  des  Ortes,  wo  die  Im- 
mobilien des  Falliten  belegen  sind,  einen  Auszug  aus  dem  aas  Falliment 
erklärenden  Erkenntniss  abschreiben  lassen. 

§  5.    Von  der  Feststellung  (v^rification)  der  Forderungen. 

296.  Von  dem  Tage  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses  an 
müssen  die  Gläubiger,  auch  die  bevorrechtigten  und  die  mit  Hypothek  oder 
P£ftnd  versehenen,  dem  Handelsgericht  die  Titel  ihrer  Forderungen  nebst  einem 
Bordereau  über  die  von  ihnen  geforderten  Beträge  übergeben.  Der  Gerichts- 
Schreiber  des  Handelsgerichts  hat  ein  Verzeichniss  derselben  zu  führen  und 
darüber  eine  Quittung  auszustellen.  Er  haftet  für  die  Urkunden  nur  5  Jahre, 
vom  Tage  der  Eröffnung  des  Prüfungsprotokolls  ab. 

297.  Die  Gläubiger,  welche  zur  Zeit  der  Bestätigung  oder  der  Ab- 
setzung der  Verwalter   in  Ausführung   des  Art.  255    ihre  Titel   noch   nicht 


0  Nach  Französischem  Recht  (Art.  487  H.  ö.  B.,  cfr.  Bd.  11  S.  600)  ist 
auch  die  Genehmigung  des  Richterkommissars  erforderlich. 
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abersendet  liaben^  werden  sofort  durcli  Zeitungsanzeigen,  durch  Aushang 
an  der '  Gerichtstafel  und  durch  Briefe  des  Gerichtsschreibers,  falls  sie  be- 
kannt sind,  aufgefordert,  sich,  persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten, binnen  20  Tagen  nach  diesen  Anzeigen,  dem  Aushang  und  den 
Briefen  bei  den  Konkursverwaltern  zu  melden  und  denselben  ihre  Titel  nebst 
einem  Bordereau  über  die  von  ihnen  geforderten  Beträge  zu  übergeben, 
£Btlls  sie  nicht  vorziehen,  diese  Schriftstücke  auf  der  Gerichtsschreiberei  des 
Handelsfferichts  zu  hinterlegen.  Es  wird  ihnen  darüber  eine  Quittung  er- 
theilt  Hinsichtlich  der  Gläubiger,  die  nicht  an  dem  Orte  domicilirt  sind, 
an  welchem  die  Geschäfte  des  Falliments  erledigt  werden,  wird  diese  Frist 
um  die  Entfemungsfristen  zwischen  dem  Gerichtssitze  und  dem  Wohnort 
des  Gläubigers  verlängert. 

298.  Die  Verifikation  der  Forderungen  hat  binnen  3  Tagen  nach  Ab- 
lauf der  zu  Gunsten  der  bekannten  und  in  Aegypten  wohnhaften  Gläubiger 
bewilligten  Fristen  zu  beginnen  und  wird  ununterbrochen  fortgesetzt  Sie 
erfolgt  an  dem  Orte,  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  die  der  Richterkom- 
missar bestimmt.  Die  in  dem  vorstehenden  Artikel  angeordneten  Benach- 
richtigungen an  die  Gläubiger  enthalten  die  Angabe  dieser  Festsetzung. 
Dessen  ungeachtet  werden  die  Gläubiger  zu  diesem  Behufe  nochmals  durch 
Briefe  des  Gerichtsschreibers,  sowie  durch  Aushang  an  der  Gerichtstafel 
und  durch  Zeitungsanzeigen  zusammenberufen. 

299.  Die  Forderungen  der  Verwalter  werden  vom  Ricbterkommissar, 
die  anderen  aber  kontradiktorisch  zwischen  dem  Gläubiger  oder  dessen  Be- 
vollmächtigten und  den  Verwaltern,  im  Beisein  des  Richterkommissars, 
geprüft,  der  darüber  ein  Protokoll  aufnimmt. 

300.  Die  Verifikation  findet,  wenn  möglich,  an  demselben  Tage  statt, 
und  sie  ist  nur  dann  aufzuschieben,  wenn  zur  Prüfung  der  Titel  der  im 
ersten  Termin  erschienenen  Gläubiger  keine  Zeit  mehr  vorhanden  ge- 
wesen ist. 

301.  Diese  Versammlung  wird  vermittelst  des  Protokolls  prorogirt, 
ohne  dass  es  einer  neuen  Zusammenberufung  bedarf. 

302.  Die  nicht  am  Gerichtssitze  wohnhaften  Gläubiger  müssen  da- 
selbst ein  Domicil  erwählen;  sonst  wird  ihnen  jede  Benachrichtigung  oder 
jeder  Brief  in  gültiger  Weise  auf  der  Gerichtsschreiberei  zugestellt. 

303.  Jeder  verificirte  oder  in  die  Bilanz  aufj?enommene  Gläubiger 
kann  der  Verifikation  der  Forderungen  beiwohnen  uncT  gegen  die  vorgenom- 
menen oder  noch  vorzunehmenden  Verifikationen  Einwendungen  erneben; 
dem  Falliten  steht  dasselbe  Recht  zu. 

304.  Das  Verifikationsprotokoll  hat  den  Wohnsitz  der  Gläubiger  und 
ihrer  Bevollmächtigten  anzugeben.  In  demselben  wird  ferner  vermerkt  die 
summarische  Beschreibung  der  Titel  nebst  deren  Einschaltungen,  Durch- 
streichungen und  Ueberschreibungen,  sowie  die  Angabe,  ob  die  Forderung 
zugelassen  oder  bestritten  worden  ist. 

305.  Wird  die  Forderung  zugelassen,  so  unterzeichnen  die  Verwalter 
auf  jedem  der  Titel  folgenden  vermerk: 

„Angenommen   bei   der  Passivmasse    des  'sehen 

Falliments  für  die  Summe  von am ^. 

Die  Erklärung  wird  vom  Richterkommissar  visirt.  Der  Fallit  wird 
zur  Vollziehung  derselben  aufgefordert,  falls  er  anwesend  ist. 

306.  Jeder  Gläubiger  hat  während  der  Sitzung  oder  spätestens  binnen 
8  Tagen  nach  Verifikation  seiner  Forderung  in  die  Hänae  des  Richter- 
kommissars zu  bekräftigen,  dass  die  besagte  Forderung  wahr  und  wahr- 
haftig sei;  sonst  nimmt  er  an  den  Vertheilungen  erst  dann  Theil,  wenn  er 
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seioe  Bekräftigung  abgegeben.    Die  Bekräfitigang  kann  in  nicht  öffentlicher 
Sitzung  und  durch  einen  BevollmSchtigten  erfolgen. 

307.  Wird  die  Forderung  bestritten,  so  kann  der  Richterkommissar, 
unter  Anberaumung  eines  neuen  Termins,  mittelst  des  Protokolls  und  ohne 
dass  es  einer  besonderen  Vorladung  bedarf,  die  Sache  dem  Handelsgericht 
überweisen,  welches  auf  seinen  Bericht  erkennt.  Das  Handelsgericht  kann 
eine  Untersuchung  über  den  Thatbestand  durch  den  Richterkommissar,  sowie 
die  Vorladung  derjenigen  Personen  vor  ihn  anordnen,  welche  zur  Auf kl&rong 
der  Sache  beitragen  können. 

308.  Es  entscheidet,  wie  bei  schleunigen  Sachen  und,  wenn  möglich, 
mittelst  desselben  Erkenntnisses  über  alle  Streitfölle. 

309.  In  allen  Fällen  kann  das  Handelsgericht,  selbst  von  Amtswegen, 
die  Vorlegung  der  Bücher  des  Gläubigers  verlangen  oder  die  Beibringung 
eines  von  den  Richtern  seines  Wohnsitzes  angefertigten  Auszuges  aus  den- 
selben fordern. 

310.  Die  Entscheidung  über  die  zur  Zeit  der  oben  erwähnten  Ein- 
berufung erhobenen  Streitfragen,  der  Akkord  und  die  eyentuellen  ersten 
Yertheilungen  sind  fortzusetzen,  ohne  dass  es  nöthi^^  ist,  die  den  bekannten, 
im  Auslanae  wohnhaften  Gläubigern  gewährten  Fristen  abzuwarten. 

311.  Indessen,  es  kann  zu  dem  Akkorde  und  den  Yertheilungen  erst 
50  Tage  nach  Publikation  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses 
geschritten  werden,  vorbehaltlich  der,  für  die  im  Auslande  wohnhaften 
Gläubiger  unten  angegebenen  Bestimmungen,  insofern  es  sich  um  die  Yer- 
theilungen handelt. 

312.  Ist  der  Streit,  welcher  im  YerifikationsprotokoU  über  die  Zu- 
lassung einer  Forderung   entstanden   ist,  bei    dem  Handelsgericht  anhängig 

femacht  worden,  so  verfugt  dieses  Gericht,  wenn  die  Sache  bis  zum  Ablauf 
er  den  bekannten  und  in  Aegypten  wohnhaften  Gläubigem  gewährten 
Fristen,  oder  der  oben  erwähnten  oO  Tage,  falls  diese  Fristen  kürzer  sind, 
noch  nicht  für  die  definitive  Entscheidung  spruchreif  ist,  je  nach  den  Um- 
ständen, dass  das  weitere  Yerfahren  ausgesetzt,  oder  dass  zur  Einberufung 
der  Gläubigerversammlung  Behufs  Schliessung  eines  Akkordes  geschritten 
werden  soll. 

313.  Yerfügt  das  Gericht  die  Fortsetzung  des  Yerfiahrens,  so  kann  es 

Srovisorisch   anordnen,   dass   der  Gläubiger   der  bestrittenen  Forderung  an 
en  Beschlüssen  für  eine  in  demselben  Erkenntniss  zu  bestimmende  Summe 
Theil  nehmen  darf. 

314.  Es  wird  ebenso  verfehren,  wenn  der  Streit  bei  einem  anderen 
Gericht  anhängig  gemacht  worden  ist,  gehört  jedoch  der  Prozess  vor  das 
Forum  des  Civilgerichts,  so  bestimmt  dieses  Gericht  provisorisch  die  Summe^ 
mit  welcher  der  Gläubiger  der  bestrittenen  Forderung  an  den  Akkord* 
beschlüssen  Theil  nehmen  darf. 

315.  Das  Handelsgericht  bestimmt  die  Frist,  innerhalb  welcher  der 
Gläubiger  vom  Civilgericht  die  vorläufige  Festsetzung  zu  erwirken  hat; 
nach  Ablauf  dieser  Frist  nimmt  das  Yer&hren  seinen  Fortgang,  ohne  dass 
er,  so  lange  seine  Forderung  nicht  festgestellt  ist,  an  den  Beschlüssen  Theil 
nehmen  kann. 

316.  In  dem  Falle,  dass  eine  Forderung  Gegenstand  einer  kriminellen 
oder  korrektionellen  Untersuchung  ist,  kann  das  Handelsgericht  gleichfalls 
eine  Aussetzung  des  Yerfahrens  anordnen.  In  diesem  Falle  darf  der 
Gläubiger  der  bestrittenen  Forderung  an  den  Geschäften  des  Falliments  nicht 
Theil  nehmen  und  seine  Forderung  kann,  so  lange  die  zuständigen  Gerichte 
nicht  entschieden  haben,  nicht  provisorisch  zugelassen  werden. 

317.  Der  Gläubiger,  dessen  Yorrecht  oder  Hypothek  nur  bestritten  wird, 
nimmt  an  den  Beschlüssen  des  Falliments  als  gewöhnlicher  Gläubiger  Theil. 
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318.  Die  Gläubiger,  welche  bis  zum  Akkord  ihre  Forderuug  anmeldeD, 
werden  im  Yergleichstermin  verificirt  und  anerkannt.  Diejenigen,  welche 
die  Fristen  eingehalten  haben,  sind  allein  befugt,  die  früheren  I^  orderungen 
zu  bestreiten.  Erheben  sie  Widerspruch,  oder  wird  gegen  ihre  Forderung 
Widerspruch  erhoben,  so  erfolgt  die  provisorische  Feststellung  der  bestrit- 
tenen Forderung  durch  den  Richter. 

319.  Werden  die  Gläubiger,  welche  sich  nicht  innerhalb  der  Fristen 
gemeldet  haben,  bestritten,  so  werden  sie  weder  bei  dem  Akkord,  noch  bei 
den  Yertheilungen  berücksichtigt,  bis  der  Streit  durch  ein  rechtskräftiges 
Erkenntniss  entschieden  ist.  ^ 

320.  Wenn  im  Auslande  wohnhafte  Gläubiger  nach  Verwerfung  des 
Akkordes  Forderungen  innerhalb  der  Fristen  anmelden,  so  beruft  der  Richter 
zur  Verifikation  derselben  durch  Inserate,  Briefe  und  Aushang  eine  neue 
Versammlung. 

Die  verspäteten  Anmeldungen  werden  unter  den  im  vorstehenden  Artikel 
enthaltenen  Bedingungen  zu  dieser  Versammlung  zugelassen. 

321.  Ausser  den  obigen  Fällen  dürfen  neue  Anmeldungen  nur  im 
Wege  des  Widerspruches  zu  Händen  der  Verwalter  mit  Vorladung  vor  das 
Gencht  binnen  vollen  8  Tagen  erfolgen.  Die  Kosten  des  Widerspruchs 
fallen  den  Anmeldenden  zur  Last.  Auf  deren  Kosten  werden  gleichfalls 
3  Tage  vorher  vom  Gerichtsschreiber  die  zugelassenen  Gläubiger  von  dem 
Termin  brieflich  in  Kenntniss  gesetzt,  welche  auf  ihre  eigene  Gefahr  inter- 
veniren  können. 

322.  Der  Widerspruch  der  neuen  Gläubiger  kann  die  Ausführung  der 
vom  Richterkommissar  angeordneten  Vertheilnngen  nicht  aufhalten;  wenn 
aber,  bevor  über  ihren  Widerspruch  entschieden  ist,  zu  neuen  Vertheilnngen 
geschritten  worden  ist,    so  nehmen   sie  mit  dem  provisorisch  vom  Handels- 

fericht  festgestellten  Betrage  daran  Theil;  der  Betrag  bleibt  aber  bis  zur 
Intscheidung  über  ihren  Widerspruch  deponirt.  Werden  sie  später  als 
Gläubiger  zugelassen,  so  dürfen  sie  keinen  Anspruch  auf  die  vom  Richter- 
kommissar  angeordneten  Vertheilnngen  erheben;  sie  sind  aber  befugt,  die 
auf  ihre  Forderungen  bei  den  ersten  Vertheilnngen  entfallenen  Dividenden 
aus  der  noch  nicht  vertheilten  Aktivmasse  vorwegzunehmen. 

323-  Ausser  den  in  den  oben  angegebenen  Formen  autorisirten  Wider- 
sprüchen kann  jeder  zugelassene  oder  bestrittene  Gläubiger,  selbst  später, 
eine  angemeldete  oder  zugelassene  Forderung  mittelst  direkter  Klage  beim 
Gericht  bestreiten,  vorausgesetzt,  dass  nicht  bereits  ein  rechtskräftiges  Er- 
kenntnis vorhanden  ist^  jedoch  ohne  die  Geschäfte  des  Falliments  dadurch 
aufzuhalten. 

Die  Verwalter  und  der  Fallit  müssen  beigeladen  werden. 

324.  Gegen  die  Erkenntnisse  und  Verfügungen,  welche  einen  Aufschub 
bei  dem  Bestreiten  einer  Forderung  zubilligen  oder  verweigern,  oder  welche 
eine  provisorische  Feststellung  der  bestrittenen  Forderungen  anordnen,  sind 
keine  Rechtsmittel  zulässig. 

Abschnitt  VI. 

Vom   Akkorde   und   von   der   Vereinigung. 

§  1.    Von  der  Zusammen berufung  und  der  Versammlung  der  Gläubiger. 

325.  Binnen   3   Tagen    nach   Ablauf   der   für    die    Bestätigung    vor- 

Seschriebenen  Stägigen  Frist  und   frühestens  50  Tage  nach  der  Zustellung 
es  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses   beruft   der  Richterkommissar 
die  Gläubiger,  deren  Forderungen  verificirt  und   bestätigt  oder  provisorisch 


24  I.    Aegypten. 

zngelasseD  worden  sind,  Behnfe  Bescblussfassung  über  einen  Akkord  zu- 
sammen.  Diese  Einberufung  erfolgt  mittelst  Bekanntmachungen,  welche  an 
der  Thür  des  Geschäftes  des  Falliten,  an  der  Gerichtstafel  und  an  den  durch 
die  Verordnung  des  Gerichts  bestimmten  Stellen  angeschlagen  werden,  sowie 
durch  Inserate  in  den  Zeitungen.  In  den  Bekanntmachungen,  in  den 
Zeitungsinseraten  und  in  den  Einladungsschreiben  wird  der  Zweck  der  Ver- 
sammlung angegeben. 

326.  An  dem  Orte,  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  welche  Ton  dem 
Bichtcrkommissar  festgesetzt  werden,  wird  die  Versammlung  unter  dessen 
Vorsitz  gebildet  Die  Gläubiger  der  verificirten  und  bestätigten  oder  vor* 
läufig  zugelassenen  Forderungen  wohnen  derselben,  persönlicn  oder  durch 
Bevollmächtigte  vertreten,  bei.  Der  Fallit  wird  gleicnfiills  vorgeladen.  Er 
hat  sieb  persönlich  dort  einzufinden,  &lls  er  sich  auf  freiem  Fusse  befindet, 
und  darf  sich  nur  aus  triftigen  und  vom  Richterkommissar  fär  zulässig 
erachteten  Gründen  vertreten  lassen. 

Die  Verwalter  berichten  der  Versammlung  Ober  den  Stand  des  Falli- 
ments, die  Förmlichkeiten,  welche  sie  beobachtet  haben,  und  die  er^rifipienen 
Massregeln;  der  Fallit  wird  gehört.  Der  Bericht  der  Verwalter  wird,  von 
ihnen  unterzeichnet,  dem  Ricnterkommissar  übermittelt,  welcher  über  das 
in  der  Versammlung  Vorgebrachte  und  Beschlossene  ein  Protokoll  aufnimmt. 

§  2.    Vom  Akkord. 

327.  Eine  Uebereinkunft  zwischen  den  beschliessenden  Gläubigem  und 
dem  ffidliten  Schuldner  kann  erst  nach  Erfüllung  folgender  Vorscbrifi»n 
getroffen  werden;  diese  Uebereinkunft  kommt  erst  durch  «die  Mitwirkung 
einer  Anzahl  Gläubiger  zu  Stande,  welche  die  Majorität  bildet  und  ausser- 
dem Vi^)  <l^r  Gesammtheit  der  verificirten  oder  gemäss  den  obigen  Be- 
stimmungen provisorisch  zugelassenen  Forderungen  repräsentirt;  alles  dieses 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

328.  Die  Hypothekengläubiger,  sowie  die  bevorrechtigten  oder  mit 
einem  Pfände  versenenen  Gläubiger  haben  hinsichtlich  dieser  Forderungen 
keine  Stimme  bei  den  auf  den  Akkord  bezüglichen  Massnahmen,  und  deren 
Stimmen  werden  nur  dann  mitgezählt,  wenn  sie  auf  ihre  Hvpotheken, 
Pfänder  oder  Vorrechte  verzichten.  Das  Mitstimmen  beim  Akkord  zieht 
diesen  Verzicht  von  Rechtswegen  nach  sich,  auch  wenn  der  Akkord  nicht 
zu  Stande  kommt.') 

329.  Der  Akkord  muss  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  während  der 
Sitzung   vollzogen    werden.    Willigt  nur   die   Mehrheit   von   drei   Vierteln 


1)  Ebenso  nach  Belgischem  Becht  (Art  519  H.G.B.,  s-unten),  Fr  ans  ö  als  ehern 
Eecht  (Art  507  H.  (i.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  604),  Griechigchem  Recht  (Art  512  BL  Qt.  B.. 
cfr.  M.  n  S.  665),  Haitianischem  Recht  (Art.  513  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  798)  und 
Italienischem  Recht  (Art  888  H.  G.  R);  nach  Costa-Ricanischem  Recht  ist  die 
Majorität  der  anwesenden  stimmberechtigten  Gläubiger  erforderlich,  welche  V4  d^r  Qe- 
sammtfordeningen  repräsentiren  (Art  I60  des  Konkiu>sgesetzes  vom  8.  Oktober  1865,  cfr. 
Bd.  n  S.  277);  nach  Argentinischem  Recht  (Art.  1620  H.  G.  B.,  s.  unten)  sind  ent- 
weder Vi  der  Gl&nbiger  und  V4  der  Gesammtforderongen  oder  V4  ^^^  Gläubiger  und 
*U  der  Gesammtfordemngen  nothwendig,  ebenso  nachPortugiesischem  Recht  (Art  1194 
H.  G.  B.);  nach  Brasilianischem  Recht  (Art  847  H. G.  B.,  s.  unten),  die  Majorität  der 
Gläubiger  and  Vs  ^^^  Gesammtforderuncen:  nach  Bolivianischem  Recht  (Art  566 
B.  G.  B.,  s.  unten),  Chilenischem  Re(£t  (Art  1468  H.G.B.,  s.  unten),  Guatemala- 
nischem  Recht  (Art  1297  E.  G.  B..  cfr.  Bd.  II  S.  767)  und  Spanischem  Recht 
(Art.  1158  H.  G.  B.)  absolute  Majorität  und  Vs  d^'  Gesammtforderongen. 

*)  In  dem  wesentlich  übereinstimmenden  Art  508  des  Französischen  BL  G.  B. 
(cfr.  Bd.  II  S.  605)  fehlt  am  Schlüsse  der  Nachsats  „auch  wenn  etc.*" 
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der  Summe  sach  ein,  so  ipcird  die  Beschlassfassung  auf  8  Tage  ausgesetzt; 
in  diesem  Falle  sind  die  in  der  ersten  Versammlung  gefassten  Beschlüsse 
und  ertheilten  Zustimmungen  wirkungslos. 

330.  Ist  der  Fallit  wegen  betrügerischen  Bankrotts  verurtheilt  worden, 
so  kann  ein  Akkord  nicht  geschlossen  werden.  Wenn  eine  Untersuchung 
wegen  betrügerischen  Bankrotts  eingeleitet  worden  ist,  werden  die  Gläu- 
biger zum  Zwecke  der  Beschlussfassung  darüber  einberufen,  ob  sie  sich  im 
Falle  der  Freisprechung  den  Beschluss  über  den  Akkord  vorbehalten,  und 
ob  sie  in  Folge  dessen  den  Beschluss  bis  zur  Beendigung  der  Untersuchung 
aussetzen  wollen.  Der  Aufschub  kann  nur  mit  der  Majorität  der  Zahl  nach 
und  der  im  Art.  327  erwähnten  Summe  nach  bewilligt  werden.  Wenn  nach 
Ablauf  der  Frist  ein  Beschluss  über  den  Akkord  gefasst  werden  soll,  so 
finden  die  im  vorstehenden  Artikel  enthaltenen  Vorschriften  auf  die  neue 
Beschlussiassung  Anwendung. 

331.  Wenn  der  Fallit  wegen  einfachen  Bankrotts  verurtheilt  worden 
ist,  so  kann  ein  Akkord  geschlossen  werden.  Es  kann  indessen  im  Falle, 
dass  die  Untersuchung  bereits  eingeleitet  ist;  die  Beschlussfassung  bis  zur 
Beendigung  der  Untersuchung  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  des 
vorstehenden  Artikels  ausgesetzt  werden. 

332.  Alle  Gläubiger,  welche  bei  dem  Akkord  mitzustimmen  befugt 
sind  oder  deren  Rechte  seitdem  anerkannt  worden  sind,  können  Widerspruch 
dagegen  erheben. 

Bei  Strafe  der  Nichtigkeit  muss  der  Widerspruch  begründet  und  den 
Verwaltern,  sowie  dem  Falliten  binnen  8  Tagen  nach  Abschluss  des  Akkordes 
zugestellt  werden.  Derselbe  soll  eine  Vorladung  zum  ersten  Termin  des 
Handelsgerichts  enthalten. 

3Sä.  Ist  nur  ein  Verwalter  erwählt  worden,  und  erhebt  dieser  gegen 
den  Akkord  Widerspruch,  so  hat  er  die  Wahl  eines  neuen  Verwalters  zu 
veranlassen,  dem  gegenüber  er  zur  Erfüllung  der  im  vorhergehenden  Artikel 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  verpflichtet  ist. 

334.  Hängt  das  Erkenntniss  über  den  Widerspruch  von  der  Lösung 
von  Fragen  ab,  die  mit  Rücksicht  auf  ihren  Gegenstand  der  Zuständigkeit 
des  Handelsgerichts  entzogen  sind,  so  setzt  dieses  die  Entscheidung  bis  nach 
Erledigung  dieser  Fragen  aus.  Es  setzt  eine  kurze  Zeit  fest,  binnen  welcher 
der  Widerspruch  erhebende  Gläubiger  an  die  zuständigen  Richter  zu  berichten 
und  die  desfallsigen  Schritte  nachzuweisen  hat. 

335.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  wird  beim  Handelsgerichte  mittelst 
einÜEUihen  Antrages  Seitens  der  am  meisten  sich  bemühenden  Partei  betrieben 
und  wie  bei  schleunigen  Sachen  nach  dem  Gutachten  des  öffentlichen 
Ministeriums  ausgesprochen.  Das  Gericht  kann  erst  nach  Ablauf  der  im 
Art.  332  festgesetzten  Frist  verfügen. 

336.  Wenn  in  dieser  Zeit  Widersprüche  erhoben  worden  sind,  so  ent- 
scheidet das  Handelsgericht  über  diese  Einwendungen,  wie  über  die  Bestäti- 
gung durch  ein  und  dasselbe  Erkenntniss. 

Wird  der  Widerspruch  zugelassen,  so  hat  die  Nichtigkeitserklärung  des 
Akkordes  allen  Betheingten  gegenüber  zu  erfolgen. 

Bevor  über  die  Bestätigung  beschlossen  wird,  erstattet  in  allen  Fällen 
der  Richterkommissar  an  das  Handelsgericht  einen  Bericht  über  den  Charakter 
des  Falliments  und  die  Zulässigkeit  des  Akkordes. 

337.  In  dem  Falle,  dass  die  oben  vorgeschriebenen  Regeln  nicht 
befolgt  sind,  oder  wenn  Gründe  des  öffentlichen  Wohles  oder  des  Interesses 
der  Gläubiger  dem  Abschlüsse  des  Akkordes  offenbar  entgegenstehen,  muss 
das  Gericht  dessen  Bestätigung  ablehnen. 
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§  3.    Yon  den  Wirknogen  des  «Akkordes. 

338.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  macht  denselben  für  alle  in  der 
Bilanz  aufgeführten  oder  nicht  aufgeführten,  verificirten  oder  nicht  verificirten 
und  sogar  für  diejenigen  Gläubiger  bindend,  die  ausserhalb  des  Territoriams 
von  Aegypten  wohnen,  sowie  für  diejenigen,  welche  in  Gemässheit  der 
vorstehenden  Artikel  zur  Beschlussfassung  provisorisch  zugelassen  worden 
sind,  welches  auch  die  Summe  sein  mag,  weiche  ihnen  das  endgültige  £r- 
kenntniss  später  zuertheilt. 

Die  Bestätigung  wahrt  zu  Gunsten  eines  jeden  der  Gläubiger  eine  Hypo- 
thek auf  die  Immobilien  des  Falliten,  welche  durch  die  Eintragung  des 
Erkenntnisses  über  die  Erklärung  des  Falliments  entsteht. 

Zu  diesem  Behuf  lassen  die  Verwalter  das  Bestätigungserkenntniss  aaf 
den  Namen  eines  jeden  Gläubigers  in  das  Hypothekenbuch  eintragen,  es  sei 
denn,  dass  es  im  Akkord  anders  bestimmt  worden  ist. 

339.  Sobald  das  Bestätigungserkenntniss  Rechtskraft  erlangt  hat, 
hören  die  Funktionen  der  Verwalter  auf.  Die  Verwalter  legen  dem  Falliten 
im  Beisein  des  Kichterkommissars  ihre  definitive  Rechnung  ab,  und  diese 
Rechnung  wird  erörtert  und  abgeschlossen,  es  sei  denn,  dass  im  Akkord 
etwas  anderes  vereinbart  worden  ist. 

Sie  übergeben  dem  Falliten  die  sämmtlichen  Vermögensstücke,  Bücher, 
Papiere  und  Effekten,  worüber  der  Fallit  quittirt.  Ueber  Alles  wird  voudi 
Richterkommissar,  dessen  Amt  hiermit  aufhört,  ein  Protokoll  aufgenommen. 
Im  Streitfalle  entscheidet  das  Handelsgericht  auf  einfache  Ueberweisung  des 
Richterkommissars  in  der  Sitzung  und  ohne  Vorladung. 

340.  Kommt  der  Akkord  durch  Abtretung  der  Activa  zu  Stande,  so 
legen  die  Verwalter  der  Gläubigerversammlung  Rechnung  ab.  Hinsichtlich 
des  abgetretenen  Activums  wird  im  übrigen  in  derselben  Weise  verfiahren, 
wie  es  unten  im  Falle  der  Vereinigung  vorgeschrieben  ist. 

§  4.    Von  der  AnnuUirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes. 

341.  Klagen  auf  AnnuUirung  des  Akkordes  sind  nur  wegen  eines 
Dolus  zulässig,  welcher  nach  dessen  Bestätigung  entdeckt  worden  ist  and  in 
der  Verheimlichung  der  Activa  oder  der  Uebertreibung  der  Passiva  besteht^ 
und  wenn  der  Fallit  wegen  betrügerischen  Bankrotts  verurtheilt  worden  ist 

Die  AnnuUirung  des  Akkordes,  sei  es  wegen  Dolus  oder  in  Folge 
einer  Verurtheilung  wegen  betrügerischen  Bankrotts  nach  dessen  Bestätigung, 
befreit  die  Bürgen  von  Rechtswegen. 

342.  Führt  der  Fallit  die  Bedingungen  des  Akkordes  nicht  ans,  so 
kann  die  Aufhebung  desselben  beim  Handelsgericht  im  Beisein  der  etwa 
vorhandenen  Bürgen  gegen  ihn  beantragt  werden. 

Die  Aufhebung  des  Akkordes  befreit  die  Bürgen  nicht,  welche  für 
dessen  vollständige  oder  theil weise  Ausführung  als  Garantirende  einge- 
treten sind. 

343.  Wird  nach  Bestätigung  des  Akkordes  der  Fallit  wegen  betrügeri- 
schen Bankrotts  verfolgt  und  unter  Detentions-  oder  Verhafbsbefehl  gesteUt, 
so  kann  das  Handelsgericht  geeignete  konservatorische  Massregeln  anordnen. 
Diese  Massregeln  hören  von  Rechtswegen  vom  Tage  der  Erklärung,  dass 
kein  Anlass  zur  Verfolgung  vorliegt .  der  Verfügung  der  Aufhebung  oder 
des  freisprechenden  Erkenntnisses  auf. 

Nach  Einsicht  in  das  wegen  betrügerischen  Bankrotts  verurtbeilende 
Erkenntniss  oder  durch  das  die  AnnuUirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes 
aussprechende  Erkenntniss  ernennt  das  Handelsgericht  einen  Richterkom- 
missar, sowie  einen  oder  mehrere  Verwalter.     Diese  Verwalter   können  die 
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Siegel  anlegen  lassen.  Si^  vergleichen  unverzüglich  nach  dem  alten  Inventar 
die  vorhandenen  Werthst&cke,  Forderungen  und  Papiere  und  veranstalten 
eventuell  eine  Nachinventur.    Sie  stellen  eine  Nachbilanz  auf. 

Die  Aufforderung  zur  Anmeldung  erfolgt  gemäss  den  in  dem  Abschn.  V 
§  5  enthaltenen  Bestimmungen  durch  Aushang,  Inserate  und  Briefe  an  die 
etwa  vorhandenen  neuen  Gläubiger;  diese  Aushänge,  Inserate  und  Briefe  ent- 
halten einen  Auszug  aus  dem  Erkenntnisse,  welches  die  Verwalter  ernennt. 

Es  wird  unverzüglich  zur  Verifikation  der  in  Gemässheit  dieses  Artikels 
producirten  Titel  der  Forderungen  geschritten.  Eine  neue  Prüfung  der  früher 
zugelassenen  und  bekräftigten  Forderungen  findet  nicht  statt,  unbeschadet 
jedoch  der  Zurückweisung  oder  Bedaktion  derjenigen,  welche  seitdem  etwa 
ganz  oder  zum  Theil  getilgt  sind. 

344.  Nach  Beendigung  dieser  Massnahmen  werden,  falls  kein  neuer 
Akkord  zu  Stande  kommt,  die  Gläubiger  einberufen,  um  ihre  Meinung  über 
Beibehaltung  oder  Absetzung  der  Verwalter  zu  äussern.  Zu  einer  neuen 
Vertheilung  kann,  den  neuen  Gläubigern  gegenüber,  erst  nach  Ablauf  der 
den  in  Aegypten  wohnhaften  Personen  gewährten  Fristen  und  spätestens 
50  Ta^e  nach  Publikation  des  Erkenntnisses,  welches  die  Verwalter  ernennt, 
geschritten  werden. 

345.  Die  von  dem  Falliten  nach  dem  bestätigenden  Erkenntniss  und 
vor  der  AnnuUirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes  vorgenommenen  Akte 
werden  nur  im  Falle  des  Betruges  bezüglich  der  Rechte  der  Gläubiger  für 
nichtig  erklärt. 

346.  Die  vor  dem  Akkord  vorhandenen  Gläubiger  treten,  allein  dem 
Falliten  gegen  über,  in  ihre  vollen  Rechte  wieder  ein,  sie  können  indessen 
an  der  Masse  nur  nach  folgendem  Verhältniss  Theil  nehmen:  haben  sie 
keinerlei  Dividende  erhalten,  mit  ihrer  ganzen  Forderung;  haben  sie  einen 
Theil  der  Dividende  erhalten,  mit  dem  Theil  ihrer  ursprünglichen  Forderung, 
welcher  dem  nicht  erhobenen  Theil  der  verabredeten  Dividende  entspricht. 
Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  finden  in  dem  Falle  eines  etwaigen,  ohne 
vor^ngige  AnnuUirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes  zu  erklärenden  neuen 
Falliments  Anwendung. 

§  5.    Von  der  Einstellung  im  Falle  der  Insufficienz  der  Aktivmasse. 

347.  Wird  vor  der  Bestätigung  des  Akkordes  oder  der  Bildung  der 
Gläubigervereinigung  der  Lauf  der  Geschäfte  des  Falliments  durch  In- 
sufficienz der  Aktivmasse  aufgehalten,  so  kann  das  Handelsgericht,  aaf  den 
Bericht  des  Richterkommissars,  auch  von  Amtswegen  die  Einstellung  des 
Falliments  aussprechen.  Durch  dieses  Erkenntniss  tritt  jeder  Gläubiger  in 
die  Ausübung  seiner  iodividuellen  Rechte  gegen  den  Falliten  wieder  ein. 

34B.  Der  Fallit  oder  jeder  andere  Interessent  kann  zu  jeder  Zeit  die 
Aufhebung  des  im  vorstehenden  Artikel  erwähnten  Erkenntnisses  durch  das 
Gericht  bewirken,  wenn  er  das  Vorhandensein  von  Geldern  zur  Bestreitung 
der  Kosten  der  Fallimentsgeschäfte  nachweist  oder  bei  den  Verwaltern  einen 
zu  ihrer  Deckung  aasreichenden  Geldbetrag  deponirt.  In  allen  Fällen  sind 
die  Gerichtskosten  für  das  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Artikels  einge- 
leitete Verfahren  vorher  zu  berichtigen. 

§  6.    Von  der  Vereinigung  (union)  der  Gläubiger. 

348.  Kommt  ein  Akkord  nicht  zu  Stande,  so  befinden  sich  die  Gläu- 
biger von  Rechtswegen  im  Zustande  der  Vereinigung. 

Der  Riditerkommissar  befragt  dieselben  sofort  über  die  Verwaltungs- 
akte des  Falliments,  sowie   über   die  Noth wendigkeit   der  Bestätigung  oder 
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Ersetzung  der  Verwalter.  Die  bevorrecbtigteD,  hypothekarisch  eingetragenen 
und  mit  P&nd  versehenen  Gläubiger  werden  zu  dieser  Beschluss&ssnng 
zugelassen.  Die  Aeusserungen  und  Bemerkungen  der  Gläubiger  werden  zu 
Protokoll  genommen,  und  nach  Einsicht  in  dieses  Aktenstück  entscheidet 
das  Handelsgericht,  wie  in  Art.  255  angegeben.  Die  nicht  bestätigten 
Verwalter  haben  im  Beisein  des  Richterkommissars  den  neuen  Verwaltern 
Bechenschaft  abzulegen,  wozu  der  Fallit  gehörig  vorgeladen  wird. 

350.  Die  Gläubiger  werden  darüber  befrag,  ob  dem  Falliten  eine 
Unterstützung  aus  der  Aktivmasse  zu  gewähren  ist 

Willigt  die  Mehrheit  der  anwesenden  Gläubiger  ein,  so  kann  dem 
Falliten  aus  der  Aktivmasse  ein  Geldbetrag  als  Unterstützung  gewährt 
werden.  Die  Verwalter  bringen  die  Höhe  der  Unterstützung  in  Vorschlag; 
dieselbe  wird  vom  Richterkommissar  festgesetzt,  unbeschadet  des  Rekurses 
an  das  Handels^richt,  welcher  jedoch  nur  den  Verwaltern  allein  zusteht. 

351.  Fallirt  eine  Handelsgesellschaft,  so  können  die  Gläubiger  nur 
zu  Gunsten  eines  oder  mehrerer  Gesellschafter  einen  Akkord  abscUiessen. 
In  diesem  Falle  wird  die  ganze  Aktivmasse  der  Gesellschafi  von  der  Gläu- 
bigerschaft verwaltet.  Das  persönliche  Vermögen  derjenigen,  mit  denen  ein 
Akkord  abgeschlossen  worden  ist,  ist  davon  ausgeschlossen,  und  der  mit 
ihnen  abgeschlossene  besondere  Vertrag  darf  nur  die  Verpflichtung  enthalten, 
aus  den  zur  gesellschaftlichen  Aktivmasse  nicht  gehörenden  Werthen  eine 
Dividende  zu  zahlen.  Der  Gesellschafter,  welcher  einen  besonderen  Akkord 
erlangt  hat,  haftet  nicht  mehr  solidarisch. 

352.  Die  Verwalter  vertreten  die  Gläubigerschaft  und  sind  mit  der 
Vornahme  der  Liquidation  betraut.  Die  Gläubiger  können  denselben  indessen 
ein  Mandat  zur  Nutzbarmachung  der  Aktivmasse  ertheilen.  Der  dieges 
Mandat  betreffende  Bescbluss  setzt  dessen  Dauer  und  Umfang  fest  und  be- 
stimmt die  Gelder,  welche  die  Verwalter  in  Händen  haben  dürfen,  um  die 
Kosten  und  Ausgaben  zu  bestreiten.  Der  Beschluss  darf  nur  im  Beisein 
des  Richterkommissars  und  mit  drei  Viertel  Majorität  der  Gläubiger,  nach 
Zahl  und  Summe,  gefEksst  werden.  Das  Rechtsmittel  des  Einspruchs  gegen 
diesen  Beschluss  steht  dem  Falliten  und  den  dissidirenden  Gläubigern  innerhalb 
8  Tagen  zu.     Der  Einspruch  suspendirt  die  Ausführung  nicht. 

353.  Haben  die  Geschäfte  der  Verwalter  das  Aktivum  der  Vereinigung 
übersteigende  Verpflichtungen  zur  Folge,  so  haften  diejenigen  Gläubiger, 
welche  die  Ermächtigung  zu  diesen  Geschäften  gegeben  bab^,  allein  per- 
sönlich über  ihren  Antheil  am  Aktivum  hinaus,  jedoch  nur  innerhalb  der 
Grenzen  des  von  ihnen  ertheilten  Auftrages;  sie  tragen  nach  dem  Verhält- 
nisse ihrer  Forderungen  bei. 

354.  Die  Verwalter  sind  mit  dem  Verkauf  der  Immobilien,  Waaren 
und  Mobiliareffekten  des  Falliten,  sowie  mit  der  Liquidation  seiner  Aktiven 
und  Passiven  betraut,  und  zwar  unter  der  Aufsicht  des  Richterkommissars, 
ohne  dass  die  Zuziehung  des  Falliten  erforderlich  ist. 

Die  Verwalter  können,  den  Vorschriften  der  Art.  287  und  288  ent- 
sprechend, in  Bezug  auf  jede  Art  von  Rechten  des  Falliten,  trotz  des 
n  idersprucbs  desselben,  Vergleiche  abschliessen,  selbst  wenn  es  sich  um  Im- 
mobilien handelt. 

355.  Die  Vereinigung  der  Gläubiger  wird  im  ersten  Jahre  mindestens 
einmal  und  je  nach  Bedürftiiss  in  den  folgenden  Jahren  vom  Richterkom- 
missar einberufen.  In  dieser  Versammlung  legen  die  Verwalter  über  ihre 
Geschäftsführung  Rechenschaft  ab.  Sie  werden  unter  den  in  den  Art.  255 
und  349  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  in  der  Ausübung  ihrer  Funktionen 
weiter  belassen  oder  ersetzt. 
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356.  Nach  Beendigung  der  Liquidation  des  Falliments  werden  die 
Gläubiger  Yom  Ricbterkommissar  einberufen.  Die  Verwalter  legen  in  dieser 
letzten  Versammlung  Bechenschaft  ab.  Der  Fallit  muss  anwesend  oder  in 
gehöriger  Weise  vorgeladen  sein. 

Zu  diesem  Behufe  wird  ein  Protokoll  angenommen,  in  welches  jeder 
Gläubiger  seine  Aeusserungen  und  Bemerkungen  aufzeichnen  lassen  kann.  Nach 
Schluss  der  Versammlung  wird  die  Vereinigung  von  Rechtswegen  aufgelöst. 
Der  Richterkommissar  verweist  etwa  entstandene  Streitigkeiten  bezüglich 
der  Rechnung  zur  öffentlichen  Sitzung,  ohne  Vorladung. 

In  allen  Fällen  übermittelt  der  Richterkommissar  dem  Handelsgericht 
einen  Bericht  über  den  Charakter  und  die  Umstände  des  Falliments. 

857.  Die  Verhaftung  des  Falliten  hört,  £Eklls  sie  angeordnet  gewesen 
ist,  jeder  Zeit  auf,   sobald    feststeht,   dass   die  Verwalter  in  den  Besitz  der 

fesammten  Aktivmasse  und  der  Bücher  gelangt,  und  dass  ihnen  Seitens  des 
alliten  alle  erforderlichen  Mittheilungen  gemacht  sind.    Die  Gläubiger  und 
Verwalter  können  bei  der  Verhandlung  interveniren. 


Abschnitt  VII. 

Von  den  verschiedenen  Klassen  der  Gläubiger  und  den  Rechten 
derselben  im  Falle  eines  Falliments. 

§  1.    Von  den  Mitverpflichteten  und  Bürgen. 

858.  Der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  von  Verpflichtnngsscheinen  ist,. 
die  vom  Falliten  und  anderen  im  Falliment  befindlichen  Mitverpflichteten 
solidarisch  ausgestellt,  girirt  oder  garantirt  sind,  nimmt  an  der  Vertheilung 
bei  allen  Massen  Theil  und  figurirt  dort  für  den  Nominalwerth  seiner  For- 
derung an  Kapital  und  Accessorien  bis  zur  gänzlichen  Bezahlung. 

Ein  Regress  wegen  gezahlter  Dividenden  steht  den  Konkursmassen  der 
Miiverpflichteten  gegeneinander  nicht  zu,  es  sei  denn,  dass  die  Gesammt- 
summe  der  Dividenden,  welche  diese  Massen  entrichtet  haben,  den  Gesammt- 
betrag  der  Forderung  an  Kapital  und  Accessorien  übersteigt,  in  welchem 
Falle  der  Ueberschuss  nach  der  Reihenfolge  der  Verpflichtungen  denjenigen 
Mitverpflichteten  zurückerstattet  werden  muss,  welche  die  anderen  zu  Bürgen 
haben. 

859.  Hat  der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  von  solidarischen  Verpflich- 
tungen zwischen  dem  Falliten  und  anderen  Mitverpfiichteten  ist,  auf  seine 
Forderung  vor  der  Erklärung  des  Falliments  eine  a  conto  Zahlung  erhalten,, 
so  hat  er  nur  nach  Abzug  dieser  ä  conto  Zahlung  Anspruch  an  die  Mass& 
und  behält  für  den  Rest  seiner  Forderung  seine  Rechte  gegen  den  Mit  ver- 
pflichteten oder  Bürgen.  Der  Mitverpflichtete  oder  Bürge,  welcher  die  Theil- 
zahlung  gemacht  hat,  nimmt  an  derselben  Masse  für  seine  sämmtlichen  zur 
Entlastung  des  Falliten  geleisteten  Zahlungen  Theil. 

Trotz  des  Akkordes  behalten  die  Gläubiger  ihren  Anspruch  wegen 
ihrer  ganzen  Forderung  gegen  die  Mitverpflichteten   des  Falliten. 

§  2.    Von  den  mit  Pfand  versehenen  Gläubigem  und  den  Gläubigem 
mit  Vorrechten  auf  das  bewegliche  Vermögen. 

860.  Die  gültig  mit  Pfand  versehenen  Gläubiger  des  Falliten  werden 
in  der  Masse  nur  pro  memoria  aufgeführt. 

'861.  Die  Verwalter  können  jederzeit  mit  Ermächtigung  des  Richter- 
kommissars die  Pfander  zu  Gunsten  der  Masse  einlösen,  indem  sie  die 
Schuld  zurückzahlen. 
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Der  Pfandf^läu biger  kann  das  Pfand,  unter  Beobachtung  der 
durch  das  Gesetz  angeordneten  Förmlichkeiten  jederzeit  verkaufen  lassen. 
Die  Verwalter  können  ihn  innerhalb  einer  vom  Richterkommissar  festgesetz- 
ten Frist  zur  Vornahme  des  Verkaufes  zwingen  oder  das  Pfand  zurück- 
nehmen und  verkaufen,  unbeschadet  der  Ausübung  der  Ansprüche  des 
Pfandgl&ubigers  auf  den  Erlös.  Ist  das  Pfund  zu  einem  den  Betrag  der 
Forderung  übersteigenden  Preise  verkauft  worden,  so  wird  der  Ueberschuss 
von  den  Verwaltern  eingezogen;  ist  der  Verkaufspreis  geringer  als  die  For- 
derung, so  nimmt  der  betreffende  Gläubiger  mit  aer  Differenz  an  der  Masse 
als  gewöhnlicher  Gläubiger  Theil. 

363.  Die  in  dem  Halbjahre  vor  der  Erklärung  des  Falliments  er- 
worbenen Löhne  der  vom  Falliten  direkt  beschäftigten  Arbeiter  und  Komnüs 
gehören  zu  den  bevorrechtigten  Forderungen.  Gleichen  Rang  geniessen  die 
der  Dienerschaft  während  des  Jahres  vor  der  Erklärung  des  Falliments  ge- 
schuldeten Löhne.  0 

364.  Das  Falliment  hebt  die  resolutorische  Klage  des  Verkäufers  be- 
züglich der  Mobilien  auf;  die  Vindikationsklage  ist  nur  unter  den  anten 
angegebenen  Bedingungen  zulässig. 

365«  Die  Verwalter  überreichen  dem  Richterkommissar  das  Ver- 
zeichniss  derjenigen  Gläubiger,  welche  ein  Vorrecht  auf  das  bewegliche 
Vermögen  beanspruchen,  und  der  Richterkommissar  gestattet  eventuell  die 
Befriedigung  dieser  Gläubiger  aus  den  ersten  eingehenden  Geldern.  Wird 
das  Vorrecht  bestritten,  so  entscheidet  das  Gericht. 

§  3.    Von  den  Rechten  der  Hypotheken-  und  bevorrechtigten  Gläubiger  auf 

die  Immobilien. 

366.  Findet  die  Verthcilung  des  Erlöses  aus  den  Immobilien  vor  der 
Vertheilung  des  Erlöses  aus  den  Mobilien  oder  zugleich  statt,  so  konkurrircD 
die  aus  dem  Erlös  der  Immobilien  nicht  befriedigten  Hypotheken-  und  be- 
vorrechtigten Gläubiger  f&r  ihre  Restforderung  mit  den  Chirographargläa- 
bigern  auf  die  zur  Chirographarmasse  gehörigen  Gelder,  vorausgesetzt,  dass 
ihre  Forderungen  nach  den  vorstehend  festgesetzten  Vorschriften  verificirt 
und  bekräftigt  worden  sind. 

367.  Wenn  der  Erlös  aus  den  Mobilien  vor  der  Vertheilung  des 
Erlöses  der  Immobilien  einmal  oder  mehrfach  vertheilt  worden  ist,  so  koo- 
kurriren  die  verificirten  und  bekräftigten  Hypotheken-  und  bevorrechtigten 
Gläubiger  bei  den  Vertheilungen  nach  dem  Verhältniss  ihrer  Gesammtforde- 
rungen  und  vorbehaltlich  der  in  den  beiden  folgenden  Artikeln  erwähnten 
eventuellen  Abzüge. 

368*  Nach  dem  Verkauf  der  Immobilien  und  der  definitiven  Fest- 
stellung der  Rangordnung  der  Hypotheken-  und  bevorrechtigten  Oläubiger 
erhalten  diejenigen  von  ihnen,  welche  auf  den  Kaufpreis  der  Immobilien  tur 
ihre  ganze  Forderung  nützlich^)  kollocirt  werden  können,  den  Betrag  ihrer 
hypothekarischen  Lokation  nur  nach  Abzug  der  von  ihnen  aus  der  Chiro- 
grapharmasse bezogenen  Gelder. 

369.  Die  auf  diese  Weise  abgezogenen  Gelder  verbleiben  nicht  bei 
der  Hypothekarmasse,  sondern  fliessen  der  Chirographarmasse  zu  und  werden 
zu  Gunsten  derselben  vertheilt. 


^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimman)2;en  bezüglich  der  Zeit  im  Französischen 
Recht  cfr.  Bd.  U  S.  611,  Art  549  H.  ö.  B. 

*)  „eu  ordre  utile",  d.  h.  derart,  dass  sie  vollständig  befriedigt  werden. 
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370.  Hinsichtlich  der  Hypotheken^läubiger,  welche  bei  der  VertheiluDg 
des  Eaiifpreises  der  Immobilien  nur  theilweise  koUocirt  sind,  wird  in  fol- 
gender Weise  verfahren:  ihre  Ansprüche  an  die  Chirographarmasse  werden 
nach  den  Beträgen  bestimmt,  für  welche  sie  nach  ihrer  Immobiliarlokation 
noch  Gläubiger  bleiben,  und  die  über  dieses  Verhältniss  hinaus  bei  der 
früheren  Yertheilnng  empfangenen  Gelder  werden  ihnen  vom  Betrage  ihrer 
hypothekarischen  Lokation  abgezogen  und  yerbleiben  der  Chirographarmasse. 

371.  Die  nicht  nützlich^)  kollocirten  Hypothekengläubiger  werden 
nur  als  gewöhnliche  Chirographargläubiger  angesehen. 

§  4.    Von  den  Buchten  der  Ehefrauen. 

372.  Beim  Falliment  des  Ehegatten  nimmt  die  Ehefrau,  unter  welchem 
B^gime  die  Ehe  auch  geschlossen  sein  mag,  diejenigen  Immobilien  in  natura 
zurück,  welche  sie  zur  Zeit  des  Eheschlusses  besessen  hat  und  deren  Eigen- 
thum  sie  behalten  hatte,  sowie  diejenigen,  welche  ihr  durch  Intestaterbschaft 
oder  Testament  oder  Schenkung  unter  Lebenden  zugefallen  sind. 

373*  Die  Ehefrau  nimmt  gleichfalls  die  von  ihr  und  in  ihrem  Namen 
»US  den  von  den  besagten  Erbscnaften  und  Schenkungen  herrührenden  Gel- 
dern erworbenen  Immobilien  zurück,  falls  die  Erklärung  der  Verwendung 
ausdrücklich  im  Kaufvertrage  erwähnt  und  der  Ursprung  der  Gelder  durch 
Inventar  oder  einen  anderen  authentischen  Akt  konstatirt  wird. 

374.  Unter  welchem  Regime  der  Ehevertrag  auch  geschlossen  worden 
ist,  mit  Ausnahme  des  im  vorstehenden  Artikel  erwähnten  Falles,  so  besteht 
die  gesetzliche  Vermuthung,  dass  die  von  der  Ehefrau  des  Falliten  oder  in 
ihrem  Namen  erworbenen  Immobilien  ihrem  Ehegatten  gehören,  mit  seinen 
Geldern  bezahlt  worden  sind  und  zu  seiner  Aktivmasse  gebracht  werden 
müssen,  unbeschadet  des  Rechtes  der  Ehefrau,  den  Beweis  des  Gegentheils 
zu  liefern. 

375.  Die  Ehefrau  kann  die  MobiliarefPekten  in  natura  zurücknehmen, 
welche  ihr  durch '  den  Ehevertrag  ausgesetzt  oder  ihr  durch  Erbschaft, 
Schenkung  unter  Lebenden  oder  durch  Testament  zugefallen  sind,  falls  sie 
nach  ihrem  Ehegesetze  deren  Eigenthum  behielt,  sobald  die  Identität 
derselben  durch  Inventar  oder  einen  anderen  authentischen  Akt  nachge- 
wiesen wird. 

376.  Liefert  die  Ehefrau  diesen  Nachweis  nicht,  so  sind  die  Mobiliar- 
efFekten,  welche  zum  Gebranch  beider  Ehegatten  bestimmt  sind,  unter 
welchem  Regime  die  Ehe  auch  geschlossen  sein  mag,  in  die  Masse  des 
Falliments  miteinbegriffen,  wobei  aber  die  Verwalter  ihr  mit  Genehmigung 
des  Richterkommissars  die  zum  eigenen  Gebrauch  nothwendigen  Kleidungs- 
stücke und  Wäsche  zurückzugeben  haben. 

377.  Die  aus  den  Bestimmungen  der  Art  332*),  373  und  374  ent- 
springende Rückfordergngsklage  kann  von  der  Ehefrau  nur  dann  angestrengt 
werden,  wenn  sie  die  auf  den  Vermögensstücken  gesetzlich  lastenden  Schul- 
den und  Hypotheken  übernimmt,  sei  es,  dass  sie  sich  freiwillig  dazu  ver- 
pflichtet, sei  es,  dass  sie  dazu  verurtheilt  wird. 

378.  Hat  die  Ehefrau  für  den  Ehegatten  Schulden  bezahlt,  so  besteht 
die  gesetzliche  Vermuthung,  dass  sie  es  mit  den  Geldern  desselben  gethan 
hat,  und  sie  kann  demgemäss  keinen  Anspruch  an  die  Masse  erheben,  es 
sei  denn,  dass  sie,  wie  im  Art.  375  angegeben,  das  Gegentheil  beweist. 


^)  d.  h.  die  ans  dem  Verkaufspreise  der  Immobflien  nicht  befriedigt  werden,  weil 
der  Betrag  desselben  durch  die  vorstehenden  Qlänbiger  absorbirt  ist. 

*)  Es  dürfte  Art.  „872"  gemeint  sein. 
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379.  Die  Ehefrau,  deren  Gatte  zur  Zeit  des  Eheschlusses  KaufmaDii 
gewesen  ist,  oder  deren  Gatte,  damals  ohne  anderen  bestimmten  Beruf,  in 
dem  auf  den  Eheschluss  folgenden  Jahre  Kaufmann  geworden  ist,  kann 
beim  Falliment  Seinen  Anspruch  aus  den  ihr  durch  den  Ehevertrag  zuee- 
sicherten  Vortheilen  erheben,  und  die  Gläubiger  können  in  diesem  Falle 
ihrerseits  die  dem  Gatten  durch  die  Ehefrau  in  diesem  Vertrage  gewährten 
V  ortheile  nicht  geltend  machen. 

380.  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels^)  haben  keine  rückwirkende 
Kraft. 

Abschnitt  VUL 

Von  der  Vertheilung  unter  die  Gläubiger  und  der  Liquidation 

der   Mobilien. 

381.  Der  Betrag  des  aktiven  Mobiliarvermögens  wird  nach  Abzog  der 
Kosten  und  Ausgaben  der  Konkursverwaltung,  welche  die  Gebuhren  der 
Verwalter  miteinbegreifen,  der  etwa  dem  Falliten  oder  seiner  Familie  be- 
willigten Unterstützung  und  der  an  die  bevorrechtigten  Gläubiger  geleisteten 
Zahlungen  unter  alle  Gläubiger  nach  dem  Verhältniss  ihrer  verificirten  und 
bekräftigten  Forderungen  vertheilt. 

3fiB-  Zu  dem  &hufe  übergeben  die  Verwalter  dem  Richterkommissar 
jeden  Monat  eine  Uebersicht  über  die  Lage  des  Falliments  und  die  bei  der 
Gerichtskasse  eingezahlten  Gelder;  der  Richterkommissar  verfügt  eventuell 
eine  Vertheilung  unter  die  Gläubiger,  bestimmt  deren  Höhe  und  trägt  dafür 
Sorge,  dass  alle  Gläubiger  davon  benachrichtigt  werden. 

383.  Eine  Vertheilung  unter  die  in  Aegypten  wohnhaften  Gläubiger 
wird  erst  nach  Reservirung  des  entsprechenden  Antheils  der  Forderungen 
vorgenommen,  für  welche  die  ausserhalb  des  Territoriums  wohnhaften  Gläu- 
biger in  der  Bilanz  aufgeführt  sind.  Sind  diese  Forderungen  ofFenbar  in 
der  Bilanz  nicht  genau  aufgeführt,  so  kann  der  Richterkommissar  die  Er- 
höhung des  reservirten  Betrages  anordnen,  unbeschadet  dass  die  Verwalter 
gegen  diese  Entscheidung  Berufting  bei  dem  Handelsgericht  einlegen  können. 

384.  Dieser  Betrag  wird  reservirt  und  verbleibt  in  der  Gerichtskasse 
bis  zum  Ablauf  der  für  die  Anmeldung  der  ausserhalb  Aegyptens  domici- 
lirten  Gläubiger  gesetzlich*)  bestimmten  Frist*  er  wird  unter  die  anerkann- 
ten Gläubiger  vertheilt,  falls  die  im  Auslände  wohnhaften  Gläubiger  ihre 
Forderungen  nicht  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  gemäss  haben  verificiren 
lassen.  Eine  gleiche  Reserve  vrird  für  solche  Forderungen  gemacht,  deren 
Zulassung  nicht  definitiv  beschlossen  worden  ist. 

385.  Von  den  Verwaltern  ist  erst  gegen  Vorlegung  des  die  Forderung 
begründenden  Titels  Zahlung  zu  leisten.  Die  VerwsJter  vermerken  auf  den 
Titeln  die  von  ihnen  bezimlte  oder  vom  Richterkommissar  angewiesene 
Summe.  Indessen  im  Falle,  dass  die  Urkunde  nicht  vorgelegt  werden  kann, 
darf  der  Richterkommissar  nach  Einsicht  in*  das  Verifikationsprotokoll  die 
Zahlung  gestatten.  Der  Gläubiger  quittirt  in  allen  Fällen  am  Rande  des 
Vertheilungsplanes. 

388.  Nachdem  die  Vereinigung  einen  bezüglichen  Beschluss  mit  der 
für  den  Akkord  erforderlichen  Mehrheit  geÜEisst  hat,  kann  sie  sich  durch 
das  Handelsgericht,  nach  gehöriger  Vorladung  des  Falliten,  ermächtigen 
lassen,  über  die  Rechte  und  Forderungen ,  deren  Einziehung  nicht  hat  er- 
folgen können,    ganz  oder  theilweise,  in  Bausch  und  Bogen    Vergleiche  zu 

>)  £s  dürfte  „Abschnitt''  gemeint  sein. 
>)  Vergl.  Art.  297. 
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schliessen  und  dieselben  zu  vei^nssern;  in  diesem  Falle  besorgen  die  Ver- 
walter alle  erforderlichen  Akte.  Jeder  Glänbiger  oder  der  Fallit  kann  sich 
Behufs  Herbeifahrung  eines  desfallsigen  Beschlusses  der  Yereinigong  an  den 
Richterkommissar  wenden. 

Abschnitt  IX« 
Yom   Verkaufe  der  Immobilien   des   Falliten. 

387.  Das  Falliment  hemmt  nicht  die  Fortsetzung  des  Verkaufs  der 
mit  Beschlag  belegten  Immobilien  des  Falliten,  mag  nun  der  Verkauf  auf 
Antrag  eines  Hypothekengläubigers  oder  eines  anderen  begonnen  haben,  un- 
beschadet jedoch  des  Rechts  der  Verwalter,  die  Conversion  innerhalb  der 
Fristen  der  Cirilprozessordnung  fordern  zu  können. 

38&    Nach   der  Erklärung  des  Falliments    sind  nur   die  Hypotheken-  . 
gläubiger  zur  Beschlagnahme  der  fftr  ihre  Forderungen  blanden  Immobilien 


Wenn  vor  dem  Moment  der  Vereinigung  ein  Antrag  auf  Expro- 
priation der  Immobilien  nicht  gestellt  worden  ist,  so  sind  die  Verwalter 
allein  befugt,  den  Verkauf  zu  betreiben;  sie  haben  oies  binnen  8  Tagen,  mit 
Ermächtigung  des  Richterkommissars,  unter  Beobachtung  der  in  der  Civil- 
prozessordnung  yorgeschriebenen  Förmlichkeiten  yorzunehmen. 

390.  Das  Mehr^ebot  (la  surenchire),  nach  Zuschlag  der  Immobilien 
des  Falliten  auf  Betreiben  der  Verwalter,  kann  nur  unter  den  Bedingungen 
und  nach  den  Vorschriften  der  Prozessordnung  erfolgen. 

Abschnitt  X. 
Von   der   Vindikation. 

391.  Es  können  im  Falle  eines  Falliments  yindicirt  werden,  die 
Rimessen  yon  Handelseffekten  und  andere  noch  nicht  bezahlte  Titel,  die 
sich  in  natura  im  Portefeuille  des  FaUiten  zur  Zeit  der  Erklärung  des 
Falliments  yorfinden,  falls  diese  Rimessen  yon  dem  Eigenthümer  mit  dem 
einfiachen  Auftrag,  sie  einzuziehen  und  die  Valuta  zu  seiner  Verfügung  zu, 
halten,  gemacht  oder  &lls  sie  yon  ihm  zu  bestimmten  Zahlungen  angewiesen 
worden  sind. 

392.  Der  Beweis  der  Uebersendung  yon  Handelseffekten  Behufs  Ein- 
ziehnng  kann  selbst  im  Falle  eines  gewöhnlichen  Indossaments  geführt 
werden. 

393.  Die  Vindikation  ist  indessen  unzulässig,  wenn  der  Werth  in  ein 
yom  Vindikanten  als  richtig  acceptirtes  Kontokorrent  angenommen  wor- 
den ist. 

394.  Es  können  gleichfalls  yindicirt  werden,  so  lange  sie  in  natura, 
ganz  oder  theilweise,  beim  Falliten  oderjedem  anderen  Detentor  f&r  dessen 
Rechnung  yorhanden  sind,  die  an  den  falliten  als  Depot  oder  Behufs  Ver- 
kaufs fär  Rechnung  des  Eigenthümers  konsignirten  Waaren,  und  zwar  un- 
g^ichtet  jeder  Delcredere- Abrede. 

395.  Ebenso  yerhält  es  sich  mit  den  Waaren,  die  der  Fallit  für  Rech- 
nung des  Vindikanten  zu  kaufen  beauftragt  war. 

396.  Es  kann  gleichfalls  yindicirt  werden  der  Preis  oder  der  Theil 
des  Preises  der  an  den  Falliten  konsignirten  und  yon  dem  fEdliten  Eon- 
signatar yerkauften  Waaren,  falls  dieser  Preis  weder  bezahlt,  noch  mit 
Werthen  auf  den  Namen  oder  an  die  Ordre  des  Falliten  beglichen,  noch  im 
Kontokorrent  zwischen  dem  Falliten  und  dem  Käufer  yerredinet  worden  ist. 
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397.  Der  Vindikant  muss  das  erstatten,  was  den  Kommissionären,  so* 
wie  denjenigen  geschuldet  wird,  welche  unter  Verpflmdung  der  Waare  in 
gutem  Glauben  Geld  geliehen  haben. 

39&  Es  können  vindicirt  werden,  falls  der  Preis  nicht  vollständig  be- 
zahlt worden  ist,  die  dem  Falliten  gesandten  Waaren,  so  lange  die  Ueber- 
fabe  derselben  in  seinen  Magazinen  oder  in  denjenigen  des  mit  dem  Ver- 
auf  derselben  für  Rechnung  des  Falliten  betrauten  Kommissionärs  noch 
nicht  erfolgt  ist,  auch  wenn  der  Preis  in  Werthen  oder  im  Kontokorrent 
verrechnet  worden  ist. 

399.  Die  Vindikation  ist  jedoch  nicht  statthaft,  wenn  die  Waaren  vor 
deren  Ankunft  ohne  betrügerische  Absicht  vermittelst  der  vom  Absender 
vollzogenen  Fakturen  und  Konnossemente  oder  Fakturen  und  Frachtbriefe 
verkauft  worden  sind. 

400.  Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die  Waaren  auf  die  Ordre  des 
Falliten  an  dessen  Käufer  vom  Yindi kanten  abgesandt  worden  sind. 

401.  Der  Vindikant  hat  der  Masse  die  von  ihm  erhaltenen  ä  conto 
Zahlungen,  sowie  alle  Vorschüsse  für  Fracht  oder  Fuhrlohn,  Provisionen 
und  Versicherungen  zurückzuerstatten. 

402.  Vom  Verkäufer  können  die  von  ihm  verkauften  Waaren  retinirt 
werden,  welche  dem  Falliten  noch  nicht  übergeben  oder  an  den  Falliten  oder 
an  einen  Dritten  für  dessen  Rechnung  noch  nicht  abgesandt  worden  sind. 

403.  In  den  Fällen  der  Artikel  398  flgd.  und  mit  Ermächtigung  des 
Richterkommissars  sind  die  Verwalter  berechtigt,  die  Lieferung  der  Waaren 
gegen  Zahlung  des  zwischen  dem  Verkäufer  und  dem  Falliten  verabredeten 
Preises  zu  fordern. 

404.  Mit  Zustimmung  des  Richterkommissars  können  die  Verwalter 
die  Anträge  auf  Vindikation  zulassen;  im  StreitfetUe  entscheidet  das  Han- 
delsgericht nach  Anhörung  des  Richterkommissars. 

Abschnitt  XI. 

Von   den   Rechtsmitteln   gegen   Erkenntnisse   in 
Konkurssachen. 

405.  Gegen  das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  sowie  gegen 
das  Erkenntniss,  Welches  den  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  auf  ein 
früheres  Datum  festsetzt,  kann  Seitens  des  Falliten  binnen  8  Tagen,  Seitens 
der  anderen  Betheiligten  binnen  30  Tagen  Widerspruch  erhoben  werden. 
Diese  Fristen  laufen  von  dem  Tage,  an  welchem  die  Förmlichkeiten  des  An- 
schlagens  und  Anzeigens,  wie  im  Art.  222  angegeben,  erfüllt  worden  sind. 

400.  Der  Fallit  kann  gegen  das  Erkenntniss,  welches  das  Falliinent 
erklärt,  innerhalb  der  unten  festgesetzten  Fristen  Berufung  einlegen. 

407.  Er  kann  sogar,  nach  Ablauf  der  achttägigen  Frist,  wenn  er  ab- 
wesend war  und  nachweist,  dass  ihm  das  Erkenntniss  nicht  bekannt  sein 
konnte,  die  Wiedereinsetzung  in  die  Einspruchsfrist  verlangen. 

408.  Die  Gläubiger  können  in  allen  Fällen  beantragen,  den  Tag  der 
Zahlungseinstellung  auf  eine  andere  Zeit  festzusetzen,  als  diejenige,  welche 
sich  aus  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss  oder  einem  späteren 
Erkenntniss  ergiebt,  sofern  nur  die  Fristen  für  die  Verifikation  und  Bekiafti- 

fung   der  Forderungen   noch   nicht    verstrichen  sind.     Nach  Ablauf  dieser 
risten  steht  der  Tag  der  Zahlungseinstellung  den  Gläubigern  gegenüber  un- 
widerruflich fest. 

409.  Die  Beruinngsfrist  gegen  jedes  Erkenntniss,  welches  in  den  das 
Falliment  selbst  betreffenden  Klagen  ergangen  ist,  beträgt  nur  14  Tage  vom 
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Tage  der  Zastellang  ab,  abgesehen  von  des  EDtfernungsfristen  zwischen  dem 
Domicil  des  Appellanten  and  dem  Sitze  des  Gerichts. 

410.  Weder  Widerspruch,  noch  Berufong  ist  gegen  die  Entscheidungen 
zulässig,  welche  die  Ernennung  und  Absetzung  des  Richterkommissars  oder 
der  Verwalter  betreffen,  gegen  diejenigen,  welche  die  Freilassung  des  Falliten 
anordnen  oder  Unterstützungen  für  ihn  und  seine  Familie  bewilligen,  gegen 
diejenigen,  welche  den  Verkauf  der  zur  Masse  gehörigen  Waaren  und 
Effekten  autorisiren,  gegen  diejenigen,  welche  einen  Aufschub  des  Akkordes 
aussprechen  und  provisorisch  den  Betrag  der  bestrittenen  Forderungen  fest- 
setzen, endlich  gegen  diejenigen,  durch  welche  das  Gericht  über  die  gegen 
die  Anordnungen  des  Richterkommissars  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Be- 
fugnisse erhobenen  Beschwerden  entscheidet. 

Abschnitt  Xll. 

Von   der   Verwaltung   des   Vermögens   im   Falle   des 

Bankrotts. 

411.  Wenn  Dritte  als  Mitschuldige  am  betrügerischen  Bankrott,  oder 
wenn  Blutsyerwandte,  Descendenten  oder  verschwägerte  des  Falliten  im  gleichen 
Grade  gerichtlich  belangt  werden,  welche,  ohne  des  Letzteren  Mitschuldige 
zu  sein,  der  Masse  gehörige  Effekten  bei  Seite  geschafft,  entwendet  oder 
yerheimlicht  haben,  so  ist  das  Straf^^ericht  oder,  in  dessen  Ermangelung,  das 
Ciyilgericht,  selbst  im  Falle  der  Freisprechung  allein  befugt,  auch  von  Amts- 
wegen die  Rückerstattung  der  bei  Seite  geschafften  Vermögensstücke  anzu- 
ordnen und  die  verlangten  Entschädigungen  festzustellen. 

412.  Abgesehen  von  diesem  Falle  und  sobald  eine  Verfolgung  oder 
Verurtheilung  wegen  einfachen  oder  betrügerischen  Bankrotts  eingetreten 
ist,  sind  die  Klagen  in  separato  zu  erledigen,  und  alle  auf  Vermögensstücke 
bezügliche,  für  das  Falliment  vorgeschriebene  Verfugungen  werden  aus- 
geführt, ohne  dass  sie  an  die  anderen  Gerichte  verwiesen,  noch  denselben 
zuertheilt  werden  können. 

^  413.  Die  Verwalter  des  Falliments  haben  jedoch  dem  öffentlichen 
Ministerium  die  von  ihnen  geforderten  Schriftstücke,  Urkunden,  Papiere  und 
Kachweise  zu  übergeben. 

414.  Die  von  den  Verwaltern  übergebenen  Schriftstücke,  Urkunden 
und  Papiere  müssen  während  des  Laufes  des  Instruktionsverfahrens  zur 
Mittheiiung  mittelst  der  Gerichtsschreiberei  bereit  gehalten  werden;  diese 
Mittheilung  findet  auf  Verlangen  der  Verwalter  statt,  welche  Privatauszüge 
daraus  macnen  oder  authentische  fordern  dürfen,  welche  ihnen  vom  Gerichts- 
schreiber ausgefertigt  werden.  Die  Schriftstücke,  Urkunden  und  Papiere, 
deren  gerichtliche  Deponirung  angeordnet  worden  ist,  werden  nach  gefälltem 
Urtheil  oder  Erkenntniss  den  Verwaltern  gegen  Quittung  zurückgegeben. 

415.  Die  Urkunden,  Papiere  und  Schriftstücke,  deren  gerichtliche 
Deponirung  nicht  angeordnet  worden  ist,  werden  den  Verwaltern  gegen 
Quittung  zurückgegeben. 

Abschnitt  XIU. 
Von   der   Rehabilitation. 

416.  Der  Fallit,  welcher  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  der  von  ihm  ge- 
schuldeten Summen   Yollständig  bezahlt  hat,    kann  seine  Rehabilitation   er- 

.  langen.    Er  kann   sie  jedoch,    wenn  er  Mittheilhaber  eines  in  Falliment  ge- 
rathenen   Handlungshauses   ist,   erst   erlangen,   nachdem   er   den   Nachweis 
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der  vollständigen  Bezahlung  sämmtlicher  Schulden  der  Gesellschaft  an  Ea- 

Sita],  Zinsen  und  Kosten  geföhrt  hat,  auch  ^enn  ihm  ein  besonderer  Akkord 
^willigt  worden  ist. 

417.  Jeder  Kehabilitationsantrag  ist  an  das  Appellationsgericht  zu 
richten;  der  Antragsteller  hat  seinem  uesache  die  Quittungen  und  sonstigen 
Nachweise  beizufügen. 

418.  Eine  Ausfertigung  des  Antrages  und  der  Anlagen  wird  von  dem 
öffentlichen  Ministerium  dem  Vorsitzenden  des  Handelsgerichts,  welches  daa 
Falliment  erklärt  hat,  sowie  dem  Yorsitzenden  des  Gerichts  am  Wohnsitz 
des  Antragstellers  mitgetheilt* 

419.  Das  Parquet  und  der  Vorsitzende  des  Handelsgerichts  sammeln 
alle  Nachrichten,  welche  über  die  Wahrheit  der  dargelegten  Thatsachen  zu 
erhalten  sind. 

420.  Eine  Abschrift  des  Antrages  wird  2  Monate  hindurch  an  der 
Gerichtstafel,  sowie  an  allen  anderen  durch  die  Verordnung  des  Gerichts 
bestimmten  Stellen  ausgehängt  und  in  den  Zeitungen  auszugsweise  yer^ 
ofFentlicht. 

421.  Jeder  Gläubiger,  dessen  Forderung  an  E[apital,  Zinsen  und 
Kosten  nicht  vollständig  bezahlt  worden  ist,  sowie  alle  anderen  Betheiligten 
können  gegen  die  Rehabilitation  durch  einen,  durch  Beweisstficke  unter- 
stützten Antrag,  der  an  das  Handelsgericht,  welches  das  Falliment  ausge- 
sprochen hat,  gerichtet  ist,  Widerspruch  erheben.  Der  Widerspruch  er- 
hebende Gläubiger  darf  beim  Rehabibtationsver&hren  niemals  als  Fartei  auf- 
treten. 

422.  Nach  Ablauf  von  2  Monaten  überweisen  das  Parquet,  sowie 
der  Handelsgerichtspräsident,  jeder  gesondert,  dem  Appellationsgericht  die 
eingezogenen  Erkundigungen  und  die  etwa  erhobenen  Widersprüche,  zugleich 
mit  ihrem  Gutachten. 

423.  Das  Appellationsgericht  erlässt,  auf  Antrag  des  öffentlichen 
Ministeriums,  ein  motivirtes  Erkenntniss,  betreffend  Zulassung  oder  Ver- 
werfung des  Behabilitationsantrages,  welcher  bewilligt  werden  muss,  wenn 
der  Nachweis  der  gänzlichen  Bezahlung  der  Forderungen  und  der  Befräung 
des  Schuldners  gemhrt  wird.  Wird  der  Antrag  verworfen,  so  kann  er  erst 
nach  einem  Jahre  erneuert  werden. 

424.  Das  Rehabilitationserkenntniss  wird  dem  Handelsraicht  über- 
mittelt, welches  in  der  Audienz  eine  öffentliche  Verkündigung  desselben,  so- 
wie dessen  Eintragung  in  seine  JEte^ster  veranlasst 

425-  Behabilitationsunf&hig  smd  die  betrügerischen  Bankrottirer,  die 
wegen  Diebstahls,  Betruges  oder  Vertrauensbruchs  Vemrtheilten,  die  Stellio- 
natare,  sowie  die  Vormünder,  Verwalter  und  andere  rechnungspflichtige  Per- 
sonen, welche  nicht  Rechnung  abgelegt  haben  und  mit  dem  Abschluss  der- 
selben im  Verzuge  sind.  Zur  Rehabilitation  kann  der  einfache  Bankrottirer 
zugelassen  werden,  welcher  die  ihm  zuerkannte  Strafe  abgebüsst  hat 

426.  Der  Fallit  kann  nach  seinem  Tode  rehabilitirt  werden. 

427.  Die  Rehabilitation  kann  in  gewöhnlicher  Instanz  in  folgenden 
Fällen  ausgesprochen  werden: 

1.  wenn  der  Fallit  vor  Ablauf  der  Fristen  für  die  Verifikation  und  Be- 
kräftigung der  Forderungen,  selbst  mit  den  Geldern  eines  Dritten, 
die  Forderungen  an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  vollständig  bezahlt 
hat,  vorausgesetzt,  dass  der  Dritte  sich  die  Forderungen  nicht  ganz 
oder  theilweise  abtreten  lässt  und  die  Gelder  unter  välig  unentgelt- 
lichem Titel  überwiesen  hat; 

2.  wenn  die  Realisirung  der  Activa  durch  die  Bemühungen  der  Ver- 
walter zur  gänzlichen  Befriedigung  der  Gläubiger  geführt  hat 
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B.  Seehandelsgesetzbucli^) 

TITEL  I. 
Von  den  Schiffen  und  den  anderen  Fahrzeugen. 

Art.  1.  Nur  Ottomanische  UnterthaDea  können  Eigenthümer  eines 
unter  Ottomanischer  Flagge  fahrenden  Schiffes  im  Glänzen  oder  nur  zum 
Theil  sein,  oder  als  Mitgheder  irgend  einer  Gesellschaft  angehören ,  die  zur 
Benutzong  solcher  Schiffe  errichtet  worden  ist. 

2*  Die  Ottomanischen  Unterthanen  können  das  Eigenthum  eines  aus- 
ländischen Schiffes  käuflich  erwerben  und  dasselbe  unter  denselben  Be- 
dingungen, wie  die  nationalen  Schiffe,  unter  Ottomanischer  Flagge  fahren 
lassen ;  der  Kaufvertrag  darf  indessen  bei  Strafe  der  Konfiskation  des  Fahr- 
zeuges keine,  vorstehendem  Artikel  etitgegengesetzte,  zu  Gunsten  eines  Aus- 
länders lautende  Bestimmung  oder  Reserve  enthalten. 

3.  Der  freiwillige  Verkauf  eines  Schiffes,  welcher  im  Ganzen  oder 
theilweise,  vor  oder  während  der  Heise  erfolgt,  muss,  bei  Strafe  der  Nich- 
tigkeit, durch  einen  öffentlicheii  Akt  vor  einem  Handelsgericht  oder  einer 
Handelskanzlei  erfolgen,  wenn  er  innerhalb  des  Ottomanisdien  Reiches  statt- 
findet, und  vor  einem  Konsul  der  Hohen  Pforte,  wenn  er  im  Auslande 
stattfindet.  In  Ermangelung  eines  Handelsgerichts  oder  einer  -Kanzlei  an 
dem  Yerkaufsorte  innerhalb  des  Reiches,  kann  der  Verkaufsvertrag  vor  dem 
Ortsgouverneur  mit  der  Massgabe  abgeschlossen  werden,  dass  dem  nächsten 
Handelsgericht,  beziehungsweise  -Kanzlei  davon  Nachricht  gegeben  werden 
muss;  und,  in  Ermangelung  eines  Ottomanischen  Konsuls  im  Auslande,  vor 
der  zuständigen  Ortsbehörde  unter  der  Bedingung^  dem  nächsten  Ottomani- 
schen Konsul  Nachricht  hiervon  zu  geben. 

4.^  Die  Schiffe  und  anderen  Seefahrzeuge  werden,  obwohl  sieMobilien 
sind,  wie  Immobilien  in  den  Händen  Dritter  betrachtet;  d.  h.  wenn  sie  von 
ihren  Eigen thümem,  welche  Schuldner  bezüglich  dieser  Schiffe  sind,  an 
Dritte  verkauft  werden,  so  können  die  Gläubiger  besagte  Schiffe  in  den 
Händen  der  Dritten,  der  Käufer,  mit  Beschlag  belegen  und  zur  Deckung  für 
ihre  Forderungen  verkaufen  lassen«  Demgemäss  haften  diese  Schiffe  für 
die  Schulden  des  Verkäufers  und  besonders  für  diejenigen,  welche  das  Gesetjz 
für  bevorrechtigt  erklärt. 

5.  Bevorrechtigt  sind,  und  zwar  in  der  Reihenfolge,  in  welcher  sie 
hier  au&efuhrt  sind,  die  nachstehend  bezeichneten  Schulden: 

1.  die   durch   die   Vornahme   des   Verkaufs   und   die  Vertheilung  des 
Verkau&preises  entstandenen  Gerichtskosten  und  anderen  Kosten; 

2,  die  Lootsen-,   Tonnen-,  Werft-,   Anker-,   Docks-  und  Vordocks- 

Sebühren; 
er  Wächterlohn  und   die  Kosten  der   Bewachung  des  Fahrzeuges 
von  seinem  Einlaufen  in  den  Hafen  bis  zum  Verkaufe; 
4.  die  Miethe  für  die  Magazine,  in  welchen  das  Takelwerk  und  Schiffs- 
geräth  niedergelegt  ist; 


1)  Dasselbe  beruht  wesentlich  auf  dem  Buch  II  des  Französischen  Code  de 
conunerce,  cfr.  Bd.  11  S.  556  flgd. 


1^ 
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5.  die  UnterhaltongskosteD  des  Schiffes »  des  Takelwerks  und  des  6e- 
räthes  von  der  letzten  Reise  und  dem  Einlaufen  in  den  Hafen  ab; 

6.  das  Gehalt  und  die  Heuer  des  Eapitains  und  der  Mannschaft,  welche 
auf  der  letzten  Reise  verdient  sind; 

7.  die  dem  Eapitain  für  die  Bedürfnisse  des  Schiffes  während  der 
letzten  Reise  dargeliehenen  Beträge  und  die  Erstattung  des  Preises 
der  von  ihm  zu  demselben  Zwecke  verkauften  Waaren; 

8.  der  dem  Verkäufer  geschuldete  Preis,  nebst  Accessorien;  die  den 
bei  der  Erbauung  verwendeten  Lieferanten  und  Arbeitern  geschulde- 
ten Summen,  falls  das  Schiff  noch  keine  Reise  unternommen  hat; 
die  den  Gläubigern  für  Lieferungen  und  Arbeiten,  für  geleistete  Re- 
paraturen, Yerproviantirung,  Ausrüstung  und  Equipirung  vor  der  Ab- 
fahrt des  Schiffes  geschuldeten  Beträge,  £ills  es  schon  gefahren  ist; 

9.  die  auf  Schiffskörper,  Kiel,  Takelwerk,  Geräthe,  zum  Zweck  der 
Ausbesserung,  Yerproviantirung,  Ausrüstung  und  Equipirung  vor 
dem  Auslaufen  des  Schiffes  in  Bodmerei  entnommenen  Beträge; 

10.  der  Betrag  der  für  die  letzte  Reise  geschuldeten  Prämien  von  Yer- 
sicherungen,  welche  auf  Schiffskörper,  Kiel,  Takelwerk,  Gerathe, 
Ausrüstung  und  Equipirung  abgeschlossen  sind; 

11.  die  Entschädigungen,  welche  den  Befrachtern  für  Nichtablieferung 
der  von  ihnen  verladenen  Waaren  oder  für  Ersatz  der  Beschädi- 
digungen  geschuldet  werden,  welche  diese  Waaren  durch  Schuld  des 
Kapitains  oder  der  Mannschaft  erlitten  haben. 

Im  Fall  der  Lisufficienz  des  Yerkaufspreises  konkurriren  die  in  den 
einzelnen  Nummern  dieses  Artikels  aufgefünrten  Gläubiger,  und  zwar  im 
Yerhältniss  ihrer  Forderungen.^) 

6.  Das  den  im  vorstehenden  Artikel  aufgezählten  Forderungen  ein- 
geräumte Yorrecht  kann  nur  insofern  ausgeübt  werden,  als  die  Forderungen 
in  der  nachstehenden  Art  und  Weise  bewiesen  werden: 

1.  die  Gerichtskosten  werden  durch  die  von  den  zuständigen  Grerichten, 
welche  über  die  Beschlagnahme  und  den  Yerkauf  des  Schiffes  er^ 
kannt  haben,  festgestellten  Kostenrechnungen  bewiesen; 

2.  die  Tonnen-  und  sonstigen  Gebühren  durch  die  vorschrifUmässigen 
Quittungen  der  Einnehmer; 

3.  die  in  den  No.  1,  3,  4  und  5  des  Art  5  bezeichneten  Schulden 
durch  vom  Yorsitzenden  des  Handelsgerichts  festgestellte  Rech- 
nungen ; 

4.  das  Gehalt  und  die  Heuer  der  Mannschaften  durch  die  von  den 
Hafenämtern  oder,    in  Ermangelung    derselben,    von   den  Handels- 

'  kanzleien  abgeschlossenen  Musterungs-  und  Abmusterungsrollen; 

5.  die  dargeliehenen  Beträge  und  der  Werth  der  für  die  Schiffsbe- 
dürfnisse während  der  letzten  Reise  verkauften  Waaren,  durch  Yom 
Kapitain  und  den  Ersten  der  Schiffsmannschaft  angestellte,  die 
Noth wendigkeit  der  Darlehen  konstatirende  Berechnungen; 

6.  der  theilweise  oder  gänzliche  Yerkauf  eines  Schiffes  durch  eine 
öffentliche  Urkunde,  gemäss  Art.  3,  sowie  die  Lieferangen  für  die 
Erbauung,  Ausrüstung,  Equipirung  und  Yerproviantirung  des  Schiffes 
durch  vom  Eapitain  beglaubigte,  vom  Eigenthümer  aufgestellte  Rech- 


0  Der  Art.  5  entspricht  wesentlich  dem  Art.  191  des  Französischen  Code 
de  commerce,  in  welchem  Jedoch  No.  9  dnrch  Art  27  des  Geseti^s  vom  10.  December 
1874  anfgehohen  ist,  cfr.  Bd.  U  S.  557,  während  am  Schlnss  durch  das  erwähnte  Oesets 
ein  Alinea  hinznffefügt  worden  ist:  „Les  creanciers  hypothöcaires  sorlenaTireviendront, 
dans  leur  ordre  a*inscription,  aprös  les  cröances  prinugiöes. 
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nuDgei),  Faktaren  oder  Berechnimgen,  von  denen  ein  Daplikat  vor 
dem  Auslaafen  des  Schiffes  oder  spätestens  innerhalb  10  Tagen 
nach  der  Abfahrt  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts 
oder  der  Handelskanzlei  hinterlegt  werden  muss; 

7.  die  Bodmereidarlehne  auf  Schiffskörper,  Kiel,  Takelwerk,  Geräthe, 
Ausrüstung  und  Equipirung  vor  dem  Auslaufen  des  Schiffes  durch 
authentische  Verträge  oder  solche  mit  Privatunterschrift,  deren  Aus- 
fertigungen in  duplo  innerhalb  10  Tagen  nach  ihrem  Datum  auf 
der  Gerichtsschreioerei  des  Handelsgerichts  oder  der  Handelskanzlei 
hinterlegt  werden  müssen; 

8.  die  Versicherungsprämien  durch  die  Versicherungspolicen  oder  durch 
Auszüge  aus  den  ordnungsmässig  geführten  Büchern  der  Versiche- 
rungsgesellschaften ; 

9.  die  den  Befrachtern  geschuldeten  Entschädigungen  durch  die  er- 
gangenen Erkenntnisse  des  Handelsberichts  oder  etwaige  schieds- 
richterliche Entscheidungen,  falls  die  Parteien  eingewilligt  haben, 
von  Schiedsrichtern  abgeurtheilt  zu  werden. 

7.  Die  Vorrechte  der  Gläubiger  erlöschen,  unabhängig  von  den  allge- 
meinen Gründen  des  Erlöschens  der  Obligationen,  durch  den  unter  den  Formen 
des  folgenden  Titels  bewirkten  gerichtlichen  Verkauf,  oder  wenn  das  Schiff 
nach  einem  freibändigen  Verkauf  unter  dem  Namen  und  auf  Gefahr  des 
Käufers  und  ohne  Widerspruch  Seitens  der  Gläubiger  des  Verkäufers  eine 
Seereise  gemacht  hat.  Der  unter  den  für  diese  Materie  vorgeschriebenen 
Formen  erhobene  Widerspruch  eines  Gläubigers  kommt  nur  demjenigen  zu 
Statten,  welcher  ihn  erhoben  hat.^) 

8.  Es  wird  angenommen,  dass  ein  Schiff  eine  Seereise  gemacht  hat: 

wenn  seine  Abfahrt  und  seine  Ankunft  in  zwei  verschiedenen  Häfen 
und  30  Tage  nach  der  Abfahrt  konstatirt  worden  sind; 

wenn,  ohne  dass  das  Schiff   in    einen    anderen  Hafen  eingelaufen 
ist,  mehr  als  60  Tage  zwischen  der  Abfahrt  und  der  Rückkehr  nach 
demselben  Hafen  verflossen  sind; 
oder 

wenn  das  Schiff,  welches  eine  lange  Seereise  angetreten  hat, 
ohne  Widerspruch  Seitens  der  Gläubiger  des  Verkäufers  mehr  als 
60  Tage  gefahren  ist. 

9.  Der  freiwillige  Verkauf  eines  auf  der  Reise  befindlichen  Schiffes 
ändert  an  den  Rechten  der  Gläubiger  des  Verkäufers  nichts.  Demgemäss 
haftet,  trotz  des  Verkaufs,  das  Schiff  oder  der  Kaufyreis  desselben  fortge- 
setzt als  Pfand  den  besagten  Gläubigem,  welche  sogar,  wenn  sie  es  für 
angemessen  erachten,  den  Verkauf  wegen  Betruges  anfechten  können.^) 


TITEL    n. 
Von  der  BescUagnalune  und  dem  Verkauf  der  Schiffe. 

10.  Alle  Seefahrzeuge  können  mit  Genehmigung  des  Gerichts  mit 
Beschlag  belegt  und  verkauft  werden,  und  das  Vorrecht  der  Gläubiger  wird 
durch  Beobachtung  folgender  Förmlichkeiten  beseitigt. 


^)  Der  Schlusssatz  ist  dem  wesentlich  entsprechenden  Art.  198  des  Französi- 
schen B.  G.  B.  hinzugetügt,  cfr.  Bd.  II  S.  558. 

*)  Die  Art.  8  und  9  entsprechen  den  Art.  194  und  196  des  Französischen 
EL  G.  B.,  cfr.  Bd.  n  S.  658. 


40  L   Aegypten. 

11.  Zar  Beschlagnahme  kann  erst  24  Stunden  nach  dem  Zahlungs- 
befehl, welcher  auf  Verlangen  des  mit  Beschlag  bellenden  Glftabigers  er- 
lassen worden  istO^  geschritten  werden. 

12.  Dieser  Betehl  muss  an  den  Eigenthümer  in  Person  oder  an  sdn 
Domicil  gerichtet  werden,  wenn  es  si<m  um  eine  allgemeine  Forderong 
handelt,  welche  gegen  ihn  geltend  gemacht  wird  und  kein  Yorrecht  auf  das 
Schiff  besitzt.  Der  Befehl  kann  an  den  Schiffskapitain  ergehen,  wenn  die 
Forderung  zu  der  Zahl  derjenigen  gehört,  welche  nach  den  Bestimmungen 
des  Art.  5  ein  Vorrecht  auf  das  Schiff  b^ründen. 

13.  Der  Gerichtsvollzieher  begiebt  sich  in  Begleitung  von  2  Zeugen 
an  Bord  des  Schiffes  und  nimmt  ü^  die  Beschlagnahme  ein  Protokoll  auf. 
Er  vermerkt  im  Protokoll: 

Namen,  Stand  und  Wohnung  des  Gläubigers,  für  den  er  handelt; 
den  Titel,  kraft  dessen  er  verfährt; 
die  Summe,  deren  Zahlung  er  beitreibt; 

die  durch  den  Glaubiger  am  Sitze  des  Eandelsgerichts,  bei  dem 
der  Zwangsverkauf  betrieben  werden  soU,  und  an  dem  Ort,  wo  das 
Schiff  mit  Beschlag  belegt  ist  und  vor  Anker  li^  erfolgte  Wahl 
des  Domicils; 

die  Namen  des  Eigenthümers  und  des  Eapitains; 
Namen,  Gattung  und  Tonnengehalt  des  Fahrzeuges. 
Derselbe  verzeichnet  und  beschreibt  auch  die  Boote,  die  Schalupoen,  das 
Takelwerk,  die  Schiffsgerathe,  die  Waffen,  die  Munition   und  den  Proviant 
des  Schiffes.    Er  setzt  einen  Wächter  ein. 

14.  Wenn  der  Eigenthümer  des  mit  Beschlag  belegten  Schiffes  in  der 
Stadt  des  Handelsgerichts  des  Ortes  der  Beschlagnahme  wohnt,  so  hat  ihm 
der  Beschlagnehmende  binnen  einer  Frist  von  3  Tagen  eine  Abschrift  des 
Beschlagnahmeprotokolls  zuzustellen  und  ihn  innerhalb  der  gewöhnlichen 
Frist  vor  das  Gericht  Behufs  Vornahme  des  Verkaufs  der  mit  Beschlag  be- 
legten Sachen  vorzuladen.  Hat  der  Eigenthümer  in  einem  entfernteren  Ort 
seinen  Wohnsitz,  so  werden  Zustellungen  und  Vorladungen  für  ihn  dem 
Eapitain  des  mit  Beschlag  belegten  Schiffes  oder,  in  dessen  Abwesenheit, 
dem  Vertreter  des  Eigenthümers  oder  des  Kapitains  übergeben.  In  diesem 
Falle  wird  die  gewöhnliche  Ladungsfrist  um  die  Entfemungsfristen  vom 
Gericht  nach  dessen  Wohnsitz  verlängert,  &lls  er  auf  dem  Reichsfestlande 
wohnt.  Wohnt  der  Eigenthümer  dagegen  ausserhalb  des  Reichsfestlandes 
oder  im  Auslande,  so  ist  die  Ladungsfrist  die  nach  den  Ortschaften  durch 
die  Civilprozessordnung  festgesetzte. 

15.  Der  Verkauf,  welcher  nur  auf  Grund  eines  vollstreckbaren 
Titels  erfolgen  darf,  findet  vor  einem  vom  Präsidenten  des  Handelsgerichts 
abgeordneten  Richter  statt,  und  zwar  in  öffentlicher  Versteigerung,  welcher 
Ausrufe,  Bekanntmachungen  und  Aushänge  in  folgender  Weise  vorhergehen 
müssen. 

16.  Betrifft  die  Beschlagnahme  ein  Fahrzeug  von  mehr  als  10  Tonnen 
(oder  10000  Kilogramm)  Tonnengehalt,  so  erfolgen  die  Ausrufe  und  Be- 
kanntmachungen der  zu  verkaufenden  Gegenstände  dreimal  hintereinander 
von  8  zu  8  Tagen  in  der  Umgegend  des  Hafens,  an  den  hauptsächlichsten 
öffentlichen  Plätzen  des  Orts,  wo  das  Schiff  vor  Anker  liegt,  und  ausserdem 
an  allen  durch  gerichtliche  Verfügung  bestimmten  Orten. 

Die  Anzeige  hiervon  ist  in  die  Zeitungen  am  Sitze  des  Handelsgerichts, 
vor  welchem  die  Beschlagnahme  betrieben  wird,  falls  solche  vorhanden  sind. 


^)  Der  Relativsatz  ist  dem  entsprechenden  ArtldS  des  Französischen  Code 
de  commerce  hinzugefügt,  cfr.  Bd.  II  S.  659. 
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einzurückeDy  und,  wenn  nicht,  in  eine  derjenigen,   welche  in   der  n&chsten 
Ortschaft  erscheinen. 

17.  Binnen  2  Tagen  nach  jedem  Aasmfe  und  jeder  Publikation  werden 
Aushänge  an  dem  Hauptmast  des  mit  Beschlag  belegten  Schiffes,  an  der 
Gerichtstafel  des  Gerichts,  von  welchem  das  ver&hren  geleitet  wird,  auf 
dem  öffentlichen  Platz  und  am  Damm  des  Hafens,  wo  das  Schiff  yor  Anker 
liegt,  sowie  auf  der  Handelsbörse  und,  in  Ermangelung  derselben,  an  der 
Thür  der  Ortsbehörde  angeheftet 

1&  Die  Ausrufe,   Publikationen  und  Anschlagzettel  müssen   angeben: 
den  Namen,  den  Stand  und  AeoL  Wohnort  des  Betreibenden; 
den  Titel,  auf  Grund  dessen  er  handelt; 
den  Betrag  seiner  Forderung; 

die  am  Sitze  des  Gerichts  und  an  dem  Orte,  wo  das  Schiff  vor 
Anker  liegt,  getroffene  Wahl  des  Domicils; 

den  Namen  und  den  Wohnort  des  Eigenthümers  des  mit  Beschlag 
bellten  Schiffes; 

den  Namen  des  Schiffes  und,  felis  ienes  ausgerüstet   oder  in  der 
Ausrüstung  begriffen  ist,  denjenigen  des  Eapitains; 
den  Tonnengehalt  des  Schiffes; 
den  Ort,  wo  es  liegt  oder  flott  ist; 

den  Namen  des  kommittirten  Richters  und  des  Gerichtsvollziehers, 
welcher  es  mit  Beschlag  belegt  hat; 

das  erste  Gebot  und  schliesslich  die  Audienztermine,   in  welchen 
die  Gebote  entgegengenommen  werden. 
19.    Nach  dem   ersten   Ausruf  werden  die   Gebote   an   dem   in   dem 
Aushang  angegebenen  Tage  entgegengenommen.    Der  mit  dem  Verkauf  be- 
auftragte Richter  nimmt  nach  jedem  Ausrufe  von  8  zu  8  Tagen  an  dem  Yon 
ihm  durch  seine  Verfügung  festgesetzten  Tage  weitere  Gebote  entgegen. 

20-  Nach  dem  dritten  Ausruf  erfolgt  der  Zuschlag  an  den  Meist- 
bietenden und  Letztbietenden  bei  dem  Erlöschen  der  in  üblicher  Weise  bei 
Beginn  der  Adjudikation  angezündeten  Kerzen.  Der  von  Amtswegen  kom- 
mittirte  Richter  kann  jedoch,  in  der  Hoffnung  auf  ein  günstigeres  Gebot, 
eine  oder  zwei  Verlängerungsfristen  von  je  8  Tagen  bewilligen.  Diese 
Fristen  werden  publicirt  und  durch  Anschlag  bekannt  gemacht  Führt 
indessen  der  so  gewährte  Aufschub  kein  höheres  Gebot  herbei,  so  erfolgt 
der  Zuschlag  des  Schiffes  auf  das  letzte  Gebot. 

21.  irotrifft  die  Beschlagnahme  Barken,  Boote  oder  andere  Hafenfahr^ 
zeuge  Ton  10  Tonnen  und  weniger  als  10  Tonnen,  so  erfolgt  in  diesem 
Falle  ohne  Beobachtung  der  oben  angegebenen  Förmlichkeiten  der  Zuschlag 
im  Termin  vor  dem  Kichter  nach  vorhergehender  dreitägiger  Publikation 
auf  dem  Hafendamm,  nebst  Anschlag  an  den  Mast  oder  sonst  an  eine  ins 
Auge  fallende  Stelle  des  Fahrzeuges,  sowie  an  die  Gerichtstafel.  Zwischen 
der  Zustellung  der  Beschlagnahmeverf&gung  und  dem  Verkauf  müssen 
8  freie  Tage  verstreichen. 

22.  Der  Zuschlag  des  Schiffes  hebt  das  Amt  des  Eapitains  auf,  unbe- 
schadet seines  eventuefien  Anspruches  auf  Entschädigunfi^  gegen  den  Eigen- 
thümer,  dessen  Bürgen  und  alle  diejenigen,  welche  ihm  gegenüber  ver- 
pflichtet sind. 

23.  Binnen  24  Stunden  nach  dem  Zuschlage  haben  die  Adjudikatare 
der  Schiffe  jedes  Tonnengehalts  ein  Drittel  des  Adjudikationspreises  zu  zahlen 
oder  bei  der  Gerichtskasse  zu  hinterlegen  und  ^  für  die  beiden  anderen 
Drittel  eben  in  Aegypten  wohnhaften  zahlungsfähigen  Bürgen,  welcher  das 
Engagement  mitunterzeichnet,  zu  stellen.    Beide  sind  zur  Zahlung  besagter 
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zwei  Drittel  binnen  11  Tagen,  von  dem  Tage  des  Zuschlages  an  gerechnet, 
solidarisch  verpflichtet.*) 

Bas  Schiff  wird  den  Adjadikataren  erst  nach  Zahlung  des  Drittels 
des  Adjudikationspreises  und  Bestellung  des  Bürgen  übergeben;  der  Auszag 
aus  dem  ZaschlagsprotokoU  wird  ihnen  jedoch  erst  nach  vollständiger  Zah- 
lung der  übrigen  zwei  Drittel  innerhalb  der  bestimmten  Frist  ausgehändigt 

Wenn  weder  das  erste  Drittel,  noch  die  beiden  anderen  Drittel  bezahlt 
werden,  und  wenn  ein  Bürge,  wie  es  oben  angeordnet  ist,  nicht  gestellt  wird, 
so  wird  das  Schiff  von  neuem  zum  Verkauf  gestellt  und  3  Tage  nach  einer 
neuen  Publikation  und  einmaligem  Aushang  auf  Gefahr  und  Kosten  der 
Adjudikatare  und  Bürgen  zugeschlagen,  welche  für  das  etwaige  Defizit,  die 
Entschädigung,  die  Zinsen  und  Kosten  solidarisch  haften,  in  dem  Falle,  dass 
das  bereits  eingezahlte  Drittel  dazu  nicht  ausreicht.  Der  eventuelle  Ueber- 
schuss  wird  dem  ersten  Bieter  zurückerstattet. 

24.  Anträge  auf  Ausschluss  eines  Theiles  des  Schiffes  oder  der  mit 
Beschlag  belegten  Gegenstände  von  dem  Verkaufe,  sowie  jeder  Incident- 
antrag  müssen  vor  dem  Zuschlag  erhoben  und  der  Gerichtsschreiberei  zugestellt 
werden.  Werden  diese  Anträge  auf  Ausschluss  erst  nach  dem  Zuschlag  er- 
hoben, so  werden  sie  von  Bechtswegen  in  Einsprüche  gegen  die  Ausliefenmg 
der  aus  dem  Verkauf  herrührenden  Summen  verwandSt. 

25.  Dem    Antragsteller   oder   dem   Einspruch  Erhebenden    steht  eine 
'  dreitägige  Frist  zur  Beibringung   seines  Beweismaterials  zu.     Der  Beklagte 

hat  zur  Klagebeantwortung  3  Tage  Zeit  Die  Sache  wird  auf  eine  ein- 
fache Vorladung  in  die  Audienz  gebracht. 

26.  Die  Einsprüche  gegen  Aushändigung  des  Verkaufserlöse^  werden 
innerhalb  3  Tagen  nach  dem  Tage  des  Zuschlages  entgegengenommen; 
nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  sie  nicht  mehr  zulässig,  es  sei  denn  hinsicht- 
lich des  Ueberschusses  der  dem  beschlagnehmenden  Gläubiger  geschuldeten 
Beträge. 

27.  Die  Einspruch  erhebenden  Gläubiger  haben  die  Titel  ihrer  For- 
derung binnen  3  Tagen  nach  der  Aufforderung  Seitens  des  betreibenden 
Gläubigers  oder  ^es  arrestirten  Eigenthümers,  oder  Seitens  der  Vertreter  der- 
selben bei  der  Gerichtsschreiberei  einzureichen;  andernfalls  wird  zur  Vcr- 
theilung  des  Verkaufserlöses  geschritten,  ohne  dass  dieselben  darin  mitein- 
begriffen werden. 

28.  Die  Lokation  der  Gläubiger  und  die  Vertheilung  der  Gelder  er- 
folgt unter  die  bevorrechtigten  Gläubiger  nach  den  Vorschriften  des 
Art.  3^)  und  unter  die  anderen  Gläubiger  nach  dem  Verhältniss  ihrer  For- 
derungen. Jeder  locirte  Gläubiger  ist  locirt,  sowohl  für  das  Kapital,  wie 
für  die  Zinsen  und  Kosten. 

29.  Ein  segelfertiges  Schiff  darf  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden, 
es  sei  denn  wegen  Schulden,  welche  zum  Zwecke  der  anzutretenden  Reise 
eingegangen  sind,  und  selbst  in  diesem  Fall  verhindert  die  Bürgschaft  Ar 
diese  Schulden  die  Beschlagnahme.  Als  segelfertig  gilt  das  Scdiiff,  wenn  der 
Kapitain  mit  den  für  seine  Reise  erforderlichen  Papieren  versehen  ist.*) 


1)  Nach  Französischem  Recht  (Art  209  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  U  S.  660)  ist 
binnen  24  Stunden  der  ganze  Kaufpreis  zu  entrichten. 

*)  £s  dürfte  Art  „5""  gemeint  sein. 

')  üebereiDStimmend  mit  dem  Französischen  Recht  (Art.  215  H.  6.  B., 
cur.  £d.  II  8.  561)  nnd  mit  dem  Spanischen  Recht  (Art.  604  fi. G.B.);  vergL  auch 
das  Dentsche  Recht  (Art  446  H.  G.  B.,  cft*.  Bd.  II  S.  8d4). 
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TITEL  ni. 
Von  den  Schiffseigenthümern. 

30.  Jeder  Eigenthümer  eines  Schiffes  haftet  civilrechtlich  far  die 
Handlungen  des  Eapitains,  —  d.  h.  er  ist  verpflichtet,  die  von  den  Hand- 
lungen nnd  Thaten  des  Eapitains  herrührenden  Schäden  zu  bezahlen,  — 
und  ist  an  die  von  demselben  eingegangenen  Verpflichtungen  gebunden,  so- 
\veit  sich  dieselben  auf  das  Schiff  und  die  Fahrt  beziehen. 

Yon  den  obigen  Verpflichtungen  kann  er  sich  in  allen  Fällen  durch 
den  Abandon  des  Schiffes  und  der  Fracht  befreien,  £älls  dieselben  nicht  aus- 
drücklich auf  seine  specielle  Ordre  eingegangen  worden  sind.  Die  Befug- 
niss,  den  Abandon  vorzunehmen,  wird  indessen  demjenigen  nicht  gewährt, 
der  zugleich  Eapitain  und  Eigenthümer  oder  Miteigenthümer  ist. 

Ist  der  Kapitain  nur  Miteigenthümer,  so  haftet  er  persönlich  für  die 
von  ihm  eingegangenen,  auf  das  Schiff  und  die  Fahrt  bezüglichen  Verpflich- 
tungen nur  nach  Massgabe  seines  Antheils. 

*  31.  Die  Eigenthümer  der  mit  Ermächtigung  der  Regierung  kriegs- 
mässig  ausgerüsteten  Schiffe  haften  indessen  für  die  von  den  Kriegsleuten, 
welche  sich  auf  ihren  Schiffen  befinden ,  oder  von  der  Mannschaft  began- 
genen Delikte  und  Plünderungen  nur  bis  zum  Betrage  der  Summe,  welche 
sie  als  Bürgschaft  gezahlt  haben,  es  sei  denn,  dass  sie  daran  Theil  genommen 
haben  oder  Mitschuldige  sind. 

Diese  Bürgschaft  beträgt  für  jedes  Schiff,  dessen  Mannschaft  ein- 
schliesslich des  Stabes  und  der  Besatzung  150  Mann  und  darunter  zählt, 
200000  Piaster,  für  die  anderen  400000  Piaster. 

32.  Der  Eigenthümer  kann  den  Eapitain  jederzeit  entlassen,  auch 
wenn  er  sich  im  Vertrage  dieser  Befugniss  begeben  hat.  Ausser  im  Falle 
einer  schriftlichen,  entgegenstehenden  Abrede  hat  der  entlassene  Eapitain 
keinen  Anspruch  auf  irgend  eine  Entschädigung  Seitens  des  Verabschieden- 
den, es  sei  denn  hinsichtlich  der  für  seine  Rückkehr  erforderlichen  Eosten, 
wenn  er  in  einem  anderen  Lande,  als  demjenigen,  in  welchem  er  engagirt 
worden  ist,  entlassen  wird.  Die  Gerichte  können  jederzeit  schriftlich  verab- 
redete Entschädigungen  als  grundlos  reduciren. 

33.  Ist  der  entlassene  Kapitain  Miteigenthümer  des  Schiffes,  so  kann 
er  auf  das  Miteigenthum  verzichten  und  die  Erstattung  des  seinen  Antheil 
darstellenden  Eapitals  fordern.  Der  Betrag  dieses  Eanitals  wird  von  Sach- 
verständigen festgestellt,  welche  von  den  Parteien  oaer  im  Falle  der  Un- 
einigkeit durch  das  Gericht  von  Amtswegen  ernannt  werden. 

34.  Bei  allen  das  gemeinschaftliche  Interesse  der  Eigenthümer  eines 
Schiffs  betreffenden  Angelegenheiten  ist,  fisdls  alle  über  die  Vornahme  der 
Massregel  abstimmenden  Eigenthümer  nicht  einig  sind,  die  Ansicht  der 
Majorität  zu  befolgen. 

Die  Majorität  wird  nicht  durch  die  Zahl  der  Abstimmenden,  sondern 
durch  eine  die  Hälfte  des  Schiffswerthes  übersteigende  Anzahl  von  Schiffs- 
antheilen  bestimmt. 

Die  Versteigerung  des  Schiffs  kann,  &lls  das  Schiff  mehreren  Per- 
sonen gemeinschaftlich  gehört ,  nur  auf  Verlangen  derjenigen  Eigenthümer 
bewilligt  werden,  welche  zusapimen  die  Hälfte  der  sämmtlichen  Schiffs- 
antheile  besitzen,  wenn  nicht  schriftlich  eine  entgegengesetzte  Vereinbarung 
getroffen  worden  ist. 
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TITEL  IV. 
Vom  Kapitain. 

^  85.  Jeder  Kapitain  oder  Patron,  welcher  mit  der  Führang  eines 
Schiffes  oder  eines  Fahrzeuges  beauftragt  ist,  haftet  fäir  seine  in  der  Aus- 
übung seiner  Funktionen  b^;angenen  Versehen,  selbst  f&r  geringe,  und  ist 
fär  die  Zahlung  der  hieraus  entstehenden  Schäden  yerpflichtet 

36.  Er  haftet  für  die  übernommenen  Effekten  und  Waaren.  Er  mass 
darüber  eine  Empfsuigsbescheinigung  ertheilen.  Diese  Bescheinigung  heisst 
Konnossement. 

37.  Dem  Kapitain  kommt  es  zu,  die  Schiffsmannschaft  zu  bilden  und 
die  Matrosen  und  sonstigen  Leute  der  Schiffsmannschaft  auszuwählen  und 
zu  heuern;  er  hat  dies  jäoch  im  Einverständniss  mit  den  Eigenthümem  zu 
thun,  &lls  er  sich  an  ihrem  Wohnsitz  aufhält.  0 

38.  Der  Kapitain  hat  ein  Register,  Schi£^joumal  genannt,  zu  f&hren, 
welches  von  einem  der  Richter  des  Handelsgerichts  oder  einem  Beamten  der 
Handelskanzlei  oder,  in  deren  Ermangelung,  von  einem  Beamten  des 
Gouverneurs  mit  Seitenzahlen  versehen  und  paraphirt  wird,  und  welches  er 
am  Schluss  vom  Präsidenten  oder  Chef  des  Gerichts  oder  der  Kanzlei  oder 
vom  Gouverneur  beglaubigen  lässt.    Das  Register  oder  Journal  soll  angeben: 

1.  den  täglichen  Stand  des  Wetters  und  des  Windes; 

2.  den  täglichen  Fortschritt  oder  Aufenthalt  des  Schiffes; 

3.  den  Längen-  und  Breitengrad,  unter  welchem  sich  das  Schiff  Tag 
für  Tag  befindet; 

4.  alle  dem  Schiffe  und  den  Waaren  zugestossenen  Beschädigungen, 
sowie  deren  Ursachen; 

5.  soweit  möglich  das  Verzeichniss  aller  derjenigen  Gegenstände,  welche 
durch  Unfall  verloren  gegangen  und  gekappt  oder  über  Bord  ge- 
worfen sind; 

6.  die  Fahrtrichtung,  sowie  die  Gründe  für  die  freiwilligen  oder  ge- 
zwungenen Abweichungen  von  derselben; 

7.  alle  während  der  Fahrt,  yom  Kapitain  nach  Berathung  mit  den 
OfiQzieren  und  der  Mannschaft  gefassten  Beschlüsse; 

8.  die  Entlassungen  der  Offiziere  und  Schiffsleute  nebst  den  Gründen; 

9.  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  sich  auf  das  Schiff  und  die 
verladenen  Waaren  beziehen,  und  überhaupt  Alles,  was  Schiff  und 
Ladung  betrifft,  und  Alles,  was  eine  Rechnungslegung  oder  eine  zu 
erhebende  oder  zu  bestreitende  Forderung  veranlassen  kann. 

39.  Ausser  dem  Journalbuch  hat  der  Kapitain  mit  denselben  Förm- 
lichkeiten ein  speciell  für  die  ordnungsmässi^e  Eintragung  der  Bodmerei- 
darlehne  bestimmtes  kleineres  Register  an  Bord  zu  führen. 

40.  Der  Kapitain  hat,  bevor  er  Ladung  aufnimmt,  sein  Schiff  von 
Sachverständigen  oesichtigen  zu  lassen,  die  vom  Handelsgericht  oder,  in  Er- 
mangelung desselben,  von  der  Handelskanzlei  und,  &lls  auch  diese  nicht 
vorhanden  ist,  von  dem  Ortsgouverneur  ad  hoc  ernannt  werden ,  und  zwar 
um   zu  ermitteln,  ob   sein  Schiff  mit  allem   zur  Schiffhhrt  Erforderlichen 


^)  üebereinstimmend  mit  dem  FranKÖsiachen  Recht  (Art. 228  H.  Qt.  B.,  ctr. 
Bd.  n  S.  562),  dem  Belgischen  Recht  (Art.  14  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879, 
8.  unten),  dem  Brasilianischen  Recht  (Art  499  H.  G.B^  s.  unten),  d«n  Argen- 
tinischen Recht  (Art  1065  H.  G.  B.,  s.  unten),  dem  Griechischen  Recht 
(Art.  223  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  11  S.  647)  und  dem  Haitianischen  Recht  (Art.  220 
H.  G.  B.,  cfr*  Bd.  II  S.  782). 
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versehen  and  im  Stande  ist,  die  Seise  anzutreten.  Das  Besichtiganffs- 
Protokoll  wird  auf  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts,  der  Handelskanzlei 
oder  des  Gouverneurs  hinterlegt;  dem  Eapitain  wird  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift desselben  ertheilt 

Der  Eanitain  kann  seinen  Schiffspass  erst  auf  Vorlegung  des  Besichti- 
gun^sprotokoils  erhalten,  auch  wenn  die  Befrachter  auf  diese  Besichtigung 
verzichtet  haben. 

4L    Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  an  Bord  zu  haben: 

1.  die  Urkunde   über   das   Eigenthum    des  Schiffes   oder   eine   in  der 
gehörigen  Form  beglaubigte  Abschrifi  derselben; 

2.  die  Urkunde  über  seine  Nationalität  (Berat),  welche  in  den  gesetz- 
lichen Formen  ausgefertigt  sein  muss; 

3.  die  Musterrolle  der  Mannschaft; 

4.  die  Konnossemente  und  Chartepartien; 

5.  das  Yerzeichniss  oder  die  Liste  der  Ladung; 

6.  die  Bescheinigungen  über  erlegte  Zölle,  oder  die  Bescheinigung  der 
Bürgschaftsleistung  dafür; 

7.  den  Seepass; 

8.  das  Gesundheitsattest; 

9.  ein  Exemplar  des  Seehandelsgesetzbuchs^ 

•UL    Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  sich  von  dem  Augenblick  des  Be- 

B'nns  der  Reise  bis  zur  Einfiihrt  in  eine  sichere  Rhede  oaer  einen  ^uten 
afen  persönlich  an  Bord  des  Schiffes  aufzuhalten.  Wenn  der  Eapitain  in 
einen  Hafen  einlaufen  muss.  den  weder  er,  noch  irgend  Jemand  aus  der 
Mannschaft  bereits  besucht  nat,  in  welchem  aber  mit  der  Einfahrt  in  den 
Hafen,  den  Eanal  oder  den  Fluss  vertraute  Lootsen  vorhanden  sind,  so  hat  er 
deren  Dienste  auf  Schiffsunkosten  in  Anspruch  zu  nehmen. 

43.  Im  Falle  der  Eontravention  gegen  die  ihm  in  den  fünf  vor- 
stehenden Artikeln  auferlegten  Verpflichtungen  haftet  der  Eapitain  den  an 
Schiff  und  Ladung  Betheiligten  gegenüber  für  alle  Unfälle. 

44.  Der  Eapitain  haltet  gleich&lls  für  jede  Beschädigung  der  etwa 
ohne  schriftliche  Genehmigung  des  Befrachters  auf  das  obere  Verdeck  seines 
Schiffes  verladenen  Waaren. 

Diese  Bestimmung  ist  auf  die  kleine  Eüstenschiff&hrt  nicht  anwendbar. 

45.  Die  Haftung  des  Eapitains  erlischt  nur  durch  den  Beweis  von 
Ereignissen  höherer  Gewalt. 

4ß*  Der  Eapitain  und  die  Schiffsleute,  welche  sich  an  Bord  befinden 
oder  sich  auf  den  Böten  Behufs  Absegeins  an  Bord  begeben,  können  wegen 
Civilschulden  nicht  zurückgehalten  werden,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um 
Schulden  handelt,  welche  für  die  Reise  gemacht  worden  sind,  und  selbst  in 
diesem  letzten  Falle  können  sie,  wenn  sie  für  die  Bezahlung  Eaution  be- 
stellen, nicht  zurückgehalten  werden. 

47.  Am  Wohnort  der  Eigenthümer  oder  deren  Bevollmächtigten  darf 
der  Eapitain  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  derselben  weder  an  der  Aus- 
besserung des  Schiffes  arbeiten  lassen,  nodi  Segelzeug,  Tauwerk  und  sonstige 
Schiffsgeräthe  kaufen,  noch  zu  diesem  Behufe  auf  den  Rumpf  des  Schiffes 
Geld  aufnehmen,  nocn  das  Schiff  befrachten. 

48.  Wenn  das  Schiff  mit  Zustimmung  der  Eigenthümer  befrachtet 
worden  ist  und  sich  einige  von  ihnen  weigern,  zu  den  für  die  Abfertigung 
des  Schiffes  nothwendigen  Eosten  beizutragen,  so  kann  der  Eanitain  in 
diesem  Falle,  24  Stunden  nach  der  Aufforderung  an  diejenigen,  welche  sich 
weigern,  ihren  Beitrag  zu  leisten,  mit  Ermächtigung  des  Handelsgerichts 
oder,  in  Ermanfielunff  desselben,  des  Gouverneurs,  für  ihre  Rechnung  auf 
ihren  Schiffsantheil  Gelder  auf  Bodmerei  nehmen* 
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49.  Wenn  während  der  Reise  die  Noth wendigkeit  von  Schiffs- 
reparaturen  oder  des  Ankaufs  von  Segeln,  Tauen,  Takelwerk,  Lebensmitteln 
und  sonstigen  dringend  erforderlichen  Gegenständen  eintritt,  und  wenn  die 
Verhältnisse  oder  die  Entfernung  des  Wohnsitzes  der  Eigenthümer  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  die  Einholung  ihrer  Befehle  nicht  gestatten,  so 
kann  sich  der  Kapitain,  nachdem  er  die  Nothwendigkeit  in  einem  Ton  ihm 
und  den  Ersten  der  Mannschaft  unterzeichneten  Protokoll  konstatirt  hat, 
durch  das  Handelsgericht  oder,  in  Ermangelung  desselben,  durch  den 
Gouverneur,  und  im  Auslande  durch  den  Ottomanischen  Konsul  oder,  wenn 
ein  solcher  nicht  vorhanden,  durch  die  zuständige  Ortsbehörde  ermächtigen 
lassen,  auf  Schiffskörper  und  Zubehör  und  nöthigenfalls  auf  die  Ladung 
ein  Bodmereidarlehn  aufzunehmen  oder,  falls  dieses  Darlehn  ganz  oder  theil- 
weise  nicht  gegeben  werden  kann,  Waaren  bis  zur  Höhe  des  Betrages  der 
konstatirten  Bedürfnisse  zu  verpfänden  oder  zu  versteigern. 

Die  Eigenthümer  und  der  dieselben  vertretende  Kapitain  bringen  die 
verkauften  Waaren  nach  dem  Course  der  Waaren  gleicher  Art  und  Be- 
schaffenheit am  Orte  der  Löschung  des  Schiffes  zur  Zeit  seiner  Ankunft 
in  Anrechnung. 

Der  alleinige  Befrachter  oder  die  verschiedenen  Verlader  können,  wenn 
sie  darüber  einig  sind,  dem  Verkauf  und  der  Verp&ndung  ihrer  Waaren 
widersprechen,  indem  sie  dieselben  ausladen  und  die  Fracht  im  Verhältniss 
der  zurückgelegten  Strecke  entrichten.  In  Ermangelung  der  Zustimmung 
eines  Theiles  der  Verlader  ist  derjenige,  welcher  das  Recht  der  Löschang 
ausüben  wiU,  zur  Zahlung  der  ganzen  Fracht  für  seine  Waaren  verpflichtet. 

50.  Vor  seiner  Abfahrt  aus  einem  Hafen  des  Auslandes  oder  aus  den 
Ottomanischen  Häfen,  welche  im  Meerbusen  von  Bassora  oder  an  den  Arabi- 
schen und  Asiatischen  oder  Europäischen  Küsten  gelegen  sind,  Behufs  Rück- 
kehr nach  anderen  Reichshäfen,  ist  der  Kapitam  verpflichtet,  den  Eigen- 
thümem  oder  deren  Bevollmächtigten  eine  von  ihm  unterzeichnete  Berechnung 
zu  übersenden,  welche  das  Verzeichniss  der  Ladung,  den  Preis  der  von  ihm 
gekauften  und  für  Rechnung  der  Eigenthümer  verladenen  Waaren,  die  von 
ihm  aufgenommenen  Gelder,  den  Namen  und  Wohnort  der  Darleiher  enthält. 

Wenn  die  Ladung  in  den  besagten  Häfen  für  Rechnung  der  Befrachter 
und  durch  deren  Kommissionäre  erfolgt  ist,  so  hat  der  Kapitain  in  diesem 
Falle  den  Eigenthümern  oder  deren  Bevollmächtigten  nur  das  Verzeichniss 
der  Ladung,  wie  sie  sich  aus  den  von  ihm  unterschriebenen  Konnossementen 
ergiebt,  sowie  den  Nachweis  über  die  aufgenommenen  Gelder  mit  Angabe 
der  Namen  und  des  Wohnsitzes  der  Darleiher  zu  übermitteln. 

51.  Der  Kapitain,  welcher  ohne  Nothwendigkeit  auf  Rumpf,  Proviant 
oder  Ausrüstung  des  Schiffes  Bodmereigelder  aufnimmt,  Waaren  oder  Pro- 
viant verpfändet  oder  verkauft  oder  fingirte  Beschädigungen  und  Aufwen- 
dungen in  seinen  Berechnungen  auffuhrt,  haflet  den  Interessenten  gegenüber 
und  ist  zur  Rückerstattung  der  Gelder  oder  Bezahlung  der  Gegenstände 
verpflichtet,  unbeschadet  der  eventuellen  strafrechtlichen  Verfolgung. 

52.  Abgesehen  von  dem  Falle  der  gesetzlich  festgestellten  See- 
untüchtigkeit darf  der  Kapitain,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  Verkaufs  und 
der  personlichen  Haftung  für  die  Schäden  und  Interessen,  das  Schiff  ohne 
besondere  Ermächtigung  der  Eigenthümer  nicht  verkaufen. 

Die  Seeuntüchtigkeit  wird  in  einem  Protokoll  festgestellt,  welches  von 
vereideten  Sachverständigen  aufgenommen  worden  ist,  die  vom  Präsidenten 
des  Handelsgerichts  oder,  in  Ermangelung  desselben,  von  der  Handelskanzlei 
oder,  falls  eine  solche  nicht  vorhanden  ist,  vom  Gouverneur  und  im  Aus- 
lande vom  Ottomanischen  Konsul  oder,  in  Ermangelung  desselben,  von  der 
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Ortsbehörde  ernannt  werden,  und  zwar  unbeschadet  des  Rechts  der  Parteien, 
die  Seeantüchtigkeit  gerichtlich  zu  bestreiten. 

In  Ermangelang  von  Vollmachten  und  Anweisungen  Seitens  der  Eigen- 
tbümer,  erfolgt  der  Verkauf  wegen  derart  festgestellter  Seeantüchtigkeit  in 
öffentlicher  Versteigerung. 

53.  Jeder  zu  einer  Reise  engagirte  Eapitain  eines  Schiffes  hat  die 
Reise,  bei  Strafe  der  Kosten  und  der  Entschädigung  an  die  Eigenthümer 
und  Befrachter,  zu  vollenden. 

54.  Der  Eapitain,  welcher  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  aus  der 
Ladung  fährt,  darf,  ausser  wenn  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist, 
keinerlei  Geschäfte  noch  Handel  für  seine  Privatrechnung  betreiben. 

55.  Im  Falle  des  Zuwiderhandelns  ^egen  die  Vorschrifben  des  vor- 
stehenden Artikels,  werden  die  vom  Eapitain  für  seine  Privatrechnung  an 
Bord  geschafften  Waaren  durch  ein  Erkenntniss  des  Handelsgerichts  zu 
Gunsten  der  übrigen  Betheiligten  und  auf  deren  Antrag  konfiscirt. 

56.  Der  Eapitain  darf  während  der  Fahrt,  wie  gross  die  Gefahr  auch 
sei,  ohne  zuvor  den  Rath  der  Schiffsoffiziere  und  der  Ersten  der  Mannschaft 
eingeholt  zu  haben,  sein  Schiff  nicht  verlassen;  in  diesem  Falle  ist  er  ver- 
pflichtet, die  wichtigen  Papiere,  wie  das  Schiffsjournal,  die  Konnossemente, 
Chartepartien  und  Schiffspapiere^  sowie  das  Geld  und  soviel  wie  möglich  die 
kostbareren  Waaren  seiner  Ladung  mit  sich  zu  retten,  bei  Strafe,  dafür  per- 
sönlich zu  haften. 

Gehen  die  so  aus  dem  Schiffe  geretteten  Gegenstände  durch  irgend 
einen  Zufall  verloren,  so  ist  der  Kapitain  von  seiner  Haftung  befreit. 

57.  Der  Kapitain  hat  binnen  24  Stunden  nach  der  Ankunft  im 
Bestimmungshafen  sein  Schiffsjournal  von  den  in  den  beiden  folgenden 
Artikeln  bezeichneten  Behörden  visiren  zu  lassen  und  einen  Bericht  za  er- 
statten, von  dem  er  eine  beglaubigte  Abschrift  erhält. 

Der  Bericht  muss  angeben: 
Ort  und  Zeit  seiner  Abfahrt; 
den  eingeschlagenen  Weg; 
die  Gefahren,  welche  er  überstanden  hat; 
die  auf  dem  Schiff  vorgekommenen  Unordnungen  und 
alle  sonst  bemerkenswerthen  Umstände  auf  der  Fahrt. 

58.  In  der  Türkei  muss  der  Bericht  dem  Präsidenten  des  Handels- 
berichts oder,  in  Ermangelung  desselben,  dem  Chef  der  Handelskanzlei  und, 
falls  auch  eine  solche  nicht  vorhanden  ist,  der  obersten  Ortsbehörde  er« 
stattet  werden. 

Die  Chefs  der  Handelskanzlei  oder  der  Ortsbehörde,  welche  den  Bericht 
entgegengenommen  haben,  sind  verpflichtet,  denselben  dem  Präsidenten  des 
nächsten  Handelsgerichts  unverzüglich  zu  übermitteln. 

In  beiden  Fällen  vnrd  der  Bericht  auf  der  Gerichtsschreiberei  des 
Handelsgerichts  hinterlegt. 

59.  Im  Aaslande  hat  der  Kapitain  dem  Ottomanischen'  Konsul  oder, 
in  Ermangelung  desselben,  der  zuständigen  Ortsbehörde  seinen  Bericht  zu 
erstatten  und  eine  Bescheinigung  über  die  Zeit  seiner  Ankunft  und  seiner 
Abfahrt,  den  Zustand  und  die  Beschaffenheit  seiner  Ladung  zu  extrahiren. 

60.  Mass  der  Kapitain  während  der  Fahrt  in  einen  Ottomanischen 
oder  einen  ausländischen  Hafen  einlaufen,  so  ist  er  verpflichtet,  je  nach 
den  Umständen  einer  der  in  den  beiden  vorstehenden  Artikeln  erwähnten 
Behörden  den  Grund  seiner  Anlandung  zu  melden. 

61.  Der  Kapitain,  welcher  SchäPbruch  erlitten  und  sich  allein  oder 
mit  einem  Tfaeil  seiner  Mannschaft  gerettet  hat,  ist  verpflichtet,  sich  je 
nach  den  Orten  und  Umständen  vor  den  genannten  Behörden   einzufinden. 
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hier  Bericht  zu  erstatten,  denselben  von  denjenigen  der  Schiffsleute,  welche 
sich  gerettet  haben  und  in  seiner  Begleitung  befinden,  Tenficiren  und  sich 
eine  Ausfertigung  desselben  ertheilen  zu  lassen. 

62.  Behufs  Prüfung  der  Wahrheit  des  Berichtes  des  Eapitains  hat  der 
Richter  die  Schiffsmannschaft  und,  wenn  möglich,  die  Passagiere  zu  ver- 
nehmen, unbeschadet  sonstiger  Beweismittel. 

Die  nicht  verificirten  Berichte  entlasten  den  Eapitain  kelnesialls  und 
beweisen  nicht  vor  Gericht,  ausgenommen  den  Fall,  wenn  sich  der  schiff- 
brüchige Eapitain  allein  an  den  Ort,  wo  er  seinen  Bericht  erstattet,  ge- 
rettet hat 

Den  Parteien  bleibt  der  Gegenbeweis  vorbehalten. 

63.  Ausser  im  Falle  dri^ender  Gefiethr,  darf  der  E!apitain  yor  Elr- 
stattung  des  Berichts  keinerlei  Waaren  löschen,  bei  Strafe  eines  besonderen 
Yer&hrens  e^egen  ihn. 

64  Tritt  während  der  Reise  ein  Mangel  an  Lebensmitteln  des  Schiffes 
ein,  so  kann  der  Eapitain  nach  Anhörung  der  Ersten  der  Mannschaft  die- 
jenigen, welche  Lebensmittel  zu  ihrem  besonderen  Gebrauch  haben,  zwingen, 
dieselben  zum  gemeinschaftlichen  Gebrauch  herzugeben,  unter  der  Beain- 
gung,  den  Werth  derselben  zu  vergüten. 


TITEL  V. 
Von   dem  Engagement  und  der  Heuer  der  Offiziere  xuid 

Schiffisleute. 

65.  Die  Bedingungen  des  Engagements  des  Eapitains,  der  Offiziere 
und  der  Mannschaft  eines  Schiffes  werden  durch  die  Musterrolle  und  die 
Verabredungen  der  Parteien  festgestellt.  In  Ermangelung  schriftlicher  Ab- 
reden, und  falls  die  Bedingungen  des  Engagements  in  der  Musterrolle  nicht 
erwähnt  sind,  wird  angenommen,  dass  aie  Parteien  sich  den  Gebräuchen 
des  Ortes,  wo  das  Engagement  geschlossen  worden  ist,  haben  unterwerfen 
wollen. 

In  der  Türkei  wird  die  Musterrolle  vor  der  Hafenbehörde  oder,  in 
Ermangelung  derselben,  yor  der  Handelskanzlei  und,  felis  auch  eine  solche 
nicht  Torhanden  ist,  vor  der  obersten  Ortsbehörde  oder  ihrem  Delegirten 
und  im  Auslande  yor  den  Ottomanischen  Eonsuln  oder  Eonsularagenten 
und,  in  deren  Ermangelung,  yor  der  zuständigen  Ortsbehörde  au^nommoi. 

66.  Der  Eapitain  und  die  Leute  der  Schiffsmannschaft  dürfen  unter 
keinem  Yorwande  irgend  welche  Waaren  für  eigene  Rechnung  in  das  Schiff 
verladen,  ohne  die  Fracht  daf&r  zu  entrichten,  und  ohne  Einwilligung  der 
Eigenthümer  oder,  wenn  das  Schiff  im  Ganzen  ^e£rachtet  ist,  ohne  Ein- 
wmi^ng  der  Befrachter,  bei  Strafe  der  Eonfiskation  zu  Gunsten  der  Be- 
theiligten,  d*  h.  der  Eigenthümer  oder  der  Befrachter  des  Schiffes,  es  sei 
denn,  dass  sie  im  ersten  Falle  durch  ihren  Heueryertrag,  im  zweiten  Falle 
durch  die  Ghartepartie  dazu  ermächtigt  sind. 

67.  Wenn  die  Beise  durch  eine  Handlung  der  Eigenthümer,  des 
Eapitains  oder  der  B^achter  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  unterbrochen 
wird,  so  erhalten  die  für  die  Reise  oder  monatlich  geheuerten  Offiziere  und 
Schiffsleute  die  zur  Ausrüstung  des  Schiffes  von  ihnen  verwendeten  Arbeits- 
tage vergütet  und  empfemgen  ausserdem  als  Entschädigung,  nach  ihrer  Wahl, 
entweder  die  Vorschüsse  auf  die  Heuer  oder,  nach  eventncdlem  Abzug  dieser 
Vorschüsse,  einen  Monat  ihrer  vereinbarten  Heuei%  oder  ein  Viertel  der 
Heuer,  falls  sie  f&r  die  Reise  geheuert  sind. 
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Erfolgt  die  Unterbrechung  nach  der  Ab&hrt  des  Schiffes,  so  erhalten 
sie  die  Heuer,  welche  ihnen  fhr  ihre  Dienstzeit  geschuldet  wird,  und,  als 
Entschädigung,  das  Doppelte  des  ihnen  nach  vorstehendem  Alinea  Zukom- 
menden, sowie  die  Kosten  für  ihre  Rückreise  bis  zum  Abfahrtsorte  des 
Schiffes,  wofern  ihnen  nicht  der  Eapitain,  die  Eigenthümer  oder  die  Be- 
frachter ihre  Einschiffung  auf  einem  anderen  nach  diesem  Orte  fahrenden 
Schiffe  verschaffen. 

Die  Heuer  und  die  Entschädigung  dürfen  indessen  in  keinem  Fall  den 
Betrag  desjenigen  übersteigen,  was  sie  erhalten  haben  würden,  falls  die  Beise 
vollendet  worden  wäre. 

Die  Entschädigung  für  die  Rückreise  wird  nach  dem  Stande  der  zu- 
rückkehrenden Seeleute  bemessen. 

68.  Wenn  vor  Beginn  der  Reise  ein  Handelsverbot  mit  dem  Bestim- 
mungshafen eintritt  oder  die  Ausfuhr  der  Waaren,  für  welche  das  Schiff 
getrachtet  ist,  verboten  oder  das  Schiff  auf  Befehl  der  Regierung  detinirt 
wird,  so  wird  in  diesem  Falle  den  entlassenen  Offizieren  und  Mannschaften 
nur  die  Heuer  für  die  Tage  geschuldet,  welche  sie  im  Dienste  des  Schiffes 
verwendet  haben. 

69.  Wenn  das  Handelsverbot  oder  die  Detinirung  des  Schiffes  wäh- 
rend der  Reise  eintritt,  so  erhalten  die  Offiziere  und  Schiffsleute,  im  Falle 
eines  Handelsverbots,  ihre  Heuer  nach  Yerhältniss  der  Dienstzeit,  sowie  die 
Kosten  für  die  Rückreise,  und,  im  Falle  der  Detinirung,  wenn  sie  monats- 
weise geheuert  sind,  während  der  Dauer  der  Detinirung  die  Hälfte  ihrer 
Heuer,  wenn  sie  für  die  Reise  geheuert  sind,  die  für  die  Reise  festgesetzte 
Heuer  ohne  irgend  einen  Zuschlag  für  die  Zeit  der  Detinirung. 

70.  Wird  die  Reise  freiwillig  verlängert,  so  wird  die  Heuer  der  für  die 
Reise  geheuerten  Schiffsleute  im  Yerhältniss  der  Verlängerung  erhöht. 

71.  Erfolgt  die  Löschung^  des  Schiffes  freiwillig  in  einem  näheren 
Hafen,  als  dem  in  der  Befrachtung  bezeichneten,  so  wird  den  für  die  Reise 
geheuerten  Schiffsleuten  kein  Abzug  gemacht. 

72-  Sind  die  Schiffsleute  auf  Gewinn-  oder  Frachtantheil  geheuert,  so 
haben  sie  wegen  einer  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführten  Unterbrechung, 
Verzögerung  oder  Verlängerung  der  Reise  keinen  Anspruch  auf  Entschädi- 
gung oder  lagelohn.  Erfolgt  die  Unterbrechung,  Verzögerung  oder  Ver- 
längerung durch  eine  Handlung  der  Verlader,  so  haben  die  Schiffsleute  an 
den  Entschädigungen  Antheil,  die  dem  Schiffe  zugesprochen  werden.  Diese 
Entschädigungen  werden  zwischen  den  Schiffseigenthümern  und  den  Schiffs- 
leuten in  demselben  Verhältniss,  wie  die  Fracht  oder  der  Gewinn,  getheilt. 

Erfolgt  die  Unterbrechung,  Verzögerung  oder  Verlängerung  durch  eine 
Handlang  des  Eapitains  oder  der  Eigenthümer,  so  sind  sie  verpflichtet,  die 
Leute  der  Mannscoaft  im  Verhältniss  zu  entschädigen,  unter  Berücksichtigung 
der  Natur  ihrer  Verträge. 

73.  Im  Falle  der  Aufbringung  und  Konfiskation,  des  Scheiterns  und 
des  Schiffbruches  unter  gänzlichem  Verlust  des  Schiffes  und  der  Waaren  können 
die  Offiziere  und  Schiffsleute  auf  Grund  der  Reise  keine  Heuer  beanspruchen. 
Sie  brauchen  aber  auch  etwaige  Vorschüsse  auf  die  Heuer  nicht  zurück- 
zuzahlen. 

74.  Wenn  ein  Tbeil  des  Schiffes  geborgen  worden  ist,  so  erhalten  die 
für  die  Reise  oder  monatsweise  geheuerten  Schiffsleate  ihre' fällige  Heuer  aus 
den  Trümmern  des  von  ihnen  geborgenen  Schiffes. 

Reichen  die  Trümmer  nicht  aus,  oder  sind  nur  Waaren  gerettet,  so 
erhalten  sie  ihre  Heuer  subsidiär  aus  der  Fracht  der  besagten  Waaren. 
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75.  Die  auf  Frachtantheil  geheuerten  Offiziere  und  Schiffsleate  erhalteo 
ihre  Heuer  nur  aus  der  Fracht  im  Verhältniss  zu  demjenigen,  was  der  Ea- 
pitain  oder  der  Befrachter^)  erhält. 

76.  Unter  welchen  Bedinf^ungen  auch  die  OfiKziere  und  Schiffsleaie 
geheuert  sein  mögen,  so  erhalten  sie  für  die  Tage  Heuer,  weiche  sie  zur  Ber- 
gung der  Schiffstr&mmer  und  der  schifPbrüchigen  Effekten  yerweodet  habeo. 

77.  Jeder  Schiffsmann,  der  währeud  der  Heise  erkrankt  oder  im  Dienste 
des  Schiffes  oder  im  Kampf  gegen  die  Feinde  oder  Seeräuber  verwundet  oder 
verstümmelt  wird,  erhält  seine  Heuer  und  wird  ausserdem  ärztlich  behandeli 
und  verpflegt  und,  im  Falle  der  Verstümmelung,  wenn  eine  Einigung  nicht 
erfolgt,  nach  dem  Ermessen  des  Richters  entschädigt. 

Die  Kur-  und  Yerpflegungskosten,  sowie  die  Entschädigung  bei  Ver- 
stümmelungen fallen  dem  Schiff  und  der  Fracht  zur  Last,  falls  die  Krankheit, 
die  Verwundung  und  Verstümmelung  durch  den  Schiffsdienst  verursacht  sind: 
sie  werden  auf  Schiff,  Fracht  und  Ladung  nach  Art  der  gemeinschaftlichen 
Havarie  vertheilt,  falls  sie  aus  einem  Kampf  zum  Schutze  des  Schiffe» 
herrühren. 

78.  Kann  der  erkrankte,  verwundete  oder  verstümmelte  Seemann  die 
Reise  ohne  Gefahr  nicht  fortsetzen,  so  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  denselben 
vor  der  Abfahrt  in  ein  Krankenhaus  oder  nach  einem  anderen  Orte  zu 
schaffen,  wo  er  eine  angemessene  Pflege  erhalten  kann,  und  er  muss  für  die 
Kur-  und  Verpflegungskosten,  sowie  für  die  Kosten  der  Rückreise,  im  Falle 
der  Genesung,  oder  für  die  Beerdigungskosten,  im  Falle  des  Ablebens,  Sorge 
tragen. 

Zu  diesem  Behufe  muss  er  einen  ausreichenden  Geldbetrag  za  Händen 
des  Chefs  der  Handelskanzlei  oder  der  Ortsbehörde,  wenn  er  sich  in  der 
Türkei,  und  zu  Händen  des  Ottomanischen  Konsuls  oder,  in  Ermangelan^ 
eines  solchen,  der  Ortsbehorde,  wenn  er  sich  im  Auslande  befindet,  hinterl^en. 

In  diesem  Falle  hat  der  erkrankte,  verwundete  oder  verstümmelte  See- 
mann, unabhängig  von  der  Rückreisevergütigung,  Anspruch  auf  die  Heuer 
nicht  nur  bis  zu  seiner  Wiederherstellung,  sondern  aucn  bis  zu  dem  Tage, 
an  welchem  er  nach  dem  Abfahrtshafen  des  Schiffes  zurückgekehrt  sein  kann. 

79.  Wird  ein  Seemann  an  Bord  oder,  nachdem  er  mit  Erlaubniss  da.< 
Schiff  verlassen  hat,  in  einem  Streit  verwundet,  oder  erkrankt  er  in  Fol^e 
eines  liederlichen  und  unsittlichen  Lebenswandels  seinerseits,  so  wird  er  trotz- 
dem auf  Schiffsunkosten,  wie  oben,  behandelt  und  verpflegt,  vorbehaltlich 
des  Regresses  gegen  ihn  wegen  Rückerstattung  dieser  Auslagen.  Wird  ein 
Seemann,  der  ohne  Erlaubniss  das  Schiff  verlassen  hat,  verwundet  oder  ver- 
stümmelt, oder  erkrankt  er  in  Folge  eines  Streites  oder  liederlichen  Lebeos- 
wandels, so  hat  er  gleichfalls  die  Kurkosten  zu  tragen.  Er  kann  sogar  i7om 
Kapitain  entlassen  werden,  in  welchem  Falle  er  nur  die  Heuer  erhält  im 
Verhältniss  zu  der  Zeit,  welche  er  gedient  hat. 

80.  Stirbt  ein  Schiffsmann  während  der  Reise,  so  wird  seine  Heuer 
seinen  Erben  geschuldet,  und  zwar  mit  folgender  Massgabe :  wenn  er  monats- 
weise geheuert  war,  so  ist  seine  Heuer  bis  zum  Todestage  zu  zahlen,  wenn 
er  für  die  Reise  geheuert  war,  so  ist  die  Hälfte  der  Heuer  zu  zahlen,  fsih 
er  auf  der  Hinreise  oder  im  Bestimmungshafen,  und  die  ganze  Heuer,  Ms 
er  auf  der  Rückreise  stirbt.  Ist  er  auf  Gewinn-  oder  Frachtantheil  geheuert, 
so  wird  nach  Beginn  der  Reise  sein  ganzer  Antheil  geschuldet. 

Wenn  der  Seemann,  auf  welche  Art  er  auch  angeworben  sein  mag,  bei 
der  Vertheidigung  des  Schiffes  gegen  Feinde  oder  Seeräuber  getödtet  wordeo 
ist,  und  wenn  das  Schiff  einen  sicheren  Hafen  erreicht,  so  wird  die  vollständige 
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Heuer   des   Seemannes,  welcher  als  lebend   betrachtet  wird,  für   die   ganze 
Reise  geschuldet. 

81.  Der  Matrose,  welcher  auf  dem  Schiffe  gefEtn^en  genommen  und  in 
Sklaverei  geschleppt  worden  ist,  hat  keinen  Anspruch  wegen  Zahlung  des 
Lösegeldes  gegen  aen  Eapitain,  die  Eigenthümer  oder  die  Befrachter.  Seine 
Heuer  erhält  er  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  ge&ngen  und  zum  Sklaven 
gemacht  worden  ist. 

Der  gefangen  genommene  und  zum  Sklaven  gemachte  Schiffsmann, 
welcher  ans  Land  oder  auf  See  im  Dienst«  des  Schiffes  geschickt  worden 
ist,  hat  die  vollständige  Zahlung  seiner  Heuer  zu  beanspruchen  und  ausser- 
dem die  Zahlung  einer  Entschädigung  fär  das  Lösegeld,  falls  das  Schiff 
einen  sicheren  Hafen  erreicht. 

82-  Die  Entschädigung  haben  die  Schiffseigen thümer  zu  zahlen,  falls 
der  Seemann  im  Dienste  des  Schiffes  auf  See  oder  ans  Land  geschickt  worden 
ist.  Die  Entschädigung  haben  die  Eigenthümer  des  Schiffes  und  der  Ladung 
zu  zahlen,  fedls  der  Seemann  im  Dienste  des  Schiffes  und  der  Ladung  auf 
See  oder  ans  Land  geschickt  worden  ist 

83.  Der  Betrag  der  besagten  Entschädigung  wird  auf  25  Türkische 
Pfund  in  Gold  festgesetzt. 

M.  Wenn  das  Schiff  während  der  Dauer  des  Heuervertrages  verkauft 
wird,  so  sind  die  Seeleute,  welche  entgegenstehende  Vereinbarungen  nicht 
getroffen  haben,  berechtigt,  ihre  Rückbeförderung  auf  Schiffsunkosten  und 
die  Zahlung  ihrer  Heuer  zu  verlangen. 

85.  Entlässt  der  Kapitain  die  Offiziere  oder  Schiffsleute  aus  gesetz- 
lichen Gi-ünden,  so  hat  er  ihnen  nur  die  nach  dem  schon  zurückgelegten 
Wege  berechnete,  vereinbarte  Heuer  bis  zum  Entlassungstage  zu  entrichten. 

Erfolgt  die  Entlassung  vor  Beginn  der  Reise,  so  erhalten  sie  die  Heuer 
für  die  Tage,  welche  sie  gedient  haben,  und  weiter  nichts. 

86.     Als  gesetzliche  Gründe  für   die  Entlassung  der  Schiffsmannschaft 
sind  anzusehen : 

1.  Unfähigkeit  im  Dienste; 

2.  Ungehorsam; 

3.  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

4.  Thätlichkeiten  an  Bord    des   Schiffes,  sowie  andere  Charakterfehler, 
welche  Unordnung  auf  dem  Schiffe  verursachen  können; 

5.  Verlassen  des  Schiffes  ohne  Erlaubniss; 

6.  die  gezwungene  oder  freiwillige  Unterbrechung  der  Reise  nach  den 
diesbezüglichen  gesetzlichen  Bestimmungen. 

87.  Jeder  Seemann,  welcher  nachweist,  dass  er  nach  seiner  Eintragung 
in  die  Musterrolle  ohne  gesetzlichen  Grund  entlassen  ist,  hat  auf  eine  Ent- 
schädigung durch  den  Kapitain  Anspruch.  Die  Entschädigung  wird  auf  ein 
Drittel  der  Heuer,  die  der  Entlassene  während  der  noch  nicht  begonnenen 
Reise  wahrscheinlich  verdient  hätte,  oder  auf  den  Betrag  derjenigen  Heuer 
festgesetzt,  welche  er  vom  Augenblicke  der  Entlassung  bis  zum  Ende  der 
Reise  erhalten  hätte,  zuzüglich  der  Kosten  für  die  Rückreise,  wenn  die  Ent- 
lassung während  der  Dauer  der  Reise  erfolgt  ist.  In  keinem  der  vorste- 
henden Fälle  darf  der  Kapitain  den  Betrag  der  Entschädigung  von  den  Eigen- 
thümem  des  Schiffes  erstattet  verlangen,  es  sei  denn,  dass  er  von  den  Letz- 
teren zur  Entlassung  ermächtigt  worden  ist. 

88.  Die  in  der  Musterrolle  eingetragenen  Offiziere  und  Schiffsleute 
dürfen  nur  in  den  folgenden  Fällen  den  Dienst  verweigern  und  das  Schiff 
verlassen : 

1.  wenn  der  Kapitain  den  Bestimmungsort  ändern  will,  bevor  die  Reise, 
zu  welcher  sie  geheuert  worden  sind,  begonnen  hat; 

4* 
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2.  wenn  die  Türkei  vor  Beginn  der  Reise  in  einen  Seekrieg  verwickek 
wird,  oder  wenn,  während  sich  das  Schiff  in  einem  Anlandnngshafen 
befindet,  zwischen  der  Türkei  und  dem  Staate  seiner  Besiimmmig 
ein  Krieg  ausbricht,  der  das  Schiff  in  eme  wirkliche  OefEihr  bringt; 

3.  wenn  vor  Beginn  der  Beise  oder  während  des  Aufenthaltes  des  Schiffes 
in  einem  Anlandnngshafen  sichere  Nachrichten  darüber  eintreffen, 
dass  die  Pest^  das  gelbe  Fieber  oder  eine  ähnliche  epidemische  Krank- 
heit am  Bestimmungsort  des  Schiffes  herrscht; 

4.  wenn  das  Schiff  yor  Beginn  der  Beise  yoUständig  andere  Eigen- 
thümer  erhält; 

5.  wenn  der  Kapitain  yor  Be^nn  der  Beise  stirbt  oder  yon  den  Schi&- 
eigenthümern  entlassen  wird. 

89.  Schiff  und  Fracht  haften  speciell  f&r  die  Heuer,  die  Entschädigong 
und  die  Kosten  der  Rückreise  der  Seeleute. 

Schiff  und  Fracht  haften  gleichfedls  den  Eigenthümern  der  Ladung  far 
den  Schaden,  welchen  sie  durch  die  Untreue  oder  das  Versehen  der  Offiziere 
und  Schiffsleute  erleiden,  unbeschadet  des  Regresses  der  Schiffseigenthamer 
gegen  den  Kapitain  und  des  Letzteren  gegen  die  Schiffsleute. 

TITEL  VL 
Von  den  Chartepartien,  Befrachtungen  oder  Frachtverträgen. 

90.  Jeder  Vertrag  über  die  Miethe  eines  Schiffes,  Ghartepartie,  Befrach- 
tung oder  Frachtvertrag  genannt,  muss  schriftlich  abgefietsst  werden. 

Er  giebt  an: 

den  Namen,  den  Tonnengehalt  und  die  Nationalität  des  Schiffes; 

den  Namen  des  E^pitains; 

den  Namen  des  Verfrachters  und  Befrachters; 

den  Ort  und  die  Zeit,  welche  für  das  Laden  und  Löschen  ver- 
einbart sind; 

den  Frachtpreis; 

ob  die  Befrachtung  im  Ganzen  oder  partiell  erfolgt  ist; 

die  für  den  Fall  des  Verzuges  beim  Laden  oder  Loschen  vereinbarte 
Entschädigung. 

91.  Sind  die  Liegetage^),  d.  h.  die  Tage,  welche  das  Laden  und 
Löschen  dauern  kann,  durch  die  Vereinbarungen  der  Parteien  nicht  festgesetzt, 
so  werden  sie  nach  dem  Ortsgebrauch  bestimmt,  falls  ein  solcher  vorhandes 
ist,  sonst  betragen  sie  15  (14)  aufeinander  folgende  Wochentage,  nachdem 
sich  der  Kapitain  zum  Laden  oder  Löschen  bereit  erklart  hat. 

92.  Wenn  ein  Theil  der  Ladung  an  dem  einen  Orte  und  ein  anderer  Theil 
an  einem  anderen  Orte  verladen  oder  gelöscht  werden  muss,  so  ist  die 
Ladungs-  oder  Löschungs&ist  während  der  Fahrt  des  Schiffes  von  einem 
Orte  nach  dem  anderen  suspendirt,  ohne  dass  diese  Zwischenzeit  mitgezählt 
werden  kann. 

93.  Ist  das  Schiff  monatsweise  gefrachtet  und  eine  entgegenstehende 
Abrede  nicht  getroffen,  so  läuft  die  Fracht  von  dem  Tage,  an  welchem  das 
Schiff  unter  Segel  geht. 

94.  Tritt  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  ein  Handelsverbot  mit  dem 
Bestimmungsland  ein,  so  sind  die  Verträge  ohne  gegenseitige  Entschädigung 
aufgelöst.  Der  Verlader  hat  die  Kosten  für  das  Laden  und  Löschen  seiner 
Waaren  zu  tragen. 

1)  „Les  jours  des  staries.^ 
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95.  Li^  höhere  Gewalt  vor,  welche  die  Abfahrt  des  Schiffes  nur 
zur  Zeit  Terhindert,  so  bestehen  die  Verträge  fort,  und  es  findet  keine  Ent- 
schädigung aaf  Grand  des  Verzuges  statt. 

Sie  bestehen  gleichfalls  fort,  ohne  dass  eine  Erhöhung  der  Fracht  ein- 
tritt, wenn  die  höhere  Gewalt  während  der  Reise  eintritt. 

96*  Der  Verlader  kann  während  der  Dauer  der  Detinirung  des 
Schiffes  seine  Waaren  auf  eigene  Kosten  löschen  lassen,  unter  der  Bedin- 
gang,  dass  er  sie  wieder  verladet  oder  den  Eapitain  entschädigt. 

97.  Im  Falle  der  Blockirung  des  Bestinunungshafens  des  Schiffes  ist 
der  Kanitain  verpflichtet,  wenn  er  nicht  entgegengesetzte  Befehle  erhalten 
hat,  sicn  nach  einem  der  benachbarten  Häfen  zu  b^ben,  in  welchem  ihm 
das  Landen  gestattet  ist,  und  dort  die  Befehle  des  Befrachters  oder  Kon- 
signatars abzuwarten,  nachdem  er  diesen  hiervon  benachrichtigt  hat. 

98.  Das  Schiff,  das  Takelwerk,  die  Geräthe,  die  Fracht  und  die  ver- 
ladenen Waaren  haften,  je  nach  dem  einzelnen  Falle,  als  Sicherheit  f&r  die 
Ausführung  der  Verträge  der  Parteien. 

TITEL  Vn. 
Vom  Konnossement. 

99.  Das  Konnossement,  welches  auf  eine  benannte  Person  oder  an 
deren  Ordre  oder  auf  den  Innaber  lauten  kann,  muss  angeben  die  Natur 
und  Menge,  sowie  die  Art  und  Beschaffenheit  der  zu  transportirenden  Ge- 
genstände. 

Es  enthält  ausserdem: 

den  Vor-  und  Zunamen  des  Befrachters; 

den  Namen   und  die  Adresse  desjenigen,   an  welchen  die  Sendung 
erfolgt; 

den  Namen  und  Wohnort  des  Kapitains; 

den  Namen,  den  Tonnengehalt  und  die  Nationalität  des  Schiffes; 

den  Abfifthrts-  und  Bestimmungshafen. 
Es  giebt  den  Frachtpreis  an. 

Es  weist  am  Bande  die  Zeichen  und  Nummern  der  zu  transportirenden 
Gegenstände  auf. 

100.  Jedes  Konnossement  wird  mindestens  in  vier  Originalexemplaren 
ausgefertigt,  eins  fftr  den  Befrachter,  eins  für  den  Adressaten,  eins  für  den 
Kapitain,  eins  für  den  Eigenth^mer  oder  den  Rheder  des  Schiffes. 

Die  vier  Originalexemplare  werden  binnen  24  Stunden  nach  der  Ver- 
ladung von  dem  Befrachter  und  dem  Kapitain^)  vollzogen. 

^)  üebereinstimmend  mit  dem  Argentinischen  Eecht  (Art.  Ild4  H.  G.  B., 
8.  unten),  dem  Brasilianischen  Recht  (Art.  576  H.Ü.B.,  s.  unten),  dem  Chile- 
nischen Recht  (Art.  1047  H.  Gh.  B.,  s.  unten),  dem  Colnmbianischen  Recht 
(Art  289  See-H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  U  S.  126),  dem  Französischen  Recht  (Art.  282 
H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  569),  dem  Griechischen  Recht  (Art.  282  H.  G.  B^  cfr. 
Bd.  n  8.  652),  dem  Gnatemalanischen  Recht  (Art  928  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II 
S.  741),  dem  Haitianischen  Recht  (Art  279  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  n  S.  782),  dem 
Holländischen  Recht  (Art  507  H.  G.  B.)  und  dem  Portugiesischen  Recht 
(Art.  1558  H.  G.  B.),  dagegen  abweichend  vom  Deutschen  Recht  (Art  644  H.  G. B., 
cfr.  Bd.  II  S.  451),  welches  den  Ablader  verpflichtet,  dem  Schiffer  auf  sein  Verlangen 
eine  mit  der  Unterschrift  des  letzteren  versehene  Abschrift  des  Konnossements  zu  er- 
theilen.  Nach  Belgischem  Recht  (Art  41  AI  2  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879, 
8.  unten)  muss  das  für  den  Kapitain  bestimmte  Exemplar  des  Konnossements  vom  Be- 
frachter, die  anderen  vom  Kapitain  unterzeichnet  weraen;  dasselbe  gilt  im  Costa- 
Ricanischen  Recht  (Art.  740  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  U  S.  218)  und  im  Spanischen 
Recht  (Art  800  H.  G,  B.). 
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Der  Befrachter  hat  innerhalb  derselben  Zeit  dem  Eapitain  die  Quit- 
tungen über  die  Berichtigung  der  Ausgangsgebühren  der  verladenen  Waaren 
zuzustellen. 

lOL  Das  in  der  oben  vorgeschriebenen  Weise  abgefasste  Konnosse- 
ment beweist  unter  allen  bei  der  Ladung  betheili^en  Theilen,  sov^ie  unter 
diesen  und  den  Versicherern,  vorbehaltlich,  hinsichtlich  der  Letzteren,  des 
Beweises  des  Gegentheils. 

102.  Im  Falle  der  Abweichung  des  Wortlautes  der  Konnossemente 
über  dieselbe  Ladung  beweist  das  in  den  Händen  des  Eapitains  befindliche, 
wenn  es  eigenhändig  vom  Befrachter  oder  seinem  Kommissionär  ausgefüllt 
ist,  und  umgekehrt  ist  das  vom  Befrachter  oder  Konsignatar  präsentirte 
Exemplar  massgebend,  falls  es  eigenhändig  vom  Kapitain  ausgefüllt  ist. 

103.  Jeder  Kommissionär  oder  Konsignatar,  welcher  die  in  den 
Konnossementen  oder  Chartepartien  verzeichneten  Waaren  emp&ngen  hat, 
ist  gehalten,  dem  Kapitain  aut  Verlangen  einen  Empfangsschein  darüber  zu 
ertheilen,  bei  Strafe,  alle  Kosten,  Entschädigungen,  sogar  diejenigen  für  Ver- 
zug zu  tragen. 

Ebenso  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  Quittung  über  diejenigen  Waaren 
zu  fordern,  welche  er  dem  Empfänger  konsignirt  hat,  oder,  m  Ermangelung 
desselben,  eine  Bescheinigung  des  Zollamts  zu  erwirken,  welche  die  Löschung 
der  Waaren  dem  Konnossement  gemäss  konstatirt,  bei  Strafe  der  Ehifcang 
für  sämmtliche  Entschädigungen  den  Eigenthümern  oder  Empfängern 
gegenüber. 


TITEL  VIIL 
Von  der  Fracht. 

104.  Der  Preis  der  Miethe  eines  SchifFes  oder  eines  anderen  See&hr- 
zeuges  heisst  Fracht.  Sie  wird  durch  Vereinbarung  zwischen  den  Parteien 
bestimmt.  Sie  wird  durch  die  Chartepartie  oder  durch  das  Konnossement 
beurkundet.  Sie  bezieht  sich  auf  das  ganze  Schiff  oder  einen  Theil  des- 
selben, auf  eine  ganze  Reise  oder  auf  eine  begrenzte  Zeit  und  lautet  auf 
Tonnen,  Kilo,  Zentner,  in  Bausch  und  Bogen  oder  auf  Stückgüter,  mit  An- 
gabe des  Tonnengehalts  des  Schiffes. 

105.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  gefrachtet  ist,  und  wenn  der  Be- 
frachter dem  Schiffe  nicht  die  volle  Laduag  giebt,  so  darf  der  Kapitain 
ohne  Einwilligung  des  Befrachters  keine  anderen  Waaren  aufnehmen.  Dem 
Befrachter  gebührt  die  Fracht  für  die  zur  Vervollständigung  der  Ladung 
des  von  ihm  im  Ganzen  gefrachteten  Schiffes  verladenen  Waaren. 

106.  Wenn  der  Befrachter  innerhalb  der  durch  die  Chartepartie  oder 
das  Gesetz  festgestellten  Frist  nichts  verladen  hat,  so  hat  der  Verfrachter 
die  Wahl,  entweder  die  in  der  Chartepartie  festgesetzte  Entschädigung  oder, 
in  Ermangelung  einer  Abrede,  eine  durch  Sachverständige  festzustellende 
Entschädigung  zu  fordern,  oder  den  Frachtvertrag  aufzuheben  und  vom 
Befrachter  die  Hälfte  der  Fracht  und  der  sonst  bedungenen  Vortheile  zu 
beanspruchen. 

In  demselben  Falle  hat  der  Befrachter,  welcher  in  der  besagten  Frist 
nichts  verladen  hat,  die  Befugniss,  vor  Beginn  der  Ueberli^etage  auf  den 
Vertrag  zu  verzichten,  unter  der  Bedingung,  dass  er  dem  Verfrachter  oder 
dem  Kapitain  die  Hälfte  der  Fracht  und  der  in  der  Chartepartie  bedungenen 
Vortheile  bezahlt. 
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107.  Hat  der  Befrachter  innerhalb  der  beduDgenen  Frist  nar  einen 
Thoil  der  in  der  Chartepartie  bedungenen  Waaren  verladen,  so  hat  der  Ver- 
frachter die  Wahl,  entweder  die  in  dem  letzten  Alinea  des  vorstehenden 
Artikels  angegebene  Entschädigung  zu  fordern  oder  die  Reise  mit  dem 
Theil  der  schon  verladenen  Waaren  anzutreten.  In  diesem  Falle  wird  dem 
Verfrachter  die  ganze  Fracht  geschuldet. 

108.  Verladet  der  Befrachter  mehr  Waaren,  als  er  vereinbart  hatte, 
so  muss  er  die  Fracht  für  den  Ueberschuss  nach  Massgabe  des  iu  der 
Chartenartie  festgesetzten  Preises  bezahlen. 

109.  Der  Verfrachter  oder  der  Kapitain,  welcher  den  Tonnengehalt 
des  Schiffes  grösser  angiebt,  als  derselbe  wirklich  ist,  hat  eine  verhältniss- 
mässige  Ermässigung  des  Frachtpreises  zu  gewähren  und  eine  Entschä- 
digung an  den  Befrachter  zu  zahlen. 

Weicht  die  Angabe  von  dem  wirklichen  Tonnengehalt  des  Schiffes  nur 
um  3  Prozent^)  ab,  oder  entspricht  sie  dem  Aichungsschein,  so  kommt  die 
DifiPerenz  nicht  in  Betracht. 

110.  Ist  ein  SchifF  auf  Stückgüter  verfrachtet,  und  hat  der  Verfrachter 
oder  der  Kapitain  eine  Frist  angegeben,  innerhalb  welcher  das  SchifF  Ladung 
au&ehmen  soll,  so  hat  er  nach  Ablauf  dieser  Frist  beim  erf&ten  günstigen 
Winde  abzusegeln,  wofern  keine  andere  Frist  mit  den  Befrachtern  verab- 
redet worden  ist. 

111.  Wenn  das  SchifF  auf  Stückgüter  verfrachtet  ist  und  für  die  Ver- 
ladung keine  Frist  festgesetzt  ist,  so  kann  jeder  der  Befrachter  seine  Waaren 
zurückziehen,  wofern  er  die  vom  Kapitain  unterzeichneten  Konnossemente 
zurückgiebt,  för  die  bereits  abgesandten  Konnossemente  Bürgschaft  leistet 
und,  ausser  den  Kosten  für  das  Laden  und  Löschen,  sowie  denjenigen  der 
Wiederverladung  der  anderen  Waaren,  welche  umgeladen  werden  mussten, 
die  Hälfte  der  bedungenen  Fracht  bezahlt. 

Hat  das  Schiff  jedoch  bereits  drei  Viertel  seiner  Ladung  empfangen, 
so  muss  der  Kapitain,  wenn  es  die  Mehiheit  der  Befrachter  verlangt,  mit 
dem  ersten  günstigen  Wind  8  Tage  nach  der  Aufforderung  absegeln,  ohne 
dass  irgend  einer  der  Befrachter- seine  Waaren  zurückziehen  kann. 

112.  Sind  Waaren  ohne  Vorwissen  des  Verfrachters  oder  Kapitains 
in  das  Schiff  verladen,  so  daif  dieser,  so  lange  er  sich  noch  am  Ladungsort 
befindet,  nachdem  den  Befrachtern  die  Aufforderung,  dieselben  zurückzu- 
nehmen, in  der  gehörigen  Weise  mitgetheilt  worden  ist,  die  Waaren  an  dem 
besagten  Orte  an  das  Land  schaffen  lassen  oder  die  höchste  Fracht,  welche 
für  Waaren  derselben  Art  an  demselben  Orte  gezahlt  wird,  beanspruchen. 
Bemerkt  er  aber  das  Vorhandensein  der  Waaren  erst  nach  der  Abfahrt  des 
Schiffes,  so  darf  er  dieselben  erst  an  ihrem  Bestimmungsort  ausschiffen,  un- 
beschadet, dass  er  sich  den  oben  bezeichneten  Frachtpreis  hierfür  bezahlen 
lassen  kann. 

Der  Befrachter,  welcher  seine  Waaren  während  der  Reise  zurückzieht, 
hat  die  ganze  i?'racht;  sowie  alle  aus  dem  Löschen  entstehenden  Verstauungs- 
kosten  zu  bezahlen.' 


^)  Nach  Argentinischem  Recht  (Art  1227  AI.  2  fl.  G.  B.,  s.  unten)  kommt 
Hehnfs  der  Entschädigung  der  Unterschied  erst  in  Betracht,  wenn  derselbe  ein  Vierzigstel 
überschreitet  ebenso  nach  Chilenischem  Recht  (Art  983  H.  Gr.  B »  s.  unten),  nach 
Colnmbianischem  Recht  (Art.  172  AI.  3  See-fl.  ö.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  117),  nach 
Französischem  Recht  (Art.  290  fl.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  570),  nach  Griechischem 
Recht  (Art  290  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  652),  nach  Gnatemalanischem  Recht 
(Art.  869  fl.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  740)  und  nach  flaitianischem  Recht  (Art.  287 
fl.  G.  B,  cfr.  Bd.  II  S:  782);  dagegen  nach  Costa-RicaDischem  Recht  (Art  687 
H  G.  B.,  cfr,  Bd.  II  S.  211)  ein  Ftinßigstel  und  nach  Brasilianischem  Recht  (Art  597 
fl.  G.  B.,  s.  unten)  ein  Zehntel. 
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Werden  die  Waaren  aber  in  Folge  der  Handlanffen  oder  des  Ver- 
schuldens des  Eapitains  zurückgezogen,  so  hat  dieser  nicht  nur  keine  Fracht 
zu  fordern,  sondern  haftet  auch  für  alle  Kosten  und  für  den  eventuellen 
Schadensersatz  für  Nichtausführung  des  Frachtvertrages. 

113.  Wird  das  Schiff  bei  der  Abfie^rt,  auf  der  Reise  oder  im  Löschungs- 
ort  durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung  des  Befrachters  oder  eines  der 
Verlader  detinirt,  so  hattet  der  Befrachter  oder  der  Verlader  dem  Verfrachter, 
dem  Eapitain  oder  den  andern  Verladern  gegenüber  für  die  aus  dem  Ver- 
zuge herrührenden  Kosten  und  Entschädigungen, 

War  das  Schiff  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtet,  und  erfolgt  die 
Rückreise  ohne  Ladung  oder  mit  einer  unvollständigen  Ladung,  so  hat  der 
Kapitain  auf  die  ganze  Fracht,  sowie  auf  eine  Entschädigung  für  den  Ver- 
zug Anspruch,  falls  das  Schiff  aufgehalten  worden  ist. 

114.  Der  Kapitain  oder  der  Verfrachter  hat  den  Befrachter  fi^Ieich&lls 
zu  entschädigen,  wenn  das  Schiff  durch  seine  Schuld  oder  Nachlässigkeit 
bei  der  Abfahrt,  unterwegs  oder  im  Bestimmungshafen  detinirt  oder  auf- 
gehalten worden  ist. 

Die  Entschädigungen,  welche  sowohl  in  diesem,  als  auch  in  dem  vor- 
stehenden Artikel  erwähnt  worden  sind,  werden  durch  Sachverständige 
festgestellt. 

115.  Ist  der  Kapitain  gezwungen,  das  Schiff  unterwegs  auszubessera. 
so  hat  der  Befrachter  oder  der  Verlfläer  entweder  abzuwarten,  bis  das  Schiff 
ausgebessert  ist,  oder  seine  Waaren  zurückzuziehen,  indem  er  die  ganze 
Fracht  bezahlt  und  eventuell  zu  der  gemeinschaftlichen  Havarie  beiträgt. 

Ist  das  Schiff  monatsweise  gefrachtet,  so  hat  er  während  der  Reparatur 
keine  Fracht  zu  bezahlen  und  ebensowenig  einen  Frachtzuscblag,  wenn  das 
Schiff  für  die  Reise  gefrachtet  ist. 

Kann  das  Schiff  nicht  ausgebessert  werden,  so  ist  der  Kapitain  ver- 
pflichtet, auf  seine  Kosten  ein  oder  mehrere  Schiffe  zu  miethen,  und  zwar 
ohne  dass  er  für  die  Beförderung  der  Waaren  nach  ihrem  Bestimmungsort 
einen  Frachtzuschlag  beanspruchen  kann. 

Wenn  der  Kapitain  nicht  im  Stande  gewesen  ist,  ein  oder  mehrere 
Schiffe  zu  miethen,  so  wird  die  Fracht  nur  nach  Verhältniss  der  schon  voll- 
endeten Reise  geschuldet. 

In  diesem  letzteren  Falle  ist  der  Sorge  eines  jeden  Verladers  die 
Beförderung  der  Waaren  überlassen,  unbeschadet  der  Verpflichtung  ie> 
Kapitaius,  dieselben  von  seiner  Lage  in  Kenntniss  zu  setzen  und  in  der 
Zwischenzeit  alle  zur  Erhaltung  der  Ladung  erforderlichen  Massnahmen  zu 
ergreifen,  es  sei  denn,  dass  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  unter  deo 
Parteien  getroffen  ist 

116.  Der  Kapitain  geht  der  Fracht  verlustig  und  haftet  dem  Be- 
frachter für  die  Entschädigungen,  wenn  dieser  die  Seeuntüchtigkeit  des 
Schiffes  zur  Zeit  des  Absegeins  nachweist. 

Der  Beweis  ist  ungeachtet  des  bei  der  Abfidbrt  ertheilten  Visirungs- 
attestes  und  gegen  dasselbe  zulässig. 

117.  Die  Fracht  ist  für  die  Waaren  zu  entrichten,  die  der  Kapitain 
zur  Anschaffung  von  Lebensmitteln  oder  zur  Bestreitung  von  Reparaturen 
und  sonstigen  dringenden  Schiffsbedürfnissen  zu  verkaufen  gezwungen  war. 
wobei  er  deren  Werth  zu  dem  Preise  in  A.nschlag  zu  bringen  hat,  den  der 
Rest  der  Waaren  oder  andere  ähnliche  Waaren  derselben  Art  am  LöschuDgs- 
orte  erzielen,  wenn  das  Schiff  einen  sicheren  Hafen  erreicht. 

Wenn  das  Schiff  verloren  geht,  so  hat  der  Kapitain  die  Waaren  za 
dem  Verkaufspreise  in  Anrechnung  zu  bringen,  indem  er  die  Fracht  im 
Verhältniss  zu  dem  zurückgelegten  Theil  der  Reise  zurückbehält. 
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Vorbehaltlich,  in  beiden  Fällen,  der  den  Schiffseigenthämem  durch 
Art.  30  AI.  2  eingeräumten  Rechte. 

Wenn  aus  der  Ausübung  dieses  Rechtes  für  diejenigen  ein  Verlust 
entsteht,  deren  Waaren  verkauft  oder  yerpfandet  worden  sind,  so  wird  derselbe 
auf  den  Werth  dieser  Waaren,  sowie  aller  derjenigen  nach  Verbältniss  ver- 
theilt,  welche  den  Bestimmungshafen  erreicht  naben  oder  nach  demenigen 
Unfällen  geborgen  worden  sind,  welche  den  Verkauf  oder  die  Verpfandung 
veranlasst  haben. 

118.  Tritt  ein  Handelsverbot  mit  demjenigen  Lande  ein,  nach  welchem 
das  Schiff  segelt,  und  muss  dieses  mit  seiner  I^ung  zurückkehren,  so  wird 
dem  Eapitain  nur  die  Fradit  f&r  die  Hinreise  geschuldet,  auch  wenn  das 
Schiff  ffir  die  Hin-  und  die  Rückreise  gefracbtet  worden  ist 

119.  Wird  das  Schiff  auf  der  Reise  nur  zeitweise  auf  Befehl  einer 
Macht  angehalten,  so  wird  für  die  Zeit  der  Detinirung  keine  Fracht  ge- 
schuldet, wenn  das  Schiff  monats weise,  und  kein  Fracntzuschlag,  wenn  es 
für  die  Reise  gefrachtet  worden  ist. 

Der  Unterhalt  und  die  Heuer  der  Mannschaft  während  der  Detinirung 
werden  als  Havarien  angesehen.  Der  Verlader  darf  während  des  Aufent- 
haltes seine  Waaren  auf  eigene  Kosten  ausladen,  jedoch  unter  der  Bedingung, 
dass  er  dieselben  gleichfalls  auf  seine  Kosten  wiederverladet  oder  den  Ver- 
frachter oder  den  Kapitain  daf&r  entschädigt 

120.  Der  Kaoitain  erhält  die  Fracht  f&r  die  Waaren,  welche  zur 
gemeinschaftlichen  Rettung  über  Bord  geworfen  sind,  unter  der  Bedingung, 
Beitrag  zu  leisten. 

121.  Es  wird  keine  Fracht  für  diejenigen  Waaren  geschuldet,  welche 
durch  Schiffbruch  oder  Scheitern  verloren  gegangen,  von  Seeräubern  geraubt 
oder  von  Feinden  gekapert  sind.  Der  Kapitain  hat  den  etwaigen  Vor- 
schuss  auf  die  Fracht  zurückzuzahlen,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ver- 
abredet worden  ist 

122.  Werden  Schiff  und  Waaren  wieder  losgekauft,  oder  sind  die 
Waaren  unter  Mitwirkung  des  Kapitains  geborgen,  so  erhält  derselbe  die 
vollständige  Fracht  bis  zu  dem  Orte  der  Aufbringung  oder  des  Schiffbruchs, 
falls  er  sie  nicht  nach  ihrem  Bestimäiungsort  befördern  kann. 

Er  erhält  die  ganze  Fracht  unter  der  Verpflichtung  des  Beitrages  zum 
Loskauf,  wenn  er  die  Waaren  nach  ihrem  Bestimmun^orte  schafft. 

Hat  der  Kapitain  bei  der  Bergung  nicht  mitgewirkt,  so  ist  für  die  auf 
dem  Meere  oder  an  der  Küste  geborgenen  und  darauf  den  Interessenten 
zurückgegebenen  Waaren  Fracht  nicht  zu  entrichten. 

1Z3.  Zum  Loskauf  tragen  die  Waaren,  das  Schiff  und  die  Fracht  bei, 
während  die  Heuer  der  Schiffsleute  zu  dem  Beitrage  nicht  hinzugezogen  wird. 

Der  besagte  Beitrag  wird  auf  den  laufenden  Preis  der  Waaren 
an  ihrem  Loschungsorte,  nach  Abzug  der  Kosten,  und  auf  die  Hälfte  des 
Schiffswerthes  am  selben  Orte  und  auf  die  Hälfte  der  Fracht  vertheilt. 

124.  Weigert  sich  der  Konsignatar  die  Waaren  in  Empfang  zu 
nehmen,  so  darf  der  Kapitain,  nachdem  er  ihm  eine  amtliche  Aufforderung 
zur  Empfangnahme  zugestellt  hat,  auf  Grund  eines  Erkenntnisses  des  Han- 
delsgerichts, zum  Zweck  der  Bezahlung  seiner  Fracht,  der  Havarien  und 
der  Kosten,  die  Waaren  ganz  oder  theilweise  verkaufen  und  die  Deponirung 
des  eventuellen  Ueberschusses  anordnen  lassen. 

Im  Falle  der  InsufGcienz  bewahrt  er  seinen  Regress  gegen  den  Be- 
fi-achter. 

125.  Der  Kapitain  darf  Mangels  Zahlung  seiner  Fracht  und  der 
eventuellen  gemeinschaftlichen  Havarie  und  der  Kosten  die  Waaren  aut 
seinem  Schi&  nicht  zurückbehalten.    Er  kann  aber  die  Deposition  derselben 
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an  einen  Dritten  bis  zur  Bezahlung  seiner  Forderungen  verlanf^'en  nnd^ 
wenn  dieselben  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  deren  verkauf  fordern,  es 
sei  denn ,  dass  der  Eonsignatar  für  die  Zahlung  Bürgschaft  leistet. 

Ist  eine  gemeinschaftliche  Havarie  vorhanden,  welche  nicht  sofort 
regulirt  werden  kann,  so  kann  er  die  gerichtliche  Hinterlegung  einer  vom 
Richter  festzusetzenden  Summe  oder  die  Stellung  eines  zahlungs&higen 
Burgen  fordern. 

126.  Der  Eapitain  hat  hinsichtlich  seiner  Fracht,  der  Havarien  and 
der  Kosten  ein  Vorzugsrecht  vor  allen  Gläubigem  auf  die  Waaren  seiner 
Ladung  bis  IfS  (14)  Tage^)  nach  deren  Ablieferung,  es  sei  denn,  dass  sie 
in  dritte  Hände  übergegangen  sind,  unbeschadet  des  im  vorstehenden  Artikel 
erwähnten  Falles  der  .Deposition. 

127.  Im  Falle  des  Falliments  der  Befrachter  oder  Reklamanten  vor 
Ablauf  der  14  Tage  behält  der  Eapitain  hinsichtlich  seiner  Fracht,  der 
Havarien  und  der  Kosten,  welche  ihm  geschuldet  werden,  sein  Vorzugsrecht 
auf  besagte  Waaren  vor  allen  Gläubigern  der  Falliten. 

128.  In  dem  Falle,  dass  die  Fracht  nach  der  Zahl,  dem  Maass  oder 
dem  Gewicht  verabredet  ist,  hat  der  Eapitain  das  Recht,  zu  verlangen,  das$ 
die  Waaren  bei  der  Löschung  gezählt,  gemessen  oder  gewogen  werden,  and 
selbst  wenn  er  das  zu  thun  unterlassen  hat,  ist  der  Eonsignatar  befugt 
deren  Identität,  Zahl,  Maass  oder  Gewicht,  sogar  durch  das  eidliche  Zeu^iss 
der  mit  der  Vornahme  der  Löschung  Beschäftigten  konstatiren  zu  lassen. 

Ist  die  Vermuthung  vorhanden,  dass  die  Waaren  beschädigt,  verdorben, 
bestohlen  oder  vermindert  sind,  so  hat  der  Eapitain  oder  der  Eonsignatar 
oder  jeder  andere  Interessent  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Waaren 
gerichtlich  besichtigt  und  der  Schaden  vor  der  Löschung  an  Bord  abge- 
schätzt wird. 

129.  Ist  die  Havarie  oder  die  Verminderung  äusserlich  nicht  wahr^ 
zunehmen,  so  kann  die  gerichtliche  Besichtigung,  sogar  nachdem  die  Waaren 
in  die  Hände  der  Eonsignatare  übergegangen  sind,  erfolgen,  vorausgesetzt 
dass  dies  binnen  48  Stunden  nach  der  Löschung  geschieht,  und  dass  die 
Identität  der  Waaren  gemäss  den  Bestimmungen  des  vorstehenden  Artikels 
oder  in  anderer  gesetzlicher  Weise  konstatirt  wird. 

Die  Eonsi^natare  behalten  das  Recht,  die  Waaren  binnen  48  Stunden 
nach  deren  Ablieferung  besichtigen  und  prüfen  zu  lassen,  auch  wenn  sie 
auf  dem  Eonnossement  quittirt  oder  eine  besondere  Emp&ngsbescheinigong 
ertheilt  haben,  sofern  nur  die  Quittung  oder  die  Empfangsbescheinigiing 
den  Vermerk  tragt,  dass  die  Waaren  voraussichtlich  beschädigt,  verdorben, 
bestohlen  oder  vermindert  sind. 

130.  Haben  der  Verfrachter  und  der  Eapitain  ihrerseits  den  Fracht- 
vertrag in  genügender  Weise  ausgeführt,  so  kann  der  Befrachter  oder  Ver^ 
lader  eine  Ermässigung  der  bedungenen  Fracht  nicht  verlangen. 

131.  Der  Befrachter  darf  für  die  Fracht  die  im  Werth  verminderten 
oder  in  Folge   ihrer   eigenen  schlechten   Beschaffenheit   oder   durch   Zofiadl 


1)  Ebenso  nach  Franz 9  sischem  Recht  (Art  807  H.  G.  B.,  cAr.  £d.  II  S.572\ 
nach  Griechischem  Recht  (Art  807  E.G.ß.,  cfr.  Bd.US.  652)  und  nach  Haitia- 
nischem Recht  (Art  804  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  U  S.  782);  nach  Holländischem  Hecht 
(Art490H.G.B.)  beträft  die  ÜYist  20  Tage;  nach  Argentinischem  Recht  (Art  1258 
H.  G.  B.,  8.  unten),  nach  Brasilianischem  Recht  (Art  626  H.  G.  B..  s.  nnten),  nach 
Chilenischem  Recht  (Art.  1086  H.  G.  B.,  s.  unten),  nach  Coiumbianischem  Recht 
(Art.  228  See-H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  n  S.  128),  nach  Deutschem  Recht  (Art  624H.G.B., 
clr.  Bd.  II  S.  446)  und  nach  Guatemalanischem  Recht  (Art  912  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  11 
S.  740)  80  Tage;  nach  Costa-Ricanischem  Recht  (Art  738  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  n 
S.  217)  und  nach  Spanischem  Recht  (Art.  798  H.  G.  B.)  1  Monat 
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deteriorirten  Waaren  nicht  abandonnireD.  Sind  indessen  Fässer,  die  Wein, 
Oel,  Honig  und  andere  Flüssigkeiten  enthalten,  derartig  leck  geworden,  dass 
sie  ganz  oder  theilweise  leer  geworden  sind,  so  können  diese  Fässer  für  die 
Fracht  abandonnirt  werden. 


TITEL  IX, 
Von  den  Passagieren.^) 

132.  Ist  das  Schi£F  nicht,  wie  ein  Post-  oder  Packetboot,  für  die  Be- 
förderung Yon  Reisenden  bestimmt,  so  kann  vom  Kapitain  die  Mitnahme 
von  solchen  Passagieren  nicht  gefordert  werden,  die  bei  der  Ladung  nicht 
mitbetheiligt  sind. 

133.  Der  aufgenommene  Passagier  hat  allen,  auf  die  gute  Ordnung 
auf  dem  SchifP  bezüglichen  Bestimmungen  des  Kapitains  Folge  zu  leisten. 

134.  Der  Fahrpreis  wird  mittelst  Vertrages  oder  eines  Fahrscheins 
festgesetzt,  welcher  auf  den  Inhaber  oder  auf  den  Namen  des  Reisenden 
lauten  kann. 

Wenn  die  Ueberfahrt  ohne  schriftliche  Abrede  über  den  Preis  bewirkt 
worden  ist,  so  vrird  ein  solcher  anolog  festgestellt,  und  zwar,  wenn  die 
Parteien  sich  nicht  einigen,  durch  das  Gericht,  welches  Sachverständige 
ernennen  kann. 

135.  Ist  im  Vertrage  oder  auf  dem  Fahrschein  der  Name  des  Passa- 
giers enthalten,  so  darf  er  ohne  Einwilligung  des  Kapitains  sein  Recht  an 
einen  anderen  nicht  abtreten. 

136.  Begiebt  sich  der  Passagier  vor  oder  nach  Beginn  der  Reise  nicht 
an  Bnrd,  oder  kehrt  er  zur  bestimmten  Abfahrtszeit  des  Schiffes  nicht 
zurück,  ^yenn  er  dasselbe  verlassen  hat,  so  kann  der  Kapitain,  ohne  auf  ihn 
zu  warten,  abfahren,  und  der  Passagier  ist  verpflichtet,  den  ganzen  Fahr- 
preis zu  bezahlen. 

137.  Erklärt  der  Passagier  vor  Antritt  der  Reise, '  dass  er  seinen  Ueber- 
fahrtsvertrag  aufheben  wolle,  oder  stirbt  er,  ohne  dass  er  eine  solche  Er- 
klärung abgegeben  hat,  oder  wird  er  durch  Krankheit  oder  irgend  ein  zu- 
fälliges Ereigniss,  welches  seine  Person  betrifft,  verhindert,  sich  an  Bord 
zu  begeben,  so  ist  nur  die  Hälfte  des  Fahrpreises   zu  entrichten. 

Erfolgt  eine  solche  Erklärung  oder  tritt  eines  der  bezeichneten  Ereignisse 
erst  nach  Beginn  der  Reise  ein,  so  muss  er  den  vollen  Fahrpreis   bezahlen. 

138-  Der  Fahrvertrag  wird  allerseits  aufgehoben,  wenn  das  Schiff  in 
Folge  eines  Seeunfalls  untergeht. 

139.  Der  Passagier  ist  autorisirt,  den  Vertrag  aufzuheben,  wenn  das 
Schiff,  in  Folge  eines  ausgebrochenen  Krieges,  der  Gefahr  der  Aufbringung 
ausgesetzt  und  nicht  mehr  als  frei  anzusehen  ist,  oder  auch,  wenn  die 
Reise  vor  oder  nach  seiner  Einwilligung  durch  höhere  Gewalt  oder  eine 
andere,  von  dem  Kapitain  oder  von  der  Gesellschaft,  von  welcher  er  angestellt 
ist,  unabhängige  Ursache  unterbrochen  oder  aufgehoben  wird. 

Der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  oder  die  Gesellschaft,  welche  ihn 
angestellt  hat,  ist  gleich&Us  ermächtigt,  den  Vertrag  aufzuheben,  wenn  er 
in  einem  der  oben  bezeichneten  Fälle  die  Reise  unterbricht,  oder  wenn  das 
Schiff  hauptsächlich  für  den  Transport  von  Waaren  bestimmt  ist  und  die 
Reise  aufgegeben  werden  muss,  weil,  ohne  ihr  Verschulden,  die  Waaren 
nicht  befördert  werden  können. 


^)  Dieser  Titel  findet  sich  nicht  in  dem  sonst,  wie  schon  bemerkt,  wesentlich 
übereinstimmenden  Französischen  H.  O.  B. 
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140.  Wenn  in  den  Fällen  der  beiden  vorstehenden  Artikel  der  Vertrai^ 
anfj^ehoben  wird,  schuldet  keine  der  beiden  Parteien  der  anderen  eine  Ent- 
schädigung. 

Erfolgte  indessen  die  Aufhebung  nach  Beginn  der  Seise,  so  hat  der 
Passagier  den  Fahrpreis  im  Yerhältniss  zu  der  zurückgelegten  Entfemon^ 
zu  entrichten. 

141.  Muss  das  Schiff  während  der  Reise  reparirt  werden,  so  hat 
der  Passagier  den  ganzen  Fahrpreis  zu  bezahlen ,  auch  wenn  er  das  Ende  der 
Reparatur  nicht  abwarten  will.  Wartet  er  aber  die  Reparatur  ab,  so  hat  der 
Yerfrachter  ihm  bis  zum  W^iederan tritt  der  Reise  eine  unentgeltliche  Wohnung 
zu  verschaffen  und  alle  Verpflichtungen  Betreffs  der  Beköstigung  dem  Ver- 
trage oder  Fahrschein  gemäss  ihm  gegenüber  zu  erfüllen. 

Erbietet  sich  jedoch  der  Yerfrachter,  den  Reisenden  mittelst  eines 
anderen  Schiffes  gleicher  Beschaffenheit  und  unbeschadet  der  sonstigen  ver- 
tragsmässigen  Rechte  des  Passagiers  nach  dem  Bestimmungshafen  zu  be 
fördern,  und  weigert  sich  der  Passafi^er  dieses  Anerbieten  anzunehmen,  so 
hat  dieser  auf  Wohnung  und  Beköstigung  bis  zum  Wiederantritt  der  R^se 
keinen  Anspruch  mehr. 

142.  ist  in  Betreff  der  Beköstigung  des  Passagiers  nichts  verabredet, 
so  hat  dieser  für  seinen  Unterhalt  selbst^)  zu  sorgen.  Fehlt  es  ihm  indessen 
durch  irgend  ein  unvorhergesehenes  Ereigniss  oder  durch  die  Verlängerung 
der  Fahrt  an  Lebensmitteln,  so  muss  ihm  der  Eapitain  das  Erforderliche  zu 
angemessenen  Preisen  liefern,  in  gleicher  Weise  wie  auch  der  Passagier, 
welcher  zu  viel  Proviant  besitzt,  verpflichtet  ist,  dem  Schiff  solchen  g;emäss 
Art  64  zu  überlassen. 

143.  Ausser  bei  gegentheiliger  Abrede,  hat  der  Passagier  für  die  Be- 
förderung der  Reiseeffekten,  welche  er  nach  dem  UeberfahrtSTertrage  an 
Bord  zu  bringen  berechtigt  ist,  nichts  zu  entrichten. 

144  Der  Passagier  gilt  hinsichtlich  seiner  an  Bord  befindlichen  Ef- 
fekten als  Verlader. 

145*  In  Folge  dessen  geniesst  der  Passagier,  welcher  seine  EflPekten 
dem  Eapitain  zur  Aufbewahrung  anvertraut  hat,  worüber  ihm  dieser  eine 
Empfangsbescheinigung  ertheilen  muss,  in  Betreff  desjenigen,  was  sich  auf 
diese  Effekten  bezieht,  dieselben  Rechte  und  hat  dieselben  Pflichten  zu  er- 
füllen, wie  die  Befi*achter. 

Hat  er  dieselben  jedoch  dem  Eapitain  oder  dem  zu  ihrer  Emp&ng- 
nähme  von  diesem  Bevollmächtigten  nicht  übergeben,  sondern  in  seiner 
eigenen  Gewahrsam  behalten,  so  kann  er  in  diesem  Falle  für  den  Verlust 
oder  die  Beschädigung  dieser  Effekten  keinen  Schadensersatz  von  Seiten  des 
Eapitains  beanspruchen,  es  sei  denn,  dass  der  Verlust  oder  die  Beschädigang 
durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung  des  Eapitains  oder  der  Mannschaft 
verursacht  worden  ist. 

146-  Im  Falle  des  Ablebens  eines  Passagiers  während  der  Reise,  hat  der 
Eapitain  je  nach  den  Umständen  alle  zur  Erhaltung  seiner  an  Bord  befindlichen 
Effekten  und  deren  Uebei^abe  an  die  Erben  nöthigen  Massregeln  zu  treffen. 

147.  Der  Eapitain  hat  mit  Privilegium  ein  Retentionsrecht  an  den 
vom  Passagier  an  ^ord   gebrachten  Effekten  wegen  der  Bezahlung  seiner 


1)  Nach  Colnmbianischem  Recht  (Art.  260  See-H.  G.  B.,  cfr.  £d.II  S.  1S8 
hat  der  Passa^er  das  Kecht,  auf  Schiffen  von  10  Tonnen  Gehalt  und  darüber  Tom 
Bheder  Bekösügnnjg^  zu  verlangen,  bei  kleineren  Schiffen  mnss  er  sich  selbst  beköstigen, 
es  sei  denn,  dass  m  beiden  ffilen  das  Gegentheil  verabredet  ist;  nach  Chilenischem 
Recht  (Art.  1068  IL  G.  B.,  s  unten)  kann  der  Fassagier  ohne  Rücksicht  auf  die  Grösse 
des  Schiffes  Beköstigung;  verlangen,  es  sei  denn,  dass  etwas  anderes  vereinbart  ist; 
ebenso  nach  Gaatemalanischem  Recht  (Art.  942  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  11  S.  741). 
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Fordernng  ftir  den  Ueberfahrtspreis  und  die  Beköstigung;  aber  er  bat  dieses 
Kecht  nur  während  der  Zeit,  in  welcher  sich  die  besagten  Effekten  in  seinea 
Händen  befinden  oder  Yon  ihm  in  die  Hände  Dritter  hinterlegt  worden  sind. 

148.  Der  Eapitain  ist  weder  gehalten,  noch  ermächtigt,  auf  Verlangen 
oder  im  besonderen  Interesse  eines  rassagiers  während  der  Heise  in  einen 
H^fen  einzulaufen  oder  sich  aufzuhalten. 

Handelt  es  sich  jedoch  um  einen  mit  ansteckender  Krankheit  behafteten 
Passagier,  so  muss  derselbe,  auch  gegen  seinen  Willen,  an  dem  ersten  be- 
wohnten Orte,  welchen  der  Eapitain  anlaufen  kann,  ans  Land  geschafft 
werden. 

TITEL  X. 
Vom  Bodmereiverträge. 

149.  Der  Bodmereivertrag  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  auf  das 
Schiff  oder  die  Ladung  oder  auf  alle  beide  zugleich  unter  der  Bedingung 
ein  Darlehn  gewährt  wird,  dass,  wenn  die  für  die  Forderung  haftenden  Ge- 
genstände durch  einen  Seeunfiedl  verloren  gehen  oder  beschädigt  werden^  das 
Darlehn,  sowie  der  verabredete  Oewinn,  för  den  Darleiher  verloren  sind^ 
sofern  er  nicht  gegen  die  geborgenen  Gegenstände  seine  Rechte  ansähen 
kann,  und  dass  demselben  das  Darlehn  mit  dem  Seegewinn,  d.  h.  mit  den 
verabredeten  Zinsen,  zu  einem  sogar  höheren  Zinsfusse,  als  dem  gesetzlich 
festgestellten,  zurückgezahlt  wird,  wenn  sie  einen  sicheren  Hafen  erreichen» 

150.  Der  Bodmereivertrag  muss  durch  einen  authentischen  Akt  oder 
einen  solchen  mit  Privatunterschrift  abgeschlossen  werden.    Er  besagt: 

1.  das  geliehene  Kapital  und  die  für  den  Seenutzen  verabredete  Summe; 

2.  die  verbodmeten  Gegenstände; 

3.  den  Namen   des   Schiffes   und  den  Vor-  und  Zunamen  des  Eigen* 
thümers  und  des  Kapitains,  des  Darleihers  und  des  Darlehnnehmers; 

4.  den  Umstand,  ob  das  Darlehn  für  eine  Reise  oder  für  eine  bestimmte 
Zeit  gegeben  ist,  und  für  welche  Reise  und  für  welche  Zeit; 

5.  den  Termin  der  Rückzahlung; 

6.  endlich  Tag  und  Ort,  wo  das  Darlehn  gegeben  worden  ist. 

151.  Der  aumentische  Vertrag  wird  in  der  Türkei  vor  dem  Gerichts- 
schreiber des  Handelsgerichts  oder  der  Handelskanzlei  und,  in  Ermangelung 
derselben,  vor  der  höchsten  Ortsbehörde  oder  deren  Delegirten,  im  Auslande 
vor  dem  Ottomanischen  Konsul  und,  in  Ermangelung  desselben,  vor  der  zu- 
ständigen Ortsbehörde  unter  Beobachtung  der  üblichen  Förmlichkeiten  ab- 
geschlossen. 

152.  Wenn  der  Vertrag  mit  Privatunterschrift  abgeschlossen  worden 
ist,  so  hat  der  Bodmereidarleiher  denselben,  binnen  10  Tagen  nach  seinem 
Datum  von  einer  der  im  vorstehenden  Artikel  bezeichneten  Behörden,  je 
nach  den  Orten  und  den  einzelnen  Fällen,  beglaubigen  und  eintragen  zu  lassen. 

153.  Wenn  die  Bestimmungen  der  beiden  vorstehenden  Artikel  nicht 
beobachtet  worden' sind,  so  verliert  der  Vertrag  seine  Eigenschaft  als  Bod- 
mereivertrag und  wird  zu  einem  einfachen  Darlehnsvertrage,  und  es  verliert 
in  diesem  Falle  der  Darleiher  sein  Vorrecht  auf  die  verbodmeten  Gegen- 
stände, und  der  Darlehnsnehmer  haftet  persönlich  für  die  Zahlung  des 
Kapitals  und  der  gesetzlichen  Zinsen.     ' 

154.  Die  Urkunde  über  den  Bodmereivertrag  kann  an  Ordre  lauten  und 
wird  alsdann  in  derselben  Form,  wie  ein  Wechsel,  durch  Indossament  negocirt. 

Im  Falle  des  Indossaments  tritt  der  Cessionar  in  Bezug  auf  Gewinn 
und  Verlust  an  die  Stelle  des  Indossanten,  ohne  dass  der  Indossant  andere 
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Garantien  zu  gewähren  hat,  als  diejenige  des  Vorhandenseins  des  Bodmerei- 
darlehns. 

Die  Garantie,  falls  sie  ausgeübt  werden  muss,  erstreckt  sich  nicht  am 
den  Seegewinn,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich  verabredet 
worden  ist. 

155*    Bodmereidarlehne  können  aufgenommen  werden: 
auf  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes, 
auf  das  Takelwerk  und  die  Geräthe, 
Auf  die  Ausrüstung  und  die  Lebensmittel, 
auf  die  Ladung, 

auf  die  Gesammtheit  dieser  Gegenstände  zusammen  oder  einen  be- 
stimmten Theil  eines  jeden  von  ihnen. 

156.  Jedes  Bodmereidarlehn  in  Höhe  einer  Summe,  die  den  Wertfa 
der  verbodmeten  Gegenstände  übersteigt,  kann  auf  Verlangen  des  Darleiher> 
für  nichtig  erklärt  werden,  und  es  muss  das  Kapital  nebst  den  gesetzlichen 
Zinsen  zurückerstattet  werden,  wenn  bewiesen  wird,  dass  ein  Betrug  Seiten^ 
des  Darlehnsnehmers  stattgefunden  hat. 

157.  Hat  kein  Betrug  stattgefunden,  so  ist  der  Vertrag  bis  zum  Belaof 
des  Werthes  der  verbodmeten  Gegenstände,  und  zwar  nach  der  vorgeDom- 
menen  oder,  verabredeten  Schätzung,  gültig.  Der  Ueberschuss  der  dar- 
geliehenen Summe  wird  mit  den  gesetzlichen  Zinsen^)  zurückerstattet. 

158.  Alle  Bodmereidarlehne  auf  zukünftige  Fracht  des  Schi£Fes  und 
den  ans  den  Waaren  erhofften  Gewinn  sind  untersagt.  Der  Darleiher  hat 
in  diesem  Falle  nur  auf  die  Rückzahlung  des  Kapitals  ohne  irgend  welche 
Zinsen  Anspruch. 

158.  £s  ist  gleichfalls  und  unter  derselben  Strafe  untersagt  Jedes 
Bodmereidarlehn  auf  die  Heuer  und  Reisegelder  der  Matrosen  oder  ^^eefeute. 

168.  Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  die  Geräthe,  die  Ausrüstung  und 
der  Proviant,  sogar  die  schon  erworbene  Fracht,  haften  mit  Vorrecht  far 
das  Kapital  nebst  den  Zinsen  des  Bodmereidarlehns,  welches  auf  das  Schiff 
gegeben  worden  ist. 

Die  Ladung  haftet  gleichfalls  für  das  Kapital  nebst  den  Zinsen  des 
Bodmereidarlehns,  welches  auf  die  Ladung  gegeben  worden  ist. 

Wenn  das  Darlehn  auf  einen  beson(^ren  Gegenstand  des  Schiffes  oder 
der  Ladung  gegeben  worden  ist,  so  besteht  das  Vorrecht  nur  hinsichtlich 
dieses  Gegenstandes,  und  zwar  im  Verhältniss  der  für  das  Darlehn  haftenden 
Menge. 

161.  Ein  vom  Kapitain  am  Wohnorte  der  Schiffseigenthümer  oder 
der  Bevollmächtigten  derselben  ohne  deren  authentische  Ermächtigung  oder 
deren  Intervention  bei  dem  Abschluss  aufgenommenes  Bodmereidarlehn« 
sowie  der  ausserhalb  ihres  Wohnsitzes  ohne  Beobachtung  der  im  Art.  151 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  abgeschlossene  Vertrag  gewährt  eine  Klage 
und  ein  Vorrecht  nur  bezuglich  des  Antheils,  welchen  der  Kapitain  etwa  an 
dem  Schiffe  oder  an  der  Fracht  hat. 

162.  Die  Schiffsparten  und  Antheile  derjenigen  Eigenthümer,  welche 
im  Falle  des  Art.  48  binnen  24  Stunden  nach  der  an  sie  gerichteten  Auf- 
forderung ihren  Beitrag  zur  Instandsetzung  des  Schiffes  nicht  geleistet  haben, 
haften  für  die  Behufs  Reparaturen  und  Verproviantirung  selbst  an  deren 
Wohnorte  aufgenommenen  Gelder. 

163.  Die  Bodmereidarlehne  für  die  letzte  Reise  des  Schiffes  werden 
vor  den  Darlehnen  für  frühere  Reisen    zurückgezahlt,  selbst    wenn   erklärt 

0  Nach  dem  sonst  übereinstimmenden  Art  817  des  Französischen  Code  de 
commerce  (cfr.  £d.  II  S.  578)  wird  der  überschiessende  Betrag  mit  den  ortsüblichen, 
an  dem  Handelsplatze  coursmässigen  Zinsen  zurückerstattet. 
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werden  sollte,  dass  diese  Darlehce  als  eise  Fortsetzung  oder  Erneuerung 
weiter  belassen  seien«  Die  wahrend  der  Reise  aufgenommenen  Darlehne 
geniessen  vor  den  vor  der- Abfahrt  des  Schiffes  aufgenommenen  ein  Vorzugs- 
recht; und  wenn  während  der  Reise  mehrere  Darlehne  aufgenommen  worden 
sind,  so  hat  das  letzte  Darlehn  stets  den  Vorzug  vor  dem  vorhergehenden. 
Die  auf  derselben  Reise,  in  demselben  Hafen  der  gezwungenen  An- 
landung und  während  desselben  Aufenthalts  aufgenommenen  Darlehne  kon- 
kurriren  mit  einander. 

164.  Den  Bodmereidarleiher  auf  Waaren,  welche  in  ein  im  Vertrage 
bezeichnetes  Schiff  verladen  sind,  trifft  der  selbst  in  Folge  eines  Seeunfalls 
eingetretene  Verlust  der  Waaren  nicht,  wenn  dieselben  auf  ein  anderes 
Schiff  verladen  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  in  gesetzlicher  Weise 
konstatirt  wird,  dass  diese  Verladung  in  Folge  höherer  Gewalt  ge- 
schehen ist 

165.  Das  Darlehn  kann  nicht  zurückgefordert  werden,  wenn  die  ver- 
bodmeten Gegenstände  vollständig  verloren  oder  för  gute  Prise  erklärt 
worden  sind,  auch  wenn  der  Verlust  oder  die  Aufbringung  durch  Zufall 
oder  höhere  Gewalt  in  der  Zeit  oder  am  Orte  der  Risikos,  für  welche  das 
Darlehn  aufgenommen  worden,  eingetreten  ist. 

Wenn  ein  Theil  der  verbcdmeten  Gegenstände  geborgen  wird,  so  behält 
der  Darleiher  seine  Ansprüche  auf  die  geretteten  Effekten. 

166-  Der  Abgang,  die  Verminderungen  und  die  Verluste,  welche  von 
der  eigenen  schlechten  Beschaffenheit  der  Sache  herrühren,  sowie  die  durch 
eine  Handlung  des  Darlehnsnehmers  oder  durch  die  Schuld  der  Mannschaft 
verursachten  Schäden  fallen  dem  Bodmereidarleiher  nicht  zur  Last. 

167.  Im  Falle  eines  Schiffsbruches  wird  die  Rückzahlung  der  Bodmerei- 
darlehne  auf  den  Werth  der  geborgenen  und  verbodmeten  Gegenstande  nach 
vorhergehendem  Abzug  der  Bergungskosten  reducirt. 

168.  Ist  die  Zeit  der  übernommenen  Risikos  im  Bodmereiverträge 
nicht  bestimmt,  so  läuft  sie  hinsichtlich  des  Schiffes,  des  Takelwerks,  der 
Geräthe,  der  Ausrüstung  und  des  Proviants  von  dem  Moment,  in  welchem 
das  Schiff  unter  Segel  geht,  bis  zu  dem  Moment,  in  welchem  das  Schiff  im 
Bestimmungshafen  oder  -Orte  Anker  geworfen  hat  und  befestigt  worden  ist. 

hinsichtlich  der  Waaren  läuft  die  Zeit  von  dem  Moment,  in  welchem 
dieselben  an  Bord  des  Schiffes  oder  der  zu  ihrem  Transporte  nach  dem 
Schiffe  bestimmten  Lichterfahrzeuge  verladen  worden  sind,  oder  vom  Tage 
des  Vertrages,  £aJls  die  Verbodmung  der  verladenen  Waaren  während  der 
Reise  erfolgte,  bis  zu  dem  Moment,  in  welcheoi  sie  am  Bestimmungsorte 
ans  Land  geschafft  worden  sind  oder  hätten  geschafft  werden  sollen. 

169.  Wird  die  Reise,  für  welche  der  Bodmereivertrag  abgeschlossen 
worden  ist,  nicht  realisirt,  so  ist  der  Darlehnsgeber  befugt,  das  Kapital  und 
die  gesetzlichen  Zinsen  ohne  Prämie  mit  Vorrecht  zurückzufordern,  wenn 
indessen  die  Gefahr  lür  seine  Rechnung  nach  vorstehendem  Artikel  bereits 
zu  laufen  begonnen  hatte,  so  hat  er  in  diesem  Falle  auf  die  Prämie  Anspruch. 

170.  Wer  ein  Bodmereidarlehn  auf  Waaren  au&immt,  wird  durch 
den  Verlust  des  Schiffes  und  der  Ladung  seiner  Verpflichtungen  nicht  ent- 
hoben, wenn  er  nicht  nachweist,  dass  sich  Bff ekten  in  Höhe  der  dargeliehenen 
Summe  für  seine  Rechnung  auf  dem  Schiffe   befanden  haben. 

171.  Die  Bodmereigeber  tragen  zu  den  gemeinschaftlichen  Havarien 
für  die  Darlehnsnehmer  bei,  ungeachtet  jeder  entgegenstehenden  Abrede. 

Sie  tragen  gleichfalls  zu  den  einfachen  Havarien  bei,  es  sei  denn,  dass 
das  Gegentheil  verabredet  worden  ist. 
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Dieser  Beitrag  findet  auf  das  Darlehnskapital  und  die  Yerabredete 
Prämie  statt.  . 

172.  Wenn  ein  Bodmereivertrag  und  eine  Versicherung  auf  dasselbe 
Schiff  oder  dieselbe  Ladung  abgeschlossen  worden  ist,  so  wird  der  Erlös  der 
aus  dem  Schiffbruch  geborgenen  Effekten  zwischen  dem  Bodmereigeber, 
jedoch  nur  hinsichtlich  seines  Kapitals,  und  dem  Versicherer,  hinsichtlich 
der  versicherten  Summen,  und  zwar  nach  Verhältniss  ihres  g^i;enseitigen 
Interesses  und  unbeschadet  der  im  Art.  5  festgesetzten  Vorzugsrechte, 
vertheilt. 


TITEL  XI. 
Von  den  Versicherungen. 

Abschnitt  I. 
Von    der    Form    und    dem    Gegenstande    des 
Versicherungsvertrages. 

178.  Die  Seeversicherung  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  der  Ver- 
sicherer dem  Versicherten  gegen  eine  verabredete  Prämie  die  vollständige 
Bezahlung  --  bis  zu  einer  bestimmten  Summe  —  aller  Sch&den  und  Ver- 
luste garantirt,  welche  er  durch  Seeunfalle  an  den  den  Gefethren  der  Schiff- 
fahrt ausgesetzten  Gegenständen  erleiden  könnte. 

174.  Der  Versicherungsvertrag  oder  die  Versicherungspolice  muss  durch 
einen  authentischen  Akt  oder  einen  solchen  mit  Privatunterschrifl  abge- 
schlossen werden.  Er  darf  keine  unausgefüllte  Stellen  aufweisen  und  ver- 
merkt: 

1.  das  Jahr,  den  Monat  und  die  Stunde  der  Unterschrift; 

2.  den  Namen  und  den  Wohnort  desjenigen,  welcher  versichern  lässt^ 
mit  Angabe  seiner  Eigenschaft  als  Eigenthümer  oder  Kommissionär, 
sowie  den  Namen  und  den  Wohnort  des  Versicherers; 

3.  die  Art,  den  Werth  oder  die  Abschätzung  der  versicherten  Waaren 
oder  Gegenstände,  sowie  die  Versicherungssumme; 

4.  das  von  dem  Versicherer  für  seine  Rechnung  übernommene  Risiko; 

5.  den  Zeitpunkt,  in  welchem  die  Risikos  f&r  den  Versicherer  binnen 
und  endigen  müssen; 

6.  die  Prämie  oder  die  Kosten  der  Versicherung; 

7.  den  Namen  des  Kapitains,  sowie  den  Namen  und  die  Bezeichnung 
des  Schiffes; 

8.  den  Ort,  wo  die  Waaren  verladen  worden  sind  oder  verladen 
werden  sollen; 

9.  den  Hafen,  aus  welchem  das  Schiff  absegeln  sollte  oder  soll; 

10.  die  Häfen  oder  Rheden,  in  welchen  es  laden  und  löschen  soll,  sowie 
diejenigen,  in  welche  es  einzulaufen  hat; 

11.  die  Unterwerfung   der   Parteien    unter  Schiedsrichter   im  Streitfiill, 
falls  dieselbe  verabredet  worden  ist; 

12.  und  überhaupt  alle  sonstigen  Verabredungen,  welche  zwischen   den 
Parteien  getroffen  sind. 

175.  Dieselbe  Police  kann  mehrere  Versicherungen  enthalten,  sei  es 
in  Bezug  auf  die  Waaren  oder  bezüglich  des  Betrages  der  Prämie  oder 
bezüglich  der  verschiedenen  Versicherer. 
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176-     Die  Yersicberung  kann  zum  Gegenstand  haben: 

Bampf  und  Kiel  des  leeren  oder  beladenen,  ausgerüsteten  oder  nicht 

ausgerüsteten,  alleinüährenden  oder  begleiteten  Schi£Fes, 
das  Takelwerk  und  die  Geräthe, 
die  Ausrüstungy 
den  Proviant, 
die  Bodmereidarlehne, 
die  Ladungsgüter  und 
überhaupt  alle   in  Geld   schätzbaren,   den  Gefahren  der  Schiffiahrt 

unterworfenen  Gegenstande  oder  Werthe. 

177.  Die  YersicheruDg  kann  die  sämmtlichen  besagten  Gegenstande 
oder  einen  Theil  derselben,  zusammen  oder  einzeln,  betreten;  sie  kann  in 
Friedens-  und  Kriegszeiten,  vor  oder  während  der  Keise  des  SchiflFes  ab- 
geschlossen werden;  sie  kann  für  die  Hin-  und  die  Rückreise  oder  nur  für 
die  eine  von  beiden,  für  die  ganze  Reise  oder  eine  beschränkte  Zeit,  für 
alle  Reisen  und  Transporte  zur  See,  auf  Flüssen  und  schiffbaren  Elanälen 
und  überhaupt  für  alle  Gefahren  der  See-  und  Flussschifffahrt  lauten. 

178.  Im  Falle  eines  Betruges  bei  der  Abschätzung  der  versicherten 
Gegenstände  und  im^  Falle  erdichteter  Angaben  oder  von  Fälschung,  kann 
der  Versicherer  die  Prüfung  und  die  Abschätzung  der  Gegenstände  vor- 
nehmen lassen,  unbeschadet  aller  anderen  civil-  oder  strafrechtlichen  Ver- 
folgungen. 

179.  Weiss  der  Versicherte  nicht,  auf  welchem  Schiffe  die  vom  Aus- 
lande erwarteten  Waaren  verladen  sind,  so  ist  er  nicht  verpflichtet,  den 
Kapitain  nnd  das  Schiff  zu  bezeichnen,  vorausgesetzt,  dass  die  Unkenntniss 
des  Versicherten  bezüglich  dieses  Punktes,  sowie  das  Datum  und  die 
Signatur  des  zuletzt  empfangenen  Anzeige-  oder  Ordrebriefes  in  der  Police 
vermerkt  werden.  In  diesem  Falle  kann  die  Versicherung  nur  auf  eine 
bestimmte  Zeit  abgeschlossen  werden. 

180.  Kennt  der  Versicherte  weder  die  Beschaffenheit,  noch  den  Werth 
der  ihm  übersandten  oder  an  ihn  konsignirten  Waaren,  so  kann  er,  ohne 
eine  andere  Bezeichnung,  unter  der  allgemeinen  Angabe  „Waaren*'  ver- 
sichern lassen.  In  der  Police  ist  aber  derjenige  anzugeben,  an  welchen  die 
Sendung  erfolgt  ist  oder  konsignirt  werden  muss,  wenn  nicht  in  der  Versiche- 
rungspolice das  Gegen  theil  vereinbart  worden  ist.  Diese  Versicherung  umfasst 
nicht  gemünztes  Gold  und  Silber,  Gold-  und  Silberbarren,  Diamanten, 
Perlen,  Juwelen  und  Kriegsmunition. 

181'  Alle  Effekten,  deren  Preis  in  dem  Vertrage  in  fremder  Münz- 
sorte stipulirt  ist,  werden  auf  den  Preis  reducirt,  welchen  die  stipulirte 
Münzsorte  in  der  Landesmünze  gilt,  und  zwar  nach  dem  Course  zur  Zeit 
und  an  dem  Orte  der  Unterzeichnung  der  Police. 

182.  Ist  der  Werth  der  Waaren  im  Versicherungs vertrage  nicht  be- 
stimmt, so  kann  derselbe  mit  Hülfe  der  Fakturen  und  Bücher  bewiesen 
werden;  in  deren  Ermangelung  erfolgt  die  Abschätzung  nach  dem  laufenden 
Preise  zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Verladung,  einschliesslich  aller  ge- 
zahlten Gebühren  und  sonstiger  bis  zur  Anbordschaffung  entstandener  Kosten. 

183.  Ist  die  Versicherung  auf  die  Rückreise  aus  einem  Lande,  in  dem 
ausschliesslich  Tauschhandel  getrieben  wird,  abgeschlossen  worden,  und  ist 
die  Abschätzung  der  Waaren  in  der  Police  nicht  erfolgt,  so  wird  diesribe 
nach  dem  Wertne  der  in  Tausch  gegebenen  Waaren,  zuzüglich  der  Trans- 
portkosten, vorgenommen. 

184.  Bestimmt  der  Versicherungsvertrag  über  die  Zeit  der  Gefahren 
nichts,  so  beginnen  und  endigen  die  Gefahren  in  derselben  Zeit,  welche  im 
Art.  168  für  die  Bodmereiverträge  festgesetzt  worden  ist. 
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185.  Der  Versicherte  darf,  bei  Strafe  der  Niehtiffkeit,  die  Gegenstände, 
die  ihrem  vollen  Werthe  nach  bereits  versichert  sind^  nicht  zum  zweiten 
Male  für  die  gleiche  Zeit  und  dieselben  Gefahren  versichern  lassen.  Der 
Versicherer  kann  jedoch  jederzeit  die  Gegenstände,  welche  er  versichert  hat, 
durch  andere  wieder  versichern.  Der  Versicherte  kann  den  Betrag  der 
Versicherungsprämie  versichern  lassen.  Die  Rück  Versicherungsprämie  kann 
hoher  oder  niedriger  sein,  als  diejenige  der  Versicherung. 

186.  Die  in  Friedenszeiten  verabredete  Prämie  kann  bei  Ausbruch 
eines  Krieges  nicht  erhöht  werden,  und  umgekehrt  kann  die  Prämie  nicLt 
herabgesetzt  werden,  weil  der  Friede  abgeschlossen  worden  ist,  ausser  b*^: 
entgegengesetzter  Abrede  der  Parteien.  Wenn  die  Erhöhung  oder  Herab- 
setzung der  bedungenen  Prämie  im  Versicherungsvertrage  nicht  bestimmt 
worden  ist,  so  wird  sie  vom  Handelsgericht  oder  von  den  Schiedsrichtern, 
mit  Rücksicht  auf  die  Gefahren,  die  Umstände  und  die  Bestimmungen  der 
Versicherungspolice,  festgestellt. 

187-  Im  Falle  des  Verlustes  von  Waaren,  welche  versichert  und  für 
Rechnung  des  Eapitains  auf  das  von  ihm  befehligte  SchifF  verladen  worden 
sind,  hat  der  Eapitain  dem  Versicherer  den  Ankauf  der  Waaren  nachzu- 
weisen und  ein  von  den  zwei  Ersten  der  Mannschaft  unterzeichnetes  Kon- 
nossement darüber  beizubringen. 

188.  Jeder  aus  dem  SchiflFsvolk  und  jeder  Passagier,  der  vom  Aus- 
lande-in  der  Türkei  versicherte  Waaren  einführt,  hat  in  den  Händen  de> 
Ottomanischen  Konsuls  oder,  in  Ermangelung  desselben,  in  den  Händec 
eines  Ottomanischen  Unterthanen,  eines  angesehenen  Kaufmanns  oder  der 
Ortsbehörde,  an  den  Orten  der  Verladung  ein  Konnossement  darüber  zurück- 
zulassen. 

189.  Fallirt  der  Versicherer  vor  Beendigung  der  Zeit,  für  welche  das 
Risiko  übernommen  ist,  so  kann  der  Versicherte  die  Aufhebung  des  Ver- 
trages verlangen,  falls  er  nicht  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen  des 
Versicherers  Sicherheit  erhalt. 

Beim  Falliment  des  Versicherten,  vor  Zahlung  der  Prämie,  kann  der 
Versicherer  die  Aufhebung  verlangen,  falls  die  Zahlung  der  Prämie  nicht 
innerhalb  3  Tagen  nach  der  Aufforderung  an  die  Verwalter  erfolgt. 

190.  Der  Versicherungsvertrag  ist  nichtig,  wenn  er  zum  Gegen- 
stande hat: 

die  Fracht  der  an  Bord  des  Schiffes  befindlichen  Waaren; 

den  aus  den  Waaren  erhofften  Gewinn; 

die  Heuer  der  Schiffsleute; 

die  Bodmereidarlehne ; 

den  Seegewinn  aus  den  BodmereidaiOehnen. 
Jedes  Verschweigen  und  jede  falsche  Angabe  durch  den  Versichere 
ten,  jeder  Unterschied  zwischen  dem  Versicherungsvertrage  und  dem 
Konnossement,  welche  etwa  die  Ansicht  von  der  zu  laufenden  Gefahr 
vermindert  oder  den  Gegenstand  derselben  verändert  hätten,  und  welche 
der  Art  sind,  dass  sie  den  Vertrag  verhindert  oder  die  Bedingungen  des- 
selben modificirt  hätten,  wenn  dem  Versicherer  der  wahre  Stand  der 
Dinge  bekannt  gewesen  wäre,  machen  den  Vertrag  für  den  Versicherer 
null  und  nichtig. 

Die  Versicherung  ist  nichtig,  selbst  in  dem  Falle,  dass  das  Verschwei- 
gen, die  falsche  Angabe  oder  der  Unterschied  auf  die  Beschädigung  oder 
den  Verlust  des  versicherten  Gegenstandes  keinen  Einfluss  gehabt  hätten. 
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Abschnitt  11. 

Von     den   Verpflichtungen    des    Versicherers    und    des 

Versicherten. 

191.  Wird  die  Reise  selbst  durch  die  Handlung  des  Versicherten 
aufgehoben,  bevor  die  Gefahren  der  Versicherung  nach  Art.  184  zu  laufen 
begonnen  haben,  so  ist  die  Versicherung  null  und  nichtig,  uud  die  Prämie 
mus»,  falls  sie  bereits  bezahlt  worden  ist,  vom  Versicherer  zurückerstattet 
werden,  wogegen  dieser  als  Entschädigung  V2  Prozent  der  versicherten 
Summe  oder  die  Hälfte  der  Prämie,  falls  sie  im  Ganzen  1  Prozent  nicht 
übersteifz^,  zu  beanspruchen  hat. 

192.  Auf  Genthr  der  Versicherer  gehen  alle  Beschädigungen  und  Ver- 
luste, welche  den  versicherten  Gegenständen  zustossen  durch  Sturm,  Schiff- 
bruch, Strandung,  zui^Uigen  Zusammenstoss,  gezwungene  Aenderungen  der 
Fahrtroute,  der  Reise  oder  des  Schiffes,  durch  Seewurf,  Feuer,  Kaperei, 
Plünderung,  Aufbringung  auf  Befehl  einer  Macht,  Kriegserklärung,  Repres- 
salien und  überhaupt  durch  alle  anderen  Seeunfälle,  ausser  bei  entgegen- 
stehender Abrede  der  Parteien. 

193.  Jede  freiwillige  AenderuM  der  Fahrtroute,  der  Reise  oder  des 
Schiffes,  sowie  alle  Schäden  und  Verluste  durch  Handlungen  des  Ver- 
sicherten fallen  dem  Versicherer  nicht  zur  Last,  es  kommt  ihm  die  Prämie 
sogar  zu,  falls  die  Risikos  bereits  zu  laufen  angefangen  haben. 

194-  Die.  Abgänge,  Verminderungen  und  Verluste,  die  durch  eine 
Handlung  oder  ein  Verschulden  der  Eigenthümer,  der  Befrachter  oder  Ver- 
lader verursacht  werden,  fallen  den  Versicherern  nicht  zur  Last. 

195.  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  Baraterie  und  andere  Pflicht- 
widrigkeiten und  Fehler  des  Kapitains  und  der  Mannschaft,  ausser  bei 
entgegengesetzter  Abrede.  Bildet  das  Schiff  den  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung, und  ist  der  Kapitain  dessen  Eigenthümer,  im  Ganzen  oder  zu 
einem  Theile,  so  ist  besagte  Abrede  bis  zum  Belaufe  seines  Schiffsantheils 
null  und  nichtig. 

198-  Der  Versicherer  haftet  weder  für  Lootsen-  und  Schleppgelder, 
noch  für  irgend  welche  andere  Gebühren,  welche  auf  Schiff  und  Waaren 
gelegt  werden,  ausser  im  Falle  höherer  Gewalt. 

197.  In  der  Police  müssen  die  Waaren  vermerkt  werden,  die  ihrer 
Beschaffenheit  nach  einer  besonderen  Deterioration  oder  Verminderung  aus- 
gesetzt sind,  wie  Getreide  und  Salz,  oder  Waaren,  welche  dem  Ausrinnen 
unterworfen  sind,  sonst  haften  die  Versicherer  nicht  für  Schäden  und  Ver- 
luste, welche  diese  Waaren  erleiden  können,  es  sei  denn,  dass  dem  Ver- 
sicherten zur  Zeit  der  Unterzeichnung  der  Police  die  Beschaffenheit  der 
Ladung  unbekannt  war. 

198.  Wenn  die  Versicherung  Waaren  für  die  Hin-  und  Ruckreise 
betrifft,  und  wenn,  nachdem  das  Schiff  seinen  ersten  Bestimmungshafen 
erreicht  hat,  eine  Rückladung  nicht  aufgenommen  wird,  oder  wenn  die  Rück- 
ladung nicht  vollständig  ist,  so  erhält  der  Versicherer,  ausser  im  Falle 
entgegengesetzter  Abrede,    im  Verhältniss  nur  Vs  der   vereinbarten  Prämie. 

.  199.  Ein  Versicherungs-  oder  Rück  Versicherungsvertrag,  welcher  für 
eine  den  Werth  der  verladenen  Effekten  übersteigende  Summe  abgeschlossen 
ist,  ist  allein  dem  Versicherten  gegenüber  null  und  nichtig,  wenn  ihm  Dolus 
oder  Betrug  seinerseits  nachgewiesen  wird. 

200.    Ist  weder  Dolus,  noch  Betrug  bei  der  Versicherung  Seitens  des 
versicherten  vorhanden,  so  ist  der  Vertrag   bis    zum  Betrage   des  Werthes 
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der  verladenen  Waaren  nach  der  durch  Sachverständige  vorgenommenen 
oder  zwischen  den  Parteien  verabredeten  Schätzung  gültig. 

Im  Falle  des  Verlustes  haben  die  Versicherer,  jeder  nach  Verhältniss 
der  von  ihm  versicherten  Summen,  beizutragen. 

Für  die  den  wahren  Werth  übersteigende  Summen  erhalten  sie  keine 
Prämie,  sondern  nur  die  im  Art.  191  angegebene  Entschädigung. 

201-  Wenn  über  dieselbe  Ladung  ohne  Betrug  mehrere  Versicheroims- 
verträge  abgeschlossen  sind,  und  der  erste  Vertrag  den  vollen  Werth  der 
verladenen  Effekten  deckt,  so  besteht  er  allein  zu  Kecht. 

Die  Versicherer,  welche  die  folgenden  Verträge  unterzeichnet  haben, 
sind  ihrer  Verpflichtung  entbunden  und  erhalten  nur  eine  Entschädigung 
gemäss  Art.  191. 

Wenn  der  volle  Werth  der  verladenen  Effekten  durch  den  ersten 
Vertrag  nicht  versichert  worden  ist,  so  haften  die  Versicherer,  welche  die 
nachfolgenden  Verträge  unterzeichnet  haben,  für  den  Ueberschuss  nach  der 
Reihenfolge  des  Datums  ihrer  Verträge. 

202-  Wenn  bis  zum  Betrage  der  versicherten  Summen  Effekten  ver- 
laden worden  sind,  so  wird  im  Falle  des  Verlustes  eines  Theils  derselben 
dieser  Verlust  von  sämmtlichen  Versicherem  nach  dem  Verhältniss  ihrer 
Betheiligung  bezahlt. 

203.  Findet  die  Versicherung  einzeln  für  Waaren  statt,  die  auf 
mehrere  bezeichnete  Schiffe  verladen  werden  sollen,  mit  Angabe  der  ani 
einem  jeden  versicherten  Summe,  und  wird  die  ganze  Ladung  auf  ein  Schiff 
oder  auf  eine  geringere,  als  die  im  Vertrage  angegebene  Zahl  Schiffe  ver- 
laden, so  haftet  der  Versicherer  nur  für  die  Summe,  welche  er  auf  das  oder 
auf  die  mit  Ladung  versehenen  Schiffe  versichert  hat,  auch  wenn  alle  be- 
zeichneten Schiffe  untergegangen  sind;  und  er  erhält  nichtsdestoweniger 
auf  die  Beträge,  deren  Versicherungen  annullirt  worden  sind,  die  im  Art.  191 
vorgeschriebene  Entschädigung. 

204.  Hat  der  Eapitain  die  Befugniss,  zur  Vervollständigung  oder  zum 
Austausch  der  Ladung  in  verschiedene  Häfen  einzulaufen,  so  trägt  der  Ver- 
sicherer, ausser  bei  entgegengesetzter  Abrede,  die  Gefahr  für  die  versicherten 
Effekten  erst,  nachdem  sich  dieselben  an  Bord  des  Schiffes  befinden  oder 
auf  den  Lichterschiffen,  welche  zum  Transport  derselben  an  Bord  oder  zun 
Ausladen  bestimmt  sind. 

205.  Ist  die  Versicherung  nur  auf  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossen, 
so  ist  der  Versicherer  nach  Ablauf  der  Zeit  befreit,  und  der  Versicherte 
kann  die  neuen  Risikos  versichern  lassen. 

206.  Der  Versicherer  haftet  nicht  mehr  für  die  Risikos  und  hat  auf 
die  Prämie  Anspruch,  wenn  der  Versicherte  das  Schiff  nach  einem  entfernteren 
Orte,  als  dem  im  Vertrage  bezeichneten,  absendet,  wenn  auch  auf  demselben 
Wege.  Die  Versicherung  hat  ihre  volle  Wirkung,  wenn  die  Reise  ab- 
gekürzt wird. 

207.  Jeder  nach  dem  Verluste  oder  der  Ankunft  der  versicherten 
Gegenstände  abgeschlossene  Versicherungsvertrag  ist  null  und  nichtig,  wenn 
bewiesen  wird,  dass  dem  Versicherten  der  Verlust  oder  dem  Versicherer  die 
Ankunft  der  versicherten  Gegenstände  bekannt  war,  oder  wenn  die  Ver- 
muthung  besteht,  dass  sie  vor  Unterzeichnung  des  Vertrages  von  diesen 
Thatsachen  unterrichtet  sein  konnten. 

208.  Diese  Vermuthung  greift  Platz,  wenn  es  nach  der  Ortsentferounf? 
und  den  Verkehrsmitteln  feststeht,  dass  die  Nachricht  aus  dem  Orte  der 
Ankunft  oder  des  Unterganges  des  Schiffes,  oder  aus  dem  Orte,  wo  die  erste 
Kunde  davon  eingetroffen  ist,  nach  dem  Orte,  wo  der  Versicherungsvertrag 
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abgeschlossen   i^ordeo  ist,   vor  der  Unterzeichnusg  desselben   hat  gelangen 
können. 

209.  Ist  indessen  die  Versicherung  anf  gute  oder  schlechte  Nach- 
richten abgeschlossen,  so  ist  die  in  den  vorstehenden  Artikeln  erwähnte  Yer- 
muthung  nicht  zulässig. 

Der  Vertrag  wird  in  diesem  Falle  nur  dann  aufgehoben,  wenn  der 
Nachweis  geführt  wird,  dass  der  Versicherte  den  Untergang,  oder  der  Ver- 
sicherer die  Ankunft  des  Schiffes  vor  Unterzeichnung  des  Vertrages  ge- 
kannt hat 

210.  Im  Falle  des  Beweises  gegen  den  Versicherten  zahlt  dieser  dem 
Versicherer  die  zweifache  Prämie. 

Im  Falle  des  Beweises  gegen  den  Versicherer  zahlt  derselbe  dem  Ver- 
sicherten den  doppelten  Betrag  der  vereinbarten  Prämie.  Derjenige  von 
ihnen,  gegen  welchen  das  Beweisver&hren  ausgefallen  ist,  kann  korrcKtionell 
verfolgt  werden.*) 

-  Abschnitt  III. 
Von    dem   Abandon    der   versicherten    Gegenstände. 

211.  Die  versicherten  Gegenstände  können  abandonnii*t  werden: 

im  Falle  des  Schiffbruches,  der  Strandung  mit  Bruch  und  der 
in  Folge  von  Seeunfallen  eingetretenen  Seeuntüchtigkeit; 

im  Falle  der  Aufbringuug  durch  Feinde  oder  Seeräuber  und  des 
Embargos  durch  eine  fremde  Macht; 

im  Falle  des  Embargos  durch  die  Ottomanische  Regierung  nach 
Antritt  der  Reise; 

im  Falle   des  Verlustes    oder   der  Deterioration    der  versicherten 

Gegenstände,    wenn  der  Verlust   oder  die  Deterioration    mindestens 

drei  Viertel  des  versicherten  Werthes  derselben  übersteigt. 

Der  Abandon  kann  jedoch,    sowohl  hinsichtlich  des  Schiffes,  als  auch 

der  Waaren,  vor  Beginn  der  Risikos  nach  Art-  68*)  in  keinem  Falle  erfolgen. 

Alle  anderen  Schäden   gelten  als  Havarien   und  werden  zwischen  den 

Versicherem  und  den  Versicherten  nach  Massgabe  ihrer  Interessen  regulirt. 

212.  Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  darf  weder  partiell, 
noch  bedingt  sein.  Er  erstreckt  sich  nur  auf  die  Effekten  und  die  Quan- 
tität der  Effekten,  welche  den  Gegenstand  der  Versicherung  und  des  Risikos 
bilden. 

213.  Der  Abandon  an  die  Versicherer  muss  binnen  einem  halben, 
einem  oder  zwei  Jahren,  je  nach  den  unten  bezeichneten  Orten,  erfolgen, 
nämlich : 

binnen  einem  halben  Jahre,  vom  Tage  des  Empfanges  der  Nach- 
richt des  Unterganges,  welcher  sich  an  den  Häfen  oder  Küsten 
Europas  oder  an  denjenigen  von  Asien  und  Afrika,   im  Schwarzen 

^)  UebereinBtimmend  mit  dem  Belgischen  Recht  (Art.  197  des  Gesetzes  vom 
21.  August  1879,  8.  unten),  dem  Brasilianischen  Recht  (Art.  679  H.  G.  B., 
8.  unten),  dem  Chilenischen  Recht  (Art.  1281  H.  G.  B.,  s.  unten),  dem  Colum- 
bianischen Recht  (Art.  424  See-H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  155),  dem  Franzö- 
sischen Recht  (Art.  868  E.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  579),  dem  Griechischen  Recht 
(Art  368  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  U  S.  652),  dem  Guatemalanischen  Recht  (Art.  1104 
H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  U  S.  745),  dem  Haitianischen  Recht  (Art.  865  H.  G.  B.,  cfr. 
Bd.  II  8.  783).  Nach  Spanischem  Recht  (Art  896  H.  G.  B.)  verliert  der  Ver- 
sicherer in  diesem  Falle  seinen  Anspruch  auf  die  Prämie  und  wird  um  Vs  der  ver- 
sicherten Summe  gestraft,  während  der  Versicherte  seinerseits  die  bedungene  Prämie 
und  Va  der  Summe,  für  welche  er  Versicherung  genommen  hat,  als  Strafe  zu  zahlen 
hat;  ebenso  nach  Costa-Ricanischem  Recht  ( Art  836  H.  G. B.,  cfr.  Bd.  II  S.  280). 

*)  Es  dürfte  „168""  gemeint  sein. 
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oder  Mittelländischen  Meere  ereignet  hat,  oder  im  Falle  der  Auf- 
bringung, vom  Tage  des  Empfanges  der  Nachricht  der  üeberfübrang 
des  Schiffes  nach  einem  der  an  den  oben  erwähnten  Küsten  bele- 
genen Häfen  oder  Orte; 

binnen  einem  Jahre  nach  dem  Empfange  der  Nachricht  von  dem 
Untergange  oder  der  Aufbringung  des  Schiffes  an  den  Azoren,  den 
Kanarischen  Inseln,  Madeira  und  den  sonstigen  Inseln  und  Küsten 
von  Westafrika  und  Ostamerika; 

binnen  zwei  Jahren  nach  dem  Empfange  der  Nachricht  des  Unter- 
ganges oder  der  Aufbringung,    welche  in  allen  anderen  Welttbeilen 
stattgefunden  haben. 
Nach  Ablauf  dieser  Fristen   sind  die  Versicherten    zur  Vornahme  de> 
Abandons  nicht  mehr  befugt. 

214.  In  dem  Falle,  dass  der  Abandon  erfolgen  kann,  und  bei  allen 
anderen  Unfällen,  für  welche  die  Versicherer  haften,  hat  der  Versicherte 
dem  Versicherer  die  erhaltenen  Nachrichten  mitzutheilen. 

Die  Mittheilung  hat  binnen  3  Tagen  nJch  Empfang  der  Nachricht 
zu  erfolgen. 

215.  Der  Versicherte  kann  ferner  den  Abandon  an  den  Versicherer 
vornehmen  und  die  Bezahlung  der  bedungenen  Entschädigungen  verlangen, 
ohne  zum  Nachweis  des  Unterganges  von  Schiff  und  Ladung  verpflichtet  zo 
sein,  wenn  seit  dem  Tage  der  Abiiahrt  des  Schiffes  oder  seit  dem  Tage,  aui 
welchen  sich  die  letzten  erhaltenen  Nachrichten  beziehen,  folgende  Fristen 
verflossen  sind,  ohne  dass  irgend  eine  Nachricht  eingetroffen  ist: 

ein  halbes  Jahr  bei  Reisen  von  der  Türkei  nach  Europäischen« 
Asiatrschen  oder  Afrikanischen  Häfen  und  Küsten,  und  umgekehrt 
nach  dem  Schwarzen  oder  dem  Mittelländischen  Meere; 

ein  Jahr  bei  Reisen  von  der  Türkei  nach  den  Azoren,  den  Kana- 
rischen Inseln,  Madeira  und  den  sonstigen  Inseln  und  Küsten  von 
Westafrika  und  Ostamerika,  und  umgekehrt; 

anderthalb  Jahr   bei  Reisen    von    der  Türkei   nach   den  anderen 
entfernten  Orten  der  Welt,  und  umgekehrt 
Bei    Reisen   zwischen   Häfen,    welche    beide    ausserhalb    des   Reiche? 
liegen,  bestimmt  sich  die  Frist   nach  derjenigen  Entfernung  der  Häfen,  die 
den  obigen  Bestimmungen  am  Besten  entspricht. 

In  allen  diesen  Fällen  genügt  es,  damit  der  Versicherte  den  Abandon 
vornehmen  kann,  dass  er  eidlich  erklärt,  von  dem  versicherten  Schiffe  oder 
von  dem  Schiffe,  an  dessen  Bord  die  versicherten  Waaren  sich  befinden, 
keinerlei  direkte  oder  indirekte  Nachricht  erhalten  zu  haben,  unbeschadet 
des  Beweises  vom  Gegentheil.  Nach  Ablauf  der  obengenannten  Fristen 
stehen  ihm  jedoch,  ßehufs  Verklagting  des  Versicherers,  nur  die  im  Art  213 
vorgeschriebenen  Fristen  zu. 

Im  Falle  einer  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  wird,  nach  Ablauf  der 
im  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Fristen,  der  Verlust  des  Schiffes,  als 
innerhalb  der  Versicherungszeit  erfolgt,  vermuthet. 

Wird  indessen  später  der  Nachweis  geführt,  dass  der  Untergang  des 
Schiffes  nach  Ablauf  der  Versicherungszeit  erfolgt  ist,  so  verliert  der  Abandon 
seine  Wirkung,  und  die  gezahlte  Entschädigung  muss  nebst  den  gesetz- 
lichen Zinsen  zurückerstattet  werden. 

216.  In  der,  im  Art.  214  erwähnten  Anzeige  kann  der  Versicherte 
entweder  den  Abandon  vornehmen,  mit  der  Aufforderung  an  den  Versicherer, 
die  versicherte  Summe  in  der  vertragsmässig  festgestellten  Frist  zu  zahlen, 
oder  sich  die  Vornahme  des  Abandons  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  vor* 
behalten. 
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217.  Bei  der  Yomahme  des  Abandons  ist  der  Versicherte  yerpfiichtet, 
alle  Versicherungen,  welche  er  genommen  hat  oder  hat  nehmen  lassen,  and 
selbst  diejenigen,  welche  er  angeordnet  hat,  sowie  die  Bodmereidarlehne  auf 
Schiff  oder  Waaren  anzugeben;  andernfalls  wird  die  Zahlungsfrist,  die  vom 
Tage  des  Abandons  zu  laufen  beginnt,  bis  zu  dem  Tage  suspendirt,  an 
>velchem  er  besagte  Erklärung  zustellen  lässt,  ohne  dass  hieraus  irgend  eine 
Verlängerung  für  die  zur  Anstellung  der  Abandonklage  bestimmte 
Frist  folgt. 

218.  Im  Falle ^  einer  betrügerischen  Erklärung  gehen  für  den  Ver- 
sicherten die  Wirkungen  der  Versicherung  verloren,  und  er  hat,  trotz  des 
Verlustes  oder  der  Aufbringung  des  Schiffes,  die  Bodmereidarlehne  zurück- 
zuzahlen. 

219.  Im  Falle  von  Schiffbruch  oder  Strandung  mit  Bruch  hat  der 
Versicherte,  unbeschadet  des  rechtzeitig  und  am  rechten  Orte  vorzunehmen- 
den Abandons,  an  der  Bergung  der  gestrandeten  Effekten  mitzuwirken. 

Auf  seine  eidliche  Versicherung  hin  werden  ihm  die  Bergungskosten 
bis  zum  Betrage  des  Werthes  der  geborgenen  Effekten  vergütet. 

220-  Ist  der  Zeitpunkt  der  Zahlung  im  Vertrage  nicht  angegeben,  so 
ist  der  Versicherer  verpflichtet,  3  Monate  nach  der  Mittheilung  des  Aban- 
dons den  Betrag  der  Versicherungssumme  und  der  Kosten  zu  bezahlen. 
Nach  Ablauf  dieser  Frist  schuldet  er  die  gesetzlichen  Zinsen. 

Die  abandonnirten  Gegenstände  haften  für  die  Zahlung  der  Ver- 
t^ichernngssumme. 

221.  Die  Beweisstücke  über  die  Ladung  und  den  Verlust  müssen  dem 
Versicherer,  bevor  er  auf  Zahlung  der  Versicherungssummen  verklagt  werden 
kann,  mitgetheilt  werden. 

222.  Dem  Versicherer  ist  die  Führung  des  Gegenbeweises  gegen  die 
in  den  Attesten  angeführten  Thatsachen  gestattet. 

Die  Zulassung  zum  Gegenbeweis  suspendirt  aber  nicht  die  Verurthei- 
lung  des  Versicherers  zur  provisorischen  Zahlung  der  Versicherungssumme, 
wenn  der  Versicherte  Bürgschaft  stellt. 

Die  Haftung  der  Bürgschaft  erlischt  nach  Ablauf  von  4  Jahren, 
falls  nicht  bis  dahin  eine  Verfolgung  des  Anspruches  eingetreten  ist. 

223*  Nachdem  der  Abandon  angezeigt  und  angenommen  oder  für 
gültig  erachtet  worden  ist,  gehören  die  versicherten  Gegenstände,  von  dem 
Moment  des  Abandons  ab,  dem  Versicherer. 

Der  Versicherer  darf  sich  nicht,  unter  dem  Verwände  der  Rückkehr 
des  Schiffes  oder  der  Waaren,  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  ent- 
ziehen. 

224.  Die  Fracht  für  die  geborgenen  Waaren  gehört,  selbst  wenn  sie 
im  voraus  bezahlt  worden  ist,  zum  Abandon  des  Schiffes  und  gebührt 
gleichfalls  dem  Versicherer,  unbeschadet  der  Rechte  der  Bodmereigeber,  der- 
jenigen der  Matrosen  bezüglich  ihrer  Heuer,  und  der  Kosten  und  Ausgaben 
während  der  Reise. 

225.  Im  Falle  der  Aufbringung  oder  des  Embargos  Seitens  einer  Macht 
hat  der  Versicherte  die  Mittheilung  binnen  3  Tagen  nach  Emp&ng  der 
Nachricht  dem  Versicherer  zu  machen. 

Der  Abandon  der  mit  Embargo  belegten  Gegenstände  kann  erst  6  Mo- 
nate nach  der  Anzeige  erfolgen,  falls  das  Embargo  in  den  Europäischen 
Meeren,  im  Mittelländischen  Meer  oder  im  Baltischen  Meer,  und  nach  einem 
Jahre,  falls  die  Aufbringung  oder  das  Embargo  in  einem  entfernteren  Lande 
stattgefunden  hat.  Diese  Fristen  laufen  erst  vom  Tage  der  Anzeige  der 
Aufbringung  oder  des  Embargos. 


72  L    Aegypten. 

Id  dem  Falle,  dass  die  mit  Embargo  belegten  Waaren  dem  Verderben 
ausgesetzt  sind,  ^ird  die  Frist  im  ersten  Falle  auf  IVs  Monate,  im  letz- 
teren Falle  auf  3  Monate  reducirt.  ' 

226.  Innerhalb  der  in  dem  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Fristen 
haben  die  Versicherten  jede  in  ihrer  Macht  liegende  Sor^Esüt  aufzubieten, 
um  die  Freigabe  der  mit  Embargo  belegten  Effekten  zu  eriangen. 

Die  Versicherer  können  ihrerseits  im  Einverständniss  mit  den  Ver- 
sicherten oder  besonders  alle  Schritte  zu  gleichem  Z^vecke  unternehmen. 

227.  Der  Abandon  iiregen  eingetretener  Seeuntüchtigkeit  ist  unstatt- 
haft, wenn  das  gestrandete  oder  gescheiterte  Schiff  wieder  flott  gemacht 
reparirt  und  wieder  in  den  Stand  gesetzt  werden  kann,  die  Reise  nach 
seinem  Bestimmungsorte  fortzusetzen,  es  sei  denn,  dass  die  Reparaturkosten 
%  des  Werthes  übersteigen,  für  welchen  es  versichert  worden  ist. 

In  dem  Falle  der  Eleparatur  behält  der  Versicherte  seinen  Regress 
gegen  die  Versicherer  hinsichtlich  der  Kosten  und  Havarien,  welche  durch 
die  Strandung  verursacht  sind. 

228.  Ist  das  Schiff  von  Sachverständigen  für  seeuntüchtig  erklärt 
worden,  so  hat  dies  der  bezüglich  der  Ladung  Versicherte  binnen  3  Tagen 
nach  Empfang  der  Nachricht  anzuzeigen. 

229.  Der  Kapitain  hat  in  diesem  Falle  alle  Sorgfalt  aufzubieten,  um 
Behufs  der  Beförderung  der  Waaren  nach  ihrem  Bestimmungsort  ein  anderes 
Schiff  zu  beschaffen. 

230.  In  dem  im  vorstehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  tragt  der 
Versicherer  gleichfalls  das  Risiko  für  die  auf  ein  anderes  Schiff  verladenen 
Waaren  bis  zu  deren  Ankunft  und  Löschung. 

231.  Der  Versicherer  haftet  in  dem  gleichen  Falle  ausserdem  für  die 
Havarien,  die  Löschungs-,  Lager-  und  Wiederverladungskosten,  für  den 
Frachtzuschlag,  sowie  für  alle  sonstigen  zum  Zwecke  der  Bergung  aufge- 
wendeten Kosten  bis  zum  Betrage  der  Versicherungssumme. 

232.  Hat  der  Kapitain  innerhalb  der  im  Art.  225  vorgeschriebenen 
Fristen  kein  Schiff  zur  Wiederverladung  und  Weiterbeforderung  der  Waaren 
nach  ihrem  Bestimmungsorte  beschaffen  können,  so  kann  der  Versicherte 
die  Waaren  abandonniren,  innerhalb  der  im  Art.  213  bestimmten  Fristen, 
und  zwar  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Frist  zur  Verladung 
der  Waaren  abgelaufen  ist. 

233.  Im  Falle  der  Aufbringung  kann  der  Versicherte,  wenn  er  dem 
Versicherer  davon  keine  Mittheilung  hat  zugehen  lassen  können,  die  Effekten, 
ohne  dessen  Auftrag  abzuwarten,  zurückkaufen.  Der  Versicherte  hat  dem 
Versicherer  die  von  ihm  abgeschlossene  Uebereinkunft  bezüglich  des  Löse- 
geldes baldmöglichst  anzuzeigen. 

234.  Der  Versicherer  hat  in  diesem  Falle  die  Wahl,  die  ueberein- 
kunft bezüglich  des  Lösegeldes  für  eigene  Rechnung  anzunehmen  oder  darauf 
zu  verzichten.  Seine  Wahl  hat  er  bmnen  24  Stunden  nach  der  Mittheilong 
der  Uebereinkunft  dem  Versicherten  anzuzeigen. 

Erklärt  er  sich  bereit,  den  Vergleich  zu  seinem  Vortheil  anzunehmen, 
so  hat  er  unverzüglich  zur  Zahlung  des  Lösegeldes  nach  den  BestimmoDgen 
der  Uebereinkunft  und  nach  VerhiQtniss  des  Antheils,  welcher  den  von  ihm 
versicherten  Gegenstanden  zufallt,  beizutrs^n,  und  er  trägt  das  Risiko  der 
Reise  nach  dem  Versicherungsvertrage  weiter. 

Verzichtet  er  auf  die  Uebereinkunft  zu  seinen  Oxinsten,  so  hat  er  die 
Versicherungssumme  zu  bezahlen,  ohne  irgend  einen  Anspruch  auf  die  los' 
gekauften  Effekten  erheben  zu  können. 
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Hat  der  Versicherer  seine  Wahl  in  der  erwähnten  Frist  nicht  ange- 
zeigt, so  wird  angenommen,  er  habe  auf  den  Vortheil  aus  dem  Vergleich 
verzichtet. 


TITEL  Xn. 
Von  den  Havarien. 

Abschnitt  I. 
Von    der   Definition,    Klassif  icir  un  g   und   Regulirung 

der   Havarien. 

235.  Als  Havarien  werden  angesehen  alle  Beschädigungen,  welche  das 
Schiff  und  die  Waaren  erleiden,  sowie  alle  aussergewöhnlichen  Seitens  des 
Scliiffes  und  der  Waaren  gemeinschaftlich  oder  besonders,  innerhalb  der  Zeit, 
in  welcher  die  Gefahren  nach  Art.  168  beginnen  und  aufhören,  gehabten 
Ausgaben. 

236.  Die  Havarien  zerfedlen  in  zwei  Klassen:  grosse  oder  gemein- 
schaftliche Havarien  und  einfache  oder  besondere  Havarien. 

237.  Mangels  specieller  Abreden  zwischen  den  Parteien,  werden  die 
Havarien  nach  rolgenden  Vorschriften  regulirt: 

die  gemeinschaftlichen  Havarien  werden  von  den  Waaren,  selbst 
von  denjenigen,  welche  ins  Meer  geworfen  sind,  und  von  der  Hälfte 
des  Schiffes  und  der  Fracht  im  Verhältniss  ihrer  respektiven  Werthe 
getragen; 

die   besonderen  Havarien    werden    von    dem  Eigenthümer   des 
Gegenstandes  getragen  und  bezahlt,    der  den  Schaden  erlitten  oder 
die  Kosten  verursacht  hat. 
238.     Gemeinschaftliche  Havarien  sind: 

1.  die  zufolge  Uebereinkunft  und  als  Lösegeld  von  Schiff  und  Waaren 
übergebenen  Gegenstände; 

2.  die  zur  gemeinsamen  Rettung  oder  .  zum  Nutzen  von  Schiff  und 
Ladung  gemeinschaftlich  ins  Meer  geworfenen  Gegenstände; 

3.  die  zu  demselben  Zwecke  gekappten  oder  zerstörten  Kabel,  Masten, 
Segel  und  sonstiges  Takelwerk; 

4.  die  aus  demselben  Grunde  Preis  gegebenen  Anker,  Taue,  Waaren  und 
sonstige  Effekten; 

5.  die  den'  an  Bord  verbliebenen  Waaren  durch  den  Seewurf  zuge- 
fügten Beschädigungen; 

6.  die  dem  Schiffe  absichtlich  zugefugten  Beschädigungen  zur  Erleich- 
terung des  Seewurfs,  der  Lichtung  oder  Bergung  der  Waaren,  oder 
des  Abflusses  des  Wassers,  sowie  die  bei  dieser  Gelegenheit  einge- 
tretenen Beschädigungen  der  Ladung; 

7.  die  Verpflegung,  Behandlung,  Beköstigung  und  Entschädigung  der 
an  Bord  befindlichen,  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  verwundeten 
oder  verstümmelten  Personen; 

8.  die  Entschädigung  oder  das  Lösegeld  für  die  im  Dienste  des  Schiffes 
und  der  Ladung  ans  Land  oder  auf  die  See  geschickten,  festgenom- 
menen, zu  Gefangenen  oder  Sklaven  gemachten  Personen; 

9.  die  Heuer  und  Verpflegung  der  Mannschaft  während  der  Detinirung, 
wenn  das  Schiff  nach  Antritt  der  Reise  auf  Befehl  einer  fremden 
Macht   oder   in  Folge   des  Ausbruchs   eines  Krieges   mit  Embargo 
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«  belegt  wird,  so  lange  als  Schiff  und  Ladung  von  ihren  gegenseitigeo 
Verpflichtungen  nicht  befreit  sind  und  keine  Fracht  zu  entrichten 
ist,  wenn  das  Schiff  monatsweise  gefrachtet  ist; 

10.  die  Lootsengelder  und  sonstigen  Ein-  und  Ausfahrtsgebuhren  in  einem 
Hafen,  in  den  das  Schiff  gezwungen  hat  einlaufen  müssen,  sei  e^ 
Behufs  Ausbesserung  von  Schäden,  die  freiwillig  zur  gemeinschaft- 
lichen Rettung  erlitten  worden  sind,  sei  es  um  einer  dringenden 
Gefahr,  welche  durch  Sturm  oder  feindliche  Verfolgung  verursach: 
wird,  zu  entgehen,  sowie  die  Löschungskosten,  um  das  Schif 
zu  erleichtern  und  in  einen  Hafen,  eine  Rhede  oder  einen  Fluss  in 
demselben  Falle  einzufahren; 

11.  die  Kosten  für  die  Abladung,  Lagerung  und  Wieder  Verladung  der 
Waaren,  sofern  dieselben  nothwendiger  Weise  durch  die  Reparatai 
eines  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  freiwillig  herbeigeführten  Scha- 
dens entstanden  sind; 

12.  die  Kosten  für  die  Rückforderung  von  Schiff  und  Waaren,  £alls  sie 
mit  Embargo  belegt  oder  aufgebracht  worden  sind,  und  vom  Eapi- 
tain  zugleich  zurückgeführt  werden; 

13.  die  zur  Flottmachung  des  Schiffes  aufgewendeten  Kosten,  dessen 
Strandung  absichtlich  Behufs  Abwendung  des  gänzlichen  Unter- 
ganges oder  der  Aufbringung  bewirkt  ist,  sowie  in  demselben  Falle 
die  dem  Schiff  und  der  Ladung  gemeinschaftlich  oder  getrennt  zu- 
gefügten Beschädigungen ; 

14.  sowie  überhaupt  alle  im  Falle  der  Gefahr  freiwillig  erlittenen  Schä- 
den und  die  unter  gleichen  Umständen  auf  motivirten  Beschluss  für 
das  gemeinsame  Wohl  und  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  von 
Schiff  und  Ladung  geleisteten  Ausgaben. 

239-     Besondere  Havarien  sind: 

1.  die  durch  die  eigene  schlechte  Beschaffenheit,  sowie  durch  Starm. 
Aufbringung,  Schiffbruch  oder  zufällige  Strandung  den  Waaren  ußd 
dem  Schiff  zugefügten  Beschädigungen; 

2.  die  Bergungskosten; 

3.  der  durch  Sturm  oder  sonstige  Seeunfalle  herbeigeführte  Verla^I 
oder  die  Beschädigung  der  Kabel,  Anker,  Segel,  Masten,  Taue  ao(i 
Böte; 

4.  die  Kosten  aus  dem  durch  das  Bedurfniss  der  Verproviantirung  oder 
zur  Beseitigung  eines  Lecks  und  sonstiger  zufälliger  Schäden  ent- 
standenen Aufenthalt; 

5.  die  Beköstigung  und  Heuer  der  Matrosen  während  der  Detinirung. 
falls  das  Schiff  auf  Befehl  einer  Macht  mit  Embargo  belegt  wiro. 
sofern  es  für  die  Reise  gefrachtet  ist; 

6.  die  Beköstigung  und  Heuer  der  Matrosen  während  der  Ausbesserang 
irgend  eines  Schadens  und  während  einer  Quarantaine,  mag  i^ 
Schiff  monatsweise  oder  für  die  Reise  gefrachtet  worden  sein; 

7.  sowie  überhaupt  alle  für  das  Schiff  allein  oder  für  die  Waaren  allem 
seit  ihrer  Verladung  und  Abfahrt  bis  zu  ihrer  Rückkehr  und  Löschung 
geleisteten  Ausgaben  und  erlittenen  Schäden  und  Verluste. 

240.  Die  Schäden,  welche  die  Waaren  betroffen  haben,  weil  d^ 
Kapitain  die  Luken  nicht  ordnungsmässig  verschlossen  gehalten,  das  Schiff 
nicnt  befestigt  und  mit  gutem  Tauwerk  versehen  hat,  sowie  alle  sonstigen 
Schäden,  welche  aus  der  Machlässigkeit  des  Kapitains  und  der  Mannsch^^^ 
herrühren,  gelten  gleichfalls  als  .besondere  Havarien,  welche  von  dem  Eigeii' 
thümer  der  Waaren  getragen  werden,  wegen  deren  er  aber  gegen  i^ 
Kapitain,  das  Schiff  und  die  Fracht  seinen  Regress  nehmen  kann. 
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241.  Die  Lootsen-  und  Schleppgebühren  bei  der  Ein-  und  Ausfahrt 
aus  den  Rheden  und  Flüssen,  die  Zoll-,  Seepass-,  Untersuchunf)^-,  Rapport-^ 
Tonnen-,  Baken-,  Anker-  und  sonstigen  Schifffahrtsgebühren  gehören  nicht 
zu  den  Havarien,  sondern  sind  einfache  Unkosten  zu  Lasten  des  Schiffes. 

242.  Wenn  im  Falle  des  Zusammenstosses  von  Schiffen  der  Unfall 
durch  reinen  Zufall  herbeigeführt  ist,  so  wird  der  Schaden  ohne  Anspruch 
auf  "Wiedererstattung  von  demjenigen  der  Schiffe  getragen,  welches  ihn 
erlitten   hat. 

Erfolgt  der  Zusammenstoss  durch  Verschulden  des  einen  der  Kapitaine, 
so  wird  der  Schaden  von  demjenigen  getragen,  welcher  ihn  verursacht  hat. 

Wenn  der  Zusammenstoss  durch  die  Schuld  beider  Kapitaine  statt- 
gefunden hat,  oder  die  Ursachen,  welche  ihn  hervorgerufen  haben,  zweifel- 
haft sind,  so  wird  der  Schaden  von  den  Schiffen  gemeinschaftlich  getragen, 
welche  ihn  bewirkt  und  erlitten  haben,  und  zwar  im  Verhältniss  ihres 
respektiven  Werthes.  In  den  beiden  letzteren  Fällen  erfolgt  die  Abschätzung 
des  Schadens  durch  Sachverständige. 

243.  Eine  Klage  wegen  Havarie  ist  Seitens  der  Versicherer  unstatthaft^ 
wenn  die  gemeinschaftliche  Havarie  1  Prozent  des  Gesammtwerthes  von 
Schiff  und  Ladung,  und  wenn  die  besondere  Havarie  1  Prozent  des  Werthes 
des  beschädigten  Gegenstandes  nicht  übersteigt. 

244.  Die  Klausel  „frei  von  Havarie"  befreit  die  Versicherer  von 
allen  gemeinschaftlichen  und  besonderen  Havarien,  ausgenommen  in  den 
Fällen,  welche  das  Recht  zum  Abandon  freilassen;  und  in  diesen  Fällen 
haben  die  Versicherten  die  Wahl  zwischen  dem  Abandon  und  der  Aus- 
übung der  Havarienklage. 

Abschnitt  H. 

Von    dem    Seewurf  und    dem    Beitrage    zu    den    grossen 
oder    gemeinschaftlichen    Havarien. 

245.  Wenn  der  Kapitain  sich  in  Folge  eines  Sturmes  oder  feindlicher 
Verfolgung  gezwungen  sieht,  Behufs  Rettung  des  Schiffes  einen  Theil  der 
Ladung  über  Bord  zu  werfen,  die  Masten  zu  kappen  und  die  Anker  zurück- 
zulassen ,  auf .  den  Strand  zu  laufen  oder  eine  andere  aussergewöhnliche 
Massregel  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  zu  ergreifen,  so  hat  er  die  an 
I>ord  befindlichen  Ladungsbetheiligten,  sowie  die  Ersten  der  Mannschaft  zu 
Rathe  zu  ziehen.  Gehen  die  Meinungen  auseinander,  so  gilt  die  Ansicht 
des  Kapitains  und  der  Ersten  der  Mannschaft. 

24B.  Im  Falle  des  Seewurfs  hat  der  Kapitain  zuerst,  soweit  dies 
möglich  ist,  die  entbehrlichsten,  schwersten  und  billigsten  G^enstände  über 
Bord  zu  werfen,  sodann  die  Waaren  im  Oberdeck  nach  seiner  Wahl,  nachdem 
er  die  Ansicht  der  Ersten  der  Mannschaft  angehört  hat. 

247.  Den  Beschluss  hierüber  hat  der  Eiipitain,  sobald  als  möglich, 
schriftlich  abzufassen.  Das  zu  diesem  Zwecke  aufgenommene  Protokoll 
vermerkt: 

1.  die  Gründe,  welche  den  Seewurf  veranlasst  haben; 

2.  die  Bezeichnung  der  geworfenen  oder  beschädigten  Gegenstände; 

3.  die  Unterschriften   derjenigen,  welche  zu  Rathe  gezogen  sind,  oder 
die  Gründe  für  die  Verweigerung  ihrer  Unterschrift. 

Der  Beschluss  wird  in  das  Schiffsjournal  eingetragen. 

248.  Im  ersten  Landungshafen  hat  der  Kapitain  binnen  24  Stunden 
nach  seiner  Ankunft  die  Wahrheit  der  Thatsachen  des  in  das  Schiffsjournal 
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«ingetragenen  Beschlasses  yor  der  im  folgenden  Artikel  benannten  Behörde 
eidlicli  zu  bekräftigen. 

249.  Die  Aufstellang  der  Schäden  und  Verluste  erfolgt  im  Löschangs- 
hafen  auf  Betreiben  des  Eapitains  durch  Sachverständige.  Die  Sach- 
verständigen  werden  vom  Handelsgericht  oder  von  der  Handelskanzlei  oder. 
in  Ermangelung  derselben,  von  der  höchsten  Ortsbehörde  ernannt,  ivreoD 
die  Löschung  in  einem  Ottomanischen  Hafen  erfolgt;  sie  werden  vom 
Ottomanischen  Konsul  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  von  dei 
Ortsbehörde  ernannt,  wenn  die  Löschung  in  einem  ausländischen  Hafen 
stattfindet. 

Die  Sachverständigen  werden,  bevor  sie  ans  Werk  gehen,  vereidig 

250.  Die  ins  Meer  geworfenen  oder  havarirten  Waaren  und  Effekten 
werden  nach  ihrem  Werthe  am  Löschungsorte  abgeschätzt  Die  Beschaffen- 
heit und  Qualität  der  ins  Meer  geworfenen  Waaren  wird  durch  Vorlegung 
der  Konnossemente,  Fakturen  und  durch  sonstige  schriftliche  Beweise 
festgestellt. 

251.  Die  auf  Grund  des  vorhergehenden  Artikels  ernannten  Sach- 
verständigen bewirken  die  Vertheilung  der  Verluste  und  Schäden. 

Die  Vertheilung  Behufs  Zahlung  der  Schäden  und  Verluste  erfolgt  aof 
die  geworfenen,  abandonnirten  und  geborgenen  Gegenstände  und  die  Halfu; 
des  Schiffes  und  der  Fracht  im  Verhältniss  ihres  Werthes  am  Löschungsorte. 

252.  Die  Vertheilung  wird  durch  die  Bestätigung  des  Handelsgericht^ 
oder,  Mangels  desselben,  des  Gouverneurs  vollstreckbar,  fistlls  sie  in  einem 
Ottomanischen  Hafen  geschieht. 

Li  den  ausländischen  Häfen  wird  die  Vertheilung  durch  den  Ottomani- 
sehen  Konsul  oder,  Mangels  desselben,  durch  das  zuständige  Ortsgericht 
für  vollstreckbar  erklärt. 

253.  Wenn  die  Beschaffenheit  und  die  Qualität  der  Waaren  im  Kon- 
nossement unrichtig  angegeben  ist  und  ein  höherer  Werth  derselben  sieb 
herausstellt,  so  tragen  sie  im  Verhältniss  ihrer  Abschätzung  bei,  falls  sie 
geborgen  worden  sind;  sind  sie  verloren  gegangen,  so  werden  sie  nach  der 
im  Konnossement  vermerkten  Beschaffenheit  bezahlt. 

Sind  die  deklarirten  Waaren  von  geringerer  Beschaffenheit,  als  im  Kon- 
nossement angegeben,  so  tragen  sie,  im  Falle  der  Bergung,  nach  der  iio 
Konnossement  vermerkten  Beschaffenheit  bei;  sie  werden  nach  ihrem  Werthe 
bezahlt,  £älls  sie  geworfen  oder  beschädigt  worden  sind. 

254.  Die  zur  Vertheidigung  des  Schiffes  und  für  die  Beköstigung  der 
Mannschaft  bestimmten  Kriegsbedürfiaisse  und  Mundvorräthe,  sowie  die 
Habseligkeiten  der  Mannschaft  und  die  Kleidungsstücke  der  Passagiere 
tragen  nicht  zum  Seewurf  bei;  der  Werth  derjenigen,  welche  etwa  geworfen 
sind,  wird  durch  Beitrag  aller  anderen  Effekten  bezahlt. 

255<  Die  Gegenstande,  über  welche  weder  ein  Konnossement,  noch 
eine  Deklaration  des  Kapitains  vorhanden  ist,  und  welche  sich  nicht  aaf 
dem  Verzeichniss  oder  der  Liste  der  Ladungsgüter  befinden,  werden,  wenn 
sie  geworfen  sind,  nicht  bezahlt,  sie  tragen  aber  zu  den  Havarien  bei,  wenn 
sie  geborgen  worden  sind. 

256.  Die  auf  Deck  verladenen  Effekten  tragen  bei,  wenn  sie  geborgen 
werden.  Werden  sie  geworfen  oder  durch  den  Seewurf  beschädigt,  so  hsi 
der  Eigenthümer  derselben,  ausser  im  Falle  der  kleinen  Küstenschiffialu^ 
keinen  Anspruch  auf  Beitrag,  aber  er  kann  gegen  den  Kapitain,  gemäss  der 

!  Vorschrift  des  Art.  44,  seinen  Regress  nehmen. 

i  257.    Ein  Beitrag   für  die  dem  Schiff  bei   Gelegenheit   des   Seewurfs 

zugefügte   Beschädigung   wird    nur    in   dem   Falle  geleistet,   wenn  die  Be- 
schädigung die  Erleichterung  des  Seewurfs  bezweckt  hat. 
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258.  Wird  trotz  des  Seewurfs  der  Waaren  das  Schiff  nicht  gerettet, 
so  ist  kein  Beitrag  zu  leisten.  Die  geborgenen  Waaren  und  anderen 
Gegenstände  haften  nicht  für  die  Bezahlung  oder  den  Beitrag  zur  Havarie 
der  geworfenen  oder  beschädigten  Waaren. 

259.  Wenn  das  Schiff  durch  den  Seewurf  der  Waaren  gerettet  wird, 
indessen  im  weiteren  Verlaufe  der  Reise  untergeht,  so  tragen  die  geborgenen 
Effekten  nur  zum  Seewurf  nach  Massgabe  ihres  Werthes  in  dem  Zustande 
bei,  in  welchem  die  sich  befinden,  nach  Abzug  der  Bergungskosten. 

260.  Wenn  das  Schiff  und  die  Ladung  durch  das  Kappen  von  Takel- 
werk oder  durch  sonstige  dem  Schiffe  zugefügte  Beschädigungen  gerettet 
wird,  und  wenn  später  die  Waaren  unter genen  oder  geplündert  werden,  so 
darf  der  Kapitain  von  den  Eigenthümern ,  Verladern  oder  Eonsignataren 
dieser  Waaren  keinen  Beitrag  zu  dieser  Havarie  beanspruchen. 

261.  Sind  die  Waaren  durch  eine  Handlung  oder  ein  Verschulden 
des  Eigen thümers  oder  Konsignatars  verloren  gegangen,  so  werden  sie  als 
nicht  verloren  angesehen  und  tragen  demgemäss  zu  der  gemeinschaftlichen 
Havarie  bei. 

262.  Die  geworfenen  Effekten  tragen  in  keinem  Falle  zur  Bezahlung 
der  nach  dem  Seewurf  den  geborgenen  Waaren  zugefugten  Beschädigungen 
bei.  Die  Waaren  tragen  zur  Bezahlung  des  untergegangenen  oder  seeun- 
tüchtig gewordenen  Schiffes  nicht  bei. 

263.  Wenn  das  Schiff  in  Folge  eines  von  den  im  Art.  215^)  benannten 
Personen  gefassten  Beschlusses,  Behufs  Herausnahme  der  Waaren,  geöffnet 
worden  ist,  so  tragen  die  Waaren  zur  Ausbesserung  der  dem  Schiffe  zuge- 
fügten Beschädigung  bei. 

264.  Im  Falle  des  Verlustes  von  Waaren,  welche  Behufs  Erleichterung 
des  in  einen  Hafen  oder  Fluss  einlaufenden  Schiffes  auf  Barken  gebracht 
worden  sind,  erfolgt  die  Vertheilung  auf  das  Schiff  und  die  Ladung  im 
Ganzen. 

Geht  das  Schiff  mit  dem  üeberrest  der  Ladung  unter,  so  wird  keine 
Repartition  auf  die  in  die  Lichterfahrzeuge  gebrachten  Waaren  vorgenommen, 
auch  wenn  sie  glücklich  im  Hafen  ankommen. 

265.  In  allen  obigen  Fällen  haben  der  Kapitain  und  das  Schiffsvolk 
ein  Vorrecht  auf  die  Waaren  oder  den  daraus  gelösten  Preis  für  die  Höhe 
des  Beitrages. 

266.  Werden  die  geworfenen  Effekten  nach  der  Vertheilung  durch 
die  Eigen thümer  wieder  erlangt,  so  haben  sie  dem  Kapitain  und  den  Be- 
theiligten das,  was  sie  bei  der  Vertheilung  erhalten  haben,  nach  Abzug  der 
durch  den  Seewurf  verursachten  Schäden  und  der  auf  die  Wiedererlangung 
verwendeten  Kosten,  zu  vergüten. 

TITEL  XIII. 
Von  der  Verjährung. 

267.  Der  Kapitain  kann  das  Eigenthum  des  Schiffes  im  Wege  der 
Verjährung  nicht  erwerben. 

268.  Die  Abandonklage  verjährt  in  den  im  Art.  217  vorgesehenen 
Fristen. 

•      269.     Jede   Klage    aus   einem   Bodmerei-   oder  Versicherungsvertrage 
verjährt  nach  5  Jahren,  vom  Datum  des  Vertrages  an  gerechnet. 

270.  Die  Klagen  wegen  Lieferungen  von  Holz,  Segeln,  Ankern  und 
anderen  für  den  Bau,  die  Ausbesserung,  Ausrüstung   und  Verproviantirung 

^)  Es  dürfte    „245"  gemeint  sein. 
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des  Schiffes  nothwendigen  Gegenstanden,  sowie  die  Klagen  wegen  der  Lohn- 
forderungen der  Arbeiter  und  wegen  der  Arbeiten  am  Schiff  verjährei 
3  Jahre  nach  erfolgter  Lieferung  und  Empfangnahme  der  Arbeiten. 

271.  Es  verjähren  1  Jahr  nach  Ankunft  des  Schiffes  alle  Klagen  aui 
Zahlung  der  Fracht  des  Schiffes,  der  Heuer  und  Besoldung  des  Kapitain^ 
der  Offiziere,  der  Matrosen  und  der  anderen  Schiffsmannschaft,  diejenige! 
atif  Zahlung  der  Passagiergelder,  sowie  die  EJagen  auf  Ablieferung  de: 
Waaren ;  es  verjähren  ebenfalls  1  Jahr  nach  der  Lieferung  die  Klage: 
wegen  Beköstigung  und  wegen  Lieferungen  an  die  Schiffsleute  und  sonstigeL 
Manijt^chaften,  wenn  sie  auf  Befehl  des  Kapitains  erfolgt  sind. 

272.  Trotz  der  Verjährung,  welche  in  den  vier  vorstehenden  Artikel: 
erwälmt  ist,  können  diejenigen,  denen  sie  entgegen  gehalten  wird,  demjenigen 
welcher  sie  entgegenstellt,  den  Eid  zuschieben. 

273.  Verjährung  kann  nicht  stattfinden,  wenn  eine  Urkunde,  eic^ 
Obligation,  ein  vom  Schuldner  unterzeichneter  Rechnungsabschluss  oder 
eine  Interpellation,  ein  Protest  oder  eine  gerichtliche  Aufforderung  vorliej*. 
welche  Seitens  des  Gläubigers  in  der  gehörigen  Weise  erfolgt  und  rechtzeitu: 
zugestellt  worden  ist. 

Hat  indessen  der  Gläubiger  nach  der  gerichtlichen  Mahnung  3  JaL-^ 
ohne  Klage  verstreichen  lassen,  so  werden  auf  Verlangen  des  Schuldner- 
die  ersten  Schritte,  welche  für  nicht  geschehen  angesehen  werden,  au: 
gehoben,  und  die  Verjährung  tritt  ein,  falls  die  dazu  erforderliche  Ze: 
bereits  verstrichen  ist. 


TITEL   XIV. 

Von  der  Unzulässigkeit  der  Klage. 

274    Unstatthaft  sind: 

alle  EJagen  gegen  den  Kapitain  und  die  Versicherer  wegen  Be- 
schädigungen oer  verladenen  Waaren,  falls  sie  ohne  Protest  ai 
genommen  worden  sind; 

alle  Klagen  gegen  den  Befrachter  wegen  Havarien,  wenn  df 
Kapitain  die  Waaren  abgeliefert  und  die  Fracht  ohne  Pr(»ie> 
empfangen  hat; 

alle    £ntschädigungsklagen    wegen    Schäden,     die    durch    einen 
Zusammenstoss  an  einem  Orte,  wo  der  Kapitain  hätte  klagen  könoei. 
verursacht  worden  sind,    wenn    er  deshalb  keine  Reklamationen  er- 
hoben hat. 
275.    Diese  Proteste  und  Reklamationen  sind  nichtig,  wenn    sie  nicL 
binnen    24  Stunden    erhoben   und  zugestellt   sind,    und    wenn    ihnen   nie/ 
binnen  31  Tagend  nach  ihrem  Datum  eine  gerichtliche  Klage  gefolgt  i>t 


n  Nach  französischem  Recht  (Art.  436  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  587' bim- : 
Motiatstrist. 


Inhalts -Yerzeicliniss. 


A.  Handelsgesetzbuch. 

8eite 

Kap.  I.  Allgemeine  Bestimmungen 1 

Abschn.  L    Von  der  Znständigkeit 1 

„     II.     Vom  Handelsstande 2 

„    ni.    Von  den  Handelsbüchern 3 

„    IV.    Von  der   Veröffentlichung,  welche  hinsichtlich  der  Eheverträge 

der  Kaufleute  erfolgen  muss 3 

«  U.    Von  den  verschiedenen  Handelsverträgen 4 

Abschn.  I.    Von  den  Gesellschaften 4 

„     II.    Von  den  Mäklern 8 

„   IIL    Von  den  Kommissionären 8 

„    IV.    Von  den  Transportkommissionären,  Frachtführern,  Schiffern  etc.  9 

„      V.    Von  den  Wechseln 11 

n    VI.     Von  den  Billets  an  Ordre  und  anderen  Handelseffekten    ...  11 

„  VU.    Von  der  Verjährung  der  Klagen  bezüglich  der  Handelseffekten  11 

rill.    Vom  Falliment 11 

Abschn.  L    Von  der  Erklärung  des  Falliments II 

„     IL     Von  der  Ernennung  des  Kichterkommissars 15 

„   in.    Von  der  Anlegung  der  Siegel  und  den  ersten  Verfügungen  in 

Betreff  der  Person  des  Falliten 16 

„    IV.    Von  der  Ernennung  und  der  Absetzung  der  Verwalter     .    .    .  16 

„     V.    Von  den  Funktionen  der  Verv^lter 17 

§  1.    Allgemeine  Bestimmungen 17 

§  2.    Von  der  Abnahme  der  Siegel  und  der  Inventur  ...  19 
§  3.    Von  dem  Verkauf  der  Waaren  und  Mobilien  und  der 

Einziehung  der  Forderungen 19 

§  4.    Von  den  konservatorischen  Massregeln 20 

§  5.    Von  der  Feststellung  (v6rification)  der  Forderungen    .  20 

„   VI.    Vom  Akkorde  und  von  der  Vereinigung 2:^ 

§  1.    Von  der  Zusammenberufung  und  der  Versammlung  der 

Gläubiger 23 

§  2.    Vom  Akkord 24 

§  3.    Von  den  Wirkungen  des  Akkordes 26 

§  4.    Von  der  AnnuUirung  oder  Aufhebung  des  Akkordes    .  26 
§  5.    Von   der  Einstellung   im   Falle   der  Insufficienz   der 

Aktivmasse 27 

§  6.    Von  der  Vereinigung  (union)  der  Gläubiger     ....  27 


80  1.    Aegypten. 

See- 

Abschn.  VU.    Von  den  verschiedenen  Klassen  der  Gläubiger  und  den  Rechten 

derselben  im  Falle  eines  Falliments -2* 

§  1.    Von  den  Mitverpflichteten  und  Bürgen 'X* 

§  2.    Von  den  mit  Pfand  versehenen  Glänbigem  nnd  den 

Gläubigem  mit  Vorrechten  auf  das  bewegliche  Vermögpen  t' 
§  3.    Von  den  Rechten  der  Hypotheken-  und  bevorrechtigten 

Gläubiger  auf  die  Immobilien s 

§  4.    Von  den  Rechten  der  Ehefrauen S: 

„  VIII.    Von  der  Vertheilung  unter  die  Gläubiger  und  der  Liquidation 

der  Mobilien .^i' 

„      IX.    Vom  Verkaufe  der  Immobilien  des  Falliten ,>. 

„       X.    Von  der  Vindikation .>.. 

^      XI.    Von  den  Rechtsmitteln  gegen  Erkenntnisse  in  Konkurssachen  .  :^ 

„    XII.    Von  der  Verwaltung  des  Vermögens  im  Falle  des  Bankrotts     .  :i' 

„  XIIL    Von  der  Rehabilitation :i 


B.    Seehandelsgesetzbuch. 

Titel       I.    Von  den  Schiffen  und  den  anderen  Fahrzeugen :: 

„        II.    Von  der  Beschlagnahme  und  dem  Verkauf  der  Schiffe ;v 

„       III.    Von  den  Schiffseigenthümem 4:; 

„       IV.    Vom  Kapitain 44 

„         V.    Von  dem  Engagement  und  der  Heuer  der  Offiziere  und  Schiffsleate  .  4> 

„       VI.    Von  den  Chartepartien,  Befrachtungen  oder  Frachtverträgen  ....  5: 

„     VIL    Vom  Konnossement .:.. 

„   VlIL    Von  der  Fracht bi 

„      IX.    Von  den  Passagieren ä* 

„        X.    Vom  Bodmereiverträge f. 

„       XL    Von  den  Versicherungen K- 

Abschn.  I.    Von  der  Form  und  dem  Gegenstande  des  Versicherong^s- 

Vertrages 64 

„       II.    Von  den  Verpflichtungen  des  Versicherers  und  des  Ver- 
sicherten    oT 

„      III.    Von  dem  Abandon  der  versicherten  Gegenstände      .     .  t\* 

„     XII.    Von  den  Havarien  .    -    » 7o 

Abschn.   I.    Von  der  Definition,  Klassificirung  und  Regulirung  der 

Havarien ?> 

^       n.    Von  dem  St^ewurf  nnd  dem  Beitrage  zu  den  grossen 

oder  gemeinschaftlichen  Havarien 7ö 

„   XIII.    Von  der  Verjährung TT 

„   XIV.    Von  der  Unzulässigkeit  der  Klage 7> 


II.  ARGENTINIEN. 


D. 


ras  för  das  Gebiet  von  Buenos  Aires  erlassene  Handelsgesetzbuch,  welches 

auf  den  in  Frankreich,  Spanien,  Portugal  und  Brasilien  geltenden  Gesetz- 
büchern beruht,  ist  am  10.  September  1862  für  die  ganze  Argentina  als 
Gesetz  publicirt.     Dasselbe  lautet*): 

Buch  L 

'  Von   den   Handelsleuten. 

TITEL  I. 
Von  den  Eaufleuten. 

KAPITEL  T. 

Von  den  Kaufleuten  im  Allgemeinen  und  von  den  Handelsgeschäften. 

Art.  1.  Das  Gesetz  erachtet  als  Eaufleute  alle  diejenigen,  welche  die 
gesetzliche  Fähigkeit  besitzen,  Verträge  abzuschliessen,  in  das  Handels- 
register eingetragen  sind  und  für  eigene  Kechnuog  Handelsgeschäfte  betreiben, 
indem  sie  hieraus  ihr  gewöhnliches  Gewerbe  machen. 

2.  Im  Allgemeinen  wird  Kaufmann  jeder  genannt,  der  aus  dem  An- 
kaufe und  Verkaufe  von  Waaren  ein  Gewerbe  macht,  besonders  derjenige, 
welcher  Waaren  kauft  und  anferti^n  lässt,  um  dieselben  im  Grossen  oder 
im  Kleinen,  im  Waarenlager  oder  im  Laden  zu  verkaufen. 

Es  sind  ebenfalls  Kaufleute  die  Buchhändler,  die  Händler  und  die  Laden- 
besitzer aller  Art,  welche  Waaren,  die  sie  nicht  selbst  angefertigt  haben, 
verkaufen. 

3.  Es  werden  als  Kaufleute  des  Kleinhandels  diejenigen  angesehen, 
welche  Gegenstände,  die  gemessen  werden,  nach  der  Elle,  die  gewogen  werden. 


')  Dem  Handelsgesetzbuch  gehen  in  der,  dem  Verfisksser  vorliegenden  Ausgabe 
noch  emige  ,,AUgemeiiie  Regeln  über  die  Gesetzsebnn^  in  Buenos  Aires**  (18  Artikel) 
yoranf ,  welche  hier  nicht  aufgenommen  sind.  —  Seit  einer  Reihe  von  Jahren  sind  Pro- 
jekte, betreffend  die  Börsenordnung.  denEontokorrentvertrag  und  denOhecJc, 
publicirt,  jedoch  —  laut  gütiger  amtlicher  Mittheilung  —  noch  nicht  zu  Gesetzen 
erhoben  worden. 

Borchardt,  Haodelarecht  L   2.  Auflage.  6 
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in  genDgerem  Gewicht  als  eine  Arroba  ^),  und  die  gezählt  werden,  in  ein- 
zelnen Packeten  verkaufen.') 

4.  Es  sind  Eaafleute  sowohl  diejenigen  Geschäftsleute,  welche  sieb 
mit  Spekulationen  im  Auslande  befassen,  als  auch  diejenigen,  welche  ihiec 
Umsatz  auf  das  Gebiet  des  Staates  beschränken,  sei  es,  dass  sie  einen  ein- 
zigen Handelszweig  oder  verschiedene  gleichzeitig  betreiben. 

5.  Alle  diejenigen^  welche  sich  dem  Handel  widmen,  sind,  sobald  sie 
nach  den  Gesetzen  die  Eigenschaft  von  Eaufleuten  haben,  den  Handeln 
gerichten  und  -Verordnungen  und  der  handelsrechtlichen  Gesetzgebung  un- 
terworfen. 

Die  Unternehmungen  der  Eaufleute  werden,  vorbehaltlich  des  Gegen- 
beweises, immer  als  Handelsakte  angesehen. 

6.  Diejenigen,  welche  gelegentlich  irgend  ein  kaufinännisches  Unte^ 
nehmen  ausführen,  werden  nicht  als  Eaufleute  angesehen. 

Jedoch  sind  sie  in  Betreff  der  Streitigkeiten,  welche  bezüglich  solcher 
Geschäfte  entstehen,  den  Handelsgesetzen  und  der  kaufmännischen  Gerichts- 
barkeit unterworfen. 

7.  Das  Gesetz  erachtet  als  Handelsgeschäfte  im  Allgemeinen: 

1.  jeden  Ankauf  einer  Sache,  um  sie  wieder  zu  verkaufen  oder  itm 
Gebrauch  zu  vermiethen,  sei  es  in  demselben  Zustande,  in  dem  si« 
gekauft  worden,  oder  nachdem  sie  eine  andere  Form  von  grösserem 
oder  geringerem  Werthe  erhalten  hat  (Art  516); 

2.  jedes  Wechsel-,  Bank-  oder  Courtagegeschäft; 

3.  jede  Negociation,  betreffend  Platz-  oder  andere  Wechselbriefe  oder 
irgend  ein  anderes  indossables  Papier; 

4.  die  Fabrikunternehmungen,  die  E!ommissionen,  die  Hinterlegungen 
oder  die  Transporte  von  Waaren  zu  Wasser  oder  zu  Lande; 

5.  die  anonymen  Gesellschaften,  welches  ihr  Zweck  auch  sein  mag; 

6.  die  Fracntverträge,  die  Versicherungen,  den  Ankauf  oder  Verksö! 
von  Schiffen,  deren  Ausrüstung,  Verproviantirung,  überhaupt  Alle^. 
was  sich  auf  den  Seehandel  bezieht; 

7.  die  Handlungen  der  Faktoren,  Buchhalter  und  anderer  Gehülfen  der 
Eaufleute,  soweit  dieselben  sich  auf  den  Handelsbetrieb  des  Prin* 
zipals  beziehen,  von  welchem  sie  abhängen; 

8.  die  Verträge  über  das  Gehalt  der  Untergebenen  und  der  anderer. 
Angestellten  der  Eaufleute. 

EAPITEL  H. 
Von  der  gesetzlichen  Fähigkeit,  Handel  zu  treiben. 

8.  Fähig,  Handel  zu  treiben,  ist  jeder^  der  nach  den  allgemeinen  Ge- 
setzen die  freie  Verfügung  über  sein  Vermögen  hat  Diejenigen,  welche  sich 
nach  diesen  Gesetzen  nicht  durch  ihre  Verträge  oder  Eonträte  verpflichten 
können,  sind  in  gleicher  Weise  unfähig,  Handelsgeschäfte  abzuschliessen. 
ausgenommen  in  den  in  den  folgenden  Artikeln  vorgesehenen  Fällen. 

9.  Jeder,  der  älter  als  18  Jahre  ist^),  kann  Handel  treiben,  voraus- 
gesetzt, dass  er  folgende  Eigenschaften  besitzt;  er  muss: 

1.  gesetzlich  emancipirt  sein; 

0  ungefähr  12  Kflogramm.  , 

^  Eine  gleiche  Definition  enthält  das  Costa-Ricanische  H.  Qt.  B.  Art  38  ictr. 

Pd.  II  8.  180),  nur  ist  statt  -Arroba**  -Zentner**  als  Maximalgewicht  festgesetat  vgl 

auch  die  Note  zu  Art.  6  des  Bolivianischen  H.  G.  B.,  s.  unten. 

»)  Nach  dem  Bolivianischen  fl.  G.  B.  Art.  2.  No.  6  ist  ein  Alter  von  ma^ 

destens  20  Jahren  erforderlich,  ebenso  nach  dem  Costa-Ricanischen  H*  ü.  B.  Art.«* 

cfr.  Bd.  II  S.  176. 
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2.  eigenes  Vermögen  haben; 

3.  fidls  sein  Vater  nicht  mehr  lebt,  zur  Verwaltung  seines  Vermögens 
in  der  durch  die  allgemeinen  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  er- 
mächtigt sein. 

10.    Die  Emancipation  ist  gesetzlich: 

1.  wenn  dieselbe  die  ausdrückliche  Erlaubniss  des  Vaters  oder  der  Mutter 
oder,  in  Ermangelung  dieser,  des  Kurators  enthält,  Handel  zutreiben; 

2.  wenn  dieselbe  in  einem  dieser  Fälle  von  dem  Richter  ergänzt 
worden  ist; 

3.  wenn  dieselbe  eingetragen  und  durch  das  betreffende  Handelsgericht 
bekannt  gemacht  worden  ist; 

Wenn  die  Erfordernisse  dieses  Artikels  erfüllt  sind,  so  wird  der  Eman- 
cipirte  bei  allen  kaufmännischen  Handlungen  und  Verpflichtungen  als  gross- 
jänrig  angesehen  und  geniesst  nicht  die  Rechtswohlthat  der  Restitution 
(Art.  196). 

IL  Der  Haussohn,  welcher  älter  als  18  Jahre  und  bei  den  Handels- 
unternehmungen des  Vaters  betheiligt  ist  *),  oder  welcher  mit  einer  schriftlich 
nachgewiesenen  Vollmacht  des  letzteren  ein  Handelsgeschäft  etablirt,  wird  in 
Ansehung  aller  gesetzlichen  Wirkungen  bei  den  kaufinännischen  Geschäften 
als  emancipirt  und  grossjährig  angesehen. 

Die  gewährte  VoU macht  kann  dem  Sohne  auf  Antrag  des  Vaters  und 
nach  vorhergegangener  Eenntnissnahme  des  Grundes  nur  von  dem  Richter 
entzogen  werden. 

12.  Die  Frau,  welche  für  eigene  Rechnung  Handel  treibt  kann  keine 
Rechtswohlthat  beanspruchen,  welche  den  Personen  ihres  Geschlechtes  be- 
willigt wird,  wenn  es  sich  um  die  Folgen  der  von  ihr  eingegangenen  kauf- 
männischen Akte  und  Verbindlichkeiten  handelt  (Art.  196). 

13.  Im  Falle  eines  Zweifels  werden  die  von  der  Handelsfrau  einger 
gangenen  Verpflichtungen  als  kaufmännische  angesehen  (Art.  5),  mit  Aus- 
nahme des  im  Art.  23  vorgesehenen  Falles  bei  Bestellung  einer  Hypothek. 

14.  Die  Frau,  welche  Eigenthümerin  eines  Handelsetablissements  ist, 
wird  so  lange  als  Leiterin  desselben  angesehen,  bis  die  Ernennung  eines 
Prokuristen  oder  Faktoren  in  gesetzlicher  Weise  eingetragen  worden  ist. 
Von  da  ab  haftet  sie  mit  ihrem  ganzen  eigenen  Vermögen,  sowie  mit  dem- 
jenigen ihres  Geschäftes  für  die  Handlungen  des  Prokuristen  oder  Faktoren 
Dach  Massgabe  der  Bestimmungen  der  eingetragenen  Vollmacht. 

15.  Die  fieirath  der  Handelsfrau  ist  ohne  Einfluss  auf  ihre  Rechte 
und  Verpfllichtungen,  welche  sich  auf  den  Handelsbetrieb  und  die  Hand- 
langen des  Prokuristen  oder  Faktoren  beziehen. 

Sie  wird  als  von  dem  Ehemann  ermächtigt  angesehen,  so  lange 
dieser  nicht  das  Gegentheil  durch  ein  an  die  Personen,  mit  denen  sie  in 
Handelsverbindungen  steht,  gerichtetes  Cirkular  anzeigt.  Dieses  Cirkular 
muss  in  das  betreffende  Handelsregister  eingetragen  und  in  den  Blättern  des 
Ortes  veröffentlicht  worden  sein. 

16.  Wenn  eine  Frau  in  eine  Handelsgesellschaft  eintritt,  so  hat  sie 
weder  die  Rechte,  noch  die  Pflichten  eines  Kaufmannes,  es  sei  denn,  dass 
ausdrücklich  verabredet  und  auch  veröffentlicht  worden  ist,  dass  sie  an  der 
Geschäftsführung  der  Gesellschaft  Theil  nimmt. 


^)  Nach  dem  Brasilianischen  H.  G.  B.  Art.  1  No.  8,  AI.  2  ist  in  diesem  Falle 
em  Alter  von  21  Jahren  erforderlich,  während  sonst  tihereinstimmend  mit  diesem  Gesets- 
bnche  ein  Alter  von  18  Jahren  genü^  um  Handel  treiben  zu  köoDen,  falls  der  Vater 
seine  EinwiUignng  hierzn  in  öffentlicher  Urkunde  erklärt  hat  (AI.  1  1.  c). 

6* 
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17.  Die  Ehefrau  eines  Kaufmanns,  welche  nur  ihrem  Ehemanne  in 
seinem  Handelsgeschäfte  hilft,  wird  nicht  als  Handelsfrau  angesehen. 

18.  Die  Ehefrau,  welche  älter  als  18  Jahre  ist^),  kann  Handel  treiben. 
sobald  sie  die  Ermächtigung  ihres  Ehemannes  hat,  welche  in  einer  öffent- 
lichen, ordnungsmässig  eingetragenen  Urkunde  ertheilt  sein  muss,  oder  sobald 
sie  durch  rechtskräftigen  Urtheilssprucli  von  ihrem  Ehemann  dauernd  ge- 
schieden worden  ist. 

Im  ersteren  Falle  haften  für  die  Folgen  des  Handelsbetriebes  das  Do- 
talvermögen  der  Handelsfrau  und  alle  Rechte,  welche  beiden  Ehegatten  in 
der  Gütergemeinschaft  zustehen;  und  im  zweiten  Falle  nur  dasjenige  Ver- 
mögen, welches  ihr  Eigenthum  gewesen  ist,  oder  dessen  Niessbrauch  oder 
Verwaltung  sie  hatte,  als  sie  sich  dem  Handel  widmete,  femer  das  Dotal- 
vermögen,  welches  ihr  durch  Urtheilsspruch  zurückerstattet  ist,  und  dasjeDige. 
welches  sie  später  erwerben  sollte. 

19.  Die  Ermächtigung  des  Ehemannes  kann  stillschweigend  erfolgen, 
wenn  die  Frau  mit  seinem  Wissen  und  Willen  Handel  treibt. 

Die  Beurth eilung  der  Umstände,  welche  eine  stillschweigende  Ermächti- 
gung begründen  können,  bleibt  der  Entscheidung  und  dem  Ermessen  der 
Gerichte  überlassen. 

20.  Die  Frau  kann  gegen  den  Willen  ihres  Mannes  nicht  durch  die 
Richter  ermächtigt  werden,  Handelsakte  auszuführen. 

21.  Nachdem  die  Ermächtigung,  Handel  zu  treiben,  ertheilt  worden 
ist,  kann  die  Frau  sich  für  alle  Handlungen,  welche  ihr  Geschäft  betreffen, 
verpflichten,  ohne  dass  sie  einer  besonderen  Ermächtigung  bedarf. 

22.  Die  Ermächtigung  des  Ehemannes,  Handel  zu  treiben,  begreifi 
nur  solche  Handlungen,  die  sich  auf  den  Handel  beziehen. 

Die  Ehefrau,  welche  zum  Handelsbetriebe  autorisirt  worden  ist,  kann 
nicht  vor  Gericht  erscheinen,  nicht  einmal,  wenn  es  sich  um  die  Thatsachen 
oder  Verträge  handelt,  welche  sich  auf  ihr  Handelsunternehmen  beziehen, 
ohne  die  ausdrückliche  Einwilligung  des  Ehemannes  oder,  Mangels  dieser. 
diejenige  des  Gerichtes. 

23.  Sowohl  der  Minderjährige,  als  die  verheirathete  Frau  ist  berech- 
tigt, im  Falle  sie  Handel  treiben,  ihnen  gehörige  Immobilien  zur  Sicher- 
heit der  von  ihnen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Kaufleute  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen hypothekarisch  zu  verpfänden. 

Den  Beweis,  dass  der  Vertrag  in  Betreff  eines  Handelsaktes  stattge- 
funden hat,  muss  der  Gläubiger  führen. 

24*  Die  verheirathete  Frau,  auch  wenn  sie  von  ihrem 'Ehemanne  zom 
Handeltreiben  ermächtigt  ist,  kann  weder  die  dem  Manne  gehörigen  Immo- 
bilien, noch  diejenigen,  welche  beiden  Ehegatten  gemeinscnaftlich  gehören. 
belasten  oder  hypothekarisch  verpfänden,  es  sei  denn,  dass  ihr  dies  in  der 
schriftlichen  Yollmacht  ausdrücklich  gestattet  worden  ist. 

25-  Der  Widerruf  der  nach  den  Bestimmungen  des  Art  18  der  Ehe- 
frau von  Seiten  des  Mannes  ertheilten  Ermächtigung  hat  nur  dann  Gültig- 
keit, wenn  derselbe  in  öffentlicher  Urkunde  aufgenommen,  ordnungsmässig 
eingetragen  und  veröffentlicht  worden  ist. 

Einem  Dritten  gegenüber  hat  derselbe  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  er 
in  das  Handelsregister  eingetragen  und  durch  Bekanntmachungen  und  in 
den  Zeitungen,   falls  solche  vorhanden  sind,  veröffentlicht  worden  ist 

^)  Ebenso  im  Brasilianischen  H.  G.  B.  (Art  1  No.  4),  während  nach  dem  Bo- 
livianisch en  H.  ü.  B.  (Art.  8)  die  Ehefrau  älter  als  20  Jahre  sein  muss,  ebenso  mh 
dem  Spanischen  H.  G.  B.  (Art  5).  Das  Columbianische  und  Costa-Bicaniseiie 
H.  G.  B.  (in  beiden  Art  5)  setzt  kein  bestimmtes  Alter  fest  Nachdem  Chilenischen 
H.  G.  B.  (Art.  11  und  X2)  wird  ein  Alter  Yon  25  resp.  21  Jahren  verlangt 
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26*  Die  Minderjährigen,  die  Haassohne  und  die  verheiratheten  Fraaen 
müssen,  bevor  sie  anfangen,  Handel  zu  treiben,  die  Urkunden  ihrer  civilen 
Habilitation  in  das  betreffende  Handelsregister  eintragen  lassen. 

27.  Es  ist  Terboten,  Handel  zu  treiben,  weil  es  sich  mit  ihrem  Stande 
nicht  verträgt: 

1.  den  kirchlichen  Korporationen; 

2.  den  Geistlichen  jedes  Ordens,  so  lange  sie  die  geistliche  Tracht 
tragen ; 

3.  den  obrigkeitlichen  Civilbeamten  und  den  Richtern  in  dem  Gebiete, 
wo  sie  ihr  Amt  und  ihre  Gerichtsbarkeit  mit  dauernder  Anstellung 
ausüben. 

28.  Den  in  dem  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Personen  ist  es 
jedoch  nicht  verboten,  Geld  auf  Zinsen  auszuleihen,  sobald  sie  hieraus  kein 
Handelsgewerbe  machen,  noch  Aktionäre  irgend  einer  Handelsgesellschaft 
zu  sein,  sobald  sie  an  der  Geschäftsführung  keinen  Antheil  nehmen. 

29.  Es  ist  verboten,  Handel  zu  treiben  wegen  gesetzlicher  Unfähigkeit: 

1.  denjenigen,  welche  sich  im  Zustande  der  Interdiktion  befinden; 

2.  den  Falliten,  welche  die  Behabilitation  noch  nicht  erlangt  haben, 
mit  Ausnahme  der  im  Art.  1598  enthaltenen  Beschränkungen. 

90.  Die  von  Personen,  die  notorisch  unfähig  sind,  Handel  zu  treiben, 
abgeschlossenen  kaufmännischen  Verträge  sind  für  alle  Kontrahenten 
nichtig. 

Wenn  die  Unfähigkeit  nicht  notorisch  sein  sollte,  so  bleibt  der  Kon- 
trahent, welcher  sie  verheimlicht  hat,  verpflichtet,  aber  er  erlangt  kein 
Recht,  den  Andern  zur  Erfüllung  der  von  diesem  eingegangenen  Yerpflich- 
tangen  zu  zwingen. 

Jedoch  ist  die  Nichtigkeit  der  Handelsverpflichtung  von  Seiten  eines 
minderjährigen  Nichtkaufmanncs  rein  persönlicher  Natur,  und  sie  erstreckt 
sich  demgemäss  nicht  auf  die  übrigen  Mitverpflichteten. 

31.  Die  Ausländer  können  den  Handel  mit  denselben  Hechten  und 
Pflichten,  wie  die  Staatsbürger,  frei  betreiben. 

KAPITEL  HI. 

Von  der  Matrikel  der  Kaufleute. 

32-  Damit  die  Unternehmungen,  Handlungen  und  Verpflichtungen, 
aktive  und  passive,  derjenigen,  welche  Handel  treiben,  nach  dem  Handels- 
gesetz beurtneilt  und  geschützt  werden  können,  ist  es  nothweüdig,  dass  der- 
^ige,  welcher  Kaufmann  sein  will,  sich  bei  dem  Handelsgerichte  seines 
Wohnortes  immatrikuliren  lässt. 

Sollte  kein  Handelsgericht  an  seinem  Wohnorte  vorhanden  sein,  so 
muss  die  Immatrikulirung  vor  dem  betreffenden  Friedensrichter  erfolgen. 

33.  Diejenigen,  wdche  jünger  als  21  Jahre  sind,  können  sich  erst 
immatrikuliren  lassen,  nachdem  sie  die  Altershabilitation  in  der  durch  die 
allgemeinen  Gesetze  bezeichneten  Form  erlangt  haben. 

34.  Die  Eintragung  des  Kaufmannes  in  das  Handelsregister  findet 
statt,  wenn  der  Antragstdler  eine  Eingabe  präsentirt,  welche  enthält: 

1.  seinen  Namen,  Stand  und  Nationalität  und,  wenn  es  eine  Gesell- 
schaft ist,  die  Namen  der  Gesellschafter  und  die  angenommene 
Firma  der  Gesellschaft; 

2.  die  Bezeichnung  der  Art  des  Handelsbetriebes  oder  -Geschäftes; 

3.  den  Ort  oder  das  Domicil  des  Etablissements  oder  des  Comptoirs; 

4.  den  Namen  des  Prokuristen,  Faktoren  oder  Handlungsgehülfen, 
welchen  er  an  die  Spitze  des  Etablissements  stellt« 
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35-  Die  Mmderjährigen,  die  Haassöhne  und  die  yerheiratheten  Frauen 
müssen  die  Urkunden  ihrer  civilen  Fähigkeit  hinzufügen  (Art.  26). 

36.  Die  Eintragung  in  das  Handelsregister  wird  kostenfrei  durch  das 
Handelsgericht  oder  gegebenenfalls  durch  den  Friedensrichter  angeordnet, 
jedesmal  dann,  wenn  kein  Grund  Torliegt,  daran  zu  zweifeln,  dass  der  Antrag- 
steller sich  eines  guten  Rufes  und  Kredites  erfreut,  welche  einen  Eaufmann 
seiner  Klasse  auszeichnen  müssen.^) 

Die  Friedensrichter  übersenden  monatlich  eine  Liste  der  Inunatri- 
kulirten  dem  betreffenden  Handelsgerichte,  welches  dieselbe  dem  Handels- 
register hinzufugt. 

37.  Das  Handelsgericht  muss  die  Eintragung  yerweigem,  fiills  es 
finden  sollte,  dass  der  Antragsteller  nicht  die  gesetzliche  Fähigkeit  besitzt 
Handel  zu  treiben;  jedoch  steht  es  demjenigen,  welcher  sich  in  seinem 
Rechte  verletzt  glaubt,  frei,  an  das  Obergericht  zu  appelliren. 

Wenn  die  Weigerung  von  Seiten  des  Friedensrichters  stattgefonden 
hat,  so  ist  die  Appellation  an  das  Handelsgericht  zu  richten. 

38.  Jede  Aenderung,  welche  die  Kaufieute  bei  den  unter  Art.  34  ^ 
nannten  Verhältnissen  vornehmen,  ist  von  Neuem  zur  Kenntniss  aes 
Handelsgerichtes  jnit  denselben  Förmlichkeiten  und  Erfolgen  zu  bringen. 

39.  Die  gewerbemässige  Ausübung  des  Handels  wird  in  Ansehong 
aller  gesetzlichen  Wirkungen  vom  Datum  der  Eintragung  in  das  Handels- 
register an  gerechnet. 

KAPITEL  IV. 

Von  dem  Domicil  der  Kaufleute. 

40.  Der  Wohnsitz  einer  Person  ist  derjenige  Ort,  an  welchem  sie 
sich  mit  der  Absicht  zu  bleiben  niederlässt. 

Das  allgemeine  Domicil  des  Kaufmannes  ist  der  Ort,  wo  er  sein  Eaapt- 
etablissement  hat. 

41.  Wenn  ein  Kaufmann  an  verschiedenen  Orten  Handelsetablisse- 
ments hat,  so  wird  jedes  einzelne  derselben  bezüglich  der  Geschäfte,  welche 
er  dort  selbst  oder  durch  einen  Anderen  machte  als  besonderes  Domicil 
angesehen. 

42.  Diejenigen,  welche  im  Hause  Anderer  dienen  oder  arbeiten,  habcp 
das  gleiche  Domicil  derjenigen,  welchen  sie  dienen  oder  für  welche  sie 
arbeiten,  wenn  sie  in  demselben  Hause  wohnen. 

43.  Der  für  die  Erfüllung  eines  Handelsgeschäftes  gewählte  Ort 
begründet  ein  besonderes  Domicil  für  Alles,  was  sich  auf  dieses  Geschält 
und  auf  die  daraus  etwa  entstehenden  Verpflichtungen  bezieht. 

TITEL  IL 
Von  den  Verpflichtungen,  welche  aUen  Handeltreibenden 

gemeinsam  sind. 

KAPITEL  L 

Allgemeine  Bestimmungen. 

44-  Diejenigen,  welche  sich  dem  Handel  widmen,  gehen  durch  di^^ 
Thatsache  selbst  die  Verpflichtung  ein,  sich  allen  in  dem  Handelsgesetze 
festgestellten  Akten  und  Formen  zu  unterwerfen. 

^)  Das  Fortuf  iesische  H.  G.  B  j^estattet  die  Eintra^g  sogar  erst  dann,  veno 
der  Antragsteller  seme  kaoiinännischen  Kenntnisse  nachgewiesen  hat. 
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Zu  diesen  Akten  werden  gerechnet: 

1.  die  Eintragung  derjenigen  Urkunden  in  ein  5£Fentlicbes  Register, 
welche  nateh  dem  Gesetze  hierzu  erforderlich  sind; 

2.  die  Verpflichtung,  eine  gleichmässige  Ordnung  in  der  Rechnungs- 
führung zu  befolgen  und  die  zu  diesem  Zwecke  nothigen  Bücher 
zu  fuhren; 

3.  die  Aufbewahrung  der  Correspondenz,  welche  auf  das  Geschäft  des 
Kaufmannes  Bezug  hat,  sowie  diejenige  aller  Rechnungsbücher; 

4.  die  Verpflichtung,  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  Rechnung 
abzulegen. 

KAPITEL  IL 
Von  dem  oflfentlichen  Handelsregister. 

45.  Bei  jedem  gewöhnlichen  Handelsgerichte  ist  ein  öffentliches  Han- 
delsregister von  dem  betreffenden  Sekretär  zu  fuhren,  welcher  für  die  Ge- 
nauigkeit und  Gesetzmässigkeit  seiner  Eintragungen  verantwortlich  ist. 

46.  In  ein  besonderes  Register  muss  die  Matrikel  derjenigen  Geschäfts- 
leute, welche  sich  in  dem  Gerichtsbezirke  niederlassen,  eingetragen  werden, 
und  es  müssen  ferner  alle  Dokumente,  welche  zur  Eintragung  in  das  Register 
vorgelegt  werden,  nach  Nummern  und  Daten  geordnet  aufgenommen  werden, 
indem  so  viel  verschiedene  Bücher  gebildet  werden,  als  für  die  besonderen 
Zwecke  des  Registers  nöthig  sind. 

47.  In  das  öffentliche  Handelsregister  müssen  folgende  Dokumente 
eingetragen  werden: 

1.  die  Dotalurkunden  und  die  Eheverträge,  welche  von  den  Kaufleuten 
ausgestellt  werden  oder  zur  Zeit,  als  sie  sich  dem  Handel  widmeten, 
ausgestellt  worden  sind,  sowie  diejenigen  Urkunden,  welche  im  Falle 
einer  Rückerstattung  der  Mitgift  aufgesetzt  werden; 

2.  die  Urkunden,  in  welchen  eine  Handelsgesellschaft  errichtet  wird, 
welches  auch  ihr  Zweck  and  ihre  Benennung  sein  mag; 

3.  die  Vollmachten,  welche  von  den  Kaufleuten  zu  Gunsten  der  Pro- 
kuristen und  Handlungsgehülfen  ausgestellt  werden,  um  ihre  Handels- 

Seschäfte  zu  leiten  oder  zu  verwalten: 
ie  den  verheiratheten  Frauen,    den  Haussöhnen    und  den  Minder- 
jährigen   ertheilten  Ermächtigungen    und   im  Allgemeinen  alle  Do- 
kumente, deren  Eintragung  in  diesem  Gesetze  besonders  verordnet  ist. 

48.  Es  muss  ein  allgemeines,  alphabetisch  geordnetes  Inhaltsver- 
zeichniss  von  allen  aufgenommenen  Dokumenten  angefertigt  werden,  in  das 
am  Rande  eines  jeden  Artikels  die  bezügliche  Nummer,  Seite  und  Band  des 
Registers,  wo  dasselbe  sich  befindet,  notirt  werden. 

49.  Die  Bücher  des  Registers  werden  von  demjenigen,  welcher  dem 
Handelsgerichte  präsidirt,  zu  aer  Zeit,  in  welcher  jedes  neue  Register  au- 
gefangen wird,  foliirt  und  alle  ihre  Blätter  in  Rubriken  eingetheilt 

50.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  dem  allgemeinen  Register  das 
Dokument  vorzulegen,  welches  innerhalb  14  Tagen,  vom  Datum  seiner  Voll- 
ziehung an  gerechnet,  eingetragen  werden  muss. 

In  Betreff  der  Dotalurkunden  und  der  Eheverträge,  welche  von  Nicht- 
kaufleuten aufgesetzt  worden  sind,  die  es  aber  später  werden,  sind  die  14  Tage 
vom  Datum  der  Immatrikulirung  an  zu  rechnen. 

51.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  14  Tage  werden  für 
diejenigen,  welche  ausserhalb  des  Ortes,  wo  sich«ein  Handelsregister  befindet, 
wohnen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,    welcher  auf  die  Ankunft  der  zweiten 
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Post  folgt,  welche  yom  Wohnorte  derselben  abgegangen  ist,  und  zwar  nacL 
dem  Datam  der  Dokumente,  welche  eingetragen  werden  müssen. 

52.  Die  Urkunden  einer  Handelsgesellschafit,  von  welchen  in  Gemäss- 
heit  der  Bestimmungen  der  Art.  50  und  51  keine  Eintragung  erfolgt  isu 
erzengen  unter  den  Kontrahenten  keine  Klage,  um  die  in  ihnen  etwa  an- 
erkannten Rechte  geltend  zu  machen,  ohne  dass  sie  deshalb  ihre  WirkoDi; 
dritten  Personen  gegenüber,  welche  mit  der  Gesellschaft  kontrahirt  haben, 
verlieren  (Art.  398). 

Jedoch  kann  kein  Gesellschafter  dem  anderen  die  Unterlassung  der 
Eintragung  bezüglich  der  Bechte  entgegenstellen ,  welche  zum  Schatze  der 
gemeinschaftlichen  Interessen  geschaffen  worden  sind. 

53>  Die  den  Prokuristen  und  Handlungsgehülfen  zur  Verwaltung  der 
Geschäfte  ihrer  Prinzipale  übertragenen  YoUmachten  erzeugen  keine  Wir- 
kung zwischen  dem  Auftraggeber  und  Mandatar,  im  Falle  dieselben  nicb: 
zur  Eintragung  Torgelegt  worden  sind,  indem  in  Betreff  der  durch  dei 
BeyoUmächtigten  eingegangenen  Verpflichtungen  das  in  diesem  Gesetze  in  dem 
Kapitel:  „Von  den  Faktoren  oder  Handlungsbevollmächtigten  und  dei 
Handlungsgehülfen^,  Vorgeschriebene  zu  befolgen  ist. 

KAPITEL  HI. 
Von  den  Handelsbüchern. 

54.  Jeder  Kau&nann  ist  verpflichtet,  Bücher  zu  führen,  in  welche  seine 
Rechnungsführung  und  seine  kaufmännische  Korrespondenz  eingetragen  wird. 

Die  Anzahl  und  Form  dieser  Bücher  bleibt  ganz  dem  Ermessen  de^ 
Kaufmannes  überlassen,  wenn  die  Buchführung  nur  ordnun^smässig  aoc 
in  den  Büchern,  welche  das  Gesetz  als  durchaus  erforderlich  bezeichnet 
stattfindet. 

55.  Die  Bücher,  welche  die  Kaufleute  nothwendiger  Weise  f&hres 
müssen,  sind  folgende: 

1.  das  Tagebuch  (Diarium); 

2.  das  Inventarienbuch; 

3.  das  Brief-Kopirbuch. 

56.  In  das  Tagebuch  sind  Tag  für  Tag  und  nach  der  Reihenfolge 
ihrer  Ausführung  alle  Geschäfte,  welche  der  Kaufmann  macht,  /Wechsel 
oder  alle  anderen  Kreditpapiere,  welche  er  geben,  empfangen ,  verbürgi^ 
oder  indossiren  sollte,  einzutragen  und  im  Allgemeinen  Alles,  was  er  ftr 
eigene  oder  für  fremde  Rechnung  empfangt  oder  ausliefert,  unter  welchem 
Titel  es  auch  sei,  so  dass  aus  jeder  Eintragung  hervorgeht,  wer  der  Gläu- 
biger und  wer  der  Schuldner  bei  dem  betreffenden  Geschäfte  ist 

Es  genügt,  die  Posten  für  häusliche  Ausgaben  im  Ganzen  unter  dem 
Datum,  an  welchem  sie  aus^der  Kasse  entnommen  worden  sind,  einzutra£[eD. 

57.  Wenn  der  Kaufmann  ein  Kassabuch  führt,  so  ist  es  nicht  nötlig. 
dass  er  die  geleisteten  Zahlungen  in  das  Tagebuch  einträgt.  In  solchem 
Falle  wird  das  Ejtssabuch  als  ein  integrirender  Bestandtheit  des  Tagebuchs 


58.  Die  Kaufleute,  welche  Kleinhandel  betreiben  (Art.  3),  müssen  Tag 
für  Tag  in  das  Tagebuch  die  Gesammtsumme  der  Baarverkäufe  und,  davon 
getrennt,  die  Gesammtsumme  der  Verkäufe  auf  Kredit  eintragen. 

59.  Das  Inventarienbuch  ist  mit  einer  genauen  Aufzählung  des  haaren 
Geldes,  des  Mobiliar-  und  Immobiliarvermögens,  der  Forderungen  imd 
jeder  anderen  Art  von  WeHhen,  welche  das  Kapital  des  Kauficoannes  beim 
Anfange  seines  Geschäfts  bilden,  zu  eröffnen. 
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äpäter  hat  jeder  Kaufmann  in  den  drei  ersten  Monaten  eines  jeden 
Jahres  die  allgemeine  Bilanz  seines  Geschäftsamsatzes  aufzustellen  und  in 
dasselbe  Buch  einzutragen. 

Diese  Bilanz  muss  sein  ganzes  Vermögen,  seine  Forderungen  und  An- 
sprüche, sowie  seine  Schulden  und  alle  am  Tage  der  Aufstellung  derselben 
schwebenden  Verbindlichkeiten  ohne  Vorbehalt,  noch  irgend  welche  Aus- 
lassang  enthalten. 

Die  Inventarien  und  allgemeinen  Bilanzen  müssen  von  allen  an  dem 
Handelsunternehmen  Betheiligten,  welche  zur  Zeit  ihrer  Aufstellung  zugegen 
sind,  unterschrieben  werden. 

60.  Sollte  das  Privatvermögen  eines  Kaufmannes  von  dem  KApitale, 
welches  er  für  sein  Geschäft  bestimmt  hat,  oder  von  den  Geldmitteln,  welche 
er  der  Ausübung  seines  Handelsunternehmens  gewidmet  hat,  verschieden 
sein,    so  sind  nur  diese  letzten  Gelder  in  dem  Inventarienbuch  aufzuführen. 

61.  Bei  den  Inventarien  und  allgemeinen  Bilanzen  von  Handels- 
gesellschaften genügt  es,  dass  die  der  Gesellschaftsmasse  gemeinschaft- 
lichen Vermögensobjekte  und  Verbindlichkeiten  ausgedrückt  sind,  ohne  dass 
die  besonderen  eines  jeden  Gesellschafters  angeführt  werden. 

62-  Die  Kaufleute,  welche  Kleinhandel  betreiben  (Art  3),  haben  nur 
alle  3  Jahre  die  Verpflichtung,  eine  allgemeine  Bilanz  aufzustellen. 

63.  In  das  Brief  kopirbuch  haben  die  Kaufleute  unverändert  und  wört- 
lich alle  Briefe,  welche  sie  in  Angelegenheiten  ihres  Geschäftes  schreiben, 
zu  übertragen. 

Ebenso  sind  sie  verpflichtet,  in  Packeten  und  in  guter  Ordnung  alle 
Briefe,  welche  sie  bezüglich  ihrer  Handelsgeschäfte  empfiEmgen,  aufzu- 
bewahren, indem  sie  auf  der  Rückseite  das  Datum,  an  welchem  sie  die- 
selben beantwortet  haben,  vermerken  oder  in  derselben  Weise  ersichtlich 
machen,  dass  sie  keine  Antwort  darauf  gegeben  haben. 

64.  Die  Briefe  müssen  in  der  Reihenfolge  ihrer  Daten  und  in  der 
Sprache,  in  welcher  die  Originale  geschrieben  sind,  kopirt  werden. 

Die  Nachschriften  oder  Hinzufügungen,  welche  nach  der  Eintragung 
noch  gemacht  worden  sind,  müssen  hinter  dem  zuletzt  kopirten  Briefe  mit 
dem  bezüglichen  Hinweis  eingeschrieben  werden. 

65.  Die  drei  Bücher,  welche  als  durchaus  erforderlich  erklärt  worden 
sind  (Art.  55),  müssen  gebunden,  gefüttert  und  foliirt  sein;  in  dieser  Form 
hat  jeder  Kaufinann  dieselben  dem  Handelsgerichte  seines  Domiciles  vor- 
zulegen, damit  durch  einen  Beamten  und  einen  Schreiber  dieses  Gerichts 
die  Seiten  rnbricirt  werden  und  auf  der  ersten  derselben  ein  datirter  und 
von  beiden  unterschriebener  Vermerk  über  die  Zahl  der  Seiten,  welche  das 
Bach  enthält,  eingetragen  werde. 

In  den  Dörfern,  wo  kein  Handelsgericht  vorhanden  ist,  müssen  diese 
Förmlichkeiten  von  dem  Friedensrichter  erfüllt  werden. 

Weder  in  dem  einen,  noch  in  dem  andern  Falle  können  Gebühren  oder 
irgend  welche  Gratifikationen  verlangt  werden. 

66.  Bei  der  Führung,  sowohl  der  in  dem  Art.  55  vorgeschriebenen 
Bücher,  als  der  Hülfsbücher,  welche  durch  das  Gesetz  nicht  gefordert  werden, 
ist  es  verboten: 

1.  bei  den  Eintragungen  die  fortschreitende  Reihenfolge  der  Daten 
und  der  Handelsunternehn^ungen,  in  welcher  dieselben  nach  der 
Vorschrift  des  Art.  56  erfolgen  müssen,  zu  ändern; 

2.  leere  Zwischenräume  zu  lassen,  da  alle  Eintragungen  auf  einander 
folgen  müssen,  ohne  dass  zwischen  ihnen  ein  Raum  für  Einschal- 
tungen und  HinzufQgungen  frei  bleibt; 
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3.  Einschaltungen,  Badirungen  oder  Yerbesserongen  vorzunehmen;  alle 
Yorgekommenen  Irrthömer  und  Auslassungen  müssen  vermittekt 
einer  neuen  Eintragung  unter  dem  Datum,  an  welchem  die  Aas- 
lassung  oder  der  Irrthum  bemerkt  worden  ist,  verbessert  werden; 

4.  irgend  eine  Eintragung  zu  durchstreichen; 

5.  irgend  einen  Theil  des  Buches  zu  beschädigen,  irgend  ein  Bkt 
herauszureissen  oder  den  Einband  und  die  Folieneintheilang  zg 
verändern. 

67.  Diejenigen  Handelsbücher,  bei  denen  einige  der  im  Art.  65  jcs- 
geschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  erfüllt  sind,  oder  welche  irgend  einen 
der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  aufgeführten  Fehler  und  Mängel  auf- 
weisen ,  haben  vor  Gericht  zu  Gunsten  des  Kaufmannes,  dem  sie  gehören, 
keinen  Werth. 

68-  Derjenige  Kaufmann,  welcher  bei  seiner  Buchführung  irgend  m^ 
der  Bücher,  welche  gemäss  der  Vorschrift  des  Art.  55  erforderlich  sind, 
zu  führen  unterlässt  oder  dieselben,  im  Falle  ihre  Vorlegung  angeordnet  wird. 
verbirgt,  ist  bei  dem  Rechtsstreit,  welcher  zur  Vorlegung  dieser  Biiclier 
Yeranlassung  gegeben  hat,  und  bei  irgend  einem  anderen,  der  anhängig 
gemacht  werden  sollte,  nach  den  Eintragungen  in  den  Büchern  seines  Gegner 
zu  verurtheilen. 

69*  Im  Falle  eines  Falliments  wird  derjenige  Kaufmann,  welcher 
seine  Bücher  nicht  in  der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgeschriebeneD 
Form  und  mit  den  darin  angeführten  Erfordernissen  geführt  hat,  nach  des 
in  dem  Titel:  „Vom  Zustande  des  Falliments  und  den  verschiedeneo 
Klassen  desselben*,  enthaltenen  Bestimmungen  für  strafbar  erklärt. 

Gegen  die  Bücher  der  Falliten,  selbst  wenn  erstere  ordnungsmässig 
geführt  sind,  ist  der  Gegenbeweiss  zulässig  (Art.  76). 

70.  Keine  Behörde,  Richter  oder  Gericht  kann  unter  irgend  welchem 
Vorwande  von  Amtswegen  eine  Untersuchung  stattfinden  lassen,  um  nach- 
zuforschen, ob  die  Kaufleute  ihre  Bücher  ordnungsmässig  führen  oder  nicht. 

71.  Die  allgemeine  Vorlegung  'der  Bücher  der  Kaufieute  kann  nor 
auf  Antrag  eines  Betheiligten  in  den  Prozessen  betre£Fend  Successioo, 
Gemeinschaft  oder  Gesellschaft,  Verwaltung  oder  kaufmännische  Geschäfts- 
f&hrung  für  fremde  Rechnung  und  im  Falle  eines  Falliments  angeordnet  werden. 

72.  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Fällen  kann 
nur  auf  Antrag  einer  Partei  oder  von  Amtsw^en  die  Vorlegung  der 
Bücher  der  Kaufleute  gegen  ihren  Willen  verfügt  werden,  insoweit  dieselbeo 
mit  dem  Punkte  oder  der  Frage,  um  welche  es  sich  handelt,  in  Beziehung  stehen. 

In  solchem  Falle  hat  die  Prüfung  der  vorgel^ten  Bücher  in  Gegen- 
wart des  Eigenthümers  derselben  oder  desjenigen,  welcher  ihn  vertritt,  statt- 
zufinden, und  muss  sich  ausschliesslich  auf  diejenigen  Punkte,  welche  auf 
die  aufzuklärende  Frage  Bezug  haben,  beschränken. 

73-  Wenn  die  Bücher  sich  ausserhalb  des  Ortes  des  Gerichtes,  welches 
die  Vorlegung  angeordnet  hat«  befinden,  so  hat  diese  an  dem  Orte  zu  er- 
folgen, wo  besagte  Bücher  aufbewahrt  werden,  ohne  dass  in  irgend  ebem 
Falle  ihre  Debersendung  nach  dem  Orte  des  erkennenden  Gerichts  gefordert 
werden  darf. 

74.  Wenn  ein  Kau&nann  Hülfsbücher  geführt  hat  (Art  54),  so  buui 
er  zur  Vorlegung  derselben  in  derselben  Form  und*  in  denselben  Fällen, 
welche  in  den  drei  vorhergehenden  Artikeln  vorgeschrieben  sind,  gezwungen 
werden. 

75  Jeder  Kaufmann  kann  entweder  selbst  oder  durch  einen  andern 
seine  Bücher  führen  und  seine  Geschäftsdokumente  unterzeichnen  lassen; 
aber  in  letzterem  Falle  ist  er  verpflichtet,  demjenigeni  welchen  er  dazu  an* 
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stellen  sollte,   eine  besondere  Ermächtigung,    und   zwar  schrifüich,   za  er- 
iheilen. 

Diese  Ermächtigang  muss  in  das  öfifentliche  Handelsregister  eingetra- 
gen werden. 

76.  Die  in  der  Yorgeschriebenen  Form  und  mit  den  gesetzlichen  Er- 
fordernissen geführten  Handelsbücher  werden  vor  Gericht  als  Beweismittel 
unter  Kaufleuten  in  Handelssachen  in  der  Art  und  in  den  Fällen,  welche 
in  diesem  Gesetze  angeführt  sind,  zugelassen. 

Die  Eintragungen  in  denselben  haben  Beweiskraft  gegen  die  Elaufleute, 
denen  die  Bücher  gehören,  oder  gegen  ihre  Rechtsnachfolger,  ohne  dass 
ihnen  ein  Gegenbeweis  gestattet  wird,  mit  Ausnahme  des  im  Alinea  2  des 
Art.  69  erwähnten  Falles^),  jedoch  kann  der  Gegner  nicht  diejenigen  Ein- 
tragungen, welche  ihm  günstig  sind,  annehmen,  und  die,  welche  ihm  schaden, 
verwerfen,  sondern  wenn  er  einmal  dieses  Beweismittel  anerkannt  hat,  so 
muss  er  das  kombinirte  Ergebniss,  welches  alle  auf  den  fraglichen  Punkt 
bezüglichen  Eintragungen  aufweisen,  gelten  lassen. 

Die  Handelsbücher  liefern  auch  einen  Beweis  zu  Gunsten  ihrer  Eigen- 
thümer,  wenn  ihr  Gegner  keine  Eintragungen  dagegen  vorbringt,  welche 
in  vorschrifbsmässig  geführten  Büchern  gemacht  sind,  oder  wenn  er  keinen 
anderen  vollgültigen  und  entscheidenden  Gegenbeweis  liefert. 

Trotzdem  hat  in  solchem  Falle  der  Richter  das  Recht,  diesen  Beweis 
zu  würdigen  und,  £ei11s  er  es  für  noth wendig  erachten  sollte,  einen  andern 
ergänzenden  Beweis  zu  verlangen. 

Schliesslich,  wenn  ein  Widerspruch  aus  den  Beweisen  der  Bücher  der 
streitenden  Parteien  entstehen  sollte,  trotzdem  sowohl  die  Bücher  der  einen, 
als  diejenigen  der  andern  Partei  in  der  vorgeschriebenen  Form  und  ohne 
irgend  welchen  Fehler  geführt  sind,  muss  das  Gericht  von  dieser  Art  des 
Beweises  Abstand  nehmen  und  nach  dem  Werthe  der  übrigen  Beweismittel, 
welche  vorgebracht  werden,  erkennen,  indem  es  dieselben  gemäss  den  Ver* 
fügungen  dieses  Gesetzes  in  Betracht  zieht. 

77.  Wenn  es  sich  um  keine  Handelssachen  handelt,  so  können  die 
Handelsbücher  nur  als  Anfang  des  Beweises  dienen  (Art.  193). 

78.  *  Als  Beweismittel  zu  Gunsten  des  ELaufmannes,  können  die  von 
dem  Gesetze  nicht  vorgeschriebenen  Bucher  nicht  dienen,  im  Falle  die  durch 
das  Gesetz  als  erforderlich  erklärten  fehlen  sollten,  es  sei  denn,  dass  letztere 
ohne  Schuld  des  Kaufmannes  verloren  gegangen  sind. 

79.  Damit  die  Handelsbücher  vor  Gericht  ^zugelassen  werden  können, 
müssen  dieselben  in  der  Landessprache  abgefasst  sein;  sollten  dieselben  auslän- 
dischen Kaufleuten  gehören  und  in  anderer  Sprache  geschrieben  sein,  so  sind 
sie  vorher  in  dem  Theile,  welcher  sich  auf  die  Streitfrage  bezieht,  von  einem 
von  Amtswegen  ernannten  DoUmetscher  zu  übersetzen. 

80.  Die  Kaufleute  haben  die  Verpflichtung,  ihre  Handelsbücher 
20  Jahre*)  hindurch,  von  dem  Tage  des  Aufhörens  ihres  Geschäftsbetriebes 
an  gerechnet,  aufzubewahren. 


')  D.  h.  wenn  es  einen  Falliten  betrifft. 
*)  Nach 


,  Nach  Belgischem  Recht  (Art.  19  des  Gesetzes  vom  16.  December  1872, 
s.  unten)  10  Jahre,  ebenso  nach  dem  Französischen  (Art.  11,  cfr.  Bd.  II  S.  583), 
Deutschen  (Art  83,  cfr.  Bd.  11  S.  818  .  Griechischen  (Art.  11,  cfr.  Bd.  II  S.  641), 
Haitianischen  (Art.  11,  cfr.  Bd.  11  S.  776)  H.  G.  B.;  nach  dem  Portugie- 
sischen H.  G.  B.  (Ali  16)  80  Jahre,  während  das  Spanische  (Art.  55),  Boli- 
vianische (Art  54,  s.  unten),  Chilenische  (Art  44,  8.  unten),  Oolumbia- 
uische  (Art  45.  cfr.  Bd.  II  S.  8),  Oosta-Kicanische  (Art  55,  cfr.  Bd.  II  S.  181) 
wid  Guatemalanische  (Art  54,  cfr.  Bd.  11  S.  688)  H.  G.  B.  die  Aufbewahrung 
80  lan^e  fordern,  bis  die  Liquidation  der  Geschäfte  des  Kaufmannes  beendet  ist;  nach 
Brasilianischem  U.  G.  B.  endlich  (Art  10  No.  8,  s.  xmten)  bis  die  aus  den  Ge- 
schäften herzuleitenden  Ansprüche  verjährt  sind. 
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Von  den  Erben  des  Eanfinannes  wird  angenommen,  dass  sie  die  Bücher 
des  Erblassers  in  der  Gewahrsam  haben ,  und  sie  sind  gehalten,  dieselben 
in  der  Form  und  in  der  Abfassung  vorzulegen,  in  welcher  derjenige,  den 
sie  beerbt  haben«  dieselben  geführt  hatte. 

KAPITEL  IV. 
Von  der  Rechnungslegung. 

81.  Ueber  jedes  Handelsgeschäfit  muss  Rechnung  geföhrt  werden. 
Jede  Rechnung  muss  mit  den  Eintragungen  in  den  Bticnem  desienigeo. 
welcher  sie  vorlegt,  übereinstimmen  und  von  den  betreffenden  NachweiscD 
begleitet  sein. 

82.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Geschäftes  oder  einer  auf  einander  fol- 
genden Reihe  von  Handelsgeschäften  sind  die  in  Geschäftsverbindung  stehen- 
den Eaufleute,  jeder  für  sich,  verpflichtet,  Rechnung  über  das  abgeschlossen« 
Geschäft  oder  über  das  am  Ende  eines  jeden  Jahres  sich  ergebende  Konto- 
korrent vorzulegen. 

83.  Jeder  Kaufmann,  welcher  far  fremde  Rechnung  handelt,  ist  ve^ 
pflichtet,  eine  vollständige  und  mit  Belägen  versehene  Rechnung  über  seine 
Kommission  oder  seine  Geschäftsführung  abzulegen. 

84.  Bei  der  Rechnungslegung  ist  jeder  für  den  Theil,  welcher  ihm 
bei  der  Verwaltung  zufiel,  verantwortlich.  Die  Kosten  der  Rechnongs* 
legung  sind  immer  zu  Lasten  des  verwalteten  Vermögens. 

85.  Die  Rechnungslegung  kann  erst  als  erfolgt  angesehen  werden. 
wenn  alle  Fragen,  welche  sich  auf  dieselbe  beziehen,  erledigt  worden  sind. 

86.  Es  wird  angenommen,  dass  derjenige,  welcher  einen  Monat,  toe 
dem  Empfange  einer  Rechnung  an  gerechnet,  verstreichen  lässt,  ohne  die* 
selbe  zu  bemängeln,  die  Richtigkeit  der  Rechnung  ohne  Weiteres  anerkennt, 
vorbehaltlich  des  Gegenbeweises  und  gleichfalls  vorbehaltlich  besonderer 
Bestimmungen  in  gewissen  Fällen  (Art.  557). 

Die  Reklamationen  können  gerichtlich  oder  aussergerichtlich  erfolgen 

87.  Die  Vorlegung  der  Rechnungen  muss  immer  am  Orte  der  Ver- 
waltung geschehen,  falls  nicht  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist 

TITEL  m. 
Von  den  Hülfsagenten  des  Handels. 

88.  Es  werden  als  Hülfsagenten  des  Handels  angesehen,  und  es  sino 
als  solche  bezüglich  der  Handlungen,  welche  sie  in  dieser  Eigenschaft  vor- 
nehmen, den  Handelsgesetzen  unterworfen: 

1.  die  Handelsmäkler; 

2.  die  Auktionskommissare  (rematadores  6  martilleros) ; 

3.  die  Lager-  und  Depotverwalter; 

4.  die  FaKtoren  oder  Handlungsbevollmächtigten   und  die  Handlocgs- 
gehülfen; 

6.  die    Spediteure,    Frachtführer  •  oder   Unternehmer    von    Transport- 
geschäften. 

KAPITEL  L 
Von  den  Handelsmäklern. 

89.  Um  Handelsmäkler  zu  sein,  ist  es  erforderlich,  ein  Jahr  an  einem 
Orte  zu  domiciliren  und  21  Jahre  alt  zu  sein. 
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£s  können  nicht  Handelsmäkler  sein: 

1.  diejenigen,  iB^elche  nicht  Eaufleute  sein  können  (Art.  27  u.  29); 

2.  die  Frauen; 

3.  diejenigen,  welche  früher  Handelsmäkler  waren  und  ihres  Amtes 
entsetzt  worden  sind. 

90.  Jeder  Handelsmäkler  ist  verpflichtet,  sich  bei  dem  Handelsgerichte 
seines  Wohnortes  eintragen  zu  lassen. 

Der  Antrag  auf  Eintragung  hat  zu  enthalten: 

1.  den  Nachweis,  das  erforderliche  Alter  zu  haben; 

2.  den  Nachweis,  länger  als  ein  Jahr  an  dem  Orte,  wo  der  Betreffende 
Handelsmäkler  zu  sein  wünsch t^  domicilirt  gewesen  zu  sein; 

3.  den  Nachweis,  Handel  getrieben  zu  haben,  selbstständig  oder  in  dem 
Etablissement  eines  Handelsmäklers  oder  Grossisten  als  Prokurist 
oder  wenigstens  als  Buchhalter,  mit  treuer  Pflichterfüllung  und 
Ehrlichkeit. 

91.  Bevor  die  Handelsmäkler  die  Ausübung  ihrer  Funktionen  be- 
ginnen können,  müssen  dieselben  vor  dem  Handelsgerichte  ihres  Wohnortes 
einen  Eid  leisten,  die  ihnen  auferlegten  Pflichten  treu  zu  erfüllen. 

92.  Die  Handelsmäkler  müssen  über  alle  Geschäfte,  welche  sie  ver- 
mittelt haben,  eine  genaue  und  geordnete  Buchung  führen,  indem  sie  sich 
von  jedem  einzelnen  derselben,  unmittelbar  nach  dem  Abschluss,  in  einem 
foliirten  Handbuche  Notizen  machen.  Sie  haben  bei  jedem  Artikel  die 
Namen  und  Wohnorte  der  Kontrahenten,  die  Qualitäten,  die  Menge  und  den 
Preis  der  Gegenstände,  über  welche  das  Geschäft  abgeschlossen  wird,  die 
Zeit  und  die  Bedingungen  der  Zahlung,  sowie  alle  Ndbenumstände,  welche 
zur  grösseren  Klarheit  des  Geschäftes  beitragen  können,  aufzunehmen. 

Die  Artikel  sind  in  strenger  Reihenfolge  der  Daten  und  in  fortlaufen- 
der Numerir.ung  von  1  ab,  welche  am  Ende  eines  jeden  Jahres  geschlossen 
wird,  einzuschreiben. 

93.  Bei  Wechselgeschäften  sind  die  Daten,  die  Termine,  die  Fällig- 
keits  Zeiten,  das  Ziel,  auf  welches  dieselben  girirt  sind,  die  Namen  des  Aus- 
stellers, der  Indossanten  und  der  Zahler  und  die  auf  den  Wechsel  bezüg- 
lichen Abreden,  wenn  solche  getroffen  sind,  zu  notiren.    (Art.  904.) 

Bei  Versicherungen  sind  auszudrücken  mit  Bezug  auf  die  Police 
(Art.  1317)  die  Namen  des  Versicherers  und  des  Versicherten,  der  ver- 
sicherte Gegenstand,  der  Werth  desselben  nach  der  zwischen  den  Parteien 
festgesetzten  Abrede,  der  Ort,  wo  verladen  und  gelöscht  werden  soll,  und 
die  Beschreibung  des  Schiffes,  mit  welchem  der  Transport  bewirkt  werden 
^oll,  mit  Angabe  des  Namens  desselben,  der  Matrikel,  der  Flagge,  der 
Tragfähigkeit  und  des  Namens  des  Elapitains. 

94.  Alle  Posten  des  Handbuches  sind  täglich  in  ein  Register  zu  über- 
tragen, indem  sie  wörtlich,  ohne  Verbesserungen,  Abkürzungen  oder  Hinzu- 
fügungen  und  in  derselben  Numerirung,  welche  sie  im  Handbuche  haben, 
abgeschrieben  werden. 

Das  Register  muss  dieselbe  Beschaffenheit  haben,  welche  für  die 
Handelsbücher  in  dem  Art.  65  vorgeschrieben  ist,  widrigenÜEtUs  eine  Geld- 
strafe verwirkt  ist,  deren  Höhe  durch  die  Verordnungen  bestimmt  wird. 

Zum  Zwecke  der  nöthigen  Ermittelungen  kann  die  Vorlegung  des  er- 
wähnten Registers  vor  Gericht  auf  Antrag  der  interessirten  Partei  und  auch 
von  Amtswegen  durch  Verfugung  der  Richter  und  der  Handelsgerichte 
angeordnet  werden. 

95.  Ein  Handelsmäkler  kann  nur  über  das,  was  aus  seinem  Register 
hervorgeht  und  sich  auf  dasselbe  bezieht,  ein  Attest  ertheilen. 
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Nur  Kraft  des  Mandates  einer  zuständigen  Behörde  kann  er  das. 
Tvas  er  in  Bezug  auf  die  Geschäfte  seines  Amtes  gesehen  und  gehört  hau 
attestiren. 

96.  Der  Handelsmäkler,  welcher  im  Widerspruch  mit  dem,  was  au» 
seinen  Büchern  hervorgeht,  ein  Attest  ertheilt,  muss  abgesetzt  werden  und 
verfällt  in  die  Strafen  für  das  Vergehen  des  Betruges. 

97.  Die  Handelsmäkler  müssen  sich  vor  Allem  yon  der  Identität  der 
Personen,  zwischen  denen  sie  Geschäfte  vermitteln,  und  von  ihrer  gesetz- 
lichen Fähigkeit,  dieselben  abzuschliessen,  überzeugen. 

Wenn  sie  wissentlich  einen  Vertrag,  welcher  von  einer  Person  ab- 
geschlossen worden  ist,  die  nach  dem  Gesetze  nicht  dazu  fähig  war,  ver- 
mittelt haben,  so  sind  sie  für  die  Nachtheile  verantwortlich,  welche  direk; 
und  unmittelbar  aus  der  Unfähigkeit  des  Kontrahenten  entstehen. 

98.  Die  Handelsmäkler  sind  für  die  Zahlungsfähigkeit  der  Kontrahenten 
nicht  verantwortlich,  noch  können  sie  sich  hierfür  verantwortlich  machen. 
Jedoch  bürgen  sie  bei  den  Negociationen  von  Wechseln  und  indossirbareD 
Werthen  für  die  wirkliche  Uebergabe  der  Urkunde  an  den  Empfanger  ood 
für  diejenige  der  Valuta  an  den  Cedenten,  femer  sind  sie  verantwortlich  {ai 
die  Echtheit  der  Unterschrift  des  letzten  Cedenten,  wenn  nicht  in  dem  Ver- 
trage ausdrücklich  verabredet  worden  ist,  dass  die  Betheiligten  die  Uebe^ 
gäbe  direkt  bewirken. 

99.  Die  Handelsmäkler  haben  die  Geschäfte  mit  Genauigkeit,  Pracision 
und  Klarheit  vorzuschlagen,  indem  sie  sich  hüten  müssen,  falsche  Voraas- 
Setzungen  aufzustellen,  welche  die  Kontrahenten  in  einen  Irrthum  versetzen 
können. 

Wenn  sie  durch  ein  solches  Mittel  einen  Kaufinann  veranlassen. 
einen  nachtheiligen  Vertrag  einzugehen,  so  sind  sie  für  den  venirsachten 
Schaden  verantwortlich. 

100.  Als  fedsche  Voraussetzungen  werden  angesehen,  ein  Handels- 
objekt unter  anderer  Qualität,  als  ihm  nach  dem  allgemeinen  Handelsbräuche 
zuertheilt  wird,  proponirt  und  eine  falsche  Angabe  über  den  Preis,  den  die 
Sache,  auf  welche  sicjh  das  Geschäft  bezieht,  als  laufenden  am  Platze  hat, 
gemacht  zu  haben. 

101.  Sie  haben  über  Alles,  was  die  ihnen  übertragenen  Geschäfte 
betrifft,  absolutes  Stillschweigen  zu  bewahren  unter  der  strengsten  Verant- 
wortlichkeit für  die  Nachtheile,  welche  im  Unterlassungsfalle  eintreten. 

102«  Bei  den  durch  ihre  Vermittelung  erfolgten  Verkäufen  haben  sie 
die  Verpflichtung,  bei  der  Uebergabe  der  verkauften  Waaren  gegenwärtig 
zu  sein,  im  Falle  die  Betheiligten  oder  einer  derselben  es  verlangen. 

In  gleicher  Weise  sind  sie  verpflichtet,  fieills  die  Kontrahenten  sie  nicht 
ausdrücklich  davon  entbinden,  die  Muster  aller  Waaren,  welche  durch  ihre 
Vermittelung  verkauft  sind,  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  Ablieferung  aufzu- 
bewahren, indem  sie  die  nöthigen  Vorkehrungen  zu  treffen  haben,  damit  die 
Identität  derselben  bewiesen  werden  kann. 

103.  Binnen  24  Stunden  nach  Abschluss  des  Vertrages  müssen  die 
Handelsmäkler  jedem  der  Kontrahenten  einen  Auszug  von  der  in  ihrem 
Register  über  das  abgeschlossene  Geschäft  gemachten  Eintragung  aushändigen- 

Dieser  Auszug  muss  sich  auf  das  Register,  nicht  auf  das  Handbach 
beziehen. 

Wenn  der  Handelsmäkler  denselben  nicht  binnen  24  Stunden  abliefert, 
verliert    er   das   Recht,    welches   er    bezüglich    seiner   Kommissionsgebfihr 
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rlangt    hat,   nnd  bleibt   zum   Ersätze   der   Schäden   und  Nachtheile   ver- 
.flichtet.i) 

104.  Bei  den  Geschäften,  bei  denen  nach  Abrede  der  Parteien  oder 
lach  gesetzlicher  Bestimmung  ein  schriftlicher  Vertrag  aufgesetzt  werden 
nuss,  hat  der  Handelsmäkler  die  Verpflichtung^  bei  der  Unterzeichnung 
desselben  Ton  Seiten  aller  Kontrahenten  gegenwärtig  zu  sein  und  am  Fusse 
lesselben  zu  bescheinigen,  dass  er  mit  seiner  Vermittlung  gemacht  wurde, 
ndem  er  ein  Exemplar  davon  an  sich  nimmt  und  unter  seiner  Verantwort- 
lichkeit aufbewahrt 

105.  Im  Falle  des  Todes  oder  der  Absetzung;  eines  Handelsmäklers 
hat  die  Syndikatskammer  oder,  wo  eine  solche  nicht  vorhanden  ist,  der 
Syndikus  des  Handelsgerichtes  von  Amtswegen  und  unter  ihrer  (resp.  seiner) 
Verantwortlichkeit  die  Register  des  verstorbenen  oder  abgesetzten  üandels- 
mäklers  an  sich  zu  nehmen  und  sie  dem  betreffenden  Handelsgerichte  zu 
abergeben. 

106.  Den  Handelsmäklern  ist  verboten: 

1.  jede  Art  von  Geschäften  und  Handelsbetrieb,  weder  direkt,  noch 
indirekt,  in  eigenem  oder  fremdem  Namen,  femer  eine  Gesellschaft 
irgend  welcher  Art  und  Benennung  zu  bilden  und  an  Handels- 
schiffen oder  an  ihren  Ladungen  Antheil  zu  haben,  bei  Strafe 
des  Verlustes  ihres  Amtes  und  der  Nichtigkeit  des  Vertrages; 

2.  den  Auftrag  zu  übernehmen,  Gelder  einzuziehen  und  Zahlungen  für 
fremde  Rechnung  zu  leisten,  bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  Amtes; 

3.  für  sich  oder  für  eine  Person  ihrer  engeren  Familie  die  Gegen- 
stände zu  erwerben,  mit  deren  Verkauf  sie  beauftragt  sind,  oder 
diejenigen»  welche  ihnen  zum  Verkauf  an  einen  anderen  ELandelsmäkler 
übergeben  worden  sind,  selbst  wenn  sie  den  Einwand  erheben,  dass 
sie  die  einen  oder  die  anderen  für  ihren  Privatverbrauch  kaufen, 
bei  Strafe  der  Suspendirung  vom  Amte  oder  des  Verlustes  desselben, 
nach  Ermessen  des  Gerichts,  je  nach  der  Wichtigkeit  des  Falles. 

107.  In  die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  nicht  mit 
einbegriffen  die  Erlangung  von  Staatsschuldscheinen  und  Aktien  anonymer 
Gesellschaften,  bei  welchen  sie  jedoch  weder  als  Direktoren  oder  Verwalter, 
noch  als  Geranten,  unter  welchem  Titel  es  auch  sei,  fungiren  dürfen. 

108.  Jede  Garantie,  jedes  Aval  oder  jede  Bürgschaft,  welche  von  einem 
Handelsmäkler  über  den  Vertrag  oder  das  durch  seine  Vermittelung  ab- 
geschlossene Geschäft  geleistet  worden  sind,  sei  es,  dass  dieselben  in  dem 
Vertrage  selbst  enthalten  sind  oder  getrennt  erfolgen,  sind  nichtig  und  ohne 
jede  Wirkung  vor  Gericht. 

109.  Ebenso  ist  den  Handelsmäklern  verboten: 

1.  unerlaubte  oder  von  Rechtswegen  für  unzulässig  erklarte  Verträge 
zu  vermitteln,  sei  es,  dass  der  Grund  hierzu  in  der  Person  der 
Kontrahenten  oder  in  der  Natur  der  Sache,  welche  den  Gegenstand 
des  Vertrages  bildet,  oder  in  den  Abreden  oder  Bedingungen,  welche 
vereinbart  worden  sind,  liegt; 

^)  £beii80  nach  dem  Brasilianischen  H.  G.  B.  (Art  58,  s.  unten),  nur  beträgt 
oie  Frist  48  Stunden.  Nach  dem  Chilenischen  H.  Qt,  B.  (Art.  56  No.  6,  s.  unten) 
beträgt  die  Frist  24  Standen,  jedoch  ist  für  den  Unterlassungsfall  keine  Bestimmung 
getroffen.  Nach  dem  Bolivianischen  fl.  ö.  B.  (Art  86,  s.  unten)  betr&gt  die  Frist 
^4  Standen,  versäumt  der  Mäkler  diese  Frist,  so  wird  er  das  erste  Mal  in  eine  Geld- 
strafe von  20—200  Pesos  genommen,  welche  Strafe  beim  zweiten  Male  verdoppelt  wird, 
^nd  beim  dritten  Male  verliert  er  sein  Amt.  Die  gleiche  Bestimmang  enthält  das 
Colambianische  H.  G.  B.  (Art  71,  cfr.  Bd.  II  S.  11),  nur  ist  eine  Geldstrafe  von 
100  Pesos  angedroht 
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2.  Wechsel  oder  Werthe  anderer  Art  und  Waaren,  die  von,  an  dem 
Platze  nicht  bekannten  Personen  herrühren,  vorzuschlagen,  wenu  sie 
nicht  wenigstens  einen  Kaufmann  nachweisen,  der  die  Identität  der 
Person  verbürgt; 

3.  Verkaufsverträge  von  E£Fekten  oder  Negociationen  von  Wechseln  za 
vermittebi,  welche  einer  Person  gehören,  die  ihre  Zahlungen  ein- 
gestellt hat. 

110.  Derjenige  Handelsroäkler,  dessen  Bücher  ohne  die  in  Art.  ^ 
aufgeführten  Förmlichkeiten  vorgefunden  werden  oder  in  dessen  Büchern  irgeixi 
ein  in  den  Art.  92  und  93  erwähnter  Umstand  fehlt,  ist  zur  EntschädiguD^ 
der  Nachtheile  verpflichtet  und  bleibt  3  bis  6  Monate  vom  Amte  suspcDdin. 
Im  Rückfalle  wird  er  abgesetzt. 

111.  Derjenige  Bandeismäkler,  welcher  bei  der  Ausübung  seiüer 
Funktionen  sich  eines  Dolus  oder  eines  Betruges  schuldig  macht,  wird  Vüa  I 
Amtswegen  abgesetzt  und  ist  dem  betreffenden  strafrechtlichen  VerJEahrea! 
unterworfen. 

Derselben  Strafe  und  Entschädigung  sind  je  nach  den  Umständen  und 
nach  dem  Ermessen  des  Gerichtes  diejenigen  Handelsmäkler  unterworfen, 
welche  gegen  die  Veifögungen  des  gegenwärtigen  Kapitels  Verstössen,  in 
denen  keine  besondere  Strafe  festgesetzt  worden  ist. 

112.  Die  Handelsgerichte  setzen  nach  Vorschlag  der  Syndikatskammer 
einen  Tarif  der  Gebühren  fest,  welche  den  Handelsmäklern  für  die  von  ilmen 
vermittelten  Verträge  zukommen. 

Jede  Art  dieser  Gebühr  (Eourtage)  muss  pro  rata  von  den  ParteieD 
bezahlt  werden,  falls  keine  entgegengesetzte  Abrede  vorliegt 

113.  Der  Handelsmäkler,  welcher  fallirt,  wird  von  seinen  Fanktionen 
suspendirt  und  kann  sogleich  durch  das  Gericht  abgesetzt  werden  (Art.  15'^ 

KAPITEL  IL 
Von  den  Auktionskommis^aren  (Rematadores  ö  maitilleros). 

114.  Um  Auktionskommissar  zu  sein,  sind  dieselben  Eigenschaftes 
und  Voraussetzungen  erforderlich,  wie  bei  den  Handelsmäklern. 

Auf  die  Auktionskommissare  sind  die  Verfügungen  der  Art  90,  91. 
106,  107  und  111  anwendbar. 

115.  Die  Auktionskommissare  müssen  im  Voraus  die  G^nstände. 
welche  verkauft  werden  sollen,  mit  Bezeichnung  des  Tages  und  der  Stunde,  zu 
welcher  die  Versteigerang  stattfindet,  ankündigen. 

116.  Der  Auktionskommissar  muss  die  guten  und  schlechten  Eigen- 
schaften» das  Gewicht  und  das  Maass  der  zu  verkaufenden  G^enstände  mit 
Genauigkeit  anheben. 

117«  Kern  Auktionskommissar  darf  ein  Gebot  durch  ein  Zeichen 
zulassen,  noch  ein  Mehrgebot  verkünden,  ohne  dass  der  Mehrbietende  es 
mit  lauter  und  vernehmbarer  Stimme  ausgesprochen  hat. 

118.  Der  Auktionskommissar  hat  das  Recht,  die  Versteigerung  voll- 
ständig aufzuheben  und  zu  verschieben,  wenn  die  Gebote  den  Preis,  der 
limitirt  ist,  und,  in  Ermangelung  eines  Limitums,  denjenigen  Preis,  welchen 
er  für  angemessen  hält,  nicht  erreichen. 

Für  einen  angemessenen  Preis  wird  ein  solcher  erachtet,  der  keinen  in 
grossen  Verlust  verursacht. 

119.  In  jedem  Auktionslokale  müssen  noth wendigerweise  3  Bucher 
geführt  werden: 

1.  ein  tägliches  „Eingangsbuch"  („diario  de  entradas"),  in  ^^^^' 
nach  Daten   geordnet,   ohne  Einschaltungen,    Verbesserungen  oder 
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Radirungen,  die  einzelnen  Gegenstände  und  die  empfangenen  Effekten 
einzutragen  sind,  mit  Bezeichnung  der  Quantitäten,  der  Stückzahl, 
oder  des  Gewichtes,  ihrer  Marken  und  Zeichen,  der  Personen,  von 
denen  sie  empfangen  worden  sind  und  für  deren  Rechnung  sie  ver- 
kauft werden  sollen,  ferner  ob  die  Waaren  garantirt  worden  sind 
oder  nicht; 

2.  ein  tägliches  „Ausgangsbuoh^  („diario  de  salidas^),  in  welchem 
Tag  f&r  Tag  die  Verkäufe,  sowie,  für  wessen  Rechnung  und  Auftrag, 
und  an  wen  sie  erfolgen,  der  Preis  und  die  Zahlungsbedingungen 
und  sonstige  Erläuterungen,  welche  nothwendig  erscheinen,  auf- 
geführt werden; 

3.  ein  „Kontokorrentbuch"  („libro  de  cuentas  corrientes*^^ 
zwischen  dem  Auktionskommissar  und  jedem  einzelnen  seiner  Au> 
traggeber. 

Auf  diese  Bücher  sind  die  Bestimmungen  der  Art.  65  und  67  anwendbar, 
auch  kann  ihre  Vorlegung  vor  Gericht,  wie  diejenige  der  Bücher  der 
Handelsmäkler,  gefordert  werden  (Art.  94). 

120.  Nach  geschehener  Versteigerung  hat  der  Auktionskommissar 
dem  Auftraggeber  binnen  3  Tagen  eine  unterschriebene  Rechnung  von  den 
verkauften  Uegenständen,  ihrem  Preise  und  den  übrigen  Umständen  auszu- 
händigen, und  binnen  8  Tagen  nach  der  Versteigerung  muss  er  die  Zahlung 
des  liquiden  Ueberschusses,  welcher  für  ihn  resultirt,  stattfinden  lassen. 

Wenn  von  Seiten  des  Auktionskommissars  eine  Verzögerung  eintritt, 
so  kann  der  Auftraggeber  ihn  zur  Zahlung  exekutivisch  vor  dem  zuständigen 
Richter  zwingen,  und  in  solchem  Falle  verliert  der  Auktionskommissar 
seine  Kommissionsgebühr. 

121.  Die  AuKtionskommissare  können  in  keinem  Falle  ohne  schrift- 
liche Ermächtigxmg  des  Auftraggebers  auf  Kredit  oder  auf  Zeit  verkaufen. 

122.  Die  Auktionskommissare  werden,  wenn  sie  ihr  Amt  innerhalb 
ihrer  eigenen  Häuser  oder  ausserhalb  derselben  ausüben,  im  Falle  die  Eigen- 
thümer  der  zu  verkaufenden  Waaren  nicht  gegenwärtig  sind,  als  wirk- 
liche Konsignatäre  angesehen  und  sind  als  solche  den  Verfügungen  des 
Kapitels:.  „Von  den  Kommissionen  oder  Konsignationen",  unterworfen. 

123.  Die  Handelsgerichte  haben  einen  Tarif  derjenigen  Gebühren 
festzusetzen,  welche  Mangels  besonderer  Abrede  den  Auktionskommissaren 
sowohl  für  den  Verkauf,  als  für  die  Garantie,  falls  eine  solche  im  Allgemeinen 
vereinbart  ist,  zukommen. 


KAPITEL  m. 
Von  den  Lager-  und  Depotverwaltern. 

124.     Die  Lager-  und  Depot  Verwalter  sind  verpflichtet: 

1.  ein  Buch,  mit  den  im  Art.  65  vorgeschriebenen  Erfordernissen,  zu 
führen,  ohne  leere  Zwischenräume  zu  lassen  und  ohne  Ein- 
schaltungen, Radirungen  oder  Verbesserungen  zu  machen; 

2.  in  dieses  Buch,  nach  Zahlen  geordnet  und  in  chronologischer  Reihen- 
folge der  Ta^,  Monate  und  Jahre,  alle  Waaren,  welche  sie 
empfangen,  einzutragen,  indem  sie  genau  die  Qualität  und  Menge 
der  Waaren,  die  Namen  der  Personen,  welche  ihnen  dieselben  ge- 
sandt haben,  und  an  welche  sie  dieselben  abliefern  sollen,  mit  den 
etwaigen  Marken  und  Nummern  und  entsprechender  Angabe  ihrer 
Ablieferung  aufzeichnen; 
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3.  bezügliche  Empfangsscheine  auszuhändigen,  welche  die  Qualität,  die 
Menge,  die  IsTummem  und  Marken  enthalten,  indem  sie  beim 
Empfieinge  diejenigen  Gegenstände,  welche  gewogen,  gemessen  oder 
gezählt  werden  können,  sogleich  wiegen,  messen  und  zählen  lassen: 

4.  die  Waaren,  welche  sie  empfangen,  wohl  geschützt  aufzubewahren 
und  zu  sorgen,  dass  dieselben  nicht  verderben,  indem  sie  za  diesem 
Zwecke  für  Rechnung  des  Eigenthümers  dieselbe  Sorg&lt  und  die- 
selben Kosten  darauf  verwenden,  als  wenn  die  Waaren  ihre  eigenen 
wären ; 

5.  den  Käufern  im  Auftrage  der  Eigenthümer  die  deponirten  Gegen- 
stände oder  Effekten  zu  zeigen. 

125.  Die  Lager-  und  Depotverwalter  sind  den  Interessenten  gegen- 
über für  die  schnelle  und  zuverlässige  Ablieferung  der  Waaren,  welche  sie 
empfangen  haben,  verantwortlich,  bei  Gefängnissstrafe,  im  Falle  sie  dieselbe 
nicht  binnen  24  Stunden,  nachdem  sie  dazu  gerichtlich  mit  den  betreffenden 
Empfangsscheinen  aufgefordert  worden  sind,  bewirkt  haben. 

126.  Es  ist  sowohl  dem  Verkäufer,  als  dem  Käufer  der  in  den  Lager- 
häusern oder  Depots  vorhandenen  Waaren  gestattet,  zu  verlangen,  dass  im 
Augenblicke  der  Herausbeforderung  die  Waaren  wieder  gewogen  oder  geeahh 
werden,  ohne  dass  sie  verpflichtet  sind,  für  diese  Bemühung  irgend  etwas 
zu  bezahlen. 

127.  Die  Lager-  und  Depotverwalter  sind  für  die  innerhalb  ihrer 
Lagerhäuser  oder  Verkaufslokali täten  vorgekommenen  Entwendungen  ver- 
antwortlich, es  sei  denn,  dass  dieselben  durch  höhere  Gewalt  veriirsachi 
sind,  was  unmittelbar  nach  dem  Ereignisse,  unter  Hinzuziehung  der 
Lateressenten  oder  ihrer  Vertreter,  festzustellen  ist. 

128.  In  gleicher  Weise  sind  öie  den  Interessenten  gegenüber  für  die 
Veruntreuungen  oder  Unterlassungen  ihrer  Faktoren,  Hanalungsbevollmäch- 
tigten  oder  -Gehülfen,  sowie  für  die  Nachtheile,  welche  denselben  durch 
mangelhafte  Sorgfalt  bei  Erfüllung  der  ihnen  im  Art.  124  No.  4  aufexlegteD 
Verpflichtungen  entstehen,  verantwortlich. 

129.  In  allen  Fällen,  in  denen  sie  verpflichtet  sind,  den  Parteien  das 
Manco  bei  den  Waaren  oder  irgend  welche  andere  Schäden  zu  ersetzen,  hat 
die  Abschätzung  durch  sachverständige  Schiedsrichter  stattzufinden. 

130.  Die  Lager-  und  Depotverwalter  haben  das  Recht,  die  vereinbarte 
Entschädigungssumme  oder,  in  Ermangelung  einer  Abrede,  die  sonst  übliche 
Summe  zu  fordern,  indem  sie  sich,  so  lange  die  Zahlung  nicht  erfolgt,  der 
Ablieferung  der  Waaren  widersetzen  können. 

Wenn  jedoch  Veranlassung  zu  irgend  einer  Reklamation  gegen  sie  vor- 
liegen sollte  (Art.  127  und  128),  so  haben  sie  nur  das  Recht,  zu  verlangen, 
dass  die  ihnen  zukommende  Entschädigungssumme  oder  das  Oen&h 
deponirt  werde. 

131.  Die  Lager-  und  Depotverwalter  haben  ein  Vorrecht  und  ein 
Retentionsrecht  bezüglich  der  in  ihren  Lagerhäusern  oder  Verkaufslokalitäten 
vorhandenen  Waaren,  sobald  der  Kaufmann,  welcher  Eigenthümer  derselben 
ist,  fallirt,  um  die  Bezahlung  der  Gebuhren  und  der  zu  ihrer  Aufbewahrung 
verauslagten  Kosten  zu  erlangen,  und  zwar  mit  dem  Vorzuge,  welcher  in 
dem  Titel:  „Von  den  verschiedenen  Klassen  der  Forderungen  und  ihrer 
Rangordnung",  festgestellt  ist. 

132.  Die  Verfugungen  des  Titels:  „Von  der  Niederlegung  (Depositum)", 
sind  auch  auf  die  Lager-  und  Depotverwalter  anwendbar. 
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KAPITEL  IV. 

Von  den  Faktoren  oder  Handlungsbevollmächtigten  und  den 
Handlungsgehülfen. 

133.  Faktor  heisst  derjenige,  welchen  ein  Kaufmann  mit  der  Ver- 
waltung seiner  Geschäfte  oder  mit  der  Leitung  eines  besonderen  Etablisse- 
ments beauftragt. 

Niemand  kann  Faktor  sein,  der  nicht  die  gesetzliche  Fähigkeit  hat, 
einen  anderen  zu  vertreten  und  sich  für  ihn  zu  verpflichten. 

134.  Jeder  Faktor  muss  durch  eine  specielle  Ermächtigung  des  Auf- 
traggebers oder  desjenigen,  für  dessen  Rechnung  der  Handel  getrieben  wird, 
zu  einem  solchen  bestellt  werden. 

Diese  Vollmacht  tritt  erst  von  dem  Tage  an  in  Krafi,  an  welchem  sie 
in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 

135.  Mangels  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Er- 
fordernisse, wird  nur  zwischen  dem  Prinzipal  und  seinem  Faktor,  aber  nicht 
in  Betreff  dritter  Personen,  mit  denen  kontrahirt  worden  ist,  eine  Beziehung 
geschaffen. 

136-  Die  unter  allgemeinen  Ausdrücken  eingesetzten  Faktoren  werden 
für  alle  Handlungen,  welche  die  Leitung  des  Etablissements  erfordert,  als 
bevollmächtigt  angesehen. 

Der  Eigenthümer,  welcher  diese  Befugnisse  einschränken  will,  muss 
die  BeschranKungen,  welchen  sich  der  Faktor  zu  unterwerfen  hat,  in  der 
Vollmacht  ausdrücken. 

137.  Die  Faktoren  müssen  das  Geschäft  im  Namen  ihrer  Auftraggeber 
ausführen. 

In  allen  Urkunden,  welche  sie  in  Geschäften  derselben  unterschreiben, 
müssen  sie  ausdrücken,  dass  sie  mit  Vollmacht  der  Person  oder  Gesell- 
schaft, welche  sie  vertreten,  unterzeichnen. 

138.  Wenn  die  Faktoren  nach  den  Bestimmungen  des  vorhergehenden 
Artikels  handeln,  so  &llen  alle  Verpflichtungen,  welche  sie  eingehen,  auf  die 
Auftraggeber  zurück. 

Die  Klagen,  welche  zu  dem  Zweck  eingeleitet  werden,  sie  zur  Er- 
füllung ihrer  Verpflichtungen  anzuhalten,  können  nur  gegen  das  Vermögen 
des  Etablissements  gerichtet  werden  und  nicht  gegen  das  eigene  Vermögen 
des  Faktors,  es  sei  denn,  dass  beide  so  mit  einander  verschmolzen  sind, 
dass  sie  nicht  leicht  von  einander  getrennt  werden  können. 

139.  Die  von  dem  Faktor  eines  Handlungshauses  und  einer  Fabrik, 
welche  notorisch  einer  bekannten  Person  oder  Gresellschaft  gehören,  abge- 
schlossenen Verträge,  werden  als  für  Rechnung  des  Eigenthümers  des  be- 
treffenden Bandlungshanses  abgeschlossen  betrachtet,  wenn  auch  der  Faktor 
dies  zur  Zeit  des  Abschlusses  nicht  erklärt  hat,  sobald  sich  nur  diese  Ver- 
träge auf  Gegenstände  beziehen,  welche  in  dem  Geschäfte  oder  Handels- 
betriebe des  Unternehmens  einbegriffen  sind,  oder  sobald,  auch  wenn  sie 
anderer  Natur  sind,  hervoi^eht,  dass  der  Faktor  im  Auftrage  seines  Macht- 
gebers gehandelt  hat,  oder  ersichtlich  ist,  dass  dieser  seine  Handlungs- 
weise in  bestimmten  Ausdrücken  oder  durch  ^  positive  Thatsachen,  welcne 
eine  gesetzliche  Vermuthunff  zulassen,  gebilligt  hat. 

140.  Ausser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen  Fällen 
verpflichtet  jeder  von  einem  Faktor  in  eigenem  Namen  abgeschlossene  Ver^ 
trag  denselben  direkt  derjenigen  Person  gegenüber,  mit  welcher  er  kon- 
trahirt hat. 

Wenn  jedoch  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Auftraggebers  des  Faktors 
geschlossen  worden  ist  und  der  andere  Kontrahent   dies  beweisen  sollte,    so 
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hat   derselbe   die  Wahl,  seine  Klage   gegen   den  Faktor  oder  gegen  seinen 
Prinisipal,  aber  nicht  gegen  Beide  zu  richten.^) 

141.  Die  Miteigen thfimer  eines  Handlungshauses,  auch  wenn  sie  nicht 
Socieu  sind,  haften  solidarisch  für  die  von  ihrem  Faktor  eingegangenen  Ter* 
pälobtungen. 

Dasselbe  gilt  f&r  die  Erben  des  Prinzipals,  nachdem  sie  die  Erbschaft 
äugen onsmen  haben. 

142.  Kein  Faktor  dai-f  für  eigene  Rechnung  negociren,  noch  sich  anter 
eigenem  oder  fremdem  Namen  an  solchen  Negociationen  betheiligen ,  welche 
von  derselben  Art,  wie  die  ihm  übertragenen,  sind,  es  sei  denn,  dass  er 
hierzu  die  ausdrückliche  Einwilligung  seines  Prinzipals  hätte. 

Sollte  er  es  dennoch  thun,  so  sind  die  Yortheile  für  Rechnung  des 
PrinzijiaU,  ohne  dass  dieser  für  die  Verluste  verantwortlich  ist 

l43'  Die  Prinzipale  sind  der  Verpflichtungen,  welche  die  Faktoren  in 
ihrem  Namen  eingehen,  nicht  enthoben,  auch  wenn  sie  nachweisen,  dass 
solche  aus  einem  bestimmten  Geschäfte  ohne  ihren  Auftrag  hervorgegangeD 
sind,  i^obald  nur  der  Faktor  entsprechend  der  Vollmacht,  auf  Ghmnd  deren 
€r  gehandelt  hat,  zum  Abschluss  eines  solchen  Geschäftes  ermächtigt  war, 
und  sobald  dieses  Geschäft  denjenigen  entspricht,  welche  das  unter  seiner 
Leitung  stehende  Handlungshaus  sonst  zu  machen  pflegt. 

Die  Prinzipale  können  sich  auch  nicht  der  Erfüllung  der  durch  die 
Faktoren  eingegangenen  Verpflichtungen  entziehen,  unter  dem  Verwände, 
dass  letztere  ihr  Vertrauen  gemissbraucht  oder  die  ihnen  übertragenen  Be- 
fugni^^e  überschritten  hätten,  oder  dass  sie  die  für  ihre  Prinzipale  erwo^ 
beneo  Waaren  in  ihrem  Nutzen  verbraucht  hätten,  vorbehaltlich  ihrer  Klage 
gegen  die  Faktoren  auf  Schadloshaltung. 

144-  Die  Geldstrafen,  in  welche  der  Faktor  wegen  Uebertretung  der 
Gesetze  oder  der  fiskalischen  Verordnungen  bei  der  Ausübung  der  ihm  an- 
veitmuten  Geschäfte  verfallt,  werden  von  dem  Vermögen,  welches  er  ver- 
waltetf  ohne  Weiteres  eingezogen,  unbeschadet  des  Rechtes  des  Eigenthümers 
gegQD  den  Faktor,  im  Falle  dieser  die  Handlungen,  welche  die  Geldstrafe 
veranlasst  haben,  verschuldet  hat. 

145*  Die  Befugnisse  eines  Faktors  hören  mit  dem  Tode  des  Ei^n- 
thümersj  so  lange  ihm  die  Vollmachten  nicht  entzogen  worden  sind,  mcht 
auf;  jedoch  Jst  dies  wohl  der  Fall,  wenn  letzterer  sein  Etablissement  ver- 
äussert. 

Jedoch  haben  die  Verträge,  welche  der  Faktor  abschliesst,  bevor  er 
von  dem  Widerruf  oder  der  Veräusserung  in  gesetzlicher  Weise  Eenntniss 
erlangt  hat,  verbindliche  Kraft. 

148i  Die  Faktoren  haben  in  Betreff  des  Handlungshauses,  welches  sie 
verwalten,  dieselben  Vorschriften  bei  der  Buchführung  zu  befolgen,  welche 
im  Allj^emeinen  für  die  Kaufleute  vorgeschrieben  sind  (Art.  55  flg.). 

147'  Der  Leiter  eines  Handelsetablissements  oder  einer  Fabrik,  der 
bevollmächtigt  ist,  dieselben  für  fremde  Rechnung  zu  verwalten,  zu  leiten  und 
über  ADgelegenheiten,  welche  darauf  Bezug  hal^n,  Verträge  abzuschliessen, 
mögen  ihm  grössere  oder  geringere  Befugnisse,  je  nachdem  es  der  Eigenthümer 
für  voi  theilhaft  gehalten  hat,'  ertheilt  sein,  bat  bezüglich  der  Vertilgungen 
diesem  Kapitels  nur  die  gesetzliche  Qualität  eines  HandlungsbevoUmächtigtea 

Die  übrigen  Handlungsgehülfen,  welche  die  Kaufleute  mit  festem  Ge- 
halt zur  Hülfe  in  ihrem  Geschäft  anzustellen  pflegen,  haben  keine  Befugniss, 


h  Die  Art.  136—140  entsprechen  wörtlich  den  Art.  175—179  des  Spanische; 
H.  Ü.  B.  und  auch  den  Art.  189—148  des  Colnmbianischen  H.  G.  ß.  (cfr.  Bd.  II 
S.  20  uinl  21). 
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Verträge  abzaschliessen  und  sich  fftr  ihre  Prinzipale  zu  verpflichten,  es  sei 
denn,  dass  ihnen  eine  Vollmacht  ausdrücklich  für  diejenigen  Handelsunter* 
nehmungen,  denen  sie  sich  besonders  zu  widmen  haben,  ertheilt  worden  ist, 
und  dass  die  so  Bevollmächtigten  die  nöthige  gesetzliche  Fähigkeit  besitzen, 
nm  rechtsgültig  kontrahiren  zu  können. 

14B.  Derjenige  Kaufmann,  welcher  einen  Handlungsgehülfen  seines 
Hauses  mit  der  ausschliesslichen  Leitung  der  Verwaltung  eines  Theiles  des- 
selben betraut,  wie  z.  B.  mit  dem  Ausstellen  von  Wechseln,  der  Einziehung 
und  dem  Empfang  von  Geldbeträgen  unter  eigener  Unterschrift,  oder  anderen 
ähnlichen  Verrichtungen,  bei  welchen  es  nöthig  ist,  Dokumente  zu  unter- 
schreiben, welche  eine  Verpflichtung  und  ein  Klagerecht  in  sich  schliessen, 
ist  verpflichtet,  demselben  lür  alle  Handlungen,  die  in  dem  erwähnten  Auf- 
trage einbegriffen  sind,  eine  besondere  Vollmacht  zu  ertheilen,  welche  in 
Gemässheit  der  Vorschriften  des  Art.  134  aufzusetzen  und  einzutragen  ist. 

Es  ist  somit  den  Handlungsgehülfen  nicht  gestattet,  Wechsel  auszu- 
stellen, zu  acceptiren  oder  zu  indossiren,  eine  Quittung  auf  dieselben  zu 
setzen,  noch  irgend  eine  andere  Belastungs-  oder  Entlastungsurkunde  über 
die  Handelsgeschäfte  ihrer  Prinzipale  zu  unterschreiben,  es  sei  denn,  dass 
sie  mit  der  dazu  nöthigen,  gesetzbch  eingetragenen  Vollmacht  versehen  sind. 

148.  Ungeachtet  der  Vorschrift  des  vorhergehenden  Artikels  wird  jeder 
Ueberbringer  einer  Urkunde,  in  welcher  über  den  Empfang  einer  geschuldeten 
Summe  quittirt  ist,  als  bevollmächtigt  angesehen,  diese  Summe  m  Empfang 
zu  nehmen. 

150.  Wenn  ein  Kaufinann  an  seine  Geschäftsfreunde  ein  üirkular  ab- 
sendet, in  welchem  er  anzei^,  dass  ein  Handlungsgehülfe  seines  Hauses  für 

Sewisse  Unternehmungen  seines  Geschäftsbetriebes  bevollmächtigt  ist,  so  sind 
ie  von  demselben  mit  den  Personen,  an  welche  das  Cirkular  gerichtet  wai-, 
abgeschlossenen  Verträge  rechtsgültig  und  bindend,  insoweit  dieselben  sich 
auf  den  Theil  der  Verwaltung  beziehen,  welcher  ihm  anvertraut  ist. 

Eine  gleiche  Anzeige  ist  nothwendig,  damit  die  von  den  Handlungs- 
gehülfen unterschriebenen  Briefe  der  Kaufleute  für  die  schriftlich  eingegan- 
genen Verpflichtungen  verbindliche  ^raft  haben. 

151.  Die  Verfugung  der  Art.  137,  138,  140,  143,  144,  145  und  146 
ist  in  gleicher  Weise  auf  diejenigen  Handlungsgehülfen  anwendbar,  welche 
bevollmächtigt  sind,  eine  Handelsuntemehmung  oder  irgend  einen  Theil  des 
Geschäftsbetriebes  ihrer  Prinzipale  zu  leiten. 

152.  Die  Handlungsgehülfen,  welche  damit  betraut  sind,  en  detail  in 
Läden  oder  öffentlichen  Waarenlagern  zu  verkaufen,  werden  als  bevollmäch- 
tigt angesehen,  den  Erlös  für  die  durch  sie  ausgeführten  Verkäufe  einzu- 
ziehen ;  und  ihre  Quittungen  sind  rechtsgültig,  {eJTs  sie  dieselben  im  Namen 
ihrer  Prinzipale  ausstellen. 

Dieselbe  Befugnis»  haben  die  Handlungsgehülfen,  welche  in  Waaren- 
lagern en  gros  verkaufen,  sobald  die  Verkäufe  ^egen  Baarzahlung  geschehen, 
und  die  Zahlung  im  Waarenlager  selbst  geleistet  wird;  sollte  jedoch  die 
Einkassirung  ausserhalb  des  Waarenlagers  stattfinden  oder  sollten  die  Ver- 
käufe auf  Ziel  erfolgt  sein,  so  sind  die  Quittungen  nothwendigerweise  von 
dem  Prinzipale,  von  seinem  Faktor  oder  von  dem  gesetzlich  zur  Einkassirung 
Bevollmädbtigten  zu  unterschreiben. 

153.  Die  von  den  Buchhaltern  oder  von  den  mit  der  Buchführung 
beauftragten  Handlungsgehülfen  in  die  Bücher  irgend  eines  Handlungshause& 
gemachten  Eintragungen  haben  dieselben  Wirkungen,  als  wenn  sie  persön- 
uck  von  den  Prinzipalen  gemacht  worden  wären. 

154.  Wenn  ein  Kaufmann  einen  Handlungsgehülfen  mit  der  Empfang- 
ii^Ahme  von  Waaren  beauftragt,  die  er  gekauft  hat,  oder  welche  aus  irgend 
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einem  anderen  Rechtstitel  in  seinen  Besitz  übergehen  sollen,  und  der  Hand- 
InBgs^ehulfe  dieselben  ohne  Beanstandung  oder  Protest  in  Emp&ng  nimmt, 
so  wird  die  Lieferung  als  ordnungsmässig  erfolgt  angesehen,  ohne  dassdem 
Prinzipal  eine  Reklamation  hiergegen  gestattet  ist,  mit  Ausnahme  der  in  (ka 
Art.  o46,  547,  1245  und  1246  vorgesehenen  Fälle. 

15S'  Die  Faktoren  und  Handlungsgehülfen  sind  ihren  Prinzipalen 
gegenüber  für  jeden  Schaden  verantwortlich,  welchen  sie  den  Interessen  de^ 
salben  durch  Veruntpeuung,  Nachlässigkeit  oder  Mangel  an  genauer  Aas- 
fuhrüng  il^rer  Befehle  und  Vorschriften  zufügen  sollten;  im  Falle  der  Ve^ 
untreu  QTig  sind  sie  auch  dem  betreffenden  Strafver&hren  unterworfen. 

156.  Unvorhergesehene  oder  unverschuldete  Zufalle,  welche  die  Faktoren 
oder  die  Handlungsgehülfen  an  der  Ausübung  ihrer  Thätigkeit  verhindern, 
yerursachtm  keine  Unterbrechung  bezüglich  ihres  Anspruches  auf  das 
ihnen  ztj  kommende  Gehalt,  falls  die  Unfähigkeit  zur  Arbeit  nicht  mehr  als 
3*)  MoDate  hintereinander  andauert. 

157.  Sollte  der  Faktor  oder  Handlungsgehülfe  im  Dienste  seines  Prin- 
Eipals  irgend  einen  Schaden  oder  einen  ausserordentlichen  Verlust  erleiden, 
so  hat  der  Ersatz  dieses  Schadens  oder  Verlustes,  welcher  nach  dem  Gut- 
achten Sachverständiger  festzusetzen  ist,  auf  Kosten  des  Prinzipales  statt- 
zufinden. 

158-  Sollte  im  Vertrage  zwischen  den  Faktoren  oder  Handlungsge- 
hülfen uod  ihren  Prinzipalen  keine  bestimmte  Zeitdauer  vereinbart  worden 
sein,  ^0  kann  jeder  der  Kontrahenten  den  Vertrag  aufheben,  wenn  er  einen 
Monat  vorher  der  anderen  Partei  seinen  Entschluss  mittheilt. 

Der  entlassene  Faktor  oder  Handlungsgehülfe  hat  das  Recht,  das  die- 
sem Monate  entsprechende  Gehalt  zu  fordern,  ausgenommen  in  den  Fällen 
offenbarer  schlechter  Führung;  jedoch  ist  der  Prinzipal  nicht  verpflichtet, 
denselben  in  seinem  Etablissement  oder  in  der  Ausübung  seiner  Verrichtungen 
zu  behalten, 

159^  Sollte  eine  bestimmte  Zeitdauer  verabredet  sein,  so  können  die 
Parteiea  sich  nicht  willkürlich  ihrer  Verpflichtung  entziehen.  Derjenige,  der 
es  thut,  mui^s  den  andern  nach  dem  Urtheile  von  Sachverstandigen  für  die 
dadurch  entstehenden  Nachtheile  schadlos  halten. 

160*  Die  Nichterfüllung  des  Vertrages  zwischen  dem  Prinzipale  and 
seinem  Ffiktor  oder  Handlungsgehülfen  wird  als  eine  willkürliche  angeseben, 
falls  sie  sich  nicht  auf  eine  Verletzung  gründet,  welche  der  eine  dem  andern 
oder  ^seiner  Familie  in  Betreff  seiner  Sicherheit,  Ehr^  oder  Interessen  zu- 
gefügt hat. 

Das  Gericht  oder  der  zustandige  Richter  hat  die  Art  der  Verletzcmg 
zu  erwügeu  und  festzustellen,  unter  Berücksichtigung  der  Natur  der  Bezie- 
hungen ^  welche  zwischen  den  Prinzipalen  und  ihren  Untergebenen  bestanden 
haben, 

161-  In  Betreff  der  Prinzipale  sind  als  besondere  Gründe  für  dieEnt- 
In^gang  ihrer  Faktoren  oder  Handlungsgehülfen,  auch  wenn  eine  gegenseitige 
Abrede  für  eine  bestimmte  Zeit  vorhanden  ist,  anzusehen: 

1.  Unfähigkeit  zur  Erfüllung  der  Pflichten  und  Verpflichtungen,  welche 
."^ie  übernommen  haben; 

2.  jeder  Akt  des  Betruges  oder  des  Vertrauensmissbrauches; 

3.  Negociationen  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  ohne  ausdrückliche 
Erlaubniss  des  Prinzipals  zu  betreiben. 

162-  Weder  die  Faktoren,  noch  die  Handlungs^hülfen  können  ohne 
scbi  iftlicbe  Ermächtigung  von  Seiten  ihrer  Prinzipale  irgend  welche  Befehle 

^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  8.  unten 
Kote  £11  Art  159  des  Bolivianischen  H.  (St.  B. 
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oder  Aufträge,  welche  sie  von  denselben  empfangen  haben,  Anderen  über- 
iiragen;  und  im  Falle  sie  dies  doch  in  anderer  Weise  thun,  sind  sie  direkt 
für  die  Handlungen  der  Stellvertreter  und  für  die  Verpflichtungen,  welche 
letztere  eingegangen  sind,  verantwortlich. 

KAPITEL  V. 

Von  den  Spediteuren,  Frachtführern  oder  Unternehmern  von 
Transportgeschäften. 

163.  Die  Transportwagenbesitzer,  Frachtführer  und  im  Allgemeinen 
alle  diejenigen,  welche  sich  verpflichtet  haben,  Waaren  gegen  eine  Kommission, 
Oebnhr  oder  Fracht  fortzuschaffen,  müssen  die  Ablieferung  zuverlässig  in 
der  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Vereinbarung  gemäss  bewirken;  sie  müssen 
durch  Personen,  welche  in  der  Erfüllung  der  in  solchen  Fällen  nöthigen 
Verrichtungen  geübt  sind,  alle  Sorgfalt  und  iedes  Mittel  anwenden  lassen, 
damit  die  Waaren  oder  Gegenstände  nicht  veraerben,  indem  sie  die  zu  diesem 
Zwecke  nöthigen  Ausgaben  für  Kechnung  desjenigen,  der  dieselben  zu  tragen 
hat,  machen;  sie  sind  den  Parteien  gegenüber  für  die  Schäden  oder  Verluste, 
Vielehe  durch  Veruntreuung  oder  Nachlässigkeit  von  ihrer  Seite  oder  von 
Seiten  ihrer  Faktoren,  Handlungsgehülfen  oder  irgend  welcher  anderer  Agenten 
entstehen,  verantwortlich. 

164.  Die  Unternehmer  oder  Kommissionäre  von  Transporten  haben 
ausser  ihren  Pflichten  als  kaufmännische  Mandatare  die  Verpflichtung,  ein 
besonderes  Register  zu  führen,  in  welches  sie  in  fortschreitender  Reihenfolge 
der  Nummern  und  Daten  alle  Waareu,  mit  deren  Transport  sie  beauftragt 
-werden,  eintragen  müssen,  unter  Bezeichnung  der  Qualität,  der  Person, 
welche  sie  verladet,  des  Bestimmungsortes,  der  Namen  und  Wohnorte  des 
Kon  Signatars  und  des  Frachtführers  und  des  Transportpreises. 

165.  Sowohl  der  Verlader,  als  der  Spediteur  können  gegenseitig  einen 
Frachtbrief  verlangen,  welcher  enthalten  muss: 

1.  den  Namen  des  Eigenthümers  der  Waaren  oder  des  Verladers,  den- 
jenigen des  Spediteurs  oder  Kommissionärs  des  Transportes,  den- 
jenigen der  Person,  an  welche  die  Waaren  abzuliefern  sind,  und  den 
Ort,  wo  die  Ablieferung  stattfinden  muss; 

2.  die  Bezeichnung  der  Waaren,  deren  Qualität  der  Gattung  nach,  das  Ge- 
wicht und  die  Nummer  der  KoUis  und  deren  Marken  oder  äussere  Zeichen; 

3.  die  verabredete  Fracht; 

4.  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Ablieferung  stattfinden  muss; 

5.  alle  übrigen  Umstände,  welche  in  der  Vereinbarung  enthalten  sind. 
166«     Der    Frachtbrief    ist    die     gesetzliche    Urkunde    des    Vertrages 

zwischen  dem  Verlader  und  dem  Spediteur,  und  nach  dem  Inhalte  desselben 
sind  alle  Streitigkeiten,  welche  in  Betreff  des  Waarentransportes  vorkonmienj 
zu  entscheiden,  ohne  einen  anderen  Einwand  hiergegen  zuzulassen,  als  den 
der  i'älschung  oder  eines  unfreiwilligen  Irrthums  bei  der  Abfassung. 

Sollte  kein  Frachtbrief  vorhanden  sein,  so  muss  nach  dem  Ergebniss 
der  Beweise  entschieden  werden,  welchejede  Partei  zur  Unterstützung  ihrer 
betreffenden  Bebauptungvorbringt;  der  Verlader  hat  jedoch  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  er  die  Waaren  dem  Frachtführer  überliefert  hat,  im  Falle 
dieser  es  bestreiten  sollte. 

Der  Werth  kann  nur  nach  dem  äusseren  Aussehen  der  Waaren  bewiesen 
werden. 

167.  Die  Verantwortlichkeit  des  Spediteurs  fangt  von  dem  Momente 
an,  in  welchem  er  die  Waaren  entweder  selbst  oder  durch  eine  hierzu  be- 
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gtimmte  Person  in  Empfang   nimmt,    und   hört  nicht  eher  auf,  als  bis  die 
Ablieferung  stat^efunden  hat. 

168.  Im  Falle  keine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist,  ^heD 
während  des  Transportes  alle  Schäden,  welche  die  Waaren  durch  eigew 
schlechte  Beschaffenheit,  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  unverschaldeteo 
Zu&U  erleiden,  für  Rechnung  des  Verladers. 

Der  Nachweis  irgend  einer  dieser  Thatsachen  liegt  dem  Spediteur  oder 
Tiansportkommissionär  ob. 

169^  Ausser  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen  is: 
der  Spediteur  verpflichtet,  die  verladenen  Waaren  in  demselben  Zustande,  ii 
welchem  er  dieselben  empfangen  hat,  und  wie  derselbe  aus  dem  Frachtbriefe 
ersichtlich  ist,  abzuliefern. 

Das  daran  Fehlende,  der  etwaige  Schaden  oder  das  Manco,  welches  sie 
bitten  haben,  geht  für  seine  Rechnung. 

170.  Wenn  auch  die  Beschädigungen  oder  Verluste  durch  Zufall  oder 
eigene  Klüngel  der  verladenen  Gegenstände  entstanden  sind,  so  ist  der  Fracht- 
führer dennoch  zur  Schadloshaltung  verpflichtet,  wenn  bewiesen  wird.  da>? 
die  Bescliädigung  und  der  Verlust  durch  seine  Nachlässigkeit  oder  Schulü 
entstanden  sind,  weil  er  es  unterlassen  hat,  diejenigen  Mittel  oder  Vorsieh ts- 
massregeln  anzuwenden,  welche  unter  gleichen  Umständen  von  hieric 
erfahrenen  Personen  angewandt  zu  werden  pflegen  (Art.  163). 

17L  Die  Entschädigung,  welche  der  Frachtführer  im  Falle  eines  Ver- 
lustes oder  des  Abhandenkommens  zu  zahlen  verpflichtet  ist,  muss  durd 
Sachverständige  abgeschätzt  werden,  und  zwar  dem  Werthe  entsprechend, 
welchen  die  Waaren  zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Ablieferung  gehabt  hätten, 
und  der-  Bezeichnung  gemäss,  welche  denselben  im  Frachtbriefe  gegeben 
worden  ht. 

In  keinem  Falle  ist  dem  Verlader  der  Beweis  gestattet,  dass  unter 
den  im  Frachtbriefe  bezeichneten  Waaren  sich  andere  von  grösserem  Wertbe 
oder  hmnes  Geld  befunden  hätten. 

172-  Wenn  durch  die  Beschädigungen  oder  Schäden  nur  eine  Ver- 
minderung im  Werthe  der  Waaren  entstanden  ist,  so  beschränkt  sich  die 
Verpflichtung  des  Frachtführers  darauf,  dasjenige  zu  ersetzen,  was  nach 
dem  Urtbeile  von  Sachverständigen  das  Manco  beträgt,  wie  in  dem  Falle 
des  Vüi  hergehenden  Artikels. 

173.  Wenn  die  Waaren  in  Folge  der  Beschädigungen  für  den  Verkaof 
und  für  den  ihrem  Zwecke  entsprechenden  Gebrauch  untauglich  geworden  sind, 
so  ist  der  Konsignatar  nicht  verpflichtet,  dieselben  in  Empfang  zu  nehmen: 
sondern  er  kann  sie  für  Rechnung  des  Spediteurs  lassea  und  von  iluQ 
ihren  Werih  nach  dem  laufenden  Tagespreise  am  Ablieferungsorte  ver 
langen. 

Wenn  unter  den  beschädigten  Waaren,  sich  einige  Stücke  in  gutem 
Zustaode  und  ohne  Mängel  vorfinden,  so  ist  die  vorhergehende  Verfagung 
nur  auf  dea  verdorbenen  Theil  der  Waaren  anwendbar,  und  der  Konsignatar 
jnuss  die  unverletzten  Waaren  annehmen,  wenn  die  Trennung  sich  nach 
verschiedenen  und  einzelnen  Stücken  bewerkstelligen  lässt,  ohne  dass  de^ 
Belbe  Gegenstand  getheilt  werden  muss. 

174  Die  Zweifel,  welche  zwischen  dem  Konsignatar  und  dem  Speditcar 
^ber  den  Zustand  der  Waaren  zur  Zeit  der  Ablieferung  entstehen,  sind  durch 
Sachverständige  zu  entscheiden,  indem  das  Resultat  schriftlich  zu  kon- 
siatiren  ist. 

Sollten  die  Interessenten  sich  nicht  einigen,  so  müssen  die  Waaren  m 
ein  sicheres  Lagerhaus  niedergelegt  werden,  und  die  Parteien  haben  i^t 
Recht  entsprechend  geltend  zu  machen. 
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175.  Die  Klage  auf  Ersatz  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der 
haaren,  welche  beim  OeflFnen  der  KoUis  entdeckt  werden  sollten,  kann  nur 
nnerhalb  der  auf  ihren  Empfang  folgenden  24  Stunden  gegen  den  Spediteur 
gerichtet  werden,  sofern  von  aussen  an  den  EoUis  keine  Anzeichen  des 
^cliadens  oder  der  Beschädigung,  welche  reklamirt  werden,  zu  bemerken 
vstren. 

Ist  dieser  Termin  verstrichen,  oder  sind  die  Transportgebühren  oder 
iie  Fracht  bezahlt  worden,  so  kann  keine  Reklamation  irgend  welcher  Art 
n  Betreff  des  Zustandes  der  beförderten  Waaren  gegen  den  Frachtführer 
stattfinden. 

176.  Die  Thiere,  die  Wagen,  die  Transportschiffe,  das  Takelwerk 
ind  alle  übrigen  Haupt-  und  Nebengeräthe  des  Transportes  haften  vorrecht- 
ich  als  Pfandobjekte  zu  Gunsten  des  Verladers  für  die  Zahlung  der  über- 
ieferten  Waaren'  (Art  1698  No.  9). 

177.  Wenn  über  den  Weg,  welchen  der  Transport  zu  nehmen  hat, 
jine  ausdrückliche  Abrede  getroffen  ist,  so  kann  der  Frachtführer  denselben 
licht  ändern,  bei  Strafe,  für  alle  Verluste  und  Mancos  verantwortlich  zu 
sein,  auch  wenn  diese  durch  die  im  Art.  168  erwähnten  Ursachen  entstehen 
sollten,  es  sei  denn,  dass  der  verabredete  Weg  unpassirbar  ist  oder  grössere 
Gefahren  bietet 

Wenn  dagegen  über  den  Weg  eine  Abrede  nicht  getroffen  ist,  so 
bleibt  es  dem  Ermessen  des  Frachtführern  überlassen,  denjenigen  auszu- 
pfählen, der  ihm  am  meisten  genehm  ist,  vorausgesetzt,  dass  er  sich  in  ge- 
rader Richtung  auf  den  Punkt  hin  bewegt,  wo  er  die  Waaren  abliefern 
muss. 

178.  Sollte  eine  Frist  für  die  Ablieferung  der  Waaren  vorher  ver- 
abredet worden  sein,  so  muss  dieselbe  innerhalb  der  festgesetzten  Frist 
erfolgen,  bei  Strafe,  die  in  dem  Frachtbriefe  bestimmte  Entschädigung  zu 
bezahlen,  ohne  dass  der  Verlader  oder  der  Konsignatar  auf  etwas  Anaeres 
Anspruch  erheben  können. 

Sollte  jedoch  die  Verzögerung  das  Doppelte  der  in  dem  Frachtbriefe 
vorher  festgesetzten  Frist  überschreiten,  so  hat  der  Spediteur  nicht  nur  die 
vereinbarte  Entschädigungssumme  zu  zahlen,  sondern  er  ist  auch  für  di€ 
entstandenen  Schäden,  welche  durch  Sachverständige  festzustellen  sind,  ver- 
antwortlich. 

179.  Wenn  far  die  Ablieferung  der  Waaren  keine  Frist  verabredet 
worden  ist,  so  hat  der  Frachtführer  die  Verpflichtung,  dieselben  auf  der 
ersten  Reise,  welche  er  nach  dem  Orte  der  Ablieferung  unternimmt,  mit- 
zunehmen. 

Sollte  derselbe  Transportkommissionäf  sein,  so  hat  er  die  Verpflichtung; 
dieselben  in  der  Reihenfolge  ihres  Empfanges  zu  befördern,  ohne  solchen 
Waaren  den  Vorzug  zu  geben,  welche  inm  später  überliefert  sind. 

Im  Fall  sie  dies  nicht  thun,  haften  sowohl  der  eine,  als  der  andere 
für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch  die  Verzögerung  entstehen. 

180.  Der  Verlader  kann  die  Konsignation  der  Waaren  ändern,  und 
der  Frachtführer  oder  Transportkommissionär  ist  verpflichtet,  diesen  neuen 
Auftrag  auszuführen,  wenn  er  denselben  vor  geschehener  Ablieferung  am 
verabredeten  Orte  empfangt. 

Wenn  jedoch  aie  Aenderung  des  Bestimmungsortes  der  Ladung  auch 
eine  Aenderung  des  Weges  erfordert  oder  über  den  im  Frachtbriefe  fds  Ab- 
lieferungsort bezeichneten  Punkt  hinausführt,  so  muss  nach  gemeinschaft- 
lichem Uebereinkommen  der  neue  Transport-  oder  Frachtsatz  festgesetzt 
werden.     Sollte   eine  Einigung   nicht  erzielt  werden,   so  erfüllt  der  Fracht- 
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föbrer   seine  Pflicht,   wenn    er  die  Ablieferang   an  dem   im  ersten  Vertrag 
bezeiehneten  Orte  stattfinden  lässt. 

18L  Wenn  der  Transport  in  Folge  höherer  Gewalt  nicht  hat  bewirk: 
werden  können,  so  ist  der  Vertrag  nichtig.  Dies  tritt  jedoch  nicht  «e, 
wenn  e^  sich  nur  um  eine  einfache  Verspätung  handelt. 

182-  Wenn  der  Verlader  seine  Waaren  vor  Antritt  der  Reise  zurück- 
zieht, so  kann  der  Frachtführer  die  vorher  bezahlte  Fracht  behalten  od« 
die  Hälfte  des  ganzen  verabredeten  Transportsatzes  beanspruchen. 

183-  Sollte  sich  der  Eonsignatar  nicht  an  dem  im  Frachtbriefe  ^je 
zeich neteD  Domicil  befinden  oder  sich  weigern,  die  Waaren  in  Empfang  a 
nehmen,  so  kann  der  Frachtführer  gerichtliche  Niederlegung  zur  Verfügung 
dey  Verladers  oder  Absenders  beanspruchen,  unbeschadet  der  Rechte  eicej 
Dritten. 

184-  Der  Frachtführer  oder  Transportkommissionär  hat  keine  Befoe» 
niss,  nach  dem  Rechte  zu  forschen,  welches  dem  Verlader  und  dem  Kon^j- 
natar  an  den  Waaren  zusteht. 

Er  muss  dieselben  ohne  Verzug  oder  irgend  welche  Schwierigkeit  u 
die  in  dem  Frachtbriefe  bezeichnete  Person  abliefern.  Falls  er  dies  aDtt^ 
llisstp  ist  er  für  alle  aus  der  Verzögerung  entstehenden  Nachtheile  ver* 
anlwcirtlich. 

185-  Die  Frachtführer  oder  Trö,nsportkommissionäre  sind  für  i« 
Schaden,  welche  ihrerseits  oder  von  Seiten  ihrer  Untergebenen  aus  c-f 
Nicht(.'rfüJlung  der  gesetzlichen  Förmlichkeiten  oder  der  fiskalischen  Verord- 
nungen entstehen,  verantwortlich ,  und  zwar  während  des  ganzen  Verlaü:a> 
der  Heise  und  beim  Eintritt  in  den  Ort  ihrer  Bestimmung,  selbst  wenn  j3 
van  dem  Verlader  den  Auftrag  erhalten  hätten,  gegen  jene  Gesetze  ojct 
Vorscbrit\en  zu  handeln.*) 

186.  Die  beförderten  Waaren  haften  vorrechtlich  für  die  Zahlung  der 
Fracht  und  für  die  durch  ihren  Transport  verursachten  Kosten  und  Auf- 
gaben, Dieses  Recht  überträgt  sich  von  einem  Spediteur  auf  den  anderen, 
bis  zum  letzten,  welcher  die  Waaren  abliefert,  und  dieser  vereinigt  ifl 
sich    sämmtliche    Ansprüche    seiner  Vorgänger    bei    der    Beförderung  (M 

^1698  No.  8). 

Dieses  Vorrecht  erlischt,  sobald  die  beforderten  Waaren  in  den  Besii 
eines  Dritten  übergehen,  oder  wenn  binnen  dem  auf  die  Ablieferung  folgen- 
den Monate  der  Spediteur  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  maciJ 
(Art,  Irfy). 

In  beiden  Fällen  hat  er  keine  andere  Eigenschaft,  als  die  eines  gewöhn- 
lichen persönlichen  Gläubigers  des  Empfängers  der  Waaren. 

187.  Unter  den  Kosten,  von  denen  im  vorhergehenden  Artikel  aie 
Rede  hi,  sind  diejenigen  miteinbegriflfen,  welche  der  Frachtfühi^er  zur  Ver- 
binder iiog  der  Wirkung  einer  höheren  Gewalt  oder  einer  Beschädigung  ge- 
macht hat,  selbst  wenn  diese  Massnahme  von  den  Bestimmungen  des  Ter 
träges  abweichen  sollte. 

188.  Die  Konsignatare  können  die  Zahlung  der  Fracht  für  die  em- 
pfangenen Waaren  nicht  länger  als  24  Stunden  nach  Ablieferung  derselben 
hiDaus^chieben. 

Wenn  im  Falle  einer  längeren  Verzögerung  keine  Reklamation  wegen 
Verluste   oder  Beschädigung  erhoben   wird,    so  kann  der  Spediteur  den  ge* 


^}  Entgegengesetzt  dem  Columbianischen  H.  G.  B.  (Art.  186,  cft.  Bi  fl 
S.  26)  und  dem  C  os  ta-Ricanischen  H.  G.  B.  (Art.  167,  cfr.  Bd.  II  S.  183>; 
dag  Eigen  übereiustimmend  mit  dem  Brasilianischeu  H.  G.  b.  (Art.  115,  8.  xam- 
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chtliciieD  Verkauf  der   beförderten  Waaren    yerlaD^en,    und    zwar    in  ge- 
igender Menge,  um  die  Fracht  und  die  entstandenen  Kosten  zu  decken. 

189.  Wenn  der  Spediteur  innerhalb  des  auf  den  Tag  der  Ablieferung 
Igenden  Monates    seinen  Ansornch  gerichtlich    geltend  macht,    so  geniesst 

sein  Vorrecht,  selbst  wenn  der  Konsignatar  fallirt  (Art.  186). 

190.  Die  Verfugungen  dieses  Kapitels  sind  anwendbar  auf  die  Eigen- 
ümer,  Verwalter  und  Führer  von  Scrhaluppen,  Feluken,  Walfischboten, 
anots  and  von  irgend  welchen  anderen  Schiffen  ähnlicher  Art,  welche 
gen  eine  gewisse  Fracht  zum  Transport  von  Handelswaaren  verwendet 
ärden. 


Buch  n. 

Von    den    Handelsverträgen. 

TITEL  I. 

Von  den  Handelsverträgen  oder  den  Handelsverpflich- 
tiingen  im  Allgemeinen. 

KAPITEL  I. 

Von  den  Verträgen  und  den  Obligationen  im  Allgemeinen. 

191.  Die  Vorschriften  des  Civilrechts  über  die  Fähigkeit  der  Kon- 
rahenten, die  Erfordernisse  der  Verträge,  die  Einwendungen,  welche  ihre 
Lasfiihning  verhindern,  und  die  Ursachen,  welche  sie  annuUiren  oder  auf- 
eben,  sind  auch  auf  Handelsverträge  mit  den  in  diesem  Gesetze  festgc- 
tellten  Modifikationen  und  Einschränkungen  anwendbar. 

192.  Die  Handelsverträge  können  bewiesen  werden: 

1.  durch  öffentliche  Urkunden; 

2.  durch  die  Notirungen  der  Handelsmäkler  und  die  aus  ihren  Büchern 
ausgezogenen  Atteste; 

3.  durch  Privatdokumente,  welche  von  den  Kontrahenten  selbst  oder 
auf  ihre  Bitte  und  in  ihrem  Namen  von  einem  Zeugen  unterschrieben 
worden  sind; 

4.  durch  briefliche  Korrespondenz; 

5.  durch  die  Handelsbücher; 

6.  durch  Zeugen. 

Es  sind  auch  die  Rechtsvermuthungen  zulässig,  in  Gemässheit  der  in 
liesem  Titel  festgestellten  Regeln  (Art.  295  flg.). 

193.  Der  Zeugenbeweis  ist  ausser  in  den  Fällen,  welche  in  diesem 
ij«setzbuche  ausdrücklich  angegeben  sind,  nur  bei  denjenigen  Verträgen 
znlissiff,  deren  Werth  ^  Pesos  fuertes*)  nicht  übersteigt. 

Wenn  es  sich  um  Angelegenheiten  von  grösserem  Setrage  handelt,  so 
i^t  der  Zengenbeweis  nur  dann  zulässig,  wenn  schon  der  Anfang  eines 
schriftlichen  Beweises  vorliegt. 

^  Der  Werth  einesArge  ntinisc-henPeso  füerte  beträgt  ungeiähr  4,20J£aik. 
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Als  Anfang  eines  schriftlichen  Beweises  wird  jede  ö£Fentl]che  odi 
private  Urkunde  angesehen,  welche  von  dem  Gegner,  von  seinem  Reclfl 
Vorgänger  oder  der  am  Rechtsstreite  interessirten  Partei  oder  von  da 
Person  herrührt,  welche,  falls  sie  lebte,  Interesse  daran  haben  würde. 

194.  Die  Vertrage,  für  welche  in  diesem  Handelsgesetzbnche  in  h 
etimmter  Weise  besondere  Förmlichkeiten  oder  Solemnitaten  festgesetzt  sii 
erzeugen  keine  gerichtliche  Klage,  falls  in  ihnen  jene  Solemnitaten  od 
Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  worden  sind. 

195.  Unzulässig  sind  Urkunden  über  Handelsvertrage,  in  weldi 
kere  Stellen,  Radirungen  oder  Verbesserungen  vorkommen,  im  Fj 
diese  nicht  durch  die  Unterschrift  der  Kontrahenten  als  richtig  bescheiq 
worden  sind. 

Es  ist  der  Fall  ausgenommen,  in  welchem  der  Beweis  geführt  wdi 
sollte,  dass  die  Radirung  oder  Verbesserung  absichtlich  von  der  and 
Dichtigkeit  des  Vertrages  interessirten  Partei  gemacht  worden  ist 

196.  Die  Handelsverträge  werden  wegen  laesio  enormis,  mag  diese! 
60  gross  sein,  wie  sie  wolle,  nicht  aufgehoben,  es  sei  denn,  dass  In-thm 
Betrug  oder  Simulation  nachgewiesen  würde. 

Auch  findet  die  durch  die  allgemeinen  Gesetze  den  Minderjähria« 
bewilligte  Rechtswohlthat  der  Restitution  nicht  statt,  wenn  diejenigen,  wek 
sieb  für  geschädigt  halten,  die  Eigenschaft  als  Kaufleute  haben. 

197.  Die  mangelnde  Angabe  eines  Grundes  bei  den  Obli^tia« 
giebt  dem  Schuldner  nur  das  Recht,  zu  beweisen,  dass  kein  formeller  Va 
p£tichtungsgrund  vorgelegen  habe. 

Die  mangelnde  Angabe  von  Gründen  oder  der  falsche  Grund  bd 
bei  den  durch  Indossament  übertragbaren  Obligationen  einem  dritten  gö- 
gläubigen  Inhaber  nicht  entgegengestellt  werden  (Art.  779). 

198.  Die  unerlaubten  Verträge,  auch  wenn  sie  sich  auf  Hand* 
geschäfte  beziehen,  erzeugen  zwischen  denjenigen,  welche  Kenntniss  vai 
Betrüge  gehabt  haben,  keine  Verbindlichkeit,  noch  gerichtliche  Klage. 

Unerlaubt  sind  diejenigen  Verträge,  welche  sich  auf  gesetzlich  verbot« 
Gegenstände  beziehen,  oder  deren  Zweck  offenbar  gegen  die  gesunde  Mofl 
oder  die  guten  Sitten  verstösst. 

199.  Der  mündliche  Vertrag  wird  als  perfekt  und  rechtsverbindlii 
acg;esehen,  sobald  die  Kontrahenten  in  deutlichen  Ausdrücken  sich  cb<r 
den  Gegenstand  des  Vertrages  und  über  die  Leistungen,  welche  sie  geg«?* 
seitig  gewähren  müssen,  geeinigt  und  die  Einzelheiten,  welche  bei  Erfulliiaf 
beobachtet  werden  müssen,  festgestellt  haben. 

200.  Jede  mündliche  Offerte  muss  sofort  angenommen  werden. 
Sollte  eine  sofortige  Annahme  nicht  erfolgen,  so  ist  die  Partei,  welck», 

die  Offerte  gemacht  hat,  an  keine  Verpflichtung  gebunden. 

201.  Bei  Vermittelung  eines  Geschäftes  durch  einen  Handelsm&kitf 
wird  der  Vertrag  als  perfekt  angesehen,  sobald  die  kontrahirenden  Parteiei 
ohne  Vorbehalt  oder  irgend  welche  Bedingung  die  Vorschläge  des  Handel»* 
mriklers  angenommen  haben ;  ist  die  Annahme  ausgesprochen,  so  kann  keiitf 
der  Parteien  mehr  zurücktreten. 

202.  Die  Verträge,  welche  zu  ihrer  Gültigkeit  der  schrifÜichen  Form 
bedürfen,  werden  erst  als  perfekt  angesehen,  wenn  die  Parteien  sie  unter- 
schrieben haben. 

So  lange  sie  noch  nicht  unterschrieben  worden  sind,  kann  jede  Pai^ 
zurücktreten  und  den  Vertrag  unwirksam  machen. 

203*  Im  Falle  eines  brieflich  vermittelten  Vertrages  ist  es  erforder- 
lich, dass  der  Absender  der  Offerte  in  seiner  Einwilligung  so  lange  verharre, 
bis  er  die  Annahme  seines  Korrespondenten  empfangen  nat 
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204.  Der  brieflich  Termittelte  Vertrag  ist  an  dem  Orte  und  in  dem 
)iDeDte  als  abgeschlossen  zu  betrachten,  in  welchem  der  Offerent  die  Ant- 
rt  desjenigen  empföngt,  welcher  das  Geschäft  annimmt. 

Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  steht  es  dem  Proponenten  frei,  seine  Offerte 
rfickzuziehen,  yorausgesetzt,  dass  er  sich  nicht  bei  Stellung  derselben  ver- 
ichtet  bat,  eine  Antwort  abzuwarten  und  über  den  Gegenstand  des  Yer^ 
(;es  nicht  eher  zu  verfügen ,  als  bis  seine  Offerte  abge&hnt  worden  oder 
e  bestimmte  Frist  abgelaufen  ist  (Art.  205). 

Die  bedingungsweisen  Annahmen  werden  bindend,  sobald  derjenige, 
Icher  die  Bedingung  stellte,  die  Antwort  des  ersten  Offerenten  empfem^n 
i,  T^orin  dieser  ihm  mittheilt,  dass  er  mit  der  Bedingung  einverstanden  ist. 

205.  Im  Falle  einer  verspäteten  Antwort  muss  der  Offerent,  welcher 
h  verpflichtet  hat,  eine  Antwort  abzuwarten,  die  Aenderung  seines  Ent^ 
Josses  mittheilen.  Auf  andere  Weise  kann  er  sich,  allein  der  Verspätung 
gen,  der  Gültigkeit  des  Vertrages  nicht  entziehen. 

Eine  Antwort  wird  als  verspätet  angesehen,  wenn  sie  nicht  binnen 
Stunden,  im  Falle  der  Empfänger  der  Offerte  an  dem  Platze  selbst,  öder 
t  der  zweiten  Post,  im  Falle  er  an  einem  anderen  Orte  wohnt,  eintrifft. 

206.  Die  einem  Mandatar  oder  einem  Boten  gegenüber  für  einen 
mdelsakt  kundgegebene  Einwilligung  verpflichtet  denjenigen,  welcher  sie 
ibt,  sogar,  bevor  sie  demjenigen  überbracht  ist,  welcher  den  Vermittler 
mit  beauftragt  hat. 

207.  Durch  die  an  der  Börse  stattfindenden  Geschäfte  und  Trans- 
doDen  werden  der  Wechselcour»,  der  laufende  Preis  der  Waaren,  die  Fracht- 
d  yersicherungssätze,  der  Cours  von  nationalen  Staats-  und  anderen 
*editpapieren,  welche  eine  Abschätzung  zulassen,  bestimmt. 

208.  Die  vorkommenden  Streitfragen  über  das  Vorhandensein  von 
)las,  Irrthum,  Betrug,  Simulation,  strafbaren  Unterlassungen  bei  der  Auf- 
^nDg  Ton  Handelsverträgen  oder  bei  ihrer  Ausführung  sind  immer  durch 
hiedsrichter  festzustellen,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klagen,  welche 
s  solchen  Handlungen  hervorgehen  können. 


KAPITEL  n. 
Von  der  Wirkung  der  Obligationen. 

209.  Die  in  gesetzlicher  Weise  eingegangenen  Verträge  sind  Gesetz 
'  die  Kontrahenten  und  deren  Erben. 

Sie  können  nur  mit  gegenseitiger  Einwilligung  und  aus  den  durch 
B  Gesetz  ausdrücklich  bezeichneten  Gründen  widerrufen  werden. 

Sie  müssen  alle  stets  bona  fide  ausgeführt  werden,  möge  ihre  Bezeich- 
ijg  sein,  welche  sie  wolle,  d.  h.  sie  verpflichten  nicht  allein  zu  dem- 
üuen,  was  darin  ausgedrückt  ist,  sondern  auch  zu  allen  Konsequenzen^ 
•khe  je  nach  der  Natur  der  Obligation  die  Billigkeit,  der  Brauch  und 
8  Gesetz  denselben  beilegen. 

Abschnitt  I. 

Von    der    Obligation,    zu    Geben. 

210.  Derjenige,  welcher  sich  verpflichtet  hat,  eine  Sache  zu  über- 
eben, muss  dies  an  dem  verabredeten  Orte  und  zur  verabredeten  Zeit  be- 
irken  und,  in  Ermangelung  einer  Abrede,  an  dem  Orte  und  in  der  Zeit, 
eiche  nach  richterlichem  Ermessen  bestimmt  werden. 
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Der  Schuldner  ist  ausserdem  verpflichtet,  die  Sache  wie  ein  orde. 
lieber  Familienvater  aufzubewahren,  bis  die  Uebergabe  erfolgt,  bei  Smr 
die  Schäden  und  Nachtheile  ersetzen  zu  müssen. 

211.  Bei  den  Obligationen,  fQr  eine  Sache  zu  sorgen,  möge  Cc 
Vertrag  beiden  Kontrahenten  oder  nur  einem  derselben  zum  Nutzen  • 
reichen,  muss  der  Verpflichtete  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Famij* 
Vaters  anwenden,  und  es  wird  eine  Unterlassung  hierin  als  leichtes  Versefe 
betrachtet  (Art  221). 

Diese  Verpflichtung  ist  bei  gewissen  Verträgen,  deren  Wirkung)^, 
dieser  Beziehung  in  den  betreffenden  Artikeln  auseinander  gesetzt  wei^ 
mehr  oder  weniger  umfassend. 

212«  Die  Obligation,  eine  Sache  zu  überliefern,  wird  durch  die  bl- 
Einwilligung  der  Kontrahenten  perfekt. 

Derjenige,  welcher  die  Sache  in  Emp&ng  nehmen  muss,  hsi  £ 
Schaden  zu  tragen,  wenn  dieselbe  sich  verändern,  verderben  oder  zn  Gm: 
gehen  sollte,  mit  Ausnahme  der  folgenden  Fälle: 

1.  wenn  sie  durch  Betrug  oder  durch  schweres  oder  leichtes  Versö 
desjenigen,  welcher  sie  überliefern  muss,  zu  Grunde  geht  »^ 
verdirbt; 

2.  wenn  verabredet  ist,  dass  die  Gefahr  für  Rechnung  des  Emp^ 
gers  geht; 

3.  wenn  die  Sache  zu  denjenigen  gebort,  welche  vorher  geschmeck: : 
werden  pflegen ;  denn  bevor  dies  Erforderniss  erfüllt  ist ,  wird  j 
Vertrag  nicht  als  perfekt  angesehen  (Art.  552  No.  5); 

4.  wenn    der    Schuldner    mit    der    Uebergabe    der    Sache    in    Verr. 

frathen  ist. 
Der  Schuldner  geräth  in  Verzug,  entweder  durch  g^erichii: 
Interpellation  oder  einen  anderen  gleichbedeutenden  Akt  oder  dordh  die  Ka= 
der  Abrede  oder  in  Folge  derselben,  wenn  nämlich  in  ihr  testges^ 
worden  ist,  dass  der  Schuldner  durch  Ablauf  einer  Frist  in  Verzug  ga 
then  solle. 

214.  Wenn  jemand  sich  nacheinander  verpflichtet,  an  zwei  ver^ 
dene  Personen  ein  und  dieselbe  Sache  zu  liefern,  so  hat  deijenige,  welcher  zue^ 
in  gutem  Glauben  in  den  Besitz  derselben  kommt  und  von  dem  anisn 
Vertrage  keine  Kenntniss  hat,  den  Vorzug,  wenn  auch  sein  Titel  spät^ 
Datums  sein  sollte,  sofern  er  nur  den  Preis  bezahlt,  einen  Bürgen  geeieL 
oder  ein  Unterpfand  gegeben,  oder  ein  bestimmtes  Ziel  für  die  Zahlung  -i^ 
langt  hat. 

Abschnitt  IL 
Von  der  Obligation,  etwas  zu  thun  oder  nicht  zu   thun. 

215.  Jede  Obligation,  etwas  zu  thun  oder  nicht  zu  thun,  löst  siJ 
im  Falle  der  Nichterfüllung  Seitens  des  Schuldners  in  die  Verpflicbtai^ 
zur  Erstattung  der  Schäden  und  Nachtheile  auf. 

Der  Gläubiger  hat  iedoch  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  dasjenige^  vi 
etwa  ge^en  die  Verpflichtung  geschehen  ist,  vernichtet  werde,  und  er  hni 
eine  gerichtliche  Ermächtigung  erwirken,  um  es  auf  Kosten  des  SchuldDe.*' 
zu  vernichten,  ohne  Präjudiz  für  die  Erstattung  von  eventuellen  Schäden 

216.  Bei  mangelnder  Erfüllung,  und  wenn  es  sich  um  eine  Sad? 
handelt,  welche  durch  einen  Dritten  ausgeführt  werden  kann,  kann  (k 
Gläubiger  die  gerichtliche  Ermächtigung  erhalten,  um  die  Obligation  & 
Rechnung  des  Schuldners  erfüllen  zu  lassen,  falls  er  nicht  vorzieht,  denselb« 
wegen  Zahlung  der  Schäden  und  Nachtheile  zu  verklagen  (Art.  215). 
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Um  sich  von  den  Schäden  und  Nachtheilen,  deren  Entschädigung  Ton 
hm  beansprucht  wird,  zu  befreien,  kann  der  Schuldner  sich  erbieten,  die 
ersprochene  Leistung,  wenn  es  noch  Zeit  ist,  auszufuhren,  ohne  Schädi- 
fimg  des  Gläubigers,  indem  er  die  durch  die  Verzögerung  entstandenen 
[achtheile  bezahlt. 

217.  Wenn  die  Obligation  darin  besteht,  etwas  nicht  zu  thun,  so 
aftet  der  Kontravenient  f&r  die  Schäden  und  Nachtheile  lediglich  durch  die 
mische  Thatsache  der  Kontravention. 

Abschnitt  III. 
Von  den  Schäden  und  Nachtheilen. 

218.  Die  Haftung  für  Schäden  und  Nachtheile  findet  nur  dann  statt, 
lenn  der  Schuldner  mit  der  Erfüllung  seiner  Obligation  in  Verzug  ge- 
athen  ist  (Art.  213),  oder  wenn  die  Sache,  welche  zu  geben,  oder  die 
landlung,  welche  zu  leisten  versprochen  war,  nur  in  der  bestimmten  Zeit, 
reiche  er  hat  verstreichen  lassen,  gegeben  oder  geleistet  werden  konnte. 

Die  gerichtliche  Klage  wegen  Ersatz  der  Nachtheile  setzt  die  Auf- 
lebung  des  Vertrages  voraus.  Derjenige,  welcher  seine  Erfüllung  verlangt, 
:aDn  keinen  anderen  Schadensersatz  fordern,  als  denjenigen,  der  ihm  in 
•"olge  der  Verzögerung  zusteht  (Art.  246). 

219.  Der  Schuldner  muss  zum  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile 
erurtheilt  werden,  sei  es  wegen  mangelnder  Erfüllung  der  Obligation 
)der  wegen  verzögerter  Ausfuhrung,  auch  wenn  er  seinerseits  in  gutem 
Slanben  gehandelt  haben  sollte,  sobald  er  nicht  nachweist,  dass  der  Mangel 
ier  Erfüllung  von  einer  fremden  Ursache  herrührt,  welche  ihm  nicht  zur 
Last  gelegt  werden  kann. 

22ß.  Der  Schuldner  haftet  nicht  für  die  Schäden  und  Nachtheile, 
«'enn  er  seiner  Verpflichtung  gemäss  die  Sache  nicht  hat  geben  oder  die 
laDdlong  nicht  hat  leisten  können,  oder  etwas  gethan  hat,  was  verboten 
irar,  im  Falle  er  einer  höheren  Gewalt  weichen  musste,  oder  wegen  unver- 
«huldeten  ZuiEalls. 

In  der  vorhergehenden  Bestimmung  sind  folgende  Fälle  nicht  mitein- 
)egri£Fen: 

1.  wenn  eine  der  Parteien  die  Zufalle  oder  die  höhere  Gewalt  aus- 
drücklich übernommen  hat; 

2.  wenn  dem  Zu&Ue  ein  eigenes  Verschulden  vorhergegangen  ist,  ohne 
welches  der  Verlust  oder  die  Unterlassung  der  Ausführung  nicht 
hätte  stattfinden  können; 

3.  wenn  der  Schuldner  in  Verzug  gerathen  ist,  bevor  der  Zufall  sich 
zugetragen  hat;  in  dieser  Ausnahme  ist  der  Fall  nicht  miteinbegriffen, 
wenn  die  Sache  in  Händen  des  Gläubigers  in  derselben  Weise  hätte 
zu  Grunde  gehen  können. 

221.  Unter  Verschulden  in  dieser  Hinsicht  wird  jede  Thatsache,  jede 
Unterlassung  verstanden,  welche  einem  Andern  Nachtheil  verursacht  und 
demjenigen,  der  sie  begangen  hat,  zur  Last  gelegt  werden  kann,  obgleich 
ö  seinerseits  in  gutem  Glauben  gehandelt  hat 

Von  dem  Kaufn^anne,  welcher  unter  irgend  welchem  Titel  die  Bewachung 
öder  Aufbewahrung  von  Waaren  übernimmt,  wird  vorausgesetzt,  dass  er 
^on  Allem,  was  zu  ihrer  Erhaltung  nöthig  ist,  Eenntniss  hat,  und  ist  der- 
selbe for  jede  Vernachlässigung  hierin  verantwortlich. 

222.  Die  dem  Gläubiger  geschuldeten  Schäden  und  Nachtheile,  falls 
öe  nicht  durch  das  Gesetz  festgestellt  oder  unter  den  Kontrahenten  vereinbart 
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sind,  um£ASsen  im  Allgemeinen  den  Verlust,  welchen  dieser  erlitten,  ob! 
den  Gewinn,  welcher  ihm  entzogen  ist,  mit  den  Modifikationen  der  folgen- 
den Artikel. 

223.  Der  Schuldner  haftet  nur  für  die  Schäden  und  Nachtheile, 
welche  vorhergesehen  worden  sind  oder  zur  Zeit  des  Vertrages  haben  xo> 
hergesehen  werden  können,  wenn  die  Unterlassung  der  Erfüllung  nid: 
von  einem  Betrüge  seinerseits  herrührt,  mit  Ausnahme  der  in  diesem 
Gesetzbuch  besonders  aufgeführten  Fälle. 

Selbst  in  dem  Falle,  dass  die  Unterlassung  der  Erfüllung  aus  einea; 
Betrüge  des  Schuldners  herrührt,  müssen  sich  die'  Schäden  und  Nachtbeile.; 
welche  durch  das  Gesetz  nicht  festgestellt  oder  von  den  Kontrahenten  nich;  j 
vereinbart  sind,  bezüglich  des  von  dem  Gläubiger  erlittenen  Verlustes  urc i 
des  ihm  entzogenen  Gewinnes,  nur  auf  dasjenige  beschränken,  was  als  m 
unmittelbare  und  direkte  Folge  der  unterlassenen  Erfüllung  anzusehen  i^t 

224.  Wenn  in  dem  Vertrage  festgestellt  ist,  dass  derjenige,  welck 
ihn  unerfüllt  lässt,  für  Schäden  und  Nachtheile  eine  gewisse  Summe  a 
zahlen  hat,  so  kann  der  anderen  Partei  ein  grösserer  oder  kleinerer  Betrv 
nicht  zugesprochen  werden. 

225.  Bei  den  Obligationen,  welche  sich  auf  die  Zahlung  einer  ge- 
wissen Summe  beschränken,  bestehen  die  durch  die  verzögerte  AusfQhruQg 
verursachten  Schäden  und  Nachtheile  nur  in  der  Verpflichtung,  die  laufenü^i 
Zinsen  zu  zahlen,  mit  Ausnahme  der  besonderen  Vorschriften  für  Wecll^ei 
(Art.  902  folg.). 

Diese  Schäden  und  Nachtheile  werden  verschuldet,  ohne  dass  der 
Gläubiger  irgend  welchen  Verlust  nachzuweisen  braucht,  und  selbst  wg2 
sich  der  Schuldner  in  gutem  Glauben  nicht  als  einen  solchen  betrachte 
sollte. 

Dieselben  werden  erst  vom  Tage  der  gerichtlichen  Klage  an  verschul- 
det, ausgenommen  diejenigen  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  die  Zinsen  ,,ip^ 
t*ure^'  eintreten  lässt,  oder  ohne  irgend  welche  Thätigkeit  Seitens  des  Glas- 
ligers. 

Abschnitt  IV. 
Von  den  Wirkungen  der  Verträge  in  Bezug  auf  Dritte. 

226.  Die  Verträge  erzeugen  nur  zwischen  den  Kontrahenten  und  ihren 
gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Vertretern  verbindliche  Kraft« 

Sie  bringen  demjenigen,  welcher  nicht  bei  denselben  intervenirt  ha; 
weder  Nachtheil,  noch  Vortheil,  den  Fall  der  Artikel  332,  333  und  331 
ausgenommen. 

227.  Die  Gläubiger  können  alle  Rechte  und  Klagen  ihres  Schaidners 
geltend  machen  und  edle  demselben  zustehenden  Einwendungen  entgegen* 
stellen,  ausgenommen  diejenigen ,  welche  ausschliesslich  persönlicher  Kator 
sind.  Jedoch  können  die  Gläubiger  von  dieser  Befiigniss  nur  dann  Gebrauck 
machen,  wenn  der  Schuldner  sich  weigert,  die  ihm  zukommenden  Becbie 
und  Klagen  geltend  zu  machen. 

Die  Wirkungen  der  angestrengten  gerichtlichen  Klage  sind  nor  z& 
Gunsten  der  Gläubiger,  welche  sie  erhoben  haben,  mit  Ausnahme  des  Falles 
des  Bankrotts  oder  des  Falliments. 

228.  Es  können  die  Gläubiger  auch  in  ihrem  eigenen  Nameo  Aai- 
hebung  der  von  dem  Schuldner  zur  betrüglichen  Entziehung  ihrer  Bechu 
ausgeführten  Handlungen  innerhalb  eines  Jahres,  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  dieselben  zu  ihrer  Kenntniss  gelangt  sind,  verlangen,  unbeschadet 
der  besonderen  Beschlüsse  im  Falle  eines  Falliments  (Art  1540  und  l^U* 
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Damit  die  gerichtliche  Klage  zulässig  sei,  ist  es  Böthig,  dass  von 
Seiten  des  Schuldners  die  Absicht  zu  betrügen  und  von  Seiten  der  Gläubiger 
in  wirklicher  Verlust  vorliegt  (Art.  229). 

229.  Es  liegt  die  Absicht  zu  betrügen  vor,  wenn  der  Schuldner, 
ivelcher  seine  Zahlungsunfähigkeit  kennt  oder  kennen  muss,  sein  Vermögen 
»-erringert  oder  sich  desselben  entäussert,  wenn  er  auch  hierbei  sich  nicht 
gerade  vorgenommen  hat,  seine  Gläubiger  in  betrügerischer  Weise  zu 
»chädigen. 

Dessen  ungeachtet  können  Veräusserungen ,  welche  unter  onerosem 
Titel  und  an  Personen,  welche  sich  in  gutem  Glauben  befanden,  erfolgt  sind, 
nicht  widerrufen  werden,  auch  wenn  der  Schuldner  die  Absicht  zu  betrügen 
gehabt  hat.  Es  muss  ausserdem  bewiesen  werden,  dass  der  Erwerber 
Kenntniss  von  dem  Betrüge  gehabt  hat. 

Dieser  Beweis  ist  nicht  erforderlich,  wenn  es  sich  um  Donatare  oder 
Dessionare  unter  lukrativem  Titel  handelt,  mögen  sie  in  gutem  Glauben 
gewesen  sein  oder  nicht. 

KAPITEL  III. 
Von  den  verschiedenen  Arten  der  Obligationen. 

Abschnitt  I. 
Von  den  bedingten  Obligationen. 

230.  Die  Obligation  ist  bedingt,  wenn  sie  unter  einer  Bedingung  ein- 
gegangen ist. 

Die  Bedingung  ist  das  zukünftige  und  ungewisse  Ereigniss,  von 
veelchem  die  gerichtliche  Wirksamkeit  einer  Obligation  abhängig  gemacht  wird. 

231.  Wenn  einer  der  Kontrahenten  vor  der  Erfüllung  der  Bedingung 
stirbt,  so  gehen  seine  Rechte  und  Pflichten  auf  seine  Erben  über. 

Ausgenommen  ist  der  Fall,  wenn  die  Bedingung  rein  persönlichei 
Natur  ist  oder  von  den  Erben  nicht  erfüllt  werden  kann. 

232.  Wenn  die  Bedingung  bei  den  Obligationen  zu  Geben  erfüllt 
wird,  so  ist  dieselbe  auf  den  Tag  zurückzubeziehen,  an  welchem  die  Obli- 
gation eingegangen  worden  ist,  und  es  wird  letztere  als  von  Anfang  an 
unbedingt  abgeschlossen  angesehen. 

Wenn  uie  Bedingung  nicht  eintritt,  so  wird  der  Vertrag  als  nicht 
geschlossen  angesehen. 

233.  Die  unter  der  Bedingung,  dass  an  einem  bestimmten  Tage  irgend 
ein  Ereigniss  stattfinde,  eingegangene  Obligation  wird  hinfällig,  wenn  an 
demselben  das  Ereigniss  nicht  eintritt.  Sollte  keine  Zeit  für  den  Eintritt 
des  Ereignisses  verabredet  sein,  so  kann  die  Bedingung  zu  jeder  Zeit  erfüllt 
werden. 

234.  Ist  die  Obligation  unter  der  Bedingung  eingegangen,  dass  irgend 
ein  Ereigniss  in  einer  bestimmten  Zeit  nicht  stattfinde,  so  ist  sie  erfüllt, 
wenn  die  Zeit  verstrichen  ist,  ohne  dass  es  stattgefunden  hat.  Sie  ist  eben- 
falls erfüllt,  wenn  vor  dem  Ablaufe  der  Zeit  ersichtlich  ist,  dass  das  Ereigniss 
nicht  mehr  eintreten  kann. 

Wenn  keine  bestimmte  Zeit  verabredet  worden  ist,  so  wird  die  Be- 
dingung nur  dann  als  erfüllt  angesehen,  wenn  es  offenbar  ist,  dass  das 
Ereigniss  nicht  mehr  eintreten  kann. 

235.  Die  Bedingung  einer  absolut  unmöglichen,  die  guten  Sitten  ver- 
letzenden oder  durch  das  Gesetz  verbotenen  Sache  ist  nichtig,  ebenso  wie 
der  Vertrag,  der  von  ihr  abhängt,  unwirksam  wird. 

Borchardt,  Handeltrecht.  I.    2.  Auflage.  8 
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Der  Vertrag  ist  gültig,  wenn  die  Umnöglicbkeit  nur  eine  relative  ist, 
wie  z.  B.  wenn  vereinbart  wäre,  dass  jemand  eine  Arbeit  ausfahren  sollte, 
welche  ihm  gegenwärtig  unmöglich  ist,  die  jedoch  ein  anderer  ausfuhren 
kann,  und  welche  der  Verpflichtete,  -wenn  er  sich  anstrengen  würde,  auch 
ausführen  könnte. 

236  Die  Bedingung,  eine  unmögliche  Handlung  nicht  zu  than, 
tmnullirt  nicht  die  Obligation,  welche  unter  ihr  eingegangen  ist,  sondern  sie 
wird  für  nicht  geschrieben  angesehen. 

237.  Die  Bedingung,  eine  gegen  das  Gesetz  oder  die  guten  Sitten 
verstossende  Handlung  nicht  auszuführen,  annullirt  die  Obligation. 

238.  Jede  Obligation  ist  nichtig,  welche  unter  einer  lediglich  in  das 
Belieben  des  Verpflichteten  gestellten  Bedingung  eingegangen  ist. 

Wenn  jedoch  die  Bedingung  das  Bestehen  der  Obligation  nicht  allein 
von  dem  Willen  des  Verpflichteten  abhängen  lässt,  sondern  von  einer 
Handlung,  deren  Ausführung  oder  Nichtausführung  dieser  in  seiner  Hand 
hat,  so  ist  der  Vertrag  gültig. 

239.  Jede  Bedingung  muss  in  der  Weise  erfüllt  werden »  in  welcher 
die  Kontrahenten  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  gewollt  haben,  dass  sie 
erfüllt  werde. 

240.  Die  Bedingung  wird  als  erfüllt  angesehen,  wenn  entweder  der- 
jenige, der  sie  gestellt,    oder   derjenige,  welcher  sich    unter   derselben    ver- 

5 fliehtet  hat,  ihre  Erfüllung  verhindert,  es  sei  denn,  dass  das  der  Erfüllung 
er  Bedingung  entgegengestellte  Hindemiss   nur   die  Folge    der    Ausübung 
eines  Rechtes  ist. 

241.  Der  Gläubiger  kann  bei  schwebender  Erfüllung  der  Bedingung 
alle  Handlungen  zur  Erhaltung  seines  Rechtes  ausüben. 

242.  Eine  unter  suspensiver  Bedingung  eingegangene  Obligation  ist 
eine  solche,  welche  entweder  von  einem  zukünftigen  und  ungewissen  oder 
von  einem  schon  stattgefundenen  Ereignisse  abhängt,  von  dem  jedoch  die 
Parteien  keine  Kenntniss  haben. 

Im  ersteren  Falle  ist  die  Obligation  so  lange,  bis  das  Ereigniss  eintritt, 
nicht  vorhanden. 

Im  zweiten  tritt  die  Obligation  von  dem  Tage  an  in  Kraft,  an  welchem 
sie  eingegangen  worden  ist. 

243.  Wenn  die  Obligation  unter  einer  Suspensivbedingung  eingef^angen 
ist,  so  ist  der  Verlust  der  Sache,  welche  den  Gegenstand  der  Obhgation 
bildet,  zum  Nachtheil  desjenigen  Verpflichteten,  welcher  nur  versprochen 
hat,  dieselbe  zu  übergeben  für  den  Fall,  dass  die  Bedingung  eintrete. 

Wenn  die  Sache  absolut  ohne  Schuld  des  Verpflichteten  zu  Grunde 
geht,  so  besteht  die  Obligation  nicht. 

Wenn  sich  die  Sache  ohne  Schuld  des  Verpflichteten  verschlechtert 
oder  vermehrt,  so  gehen  diese  Schäden  und  dieser  Zuwachs  für  Rechnung 
des  Gläubigers. 

Wenn  sich  die  Sache  durch  Schuld  des  Verpflichteten  .  verschlechtert, 
so  hat  der  Gläubiger  die  Wahl,  entweder  die  Obligation  aufzuheben  oder 
die  Sache  in  dem  Zustande,  in  welchem  sie  sich  befindet,  mit  Ersatz  der 
Schäden  und  Nachtheile,  zu  verlangen. 

244.  Eine  Resolutivbedingung  ist  eine  solche,  welche  im  Falle  ihres 
Eintritts  die  Aufhebung  der  Obligation  veranlasst,  indem  die  Angelegen- 
heiten in  den  Zustand  zurückversetzt  werden,  den  sie  gehabt  haben  würden, 
wenn  die  Obligation  überhaupt  nicht  existirt  hätte. 

Jedoch  behalten  die  bei  schwebender  Bedingung  einem  Dritten  über- 
tragenen Rechte  ihre  Wirkung  trotz  der  Aufhebung,  sofern  die  Sache  ihm 
schon  überliefert  ist. 
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245.  Die  Resolutivbedingung  hindert  die  Ausführung  der  Obligation 
nicht;  sie  verpflichtet  nur  den  Gläubiger,  das,  was  er  enipfiangen  hat,  wieder 
zurückzuerstatten,  üeüIs  das  in  der  Bedingung  vor^ehene  Ereigniss  eintritt. 

Die  Früchte  werden  mit  den  Zinsen  des  Preises  kompensirt. 

Um  zu  bestimmen,  wen  die  bei  schwebender  Bedingung  entstandenen 
Verluste  oder  Verschlechterungen  treffen,  sind  die  in  dem  Art.  243  gegebenen 
Vorschriften  zu  beachten. 

246.  Die  Resolutivbedin^ng  eilt  als  stillschweigend  mit  einbegriffen 
in  allen  zwei-  oder  gegenseitigen  Vertragen,  falls  aus  solchen  Vertragen 
eine  der  Parteien  ihrer  Verpflichtung  nicht  nachkommt.  Jedoch  sind  bei 
denjenigen  Verträgen,  bei  welchen  schon  Leistungen  erfolgt  sind,  diejenigen, 
welche  bereits  eriullt  haben,  gebunden  und  die  Verpflichtungen  des  Vertrages 
erzeugen  in  den  betreffenden  Beziehungen  verbindliche  Kn^t. 

Wenn  die  Bedingung  stillschweigend  einbegriffen  ist,  so  wird  der  Ver- 
trag nicht  ipso  jure  aufgelöst,  wie  wenn  die  Resolutivbedingung  verabredet 
ist.  Die  Partei,  gegen  welche  gefehlt  worden  ist,  hat  die  Wahl,  entweder 
die  andere  zur  Erfüllung  des  Vertrages,  wenn  es  noch  möglich  ist,  zu 
zwingen,  oder  die  Rückerstattung  einschliesslich  der  Schäden  und  Nachtheile 
zu  fordern  (Art  218). 

Die  Aufhebung  muss  gerichtlich  gefordert  werden ,  und  je  nach  den 
Umständen  können  die  Gerichte  dem  Beklagten  eine  Frist  gewähren. 

Das  Recht,  die  Aufhebung  des  Vertrag  zu  verlangen,  hört  im  Falle 
des  Falliments  auf  (Art.  1669). 

Abschnitt  IL 
Von  den  Obligationen  mit  Zeitbestimmungen. 

247.  Die  befristete  Obligation  ist  eine  solche,  zu  deren  Erfüllung  dem 
Schuldner  ein  Termin  bezeichnet  ist 

Die  Frist  unterscheidet  sich  von  der  Bedingung  darin,  dass  sie 
die  Obligation  nicht  snspendirt,  sondern  nur  die  Ausführung  derselben 
verzögert. 

24B.  Was  nach  Frist  geschuldet  wird,  mit  Ausnahme  der  Fälle  beim 
Falliment  (Art.  1544),  kann  nicht  vor  dem  Ablauf  derselben  gefordert 
werden;  jedoch  kann  das,  was  der  Schuldner  vor  der  Zeit  freiwilUg  bezahlt, 
nicht  zurückgefordert  werden. 

Bei  den  befristeten  Obligationen  trägt  die  Gefahren  und  Risikos  der 
Sache  der  Gläubiger. 

249.  Die  Frist  wird  immer  als  zu  Gunsten  des  Schuldners  und  des 
Gläubigers  verabredet  angesehen,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  aus  der 
Abrede  oder  aus  den  besonderen  Umständen  des  Falles  hervorgeht. 

250«  Bei  der  Zeitbestimmung  wird  niemals  der  Tag  des  Datums 
mitgerechnet,  so  dass  eine  Obligation  mit  einer  Frist  von  10  Tagen,  welche 
am  1.  Januar  eingegangen  ist,  nicht  am  10.  sondern  am  11.  fällig  wird. 

Wenn  der  Verfalltag  ein  Festtag  ist,  so  wird  die  Obligation  an 
dem  unmittelbar  vorhergehenden  Tage,  im  Falle  dieser  kein  Festtag  ist, 
exigibel. 

251.  Wenn  von  Monaten  die  Rede  ist,  so  wird  der  Kalendermonat 
verstanden,  so  dass  eine  Obligation  mit  einer  Frist  von  einem  Monat, 
welche  am  1.  Februar  eingegangen  ist,  am  1.  März  fällig  wird,  wenn  auch 
30  Tage  nicht  voll  erreicht  sind. 

8* 
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252.  Die  Obligation,  bei  welcher  ihrer  Natur  nach  die  Angabe  einer 
Frist  nicht  wesentlich  ist,  oder  die  Parteien  keine  bestimmte  Zeit  verabredet 
haben,  oder  in  diesem  Gesetzbache  eine  solche  nicht  festgesetzt  ist,  wird 
10  Tage  nach  ihrem  Datum  exigibel.      ^ 

Abschnitt  IIL 
Von  den  alternativen  Obligationen. 

253.  Eine  Obligation  ist  alternativ,  wenn  sich  der  Schuldner ,  im  Falle 
in  der  Obligation  zwei  Sachen  oder  Handlangen  einbegriffen  sind,  durch 
die  Uebergabe  einer  Sache  oder  die  Ausführung  einer  Handlung  davon 
befreit,  die  andere  zu  geben  oder  auszuführen. 

254.  Die  Wahl  steht  immer  dem  Schuldner  zu,  wenn  sie  nicht  aus- 
drücklich dem  Gläubiger  gewährt  worden  ist. 

Wenn  derjenige,  welcher  die  Wahl  zu  treflfen  hat,  ohne  es  gethan  zu 
haben,  stirbt,  so  geht  dieses  Recht  auf  seine  Erben  über. 

255.  Der  Schuldner  kann  sich  befreien,  wenn  er  eine  der  beiden  ver- 
sprochenen Sachen  übergiebt;  aber  der  Gläubiger  ist  nicht  verpflichtet^ 
einen, Theil  von  der  einen  und  einen  Theil  von  der  andern  anzunehmen. 

256.  Wenn  eine  der  beiden  versprochenen  Sachen  nicht  Gegenstand 
der  Obligation  sein  kann,  so  wird  letztere  als  eine  unbedingte  und  einlache 
angesehen,  auch  wenn  sie  als  alternative  eingegangen  ist. 

257.  Die  alternative  Obligation  verwandelt  sich  in  eine  einfache,  wenn 
eine  der  beiden  versprochenen  Sachen,  selbst  durch  Schuld  des  Verpflichteten 
zu  Grunde  geht  und  nicht  übergeben  werden  kann. 

Der  Preis  der  Sache  kann  nicht  an  Stelle  derselben  angeboten  werden. 

Wenn  beide  zu  Grunde  gegangen  sind,  und  nur  eine  durch  Schuld 
des  Verpflichteten,  so  muss  letzterer  den  Preis  der  zuletzt  zu  Grunde 
gegangenen  übergeben. 

258.  Wenn  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen 
die  Wahl  in  Gemässheit  der  Abrede  dem  Gläubiger  zusteht  oder  nur  eine 
der  Sachen  zu  Grunde  gegaogen  ist,  und  zwar  ohne  Schuld  des  Ver- 
pflichteten, so  muss  der  Gläubiger  die  übrigbleibende  annehmen;  und  wenn 
sie  durch  Schuld  des  Verpflichteten  zu  Grunde  gegangen  ist,  so  kann 
der  Gläubiger  die  noch  vorhandene  Sache  oder  den  Preis  derjenigen  fordern, 
welche  zu  Grunde  gegangen  ist;  oder  sind  beide  Sachen  zu  Grunde  ^gangen, 
und  zwar  wenn  dies  durch  Schuld  des  Verpflichteten  bezüglich  beider  oder 
einer  derselben  geschehen  ist,  so  kann  der  Gläubiger  nach  seinem  Belieben 
den  Preis  irgend  einer  der  beiden  Sachen  verlangen. 

259.  Wenn  beide  Sachen  ohne  Schuld  des  Verpflichteten  zu  Grunde 
gegangen  sind,  so  erlischt  die  Obligation  gemäss  der  Verfügung  des 
Artikel  993. 

260.  Dieselben  Grundsätze  sind  für  den  Fall  anwendbar,  wenn  in 
der  alternativen  Obligation  mehr  als  zwei  Sachen  einbegriffen  sind. 

261.  Wenn  die  alternative  Obligation  darin  besteht,  irgend  eine  Sache 
zu  Gunsten  dieser  oder  jener  Person  zu  geben  oder  in  gleicher  Weise  eine 
Handlung  zu  leisten,  so  befreit  sich  der  Schuldner,  wenn  er  in  Betreff  einer 
von  ihnen,  welcher  er  den  Vorzug  giebt,  seiner  Verpflichtung  nachkommt; 
und  dieselben  können  ihn  nicht  verpflichten,  zur  Hälfte  zwei  von  ihnen 
zu  befriedigen. 
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Abschnitt  IV. 
Von    den   solidarischen  Obligationen. 

262.  Die  Obligationen  sind  solidarisch  entweder  bez&glich  der  Gläu- 
biger oder  der  Schuldner. 

Die  Solidarität  zwischen  den  Gläubigern  bezüglich  einer  und  derselben 
Verrichtung  besteht  in  dem  Recht,  welches  jeder  einzelne  von  ihnen  hat, 
die  Zahlung  in  ihrem  Gesammtbetrage  zu  beanspruchen. 

Die  solidarische  Haftung  zwischen  den  Schuldnern  legt  jedem  einzelnen 
von  ihnen  die  Verpflichtung  auf,  allein  für  alle  die  Zahlung  zu  leisten,  welche 
sie  gemeinschaftlich  schulden. 

263.  Die  Solidarität  wird  niemals  vermuthet,  sondern  sie  muss  aus- 
drücklich verabredet  sein;  dieser  Grundsatz  ist  der  Solidarität  zwischen  den 
Gläubigem  und  zwischen  den  Schuldnern  gemeinschaftlich. 

Diese  Vorschrift  ist  nur  in  dem  Falle  nicht  anwendbar,  wenn  die  Soli- 
darität ipso  jure  in  Gemässheit  der  Verfügung  des  Gesetzes  eintritt. 

264.  Eine  Obligation  hört  nicht  auf,  solidarisch  zu  sein,  auch  wenn 
einer  der  Mitschuldner  zur  Zahlung  in  anderer  Weise  verpflichtet  ist:  z.  B. 
vrenn  einer  sich  bedingt  verpfliöhtet  hat,  während  der  andere  nur  eine  ein- 
£EK^he  Obligation  übernommen  hat,  oder  wenn  einer  eine  Frist  sich  aus- 
bedungen hat,  was  bei  dem  andern  nicht  der  Fall  ist 

265.  Selbst  wenn,  sofern  die  Obligation  eine  einfache  ist,  einer  der 
Schuldner  nicht  die  Fähigkeit  besitzt,  sich  zu  verpflichten,  oder  in  Zahlungs- 
unfähigkeit geräth,  so  müssen  die  übrigen  seinen  Theil  mitleisten. 

2^6.  Wenn  zwei  oder  mehr  Personen  die  Obligation  eingehen,  eine 
Sache  zu  geben  oder  eine  Handlung  auszuführen,  welche  bezüglich  ihrer 
Erfüllung  untheilbar  sind,  so  wird  die  Obligation  als  solidarisch  angesehen, 
auch  wenn  sie  in  den  Ausdrücken  als  einfia^he  eingegangen  worden  ist. 

267.  Die  Wirkungen  der  Solidarität  zwischen  den  Gläubigern  sind: 

1.  dass  jeder  der  Uläubiger  das  Recht  hat,  die  Gesammtzahlung  der 
Forderung  zu  verlangen; 

2.  dass  die  an  einen  der  Gläubiger  geleistete  Zahlung  den  Schuldner 
den  anderen  gegenüber  befreit,  ohne  dass  dies  die  Gläubiger  hindert, 
die  Theilung  der  von  dem  Schuldner  geleisteten  Zahlung  unter  sich 
zu  beanspruchen; 

3.  dass  irgend  eine  Handlung,  welche  die  Yeijährung  bezüglich  eines 
der  Gläubiger  unterbricht,  auch  den  anderen  zu  Gute  kommt; 

4.  dass  der  Schuldner  ohne  Unterschied  an  jeden  der  Gläubiger  zahlen 
kann,  so  lange  er  noch  nicht  von  einem  derselben  gerichtlich  ver- 
klagt worden  ist; 

5.  dass  der  von  einem  der  Gläubiger  gewährte  Schulderlass  den 
Schuldner  bezüglich  der  anderen  befreit,  wenn  diese  ihn  noch  nicht 
gerichtlich  auf  den  ganzen  Betrag  verklagt  haben. 

268.  Die  Wirkungen  der  solidarischen  Haftung  zwischen  den  Schuld- 
nern sind: 

1.  dass  der  Gläubiger  das  Recht  hat,  den  Gesammtbetrag  der  Forde- 
rung von  demjenigen  Schuldner  zu  fordern,  welchen  er  wählt,  und 
welcher  verpflichtet  ist,  ihm  das  Granze  zu  bezahlen,  ohne  dass  er 
das  Recht  der  Theilung  unter  den  übrigen  Schuldnern  beanspruchen 
kann; 

2.  dass  die  gegen  einen  der  Schuldner  erhobene  Klage  den  Gläubiger 
nicht  verhindert,  auch  die  übrigen  zu  verklagen; 

3.  dass  die  gegen  einen  der  Schuldner  erhobene  Klage  die  Verjährung 
bezüglich  der  anderen  unterbricht; 
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4.  dass  die  AnerkennuDg  der  Schuld  von  Seiten  eines  der  Mitschuldner 
dieselbe  Wirkung  hat; 

5.  dass  die  gegen  einen  der  Schuldner  erhobene  Klage  wegen  Zinsen 
dieselben  bezüglich  der  anderen  weiter  laufen  lässt;    . 

6.  dass,  wenn  die  geschuldete  Sache  durch  Schuld  eines  oder  mehrerer 
Schuldner  zu  Grunde  gegangen  ist,  oder  nachdem  dieselben  in  Ver- 
zug gorathen  sind,  die  übrigen  nicht  von  der  Zahlung  des  Preises 
der  Sache  entbunden  sind,  dass  aber  nur  erstere  für  die  Schaden 
xmd  Nachtheile  haften; 

7.  dass  die  von  einem  der  Mitschuldner  geleistete  Zahlung  alle  übrigen 
bezüglich  des  Gläubigers  befreit. 

'269.  Die  bezüglich  des  Gläubigers  eingegangene  solidarische  Obli- 
gation vertheilt  sich  ipso  jure  unter  die  Mitschuldner,  welche  unter  einander 
nur  für  die  ihnen  zukommende  Quote  haften. 

270.  Wenn  das  Geschäft,  welches  zu  einer  solidarischen  Schuld  Ver- 
anlassung gegeben  hat,  nur  einen  der  Mitschuldner  hauptsächlich  betrifft,  so 
hat  derselbe  für  die  ganze  Schuld  seinen  Mitschuldnern  gegenüber  zu  haften, 
welche  nur  in  Bezug  auf  ihn  als  seine  Bürgen  angesehen  werden. 

271.  Der  Mit  verpflichtete  einer  solidarischen  Schuld,  welcher  sie  allein 
voll  bezahlt,  kann  von  den  übrigen  nur  den  Theil,  welcher  auf  jeden  der- 
selben fallt,  zurückfordern. 

Wenn  einer  von  ihnen  sich  im  Zustande  der  Zahlungsunfähigkeit  be- 
findet, so  wird  sein  Theil  pro  rata  unter  die  zahlungsfähigen  Mitschuldner 
und  denjenigen,  welcher  die  Zahlung  geleistet  hat,  vertheilt. 

272.  Der  von  dem  Gläubiger  verklagte  solidarische  Schuldner  kann 
alle  aus  der  Natur  der  Obligation  sich  ergebenden,  sowie  die  ihn  persönlich 
betreffenden  und  femer  alle  den  übrigen  Schuldnern  gemeinschaftlichen  Ein- 
reden entgegenstellen. 

Er  kann  nicht  Einwendungen  entgegenstellen,  welche  irgend  einen  der 
übrigen  Schuldner  rein  persönlich  betreffen. 

273.  Der  Gläubiger,  welcher  in  die  Theilun^  der  Schuld  bezüglich 
eines  der  Schuldner  einwilligt,  behält  sein  solidansches  Klagerecht  gegen 
die  übrigen  nach  Abzug  desjenigen  Theiles,  welcher  den  Schuldner  betrifft, 
den  er  von  der  solidarischen  Haftung  entbunden  hat 

-  274.  Falls  der  Gläubiger  auf  das  solidarische  Klagerecht  bezüglich 
irgend  eines  der  Schuldner  verzichtet  hat  und  einer  oder  mehrere  der 
übrigen  in  Zahlungsunföhigkeit  verfallen,  so  wird  der  Theil  der  Zahlungs- 
unfäiigen  pro  rata  unter  alle  übrigen  ursprünglichen  Schuldner  vertheilt, 
indem  bei  der  Berechnung  alle  vorher  von  dem  Gläubiger  ihrer  solidarischen 
Haftung  entbundenen  Schuldner  miteinbegriffen  werden. 

Für  den  Theil,  welcher  bei  der  Vertheilung  der  Schuld  der  Zahlungs- 
unfähigen die  von  der  Solidarität  Entbundenen  trifft,  können  letztere  nicht 
vom  Gläubiger  in  Anspruch  genommen  werden,  sondern  an  ihrer  Stelle  nur 
die  Zahlungsunfähigen. 

275.  Von  demjenigen  Gläubiger,  welcher  den  Theil  eines  der  Schuldner 
in  Enopfang  nimmt»  wenn  er  sich  auch  in  der  Quittung  die  Solidarität  oder 
seine  Kechte  im  Allgemeinen  nicht  vorbehält,  wird  nicht  angenommen,  dass 
er  auf  die  Solidarität  verzichte,  mit  Ausnahme  desjenigen  Theils,  welcher 
jenen  Schuldner  betrifft. 

Es  wird  nicht  vermuthet,  dass  der  Gläubiger  den  Schuldner  von  der 
solidarischen  Haftung  entbindet,  wenn  er  auch  von  demselben  eine  Summe 
empfängt,  welche  dem  ihm  entsprechenden  Theile  gleich  ist,  falls  er  nicht 
in  der  Quittung  ausdrückt,  dass  er  ,,für  seinen  Antheil^  empfängt. 

Dasselbe  findet  bei  der  gegen  einen  der  Schuldner  „für  seinen  Antheil^ 
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erhobenen  Klage  statt,  wenn  dieser  die  Klage  nicht  anerkannt  hat  oder  kein 
endgültiges  Urtheil  erfolgt  ist. 

276.  Der  Gläubiger,  welcher  abgesondert,  wenn  auch  ohne  Vorbehalt 
seiner  Rechte,  von  einem  der  Schuldner  dessen  Antheil  an  den  Zinsen  der 
Forderung  empfängt,  verliert  das  solidarische  Recht  nur  bezüglich  der  fälligen 
Zinsen,  aber  nicht  bezüglich  der  zukünftigen  und  bezüglich  des  Kapitals, 
es  sei  denn,  dass  die  abgesonderte  Zahlung  10  Jahre  hindurch  fortge- 
dauert hat. 

277.  Wenn  einer  der  Schuldner  einziger  Erbe  des  Gläubigers  wird, 
oder  wenn  dieser  einziger  Erbe  irgend  eines  der  Schuldner  wird,  so  tilgt 
diese  Vereinigung  (Confusion)  die  Forderung,  jedoch  nur  bezüglich  des 
Theiles,  welcher  dem  Gläubiger  oder  Schuldner,  der  beerbt  wird,  zukommt 
(Art.  270). 

Abschnitt  V. 
Von   den    theilbaren  und  untheilbaren  Obligationen. 

278.  Wenn  die  Obligationen  auch  ihrer  Natur  nach  theilbar  sind,  so 
müssen  sie  dennoch  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger  erfüllt  werden,  als 
ob  sie  untheilbar  sind. 

Die  Theilbarkeit  findet  nur  dann  Anwendung,  wenn  mehrere  Gläu- 
biger oder  Schuldner  vertragsmässig  oder  in  Folge  Erbganges  vorhanden  sind. 

279.  Wenn  mehrere  Gläubiger  oder  Schuldner  vertragsmässig  vor- 
handen sind,  so  theilt  sich  das  Recht  und  die  Verpflichtung  ipso  jure  unter 
alle,  welche  als  Gläubiger  oder  Schuldner  ein  und  derselben  Sache  zusammen 
aufgeführt  sind,  es  sei  denn,  dass  das  Gesetz  oder  der  Vertrag  etwas  An- 
deres bestimme. 

280.  Wenn  mehrere  Gläubiger  oder  Schuldner  in  Folge  Succession 
vorhanden  sind,  so  können  die  ersteren  die  Schuld  eintreiben,  und  sind  die 
letzteren  zur  Zahlung  derselben  verpflichtet,  jedoch  nur  nach  Verhältniss  der 
Theile,  welche  ihnen  als  Vertreter  des  Gläubigers  oder  Schuldners  zu- 
kommen. 

281.  Der  im  vorhergehenden  Artikel  festgestellte  Grundsatz  erleidet 
eine  Ausnahme  bezüglich  der  Erben  des  Schuldners: 

1.  im  Falle,  daäs  die  Schuld  eine  hypothekarische  ist; 

2.  >«renn  sie  von  einer  bestimmten  Art  ist; 

3.  wenn  es  sich  um  eine  alternative  Schuld  handelt,  wobei  der  Gläu- 
biger unter  zwei  Sachen  die  Wahl  hat,  von  denen  die  eine  un- 
theilbar ist; 

4.  wenn  nur  einer  der  Erben   durch  das  Testament   oder  bei  der  Ver- 
*     theilung  mit  der  ganzen  Schuld  belastet  worden  ist; 

5.  wenn  entweder  aus  der  Natur  der  Obligation  oder  aus  der  Sache, 
welche  Gegenstand  derselben  ist,  oder  aus  dem  Zwecke,  welchen 
die  Parteien  mit  dem  Vertrage  verfolgt  haben,  hervorgeht,  dass  die 
Absicht  der  Kontrahenten  gewesen  ist,  eine  theilweise  Deckung  der 
Schuld  nicht  zu  gestatten. 

In  den  beiden  ersten  Fällen  kann  der  Erbe,  welcher  die  geschuldete 
Sache  oder  das  hypothekarisch  verpfändete  Grundstück  in  Besitz  hat,  be- 
züglich des  Ganzen  in  Anspruch  genommen  werden,  unbeschadet  seines 
Klagerechtes  gegen  seine  Miterben,  unter  derselben  Voraussetzung  kann 
der  Erbe  bezüglich  des  Ganzen  in  dem  dritten  Falle  nach  Massgabe  der 
\'erfügungen  des  dritten  Abschnittes  dieses  Kapitels  in  Anspruch  genommen 
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werden.  In  dem  vierten  Falle  kann  der  mit  der  Zahlung  belastete  Erbe 
und  in  dem  fünften  jeder  der  Erben  bezuglich  des  Ganzen  verklagt  werden, 
unbeschadet  ihrer  Elagerechte  gegen  die  übrigen  Miterben. 

292.  Jeder  der  Erben  des  Gläubigers  kann  die  Erfüllung  der  untheil- 
baren  Schuld  in  ihrem  Gesammtbetrage  fordern,  aber  er  darf  allein 
weder  die  Schuld  erlassen,  noch  an  Stelle  der  Sache  den  Preis  derselben 
empfangen. 

Wenn  jedoch  einer  der  Erben  die  Schuld  erlassen  oder  den  Preis  der 
untheilbaren  Sache  empfangen  hat,  so  kann  der  Miterbe  dieselbe  nicht  bean- 
spruchen, falls  er  nicht  den  Antheil  desjenigen  vergütigt,  welcher  den  Erlass 
gemacht  oder  den  Preis  empfangen  hat. 

283.  Der  Erbe  des  Schuldners,  welcher  auf  den  Gesammtbetrag 
der  Obligation  verklagt  worden  ist,  kann  eine  Frist  verlangen,  uni  seine  Mit- 
erben vorzuladen,  es  sei  denn,  dass  die  Art  der  Obligation  eine  solche  ist, 
dass  sie  nur  von  dem  Beklagten  allein  erfüllt  werden  kann.  In  solchem 
Falle  wird  er  allein  verurtheilt,  indem  ihm  jedoch  die  Klage  gegen  seine 
Miterben  unbenommen  bleibt. 

Abschnitt  VI. 
Von    den    Obligationen   mit   Pönalklausel. 

284.  Eine  Pönalklausel  ist  eine  solche,  nach  welcher  sich  jemand,  um 
die  Ausführung  eines  Vertrages  zu  sichern,  zu  irgend  einer  Strafe  im  Falle 
der  unterlassenen  Erfüllung  verpflichtet. 

285*  Die  Nichtigkeit  der  Mauptverpflichtung  hat  die  der  Pönalklausel 
zur  Folge. 

Die  Nichtigkeit  der  letzteren  dagegen  bedingt  nicht  diejenige  der  fiaupt- 
Verpflichtung. 

286.  Die  Pönalklausel  ist  gültig,  auch  wenn  sie  einer  Obligation  hin- 
zugefügt ist,  deren  Erfüllung  vor  Gericht  nicht  verlangt  werden  kann,  die 
jedoch  von  Rechtswegen  nicht  verboten  ist. 

287.  Der  Gläubiger,  dessen  Schuldner  in  Verzug  gerathen  ist,  kann 
nach  seinem  Ermessen  entweder  die  verabredete  Strafe  oder  die  Erfüllung 
der  Hauptverpflichtung  verlangen  (Art.  288). 

288.  Die  Pönalklausel  enthält  die  Entschädigung  für  die  Schäden  und 
Nachtbeile,  welche  den  Gläubiger  aus  der  unterlassenen  Erfüllung  der  Haupt- 
verpflichtung treffen  sollten.  Letzterer  kann  also  gleichzeitig  die  Erfüllung 
der  Hauptverpflichtung  und  die  Strafe  nicht  verlangen,  es  sei  denn,  dass 
dies  ausarücklich  verabredet  worden  ist. 

Sollte  er  jedoch  die  Erfüllung  der  Obligation  verlangt  haben  und  die- 
selbe nicht  erfolgen  können,  so  kann  er  die  Strafe  einfordern. 

289  Sei  es,  dass  in  der  Hauptverpflichtung  eine  Frist,  in  welcher 
dieselbe  erfüllt  werden  mnss,  enthalten  ist  oder  nicht,  so  verfallt  derjenige, 
welcher  sich  verpflichtet  hat,  etwas  zu  übergeben,  zu  nehmen  oder  zu  thun, 
nur  dann  in  die  Strafe,  wenn  er  in  Verzug  gerathen  ist  (Art.  213). 

290.  Es  verfallt  in  die  verabredete  Strafe  der  Schuldner,  welcher 
innerhalb  der  festgesetzten  Zeit  seinen  Verpflichtungen  nicht  nachkommt, 
selbst  wenn  die  unterlassene  Erfüllung  aus  triftigen  Gründen  herrührt, 
welche  ihm  dieselbe  unmöglich  gemacht  haben. 

Wenn  jedoch  die  Hauptverpflichtung  darin  besteht,  eine  bestimmte 
Sache  zu  übergeben,  und  letztere  zu  Grunde  geht,  so  ist  in  den  Fällen,  in 
welchen  der  Schuldner  für  die  Hauptverpflichtuug  nicht  verhaftet  ist,  die 
Strafe  nicht  verwirkt  (Art.  993). 
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291.  Sollto  die  Hauptverpflichtusg  nur  zum  Theil  erfüllt  worden  sein, 
so  ist  die  Strafe  pro  rata  des  nicht  errallten  Tbeiles  zu  zahlen. 

292.  Wenn  die  ursprüngliche  Obligation  mit  Pönalklausel  eine  un- 
theilbare  Sache  betrifffc,  und  mehrere  Schuldner  in  Folge  Erbganges  oder 
vertragsmässig  Yorhanden  sind,  so  ist  die  Strafe  durch  die  Vertragsverletzung 
von  Seiten  eines  einzigen  der  Schuldner  verwirkt,  und  dieselbe  kann  ganz 
von  demjenigen,  welcher  dem  Vertrage  zuwider  gehandelt  hat,  oder  im 
Yerhältnisse  des  betreffenden  Antheils  von  jedem  einzelnen  der  Mitschuldner 
gefordert  werden,  unbeschadet  des  Rechtes  der  letzteren  von  demjenigen, 
welcher  dem  Vertrage  zuwider  gehandelt  hat,  das,  was  sie  durch  sein  Ver- 
schulden zahlen  mussten,  zurückerstattet  zu  verlangen. 

293.  Wenn  die  mit  Pönalklausel  eingegangene  untheilbare  Obligation 
zu  Gunsten  Mehrerer  ge^en  Mehrere,  sei  es  in  Folge  Succession  oder  ver- 
tragsmässig, besteht,  so  ist  die  ganze  Strafe,  üeJIs  von  einem  der  Schuldner 
einem  der  Gläubiger  ein  Hinderniss  entgegengestellt  wird,  nur  von  dem- 
jenigen verwirkt,  welcher  das  Hinderniss  verursacht  hat,  und  die  Strafe 
wird  auch  allein  dem  Verhinderten  zugesprochen;  bei  Beiden  erfolgt  dies 
im  Verhältnisse  ihrer  Erbportion  oder  des  ihnen  zukommenden  Thei^s. 

294.  Wenn  die  ursprüngliche  Obligation  mit  Pönalklausel  theilbar 
ist,  so  verwirkt  nur  derjenige  von  den  Erben  des  Schuldners  die  Strafe, 
welcher  der  Obligation  zuwider  gehandelt  hat,  und  zwar  nur  für  den  Antheil, 
welcher  ihn  bei  der  Hauptverpflichtung  trifft,  ohne  dass  gegen  diejenigen, 
welche  derselben  nachgekommen  sind,  eine  Klage  zulässig  ist. 

Diese  Vorschrift  lässt  eine  Ausnahme  zu,  nämlich  wenn  die  Pönal- 
klausel ausdrücklich  zu  dem  Zweck  hinzugefügt  worden  ist,  dass  die 
Zahlung  nicht  theilweise  erfolgen  darf,  und  ein  Miterbe  die  Erfüllung  der 
Obligation  in  ihrem  Gesammtbetrage  verhindert.  In  diesem  Falle  kann 
von  ihm  die  ganze  Strafe  gefordert  werden. 

KAPITEL  IV. 
Von  der  Auslegung  der  Verträge. 

295.  Die  Worte  der  Abreden  und  Verträge  müssen  in  dem  Sinne, 
welchen  der  allgemeine  Brauch  denselben  beilegt,  verstanden  werden,  wenn 
der  Verpflichtete  auch  behauptet,  dass  er  sie  anders  verstanden  hat. 

296«  Wenn  es  nöthig  ist,  die  Klauseln  eines  Vertrages  auszulegen, 
so  dienen  dazu  folgende  Grundsätze: 

1.  ist  eine  Zweideutigkeit  in  den  Worten  vorhanden,  so  muss  mehr 
die  gemeinschaftliche  Absicht  der  Parteien,  als  der  wörtliche  Sinn 
der  Ausdrücke  erforscht  werden; 

2.  die  doppelsinnigen  oder  zweideutigen  Klauseln  müssen  vermittelst 
der  klaren  und  genauen  Ausdrücke  ausgelegt  werden,  welche  in 
einem  andern  Theile  desselben  Schriftstückes  angewandt  worden 
sind,  indem  dabei  zu  beachten  ist,  ihnen  nicht  sowohl  die  Be- 
deutung zu  geben,  welche  ihnen  im  Allgemeinen  zukommen  könnte, 
als  vielmehr  diejenige,  welche  dem  gesammten  Inhalt  entspricht; 

3.  die  Klauseln,  welche  in  doppeltem  oinne  aufgefasst  werden  können, 
wobei  die  eine  Auslegung  die  Gültigkeit,  die  andere  die  Nichtigkeit 
des  Vertrages  ergiebt,  müssen  nach  der  ersteren  Auslegung  ver- 
standen werden. 

Wenn  beide  Auslegungen  in   gleicher  Weise  die  Gültigkeit  des 
•       Vertrages  ergeben,  so  müssen  sie  in  dem  Sinne  angewendet  werden. 
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welcher  der  Natur  der  Vertrage  und  den  Regeln  der  Billigkeit  am 
meisten  entspricht; 

4.  die  Handlungen  der  Kontrahenten,  welche  in  Folge  des  Vertrages 
ausgef&hrt  werden  und  das,  worüber  gestritten  wird,  betrefPen,  haben 
als  beste  Erläuterung  der  Absicht  der  Parteien  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses des  Vertrages  zu  dienen; 

5.  die  Handlungen  der  Kaufleute  werden  niemals  als  unentgeltliche 
vermuthet; 

6.  der  Brauch  und  die  Praxis,  welche  in  Fallen  gleicher  Art  im  All- 
gemeinen im  Handel  befolgt  wird,  und  besonders  der  Brauch,  an 
dem  Orte,  wo  der  Vertrag  erfüllt  werden  muss,  sind  vorzugsweise 
vor  jeder  entgegengesetzten  Auslegung  anzuwenden,  welche  die 
Parteien  den  Worten  zu  geben  beabsichtigen; 

7.  in  zweifelhaften  Fällen,  welche  nicht  nach  den  festgestellten  Grund- 
sätzen entschieden  werden  können,  müssen  die  zweideutigen  Klauseln 
immer  zu  Gunsten  des  Schuldners,  d.  h.  im  Sinne  seiner  Entlastung, 
ausgelegt  werden. 

297.  Sollte  bei  der  Abfassung  eines  Vertrages  irgend  eine  zu  seiner 
Erfüllung  nothwendige  Klausel  fortgelassen  worden  sein  und  die  Interes- 
senten in  Betreff  der  wahren  Auslegung  der  Verpflichtung  nicht  überein- 
stimmen, so  Wird  vermuthet,  dass  die  Parteien  sich  dem,  was  bei  solchen 
Fällen  unter  den  Kaufleuten  am'  Orte  der  Erfüllung,  des  Vertrages  Brauch 
und  Praxis  ist,  unterworfen  haben. 

298.  Wenn  in  dem  Vertrage  zur  Bezeichnung  des  Geldes,  des  Ge- 
wichtes oder  des  Maasses  allgemeine  Ausdrücke  angewendet  sind,  welche 
für  verschiedene  Wert  he  oder  Mengen  gebraucht  werden,  so  ist  die  Obli- 
gation in  derjenigen  Geldsorte,  in  demjenigen  Gewicht  oder  Maass,  welche 
bei  Verträgen  gleicher  Art  üblich  sind,  als  eingegangen  zu  verstehen. 


TITEL  n. 

Vom  Mandat  und  von  den  Kommissionen  oder 
Konsignationen. 

299.  Im  Allgemeinen  ist  das  Mandat  ein  Vertrag,  durch  welchen  sich 
jemand  verpflichtet,  ein  erlaubtes  Handelsgeschäft,  welches  ein  anderer  ihm 
überträgt,  auszufuhren. 

XJnerlaubte  Geschäfte  oder  Verträge  gegen  die  guten  Sitten  können 
nicht  Gegenstand  des  Mandates  sein  (Art.  198). 

300.  Unter  einem  Mandat  wird  besonders  verstanden,  wenn  derjenige, 
welcher  das  Geschäft  leitet,  im  Namen  desjenigen  handelt,  welcher  es  ihm 
übertragen  hat. 

Es    wird    Kommission    oder   Konsignation    genannt,   wenn    denenige, 
welcher  das  Geschäft  ausführt,  in  eigenem  Namen  ohne  Angabe  des  Namens 
•desjenigen  handelt,  welcher  ihm  den  Auftrag  gegeben  hat. 

KAPITEL  i. 
Vom  Mandat. 

301.  Das  Mandat  kann  vermittelst  öfPentlicher  oder  privater  Urkunde, 
durch  Brief  oder  Korrespondenz  und  sogar  mündlich  ertheilt  werden.     • 
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In  diesem  lezteren  Falle  gemäss  dem  im  Art.  193  festgestellten 
Grandsatze. 

302.  Das  Mandat  ist  bis  zur  Annahme  von  Seiten  des  Mandatar» 
nicht  perfekt. 

Die  Annahme  kann  stillschweigend  erfolgen,  d.  h.  sie  erscheint  al» 
eine  solche,  wenn  die  Ausfahrnng  des  Auftrages  vom  Mandatar  angefangei^ 
worden  ist. 

303.  Nach  Annahme  des  Mandates  ist  der  Mandatar  zur  Ausfuhrung 
desselben  verpflichtet,  und  er  ist  für  die  Schäden  verantwortlich,  welche 
den  Mandanten  durch  die  unterlassene  Erfüllung  treffen. 

Ausgenommen  vrird  der  Fall  der  Kündigung,  welche  der  Vorschrift  des 
folgenden  Artikels  entspricht. 

304.  Der  Mandatar  kann  zu  jeder  Zeit  das  Mandat  kündigen,  indem 
er  dem  Mandanten  seine  Kündigung  mittheilt. 

Wenn  jedoch  diese  Kündigung  dem  Mandanten  Schaden  verursacht,, 
so  ihuss  der  Mandatar  ihn  schadlos  halten,  es  sei  denn,  dass : 

1.  die  Ausführung  des  Mandates  von  der  Ergänzung  fehlender  Geld- 
mittel abhängt  und  der  Mandatar  solche  überhaupt  nicht  empfan,.'en 
hat  oder  dieselben  nicht  ausreichend  waren; 

2.  der  Mandatar  nicht  in  der  Lage  ist,  das  Mandat  fortzusetzen,  ohne 
persönlich  einen  bedeutenden  Nachtheil  zu  erleiden. 

30o.  Das  Mandat  wird  allgemein  für  alle  Geschäfte  des  Mandanten 
oder  besonders  für  ein  bestimmtes  Geschätt  ertheilt. 

306.  Das  kaufmännische  Mandat,  möge  es  in  noch  so  allgemeinen 
Ausdrücken  ertheiit  sein,  kann  nur  Handelsunternehmungen  zum  Gegen^ 
stand  haben. 

Es  erstreckt  sich  niemals  auf  Handlungen,  welche  nicht  zum  Handel 
gehören,  falls  in  der  Vollmacht  nicht  ausdrücklich  ein  anderer  Gegenstand 
bestimmt  ist. 

307.  Das  Mandat  kann  unbeschränkt  sein,  d.  h.  ein  solches,  welches 
dem  Mandatar  überlässt,  nach  seinem  Gutdünken  zu  handeln,  o^er  be- 
schränkt, indem  ihm  Regeln  vorgeschrieben  werden,  nach  denen  er  sich 
richten  muss.  . 

Wenn  in  der  Vollmacht  auf  besondere  Regeln  oder  Vorschriften  Bezug 
genommen  wird,  so  werden  diese  als  integrirender  Bestandtheil  der  Vollmacht 
angesehen. 

308.  Der  Mandant  haftet  für  alle  Handlungen  des  Mandatars,  sofern 
dieselben  innerhalb  der  Grenzen  des  Mandates  erfolgen. 

Für  das,  was  mit  Ueberschreitung  des  Mandates  ausgeführt  worden 
ist,  ist  er  nur  insoweit  verpflichtet,  als  er  dies  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
genehmigt  hat  (Art.  332). 

309.  Von  demjenigen,  welcher  ein  bestimmtes  Geschäft  überträgt, 
wird  angenommen,  dass  er  zu  allen  bei  dessen  Ausführung  unerlässlichen 
Handlungen  ermächtigt,  wenn  dieselben  auch  nicht  bei  Uebertragung  des 
Mandates  näher  angegeben  sind. 

Wenn  die  Ausführung  dem  Gutdünken  des  Mandatars  überlassen 
worden  ist,  so  haftet  der  Mandant  für  Alles,  was  jener  zum  Zwecke  der 
Erfüllung  seines  Auftrages  vernünftigerweise  vornehmen  konnte  (Art.  342). 

310.  Der  Mandant  muss  dem  Mandatar  alle  Kosten ,  welche  er  bei 
Ausführung  seines  Auftrages  gehabt  hat,  ersetzen,  indem  er  ihn  für  die 
verauslagten  Vorschüsse  und  die  erlittenen  Verluste  schadlos  hält  und  ihm 
das  verabredete  oder,  Mangels  einer  Abrede,  das  übliche  Gehalt  bezahlt. 

Wenn  dem  Mandatar  keine  Schuld  beigemessen  werden  kann,  so  darf 
der  Mandant  sich  nicht  weigern,  obigen  Ersatz  zu  leisten,  selbst  wenn  das 
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Geschäft  schlechte  Resaltate  gehabt  hat,  noch  kann  er  die  YermiDdening 
des  Betrages  verlangen,  indem  er  behauptet,  dass  weniger  hätte  ausgegeben 
werden  können. 

311.  Der  Mandant  ist  die  Zinsen  für  die  zur  Ausf&hning  des 
Mandates  gemachten  Vorschüsse  schuldig,  und  zwar  von^em  Tage,  an 
welchem  diese  Vorschüsse  ihm  ordnungsmässig  nachgewiesen  worden  sind. 

312.  Der  Mandant  muss  ebenso  den  Mandatar  für  die  Schäden, 
welche  derselbe  durch  fehlerhafte  oder  mangelhafte  BeschaflPenheit  des  im 
I^IaDdate  einbegri£fenen  Gegenstandes  erleidet,  schadlos  halten,  auch  weoo 
sie  jener  nicht  kennt. 

313.  Wenn  der  Mandatar  von  Mehreren  für  ein  gemeinschaftliches 
Geschäft  beauftragt  worden  ist,  so  ist  jeder  von  ihnen  mr  die  Wirkungen 
des  Mandates  solidarisch  verpflichtet. 

Wenn  dagegen  verschiedene  Personen,  welche  nicht  Socien  sind,  den 
gleichen  Auftrag  von  ein  und  demselben  Mandanten  empfangen  haben  ^  so 
hafien  sie  diesem  gegenüber  nicht  solidarisch,  es  sei  denn,  dass  die  Solidarität 
ausdrücklich  ausbedungen  worden  ist. 

314.  Wenn  der  Mandatar  in  eigenem  Namen  kontrahirt,  ist  er 
persönlich  haftbar,  auch  wenn  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Mandanten 
geht  (Art.  337). 

315.  Bei  einer  Streitigkeit  zwischen  einem  Dritten  und  demMandatv, 
welcher  mit  diesem  im  Namen  des  Mandanten  kontrahirt  hat,  ist  der 
Mandatar  von  jeder  Verantwortlichkeit  befreit,  wenn  er  das  Mandat  oder 
die  Genehmigung  desjenigen,  für  dessen  Rechnung  er  kontrahirt  hat. 
vorlegt. 

316«  Sollte  der  Mandatar,  welcher  im  Besitz  von  Geldmitteln  oder 
eines  ofPenen  Kredites  des  Mandanten  ist,  irgend  einen  Gegenstand  in  eigenem 
Namen  kaufen,  den  er  für  den  Mandanten  kaufen  musste,  da  derselbe  beson- 
ders im  Mandate  bezeichnet  war,  so  hat  letzterer  eine  Klage,  um  jenen 
zur  Auslieferung  des  gekauften  Gegenstandes  zu  zwingen. 

317.  Der  Mandatar,  welcher  disponible  Geldmittel  des  Mandanten  in 
Händen  hat,  kann  die  Erfüllung  seiner  Anordnungen  bezüglich  der  Verwendung 
oder  der  Bestimmung  dieser  Geldmittel  nicht  verweigern,  bei  Strafe,  für  die 
Schäden  und  Nachtheile,  welche  aus  dieser  Weigerung  hervorgehen,  ver- 
antwortlich zu  sein. 

318.  Der  Mandatar  haftet  nicht  allein  für  Dolus,  sondern  auch 
für  die  Unterlassungen  und  die  Nachlässigkeiten,  welche  er  bei  der  Ao»- 
fulirung  des  Mandates  begeht. 

Die  Verantwortlichkeit  bezüglich  des  Verschuldens  wird  bei  einem 
nicht  besoldeten  Mandatar  weniger  streng  beurtheilt,  als  bei  einem  besoldeten. 

319.  Der  Mandatar  ist  verpflichtet,  die  Thatsachen,  deren  Natur  so 
beschaflfen  ist,  dass  sie  den  Widerruf  des  Mandates  veranlassen  könnten, 
dem  Mandanten  mitzutheilen. 

320.  Der  Mandatar  ist  für  die  Handlungen  des  Stellvertreters,  den 
er  ernennt,  verantwortlich: 

1.  wenn  ihm  keine  Befugniss  ertheilt  ist,  sich  vertreten  zu  lassen; 

2.  wenn  ihm  diese  Befugniss  ohne  Bezeichnung  einer  Person  ertheilt 
worden  ist,  und  er  eine  notorisch  unfähige  oder  insolvente  Person 
erwählt  hat. 

In  allen  Fällen  kann  der  Mandant  sich  direkt  mit  dem  Stellvertreter 
verständigen. 

321-  Wenn  in  ein  und  derselben  Vollmacht  mehrere  Mandatare 
bezeichnet  sind,  so  ist  dies  so  zu  verstehen,  dass  alle  eingesetzt  worden  sind, 
um  eventuell  zu    handeln,  und    zwar    nacheinander    in  der  Reihenfolge  der 
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EmeoDDsg,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Mandate  ausdrücklich  erklärt  worden 
ist,  dass  alle  solidarisch  und  gemeinschaftlich  handein  müssen. 

In  diesem  letzteren  Falle  kann  die  Mehrzahl  der  Ernannten,  auch 
.wenn  nicht  alle  annehmen,  das  Mandat  ausführen. 

322.  Der  Mandatar  ist  verpflichtet,  über  seine  Ausführung  Rechnung 
zu  legen,  indem  er  die  betreffenden  Dokumente  abliefert  und  dem  Mandanten 
das,  was  er  in  Folge  des  Mandates  erhalten  hat,  gut  schreibt,  selbst  in  dem 
Falle,  dass  das,  was  er  empfangen  hat,  dem  Mandanten  nicht  geschuldet 
worden  ist. 

323.  Der  Mandatar  schuldet  die  Zinsen  derjenigen  Beträge,  welche 
er  für  seinen  eigenen  Gebrauch  verwendet  hat,  von  dem  Datum  dieser  Ver^ 
Wendung  an,  ferner  die  Zinsen  des  Saldos,  welchen  er  abzuliefern  hat,  von 
dem  Zeitpunkte  an,  in  welchem  er  mit  der  Ablieferung  in  Verzug  geräth 
(Art.  213). 

324.  Der  Mandatar  hat  das  Hecht,  von  dem  Gegenstande  des  Ge- 
schäftes, welches  ihm  übertragen  worden  ist,  soviel  zurückzubehalten,  als 
genügt,  um  sich  für  Alles,  was  ihm  in  Folge  des  Mandates  geschuldet  wird, 
bezahlt  zu  machon. 

325.  Der  Mandatar,  welcher  der  Partei,  mit  der  er  als  solcher 
kontrahirt  hat,  genügende  Kenntniss  seiner  Vollmacht  verschafft  hat,  ist 
bezüglich  dessen,  was  mit  Ueberschreitung  derselben  ausgeführt  ist,  keine 
Garantie  schuldig,  es  sei  denn,  dass  er  dieselbe  ausdrücklich  versprochen  hat. 

326.  Das  Mandat  erlischt: 

1.  durch  Beendigung  des  Geschäftes,  dessen  Gegenstand  es  war; 

2.  durch  den  Widerruf  des  Mandanten; 

3.  durch  die  Kündigung  des  Mandatars; 

4.  durch  den  natürlichen  Tod  oder  den  Verlust  der  bürgerlichen  Rechte, 
durch  Interdiktion  oder  Eröffnung  des  Konkurses  über  das  Vermögen 
des  Mandanten  oder  des  Mandatars; 

5.  durch  die  Heirath  der  Handelsfrau,  welche  das  Mandat  ertheilt  oder 
empfangen  hat,  im  Falle  der  Ehemann  seine  Einwilligung  in  der 
im  Art.  15  vorgeschriebenen  Form  verweigert. 

327.  Der  Mandant  kann  das  Mandat,  wann  es  ihm  beliebt,  widerrufen 
und,  falls  es  nöthig  ist,  den  Mandatar  zwingen,  ihm  das  vollzogene  Doku- 
ment zurückzugeben. 

328.  Die  Ernennung  eines  neuen  Mandatars  für  dasselbe  Geschäft 
schliesst  den  Widerruf  des  ersten  Mandates  in  sich,  von  dem  Tage  an,  an 
welchem  der  erste  Mandatar  Kenntniss  hiervon  erhalten  hat. 

329.  Der  nur  dem  Mandatar  mitgetheilte  Widerruf  kann  nicht  gegen  den 
Dritten,  welcher  ohne  Kenntniss  des  Widerrufs  kontrahirt  hat,  geltend 
gemacht  werden,  unbeschadet  der  Rechte  des  Mandanten  gegen  den  Mandatar. 

330.  Der  Tod  des  Mandanten  oder  seine  bürgerliche  Unfähigkeit  ist 
ohne  Einfluss  auf  die  Gültigkeit  der  von  dem  Mandatar  ausgeführten  Hand- 
lungen, bis  er  Kenntniss  hiervon  erhält;  ebenso  auf  diejenige  de.r  nachfolgenden 
Handlungen,  falls  dieselben  eine  Folge  der  ersteren  sind  und  zur  Erfüllung 
des  angefangenen  Geschäftes  nöthig  waren. 

^1.  im  Falle  des  Todes  des  Mandatars  müssen  seine  Erben  oder 
gesetzlichen  Vertreter  dem  Mandanten  die  betreffende  Nachricht  zugehen 
lassen,  und,  so  lange  sie  neue  Befehle  erhalten,  müssen  «sie  die  Interessen  des 
letzteren  wahren  und  die  von  dem  Mandatar  eingeleiteten  Geschäfte  beendigen» 
wenn  durch  den  Verzug  dem  Mandanten  Schaden  entstehen  könnte. 

332.  Die  Führung  von  Handelsgeschäften  ist  eine  rein  freiwillige 
Handlung  von  Seiten  desjenigen,  welcher  für  einen  andern  eine  Handels- 
Unternehmung  vornimmt,  ohne  dass  es  der  Prinzipal  weiss. 
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Die  Führung  eines  Handelsgeschäftes  ohne  Wissen  des  Eigenthümen 
verpflichtet  diesen,  im  Falle  er  dieselbe  gebilligt  hat  oder  ihm  ans  derselba 
-ein  offenbarer  Nutzen  erwächst. 

333*  Derjenige  Kaufmann,  welcher  die  Handlung  eines  Dritten  ve^ 
spricht,  verpflichtet  sich,  dieselbe  persönlich  auszufahren  oder  die  betreffend« 
Entschädigung  zu  zahlen,  falls  der  Dritte  die  versprochene  Handlang  oder 
•das  betreffende  Geschäft  nicht  ausführt. 

334.  Sollte  das  Versprechen  in  einer  Obli^tion  zu  Geben  bestehet 
so  muss  der  Versprechende  auf  alle  Fälle  das  Versprochene  leisten,  ohoe 
dass  eine  Entschädigung  von  ihm  angenommen  zu  werden  braucht,  es  se 
denn,  dass  es  unmöglich  ist,  das  Versprochene  zu  geben. 

Derjenige,  welcher  das  Versprechen  einer  Handlung  eines  Dritteo 
annimmt,  ist  diesem  gegenüber  verpflichtet,  als  wenn  er  mit  ihm  koDtn- 
fairt  hätte. 

In  allen  Fällen  erzeugt  die  Anerkennung  von  Seiten  des  Driila 
bezüglich  der  Handlung  ein  wirkliches  Mandat  mit  allen  seinen  gesetzlichei 
Wirkungen. 

KAPITEL  IL 
Von  den  Kommissionen  oder  Konsignationen. 

335.  Die  Kommission  ist  ein  Mandat  für  ein  oder  mehrere  individaeli 
bestimmte  Handelsgeschäfte,  welche  im  Namen  des  Kommissionärs  oder 
unter  der  Gesellschaftsfirma,  welche  er  vertritt,  gemacht  und  abgeschlossec 
werden  müssen  (Art.  300). 

336'  Zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär  besteh 
«dieselbe  Beziehung  bezüglich  der  Rechte  und  Pflichten,  wie  zwischen  den 
Mandanten  und  Mandatar  mit  den  Erweiterungen  und  BeschränkangeL 
welche  in  diesem  Kapitel  vorgeschrieben  sind. 

337.  Der  Kommissionär  ist  denjenigen  gegenüber,  mit  denen  er  kon- 
trahirt,  direkt  verpflichtet,  ohne  dass  diese  gegen  den  Kommittenten  eise 
•Klage  haben,  noch  dieser  gegen  jene,  es  sei  denn,  dass  der  Kommissiooir 
seine  Rechte  zu  Gunsten  einer  der  Parteien  cedirt  hat. 

338.  Der  Kommittent  hat  vermittelst  der  (Jession  alle  Einreden, 
welche  der  Kommissionär  entgegensetzen  konnte;  aber  er  kann  die  Un- 
fähigkeit desselben  nicht  geltend  machen,  selbst  wenn  sie  gerechtfertigt 
wäre,  um  die  Wirkungen  der  Obligation,  welche  der  Kommissionär  eio- 
gegangen  ist,  aufzuheben. 

339'  Dem  Kommissionär  steht  es  frei,  den  Auftrag,  welcher  ihm  er- 
theilt  wird,  anzunehmen  oder  abzulehnen. 

Wenn  er  ablehnt,  muss  er  dem  Kommittenten  binnen  24  Stunden  oder 
^urch  die  zweite  Post  Nachricht  hiervon  geben;  sollte  er  dies  nicht  thon, 
so  ist  er  für  die  Schädea  und  Nachtheile  verantwortlich,  welche  den  Kom- 
mittenten inzwischen  wegen  nicht  empfangener  Mittheilung  treffen. 

Jedoch  kann  derjenige  Kaufmann,  welcher  von  einem  andern  Kaufmann 
mit  der  Ausführung  von  Handlungen  betraut  worden  ist,  die  den  Zweck 
ifaaben,  eine  Forderung  oder  die  durch  die  Gesetze  bewilligten  Klagerecbt« 
zu  erhalten,  sich  nicht  weigern,  die  Kommission  anzunehmen,  im  Falle 
4urch  seine  Ablehnung  die  Forderung  oder  die  Rechte,  deren  Erbaltoo^ 
gesichert  werden  soll,  verloren  gehen  konnten  (Art.  340). 

340.  Derjenige  Kommissionär,  welcher  sich  weigert,  einen  ihm  er 
4;heilten  Auftrag  anzunehmen,  ist  dessenungeachtet  verpflichtet,  die  Erhaltanfr 
^er  Waaren,  um  die  es  sich  handelt,  zu  sichern  und  jede  drohaide  Ge&br 
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abzuwenden,  bis    der  Kommittent   ihm    seine  Verhaltungsmassregeln    über- 
mittelt hat. 

Wenn  letztere  in  einem  der  Entfernung  des  Wohnsitzes  des  Kommit- 
tenten entsprechenden  Zeiti-aum  nicht  eintreffen,  so  kann  er  die  gerichtliche 
Hinterlegung  der  Waaren  und  den  Verkauf  derjenigen  beanspruchen,  welche 
ausreichen,  um  den  Betrag  der  vom  Kommissionär  für  den  Empfang  und 
die  Erhaltung  derselben .  verauslagten  Kosten  zu  decken. 

341.  Dieselben  Massregeln  muss  der  Kommissionär  ergreifen,  wenn 
der  wahrscheinliche  Werth  der  konsignirten  Gegenstände  die  Kosten,  welche 
er  för  ihren  Transport  und  Empfang  auslegen  muss,  nicht  deckt. 

Der  Richter  hat  die  Hinterlegung  zu  bewilligen  und  den  Verkauf  zu 
bewirken,  indem  er  die  Gläubiger  besagter  Kosten  und  den  etwa  auftreten- 
den Bevollmächtigten  des  Eigenthümers  der  Waaren  vernimmt. 

342.  Der  Kommissionär,  welcher  den  Auftrag  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend annimmt,  ist  verpflichtet,  denselben  in  Gemässheit  der  Vor- 
schriften und  der  Befehle  des  Kommittenten  auszuführen. 

In  Ermangelung  letzterer,  oder  bei  vorliegender  Unmöglichkeit,  sie 
rechtzeitig  zu  erhalten,  oder  falls  er  bevollmächtigt  ist,  nach  seinem  Gut- 
dünken zu  handeln,  oder  wenn  ein  unvorhergesehenes  Ereigniss  eiutritt, 
kann  er  den  Auftrag  ausführen,  indem  er  dabei  verehrt,  als  wenn  es  sich 
um  ein  eigenes  GeschäA;  handelte,  und  indem  er  sich  nach  dem  Handels- 
brauche in  ähnlichen  Fällen  richtet. 

343.  Die  Kommission  ist  untheilbar.  In  einem  Theile  angenommen, 
wird  sie  als  im  Ganzen  angenommen  betrachtet,  und  sie  daaert  so  lange, 
bis  das  übertragene  Geschäft  vollständig  ausgeführt  ist. 

344.  Welche  Worte  auch  der  Kommittent  in  seiner  Korrespondenz 
gebrauchen  mag,  wenn  er  von  seinem  Korrespondenten,  der  eine  Sache  in 
Händen  hat,  etwas  verlangt  oder  ihm  etwas  aufträgt,  so  wird  angenommen, 
dass  er  ihm  für  alles,  was  sich  auf  das  übertragene  Geschäft  bezieht,  die 
Döthige  Ermächtigung   ertheilt  (Art.  309). 

345.  Der  Kommissionär,  welcher  sich  verpflichtet,  die  für  die  Er- 
ledigung des  ihm  übertragenen  Auftrages  nöthigen  Geldmittel  unter  einer 
bestimmten  Form  der  Rückzahlung  vorzuschiessen ,  muss  diese  Verpflich- 
tung innehalten  und  den  Auftrag  ausführen,  ohne  den  Mangel  an  Geld- 
mitteln vorschützen  zu  können,  es  sei  denn,  dass  er  den  notorischen 
Misskredit  des  Kommittenten  durch  positive  Thatsachen,  welche  inzwischen 
eingetreten  sind,  beweist. 

346.  Der  Kommissionär,  welcher  von  den  empfangenen  Vorschriften 
abweicht  oder  bei  der  Ausführung  der  Kommission  uicbt  that,  was  Handels- 
brauch ist,  ist  dem  Kommittenten  für  die  Schäden  und  Nachtheile 
verantwortlich. 

Jedoch  ist  die  Ueberschreitun^  des  Auftrages  gerechtfertigt: 

1.  wenn  dem  Kommittenten  ein  Vortheil  erwäcnst; 

2.  wenn  das  aufgetragene  Geschäft  keine  Verzögerung  zulässt  oder  aus 
derselben  Schaden  entstehen  kann,  jedoch  nur,  wenn  der  Kom- 
missionär nach  dem  allgemein  üblichen  Handelsbräuche  verfahren  ist; 

3.  wenn  eine  ausdrückliche  Billigung  oder  Anerkennung  bei  voll- 
ständiger Kenntniss  der  Sache  von  Seiten  des  Kommittenten  erfolgt 
ist  (Art.  308). 

347.  Alle  Folgen  eines  von  einem  Kommissionäi^  R^g^ii  ^^^  ^^^' 
Schriften  seines  Kommittenten  oder  unter  Missbrauch  seiner  Befugnisse 
geschlossenen  Vertrages  gehen  für  Rechnung  des  Kommissionärs  selbst, 
unbeschadet  der  Gültigkeit  des  Vertrages. 
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Gemäss  dieser  Vorschrift  muss  der  Kommissiouär,  welcher  für  fremde 
RechnuDg  eine  Veräusserung  z»  niedrigerem,  als  dem  Marktpreise  vor- 
genommen hat,  seinem  Kommittenten  den  Nachtheil  ersetzen,  welchen  der- 
selbe in  Folge  der  Preisdifferenz  erlitten  hat,  wobei  trotzdem  der  Yerkaaf 
seine  Gültigkeit  behält. 

Wenn  der  Kommissionär,  welcher  einen  Kauf  abzuschliessen  beauftragt 
ist,  den  ihm  von  dem  Kommittenten  vorgeschriebenen  Preis  überschritten 
hat,  so  steht  es  letzterem  frei,  den  Vertrag  so,  wie  er  abgeschlossen  worden 
ist,  anzunehmen  oder  ihn  für  Rechnung  des  Kommissionärs  zu  lassen,  es  sei 
denn ,  dass  dieser  sich  damit  einverstanden  erklärt,  nur  den  ihm  vor- 
geschriebenen Preis  zu  beanspruchen,  in  welchem  Falle  der  Kommittent  den 
in  seinem  Auftrage  gemachten  Kauf  nicht  ablehnen  kann. 

Sollte  die  Ueberschreitung  des  Kommissionärs  darin  bestehen,  dass  die 
gekaufte  Sache  nicht  von  der  ihm  vorgeschriebenen  Qualität  ist,  so  hat  der 
Kommittent  keine  Verpflichtung,  dieselbe  zu  übernehmen. 

348.  Es  liegt  dem  Kommissionär  ob,  die  durch  die  Gesetze  und  die 
fiskalischen  Verordnungen  vorgeschriebenen  Pflichten  bezüglich  der  Geschäfte, 
welche  ihm  anvertraut  sind,  zu  erfüllen. 

Wenn  er  gegen  dieselben  verstösst  oder  ihre  Erfüllung  unterlässt,  so 
hat  er  die  Verantwortlichkeit  dafür  zu  tragen,  auch  wenn  er  einwendet,  dass 
er  auf  ausdrücklichen  Befehl  des  Kommittenten  gehandelt  hat. 

349.  Der  Kommissionär  muss  seinem  Kommittenten  alle  geeigneten 
Nachrichten  über  die  seiner  Sorgfalt  anvertrauten  Geschäfte  pünktlich  mit- 
theilen, damit  dieser  seine  Anordnungen  bestätigen,  verändern  oder  modi- 
ficiren  kann;  und  im  Falle  das  Geschäft  abgeschlossen  ist,  muss  er  ihm 
ohne  Zeitverlust  innerhalb  24  Stunden  oder  durch  die  nächste  an  dem 
Tage,  an  welchem  der  Vertrag  zu  Stande  gekommen  ist,  abgehende  Post 
Nachricht  davon  zukommen  lassen. 

Sollte  er  dies  unterlassen,  so  sind  alle  Nachtheile,  welche  ans  irgend 
einer  Abänderung  entstehen,  die  der  Kommittent  in  der  Zwischenzeit  bezüg- 
lich seiner  Vorschriften  trifft^  zu  seinen  Lasten. 

850.  Von  dem  Kommittenten,  welcher  nicht  binnen  24  Stunden  oder 
durch  die  zweite  Post  auf  den  Avisbrief  antwortet,  in  welchem  ihn  der  Kom- 
missionär von  dem  Resultat  der  Kommission  in  Kenntniss  setzt,  wird  ver- 
muthet,  dass  er  das  Verfahren  des  Kommissionärs  billigt,  auch  wenn  derselbe 
die  Grenzen  des  Auftrages  überschritten  hat. 

351.  Der  Kommissionär  haftet  für  die  gute  Erhaltung  der  Waaren, 
sei  es,  dass  diese  an  ihn  konsignirt  worden  sind,  dass  er  sie  gekauft  oder 
als  Depositum  empfangen  hat,  sei  es,  dass  er  sie  an  einen  andern  Ort 
schicken  muss,  ausgenommen  bei  unverschuldetem  Zufalle  oder  höherer 
Gewalt,  oder  wenn  die  Verschlechterung  aus  innerem  Fehler  des  Gegenstandes 
herrührt. 

352.  Der  Kommissionär  ist  verpflichtet,  dem  Kommittenten  binnen 
24  Stunden  oder  durch  die  zweite  Post  von  jedem  Schaden,  den  die  in 
seinem  Besitze  befindlichen  Waaren  erlitten  haben,  Mittheilung  zu  machen 
und  in  gesetzlicher  Form  die  wahre  Ursache  des  Schadens  feststellen  zu 
lassen. 

353.  Dieselben  Massregeln  muss  der  Kommissionär  ergreifen,  sobald 
er  beim  Empfange  der  konsignirten  Waaren  bemerkt,  dass  dieselben  be- 
schädigt oder  vermindert  sind  oder  sich  in  einem  Zustande  befinden,  welcher 
von  dem  in  den  Frachtbriefen  oder  Konnossementen,  Fakturen  oder  Avis- 
briefen angegebenen  verschieden  ist. 

Sollte  der  Kommissionär  dies  unterlassen,  so  kann  der  Kommittent  im 
Wege  der  Klage  von  ihm   verlangen,  dass  er  für  den  Zustand  der  Waaren 
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hafte,  wie  er  in  den  EonnossementeD,  Frachtbriefen,  Fakturen  oder  Avis- 
briefen angegeben  ist,  ohne  dass  ein  anderer  Einwand  zulässig  ist,  als  der 
Beweis,  die  erwähnten  Massregeln  getroffen  zu  haben. 

354*  Sollte  bei  den  konsignirten  Waaren  irgend  eine  Veränderung 
eintreten,  welche  den  Verkauf  derselben  dringend  nothwendig  macht,  um  so 
viel  als  möglich  von  ihrem  Werthe  zu  retten,  sa  muss  der  Kommissionär 
zum  Verkauf  der  beschädigten  Waaren  in  öffentlicher  Versteigerung  zu 
Gunsten  und  för  Rechnung  desjenigen,  dem  sie  gehöi*en,  schreiten. 

355.  Der  Kommissionär  kann  einem  andern  die  Kommission  über- 
tragen, auch  wenn  er  dazu  keine  ausdrückliche  Befugniss  hat,  falls  die 
Natur  des  Geschäftes  es  so  verlangt,  oder  wenn  es  wegen  eines  unvorher- 
gesehenen oder  ungewöhnlichen  Zu&Ues  erforderlich  ist. 

Er  kann  die  Subsütnirung  in  seinem  Namen  oder  in  dem  des  Kom- 
mittenten vornehmen.  In  ersterem  Falle  besteht  die  Kommission  durch 
Vermittelung  des  Unterkommissionärs  weiter.  Im  zweiten  geht  sie  ganz  auf 
den  letzteren  über. 

356.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Substituirung  kraft  seiner  hier- 
für erhaltenen  Befugnisse  oder,  weil  es  die  Natur  des  Geschäftes  erforderte, 
oder  in  Folge  eines  unvorhergesehenen  Zufalles  vorgenommen  hat,  haftet  nicht 
für  die  Handlungen  des  Unterkommissionärs,  wenn  er  nachweist,  dass  er 
ihm  die  Aufträge  des  Kommittenten  gewissenhaft  übermittelt  hat,  und  dass 
derselbe  in  der  Handelswelt  einen  guten  Kredit  geniesst. 

Sollte  die  Substituirung  erfolgt  sein,  ohne  dass  sie  nöthig  war  und  ohne 
dass  eine  Ermächtigung  dazu  ertheilt  worden  ist,  so  hat  der  Komouttent  eine 
direkte  Klage  gegen  den  Stellvertreter  und  den  Substituenten. 

357«  In  keinem  Falle  hat  der  Kommittent  mehr  ^s  eine  Kommission 
zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  verschiedene  Geschäfte  gehandelt 
hat,  oder  um  Unternehmungen,  welche  an  verschiedenen  Plätzen  ausgeführt 
werden  mussten. 

358.  Der  Kommissionär  kann  die  Marken  derjenigen  Waaren,  welche 
er  für  fremde  Rechnung  gekauft  oder  verkauft  hat,  nicht  verändern,  es 
sei  denn,  dass  er  hierzu  ausdrücklichen  Auftrag  von  Seiten  des  Kom- 
mittenten hat.  .  ^ 

358.  Alle  Ersparnisse  und  Vortheile,  welche  ein  Kommissionär  bei 
den  Verträgen,  die  er  für  fremde  Rechnung  abschliesst,  erlangt,  sind  zu 
Gunsten  des  Kommittenten. 

360.  Wenn  der  Kommissionär  ausser  der  gewöhnlichen  Kommission 
eine  andere  sogenannte  Garantiegebühr  ^)  erhält,  so  laufen  für  seine 
Rechnung  die  Gefahren  der  Einkassirung,  indem  er  direkt  dazu  verpflichtet 
ist,  dem  Kommittenten  den  Saldo  auszuantworten,  welcher  zu  seinen  Gun- 
sten an  denselben  bestimmten  Verfalltagen  resultirt,  als  wenn  der  Kommis- 
sionär selbst  der  Käufer  gewesen  wäre. 

Sollte  die  Garantiegebühr  nicht  schriftlich  festgesetzt  sein,  und  der 
Kommittent  sie  trotzdem  zugestanden  oder  bewilligt  haben,  ledoch  die  Höhe 
derselben  bemängeln,  so  ist  diejenige  anzunehmen,  die  an  dem  Orte,  wo  der 
Kommissionär  wohnt,  üblich  ist,  und,  in  Ermangelung  einer  solchen,  die- 
jenige, welche  durch  Sachverständige  bestimmt  wird. 

361.  Wenn  der  Kommissionär  eine  Garantiegebühr  erhält,  entweder  weil 
eine  solche  verabredet  oder  bei  gleichen  oder  ähnlichen  Kommissionen  am 
Platze  üblich  ist,  so  kann  er  die  angegebene  Garantiegebuhr  beanspruchen, 
sogar  für  die  Verkäufe,  welche  er  gegen  baare  Zahlung  gemacht  hat. 
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362.  Der  EommissioDär,  welcher  ohne  Ermächtigang  seines  Kom- 
mittenten Darlehne  giebt,  Vorschüsse  nimmt  oder  auf  Kredit  verkauft,  über- 
nimmt für  seine  Rechnung  alle  Gefahren  der  Einkassirung,  deren  Betrag 
der  Kommittent  baar  hat  verlangen  können,  indem  letzterer  dem  Kommissionär 
alle  Zinsen  oder  Vortheile  und  jeden  Gewinn  cedirt,  welche  sich  aus  dem 
von  dem  Kommissionär  bewilligten  und  von  dem  Kommittenten  verweigerten 
Kredite  ergeben. 

Es  wird  jedoch  angenommen,  dass  der  Kommissionär  ermächtigt  ist, 
Fristen,  die  am  Platze  üblich  sind,  zu  bewilligen,  falls  er  nicht  eine  entgegen» 
gesetzte  Ordre  von  dem  Kommittenten  erhalten  hat. 

363.  Der  Kommissionär  haftet  nicht  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit 
derjenigen,  mit  denen  er  bei  Erfüllung  seines  Auftrages  kontrahirt  hat,  wenn 
dieselben  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  noch  für  zahlungsfähig  gebalten 
worden  sind,  mit  Ausnahme  der  Falle  des  Art.  360,  oder  wenn  er  cul|>os 
oder  dolos  seinerseits  gehandelt  hat. 

364.  Sobald  der  Kommissionär  auf  Zeit  verkauft,  muss  er  in  den 
Rechnungen  und  Mittheilungen,  welche  er  dem  Kommittenten  übergiebt,  die 
Namen  und  Wohnorte  der  Käufer  und  die  verabredete  Zeit  angeben. 

Sollte   er   eine   solche   genaue   Bezeichnung   unterlassen,  so  wird  an- 

fenommen,  dass  die  Verkäufe  baar  erfolgt  sind,  ohne  dass  ihm  der  Gegen- 
eweis  gestattet  wird. 

365.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Einziehung  der  Gelder  seines 
Kommittenten  zu  der  Zeit,  in  welcher  dieselben  nach  den  Bedingungen  und 
Abreden  eines  jeden  Geschäftes  fallig  sind,  nicht  vornimmt,  haftet  für  die 
Folgen  seiner  Unterlassung. 

366.  Bei  den  Kommissionen  von  Wechseln  und  anderen  indossablen 
Kreditpapieren  wird  angenommen,  dass  der  Kommissionär  für  diejenigen, 
welche  er  für  fremde  Rechnung  empfangt  oder  negocirt,  sobald  er  sein  In- 
dossament auf  dieselben  setzt,  Bürgschaft  übernimmt. 

Er  hat  aber  nur  dann  Grund,  sich  zu  weigern,  auf  dieselben  sein 
Indossament  zu  setzen,  wenn  eine  ausdrückliche  Abrede  zwischen  dem 
Kommittenten  und  Kommissionär  vorhergegangen  ist,  welche  ihn  von  dieser 
Verantwortlichkeit  befreit,  in  welchem  Falle  der  Wechsel  auf  den  Namen 
des  Kommittenten  ausgestellt  oder  mit  dem  Indossament  desselben  versehen 
werden  muss. 

367.  Die  Kqpimissionäre  können  Waaren,  deren  Veräusserung  ihnen 
übertragen  worden  ist,  weder  selbst,  noch  durch  eine  Zwischenperson  für 
sich  erwerben,  es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  Einwilligung  von  Seiten 
des  Kommittenten  ertheilt  worden  ist. 

368.  Die  ausdrückliche  Einwilligung  des  Kommittenten  ist  ebenfiälls 
erforderlich,  damit  der  Kommissionär,  dem  der  Erwerb  von  Waaren  über- 
tragen worden  ist,  Waaren,  welche  sich  in  seinen  Händen  befinden,  mögen 
dieselben  ihm  oder  einem  anderen  gehören,  erwerben  kann. 

369.  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  hat  der  Kom- 
missionär kein  Recht,  die  gewöhnliche  Kommissionsgebuhr  zu  beanspruchen, 
sondern  nur  diejenige,  welche  ausdrücklich  festgesetzt  worden  ist. 

Sollte  keine  solche  festgesetzt,  noch  eine  Abrede  hierüber  von  den 
Parteien  getrofiPen  sein,  so  ist  die  Kommissionsgebühr  auf  die  Hälflte  der 
gewöhnlichen  zu  reduciren. 

370.  Die  Kommissionäre  dürfen  keine  Waaren  derselben  Art^  welche 
verschiedenen  Eigenthümern  gehören,  unter  ein  und  derselben  Marke  in 
Händen  haben,  ohne  sie  durch  eine  Kontremarke  zu  unterscheiden,  welche 
eine  Verwechselung  ausschliesst  und  das  betre£Pende  Eigenthum  bezeichnet. 
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871.  Wenn  in  ein  und  demselben  Geschäft  Waaren  von  verschiedenen 
Rommittenten  oder  solche  vom  Eommissionäj;  selbst  and  irgend  einem 
Kommittenten  zusammen  einbegrifiPen  sind,  so  muss  die  nöthige  Unter- 
scheidung in  den  Fakturen  durch  Angabe  der  Marken  und  Eontremarken, 
welche  den  Ursprung  eines  jeden  Kollis  bezeichnen,  gemacht  werden,  indem 
in  die  Bucher  in  getrennten  Aj-tikeln  das,  was  auf  jeden  Eigenthumer  Bezug 
hat,  eingetragen  wird. 

Sollte  der  geringste  Unterschied  in  der  Qualität  der  Waaren  vor- 
banden sein,  so  kann  der  Vertrag  nur  zu  verschiedenen  Preisen  ab- 
geschlossen werden. 

372.  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  ein  und  dieselbe  Person 
Forderungen  hat,  die  von  Geschäften,  welche  er  für  Rechnung  verschiedener 
Kommittenten  oder  für  eigene  und  für  fremde  Rechnung  ausgeführt  hat, 
herrühren,  muss  bei  allen  Lieferungen  Seitens  des  Schuldners  den  Namen 
des  Interessenten,  für  dessen  Rechnung  er  jede  einzelne  dieser  Lieferungen 
empfangt,  angeben  und  dies  eben&lls  in  der  Quittung,  welche  er  demselben 
Schuldner  giebt,  bemerken. 

373.  Wenn  in  den  Empfangsbescheinigungen  und  Büchern  unterlassen 
ist,  die  Verwendung  der  Seitens  des  Schuldners  für  verschiedene  Geschäfte 
und  Eigenthumer  geleisteten  Lieferung  anzumerken,  wie  es  im  vorherge- 
henden Artikel  vorgeschrieben  ist,  so  hat  die  Verwendung  pro  rata  des 
Betrages  jeder  Forderung  stattzufinden. 

374.  Der  Kommissionär,  welcher  den  Geldern  seines  Kommittenten 
eine  andere  als  die  vorgeschriebene  Bestimmung  giebt,  hat  für  die  Zinsen 
von  dem  Tage  an,  an  welchem  besagte  Gelder  in  seinen  Besitz  kamen,  nnd 
für  die  aus  der  unterlassenen  Erfüllung  des  Auftrages  entstehenden  Schäden 
zu  haften,  unbeschadet  des  strafrechtlichen  Verfahrens,  welchep  im  Falle  von 
Dolus  oder  Betrug  eingeleitet  werden  muss. 

375.  Jeder  Kommissionär  ist  für  den  Verlust  oder  das  Abhanden- 
kommen der  Geldmittel  in  Barren  oder  geprägten  Münzen,  welche  er  als 
Eigenthum  des  Kommittenten  in  seinem  Besitze  hat,  verantwortlich,  auch 
wenn  der  Schaden  oder  Verlust  durch  unverschuldeten  Zufall  oder  Gewalt- 
thätigkeit  entstanden  ist,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich 
verabredet  worden  ist,  und  vorbehaltlich  der  Einwendungen,  welche  aus  be- 
sonderen Umständen  sich  ergeben,  deren  Beurtheilung  dem  Ermessen  und 
der  Einsicht  der  Gerichte  überlassen  bleibt. 

376.  Die  Gefahren,  welchen  die  Geldmittel  während  der  Rückgabe 
von  Seiten  des  Kommissionärs  an  den  Kommittenten  ausgesetzt  sind,  gehen 
für  Rechnung  des  letzteren,  es  sei  denn,  dass  der  erstere  die  ihm  in  Betreff 
der  Art  und  Weise  der  Ausführung  der  Uebersendung  gegebenen  Vorschriften 
nicht  befolgt  oder,  in  Ermangelung  solcher,  von  den  am  Orte  der  Absendung 
üblichen  Mitteln  abweicht. 

377.  Der  Kommissionär,  welcher  ohne  ausdrückliche  Ermächtigung 
von  Seiten  des  Kommittenten  ein  Geschäft  zu  ungünstigeren  Preisen  und 
Bedingungen,  als  den  an  dem  Platze  zu  der  Zeit  des  Abschlusses  laufenden 
ausführt,  ist  für  die  Nachtheile  verantwortlich,  ohne  dass  er  sich  dadurch 
entschuldigen  kann,  dass  er  gleiche  Geschäfte  für  eigene  Rechnung  gemacht 
habe. 

378.  Der  Kommissionär,  welcher  den  Auftrag  empfangt,  einen  Ver- 
sicherungsvertrag abzuschliessen,  ist  für  die  durch  seine  Unterlassung  ent- 
stehenden Nachtheile  verantwortlich,  sobald  er  genügende  Geldmittel  des 
Kommittenten  in  Händen  hat,  um  die  Versicherungsprämie  zu  bezahlen, 
oder,  wenn  er  es  unterlassen  hat,  dem  Kommittenten  die  Gründe,  welche  ihn 
an  der  Erfüllung  seines  Auftrages  verhindert  haben,  rechtzeitig  mitzutheilen. 

9* 
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Sollte  während  der  Dauer  des  Risikos  der  Versicherer  falliren,  so  ist 
dem  KommissioDär  die  Yerpflichtung  auferle^t^  die  Versicherung  zu  erneuern, 
wenn  ihm  etwas  Anderes  nicht  vorgeschrieben  ist. 

379.  Jeder  Kommissionär  hat  das  Recht,  von  dem  Kommittenten  eine 
Provision  für  seine  Bemühung  zu  verlangen;  die  Höhe  derselben  ist,  falls 
sie  nicht  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist,  nach  dem  Handelsbrauche  an 
dem  Orte,  wo  die  Kommission  ausgeführt  werden  sollte,  zu  bestimmen. 

380.  Wenn  das  Geschäft  oder  der  Auftrag  beendigt  ist,  wird  die  ganze 
Provision  geschuldet;  aber  im  Todesfalle  oder  im  Falle  des  Ausscheidens 
des  Kommissionärs  wird  nur  der  Theil  der  Provision,  welcher  den  schon 
ausgeführten  Massregeln  entspricht,  geschuldet. 

Wenn  jedoch  der  Kommittent  den  Auftrag  ohne  gerechtfertigte  Ursache 
und  ohne  Schuld  des  Kommissionärs  vor  der  Beendigung  widerruft,  so  darf 
er  nie  weniger  als  die  Hälfte  der  Provision  bezahlen,  auch  wenn  dieselbe 
nicht  genau  den  ausgeführten  Arbeiten  entspricht. 

381.  Der  Kommittent  ist  verpflichtet,  falls  keine  entgegenstehende 
Abrede  getroffen  ist,  den  Betrag  aller  Ausgaben  und  der  bei  der  Ausführung 
der  Kommission  stattgefundenen  Vorschüsse  mit  den  betreffenden  Zinsen  für 
die  Zeit,  welche  zwischen  dem  Vorschuss  und  der  wirklichen  Zahlung  liegt, 
haar  zu  ersetzen. 

382.  Der  Kommissionär  seinerseits  ist  verpflichtet,  sobald  die  Kom- 
mission erledigt  ist,  dem  Kommittenten  eine  detaillirte  und  mit  Belägen  ver- 
sehene Rechnung  über  die  empfangenen  Gelder  vorzulegen,  indem  er  dem 
Kommittenten  in  der  Art  und  Weise,  welche  jener  ihm  vorschreibt,  den  zu 
seinen  Gunsten  sich  ergebenden  Ueberschuss  zurückerstattet 

Im  Falle  des  Verzuges  ist  der  Kommissionär  vom  Tage  der  Auf- 
forderung an  für  die  Zinsen  verantwortlich  (Art.  525). 

383.  Der  Kommissionär,  dem  nachgewiesen  wird,  dass  seine  Rech- 
nungen mit  den  Eintragungen  in  seinen  Büchern  nicht  übereinstimmen,  und 
welcher  die  Preise  oder  gehabten  Kosten  übertrieben  oder  verändert  hat, 
wird  als  des  Diebstahls  schuldig  erachtet  und  dementsprechend  bestraft. 

384.  Die  konsignirten  Waaren  haften  besonders  für  die  Zahlung  der 
gemachten  Auslesen,  der  Kosten  des  Transportes  und  der  Erhaltung  und 
sonstiger  gesetzlicher  Kosten,  sowie  für  die  Kommissiousgebühren  und  die 
betreffenden  Zinsen  (Art.  1698). 

Eine  Folge  besagter  Verpflichtung  ist: 

1.  dass  kein  Kommissionär  gezwungen  werden  kann,  die  Waaren, 
welche  er  in  Kommission  empfiemgen  hat,  abzuliefern,  ohne  dass 
ihm  vorher  seine  Auslagen,  Kosten,  Kommissionsgebühren  und 
etwaige  Zinsen  erstattet  worden  sind; 

2.  dass  er  im  Falle  des  Falliments  durch  den  Erlös  der  Waaren  selbst 
mit  dem  im  Art.  1698  fest^stellten  Vorzuge  befriedigt  wer- 
den muss. 

385.  Um  den  im  vorhergehenden  Artikel  festgestellten  Vorzug  ge- 
niessen  zu  können,  ist  es  nothwendig,  dass  die  Waaren  sich  in  dem  Besitze 
des  Konsignatars  befinden,  oder  dass  er  über  dieselben  frei  verfügen  kann, 
oder  dass  wenigstens  die  Absendung  derselben  an  die  Adresse  des  Konsig- 
natars stattgefunden  und  dieser  ein  Duplikat  des  Konnossements  oder  des 
Frachtbriefes  empfangen  hat. 

Ebenso  hat  er  das  Retentionsrecht,  wenn  sich  die  Waaren  unterwegs 
mit  der  Adresse  des  Falliten  befinden  und  die  Sendung  durch  Konnossemente 
oder  Frachtbriefe  nachgewiesen  wird,  deren  Datum  früher  ist,  als  das  Datum 
der  Erklärung  des  Falliments. 
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Nicht  mit  einbegriffen  in  der  Yerfuffung  des  Art.  384  sind  die 
Auslagen,  welche  auf  die  an  eine  Person,  welche  an  demselben  Orte,  wie 
der  Kommissionär  wohnt,  konsignirten  Waaren  gemacht  worden  sind. 

Sie  werden  als  Darlehne  mit  Unterpfand  angesehen,  wenn  die  Umstände 
vorliegen,  welche  in  dem  Titel:  „Vom  rfande",  angegeben  sind. 


TITEL  ni 
Von  den  Kompagnien  oder  den  Handelfigesellscliaften.^) 

KAPITEL  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

387.  Die  Kompagnie  oder  Gesellschaft  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen 
zwei  oder  mehrere  Personen  sich  vereinigen,  indem  sie  ihr  Vermögen  und 
ihre  Thätigkeit  oder  eins  von  beiden  gemeinsam  verbinden,  mit  der  Absicht, 
den  sich  etwa  daraus  ergebenden  Gewinn  zu  theilen. 

388.  Jede  Gesellschaft  muss  einen  erlaubten  Zweck  haben  und  im 
gemeinschaftlichen  Interesse  der  Gesellschafter  eingegangen  sein. 

Die  Gesellschaft,  welche  mit  dem  Zwecke  gebildet  wird,  unerlaubte 
oder  gegen  die  guten  Sitten  verstossende  Handlungen  auszuführen,  erzeugt 
keine  Rechte  und  Pflichten  unter  den  Gesellschaftern',  unbeschadet  der  Ver- 
antwortlichkeit, welche  sie  durch  die  Ausübung  unerlaubter  Handlungen 
übernehmen  (Art.  198). 

389.  Ein  wesentliches  Erfordemiss  jeder  Gesellschaft  ist,  dass  jedes 
Mitglied  irgend  einen  Kapitalantheil  in  die  Gesellschaft  einlegt,  mag  derselbe 
in  Geld,  Effekten,  Forderungen  oder  in  Thätigkeit  oder  Arbeit  bestehen. 

390.  Der  Vertrag  ist  nichtig,  durch  welchen  festgesetzt  wird,  dass  der 
Gesammtgewinn  nur  einem  Einzigen  der  Gesellschafter  zufallt,  sowie  der- 
jenige, in  welchem  bestimmt  ist,  dass  einer  der  Gesellschafter  keinen  Antheil 
am  Gewinn  hat.^) 

In  gleicher  Weise  ist  der  Vertrag  nichtig,  nach  welchem  die  zum  Ge- 
sellschaftsfonds von  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  gegebenen  Summen 
oder  Waaren  von  jedem  Beitrage  zu  den  Verlusten  befreit  sind. 

391.  Der  Vertrag,  nach  welchem  ein  Darleiher  von  Geldmitteln  sich 
einen  Antheil  am  Gewinne,  ohne  für  die  Verpflichtungen  als  Gesellschafter 
zu  haften,  ausbedingt,  ist  ungesetzlich  und  nicntig. 

Gleichfalls  nicntig  ist  die  Bestimmung,  dass  der  Darleiher,  ohne  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Verluste,  ausser  den  Zinsen  einen  Gewinnantheil 
erhält. 

392.  In  keiner  Gesellschaft  kann  den  Gesellschaftern  das  Recht  ver- 
weigert werden,  die  Bücher,  die  Korrespondenzen  und  die  übrigen  Dokumente 
zu  prüfen,  welche  den  Stand  der  Geseilschaftverwaltung  nachweisen. 

393.  Jeder  Gesellschaftsvertrag  muss  schriftlicn  abgefasst  werden, 
wenn  er  sich  auf  eine  Sache  bezieht,  deren  Werth  1000  Pesos  fuertes')  über- 
schreitet* 

Die  Gesellschaftsurkunde  kann  eine  öffentliche  oder  private  sein. 


^)  Dieser  Abschnitt  dürfte  wohl  als  nicht  besonders  gelangen  zu  bezeichnen  sein 
(wie  übrigens  fast  bei  allen  auf  der  Spanischen  und  Portugiesischen  Grundlage  beru- 
henden Gesetzbüchern). 

*)  Sodetas  leonina. 

*)  Der  Werth  eines  Argentinischen  Peso  betr&gt  ungefähr  4,20  Mark. 
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394.  Wenn  eine  Gesellschaftsurkunde  abgefasst  worden  ist,  kann  kein 
Zeugenbeweis  gegen  den  oder  neben  dem  Inhalt  derselben,  noch  über  das, 
was  vor,  zur  Zeit  oder  nach  der  Abfassung  der  Urkunde  verabredet  worden 
sei,  zugelassen  werden,  auch  wenn  es  sich  um  eine  Summe  oder  einen  Werth 
handelt,  der  1000  Pesos  fuertes  nicht  erreicht. 

395*    Die  Urkunde  muss  enthalten : 

1.  die  Namen  und  den  Wohnort  der  Aussteller; 

2.  die  Gesellschaftsfirma  oder  die  Benennung  der  Gesellschaft; 

3.  die  Gesellschafter,  welche  mit  der  Leitung  der  Gesellschaft  betraut 
sind  und  ihre  Firma  zu  führen  haben; 

Mangels  dieser  Erklärung  wird  angenommen,  dass  alle  Mitglieder 
die  Gesellschaftsfirma  führen  und  im  Namen  der  Gesellschaft  handeln 
können; 

4.  eine  ffenaue  Bezeichnung  des  Handelszweiges,  welcher  den  Zweck 
der  Gesellschaft  bildet,  sowie  des  Kapitals,  welches  jeder  Gesell- 
schafter in  Geld,  Forderungen  oder  Effekten  einlegt,  mit  Angabe  des 
Werthes,  welcher  letzteren  gegeben  wird,  oder  aer  Gesichtspunkte, 
nach  welchen  die  Abschätzung  oder  Werthbestimmung  derselben 
erfolgen  muss; 

5.  den  Antheil,  welcher  jedem  Gesellschafter,  der  Kapital  eingelegt  hat, 
und  den  etwa  vorhandenen  Mitgliedern,  welche  ihre  Thätigkeit  ein- 
setzen, an  Gewinn  und  Verlust  zukommt; 

6.  im  Falle  die  Gesellschaft  nicht  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossen  ist^ 
die  Zeit,  in  welcher  sie  anfangen  und  aufhören  soll,  ferner  die  Art 
und  Weise  der  Liquidation  und  Vertheilung; 

7.  alle  sonstigen  Klauseln  und  nothwendigen  Bestimmungen,  damit  die 
Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschafter  unter  einander  und  Dritten 
gegenüber  genau  festgesetzt  werden  können. 

Jede  vorbehaltene  Klausel  oder  Bedingung,  die  den  in  der  Gesellschafts- 
urkunde enthaltenen  Klauseln  oder  Bedingungen  entgegen  ist,  ist  nichtig  und 
ohne  jeden  Werth. 

396.  Bei  jeder  Aenderung  oder  Erweiterung  bezüglich  des  Gesell - 
schaftsvertrages  müssen  dieselben  Förmlichkeiten,  welche  bei  seiner  Abfas- 
sung vorgeschrieben  sind,  beobachtet  werden. 

Im  Falle  der  Unterlassung  können  die  Gesellschafter  dieselbe  weder 
unter  einander,  noch  einem  Dritten  gegenüber  geltend  machen. 

397.  Die  Eintragung,  welche  unter  Beobachtung  der  im  Art.  47  ent- 
haltenen Vorschriften  in  das  öffentliche  Handelsregister  erfolgen  muss,  hat 
bei  offenen  oder  Kommanditgesellschaften  folgende  Punkte  zu  enthalten: 

1.  das  Datum  des  Vertrages  und  die  Namen,  den  Wohnort  und  den 
Beruf  der  Gesellschafter,  welche  nicht  Kommanditisten  sind; 

2.  die  Gesellschaftsfirma  und  die  Bezeichnung,  ob  die  Gesellschaft  eine 
allgemeine  oder  besondere  ist,  und  in  letzterem  Falle,  worin  der  be- 
sondere Zweck  besteht; 

3.  die  Namen  der  zur  Verwaltung  der  Gesellschaft  und  zur  Zeichnung 
ihrer  Firma  ermächtigten  Gesellschafter; 

4.  die  eingezahlten  Beträge  oder  diejenigen,  welche  in  Aktien  oder  als 
Komroanditantheil  später  eingezahlt  werden  sollen; 

5.  die  Dauer  der  Gesellschaft; 

6.  und  im  Allgemeinen  alle  Vertragsbestimmungen,  welche  die  Rechte 
Dritter  den  Gesellschaftern  gegenüber  festsetzen. 

Die  Eintragung  in  das  Register  erhält  das  Datum  desjenigen  Tages, 
an  welchem  der  Gescllschaftsvertrag  oder  die  betreffende  Urkunde  dem  Han- 
delsgericht vorgelegt  worden  ist. 
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396.  Sollte  die  Gesellschaft  mehrere  Handelshäuser  an  verschiedenen 
Orten  besitzen,  welche  nicht  demselben  Gericht  unterworfen  sind,  so  müssen 
bei  ledem  derselben  die  im  Art.  47  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  erf&llt 
werden. 

Die  in  fremden  Ländern  geschlossenen  Gesellschaften,  welche  ein  Han- 
delsetablissement im  Staate  besitzen,  haben  die  Verpflichtung,  dieselbe  Ein- 
tragung bei  den  betreffenden  Handelsgerichten  des  Staates  zu  veranlassen, 
bevor  sie  ihre  Geschäftsanternehmungen  beginnen. 

So  lange  die  Vertragsurkunde  nicht  eingetragen  ist,  hat  sie  Dritten 
gegenüber  keine  Gültigkeit;  aber  sie  gewährt  letzteren  eine  Klage  solidarisch 
gegen  alle  Gesellschafter  (Art.  399  und  400). 

399.  Es  wird  keine  Klage  zwischen  den  Gesellschaftern  oder  von 
Seiten  dieser  gegen  einen  Dritten  vor  Gericht  zugelassen,  welche  sich  auf 
das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  gründet,  falls  ihr  nicht  eine  Bescheini- 
gung beigefügt  ist,  welche  das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  und  ihre  Ein- 
tragung beweist. 

Die  Gesellschaft,  welche  nicht  schriftlich  konstituirt,  und  deren  Be- 
weisurkunde nicht  eingetragen  worden  ist,  wird  künftig  in  dem  Sinne  als 
nicht  vorhanden  angesehen,  dass  irgend  einer  der  Gesellschafter  sich  nach 
seinem  Belieben  von  ihr  trennen  kann;  jedoch  hat  sie  bezüglich  der  Ver- 
gangenheit volle  Wirkung,  insoweit  nämlich,  als  die  Gesellschafter  nach 
den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechtes  über  die  von  ihnen  ausgeführten 
Geschäftsuntemehmungen,  sowie  über  den  entstandenen  Gewinn  oder  Verlust 
sich  gegenseitig  Rechnung  ablegen  müssen  (Art.  52). 

Wenn  es  sich  darum  handelt,  d'e  Rechte  der  Gesellschafter  in  Betreff 
der  Vergangenheit  festzustellen,  so  können  sie  den  Zeugenbeweis,  sowie  alle 
übrigen  in  Handelssachen  zulässigen  Beweismittel  unter  einander  vorbrin- 
gen (Art.  192). 

400.  Es  sind,  unabhängig  von  der  Vorlegung  des  Gesellschaftsvertrages, 
die  Klagen  zulässig,  welche  dritte  Personen  gegen  die  Gesellschaft  im  All- 
gemeinen oder  gegen  irgend  einen  der  Gesellschafter  im  Besonderen  anstellen. 

Das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  kann,  falls  von  Seiten  der  Gesell- 
schafter die  Urkunde  nicht  vorgelegt  wird,  durch  alle  im  Handel  zulässigen 
Beweismittel  nachgewiesen  werden  (Art.  192). 

401.  Es  wird  angenommen,  dass  eine  Gesellschaft  besteht  oder  be- 
standen hat,  wenn  jemand  Handlungen  vornimmt,  welche  einer  Gesellschaft 
eigenthümlich  sind,  und  welche  in  der  Regel  ohne  Vorhandensein  einer  Ge- 
sdlschaft  nicht  ausgeführt  zu  werden  pflegen. 

Dieser  Art  sind  besonders: 

1.  der  gemeinsame  und  gemeinschaftliche  Geschäftsbetrieb; 

2.  die  gemeinschaftliche  Yeräusserung,  Erwerbung  oder  Zahlung; 

3.  wenn  einer  der  Handelsgenossen  sich  als    Gesellschafter  bezeichnet 
und  die  übrigen  nicht  öffentlich  Widerspruch  dagegen  erheben; 

4.  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen  einen  gemeinschaftlichen  Verwalter 
oder  Geranten  erwählen; 

6.  der  Gebrauch  des  Fürwortes  „wir*'  oder  „unser"  in  der  Korrespon- 
denz, in  den  Büchern,  Fakturen  oder  anderen  kaufmännischen  Pa- 

Sieren; 
ie  Thatsache,  Briefe,  welche  an  den  Namen  oder  die  Fiima  einer 
Gesellschaft  gerichtet  sind,  zu  empfangen  oder  zu  beantworten ; 

7.  der  Gebrauch  des  Namens  mit  dem  Zusatz  „und  Conipagnie"  (&  Co.); 

8.  die  Auflösung  der  Vereinigung  mit  den  bei  einer  Gesellschaft  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten. 
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Die  Verantwortlichkeit  der  heimlichen  Gesellschafter  ist  persönlich  und 
solidarisch,  in  der  im  Art.  454  festgesetzten  Form. 

.402.  Derjenige,  welcher  seinen  Namen  als  Gesellschafter  hergiebt,  oder 
gestattet  oder  erlaubt,  denselben  in  die  Gesellschaftsfirma  aufzunehmen  oder 
darin  fortzuführen,  auch  wenn  er  keinen  Antheil  an  dem  Gewinne  der  Ge- 
sellschaft hat,  haftet  für  alle  Verpflichtungen  derselben,  welche  unter  der 
Gesellschaftsfirma  eingegangen  sind,  unbeschadet  seiner  Klage  gegen  die 
Gesellschafter,  und  ohne  diesen  gegenüber  für  die  Schäden  und  Verlaste 
verantwortlich  zu  sein. 


KAPITEL  IL 
Von  den  anonymen  Gesellschaften. 

403.  Die  anonyme  Gesellschaft  ist  die  einfeu^he  Vereinigung  von 
Kapitalien  für  irgend  ein  Unternehmen  oder  irgend  eine  Arbeit. 

Jede  anonyme  Gesellschaft  ist  eine  kaufmännische,  möge  ihr  Zweck 
sein,  welcher  er  wolle. 

404.  Die  anonymen  Gesellschaften  haben  keine  Gesellschaflisfirma, 
noch  werden  sie  nach  dem  Namen  eines  oder  mehrerer  ihrer  Gesellschafter 
benannt,  sondern  nach  dem  Zweck  oder  den  Zwecken,  für  welche  sie  gebildet 
worden  sind. 

405.  Sie  werden  durch  widerrufliche  Mandatare,  welche  Gesellschafter 
oder  Nichtgesellschafter  (Fremde)  sein  können,  verwaltet;  sie  können  nur  für 
bestimmte  Zeit  und  mit  Genehmigung  der  Exekutivgewalt  errichtet  werden, 
die  abhängig  ist  von  der  Zustimmung  der  gesetzgebenden  Versammlung, 
falls  sie  irgend  ein  Vorrecht  geniessen  sollen. 

406  Die  Urkunde,  durch  welche  eine  anonyme  Gesellschaft  gebildet 
wird,  muss  das  Geschäft,  welches  die  Gesellschaft  zu  unternehmen  beab- 
sichtigt, enthalten,  ferner  die  Zeit  ihrer  Dauer,  das  Kapital,  die  Art,  es  zu- 
sammenzubringen, das  erwählte  Domicil,  die  Art  der  Verwaltung  und  die 
Bedingungen  der  Emission  der  Aktien. 

407.  Der  Vertrag,  die  Statuten  und  die  Genehmigungsurkunde  der 
Gesellschaften  müssen  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  von  dem  be- 
treffenden Gerichte  veröffentlicht  werden,  bevor  sie  ihre  Unternehmungen 
beginnen  können. 

Die  Gesellschaften  können  nur  mit  Bewilligung  derjenigen  Behörde, 
welche  ihre  Errichtung  gestattet  hat,  verlängert  werden,  indem  alsdann  eine 
neue  Eintragung  erfolgt. 

406.  Die  Verwalter  oder  Direktoren  einer  anonymen  Gesellschaft 
haften  persönlich  und  solidarisch  Dritten  gegenüber,  welche  mit  der  Gesell- 
schaft kontrahiren,  so  lange,  bis  die  Eintragung  der  Errichtungsurkunde  oder 
des  -Titels  erfolgt  ist. 

Nach  geschehener  Eintrae;ung  haften  sie  der  Gesellschaft  gegenüber 
nur  für  die  gute  Ausführung  der  Verrichtungen,  welche  ihnen  nach  den 
Verordnungen  oder  Statuten  übertragen  worden  sind. 

Jedoch  im  Falle  der  Verletzung  der  Statuten  odtr  Verordnungen  haften 
sie  nersönlich  Dritten  gegenüber,  mit  denen  sie  kontrahirt  haben,  für  den 
Nachtheil,  welchen  dieselben  durch  diese  Verletzung  erlitten  haben. 

409.  Die  aus  dem  Gesellschaftsfonds  und  dem  angesammelten  Gewinne 
zusammengesetzte  Gesellschaftsmasse  haftet  bei  den  anonymen  Gesellschaften 
nur  für  diejenigen  Verpflichtungen,  welche  bei  ihrer  Geschäftsföhrung  und 
Verwaltung  von  einer  legitimirten  Person  und  unter  der  in  den  Verordnungen 
der  Gesellschaft    vorgeschriebenen    Form   eingegangen    worden    sind,  unbe- 
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schadet  der  Rechte  Dritter    in   dem  in  dem  yorhergeheoden  Artikel  vorge- 
sehenen Falle. 

410.  Auch  die  Gesellschafter  haften  für  die  Verpflichtungen  der 
anonymen  Gesellschaft  nur  bis  zum  Werthe  der  Aktien  oder  des  Antheiles, 
welchen  sie  an  der  Gesellschaft  haben. 

411.  Der  Betrag  der  Aktien  kann  sofort  eingelegt  oder  in  Raten 
bezahlt  werden. 

412.  Die  Aktien  der  Gesellschafter  bei  den  anony^men  Gesellschaften 
können  für  die  Cirkulation  im  Handel  durch  Kreditscheme,  auf  denen  die 
Forderung  anerkannt  ist,  und  die  mit  den  in  den  Verordnungen  der  Gesell- 
schaft festgesetzten  Förmlichkeiten  ausgefertigt  worden  sind,  repräsentirt  und 
in  Antheilsscheine  von  gleichem  Werthe  eingetheilt  werden. 

So  lange  die  Aktien  noch  nicht  voll  bezahlt  sind  (Art.  411),  müssen 
dieselben  auf  persönliche  Namen  lauten  und  dürfen  nicht  auf  den  In- 
haber ausgestellt  werden. 

413.  Die  Inhaber  von  Ereditscheinen,  welche  ausgegeben  worden  sind, 
ohne  dass  aus  den  Büchern  der  Gesellschaft  die  volle  Einzahlung  des 
Werthes,  den  sie  darstellen,  hervorgeht,  haften  für  ihren  Betrag  dem  Fonds 
der  Gesellschaft  und  allen  denen  gegenüber,  welche  bei  der  Gesellschaft 
betheiligt  sind. 

Die  Verantwortlichkeit  erstreckt  sich  der  Reihe  nach  vom  letzten 
Inhaber  bis  zum  ursprünglichen  Zeichner. 

414.  Sollten  zur  Kepräsentation  der  Aktien  der  anonymen  Gesell- 
schaften keine  indossablen  Kreditscheine,  wie  solche  im  Art.  412  angegeben 
sind,  emittirt  worden  sein,  so  ist  das  Eigenthum  der  Aktien  durch  Ein- 
tragung in  die  Bücher  der  Gesellschaft  festzustellen. 

Die  Cession  kann  alsdann  nur  durch  eine  Erklärung  erfolgen,  welche 
hinter  der  Eintragung  zu  vermerken  und  durch  den  Cedenten  oder  seinen 
Bevollmächtigten  zu  unterzeichnen  ist,  unbeschadet  des  Falles  gerichtlicher 
Exekution. 

415.  Die  Cedenten,  welche  die  Einzahlung  bis  zur  Höhe  des  ganzen 
Betrages  einer  jeden  Aktie  noch  nicht  ergänzt  haben,  haften  für  die  Zfuilung, 
welche  die  Cessionare  leisten  müssen,  wenn  die  Verwaltung,  nach  den  Sta- 
tuten oder  Verordnungen,  das  Recht  hat,  diese  zu  verlangen. 

416.  Es  ist  nicht  statthaft ,  den  Aktionären  für  den  Betrag  ihrer 
Aktien  irgend  welche  Zinsen  zu  versprechen  oder  zu  bezahlen  (Art  418). 

417.  Nachdem  die  Gesellschaft  mit  der  entsprechenden  Genehmigung 
(Art.  406)  gebildet  worden  ist,  wird  jeder  spätere  Beschluss  der  Aktionäre 

S^gen  die  Gesellschaftsstatuten  oder  ein  solcher,  welcher  den  Zweck  hat, 
ass  dieselben  verletzt  werden,  oder  dass  den  Gesellschaftsfonds  eine  andere 
Bestimmung  gegeben,  oder  dass  die  anonyme  Gesellschaft  in  eine  andere 
Art  von  Handels  Vereinigung  umgewandelt  werde,  als  nichtig  und  ohne  jeden 
Werth  angesFehen.  Der  Verwalter,  welcher  in  Gemässheit  obigen  Beschlusses 
handelt,  haftet  persönlich  Dritten  gegenüber,  mit  denen  er  kontrahirt  (Art.  408). 
4i&  An  die  Aktionäre  kann  keine  andere  Vertheilung,  unter  welcher 
Benennung  es  auch  sein  mag,  erfolgen,  als  die  der  liquiden  Gewinnüber- 
schüsse, welche  in  der  festgesetzten  Art  und  Weise  durch  einen  Gesell- 
schafUbeschluss  bestätigt  worden  sind. 

Die  Verwalter  haften  persönlich  und  solidarisch  (Art  408)  für  jede 
Vertheilung,  welche  ohne  vorhergehende  Inventaraufnahme  mit  dem  Gewinne 
oder  über  denselben  hinaus  oder  auf  Grund  eines  Inventars,  welches  mit 
Dolus  oder  mit  grobem  Versehen  aufgestellt  ist,  vorgenommen  worden  ist. 

Die  Aktionäre,  welche  diese  Dividenden  empfangen  haben,  sind  nicht 
verpflichtet,  dieselben  zur  Masse  zurückzuerstatten. 
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419.  Sobald  die  Direktoren  oder  Verwalter  die  Gewissheit  erlangt 
haben,  dass  das  Gesellscbaftskapital  einen  Verlust  von  50  Prozent  erlitten 
hat,  sind  sie  verpflichtet,  dies  dem  betreffenden  Handelsgerichte  ifiitzatheilen, 
indem  sie  ihre  Erklärung  im  Amtsblatte  veröffentlichen. 

Sollte  der  Verlust  75  Prozent  betragen,  so  wird  die  Gesellschaft  als 
ipso  jure  aufgelöst  angesehen,  und  die  Direktoren  haften  persönlich  und 
solidarisch  Dritten  gegenüber  für  alle  Verpflichtungen,  welche  sie  kontrahirt 
haben,  nachdem  das  Vorhandensein  dieses  Defizits  zu  ihrer  Kenntniss 
gelangt  ist  oder  zu  derselben  hat  gelangen  müssen. 

420.  Die  Statuten  müssen  die  Art  und  Weise  angeben,  in  welcher  die 
Gesellschafter  zu  stimmen  haben. 

Jedoch  kann  dieselbe  Person  nicht  mehr  als  6  Stimmen  vertreten,  wenn 
die  Gesellschaft  aus  mehr^)  als  100  Aktien  besteht,  und  nicht  mehr  als  3, 
wenn  die  Zahl  der  Aktien  eine  geringere  ist. 

421.  Am  Anfange  eines  jeden  Jahres  müssen  die  Direktoren  den  Ge- 
sellschaftern einen  Status  des  Gewinnes  und  Verlustes,  welchen  die  Gesell- 
schaft im  verflossenen  Jahre  gehabt  hat,  vorlegen. 

422.  Die  anonymen  Gesellschaften  können  nur  au%elöst  werden: 

1.  durch   Ablauf  der  Zeit   ihrer  Dauer,    oder   weil   das  Unternehmen, 
welches  der  besondere  Zweck  ihrer  Bildung  war,  angehört  hat; 

2.  durch  Falliment; 

3.  durch  den  Nachweis,  dass  die  Gesellschaft  den  Zweck,  für  weichen 
sie  gebildet  war,  nicht  erfüllen  kann. 

Dies    letztere    ergiebt    sich    entweder   aus    dem   Beschluss    der 

Mehrzahl  der  Gesellschafter  in  einer  Generalversammlung  oder  aus 

der   Erklärung   der   Elzekutivgewalt,    indem   sie  die  Ermächtigung, 

auf  welche  sich  der  Art.  405  bezieht,  zurückzieht. 

428.    Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  hat  die  Liquidation    durch  die 

Direktoren  oder  die  Verwalter  zu  erfolgen,  &lls  in  den  Statuten  nicht  etwas 

anderes  bestimmt  ist 

424.  Bei  den  anonymen  Gesellschaften,  welche  die  obrigkeitliche  Be- 
stätigung (Art.  405)  nicht  erhalten  haben,  sind  die  Gründer  and  Ver- 
walter zur  Rückerstattung  aller  Summen,  welche  sie  für  ausgegebene  Aktien 
empfangen  haben,  solidansch  verpflichtet,  sowie  auch  f&r  die  Bezahlung  der 
GeseUs(maftsschulden  und  für  die  Nachtheile,  welche  dritten  Personen  durch 
die  Nichterfüllung  der  im  Namen  der  Gesellschaft  eingegangenen  Verpflich- 
tungen entstanden  sind. 

KAPITEL  m. 
Von  den  Kommanditgesellschaften. 

425.  Kommanditgesellschaft  heisst  diejenige  Gesellschaft,  welche  ge- 
bildet wird,  wenn  zwei  oder  mehrere  Personen,  von  denen  wenigstens  eine 
Kauftnann  ist,  sich  für  einen  Handelszweck  vereinigen,  indem  sich  einer 
oder  einige  als  solidarisch  haftende  Gesellschafter  verpflichten,  und  der 
andere  o£r  die  anderen  lediglich  als  Kapital  zahlende  Gesellschafter  auf- 
treten, und  zwar  mit  der  Verpflichtung,  nur  für  die  im  Vertrage  deklarirten 
Geldmittel  zu  haften. 

Sollte  mehr  als  ein  solidarisch  haftender  Gesellschafter  Vorhandensein, 
mögen  mit  der  Verwaltung  einer  oder  mehrere  beauftragt  sein,  so  ist  die 
Gesellschaft  in    Betreff  derselben  gleichzeitig  eine  offene   und   eine   Kom- 


')  In  dem  Text  findet  sich  irrthümlidierweise  der  Ansdmck  „menos" 
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f 
manditgesellschaft   bezuglich   der  Gesellschafter,    welche   nur   Kapital   ein- 
gelegt haben. 

426.  Bei  der  EommanditgeseHschaft  ist  es  nicht  erforderlich,  dass  in 
das  Handelsregister  der  Name  des  Kommanditisten  eingetragen  werde,  aber 
es  ist  ein  wesentliches  Erforderniss,  dass  in  dem  Register  die  genaue 
Summe  der  sämmtlichen  als  Kommanditantheile  eingezahlten  Kapitalien 
angegeben  ist. 

427-  Bei  den  Kommanditgesellschaften  sind  für  die  Folgen  aller 
Handelsunteruehmungen  derjenige  oder  diejenigen  Gesellschafter  solidarisch 
haftbar,  welche  die  Geschäftsführung  oder  Leitung  der  Gesellschaft  in  Händen 
haben  oder  in  dem  Namen  oder  der  Firma  der  Gesellschaft  aufgeführt  sind. 

428.  Die  Kommanditisten  können  ihre  Namen  nicht  in  die  Gesell- 
schaftsfirma aufnehmen  lassen. 

Sollten  sie  es  thun,  so  machen  sie  sich  solidarisch  haftbar,  wie  wenn 
sie  Verwalter  wären  (Art  427), 

429.  Die  Verantwortlichkeit  der  Kommanditisten  in  Betreff  der  Ver- 
pflichtungen und  Verluste  der  Gesellschaft  beschränkt  sich  auf  die  Geld- 
mittel, welche  sie  als  Kommanditantheil  eingezahlt  oder  sich  verpflichtet 
haben  einzulegen. 

430.  Die  Kommanditisten  können  persönlich  keinen  Akt  der  Geschäfts- 
führung, Yermittelung  oder  Verwaltung  vornehmen,  welcher  für  die  Gesell- 
schaft Pflichten  oder  Rechte  erzeugt,  nicht  einmal  in  der  Eigenschaft  als 
Bevollmächtigte  der  verwaltenden  Gesellschafter,  noch  dürfen  sie  über  irgend 
eine  Handlung  Beschluss  fassen  oder  irgend  eine  Massregel  treffen,  welche 
die  Vollmacht  erhöht,  welche  die  ordentlichen  Mitglieder  durch  das  Gesetz 
oder  nach  den  Gesellschaftsstatuten  haben,  und  durch  welche  letztere  etwas 
vornehmen  könnten,  was  ihnen  sonst  nicht  gestattet  war,  noch  dürfen  sie 
irgend  eine  Handlung  ausführen,  welche  in  sich  den  Beweis  trägt,  dass  sie 
von  den  für  das  vorgenommene  Geschäft  ermächtigten,  ordentlichen  Mit- 
gliedern ausgeführt  worden  sein  müsste,  sei  es,  dass  durch  diese  Handlung 
die  eingegangenen  oder  später  einzugehenden  Verpflichtungen  gebilligt,  ge- 
stattet oder  anerkannt  werden. 

Im  Falle  der  Uebertretung  irgend  einer  der  vorhergehenden  Be- 
stimmungen sind  die  Kommanditisten  zusammen  mit  den  ordentlichen  Mit- 
gliedern für  die  Schulden  der  Gesellschaft  solidarisch  verpflichtet. 

431.  Als  Akte  der  Geschäftsführung,  Vermittelung  oder  Verwaltung, 
also  in  der  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  nicht  miteinbegriffen, 
sind  diejenigen  nicht  anzusehen,  welche  eine  Prüfung,  Musterung,  Beauf- 
sichtigung, Bestätigung,  Meinungsäusserung  oder  Rathsertheilun^  bei  den  Be- 
schlüssen der  Gesellschaft  bezwecken,  sofern  sie  nicht  die  freie  Thätigkeit 
der  ordeutlichen  Mitglieder  beschränken. 

432.  Die  Kommanditisten  haben  als  solche  kein  Recht,  den  verwalten- 
den Gesellschaftern  irgend  welche  Ordres   zu    ertheilen,   noch   sie   zu  ver- 

'hindem,  das  zu  thun,  was  sie  für  sich  allein  ausführen  können. 

433.  Die  Kommanditgesellschaft  kann  Aktien  auf  persönliche  Namen 
oder  auf  den  Inhaber  ausgeben,  welche  in  der  in  ihren  Statuten  bestimmten 
Weise  übertragbar  sind. 

Die  Aktien  können  nur  in  Höhe  des  Kapitals  der  Kommanditisten 
ausgegeben  werden. 

434.  Für  diese  Aktien  gelten  die  Vorschriften  der  Art  411,  412 
und  413. 

Ebenso  gelten  die  Vorschriften  der  Art.  416  und  418  hinsichtlich  der 
Zinsen  und  Dividenden. 
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KAPITEL  IV. 

Von   den   flabilitacionen  ^)   oder   den   Gesellschaften    des   Kapitals 

und  der  Arbeit. 

435.  Habilitacion  oder  Gesellschaft  des  Kapitals  und  der  Arbeit  heisst 
eine  Gesellschaft,  welche  einerseits  von  einer  oder  mehreren  Personen, 
welche  die  für  einen  Geschäftsbetrieb  im  Allgemeinen  oder  for  ein  Handels- 
geschäft im  Besonderen  nöthigen  Geldmittel  geben,  und  andererseits  von 
einer  oder  mehreren  Personen,  \7elche  derselben  nnr  ihre  Thätigkeit  widmen, 
gebildet  wird. 

436.  Der  thätige  Gesellschafter  kann  sich,  vorbehaltlich  einer  entgegen- 
stehenden Abrede,  an  keinem  Handelsgeschäft  betheib'^n,  welches  nicht  die 
Gesellschaft  betrifft,  bei  Strafe  zu  Gunsten  desjenigen  oder  derjenigen, 
welche  das  Kapital  g^eben  haben,  den  aus  einem  solchen  Geschäfte  erzielten 
Gewinn  zu  verlieren  und  aus  der  Gesellschaft  aasgeschlossen  zu  werden. 

437.  Die  Habilitacion  kann  unter  einer  Gesellschaftsfirma  gebildet 
werden  oder  auch  ohne  eine  solche  bestehen. 

Wenn  sie  eine  Gesellschaftsfirma  hat,  so  sind  alle  Bestimmungen  des 
Kapitel  VI:  „Von  den  offenen  Gesellschaften^,  hierauf  anwendbar. 

438.  Die  Verpflichtung  der  Kapital  zahlenden  Gesellschafter  ist  aktiv 
und  passiv  solidarisch  und  erstreckt  sich  über  das  Kapital  hinaus,  mit 
welchem  sie  sich  verpflichtet  haben,  in  die  Gesellschaft  einzutreten. 

439.  Die  Gesellschaftsurkunde  muss,  ausser  den  im  Art.  895  ent- 
haltenen Angaben,  die  Verpflichtungen  des  thätigen  Gesellschafters  oder  der 
thätigen  Gesellschafter  und  den  Gewinnantheil,  welcher  ihnen  bei  der  Ver- 
theilung  zukommt,  genau  bezeichnen. 

Mangels  dieser  Bestimmung  hat  der  thätige  Gesellschafter  einen  gleichen 
Gewinnantheil  für  sich  herauszunehmen,  wie  derjenige  Gesellschafter,  welcher 
die  geringste  Kapitaleinlage  gemacht  hat. 

440.  Der  thätige  Gesellschafter  kann  im  Namen  der  Gesellschaft 
keine  Verträge  eingehen,  noch  haftet  er  mit  seinem  eigenen  Vermögen  d^ 
Gesellschaftsgläubigem  gegenüber. 

Sollte  er  jedoch  ausser  seiner  Thätigkeit  irgendwie  Verm^en  in  Geld 
oder  abgeschätzten  Gegenständen  in  die  Gesellschaft  gebracht  haben,  so 
wird  die  Gesellschaft  als  eine  offene  angesehen,  und  der  thätige  Gesell- 
schafter hat,  möge  die  Abrede  lauten,  wie  sie  wolle,  solidarisch  zu  haften.  ^) 

441.  Der  ausschliesslich  thätige  Gesellschafter  ist  in  keinem  Falle 
verpflichtet,  die  Summen,  welche  er  als  seinen  Gewinnantheil  empfangen 
hat,  an  die  Masse  zurückzuerstatten,  es  sei  denn,  dass  ein  Betrug  oder  ein 
Dolus  seinerseits  nachgewiesen  würde. 

442.  Die  Gesellschaftsfonds  können  in  keinem  Falle  wegen  besonderer 
privater  Schulden  oder  Verpflichtungen  der  thätigen  Mitglieder  in  Anspruch 

Sinommen   oder   gerichtlich   mit  Beschlag  belegt  werden;   jedoch    kann  der 
ewinnantheil,  welcher  ihnen  bei  der  Vertheilung  zukommt,  gerichtlich  mit 
BeschW  belegt  werden« 

4m.  Sowohl  die  Kapital  zahlenden  Gesellschafter,  als  die  Gesell- 
schaftsgläubiger haben  gegen  den  thätigen  Gesellschafter  alle  Klagen,  welche 
das  Gesetz  gegen  den  untreuen,  nachlässigen  oder  strafbaren  Verwalter  oder 
Mandatar  gestattet. 


^)  Diese  GeseUschaft  stammt  aus  dem  Portugiesischen  H.  G.  B. 
*)  Diese   eigenthfimliche  Bestimmnng  ist  dem  Art.  562  des  Portugiesischen 
H.  ö.  B.  entlehnt 
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KAPITEL  V. 

Von  den  Gelegenheitsgesellschaften   oder  den  Gesellschaften  für 
gemeinschaftliche  Rechnung  (en  i)articipacion).*) 

444-  Die  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Rechnung  ist  die  gelegent- 
liche Vereinigung  zweier  oder  mehrerer  Kaufleute  zur  Ausführung  eines  be- 
bestimmten HandelsunternehroenSy  indem  einer,  einige  oder  alle  nur  unter 
ihrem  personlichen  Namen,  ohne  Gesellschaftsfirma  und  ohne  Feststellung 
eines  Domicils,  thätig  sind. 

445-  Die  Gelegenhoits-  oder  die  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche 
Rechnung  kann  sich  auf  eine  öder  mehrere  Handelsunternehmungen  er- 
strecken und  muss  bezuglich  der  Gegenstände,  mit  den  Förmlichkeiten,  im 
Yerhältniss  der  Antheile  und  unter  den  Bedingungen,  welche  die  Betheiligten 
festsetzen,  gebildet  werden. 

446.  Diese  Gesellschaften  sind  den  für  die  Bildung  anderer  Gesell- 
schaften vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  unterworfen,  und  ihr  Vor- 
handensein kann  vermittelst  aller  bei  Handelsverträgen  zulässigen  Beweis- 
mittel bewiesen  werden  (Art.  192). 

447.  Die  Gesellschaft  kann  zwischen  einem  Kaufmanne  und  einer 
anderen  Person,  welche  es  nicht  ist,  gebildet  werden;  aber  in  diesem  Falle 
können  die  Handelsunternehmungen  nur  von  dem  kaufmännischen  Gesell- 
schafter ausgeführt  werden. 

.  44B-  Diejenigen,  welche  mit  dem  Kaufmanne,  der  zu  dem  Geschäfte 
seinen  Namen  giebt,  einen  Vertrag  eingehen,  haben  nur  gegen  diesen  und 
nicht  gegen  die  übrigen  Interessenten  eine  gerichtliche  Klage,  selbst  wenn 
das  Geschäft  zu  ihrem  Nutzen  ausgefallen  ist,  noch  auch  für  den  Theil, 
welcher  ihnen  in  der  Gesellschaft  zusteht. 

Letztere  haben  auch  keine  Klage  gegen  den  Dritten,  welcher  mit  dem 
Gesellschafter,  der  das  Geschäft  leitete,  verhandelt  hat,  es  sei  denn,  dass 
eine  Cession  der  Rechte  vorgenommen  worden  ist. 

449.  Sollten  die  Gesellschafter  gemeinschaftlich  die  Verträge  mit 
Dritten  abschliessen,  ohne  die  Theil  haberschaft,  welche  ein  jeder  hat,  aus- 
zudrücken, so  sind  sie  alle  solidarisch  verpflichtet,  auch  wenn  ihre  Antheile 
an  der  Gesellschaft  besondere  und  getrennte  sind. 

Wenn  einer  oder  mehrere  der  Theilhaber  eine  Verpflichtung  eingehen, 
indem  die  Namen  der  andern  bekannt  gemacht  werden,  und  zwar  mit  Ein- 
willigung derselben,  so  sind  sie  alle  solidarisch  verpflichtet. 

450.  Der  kontrahirende  Gesellschafter  haftet  mit  allen  Gesellschafts- 
fonds, sogar  bei  persönlichen  Verpflichtungen,  wenn  der  Dritte,  mit  dem  er 
den  Vertrag  eingegangen  ist,  von  dem  Vorhandensein  der  Gesellschaft 
keine  Kenntniss  hatte,  unbeschadet  des  Rechtes  der  geschädigten  Gesell- 
schafter gegen  deli  kontrahirenden  Gesellschafter. 

451.  Im  Falle  des  Falliments  des  geschäftsführenden  Gesellschafters 
ist  es  dem  Dritten,  mit  dem  er  kontrahirt  hat,  gestattet,  alle  Rechnungen, 
welche  sieb  auf  ihn  beziehen,  abzuschliesseu,  auch  wenn  dieselben  unter 
verschiedenen  Bezeichnungen  offen  stehen,  und  zwar  mit  den  Geldern,  die 
irgend  einer  dieser  Rechnungen  entsprechen. 

Die  übrigen  Gesellschafter  können  dies  nicht  verhindern,  selbst  wenn 
sie  den  Beweis  führen,  dass  jene  Gelder  ihnen  ausschliesslich  gehören,    im 

2  Die  „association  momentanöe**  und  die  „ctssociation  en  participation*^  werden 
ich  im  Belgischen  Recht  streng  unterschieden;  bei  der  „(iklegeiüieits^esell- 
schafi^  dürfen  nur  einzahle  bestimmte  Geschäfte  den  Gegenstand  der  Geseilsciiafts- 
zwecke  bilden,  während  das  Merkmal  der  „stillen  Gesellschaft**  darin  |[efimden  wird, 
dass  der  „stille  Socins**  nach  Aussen  hin  nicht  auftritt,  s.  unten  bei  Belgien. 
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Falle  sie  nicht  gleichzeitig  beweisen,  dass  der  erwähnte  Dritte  vor  dem 
Fallimente  von  dem  Vorhandensein  der  Gesellschaft  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  Kenntniss  hatte.  ^) 

452.  Die  Liquidation  dieser  Gesellschaft  muss  durch  denselben  Ge- 
sellschafter erfolgen,  welcher  das  Geschäftsunternehmen  geleitet  hat,  der 
auch,  sobald  dasselbe  beendigt  ist,  die  Schlussrechnung  über  das  Resultat 
desselben  mit  den  betre£Penden  Belägen  ablegen  muss. 

KAPITEL  VI. 
Von  den  oflFenen  (Kollektiv-)  Gesellschaften  (sociedades  colectivas). 

453.  Offene  Gesellschaft  heisst  diejenige,  welche  zwei  oder  mehrere 
Personen  bilden,  die  sich  vereinigt  haben,  um  gemeinschaftlich  unter  einer 
Gesellschaftsfirma  Handel  zu  treiben. 

Die  Namen  von  Personen,  welche  nicht  kaufmännische  Gesellschafter 
sind,  können  nicht  in  die  Gesellschaftsfirma  aufgenommen  werden  (Art.  402). 

454.  Alle  diejenigen,  welche  Mitglieder  einer  offenen  Handelsgesell- 
i^chaft  sind,  mö<ren  sie  Verwalter  des  Gesellschaftsvermogens  sein  oder  nicht, 
übernehmen  aktiv  und  passiv  die  solidarische  Verpflichtung  für  das  Resultat 
dej-  Geschäftsunternehmungen,  welche  im  Namen  und  für  Rechnung  der 
Gesellschaft  unter  der  von  ihr  angenommenen  Firma  und  von  einer  zur 
Führung  und  Leitung  der  Geschäfte  ermächtigten  Person  ausgeführt 
werden. 

Es  sind  allein  die  Fälle  ausgenommen,  bei  welchen  die  Gesellschafts- 
firma zu  Geschäftsunternehmungen  verwendet  worden  ist,  welche  offenbar 
den  im  Gesellschäftsvertrage  bezeichneten  Geschäften  fernliegen. 

455.  Die  Zeichnung  der  Gesellschaftsfirma  ersetzt  vollkommen  die 
Unterschrift  eines  jeden  einzelnen  Gesellschafters.  Dieselbe  verpflichtet  sie 
alle  zusammen,  als  ob  alle  in  Wirklichkeit  unterzeichnet  hätten. 

Wenn  alle  Gesellschafter  persönlich  eine  Obligation  unterschreiben,  so 
sind  sie  ebenso  solidarisch  verpflichtet,  als  ob  sie  es  unter  der  Gesellschafts- 
firma gethan  hätten. 

4o6.  Die  Gesellschafter  können  nicht  untereinander  verabreden ,  dass 
sie  nicht  solidarisch  verpflichtet  werden. 

457.  Diejenigen  Gesellschafter,  welche  durch  eine  ausdrückliche 
Klausel  des  Gesellschaftsvertrages  ausgeschlossen  worden  sind,  im  Namen 
der  Gesellschaft  zu  kontrahiren  und  ihre  Firma  zu  gebrauchen,  verpflichten 
dieselbe  durch  ihre  persönlichen  Handlungen  nicht,  auch  wenn  sie  sich  zur 
Ausfährung  derselben  des  Namens  der  Gesellschaft  bedienen. 

Wenn  jedoch  die  Namen  dieser  Gesellschafter  in  die  Gesellschaftsfirma 
mit  aufgenommen  worden  sind,  so  hat  die  Gesellschaft^  die  Folgen  ihrer 
Handlungen  zu  tragen,  unbeschadet  ihres  Entschädigungsanspruches  gegen 
das  Privatvermögen  desjenigen  Gesellschafters,  der  ohne  Ermächtigung  ge- 
handelt hat. 

458.  Der  Gesellschafter  oder  die  Gesellschafter,  welche  eine  Ge- 
sellschaftsfirma führen,  können  dieselbe  weder  übertragen,  noch  oediren 
(Art.  480). 

Sollten  sie  es  thun,  so  ist  die  von  dem  Substituten  eingegangene  Ver- 
pflichtung  nur   für  Rechnung  des  Mandanten  und  des  Mandatars,    und  die 


^)  Wesentlich  ttbereinstiminend  mit  Art.  828  des  Brasilianischen  H.  G.  B., 
in  welchem  übrigens  ^wie  im  Portugiesischen  H.  O.  B.)  diese  Gesellschaft  auch  „ano- 
n^^me^  senannt  wird,  während  die  Aktiengesellschaften  vorzugsweise  (im  Portu- 
gl  es!  flohen  H.  U.  B.  sogar  ausschliesslich)  «companhia^  genannt  werden. 
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übrigen  Oesellscbafter  sind  nur  im  Yerhältnisse  zum  Ge'winn,  welchen  die 
Gesellschaft  aus  dem  Geschäfte  erhalten  hat,  verpflichtet,  ausgenommen  den 
Fall  des  zweiten  Alineas  des  vorhergehenden  Artikels. 

459.  Gegen  den  Gesellschafter,  welcher  die  Gesellschaftsfirma  miss- 
braucht, ist  ausser  der  Klage  wegen  der  Schäden  und  Nachiheile,  die  den 
übrigen  Gesellschaftern  zusteht,  auch  noch  zu  Gunsten  Dritter  die  ent- 
sprechende   strafrechtliche   Klage   im    Falle   von    Dolus    oder   Betrug   zu- 


460.  Bei  den  Gesellschaften,  welche  keinen  bestimmten  Handelszweig 
erwählt  haben,  können  die  Gesellschafter  nur  dann  Geschäfte  für  eigene 
Rechnung  machen,  wenn  sie  vorher  die  ausdrückliche  Einwilligung  der 
übrigen  Gesellschafter  dazu  erhalten  haben. 

Die  Gesellschafter,  welche  gegen  diese  Verfügung  fehlen,  müssen  zum 
gemeinschaftlichen  Fonds  den  aus  diesen  Geschäften  resultirenden  Gewinn 
abfuhren,  während  sie  die  etwa  vorkommenden  Verluste  persönlich  zu  tragen 
haben. 

461.  Wenn  die  Gesellschaft  in  ihrem  Vertrage  den  Handelszweig  fest- 
gesetzt hat,  in  welchem  ■  sie  Geschäfte  vornehmen  will,  so  greift  die  Vor- 
schrift des  vorhergehenden  Artikels  nicht  Platz,  und  die  Gesellschafter 
können  iedes  ihnen  angemessen  erscheinende  Handelsunternehmen  betreiben, 
sofern  dasselbe  nicht  zu  der  Art  derjenigen  Geschäfte  gehört,  welche  sich 
die  Gesellschaft,  deren  Mitglieder  sie  sind,  erwählt  hat,  und  sofern  keine 
besondere  Abrede  getroffen  ist,  die  es  verbietet. 

462.  Die  Handlungsgehülfen,  denen  ein  Theil  des  Gewinnes  als  Ent- 
schädigung für  ihre  Arbeiten  gegeben  wird,  haben  keine  B^fugniss,  die  Ge- 
sellschafter bei  irgend  einem  Geschäft  der  Gesellschaft  zu  vertreten. 

463.  Die  zwischen  der  Gesellschaft  und  einem  Gesellschafter  in  seiner 
Eigenschaft  als  solcher  kontrahirten  Geschäfte  und  Verpflichtungen  sind 
nicht  solidarisch  zwischen  den  übrigen  Gesellschaftern. 

Sie  sind  es  jedoch,  wenn  der  kontrahirende  Gesellschafter  als  eine 
fremde  Person  figurirt  hat. 

464.  Die  offenen  Gesellschaften  können  ein  Mitglied  als  Komman- 
ditisten aufnehmen,  in  Betreff  dessen  die  für  die  Kommanditgesellschaften 
aufgestellten  Verfügungen  gelten,  wobei  jedoch  die  übrigen  Gesellschafter 
den  gewöhnlichen  Vorschriften  über  die  offenen  Gesellschaften  unterworfen 
bleiben. 


KAPITEL  VH. 
Von  den  Rechten  und  Pflichten  der  Gesellschafter. 

465.  Die  Pflichten  der  Gesellschafter  beginnen  vom  Datum  des  Ver- 
trages, es  sei  denn,  dass  ausdrücklich  ein  anderer  Zeitpunkt  in  der  Gesell- 
schaftsurkunde festgesetzt  worden  ist. 

Diese  Pflichten  dauern  so  lange,  bis  nach  Auflösung  der  Gesellschaft 
jede  Verantwortlichkeit  derselben  erledigt  und  erloschen  ist. 

466.  Sollte  irgend  ein  Gesellschafter  seiner  Verpflichtung  nicht  nach- 
kommen, den  Kapitalan theil,  für  welchen  er  sich  nach  dem  Gesellschafts- 
vertrage verpflichtet  hat,  an  dem  vereinbarten  Termine  in  die  gemeinschaft- 
liche Masse  einzuzahlen,  so  hat  die  Gesellschaft  die  Wahl,  entweder  zwangs- 
weise gegen  sein  Vermögen  vorzugehen,  um  den  Kapitalantheil,  dessen  Ein- 
lieferung  er  unterlassen  nat  (Art.  467),  beizutreiben,  oder  den  Vertrag  in 
Betreff  des  säumigen  Gesellschafters  mit  den  im  Art.  482  festgestellten  Um- 
standen aufzuheben. 
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467.  Der  Gesellschafter,  welcher  aus  irgend  einem  Grunde  den  Theil, 
für  welchen  er  sich  verpflichtet  hat,  innerhalb  der  bestimmten  Frist  und  in 
der  im  Vertrage  festgesetzten  Weise  nicht  an  die  Gesellschaft  abgef&hrt  hat, 
oder,  Mangels  Abrede,  dies  zur  Zeit,  als  die  Kasse  eröffnet  wurde,  und 
nachdem  er  ordnungsmässig  dazu  aufgefordert  worden  ist,  nicht  gethan  hat, 
muss  die  laufenden  Zinsen  des  Betrages,  welchen  er  einzuzahlen  unterlassen 
hat,  vergütigen. 

Wenn  das,  was  er  abzuliefern  hatte,  nicht  in  Geld  bestand,  so  haftet 
er  der  Gesellschaft  gegenüber  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  die  aus  dem 
Verzuge  entstehen. 

4BB>  Wenn  das  Ganze  oder  ein  Theil  des  Kapitals,  welches  ein  Ge- 
sellschafter einzahlen  muss,  in  Waaren  besteht,  so  muss  die  Abschätzung  der- 
selben in  der  in  dem  Gesellschaftsvertrag  vorgesehenen  Art  und  Weise  oder, 
in  Ermangelung  einer  solchen  Bestimmung,  durch  Sachverständige  erfolgen, 
und  zwar  nach  den  Platzpreisen,  wobei  spätere  Vermehrungen  oder  Ver- 
minderungen für  Rechnung  der  Gesellschaft  gehen. 

469.  Wenn  ein  Gesellschafler  der  Gesellschaft  Forderungen  zur 
Deckung  des  Kapitals,  welches  er  einzahlen  muss,  übergiebt,  bo  weraen  ihm 
dieselben  nicht  eher  in  Rechnung  gutgeschrieben,  als  bis  sie  einge- 
gangen sind. 

Wenn  dieselben  nicht  einzuziehen  sind,  nachdem  die  Exekution  gegen 
das  Vermögen  des  Schuldners  vollstreckt  worden  ist,  oder  wenn  der  Ge- 
sellschafter nicht  gestattet,  dieselbe  auszuführen,  so  haftet  er  so  lange  für 
den  Betrag  besagter  Forderungen,  bis  er  den  von  ihm  einzuzahlenden 
Kapitalantheil  gedeckt  hat,  und  zwar  in  der  im  Art.  467  vorgeschriebenen 
Weise  (Art.  46(>).  ^ 

470.  Der  Gewinn  und  Verlust  ist  unter  die  Gesellschafter  im  Ver- 
hältniss  ihrer  betreffenden  Kapitaleinlagen  zu  vertheilen,  es  sei  denn,  dass 
etwas  anderes  im  Vertrage  verabredet  worden  ist. 

Wenn  nui*  der  Antheil  am  Gewinne  ohne  Erwähnung  des  Antheils  am 
Verluste  festgesetzt  ist,  so  ist  letzterer  in  derselben  Weise,  wie  ersterer,  zu 
vertheilen,  oder  umgekehrt.  » 

471.  Der  mit  der  Verwaltung  durch  eine  besondere  Klausel  des  Ver- 
trages beauftragte  Gesellschafter  kann  trotz  des  Widerspruches  der  übrigen 
Gesellschafter  alle  Handlungen  ausführen,  welche  von  seiner  Verwaltung 
abhängen,  sofern  es  nur  nicht  mit  betrügerischer  Absicht  geschieht. 

Diese  Befugniss  kann,  so  lange  die  Gesellschaft  dauert,  ohne  gesetz- 
lichen Grund  nicht  widerrufen  werden;  sollte  sie  aber  nach  der  Gründung 
derselben  bewilligt  worden  sein,  so  ist  sie  wie  ein  einfaches  Mandat  wider^ 
ruflich. 

472.  Wenn  mehrere  Gesellschafter  mit  der  Verwaltung  beauftragt 
sind,  ohne  dass  ihre  Funktionen  bestimmt  angegeben  sind,  und  ohne  dass 
ausgedrückt  worden  ist,  dass  der  eine  nicht  ohne  den  andern  handeln  kanu, 
so  kann  jeder  einzelne  alle  Verwaltungsmassregeln  ausführen. 

Sollte  verabredet  worden  sein,  dass  der  eine  ohne  den  andern  nichts 
vornehmen  kann,  so  kann  keiner,  ohne  einen  neuen  Vertrag,  in  Abwesenheit 
des  anderen  etwas  unternehmen,  selbst  in  dem  Falle,  dass  letzterer  persönlich 
verhindert  ist,  bei  den  Verwaltungshandlungen  mitzuwirken. 

473.  Wenn  über  die  Art  der  Verwaltung  keine  Abrede  getroffen  ist, 
so  wird  angenommen,  dass  die  Gesellschafter  sich  gegenseitig  das  Recht  zu- 
erkannt haben,  einer  für  den  anderen  Verwaltungshandlungen  vorzunehmen. 

474.  Die  Mehrheit  der  Gesellschafter  hat,  wenn  nicht  das  Gegentheil 
verabredet  ist,  keine  Befugniss,  die  Vertragsbestimmun^n  der  Gesälschaft 
zu  verändern  oder  zu  modificiren,   noch  kann  sie  sich  m  Handelsunterneh- 
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muD|2:en,  welche  tod  den  im  Vertrage  festgesetzten  abweichen,  ohne  die 
einstimmige  Genehmigung  aller  übrigen  Gesellschafter  einlassen. 

In  den  öbrigen  Fällen  sind  alle ,  Geschäfte  der  Gesellschaft  nach 
Stimmenmehrheit  zu  entscheiden. 

Die  Stimmen  sind  nach  dem  Yerhältniss  der  eingezahlten  Kapitalien 
zu  berechnen,  indem  die  geringste  Einzahlung  als  eine  Stimme  angesehen 
wird  und  die  Anzahl  der  Stimmen  jedes  fjnzelnen  durch  Multiplikation  mit 
dem  geringsten  Eapitalantheile  festgesetzt  wird. 

475;  Jeder  durch  Betrug,  Ivnssbrauch  der  Befugnisse,  Versehen  oder 
Nachlässigkeit  von  Seiten  eines  der  Gesellschafter  den  Interessen  der  Ge- 
sellschaft zugef&gte  Schaden  legt  seinem  Urheber  die  Verpflichtung  zur 
Schadloshaltung  auf,  ohne  dass  er  eine  Kompensation  mit  dem  Gewinne, 
den  bei  anderen  Geschäften  seine  Thätigkeit  herbeigeführt  hat,  bean- 
spruchen kann. 

476.  Jeder  Gesellschafter  hat  eine  Klage  gegen  die  Gesellschaft,  nicht 
allein  bezüglich  der  Summen,  welche  er  zu  ihrem  Nutzen  verauslagt  hat, 
nebst  den  Platzzinsen,  sondern  auch  bezüglich  der  Verpflichtungen,  welche 
er  in  gutem  Glauben  in  den  Geschäften  der  Gesellschaft  kontrahirt  hat. 

Sollte  er  in  Betreff  seiner  geschäftlichen  Verrichtungen  als  Gesell- 
schafter irgend  einen  Verlust  oder  Schaden  erleiden,  so  mnss  er  für  Alles, 
was  er  unmittelbar  oder  direkt  yerloren  hat,  oder  für  den  Schaden,  den  er 
bezüglich  der  Gesellschaft  gehabt  hat,  entschädigt  werden. 

477.  Der  Gesellschafter,  welcher  ohne  schriftliche  Genehmigung  seiner 
Mitgesellschafter  Gelder  oder  EfiPekten  der  Gesellschaft  für  den  eigenen 
Gebrauch  oder  für  ein  Geschäft  auf  seine  eigene  Rechnung  oder  diejenige 
eines  Dritten  verwendet,  ist  verpflichtet,  den  ganzen  erhaltenen  Gewinn 
an  die  Gesellschaftsmasse  abzuliefern. 

Wenn  Verluste  oder  Schäden  eintreten,  so  hat  er  diese  ausschliesslich 
für  eigene  Rechnung  zu  tragen,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klage, 
welche  etwa  Platz  greifen  kann. 

478.  Kein  Gesellschafter  kann  aus  dem  gemeinschaftlichen  Fonds 
eine  grössere  Summe  entnehmen,  als  für  die  Privatausgaben  einem  jeden 
zugewiesen  worden  ist. 

Sollte  er  es  thun,  so  kann  er  zur  Rückerstattung  gezwungen  werden, 
als  ob  er  den  Kapitalantheil,  welchen  er  sich  verpflichtet  hatte,  der  Gesell- 
schi^  zu  übergeben,  nicht  vollständig  eingezahlt  hätte  (Art.  467),  oder, 
sollte  dies  nicht  ermöglicht  werden  können,  so  ist  den  übrigen  Gesellschaftern 
gestattet,  eine  Summe  zurückzuziehen,  welche  ihrem  Antheil  an  der  Gesell- 
schaftsmasse entspricht. 

479.  Der  rrivatgläubiger  eines  Gesellschafters  kann  nur  die  liquiden 
Fonds,  welche  sein  Schuldner  bei  der  Gesellschaft  hat,  mit  Beschlag  be- 
legen lassen,  falls  derselbe  kein  sonstiges  freies  Vermögen  hat  oder  falls, 
nachdem  das  vorhandene  mit  Beschlag  belegt  ist,  letzteres  nicht  zur  Zahlung 
ausreicht 

Wenn  ein  und  derselbe  Mitglied  verschiedener  Handelsgesellschaften 
mit  verschiedenen  Gesellschaftern  ist,  so  können  seine  Gläubiger,  falls  eine 
derselben  fallirt,  nur  den  flüssigen  Antheil,  welchen  der  gemeinschaftliche 
(lesellschafter  bei  den  zahlungs&higen  Gesellschaften  hat,  mit  Beschlaj;  be- 
legen lassen,  nachdem  die  Gläubiger  der  letzteren  befriedigt  worden  sind. 

Dieselbe  Vorschrift  greift  Platz,  wenn  dieselben  Personen  verschiedene 
Handelsgesellschaften  bilden;  sollte  eine  derselben  falliren,  so  haben  die 
Gläubiger  des  falliten  Handelshauses  nur  einen  Anspruch  gegen  die  zah- 
luDgsfthigen  Handelsetablissements,  wenn  die  Gläubiger  derselben  befriedigt 
worden  sind. 

Borcbardt,  HandeUrecht.  I.  S.Auflage.  10 
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480.  Kein  Gesellschafter  darf  einer  anderen  Person,  welche  nicht  Mitglied 
der  Gesellschaft  ist,  seinen  Antheil  an  der  Gesellschaft  übertragen,  noch  die- 
selbe an  seine  Stelle  substituiren,  um  die  Funktionen  zu  verrichten,  welche 
ihm  bei  der  Verwaltung  der  Gesellschaft  zukommen,  ohne  die  ausdrückliche 
Genehmigung  aller  übrigen  Gesellschafter,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des 
bezüglichen  Vertrages. 

Jedoch  kann  er  sich  mit  derselben  bezüglich  seines  Antheils  verbinden, 
ihr  denselben  sogar  ganz  cediren,  ohne  dass  durch  eine  solche  Massnahme 
der  Mittheilhaber  Mitglied  der  Gesellschaft  wird. 

KAPITEL  VlII. 
Von  der  Auflosung  der  Gesellschaft. 

481*     Der  Gesellschaftsvei'trag  kann  theilweise  au%ehoben  werden: 

1.  wenn  ein  Gesellschafter  die  gemeinschaftlichen  Kapitalien  und  die 
Gesellschaftsfirma  zu  Geschäften  auf  eigene  Rechnung  verwendet; 

2.  wenn  sich  ein  Gesellschafter,  welchem  dies  nach  dem  Gesellschafts- 
vertrage nicht  zusteht,  in  die  Ausübung  von  Verwaltungsmassregeln 
der  Gesellschaft  einmischt; 

3.  wenn  irgend  ein  Verwaltungsmitglied  einen  Betrug  oder  einen  Dolus 
in  der  Verwaltung  oder  Buchführung  begeht; 

4.  wenn    ein  Gesellschafter   es  unterlässt,    aen    im  Vertrage  für  einen« 
jeden    festgesetzten  Kapitalantheil   in    die  Gesellschaftskasse   einzu- 
zahlen,  nachdem  er  aufgefordert  worden  ist,  dies  zu  thun; 

5.  wenn  ein  Gesellschafter  für  seine  Rechnung  Handelsgeschäfte  aus- 
führt, welche  ihm  nach  den  Verfügungen  der  Art.  436,  460  und  461 
nicht  gestattet  sind; 

6.  wenn  ein  Gesellschafter,  der  verpflichtet  ist,  persönliche  Dienste  zu 
leisten,  sich  eutfemt  und,  nachdem  er  zur  Rückkehr  und  Erfüllung 
seiner  Pflichten  aufgefordert  worden  ist,  dies  nicht  thut  oder  statt 
dessen  nicht  einen  triftigen  Grund  nachweist,  der  ihn  zeitweise  daran 
verhindert; 

7.  wenn  der  Gegenstand,  welchen  der  Gesellschafter  sich  verpflichtet 
hat,  in  natura  zu  liefern,  vollständig  zu  Grunde  gegangen  ist 
(Art.  993). 

482.  Die  Wirkung  der  theilweisen  Aufhebung  ist  die  Unwirksamkeit 
des  Vertrages  bezüglich  des  schuldigen  Gesellschafters,  der  als  ausgeschlossen 
zu  betrachten  ist,  während  der  ihn  treffende  Verlustantheil  von  ihm  eingefor- 
dert werden  kann  und  die  Gesellschaft  dieBefugniss  hat,  ihm  die  Theilnahme 
am  Gewinn  zu  verweigern,  sowie  die  Zinsen,  welche  ihm  aus  der  Gresell- 
Schaftsmasse  zu  zahlen  sind,  so  lange  zurückzubehalten,  bis  alle  zur  Zeit 
der  Vertragsaufhebung  noch  schwebenden  Geschäfte  liquidirt  sind. 

483.  So  lange  in  das  oflentliche  Register  die  theilweise  Aufhebung 
des  Gesellschaftsvertrages  nicht  eingetragen  worden  ist,  besteht  die  soli- 
darische Haftung  des  ausscheidenden  Gesellschafters  für  alle  Geschäfte  fort, 
welche  im  Namen  und  für  Rechnung  der  Gesellschaft  ausgeführt  werden. 

484.  Die  Handelsgesellschaften  werden  gänzlich  au%elöst: 

1.  durch  Ablauf  der  im  Gesellschafts  vertrage  festgesetzten  Dauer  oder 
durch  Beendigung  des  Unternehmens,  welches  den  besonderen  Zweck 
der  Bildung  der  Gesellschaft  ausmachte; 

2.  durch  Einwilligung  sämmtlicher  Gesellschafter; 

3.  durch  den  vollständigen  Verlust  des  Gesellschaftskapitals; 
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4.  durch  das  Falliment  der  Gesellschaft  oder  eines  der  Gesellschafter 
(Art.  1530); 

5.  aarch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter,  falls  die  Gesellschaftsurkande 
nicht  die  ausdrückliche  Bestimmung  enthält,  dass  die  Erben  des 
verstorbenen  Gesellschafters  in  die  Gesellschaft  eintreten,  oder  dass 
dieselbe  unter  den  überlebenden  Gesellschafbern  fortbesteht; 

6.  durch  Geisteskrankheit  oder  irgend  einen  andern  Grund,  welcher 
den  Gesellschafter  zur  Verwaltung  seines  Vermögens  unfähig  macht; 

7.  durch  die  einfftche  Willensäusserung  eines  der  Gesellschafter,  falls 
nicht  die  Gesellschaft  für  eine  feste  Zeit  oder  einen  bestimmten 
Zweck  eingegangen  ist.  « 

In  allen  Fällen  muss  die  Gesellschaft  zum  Zweck  der  Beendigung  der 
schwebenden  Geschäfte  weiter  fortgeführt  werden,  indem  zur  sofortigen  Liqui- 
dation der  schon  zu  Ende  geführten  geschritten  werden  muss. 

485.  Im  Falle  verabredet  ist,  dass  die  Gesellschaft  durch  den  Tod 
eines  ihrer  Mitglieder  nicht  aufgelöst  werde,  sondern  vielmehr  unter  den 
überlebenden  fortbestehen  solle,  können  die  Erbto  des  Verstorbenen  nur 
die  Theilung,  nach  dem  Stande  der  Gesellschaft  zur  Zeit  des  Todes,  be- 
anspruchen, und  sie  jpartizipiren  an  späteren  Rechten  nur  insoweit,  als  die- 
selben eine  nothwendige  Folge  deijenigen  Handlungen  sind,  welche  vor  dem 
Tode  des  Gesellschafters,  den  sie  beerbt  haben,  ausgeführt  worden  sind. 

486.  Die  Gesellschaften  werden,  nach  Ablauf  des  im  Vertrage  fest- 
gesetzten Zeitpunktes,  durch  den  präsumtiven  Willen  der  Gesellschafter  als 
verlängert  nicht  angesehen. 

Sollten  letztere  die  Gesellschaft  fortzusetzen  beabsichtigen,  so  müssen 
sie  dieselbe  vermittelst  eines  neuen  Vertrages  von  neuem  konstituiren, 
welcher  allen  für  die  Bildung  von  Gesellschaften  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten unterworfen  ist. 

487.  Die  Auflösung  einer  auf  unbestimmte  Zeit  geschlossenen  Gesell- 
schaft, welche  einer  der  Gesellschafter  herbeiführen  will,  findet  nicht  eher 
statt,  als  bis  die  übrigen  sie  beschlossen  haben,  und  letztere  können  sie 
verweigern,  falls  die  Kündigung  eine  böswillige  oder  unzeitige  ist. 

Böswillig  ist  dieselbe,  wenn  der  Gesellschafter  sie  herbeiführen  will, 
um  sich  persönlich  den  Gewinn,  der  ein  gemeinschaftlicher  sein  muss, 
anzueignen. 

Ün zeitig  ist  sie,  wenn  die  Sachen  sich  nicht  mehr  in  dem  ursprüng- 
lichen Zustande  befinden  0,  und  wenn  es  der  Gesellschaft  daran  liegt,  dass 
die  Kündigung  aufgeschoben  werde. 

488.  Der  Gesellschafter,  dessen  Kündigung  eine  betrügerische  oder 
anzeitige  ist,  haftet  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch  seine 
Trennung  verursacht  werden. 

488.  Der  Gesellschafter,  welcher  sich  freiwillig  von  der  Gesellschaft 
trennt  oder  ihre  Auflösung  veranlasst,  kann  nicht  verhindern,  dass  die 
schwebenden  Geschäfte  in  der  für  die  gemeinschaftlichen  Interessen  vortheil- 
haftesten  Weise  zu  Ende  geführt  werden,  und  erst,  nachdem  dies  stat^e- 
funden  hat,  darf  die  Vertheilung  des  Vermögens  und  der  Effekten  der  Ge- 
sellschaft erfolgen.^) 

480.  Wenn  eine  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter  au^elöste 
Handelsgesellschaft  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  fortgesetzt  werden  soll 


^)  re  non  iam  Integra  2.  B.  wenn  bei  Verträgen  ein  Theü  schon  mit  der  Erfüllung 
seiner  Yerpflichtnngen  begonnen  hat 

*)  Die  Art.  4dl  — IB9  stimmen   im  Wesentlichen  mit  den  Art  826  — 3S2  des 
Spanischen  H.  G.  B.  überein. 
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(Art.  484  No.  5)  und  unter  den  Erben  sich  ein  Minderjähriger  befindet, 
so  kann  letzterer  an  derselben  nicht  Theil  nehmen,  selbst  wenn  er  gericht- 
lich ermächtigt  ist,  falls  er  nicht  in  legitimer  Weise  habilitirt  wor* 
den  ist. 

491.  Wenn  ein  Gesellschafter  ohne  Testament  und  ohne  anwesende 
Erben  zu  hinterlassen  stirbt,  mag  nun  die  Gesellschaft  durch  seinen  Tod 
aufgelöst  werden  oder  weiter  fortbestehen,  so  kann  der  Richter,  welcher  för 
die  Sicherheit  des  Vermögens  der  Abwesenden  Yorsichtsmassregeln  treffen 
muss,  nicht  bezüglich  des  in  der  Gesellschaftsmasse  befindlichen  Erbschafts- 
vermögens vermittelnd  dazwischen  treten,  noch  in  irgend  einer  Weise  sich 
in  die  VerwaltuxYg,  Liauidation  und  Yertheilung  der  Gesellschaft  einmischen, 
sondern  er  muss  sich  aarauf  beschränken,  den  liquiden  Antheil  einzuziehen, 
welcher  sich  f&r  besagte  Erbschaft  ergiebt. 

Falls  der  verstorbene  Gesellschafter  der  Geschäftsführer  oder  Ver- 
walter der  Gesellschaft  gewesen,  oder  auch  wenn  er  dies  nicht  gewesen  ist, 
vorausgesetzt,  dass  nicht  mehr  als  ein  Gesellschafter  übrig  bleibt,  und  selbst 
wenn  es  ausser  diesen  beiden  Fällen  eine  solche  Anzahl  der  Gläubiger, 
welche  die  Hälfte  sämmtlicher  Forderungen  repräsentirt,  verlangt,  muss  zur 
Beendigung  der  schwebenden  Geschäfte  ein  neuer  Verwalter  ernannt  und 
zur  Liquidation  in  der  im  folgenden  Kanitel  vorgeschriebenen  Weise  ge- 
schritten werden,  ohne  einen  andern  Unterschied,  als  den,  dass  die  Gläubiger 
an  der  Ernennung  der  Person  oder  der  Personen,  welche  mit  der  Liquidation 
beauftragt  werden,  Theil  zu  nehmen  haben. 

Die  Ernennung  des  neuen  Verwalters  oder  Geschäftsftihrers  hat  durch 
Stimmenmehrheit  der  Gesellschafter  und  Gläubiger,  welche  sich  unter  dem 
Vorsitze  eines  Mitgliedes  des  Handelsgerichtes  in  einer  Sitzung  versammelt 
haben,  zu  erfolgen,  und  die  Wahl  kann  nur  auf  einen  Gesellschafter  oder 
einen  Gläubiger  fallen,  welcher  gleichzeitig  Kaufmann  ist. 

492.  Die  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft,  sofem  sie  aus  einem 
andern  Grunde  erfolgt,  als  dem  des  Ablaufes  der  Zeit,  für  welche  sie  ge- 
bildet wurde,  ist  so  lange  zum  Nachtheile  eines  Dritten  wirkungslos,  bis 
dieselbe  in  dem  Handelsregister  vermerkt  und  an  dem  Orte,  wo  aie  Gesell- 
schaft ihren  Sitz  oder  ihre  feste  Niederlassung  hat,  veröffentlicht  worden  ist. 

483.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  kann  kein  Gesellschafter  bei 
irgend  einer  Verpflichtung  von  der  Gesellschaftsfirma  rechtsgültig  Gebrauch 
machen,  auch  wenn  diese  Verpflichtung  vor  der  Zeit  der  Auflösung  einge- 
gangen worden  ist  oder  sicn  auf  die  Zahlung  von  Gesellschaftsschulden 
bezieht. 

484  Ein  nach  ordnungsmässiger  Veröffentlichung  der  Auflösung  der 
Gesellschaft  von  einem  Gesellschafter  gezogener  oder  acceptirter  Wechsel 
braucht  von  den  anderen  Gesellschaftern  nicht  bezahlt  zu  werden,  auch  wenn 
der  Inhaber  nachweisen  kann,  dass  er  denselben,  Mangels  Mittheilung,  in 
gutem  Glauben  empfangen  hat,  oder  duss  der  Wechsel  von  dem  Gesell- 
schafter, welcher  ihn  gezogen  oder  acceptirt  hatte,  zur  Liquidation  der  Ge- 
sellschaftsschulden benutzt  worden  ist,  oder  dass  er,  während  des  Bestehens 
der  Gesellschaft,  das  Geld  zum  Gebrauche  für  die  Firma  vorgeschossen 
hat,  unbeschadet  der  Rechte,  welche  dem  Gesellschafter,  der  den  Wechsel 
gezogen  oder  acceptirt  hat,  gegen  die  übrigen  Gesellschafter  zustehen 
könnten. 

485.  Sobald  den  Schuldnern  mitgetheilt  worden  ist,  dass,  nach  der 
Auflösung  der  Gesellschaft,  ein  bestimmter  Gesellschafter,  der  genau  be- 
zeichnet werden  muss,  mit  der  Einziehung  der  Forderungen  beauftragt  wor- 
den ist,  entlastet  die  Quittung  irgend  eines  andern  Gesellschafters,  auch 
wenn  er  zu  den  Verwaltern  gehört,  den  Schuldner  nicht. 
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Wenn  zur  Zeit  der  Auflösung  der  Gesellschaft  einer  der  Gesell- 
schafter die  Einziehung  der  Forderungen  und  die  Bezahlung  der  Schulden 
übernommen  und  den  übrigen  Gesellschaftern  gegenüber  für  jede  künftige 
Verantwortlichkeit  Bürgschaft  geleistet  hat,  so  schädizt  diese  Bürgschaft  die 
Interessen  Dritter  nicht,  es  sei  denn,  dass  sie  ausdrücKlich  vereinbart  hätten, 
die  übrigen  Gesellschafter  ihrer  Verantwortlichkeit  zu  entbinden,  oder  dass 
sie  eine  Novation  des  Vertrages  mit  jenem  vorgenommen  hätten. 

Wenn  der  Gesellschafter,  welcher  die  Bürgschaft  geleistet  hat,  das  Ge- 
schäft oder  das  Unternehmen,  welches  den  Zweck  der  erloschenen  Gesell- 
schaft bildete,  unter  derselben  Firma  oder  unter  einer  anderen  fortsetzt, 
so  sind  die  früheren  Gesellschafter  vollständig  ihrer  Verpflichtungen  ent- 
bunden, sobald  sich  der  Gläubiger  mit  dem  Gesellschafter,  welcher  das  Ge- 
schäft unter  derselben  Firma  oder  unter  einer  anderen  fortsetzt,  auf  spätere 
Geschäft^sverbindungen  einlässt,  die  kund  geben,  dass  er  seiner  Zahlungs- 
fähigkeit vertraut. 

KAPITEL  IX. 
Von  der  Liquidation. 

487.  Nach  Auflösung  einer  Gesellschaft  müssen  die  während  ihres 
Bestehens  mit  der  Verwaltung  beauftragten  Gesellschafter  zur  Liquidation 
schreiten,  unter  derselben  Firma  mit  dem  Zusätze  „in  Liquidation^ ,  es 
sei  denn,  dass  etwas  Anderes  im  Vertrage  verabredet,  oder  dass  mit  ein- 
stimmiger Genehmigung  aller  Gesellschafter  oder  durch  Stimmenmehrheit, 
im  Falle  von  Uneinigkeit,  die  Liquidation  einem  andern  Gesellschafter  oder 
einer  Person,  welche  ausserhalb  der  Gesellschaft  steht,  übertragen  worden  ist. 

498.  Die  Gesellschaft  wird  nur  noch  zum  Zwecke  der  Liquidation  als 
bestehend  angesehen. 

Der  Gebrauch  der  Gesellschaftsfirma  von  Seiten  des  Liquidators  er- 
streckt sich  nur  auf  die  Befugniss,  die  Liquidation  vorzunehmen  und  Ver- 
5 flichtungen  einzugehen,  welche  eine  natürliche  oder  unmittelbare  Folge 
avon  sind. 

489'     Die  Liquidatoren  sind  verpflichtet: 

1.  binnen  der  auf  ihre  Ernennung  folgenden  14  Tage  ein  Inventar  und 
eine  Bilanz  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  aufzustellen,  dessen 
Ergebniss  sie  zur  Kenntniss  der  Gesellschafter  bringen  müssen,  bei 
Strafe,  dass  auf  ihre  Kosten  gerichtlich  andere  Liquidatoren  ernani^t 
werden,  mögen  sie  nun  Gesellschafter  gewesen  sein  oder  nicht,  und 
dass  sie  das  Recht  auf  Honorirung  der  schon  geleisteten  Arbeit  ver- 
lieren ; 

2.  bei  derselben  Strafe  jedem  Gesellschafter  den  Status  der  Liquidation 
monatlich  initzutheilen ; 

3.  unverzüglich  zur  Vertheilung  des  Gesellschaftvermögens  zu  schreiten, 
sobald  die  Liquidation  beendigt  ist  oder  vorher,  wenn  die  Gesell- 
schafter  die  Bestimmung  getroffen  haben,  dass  die  Dividenden  nach 
Prozenten  zu  zahlen  sind,  und  zwar  der  fortschreitenden  Liquidation 
des  Vermögens  entsprechend  und  nach  Erfüllung  aller  Verpflich- 
tungen der  Gesellschaft. 

500.  Wenn  die  GesellschafUfonds  zur  Zahlung  der  f&lligen  Schulden 
nicht  ausreichen,  so  ist  es  Pflicht  der  Liquidatoren,  von  den  Gesellschaftern 
die  nöthigen  Gelder  in  den  Fällen  einzufordern,  in  welchen  dieselben  nach 
den  festgesetzten  Vorschriften  verpflichtet  sind,  dieselben  einzuzahlen. 

501.  Wenn  der  Liquidator  im  Namen  der  Gesellschaft  kontrahirt  hat, 
ohne  hierzu   einen  allgemeinen   oder  besonderen  Auftrag  zu  haben,    und  es 
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sich  auch  nicht  um  die  Fälle  des  Artikels  498  handelt,  so  sind  die  Gesell- 
schafter nur  für  den  Theil  des  Gewinnes  verpflichtet,  welchen  der  Liquidator 
nach  dem  Vertrage  erhalten  hat. 

Wenn  der  Liquidator  eine  von  allen  Gesellschaftern  ausgestellte  aUf^e- 
meine  Vollmacht  hat,  die  aufgelöste  Gesellschaft  zu  vertreten,  oder  wenn 
es  sich  um  die  Fälle  des  Art.  498  handelt,  so  sind  die  Gesellschafter  Dritten 
gegenüber  solidarisch  verpflichtet. 

502.  Wenn  der  Liquidator  zu  seiner  Thätigkeit  einer  besonderen  Voll- 
macht bedarf,  so  ist  jeder  Gesellschafter  f&r  seinen  Theil  verpflichtet,  auch 
wenn  der  Liquidator,  seiner  Specialvollmacht  gemäss,  unter  der  Gesellschafts- 
firma kontrahirt  hat. 

503.  Die  Liquidatoren  hafiten  den  Gesellschaftern  gegenüber  für  jeden 
Nachtheil,  welcher  die  Gesellschafismasse  durch  Nachlässigkeit  in  der  Aus- 
übung ihrer  Funktionen  oder  durch  Missbrauch  mit  dem  Vermögen  oder 
den  Effekten  der  Gesellschaft  trifft. 

Ln  Falle  der  strafbaren  Unterlassung  oder  Nachlässigkeit,  können  sie, 
mit  Verlust  ihres  Anspruches  auf  Bezahlung  ihrer  Arbeit,  abgesetzt  werden. 
Sollte  Betrug  nachgewiesen  werden,  ist  gegen  sie  ausserdem  die  betreffende 
strafrechtliche  Klage  zuläs^g. 

SM.  Nach  beendeter  Liquidation  und  geschehenem  Vorschlage  über 
die  Art  und  Weise,  die  Vertheilung  vorzunehmen,  erlischt,  falls  die  eine 
oder  die  andere  von  den  übrigen  Gesellschaftern  angenommen  worden  ist, 
jeder  Anspruch  irgend  welcher  Art  von  Seiten  letzterer,  sowohl  gegen 
einander,  als  auch  gegen  die  Li(][uidatoren.  Der  Gesellschafter,  welcher  die 
Liquidation  oder  Art  der  Vertheilung  nicht  billigt,  ist  verpflichtet,  binnen 
10  Tagen  nach  erhaltener  betreffender  Mittheilung  seine  Ansnrüche  geltend 
zu  machen,  bei  Strafe,  dass  er  sonst  nicht  berücksichtigt  und  aie  Liquidation 
und  Vertheilung  als  richtig  befunden  wird. 

Die  rechtzeitig  erhobenen  Ansprüche  sind  durch  Schiedsrichter  zu  ent- 
scheiden, welche  die  Parteien  in  den  auf  die  Präsentation  derselben  folgenden 
10  Tagen ^)  ernennen.  Sollte  diese  Ernennung  nicht  erfolgen,  so  hat  die- 
selbe von  Amtswegen  durch  das  kompetente  Gericht  zu  geschehen  (Art.  511 
und  512). 

505.  Kein  Gesellschafter  kann  die  Auslieferung  seines  ihm  bei  der 
Vertheilung  der  Gesellschaftsmasse  zukommenden  Guthabens,  verlangen,  so 
lange  die  sämmtlichen  Gesellschaftsschulden  nicht  gedeckt  sind  oder  eine 
zu  ihrer  Zahlung  hinreichende  Summe  nicht  hinterlegt  ist;  er  kann  jedoch 
die  Niederlegung  der  Gelder,  welche  durch  die  Liquidation  sich  ergeben, 
verlangen. 

Diese  Verfügung  erstreckt  ^ch  nicht  auf  die  Gesellschafter,  welche  der 
Gesellschaft  Darlehne  gegeben  haben;  diese  müssen  in  derselben  Weise,  wie 
die  übrigen  Gläubiger,  befriedigt  werden. 

506.  Das  Privatvermogen  der  Gesellschafter,  welches  nicht  bei  der 
Bildung  der  Gesellschaft  in  dieselbe  eingeschlossen  wurde,  kann  erst  dann  zur 
Zahlung  der  Gesellschaftsschulden  in  Anspruch  genommen  werden,  nachdem 
das  gesammte  Vermögen  der  Gesellschaft  m  Anspruch  genommen  worden  ist. 

507.  Die  Liquidatoren  können,  bei  Strafe  der  Ilmgültigkeit,  ohne  be- 
sondere schriftliche  Ermächtigung  der  Gesellschafter  keine  Vergleiche  über 
die  Gesellschaftsinteressen  weder  abschlicj^sen,  noch  untei*schreiben. 

506«  Bei  den  Liquidationen  von  Gesellschaften,  bei  denen  Minder- 
jährige   betheiUgt  sind,   haben   deren  Vormünder   mit   den  ausgedehntesten 


>)  Nach  dem  Columbianischen  H.  G.  B.  (Art.  307  cfr.  Bd.  11  S.  43)  inner- 
halb 8  Tagen. 
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Befugnissen  zu  handeln,  als  ob  sie  für  ein  eifi^enes  Geschäft  handelten. 
Alle  Handlungen,  "welche  sie  im  Kamen  ihrer  Mündel  ausfuhren,  sind 
rechtsgültig  und  unwiderruflich,  ohne  dass  zu  irgend  welcher  Zeit  das  Recht 
der  Restitution  dagegen  geltend  gemacht  werden  kann,  indem  somit  den 
Minderjährigen  nur  das  Recht  gewahrt  bleibt,  von  ihren  Vormündern  oder 
Vertretern  die  Entschädigung  der  Nachtheile  zu  fordern,  welche  ihnen  durch 
Dolus  oder  Culpa  derselben  entstanden  sind. 

509.  Nacn  beendeter  Liquidation  und  Vertheilung  sind  die  Bücher 
und  die  übrigen  Dokumente  der  Gesellschaft  in  dem  Geschäftshause  eines 
der  Gesellschafter,  welcher  durch  Stimmenmehrheit  bezeichnet  worden  ist, 
niederzulegen. 

510.  Auf  die  Vertheilung  unter  Gesellschaftern  sind  die  Vorschriften 
bezüglich  der  Erbschaftsvertheilung,  der  Art  und  Weise  der  Vertheilung  und 
der  für  die  Erben  daraus  entstehenden  Verpflichtungen  anwendbar. 

KAPITEL  X. 

Von  der  Art.,  die  Streitigkeiten  unter  den  Gesellschaftern  zu 

schlichten. 

511.  Alle  Streitfragen,  welche  unter  den  Gesellschaftern  während  der 
Dauer  der  Gesellschaft,  ihrer  Liquidation  oder  Vertheilung  vorkommen,  sind 
durch  Schiedsrichter  zu  entscheiden,  möge  dies  im  Gesellschaftsvertrage  be- 
stimmt worden  sein  oder  nicht. 

512.  Die  interessirten  Parteien  haben  dieselben  in  der,  in  der  Gesell- 
schaftsurkunde vorher  festgesetzten  Frist  oder,  in  Ermangelung  dieser  Be- 
stimmung, in  derjenigen  Frist,  welche  das  kompetente  Gericht  vorschreibt, 
zu  ernennen. 

Sollte  die  Ernennung  nicht  innerhalb  der  bezeichneten  Frist  erfolgen, 
so  muss  sie  von  Amtsi^egen,  ohne  dass  die  Frist  verlängert  zu  werden 
braucht,  durch  das  Gericht  stattfinden,  und  zwar  muss  die  Wahl  auf  solche 
Personen  fallen,  welche  nach  dem  Ermessen  der  Gerichtsbehörde  sachver- 
ständig und  unparteiisch  sind,  um  über  das  streitige  Geschäft  entscheiden  zu 
können. 


TITEL  IV. 
Vom  Kaufe  und  Verkaufe. 

513.  Der  Handelsverkauf  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  sich  jemand, 
mag  er  Eigenthümer  oder  Besitzer  der  Sache,  die  den  Gegenstand  des  Ver- 
trages bildet,  sein  oder  nicht,  verpflichtet,  diese  Sache  zu  übergeben 
oder  zu  bewirken,  dass  dieselbe  in  aas  Eigen thum  eines  anderen  gelangt, 
welcher  sich  seinerseits  verpflichtet,  einen  verabredeten  Preis  zu  bezahlen, 
Qnd  den  Kauf  abschliesst,  um  die  Sache  wieder  zu  verkaufen  oder  sie  zu 
vermiethen  (Art.  515  und  516). 

514.  Der  Kauf-  und  Verkaufsvertrag  ist  perfekt,  sobald  der  Käufer 
und  Verkäufer  über  den  Gegenstand  und  den  Preis  sich  geeinigt  haben, 
auch  wenn  dieser  noch  nicht  sofort  bezahlt,  oder  jener  nicht  auf  der  Stelle 
ausgeliefert  worden  ist. 

515.  Als  Handelskauf  oder  -Verkauf  wird  nur  der  Kauf  oder  Ver- 
kauf von  beweglichen  Sachen  angesehen,  um  di  selben  im  Grossen  oder  im 
Kleinen  wieder  zu  verkaufen,  sei  es  nun  in  derselben  Form,  in  welcher  sie 
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gekauft  worden  sind  oder  in  einer  anderen,  oder  am  ihren  Gebraach  zu 
Yprmiethen,  indem  hierin  das  Metallgeld,  die  Staatspapiere,  die  Aktien  der 
Gesellschaften  und  die  kaufmännischen  Ereditpapiere   mit  einbegriffen  sind. 

516.  Nicht  werden  als  Handelskauf,  bezw.  -Verkauf  angesehen: 

1.  der  Kauf  von  Immobilien  und  der  accessorischen  Mobilien  der- 
selben. Jedoch  gilt  als  Handelskauf  der  Kauf  Ton  Gegenständen, 
welche  für  den  Handel  nöthig  sind,  sei  es,  um  denselben  Yorzu' 
bereiten  oder  zu  erleichtern,  mögen  dieselben  auch  Accessorien  eines 
Immobile  sein; 

2.  der  Kauf  von  Gegenständen,  die  für  den  Verbrauch  des  Käufers 
oder  desjenigen  bestimmt  sind,  in  dessen  Auftrage  sie  erworben 
worden  sind; 

3.  der  Verkauf,  welchen  die  Bauern  und  Gutsbesitzer  über  die  Er- 
träge ihrer  Ernten  und  Heerden  abschliessen; 

4.  der  Verkauf,  welchen  die  Eigenthümer  oder  irgend  welche  andere 
Personen  von  den  Ertragen  oder  Gegenständen  stattfinden  lassen, 
welche  sie  aus  einer  Rente,  einer  Schenkung,  einem  Gehalte,  als 
Gratifikationen  oder  aus  irgend  einem  andern  entgeltlichen  oder 
unentgeltlichen  Titel  empfangen; 

5.  der  Wiederverkauf,  welcnen  jemand  von  dem  Ueberschusse  der  Vor- 
räthe  macht,  die  er  zu  seinem  eigenen  Bedarf  angeschafft  hat;  wenn 
jedoch  die  verkaufte  Menge  grösser,  als  die  verbrauchte  ist,  so  wird 
angenommen,  dass  der  Kauf  mit  der  Absicht,  wieder  zu  verkaufen, 
abgeschlossen  worden  ist,  und  Kauf  und  Verkauf  werden  als  Han- 
delskauf und  -Verkauf  angesehen. 

517.  Wenn  Jemand  eine  fremde  Sache  verkauft,  ohne  dass  der  Käufer 
weiss,  dass  es  eine  fremde  ist,  so  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käufer 
den  Preis  dafür  zur&ckzugeben  und  ausserdem  die  Schäden  und  Nachtheile 
zu  ersetzen. 

Wenn  der  Käufer  beim  Abschluss  des  Vertrages  weiss,  dass  es  sich 
um  eine  fremde  Sache  handelt,  so  verliert  er  den  daf&r  gezahlten  Preis,  es 
sei  denn,  dass  ausdrucklich  verabredet  worden  ist,  dass  er  im  Falle  einer 
Reklamation  von  Seiten  des  wirklichen  Eigenthümers  einen  Anspruch  auf 
Rückerstattung  des  Preises  haben  solle  (Art.  551). 

518.  Der  von  einem  Kaufmanne  im  Namen  seines  Kommittenten  ab- 
geschlossene Kauf  wird  als  an  demjenigen  Orte  erfolgt  angesehen,  an 
welchem  der  Kommissionär  den  Gegenstand  erworben  und  ihn  an  seinen 
Kommittenten  abgeschickt  hat.  Von  da  ab  wird  der  Vertrag  als  perfekt 
angesehen. 

519.  Die  unbestimmten  Offerten,  die  in  einem  Prospekte  oder  Cir- 
kulare  enthalten  sind,  verpflichten  denjenigen,  der  sie  gemacht  hat,  nicht 

520«  Bei  allen  Käufen,  bei  denen  es  sich  um  Gegenstände  handelt, 
welche  nicht  zur  Ansicht  vorliegen,  noch  nach  einer  bestimmten  und  im 
Handel  bekannten  Qualität  sich  Klassificiren  lassen,  wird  bei  dem  Käufer 
der  Vorbehalt  angenommen,  dieselben  piülen  und  frei  von  dem  Vertrage 
zurücktreten  zu  können,  im  Falle  ihm  die  Waaren  nicht  konveniren  sollten. 

Dieselbe  Befugniss  steht  ihm  zu,  wenn  er  durch  eine  besondere  Klausel 
sich  vorbehalten  hat,  die  W'aare,  über  die  er  kontrahirt  hat,  zu  probiren. 

Wenn  jedoch  in  dem  einen  oder  andern  Falle  die  Prüfung  oder  die 
Probe  von  Seiten  des  Käufers  sich  um  mehr  als  3  Tage  nacn  der  ge- 
schehenen Aufforderung  des  Verkäufers  verzögern  sollte,  so  wird  der  Vertrag 
als  wirkungslos  angesehen. 

521-  Wenn  der  Verkauf  nach  Muster  stattgefunden  hat  oder  mit  Be- 
stimmung einer  in  den  Handelsgebrauchen  bekannten  Qualität,  so  kann  der 
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Käufer  die  ÄDnahme  der  Waaren,  über  die  kontrahirt  ist,  nicht  verweigern, 
sobald  sie  den  betreffenden  Mustern  oder  der  in  dem  Vertrage  festgesetzten 
Qualität  entsprechen. 

Im  Falle  sich  der  Käufer  wegen  Mangel  an  dieser  Uebereinstimmung 
weigern  sollte,  die  Waaren  anzunehmen,  müssen  dieselben  durch  Sachver- 
ständige geprüft  werden ,  welche  unter  Berücksichtigung  der  Vertrags- 
bedingungen und  nach  Vergleich  derselben  mit  den  Mustern,  falls  letztere 
beim  Vertragsabschlüsse  vorgelegen  haben ,  zu  erklären  haben,  ob  die  An- 
nahme der  Waaren  stattfinden  muss  oder  nicht. 

Im  ersteren  Falle  wird  der  Kauf  als  abgeschlossen  angesehen,  indem 
die  Waaren  iür  Rechnung  des  Käufers  gehen;  und  im  zweiten  wird  der 
Vertrag  aufgehoben,  unbeschadet  der  Ansprüche  auf  Schadloshaltung,  welche 
der  Käufer  nach  den  besonderen,  mit  dem  Verkäufer  getroffenen  Verein- 
barungen zu  erheben  das  Recht  hat. 

522-  Bei  dem  Verkaufe  von  Gegenständen,  welche  nicht  zur  Ansicht 
vorliegen,  und  welche  dem  Käufer  durch  den  Verkäufer  übersendet  werden 
müssen,  wird  die  Resolutivbedingung  für  den  Fall,  dass  der  Gegenstand  der 
verabredeten  Qualität  nicht  entspricht,  als  selbstverständlich  festgesetzt 
angesehen  (Art.  246). 

523*  Wenn  der  verkaufte  Gegenstand  überliefert  wird,  ohne  dass  aus 
der  Vertragsurkunde  der  Preis  ersichtlich  ist,  so  wird  vorausgesetzt,  dass 
die  Parteien  sich  an  den  laufenden  Tagespreis  am  Orte  der  Lieferung  haben 
halten  wollen.  Bei  mangelndem  Ueberemkommen  wird,  wenn  an  diesem 
Tage  und  Orte  der  Preis  ein  verschiedener  gewesen  ist,  der  Durchschnitts- 
preis als  massgebend  angenommen. 

524.  Der  Verkaufspreis  kann  dem  Ermessen  eines  Dritten  überlassen 
werden.  Wenn  derselbe  jedoch  eine  Bestimmung  hierüber  nicht  treffen 
könnte  oder  wollte,  so  muss  der  Preis  durch  Schiedsrichter  festgesetzt 
werden. 

525.  Wenn  keine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist,  gehen  die 
Kosten  der  Ablieferung  des  verkauften  Gegenstandes,  bis  derselbe  gewogen, 
gezählt  und  ausgemessen  zur  Verfügung  des  Käufers  gestellt  ist,  für  Rech- 
DUDg  des  Verkäufers. 

Die  Kosten  der  Empfangnahme,  sowie  diejenigen  der  Zuführung  oder 
des  Transportes  gehen  für  Rechnung  des  Käufers. 

526.  Nachdem  der  Verkauf  perfekt  geworden  ist  (Art.  514),  ist  der 
Verkäufer  dem  Käufer  gegenüber  verpflichtet ,  den  verkauften  Gegenstand 
in  der  Zeit  und  in  der  Weise,  wie  es  in  dem  Veatrage  verabredet  worden 
ist,  zu  überliefern,  bei  Strafe,  für  die  durch  seine  Unterlassung  entstehenden 
Verluste  und  Schäden  aufkommen  zu  müssen. 

Nichtsdestoweniger  ist  keine  Verpflichtung  vorhanden,  den  Gegenstand 
vor  Zahlung  des  Preises  zu  überliefern,  wenn  sich  in  der  Zeit,  welche 
zwischen  dem  Kaufe  und  der  Ablieferung  liegt,  notorisch  die  Vermögens- 
verhältnisse des  Käufers  verändern  sollten  und  keine  genügende  Garantie 
dafür  vorhanden  ist,  dass  in  den  verabredeten  Terminen  Zahlung  erfolgen 
werde. 

527.  Die  Ueberlieferung  des  verkauften  Gegenstandes  muss,  Mangels 
ausdrücklicher  Abrede,  an  dem  Orte  erfolgen,  an  welchem  sich  zur  Zeit 
des  Verkaufes  der  Gegenstand  beüand,  und  sie  kann  durch  körperliche  oder 
symbolische  Uebergabe  oder  durch  Aushändigung  des  entsprechenden  Doku- 
mentes oder  unter  Beobachtung  des  Handelsbrauches  an  dem  Orte,  wo  sie 
stattzufinden  hat,  bewirkt  werden. 

528*  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Käufer,  dem  die  Waaren  über- 
sendet werden  müssen,  nicht  einen  bestimmten  Ort  oder  eine  gewisse  Person 
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Damhaft  macht,  \relchc  dieselben  id  seinem  Namen  in  Empfanf^  zu  nehmen 
hat,  ist  die  Zusendung,  welche  an  seinem  Wohnsitze  erfolg,  der  wirklich 
stattgefundenen  Uebenieferung  der  verkauften  Waaren  gleich  zu  achten. 

Ausgenommen  ist  der  Fall,  wenn  der  Verkäufer,  bei  noch  nicht  be- 
zahltem Preise,  die  Waaren  an  einen  seiner  Eonsignatare  sendet,  um  die- 
selben der  Anweisung  gemäss  nur  gegen  Zahlung  des  Preises  oder  Burjs;- 
scbaftsleistung  abzuliefern. 

529.  Als  symbolische  Ueberlieferung  wird,  wenn  nicht  im  Falle  eines 
Irithums,  Betruges  oder  Dolus  das  Gegentheil  bewiesen  wird,  angesehen: 

1.  die  Uebergabe  der  Schlüssel  des  Waarenlagers,  des  Ladens  oder 
der  Kiste,  in  welchen  sich  die  verkaufte  Waare  oder  der  verkaufte 
Gegenstand  befindet; 

2.  die  Thatsache,  dass  der  Käufer  in  Gegenwart  des  Verkäufers  oder 
mit  seiner  Einwilligung  seine  Marke  auf  die  gekauften  Waaren 
gesetzt  hat; 

3.  die  Uebergabe  oder  der  Empfang  der  Faktura  ohne  sofortige  Be- 
mängelung von  Seiten  des  Käufers  (Art.  557); 

4.  die  Klausel  —  -für  Rechnung"  —  auf  dem  Konnossemente  oder 
Frachtbriefe,  im  Falle  gegen  dieselbe  von  Seiten  des  Käufers  inne^ 
halb  24  Stunden  oder  durch  die  zweite  Post  kein  Einwand  erhoben 
worden  ist  (Art.  205); 

5.  die  in  das  opeditionsbuch  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten,  mit 
Einwilligung  beider  Parteien  zu  Gunsten  des  Käufers  erfolgte  Er- 
klärung oder  Eintragung; 

6.  die  durch  den  Verkäufer  dem  Käufer  gegebene  Vollmacht,  die  ver 
kauften  Waaren  fortzubringen,  vorbehaltlich  des  Retentionsrecht^ 
von  Seiten  des  Verkäufers  bei  nicht  bezahltem  Preise  (Art.  526 
und  533)  und  des  Prüfungsrechtes  der  Waaren  von  Seiten  des 
Käufers  (Art,  520  und  521). 

530.  Sollten  die  Kontrahenten  für  die  Lieferung  der  verkauften 
Waaren  und  für  die  Zahlung  des  Preises  keine  bestimmte  Frist  verabredet 
haben,  so  ist  der  Verkäufer  verpflichtet,  den  verkauften  Gegenstand  inner- 
halb der  dem  Vertrage  folgenden  24  Stunden  zur  Verfügung  des  Käufers 
zu  halten. 

Der  Käufer  kann  die  Zeit  von  10  Tagen  für  die  Zahlung  des  Preise« 
der  Waaren  beanspruchen,  jedoch  kann  er  die  Lieferung  nicnt  verlangen, 
wenn  er  nicht  in  demselben  Augenblick,  in  welchem  letztere  stattfindet, 
dem  Verkäufer  die  Zahlung  leistet 

531.  Von  dem  Zeitpunkt  ab,  in  welchem  der  Verkäufer  den  Gegen- 
stand zur  Verfügung  des  Käufers  stellt  und  letzterer  sich  mit  seiner  Qualität 
einverstanden  erklärt,  besteht  die  Verpflichtung,  den  Preis  baar  oder  an 
dem  festgesetzten  Termine  zu  zahlen,  und  der  Verkäufer  wird  zum  Depositar 
der  verkauften  Waaren  und  ist  zur  Erhaltung  derselben  nach  den  Gesetzen 
über  das  Depot  verpflichtet  (Art.  726  flgd.). 

532.  Der  Verzug  bei  der  Zahlung  des  Preises  gemäss  den  Abreden 
des  Vertrages  oder  nach  der  Bestimmung  des  Art.  530  legt  dem  Käofe^ 
die  Verpflichtung  auf,  die  laufenden  Zinsen  der  Summe  zu  zahlen,  welche 
er  dem  Verkäufer  schuldet  (Art.  536). 

533.  Solange  die  verkauften  Waaren  in  Händen  des  Verkäufers  sind, 
wenn  auch  nur  als  Depot,  hat  dieser  ein  Vorrecht  auf  dieselben  vor  jedem 
anderen  Gläubiger  des  Käufers,  in  der  in  dem  Art  1698  No.  2  festgestellten 
Form,  bezüglich  des  Betrages  des  Preises  und  der  Verzugszinsen. 

534.  Sollte  der  Verkäufer  die  verkauften  Waaren  nicht  am  verab- 
redeten Termine  oder  nach  Vorschrift   des   Art,  530   liefern,   so  kann  der 
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• 
Käufer  die  Aufhebung  des  Vertrages  naclisuchen  oder  die  Erfüllung  desselben 
fordere,  mit  Ersatz  der  aus  dem  Verzuge  entstandenen  Schäden  und  Nach- 
theile, oder  auch  die  Ermächtigung  verlangen,  am  Platze  für  Rechnung  des 
Verkäufers  eine  gleiche  Anzahl  derselben  Waaren  zu  kaufen. 

Wenn  jedoch  die  Unterlassung  der  Lieferung  davon  herrührt,  dass  die 
verkauften  Waaren  durch  unvorhergesehene  Zufalle,  ohne  Verschulden  des 
Verkäufers,  verloren  gegangen  oder  verdorben  sind,  so  erlischt  jede  Ver- 
antwortlichkeit des  letzteren,  und  der  Vertrag  ist  von  Rechtswegen  als  auf- 
gehoben zu  betrachten  (Art.  993). 

535«  Wenn  der  Käufer  sich  ohne  gerechten  Grund  weigert ,  die  ge- 
kauften Waaren  in  Empfang  zu  nehmen,  so  hat  der  Verkäufer  das  Rechte 
die  Aufhebung  des  Vertrages  zu  verlangen  oder  den  Preis  mit  Einschluss 
der  laufenden  Verzugszinsen  zu  beanspruchen,  indem  er  die  Waaren  zur 
Verfügung  der  Gerichtsbehörde  stellt,  damit  diese  die  Hinterlegung  und  den 
öffentlichen  Verkauf  derselben  für  Rechnung  und  Gefahr  des  Käufers 
anordne. 

Die  gleiche  Hinterlegung  und  den  gleichen  Verkauf  kann  auch  der 
Verkäufer  beantragen,  sobald  von  Seiten  des  Käufers  eine  Verzögerung  des 
Empfanges  der  kontrahirten  Waaren  stattfindet;  die  Transportkosten  nach 
dem  Depot  und  die  Spesen  für  die  Aufbewahrung  und  für  den  Verkauf  in 
öffentlicher  Versteigerung  sind  für  Rechnung  des  Käufers. 

536.  Damit  der  Verkäufer  oder  der  Käufer  als  in  Verzug  befindlich 
betrachtet  werden  kann,  ist  es  nöthig,  dass  eine  gerichtliche  Mahnung  oder 
eine  andere  gleichbedeutende  Massregel  (Art.  213),  in  Betreff  der  Lieferung 
des  verkauften  Gegenstandes  oder  der  Zahlung  des  Preises  vorhergegan- 
gen sei. 

537.  Der  Käufer,  welcher  im  Ganzen  über  eine  bestimmte  Anzahl 
Waaren  kontrahirt  hat,  ohne  die  einzelnen  Theile  oder  Posten  mit  Angabe 
der  verschiedenen  Lieferungszeiten  für  dieselben  abzusondern,  kann  nicht, 
gezwungen  werden,  einen  Theil  davon  in  Empfang  zu  nehmen,  mit  dem 
Versprechen,  dass  er  den  Rest  später  nachgeliefert  erhalten  ^erde. 

Sollte  er  jedoch  freiwillig  darauf  eingegangen  sein,  einen  Theil  anzu- 
nehmen, so  ist  der  Verkaut  bezüglich  der  Waaren,  welche  er  schon  empfangen 
hat,  als  unwiderruflich  und  fest  anzusehen,  auch  wenn  der  Verkäufer  die 
Lieferung  der  übrigen  Waaren  unterlässt,  vorbehaltlich  dessen,  was  ihm  in 
Betreff  dieser  Waaren  nach  seiner  Wahl  der  Art.  534  bewilligt. 

538.  Wenn  zwei  oder  mehr  Sachen,  von  welchen  eine  nicht  verkauft 
werden  kann,  zusammen  für  einen  einzigen  Preis  verkauft  worden  sind,  so 
ist  der  Verkauf  in  seinem  ganzen  Umfiange  ohne  Gültigkeit. 

539-  Die  Sachen,  welche  zur  Zeit  des  Vertrages  vollständig  verloren 
gegangen  sind,  können  nicht  Gegenstand  eines  Verkaufs  (Art.  993)  sein,  es 
sei  denn,  dass  in  dem  Vertrage  die  Gefahr,,  die  sie  laufen,  berücksichtigt 
and  ausdrücklich  darin  erwähnt  worden  ist. 

Wenn  nur  ein  Theil  verloren  gegangen  ist,  so  hat  der  Käufer  die 
Wahl,  entweder  von  dem  Vertrage  zurückzutreten,  oder  den  vorhandenen 
Theil  zu  beanspruchen,  indem  er  durch  Abschätzung  den  Preis  be- 
stimmen lässt. 

540.  Wenn  der  Käufer  die  gekaufte  Sache  zurückgiebt  und  der  Ver- 
käufer sie  annimmt  (Art.  154)  oder,  falls  sie  ihm  wider  seinen  Willen 
übergeben  worden  ist,  er  sie  nicht  für  Rechnung  desjenigen,  dem  sie  gehört, 
gerichtlich  hinterlegen  lässt,  unter  Benachrichtigung  des  Käufers  von  der 
erfolgten  Hinterlegung,  so  wird  angenommen,  dass  er  mit.  der  Aufhebung 
des  Vertrages  einverstanden  ist. 
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Ml.  Nachdem  der  Verkauf  perfekt  geworden  and  die  verkaufte  Sache 
zur  Verfügung  des  Käufers  gestellt  worden  ist,  gehen  für  Rechnung  des 
letzteren  die  etwa  vorgekommenen  Schäden  und  das  Schwinden  und  die  durch 
ihre  Aufbewahrung  entstandenen  Kosten;  es  sei  denn,  dass  dieselben  durch 
Betrug  oder  i^erschuldete  Nachlässigkeit  von  Seiten  des  Verkäufers  oder 
durch  die  eigene,  innere  schlechte  Beschaffenheit  der  verkauften  Sache  Yep- 
ursacht  worden  sind. 

Sowohl  in  dem  einen,  als  in  dem  andern  Falle  ist  der  Verkäufer  dem 
Käufer  ebenso  für  die  Rückerstattung  des  Preises  mit  den  laufenden  Zinsen, 
wie  für  die  Vergütigung  der  Schäden  verantwortlich. 

542.  Den  Verkäufer  treffen  die  Schäden  bei  den  verkauften  und 
dem  Käufer  noch  nicht  übergebenen  Sachen,  auch  wenn  solche  durch  Zufall 
entstanden  sind: 

1.  wenn  die  verkaufte  Sache  kein  bestimmter  und  bezeichneter  Offen- 
stand ist,  mit  deutlichen  Marken  oder  Zeichen,  welche  ihn  von 
andern  derselben  Art  oder  Klasse,  mit  denen  er  verwechselt  werden 
kann,  unterscheiden. 

Wenn  ein  Tbeil  der  Waaren  deteriorirt  und  der  andere  unver- 
sehrt ist,  so  kann  der  Verkäufer  nur  diesen  letzteren  anbieten. 

Wenn  alle  Waaren  deteriorirt  sind,  so  hat  der  Käufer  keine 
Verpflichtung,  dieselben  ganz  oder  zum  Theil  anzunehmen,  nicht 
einmal  zum  geringsten  Preise,  welchen  dieselben  noch  werth  sind; 

2.  wenn  nach  ausdrücklicher  Abrede  im  Vertrage  oder  nach  Handels- 
gebrauch dem  Käufer  die  Befugniss  zusteht,  die  verkaufte  Sache  zu 
prüfen  und  sich  mit  ihr  zufrieden  zu  erklären,  bevor  der  Kauf  für 
abgeschlossen  und  unwiderruflich  anzusehen  ist; 

3.  wenn  die  verkauften  Gegenstände    zu   denjenigen   gehören,   welche 

?;ewogen,   gezählt,    gemessen    oder  geschmeckt  werden  müssen,    so 
ange  dieselben  noch  nicht   gewogen,   gezählt,   gemessen   oder    ge- 
schmeckt worden  sind. 

Jedoch  ersetzt  bei  solchen  Käufen  die  wirkliche  Uebergabe  das 
unterlassene  Wiegen,  Zählen,  Messen  oder  Proben. 

Der  dem  Verkäufer  vom  Käufer  gegebene  Auftrag,  ihm  die  f^e- 
kaufte  Sache  zu  übersenden,  schliesst  den  Verzicht  auf  die  Be- 
fugniss, dieselbe  zu  schmecken,  in  sich,  so  dass  nur  das  im  Art.  522 
erwähnte  Recht  vorbehalten  bleibt; 

4.  wenn  der  Verkauf  unter  der  Bedingung  geschlossen  worden  ist,  die 
Lieferung  nicht  vor  einem  bestimmten  Termine  oder  nicht  eher 
stattfinden  zu  lassen,  als  bis  die  verkaufte  Sache  sich  in  demjenigen 
Zustande  befindet,  den  sie  nach  den  Verkaufsbedingungen  zur  Liefe- 
rung haben  muss; 

5.  wenn  der  Verkäufer  es  unterlässt,  dem  Käufer  die  verkaufte  Sache 
zu  überliefern,  wenn  letzterer  bereit  ist,  sie  in  Empfang  zu  nehmen. 

In  solchem   Falle   gehen   die  Gefahren    und  Verschlechterungen, 

welche  von  dem  Zeitpunkte  an,   in  welchem   er   in  Verzug   geräth, 

vorkommen,  für  Rechnung  des  säumigen  Verkäufers  (Art.  536). 

543*     Wenn  die  Gegenstände  nach  Ansicht   oder  für   ein    Bestimmtes 

verkauft  worden  sind,  so  ist  der  Schaden  für  Rechnung  des  Käufers,  auch 

wenn  sie  noch  nicht  gezählt,  gewogen  oder  gemessen  sind. 

Dasselbe  findet  in  den  Fällen  der  No.  3  des  vorhergehenden  Artikels 
statt,  wenn  durch  Schuld  des  Käufers  das  Zählen,  Wiegen  oder  Messen 
unterblieben  ist. 

544.  Der  Verkäufer,  welcher  nach  abgeschlossenem  Verkaufe  den 
verkauften  Gegenstand  veräussert,  verbraucht  oder  verderben  lässt,  ist  ver- 
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pflichtet,  dem  Käufer  einen  andern,  nach  Art,  Qualität  and  Menge  gleichen 
Gegenstand  zu  übergeben  oder,  in  Ermangelang  eines  solchen,  den  Werth, 
welcher  nach  dem  Urtheile  von  Schiedsrichtern  dem  yerkauften  Gegenstande, 
unter  Berücksichti^ng  des  Gebrauchs,  den  der  Käufer  von  demselben  zu 
machen  beabsichtigte,  und  des  Gewinns,  welchen  ihm  derselbe  bringen 
konnte,  beizumessen  ist,  wobei  davon  der  Verkaufspreis  in  Abzug  zu 
bringen  ist^  £ftlls  der  Käufer  ihn  noch  nicht  vollständig  gezahlt  hat. 

545.  Der  Verkäufer  haftet,  selbst  nach  erfolgter  CeberMbe,  für  die 
verborgenen  Fehler  des  verkauften  Gegenstandes,  sobald  dieselben  den 
gewöhnlichen  Gebrauch  desselben  unmöglich  machen  oder  diesen  Gebrauch 
in  einer  Weise  verringern,  dass  der  Käufer  denselben  nicht  gekauft  oder, 
falls  er  es  gewusst  hätte,  keinen  so  hohen  Preis  dafür  gezahlt  haben  würde. 

Der  Verkäufer  ist  für  die  offenbaren  Mängel  ^er  Fehler  und  für 
solche,  von  denen  der  Käufer  unbedingt  hat  Kenntniss  haben  können,  nicht 
verantwortlich. 

546.  Wenn  die  Waaren  in  Bündeln  oder  in  Verpackungen,  welche 
ihre  Prüfung  und  Feststellung  verhindern,  geliefert  sind,  so  kann  der  Käufer 
in  den  auf  die  Ablieferung  unmittelbar  folgenden  3  Tagen  jeden  Mangel 
in  der  Quantität  oder  Fehler  in  der  Qualität  geltend  machen,  indem  er 
im  ersten  Falle  den  Beweis  liefert,  dass  der  äussere  Verschluss  oder  die 
Aussentheile  der  KoUis  unversehrt  sind,  und  im  zweiten,  dass  die  Mängel 
oder  Fehler  weder  durch  Zu&ll,  noch  in  betrügerischer  Weise^  während  die 
Waaren  in  seinem  Besitze  waren,  haben  entstehen  können. 

Der  Verkäufer  kann  immer  im  Augenblick  der  Uebergabe  verlangen, 
dass  eine  vollständige  Prüfung  der  Waaren,  welche  der  Käufer  zu  empfangen 
hat,  der  Qualität  und  Menge  nach  stattfinde,  und  in  diesem  Falle  ist  besagte 
Reklamation,  nachdem  die  Waaren  überliefert  sind,  nicht  mehr  statthaft. 

547.  Die  Folgen  von  inneren  Fehlem  einer  verkauften  Sache,  welche 
bei  der  Prüfung  zur  Zeit  der  Uebergabe  nicht  haben  bemerkt  werden 
können,  treffen  bis  zu  einer  bestimmten  Frist  den  Käufer;  diese  Frist  ist 
nach  dem  Ermessen  der  Gerichte  festzustellen;  dieselbe  darf  aber  6  Monate, 
vom  Tage  der  Lieferung  an  gerechnet,  nicht  überschreiten. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  ist  der  Verkäufer  in  dieser  Hinsicht  von 
aller  Verantwortlichkeit  befreit 

548.  In  den  Fällen  der  Art.  54Ö  und  546  hat  der  Käufer  die  Wahl, 
entweder  die  Sache  zurückzusenden,  indem  er  die  Rückerstattung  des  Preises 
verlangt,  oder  sie  zu  behalten,  indem  er  einen  Theil  des  Preises,  dessen 
Höhe  von  Suchverständigen  zu  bestimmen  ist,  zurückfordert. 

Die  Ausübung  einer  dieser  beiden  Massregeln  schliesst  nothwendiger 
Weise  die  der  anderen  aus, 

548.  Der  Verkäufer  ist  immer  verpflichtet,  dem  Käafer  den  Schaden 
zu  ersetzen,  welchen  letzterer  durch  die  gerichtliche  Entwährung  der  ganzen 
verkauften  Sache  oder  eines  Theiles  derselben  erleidet,  selbst  wenn  in  dieser 
Beziehcmg  im  Vertrage  nichts  bestimmt  ist. 

550.  Die  Kontrahenten  können  durch  besondere  Bestimmungen  diese 
rechtliche  Verpflichtung  mehr  ausdehnen  oder  ihre  Wirkung  verringern,  und 
sie  können  sogar  dann  übereinkommen,  dass  der  Verkäufer  zur  Gewähr^ 
leistung  nicht  verpflichtet  ist. 

Selbst  wenn  jedoch  verabredet  ist,  dass  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet 
ist,  Gewähr  zu  leisten,  so  ist  er  dennoch  für  die  Gewährleistung  naftbar, 
welche  durch  seine  persönlichen  Handlungen  veranlasst  wird,  die  er  nach 
Abschluss  des  Vertrages  ausführt,  und  durch  seine  früheren,  welche  er  dem 
Käufer  nicht  mitgetheilt  hat. 

Eine  entgegenstehende  Abrede  ist  nichtig. 
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551-  Auch  wenn  sich  in  Gemässheit  der  Vorschrift  des  vorbcrgehendeD 
Artikels  der  Verkäufer  nicht  zu  einer  Gewahrleistung  verpflichtet  hat,  so 
bleibt  er  dennoch  immer  verpflichtet,  im  Fall  der  Entwährung,  den  Preis 
zurückzuerstatten,  es  sei  denn,  dass  er  eine  Sache  verkauft  hat,  von  welcher 
der  Käufer  wusste,  dass  sie  eine  fremde  ist  (Art.  517),  oder  dass,  nachdem 
zur  Zeit  des  Verkaufs  eine  besondere  Gefahr  der  Entwährung  ausdrücklich 
angegeben  worden  ist,  der  Käufer  dieselbe  auf  sich  genommen  hat. 

552.  Wenn  die  Gewährleistung  im  Allgemeinen  versprochen  oder 
nichts  hierüber  verabredet  worden  ist,  so  kann  der  Käufer  vom  Verkäufer, 
£alls  die  Eutwährung  stattfindet,  verlangen: 

1.  die  Rückerstattung  des  Preises; 

2.  die  Rückerstattung  der  Früchte,  wenn  er  dieselben  dem  wahren 
Eigen thümer  zurückgeben  muss; 

3.  die  durch  die  Klage  wegen  der  Gewährleistung  und  durch  die  ur- 
sprüngliche Klage  entstandenen  Kosten; 

4.  die  Schäden  und  Nachtheile  und  Kosten  des  Vertrages. 

553*  Der  Verkäufer  ist  zur  Rückerstattung  des  Preises  verpflichtet 
auch  wenn  sich  zur  Zeit  der  Entwährung  die  verkaufte  Sache  durcn  Zu&U 
oder  Nachlässigkeit  des  Käufers  verschlechtert  hat. 

Wenn  ledoch  der  Käufer  aus  dieser  Verschlechterung  irgend  eine  Art 
von  Vortheil  gezogen  hat,  so  steht  dem  Verkäufer  das  Recht  zu,  bei  der 
Rückerstattung  des  Preises  den  entsprechenden  Betrag  zurückzubehalten. 

554.  Der  Verkäufer  hat  den  höchsten  Preis,  welchen  die  Sache  zar 
Zeit  der  Entwährung  werth  ist,  zurückzuerstatten,  auch  wenn  dieser  höhere 
Preis  seinen  Grund  in  dem  Käufer  femstehenden  Thatsachen  hat. 

555.  Wenn  die  Entwährung  nur  einen  Theil  der  Sache  betrifft,  der 
aber  von  solcher  Bedeutung  in  ^üezug  auf  das  Ganze  ist,  dass  der  Käufer 
ohne  diesen  Theil  nicht  gekauft  haben  würde,  so  kann  derselbe  die  Auf- 
hebung des  Verkaufes  verlangen. 

Sollte  er  vorziehen,  den  Werth  jenes  Theiles  zu  beanspruchen,  so  mass 
ihm  derselbe  im  Verhältniss  zum  Verkaufspreise  erstattet  werden,  sei  es, 
dass  die  verkaufte  Sache  im  Werthe  gestiegen  oder  gefallen  ist. 

556-     Eine  Gewährleistung  wegen  Entwährung  findet  nicht  statt: 

1.  wenn,  ohne  Einwilligung  des  Verkäufers,  der  Käufer  aus  freien 
Stücken  vor  oder  nach  angefangenem  Prozesse  das  Geschäft  der 
Entscheidung  von  Schiedspersonen  überlassen  hat; 

2.  wenn  er,  falls  er  in  Anspruch  genommen  wird,  nicht  wenigstens 
vor  der  Vorlegung  der  Beweismittel  den  Verkäufer  vorladen  lässt. 

557.  Kein  Verkäufer  kann  dem  Käufer  eine  Faktura  über  die  dem- 
selben verkauften  und  übergebenen  Waaren,  mit  der  Quittung  am  Fusse 
derselben  über  den  Gesammtpreis  oder  den  Theil  desselben,  der  bezahlt 
worden  ist,  verweigern. 

Wenn  in  der  Faktura  ein  bestimmtes  Ziel  für  die  Zahlung  nicht  an- 
gegeben worden  ist,  so  wird  angenommen,  dass  der  Verkauf  gegen  Baar- 
zahlung  geschlossen  worden  ist. 

Wenn  die  erwähnten  Fakturen  binnen  10  Tagen  nach  erfolgter  Lieferung 
and  Empfiingnahme  vom  Käufer  nicht  verlangt  w^orden  sind,  so  werden  die- 
selben als  liquidirte  Rechnungen  angesehen. 

55&  Die  Beträge,  welche  unter  dem  Namen  von  Haftgeld  oder  Arrha 
bei  den  Verkäufen  gewöhnlich  gegeben  werden,  sind  immer  als  eine  Zahlung 
auf  Rechnung  des  rreises  und  zum  Zeichen  der  Vollziehung  des  Vertrages 
anzusehen,  ohne  dass  sich  eine  der  beiden  Parteien,  selbst  mit  Verlust  der 
Arrha,  vom  Vertrage  wieder  zurückziehen  kann. 
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Weon  der  Verkäufer  und  Käufer  verabreden,  dass  es  ihnen  frei 
stehen  solle,  mit  Verlust  des  geleisteten  Vorschusses  oder  der  Arrha  zurück- 
zutreten und  die  Erfüllung  der  Vertragsbestimmungen  zu  unterlassen,  so 
müssen  sie  dies  in  einer  besonderen  Klausel  des  Vertrages  ausdrücken. 

559*  Die  Mängel  oder  Fehler,  welche  sich  an  den  verkauften  Sachen 
zeigen,  sowie  die  Verschiedenheit  in  den  Qualitäten  (Art.  521)  müssen 
immer  durch  sachverständige  Schiedsnersonen  festgestellt  werden,  im  Falle 
keine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

560.  Wer  in  gutem  Glauben  und  mit  gültigem  Titel  eine  bewegliche, 
der  Verjährung  von  3  Jahren  unterliegende  Sache  in  Besitz  gehabt  hat, 
erlangt  das  Eigenthum  durch  Verjährung,  sei  es,  dass  der  wirkliche  Eigen- 
thümer  derselben  abwesend  oder  anwesend  gewesen  ist. 

561.  Während  dreier  Jahre,  von  dem  Verlust  und  dem  Diebstahl  an 
gerechnet,  und  sogar  nachher,  falls  der  Besitzer  das  Eigenthum  nach  dem 
vorhergehenden  Artikel  noch  nicht  erworben  hat,  kann  derjenige,  welcher 
eine  Sache  verloren  hat,  oder  dem  sie  gestohlen  ist,  dieselbe  vindiciren,  un- 
beschadet des  Anspruches  desjenigen,  welcher  sie  in  Besitz  hat,  gegen  den, 
von  dem  er  sie  erlangt  hat. 

562.  Wenn  der  faktische  Besitzer  der  gestohlenen  Sache  dieselbe  auf 
einer  Messe  oder  einem  Markte  oder  in  öffentlicher  Versteigerung  oder  von 
einer  Person  gekauft  hat,  welche  gewöhnlich  ähnliche  Sachen'  verkauft,  so 
kann  der  wirkliche  Eigenthümer  die  Auslieferung  ohne  Zahlung  des  Preises,^ 
welchen  der  Besitzer  dafür  gegeben  hat,  nicht  verlangen. 


TITEL  V. 
Von  der  Cession  nicht  indossabler  Forderungen. 

563.  Die  Cessionen  nicht  indossabler  Forderungen  sind  dem  Schuldner 
gegenüber  wirkungslos,  so  lange  sie  demselben  nicht  angezeigt  worden  sind 
und  er  dieselben  nicht  anerkannt  oder  seine  Obligation  zu  Gunsten  des 
Cessionars  novirt  hat. 

Jede  dieser  beiden  Massregeln  verpflichtet  den  Schuldner  dem  neuen 
Gläubiger  gegenüber  und  verhindert  ihn,  in  gültiger  Weise  einer  andern 
Person  Zahlung  zu  leisten. 

564.  Der  Schuldner,  welcher  den  Cessionar  nicht  als  Gläubiger  an- 
erkennen will  und  Einwendungen  zu  erheben  beabsichtigt,  die  nicht  direkt 
aus  der  Natur  der  Forderung  hervorgehen,  muss  seine  Weigerung  der  An- 
nahme binnen  3  Tagen,  von  der  ihm  gewordenen  Bekanntmachung  der 
Cession  an  gerechnet,  feststellen  lassen.*) 

Nach  Verlauf  dieser  3  Tage  wird  angenommen,  dass  er  die  Cession 
anerkennt. 

565.  Der  Schuldner  kann  stets,  falls  er  die  Cession  nicht  anerkannt 
oder  die  Novation  (Art.  563)  nicht  vorgenommen  hat,  dem  Cessionar  alle  Ein- 
reden entgegenstellen,  welche  er  dem  Cedenten  gegenüber  hätte  geltend 
machen  können,  sollten  dieselben  auch  rein  persönliche  sein. 

566.  Der  Verkauf  oder  die  Cession  einer  Forderung  schliesst  deren 
Accessorien,  wie  z.  B.  Bürgschaften,  Hvpotheken  und  Privilegien,  in  sich. 

567.  Der  Cedent  einer  nicht  indfossablen  Forderung  ist  immer  ver- 
pflichtet, das  Vorhandensein   und   die  Gesetzmässigkeit   der  Forderung  zur 


*)  Diese  Bestimmung  findet  sich  nicht  im  Spanischen  Gesetzbuch. 
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Zeit  der  Cession  za  gewährleisten,  auch  wenn  letztere  ohne  diese  Gewahr 
geschehen  sein  sollte. 

Er  haftet  für  die  Zahlongsf&bigkeit  des  Schuldners  nur  insofern,  als 
er  sich  daza  ausdrücklich  verpflichtet  hat,  und  nur  bis  zur  Höbe  der 
Summe,  welche  dem  empfangenen  Preise  gleichkommt. 

568>  Wenn  die  Zahlungsfähigkeit  eines  Schuldners  garantirt  worden 
isty  so  bezieht  sich  diese  Verpflichtung  nur  auf  die  gegenwärti^^e  Zahlungs- 
fähigkeit und  erstreckt  sich  niemals  auf  die  zukünftige,  es  sei  denn,  dass 
dies  ausdrücklich  bedungen  worden  ist 

569.  Derjenige,  l^züglich  dessen  ein  in  Streit  be&ngener  (l^^igio8^>^) 
Anspruch  cedirt  worden  ist,  kann  den  Cessionar  zwingen,  ihn  zu  liberiren, 
wenn  er  ihm  den  wirklichen  Preis  der  Cession  mit  den  Zinsen  seit  dem 
Tage,  an  welchem  die  Zahlung  stattfand,  und  die  Kosten  yergütigt. 

Yon  dem  Rechte  der  Einlösung  um  den  Kaufpreis  kann  er  erst  nach 
einem  Monat,  von  der  Mittheilung  an  gerechnet,  welche  ihm  von  der  Cession 
gemacht  worden  ist,  Gebrauch  machen. 

570.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  greift  nicht  Platz : 

1.  wenn  die  Cession  an   einen  Miterben  oder  Mitinhaber  des  cedirten 
Rechtes  geschehen  ist; 

2.  wenn   sie   an   einen    Gläubiger   des   Cedenten   als   Zahlung   seiner 
Schuld  geschehen  ist; 

3.  wenn    sie   an    den  Besitzer   der    Sache,   auf  welche   der   in  Streit 
befangene  Anspruch  sich  bezieht,  geschehen  ist. 

571.  Eine  Forderung  wird  als  in  Streit  befangen  (litigiös)  angesehen, 
sobald  über  den  Grund  des  Anspruches  eine  Klage  oder  Klagebeantwortung 
vorliegt. 


TITEL  VI. 
Von  dem  Tausch. 

572.  Der  Tauschvertrag  schliesst  zwei  wirkliche  Verkäufe  in  sich, 
indem  die  ausgetauschten  Sachen  als  Preis  und  zur  gegenseitigen  Kompen- 
sation dienen. 

573.  Der  Tausch  wird ,  ebenso  wie  der  Kauf,  durch  einfachen 
Konsenz  der  Parteien  perfekt.  Ist  derselbe  perfekt,  so  werden  die  gegen- 
seitig austauschenden  Kaufleute  zu  Gläubigem  für  die  wechselseitig  ver- 
sprochenen Sachen. 

Alle  Sachen,  welche  verkauft  werden  können,  können  auch  eingetauscht 
werden. 

574.  Wenn  einer  der  Kontrabenten  die  eingetauschte  Sache  schon 
empfangen  hat  und  nachweist,  dass  der  andere  nicht  Eigen thümer  derselben 
ist,  so  kann  er  nicht  gezwungen  werden,  die  Sache,  welche  er  dagegen  ver- 
sprochen hat,  zu  liefern,  wohl  aber  diejenige,  welche  er  erhalten  hat,  zurück- 
zugeben. 

575.  Derjenige  Kontrahent,  welcher  bei  gerichtlicher  Entwährung  der 
im  Tausch  empfangenen  Sache  unterliegt,  hat  die  Wahl,  ihren  Werth  ein- 
schliesslich der  Schäden  und  der  Verluste  zu  verlangen  oder  seine  Sache 
zurückzufordern ;  wenn  dieselbe  jedoch  schon  weiter  verkauft  ist,  so  bleibt 
ihm  nur  das  erstere  zu  thun  übrig. 

576.  Wenn  eine  bestimmte  und  genau  angegebene  Sache,  welche  zum 
Tausche  versprochen  worden  war,  ohne  Verschulden  von  Seiten  desjenigen, 
der  sie  geben  musste,  zu  Grunde  geht,  so  hört  der  Vertrag  auf,  zu  existiren 
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und  die  Sache,  welche  schon  übereeben  worden   ist,  muss  demjenigen,  der 
sie  gegeben  hat,  zurückgestellt  werden  (Art.  993). 

577.     Alle   für   die  Verkäufe    vorgeschriebenen  Bestimmungen    finden 
auch  auf  die  Tauschgeschäfte  Anwendung. 


TITEL  VII. 
Von  den  Miethsverträpgen. 

578.  Der  Handelsmiethsvertrag  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  sich 
die  eine  der  Parteien  gegen  Zahlung  eines  Preises,  welchen  die  andere  ent- 
richten muss,  verpflichtet,  dieser,  während  einer  bestimmten  Zeit,  den  Ge- 
brauch oder  Genuss  einer  beweglichen  Sache  zu  verschaffen,  oder  derselben 
ihre  Dienste  zu  leisten  oder  für  ihre  Rechnung  eine  verabredete  Arbeit 
anzufertigen. 

579.  Der  Vermiether  ist  verpflichtet,  dem  Miether  die  Sache  oder 
Arbeit  in  der  Zeit  und  in  der  Art  und  Weise  des  Vertrages  zu  übergeben, 
bei  Strafe,  für  die  unterlassene  Uebergabe  zu  haften. 

580.  Der  Vermiether  muss  die  Mängel  und  Fehler  der  Sache  oder 
Arbeit,  welche  den  Gebrauch  derselben,  für  den  sie  bestimmt  war,  ver- 
hindern, gewährleisten,  auch  wenn  er  dieselben  zur  Zeit  des  Vertrages  nicht 
gekannt  hat. 

Sollte  aus  diesen  Mängeln  und  Fehlern  dem  Miether  irgend  welcher 
Schaden  erwachsen,  so  muss  der  Vermiether  ihm  denselben  ersetzen. 

581.  Wenn  der  Vermiether  oder  ein  Anderer,  welchen  derselbe  davon 
zurückhalten  könnte,  den  Miether  an  dem  freien  Gebrauch  der  Sache  ver- 
hindert, so  ist  ersterer  für  die  etwa  entstehenden  Schäden  und  Nachtheile 
verantwortlich. 

Er  haftet  jedoch  nicht  für  die  Störungen,  die  ein  Dritter  thatsächlich 
dem  Miether  verursacht. 

582.  Während  der  Zeit  des  Vertrages  ist  es  dem  Vermiether  nicht 
gestattet,  der  freien  Verfügung  des  Miethers  die  vermiethete  Sache  zu  ent- 
ziehen, auch  wenn  er  behauptet,  dass  er  sie  für  seinen  eigenen  Gebrauch 
nöthig  hat,  noch  ist  es  dem  Miether  erlaubt,  die  Sache  vor  Ablauf  der  fest- 

S setzten  Zeit   dem  Vermiether   zurückzugeben,   es   sei  denn,    dass   er  den 
iethspreis  dafür  voll  bezahlt. 

583.  Der  Miether  kann  zu  dem  gleichen  Gebrauche,  zu  welchem  er 
gemiethet  hat,  und  während  der  ihm  zukommenden  Zeit,  aftervermiethen, 
falls  ihm  dies  im  Vertrage  nicht  ausdrücklich  untersagt  worden  ist. 

Das  Verbot  kann  ein  partielles  oder  ein  totales  sein;  und  muss  diese 
Klausel  immer  genau  dem  Wortlaute  nach  ausgelegt  werden. 

584.  Wenn  der  Miether  von  der  Sache  einen  andern  Gebrauch  macht, 
als  ihm  im  Vertrage  vorgeschrieben  ist  oder  als  sich  aus  den  Verhältnissen, 
Mangels  einer  Abrede,  von  selbst  ergiebt,  oder  wenn  er,  ganz  allgemein, 
zxmi  Nachtheile  des  Eigenthümers  die  Bedingungen  des  Vertrages  nicht 
erfüllt,  80  kann  letzterer  die  Aufhebung  des  Vertrages  beantragen  (Art.  246). 

Im  Falle  der  Aufhebung  wegen  eines  Verschuldens  des  Miethers,  bleibt 
dieser  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  aus  der  Nichterfüllung  des 
Vertrages  entstehen,  verpflichtet. 

m5.  Nach  Ablauf  des  Vertrages  muss  der  Miether  die  Sache  in  dem- 
selben Zustande  zurückliefern,  in  welchem  sie  ihm  übergeben  wurde,  mit 
Ausnahme  der  in  Folge  der  Zeit  oder  durch  höhere  Gewalt  entstandenen 
Verluste  oder  Verschlechterungen. 
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586-  Wenn  in  dem  Vertrag  der  Zustand,  in  welchem  sich  die  Sache 
befunden,  nicht  angegeben  ist,  so  wird  angenommen,  dass  der  Miether  sie 
in  gut  erhaltenem  Zustande  empfangen  hat,  und  er  muss  sie  auch  so 
zurückgeben,  vorbehaltlich  des  Beweises  im  entgegengesetzten  Falle. 

587.  Der  Miether  haftet  für  die  Schäden,  welche  die  Sache  erleidet, 
wenn  dieselben  durch  seine  Schuld;  durch  die  eines  seiner  Familienmitglieder 
oder  des  Aftermiethers  entstanden  sind,  unbeschadet  seines  Regresses  gegen 
letzteren  bezüglich  des  Antheils,  welcher  diesen  trifPt 

Er  ist  in  gleicher  Weise  für  jeden  Schaden  verantwortlich,  den  die 
Sache  erleidet,  auch  wenn  derselbe  durch  höhere  Gewalt  oder  Zu&U  ent- 
standen ist,  &lls  er  sich  nach  Ablauf  des  festgesetzten  Termins  geweigert 
hat,  dieselbe  auf  Ansuchen  des  Vermiethers  zurückzuliefern. 

588.  Niemand  kann  sich  zu  Dienstleistungen  verpflichten,  felis  dies 
nicht  für  eine  bestimmte  Zeit   oder  ein  bestimmtes  Unternehmen  geschieht. 

Die  Verdingung  von  Arbeiten,  bezw.  Werken  erlischt  mit  dem  Tode 
des  Arbeiters,  Handwerkers  oder  Unternehmers;  aber  der  Eigenthümer  des 
Werkes  hat  die  Verpflichtung,  an  die  Erben,  im  Verhältniss  des  im  Ver- 
trage verabredeten  Preises,  den  Werth  der  geleisteten  Arbeit  und  der  vor- 
bereiteten Materialien  zu  bezahlen,  falls  ihm  diese  Arbeit  und  Materialien 
von  Nutzen  sein  können. 

589.  Die  Verdingung  von  Arbeiten  erstreckt  sich  auf  die  körperlichen 
und  geistigen  Dienstleistungen  und  im  Allgemeinen  auf  jeden  Dienst,  welcher 
denjenigen,  der  ihn  leistet,  einem  Dritten  gegenüber  nicht  als  Mandatar 
oder  Vertreter  desjenigen,  Mclchem  der  Dienst  geleistet  wird,  hinstellt. 

Sie  umfasst  m  gleicher  Weise  die  Arbeiten  der  Tagelöhner  und  Hand- 
werker, welche  unter  den  Befehlen  des  Vermiethers  arbeiten,  und  die  Unter- 
nehmungen von  Arbeiten,  welche  die  Unternehmer  durch  die  unter  ihren 
Befehlen  stehenden  Arbeiter  oder  Handwerker  ausführen  lassen  (Art  599 
und  600). 

590.  W^enn  Jemandem  der  Auftrag  ertheilt  wird,  eine  Arbeit  anzufer- 
tigen, so  kann  vereinbart  werden,  dass  er  nur  seine  Thätigkeit  widmet  oder 
dass  er  auch  die  Materialien  liefert. 

Im  ersten  Falle  handelt  es  sich  nur  um  Verdingung  von  Arbeiten. 

Im  zweiten  handelt  es  sich  gleichzeitig  um  einen  Verkauf  und  eine 
Verdingung,  und  der  Vertrag,  welcher  bezüglich  der  Verdingung  zuweilen 
nicht  ein  Handelsvertrag  sein  kann,  ist  mit  Rücksicht  auf  den  Verkauf  als 
solcher  anzusehen. 

591.  Wenn  der  Arbeiter  dem  Werke  nur  seine  Thätigkeit  widniet 
und  dieses  zu  Grunde  geht,  so  ist  er  nur  für  die  ihn  daran  treffende  Schuld 
verantwortlich 

Wenn  jedoch  der  Gegenstand ,  selbst  ohne  Verschulden  des  Arbeiters, 
vor  der  Uebergabe  zu  Grunde  geht,  ohne  dass  sich  der  Eigenthümer  mit 
der  Empfangnahme  desselben  im  Verzuge  befindet,  so  kann  der  Arbeiter 
keinen  Lohn  beanspruchen,  es  sei  denn,  dass  der  Verlust  aus  fehlerhaftem 
Material  herrührt. 

592.  Wenn  der  Arbeiter  auch  die  Materialien  liefert,  so  treffen  ihn 
der  Verlust  und  die  Verschlechterung,  auf  welche  Art  dieselben  auch  ent- 
standen sein  mögen,  es  sei  denn,  dass  der  Besteller  der  Arbeit  mit  der  Em- 
pfangnahme derselben  in  Verzug  gerathen  ist  (Art.  213). 

593.  Wenn  ein  Unternehmer  gegen  eine  gewisse  Summe  und  nach 
einem  festgestellten  Plane  die  Ausführung  einer  Arbeit  übernommen  hat, 
so  kann  er  keiAe  Erhöhung  des  Preises  irgend  welcher  Art  beanspruchen,  weder 
rücksichtlich  der  Handarbeiten  oder  der  Materialien,  noch  wegen  im  Plane 
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vorgenommener  Aenderungen,  es  sei  denn,  dass  diese  Aenderungen  schrift- 
lich vereinbart  worden  sind. 

594.  Der  Arbeiter,  welcher  aus  Unkenntniss  oder  Unerfahrenheit  in 
seiner  Kanst  irgend  ein  Werk  unbrauchbar  macht  oder  verschlechtert,  zu 
welchem  er  die  Materialien  erbalten  hat,  ist  verpflichtet,  den  Werth  der 
letzteren  zu  bezahlen,  indem  er  das  unbrauchbar  gemachte  oder  verschlechterte 
Werk  für  sich  behalten  kann. 

595.  Nachdem  die  Arbeit  ^mass  der  Abrede  oder,  in  Ermangelung 
einer  solchen,  nach  dem  allgemeinen  Gebrauch  vollendet  worden  ist,  muss 
der  Besteller  dieselbe  in  Empfang  nehmen ;  wenn  er  jedoch  glaubt,  dass  sie 
nicht  die  verabredete  oder  gebräuchliche  Solidität  und  äussere  Beschaffen- 
heit besitzt,  so  hat  er  das  Recht,  sie  durch  von  Beiden  ernannte  Sachver- 
ständige prüfen  zu  lassen. 

Sollte  hervorgehen,  dass  die  Arbeit  nicht  in  der  gehörigen  Weise  an- 
gefertigt worden  ist,  so  muss  der  Arbeiter  sie  noch  einmal  ausführen  oder 
den  Preis,  den  sie  weniger  werth  ist,  zurückerstatten,  mit  Entschädigung  der 
Nachtheile. 

596'  Der  Besteller  einer  Arbeit,  zu  welcher  der  Arbeiter  die  Ma- 
terialien liefern  muss,  kann  nach  seinem  Ermessen  den  Vertrag  aufheben, 
auch  wenn  die  Ausführung  schon  angefiangen  worden  ist,  wenn  er  den 
Arbeiter  für  alle  Kosten  und  Leistungen,  sowie  für  Alles  das  entschädigt, 
was  er  bei  dieser  Arbeit  hätte  verdienen  können. 

597.  Sollte  die  anzufertigende  Arbeit  nach  Zahl  oder  Maass  berechnet 
worden  sein,  ohne  eine  feste  Zahl  oder  ein  genaues  Maass  anzugeben,  so 
kann  sowohl  der  Besteller  der  Arbeit,  als  auch  der  Unternehmer  den 
Vertrag  als  erledigt  betrachten,  wenn  der  Beti*ag  für  die  geleistete  Arbeit 
bezahlt  ist. 

598.  Der  Unternehmer  einer  anzufertigenden  Arbeit  haftet  für  die 
Fehler  und  Unterlassungen  derjenigen,  welche  unter  seinen  Anordnungen 
arbeiten,  unbeschadet  seiner  Rechte  gegen  dieselben. 

599.  Die  Maurer,  Zimmerleute  und  übrigen  Arbeiter,  welche  durch 
einen  Unternehmer  zu  einem,  für  eine  bestimmte  Summe  zu  errichtenden 
Baue  verwandt  worden  sind,  haben  eine  gerichtliche  Klage  gegen  denjenigen,  für 
welchen  der  Bau  ausgeführt  wird,  nur  bis  zur  Höhe  der  betreffenden  Summe, 
welche  ihnen  der  Unternehmer  in  dem  Augenblicke  schuldet,  in  welchem 
sie  ihn  gerichtlich  von  der  erhobenen  Klage  in  Kenntniss  setzen  lassen. 

600.  Die  Tischler,  Schlosser  und  sonstigen  Arbeiter,  welche  direkt 
gegen  eine  bestimmte  Summe,  ihrem  Handwerke  entsprechende  Arbeiten 
ausführen,  sind  den  oben  angeführten  Vorschriften  unterworfen.  Sie  sind 
Unternehmer  bezüglich  des  Theiles,  über  den  sie  einen  Vertrag  eingehen. 

601.  Alle  Streitfragen,  welche  aus  Handelsmiethsverträgen  hervor- 
gehen, sind  durch  ein  Schiedsgericht  zu  entscheiden. 

602.  Die  Vorschriften  des  ersten  Kapitels  des  zweiten  Titels:  „Vom 
Mandate^',  können  auch,  soweit  es  die  Natur  der  betreffenden  Fälle  zulässt, 
auf  die  Verwalter  oder  Direktoren  von  Fabriken  Anwendung  finden. 

TITEL  VHL 

Von  den  Bürgschaften  nnd  den  Kreditbriefen. 

KAPITEL  I. 

Von  den  Bürgschaften. 

603.  Die  Bürgschaft  im  Allgemeinen  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen 
ein  Dritter  eine  fremde  Verpflichtung  übernimmt  für  den  Fall,  dass  sie 
derjenige,  welcher  sie  eingegangen  ist,  nicht  erfüllt. 
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Damit  eine  Bürgschaft  als  eine  kaufmännische  angesehen  werde,  genügt 
es,  dass  sie  die  Zusicherung  der  Erfüllung  einer  kanfinännischen  Yerpflichtnng 
oder  eines  Handelsvertrages  zum  Gegenstande  hat,  auch  wenn  der  Bürge 
kein  Kaufmann  ist. 

604.  Die  Bürgschaft  kann  ohne  eine  rechtsgültige  Obligation,  auf 
welche  sie  sich  bezieht,  nicht  bestehen. 

Es  können  Jedoch  rein  naturale  Obligationen  oder  solche  verbargt 
werden,  welchen  das  Gesetz  seine  Anerkennung  verweigert,  wie  diejenigen 
der  Minderjährigen  oder  der  verheiratheten  Frauen. 

605.  Die  JBürgschaft  kann,  £EtIls  ein  Anerkenntniss  des  betreffenden 
Theils  nicht  vorliegt,  nur  schriftlich  bewiesen  werden,  und  sie  kann  über 
die  Grenzen  hinaus,  innerhalb  derer  sie  geleistet  wurde,  nicht  ausgedehnt 
werden. 

Jedoch  erstreckt  sich  die  unbeschränkte  Bargschaft  einer  prinzipalen 
Obligation  auf  alle  Accessorien  der  Schuld. 

606.  Die  Bürgschaft  kann  nicht  die  prinzipale  Obligation  überschreiten, 
noch  unter  lästigeren  Bedingungen  geleistet  werden;  jedoch  kann  sie  nur  für 
einen  Theil  der  Schuld  und  unter  weniger  schweren  Bedingungen  mit  einer 
grösseren  Verantwortlichkeit  eingegangen  werden. 

Die  Bürgschaft,  die  unter  lästigeren  Bedingungen  eingegangen  wird, 
ist  deshalb  nicht  ungültig,  aber  sie  reducirt  sich  auf  die  Grenzen  der  prin- 
zipalen Obligation. 

607.  Eine  Bürgschaft  kann  ohne  Auftrag  des  Hauptschuldners  und 
sogar,  ohne  dass  er  es  weiss,  übernommen  werden. 

Bürgschaft  kann  nicht  allein  für  den  Hauptschuldner,  sondern  auch  f&r 
den  Bürgen  oder  die  Bürgen  geleistet  werden. 

608.  Der  Schuldner,  der  verpflichtet  ist,  Bürgschaft  zu  leisten,  mass 
einen  Bürgen  stellen,  welcher  die  Fähigkeit  besitzt,  Verträge  einzugehen, 
die  nöthigen  Mittel  hat,  um  der  Verpflichtung  nachzukommen,  und  an  dem 
Ort  desjenigen  Gerichtshofes  wohnt,  welchem  eventuell  die  Untersuchung 
des  Geschäftes  zukommt. 

609.  Wenn  der  von  dem  Gläubiger  freiwillig  oder  gerichtlich  an- 
genommene Bürge  in  Zahlungsunfähigkeit  geräth,  muss  ein  anderer  gestellt 
werden,  falls  der  Schuldner  nicht  vorziehen  sollte,  die  Schuld  zu  bezahlen 
(Art.  1548). 

Ausgenommen  ist  nur  der  Fall,  in  welchem  der  Bürge  nicht  freiwillig 
gestellt  worden  ist,  sondern  gemäss  der  Abrede,  nach  welcher  der  Gläubiger 
eine  bestimmte  Person  als  Bürgen  verlangt  hat. 

610.  In  allen  Fällen,  sei  es,  dass  es  sich  um  eine  vertragsmässige, 
gesetzliche  oder  gerichtliche  Bürgschaft  handelt,  verpflichtet  der  Tod  des 
Bürgen  den  Schuldner  .nicht,  einen  neuen  zu  stellen. 

611.  Der  Bürge  oder  die  Bürgen  haften,  wie  der  Hauptschnldner, 
solidarisch,  ohne  dass  sie  auf  die  Rechtswohlthat  der  Theilung  oder  der 
Exkussion,  welche  in  Handelssachen  unzulässig  sind,  Anspruch  erheben 
können. 

Der  Bürge  kann  nur  verlangen,  dass  der  Gläubiger  nachweise,  dass 
er  den  Schuldner  gerichtlich  gemahnt  habe. 

612.  Der  Bürge  kann  die  Nichtigkeit  der  prinzipalen  Obligation 
geltend  machen  und  alle  Einwendungen  vorbringen,  weiche  den  Zweck 
haben,  zu  beweisen,  dass  eine  prinzipale  Obligation  entweder  gar  nicht  voi^ 
banden  gewesen  ist  oder  aufgehört  hat,  zu  bestehen,  sowie  alle  übrigen, 
welche  aus  dem  Hauptvertrage  hervorgehen,  sowie  diejenigen,  welche 
er  selbst  hat,  jedoch  nicht  die  dem  Schuldner  lediglich  persönlich  zu- 
stehenden. 
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613.  Wenn  der  Bürge  exekutivisch  in  Ansprach  genommen  wird, 
indem  ihm  vor  dem  Hauptschuldner  der  Vorzug  gegeben  worden  ist,  so 
kann  er  das  Vermögen  des  letzteren,  im  Falle  es  frei  ist,  zur  Beschlagnahme 
anbieten;  wenn  dieses  jedoch  schon  mit  Beschlag  bel^t  worden  oder  nicht 
hinreichend  ist,  so  hat  die  Exekution  gegen  aas  eigene  Vermögen  des 
Bürgen,  bis  der  Pfandende  vollständig  befriedigt  ist,  stattzufinden. 

614.  Der  Bürge,  welcher  die  Schuld  bezahlt  hat^  tritt  in  alle  Rechte 
ein,  welche  der  Gläubiger  gegen  den  Scliuldner  hatte  (Art.  939  N'o.  2). 

Jedoch  ist  der  Schuldner  nicht  verpflichtet ,  dem  Bürgen  das,  was  er 
bezahlt  hat,  zu  ersetzen,  wenn  letzterer  gewusst  hat,  dass  ersterem  irgend 
ein  Einwand  zur  Seite  stand,  welcher,  wenn  der  Bürge  ihn  vorgebracht,  die 
Klage  des  Gläubigers  erfolglos  gemacht  hätte,  und  er  ihn  nicht  erhoben  hat. 

In  diese  Vorschrift  sind  die  dem  Schuldner  oder  dem  Bulben  selbst 
zustehenden  rein  persönlichen  Einwendungen  nicht  einbegriffen. 

615.  Wenn  der  Bürge  bezahlt  hat,  ohife  verklagt  worden  zu  sein  und 
ohne  den  Hauptschuldner  davon  vorher  in  Kenntniss  gesetzt  zu  haben,  so 
hat  er  keine  ^lage  gegen  letzteren,  im  Falle  der  Schuldner  nachweist,  dass 
er  zur  Zeit  der  Zahlung  im  Stande  gewesen  wäre,  darzulegen,  dass  die 
Schuld  getilgt  sei,  unbeschadet  des  Regresses  des  Bulben  gegen  den  Gläu- 
biger. 

6|16.  Der  Bürge,  welcher  die  Schuld  bezahlt,  hat  gegen  den  Schuldner, 
der  dieselbe  aus  Irrthum  oder  Unkenntniss  zum  zweiten  Male  bezahlt,  keine 
Klage,  im  Falle  er  ihn  nicht  vorher  von  der  geleisteten  Zahlung  benach- 
richtigt hat,  unbeschadet  seines  Regresses  gegen  den  Gläubiger. 

617.  Wenn  mehrere  solidarisch  haftende  Hauptschuldner  ein  und  der- 
selben Schuld  vorhanden  sind,  so  hat  der  Bürge,  welcher  für  Alle  Bürgschaft 
geleistet  hat,  eine  Klage  gegen  jeden  Einzelnen  von  ihnen  für  den  ganzen 
Betrag. 

618«  Wenn  mehrere  Personen  einem  und  demselben  Schuldner  gegen- 
über für  dieselbe  Schuld  Bürgschaft  geleistet  haben,  so  hat  der  Bürge, 
welcher  die  Schuld  bezahlt  hat,  eine  Klage  ge^en  jeden  einzelnen  der  andern 
Bürgen  für  den  Theil,  der  sie  verhältnissmässig  trifil. 

Wenn  einer  von  ihnen  zahlungsunföhig  ist,  wird  sein  Theil  nach  Ver- 
hältniss  unter  die  anderen  vertheilt  (Art.  269  flgd.). 

619  Der  Bürge  kann,  selbst  bevor  er  bezahlt  hat,  seine  Befreiung 
fordern : 

1.  wenn  er  gerichtlich  zur  Zahlung  der  Schuld  aufgefordert  worden  ist; 

2.  wenn  der  Schuldner  anfangt,  sein  Vermögen  zu  vergeuden  oder  in 
Konkurs  verfallt; 

3.  wenn  die  Schuld  durch  den  Eintritt  der  verabredeten  Frist  exigibel 
wird; 

4.  wenn  5  Jahre  seit  Uebernahme  der  Bürgschaft  verflossen  sind,  im 
Falle  dieselbe  auf  eine  unbegrenzte  Zeit  nin  geleistet  worden  ist; 

5.  wenn,  im  Falle  die  Erf&llung  der  Verpflichtung  an  einem  bestimmten 
Tage  stattfinden  musste,  der  Gläubiger  ohne  Zustimmung  des  Bür- 
gen das  Ziel  hinausschiebt. 

620.  Wenn  der  Bürge  eine  Entschädigung  für  seine  Bürgschaftsleistung 
erhält,  kann  er  die  Anwendung  der  Nummern  4  und  5  des  vorhergehenden 
Artikels  nicht  verlangen. 

621.  Die  Bürgschaft  endigt  stets,  wenn  die  prinzipale  Obligation,  auf 
welche  sie  sich  bezieht,  erlischt,  und  im  Allgememen  in  derselben  Weise, 
wie  die  übrigen  Obligationen. 

622.  Die  Vereinigung  (confusion),  welche  in  der  Person  des  Haupt- 
schuldners stattfindet,  wenn  er  Erbe  des  Bürgen  wird,  oder  umgekehrt,  hebt 
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die  Klage  des  Gläubigers  ge^en  den,  der  fär  die  Zahlungsfähigkeit  des  Bür- 
gen Garantie  geleistet  hat,  nicht  auf. 

623.  Der  Bürge  ist  der  eingegangenen  Verantwortlichkeit  enthoben, 
wenn  durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung  von  Seiten  des  Gl&ubigers 
zu  Gunsten  des  Bürgen  die  Einsetzung  in  die  Hechte  und  Privilegien  des 
Gläubigers  nicht  naehr  stattfinden  kann. 

624.  Die  freiwillige  Annahme  irgend  einer  Sache  von  Seiten  des 
Gläubigers  in  Zahlung  der  Hauptschuld  entlastet  den  Bürgen,  auch  wenn 
der  Gläubiger  später  die  gerichtliche  Entwährung  der  an  Zahlangsstatt  ge- 
gebenen Sache  erleidet,  und  demgemäss  die  Schuld  sich  erneuert. 

KAPITEL  II. 
Von»  den  Kreditbriefen. 

625.  Die  Kreditbriefe  müssen  für  eine  bestimmte  Summe  ausgestellt 
sein,  welche  als  ^Maximum^  dem  Inhaber  zu  entrichten  ist.  Diejenigen, 
welche  keine  bestimmte  Summe  enthalten,  werden  als  einfache  Empfehlungs- 
briefe angesehen  (Art.  632). 

626.  Die  Kreditbriefe  können  nicht  ,,an  Ordre^  ausgestellt  werden, 
sondern  müssen  sich  auf  eine  bestipamte  Person  beziehen.  Wenn  der  In- 
haber davon  Gebrauch  macht,  ist  er  verpflichtet,  die  Identität  seiner  Person 
nachzuweisen,  falls  ihn  der  Zahler  nicht  kennt. 

627.  Der  Aussteller  eines  Kreditbriefes  ist  demjenigen  gegenüber,  zq 
dessen  Lasten  er  lautet,  für  die  Summe  verpflichtet,  welche  letzterer  hierauf 
bezahlt  hat,  wenn  dieselbe  die  im  Kreditbriefe  festgesetzte  nicht  übersteigt, 
sowie  für  die  betreffenden  Zinsen,  welche  vom  Tage  der  Zahlung  an  ge- 
rechnet werden. 

628.  Die  Kreditbriefe  können  in  keinem  Falle  protestirt  werden,  noch 
erlangt  der  Inhaber  derselben  durch  sie  eine  Klage  gegen  den  Aussteller, 
selbst  wenn  sie  nicht  bezahlt  werden. 

629.  Der  Aussteller  eines  Ejreditbriefes  kann  denselben,  ohne  irgend 
welche  Verantwortlichkeit  seinerseits,  wirkungslos  machen,  indem  er  an  den- 
jenigen, welcher  zu  zahlen  angewiesen  worden  ist,  eine  Kontreordre  absendet. 

Sollte  jedoch  bewiesen  werden,  dass  er  ohne  begründete  Ursache  und 
mit  betrügerischer  Absicht  gehandelt  hat,  so  haftet  er  f&r  die  sich  etwa  er- 
gebenden Nachtheile. 

630.  Der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  muss  dem  Aussteller  desselben 
ohne  Verzug  die  Summe,  welche  er  auf  Grund  desselben  empfangen  hat, 
sowie  die  Zinsen,  welche  bezahlt  worden  sind  (Art.  627),  zurückerstatten, 
im  Falle  er  diesen  Betrag  nicht  vorher  im  Besitz  des  Ausstellers  ge- 
lassen hat. 

Wenn  er  es  nicht  thut,  kann  der  Aussteller  die  Zahlung  der  Summe 
nebst  den  Zinsen  und  den  laufenden  Coursunterschied  zwischen  dem  Platzt) 
wo  der  Inhaber  die  Zahlung  empflng,  und  dem,  an  welchem  die  Deckung 
stattflnden  muss,  verlangen. 

631.  Sollte  der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  von  demselben  in  dem  mit 
dem  Aussteller  vereinbarten  Zeitraum  oder,  Mangels  einer  Abrede,  in  dem, 
welchen  unter  Berücksichtigung  der  Umstände  das  Handelsgericht  als  ge- 
nügend erachtet,  keinen  Gebrauch  machen,  so  muss  er  ihn  dem  Aussteller, 
falls  er  von  diesem  darum  ersucht  worden  ist,  zurückgeben  oder  für  seinen 
Betrag  bürgen,  bis  der  Widerruf  desselben  demjenigen  gegenüber,  der  inQ 
einzulösen  hatte,  festgestellt  ist. 


II.    Argentinien.  167 

632.  Die   kaufiaiäDnischen    Einführungs-    oder   Empfehlungsschreiben 

feben  kein  Recht  zur  gerichtlichen  Klage,  noch  erzeugen  sie  irgend  eine 
erpflichtnng.  Der  Kaufmann,  welcher  in  Folge  einer  Empfehlung  mit 
einem  Zahlungsunfähigen  kontrahirt  hat,  kann  gegen  den  Empfehlenden  nur 
dann  einen  Anspruch  erheben,  wenn  er  beweist,  dass  derselbe  in  böswilliger 
Absicht  gehandelt  hat. 

633.  Die  Streitfragen,  welche  sich  bezüglich  der  Auslegung  von  Kredit- 
oder Empfehlungsbriefen  und  aus  den  betreffenden  Verpflichtungen,  welche 
dieselben  mit  sich  bringen,  ergeben,  müssen  immer  durch  Schiedspersonen 
entschieden  werden. 


TITEL  IX. 
Von  den  Versicherungen. 

KAPITEL  I. 
Von  den  Versicherungen  im  Allgemeinen. 

634.  Die  Versicherung  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  die  eine  Partei 
sich  verpflichtet,  gegen  eine  bestimmte  Prämie  der  anderen  einen  Verlust 
oder  Schaden  oder  die  Entziehung  eines  erhofften  Gewinnes,  welche  sie  durch 
ein  un  gewisses  Ereigniss  erleiden  könnte,  zu  ersetzen. 

635.  Die  Versicherung  kann  sich  auf  jedes  Interesse,  das  in  Geld 
abgeschätzt  werden  kann,  und  auf  jede  Art  von  Gefahr,  so  weit  dies  nicht 
ausdrücklich  vom  Gesetze  verboten  ist,  erstrecken. 

Unter  Anderem  kann  sie  zum  Gegenstand  haben: 
die  Feuersgefahr, 
die  Gefahren  bei  den  Ernten, 
die  Lebensdauer  eines  oder  mehrerer  Personen, 
die  Gefahren  zur  See  (Buch  III,  Titel  IX), 

die    Gefahren    bei  Landtransporten    oder   auf  FlQssen-   und  Binnen- 
gewässern (Buch  III,  Titel  Ä). 
636-     Die  Vorschriften    der   folgenden  Artikel  sind  auf  alle  Versiche- 
rungen zu  Lande  oder  zur  See  anwendbar. 

637.  Der  Versicherer  ist  keiner  Verantwortlichkeit  unterworfen,  wenn 
derjenige,  welcher  für  sich  versichert  hat,  oder  deijenige,  für  dessen  Rech- 
nung ein  anderer  die  Versicherung  besorgt  hat,  kein  Interesse  ap  dem  ver- 
sicherten Gegenstande  zur  Zeit  der  Versicherung  hat,  es  sei  denn,  dass  der 
Vertrag  mit  der  Bedingung  geschlossen  worden  ist,  dass  er  später  Interesse 
an  der  versicherten  Sache  haben  werde. 

638-  Die  Versicherung,  welche  sich  auf  verbotene  Handlungen  bezieht, 
ist  nichtig.  Sowohl  die  übergebenen  Summen,  als  die  versicherten  Kapi- 
talien werden  gerichtlich  eingezogen,  unbeschsldet  der  strafrechtlichen  Öe- 
stimmungen. 

639  Der  Versicherer  haftet  in  keinem  Falle  für  die  Schäden  oder  die 
Havarie,  welche  direkt  durch  eigene  Fehler  oder  durch  die  Natur  der  ver- 
sicherten Gegenstände  verursacht  sind,  falls  nicht  ausdrücklich  eine  gegen- 
theilige  Abrede  getröffen  ist. 

Er  Jiaftet  auch  nicht  für  die  Schäden  und  Havarien,  welche  durch  eine 
Handlung  des  Versicherten  oder  der  Vertreter  desselben  verursacht  sind. 
Sowohl  in  diesem,  als  in  dem  vorhergehenden  Falle  kann  er  die  Prämie 
verlangen  oder  sie  zurückbehalten,  sobald  die  Gefahr  ihren  Anfang  genom- 
men hat. 
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Der  Versicherer  ist  seiner  Verpflichtung  nicht  enthoben,  wenn  die 
Schäden  oder  Havarien  durch  seine  Kommissionäre  oder  Vertreter  ver- 
ursacht worden  sind. 

640.  Jede  falsche  Erklärung  oder  jedes  Verschweigen  von  dem  Ver- 
sicherten bekannten  Umständen ,  auch  wenn  sie  in  gutem  Glauben  erfolgt 
sind,  welche  nach  dem  ürtheile  Sachverständiger  den  vertrag  verhindert  oder 
seine  Bedingungen  modificirt  haben  würden,  wenn  der  Versicherer  von  der 
wahren  Sachlage  unterrichtet  gewesen  wäre,  machen  die  Versicherung  nichtig. 

641.  Bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  zweiten  Vertrages  können  nicht 
zum  zweiten  Male  für  dieselbe  Zeit  und  gegen  dieselben  Gefahren  Gegen- 
stände versichert  werden,  deren  voller  Werth  schon  versichert  worden  ist, 
es  sei  denn  in  den  in  diesem  Gesetzbuch  vorgesehenen  Fällen  (Art.  659 
und  665). 

Wenn  die  erste  Versicherung  sich  nicht  auf  den  ganzen  Werth  des 
Gegenstandes  erstreckt,  oder  wenn  sie  mit  Ausnahme  einer  oder  mehrerer 
bestimmter  Arten  von  Gefahren  stattgefunden  hat,  so  besteht  die  Versiche- 
rung bezüglich  des  ausgeschlossenen  Theils  oder  der  ausgenommenen  Ge- 
fahren. 

642  Wenn  die  Versicherung  den  Werth  des  versicherten  Gegen- 
standes übersteigt,  so  ist  sie  nur  bis  zu  der  dem  Werthe  entsprechenden  Summe 
gültig,  vorbehaltlich  der  Beschränkung  des  Art.  662. 

Wenn  der  ganze  Werth  des  Gegenstandes  nicht  versichert  worden  ist, 
so  haftet  der  Versicherer ,  im  Falle  von  Schäden ,  nur  im  Verhältniss  von 
dem,  was  versichert  worden  ist,  zu  dem,  was  zu  versichern  unterlassen 
worden  ist. 

Jedoch  steht  es  den  Parteieii  frei,  ausdrücklich  zu  bestimmen,  d&ss, 
ohne  Rücksicht  auf  den  grösseren  Werth  des  versicherten  Gegenstandes,  die 
Schäden  bis  zu  der  dem  ganzen  Betrage  der  versicherten  Menge  entsprecheD- 
den  Summe  ersetzt  werden. 

643*  Der  Verzicht,  beim  Abschluss  oder  während  der  Dauer  eines 
Versicherungsvertrages,  auf  die  gesetzlichen  Verordnungen,  mögen  dieselben 
gebietende  oder  verbietende  sein,  ist  ungültig. 

644.  Jede  Police  oder  jeder  Versicherungsvertrag,  mit  Ausnahme  der 
Lebensversicherungsverträge,  muss  enthalten: 

1.  das  Datum  des  Ta^es,  an  welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  ist; 

2.  den  Namen  desjenigen,  welcher  f&r  eigene  oder  uremde  Rechnung 
versichern  lässt; 

3.  eine  genügend  deutliche  Bezeichnung  des  versicherten  Gegenstandes 
und  des  genauen  Werthes,  welchen  er  hat,  oder  der  ihm  zuertheilt  wird; 

4.  die  Summe,  für  welche  versichert  wird; 

5.  die  Gefahren,  welche  der  Versicherer  übernimmt; 

6.  die  Zeit,  innerhalb  welcher  für  den  Versicherer  die  GefeJiren  zu 
laufen  beginnen  oder  aufhören; 

7.  die  Versicherungsprämie  u.  s.  w.; 

8.  im  Allgemeinen  alle  Umstände,  deren  Eenntniss  von  wirklichem 
Interesse  für  den  Versicherer  sein  könnte,  sowie  alle  übrigen  von  den 
Parteien  getroffenen  Bestimmungen 

Die  Police  muss  von  dem  Versicherer  unterschrieben  sein. 

Bei  allen  Versicherungen,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen,  haben 
die  Kontrahenten  das  Recht,  bezüglich  der  genauen  Zeit,  wann  die  Ge&hren 
beginnen  und  endigen  sollen,  alle  Abreden  und  Bedingungen,  welche  sie 
für  angemessen  halten,  festzusetzen  und  in  die  Police  aufzunehmen. 

645.  Der  Versicherungsvertrag  wird  durch  einfachen  Konsens  per- 
fekt, und  die  gegenseitigen  Rechte    und  Pflichten    des  Versicherers  und  des 
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Versicherten  fangen  an,  sobald  der  Vertrag  geschlossen  ist,  sogar  vor  Unter- 
zeichnung der  Police. 

Der  Vertrag  bedingt  die  Verpflichtung  für  den  Versicherer,  die  Police 
zur  verabredeten  Zeit  zu  unterschreiben  und  dem  Versicherten  auszu- 
händigen. 

646.  Der  Versicherungsvertrag  kann  nur  schriftlich  bewiesen  werden ; 
jedoch  sind  auch  alle  übrigen  Beweismittel  zulässig,  wenn  nur  der  Än&ng 
eines  schriftlichen  Beweises  vorhanden  ist  (Art.  193). 

Sollten  über  die  Klauseln  und  besonderen  Bedingungen  des  Vertrages 
vor  Aushändigung  der  Police  Zweifel  entstehen,  so  können  die  Thatsachen 
mit  allen  in  Handelssachen  zulässigen  Beweismitteln  nachgewiesen  werden 
(Art.  192),  Jedoch  können  Dinge,  von  welchen  das  Gesetz  eine  ausdrück- 
liche Erwähnung  in  der  Police  gewisser  Versicherungen,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit,  verlangt,  nur  mittelst  schriftlicher  Form  bewiesen  werden. 

647.  Wenn  die  Versicherung  direkt  zwischen  dem  Versicherer  und 
dem  Versicherten  oder  seinem  Mandatar  abgeschlossen  ist,  so  muss  die  von 
dem  Versicherer  dem  Versicherten  oder  seinem  Vertreter  vorgelegte  Police 
binnen  24  Stunden  unterzeichnet  und  ausgehändigt  werden. 

64B.  Wenn  der  Vertrag  durch  Vermittelung  eines  Handelsmäklers 
zum  Abschluss  gekommen  ist,  muss  die  unterzeichnete  Police  binnen  8  Tagen, 
vom  Vertragsabschluss  an  gerechnet,  ausgehändigt  werden. 

648-  Im  Falle  der  Versicherer  oder  der  Handelsmäkler  die  in  den 
beiden  vorhergehenden  Artikeln  festgesetzten  Bestimmungen  nicht  befolgen 
sollten,  haften  sie  dem  Versicherten  gegenüber  für  alle  Schäden  und  Nach- 
theile, die  entstehen  könnten. 

650.  Wenn  derjenige,  welcher  mit  der  Versicherung  einer  Sache 
beauftragt  ist,  diese  für  eigene  Rechnung  versichert,  so  wird  angenommen, 
dass  er  die  in  dem  Auftrage  angegebenen  Bedingungen  annimmt,  und,  in 
Ermangelung  einer  solchen  Angabe,  dass  er  unter  den  Bedingungen  des 
Ortes,  wo  er  den  Auftrag  ausgeführt  haben  müsste  und,  wenn  der  Ort  nicht 
bezeichnet  worden  ist,  unter  deneu  seines  Wohnortes  oder  der  nächst- 
gelegenen Börse  versichert. 

651.  Wenn  die  versicherte  Sache  während  der  Dauer  des  Vertrages 
ihren  Eigenihümer  wechselt,  so  geht,  selbst  wenn  keine  Cession  oderUeber- 
gabe  der  Police  stattgefunden  hat,  die  Versicherung  auf  den  neuen  Eigen- 
thumer  über  bezüglich  der  Schäden,  welche  vorgekommen  sind,  seitdem 
die  Sache  für  Rechnung  des  neuen  Eigenthümers  ist,  es  sei  denn,  dass 
zwischen  dem  Versicherer  und  dem  ursprünglichen  Versicherten  etwas 
anderes  ausdrücklich  verabredet  worden  ist. 

Sollte  der  neue  Eigenthümer  sich  weigern,  die  Versicherung  zur  Zeit 
der  Eigen thumsübertra^ung  anzunehmen,  so  läuft  die  Versicherung  zu 
Gunsten  des  früheren  Eigenthümers  weiter,  und  zwar  für  den  Theil,  welchen 
er  an  der  versicherten  Sache  behalten  hat,  oder  für  den  Anspruch,  welchen 
er  erlangt,  falls  die  Zahlung  des  Erwerbspreises  nicht  stattfindet. 

652.  Wenn  Jemand  eine  Sache  für  Kechnung  eines  Dritten  versichern 
lasst,  muss  in  der  Police  festgestellt  werden,  ob  die  Versicherung  auf  Grund 
eines  Auftrages  oder  ohne  Weissen  des  Versicherten  stattfindet. 

In  diesem  zweiten  Falle  ist  der  Vertrag  nichtig,  selbst  nach  Genehmi- 
gung desselben  von  Seiten  des  Dritten,  wenn  deijenige,  welcher  die  Ver- 
sicherung besorgt  hat,  nicht  die  Prämie  bezahlt  oder  persönlich  die  Zahlung 
derselben  versprochen  hat. 

653.  Von  demjenigen,  welcher  eine  Versicherung  abschliesst,  wird 
angenommen,  dass  er  für  sich  gehandelt  hat,  felis  in  der  Police  nicht  aus- 
gedrückt ist,  dass  er  es  für  Rechnung  eines  Dritten  gethan  hat. 
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654.  Die  Versicher ang;  welche  ohne  Aaftrag  oder  Wissen  des  Ver- 
sicherten erfolgt,  ist  ungültig,  wenn  dieselbe  Sache  durch  ihn  oder  durch 
einen  Dritten  mit  genügender  Vollmacht  dazu  versichert  worden  war,  und 
zwar  vor  der  Zeit,  in  welcher  der  Versicherte  von  der  ohne  sein  Wissen 
abgeschlossenen  Versicherung  Kenntniss  erhielt  (Art.  641). 

655.  Die  Versicherung  von  Sachen,  welche  zur  Zeit  des  Vertrages 
schon  von  der  Gefahr  frei  waren,  um  deren  Gewährleistung  es  sich  handelte, 
oder  deren  Verlust  oder  Beschädigung  schon  eingetreten  war,  ist  nichtig, 
wenn  die  Vermuthung  vorliegt,  dass  der  Versicherer  von  dem  Aufhören 
der  Gefahr  oder  der  Versicherte  von  dem  Vorhandensein  des  Verlustes  oder 
der  Beschädigung  der  versicherten  Gegenstände  Kenntniss  hatte. 

656.  Die  Vermuthung,  dass  diese  Kenntniss  vorhanden  gewesen  ist, 
liegt  vor,  wenn  der  Richter  erklärt,  dass,  je  nach  den  Umständen,  seit  dem 
Aufhören  der  Gefahr  oder  seit  dem  Eintritt  der  Beschädigung  eine  Zeit 
verstrichen  ist,  \i'elche  genügt,  damit  die  betrefiPende  Nachricht  zur  Kenntnis-s 
des  Versicherers  oder  des  Versicherten  gelangen  konnte.  Im  Falle  des 
Zweifels  kann  das  Gericht  verfügen,  dass  der  Versicherer,  der  Versicherte 
oder  ihre  betrefiPenden  Mandatare  den  Eid  leisten,  dass  sie  von  dem  Auf- 
hören der  Gefahr  oder  von  dem  Eintritt  der  Beschfidigung  oder  des  Ver* 
lustes  nichts  gewasst  haben.  Der  einer  Partei  zugeschobene  Eid  muss  immer 
durch  das  Gericht  angeordnet  werden. 

657.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Vermuthung  greift 
nicht  Platz,  wenn  in  der  Police  ausgedruckt  ist,  dass  die  Versicherung  auf 
gute  oder  schlechte  Nachrichten  hin  abgeschlossen  worden  ist. 

In  solchem  Falle  kann  die  Versicherung  nur  annullirt  werden,  wenn 
ein  hinreichender  Beweis  dafür  vorliegt,  dass  der  Versicherte  oder  sein 
Mandatar  von  dem  Schaden  oder  Verluste,  oder  der  Versicherer  von  dem 
Aufhören  der  Gefahren  vor  der  Vollziehung  des  Vertrages  Kenntniss 
gehabt  hatten. 

658.  Der  Versicherer  kann  zu  jeder  Zeit  die  Gegenstände,  welche  er 
versichert  hat,  von  anderen  versichern  lassen. 

Die  Prämie  der  Rückversicherung  kann  geringer,  gleich  oder  grösser, 
als  die  Versicherungsprämie  sein. 

Die  Bedingungen,  Klauseln  oder  Gefahren  können  dieselben  oder 
andere  sein. 

659-  Wenn  der  Versicherte  durch  einen  dem  Versicherer  mitgetheilten 
Verzicht  letzteren  von  jeder  späteren  Verpflichtung  entbunden  hat,  kann  er 
seine  Sache  oder  sein  Interesse  von  Neuem  versichern  lassen,  und  zwar  für 
dieselbe  Zeit  und  gegen  dieselben  Gefahren. 

In  solchem  Falle  müssen  in  der  neuen  Police,  bei  Strafe  der  Nichtig- 
keit, die  vorhergehende  Versicherung,  sowie  sein  Verzicht  und  die  dem 
Versicherer  davon  gemachte  Mittheilung  erwähnt  werden. 

660.  Der  Werth  der  versicherten  Sache  muss  in  der  Police  aus- 
drücklich angegeben  werden  (Art.  1351  und  1352). 

In  Ermangelung  dieser  Angabe  kann  der  Werth  der  versicherten 
Waaren  durch  alle  im  Handel  zulässigen  Beweismittel  nachgewiesen  werden 
(Art.  192). 

661.  Der  in  der  Police  angegebene  Werth  der  Waaren  hat,  im  Fall 
er  bestritten  wird,  keine  beweisende  Kraft,  es  sei  denn,  dass  er  durch  von 
den  Parteien  ernannte  Sachverständige  bestimmt  worden  war. 

Wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Versicherte  bei  der  Werthbestimmung 
der  Waaren  in  betrügerischer  Absicht  verfahren  ist,  kann  der  Richter  ihn 
dazu   verurtheilen,  dem  Versicherer   das  Doppelte  der  vereinbarten  Prämie 
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zu  zahlen,  unbeschadet  dass  der  deklarirte  Werth  auf  den  wirklichen  Werth 
der  versicherten  Sache  reducirt  wird. 

662.  Die  in  die  Police  aufgenommene  Klausel  von  grösserem  oder 
geringerem  Werthe  befreit  weder  den  Versicherten  von  der  Verurtheilung 
wegen  Betruges,  noch  hat  sie  irgend  welche  Bedeutung,  sobald  bewiesen 
wird,  dass  die  versicherte  Sache  25  Prozent  weniger,  als  in  der  Police  an- 
gegeben, werth  war. 

663.  Wenn  mehrere  in  gutem  Glauben  abgeschlossene  Versicherungs- 
vertrage vorliegen,  von  denen  der  erste  den  vollen  Werth  der  Sache  ver- 
sichert, so  weraen  die  spätem  als  nichtig  angesehen  (Art.  641). 

Wenn  die  Versicherung  nicht  den  ganzen  Werth  der  Sache  begreift, 
so  haften  die  folgenden  Versicherer  nur  für  den  Rest  bis  zum  Werthe  des 
Preises  in  der  Reihenfolge  der  Daten;  wenn  aber  mehrere  Versicherungen 
über  dieselbe  Sache,  für  dieselbe  Zeit,  vermittelst  verschiedener  Policen,  an 
demselben  Tage,  auf  den  ganzen  Werth  abgeschlossen  worden  sind,  so  haften 
dafür  alle  Versicherer  im  Verhältniss. 

Die  Versicherer,  deren  Verträge  wirkungslos  werden,  sind  verpflichtet, 
die  empfangene  Prämie  zurückzugeben,  sie  können  aber  als  Entschädigung 
V2  Prozent  des  versicherten  Werthes  zurückbehalten  (Art.  1368). 

664.  Der  Versicherte  kann  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  vor- 
gesehenen Fällen  eine  frühere  Versicherung  nicht  aufheben,  ivm  die  späteren 
Versicherer  verantwortlich  zu  machen. 

Wenn  der  Versicherte  die  früheren  Versicherer  ihrer  Verpflichtung 
entbindet,  so  wird  angenommen,  dass  er  an  ihre  Stelle  für  dieselbe  Summe 
und  in  derselben  Reihenfolge  trete. 

Wenn  eine  Rückversicherung  abgeschlossen  ist,  treten  die  Rückver- 
sicherer in  seine  Stelle,  und  zwar  in  derselben  Reihenfolge,  ein. 

665.  Es  ist  gestattet,  eine  schon  für  ihren  ganzen  Werth  versicherte 
Sache  von  neuem  zu  versichern,  und  zwar  ganz  oder  zum  Theil,  wenn 
ausdrücklich  bedungen  wird,  dass  Rechte  gegen  die  Versicherer  nur  dann 
geltend  gemacht  werden  können,  wenn  aus  der  ersten  Versicherung  keine 
Entschädigung  zu  erlangen  ist. 

Im  Falle  einer  solchen  Abrede  müssen  die  vorhergehenden  Verträge 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  deutlich  beschrieben  sein,  und  ist  alsdann  die 
Verfügung  des  Art.  663  anwendbar. 

666.  Wenn  der  Versicherungsvertrag  im  Ganzen  oder  für  einen  Theil 
nichtig  ist,  und  der  Versicherte  in  gutem  Glauben  gehandelt  hat,  so  muss  der 
Versicherer  die  empfangene  Prämie  zurückerstatten  oder  einen  Theil  derselben 
bis  zur  Höhe  der  Summe,  welche  den  nicht  vorhanden  gewesenen  Gefahren 
entspricht  (Art.  1868  und  1388). 

In  gleicher  Weise  kann  die  Prämie  zurückgefordert  werden,  wenn  die 
versicherte  Sache  zwar  nach  der  Vollziehung  des  Vertrages,  aber  vor  dem 
Momente  untergegangen  ist,  von  welchem  an  die  Gefahren  für  Rechnung 
des  Versicherers  zu  laufen  anfingen. 

^       In   allen  Fällen,   in    welchen    der  Versicherte  Entschädigung   für    den 
Schaden  oder  Verlust  erhält,  hat  er  die  Prämie  ganz  zu  bezahlen. 

667.  Wenn  der  Vertrag  wegen  Betruges,  Dolus  oder  bösefr  Absicht 
von  Seiten  des  Versicherten  annuUirt  wird,  gewinnt  der  Versicherer  die  volle 
Prämie,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klage,  zu  welcher  Veranlassung 
vorliegen  könnte. 

668.  Mit  Ausnahme  der  besonderen  Vorschriften,  welche  für  bestimmte 
Versicherungen  gelten,  hat  der  Versicherte  seinerseits  die  grösstmöglichste 
Sorgfalt  darauf  zu  verwenden,  dass  Schäden  verhütet  oder  vermindert  werden, 
^^d  er  ist  verpflichtet,  dieselben,    sobald  sie  vorgekommen  sind,  dem  Ver- 
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sicherer  mitzutfaeilen,  bei  Strafe,  die  et^vaigen  Schäden  und  Nachtheile  tragen 
zu  müssen  (Art.  1378). 

Die  von  dem  Versicherten  zur  Verhütung  oder  Verminderung  der  Schä- 
den gemachten  Ausgaben  sind  zu  Lasten  des  Versicherers,  auch  wenn  sie, 
mit  dem  stattgehabten  Schaden,  den  Betrag  der  versicherten  Summe  über 
schreiten,  oder  sich  die  getroffenen  Massregeln  als  ungeeignet  erwiesen 
haben. 

669.  Die  Versicherer,  welche  den  der  versicherten  Sache  zugestossenen 
Schaden  oder  Verlust  bezahlt  haben,  werden  in  die  Rechte  der  Versicherten 
eingesetzt,  um  von  den  Frachtführern  oder  andern  dritten  Personen  ihrer- 
seits die  von  den  Waaren  erlittenen  Schäden  ersetzt  zu  verlangen ,  und  der 
Versicherte  haftet  persönlich  für  jede  Handlung,  welche  die  Rechte  der  Ve^ 
sicherer  jenen  dritten  Personen  gegenüber  schädigen  könnte  (Art.  1391). 

670.  Wenn,  bei  schwebendem  Risiko  der  versicherten  Sachen,  der 
Versicherer  für  fallit  erklärt  wird,  kann  der  Versicherte  die  Aufhebung  des  Ver- 
trages verlangen  oder  eine  genügende  Bürgschaft  dafür,  dass  im  Fallimem 
die  Verpflichtungen  des  Versicherers  voll  erfüllt  werden. 

Der  Versicherer  hat  dasselbe  Recht  dem  Versicherten  gegenüber,  6JU 
er  die  Versicherungsprämie  nicht  empfangen  hat. 

Im  Falle  ausreichende  Bürgschaft  im  Falliment  nicht  geleistet  wird. 
kann  der  Versicherte  die  kostenfreie  Cession  der  Rechte  verlangen,  welche 
aus  irgend  einer^  stattgefundenen  Rückversicherung  resultiren. 

671.  Die  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  werden  durch 
ihre  Statuten  und  Verordnungen  und,  falls  diese  nicht  genügen,  durch  die 
Verfügungen  dieses  Gesetzbuches  geregelt. 

Bei  ihnen  ist  besonders  das  im  letzten  Alinea  des  Art.  680  enthaltene 
Verbot  anwendbar. 

672.  Die  ausländischen  Versicherungsgesellschaften  können  ohne  Er- 
mächtigung der  Exekutivgewalt  keine  Agenten  im  Staate  anstellen.  Sollten 
sie  es  dennoch  thun,  so  sind  die  Agenten  persönlich  ebenso  verantwortlich. 
wie  im  Falle  einer  Uebertretung  der  Statuten  ihrer  Gesellschaft  (Art.  408). 


KAPITEL  II. 

Von  den  verschiedenen  Arten  der  Versicherungen  auf  dem  Lande. 

Abschnitt  I. 
Von    den    Versicherungen   gegen    Feuersgefahr. 

673.  Die  Policen  einer  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  mössea, 
ausser  den  im  Art.  644  vorgeschriebenen  Angaben,  enthalten: 

1.  den  Ort,  wo  die  versicherten  Gebäude  liegen,  mit  Bezeichnung  ihrer 
Umgebung; 

2.  den  Zweck  oder  die  Benutzung  jener  Gebäude; 

3.  den  Zweck  und  die  Benutzung  der  angrenzenden  Gebäude,  insoweit 
diese  Umstände  auf  den  Vertrag  von  Einfluss  sein  können; 

4.  die  Lage  mit  Bezeichnung  der  Umgebung  und  der  Benutzung  oder 
Bestimmung  derjenigen  Gebäude,  wo  die  beweglichen  Vermögens- 
objekte, die  Gegenstand  der  Versicherung  sein  sollen,  sich  befinden 
oder  lagern.  # 

674.  Die  Versicherung  gegen  Feuersgefahr  muss  für  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Monaten  oder  Jahren  abgeschlossen  werden,  und  zwar  gegen 
eine  monatliche  oder  jährliche  Prämie. 
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Die  Pr&mie  mass  am  ÄD&n^e  eines  jeden  Monats  oder  Jahres  bezahlt 
werden. 

Wenn  die  Versicherung  hinfallig  wird  (Art.  681,  682  und  683),  so 
wird  für  die  Monate  und  Jahre,  welche  nicht  zu  laufen  angefangen  haben, 
nichts  geschuldet,  noch  kann  der  bezahlte  Betrag  zurückgefordert  werden. 

675  Wenn  mit  Einwilligung  der  Parteien  die  Prämien  einiger  künftiger 
Monate  oder  Jahre  im  Voraus  bezahlt  worden  sind,  so  hebt  diese  Voraus- 
zahlung die  jährliche  Eintheilung  der  Prämienzahlung  auf,  und  es  muss 
angenommen  werden,  dass  die  Parteien  eine  einmalige  Versicherung  gegen 
eine  einzige  Prämie  und  für  eine  bestimmte  Anzahl  Jahre  substituirt  haben. 

676.  Wird  die  Prämie  nicht  am  An&nge  eines  jeden  Jahres  bezahlt, 
so  hören  die  Gefahren  auf  zu  Lasten  des  Versicherers  zu  sein. 

Wenn  der  Versicherte  später  die  Zahlung  anbietet,  mit  welcher  er 
säumig  geivesen  ist,  so  hat  der  Versicherer  die  Wahl  zwischen  der  Fortsetzung 
der  Versicherung  oder  der  Aufhebung  des  Vertrages,  und  zwar  von  dem 
Tage  an,  an  welchem  die  Prämie  hätte  bezahlt  werden  müssen. 

677.  Auch  wenn  der  Versicherer  gerichtliche  oder  anssergerichtliche 
Schritte  thut,  um  die  Zahlung  der  Prämie  zu  erlangen,  so  sind  deswegen 
doch  nicht  die  Gefahren  für  seine  Rechnung,  so  lange  die  Prämie  nicht 
bezahlt  ist. 

678.  Die  Abschätzung  de«^  Schadens  von  versicherten  Immobilien 
erfolgt  in  der  Weise,  dass  der  Werth,  welchen  die  versicherte  Sache  vor 
dem  Brande  gehabt,  mit  demjenigen,  den  es  unmittelbar  nach  demselben  hat, 
verglichen  wird. 

679.  Wenn  verabredet  worden  ist,  dass  der  Versicherer  verpflichtet 
ist,  das  abgebrannte  Gebäude  bis  zu  der  dem  versicherten  Betrage  ent- 
sprechenden Summe  wieder  aufzubauen  oder  wieder  herzustellen,  so  hat  er 
das  Becht,  zu  verlangen,  dass  die  Summe,  welche  er  bezahlen  muss,  auch 
wirklich,  innerhalb  einer  vom  Gericht  bestimmten  Zeit,  für  diesen  Zweck 
verwendet  werde,  und  das  Gericht  kann  auf  Antrag  des  Versicherers  an- 
ordnen, dass  hierfür,  wenn  es  für  nothig  gehalten  wird,  Bürgschaft  geleistet 
werde. 

680.  Die  Gegenstände  können  für  ihren  ganzen  Werth  versichert 
werden. 

Wenn  die  Wiederaufbauung  oder  Wiederherstellung  vereinbart  worden 
ist,  so  ist  festzusetzen,  dass  die  noth wendigen  Kosten  für  Rechnung  des 
Versicherers  gehen. 

Wenn  eine  solche  Abrede  getroffen  ist,  kann  die  Versicherung  in 
keinem  Fall  mehr  als  dreiviertel  Theilc  der  Kosten  betragen.  Sollte  sie 
höher  sein,  so  ist  sie  bezüglich  des  Ueberschusses  nichtig,  und  ist  die  Ver- 
muthung  eines  Betruges  gegen  den  Versicherten  vorhanden. 

681.  Die  aus  der  Versicherung  hervorgehende  Verpflichtung  erlischt, 
wenn  einem  versicherten  Gebäude  eine  andere  Bestimmung  gegeben  wird, 
welche  dieses  der  Feuersgefahr  mehr  aussetzt,  so  dass  der  Versicherer  es 
entweder  gar  nicht  oder  doch  unter  anderen  Bedingungen  versichert  haben 
würde,  wenn  das  Gebäude  vor  dem  Vertrage  diese  Bestimmung  gehabt  hätte. 

682.  Dieselbe  Vorschrift  ist  für  den  Fall  anwendbar,  dass  die  ver- 
sicherten Gegenstände  nach  einem  andern,  als  dem  in  der  Police  angegebenen 
Orte  der  Niederlage  gebracht  worden  sind.  Sollten  nicht  alle  Gegenstände 
fortgeschafft  worden  sein,  so  wird  die  Prämie  im  Verhältniss  restituirt. 

683.  Die  Feuerversicherung  ist  rein  persönlich.  Wenn  die  versicherte 
Sache  in  das  Eigenthum  eines  Andern  übergeht,  so  hat  der  Versicherer  das 
Recht,  den  Vertrag  ohne  Wirkung  zu  lassen. 
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684.  Wenn  bewegliche  Sacheo  oder  Waaren  in  einem  Hause,  Lager 
oder  in  einer  anderen  Niederlage  versichert  worden  sind,  kann  das  Gericht 
beim  Mangel  oder  bei  Unzulänglichkeit  der  Beweise,  welche  im  Art  661 
gefordert  werden,  dem  Versicherten  den  Eid  auferlegen. 

685.  Alle  aus  der  Feuersbrunst  herrührenden  Schäden  sind  für  Rech- 
nung des  Versicherers,  welches  auch  die  Ursache  sein  mag,  welche  sie  her- 
beigeführt hat,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherer  beweist,  dass  das  Feuer 
durch  ein  schweres  Verschulden  von  Seiten  des  Versicherten  selbst  ent- 
standen ist  (Art.  639). 

686.  Der  Schaden,  welcher  als  eine  Folge  der  Feuersbrunst  anzusehen 
ist,  wird  dem  gleich  erachtet,  der  direkt  durch  das  Feuer  selbst  verursacht 
worden  ist,  auch  wenn  er  von  der  Feuersbrunst  anliegender  Gebäude  her- 
rühren sollte,  wie  z.  B.  die  Beschädigungen,  welche  die  versicherte  Sache 
durch  das  Wasser  oder  durch  ein  anderes  zum  Hemmen  des  Feuers  an- 
gewendetes Mittel  erleidet,  der  Verlust  durch  Diebstahl  oder  auf  andere 
Weise,  während  das  Feuer  gelöscht  wurde  oder  die  Verwirrung  andauerte, 
sowie  der  Schaden,  der  durch  die,  auf  höheren  Befehl  erfolgte  ganzliche 
oder  theilweise  Zerstörung  der  versicherten  Sache  veranlasst  worden  ist,  um 
das  Fortschreiten  des  Feuers  zu  verhindern. 

687.  Den  durch  die  Feuersbrunst  verursachten  Schäden  ist  auch  der- 

ßnige   gleich  zu  achten,    der  aus  einer  Explosion    von    Pulver  oder   einer 
ampfmaschine  oder  aus   einem  Blitzschlag    u.  s.  w..    herrührt,    auch  wenn 
dadurch  eine  Feuersbrunst  nicht  entstanden  ist. 

Abschnitt  II. 

Von    den    Versicherungen   der  Gefahren,   denen   die   landwirth- 

schaftlichen    Erzeugnisse    unterworfen    sind.^) 

688.  Die  Police  muss,  unabhängig  von  den  im  Art.  644  vorge- 
schriebenen Angaben,  enthalten: 

1.  die   Lage   und  Umgebung   desjenigen  Terrains,    dessen  Erzeugnisse 
versichert  werden; 

2.  die  Art  der  Saaten  und  Pflanzen. 

689.  Die  Versicherung  kann  auf  ein  oder  mehrere  Jahre  abgeschlossen 
werden.  Ist  keine  Zeit  angegeben,  so  wird  sie  als  auf  ein  Jahr  eingegangen 
angesehen. 

690.  Um  den  Schaden  abzuschätzen,  wird  der  Werth  berechnet,  den 
die  Früchte  zur  Zeit  der  Ernte  gehabt  haben  würden,  falls  kein  Unfall  vor- 
gekommen wäre,  sowie  der  Gebrauch,  der  von  ihnen  gemacht  werden  konnte, 
und  der  Werth,  welchen  sie  nach  erlittenem  Schaden  haben.  Der  Versicherer 
hat  den  Unterschied  als  Entschädigung  zu  zahlen. 

691.  Die  Entschädigung  muss  als  Grundlage  den  Betrag  der  Ver- 
sicherung haben. 

Sollte  jedoch  der  Ertrag  in  Folge  von  Ereignissen,  die  ausserhalb  des 
VersicheruDgsgrundes  liegen,  an  Werm  verloren  haben,  so  hat  die  Berech- 
nung der  Entschädigung  in  der  Weise  stattzufinden,  dass  der  Preis  der 
Versicherung  verhältnissmässig  vermindert  wird. 

692.  Weder  bei  dieser  Art  von  Versicherungen,  noch  bei  denen  gegen 
Feuersgefahr  ist  der  Abandon  statthaft. 


^)  Die  Viehversichenmg  ist  hier  nicht  behandelt. 
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Abschnitt  III. 

Von  den  Lebensversicherungen. 

Das  Leben  einer  Person  kann  zu  Gunsten  irgend  eines  Inter- 
essenten für  eine  Zeit,  welche,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Versicherung, 
im  Vertrage  bestimmt  sein  mass,  versichert  werden. 

694.  Der  Interessent  kann  selbst  ohne  Einwilligung  oder  Kenntniss 
desjenigen,  dessen  Leben  versichert  wird,  die  Versicherung  eingehen.  Jedoch 
muss  derjenige»  welcher  die  Versicherung  abschliesst^  Interesse  an  der  Le- 
bensdauer   der  versicherten  Person,    wenigstens    beim  Zeitpunkte    des  Ver- 

'  tragsubschlusses,  haben. 

695.  Die  Police  muss  enthalten: 

1.  den  Tag  des  Vertrages; 

2.  den  Namen  des  Versicherten; 

3.  den  Namen  desjenigen,  dessen  Leben  versichert  wird; 

4.  die  Zeit,  zu  welcher   das   Risiko  für   den  Versicherer   anfangt  und 
aufhört; 

5.  die  Summe,  für  welche  versichert  wird; 

6.  die  Versicherungsprämie. 

696.  Die  Abschätzung  der  Summe  und  die  Bestimmung  der  Ver- 
sicherungsbedingungen sind  dem  Gutdünken  der  Parteien  überlassen. 

697.  Wenn  derjenige,  dessen  Leben  versichert  wird,  schon  zur  Zeit 
des  Vertragsabschlusses  gestorben  ist,  so  ist  der  Vertrag  nichtig,  selbst 
wenn  der  Tod  nicht  zur  Kenntniss  des  Versicherten  hat  gelangen  kön- 
nen, es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich  verabredet  worden  ist 
(Art.  655). 

698.  Die  Versicherung  ist  ebenfalls  nichtig,  wenn  derjenige,  welcher 
sein  Leben  hat  versichern  lassen,  sich  selbst  tödtet,  wenn  er  zur  Todesstrafe 
verurtheilt  worden  ist  oder  sein  Leben  im  Zweikampfe  oder  in  einem  andern 
strafbaren  Unternehmen  verliert. 

699.  Die  Versicherung  ist  ebenfalls  nichtig,  wenn  derjenige,  welcher 
den  Versicherungsbetrag  beansprucht,  die  versicherte  Person  getödtet  hat. 


TITEL  X. 
Vom  Darlehn  und  von  den  Erträgen  oder  Zinsen. 

700.  Das  Handelsdarlehn  ist  jede  Handlung  oder  jede  Verpflichtung, 
welche  aus  irgend  einem  Grunde  eine  in  baarem  Gelde  oder  in  einer  andern 
vertretbaren  iSache  zahlbare  Schuld  erzeugt. 

701.  Das  Darlehn  ist  den  Handelsgesetzen  unterworfen,  wenn  die 
geleistete  Sache  als  Handelsgegenstand  oder  als  zum  Handelsgebrauche  be- 
stimmt angesehen  werden  kann  und  der  Vertrag  zwischen  Personen  statt- 
gefunden hat,  welche  die  Qualifikation  als  Kaufleute  besitzen,  oder  von 
denen  wenigstens  der  Schuldner  diese  Eigenschaft  hat. 

702.  Die  Verpflichtung,  welche  aus  einem  Gelddarlehne  entsteht,  ist 
nie  grösser,  als  die  im  Vertrage  numerisch  angegebene  Summe. 

Wenn  vor  der  Zahlung  ein  Steigen  oder  Fallen  des  Geldcourses  statt- 
findet, kommt  der  Schuldner,  falls  kerne  entgegengesetzte  Abrede  getroffen 
ist;  seiner  Verpflichtung  nach,  wenn  er  die  numerisch  angegebene,  geliehene 
Summe  zu  dem  zur  Zeit  der  stattfindenden  Zahlungsleistung  laufenden 
Course  zurückliefert. 
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703*  Derjenige,  welcher  nach  eigeDhäodiger  UnterzeichnuDg  einer 
UrkuDde  über  geliehenes  Geld  den  £ini;9and  erhebt,  dass  das  Geld  nicht 
gezählt  worden  ist,  hat  diesen  Einwand  so  gut  wie  jeden  anderen  zu  be- 
weisen, sei  es,  dass  er  denselben  vor  oder  nach  2  Janren,  von  dem  Datoin 
des  Dokumentes  an  gerechnet,  erhebt. 

704.  Der  Darlehnsempfänger  ist  yerpflichtet,  die  geliehene  Sache  in 
derselben  Quantität,  Qualität  und  Güte  in  der  verabredeten  Zeit  und  am 
festgesetzten  Orte  zurückzuliefem. 

705.  Wenn  über  die  Zeit  und  den  Ort,  wann  oder  wo  die  Rückgabe 
erfolgen  soll,  nichts  vereinbart  worden  ist,  so  muss  dieselbe,  sobald  es  der 
Darlehnsgeber  verlangt,  nach  Ablauf  von  10  Tagen ,  vom  Yertraja^bschlasse 
an  gerechnet,  und  am  Wohnorte  des  Schuldners  vorgenommen  werden 
(Art.  252). 

706.  Wenn  verabredet  worden  ist,  dass  der  Darlehnsempfänger  zahlen 
soll,  wann  er  kann  oder  wann  er  die  dazu  nöthigen  Mittel  hat»  so  kaoo 
der  Richter,  je  nach  den  Umständen ,  eine  Frist  für  die  Zahlung 
festsetzen. 

707.  In  den  Fällen,  in  welchen  das  Gesetz  nicht  ausdrücklich  laufende 
Zinsen  angenommen  hat,  oder  wenn  diese  im  Vertrage  nicht  bedungen 
worden  sind,  bewirkt  die  Verzögerung  der  Erfüllung  der  Verpflichtang, 
dass  die  Zinsen  vom  Tage  der  Klage  an  laufen,  auch  wenn  letztere  den 
Betrag  der  Forderung  überschritten  hat,  und  der  Gläubiger  einen  Verlust 
oder  Nachtheil  nicht  nachweisen  kann,  und  auch  der  Verpflichtete  in  gutem 
Glauben  annimmt,  nicht  Schuldner  zu  sein. 

708.  Bei  den  illiquiden  Schulden  laufen^ie  Zinsen  vom  Tage  der 
gerichtlichen  Mahnung  an  für  die  Summe  der  r  orderung,  welche  die  Liqui- 
dation ergiebt. 

709.  Wenn  die  Darlehne  in  Naturalgegenständen  bestehen ,  so  ist  ihr 
Werth  zur  Berechnung  der  Erträge  nach  den  Preisen  abzuschätzen,  welche 
am  Tage  der  Fälligkeit  der  Obligation  die  geliehenen  Waaren  am  Orte, 
wo  die  Rückgabe  erfolgen  muss,  haben  (Art.  712). 

710.  Die  Erträge  der  Darlehne  unter  Kaufleuten  sind  immer  in  Oeld 
festzustellen,  selbst  wenn  das  Darlehn  in  Gegenständen  oder  Handelswaareo 
besteht. 

Die  Erträge  sind  in  derselben  Münzsorte,  wie  diejenige  des  Kapitals 
oder  der  Hauptsumme,  zu   bezahlen. 

711.  Die  Darlehne  erzeugen  eine  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Zinsen 
nur  dann,  wenn  dies  ausdrücklich  schriftlicn  vereinbart  worden  ist,  es  sei 
denn,  dass  Verzug  eingetreten  ist  (Art.  707). 

Jede  mündliche  Abrede  über  Zinsen  ist  vor  Gericht  wirkungslos. 

712  Die  Verzugszinsen  müssen  nach  dem  Werthe  der  geliehenen 
Sache,  zur  Zeit  und  an  dem  Orte,  wann  oder  wo  die  Rückgabe  geschehen 
muss,  berechnet  werden  (Art.  704  und  705). 

Wenn  die  Zeit  und  der  Ort  nicht  bestimmt  worden  sind ,  muss  die 
Zahlung  nach  dem  Preise  der  Zeit  und  des  Ortes,  wo  das  Darlehn  stattfand, 
geleistet  werden. 

713.  Wenn  eine  Zinsenabrede  getroffen  ist  ohne  Angabe  der  Summe, 
bis  zu  welcher  dieselben  anzuwachsen  haben,  oder  der  Zeit,  von  der  ab  sie 
zu  laufen  an&ngen,  so  wird  vorausgesetzt,  dass  sich  die  Parteien  nach  den 
Zinsen,  welche  die  öffentlichen  Banken  zahlen,  gerichtet  haben,  und ^ zwar 
nur  für  die  Zeit,   welche  nach  dem  Verzuge  noch  verstreicht  (Art.  707). 

Wenn  im  Gesetz  oder  im  Vertrage  von  Orts-  oder  laufenden  Zin^n 
die  Rede  ist,  so  sind  darunter  nur  diejenigen  zu  verstehen,  welche  die 
öffentlichen  Banken  zahlen. 
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714.  Der  SchuIdDer»  der  aus  freien  Stücken  nicht  verabredete  Zinsen 
gezahlt  hat,  kann  dieselben  weder  zurückfordern,  noch  auf  das  Kapital 
anrechnen. 

715.  Die  über  später  fällige  Zinsen  ohne  Bedingung,  noch  Vorbehalt 
gegebene  Quittung  lässt  die  Vermuthung  zu,  dass  die  früheren  Zinsen 
bezahlt  sind. 

716.  Die  Quittung,  welche  ein  Gläubiger  über  das  Kapital,  ohne 
Vorbehalt  der  Zinsen,  ertheilt,  präsumirt  ihre  Zahlung  und  bewirkt  die 
Befreiung  von  der  Schuld. 

717.  Der  über  die  Zahlung  von  Zinsen  geschlossene  Vertrag,  dass  der 
Schuldner  während  einer  vorher  bestimmten  Frist  die  geliehene  Sache  ge- 
brauchen könne,  wird  nach  Ablauf  der  Frist  für  die  Zeit  als  verlängert 
angesehen,  um  die  sich  die  Rückerstattung  des  Kapitals  verzögert,  falls 
keine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 

718.  Die  falligen  Zinsen  können  wiederum  Zinsen  erzeugen,  entweder 
infolge  p^erichtlieher  Klage  oder  auf  Grund  besonderer  Abrede,  sofern  es 
sich  in  der  Klage  oder  Abrede  «m  Zinsen  handelt,  welche  wenigstens  für 
ein  Jahr  geschuldet  werden. 

Die  liquiden  Saldos  der  erledigten  Geschäfte  oder  der  bei  jedem  Jahres- 
schluss  aufgestellten  Kontokorrente  tragen  ebenfalls  Zinsen  (Art.  82). 

719.  Nachdem  die  gerichtliche  Klage  wegen  des  Kapitals  nebst  Zinsen 
erhoben  worden  ist,  können  die  föUig  werdenden  Zinsen  nicht  zum  Kapital 
geschlagen  werden,  um  dadurch  eine  Vermehrung  des  Kapitals,  welches 
Zinsen  trägt,  herbeizuführen. 

720.  Es  ist  den  Kaufleuten  gestattet,  sich  gegenseitig  auf  die  be- 
treffenden Posten  ihrer  Kontokorrente  Zinsen  gutzuschreiben,  sofern  diese 
Posten  bestimmt  und  liquide  sind,  auch  wenn  keine  Abrede  hierüber  vorher 
getroffen  ist. 

Vor  Gericht  können  keine  Kontokorrente  über  Kapital  nebst  Zinsen 
angenommen  werden,  ohne  dass  letztere  auf  beiden  Seiten  sowohl  zu  Gunsten 
als  zu  Lasten  bei  den  Posten  gebucht  worden  sind. 


TITEL  XL 
Von  der  Niederlegiing  (Depositum). 

721.  Nur  diejenige  Niederlegung,  welche  bei  einem  Kaufmann  oder 
für  Rechnung  eines  Kaufmannes  erfolgt,  und  welche  ein  Handelsgeschäft 
zum  Gegenstand  oder  als  Ursprung  hat,  wird  als  eine  Handelsniederlcgung 
angesehen. 

722.  Der  Depositar  kann  für  die  Aufbewahrung  der  deponirten  Sache 
eine  im  Vertrage  festgesetzte  oder  durch  den  Platzbrauch  bestimmte  Pro- 
vision fordern. 

Wenn  keine  Provision  verabredet,  noch  durch  den  Platzbnuich  be- 
stimmt ist,  muss  dieselbe  durch  Schiedspersonen  festgesetzt  werden.  Die 
kostenfreie  Hinterlegung  wird  nicht  als  ein  kaufmännischer  Verti'ag  ange- 
sehen. 

723.  Das  Depositum  wird  in  derselben  "Weise,  wie  das  Mandat  oder 
die  Kommission,  aufgetragen  und  angenommen,  und  die  wechselseitigen  Ver- 
pflichtungen des  Deponenten  und  Depositars  sind  dieselben,  welche  für  die 
Mandanten  und  Mandatare  und  Kommissionare  in  dem  Titel :  „Vom  Mandat 
and  von  den  Kommissionen  und  Konsignationen^,  vorgeschrieben  sind. 

Borebardt,  Haad«ltr«eht.  I.    2.  Anlage.  12 


178  n.    Argentinien. 

724.  Der  Depositar  einer  Geldsumme  (Art.  721  and  722)  kann  tcc 
derselben  keinen  Gebrauch  machen.  Sollte  er  es  thun,  so  sind  alle  Nack- 
theile,  \^*elche  der  deponirten  Summe  widerfahren,  zu  seinen  Lasten,  and  « 
muss  dem  Deponenten  die  laufenden  Zinsen  erstatten. 

725.  Wenn  die  Niederlegung  mit  Bezeichnung  der  Geldsorte  erfolg; 
ist,  welche  dem  Depositar  übergeben  wird,  so  gehen  alle  Schwankungen  te 
Courses,  über  oder  unter  dem  Nominal werthe,  für  Rechnung  des  Depo- 
nenten. 

726.  .Der  Depositar  muss  die  Sache  in  dam  Zustande,  in  welches 
sich  dieselbe  zur  Zeit  der  Wiedererstattuag  befindet,  zurückgeben.  Die  Ve«^ 
schlechterungeA  derselben,  die  nicht  durch  seine  Schuld  entstanden  sici 
gehen  für  Rechnung  des  Deponenten. 

727.  Der  Depositar  haftet  nicht  für  unverschuldete  Zu&Ue,  e$  sei  dena. 

1.  dass  er  in  Verzug  gerathen  ist,  die  Sache  zurückzugeben; 

2.  dass  das  Depot  in  Geld  bestanden  hat  und  er  Gebrauch  davon  st 
macht  hatte; 

3.  dass  er  die  Zufälligkeiten  übernommen  hatte  oder  solche  durch  sfk 
Verschulden  entstanden  sind. 

728.  Wenn  das  Depot  aus  Erediturkunden  besteht,  welche  Zinsa 
tragen,  so  ist  die  Einziehung  derselben  zu  Lasten  des  Depositars,  sowie  alk 
übrigen  zur  Erhdtung  ihres  Werthes  und  ihrer  gesetzlichen  Wirkung  nöthiga 
Massnahmen,  bei  Strafe,  die  Schäden  und  Naätheile  tragen  zu  müssen. 

729.  Der  Depositar,  dem  die  Sache  mit  Gewalt  entrissen  worden  i$i 
und  der  für  dieselbe  Geld  oder  eine  andere  Entschädigung  erhalten  bat,  i^; 
verpflichtet,  dem  Deponenten  das»  was  er  dagegen  empfangen  hat,  au>z> 
liefern. 

730.  Der  Erbe  des  Depositars,  welcher  in  gutem  Glauben  die  Sadh 
verkauft  hat,  weil  er  nicht  wusste,  dass  sie  deponirt  war,  erfüllt  seine  Pflickt 
wenn  er  den  Preis,  den  er  dafür  empÜEuigen  hat,  ausliefert  oder  seine  ElflS« 
g^en  den  Käufer  cedirt,  im  Falle  der  letztere  dieselbe  noch  nicht  be* 
zanlt  hat. 

731.  Der  Depositar  darf  die  Sache  nur  an  den  Deponenten  ausliefert 
oder  an  denjenigen,  auf  dessen  Namen  das  Depot  erfolgt  oder  der  zim 
Empfange  bezeichnet  worden  ist 

732.  Der  Depositar  kann  vom  Deponenten  den  Beweis  des  Eigentham» 
der  deponirten  Sacne  nicht  verlangen. 

Sollte  er  jedoch  in  Erfährung  bringen ,  dass  die  Sache  gestohlen  u^ 
wem  sie  gestohlen  worden  ist,  so  muss  er  diesem  die  bei  ihm  enolgte  Ni€de^ 
legung  mittheilen,  mit  der  Aufforderung,  die  Sache  in  einer  bestimmten  Fnft 
zu  reklamiren. 

Wenn  derjenige,  welchem  er  diese  Mittheilung  gemacht  hat,  die  Bekb' 
mation  verabsäumt,  so  wird  der  Depositar  rechtsgültig  befreit,  wenn  er  & 
deponirte  Sache  an  den  Deponenten  ausliefert 

733.  Im  Falle  des  natürlichen  Todes  des  Deponenten  oder  des  Ve^ 
lustes  seiner  bürgerlichen  Rechte,  kann  die  Sache  nur  dem  Erben  aasge* 
liefert  werden. 

Wenn  mehrere  Erben  vorhanden  sind,  muss  sie  an  Jeden  einzeben«  iis 
Verhältniss  des  von  ihm  vertretenen  Antheiles,  ausgeliefert  werden. 

Wenn  die  Sache  untheilbar  ist,  müssen  sich  die  Erben  über  die  An 
der  EmpfEmgnahme  einigen. 

734.  Wenn  der  Deponent  seinen  Stand  gewechselt  hat,  wenn  z.  E- 
die  zur  Zeit  des  Depositums  ledige  Frau  sich  später  verheiratbet  bat,  ode- 
dem  grossjährigen  Deponenten  die  Ausübung. der  bürgerlichen  Rechte  anter- 
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sagt  worden  ist,  80  darf  das  Depot  nur  an  denjenigen  aasgeliefert  wei^den, 
welcher  das  Vermögen  und  die  Rechte  des  Deponenten  verwaltet. 

735-  Wenn  die  Hinterlegung  von  einem  Vormunde,  einem  Ehemanne 
oder  irgend  einem  Verwalter  fremder  Geschäfte  in  einer  dieser  Eigenschaften 
vorgenommen  worden  ist,  so  kann  das  Depot  nur  an  denjenigen  ausgeliefert 
werden,  welcher  durch  den  Vormund,  Ehemann  oder  Verwalter  vertreten 
worden  ist,  im  Falle  die  Vertretung  durch  diese  aufgehört  hat. 

786.  Wenn  im  Depositalvertrage  der  Ort,  wo  die  Auslieferung  statt- 
finden muss,  angegeben  worden  ist,  gehen  die  Kosten  des  Transportes  für 
Rechnung  des  Deponenten. 

Wenn  im  Vertrage  der  Aaslieferungsort  nicht  angegeben  worden  ist, 
so  geschieht  die  Auslieterung  am  Platze  der  Hinterlegung  oder  wo  zur  Zeit^ 
ohne  betrügerische  Absicht  von  Seiten  des  Depositars,  die  Sache  sich  be- 
findet. 

737.  Alle  Verpflichtungen  des  Depositars  erlöschen,  wenn  er  entdeck  t 
und  beweist,  dass  das  Eigen thum  der  deponirten  Sache  auf  Grund  irgend 
eines  Titels  ihm  geb&hrt. 

738.  Die  Gasthofbesitzer  oder  Grastwirthe  haften  wie  Depositare  fär 
das  Gepäck  der  Reisenden,  welche  sich  in  ihrem  Etablissement  aufhalten, 
sofern  dasselbe  mit  ihrem  Wissen  bei  ihnen  eingeführt  ist. 

739.  Sie  sind  für  den  Diebstahl  oder  den  Schaden  verantwortlich,  den 
die  Gegenstande  der  Reisenden  erleiden,  mag  der  Diebstahl  oder  der  Schaden 
durch  die  Lastträger  oder  die  Dieustleute  oder  durch  die  Fremden,  welche 
ihre  Etablissements  besuchen,  verursacht  sein. 

Sie  sind  nicht  für  die  Diebstahle  verantwortlich,  welche  durch  Schuld 
des  Eigenthümers  der  deponirten  Sache  vorkommen,  noch  für  den  mit  be- 
waffiieter  Hand  ausgeführten  Elaub,  oder  für  andere  unverschuldete  oder 
durch  höhere  Gewalt  verursachte  Zufälligkeiten. 

740.  Die  in  öffentlichen  Banken  bewirkten  Depots  sind  den  Ver- 
fügungen der  Gesetze,  den  Statuten  oder  Vorschritten  der  Banken  selbst 
unterworfen;  in  Allem,  was  in  diesen  letzteren  nicht  speciell  vorgesehen  ist, 
sind  die  Verfügungen  dieses  Titels  massgebend. 


TITEL  XII. 
Vom  Pfände. 

741.  Der  Handelspfandvertrag  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  ein 
Schuldner  oder  ein  Dritter  in  seinem  Namen  dem  Gläubiger  zur  Sicherheit 
und  Garantie  einer  Handels  Verpflichtung  eine  bewegliche  Sache  übergiebt. 

742.  Der  Püandvertrag  kann  bei  nicht  vorliegendem  Zugestandniss 
von  Seiten  einer  Partei  oder  erfolgter  Uebergabe  der  Sache  (Art.  744)  nur 
schriftlich  bewiesen  werden. 

Die  öffentliche  oder  private  Urkunde,  welche  angesetzt  wird,  muss  den 
bestimmten  Betrag  der  Scnuld,  den  Grund  ihrer  Entstehung,  die  Zeit  der 
Zahlung,  die  Art  des  Pfandes  und  seinen  wirklichen  Vverth  oder  den, 
welcher  dem  Pfände  nach  Vereinbarung  zuertheilt  wird,  enthalten. 

Wenn  der  )/Veith  nicht  ausgedrückt  ist,  ist  die  eidliche  Erklärung  des 
Schuldners  massgebend,  im  Falle  der  Gläubiger  das  Pfand  nicht  zurück- 
giebt  oder  es  nicht  vorzeigt,  wenn  er  dazu  angefordert  worden  ist 

743  Bei  Sachen,  welche  gewöhqlich  ihrer  Qualität,  ihrem  Gewichte 
und  dem  Maasse  nach  verkauft  werden,  muss  bei  der  Bestellung  des  Pfandes 
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zu  seiner  Gültigkeit  die  Qualität,  das  Gewicht  oder  das  Maass  der  als  P&nd 
übergebenen  Sache  angegeben  werden. 

744.  Der  Mangel  einer  schriftlichen  Urkunde  aber  die  BesteUung  des 
Pfandes  kann  ¥on  dem  Schuldner  nicht  entgegengestellt  werden,  sobald  die 
Uebergabe  der  Sache  stattgefunden  hat,  wohl  aber  von  seinen  Gläubigem. 

745.  Nur  derjenige,  welcher  das  Recht  hat,  die  Sache  zu  verSossern^ 
kann  gesetzmässig  ein  r&nd  geben. 

Jedoch  ist  auch  eine  fremde  Sache  gültiges  Pfand,  wenn  der  zum 
Eontrahiren  fiLhige  Eigen thümer  derselben  seine  Einwilligung  giebt^  oder 
wenn  er  bei  der  Uebergabe  gegenwärtig  ist  und  dazu  schweigt  und  keinen 
Widerspruch  erhebt;  und  im  Allgemeinen  in  allen  Fällen,  in  welchen  nach 
diesem  Gesetzbuche  der  durch  den  Besitzer  oder  einfachen  Detentor  der 
Sache  stattgefundene  Verkauf  als  rechtsgültig  erklärt  wird  (Art.  562,  167Ö 
und  1678). 

746.  Das  Pfemd  kann  für  eine  eventuelle  oder  bedingte  Schuld  bestellt 
werden,  indem  zu  Lasten  des  Gläubigers  der  Beweis  ist,  dass  die  Bedingung 
erfüllt  worden  ist. 

747.  Das  Pfand  giebt  dem  Gläubiger  die  Befugniss,  sich  mit  der  als 
P&nd  übergebenen  Sache  mit  Vorrecht  und  Vorzug  vor  allen  übrigen  Gläu- 
bigem bezahlt  zu  machen,  und  zwar  in  der  in  dem  Titel:  »Von  den  ver- 
schiedenen Klassen  der  Forderungen  und  ihrer  Rangordnung^,  vorgeschriebenen 
Weise  (Art.  1698). 

748.  Der  Gläubiger,  welchem  ein  Pfand  versprochen  worden  ist,  hat 
das  Recht,  die  Uebergabe  desselben  vom  Schuldner  zu  fordern;  und  sollte 
dieser  es  nicht  thun  können,  weil  er  es  veräussert  oder  verloren  hat,  so  ist 
er  verpflichtet,  ein  anderes  an  seiner  Stelle  zu  geben. 

y49.  Niemand  kann  aus  eigener  Befugniss  eine  Sache  des  Schuldners 
als  Pfandobjekt  in  seine  Gewalt  bringen,  es  sei  denn,  dass  ihm  diese  Be- 
fugniss von  dem  Schuldner  ausdrücklich  zugesprochen  worden  ist. 

750-  In  allen  Fällen  erlangt  der  Gläubiger  nur  dann  ein  Recht  auf 
die  Sache,  wenn  dieselbe  ihm  übergeben  und  in  seinem  Besitz  geblieben  ist, 
oder  in  dem  Besitze  einer  dritten  Person,  welche  dazu  nach  der  Abrede  der 
Parteien  oder  von  dem  Richter  bezeichnet  worden  war. 

751.  Als  Pfander  können  übergeben  werden:  bewegliche  Sachen, 
Waaren  oder  andere  Effekten,  Staatsschuldscheinet  Aktien  von  Gesell- 
schaften und  Unternehmungen  und  im  Allgemeinen  alle  im  Handel  vor- 
kommenden negocirbaren  Kreditpapiere. 

752.  Die  Uebergabe  kann  eine  wirkliche  oder  symbolische  sein,  und 
zwar  in  der  für  die  Ueoergabe  einer  verkauften  Sache  vorgeschriebenen  Form 
(Art.  527,  528  und  529). 

Im  Falle  das  Pfeuid  in  Schuldscheinen,  Gesellschaftsaktien  oder  Kredit- 

¥ipieren  besteht,   findet  die  Uebergabe  durch  die  einfache  Auslieferung  des 
itels  statt,    ohne  dass  es  nothwendig  ist,  dem  Schuldner  davon  Kenntniss 
zu  geben. 

753.  Der  Gläubiger  darf,  wegen  unterlassener  Zahlung,  das  Pfenö 
nicht  veräussem,  noch  über  dasselbe  in  irgend  einer  Weise  verfügen.  Falls 
nach  Ablauf  der  vereinbarten  Frist  keine  neue  Vereinbarung  mit  dem 
Schuldner  getroffen  ist,  kann  er  den  Verkauf  in  öffentlicher  Versteigerung 
oder  die  gerichtliche  Adjudikation  als  Zahlung  in  Höbe  der  entsprechen- 
den Summe  beantragen. 

Wenn  keine  Frist  verabredet  worden  ist,  so  kann  er  den  Verkauf  nach 
Ablauf  von  10  Tagen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  er  den 
Schuldner  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtung  aufgefordert  hat,  beantragen 
(Art.  252). 
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Jede  Klausel,  welche  den  Gläubiger  berechtigt,  eich  das  Pfiand  aazu<- 
eignen  oder  über  dasselbe  ohne  die  voi^eschriebeuen  Förmlichkeiten  zu  yer- 
fiageii,  ist  nichtig.  Ebenso  ist  es  diejenige,  welche  dem  Gläubiger  die  Be- 
fugniss  nimmt,  den  Verkauf  der  Sache  zu  fordern. 

754.  Der  Schuldner  hat,  bis  der  Verkauf  der  Sache  stattgefunden 
hat,  das  Eigenthum  des  Pfandes,  welches  in  den  Händen  des  Gläubigers 
nichts  weiter  als  ein  Depositum  ist,  welches  sein  Vorrecht  gewährleistet. 

755.  Der  Gläubiger,  welcher  das  Pfand  in  Empfang  genommen  hat, 
kann  sich  desselben  in  keiner  Weise  bedienen,  wenn  ihm  der  Schuldner  das 
Recht  dazu  nicht  ausdr&cklicb  bewilligt  hat 

756«  Das  Recht  des  Gläubigers  erstreckt  sich  auf  alle  Fr&cbte,  Er- 
zeugnisse und  Accessionen,  welche  die  Sache,  seitdem  er  sie  als  Pfand  er- 
halten, bekommen  hat;  aber  er  muss  dieselben  für  Rechnung  des  Schuldners 
percipiren. 

757.  Wenn  es  sich  um  eine  verpftndete  Forderung  handelt,  weiche 
Zinsen  trägt,  so  muss  der  Gläubiger  dieselben  auf  die  Zinsen,  welche  ihm 
geschuldet  werden,  verrechnen. 

Wenn  die  Schuld,  zu  deren  Sicherheit  das  Pfand  gegeben  worden  ist, 
keine  Zinsen  trägt,  so  muss  die  Verrechnung  auf  das  Kapital  erfolgen. 

758.  Wenn  indossable  Papiere  als  Pmnd  gegeben  werden,  so  muss 
bemerkt  werden,  dass  sie  mit  der  Bestimmung:  „Werth  als  Gktrantie^,  über- 
geben worden  sind. 

Jedoch  kann  der  Indossant,  auch  wenn  das  Indossament  so  ausgestellt 
ist,  'dass  daraus  die  Eigen thumsübertragung  hervorgeht,  beweisen,  dass  er 
die  Forderung  nur  als  rfand  oder  als  Garantie  übertragen  hat  (Art.  779). 

758.  Der  Gläubiger,  welcher  Ereditdokumente  als  Pfand  erhalten  hat, 
wird  als  von  dem  Schuldner  ermächtigt  angesehen,  alle  Handlungen  vor- 
zunehmen, welche  noth wendig  sind,  um  die  Rechtsbeständigkeit  dieser 
Forderung,  sowie  auch  alle  Rechte  des  Schuldners  zu  erhalten,  dem 
gegenüber  er  in  dieser  Beziehung  für  jede  Unterlassung  seinerseits  haftet 
(Art  728). 

Der  Pfandgläubiger  ist  auch  berechtigt,  die  Hauptsumme  und  Zinsen 
des  als  P&nd  erhaltenen  Ereditpapiers  einzuziehen,  ohne  dass  von  ihm  eine 
allgemeine  oder  besondere  Vollmacht  dazu  von  Seiten  des  Schuldners  ver- 
langt werden  kann  (Art.  845). 

760.  Wenn  der  Gläubiger  das  Pfand  missbraucht,  so  kann  der 
Schuldner  verlangen,  dass  es  einem  Dritten  zur  Aufbewahrung  übeorgeben 
werde;  aber  er  kann  die  Rückerstattung  night  eher  fordern,  als  bis  er  das 
Kapital,  die  Zinsen  und  die  Kosten  der  Schuld,  zu  deren  Sicherstellung  er 
das  Pfand  gegeben,  vollständig  bezahlt  hat. 

761.  Der  Gläubiger  hat  das  Recht,  das  P£md  zu  retiniren,  wenn 
derselbe  Schuldner,  der  Ei^enthümer  des  Pfandes  ist,  eine  neue  Schuld 
eingeht,  welche  früher  als  die  erste  exi^bel  ist. 

In  solchem  Falle  kann  der  Gläubiger  nicht  eher  zur  Rückgabe  des 
Pfandes  verpflichtet  werden,  als  bis  ihm  beide  Forderungen  bezahlt  worden 
sind,  auch  wenn  keine  Abrede  getrofiPen  ist,  dass  das  Pfand  für  die  Zahlung 
der  zweiten  Schuld  haften  solle. 

Der  Gläubiger  kann  das  Pfand  auch  so  lange  zurückbehalten,  bis  ihm 
die  Kosten,  die  er  zur  Aufbewahrung  der  Sache  gehabt  hat,  vergütigt 
worden  sind. 

762.  Ungeachtet  der  Theilbarkeit  der  Schuld  unter  die  Erben  des 
Schuldners  oder  des  Gläubigers,  ist  das  Pfand  als  solches  untheilbar,  dem- 

Ciss  kann  der  Erbe  des  Schuldners,  der  seinen  Theil  der  Schuld  bezahlt 
die  Rückgabe  des  Pfandes  nicht  eher  verlangen,  als  bis  die  Schuld  ganz 
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bezahlt  worden  ist;  nnd  umgekehrt  kann  der  Erbe  des  Gläubigers,  welcher 
seinen  Antheil  an  der  Forderung  empfangen  hat,  weder  das  ganze  P£Eind, 
noch  einen  Theil  desselben,  zum  Nachtheile  der  Erben,  die  noch  nicht  be- 
friedigt worden  sind,  zurückgeben. 

763.  Wenn  der  Schuldner  sich  erbietet,  das  Pfemd  einzulösen,  indem 
er  die  ganze  Schuld  bezahlt  oder  den  vollen  Betrag  derselben  beim  Gericht 
hinterlegt,  so  ist  der  Gläubiger,  bei  Strafe,  die  Schäden  und  Nachtheile 
ersetzen  zu  müssen,  zur  sofortigen  Auslieferung  der  Sache  verpflichtet. 

764.  Derjenige  P£ändgläubiger,  welcher  die  als  P&nd  g^bene  Sache 
in  irgend  einer  Weise  veräussert  oder  negocirt,  ohne  die  im  Art.  753  fest- 
gesetzten Vorschriften  zu  beachten,  verfällt  in  die  Strafen  des  Vergehens 
des  Stellionats,  unbeschadet  der  Schadensersatzpflicht. 

765.  Der  Gläubiger,  welcher  von  seinem  Schuldner  irgend  eine  Sache 
als  Pfand  oder  Garantie  erhält,  wird  durch  diese  Thatsache  ein  wirklicher 
Depositar  derselben  und  ist  allen  Verpflichtungen  und  Verantwortlichkeiten, 
welche  in  dem  Titel:  »Von  der  Niederlegung"^  festgesetzt  sind,  unterworfen. 


TITEL  Xni. 

Vom  Wechselvertrag  und  den  Wechseln  (Art.  766—814) 

und 

TITEL  XIV. 

Von  den  eigenen  Wechseln,  BiUets  oder  Zahlnngsver- 

sprechen   (Art.  915—917) 

Bind  bereits  in  der  „Vollständigen  SammluiiK*"^)  (Bd.I  S.  4—21)  übersetst  und  daher  hier 
nicht  nochmals  abgedruckt. 

TITEL  XV. 
Von  den  Arten  des  Erlöschens  der  Obligationen/) 

918.  Die  kauimännischen  Obligationen  erlöschen  oder  hören  auf  in 
der  im  Civilrecbte  iür  die  Tilgung  und  Aufhebung  der  Obligationen  im 
Allgemeinen  festgestellten  Weise,  mit  den  Modifikationen  dieses  Gesetzbuches. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Zahlung  im  Allgemeinen. 

Abschnitt  I. 
Von  der  Zahlung. 

919.  Die  Zahlung  ist  die  Erfüllung  von  Seiten  desjenigen,  der  die 
Hingabe  oder  die  Handlung  verschuldet,  welche  Gegenstand  der  Obligation 
gewesen  war. 


^)  „  Vollständige  Sammlnng  der  geltenden  WechselgesetEe  aller  Länder**  yon 
Dr.  S.  Borchardt.    Berlin  1871. 

')  Dieser  Abschnitt  schiiesst  sich  eng  an  den  Französischen  Code  ciTii 
Kap.  V  Tit.  m  Buch  III  an. 
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920.  Um  rechtsgültig  zu  zahlen,  ist  es  noth wendig,  Eigenthiimer  der 
in  Zahlang  übergebenen  Sache  zu  sein  und  die  Fähigkeit  zu  haben,  ver- 
äussern  zu  können. 

Jedoch  kann  die  Zahlung,  welche  in  einer  Summe  Geldes,  in  Waaren 
oder  in  andern  Dingen  besteht,  welche  durch  den  Gebrauch  konsumirt 
werden^  nicht  von  dem  Gläubiger,  der  dieselbe  in  gutem  Glauben  konsumirt 
hat,  zurückverlangt  werden,  auch  wenn  derjenige,  welcher  die  Sache  in 
Zahlung  gegeben  hat,  nur  Detentor  oder  Besitzer  und  nicht  Eigenthümer 
gewesen  ist 

921.  Die  Zahlung  kann  nicht  allein  durch  den  Schuldner  selbst 
erfolgen,  sondern  durch  jeden  bei  derselben  Betheiligten,  z.  B.  durch  einen 
solidarischen  Mitschuldner  oder  den  Bärgen. 

Sie  kann  auch  durch  einen  Dritten  nicht  Betheiligten  geschehen,  sofern 
derselbe  im  Namen  und  für  Rechnung  des  Schuldners  handelt,  oder,  falls  er 
in  eigenem  Namen  handelt,  er  sich  nicht  in  die  Rechte  des  Gläubigers  ein- 
setzen läs^. 

Der  nichtbetheiligte  Dritte,  welcher  gegen  den  Willen  des  Schuldners 
bezahlt,  hat  keine  Klage,  um  von  diesem  die  geleistete  Zahlung  zurück- 
zufordern. 

922-  Die  Obligation,  etwas  zu  thun,  kann  gegen  den  Willen  des 
Gläubigers,  wenn  es  in  seinem  Interesse  liegt,  dass  die  Ausführung  durch 
den  Schuldner  selbst  erfolgt,  nicht  durch  einen  Dritten  erfüllt  werden. 

923.  Die  Zahlung  kann  nicht  allein  an  den  Gläubiger  selbst  erfolgen, 
sondern  auch  an  denjenigen ,  welcher  ihn  kraft  einer  allgemeinen  oder  be- 
sonderen Vollmacht  zur  Empfangnahme  von  Zahlungen  vertritt,  auch  wenn 
der  Mandatar  unfähig  ist,  sich  zu  verpflichten. 

Die  Zahl^ing,  welche  an  einen  vom  Gläubiger  nicht  Bevollmächtigten 
geleistet  worden  ist,  ist  gültig,  sobald  dieser  sie  anerkennt  oder  von  ihr 
Gebrauch  macht. 

924.  Die  in  gutem  Glauben  an  denjenigen,  welcher  im  Besitz  der 
Forderung  war,  geleistete  Zahlung  ist  rechtsgültig,  auch  wenn  gegen  den 
Besitzer  später  Eviction  stattfindet,  ebenso  als  ob  z.  B.  der  für  den  recht- 
mässigen und  ohne  Widerspruch  als  Successor  angesehene  Erbe  später  vor 
Gericht  unterliegt. 

Ebenso  rechtsgültig  ist  dieselbe,  auch  wenn  ein  Irrthum  in  der  Person 
vorgekommen  ist,  sobald  die  Zahlung  aus  einer  fillligen  Verpflichtung  her- 
rührt, oder  selbst  wenn  die  im  Dokumente  vorgenommene  Cession  eine 
falsche  ist. 

925.  Die  von  dem  Schuldner  trotz  einer  gerichtlichen  Beschlagnahme 
oder  eines  Widerspruchs  geleistete  Zahlung  ist  bezüglich  der  exequirenden 
oder  widersprechenden  Gläubiger  nicht  rechtsgültig. 

Es  können  ihn  dieselben,  je  nach  der  Art  ihrer  Rechte,  zwingen,  von 
Neuem  zu  zahlen,  vorbehaltlich  seines  Regresses  in  diesem  Falle,  gegen  den 
Gläubiger,  an  den  er  gezahlt  hat. 

926.  Damit  die  Zahlung  rechtsgültig  sei,  muss  sie  mit  der  geschul- 
deten Sache  selbst  und  nicht  mit  einer  andern,  noch  mit  ihrem  Werth  statt- 
finden, es  sei  denn  mit  Einwilligung  des  Gläubigers;  sonst  ist  er  nicht  ver- 
pflichtet, die  Zahlung  anzunehmen. 

Sollte  jedoch  der  Schuldner  die  Uebergabe  nicht  mit  derselben  Sache 
oder  in  der  festgesetzten  Weise  bewirken  können,  so  muss  er  die  Zahlung 
nach  dem  Ermessen  des  Richters  mit  einer  anderen  gleichwerthen  leisten, 
indem  er  die  Schäden  und  Nachtheile  ersetzt,  die  dem  Gläubiger  etwa  da- 
durch entstehen  könnten. 
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927.  Der  Schuldner  kann  den  Gläubi|][er  nicht  zwingen,  die  Zahlung 
einer  Schuld  in  Raten  in  Empfang  zu  nehmen,  selbst  wenn  dieselbe  theilbar 
ist  (Art.  278). 

Es  genügt  selbst  nicht,  das  ganze  Kapital  anzubieten,  wenn  es  Zinsen 
trägt.  Diese  bilden  ein  Accessorium,  welches  der  Schuldner  mit  dem  Si- 
pital  zusammen  bezahlen  muss,  ohne  das  alsdann  der  Gläubiger  sich  weigern 
kann,  letzteres  in  Empfang  zu  nehmen.  Jedoch  können  die  Richter,  unter 
Berücksichtigung  der  Bescha£Fenheit  und  des  Vermögens  des  Schuldners,  einen 
massigen  Aufschub  für  die  Zahlung  bewilligen  und  gestatten,  dass  er  sie 
ratenweise  vornimmt. 

928.  Der  vorhergehende  Artikel  ist  nicht  auf  den  Fall  anwendbar, 
wenn  es  sich  um  verschiedene  Schulden  handelt,  auch  wenn  sie  alle  gleich- 
zeitig fallig  sind. 

Jedes  Jahr  der  Mieths-  und  Pachtzinsen  und  selbst  der  Hebungen 
wird,  falls  es  sich  nicht  um  Rückzahlung  des  Kapitals  handelt,  als  beson- 
dere Schuld  angesehen. 

929.  Der  Schuldner  einer  bestimmten  Species  erfüllt  seine  Verpflich- 
tung, wenn  er  dieselbe  zur  verabredeten  Zeit  übergiebt,  und  zwar  in  dem 
Zustande,  in  welchem  sie  sich  befindet,  sofern  er  nur  nicht  in  Verzug  ge* 
rathen  ist,  noch  die  Verschlechterung  durch  seine  Schuld  oder  durch  die  der- 
jenigen, für  welche  er  haften  muss,  verursacht  worden  ist. 

930.  Wenn  die  Schuld  in  einer  nur  dem  Genus  nach  bestimmten 
Sache  besteht,  so  braucht  der  Schuldner  sie  nicht  in  besserer  Sorte  zu  über- 
geben, noch  kann  er  sie  in  schlechterer  anbieten. 

931.  Die  Zahlung  muss  an  dem  Orte  und  in  der  Zeit,  welche  in  dem 
Vertrage  bezeichnet  worden  sind,  geleistet  werden. 

Wenn  kein  Ort  bestimmt  worden  ist,  so  muss  die  Zahlung,  falls  es 
sich  um  eine  festgesetzte  und  bestimmte  Sache  handelt,  an  demjenigen  Orte 
stattfinden,  an  welchem  sich  die  Sache,  die  den  Gegenstand  der  Obligation 
bildet,  zur  Zeit  der  Obligation  befunden  hat. 

Ausser  diesen  beiden  Fällen  muss  die  Zahlung  am  Wohnorte  des 
Schuldners  geschehen. 

932.  Die  Zahlung  tilgt  mit  dem  Moment  ihrer  Vornahme  die  Haupt- 
schuld und  die  Accessorien. 

933.  Die  Kosten  der  Zahlung  gehen  für  Rechnung  des  Schuldners. 
Wenn  der  Schuldner  sich  mit  einer   einfachen  Quittung  b^nügt  und 

der  Gläubiger  sie  nicht  zu  unterzeichnen  versteht,  so  gehen  die  Kosten  für 
die  Aufhetzung  des  betreffenden  Empfangsbekenntnisses  für  Rechnung  des 
letzteren. 

934.  Von  der  Quittung  oder  den  Empfangsbescheinigungen,  welche  in 
allgemeinen  Ausdrücken  ohne  Vorbehalt  oder  Beschränkung  oder  mit  der 
Klausel  „zur  allgemeinen  Rechnungsregulirung''  —  „ftls  Saldo 
einer  grösseren  SummQ'^  —  oder  anderen  gleichlautenden  ausgestellt 
sind,  wird  angenommen,  dass  sie  die  ganze  Schuld  begreifen,  welcne  aus 
einer  Ursache  herrührt,  die  ein  früheres  Datum,  als  dasjenige  der  Quittunj? 
oder  des  Empfangsscheines  trägt. 

935.  Wenn  eine  Generalquittung  zur  Tilgung  der  Rechnungen  einer 
Verwaltung  ertheilt  worden  ist,  kann  keine  Reklamation  gegen  dieselbe  statt- 
finden, auch  wenn  der  Beweis  dafür  angeboten  wird^  dass  in  der  Verwaltung 
eine  Nachlässigkeit  oder  ein  Verschulden  vorgekommen  ist,  es  sei  denn, 
dass   ein    Rechnungsfehler,    ein  Betrug  oder  ein  Dolus     nachgewiesen  wird. 


IL    Argentinien.  185 

Abschnitt  IL 
YoD    der  Einsetzung   in  die  Rechte  des  Gläubigers. 


Die  Subrogation  ist  eine  Rechtsfiktion,  durch  welche  eine  durch 
die  Zahlung  von  Seiten  eines  Dritten  getilgte  Obligation  zu  Gunsten  des 
Dritten  als  fortbestehend  angesehen  wird,  als  wenn  derselbe  und  der  Gläu- 
er  eine  Person  wären. 


937.  Nicht  Alle,  welche  eine  fremde  Schuld  bezahlen,  treten  in  die 
Rechte  des  Gläubigers  ein. 

Der  Eintritt  in  die  Rechte  findet  entweder  in  Folge  ausdrücklicher  Ab- 
rede der  Parteien  oder  gesetzlicher  Bestimmung  statt. 

938.  In  jedem  der  beiden  folgenden  Fälle  beruht  der  Eintritt  auf 
einer  Abrede: 

1.  wenn  der  Gläubiger,  bei  der  EmpSangnahme  der  Zahlung  von  Seiten 
eines  Dritten  ^  denselben  in  alle  seine  Rechte  gegen  den  Schuldner, 
welcher  seinerseits  keinen  Widerspruch  dagegen  erhebt,  einsetzt. 

Diese  Subrogation  muss  zur  selben  Zeit,  wie  die  ZahlungsleAtung 
stattfinden,  und  es  muss  deutlich  ausgedrückt  werden,  dass  die  Rechte 
cedirt  werden,  mag  nun  dabei  das  Wort  Einsetzung  gebraucht 
werden  oder  nicht; 

2.  wenn  der  Schuldner  sich  zur  Zahlung  seiner  Schuld  eine  Summe 
Geldes  leiht  und  den  Gelddarleiher  in  die  Rechte  des  Gläubigers 
einsetzt 

,  Damit  diese  Subrogation  rechtsgültig  ist,  ist  es  erforderlich,  dass 

die  Urkunden  über  das  Darlehn  und  die  Quittung  vor  dem  Notar 
oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  vor  dem  Friedensrichter  und 
Zeugen  aufgesetzt  werden,  dass  in  der  Darlehnsurkunde  erklärt 
wird;  dass  die  Summe  zum  Zwecke  der  Zahlung  geliehen  worden 
ist,  und  in  der  Quittung,  dass  diese  Zahlung  mit  dem  Gelde  des 
neuen  Gläubigers  stattgefunden  hat. 

939.  Die  Subrogation  beruht  auf  gesetzlicher  Bestimmung  oder  findet 
»ipso  iure"  statt: 

1.  zu  Gunsten  desjenigen,  welcher  selbst  Gläubiger  ist  und  einem 
anderen  bevorrecntigten  Gläubiger  auf  Grund  semer  Vorrechte  oder 
Hypotheken  Zahlung  leistet; 

2.  zu  Gunsten  desjenigen,  welcher  mit  anderen  oder  für  andere  zur 
Zahlung  der  Schuld  yerpflichtet  ist  und  ein  Interesse  hat,  dieselbe 
zu  leisten. 

In  solchem  Falle  giebt  die  Einsetzung  nur  das  Recht,  von  den 
Solidarschuldnern  ooer  den  solidarischen  Mitbürgen  den  Theil, 
welcher  jedem  einzelnen  derselben  zukommt,  zurückzuverlangen; 

3.  zu  Gunsten  desjenigen,  welcher  einen  Wechsel,  einen  Schuldschein 
oder  ein  anderes  Handelspapier  durch  Intervention  bezahlt  (Art.  880) ; 

4.  zu  Gunsten  der  Indossanten  gegen  die  vorhergehenden  Mitverpflich- 
teten (Art.  903). 

940.  Die  in  den  vorhergehenden  Artikeln  festgesetzte  Subrogation 
findet  ebenso  gegen  die  Bürgen,  wie  gegen  die  Schuldner  statt. 

Jedoch  kann  sie  den  Gläubiger,  dem  nur  ein  Theil  seiner  Forderung 
bezahlt  worden  ist,  nicht  schädigen,  sondern  er  muss  für  den  Rest  dem- 
jenigen vorgezogen  werden,  von  welchem  er  nur  eine  Theilzahlung  er- 
balten hat. 
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Abschnitt  III. 
Von    der  Anrechnung   der   Zahlung. 

941.  Die  Anrechnung  der  Zahlung  ist  eine  vertragsmässige,  wenn  sie 
im  Momente  der  Zahlung  vom  Schuldner  stipnlirt  (Art.  942)  oder  von  dem 
Gläubiger  in  der  Quittung,  die  er  dem  Schuldner  giebt,  vermerkt  wird 
(Art.  945). 

Sie  ist  gesetzlich,  wenn  sie  durch  das  Gesetz,  in  Ermangelang  der- 
jenigen, welche  der  Schuldner  und  Gläubiger  hätten  vornehmen  können, 
erfolgt  (Art.  946). 

942.  Der  Schuldner,  welcher  Jemandem,  dem  gegenüber  er  ver- 
schiedene Schulden  kontrahirt  hat,  eine  Geldsumme  bezahlt,  ist  zur  Zeit  der 
Zahlung  berechtigt,  zu  erklären,  welcher  Schuld  dieselbe  anzurechnen  ist. 

943.  Dexjenige,  welcher  ein  Kapital  mit  Zinsen  schuldet,  kann  ohne 
Einwilligung  des  Gläubigers  die  geleistete  Zahlung  nicht  auf  das  Kapital 
anrechnen. 

Die  Zahlung  für  Rechnung  von  Kapital  und  Zinsen  ist  zunächst  auf 
diesegletzteren  zu  verrechnen. 

Wenn  ledoch  der  Schuldner  erklärt  hat,  dass  er  auf  Rechnung  des 
Kapitals  zahlt,  und  der  Gläubiger  einwilligt,  die  Zahlung  in  dieser  Eigen- 
schaft anzunehmen,  so  kann  er  sich  später  dieser  Anrechnung  nicht  wider- 
setzen. 

944.  Die  aus  Irrthum  für  eine  Schuld,  welche  nicht  vorhanden  war, 
geleistete  Zahlung  wird  ipso  jure  auf  die  Schuld,  welche  wirklich  vorhaüden 
ist,  angerechnet.  Ebenso  muss  die  für  nicht  geschuldete  Zinsen  geleistete 
Zahlung  dem  Kapital  angerechnet  werden. 

945.  Wenn  derjenige,  welcher  verschiedene  Schulden  hat,  eine  Quit- 
tung in  Empfang  genommen  hat,  in  welcher  sein  Gläubiger  die  Zahlung 
einer  derselben  ausdrücklich  verrechnet  hat,  so  kann  er  nicht  mehr  verlangen, 
dass  sie  auf  eine  andere  verrechnet  werde,  wenn  nicht  Dolus  von  Seiten 
des  Gläubigers  vorliegt. 

946.  Wenn  in  der  Quittung  nicht  ausgedrückt  worden  ist,  auf  welche 
Schuld  die  Zahlung  verrechnet  ist,  so  muss  sie  unter  den  schon  f&Uigen 
Schulden  auf  diejenige  verrechnet  werden,  welche  damals  zu  bezahlen  der 
Schuldner  das  grösste  Interesse  hatte,  sei  es,  weil  er  für  dieselbe  Zinsen 
zahlen  musste,  oder  eine  Strafe  auferlegt  worden  wäre,  oder  weil  ein  Pfand 
oder  eine  Hypothek  bestellt  war,  oder  aus  irgend  einem  ähnlichen  Grunde. 
Sollten  die  übrigen  Schulden  noch  nicht  fällig  sein,  so  ist  die  Zahlung  auf  die 
schon  follige  zu  beziehen,  wenn  sie  auch  weniger  lästig  ist.  Wenn  alle  von 
der  gleichen  Art  sind,  so  muss  die  Anrechnung  auf  die  mit  dem  ältesten  Datum 
stsittfinden  und,  wenn  alle  gleichen  Datums  sind,  auf  alle  pro  rata  ihrer 
Beträge. 

947.  Die  vorstehenden  Vorschriften  über  die  gesetzliche  Anrechnung 
sind  auf  die  Kontokorrente  nicht  anwendbar. 


Abschnitt  IV. 

Von    dem   gerichtlichen   Zahlungsanerbieten   und  der 

Hinterlegung. 

948.  Wenn  der  Gläubiger  sich  weigert^  die  Zahlung  anzunehmen,  so 
kann  der  Schuldner  die  Zahlung  der  Schuld  gerichtlich  anbieten  und  die 
angebotene  Summe,  im  Falle  der  Weigerung  der  Annahme  Seitens  des 
Gläubigers,  hinterlegen.    Das  Zahlungsanerbieten,  dem  die  gerichtliche  Hinter- 
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legung  folgt,  entlastet  den  Schuldner  und  bat  in  Bezug  auf  ihn  die  Wirkung 
einer  Zahlung;  die  so  hinterlegte  Sache  geht  für  Rechnung  des  Gläubigers 
zu  Grunde. 

948      Damit  das  Zahlungsanerbieten  rechtSf^Qltig  sei,  ist  es  nöthig: 

1.  dass  dasselbe  dem  Gläubiger  gegenüber  f^eschieht,  welcher  zur 
Emüfiängnahme  befähigt  ist,  oder  demjenigen  gegenüber,  der  hierzu 
in  dessen  Namen  ermächtigt  ist; 

2.  dass  dasselbe  durch  eine  Person  erfolgt,  welche  die  Fähigkeit  be- 
sitzt, zu  zahlen; 

3.  dass  dasselbe  die  ganze  exigibele  Summe  betri£Ft,  die  fälligen 
Zinsen,  die  verauslagten  Kosten  und  einen  Betrag  für  etwa  noch 
zu  zahlende  Kosten,  um  sie  eventuell  vollständig  zu  decken; 

4.  dass  der  Fälligkeitstermin  gekommen  ist,  falls  derselbe  zu  Gunsten 
des  Gläubigers  oder  des  Gläubigers  und  des  Schuldners  gleichzeitig 
verabredet  worden  war; 

5.  dass  die  Bedingung  eingetreten  ist,  wenn  die  Schuld  eine  be- 
dingte ist; 

6.  dass  das  Zahlungsanerbieten  an  dem  für  die  Zahlung  bezeichneten 
Orte  stattlindet  oder,  falls  ein  solcher  in  der  Abrede  nicht  fest- 
gesetzt ist,  an  dem  Wohnorte  des  Gläubigers  oder  an  dem  Orte  des 
Vertrages,  gemäss  der  Bestimmung  im  Art.  931; 

7.  dass  das  Zahlungsanerbieten  vermittelst  eines  Gerichtsbeamten,  der 
einem  öflPentlicIien  Notare  beigegeben  ist,  oder  durch  den  Friedens- 
richter und  Zeugen  erfolgt. 

950-  Für  die  Rechtsgültigkeit  der  Hinterlegung  ist  es  nicht  nöthig, 
dass  sie  von  dem  zuständigen  Richter  angeordnet  worden  ist,  es  genügt: 

1.  dass  derselben  eine  Aufforderung  an  den  Gläubiger  mit  Bezeichnung 
des  Tages,  der  Stunde  und  des  Ortes,  wo  die  Sache  hinterlegt  oder 
deponirt  werden  soll,  vorhergegangen  ist; 

2.  dass  der  Schuldner  sich  der  angebotenen  Sache  entäussert  hat,  in- 
dem er  dieselbe  an  dem  durch  das  Gesetz  für  Hinterlegungen  be- 
zeichneten Orte  überliefert  hat,  und  zwar  mit  Einschluss  der  Zinsen 
bis  zum  Tage  des  gesetzmässigen  Zahlungsanerbietens. 

Im  Falle  kein  Ort  zur  Aufnahme  von  hinterlegten  Gegenständen 
bezeichnet  ist,  müssen  dieselben  einem  Nachbar  überantwortet 
werden,  welcher  rechtschaffen  und  im  Besitze  liegender  Güter  ist, 
und  von  dem  Friedensrichter  des  Wohnortes  des  Gläubigers  bestimmt 
worden  ist; 

3.  dass  ein  Protokoll,  vor  dem  betreffenden  Friedensrichter,  über  die 
Art  der  angebotenen  Sachen,  über  die  Weigerung  des  Gläubif^ers, 
dieselben  in  Empfang  zu  nehmen,  oder  über  sein  Nichterschemen 
und  endlich  über  die  Hinterlegung  oder  Deponirun^  aufgenommen  wird ; 

4.  dass,  im  Falle  der  Gläubiger  nicht  erschienen  ist,  er  von  dem  In- 
halt obiger  Verhandlung  Kenntniiiss  erhält,  indem  er  aufgefordert 
wird,  sich  in  den  Besitz  der  hinterlegten  Sache  zu  setzen. 

951.  Bei  den  durch  Indossament  übertragbaren  Obligationen  hat  der 
Schuldner  die  Befugniss,  falls  sich  der  bekannte  oder  unbekannte  Inhaber 
zur  Einziehung  der  Forderung  nach  Ablauf  von  3  Tagen  seit  dem  Verfalle 
nicht  meldet,  ohne  vorangehendes  Zahlungsanerbieten  den  betreffenden 
Betrag  bei  den  öffentlichen  Depots  an  die  Order  und  für  Rechnung  des 
Inhabers  zu  hinterlegen. 

952.  Wenn  das  Zahlungsanerbieten  und  die  Hinterlegung  als  gesetzlich 
gültig  erklärt  worden  sind,  gehen  die  entstandenen  Kosten  für  Rechnung 
des  Gläubigers. 
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953*  So  lange  die  Hinterlegiing  vom  Gläubiger  nicht  angenomni«! 
worden  ist,  kann  der  Schuldner  die  Sache  zurückziehen,  und  wenn  er  dies 
thut;  sind  seine  Mitschuldner  oder  Bürgen  nicht  befreit. 

Wenn  jedoch  der  Schuldner  schon  ein  rechtskräftiges  Urtheil  erhalten 
hat,  welches  die  Hinterlegung  als  rechtlich  gültig  erklärt,  so  kann  er  die- 
selbe nicht  einmal  mit  der  Einwilligung  des  Gläubigers,  zum  Nachtheile 
seiner  Mitschuldner  und  Bürgen,  zurückziehen. 

954.  Der  Gläubiger,  welcher  darin  eingewilligt  hat,  dass  der  Schuldner 
eine  Hinterlegung  zurückzieht,  welche  schon  durch  ein  rechtskraftiges  Ur- 
theil als  rechtlich  gültig  erklärt  worden  ist,  kann  sich  zur  Zahlung  seiner 
Forderung  nicht  der  ihm  zukommenden  Vorrechte  und  Hypotheken  beidienen ; 
es  steht  ihm  die  Hypothek  nur  seit  dem  Tage  zu,  an  welchem  die  Urkunde, 
worin  er  einwilligte,  dass  die  Hinterlegung  zurückgezogen  würde,  mit  den 
Förmlichkeiten  aufgesetzt  worden  ist,  welche  erforderlich  sind,  um  dieselbe 
zu  bestellen. 

955.  Wenn  die  geschuldete  Sache  eine  bestimmte  Species  ist,  welche 
am  Orte,  wo  dieselbe  sich  befindet,  überliefert  werden  muss,  so  muss  der 
Schuldner  den  Gläubiger  auffordern,  sie  an  sich  zif  nehmen,  indem  er  sich 
entweder  an  seinem  Wohnorte  oder  an  dem  Orte,  welcher  für  die  Erfollung 
des  Vertrages  angegeben  ist,  an  ihn  selbst  persönlich  wendet. 

Sollte  der  Gläubiger,  nach  geschehener  Aufforderung,  die  Sache  nicht 
an  sich  nehmen,  und  der  Schuldner  den  Platz,  wo  dieselbe  aufbewahrt  ist, 
zu  anderen  Zwecken  nothwendig  gebrauchen,  so  kann  er  die  gerichtliche 
Ermächtigung  erhalten,  dieselbe  an  einem  anderen  Orte  niederzulegen. 

956.  Wenn  die  geschuldete  Sache  nur  ihrem  Genus  nach  bestimmt 
ist,  so  muss  sie  der  Schuldner  in  der  Offerte  oder  dem  gerichtlichen  Zahlonga- 
anerbieten  derselben  speziell  bezeichnen  (individualisiren)  und  darauf  ver- 
fahrep,  als  ob  es  sich  um  einen  bestimmten  Gegenstand  handele  (Art.  955). 

957.  Der  Schuldner,  in  dessen  Händen  sich  eine  mit  Beschlag  belegte 
Summe  befindet,  und  der  Käufer  einer  Sache,  welche  einer  Beschlagnahme 
oder  einer  Beschränkung  unterworfen  ist,  sind  entlastet,  wenn  sie  den  Preis 
der  Sache  gerichtlich  hinterlegen,  unter  persönlicher  Vorladung  der  bekannten 
Gläubiger  und  unter  Ediktalcitation  der  unbekannten. 

Die  Ediktalcitation  schädigt  das  Recht  der  unbekannten  Gläubimr 
nicht,  welche  für  eine  bestimmte  Zeit  ein  Vorrecht  auf  die  verkaufte  Sadie 
nahen,  das  im  Gesetz  oder  im  Vertrage  festgestellt  ist,  und  zwar  so  lange, 
als  dasselbe  noch  nicht  fallig  ist. 

KAPITEL  IL 

Von  der  Kompensation. 

958*  Die  Kompensation  ist  die  gegenseitige  Befreiung  von  Schulden 
zwischen  zwei  Personen,  welche  wechselseitig  und  unter  einander  Schuld- 
ner sind. 

959.  Die  Kompensation  findet  auf  einfaches  Gebot  des  Gesetzes  ipso 
jure  statt,  selbst  ohne  Kenntniss  der  Schuldner;  die  beiden  Schulden  werden 
wechselseitig  getilgt  in  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie  beide  gleichzeitig 
vorhanden  sind,  bis  zur  entsprechenden  Höhe  ihrer  bezüglichen  Beträge. 

960*  Damit  die  Kompensation  zweier  Schulden  ipso  jure  stattfinden 
kann,  ist  erforderlich: 

1.  dass  der  Gegenstand  beider  von  derselben  Art  ist; 


2.  dass  sie  in  gleicher  Weise  liq^uide  sind; 

3.  dass  sie  in  gleicher  Weise  exigibel  sind; 
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4.  dass    sie   persönlich    denjenigen    betreffen,    der    die    Kompensation 
entgegenstellt,  nnd  denjenigen^  welchem  dieselbe  entgegengestellt  wird. 

961.  Gegenstand  der  Kompensation  können  nur  fungible  und,  falls  sie 
es  nicht  sind,  in  gleicher  Weise  unbestimmte  Sachen  sein,  wie  zum  Beispiel 
ein  Pferd  gegen  ein  Pferd. 

Selbst  bei  den  Sachen,  welche  eine  Kompensation  zulassen,  müssen 
beide  Schulden  derselben  Art  sein,  yon  gleicher  Qualität  und  Güte. 

962.  Die  Forderung  wird  für  liquide  angesehen,^  wenn  sie  binnen 
10  Tagen  bewiesen  wird,  und  für  exigibel,  wenn  die  Frist  abgelaufen  und 
die  B^ingung  erfüllt  worden  ist. 

963-  Die  Kompensation  ist  nur  bezüglich  dessen,  was  zwei  Personen 
sich  gegenseitig  schulden,  zulässig.  Die  Forderung  eines  Dritten  kann 
hierbei  nicht  berücksichtigt  werden. 

Jedoch  kann  der  Bürge  die  Kompensation  entgegenstellen,  nicht  allein 
bezüglich  dessen,  was  der  Gläubiger  ihm  persönlich  schuldet,  sondern  auch 
bezüglich  dessen,  was  dieser  dem  Hauptverpflichteten  schuldet. 

Der  solidarische  Schuldner  kann  die  Kompensation  bezüglich  dessen 
entgegensetzen,  was  der  Gläubiger  seinem  Mitschuldner  in  dem,  was  letzteren 
direkt  betrifft,  schuldet. 

Das,  was  einem  Kommissionär  durch  einen  Dritten  geschuldet  wird, 
kompensirt  sich  mit  dem,  was  der  Kommissionär  für  Rechnung  des  Kom^ 
mittenten  dem  Dritten  schuldet,  und  u^lgekehrt. 

964.  Der  Schuldner,  welcher  die  vom  Gläubiger  an  einen  Dritten 
bewirkte  Cession  seiner  Rechte  einfach  und  ohne  Widerspruch  angenommen 
hat,  kann  dem  Cessionar  gegenüber  die  Kompensation,  welche  er  vor  der 
Annahme  der  Cession  seinerseits  dem  Cedenten  hätte  entgegenstellen  können, 
nicht  beanspruchen  (Art.  563  und  565). 

Die  Cession,  welche  vom  Schuldner  nicht  angenommen,  sondern  dem- 
selben nur  mitgetheilt  worden  ist,  verhindert  nur  die  Kompensation  der 
Forderungen,  welche  erst  nach  der  Mittheilung  entstanden  sind. 

Die  Bestimmung  dieses  Artikels  ist  auf  Wechsel  und  andere  indossable 
Papiere  nicht  anwendbar. 

965.  Wenn  beide  Schulden  nicht  an  demselben  Orte  zahlbar  sind,  so 
kann  die  Kompensation  nur  dann  gefordert  werden,  wenn  die  Kosten  der 
Zahlung  bis  an  den  Ort,  wo  sie  stattfinden  muss,  vergütigt  werden. 

966.  Wenn  mehrere  kompensable  Schulden  ein  und  derselben  Person 
vorhanden  sind,  so  müssen  bei  der  Kompensation  die  gleichen  Torschriften 
befolgt  werden,  welche  nach  Art.  946  bei  der  Anrechnung  der  Zahlung 
gelten. 

967.  Die  Kompensation  kann  bezüglich  jeder  Art  von  natürlichen 
oder  juristischen  Personen  stattfinden,  welchen  Grund  die  Schulden  auch 
gehabt  haben  mögen,  mit  Ausnahme  der  folgenden  Fälle: 

1.  bei  einer  Klage  auf  Rückerstattung  einer  Sache,    deren  Besitz  dem 
Ei^enthümer  ungerechter  Weise  entzogen  worden  ist; 

2.  bei  einer  Klage  auf  Rückerstattung  eines  Depots   oder   eines  Com- 
modats; 

3.  bei  einer  Schuld,  welche  sich  nur  auf  Alimentation  bezieht; 

4.  bei  den  Verpflichtungen,  irgend  eine  Handlung  auszuführen. 

988.  Die  Kompensation  findet,  zum  Nachtheile  der  von  einem  Dritten 
schon  erlangten  Rechte,  nicht  statt.  Wenn  somit  ein  Schuldner  Gläubiger 
geworden,  nachdem  von  einem  Dritten  die  Forderung  mit  Beschlag  belegt 
worden  ist,  kann  er  die  Kompensation  zum  Nachtheile  des  Exequirenden 
nicht  entgegenstellen. 
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969.  Nach  stattgefundener  Kompensation  sind  die  Bürgen,  Pfänder 
und  sonstigen  accessori sehen  Verpflichtungen  ebenfalls  liberirt,  and  es  hon 
der  Lauf  der  Zinsen,  falls  irgend  eine  der  Schulden  dieselben  getragen  liat, 
ebenfalls  auf. 

970.  Wer  eine  durch  Kompensation  ipso  jure  getilgte  Schuld  bezahii 
hat,  kann,  auch  wenn  er  das  Recht  hat,  die  Rückgabe  dieser  nicht  schuldigen 
Zahlung  zu  fordern,  dennoch  nicht,  bei  der  Geltendmachung  seiner  Forderung, 
deren  Kompensation  er  nicht  entgegengestellt  hat,  zum  Nachtheile  eines 
Dritten  die  ihm  zustehenden  Vorrechte  und  Hypotheken  beanspruchen,  es  sei 
denn,  dass  er  einen  triftigen  Grund  nachweist,  dass  er  von  der  Forderung, 
die  er  mit  seiner  Schuld  kompensiren  musste,  keine  Kenntniss  haben  konnte. 

KAPITEL    IIL 

Vom  Erlass. 

971.  Der  Erlass  der  Schuld  ist  die  Verzichtleistung  von  Seiten  de^ 
Gläubigers  auf  die  Rechte,  welche  ihm  gegen  den  Schuldner  zustehen. 

972.  Jeder,  der  die  Fähigkeit  hat,  zu  kontrahiren,  kann  den  Erlas^ 
dessen,  was  ihm  geschuldet  wird,  bewilligen. 

Der  Erlass  kann  ein  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  sein.  Derselbe 
ist  ein  ausdrücklicher,  wenn  der  Gläubiger  erklärt,  dass  er  die  Sobald 
erlässt  oder  mit 'dem  Schuldner  vereinbart,  dass  er  dieselbe  niemals  bean- 
spruchen wird,  ein  stillschweigender,  wenn  er  irgend  eine  Handlang  aas- 
führt, welche  die  Absicht  des  Schulderlasses  vermuthen  lässt. 

973.  Die  Thatsachen,  welche  einen  stillschweigenden  Schulderlass  be- 
gründen, sind: 

1.  die  einfache  Auslieferung  des,  als  Schuldtitel  dienenden  Dokuments 
durch  den  Gläubiger  selost  an  den  Schuldner  (Art.  974); 

2.  die  Vernichtung  oder  Kassation  des,  als  Schuldtitel   dienenden  Do- 
kuments durch  6en  Gläubiger. 

Wenn  der  Gläubiger  jedoch  beweist,  dass  er  das  Dokument  der  Forde- 
rung in  vollem  Vertrauen  und  ohne  die  Absicht,  die  Schuld  zu  erlassen, 
ausgehändigt  hat,  oder  dass  es  nicht  von  ihm  selbst  oder  durch  einen  andern 
ordnungsmässig  dazu  Bevollmächtigten  übergeben  worden  ist,  oder  dass  er 
dasselbe  unvorsichtigerweise  vernichtet  hat,  so  ist  kein  Schulderlass  anzu- 
nehmen. 

974  Die  Auslieferung  der  Urkunde  eines  protokollirten  (nrotocolizado) 
Dokumentes  lässt  den  Erlass  der  Schuld  vermuthen;  sollte  der  Gläubiger 
dies  iedoch  bestreiten,  so  ist  es  Sache  des  Schuldners,  zu  beweisen,  dass 
die  Auslieferung  freiwillig  erfolgt  ist. 

975.  Die  Auslieferung  des  einfsuihen  Dokumentes  oder  der  Urkunde 
des  Titels  an  einen  der  sohdarisch  haftenden  Schuldner  bringt  die  gleiche 
Wirkung  zu  Gunsten  aller  Mitschuldner  hervor. 

976.  Der  zu  Gunsten  eines  der  solidarisch  haftenden  Mitschuldoer 
geschehene  vollständige  Erlass  der  Forderung  liberirt  auch  alle  übrigeo, 
es  sei  denn,  dass  der  Gläubiger  sich  seine  Rechte  gegen  letztere  ausdrücklich 
vorbehalten  hat,   oder  dass  dies  die  Folge   eines  Akkordes   (Art.  1628)  ist. 

Nach  stattgefundenem  Erlass  kann  der  Gläubiger  die  Schuld  nur  bean- 
spruchen, wenn  er  den  Antheil  dessen,  dem  er  sie  erlassen,  in  Abzu^ 
bringt. 

977.  Die  Auslieferung  der  als  Pfand  erhaltenen  Sache  von  Seiten  des 
Gläubigers  genügt  nicht,  um  hieraus  auf  den  Erlass  der  Hauptschuld  zu 
schliessen. 


II.    Argentmien.  191 

978.  Der  dem  Hauptschuldner  bewilligte  Erlass,  falls  derselbe  nicht 
die  Folge  eines  Akkordes  (Art.  1628)  ist,  liberirt  die  Bürgen. 

Ist  er  dem  Bürgen  bewilligt,    so  liberirt  er  den  Hauptschuldner  nicht. 
Ist  er  einem  der  Bürgen  bewilligt,    so  liberirt  er  die   übrigen  nur  im 
Falle  des  Art.  976  und  gemäss  den  dort  getroffenen   Bestimmungen. 

979.  Was  der  Gläubiger  von  einem  Bürgen  empfangen  hat,  um  ihn 
von  der  Bürgschaft  zu  befreien,  muss  auf  die  Schuld  angerechnet  werden, 
und  kommt  dem  Hauptschuldner  und  den  übrigen  Bürgen  zu  Gute. 

KAPITEL  IV. 

Von  der  Novation. 

980.  Die  Novation  ist  die  Substitution  einer  neuen  Obligation  an 
Stelle  der  alten,  welche  dadurch  erloschen  ist. 

Die  Novation  findet  auf  3  Arten  statt: 

1.  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger,   ohne  Intervention  einer  dritten 
Person,  indem  eine  neue  Obligation  an  Stelle  der  alten  gesetzt  wird ; 

2.  indem   ein  neuer  Schuldner  an  Stelle   des   früheren   tritt,    welcher 
vom  Gläubiger  entlastet  ist; 

3.  indem    auf  Grund   eines   neuen  Vertrages   ein   neuer  Gläubiger   an 
Stelle  des  früheren  tritt,  bezüglich  dessen  der  Schuldner  entlastet  ist. 

981.  Wenn  die  erste  Obligation  schon  zu  bestehen  aufgehört  hat,  als 
die  zweite  kontrahirt  wurde,  findet  keine  Novation  statt.  Die  zweite  Obli- 
gation ist  ohne  Wirkung,  falls  sie  keinen  eigenen  Grund  hat. 

982.  Die  Novation  kann  nur  zwischen  Personen  stattfinden,  welche 
die  Fähigkeit  besitzen ,  zu  kontrahiren  und  auf  ein  zu  ihren  Gunsten  ent- 
standenes Recht  zu  verzichten. 

Es  ist  wenigstens  durchaus  erforderlich,  dass  der  Gläubiger  und  der 
Schuldner  die  Eigenschaft  besitzen,  welche  sie  berechtigt,  den  etwaigen 
Wechsel,  welcher  die  zweite  Obligation  von  der  ersten  unterscheidet,  herbei- 
zuführen. 

983.  Die  Novation  wird  nicht  vermuthet.  Es  ist  nothwendig,  dass 
der  Wille,  dieselbe  stattfinden  zu  lassen,  sich  deutlich  aus  der  Unvereinbar- 
keit der  Obligationen  oder  sonst  in  anderer  Weisel  kundgiebt,  auch  wenn 
das  Wort  „Novation**  nicht  gebraucht  worden  ist. 

984.  Sollte  der  Schuldner  dem  Gläubiger  (Ordre-)  Billets  oder  Wechsel 
im  Betrage  der  geschuldeten  Summe  geben,  so  besteht  die  ursprüngliche 
Forderung  dennoch  weiter  fort,  und  der  Gläubiger  behält  die  Rechte  und 
Vorrechte,  welche  er  früher  hatte,  zusammen  mit  den  neuen  ihm  von  dem 
Schuldner  übergebenen  Grarantien. 

Sollte  der  Gläubiger  eine  einlache  Quittung  über  den  Betrag  der  Obli- 
gation ausgestellt  oder  ihre  Bezahlung  darauf  vermerkt  haben,  ohne  die  em- 
D&ngenen  Werthpapiere  oder  Wechsel  zu  erwähnen,  so  hat  dadurch  eine 
Novation  stattgefunden  und  die  ursprüngliche  Obligation  ist  erloschen 
(Art  988). 

Wenn  die  Quittung  oder  der  Zahlungsvermerk  ausdrückt,  dass  die 
Zahlung  in  (Ordre-)  Billets  oder  Wechseln  stattgefunden  hat,  so  besteht  den- 
noch die  erste  Obligation  weiter,  und  die  ausgestellte  Quittung  ist  von  der 
Bezahlung  der  Billets  oder  Wechsel  abhängig. 

985.  Die  Delegation,  durch  welche  ein  Schuldner  einem  Andern  den 
Auftrag  ertheilt,  sich  dem  Gläubiger  gegenüber  zu  verpflichten,  bewirkt  keine 
Novation,    so   lange  der  Gläubiger   nicht  ausdrücklicn    seinen  Willen  kund 
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fegeben  hat,  dass  er  den  ursprünglichen  Schuldner  von  seiner  Verbindlich- 
ejt  befreie. 

Jedoch  bedarf  die  Abgabe  dieser  Erklärung  keiner  bestimmten  Form, 
und  es  genügt,  dass  sie  die  nothwendige  Folge  der  Abrede  der  Parteien  oder 
der  Ausdrücke  sei,  deren  sie  sich  bedient  haben. 

Wenn  der  Gläubiger  den  Namen  des  neuen  Schuldners  in  seine  Hao- 
delsböcher  einträgt,  so  kommt  diese  Thatsache  der  Annahme  desselben  als 
Schuldner  gleich,  und  die  Novation  wird  als  geschehen  angesehen. 

986-  Der  Gläubiger,  welcher  in  die  Delegation  gewilligt  hat,  yerliert 
jede  Klage  gegen  den  ursprünglichen  Schuldner,  auch  wenn  der  Delegat 
zahlungsunfähig  wird,  es  sei  denn,  dass  das  Dokument  einen  ausdrückliches 
Vorbehalt  enthält,  oder  dass  sich  der  neue  Schuldner  zur  Zeit  der  Delegation 
schon  im  Falliment  befunden  hätte. 

987.  Die  Ungültigkeit  des  neuen  Schuldtitels,  der  Verlust  oder  die 
gerichtliche  Entwährung  der  in  Zahlung  gegebenen  Sache  lassen  die  Rechte, 
welche  aus  der  durch  die  Novation  erloschenen  Obligation  hervorgehen,  nicht 
wieder  neu  entstehen. 

988  Nach  erfolgter  Novation  hört  der  Lauf  der  Zinsen  auf,  und  e^ 
erlöschen  die  Pfander  und  Hypotheken  der  alten  Forderung,  falls  sie  sich 
der  Gläubiger  nicht,  ausdrücklich  in  dem  neuen  Vertrage  vorbehalten  bat 

989.  Durch  die  zwischen  dem  Gläubiger  und  einem  der  solidarisch 
haftenden  Schuldner  stattgefundene  Novation    sind  die  Mitschuldner  befreit. 

Die  mit  dem  Hauptschuldner  stattgefundene  Novation  befreit  die 
Bürgen. 

Wenn  jedoch  der  Gläubiger  im  ersten  Falle  den  Beitritt  der  Mit- 
schuldner und  im  zweiten  denjenigen  der  Bürgen  verlangt  hat.  so  besteht 
die  alte  Forderung  weiter,  wenn  die  Mitschuldner  oder  Bürgen  sich  weigern 
sollten,  der  neuen  Vereinbarung  beizutreten. 

990.  Der  Schuldner,  welcner  einen  neuen  Gläubiger  angenommen  hat. 
kann  gegen  diesen  nicht  die  Einreden  vorbringen,  welche  nur  den  ersten  be- 
sonders betroffen  haben  (Art.  563  und  Ö6ö). 

KAPITEL  V. 
Von  der  Eonfusion. 

991.  Die  Konfusion  ist  die  Vereinigung  der  Rechte  des  Gläubigers 
und  der  Pflichten  des  Schuldners  in  ein  und  derselben  Person. 

992.  Die  Konfusion,  welche  in  der  Person  des  Hauptschuldners  statt- 
findet, kommt  den  Bürgen  zu  gut. 

Diejenige,  welche  in  der  Person  des  Bürgen  stattfindet,  bewirkt  deshalb 
die  Tilgung  der  prinzipalen  Obligation  nicht 

Diejenige,  welche  in  der  Person  des  Gläubigers  stattfindet,  kommt  den 
solidarisch  haftenden  Mitschuldnern  nur  für  den  Theil  zu  gute,  für  welchen 
er  früher  selbst  Schuldner  war. 

KAPITEL  VI. 

Von  dem  Verluste  der  Sache. 

993*  Wenn  die  bestimmte  und  bezeichnete  Sache,  der  Gegenstand  der 
Obligation,  zu  Grunde  geht,  extra  commercium  kommt  oder  verloren  geht, 
oder  wenn  die  Ausführung  der  versprochenen  Handlung  unmöglich  wird, 
und  zwar  ohne  Schuld  des  Verpflichteten  und  bevor  derselbe  in  Verzag  ge- 
rathen  ist,  so  erlischt  die  Obligation. 
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Sollte  der  Schuldner,  selbst  im  Falle,  dass  er  in  Verzug  gerathen  ist, 
sich  nicht  für  die  etwaigen  Zufälle  verpflichtet  haben,  so  erlischt  die  Obli- 
gation, falls  die  Sache  in  Händen  des  Gläubigers  ebenfalls  zu  Grunde  ge- 
gangen wäre,  wenn  er  sie  ihm  überliefert  hätte. 

Der  Schuldner  muss  den  unvorhergesehenen  Zuüalh  auf  den  er  sich 
stützt,  nachweisen. 

Auf  welche  Art  auch  die  gestohlene  oder  geraubte  Sache  zu  Grunde 
oder  verloren  gegangen  ist,  so  wird  durch  ihren  Verlust  der  Räuber  doch 
nie  von  der  Rückerstattung  des  Preises  befreit. 

994.  Wenn  die  Sache  ohne  Schuld  des  Verpflichteten  zu  Grunde  oder 
verloren  gegangen  oder  extra  commercium  gekommen  ist,  so  gehen  die 
Rechte  oder  Klagen,  welche  bezüglich  derselben  zustehen  konnten,  auf 
den  Gläubiger  über. 

995.  Die  Bestimmung  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  Obligationen  bezüglich  der  Gattung  oder  der  Quantität; 
hierbei  trägt  immer  der  Schuldner  den  Verlust. 

996.  Wenn  der  Verlust  der  Sache  durch  Schuld  von  Seiten  des 
Schuldners  eingetreten  ist,  oder  wenn  derselbe  in  der  Erfüllung  der  Obli- 
gation säumig  gewesen  ist  oder  die  unvermutheten  Zufälle  übernommen  hat, 
so  besteht  die  Obligation  fort  und  verwandelt  sich  in  diejenige,  alle  Schäden 
und  Nachtheile  bezahlen  zu  müssen  (Art.  210  flgd.). 

KAPITEL  Vn. 
Von  der  Verjährung. 

997.  Die  Verjährung  ist  eine  Art,  Eieenthum  zu  erwerben,  oder  ein 
Mittel,  von  der  Verpflichtung  befreit  zu  werden. 

Im  ersten  Falle  wird  das  Eigenthum  erworben  durch  den  fortgesetzten 
Besitz,  durch  die  Zeit,  und  zwar  mit  den  durch  das  Gesetz  bezeichneten 
Erfordernissen. 

Im  zweiten  wird  das  Recht  zur  Klage  verloren,  wenn  in  der  durch 
das  Gesetz  bezeichneten  Frist  kein  Gebrauch  von  demselben  gemacht  wird. 
Zu  dieser  Art  von  Verjährung  genügt  der  einJEU^he  Ablauf  der  Zeit,  ohne 
dass  ein  Titel  oder  guter  Glaube  nöthig  ist. 

998.  Auf  die  Verjährung  kann  nicht  im  Voraus  verzichtet  werden, 
wohl  aber  auf  die,  welche  schon  eingetreten  ist. 

Der  Verzicht  kann  ein  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  sein. 
Der  stillschweigende  entspringt  aus  Handlungen,  welche  das  Aufgeben 
des  erworbenen  Rechtes  vermuthen  lassen. 

999.  Die  Veijährung  kann  in  jedem  Stadium  des  Prozesses,  in  erster 
und  zweiter  Instanz,  entgegengesetzt  werden,  wenn  nicht  ein  ausdrücklicher 
oder  stillschweigender  Verzicht  vorliegt  (Art.  998). 

Die  Richter  können  nicht  von  Amtswegen  den  Einwand,  welcher  sich 
auf  die  Verjährung  stützt,  geltend  machen. 

1000.  Die  Bürgen  und  alle  übrigen  Personen,  welche  ein  Interesse 
daran  haben,  dass  die  Veijährung  eingetreten  ist,  können  dieselbe  einwenden, 
auch  wenn  der  Schuldner  auf  dieselbe  verzichtet  hat. 

1001.  Alle  in  diesem  Gesetzbuche  zur  Einleitung  einer  Klage  oder 
Vornahme  irgend  einer  anderen  Massregel  angegebenen  Fristen  sind  Noth- 
fristen  und  können  nicht  verlängert  werden,  ohne  dass  gegen  ihre  Versäum- 
niss  die  Rechtswohlthat  der  Wiedereinsetzung  in  den  früheren  Stand,  selbst 
nicht  zu  Gunsten  Minderjähriger,  beansprucht  werden  kann. 

Ausser  den,    in  diesem  Gesetzbnche    schon  in  verschiedenen  Artikeln 
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(Art.  175,    546,   547  u.  s.  w.)    angegebenen  Veijährungsfallen   findet  auch 
eine  Venährung  in  den  Fällen  statt,  welche  die  folgenden  Artikel  behandeln. 

1002.  Alle  Klagen,  welche  aus  Handelsverbindlichkeiten  herrühren, 
mögen  letztere  vermittelst  öffentlicher  oder  privater  Urkunde  eingingen 
sein,  verjähren*,    wenn  sie  nicht  in  20  Jahren  geltend  gemacht  woraen  sind. 

1003.  Es  verjähren  in  4  Jahren: 

1.  die  Klagen,  welche  aus  Wechseln  oder  anderen  indossablen  Papieren 
herrühren,  falls  keine  Verurtheilung  erfolgt  ist  oder  die  Schuld 
nicht  in  einer  besonderen  Urkunde  anerkannt  worden  ist  (Art.  1002). 

Die  4  Jahre  zählen  vom  Datum  des  Protestes  an  und,  in  £^ 
mangelung  desselben,  vom  Datum  des  Verfalls,  nach  den  Bestim- 
mungen des  Art.  843,  und  vom  Datum  des  Urtheils  an,  nach  den- 
jenigen des  Art.  1542; 

2.  die  Klagen  eines  Dritten  geg^  die  Gesellschafter,  welche  nicht 
Liquidatoren  sind,  gegen  ihre  Wittwen,  Erben  oder  Nachfolger,  falls 
sie  nicht  schon  aus  einem  andern  Recbtsgrunde  verjährt  sind,  und 
mit  Ausnahme  der  Fälle,  in  welchen  solche  Klagen  von  andern  ab- 
hängen, welche  rechtzeitig  geltend  gemacht  worden  sind.  Die 
4  Jahre  werden  von  dem  lage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Auf- 
hebung des  Gesellschafibsvertrages  in  das  öffentliche  Handelsregister 
eingetragen  worden  ist. 

Die  Klagen  der  Gesellschafter  gegen  einander  und  gegen  die 
Li(][uidatoren  verjähren  in  derselben  Zeit,  wenn  gegen  die  Liqui- 
dation, binnen  10  Tagen  nach  erfolgter  Mittheilung  an  die  Gesell- 
schafter, kein  Widerspruch  erhoben  worden  ist  (Art.  504); 

3.  die,  durch  übergebene  und  angenommene  Kontokorrente  nachge- 
wiesenen oder  durch  Rechnungen  von  Verkäufen  festgestellten  oder 
als  festgestellt  geltenden  Schulden  (Art  557).  Die  Verjährungsfrist 
läuft  vom  Datum  der  betreffenden  Rechnungen; 

4.  die  Zinsen   des  geliehenen  Geldes   und  im  Allgemeinen  jede  fällige 
'  Rate  von  Jahreszahlungen  oder  Zahlungen  in  noch  kürzeren  perio- 
dischen Fristen.     Die  Verjährungsfrist  lauft  von  der  letzten  Zanlang 
oder  der  Prästation  an; 

5.  die  Klage  auf  AnnuUirung  oder  Aufhebung  eines  Vertrages,  in  allen 
Fällen,  in  denen  sie  sich  nicht  durch  eine  besondere  Verfugung  auf 
eine  kürzere  Zeit  beschränkt. 

Die  4  Jahre  laufen,  im  Falle  einer  gewaltthätigen  Handlung,  tod 
dem  Tage,  an  welchem  diese  aufhörte,  und,  im  Falle  von  Irrthum 
oder  Betrug,  von  dem  Tage,  an  welchem  diese  stattfanden. 

1004.  Das  Recht,  die  Zahlung  fiir  Waaren  zu  fordern,  welche  ohne 
ein  schriftliches  und  vom  Schuldner  unterschriebenes  Dokument  anvertraut 
worden  sind,  mag  derselbe  Kaufmann  sein  oder  nicht,  verjährt  in  2  Jahren, 
wenn  der  Schuldner  im  Staate,  und  in  4  Jahren,  wenn  er  ausserhalb  des« 
selben  seinen  Wohnsitz  hat. 

Die  Klage  auf  Erfüllung  einer  Handels  Verpflichtung,  die  nur  dui'di 
Zeugen  bewiesen  werden  kann,  verjährt  in  2  Jahren. 

1005.  Die  Klagen,  welche  aus  Bodmereidarlehen  oder  Versicherungs- 
policen hervorgehen,  verjähren  in  1  Jahre,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
welchem  die  Verpflichtungen  exigibel  geworden  sind  (Art.  1282  No.  8,  1290 
und  1391),  falls  sie  im  Staate  eingegangen,  und  in  3  Jahren,  wenn  sie 
ausserhalb  desselben  kontrahirt  woraen  sind. 

1006.  Es  verjähren  in  1  Jfdire: 

1.  die  Klage  der  Handwerker,  Handlungsgehulfen,  Lohnarbeiter,  welche 
ihre  Arbeit  auf  1  Jahr  verdungen  haben; 
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2.  die  Klagen  anter  den  an  der  gemeinschaftlichen  Havarie  Betheiligten, 
falls  nicht  ihre  Regulirnng  und  verhältnissmässige  Vertheilung 
binnen  1  Jahre  stattgefunden  hat,  Ton  dem  Ende  der  Reise  an  ge- 
rechnet, bei  welcher  der  Verlust  eingetreten  ist; 

3.  die  Klage  auf  Auslieferang  der  Ladung  oder  wegen  an  derselben 
vorgekommener  Schäden,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 
die  Reise  beendigt  worden  ist; 

4.  die  Klagen  wegen  Einziehung  der  Frachtgelder,  Liege-  und  Ueber- 
liegegelder,  von  dem  Tage  der  Ablieferung  der  Ladung  an  ge- 
rechnet; 

ö.  das  Gehalt  und  die  Lohnforderungen  der  Mannschaft,  von  dem  Tage 
an  gerechnet,  an  welchem  die  Reise  beendigt  worden  ist; 

6-  die  Klagen,  welche  Vorräthe,  die  zur  Verproviantirung  eines  Schiffes 
bestimmt  sind,  oder  Lebensmittel  betrenen,  welche  auf  Befehl  des 
Kapitains  den  Matrosen  geliefert  sind,  von  dem  Tage  der  Lieferung 
an  gerechnet,  wenn  innerhalb  des  Jahres  das  Schiff  in  dem  Hafen, 
wo  die  Schuld  kontrahirt  ist,  während  14  Tagen,  von  der  letzten 
Lieferung  an  gerechnet,  vor  Anker  gelegen  hat. 

Ist  dies  nicnt  der  Fall,  so  behält  der  Gläubiger  seine  Klage  auch 
nach  Ablauf  des  Jahres  auf  die  Dauer  von  14  Tagen,  nachdem  das 
Schiff  von  Neuem  in  demselben  Hafen  geankert  hat. 

1007.  Es  verjähren  in  6  Monaten: 

1«  die  Klage  der  Gastwirthe  und  Gasthofbesitzer  in  Betreff  der  ge- 
leisteten Bewirthung  ihrer  Gäste; 

2.  diejenige  der  Handwerker,  Lohnarbeiter  und  Diener,  welche  monata- 
weise  ihre  Dienste  verdungen  haben. 

1008.  Die  Verjährung  in  den  Fällen  der  Art.  1006  No.  1.  3  und  flgd, 
und  Art.  1007  findet  auch  statt,  selbst  wenn  die  Dienste,  Arbeiten,  Lieie- 
rangen  oder  Leistungen  fortgesetzt  werden. 

Sie  hört  nur  dann  zu  laufen  auf,  wenn  eine  ordnungsmässige  Rech- 
nung, ein  Verpflichtungsdokument  oder  eine  gerichtliche  Vorladung  erfolgt 
(Art,  1002). 

1009.  Derjenige,  dem  gegenüber  der  Einwand  der  Verjährung  in  den 
Fällen  der  Art.  1006  und  1W)7  erhoben  wird,  kann  den  Eid  der  Gegen- 
partei zuschieben,  um  festzustellen,  ob  die  Sache  wirklich  bezahlt  worden  ist. 

Der  Eid  kann  den  Wittwen  und  den  Erben  oder  den  Vormundern 
dieser  letzteren,  falls  sie  minderjährig  sind  oder  ihnen  die  Ausübung  ihrer 
Rechte  gerichtlich  entzogen  ist,  zugeschoben  werden,  damit  sie  erklären,  ob 
es  ihnen  bekannt  ist,  dass  die  Sache  geschuldet  wird. 

1010'  Die  Veijährung  wird  durch  jede  der  folgenden  Massregeln 
unterbrochen : 

1.  durch  Anerkenntniss,  welches  der  Schuldner  bezüglich  des  Rechtes 
desjenigen,  gegen  welchen  die  Verjähiung  läuft,  durch  Erneuerung 
des  Rechtstitels  oder  Vornahme  einer  Novation  gewährt; 

2.  darch  gerichtliche  Anberaumung  eines  Termins,  die  demjenigen,  der 
die  Verjährung  geltend  macht,  mitgetheilt  worden  ist. 

Die  gerichtliche  Terminsbestimmung  unterbricht  die  Verjährung, 
selbst  wenn  sie  von  einem  unzuständigen  Richter  verfügt  wor- 
den ist; 

3.  durch  gerichtlichen  Protest,  welcher  dem  Schuldner  persönlich  zu- 

Sestellt  worden  ist,  oder  durch  Ediktalcitation  an  den  Abwesenden, 
essen  Wohnsitz  nicht  bekannt  ist. 

Die  unterbrochene  Verjährung  föngt  von  Neuem  an  zu  laufen : 
iin   ersten  Falle  vom  Datum  des  Anerkenntnisses,    der  Erneuerung 
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des  KechtRtitels  oder  der  NovatioD;  im  zweiten  vom.  Datum  des 
letzten  gerichtlichen  Schrittes,  welcher  in  Fol|^  der  gerichtlichen 
Anberaumung  des  Termins  gethan  worden  ist;  im  dritten  yom  Dar 
tum  der  Protestzustellung  oder  der  Veröffentlichung  des  Protestes 
in  den  Zeitungen. 

1011.  Die  gemäss  dem  vorhergehenden  Artikel  bewirkte  gerichtliche 
Aufforderung  an  einen  der  solidarisch  haftenden  Schuldner,  oder  sein  An- 
erkenntniss,  unterbricht  die  Verjährung  allen  übrigen  Schuldnern  und  sellyst 
den  Erben  gegenüber. 

Die  gerichtliche  Aufforderung  an  einen  der  Erben  eines  solidarisch 
haftenden  Schuldners  oder  das  Anerkenntniss  dieses  Erben  unterbricht  die 
Verjährung  bezüglich  der  übrigen  Erben  nicht,  es  sei  denn,  dass  die  Obh- 
gation  eine  untheubare  ist 

Diese  Aufforderung  oder  dies  Anerkenntniss  unterbricht  die  Verjährung 
nur  bezüglich  des  Theiles,  zu  welchem  dieser  Erbe  verpflichtet  ist,  indem 
sie  in  Betreff  der  anderen  weiterläuft. 

1012.  Die  an  den  Hauptschuldner  gerichtete  Aufforderung  oder  sein 
Anerkenntniss  unterbricht  die  Verjährung  dem  Bürgen  gegenüber. 

1013.  Die  zur  Zeit  der  Publikation  dieses  Gesetzbuches  schon  begon- 
nenen Verjährungen  werden  nach  den  alten  Gesetzen  beurtheilt. 

Jedoch  sind  die  schon  laufenden  Verjährungen,  zu  deren  Vollendung 
nach  den  alten  Gesetzen,  von  der  Veröffentlichung  an  gezählt,  mehr  als 
20  Jahre  noth wendig  wären,  nach  Verlauf  von  20  Jahren  als  konsomirt  an- 
zusehen (Art.  1002). 


Buch  in. 

Von   den  Rechten  und  Pflichten,  welche  die   Schiff- 
fahrt betreffen. 

TITEL  I. 
Von  den  SohifFen/) 

1014.  Die  Schiffe  werden  in  Ansehung  aller  rechtlichen  Wirkungen 
als  bewegliche  Sachen  angesehen,  &lls  sich  nicht  in  diesem  Gesetzbache 
eine  ausoräckliche  Modifikation  oder  Beschränkunj;  hierüber  findet. 

1015.  Die  Schiffe  werden  in  derselben  Weise  erworben,  wie  solche 
für  die  Erwerbung  von  Gegenständen  festgesetzt  ist,  die  in  commercio  sind. 

Jedoch  kann  das  Eigenthum  eines  Schiffes  oder  Fahrzeuges  von  mehr 
als  6  Tonnen  Gehalt  nur  vermittelst  einer  schriftlichen  Urkunoe,  im  Ganzen 
oder  zum  Theil,  übertragen  werden.  Diese  Urkunde  ist  in  ein  besonderes 
zu  diesem  Zwecke  bestimmtes  Register  einzutragen. 

1016.  Das  Eigenthum  von  Fahrzeugen ,  welche  Bürgern  des  Staates 
gehören  und  im  Auslande  an  Ausländer  verkauft  worden  sind,  wird  nach 
den  Gesetzen  und  Gebräuchen  des  Vertragsortes  übertragen« 


1)  Abweichend  vom  Spanischen  H.G.B.  (Tit.  1  £achIII)  „buques^  nicht 
»naves^  genannt. 
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1017*  In  dem  Verkauf  eines  Schiffes  wird  die  ^anze  zugehörige 
Takelage,  welche  an  Bord  vorhanden  ist,  als  mit  einbegriffen  yerstanden, 
auch  wenn  dies  nicht  ausgedrückt  ist,  es  sei  denn,  dass  eine  besondere  ent- 
gegenstehende Abrede  getroffen  ist. 

1018.  Wenn  ein  Schiff,  welches  sich  zur  Zeit  auf  der  Reise  befindet, 
veraussert  wird,  so  stehen  dem  Käufer  unverk&rzt  die  Frachtgelder  zu, 
weiche  auf  derselben  Reise  verdient  werden,  seit  das  Schiff  seine  letzte 
Ladung  aufgenommen  hat. 

^  Sollte  aber  das  Schiff  zur  Zeit  der  Yeräusserung  in  den  Hafen  seiner 
Bestimmung  schon  eingelaufen  sein,  so  kommen  die  Frachtgelder  dem  Ver- 
käufer zu;  indessen  es  können  die  Betheilifften,  sowohl  in  dem  einen,  als 
auch  in  dem  anderen  Falle,  über  •  diesen  TPunkt  Abreden  treffen,  welche 
ihnen  ^t  scheinen. 

1019.  Der  Besitz  eines  Schiffes,  ohne  Erwerbstitel,  ^ebt  dem  Besitzer 
mcht  das  Eigenthum,  möge  die  Zeit,  welche  verflossen  ist,  sein,  welche 
sie  wolle. 

1020.  Bas  Eigenthum  der  Schiffe,  im  Falle  des  freiwilligen  Verkaufes, 
mag  derselbe  im  Staate  oder  im  Auslande  erfolgt  sein,  wird  dem  Käufer 
nur  mit  allen  ihren  Lasten  und  mit  Vorbehalt  der  in  den  Art.  1021,  1022 
und  1023  angegebenen  Rechte  und  Vorrechte  übertragen. 

1021.  Im  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  sind  bevorrechtig: 

1.  die  Lohnforderungen  für  geleisteten  Beistand  und  diejenigen  f&r 
Rettung  (Art.  1462)  und  die  Lootsengelder; 

2.  die  Hsfengebühren; 

3.  die  Löhne  der  Depositare  und  die  für  die  Bewachung  des  Schiffes  nö- 
thigen  Kosten; 

4.  die  Miethsgelder  für  die  Lagerräume,  in  welchen  die  Ausrüstungs- 
gegenstände und  Schiffsbedür&isse  niedergel^t  worden  sind; 

5.  die  Gehaltforderungen  des  Kapitains,  der  Omziere  und  der  Mann- 
schaft; 

6.  die  Zahlung  f^  die  Segel,  Taue,  und  die  übrigen  nothwendigen  Ge- 

fenstände,  sowie  die  Kosten  der  Erhaltung  und  Ausbesserung  des 
chiffes  und  seiner  Ausrüstungsgegenstände; 

7.  die  dem  Kapitain  geliehenen  oder  für  seine  Rechnung  zu  dem  Be- 
darf des  Schiffes  gezahlten  Summen,  sowie  die  Rückforderung  des 
Preises  derjenigen  Waaren,  welche  derselbe  zur  Deckung  der  obeau 
erwähnten  Schulden  hatte  verkaufen  müssen  und  schliesslich  die 
Hauptsumme  und  die  Prämie  der  auf  Bodmerei  entnommenen  Gelder. 

Die  in  den  No.  1,  2,  5,  6  und  7  aufgeführten  Schulden  gemessen 
nur  insoweit  ein  Vorrecht,  als  sie  auf  Grund  der  letzten  Reise  des 
Schiffes  kontrahirt  worden  sind,  und  zwar: 

die  in  den  No.  1,  2  und  7  erwähnten,  wenn  sie  während  der 
Reise  kontrahirt  worden  sind; 

die  in  den  No.  5  und  6  erwähnten,  wenn  sie  in  der  Zeit  von 
dem  Tage  an,  an  welchem  das  Schiff  im  Stande  war,  seine  Reise 
anzutreten,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  seine  Reise  als  beendigt 
anzusehen  ist,  kontrahirt  worden  sind. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  die  Reise  21  Tage  nach  Ankunft  des 
Schiffes  an  seinem  Bestimmungsorte  als  vollendet  angesehen,  und 
früher,  nachdem  die  letzten  Waaren  gelöscht  worden  sind. 
Die  in  den  No.  3  ttnd  4  erwähnten  Schulden  geniessen  das  Vor- 
recht, wenn  sie  von  dem  Tage  an,   an  welchem  das  Schiff  in  den 
Hafen  eingelaufen  ist,    bis  zu  demjenigen  des  Verkaufes  kontrahirt 
worden  sind; 
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8.  die  Kosten  der  nöthigen  Wiederinstandsetzang  des  Schiffes  and  seiner 
Ausrüstungsgegenstände  während  der  letzten  3  Jahre,  vom  Tage  der 
Beendigung  der  Ausbesserung  an  gerechnet,  welche  nicht  zu  den  in 
No.  6  erwähnten  gehören; 

9.  die  von  der  Erbauung  des  Schiffes  herrührenden  Schulden  und  die 
in  den  letzten  3  Jahren  fallig  gewordenen  Zinsen; 

10.  die  auf  den  Rumpf  des  Schiffes  und  die  Takelage  für  die  Schiffs- 
bedürfnisse, Armirung  und  Zurüstung  in  Bodmerei  entnonmienen 
Gelder,  wenn  der  Vertrag  vor  der  Ausfahrt  des  Schiffes  aus  dem 
Hafen,  in  welchem  diese  Verpflichtungen  kontrahiri  worden  sind, 
abgeschlossen  und  unterzeichnet  worden  war; 

11.  die  Prämie  der  für  die  letzte  Reise  auf  Rumpf,  Kiel«  Takelwerk, 
Lebensmittel^  Armirung  und  Zurüstung  des  Schiffes  abgeschlossenen 
Versicherungen; 

12.  die  Entschädigung,  welche  den  Verladern  wegen  unterlassener  Aus- 
lieferung der  Waaren  und  wegen  Rückerstattung  der  durch  die  Schuld 
des  Eapitains  oder  der  Mannschaft  erlittenen  Havarie  geschuldet  wird. 

1Q22.  Die  im  yorhergehenden  Artikel  erwähnten  Forderungen  haben 
untereinander  das  Vorrecht  nach  der  Reihenfolge  der  Nummern,  unter  welchen 
sie  aufgeführt  sind. 

Die  in  ein  und  derselben  Nummer  angeführten  theilen  unter  einander 
pro  rata;  wenn  Jedoch  bei  Fortsetzung  der  Reise  Schulden  der  nämlichen 
Art  in  andern  Häfen  oder  in  demselben  Hafen,  falls  das  Schiff,  nachdem  es 
schon  abgefahren  war,  zu  demselben  hat  wieder  zurückkehren  müssen,  kon- 
trahirt  worden  sind,  so  haben  die  später  kontrahirten  Schulden  das  Vo^ 
recht  vor  den  firüheren. 

1023.  Hinter  den  im  Art.  1021  erwähnten  Forderungen  sind  ebenMs 
bevorrechtigt: 

1.  der  nicht  bezahlte  Kaufpreis  des  Schiffes,  nebst  den  für  die  letzten 
2  Jahre  schuldigen  Zinsen; 

2.  der  Betrag  anderer  Forderungen  nebst  den  betreffenden  Zinsen,  mit 
deren  Zahlung  das  Schiff  ausdrücklich  belastet  worden  ist,  mag  das- 
selbe schon  in  den  Besitz  des  Gläubigers  oder  eines  Dritten  über- 
gegangen sein  oder  nicht. 

Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Forderungen  haben  nur  dann  ein 
Vorrecht^  wenn  dieselben  in  einem  schriftlichen,  in  das  öffentliche  Handels- 
register eingetragenen  Dokumente  mit  bestimmtem  Datum  stipulirt  worden 
sind.  Die  Keihenfolge  dieser  Vorrechte  ist  nach  der  Priorität  im  Register 
zu  bestimmen. 

1024.  Die  in  den  Art.  1021  und  1023  erwähnten  Vorrechte  erlöschen, 
wenn  das  einem  andern  übertragene  Schiff  während  60  Tagen  nach  seiner 
Abfahrt  vom  Hafen,  unter  dem  Namen  und  für  Rechnung  des  neuen  Eigen- 
thümers,  gefahren  ist,  ohne  dass  die  bevorrechtigten  Gläubiger  protestirt 
haben.  Der  Protest  kommt  nur  demjenigen  Gläubiger  zu  Gute,  welcher  ihn 
erhoben  hat. 

Sollte  ein  Schiff  während  der  Reise  verkauft  werden,  so  behalten  die 
privilegirten  Gläubiger  ihre  Rechte  unversehrt,  bis  6  Monate  nach  der 
Rückkehr  des  Schiffes  in  den  Hafen  seines  Beilbriefes. 

1025.  Bei  den  gerichtlichen  Verkäufen  von  Schiffen  müssen  dieselben 
Vorschriften  befolgt  werden,  die  bei  Versteigerung  von  Immobilien  gelten, 
indem  besagte  Verkäufe,  ausser  durch  Anheftung  der  gerichtlichen  Besannt- 
machangen  an  den  öffentlichen  Orten,  durch  3  Inserate,  welche  in  die  Zei- 
tungen   des  Verkaufi-ortes  und,   falls   in   diesem  keine  vorhanden   sind,  in 
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diejenigen  des  nächstliegenden  Ortes,  mit  einem  Zwischenraum  von  je  8  Tagen, 
eingerückt  werden  müssen,  anzuzeigen  sind. 

Bei  den  gerichtlichen  Verkäufen  hört  jede  Haftung  des  SchiflFes  zu 
Gunsten  der  Gläubiger  vom  Tage  des  Zuschlags  an  auf,  mögen  ihre  Vor- 
rechte sein,  welche  sie  wollen. 

Das  Vorrecht  bezüglich  des  Preises  kann  in  der  in  den  Art.  1021 
und  1023  vorgeschriebenen  Reihenfolge  ausgeübt  werden,  jedoch  mit  der 
Massgabe,  dass  die  Gerichtskosten  vor  allen  bevorrechtigten  Gläubigem  den 
Vorzug  haben  (Art.  1697  und  1698). 

1026.  Im  Falle  eines  Falliments  oder  der  Zahlungsunfähigkeit  des 
Schiffseigners  haben  alle  Ansprüche  und  Forderungen  zu  Lasten  des  Schiffes, 
bei  denen  die  in  den  Art.  1021  und  1023  vorgeschriebenen  Eigenschaften 
zutreffen,  bezüglich  des  Verkaufspreises  das  Vorrecht  vor  denjenigen  aller 
übrigen  Gläubiger  der  Masse  (Art.  1698  No.  7). 

1027.  Der  Verkäufer  eines  Schiffes  ist  verpflichtet,  dem  Käufer  eine 
unterzeichnete  Aufstellung  aller  bevorrechtigten  Forderungen,  denen  das  Schiff 
unterworfen  ist  (Art.  1021  und  1023)  zu  übergeben;  dieselbe  muss  in  di^ 
Verkaufsurkunde  eingetragen  werden.  Der  Mangel  der  Aufzeichnung  irgend 
^iner  bevorrechtigten  Forderung  begründet  die  Vermuthung  der  böswilligen 
Absicht  von  Seiten  des  Verkäufers. 

1028.  So  lange  die  Haftung  Jm-  die  in  den  Art.  1021  und  1023  an- 

feführten  Verpflichtungen  dauert,  kann  das  Schiff  in  jedem  Hafen  des 
taates,  wo  es  sich  befindet,  auf  Antrag  der  Gläubiger,  welche  ihre  Titel  in 
ordnungsmässiger  Form  vorlegen,  mit  Beschlag  belegt  werden.  In  Ab- 
wesenheit des  Eigenthümers  oder  des  Rheders,  muss  unter  Vorladung  und 
Vernehmung  des  Kapitains  zur  gerichtlichen  Versteigerung  geschritten 
werden. 

1029.  Kein  Schiff  kann,  es  sei  denn  im  Hafen  seines  Beilbriefes, 
auf  Grund  einer  nicht  bevorrechtigten  Forderung  detinirt  oder  mit  Beschlag 
belegt  werden. 

Selbst  im  Hafen  seines  Beilbriefes  kann  es  nur  in  denjenigen  Fällen 
detinirt  oder  mit  Beschlag  belegt  werden,  in  welchen  die  Schuldner  nach 
den  allgemeinen  Gesetzen  die  Verpflichtung  haben,  durch  festes  Besitzthum 
Bürgschaft  zu  leisten,  und  nachdem  die  betreffenden,  gerichtlichen  Klagen 
angestrengt  sind* 

1030.  Kein  befrachtetes  und  zur  Abfahrt  fertiges  Schiff  kann  wegen 
Schulden  seines  Eigenthümers  oder  Rheders  detinirt  oder  mit  Beschlag  be- 
legt werden,  welches  auch  die  Art  und  das  Vorrecht  dieser  Schulden  sein 
mag,  es  sei  denn,  dass  sie  zur  Zurüstung  und  Verproviantirung  des  Schiffes 
für  jene  Eeise,  aber  nicht  für  eine  frühere  oder  mehrere  frühere  kontrahirt 
worden  sind. 

Selbst  in  diesem  Falle  hört  die  Wirkung  der  Beschlagnahme  auf,  wenn 
ein  bei  der  Fahrt  Betbeiligter  genügende  Bürgschaft  dafür  bestellt,  dass  das 
Schiff  nach  Beendigung  der  Reise  nach  dem  Haien  zurückkehren,  oder  dass 
er,  im  Falle  dies  wegen  irgend  eines  Zufalles,  wenn  auch  eines  unverschul- 
deten, oder  durch  höhere  Gewalt  nicht  geschehen  kann,  die  eingeklagte 
Schuld,  soweit  sie  rechtsgültig  ist,  bezahlen  wird. 

1031.  Die  ausländischen  Schiffe,  welche  in  den  Häfen  des  Staates 
vor  Anker  liegen,  können,  selbst  wenn  sie  keine  Ladung  haben,  wegen 
Schulden,  die  nicht  im  Staatsgebiete  und  zum  Nutzen  der  Schiffe  oder  ihrer 
Ladungen  selbst  kontrahirt  worden  oder  im  Staate  zahlbar  sind,  weder 
detinirt,  noch  mit  Beschlag  belegt  werden. 

1032.  Wegen  Privatschulden  eines  Mittheil habers  am  Schiffe  kann 
dasselbe  nicht  detinirt,  mit  Beschlag  belegt,  noch  gerichtlich  im  Ganzen  ver- 
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Steigert  werden;  das  Verfahren  muss  sich  vielmehr  auf  den  Antheil  des 
Schuldners  an  demselben  beschränken,  ohne  dass  dies  eine  Störung  der 
Fahrt  des  SchiflFes  veranlassen  darf,  sofern  die  übrigen  Mittheilhaber  für  den 
Theil,  welcher  dem  Mittheilhaber,  nach  Beendigung  der  Fahrt,  zukommen 
könnte,  genügende  Bürgschaft  leisten. 

1033.  Wenn  ein  Schiff  mit  Beschlag  belegt  worden  ist,  muss  ein  ge- 
naues Inventar  seines  gesammten  Takelwerks  und  seiner  Vorräthe  aufgestellt 
werden,  falls  diese  dem  Schiffseigner  gehören. 


TITEL  IL 

Von  den  Schiffseignern^),  Theilhabern  und  Korrespondent- 

rhedern.*) 

1034.  Das  Eigen thum  von  Handelsschiffen  kann  ohne  Unterschied  auf 
jeden  übergehen,  der  nach  den  allgemeinen  Gesetzen  die  Fähigkeit,  etwas  zu 
erwerben,  besitzt;  aber  die  Expedition  muss  nothwendigerwöise  unter  dem 
Namen  und  der  direkten  Verantwortlichkeit  eines  theilhabenden  Eigen- 
thümers  oder  Rheders,  welcher  die  zum  Handelsbetriebe  (Art.  8  flgd.)  er- 
forderlichen Eigenschaften  hat,  zur  Ausitihrung  kommen. 

1035.  Wenn  die  Mittheilhaber  von  dem  Schiffe  gemeinschaftlich  Ge- 
brauch machen,  so  ist  diese  Gesellschaft  den  allgemeinen,  für  Handelsgesell- 
schaften (Buch  II  Titd  ni)  aufgestellten  Vorschriften  unterworfen,  mit 
Ausnahme  der  im  gegenwärtigen  Titel  enthaltenen  Bestimmungen. 

1036*  Die  Meinung  der  Majorität  der  Interessenten,  dem  Werthe  nach, 
überwiegt  diejenige  der  Minorität,  auch  wenn  letztere  durch  die  grössere  Anzahl 
von  Gesellscnattern  vertreten  wird  und  erstere  nur  durch  einen  einzigen. 

Die  Stimmen  werden  nach  der  Vorschrift  des  Art.  474  berechnet. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos,  es  sei  denn^ 
dass  die  Gesellschafter  vorziehen,  die  Entscheidung  einem  Dritten  zu  über- 
lassen. 

1037.  Der  Eigenthümer  oder  die  Theilhaber  eines  Schiffes  sind,  jeder 
im  Verhältniss  seines  Antheils,  civilrechtlich  für  die  Handlungen  des  Kapi- 
tains  in  Allem  verantwortlich,  was  sich  auf  das  Schiff  oder  seine  Expedition 
bezieht. 

Sie  haften  demgemäss  für  die  Schulden  und  Verpflichtungen,  welche 
der  Kapitain  zur  Ausbesserung,  Zurüstung  und  Verproviantirung  des  Schiffes 
kontrahirt,  ohne  dass  sie  sich  dieser  Haftung  durch  den  Einwand  entziehen 
können,  dass  der  Kapitain  die  Grenzen  seiner  Befugnisse  überschritten  und 
gegen  ihre  Befehle  und  Instruktionen  gehandelt  habe,  sofern  der  Gläubiger 
nachweist,  dass  die  Summe,  welche  er  oeansprucht,  für  das  Schiff  verwandt 
worden  ist  (Art.  1107). 

Sie  haften  in  gleicher  Weise  für  die  Entschädigungen  zu  Gunsten 
eines  Dritten,  welche  durch  Schuld  des  Kapitains  bei  der  Bewachung  und 
Aufbewahrung  der  an  Bord  befindlichen  Waaren  verursacht  worden  sind 
(Art.  1076). 

Dagegen  haften  sie  nicht  für  die  ungesetzlichen  Handlungen,  welche 
die  Verlader,  mit  Umgehung  der  Gesetze,  verübt  haben,  auch  wenn  sie  mit 


»)  Abweichend  vom  Spanischen  H.  G  B.  (Absch.  I  Tit  2  Buch  111)  nicht 
„navieros^,  sondern  ^duenos  de  los  buqnes"  genannt. 

>)  Armador  entspricht  hier  dem  Schiflfsdisponenten  des  Art.  459  des  Deutschen 
H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  396. 
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Kenntniss  und  GesehmigUDg  des  Kapitains  geschehen  sind,  unbeschadet  der 
persönlichen  Verantwortlicbkeit  des  letzteren. 

1038.  Der  Eigcnthümer  oder  die  Theilhaber  eines  SchiflFes  haften 
gleichfalls,  innerhalb  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen 
Grenzen,  sowohl  für  das  Versehen,  als  auch  für  die  bezüglich  des  Schiffes  oder 
seiner  Expedition  eingegangenen  Verpflichtungen  Seitens  desjenigen,  der  an  die 
Stelle  des  Kapitains  getreten  ist  (Art.  1079),  auch  wenn  diese  Einsetzung 
in  die  Rechte  ohne  Kenntniss  des  Schiffseigners  oder  der  Theilhaber  erfolgt 
ist  und  der  Kapitain  keine  Befugniss  dazu  gehabt  hatte,  unbeschadet  der 
persönlichen  Verantwortlichkeit  desselben  in  einem  solchen  Falle. 

1039.  Die  Haftung,  auf  welche  sich  die  beiden  vorhergehenden  Artikel 
beziehen,  erlischt  in  allen  Fällen  durch  den  Abandon  des  Schiffes  mit  allem 
Zubehör  und  der  gewonnenen  oder  noch  auf  derjenigen  Reise,  auf  welche 
sich  die  erw&hnten  Handlungen  des  Kapitains  beziehen,  zu  erzielenden 
Frachtgelder. 

Der  Abandon  muss  vermittelst  öffentlicher  Urkunde  festgestellt  werden. 

Jeder  Theilhaber  ist  seiner  Verantwortlichkeit  durch  den  Abandon 
seines  Antheils,  wenn  derselbe  in  der  vorgeschriebenen  Form  erfolgt  ist, 
enthoben. 

Wenn  der  Eigner  oder  einer  der  Theilhaber  seinen  Antheil  am  Schiffe 
oder  an  der  Fracht  hat  versichern  lassen,  so  ist  seine  Klage  gegen  den 
Versicherer  in  dem  Abandon  nicht  als  miteinbegriffen  anzusehen. 

1040.  Der  Abandon  ist  dem  Schiffseigner  oder  -Theilhaber,  der  gleich- 
zeitig Kanitain  des  Schiffes  ist,  nicht  gestattet 

Auen  ist  der  Abandon  nicht  gestattet,  wenn  der  Kapitain  mit  seiner 
Eigenschaft  als  solcher  diejenige  eines  Faktors  oder  eines  mit  der  Verwal- 
tung der  Ladung  Beauftragten  verbindet,  oder  dieses  oder  jenes  Handels- 
unternehmen auszufahren  ermächtigt  ist. 

1041.  Jeder  Eigner  oder  Theilhaber  eines  Schiffes  haftet  persönlich 
im  Verhältniss  seines  Antheiles  für  die  Ausgaben  der  Wiederinstandsetzung 
des  Schiffes  und  für  alle  anderen,  welche  in  seinem  oder  im  gemeinschaft- 
lichen Auftrage  gemacht  werden. 

1042.  Jeder  Theilhaber  muss  im  Verhältniss  seines  Antheiles,  der 
speciell  für  die  Zahlung  verhaftet  ist,  zur  Ausrüstung  und  Armirung  des 
Schiffes  beitragen. 

1043.  Wenn  das  Schiff  einer  Ausbesserung  bedarf  und  die  Majorität 
dieselbe  beschliesst,  so  muss  die  Minorität  auch  in  dieselbe  willigen,  oder 
auf  den  Theü,  welcher  ihr  zukommt,  zu  Gunsten  der  andern  Mittheilhaber 
verzichten,  welche  ihn  der  Abschätzung  gemäss  annehmen  oder  den  Verkauf 
des  Schiffes  in  öffentlicher  Versteigerung  veranlassen  müssen. 

Die  Abschätzung  muss,  bevor  mit  der  Ausbesserung  angefangen  wor- 
den ist,  durch  von  beiden  Parteien  oder  von  Amtswegen  durch  den  Richter, 
falls  eine  derselben  es  unterlassen  hat,  ernannte  Sachverständige  stattfinden. 

1044.  Wenn  die  Minorität  der  Meinung  ist,  dass  das  Schiff  einer 
Ausbesserung  bedarf,  und  die  Majorität  sich  dem  widersetzt,  so  hat  erstere 
das  Recht,  zu  verlangen,  dass  zu  einer  gerichtlichen  Untersuchung  geschritten 
werde.  Wenn  alsdann  entschieden  wird,  dass  die  Ausbesserung  noth wendig 
ist,  so  sind  alle  Theilhaber  verpflichtet,  zu  derselben  beizutragen. 

1045.  Die  Theilhaber  gemessen  das  Recht,  den  Antheil,  welchen 
einer  von  ihnen  zu  verkaufen  beabsichtigt,  für  den  Kaufpreis  einzulösen, 
wenn  sie  innerhalb  der  bestimmten  Frist  von  3  Tagen  nach  Abschluss  des 
Verkaufes  dies  Recht  geltend  machen  und  den  Preis  dafür  sofort  anweisen. 

Der  Verkäufer  kann  sich  gegen  dieses  Vorkaufsrecht  schützen,  wenn 
er  von  dem  Verkauf,  welchen  er  beabsichtigt,  jeden  einzehien  seiner  Mit- 
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theilhaber  in  Kenntniss  setzt;  und,  falls  sie  von  ihrem  tlechte  binnen  der- 
selben Frist  von  3  Tagen  keinen  Gebrauch  machen,  haben  sie  später  nach 
Abschluss  des  Yerkauies  jede  Befugniss  dazu  verloren. 

1046.  Wenn  nach  j^eschluss  der  Majorität  das  SchifiP  verkaufib  werden 
soU,  kann  die  Minorität  verlangen,  dass  der  Verkauf  in  öflEentlicher  Ver- 
steigerung geschehe. 

Jedoch  kann  die  Gesellschaft  sich  erst  nach  Beendigung  der  Reise 
auflösen. 

1047.  Die  Mittheilhaber  haben  das  Recht,  bei  der  Befirachtong  jedem 
Dritten,  bei  Gleichheit  der  Bedingungen,  vorgezogen  zu  werden.  Wenn  ftr 
ein  und  dieselbe  Beise  zwei  oder  mehr  Theilhaber  dieses  Recht  gleichzeitig 
für  sich  beanspruchen,  so  hat  derjenige  den  Vorzug,  der  den  grösseren  An- 
theil  am  Schiffe  hat.    Im  Falle  gleicher  Antheile  entscheidet  das  Loos. 

Jedoch  verleiht  dieser  Vorzug  nicht  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  der 
Bestimmungsort  geändert  werde,  der  nach  dem  Beschluss  der  Majorität  für 
die  Reise  festgesetzt  wurde. 

1048.  Damit  die  Wahl  des  Rheders  auf  jemand  falle,  der  nicht  Theil- 
haber am  Schiffe  ist,  muss  dieselbe  nothwendigerweise  durch  Einstimmigkeit 
aller  Mittheilhaber  erfolgen. 

Die  Ernennung  zum  Rheder  ist  widerruflich,  je  nach  dem  Ermessen 
der  Mittheilhaber. 

1049.  Der  Rheder  repräsentirt  alle  Gesellschafter  und  kann  in  ihrem 
Namen  gerichtlich  und  aussergerichtlich  handeln,  vorbehaltlich  der  Ein- 
schränkungen dieses  Gesetzbucnes  und  der  besonderen,  ausdrücklich  in 
den  Gesellschaftsvertrag  aufgenommenen  Verfügungen. 

1050.  Dem  Rheder  steht  es  zu,  den  Eapitain  zu  ernennen  und  den 
Vertrag  mit  ihm  abzuschliessen. 

Es  ist  ebenfalls  seine  Sache,  den  Kapitain  zu  entlassen,  ohne  verpflichtet 
zu  sein,  den  Grund  anzugeben,  wenn  nicht  eine  schriftliche  entgegenstehende 
Abrede  getroffen  ist. 

Wenn  der  Kapitain,  vor  Anfang  der  Reise,  ohne  rechtsgültigen  Grund 
oder  ohne  Angabe  des  Grundes  entlassen  worden  ist,  so  hat  er  Anspruch 
auf  Zahlung  des  Gehaltes  während  seiner  Dienstzeit,  wenn  er  aber  wänrend 
der  Reise  entlassen  worden  ist,  so  müssen  ihm  sein  Gehalt  und  die  Kosten 
der  Reise  bis  zur  Rückkehr  zu  dem  Hafen,  in  welchem  er  angeworben  ist, 
bezahlt  werden,  es  sei  denn,  dass  schriftlich  eine  entgegengesetzte  Abrede 
getroffen  ist. 

Wenn  der  Kapitain  aus  rechtsgültigem  Grunde  entlassen  worden  ist, 
hat  er  keinen  Anspruch  auf  irgend  welche  Entschädigung,  mag  die  Ent- 
lassung vor  der  Reise  oder  nach  Beginn  derselben  stattgefunden  haben. 

1051.  Wenn  der  entlassene  Kapitain  Mittheilhaber  am  Schiffe  ist, 
so  kann  er  auf  die  Gemeinschaft  verzichten  und  die  Auszahlung  des 
Werthes  seines  Antheils  fordern,  welcher  durch  Sachverständige  festzu- 
setzen ist. 

Sollte  der  Kapitain,  welcher  Mittheilhaber  ist,  den  Oberbefehl  über 
das  Schiff  vermittelst  einer  besonderen  Klausel  der  Gesellschaftsurkande 
erhalten  haben,  so  kann  er,  ohne  schwerwiegende  Ursache,  nicht  seines 
Amtes  entsetzt  werden. 

1052.  Der  Rheder  ist  für  keinen  Vertrag  verantwortlich,  welchen  der 
Kapitain  zu  seinem  besonderen  persönlichen  Vortheil  abschliesst,  auch  wenn 
er  sich  des  Schiffes  zur  Erfüllung  desselben  bedient  hat. 

Eben  so  wenig  haftet  er  für  die  Verpflichtungen,  welche  der  Kapitain 
über  die  Grenzen  seiner  Befugnisse  hinaus  ohne  besondere  schrittlicbe 
Vollmacht  kontrahirt  hat. 
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Noch  für  diejenigen,  welche  nicht  mit  den  durch  die  Gesetze  vor- 
geschriebenen, zu  ihrer  Gültigkeit  wesentlichen  Förmlichkeiten  kontrahirt 
worden  sind. 

Ebenso  wenig  ist  er  für  die  Exeesse^)  verantwortlich,  welche  der 
Kapitain  oder  Leute  der  Mannschaft  während  der  Dienstleistung  begehen. 
Bezüglich  derselben  kann  nur  gegen  die  etwa  schuldigen  Personen  und 
deren  Vermögen  vorgegangen  werden. 

1053*  Dem  Rhäer  steht  es  ausschliesslich  zu,  alle  auf  das  Schiff, 
seine  Ausrüstung,  Verwaltung,  Verfrachtung  und  seine  Reisen  bezüglichen 
Verträge  abzuschliessen,  indem  er  immer  in  Uebereinstimmung  mit  den  Be- 
schlüssen der  Majorität  oder  nach  seinem  Auftrage  handeln  muss,  unter 
persönlicher  Verantwortlichkeit  den  Mittheilhabern  gegenüber  für  Alles,  was 
er  ohne  diese  Uebereinstimmung  oder  gegen  seinen  Auftrag  ausführt. 

Er  kann  ohne  Einwilligung  von  Seiten  der  Majorität  der  Mittheilhaber 
keine  neue  Reise  unternehmen  oder  einen  neuen  Frachtvertrag  eingehen,  es 
sei  denn,  dass  ihm  durch  den  Gesellschaftsvertrag  ausgedehntere  Befugnisse 
in  dieser  Hinsicht  eingeräumt  worden  sind. 

1054.  Der  Rheder  ist  den  Mittheilhabern  am  Schiffe  für  alle  Schäden 
und  Nachtheile  verantwortlich,  welche  dieselben  durch  seine  Schuld  oder 
seinen  Dolus  erleiden.  Der  Antheil,  welchen  er  am  Schiffe  hat,  bildet  ein 
besonderes  Unterpfand  für  diese  Haftung. 

1055.  Die  Handlungen  des  Rheders  verpflichten  alle  Mittheilhaber  im 
Verhältniss  ihrer  bezüglichen  Antheile  am  Schiffe  nach  den  im  Art.  1037 
festgesetzten  Vorschriften. 

1056.  Alle  Mittheilhaber  haften  persönlich  im  Verhältniss  ihrer  be- 
treffenden Antheile  am  Schiffe  für  die  von  dem  Rheder  angeordneten  Aus- 
besserungen und  anderen  Ausgaben,  wenn  ihm  dazu  ein  besonderer  Auftrag 
ertheilt  worden  ist,  oder  wenn  er  von  den  Mittheilhabern  hierzu  autorisirt 
worden  ist. 

Die  allgemeinen  Ausdrücke  im  Gesellschaftsvertrage  werden  nicht  als 
besonderer  Auftrag  angesehen,  noch  gelten  sie  als  Autorisation. 

1057.  Der  Kheder  kann  nicht  über  eine  grössere  Ladung  kontrahii*en 
oder  eine  solche  annehmen,  als  diejenige,  welche  dem  im  Beilbriefe  angege- 
benen Rauminhalte  seines  Schiffes  entspricht. 

Sollte  er  es  thun,  so  muss  er  persönlich  die  Verlader,  deren  Verträge 
er  nicht  hat  erfüllen  können,  für  alle  Nachtheile,  welche  denselben  durch 
die  unterlassene  Erfüllung  entstehen,  schadlos  halten. 

1058.  Jeder  Vertrag  zwischen  dem  Rheder  und  dem  Kapitain  hört 
aaf,  falls  das  Schiff  verkauft  wird,  indem  sich  der  Kapitain  seinen  Ent- 
schädigungsanspruch nach  den  mit  dem  Eheder  getroffenen  Vereinbarungen 
und  nach  den  im  Art.  1050  enthaltenen  Beistimmungen  vorbehält. 

1059*  Der  Rheder  kann  nur  mit  ausdrücklicher  Bewilligung  aller 
Mittheilhaber  das  Schiff  versichern  lassen. 

Jedoch  ist  er  verpflichtet,  die  während  der  Reise  gemachten  Aus- 
besserungskosten versichern  zu  lassen,  es  sei  denn,  dass  der  Kapitain  den 
Betrag  dieser  Kosten  in  Bodmerei  entnommen  hat. 

1060.  Der  Rheder  ist  verpflichtet,  sofern  es  die  Majorität  oder  einer 
der  Mittheilhaber  fordert,  alle  nöthigcn  Mittheilungen  bezüglich  des  Schiffes, 
seiner  Reise  und  Ausrüstung  zu  machen,  sowie  die  Bücher,  Briefe,  Doku- 
mente und  alles  übrige  seine  Verwaltung  Betreffende  voi*zulegen. 

1061.  Er  ist  am  Ende  einer  jeden  Reise  verpflichtet »  den  Schiffs- 
eignern oder  Mittheilhabern  Rechenschaft  über  seine  Verwaltung  und  über  den 


0  Cfr.  Note  zu  Art.  451  des  Deutschen  H.  (St.  B.  (Bd.  11  S.  395). 
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Zustand  des  Schiffes  und  der  Gesellschaft,  sowie  über  die  vollendete  Reise 
abzulegen,  indem  er  die  betreffenden  Beweisstücke  vorlegt  und  ohne  Verzug 
den  flüssigen  Betrag,  der  jedem  zukommt,  auszahlt. 

1062.  Die  Schiffseigner  oder  Mittheilhaber  sind  verpflichtet,  die 
Rechnung  des  Rheders,  sobald  sie  ihnen  vorgelegt  ist,  zu  prüfen  und  die 
Quote,  welche  sie  im  Yerhältniss  ihrer  Antheile  trifft,  ohne  Verzug  auszu- 
zahlen. 

Die  Billigung  der  Rechnungen  des  Rheders  von  Seiten  der  Majorität 
verhindert  nicht,  dass  die  Minorität  die  Rechte  geltend  macht,  welche  sie 
gegen  denselben  zu  haben  glaubt. 


TITEL  III. 
Von  den  Schiffern  (Kapitainen). 

1063.  Der  Schiffer  ist  die  mit  der  Leitung  und  dem  Oberbefehl  eines 
Schiffes  gegen  ein  verabredetes  Gehalt  oder  einen  bestimmten  Gewinnantheil 
beauftragte  Person. 

Der  Eapitain  ist  der  Chef  des  Schiffes;  die  ganze  Mannschaft  ist  ihm 
Gehorsam  scnuldig  in  Allem,  was  sich  auf  den  Dienst  des  Schiffes  bezieht. 

1064.  Der  Kapitain  hat  die  Befugniss,  den  Leuten  der  Mannschaft 
Eorrektionalstrafen  aufzuerlegen,    welche  die  Schiffsordnung  stören,    Fehler 

fegen  die  Disziplin  begehen,  oder  es  unterlassen,  den  ihnen  zukonimenden 
Henst  zu  verrichten ;  er  kann  sogar  wegen  Insubordination  oder  irgend  eines 
anderen  an  Bord  begangenen  \'ergehens  zur  Gefangnissstrafe  schreiteD, 
selbst  wenn  der  Verbrecher  ein  einfacher  Passagier  ist,  er  muss  iedoch  die 
Gefangenen  mit  den  bezüglichen  Berichten  an  die  zuständigen  Behörden  des 
ersten  Hafens,  in  den  er  einläuft,  abliefern. 

1065.  Es  steht  dem  Eapitain  zu,  die  Mannschaft  des  Schiffes  zu 
bilden,  indem  er  die  Offiziere,  Matrosen  und  sonstige;i  Leute  der  Bemannung 
aussucht  und  in  Dienst  nimmt,  sowie  dieselben  in  den  Fällen,  in  denen  er  es 
thun  kann  (Art.  llöö),  wieder  zu  entlassen,  indem  er  jedoch  hierin  immer 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Schiffseigner,  dem  Rheder  oder  Konsignatar 
des  Schiffes,  an  den  Orten,  wo  dieselben  sich  befinden,  yerfahren  muss. 

Der  Eapitain  hafiiet,  wenn  er  die  Beise  unternimmt,  ohne  dass  das 
Schiff  mit  der  nöthigen  Schiffsmannschaft  yersehen  ist. 

In  keinem  Falle  kann  der  Eapitain  gezwungen  werden,  jemand,  der 
ihm  nicht  genehm  ist,  in  seine  Mannschaft  aufzunehmen. 

1066.  Der  Eapitain  muss  auf  das  Sorgfaltigste  alle  Pflichten  eines 
guten  Seemannes  erlOllen  und  den  Schiffseigner  oder  die  Gesellschaft  für 
die  Schäden  und  Eosten,  welche  durch  seine  Unwissenheit,  Nachlässigkeit 
oder  Untreue  entstanden  sind,  schadlos  halten,  unbeschadet  der  etwaigen 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit. 

1067.  Er  haftet  für  die  Schäden,  welche  die  Ladung  erleidet,  es  sei 
denn,  dass  dieselben  aus  inneren  eigenen  Fehlem  der  Sache,  aus  höherer 
Gewalt  oder  durch  Schuld  des  Verladers  entstanden  sind,  einschliesslich  der 
Diebstähle  oder  jeglicher  von  Leuten  der  Mannschaft  an  Bord  auMrcfiährt«r 
Beschädigungen,  und  zwar  in  der  im  Art.  1183  vorgeschriebenen  Weise. 

10m.  Er  haftet  ebenso  für  die  Schäden,  welche  von  der  schlechten 
Stauung  der  Ladung  oder  aus  dem  Uebermaasse  derselben  herrühren. 

1069.  Er  haftet  in  gleicher  Weise  für  alle  Schäden,  welche  die 
Waaren  erleiden,  die  er  ohne  schriftliche  Einwilligung  des  Verladers  auf 
Deck  gelassen  hat. 
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Ausi^enommen  ist  die  kleinere  Schifffahrt  an  den  Küsten  oder  in  den 
Flüssen  und  jene  Ladung,  die  gewöhnlich  aaf  Deck  za  verladen  ist. 

1070.  Ausser  der  persönlichen  Verantwortlichkeit  des  Eapitains  gegen- 
über den  Verladern,  haften  das  Schiff  und  die  Frachten  für  alle  der  Ladung 
durch  Dolus  oder  Culpa  des  Kapitains  zugefügten  Schäden,  unbeschadet 
der  Klage  auf  Entschädigung,  welche  den  Schiffseignern  und  Theilhabem 
des  Schiffes  gegen  letzteren  zusteht. 

1071.  Der  Eapitain  muss  dafür  Sorge  tragen,  dass  er  nicht  Waaren 
ladet,  deren  Beschädigung,  schlechter  Zustand  oder  Abgang  deutlich  sichtbar 
ist,  ohne  dies  ausdrücklich  in  den  Empfangsscheinen  oder  Konnossementen 
zu  erwähnen.  Wenn  dieser  Vermerk  fehlt,  wird  angenommen,  dass  die 
Waaren,  in  so  weit  dies  ihrem  äussern  Ansehen  nach  beurtheilt  werden 
konnte,  in  gutem  Zustande  und  guter  Beschaffenheit  verladen  worden  sind. 

1072.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  einen  Empfangsschein  über  alle 
verladenen  Waaren  mit  Bezeichnung  ihrer  Menge,  Marken  oder  Nummern 
zu  geben  oder  durch  den  Hochbootsmann  (Art.  1138)  geben  zu  lassen,  damit 
er  gelegentlich  gegen  die  betreffenden  Konnossemente  ausgewechselt  werden 
kann  (Art.  1197  und  1198). 

1078.  Der  Kapitain  oder  jede  andere  Person  der  Mannschaft,  welche, 
selbst  unter  dem  Vorgeben,  dass  dies  in  ihrer  Koje  geschieht,  Waaren  für 
ihre  Privatrechnung  ohne  schriftliche  Einwilligung  des  Schiffseigners  oder 
der  Befrachter  verladet,  kann,  wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet 
worden  ist,  zur  Zahlung  der  entsprechenden  doppelten  Fracht  verpflichtet 
werden. 

1074  Der  Kapitain,  welcher  auf  gemeinschaftliche  Fracht  oder  mit 
Antheil  am  etwaigen  Gewinne  der  Ladung  fährt,  kann  kein  Geschäft  irgend 
welcher  Art  für  seine  eigene  Rchnung  machen,  es  sei  denn,  dass  schriftlich 
eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 

Sollte  er  es  thun,  so  gebührt  der  etwaige  Nutzen  den  übrigen  Inter- 
essenten, während  die  Verluste  ausschliesslich  für  seine  Rechnung  gehen. 

1075.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  öffentlich  oder  heimlich  irgend 
einen  Vertrag  mit  den  Verladern  einzugehen,  welcher  zu  seinem  besonderen 
persönlichen  Vortheile  gereicht,  mag  der  Rechtsgrund  oder  Vorwand  sein, 
welcher  er  wolle. 

Sollte  er  es  thun,  so  laufen  alle  etwa  dadurch  entstehenden  Nachtheile 
für  seine  und  der  Verlader  Rechnung,  während  der  etwaige  Gewinn  dem 
Schiffseigner  gebührt. 

1076.  Der  Kapitain  wird  als  wirklicher  Depositar  der  Ladung  und 
aller  an  Bord  emp&ngenen  Waaren  angesehen,  und  als  solcher  ist  er  zu 
der  Bewachung,  guten  Verpackung  und  Erhaltung  derselben,  sowie  zu  ihrer 
unverzüglichen  Auslieferung  bei  der  Vorlegung  der  Konnossemente  ver* 
pflichtet  (Art.  1199  und  1210). 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kapitains  bezüglich  der  Waaren  fangt  vom 
Momente  ihrer  Empfangnahme  an  und  dauert  bis  zu  demjenigen  der  Aus- 
lieferung an  dem  bestimmten  Orte  oder  an  dem,  welcher  im  Löschungs- 
hafen gebräuchlich  ist,  vorbehaltlich  der  im  Vertrage  enthaltenen  entgegen- 
gesetzten Abreden. 

1077.  Der  Kapitain,  welcher  zu  einer  Reise  engagirt  worden  ist  und 
seinen  Vertrag  zu  erfüllen  unterlässt,  indem  er  entweder  die  Reise  nicht 
antritt,  oder  das  Schiff  während  derselben  verlässt,  verliert,  ausserdem,  dass 
er  dem  Rheder  oder  den  Verladern  gegenüber  für  alle  etwa  entstehenden 
Schäden  und  Nachtheile  (Art.  1113)  haftet,  für  immer  die  Befugniss,  ein 
Schiff  befehligen  zu  können. 
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Er  kann  sich  nur  dann  entschuldigen,  wenn  ihn  irfirend  ein  pbysi>ck^ 
oder  moralisches  Leiden  an  der  Erfüllung  seines  Amtes  verhindert  hat. 

1078.  Sobald  sich  der  Kapitain  mit  allem  zur  Reise  Nöthigen  t^ 
sehen  hat,  ist  er  verpflichtet,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  ahn 
segeln. 

Es  ist  ihm  nicht  gestattet,  wegen  Krankheit  einiger  Offiziere  *x\ 
Leute  der  Mannschaft  die  Reise  hinauszuschieben. 

Seine  Verpflichtung   in   solchem  Falle   ist   es,   unverzüglich    für 
Ersatz  der  Kranken  oder  Behinderten  zu  sorgen. 

1079.  Wenn  den  Kapitain  im  Momente  der  Abreise  irgend  eine  Krad 
heit  befallt,  welche  ihn  zum  Oberbefehl  über  das  Schiff  unfähig  macht, 
muss  er  sich  durch  einen  anderen  Kapitain  in  der  Ausübung  seines  Amt 
vertreten  lassen,  vorausgesetzt,  dass  der  andere  im  Stande  ist,  seine  Stella: 
ohne  Gefahr  für  das  Schiff  oder  die  Ladung  zu  übernehmen. 

Wenn  der  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  der  Rheder  sich  am  0: 
der  Abfahrt  befinden,  so  kann  die  Substitution  nicht  ohne  Einwilligung  d 
selben  erfolgen. 

1060-     Wenn  das  Schiff   befrachtet    und  zum  Antritt   der  Reise  f< 
ist,    können    weder   der   Kapitain,    noch   die   Leute   der    Schiffsmannsdu 
wegen  Privatschulden  zurückgehalten  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Schi 
aus  für  die  beabsichtigte  Reise  gelieferten  Gegenstanden  herrührt 

Selbst  in  solchem  Falle  ist  die  im  Art.  1030  vorgeschriebene  Bai 
Schaftsleistung  zulässig. 

1081*     Der  Kapitain  ist  vor  Aufnahme  der  Ladung  und  im  Falle  ei 
Antrages   von  betheiligter  Seite   verpflichtet,   durch  Sachverständige  um 
suchen    zu  lassen,   ob   das  Schiff   sich  in   einem  seetüchtigen  Zustande 
findet,    d.  h.    ob  es   mit   allem  Nöthigen  versehen    und  im  Stande  ist, 
Reise  anzutreten. 

1082.  Einen  Tag  vor  der  Abfahrt  vom  Ladungshafen  hat  der  Ea| 
tain  in  Gegenwart  des  Steuermannes  und  Hochbootsmannes  ein  Inventar 
Mundvorräthe,  Taue,  Anker,  Segel  und  des  übrigen  Takelwerks  mit  Al 
gäbe  des  Zustandes,  in  dem  diesdben  sich  befinden,  aufzunehmen.  Dia 
Liventar  ist  vom  Kapitain,  Steuermann  und  Hochbootsmann  za  ani^ 
schreiben. 

Jede  Veränderung,  welche  während  der  Reise  irgend  einer  der  cb 
erwähnten  Gegenstände  erleidet,  ist  in  das  Logbuch  mit  der  Unterschii 
der  erwähnten  3  Personen  einzutragen. 

1063.     Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  an  Bord  seines  Schiffes  zu  babei 

1.  die  Urkunde  über  das  Eigenthum  des  Schiffes  oder  eine  ordnniig« 
massig  beglaubigte  Abschnft  derselben; 

2.  den  Seepass  des  Schiffes  oder  den  Seebrief; 

3.  die  Musterrolle  der  Mannschaft  (Art.  1084); 

4.  die  den  Gesetzen  und  fiskalischen  Verordnungen  und  Vorschrife 
gemäss  ausgefertigten  Führungs-  oder  Abfertigungsscheine  der  Zai* 
Behörde  des  Hafens  des  Staates,  von  welchem  er  abgesegelt  ist; 

5.  die  Frachtpolicen  in  den  Fällen,  in  welch^i  solche  vorbanden,  imi 
die  Konnossemente  der  an  Bord  befindlichen  Ladung; 

6.  ein  fkemplar  des  Handelsgesetzbuches. 

1084.     Die  Schiffsrolle  oder  der  Beilbrief  muss  im  Hafen  der  Erbaouif 
des  Schiffes  ausgefertigt  sein  und  enthalten: 

1.  die  Namen  des  Schiffes,  des  Kapitains,  der  Offiziere  und  der  LeQtc 
der  Mannschaft  mit  Angabe  ihres  Alters,  ihres  Standes,  der  Ab- 
stammung, des  "Wohnortes  und  der  Stellung  jedes  einzelnen  an  Bon:: 

2.  den  Hafen  der  Abfahrt  und  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes: 
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3.  das  festgesetzte  Gehalt  mit  Angabe,  ob  dasselbe  für  die  Reise, 
monatsweise  oder  in  einer  bestimmten  Summe  im  Verhältniss  zur 
Fracht  oder  als  Antheil  des  Gewinnes  zu  -zahlen  ist; 

4.  die  vorgeschossenen  Summen,  welche  schon  auf  Rechnung  der  Ge- 
haltsforderungen wirklich  bezahlt  oder  zu  bezahlen  versprochen  sind ; 

5.  die  Unterschrift  des  Kapitains,  aller  Offiziere  und  derjenigen  Leute 
der  Mannschaft,  welche  zu  unterzeichnen  verstehen. 

1065.  Die  Kapitaine  haben  die  Verpflichtung,  von  Allem,  was  sich 
auf  die  Leitung  des  Schiffes  und  die  Vorlalle  während  der  Fahrt  bezieht, 
genaue  Buchung  zu  fuhren,  indem  sie  zu  diesem  Zwecke  drei  verschiedene, 
gebundene  und  foliirte  Bücher,  fleren  Blätter  von  der  Behörde,  welche  die 
ßeilbriefe  für  die  Schiffe  auszustellen  hat,  zu  rubriciren  sind,  anlegen  müssen, 
bei  Strafe,  für  die  Schäden  und  Nachtheil^zu  haften,  welche  aus  der  Unter- 
lassung der  regelmässigen  Eintragungen  entstehen. 

In  das  erste  Buch,  welches  den  Titel  „Ladungsbuch"  hat,  sind  der 
Eingang  und  Ausgang  aller  Waaren,  welche  in  das  Schiff  verladen  werden, 
mit  genauer  Angabe  der  Marken  und  Nummern  der  Kollis,  der  Namen  der 
Verlader  und  Konsignatare,  der  Ladungs-  und  Löschungshäfen,  der  ver- 
einbarten Frachtsätze  und  aller  übrigen  vorkommenden  Umstände,  die  zu 
späteren  Aufklärungen  dienen  können,  einzutragen.  In  dasselbe  Buch  sind 
auch  die  Namen  der  Passagiere,  mit  Angabe  des  Bestimmungsortes,  des 
Preises  und  der  Bedingungen  der  Ueberfahrt  und  mit  Aufführung  ihrer 
Gepäckstücke  einzutragen. 

In  das  zweite  Buch  mit  dem  Titel  „Konto-  und  Rechnungsbuch" 
sind  in  der  Form  von  Kontokorrenten  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Kapi- 
tains bezüglich  des  Schiffes,  welche  zu  einer  Rechnungslegung  oder  Er- 
hebung oder  Beantwortung  einer  Klage  Veranlassung  geben  könnten,  ein- 
zutragen, indem  für  jeden  Einzelnen  der  Mannschaft  ein  Konto  zu  eröffnen 
ist,  mit  Angabe  seines  Gehaltes,  der  auf  Rechnung  desselben  erhaltenen  und 
der  von  ihm  zu  Gunsten   seiner  Familie  angewiesenen  Beträge. 

In  das  dritte  Buch,  welches  „Schifffahrtstagebuch"  (Logbuch) 
genannt  wird,   sind  einzutragen: 

1.  der  tägliche  Bericht  des  Wetters  und  der  Winde; 

2.  der  tägliche  Fortgang  oder  Aufenthalt  des  Schiffes; 

3.  der  Längen-  und  Breitengrad,    unter   welchen   sich   das  Schiff  Tag 
•       für  Tag  befindet; 

4.  alle  Schäden ,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  treffen ,  und  ihre 
Ursachen ; 

5.  soweit  möglich,  der  Zustand  alles  dessen,  was  durch  einen  Unfall 
verloren  geht,  sowie  alleg  dessen,  was  gekappt  oder  aufgeopfert 
werden  musste; 

6.  der  eingeschlagene  Kurs  und  die  Gründe,  weshalb  freiwillig  oder 
gezwungen  von  demselben  abgewichen  werden  musste; 

7.  alle  von  dem  Schiffsrathe  gefassten  Beschlüsse; 

8.  die  Entlassungen  von  Offizieren  oder  Leuten  der  Mannschaft  und 
die  Gründe  dazu  (Art.  1154). 

Dieses  Buch  muss  täglich  von  dem  Kapitain  und  seinem  Stellvertreter, 
wenn  das  Wetter  und  die  Umstände  es  zulassen,  datirt  und  unterschrieben 
werden.  Die  beiden  ersten  Bücher  sind  nur  vom  Kapitain  zu  unterschreiben. 

1086.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  von  dem  Momente  des  An&nges 
der  Reise  bis  zu  demjenigen  der  Ankunft  des  Schiffes  in  einem  sichern 
Hafen,  an  Bord  zu  bleiben,  ohne  dass  es  ihm.  gestattet  ist,  während  der 
Reise  eine  Nacht  ausserhalb   des  Schiffes   zuzubringen,    es  sei  denn  wegen 
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driDgender  Beschäftigung,  welche  sein  Amt  erfordert,  aber  nicht  in  eigenen 
Geschäften, 

Ebenso  ist  er  verpflichtet,  die  erforderlichen  Lootsen  oder  Sachve^ 
ständigen  an  allen  den  Orten,  an  welchen  es  die  Yerordnangen  oder  der  Braach 
und  die  Vorsicht  vorschreiben,  an  Bord  zu  nehmen,  bei  ötrafe,  für  die  etwa 
durch  seine  Unterlassung  entstehenden  Schäden  und. Nachtheile  zu  haften. 

1087.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  das  Schiff  zu  verlassen,  sei  die 
Gefahr  auch  noch  so  gross,  es  sei  denn  im  Falle  eines  Schiffsbruchs 
(Art.  1091). 

Wenn  das  Verlassen  des  Schiffes  für  unabweisbar  gehalten  wird,  so  ist 
der  Eapitain  verpflichtet,  die  grösstmö^iche  Sorgfalt  darauf  zu  verwen- 
den, dass  alle  Gegenstände  des  Schiffes  und  der  Ladung,  besonders  aber  die 
Schiffsbücher  und  -Papiere,  das  Geld  und  die  Waaren  von  grösserem  Werthe 
gerettet  werden. 

Wenn  trotz  aller  seiner  Sorgfalt  die  aus  dem  Schiffe  entnommenen 
Gegenstände  oder  diejenigen,  welche  noch  an  Bord  gelassen  werden  mossteii, 
zu  Grunde  gehen  oder  ohne  ein  Verschulden  seinerseits  geraubt  werdeo;  so 
ist  er  jeder  Verantwortlichkeit  enthoben. 

1088.  Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  während  der  Reise  alle  sich  ihm 
bietenden  Gelegenheiten  zu  benutzen,  um  den  Schiffseigner  oder  Rheder 
vom  Zustande  des  Schiffes  zu  unterrichten. 

Vor  der  Ausfahrt  aus  dem  Hafen,  in  welchen  sich  der  Eapitain  ein- 
zulaufen gezwungen  gesehen  hatte,  oder  bevor  er  die  Rückreise  antritt,  ist 
er  verpflichtet,  dem  Rheder  eine  unterschriebene  Abrechnung  zu  übersenden, 
welche  den  Zustand  der  Ladung,  den  Preis  der  für  Rechnung  des  Schiffes 
geladenen  Waaren,  die  Ausbesser ungs-  und  sonst  etwa  vorgekommenen 
Eosten,  die  Beträge  der  auf  Bodmerei  entnommenen  Summen  uad  die  Namen 
und  den  Wohnort  der  Darleiher  enthält. 

1089.  Es  ist  dem  Eapitain  gestattet,  vor  Antritt  der  Rückreise  den 
Betrag  der  für  Rechnung  des  Schiffes  geladenen  Waaren  und  die  eben&lis 
für  Rechnung  desselben  verausgabten  Beträge  versichern  zu  lassen;  aber  er 
muss  hiervon  bei  Uebersendung  seiner  Abrechnungen  (Art.  1088)  den  Rheder 
in  Eenntniss  setzen. 

1090.  Wenn  ein  oder  mehrere  Mittheilhaber  am  Schiffe,  nachdem  sie 
ordnungsmässig  dazu  aufgefordert  worden  sind,  es  unterlassen  haben,  tTer- 
hältnissmässig  zu  den  für  die  Ausrüstung  und  Armirung  des  Schifies 
nothigen  Eosten  beizutragen,  kann  der  Eapitain,  mit  gerichtlicher  Ermäch- 
tigung, 24  Stunden  nach  der  an  die  sich  weigernden  Theilhaber  gerichteten 
Aufforderung,  auf  den  Antheil,  welcher  ihnen  am  Schiffe  zukommt,  Geld 
au&ehmen,  sogar  vermittelst  eines  Bodmereivertrages  (Art.  1302). 

1091.  Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  sobald  es  sich  um  einen  wichtigen 
Vorfall  handelt,  das  Gutachten  der  Eigenthümer  des  Schiffes,  der  Verlader 
oder  ihrer  etwa  anwesenden  Mandatare  einzuholen  und  in  allen  Fällen  die 
Offiziere  des  Schiffes  um  Rath  zu  fragen. 

Eeine  Entschuldigung  kann  denienigen  Eapitain  seiner  Verantwortlich- 
keit entheben,  welcher  den  Eurs,  den  er  einhalten  musste,  ändert  oder 
irgend  eine  andere  aussergewöhnliche  Handlung  begeht,  durch  welche  Ri 
das  Schiff  oder  die  Ladung  Schaden  verursacht  werden  könnte,  ohne  dass 
eine  Berathung  in  einer  Sitzung  aller  Offiziere  des  Schiffes  und  in  Gegen- 
wart der  an  dem  Schiffe  oder  an  der  Ladung  Betheiligten,  &lls  einige  der 
letzteren  sich  an  Bord  befinden,  vorangegangen  ist. 

Bei  solchen  Berathungen  und  bei  allen  übrigen  Beschlüssen,  welche  der 
Eapitain,    in   Uebereinstimmung   mit   den  Schiffsoffizieren   zu  &ssen  ver- 
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pflichtet  ist,  kann  er,  sofern  er  es  für  angemessen  erachtet,  unter  seiner 
persönlichen  Verantwortlichkeit  gegen  die  Meinung  der  Majorität  handeln.*) 

1092  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  willkürlich  in  einen  von  dem 
des  Bestimmungsortes  verschiedenen  Hafen  einzulaufen,  und,  falls  er  sich  dazu 
durch  höhere  Gewalt  (Art.  1433)  gezwungen  sehen  sollte,  ist  er  verpflichtet, 
bei  der  ersten  sich  darbietenden  günstigen  Gelegenheit  wieder  abzusegeln, 
bei  Strafe,  für  die  durch  die  Verzögerung  dem  Schiffe  und  der  Ladung  ver- 
ursachten Schäden  und  Nachtheile  zu  haften  (Art.  1441). 

1093.  Wenn  der  Kapitain,  nach  seiner  Abfahrt  in  Erfahrung  bringt, 
dass  Kriegszustand  eingetreten  und  seine  Flagge  nicht  mehr  frei  ist^  so  ist 
er  verpflichtet,  in  den  ersten  neutralen  Hafen  einzulaufen  und  dort  zu  ver- 
bleiben, bis  entweder  der  Friede  wieder  hergestellt  ist,  oder  bis  er  unter 
Bedeckung  oder  in  einer  anderen  sicheren  Weise  denselben  wieder  verlassen 
kann,  oder  bis  er  bestimmte  Befehle  von  dem  Schiffseigner  oder  dem 
Kheder,  sowie  von  den  an  der  Ladung  Betheiligten  erhalten  hat. 

Ebenso  hat  er  zu  verfahren,  £ei1Ts  er  nicht  besondere  entgegengesetzte 
Befehle  erhalten  hat,  wenn  er  in  Erfahrung  bringt,  dass  der  Hafen  seiner 
Bestimmung  blokirt  wird. 

1094*  Der  Kapitain,  welcher  unter  Bedeckung  von  Scbiffen  des  Staates 
fahrt,  haftet  für  die  das  Schiff  oder  die  Ladung  treffenden  Nachtheile,  wenn 
er  sich  von  diesem  Convoi  entfernt. 

Unter  derselben  Verantwortlichkeit  muss  er  den  Befehlen  und  Zeichen 
des  Befehlshabers  des  Convoischiffes  gehorchen. 

1095.  Es  ist  Pflicht  des  Kapitains,  sich  mit  allen  Mitteln,  welche 
ihm  seine  Vorsicht  eingiebt,  jeder  öewalt,  welche  gegen  das  Schiff  oder  die 
Ladung  versucht  werden  könnte,  zu  widersetzen.  Wenn  er  gezwungen 
wird,  Alles  oder  einen  Theil  auszuliefern,  so  hat  er  die  entsprechende  Em- 
tragung  davon  in  das  Schiffsbuch  (Art.  1085)  vorzunehmen  und  die  That- 
sacbe  in  dem  ersten  Hafen,  in  welchen  er  einläuft,  zu  beweisen  (Art.  1097). 

Im  Falle  der  Aufbringung,  Beschlagnahme  oder  Detinirung  liegt  dem 
Kapitain  die  Verpflichtung  ob,  das  Schiff  und  die  Ladung  zu  reklamiren, 
indem  er  unverzüglich  sowohl  dem  Rheder  oder  dem  Schiffseigner,  als  auch 
den  Verladern  oder  den  Konsignataren  der  Ladung  mit  den  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  von  dem  Zustande  des  Schiffes  und  der  Ladung  Mit- 
theilung machen  muss.  Bis  er  bestimmte  Befehle  erhält,  muss  er  vorläufig 
die  zur  Erhaltung  des  Schiffes  und  der  Ladung  absolut  nothwendigen  Mass* 
regeln  treffen. 

In  solchem  Falle  entscheidet  die  Majorität  der  Mittheilhaber  und  ihr 
Beschluss  ist  für  die  Minorität  bindend.  Sollte  die  Majorität  beschliessen, 
nicht  zu  reklamiren,  so  kann  die  Minorität  auf  ihre  eigenen  Kosten  die  Re- 
klamation ins  Werk  setzen,  vorbehaltlich  des  Rechtes,  zu  verlangen,  dass 
die  Majorität  zu  den  Kosten,  im  Verhältniss  zu  dem  durch  die  Reklamationen 
erlangten  Vortheile,  beizutragen  habe. 

1096.  Jm  Falle  des  Seewurfs  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  wenn  irgend 
möglich,  die  am  wenigsten  nothwendigen,  die  schwersten  und  die  dem  Preise 


^)  Abweichend  vom  Spanischen  H.G.  £.  (Art  969),  nach  welchem  der  Schiffer 
an  das  Votum  der  Mehrheit  gebunden  ist;  und  vom  Portugiesischen  H.G.  B. 
(Art.  1387),  Inhalts  dessen  bei  Verschiedenheit  der  Ansichten  diejenige  des  Kapitains 
den  Ausschlag  giebt.  Nach  dem  Deutschen  H.  G.  ß.  (Art.  485,  cfr.  Bd.  II  Ö.  401) 
ist  es  in  das  Ermessen  des  Schiffers  gestellt,  ob  er  einen  Schiffsrath  halten  will,  und 
er  ist,  wenn  dies  im  Falle  der  Gefahr  geschieht,  gleichwohl  an  die  gefassten  Beschlüsse 
nicht  gebunden,  wie  er  andererseits  für  die  getroffenen  Massregeln  (auch  wenn  solche 
in  Uebereinstimmong  mit  den  Beschlüssen  des  Schiffsratbes  ergriffen  sind)  verantwort- 
lich bleibt. 

Borchardt,  Handelsrecht.!.  2.  Auflage.  14 
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nach  weniger  werth vollen  Gegenstände  auszuwerfen;  alsdann  nach  seiner 
Wahl,  nachdem  er  die  SchiffsofiGziere  um  ihre  Meinung  befragt,  die  Waaren 
des  ersten  Decks. 

Der  Kapitain  muss,  sobald  ihm  dies  möglich  ist,  die  in  dieser  Hin- 
sicht gefassten  Beschlüsse  schriftlich  aufzeichnen. 

Die  Eintragung  muss  enthalten: 

1.  die  Gründe,  welche  den  Seewurf  veranlasst  haben; 

2.  die  Bezeichnung  der  über  Bord  geworfenen  oder  beschädigten  Gegen- 
stände; 

3.  die  Unterschriften  derjenigen»  welche  umRath  gefragt  worden  sind, 
oder  die  Angabe  der  Gründe ,  aus  welchen  dieselben  nicht  unter- 
zeichnet haben. 

1097.  Alle  an  Bord  aufgenommenen  Proteste  hinsichtlich  des  Nach* 
weises  des  Seewurfes,  der  Havarien  oder  sonstiger  anderer  Verluste  müssen 
eidlich  von  dem  Kapitain  innerhalb  24  utiliter  gerechneten  Stunden  (Art.  1099) 
vor  der  zuständigen  Behörde  des  ersten  Hafens,  in  welchen  er  einläuft, 
bestätigt  werden.  \Venn  diese  Behörde  dem  Staate  unterworfen  ist,  so  mass 
sie  den  Kapitain  selbst,  die  Offiziere,  die  Leute  der  Mannschaft;  und  die 
Passagiere  über  die  Wahrheit  der  Thatsachen  verhören,  indem  das  Schiff- 
fahrstagebuch,  falls  es  gerettet  worden  ist,  vorgelegt  werden  muss. 

Den  betheiligten  Parteien  bleibt  der  Gegenbeweis  vorbehalten. 

1098.  Mag  der  Ort,  wo  der  Kapitain  seinen  Protest  bestätigt,  sein, 
welcher  er  wolle,  so  ist  er  verpflichtet,  von  der  Behörde,  welche  den  Pro- 
test entgegennimmt,  sein  SchifFt'ahrtstagebach  visiren  zu  lassen.  Er  ist 
verpflichtet,  dieses  Tagebuch  zu  jeder  Zeit  den  betheiligten  Parteien  vor- 
zulegen und  zu  gestatten,  dass  Abschriften  oder  Auszüge  aus  demselben 
angefertigt  werden. 

1099*  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  binnen  den  auf  seine  Ankunft  in 
irgend  einem  ELafen  folgenden  24  utiliter  gerechneten  Stunden  sein  Scbiff- 
fahrtstagebuch  vorzulegen  und  anzugeben: 

1.  den  Ort  und  die  Zeit  seiner  Ab&hrt; 

2.  den  Kurs,  welchen  er  eingeschlagen  hat; 

3.  die  Gefabren,  welchen  er  ausgesetzt  gewesen  ist,  die  dem  Schiff  und 
der  Ladung  zugefügten  Schäden  und  die  übrigen  bemerkungswerthen 
Vorkommnisse  auf  seiner  Reise. 

1100.  Die  Vorlegung  des  Tagebuches  und  die  Abgabe  der  Erklärung 
müssen  erfolgen: 

in  einem  ausländischen  Hafen  vor  dem  Konsul  des  Staates  oder,  in 
Ermangelung  eines  solchen,  vor  der  zuständigen  Ortsbehörde; 

in  einem  Hafen  des  Staates  vor  dem  Handelsgericht  oder  vor  der 
in  den  Verordnungen  bezeichneten  Behörde. 

1101.  Bei  der  Rückkunft  des  Schifies  in  seinen  Ab&hrtshafen  oder 
in  den,  wo  der  Kapitain  sein  Amt  niederlegt,  ist  derselbe  verpflichtet,  binnen 
24  utiliter  gerechneten  Stunden,  nachdem  er  Anker  geworfen  hat,  die  Schiffs- 
rolle oder  den  Beilbrief  im  Original  der  mit  der  Immatrikulirung  des 
Schiffes  beauftragten  Abtheilung  vorzulegen,  indem  er  die  selben  im  vorher- 
gehenden Artikel  vorgeschriebenen  Erklärungen  abzugeben  hat. 

Nach  Verlauf  von  8  Tagen  nach  der  angegebenen  Zeit  ist  jede  Kla^e 
verjährt,  welche  gegen  den  ^ipitain  wegen  Versehen  zulässig  gewesen,  die 
er  in  der  SchiffsroUe  auf  der  Keise  bedangen  hat. 

Der  Kapitain,  welcher  nicht  alle  m  die  Musterrolle  eingetragenen  Leute 
präsentirt  oder  nicht  ordnungsmässig  den  Grund  des  Fehlens  feststellen 
Kann,  wird  von  der  mit  der  Lnmatrikulirung  der  Schiffe  beauftragten  Be- 
hörde  mit  einer  Geldstrafe   von  100  Pesos  fuertes  belegt  für  jede  Person, 
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welche  er  weoifi;er  grasen tirt,  anter  Zulässigkeit  der  Beruf anfj;  an  das  be- 
treffende Handelsgericht. 

1102.  Wenn  die  Eigenth&mer  des  Schiffes,  deren  Mandatare  oder 
Konsignatare  nicht  gegenwärtig  sind,  so  ist  der  Eapitaio  ermächtigt,  nach 
den  Vorschriften,  welche  er  erhalten  hat,  die  Frachtverträge  allein  abza- 
schiiessen,  indem  er,  soviel  es  ihm  möglich  ist,  das  grösste  Interesse  des 
Rheders  dabei  im  Aage  ha,t 

1103«  In  den  Häfen,  in  welchen  der  Rheder,  die  Mandatare  oder  Kon- 
signatäre wohnen,  kann  der  Eapitain,  ohne  ausdrückliche  EinwillinruDg  dieser, 
keine  aassergewöhnliche  Aasgabe  fär  das  Schiff  machen. 

1104.  Wenn  während  der  Dauer  der  Reise  Ausbesserungen  oder  An- 
käufe von  Vorräthen  nothwendig  werden,  und  die  Umstände  oder  die  Ent- 
fernung vom  Wohnsitze  der  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  der  Ladung  es 
unmöglich  machen,  ihre  Befehle  einzuholen,  so  kann  der  Kapitain,  nachdem 
die  Nothwendigkeit  dazu  in  einer  von  den  Schiffsoffizieren  unterzeichneten 
Eintragung  dargelegt  ist,  die  Ausbesserungen  oder  den  Ankauf  der  nöthigen 
Vorräthe  selbst  besorgen. 

1105.  Sollte  der  Eapitain  während  der  Reise  sich  nicht  im  Besitz 
von  Geldmitteln    befinden,   welche  dem  Schiffe   oder   seinen  Eigenthümem 

gehören,  und  sollten  weder  einer  von  diesen,  noch  ihre  Mandatare  oder 
onsignatare  oder,  in  Ermangelung  derselben,  irgend  ein  an  der  Ladung 
Betheiligter  gegenwärtig  sein,  oder  auch,  falls  sie  anwesend  sind,  ihm  nicht 
die  nöthigen  Geldmittel  vorschiessen ,  so  kann  er  Schulden  kontrahiren,  auf 
Rumpf,  Kiel  und  Takelwerk  Gelder  in  Bodmerei  nufnehmen  und,  in  ganz* 
lieber  Ermangelung  irgend  eines  andern  Halfsmittels,  Waaren  der  Ladung 
verkaufen,  indem  er  auf  den  von  ihm  unterschriebenen  Urkunden  der 
Obligationen  den  Grund  ihrer  Entstehung  angeben  muss  (Art.  1107). 

Die  Waaren,  welche  in  solchen  Fällen  verkaufe  sind,  werden  den  Ver- 
ladern mit  dem  Preise  bezahlt,  welchen  andere  Waaren  von  gleicher  Qua- 
lität im  Löschungshafen  zur  Zeit  der  Ankunft  des  Schiffes  ernalten  haben 
oder  mit  dem  von  sachverständigen  Schiedspersonen  anzugebenden  Preise, 
falls  der  Verkauf  alle  Waaren  derselben  Qualität  begriffen  haben  sollte. 

Wenn  der  laufende  Preis  geringer,  als  der  Verkaufspreis  ist,  so  geb&hrt 
der  Gewinn  dem  Eigenthümer  der  Waaren. 

Wenn  das  Schiff  in  den  Hafen  seiner  Bestimmung  nicht  einlaufen 
kann,  so  richtet  sich  die  Rechnung  nach  dem  Verkaufspreise. 

1106.  Damit  eine  der  im  vorhergehenden  Artikel  bewilligten  Mass- 
regeln stattfinden  kann,  ist  es  erforderlich: 

1.  dass  der  Eapitain  den  absoluten  Mangel  an  Fonds  in  seinen  Händen, 
welche  dem  ^^chiffe  oder  seinen  Eigen thumern  gehören,  nachweist; 

2.  dass  der  Eigenthümer  des  Schiffes,  seine  Mandatare  oder  Konsig- 
natäre oder,  in  Ermangelung  derselben,  ein  an  der  Ladung  Bethei- 
ligter nicht  gegenwärtig  sind,  oder  dass  sie,  falls  sie  gegenwärtig  ge- 
wesen sind,  vergeblich  um  Gold  angegangen  worden  sind; 

3.  dass  der  Beschluss  in  Uebereinstimmung  mit  den  Scbiffsoffizieren 
gefasst  und  in  das  Schiffiuhrtstagebuch  die  betreffende  Eintragung 
gemacht  worden  ist; 

Der  Nachweis  dieser  Erfordernisse  muss  vor  dem  Handelsgerichte  des 
Hafens,  in  welchem  das  Geld  auf  Bodmerei  entnommen  oder  die  Waaren  ver- 
kauft worden  sind,  erfolgen,  und  im  Auslande  vor  den  Konsuln  des  Staates 
oder,  in  Ermangelung  dieser,  vor  der  Ortsbehörde« 

11Q7.  Die  Verpflichtungen,  welche  der  Kapitain  zum  Zwecke  der  Aus- 
besserung, Ausrüstung  und  Verproviantirung  des  Schiffes  eingeht,  machen 
ihn  nicht  persönlich  verantwortlich,  sondern  fallen  auf  den  Rheder  zurück, 
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es  sei  deno,  dass  der  Knpitain  seine  persönliche  Haftang  aasdr&eküä 
Tersprochen  oder  Wechsel  oder  Schuldscheine  in  eigenem  Namen  ante^ 
zeichnet  hat. 

Der  Kapitain,  welcher  jedoch  in  den  Urkunden  der  aus  den  von  iln 
für  die  Ausrüstung,  Ausbesserung  oder  Yerproviantirung  des  Schiffes  (^ 
machten  Ausgaben  herrührenden  Obligationen  unterlassen  hat«  die  Eot^4e- 
hungsursache  anzugeben,  ist  denjenigen  gegenüber,  mit  welchen  er  kontrahiit 
hat,  persönlich  verantwortlich,  unbeschadet  der  Klage,  welche  letztere  gega 
die  Schiffseigen thümer  richten  können,  wenn  sie  nachweisen,  dass  die  TQ^ 
geschossenen  Summen  in  der  That  zum  Vortheile  fär  die  Fahrzeuge  ver- 
wandt worden  sind  (Art.  1037). 

1108  Sollten  dem  Schiffe  während  der  Reise  die  Vorrathe  ansgehex 
so  kann  der  Eanitain  in  Uebereinstimmung  mit  den  übriflren  Schiffsoffizient 
diejenigen,  welcne  Lebensmittel  für  ihre  private  Rechnung  haben,  zwingen 
dieselben  JFür  den  gemeinschaftlichen  Verorauch  aller  an  Bord  befindlicba 
Personen  herauszugeben,  indem  er  den  Betrag  derselben  sogleich  oder  später 
in  dem  ersten  Hafen,  in  den  er  einlauft,  entrichtet. 

11C9.     Der  Kapitain  hat  das  Recht,    von    den  Eigenthümem   für  tut 

^  nothwendigen  Ausgaben,  welche  er  zum  Nutzen  des  Schiffes  mit  eigenen  akr 

fremden  Geldmitteln    gemacht    hat,   schadlos  gehalten  zu  werden,  sofern  ir 

ihren  Instruktionen  gemäss  gehandelt  oder  von  den  Befugnissen,  welche  iha 

in  seiner  Eigenschaft  als  Kapitain  zustehen,  Gebrauch  gemacht  hat. 

1110.  Der  Kapitain  kann  für  seine  eigenen  Geschäfte  weder  Geld  a^ 
Bodmerei  entnehmen,  noch  das  Schiff  hypothekarisch  vcrpfönden. 

Wenn  er  Mittheilhaber  am  Rumpfe  und  am  Takclwerk  ist.  kann  e 
seinen  persönlichen  Antheil  verpfänden,  sofern  er  vorher  kein  Geld  «d 
Bodmerei  auf  das  ganze  Schiff  entnommen  hat,  noch  sonst  irgend  eine  andat 
Art  der  Verpfandung  zu  Lasten  des  letzteren  vorhanden  ist. 

In  dem  Yerpflichtungsscheine  über  das  Geld,  welches  der  Kapitain,  ia 
Mittheilhaber  ist,  in  der  angegebenen  Weise  aufnimmt,  muss  derselbe  seines 
Besitzantheil,  welcher  für  die  Zahlung  der  Schuld  haftet,  nothwendigerwei^ 
angeben. 

Im  Falle  er  gegen  die  Bestimmung  dieses  Artikels  verstosst;  geht  cb« 
Zahlung  der  Hauptschuld,  der  Zinsen  und  Kosten  für  seine  private  Rechnunir 

1111-  Der  Kapitain,  welcher  auf  Rumpf  und  Takelwerk  des  »Schiffe:^ 
Geld  entnimmt,  Waaren  oder  Lebensmittel,  ausser  in  den  Fällen  und  in  (kr 
Weise,  welche  dieses  Gesetzbuch  vorschreibt,  verpfändet  oder  verkauft,  sovi? 
derjenige,  welcher  in  seinen  Rechnungen  einen  Betrug  begeht,  ist  ausserdes, 
dass  er  zur  Schadloshaltung  für  die  Schäden  und  Nachtheile  verpflichtet  is. 
der  betreffenden  strafrechtlichen  Klage  unterworfen. 

1112.  Der  Kapitain,  welcher  ausser  dem  Falle  der  gesetzmässig  nach- 
gewiesenen Seeuntüchtigkeit  das  Schiff  ohne  besondere  Ermächtigung  M^t^ 
Seiten  der  Eigenthümer  verkauft,  ist  für  die  Schäden  und  Nachtheile  Ter- 
antwortlich  und  der  betreffenden  strafrechtlichen  Klage  unterworfen. 

1113.  Der  Kapitain,  welcher  für  eine  bestimmte  Reise  engagirt  H 
und  dieselbe  ohne  gerechte  Ursache  nicht  vollendet,  haftet  den  Eigenthumern 
und  Verladern  gegenüber  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  daah 
diese  Unterlassung  entstehen  (Art.  1077). 

1114  Der  Kapitain  hattet  ausschliesslich  für  alle  diejenigen  Geld- 
strafen, welche  dem  iSchiffe  wegen  Vierstoss  gegen  die  Gesetze  und  Verord- 
nungen der  Zollbehörde  und  Hafenpolizei  auferlegt  worden  sind,  sowie  ßr 
die  Nachtheile,  welche  aus  Streitigkeiten  unter  den  Leuten  der  Schifismann- 
schuft  entstehen,  es  sei  denn,  dass  er  nachwiese,  alle  möglichen  Mittel  an- 
gewandt zu  haben,  um  dieselben  zu  vermeiden. 
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Der  Eapitain  haftet  ebenfiEills  persönlich  für  diejenigen  Nachtheile, 
welche  die  Verlader  dadurch  tre£Fen,  dass  er  sich  nicht  mit  den  nöthigen 
Papieren  bezüglich  der  Ladang  versehen,  oder  dass  er  nicht  im  Löschungs-  oder 
Ankonftshafen  die  erforderlichen  Deklarationen  gema^^ht  hat  (Art.  1099  flgd.). 

1115.  Der  Kapitain  darf  als  Sicherheit  för  die  Fracht  die  verladenen 
Waaren  nicht  an  Bord  zar&ckbehalten ;  aber  er  hat  das  Recht,  von  den 
Eigenthümem  oder  Konsignataren  im  Momente  der  Ablieferung  der  Waaren 
za  fordern,  dass  sie  den  Betrag  der  Fracht,  der  Havarie  grosse  und  aller 
übrigen  für  ihre  Rechnung  gehenden  Kosten  deponiren  oder  verbürgen;  und, 
bei  unterlassener  sofortiger  Zahlung,  Deponirung  oder  Verbörgung,  kann  er 
für  die  Frachtgelder,  Havarien  und  Kosten  die  Beschlagnahme  der  Ladungs- 
waaren  erwirken,  so  lange  sich  dieselben  in  Händen  der  Eigen thümer  oder 
Konsignatare  befinden,  mögen  sie  in  den  öffentlichen  Hinterlegungsstellen 
oder  ausserhalb  derselben  lagern;  er  kann  sogar  den  unverzüglichen  Ver- 
kauf beantragen,  wenn  die  Waaren  leicht  dem  Verderben  ausgesetzt  sind, 
oder  ihre  Aufbewahrung  schwierig  und  kostspielig  ist. 

Die  Klage  auf  Beschlagnahme  verjährt  in  30  Tagen,  vom  letzten 
Tage  der  Löschung  an  gerechnet. 

1116-  Der  Kapitain  hat  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Waaren 
vor  der  Löschung  an  Bord  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  er  für  ihre 
Anzahl,  ihr  Gewicht  oder  ihr  Maass  verantwortlich  ist,  gezählt,  gemessen 
oder  gewogen  werden  (Art.  1060). 

1117.  Wenn  wegen  Abwesenheit  des  Konsignatars,  wegen  ViTeigerung 
desselben,  die  Ladung  in  Empfang  zu  nehmen,  oder  Nichterscheinens  des 
berechtigten  Inhabers  der  an  Ordre  ausgestellten  Konnossemente  der  Kapitain 
nicht  weiss,  an  \ien  er  die  Auslieferung  der  Ladung  rechts^i^ültig  vorzunehmen 
hat,  so  muss  er  dieselbe  zur  Verfügung  des  Handelsgerichts  oder,  in  Er- 
mangelung eines  solchen,  der  gerichtlichen  Ortsbehörde  stellen,  damit  diese 
das  zu  ihrer  Niederlegung,  Aufbewahrung  und  Sicherheit  Erforderliche 
anordnen  (Art  1144). 

Sowohl  in  diesem  Falle,  als  in  dem  des  Art.  1115  ist  es  dem  Kapitain 
gestattet,  wenn  die  Havarie  grosse  nicht  sofort  regulirt  werden  kann,  die 
gerichtliche  Hinterlegung  der  abgeschätzten  Summe  zu  verlangen. 

1118*  Der  Kapitain,  welcher  vor  Empfang  der  Fracht,  der  Havarie 
grosse  and  der  Kosten  die  Ladung  ausliefert,  ohne  die  im  vorhergehenden 
Artikel  erwähnten  oder  die  durch  die  am  Löschungsorte  geltenden  Gesetze 
vorgeschriebenen  Mittel  angewendet  zu  haben,  hat  keine  Klage,  um  die 
Zahlung  vom  Befrachter  zu  verlangen,  wenn  dieser  nachweist,  dass  er  nicht 
für  eigene  Rechnung,  sondern  in  der  Eigenschaft  als  Kommissionär  oder 
für  Rechnung  eines  Dritten  verladen  hat. 

1119.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  ist,  so  kann  der 
Kapitain,  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Befrachters,  keine  Ladung 
von  einer  andern  Person  annehmen. 

Sollte  er  es  thun,  so  kann  letzterer  dieselbe  wieder  ausladen  lassen 
and  Entschädigung  für  die  entstandenen  Nachtheile  fordern. 

1120.  Nachdem  das  Schiff  für  einen  bestimmten  Hafen  verfrachtet  ist, 
kai^n  der  Kapitain  sich  nicht  weigern,  die  Ladung  aufzunehmen  und  die  verab« 
redete  Beise  anzutreten,  es  sei  denn,  dass  Pest,  Krieg,  Blokade  oder  sonst  ein 
gesetzmässiger  Hinderungsgrund  für  das  Schiff  auf  unbestimmte  Zeit  hin 
dazwischentritt. 

1121.  Wenn  während  der  Fahrt  ein  Passagier  oder  Jemand  von  der 
Schiffsmannschaft  stirbt,  so  hat  der  Kapitain  alle  Papiere  und  das  ganze 
Vermögen  des  Verstorbenen  in  Verwahrung  zu  nehmen,  indem  er  in  Gegen- 
wart der  Schiffsoffiziere  und  zweier  Zeugen,    welche   er   aus  den  etwa  an- 
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wesenden  Passagieren  vorzugsweise  auszuwählen  hat,   ein   genaues  InTent 
aufnimmt;  sobald  er  in  seinen  Abfahrtshafen  zurückgekehrt  ist,  hat  er  i 
Inventar  und  das  Yermögen  an  die  zuständigen  Behörden  abzuliefern. 

1122-  Wenn  eine  von  den  an  Bord  befindlichen  Personen,  mag  sie 
Passagier  sein  oder  zur  Schiffsmannschaft  gehören,  ein  Testament  aaüseü 
will,  so  hat  sie  dies  vor  dem  Eapitain  oder  seinem  Stellvertreter,  vor  d 
etwa  anwesenden  Superkargo  und  vor  zwei  aus  der  Schiffsmannschait  ( 
nommenen  Zeugen,  unter  Vorzug  solcher,  die  schreiben  können,  zu  thna 

Sollte  ein  Superkargo  nicht  gegenwärtig  sein,  so  ist  ein  anderer  Zei 
hinzuzuziehen. 

1123.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Testamente  mvm 
immer  in  2  Exemplaren  ausgefertigt  werden. 

Wenn  das  Schiff  in  einen  ausländischen  Hafen  einläufit,  wo  ein  Koo 
des  Staates  sich  befindet,  so  muss  der  Eapitain  oder  derjenige,  welcher  < 
Testament  beglaubigt  hat,  eins  der  beiden  Exemplare  verschlossen  nndT 
siegelt  in  die  Häude  des  Konsuls  niederlegen,  welcher  es  an  das  Stai 
ministerium  abzuschicken  hat,  damit  dieses  es  dem  Gerichte  erster  Insi 
am  Wohnorte  des  Testators  zusende. 

1124.  Bei  der  Rückkehr  des  Schiffes  in  das  Gebiet  des  Staates 
die  beiden  Exemplare  verschlossen  und  versiegelt,  oder   das   eine  noch 
handene  Exemplar,   wenn  das  andere  schon   während   der  Reise  abgeliel 
worden    ist    (Art.  1123),    dem  Hafen kapitain    zu  überreichen,    welcher 
ohne  Zeitverlust  dem  betreffenden  Ministerium  einsenden  muss  (Art.  112 

1125.  Am  Räude  des  Namens  des  Testators  ist  in  der  Schiffsi 
die  e) folgte  Ablieferung  der  beiden  Testamentexemplare  an  den  Konsul ( 
an  den  Hafenkapitain  zu  vermerken. 

1126  Das  Testament,  welches  zu  einer  Zeit  ausgefertigt  worden 
zu  welcher  sich  das  Schiff  in  einem  Hafen  befindet,  wo  ein  Konsul 
Staates  bestellt  ist,  wird  nicht  als  auf  See  abge&sst;  angesehen,  auch  « 
es  während  der  Reise  aufgesetzt  worden  ist. 

In  solchem  Falle  ist  das  Testament  nur  rechtsgültig,  wenn  es  von  dl 
Konsul  und  zwei  Zeugen  beglaubigt,  oder  wenn  es  vermittelst  öffentlic 
Urkunde,  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  in  welchem  sich  das  Schiff  befind 
ausgefertigt  worden  ist. 

1127.  Das  auf  See  in  der  im  Art  1122  vorgeschriebenen  Form 
gefasste  Testament  ist  nur  dann  rechtsgültig,  wenn  der  Testator  im  Terll 
der  Reise  oder  innerhalb  6  Monaten  nach  seiner  Ankunft  im  Staä 
gebiete  stirbt. 

1128.  Die  an  Bord  aufgenommenen  Testamente  sind  durch  den  Testirt 
den,  denjenigen,  welcher  sie  beglaubigt,  und  die  Zeugen  zu  unterzeichnen. 

Wenn  der  Testator  erklärt,  dass  er  nicht  zu  unterzeichnen  verfielt 
oder  nicht  unterschreiben  kann,  muss  in  die  Urkunde  ein  besonderer  ye> 
merk  dieser  Erklärung  und  seiner  Bitte  an  einen  der  Zeugen,  dass  die^ 
för  ihn  unterschreibe,  auigenommen  werden. 

1129.  Das  an  Bord  aufgenommene  Testament  darf  keine  VerfugoiU 
irgend  welcher  Art  zu  Gunsten  des  Kapitains  oder  einer  Person  der  Schiff?* 
mannschaft  enthalten,  falls  dieselben  nicht  Verwandte  des  Erblassers  sind 

1130.  Nach  vollendeter  Reise  ist  der  Kapitain  verpflichtet,  defl 
Eigenthümer  oder  Rheder  des  Schiffes  ohne  Verzug  Rechnung  ^^ 
seine  Verwaltung  unter  Uebergabe  des  etwa  vorhandenen  Geldes,  g^ 
Quittung,  sowie  der  Bücher  und  übrigen  Papiere  abzulegen. 

Der  Schiffseigner  oder  Rheder  ist  verpflichtet,  die  Rechnungen  3es 
Kapitains,  sobald  er  sie  in  Empfang  genommen  hat,  abzuschliessen  und  iius 
die  et^a  schuldigen  Summen  auszuzanlen. 
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1181.  Sollten  Streitigkeiten  über  die  Rechnung  vorkommen,  so  ist 
der  Schiffseigner  oder  Bheder  verpflichtet,  dem  Eapitain  das  verabredete 
Gehalt  provisorisch  auszazahlen,  \?enn  dieser  für  die  etwa  nöthige  Rück- 
erstattung desselben  Bürgschaft  leistet.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  sein 
Tagebach,  die  Bücher  und  die  übrigen  Dokamente  im  Sekretariat  des 
Handelsgerichts  niederzolegen. 

llo2.  Wenn  der  Eapitain  der  alleinige  Eigenthümer  des  Schiffes  ist, 
haftet  er  den  Befrachtern  and  Verladern  gegenüber  in  gleicher  Weise  für 
alle  den  Kapitainen  and  Rhedem  auferlegten  Verpflichtungen. 

1133.  Jede  Verpflichtung,  für  welche  der  Kapitain,  der  Mittheilhaber 
am  Schiffe  ist,  gegenüber  der  Gesellschaft  haftet,  hat  ein  Vorrecht  auf  den 
Antheil  und  den  Gewinn,  welchen  der  Kapitain  am  Schiffe  und  an  der 
Fracht  hat. 

1134.  Der  Kapitain  hat  ein  Vorrecht  bezüglich  seiner  Gehaltsforderang 
und  der  ihm  für  die  Nachtheile,  die  das  Schiff,  seine  Ausrüstungs- 
gegenstände  und  die  geschuldeten  Frachtgelder  erlitten  haben,  zu  zahlenden 
Entschädigung  (Art.  1698). 

1135.  Ausser  den  in  diesem  Gesetzbuche  angegebenen  Verpflichtungen 
sind  die  Kapitaine  allen  Pflichten,  welche  ihnen  durch  die  Verordnungen 
der  Marine-  und  Zollbehörden  auferlegt  werden,  unterworfen. 


TITEL  IV. 
Von  den  Steuerleuten  und  Hochbootsmännem. 

1136.  Wenn  der  Steuermann  es  für  nöthig  hält,  den  Kurs  zu  ändern, 
so  hat  er  dem  Kapitain  die  Gründe,  die  dies  erfordern,  auseinanderzusetzen. 
Sollte  dieser  sich  denselben  widersetzen^  indem  er  die  Vorstellungen  des 
Steuermanns,  welche  dieser  in  Gegenwart  der  übrigen  Schiffsoffiziere  zu 
wiederholen  hat,  ausser  Acht  lässt,  so  hat  der  Steuermann  in  das  Schiff- 
iahrtstagebuch  (Art.  1085)  den  Yon  Allen  zu  unterzeichnenden  betreffenden 
Protest  einzutragen  und  den  Befehlen  des  Kapitains  zu  gehorchen,  auf  den 
alsdann  alle  Verantwortlichkeit  fallt. 

1137.  Der  Steuermann,  welcher  aus  Unerfahren heit,  Unterlassung  oder 
böswilliger  Absicht  das  Schiff  zu  Grunde  gehen  lässt  oder  ihm  Schäden 
oder  Havarien  verursacht,  ist  zur  Entschädigung  des  Nachtheils,  welchen 
das  Schiff  oder  die  Ladung  erleidet,  verpflichtet,  abgesehen  davon,  dass  er 
in  die  Strafen  verfallt,  welche  eventuell  verhängt  werden. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Steuermanns  schliesst  diejenige  des  Ka- 
pitains in  den  Fällen  des  Art.  1066  nicht  aus. 

1138.  Der  Hochbootsmann,  welcher  beim  Empfange  oder  bei  der  Ab- 
lieferung von  Waaren  oder  Gegenständen  die  Anweisungen,  Quittungen  und 
aDderen  Beweisdokumente  seiner  Handlungen  nicht  einfordert  und  dem 
Kapitain  aushändigt,  haftet  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  durch 
seine  Unterlassung  entstehen. 

1139.  Die  Eigenschaften,  welche  die  Steuerleute  und  Hochbootsmänner 
besitzen  müssen,  sowie  ihre  betreffenden  Pflichten,  sind  in  den  Verordnungen 
oder  Verfügungen  der  Seemannsordnung  enthalten. 

1140.  Bei  Todesfall  oder  Verhinderung  des  Kapitains  geht  der  Ober- 
befehl über  das  Schiff  auf  den  Steuermann  und,  falls  dieser  nicht  anwesend 
oder  verhindert  iot,  auf  den  Hochbootsmann  über  mit  allen  Vor- 
rechten, Befugnissen,  Pflichten  und  Verantwortlichkeiten,  welche  dem  Amte 
des  Kapitains  anhaften. 
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TITEL  V. 
Von  den  Superkargos. 

1141.  Die  von  den  Rhedern  oder  Eigentbümem  der  Ladung  ernannten 
Superkargos  (Ladungsverwalter)  haben  auf  dem  Scbiffe  und  in  Betreff  seiner 
Ladung  den  ihnen  in  ihren  Instruktionen  ausdrücklich  bezeichneten  okonomi- 
Bcben  Yerwaliungszweig  auszuüben;  aber  selbst  im  Falle,  dass  sie  Ton  den 
Bhedern  ernannt  worden  sind,  dürfen  sie  sich  nicht  in  die  ausschliesslichen 
"Vorrechte  der  Eapitaine  in  Betreff  der  Befngniss  zur  Leitung  des  Schiffes 
und  des  Oberbefehls  über  dasselbe  hineinmischen,  möge  die  ihnen  über- 
tragene Vollmacht  sein,  welche  sie  wolle. 

1142.  Die  dem  Superkargo  in  Betreff  des  Kurses  der  Reise  und  des 
Transportes  der  Waaren  übertragenen  Vollmachten  müssen  dem  Kapitain 
mitgetheilt  werden.  Wenn  diese  Mittheilun^  nicht  erfolgt  ist,  so  werden 
dieselben  in  den  Punkten,  welche  den  Eapitain  betreffen,  als  nicht  vor- 
handen angesehen. 

1143.  Wenn  ein  Superkargo  vorhanden  ist,  so  erlischt  in  Betreff  der 
ihm  anvertrauten  Waaren  aie  Verantwortlichkeit  des  Kapitains,  vorbehaltlich 
des  Falles  eines  Dolus  oder  einer  Culpa. 

In  solchem  Falle  steht  es  dem  Superkargo  zu,  das  Ladungsbach  und 
das  Konto-  und  Rechnungsbuch  in  der  im  Art.  1085  angegebenen  Form 
zu  führen. 

1144.  Wenn  der  Superkargo  den  Auftrag  erhalten  hat,  an  eine  be- 
stimmte Person  die  Waaren,  welche  nicht  verkauft  worden  sind,  abzuliefern, 
und  der  Konsignatar  sich  weigert,  dieselben  in  Empfang  zu  nehmen, 
so  muss  er  letzterem  einen  Protest  einhändigen  lassen,  der  ihm  als 
Rechtfertigungsdokument  dient.  Wenn  er  in  dieser  Hinsicht  keine  weiteren 
Instruktionen  erhalten  hat,  so  bleibt  es  seinem  Ermessen  überlassen,  den 
Waaren  diejenige  Bestimmung  zu  geben,  welche  ihm  als  die  vortheil- 
hafteste  für  die  Eigenthümer  derselben  erscheint,  indem  er  je  nach  den 
Umständen  die  im  Art.  1117  festgesetzten  Vorschriften  zu  befolgen  hat. 

1145.  Es  ist  den  Superkargos  verboten,  Geschäfte  irgend  welcher 
Art  für  eigene  Rechnung  wänrend  der  Reise  zu  machen,  ausgenommen  die 
Beilast,  welche  ihnen  nach  ausdrücklicher  Vereinbarung  für  die  Hin-  und 
Rückreise  bewilligt  worden  ist. 

1146.  In  Ermangelung  besonderer  Abreden,  steht  dem  Superkargo 
das  Recht  zu,  einerseits  von  den  Kommittenten  während  der  Reise  unter- 
halten zu  werden  und  von  denselben  eine  durch  Schiedspersonen  zu  be- 
stimmende Provision  zu  beziehen,  und  andererseits  von  dem  Kapitain  mit 
seinem  ganzen  Gepäcke  befördert  zu  werden. 

1147.  Die  Verfügungen  dieses  Gesetzbuches  in  Betreff  der  Fähigkeit, 
Verträge  abzuschliessen ,  und  der  Verantwortlichkeit  der  Faktoren  oder 
Handlungsbevollmächtigten  sind  in  gleicherweise  auf  die  Superkargos 
anwendbar. 


TITEL  VI. 

Von  den  Verträgen  und  dem  Gehalt  der  Offiziere  und  der 
Heuer  der  Sdüfflsmannschaft,  ihren  Rechten  und  Pflichten. 

1148.    Der  Vertrag,  welcher    zwischen    dem    Eapitain   einerseits  und 
den    Offizieren    und   den    Leuten    der   Schiffsmannschaft   andrerseits   abge- 
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schlössen  wird,  besteht  von  Seiten  letzterer  darin,  ihre  Dienste  fär  eine 
oder  mehrere  Seereisen  gegen  ein  vereinbartes  Gehalt'  zu  leisten,  und  ron 
Seiten  des  Eapitains  in  der  Verpflichtung,  denselben  alles,  was  ihnen  nach 
dem  Vertrage  oder  dem  Gesetze  zusteht,  auch  zu  Theil  werden  zu  lassen. 

Die  Bedingungen  der  Anwerbung  zwischen  dem  Eapitain  und  deA 
Leuten  der  Mannschafi  werden,  Mangels  einer  anderen  Urkunde,  durch  die 
Matrikel  oder  die  Mannschaftsrolle  bewiesen  (Art.  1084). 

1148.  Sollte  weder  aus  dieser  Matrikel,  noch  aus  irgendeiner  anderen 
schriftlichen  Urkunde  die  bestimmte  Dauer  des  Vertrages  hervorgeben,  so 
wird,   auch    wenn    dieser  monats weise  abgeschlossen  worden  ist,  immer  an- 

fenommen,  dass  die  Anwerbung  für  die  volle  Reise  erfolgt  ist,  d.  h.  für  die 
linreise  und  die  Rückreise  nach  dem  Ort,   wo   die  Immatrikulirung  statt- 
gefunden hat. 

1150.  Der  Eapitain  ist  verpflichtet,  den  Leuten  der  Schiffsmannschaft, 
welche  es  verlangen,  einen  unterschriebenen  Vermerk  zu  übergeben,  in 
welchem  die  Art  des  Vertrages  und  die  festgesetzte  Heuer  angegeben  ist, 
mit  Angabe  der  Summen,  welche  auf  Rechnung  dieser  bezahlt  worden  sind. 

1151.  Wenn  das  Eonto-  und  Rechnungsbuch  mit  der  Matrikel  über- 
einstimmt und  in  der  im  Art.  1085  festgestellten  Form  regelmässig  geführt 
worden  ist,  so  dient  dasselbe  als  vollständiges  Beweismittel  zur  Lösung 
irgend  welcher  Zweifel,  welche  über  die  Vertragsbedingungen  entstehen. 

Jedoch  sind  in  Betreff  der  auf  Rechnung  gegebenen  Beträge,  im  Falle 
des  Zweifels,  die  auf  dem  Vermerk  geroachten  Notirungen,  von  welchen  der 
vorhergehende  Artikel  handelt,  von  grösserer  Beweiskraft. 

1152.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Eapitains,  der  Offiziere 
und  der  Leute  der  Mannscnaft  fangen  von  dem  Momente  an,  in  welchem 
sie  die  betreffende  Rolle  oder  Matrikel  unterschreiben. 

Die  Verpflichtung,  die  Offiziere  und  Leute  der  Mannschaft  während 
der  Reise  oder  der  Zeit  ihrer  Dienstleistung  zu  unterhalten,  wird  ausser  der 
verabredeten  Heuer  als  mit  im  Vertrage  einbegriffen  verstanden. 

1153*  I^ie  Verpflichtungen  der  Offiziere  und  Leute  der  Schiffs- 
mannschaft sind  folgende: 

1.  mit  ihrem  Gepäck  und  zur  Reise  ausgerüstet  am  festgesetzten  Tage 
oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  an  dem  vom  Eapitain  bestimm- 
ten an  Bord  zu  gehen,  um  bei  der  Ausrüstung  und  Beladung  des 
Schiffes  behülflich  zu  sein,  bei  Strafe  der  Entlassung  und  unbeschadet 
der  im  folgenden  Artikel  getroffenen  Bestimmungen; 

2.  das  Schiff  ohne  Erlaubniss  des  Eapitains  weder  zu  verlassen,  noch 
in  keinem  Falle  die  Nacht  ausserhalb  desselben  zuzubringen,  bei 
Strafe,  einen  Monat  ihrer  Heuer  zu  verlieren; 

3.  ihr  Gepäck  ohne  Besichtigung  desselben  von  Seiten  des  Eapitains 
oder  des  Hochbootsmannes  nicht  aus  dem  Schiffe  zu  schaffen,  bei 
Strafe,  ebenfalls  eine  monatliche  Heuer  zu  verlieren; 

4.  ohne  Widerspruch  dem  Eapitain  und  den  übrigen  Offizieren  in 
ihren  betreffenden  Amtsbefugnissen  zu  gehorchen  und  sich  der 
Streitigkeiten  und  Trunkenheit,  bei  den  in  den  Art.  1064  und  1155 
angedrohten  Strafen,  zu  enthalten; 

5.  im  Falle,  dass  das  Schiff  angegriffen  wird  oder  dem  Schiffe  oder 
der  Ladung  irgend  ein  Unglücksfall  zustösst,  den  Eapitain  zu  unter- 
stützen, bei  Strafe,  die  schon  fällige  Heuer  zu  verlieren; 

6.  nach  beendigter  Reise  bei  der  Abrüstung  des  Schiffes  behülflich  zu 
sein,  dasselbe  an  einen  siehern  Ankerplatz  zu  bringen  und  es  dort 
zu  befestigen,  sobald  es  der  Eapitain  verlangt; 
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7.  die   zur  Bestätigunp:   der   an  Bord   aafgeDommenen  Urkunden  uai 

Proteste   nöthigen  Erklamngen   abzage^n    (Art.  1097),   indem  m 

f&r  die  versanmteii  Tage  eine  ihrer  sonstigen  Hener  entsprecheoii 

Entschädigung  erhalten ;  sollten  sie  dieser  Flicht  nicht  nachkomna. 

so  verlieren  sie  ihre  Klage  auf  Forderung  der  f&lligen  Heuer. 

1154.    Diejenigen  Offiziere   oder  Leute   der  Schiffsmannschaft,  vekk 

nach  ihrer  Eintragung   in  die  Schiffsrolle  vor  Anfang  der  Reise  das  Sdl 

verlassen   oder   vor  Beendigung   derselben   sich   entfernen,   können  xur  & 

fullung  des  Vertrages  mit  Geföngnissstrafe  belegt  werden,  and  mfissen  da 

Geld,  welches  sie  als  VorscJinss  empfangen  haben,  zorfickgeben    and  d 

Monat  ohne  Heuer  dienen. 

Die  in  solchen  Fällen  entstandenen  Kosten  sind  von  der  Heu«-  k 
Renitenten  in  Abzug  zu  bringen,  welche  ausserdem  fftr  die  etwa  verarsacblei 
Schäden  und  Nachtheile  haften. 

1155-     Ein  äeemann    kann   nach  erfolgter  Eintragong  io  die  Scfaifr 
rolle  ohne  triftigen  Grund  nicht  entlassen  werden. 
Gerechte  Gründe  zur  Entlassung  sind: 

1.  die  Begehung  irgend  eines  Vergehens,  welches  die  Schiffsordniai 
stört,  der  Rücktall  in  die  Insubordination  und  der  Mangel  m 
Disziplin  oder  die  unterlassene  Erfüllung  des  ihm  zakommeoda 
Dienstes; 

2.  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

3.  Unkenntniss  des  Dienstes,  für  welchen  er  geheuert  ist; 

4.  irgend  welcher  Vorfall,  welcher  den  Seemann  an  der  ErfnllQi{ 
seiner  Pflichten  verhindert,  mit  Ausnahme  der  im  Art.  1174  Tif> 
gesehenen  Fälle. 

llSiB.  Die  aus  einem  gesetzlichen  Grunde  entlassenen  Offiziere  *)is 
Leute  der  Mannschaft  haben  das  Recht,  bis  zum  Tage  der  Entlassung  osi 
im  Verhältniss  der  schon  zurückgelegten  Reisestrecke  die  Zahlung  des  V6^ 
abredeten  Gehaltes  oder  der  Heuer  zu  beanspruchen. 

Wenn  die  Entlassung  vor  Anfang  der  Reise  stattgefunden  hat,  bat« 
sie  das  Recht,  für  die  Tage,  welche  sie  im  Dienste  waren,  Bezahlung  n 
verlangen. 

1157.  Jeder  Offizier  oder  Mann  der  SchifPsmannschafb,  welcher  nact 
weist,  dass  er  ohne  gesetzlichen  Grund  entlassen  worden  ist,  hat  dasRedl 
von  dem  Kapitain  Entschädigung  zu  verlangen. 

Diese  Entschädrgung,  mag  die  Heuer  eine  monatliche  oder  für  die 
Reise  gewesen  sein,  hat  aus  dem  dritten  Theil  derjenigen  Hener  zq  Nr 
stehen,  welche  der  Entlassene  wahrscheinlich  während  der  Reise  vcitfe 
haben  würde,  und  zwar,  wenn  er  vor  der  Abfahrt  aus  dem  Hafen  der  An- 
werbung entlassen  worden  ist,  und  aus  dem  Betrage  der  Heuer,  welch«  ft 
von  der  Zeit  der  Entlassung  an  bis  zum  Ende  der  Reise,  zuzüglich  ifx 
Kosten  der  Rückreise,  empfangen  haben  würde,  wenn  die  Entlassung  währeci 
der  Reise  stattgefunden  bat.  in  solchen  Fällen  hat  der  Kapitain  kein  Rech; 
von  dem  Eigenthümer  des  Schiffes  die  Entschädigungen,  welche  er  h»^ 
zahlen  müssen,  erstattet  zu  verlangen,  es  sei  denn,  dass  er  mit  ausdrücklichfr 
Einwilligung  desselben  gehandelt  hätte. 

1158.  Die  Oifiziere  und  Leute  der  Schiffsmannschaft  können  sich  yc< 
Anfang  der  Reise  in  folgenden  Fällen  ihrer  Verpflichtung  entziehen: 

1.  wenn  der  Kapitain  den  festgesetzten  Bestimmungsort  wech?eit 
(Art.  1160); 

2.  wenn,  nach  Abschluss  des  Vertrages,  der  Staat  in  einen  Scckriee 
verwickelt  wird  oder  eine  bestimmte  Nachricht  darüber  eingctrofen 
ist,  dass  am  Bestimmungsorte  die  Pest  ausgebrochen  ist; 
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3.  veno,  im  Falle   sie   geheuert   worden    sind,  mit   einem  ConYoi   zu 
fahren,  dies  nicht  stattfindet; 

4.  wenn  der  Eapitain  stirbt  oder  entlassen  wird; 

5.  wenn  das  Schiff  gewechselt  wird. 

1159.  Wenn  der  Rheder  vor  Anfang  der  Reise  dem  Schiff  einen 
andern,  als  den  in  der  Schiffsrolle  oder  im  Vertrage  festgesetzten  Bestim- 
mungsort giebty  muss  eine  neue  Anwerbung  stattfinden. 

Die  Seeleute,  welche  nicht  für  den  neuen  Bestimmungsort  angeworben 
worden  sind,  haben  nur  das  Recht,  die  fällige  Heuer  zu  fordern  oder  die  zu 
behalten,  welche  sie  schon  im  Voraus  erhalten  haben. 

1160.  Sollte  der  Kapitain  nach  Ankunft  des  Schiffes  im  Hafen  seiner 
Bestimmung  und  nach  Vollendung  der  Löschung,  anstatt  die  Rückreise  oder 
die  femer  festgesetzte  Reise  anzutreten,  das  Schiff  für  einen  andern  Bestim- 
mungsort befrachten,  so  steht  es  den  Seeleuten  frei,  sich  entweder  von 
neuem  anwerben  zu  lassen  oder  zurückzutreten,  falls  nicht  im  Vertrage  aus- 
drücklich eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 

Wenn  sich  jedoch  der  Kapitain  ausserhalb  des  Staatsgebietes  befindet 
und  es  für  angemessen  erachtet,  nach  einem  anderen  Freihafen  zu  segeln, 
um  dort  Ladung  autzunehmen  und  zu  löschen,  so  kann  sich  die  Mannschaft 
nicht  entfernen,  auch  wenn  sich  die  Reise  über  die  festgesetzte  Zeit  aus- 
dehnt; aber  die  für  die  Reise  angeworbenen  Seeleute  haben  einen  Zuschuss 
zu  ihrer  Heuer  im  Verhältniss  dieser  Verlängerung  zu  erhalten. 

Wenn  die  Reise  nach  einem  näheren  Hafen  verändert  oder  durch  irgend 
eine  andere  Ursache  verkürzt  wird,  so  sind  die  für  die  Reise  angeworbenen 
Seeleute  voll  zu  bezahlen  und  die  monatsweise  geheuerten  erhalten  die 
fallige  Heuer. 

1161.  Wenn  nach  ImmatrikuHrung  der  Schiffsmannschaft  die  Reise 
am  Hafen  der  Matrikel  von  dem  Rheder,  dem  Eapitain  oder  den  Verladern 
widerrufen  wird,  so  ist  allen  monatsweise  angeworbenen  Seeleuten,  ausser 
der  etwa  schon  fälligen  Heuer,  für  einen  vollen  Monat  die  entsprechende 
Heuer  als  Entschädigung  auszuzahlen.  Denjenigen,  welche  für  die  Reise 
angeworben  worden  sind,  gebührt  die  Hälfte  der  vereinbarten  Höuer. 

1162.  Sollte  der  Widerruf  der  Reise,  im  Falle  des  vorhergehenden 
Artikels,  erst  nach  der  Abfahrt  des  Schiffes  aus  dem  Hafen  der  Matrikel 
stattfinden,  so  haben  die  monatsweise  angeworbenen  Leute  die  ihrer  Dienst- 
zeit ent.<4prechende  Heuer  und  so  viel  Geld  zu  empfangen,  als  sie  zur  Rück- 
kehr nach  dem  Abfahrtshafen  oder,  je  nach  ihrer  Wahl,  zur  Fahrt  bis 
zum  Bestimmungshafen  gebrauchen.  Den  für  die  Reise  Angeworbenen  ist 
dasselbe  zu  zahlen,  was  sie  zu  fordern  hätten,  wenn  die  Reise  beendigt 
worden  wäre. 

1163.  Im  Falle  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  haben  sowohl  die 
für  die  Reise,  als  die  monatsweise  geheuerten  Seeleute  das  Recht,  dass  ihnen 
die  üeberfahrtskosten  von  dem  Hafen  der  Entlassung  nach  dem  der  Matrikel 
oder,  je  nach  ihrer  Wahl,  nach  dem  der  Bestimmung  bezahlt  werden. 

1164.  Wenn  die  Reise  im  Hafen  der  Immatrikulirung  durch  höhere 
Gewalt  widerrufen  werden  muss,  so  haben  die  Seeleute  nur  auf  die  fallige 
Heuer  Anspruch,  ohne  dass  sie  irgend  eine  fSntschädigung  verlangen  können. 

Höhere  Gewalt  liegt  vor  im  Falle: 

k  der    Kriegserklärung   oder    des    Verbots,    Handel    zu    treiben,    von 

Seiten  derjenigen  Macht,  durch   deren  Gebiet   das  Schiff  die  Reise 

zu  machen  hätte; 
2.  des  Blokadezustandes    des   Bestimmungshafens    oder  der   etwa   dort 

ausgebrochenen  Pest; 
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3.  des  Verbots,  in  diesem  Hafen  die  auf  dem  Schiffe  verladenen  Waareo 
za  empfangen; 

4.  der  Detinirung  oder  Beschlagnahme  des  Schiffes,  wenn  keine  Bürg- 
schaft zugelassen  wird  oder  es  nicht  möglich  ist,  eine  solche  za 
leisten; 

5.  eines  jeden  Unglücksfalls,  welcher  das  Schiff  zu  der  Schiff&hrt 
vollständig  unbrauchbar  macht. 

1165.  Sollte  nach  Antritt  der  Reise  einer  der  ersten  drei  im  vorher- 
gehenden Artikel  bezeichneten  Fälle  eintreten,  so  sind  die  Seeleute  in  dem- 
jenigen Hafen  abzulehnen,  in  welchem  zu  landen  der  Eapitain  f&r  die 
oicherheit  des  Schiffes  und  der  Ladung  am  vortheilhaftesten  hält,  und  zwar 
entsprechend  ihrer  Dienstzeit,  wodurch  ihre  Anwerbung  aufgehoben  ist.. 

Sollte  das  Schiff  die  Fahrt  fortsetzen  müssen,  so  können  sowohl  der 
Kapitain,  als  die  Schiffsmannschaft  gegenseitig  die  Erfüllung  der  Verträge 
f&r  die  festgesetzte  Zeit  verlangen. 

Im  Falle  ad  4  muss  den  Seeleuten  die  Hälfte  der  Heuer  weitergezahlt 
werden,  wenn  sie  monatsweise  angeworben  worden  sind,  sofern  die  DetiniruD^ 
oder  Beschlagnahme  des  Schiffes  3  Monate  nicht  übersteigt.  Sollte  sie 
länger  dauern,  so  ist  der  Heuervertrag  aufgehoben,  und  zwar  ohne  Anspruch 
auf  irgend  welche  Entschädigung. 

Wenn  sie  für  die  Reise  angeworben  sind,  müssen  sie  bis  zur  Vollen- 
dung der  Reise  ihre  Vertrage  in  allen  festgesetzten  Punkten  erfüllen. 

Sollte  jedoch  der  Eigenthümer  des  Schiffes  eine  Entschädigung  für  die 
Beschlagnahme  oder  Detinirung  empfangen,  so  hat  er  die  Verpflichtan^, 
den  monatsweise  Angeworbenen  die  Heuer  voll  auszuzahlen  und  je  nacii 
Verhältniss  den  für  die  Reise  Angeworbenen. 

Im  Falle  ad  5  hat  die  Schiffsmannschaft  dem  Rheder  gegenüber  keinen 
anderen  Anspruch,  als  den  auf  die  fidlige  Heuer,  wenn  jedoch  die  See- 
uniüchtigkeit  des  Schiffes  durch  Dolus  des  Eapitains  oder  des  Steuer- 
mannes verursacht  worden  ist,  so  hat  der  Schuldige  die  Entschädigung  der 
Naehtheile,  welche  die  Leute  der  Schiffsmannschaft  erlitten  haben,  für  seine 
Rechnung  zu  tragen. 

1166.  Wenn  die  Seeleute  auf  Gewinnantheil  oder  als  Mitbetheili^ 
an  der  Fracht  {ahren,  so  wird  ihnen  keine  Entschädigung  irgend  welcher 
Art  für  den  Widerruf,  die  Verzögerung  oder  Verlängerung  der  Reise,  welche 
durch  höhere  Gewalt  verursacht  worden  sind,  geschuldet;  wenn  jedoch  der 
Widerruf,  die  Verzögerung  odei*  Verlängerung  durch  Schuld  der  Verlader 
veranlasst  worden  ist,  so  haben  sie  ein  Anrecht  auf  die  Entschädigungen, 
welche  dem  Schiffe  gewährt  werden,  indem  die  Vertheilung  derselben  unter 
die  Eigenthümer  des  Schiffes  und  die  Leute  der  Mannschaft  in  denselben 
Verhältnissen  stattzufinden  hat,  als  wenn  die  Frachtgelder  vertheilt  weiden 
wären. 

Wenn  der  Widerruf,  die  Verzögerung  oder  Verlängerung  von  dem 
Eapitain  oder  dem  Eigenthümer  des  Schiffes  ausgegangen  ist,  so  sind  diese 
zu  den  betreffenden  verhältnissmässigen  Entschädigungen  verpflichtet. 

1167.  Sollten  die  Offiziere  oder  Leute  der  Schiffsmannschaft  sich  für 
verschiedene  Reisen  haben  anwerben  lassen,  so  können  sie  ihr  entsprechen- 
des Gehalt  oder  ihre  Heuer  nach  Beendigung  einer  jeden  Reise  verlangen. 

1168.  Im  Falle  der  Aufbringung,  der  Konfiskation  oder  des  Schiff- 
bruches, wobei  das  ganze  Schiff  und  die  Ladung  verloren  gehen,  haben  die 
Seeleute  kein  Recht,  irgend  welche  Heuer  für  die  Reise,  auf  welcher  sich 
der  Unglücksfall  ereignet  hat,  zu  beanspruchen,  noch  kann  der  Rheder  die 
Rückgabe  der  Vorschüsse  fordern,  welche  er  ihnen  gegeben  hat. 
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1169.  Sollte  das  gekaperte  Schiff  wieder  zurückerobert  werdeo,  und 
die  IdaiiDSchaft  sich  noch  gänzlich  an  Bord  befinden,  so  ist  derselben  die 
volle  Heuer  auszuzahlen. 

1170.  Sollte  irgend  ein  Theil  des  Schiffes  gerettet  werden,  so  hat  die 
Schiffsmannschaft  Anspruch  auf  die  Zahlung  der  auf  der  letzten  Reise  ver- 
dienten Heuer,  mit  Vorzug  vor  jeder  anderen  früheren  Schuld,  und  zwar 
im  Verhallnisse  des  Werthes  des  geretteten  Schiffstheils.  Sollte  dieser  nicht 
ausreichen,  und  von  dem  Schiffe  überhaupt  nichts  gerettet  worden  sein,  so 
bat  die  Mannschatl  denselben  Anspruch  auf  die  Frachtgelder,  welche  für  die 
etwa  geretteten  Waaren  empfangen  werden  (Art.  1698). 

In  beiden  Fällen  ist  der  Kapitain  in  die  Vertheilung  fär  die  auf  ihn 
entfallende  Qpote  seines  Gehalts  noiteinb^riffen. 

Unter  der  letzten  Reise  wird  die  Zeit  verstanden,  welche  verflossen  ist, 
seit  das  Schiff  anfing,  die  Last  oder  Ladung  aufzunehmen,  weiche  es  zur 
Zeit  der  Aufbringung  oder  des  Schiffbruches  noch  an  Bord  hatte. 

1171.  Die  Leute  der  Schiffsmannschaft,  welche  mit  Gewinnantheil 
fahren,  haben  keinen  Anspruch  irgend  welcher  Art  auf  die  geretteten 
Schiffsreste,  sondern  nur  aut  die  Fracht  des  Theils  der  etwa  geretteten  La- 
dung, und  zwar  im  Verhältniss  zu  dem,  was  der  Kapitain  erhält. 

1172.  Möge  die  Art  der  Heuer  der  Leute  der  Schiffsmannschaft  sein, 
welche  sie  wolle,  so  müssen  ihnen  die  für  das  Einsammeln  der  Trümmer 
des  gestrandeten  Schiffes  verwandten  Tage  vergütigt  werden.  Sollten  sie 
bei  dieser  Arbeit  eine  besondere,  von  gutem  Erfolge  belohnte  Tliätigkeit 
entwickeln,  so  haben  sie  eine  ausserordentliche  Belohnung  unter  dem  Namen 
eines  Rettangslohnes  zu  erhalten. 

1173-  Jeder  von  den  Offizieren  oder  den  Leuten  der  Schiffsmann- 
schaft geleistete  aussergewöhnliche  Dienst  ist  in  das  SchiffEuhrtstagebuch 
einzutragen  und  kann  zu  einer  besonderen  Belohnung  Veranlassung  geben. 

UM.  Jeder  Mann  der  Schiffsmannschaft,  welcher  im  Verlauf  der 
Reise  erkrankt,  oder  im  Schiffsdienste  oder  im  Kampfe  gegen  Feinde  odeu 
Seeräuber  verwundet  oder  verstümmelt  worden  ist,  bezieht  die  festgesetzte 
Heuer  weiter,  muss  auf  Rechnung  des  Schiffes  verpflegt^)  und,  im  Falle  der 
Verstümmelung,  bei  etwa  vorliegender  Weigerung  nach  richterlichem  Er- 
messen entschädigt  werden. 

Die  Kosten  für  die  Verpflegung  sind  zu  Lasten  des  Schiffes  und  der 
Fracht,  wenn  die  Krankheit,  Verwundung  oder  Verstümmelung  im  Schiffs- 
dienste vorgekommen  ist.  Sollte  dies  im  Kampfe  zur  Vertheidignng  des 
Schiffes  geschehen  sein,  so  sind  die  Kosten  und  die  Entschädigung  im  Ver- 
hältniss auf  das  Schiff,  die  Fracht  und  die  Ladung,  wie  bei  der  Havarie 
grosse,  zu  vertheilen  (Art  1476  No.  7). 

1175-  Wenn  bei  der  Abfahrt  des  Schiffes  der  Kranke,  Verwundete 
oder  Verstümmelte  ohne  Gefahr  die  Reise  nicht  fortsetzen  kann,  so  muss 
die  Behandlung  bis  zu  ihrer  Beendigung  auf  dem  Lande  fortgesetzt  werden. 
Der  Kapitain  ist  vor  der  Abfahrt  verpflichtet,  für  diese  Kosten  Sorge  zu 
tragen  und  alle  zur  Erhaltung  des  Kranken  oder  Verwundeten  erforderlichen 
Vorkehrungen  zu  treffen. 


J)  Nach  dem  Spanischen  H.  ö.  B.  (Art.  718)  ist  der  Matrose  zur  Wieder- 
erstattung der  aus  dem  gern  eins  chaltlichen  Fonds  aufgewendeten  Verpflefznmgskosten 
Terpflicbtet,  und  zwar  zunächst  aus  seiner  Beuer  und  event.  ans  seinem  übrigen  Ver- 
mögen; ebenso  nach  dem  Brasilianischen  H.  G.  B.  (Art  560/  und  nach  dem  Costa- 
Kicanischen  H.  G.  B.  (Art.  665,  cir.  Bd.  II  S. 208),  während  nachdem  Chilenischen 
H.  G.  B.  (Art.  944)  und  nach  dem  Coiumbianischen  H.  G.  B.  (Alt.  134,  cfr.  Bd.  II 
S.  110)  der  Seemann  diese  Kosten  nur  erstatten  muss,  wenn  er  seine  Krankheit,  Ver- 
wundung oder  Verstümmelung  selbst  verschuldet  hat. 
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1176.  Der  Kranke,  Verwundete  oder  Verstümmelte  bat  nicht  allein 
bis  zu  dem  Ta^^e,  an  welchem  er  vollständig  wieder  hergestellt  ist,  sondern 
bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  nach  dem  Hafen  der  Immatrikulirung  zurück« 
gekehrt  sein  kann,  Anspruch  auf  die  volle  Heuer,  indem  er  ausserdem 
eine  Entf^chädigung  fQr  die  Kosten  der  Rückreise  erhält. 

1177.  Wenn  ein  Mann  der  Schiffsmannschaft,  welcher  ohne  Erlaul)- 
niss  das  Schiff  verlassen  hat,  am  Lande  erkrankt  oder  verwundet  worden 
ist,  so  hat  er  die  Kosten  der  Behandlung  für  seine  eigene  RechnuDg  zu 
tragen^)  und  kann,  so  lange  die  Verhinderung  dauert,  keine  Heuer  bean- 
spruchen. 

117&  Wenn  ein  Mann  der  Schiffsmannschaft  während  der  Reise 
stirbt,  sind  die  Kosten  seiner  Bestattung  für  Rechnung  des  Schiffes  zu  be- 
zahlen,  mit  den  im  Art.  1174  festgestellten  Unterschieden,  und  es  mns» 
seinen  Erben  bis  zum  Todestage  die  Heuer  ausgezahlt  werden,  wcdd  die 
Anwerbung  monatsweise  erfolgt  war. 

Wenn  er  für  die  Reise  geheuert  worden  ist,  so  wird  die  Hälfte  der 
bedungenen  Heuer  als  verdient  angesehen,  wenn  der  Seemann  auf  der  Hin- 
reise  stirbt,  und  die  ganze,  wenn  der  Tod  auf  der  Rückreise  erfolgt  ist 

Wenn  der  Seemann  mit  Gewinnantheil  geheuert  worden  ist,  muss  den 
Erben  der  ganze  ihm  zukommende  Betrag  entrichtet  werden,  falls  der  Tod 
nach  Beginn  der  Reise  stattgefunden  hat;  sie  haben  auf  nichts  Anspruch, 
wenn  der  Tod  vor  Anfang  der  Reise  eingetreten  ist. 

1179-     Welcher  Art  auch  die  Heuer  gewesen  sein  mag,    es  wird  der- 

1'enige  Mann  der  Schiffsmannschaft,  welcher  bei  der  Vertheidigung  de^ 
^chiffes  gefallen  ist,  bezüglich  seines  Anspruches  auf  die  Heuer  und  des 
Antheiles  der  den  Leuten  seines  Ran^s  zukommenden  Vortheile  bis  zur 
Ankunft   des  Schiffes   in    seinem  Bestimmungshafen   als   lebend  angesehen. 

Derselben  Wohlthat  wird  derjenige  Seemann  theilhaftig,  welcher  bei 
der  Vertheidigung  des  Schiffes  gefangen  worden  ist,  wenn  das  Schiff  dabei 
gerettet  worden  ist. 

1180.  Kein  Mann  der  Schiffsmannschaft  kann  vor  Beendigung  der 
Reise  eine  Klage  gegen  das  Schiff  oder  den  Kapitain  erheben,  bei  Strafe, 
die  fallige  Heuer  zu  verlieren. 

Wenn  sich  jedoch  das  Schiff  in  einem  sichern  Hafen  befindet,  können 
die  schlecht  behandelten  Leute  oder  diejenigen,  denen  der  Kapitain  den  zu- 
kommenden Lebensunterhalt  nicht  verabreicht  hat,  die  Aufhebung  des  Ver- 
trages verlangen. 

118L  Nach  Beendigung  der  Reise  hat  die  Schiffsmannschaft;  das 
Recht,  binnen  den  auf  die  vollendete  Loschung  folgenden  3  utiliter  gerech- 
neten Tagen  die  Auszahlung  ihrer  Heuer  zu  verlangen,  und  zwar  mit  den 
laufenden  Zinsen  im  Falle  aes  Verzuges  (Art.  213). 

1182.  Alle  Leute  der.  Schiffsmannschaft  haben  ein  Vorrecht  auf  das 
Schiff  und  die  Frachten  für  die  auf  der  letzten  Reise  ftUig  gewordene  Heuer; 
und  zwar  mit  dem  im  Art.  1021  festgesetzten  Vorzuge.  In  keinem  Falle 
wird  der  Beklagte  angehört,  wenn  er  nicht  vorher  den  vei-einbarten  Betrag 
deponirt  hat. 

Unter  Leuten  der  Schiffsmannschaft  oder  Seeleuten  werden  zu  dem 
erwähnten  Zwecke  und  in  allen  übrigen  in  diesem  Titel  vorgesehenen  Fäil6Q 
der  Kanitain,  die  Offiziere,  die  Matrosen  und  alle  übrigen  im  Schiffsdienste 
angestellten  Personen,  mit  Ausnahme  der  Superkargos,  verstanden. 

1183.  Das  Schiff  und  die  Fracht  haften  den  Eigenthümem  der  La- 
dung gegenüber  für  alle  Schäden,  welche  sie  in  Folge  der  im  .Schiffsdienste 


s 


1)  Cfip.  Note  zu  Art.  1174. 
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begaDgefien  Delikte  oder  einer  Schuld  von  Seiten  des  Elapitains  oder  der 
Leate  der  Schiffsmannschaft  erleiden,  unbeschadet  der  Klagen  der  Rheder 
gegen  den  Kapitain  und  dieses  gegen  die  Leute  der  Mannschaft  (Art.  1066 
und  1698). 

Das  Gehalt  des  Kapitains    und  die  Heuer  der  Leute  der  Schiffsmann- 
schaft haften  speciell  fär  diese  Ansprüche. 


TITEL  Vir 

Vom  Frachtvertrage. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Art  und  der  Form  des  Frachtvertrages, 

1184.  Der  Frachtvertrag  ist  ein  Vertra^i^  über  die  Miethe  eines  Schiffes. 
Unter  Verfrachter  wird  derjenige  verstanden,  welcher  das  Schiff  ver* 

miethet,  und  unter  Befrachter  derjenige,  welcher  es  miethet. 

1185.  Der  Frachtvertrag  über  ein  Schiff  muss  schriftlich  bewiesen 
werden,  sei  es,  dass  die  Befrachtung  im  Ganzen  oder  zu  einem  Theile, 
für  eine  oder  mehrere  Reisen,  oder  in  allgemeiner  Fracht  erfolgt,  was 
Bämlich  der  Fall  ist,  wenn  der  Eapitaii^  von  Allen,  die  sich  bei  ihm  melden, 
Waaren  in  Emp&ng  nimmt. 

Im  ersten  Falle  muss  die  Urkunde,  welche  Frachtpolice  genannt  wird, 
von  dem  Befrachter  und  Verfrachter  und  von  allen  den  Personen,  welche 
am  Vertrage  betheiligt  sind,  unterschrieben  werden,  indem  jede  der  Parteien 
ein  Exemplar  erhält. 

Im  zweiten  Falle  heisst  das  Dokument  Konnossement,  und  es  genügt, 
dass  dasselbe  von  dem  Kapitain  und  dem  Verlader  unterschrieben  ist. 

Abschnitt  L 
Von  der  Frachtpolice  (Pöliza  de  fletamento).^) 

1186.  In  der  Frachtpolice  muss  jeder  einzelne  der  folgenden  Punkte 
ausdrücklich  erwähnt  werden: 

1.  der  Name  des  Schiffes,  seine  Tragfähigkeit,  die  Nation,  der  es  an- 
gehört, der  Hafen  seines  Beilbriefes  und  der  Name  und  der  Wohnort 
des   Kapitains; 

2.  die  Namen  des  Verfrachters  und  Befrachters  und  ihre  bezüglichen 
Wohnorte  und,  falls  der  Befrachter  in  Kommission  handelt,  der 
Name  und  Wohnort  desjenigen,  für  dessen  Rechnung  er  den  Vertrag 
abschliesst; 

3.  die  Bezeichnung  der  Reise,  ob  dieselbe  eine  bestimmte  oder  auf 
Monate,  für  eine  oder  mehrere  Fahrten  verabredet  ist;  ob  letztere 
Hin-  und  Rückfahrten  oder  nur  Hinfahrten  oder  Rückfahrten  sind, 
und  schliesslich,  ob  das  Schiff  im  Ganzen  oder  zu  einem  Theile 
verfrachtet  ist; 

4.  die  Art  und  Menge  der  Ladung,  welche  das  Schiff  aufzunehmen 
hat,  mit  Angabe  des  Tonnengehaltes,  der  Anzahl  der  KoUis,  des 
Gewichts  oder  Maasses,  und  für  wessen  Rechnung  dieselbe  an  Bord 
gebracht  und  wieder  ausgeladen  wird; 

0  Im  PortngieBiBchen  H.  G.  B.  (Art  1499}  „Garta  partida''  (Ghartepartie) 
oder  „carta  de  fretamento*'  genannt;  ebenso  imBraBilianischenH.  U.B.  (Art.  566). 
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5.  die  fQr  die  Ladung  und  Löschung  festgesetzten  Tage,  die  Liegetaa 
und  Ueberliegetage,  welche  nach  Verlauf  der  ersteren  noch  gezälü: 
werden  mQssen,  und  die  Art,  in  welcher  dieselben  ftllig  werda 
oder  gerechnet  werden  müssen; 

6.  der  zu  entrichtende  Frachtsatz,  sei  es  in  einer  festgesetzten  Sanoi 
für  die  ganze  Reise,  oder  so  und  so  viel  monatlich,  oder  für  de 
einzunehmenden  Raum,  oder  für  das  Gewicht  oder  Maass  der  Waaro, 
aus  welchen  die  Ladung  besteht; 

7.  die  Art,  die  Zeit  und  der  Ort,  wie  die  Zahlung  der  Fracht  erfolg 
soll,  was  der  Kapitain  als  Eaplaken  oder  Gratifikation  za  erhaita 
hat  und  die  Liege-  und  Ueberliegetage; 

8.  ob  einige  Räume,  im  Schiffe,  ausser  den  für  die  Mannschaft  ni 
das  Dienstmaterial  nöthigen,  reservirt  werden; 

9.  alle  übrigen  besonderen  Abreden,  welche  die  Parteien  getroffen  haben 
1187.     Die  Frachtpolice    gilt  als  öffentliche  Urkunde,    wenn  sie  uvm 

Vermittelung  eines  Schiffsmäklers  aufgesetzt  worden  ist,  oder,  in  Ermangela« 
eines  solchen,  vor  einem  Noüeut,  welcher  beglaubigt,  dass  sie  in  seiner  mf 
zweier  Zeugen  Gegenwart,  weiche  mit  unterschreiben,  ausgestellt  wordeo  k^ 
auch  wenn  sie  nicht  protokoUirt  worden   ist. 

Die  Police,  welche  nicht  in  der  angegebenen  Weise  au%esezt  wonki 
ist,  verpflichtet  die  Betheiligten,  sobald  sie  anerkennen,  dasft  die  aof  <kr 
selben  befindlichen  Unterschriften  die  ihrigen  sind,  aber  sie  giebt  ihnen  kdi 
Recht,  einem  Dritten  gegenüber  ^Art.  llÜO). 

1188-  Die  von  dem  Kapitain  unterschriebenen  Frachtpolicen  ad 
rechtsgültig,  auch  wenn  derselbe  die  Befugnisse,  welche  er  in  seinen  h- 
struktionen  erhalten,  überschritten  hat,  unbeschadet  des  Anspruches  dv 
Eigenthümer  des  Schiffes  gegen  den  Kapitain  auf  Ersatz  der  Schäden  \ai 
Nachtheile,  welche  aus  dem  von  ihm  gemachten  Missbrauche  entstehen. 

1189.  In  gleicher  Weise  sind  rechtsgültig  die  von  dem  Stellvertreter 
des  Kapitains  unterschriebenen  Frachtpolicen,  selbst  wenn  letzterer  keioi 
Befugnisse  gehabt  hatte,  jenen  in  seine  Rechte  einzusetzen,  und  die  Be- 
frachtung auch  gegen  den  Willen  der  Rheder  stattgefunden  hat,  unbeschidi: 
der  Rechte  derselben  gegen  den  Kapitain. 

1190.  Nachdem  die  Frachtpolice  unterschrieben  worden  ist,  behält^ 
ihre  gesetzliche  Kraft;,  auch  wenn  das  Schiff  in  die  Hände  eines  drittel 
Besitzers  übergeht,  und  die  neuen  Eigenthümer  haben  die  Yerpflichtuij» 
den  Vertrag  zu  erfüllen. 

1191.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  sosiodDor 
die  Kajüte  des  Knpitains  und  die  für  die  Mannschaft  und  das  Schif>- 
material  nothwendigen  Räume  als  reservirt  anzusehen. 

1192.  Auch  wenn  eine  Frachtpolice  aufgesetzt  ist,  müssen  doch  die 
Konnossemente  der  Ladung  in  der  im  folgenden  Abschnitte  vorgeschriebeoec 
Art  und  Weise  übergeben  werden  Das  Konnossement  ersetzt  die  Poli^** 
(Art.  1193),  aber  die  Police  ersetzt  nicht  das  Konnossement 

1193.  Sollte  die  Ladung  ohne  Aufsetzung  der  betreffenden  Police  m 
Empfang  genommen  worden  sein,  so  wird  die  Befrachtung  als  nach  Massgate 
des  Inhaltes  des  Konnossements  abgeschlossen  angesehen. 

Abschnitt  II. 
Vom  Konnossemente. 

1194.  Das  Konnossement  muss  enthalten: 

1.  den  Namen  des  Kapitains  und  denjenigen  des  Schiffes,   den  Hafen 
seines  Beilbriefes  und  seine  Tragfähigkeit; 
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2.  den  Namen  des  Befrachters  oder  Verladers; 

3.  den  Namen  des  Konsignatärs,  im  Falle  das  Konnossement  nicht  auf 
den  Inhaber  oder  an  Ordre  au8f2:estellt  ist; 

4.  die  Qualität,  Men^e,  Anzahl  der  KoUis  und  die  Marken  der  Waaren; 

5.  den  Ladunfi^s-  und  Löschungshafen  mit  Angabe  der  etwaigen  Skalahäfen ; 

6.  den  Frachtsatz    und  die  Kaplaken ,   wenn    letztere  verabredet   sind, 
sowie  den  Ort  und  die  Art  der  Zahlung; 

7.  das  Datum  und  die  Unterschriften  des  Kapitains  und  des  Verladers.  ^) 

1195.  Auch  wenn  eine  Frachtpolice  aufgesetzt  worden  ist,  so  haftet  der 
Inhaber  des  Konnossementes  für  keine  Bedingung  oder  besondere,  in  der 
Police  enthaltene  Verpflichtung,  es  sei  denn,  dass  indem  Konnossement  die 
Klausel  aufgenommen  ist:  gemäss  der  Frachtpolice. 

1196.  Der  Kapitain  hat  so  viele  Ezemplai-e  des  Konnossementes,  als 
der  Verlader  verlangt,  zu  unterschreiben,  indem  alle  denselben  Inhalt  und 
dasselbe  Datum  haben  und  die  Nummer  des  Exemplars  angeben  müssen. 
Ein  Exemplar  bleibt  in  Händen  des  Kapitains  und  die  übrigen  gebühren 
dem  Verlader. 

Wenn  der  Kapitain  gleichzeitig  Verlader  ist,  oder  wenn  es  einer  seiner 
Verwandten  gewesen  ist,  so  sind  die  betreffenden  Konnossemente  von  den- 
jenigen Leuten  der  Schiftsmannschafi  zu  unterzeichnen,  welche  ihm  un- 
mittelbar im  Oberbefehl  über  das  Schiff  folgen,  und  ein  Exemplar  verbleibt 
in  Händen  des  Rheders  oder  des  Konsignatars. 

1197.  Die  Konnossemente  müssen  binnen  24  Stunden  nach  Beendigung 
der  Verladung  unterschrieben  und  übergeben,  eventuell  gegen  die  provisori- 
schen Empfangsscheine  (Art.  1072)  eingetauscht  werden,  bei  Strafe,  dass 
für  alle  durch  die  Verzögerung  der  Reise  entstehenden  Schäden  sowohl 
der  Kapitain,  als  auch  die  Verlader,  welche  in  der  Ueberlieferung  der  Kon- 
nossemente säumig  gewesen  sind,  haften  müssen. 

1198-  Kein  Kapitain  darf  Konnossemente  eher  unterschreiben,  als  bis 
ihm  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Empfangsscheine  ausgehändigt 
worden  sind.  Sollte  er  es  dennoch  thun,  so  wird  er,  abgesehen  davon,  dass 
er  für  diese  Handlung  civilrechtlich  verantwortlich  ist  (Art.  1210),  für 
einen  Fälscher  oder  einen  Mitschuldigen  an  dem  Vergehen  angesehen ,  wenn 
von  dem  vorzeitigen  Konnossemente  Gebrauch  gemacht  wird. 

1199.  Das  in  der  im  Art.  1194  vorgeschriebenen  Form  abgefasste 
Konnossement  hat  Beweiskraft  unter  allen  an  der  Ladung  und  der  Fracht 
Betheiligten  und  zwischen  diesen  und  den  Versicherern,  indem  letzteren  und 
den  Schiffseigen thümern  der  Gegenbeweis  vorbehalten  bleibt  (Art.  1210). 

1200.  Wenn  unter  den  Konnossementen  ein  und  derselben  Ladung 
keine  volle  Uebereinstimmung  vorhanden  ist,  so  besteht  dasjenige  zu  Recht, 
welches  am  ordnungsmässigsten  abgefasst  worden  ist. 

Wenn  die  nicht  übereinstimmenden  Konnossemente  allen  im  Art.  1194 
vorgeschriebenen  Erfordernissen  entsprechen,  so  ist,  betreffs  der  von  einander 
abweichenden  Punkte  das  Ergebniss  der  Beweise,  welche  von  Seiten  der 
Betheiligten  vorgebracht  werden,  massgebend. 

1201.  Wenn  die  Konnossemente  an  Ordre  lauten,  werden  auf  den- 
jenigen, zu  dessen  Gunsten  das  Indossament  erfolgt  ist,  alle  Rechte  und 
Ansprüche  des  Indossanten  bezüfi;lich  der  Ladung  übertragen. 

1202*  Der  Inhaber  eines  Konnossementes  an  Ordre  muss  dasselbe  vor 
Beginn  der  Löschung  dem  Kapitain  vorlegen,  damit  dieser  ihm  die  Waaren 
direkt  ausliefert. 


0  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zu 
Art.  100  des  Aegyptisehen  See-H.  G.  B.,  S.  63. 
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Sollte  er  es  Dicht  vorlegen,  so  gehen  die  Kosten,  welche  die  gericht- 
liche Hinterlegung  verursacht,  für  seine  Rechnung  (Art,  1117). 

1203.  Mag  das  Konnossement  an  Ordre,  oder  auf  den  Inhaber,  oder 
zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person  ausgestellt  sein,  so  kann  weder  der 
Bestimmungsort,  noch  die  Konsignation  der  Waaren  verändert  werdeo, 
wenn  nicht  der  Verlader  dem  Kapitain  vorher  alle  von  diesem  onter- 
schriebenen  Exemplare  übergeben  hat. 

Der  Kapitain,  welcher  neue  Konnossemente  unterzeichnet,  ohne  alle 
Exemplare  des  ersten  zurückerhalten  zu  haben ,  haftet  den  rechtmässigen 
Inhabern  gegenüber,  welche  irgend  eines  jener  Exemplare  vorlegen,  unbe- 
schadet seines  eventuellen  Rechtes  gegen  irgend  einen  anderen. 

1204.  Sollte  der  Verlust  der  ersten  Konnossemente  behauptet  werden, 
so  ist  der  E^pitain  in  dem  Falle  des  vorhergehenden    Artikels    nicht   ver- 

5 fliehtet,   andere   zu    unterschreiben.,  es   sei   denn,  dass  der  Verlader  eine 
em  Kapitain  genügende  Bürgschaft  für  die  in  den  Konnossementen  deklarirte 
Ladung  leistet. 

1205.  Wenn  vor  Anfang  der  Reise  der  Kapitain  eines  Schiffes  stirbt 
oder  durch  irgend  einen  anderen  Zufall  seines  Postens  verlustig  geht,  so 
haben  die  Verlader  das  Recht,  von  dem  Nachfolger  zu  verlangen,  dass  €r 
die  von  dem  früheren  Kapitain  unterzeichneten  Konnossemente  von  Neuem 
mit  seiner  Unterschrift  versehe,  indem  er  die  Ladung  mit  den  Konnosse- 
menten vergleicht.  Sollten  sie  dies  nicht  thun,  so  haftet  der  neue  Kapitaio 
nur  für  das,  wovon  der*' Verlader  nachweist,  dass  es  auf  dem  Schiffe  vor- 
handen gewesen  ist,  als  derselbe  seinen  Posten  antrat,  unbeschadet  der 
Ansprüche  des  Verladers  gegen  den  Rheder  und  des  letzteren  gegen  deo 
früheren  Kapitain  oder  gegen  dessen  Vertreter. 

Der  Kapitain,  welcher  die  Konnossemente  seines  Vorgängers  unter- 
zeichnet, ohne  vorher  die  Ladung  damit  verglichen  zu  haben,  haftet  for 
das  Fehlende,  es  sei  denn,  dass  die  Verlader  ihre  Einwilligung  dazu  gegeben 
haben,  dass  der  Kapitain  auf  den  Konnossementen  erklärt,  er  habe  die 
Ladung  nicht  verglichen. 

Die  Kosten,  welche  die  Besichtigung  der  verschifften  Ladung  ver- 
ursacht, gehen  für  Rechnung  de:^  Rheders,  wenn  der  Kapitain  gestorben  oder 
ohne  gerechten  Grund  entlassen  worden  ist,  und  für  diejenige  des 
Ejtpitains,  wenn  die  Entlassung  durch  eine  Handlung  seinerseits  veranlasst 
worden  ist. 

1206.  Wenn  die  verladenen  Waaren  nicht  nach  Anzahl,  Gewicht  oder 
Mnass  übergeben  sind,  oder  im  Falle  ein  Zweifel  in  der  Rechnung  entsteht, 
kann  der  ELapitain  in  den  Konnossementen  erklären,  dass  das  Gewicht,  die 
Anzahl  oder  das  Maass  ihm  nicht  bekannt  sind.  Wenn  der  Verlader  sich 
mit  dieser  Erklärung  nicht  zufrieden  giebt,  muss  er  eine  neue  Zählung, 
Wiegung  oder  Messung  vornehmen  lassen,  deren  Kosten  für  Rechnung  des- 
jenigen gehen,  der  die  Veranlassung  dazu  gegeben  hat. 

Stimmt  der  Verlader  mit  der  erwähnten  Erklärung  überein,  so  ist  der 
Kapitain  nur  verpflichtet,  in  dem  Löschnngsitafen  die  VVaaren,  welche  sich 
als  Eigenthum  des  Verladers  an  Bord  des  Schiffes  befinden,  auszuliefern, 
es  sei  denn,  dass.  letzterer  nachweist,  dass  ein  Dolus  von  Seiten  des  Kft* 
pitaiüs  oder  der  Mannschaft  vorliegt  / 

1207.  Sollte  der  Kapitain  erfahren,  dass  verschiedene  Inhaber  von 
verschiedenen  Exemplaren  des  Konnossementes  über  ein  und  dieselbe  Ladaog 
vorhanden  sind,  oder  sollte  eine  Beschlagnahme  erfolgt  sein,  so  ist  der 
Kapitain  verpflichtet,  die  gerichtliche  Hinterlegung  zu  fordern  (Art  lUv* 

1208*  Die  Betheiligten  oder  der  Depositar  können  den  Verkauf  der- 
jenigen Waaren  verlangen,    welche   leicht   dem  Verderben   ausgesät  sind^ 
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oder  deren  Aufbewahrung  kostspielig  ist.     Der   Erlös   des  Verkaufes    muss 
nach  Abzog  der  Kosten  gerichtlich  hinterlegt  werden. 

1209.  Keine  Besdilai^nahme  von  Seiten  eines  Dritten,  welcher  nicht 
Inhaber  irgend  eines  der  Exemplare  des  Konnossementes  ist,  kann,  mit  Aus- 
nahme des  Falles  der  "Vindikation  in  G^emässheit  der  Verfügungen  dieses 
Gesetzbuches  (Art.  1695  No.  1),  dem  Inhaber  des  Konnossementes  die 
Befugniss  entziehen,  die  gerichtliche  Hinterlegung  oder  den  gerichtlichen 
Verkauf  der  Waaren  zu  verlangen  (Art.  1208),  unbeschadet  der  Rechte  des 
Exequirenden  oder  des  Dritten  auf  den  Erlös  des  Verkaufes. 

1210.  Das  iii  der  im  Art.  1194  vorgeschriebenen  Form  abgefasste 
Konnossement  bewirkt,  wie  wenn  es  eine  öffentliche  Urkunde  wäre,  sofortige 
Vollstreckbarkeit,  sobald  die  Unterschrift  «nnerkannt  ist. 

Den  Kapitainen  ist  der  Einwand  nicht  gestattet,  dass  sie  die  Konnosse- 
mente nur  im  Vertrauen  und  auf  das  Versprechen  hin  unterzeichnet  haben, 
dass  ihnen  die  darin  deklarirte  Ladung  übergeben  werden  würde  (Art.  1198). 

Jedoch  hat  der  Kapitain  in  allen  Fällen  das  Recht,  zu  beweisen,  dass 
sein  Schiff  die  in  dem  Konnossemente  verzeichnete  Waarenmenge  nicht  auf- 
nehmen konnte.  Trotz  dieses  Beweises  muss  der  Kapitain  die  Konsignatare 
schadlos  halten,  wenn  diese  auf  Grund  der  Konnossemente  dem  Verlader 
mehr  bezahlt  haben,  als  das  Schiff  fassen  konnte,  unbeschadet  der  Klage 
des  Eapitains  gegen  den  Verlader. 

Diese  Entschädigungen  können  nicht  den  Rhedern  in  Rechnung  ge- 
stellt werden. 

1211.  Vor  Gericht  ist  keine  Klage  zwischen  dem  Kapitain  und  den 
Verladern  oder  Versicherem  zulässig,  wenn  ihr  nicht  ein  Exemplar  des 
Originalkonnossementes  beigefügt  ist. 

Das  fehlende  Konnossement  kann  nicht  durch  die  provisorischen 
Empfangsscheine  über  die  Ladung  (Art.  1072)  ersetzt  werden,  es  sei  denn, 
dass  nachgewiesen  wird,  dass  der  Verlader  sich  bemüht  hat,  dasselbe  zu 
erlangen,  und  dass  er,  nachdem  das  Schiff  abgefahren  war,  ohne  dass  der 
Kapitain  die  Konnossemente  abgeliefert  hatte,  protestirt  hat,  und  zwar  innere 
halb  der  3,  utiliter  vom  Abgang  des  Schiffes  an.  gerechneten  Tage,  unter 
gleichzeitiger  Mittheilung  an  den  Rheder,  Konsignatar  oder  an  irgend  einen 
andern  Betheiligten  und,  in  Ermangelung  solcher,  vermittelst  in  den  Zeitungen 
veröffentlichter  gerichtlicher  Aufforderungen,  und  dass,  wenn  es  sich  bei 
einer  Versicherung  um  den  im  Ladungshafen  stattgefundenen  Verlust  handelt, 
bewiesen  wird,  dass  sich  der  Schaden  oder  Verlust  eher  ereignet  hat,  als 
das  Konnossement  unterzeichnet  werden  konnte. 

1212.  Bei  der  Ablieferung  der  Ladung  sind  dem  Kapitain  die  Kon- 
nossemente zurückzugeben,  indem  der  Empfang  der  Ladung  auf  einem  der 
Exemplare  bescheinigt  wird.  Derjenige  Konsignatar,  welcher  die^ie  Rück- 
gabe verzögert,  haftet  für  die  Schäden  und  Nachtheile. 

KAPITEL  IL 

Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Verfrachters  (fletante) 

und  Befrachters  (fletador).^) 

1213.  Der  Verfrachter  ist  verpflichtet,  während  der  in  der  Fracht- 
police festgesetzten  Zeit  das  Schiff  zu  dem  Empfang  der  Ladung  bereit  zu 
halten,  und  der  Befrachter,  dieselbe  zu  liefern. 

*)Ini  Portugiesischen  H.  G.  B.  wird  der  fletante  „fretador"  und  der 
fletador  „afretador**  genannt,  ebenso  im  Brasilianischen  IL  Qt.  ß.,  Art.  590. 
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1214.  Weno  in  der  Frachtpolice  die  Zeit,  zu  welcher  die  Yerladang 
anfangen  muss,  nicht  angegeben  ist,  so  ist  anzunehmen,  dass  sie  mit  dem 
Tage  anzufangen  hat,  an  welchem  der  Kapitain  die  Mittheilung  macht,  dass 
das  Schiff  zum  Empfang  der  Waaren  bereit  ist. 

W^cnn  in  der  Frachtpolice  die  Frist,  bis  zu  welcher  das  Laden  und 
LöFchen  des  Schiffes  stattgefunden  haben  muss,  wie  viel  für  EapUken, 
Liege-  und  Ueberliegetage  zu  bezahlen  ist  und  die  Zeit  und  die  Art  der 
Zahlung  nicht  angegeben  sind,  so  ist  alles  nach  dem  Brauche  im  Hafen, 
wo  das  Laden  respektive  das  Löschen  erfolgt,  zu  bestimmen. 

1215.  Wenn  die  Frist  für  die  Aufnahme  der  Ladung  und  die  der 
verabredeten  Liege-  und  Ueberliegetage  und,  Mangels  einer  Abrede,  die 
der  üblichen  (Art.  1214)  verstrichen  ist,  ohne  dass  der  Befrachter  irgend 
welche  Waaren  verladen  hätte,  so  hat  der  Verfrachter,  im  Falle  wegen  des 
Verzuges  in  der  Frachtpolice  keine  Entschädigung  festgesetzt  ist,  die  Wahl 
entweder  den  Vertrag  aufzulösen,  indem  er  die  Hälfte  der  verabredeten 
Fracht  und  die  Spesen  für  die  Liege-  und  Ueberliegetage  fordert,  oder  die 
Reise  ohne  Ladung  anzutreten  und  nach  Beendigung  derselben  die  ganze 
Fracht  und  die  Kaplaken,  sowie  die  etwa  schuldigen  Havarien  und  die 
Spesen  für  die  Liege-  und  Ueberliegetage  zu  verlangen. 

1216.  Wenn  der  Befrachter  in  der  verabredeten  Zeit  nur  einen  Theil 
der  Fracht  verladet,  so  hat  der  Verfrachter,  nachdem  die  Frist  für  die 
Liege-  und  Ueberliegetage  verstrichen  ist  (Art.  1214),  im  Falle  in  der 
Frachtpolice  keine  Entschädigung  festgesetzt  ist,  die  Wahl,  entweder  den 
empfangenen  Theil  f&r  Rechnung  des  Befrachters  unter  Erfordern  des 
halben  Frachtsatzes  wieder  auszuladen,  oder  die  Reise  mit  dem  an  Bord 
befindlichen  Theile  der  Ladung  anzutreten  und  im  Bestimmungshafen  die 
volle  Fracht  mit  den  übrigen  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Kosten 
zu  beanspruchen. 

1217.  Wenn  das  Schiff,  welches  in  dem  in  den  beiden  vorbeigehenden 
Artikeln  angegebenen  Falle  ohne  Ladung  oder  nur  mit  einem  Theile  der  Ladung 
abgefahren  ist,  irgend  welche  Havarie  während  der  Reise  erleidet,  welche  als 
gemeinschaftliche  Havarie  angesehen  werden  muss,  falls  es  die  volle  Ladung 
erhalten  hätte,  so  ist  der  Verfrachter  berechtigt,  vom  Befrachter  den  ent- 
sprechenden Beitrag  für  zwei  Drittel  der  nicht  verladenen  Waaren  jjq 
fordern. 

1218.  Wenn  der  Befrachter  auf  den  Vertrag  verzichtet,  bevor  die 
Liegetage  zu  laufen  angefangen  haben,  so  hat  er,  falls  keine  entgegen- 
stehende Abrede  getroffen  ist,  nur  die  Hälfte  der  Fracht  und  -der  Kaplaken 
zu  bezahlen.  Wenn  der  Frachtvertrag  fär  die  Hin-  und  Rückreise  ge* 
schlössen  ist,   so  ist  nur  die  Hälfte  der  Fracht  für  die  Hinreise  zu  zahlen. 

Bei  den  Befrachtungen  auf  allgemeine  Ladung  kann  jeder  der  Verlader 
oder  deijenige,  der  seine  Rechte  vertritt,  die  verschifften  Waaren  wieder  aas- 
laden,  wenn  die  halbe  Fracht,  die  Spesen  für  das  an  und  von  Bordschaffen 
der  Waaren  und  jeder  Schaden  bezahlt  wird,  welcher  hierdurch  den  Qbrigen 
Verladern  verursacht  wird.  Letztere,  oder  jeder  derselben  einzeln ,  haben 
die  Befugniss,  der  Ausladung  zu  widersprechen,  wenn  sie  die  Waaren,  die 
ausgeladen  werden  sollen,  für  ihre  Rechnung  übernehmen  und  den  Betrag 
derselben  nach  dem  Preise  der  Konsignationsfaktura  entrichten. 

1219-  In  den  Fällen,  in  welchen  der  Verfrachter  das  Recht  hat,  die 
Reise  ohne  Ladung  oder  nur  mit  einem  Theile  der  Ladung  anzutreten 
(Art  1215  und  1216),  kann  er  zur  Sicherung  der  Fracht  und  der  übrigen 
etwaigen  Entschädigungen,  ohne  Einwilligung  des  Befrachters,  von  andern 
Personen  Ladung  aufnehmen,  auch  gegen  einen  geringeren  Frachtsatz,  indem 
der  Unterschied  für  Rechnung  des  fieSfrachters  ist. 
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In  solchem  Falle  hat  der  Befrachter  Anspruch  auf  den  Gewinn  der 
neuen  Fracht,  und  im  Falle  eiuer  gemeiuschaftlichen  Havarie  (Art  1217) 
haftet  er  nicht  für  den  Beitrag,  welcher  die  ihm  nicht  gehörenden  Waaren 
trifft;  aber  er  ist  zur  Zahlung  aller  Schäden  verpflichtet,  welche  aus  seiner 
Unterlassung  herrühren. 

1220-  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  kann  der 
Befrachter  den  Eapitain  zwingen,  die  Reise  anzutreten ,  sobald  derselbe  die 
zur  Zahlung  der  Fracht,  der  Kaplaken,  der  Liege-  und  Ueberliegetage  hin- 
reichende  Ladung  an  Bord  hat,  oder  wenn  eine  genügende  Bürgschaft  für 
die  Zahlung  geleistet  worden  ist. 

Der  Kapitain  kann  in  solchem  Falle  ohne  schriftliche  Einwilligung  des 
Befrachters  keine  Ladung  eines  Dritten  in  Empfang  nehmen,  noch  sich 
weigern,  abzufahren,  falls  nicht  ein  unüberwindliches  Hinderniss  eintritt. 

1^1.  Derjenige,  welcher  ein  Schiff  im  Ganzen  befrachtet  und  die 
Ladung  nicht  vervollständigt,  hat  trotzdem  die  volle  Fracht  zu  bezahlen, 
indem  ihm  das  abgerechnet  wird,  was  der  Verfrachter  für  eine  andere  Ladung 
erhalten  hat,  welche  er  an  Bord  genommen  hat  (Art.  1219). 

1222*  Sollte  das  Schiff  zu  der,  im  Vertrage  festgesetzten  Zeit  zum 
Empfange  der  verabredeten  Ladung  nicht  bereit  sein,  so  haftet  der  Ver- 
frachter dem  Befrachter  gegenüber  für  alle  etwa  daraus  entstehenden  Schä- 
den und   Nachtheile. 

1223.  Der  Befrachter  ist  verpflichtet,  dem  Verfrachter  oder  dem  Ea- 
pitain innerhalb  der  auf  die  Beendigung  des  Ladens  folgenden  48  Stunden 
alle,  für  den  Transport  der  Waaren  nach  dem  Gesetze  erforderlichen  Papiere 
und  Dokumente  einzuhändigen,*  es  sei  denn,  dass  eine  besondere  Abrede 
über  die  Zeit  dieser  Uebergabe  getroffen  ist. 

1224.  Es  ist  dem  Verfrachter  oder  Kapitain  gestattet,  wenn  es  sich 
um  allgemeine  Ladung  handelt,  die  Zeit  festzusetzen,  welche  das  Verladen 
zu  dauern  hat. 

Nach  Ablauf  der  bezeichneten  Frist  hat  der  Eapitain  die  Verpflichtung, 
bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit  abzufahren,  bei  Strafe,  für  die  Schäden 
und  Nachtheile  zu  haften,  welche  aus  der  Verzögerung  entstehen,  es  sei  denn, 
dase  die  Majorität  der  Verlader,  in  Ansehung  des  Werthes  der.  Fracht,  in 
die  Verzögerung  gewilligt  hätte. 

1225.  Wenn  für  die  Abfahrt  keine  bestimmte  Frist  festgesetzt  worden 
ist^  so  ist  der  Eapitain  verpflichte,  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit 
die  Beise  anzutreten,  nachdem  er  mehr  als  zwei  Drittel  der  Ladung,  welche 
der  Tragfthigkeit  seines  Schiffes  entspricht,  an  Bord  genommen  hat,  sofern 
es  die  Majoritftt  der  Verlader,  in  Ansehung  des  Werthes  der  Fracht, 
verlangt. 

In  solchem  Falle  darf  keiner  der  Verlader  die  an  Bord  befindlichen 
Waaren  wieder  ausladen  (Art.  1218). 

1226.  Sollte  das  Schiff,  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels, 
binnen  einem  Monate,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  es  zur 
Annahme  von  allgemeiner  Ladung  bereit  war,  nicht  mehr  als  zwei  Drittel 
der  vollen  Ladung  erhalten  können,  so  kann,  um  die  Ladung,  welche 
sich  schon  an  Bord  befindet,  zu  befördern,  ein  anderes  Schiff  an  seine 
Stelle  gesetzt  werden,  sofern  das  neue  Schiff  in  gleicher  Weise  zum  Antritt 
der  Reise  fertig  ist,  indem  die  Eosten  der  Ueberführung,  der  Frachtzusehlag 
und  die  Spesen  der  Versicherungsprämie  zu  bezahlen  sind. 

Jedoch  ist  es  den  Verladern  gestattet,  ihre  Waaren,  ohne  ^ie  Fracht 
zu  zahlen,  zurückzunehmen,  indem  die  Spesen  der  Fortschaffung  von  Bord 
und  der  Löschung  für  ihre  Rechnung  gehen;  die  provisorischen  Empfangs- 
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scheine  oder  die  EoDnossemente  siod  von  ihnen  zurückzugeben,   und  far  die 
etwa  schon  versandten  ist  Bürgschaft  zu  leisten  (Art  1204). 

Wenn  der  Eapitain  kein  Schiff  findet  und  die  Verlader  ihre  Waaren 
nicht  loschen  wollen,  so  ist  derselbe  verpflichtet,  nach  60  Tagen,  nachdem 
die  Ladungstabelle  eröffnet  worden  ist,  aie  Reise  mit  der  Ladung  anzutreten, 
welche  sich  an  Bord  befindet,  möge  dieselbe  sein,  welche  sie  wolle. 

1227.  Sollte  bezüglich  des  in  der  Frachtpolice  angegebenen  Raum- 
inhaltes des  Schiffes  ein  Betrug  oder  ein  Irrthum  vorgekommen  sein,  so  hat 
der  Befrachter  die  Wahl ,  entweder  vom  Vertrage  zurückzutreten  oder  za 
Terlangen,  dass  die  vereinbarte  Fracht  im  Verhältniss  zu  der  Ladung,  welche 
das  Schiff  nicht  aufgenommen  hat,  ermässigt  wird ,  wobei  der  Ymrachter 
in  dem  einen  und  in  dem  anderen  Falle  die  etwa  entstandenen  Schäden  zq 
ersetzen  hat. 

Als  Irrthum  oder  Betrug  wird  der  Unterschied  zwischen  dem  von 
dem  Verfrachter  angegebenen  Kauminhalte  und  der  wirklichen  Tragßhigkeit 
nicht  angesehen,  wenn  derselbe  nicht  den  vierzigsten  0  Theil  der  letzteren 
übersteigt,  auch  nicht,  wenn  die  behauptete  Tragfahi(;keit  diejenige  ist, 
welche  aus  dem  Beilbriefe  des  Schiffes  hervorgeht,  obgleich  weder  in  dem 
einen,  noch  in  dem  anderen  Falle  der  Befrachter  gezwungen  werden  kaDD» 
mehr  Fracht  zu  bezahlen,  als  dem  wirklichen  Rauminhalte  des  Schiffes 
entspricht. 

1228.  Wenn  nach  Unterzeichnung  des  Frachtvertrages^  der  Frachtsatz 
fQr  den  Bestimmungsort  der  Ladung  ein  höherer  geworden  ist,  so  bat  der 
Kapitain  das  Recht,  diejenige  Ladung  zurückzuweisen,  welche  die  in  der 
PoHce  festgesetzte  Menge  übersteigt. 

1229.  Wenn  der  Befrachter  mehr  Waaren  verladet,  als  in  der  Police 
verabredet  sind,  so  hat  er  den  Frachtzuschlag,  welcher  nach  der  Bestimmoiig 
seines  Vertrages  diesem  Ueberschusse  entspricmt,  zu  bezahlen,  mag  inzwischen 
die  Fracht  gestiegen  oder  gefallen  sein;  wenn  jedoch  der  Eaj>itain  diese 
vermehrte  Ladung  unter  Deck  und  mit  sicherer  Befestigung  nicht  unter* 
zubringen  vermag,  ohne  gegen  die  übrigen  abgeschlossenen  Verträge  za 
Verstössen,  so  musS  er  die  Ausladung  dersdben  auf  Kosten  des  Eigenthfimers 
stattfinden  lassen. 

1230.  Ebenso  kann  der  Eapitain,  be^vor  er  den  Hafen  verlässt,  mcIi 
wenn  das  Schiff  nicht  überladen  ist,  alle  heimlich  und  ohne  seine  Einwilli- 
gung eingeführten  Waaren  ans  Land  schaffen  lassen  oder  sie  mitbeförden, 
indem  er  den  höchsten  Frachtsatz,  den  er  für  diese  Reise  für  Waaren  de^ 
selben  oder  ähnlicher  Art  erhalten  hat,  daf&r  fordert. 

^281.  Nach  Antritt  der  Reise  kann  der  Eapitain  die  heimlich  oder 
ohne  seine  Einwilligung  verladenen  Waaren  nicht  ans  Land  schaffen  lassen, 
es  sei  denn,  dass  das  Schiff  überladen  ist.  Diesen  Umstand  moss  der 
Kapitain  vor  den  Behörden  des  Hafens,  in  welchem  er  beabsichtigt,  die 
Ladung  zu  lassen,  beweisen  (Art.  1100)« 

In  solchem  Falle  muss  er  alle  möglichen  Schritte  thun,  damit  die 
Ladung  in  Sicherheit  kommt,  indem  er  dem  Verlader  .sofort  MittheiloDg 
hiervon  macht 

1232.  Wenn  ein  Schiff  für  allgemeine  Ladung  bestimmt  ist,  kann  der 
Eapitain,  nachdem  er  einen  Theil  der  Ladung  angenommen  hat,  sich  nicn^ 


1)  Ebenso  nach  Chilenischem  Recht  (Art.  983)  und  GolumbianischemBe^ 
(Art.  172  AI.  8,  cfr.  Bd.  II  S.  117),  wtthrend  nach  Brasilianischem  Recht  (Art  6^ 
aer  Unterschied  nicht  mehr  als  ein  Zehntel  und  nach  Gosta-Ricanischem  B^^ 
(Art.  687,  cfr.  Bd.  II  S.  211)  nicht  mehr  aU  ein  Ffin&igitel  betragen  darf;  efr.  such  die 
Kote  SU  Art  109  des  Aegyptischen  See-H.  G.  B.,  9«  66. 
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vcigers,  andere  Waaren,  welche  ihm  uoter  gleicher  Fracht  aDgeboten  werden, 
aDzuDehmes.  falls  er  keine  vortheilhaftere  Fracht  erlangt,  fa«i  Strafe,  von 
den  Verladern  der  8chon  erhaltenen  Waaren  gezwungen  werden  zu  können, 
bei  der  ersten  gfinstigen  Gelegenheit  mit  der  an  Bord  befindlichen  Ladung 
die  Beise  antreten  und  die  ans  der  Veizögerusg  etwa  entstehenden  Schäden 
asd  Nachtheile  -ersetzen  zu  müssen. 

1283.  Wenn  der  Rauminhalt  des  Schi£fes  f&r  die  Aufnahme  der  von 
verschiedenen  Verladern  oder  Befrachtern  vertragsm&ssig  gelieferten  Ladung 
nicht  ausreicht,  so  hat  diejenige  Ladung  den  Vorzug,  welche  sich  an  Bord 
befindet,  und  die  andern  erhalten  denjenigen  Platz,  der  ihnen  nach  den  be- 
treffenden Daten  der  Policen  zusteht. 

Sollten  die  Verträge  alle  dasselbe  Datum  haben,  so  muss  der  Baum 
pro  rata  vertheilt  werden,  indem  der  Kapitain  in  allen  Fällen  für  die  etwaigen 
Schäden  und  Nachtheile  haftet  (Art  1227). 

12S4.  Derjenige,  welcher  ein  Schiff  im  Ganzen  gefrachtet  hat,  kann 
sein  Recht  an  einen  andern  cediren,  damit  dieser  das  Schiff  ganz  oder  zu 
einem  Theile  befrachte,  ohne  dass  der  Kapitain  es  verhindern  kann. 

Wenn  der  Frachtvertrag  gegen  eine  feste  Summe  geschlossen  worden 
ist,  so  kann  der  Befrachter  ebenfalls  für  seine  Rechnung  ^  zu  den  ihm  am 
vortheilhaftesten  scheinenden  Preisen  weiter  verfrachten,  indem  seine  Ver- 
antwortlichkeit dem  Verfrachter  gegenüber  unberührt  bleibt  und  keine 
Aenderung  in  den  Bedingungen,  unter  welchen  der  Frachtvertrag  geschlossen 
vrorden  ist,  eintritt 

1285.  Die  Verlader  oder  Befrachter  haften  für  die  verursachten  Schä- 
den, wenn  sie  ohne  Eenntniss  oder  Einwilligung  des  Kapitains  Waaren  in 
das  Schiff  hineinschaffen,  deren  Ausfuhr  oder  Einfuhr  verboten  ist,  und 
für  iede  andere  ungesetzliche  Handlung,  welche  sie  zur  Zeit  des  Ladens  oder 
li9schens  begehen. 

Auch  wenn  die  Waarein  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt  worden  sind, 
«o  sind  die  Verlader  dennoch  zur  vollen  Zahlung  der  Fracht^  der  Eaplaken 
oder  der  etwaigen  Havarie  grosse  verpflichtet. 

1888.  Sollte  nachgewiesen  werden,  dass  der  Kapitain  die  Hineinschaffung 
verbotener  Gegenstände  bewilligt  hat,  oder  dass  er,  obwohl  er  davon  recht- 
zeitig Eenntniss  hatte,  dieselben  nicht  wieder  hat  ausladen  lassen  (Art  1230), 
oder  dass  er  nach  Antritt  der  Heise,  nachdem  er  dies  er&hren  hat,  bei  der 
ersten  Visitation  der  Zollbeamten  am  Bestimmungshafen  die  Erklärung  über 
den  Empfang  nicht  abgegeben  hat,  so  hafbet  er  solidarisch  allen  Bethei- 
ligten gegeiifiber  fftr  die  Schäden  und  Nacbtheile,  welche  das  Schiff  oder 
die  erlaubte  Ladung  treffen,  und  er  verliert  die  Klage  auf  Einziehung  der 
Fracht  oder  auf  irgend  welche  Entschädigung  Seitens  des  Verladers,  auch 
wenn  dies  ausdrücklich  verabredet  ist. 

1287.  Sollte  ein  Schiff  gefrachtet  worden  sein,  um  die  Ladung  in 
einem  andern  Hafen  in  Empfang  zu  nehmen,  so  hat  sich  der  Kapitain,  so- 
fort  nach  seiner  Ankunft  in  demselben,  zu  dem  in  der  Police  bezeichneten 
Konsignatar  za  begeben  und  von  letzterem  zu  verlangen,  dass  er  in  der 
Police  den  Tag,  den  Monat  und  das  Jahr  seines  Erscheinens  schriftlich  ver- 
merke, bei  Strafe,  dass  die  Fristen  der  Befrachtung  nicht  eher  zu  laufen 
anfangen,  als  bis  er  sich  dorthin  begeben  hat. 

Wenn  der  Eonsignatar  sich  weigert,  auf  die  Frachtpolice  die  verlangte 
Erklärung  zu  setzen,  so  hat  der  Eapitain  einen  f&rmlichen  Protest  zu  er- 
heben und  diesen  dem  Eonsignatar  zuzustellen,  unter  gleichzeitiger  Benach- 
richtigung des  Befrachters.  Sollte,  nachdem  die  für  das  Beladen  des  Schiffes 
erforderliche  Zeit  und^diejenige  des  Verzui^  oder  der  Liege-  und  Ueb^r- 
liegetage  (Art.  1215)  verstrichen  ist,   der  Konsignatar  das  Schiff  nicht  be- 
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laden  haben,  so  hat  der  Eapitain,  nachdem  er  ihn  vorher  vermittelst  eines 
neuen  Protestes  angefordert  hat,  die  Lieferang  der  Ladung  innerhalb  der 
festgesetzten  Zeit  stattfinden  zu  lassen,  and  nachdem  der  Konsignatär 
dies  nicht  gethan  und  der  Rapitain  keine  Befehle  vom  Befrachter  erhaltefi 
hat,  die  nöthigen  Schritte  zu  thun,  um  sich  für  Bechnung  des  Befrachte 
'Ladung  nach  dem  Bestimmangshafen  zu  verschaffen,  und  mit  oder  ohne 
Ladung  die  Reisö  anzutreten ,  indem  der  Befrachter  verpflichtet  bleibt ,  in 
diesem  Falle  die  volle  Fracht  mit  den  Spesen  fQ.r  die  Liege-  und  Ueberliege- 
tage  zu  bezahlen,  jedoch  abzüglich  der  Fracht  für  eine  etwaige,  für  sdne 
Bechnung  aufgenommene  Ladung. 

12^.  Die  Yerfägung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auch  anwend- 
bar, wenn  das  Schiff,  welches  für  die  Hin-  und  Rück£Bhrt  gefrachtet  ist, 
keine  Rückladung  .erhalten  hat. 

1239.  Wenn' ein  Schiff  im  Abfahrtshafen,  während  der  Reise  oder 
am  Orte  der  Löschung  wegen  der  Person  des  Befrachters  oder  wegen  einer 
Handlung  oder  Nachlässigkeit  seinerseits  oder  von  Seiten  einiger  der  Ver- 
lader oder  wegen  der  Art  der  Ladung  gerichtlich  mit  Beschlag  belegt 
worden  ist,  so  haftet  der  Befrachter  oder  Verlader  dem  Kapitain  und  de& 
übrigen  Verladern  gegenüber  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  diese 
Thatsache  dem  Schiffe  oder  der  gesetzlich  gestatteten  Ladung  bringt. 

1240.  Der  Kapitain  haftet  dem  Eigenthümer  des  Schiffes,  dem  Be- 
frachter und  den  Verladern  gegenüber  für  die  Schäden  und  Nachtbeile, 
wenn  das  Schiff  seinetwegen  oder  wegen  einer  Handlung  oder  Unterlassani? 
seinerseits  im  Abfahrtshafen,  während  der  Reise  oder  im  Bestimmungshafen 
gerichtlich  mit  Beschlag  belegt  oder  aufgehalten  worden  ist. 

Sowohl  in  diesem  Falle,  als  auch  in  dem  Falle  des  vorhergehenden 
Artikels,  sind  die  Schäden  und  Nachtbeiie  von  sachverständigen  Schieds- 
personen  festzusetzen. 

1241.  Sollte  der  Kapitain  sich  gezwungen  sehen,  während  der  B^ise 
an  dem  Schiffe  durch  Stürme  oder  höhere  Gewalt  entstandene  Schäden  oder 
solche,  die  nicht  durch  seine  Schuld  verursacht  worden  sind,  nothwendiger 
Weise  auszubessern,  so  ist  der  Befrachter  oder  Verlader  verpflichtet,  zu 
warten,  bis  diese  Ausbesserunf^  geschehen  ist,  oder  er  kann  seine  Waaren 
zurücknehmen,  wenn  er  die  volle  Fracht,  die  Spesen  für  Liege-  und  tJebe^ 
liegetage,  die  etwaige  gemeinschafiliche  Havarie  und  die  Kosten  des  u 
Bord-    und    von   Bordschaffens  der  Ladung  bezahlt 

1242.  Wenn  das  Schiff  keine  Ausbesserung  zulässt,  so  ist  der  Kapi- 
tain verpflichtet,  für  seine  Rechnung,  ohne  einen  Krachtzuschlag  verlanfl^ 
zu  können,  ein  oder  mehrere  Schiffe  für  die  Beförderung  der  Ladung  nack 
ihrem  Bestimmungsort  zu  frachten. 

Sollte  der  Kapitain  keine  anderen  Schiffe  finden  können ,  so  muss  die 
Ladung  fQr  Rechnung,  der  Befrachter  in  dem  Landungshafen  hinterlegt 
werden,  indem  die  Fmcht  des  unbrauchbar  gewordenen  Schiffes  im  Ver- 
hftltniss  des  zurückgelegten  Weges  zu  entrichten  ist. 

Wenn  in  solchem  Falle  die  Verlader  oder  die  Mehfziihl  derselben  «s 
für  gut  befindet,  Schiffe  zur  Beförderung  der  Ladung  nach  dem  Bestim- 
stimmungsort  zu  trachten  und  hierdurch  eine  Frachterhöhnng  entsteht,  so 
hat  jeder  Verlader  im  Verhältniss  der  ersten  verabredeten  Fracht  zu  diesem 
Frachtzuschliui;e  beizutragen. 

1243*  ooUten  die  Verlader  beweisen,  dass  das  später  unbraocbbar 
gewordene  Schiff  schon  bei  der  Aufnahme  der  Ladung  nicht  mehr  seetüchtig 
war,  so  kann  die  Fracht  von  ihnen  nicht  gefordert  werden,  und  sie  haben 
das  Recht,  zu  verlangen,  dass  der  Verfrachter  si#  für  alle  Schädea  und 
Nachtheile  schadlos  halte. 
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Dieser  Beweis  ist  zulässig  trotz  des  Besichtigungsattestes  über  die 
Brauchbarkeit  des  Schiffes  zum  Antritt  der  Reise. 

1244.  Wenn  die  Fracht  nach  dem  Gewichte  gerechnet  wird,  ohne  dass 
angegeben  worden  ist,  ob  es  Brutto-  oder  Nettogewicht  sei,  so  ist  immer  an- 
zunehmen, dass  Bruttogewicht  gemeint  sei,  einschliesslich  der  Umhüllungen, 
Gebinde  oder  jeder  Art  von  Behältern,  in  welchen  die  Ladung  eingeschlossen 
ist,  faUs  etwas  anderes  nicht  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist. 

1845«  Wenn  die  Fracht  nach  Anzahl,  Gewicht  oder  Maass  berechnet 
wird  und  festgesetzt  worden  ist,  dass  die  Ladung  an  die  Seite  des  Schiffes 
gebracht  werde,  so  hat  der  Kapitain  das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die 
Waaren  vor  der  Löschung  an  Bord  gezählt,  gewogen  und  gemessen  wer- 
den ;  nachdem  diese  Yorsicntsmassregel  getroffen  ist,  ist  er  für  das  am  Lande 
etwa  bemerkte  Manko  nicht  verantwortlich  (Art.  1116). 

Wenn  die  Waaren,  ohne  dass  sie  gezählt,  gemessen  oder  gewogen  sind, 
ausgeladen  werden,  so  hat  der  Eonsignatar  das  Recht,  auf  dem  liande  die 
Identität  der  Waaren,  die  Richtigkeit  der  Anzahl,  des  Gewichts  oder  des 
Maasses  festzustellen,  und  der  Kapitain  muss  sich  dem  Ergebniss  dieser 
Feststellung  unterwerfen. 

124B.  Wenn  die  Vermuthung  vorliegt,  dass  die  Waaren  beschädigt 
*  und  beraabt  worden  sind,  oder  dass  sie  sich  vermindert  haben ,  so  hat  det* 
Kapitain  die  Verpflichtung  und  der  Konsignatar  oder  jeder  andere  Interessent 
das  Recht,  zu  verlangen,  dass  die  Waaren  gerichtlich  untersucht  werden, 
und  dass  die  Abschätzung  der  Schäden  an  Bord  vor  der  Löschung  oder 
innerhalb  24  Stunden  nach  derselben  geschehe. 

Auch  wenn  diese  Massnahme  von  dem  Kapitain  beantragt  worden  ist, 
so  schädigt  sie  dennoch  seine  Yertheidigungsmittel  nicht. 

Sollten  die  Waaren  ohne  die  erwähnte  Untersuchung  oder  mit  einem 
Empfengsscheine,  in  welchem  der  Schaden,  die  Beraubung  oder  die  Ver- 
minderung vermerkt  ist,  ausgeliefert  worden  sein,  so  haben  die  Konsignatare 
das  Recht,  die  gerichtliche  Prüfung  innerhalb  48  Stunden  nach  der  Löschung 
zu  verlangen.  Ist  diese  Frist  verstrichen,  so  ist  keine  Reklamation  irgend 
welcher  Art  mehr  zulässig. 

1247.  Wenn  die  Beschädigung  oder  Verminderung  von  aussen  nicht 
sichtbar  ist,  kann  die  gerichtliche  Untersuchung  noch  nach  3  Tagen,  nachdem 
die  Waaren  in  die  Hände  des  Konsignatars  gelangt  sind,  rechtsgültig  vorge- 
nommen werden,  wenn  nur  die  Identität  der  Waaren  bewiesen  wird  (Art.  1245). 
1248-  Die  Fracht  kann  erst  nach  Beendigung  der  Reise  gefordert 
werden,  falls  in  der  Frachtpolice  über  die  Art  und  Zeit  der  Zahlung  nichts 
ausdrücklich  bestimmt  woraen  ist. 

124B.  Die  Reise  wird  für  alle  Waaren,  falls  etwas  anderes  nicht  aus- 
drücklich festgesetzt  ist,  bezüglich  der  Fälligkeit  der  Fracht  von  dem 
Momente  an  als  begonnen  geredmet,  in  welchem  die  Ladung  sich  unter  der 
Verantwortlichkeit  des  Kapitains  befindet. 

Wenn  das  Schi£P  für  Monate  oder  Tage  gefrachtet  ist,  so  laufen  die 
Frachten  von  dem  Tage  an ,  an  welchem  das  Schiff  zur  Aufnahme  der  Ladung 
bereit  war,  fiiUs  nicht  ausdrücklich  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 
Bei  den  für  eine  bestimmte  Zeit  abgeschlossenen  Frachtverträgen  &ngt 
die  Fracht  von  demselben  Tage  an  zu  laufen,  vorbehaltlich  der  Verein- 
barungen, welche  die  Parteien  selbst  oder  ihre  Bevollmächtigten  und  Vet- 
^wter  getroffen  haben. 

1250-  Der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  hat  das  Recht,  von  dem 
^frachter  oder  Konsi(^natar  die  Ausladung  des  Schiffes  und  die  Zahlung 
^r  die  Fracht,  Havarien  und  Kosten  zu  verlangen,  nachdem  die  Zeit  für 
die  Löschung  abgelaufen  ist  (Art.  1214). 
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Wenn  in  Betreff  der  Ausladung  Schwierigkeiten  entstehen,  so  kann  dr 
Richter  die  Hinterlegung  der  Waaien  verfugen,  indem  dem  Verfraditerib 
ihm  an  denselben  zustehende  Becbt  (Art.  1258)  vorbehalten  bleibe 

1251.  Der  Befrachter  kann  in  keinem  Falle  eine  Ermäasieuig  dv 
vereinbarten  Fracht  beanspruchen,  wenn  der  Yer&achter  oder  der  Kaptii 
seinerseits  den  Frachtvertrag  erf&llt  hat. 

1252*  Es  zahlen  diejenigen  Waaren  die  volle  Frwdit,  nach  der  Abitji 
in  der  Frachtpolice,  welche  wegen  der  schlechten  Beschaffenheit  oder^ 
Art  ihrer  Verpackung  eine  Beschädigung  oder  Verminderung  erlitten  hafae^ 
wenn  der  Eapitain  beweist,  dass  der  Schaden  nicht  durch  die  Staaong  oim 
die  Befestigung  an  Bord  verursacht  worden  ist. 

Diejenigen  Waaren,  welche  ihrer  Natur  nach  eine  6ewicIiteYermehna| 
oder  Verminderung  erleiden ,  unabhängig  von  der  schlechten  Staanng  odi 
der  fehlerhaften  Befestigung  oder  von  der  schlechten  Beschaffenheit  di 
Verpackung,  vermehren  oder  vermindern  sich  fQr  Rechnung  ihrer  Eiga 
thümer.  In  dem  einen  und  dem  andern  Falle  ist  die  Fracht  for  dasi 
zahlen,  was  im  Momente  der  Löschung  gezählt,  gemeseen  oder  f 
wogen  wird. 

1253.  Die  volle  Fracht  ist  für  die  Waaren  zu  bezahlen,  welche  sick 
der  Eapitain  in  den,  im  Artikel  1105  vorgesehenen  Fällen  gezwungen  g^ 
sehen  hat  zu  verkaufen. 

Die  Fracht  der  zur  gemeinschaftlichen  Bettung  des  Schiffes  und  dl 
Ladung  über  Bord  geworfenen  Waaren  wird,  wie  dieHavarie  grosse,  voll  beaU^ 

1254.  Die  Fracht  wird  nicht  för  die  Waaren  geschuldet,  wddi 
durch  Schiffbruch,  Strandung  oder  Beraubung  durch  Se^äaber  oder  Feinii 
verloren  gegangen  sind ;  und  sollte  dieselbe  im  Voraus  bezahlt  worden  i 
so  ist  sie  zurückzuerstatten,  &lls  nicht  eine  entgegenstehende  Abrede  f|i^ 
troffen  ist. 

1255.  Wenn  das  Schiff  und  die  Ladung  wieder  ausgelöst  oder  aicht  ft 
gute  Prise  erkl&rt  oder  nach  dem  Schiffbruch  gerettet  werden,  so  wird  k 
Fracht  bis  .zum  Ort  der  Aufbringung»  oder  des  Schiffbruches  im  Verfafikiori 
zu  der  festgesetzten  Fracht  geschuldet;  wenn  der  Eapitain  die  Waaren  ^ 
zum  Bestimmungshafen  befördert,  so  ist  die  volle  Fracht  su  bezahlen,  ivM 
ein  Beitrag  für  den  erlittenen  Schaden  oder  den  geschehenen  Loakaaf, 
für  eine  Havarie  grosse,  zu  entrichten  ist. 

Sollte  der  Eapitain  die  Waaren  nach  einem  andern  Hafen,  als  dem  otf 
Bestimmung,  bringen,  weil  er  nicht  weiter  zu  fahren  im  Stande  ist,  so  wirf 
die  Fracht  nur  bis  zu  diesem  Hafen  geschuldet. 

1256.  Wenn  im  Meere  oder  an  den  Eüsten,  ohne  Mitwirkung^ 
Schiffsmannschaft,  ausser  dem  im  Artikel  1253  vorgesehenen  Falle  Wssrb. 
weiche  einen  Theil  der  Schiffsladung  gebild^  haben,  gerettet  uod  ^ 
fremden  Personen  ausgeliefert  werden,  so  wird  keine  Fn^t  für  dieselbe 
geschuldet. 

1257.  Der  Verlader  darf  den  Abandon  der  Waaren  an  Stelle  dtf 
Zahlung  der  Fracht  nicht  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  es  sich  um  Flfissif' 
keiten  nandelt,  deren  Gebinde  mehr  als  die  Hälfte  ihres  Inhalte  verkve 
haben. 

1258.  Die  Fracht  und  die  gemeinschs^ftlichen  Havarien  haben  eis 
Vorrecht  auf  die  Gegenstände,  welche  die  Ladung  ausmachen,  and  evir 
während  30  Tagen  ^)  nach  ihrer  Ablieferung,  falls  sie  vor  dieser  Frist  sieb 
in  die  Hände  eines  dritten  Besitzers  übergegangen  sind  (Art.  1698). 


0  Ueber  die  verschiedenen  BeBtimmongen  in  anderen  tiesetsbüchem  efr.  Note  n 
Art  126  des  A egyptischen  See-fl.  Q.  B.,  S.  68. 
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1259.  Die  ForderuDgen  uegen  der  Frachtgelder,  Kaplakeo,  Spesen 
für  Liege-  und  Ueberliegelajje,  Havarien  und  sonstigen  Ladungskosten  haben 
ein  Vorrecht  vor  allen  übngen  auf  den  Werth  der  verladenen  Gegenstände, 
mit  Ausnahme  der  in  No.  1  des  Artikels  1021  erwähnten  Fälle.  • 

1260.  Der  Frachtvertrag  mit  einem  ausländischen  Schiffe,  virelcher  im 
Staate  zur  Ausf&hron^  kommen  soll,  ist  nach  den  in  diesem  Gesetzbuche 
festgesetzten  Vorschriften  zu  beurtheilen,  möge  derselbe  innerhalb  oder 
ausserhalb  des  Staates  aufgesetzt  virorden  sein. 

KAPITEL  IIL 

Von  der  Aufhebung  der  Frachtvertrage. 

1261*  Der  Frachtvertrag  wird  aufi^ehoben,  ohn»  dass  eine  Aufforderung 
dazu  von  einer  Partei  an  die  andere  ergangen  ist: 

1.  wenn  vor  fieginn  der  Reise  die  Ab&hrt  des  Schiffes  durch  höhere 
Gewalt  auf  unbestimmte  Zeit  hin  unmöglich  gemacht  worden  ist; 

2.  wenn  vor  Anfiing  der  Reise  die  Ausfuhr  aller  in  ein  und  derselben 
Police  enthaltenen  Waaren  oder  eines  Theiles  derselben  von  dem 
Ab&hrtsorte  des  Schiffes  oder  die  Einfuhr  derselben  nach  dem 
Bestimmungsorte  verboten  worden  ist; 

3.  wenn  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  ein  Verbot,  mit  der  Nation 
Handel  zu  treiben,  zu  welcher  das  Schiff  zu  feihren  hatte,  erlassen 
worden  ist; 

4.  wenn  eine  Blokadeerklarung  des  Ladungs-  oder  Bestimmungshafens 
vor  Abfahrt  des  Schiffes  erfolgt. 

Li  allen  den  erwähnten  Fallen  gehen  die  Kosten  des  Ladens  und 
Löbchens  fttr  Rechnung  des  Befrachters  oder  der  Verlader. 

1262.  Der  Frachtvertrag  kann  auf  Antrag  einer  der  Parteien  auf- 
gehoben werden,  wenn  vor  Antritt  der  Reise  der  Krieg  erklärt  wird,  in 
Folge  dessen  das  Schiff  und  die  Ladung,  oder  eines  von  beiden,  aafifi;ehört 
hat,  als  neutrales  Eigenthum  angesehen  zu  werden. 

Wenn  weder  das  Schiff  noch  die  Ladung  als  frei  anzusehen  sind,  so 
haben  der  Verfrachter  und  Befrachter  keinen  Anspruch  auf  irgend  welche 
Entschädigung,  und  die  Kosten  für  das  Laden  und  Löschen  gehen  für  Recb- 
nimg  des  Befrachters. 

Wenn  die  Ladung  allein  nicht  frei  ist,  so  hat  der  Befrachter  dem  Ver- 
frachter alle  zur  Ausrüstung  des  Schiffes  nöthigen  Kosten  und  die  Heuer 
und  den  Unterhalt  der  Schiffsmannschaft  zu  bezahlen,  bis  zu  dem  Tage,  an 
welchem  er  die  Aufhebung  des  Vertrages  verlangt  oder,  £a11s  sich  die 
Waaren  schon  an  Bord  befinden,  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  sie  wieder 
ausgeladen  worden  sind. 

Wenn  das  Schiff  allein  nicht  frei  ist,  so  hat  der  Verfrachter  pder 
Kapitain  alle  Kosten  des  Ladens  und  Löschens  zu  tragen. 

1263«  In  den  Fällen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  hat  der  Ver- 
frachter oder  Kapitain  das  Recht,  die  verabredeten  Spesen  für  die  Li^e- 
Qod  Ueberliegetage  und  den  Ersatz  der  etwaigen  durch  einen  vor  dkr 
Unterbrechung  der  Reise  vorgekommenen  Schaden  entstandenen  gemein- 
schaftlichen Havarie  zu  fordern. 

1264.  Wenn  das  Schiff  für  mehrere  Bestimmungsorte  gefrachtet  wor- 
den ist,  und  wenn  nach  Beendigung  einer  Reise,  während  seines  Aufenthalts 
m  dem  Hafen,  von  dem  aus  es  eine  andere  antreten  musste,  der  Krieg 
erklärt  wird,  so  sind  folgende  Vorschriften  zu  beobachten:^ 

1.  wenn  weder  das  Schiff,  noch  die  Ladung  frei  ist^  muss  das  Schiff 
im  Hafen    bis   zum  Friedensschi uss    verweilen    oder,    bis.  es   unter 
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Bedeckung  oder  in  einer  anderen  sicheren  Weise  abfahren  kann, 
oder  bis  der  Kapitain  neue  Anweisanfi;^n  von  den  Eigenthümern 
des  Schiffes  oder  der  Ladung  erhält.  Wenn  das  Schiff  Ladung  an 
*  Bord  hat,  so  kann  der  Kapitain  dieselbe  an  einem  sicheren  Orte 
niederlegen,  bis  er  die  Reise  fortsetzen  kann  oder  andere  Massregeln 
zu  treffen  sind  (Art.  1269).  Die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten 
der  Schiffsmannschaft,  die  Lagermiethen  und  sonstige  durch  den 
Aufenthalt  verursachte  Kosten  sind  wie  die  Havarie  grosse  zwischen 
dem  Verfrachter  und  Befrachter  zu  vertheilen;  sollte  das  Schiff  noch 
nicht  vollständig  beladen  worden  sein,  so  gehen  nur  zwei  Drittheile 
der  Kosten  für  Rechnung  des  Befrachters; 

2.  wenn  das  Schiff  allein  nicht  frei  ist,  so  wird  auf  Antrag  des  Be- 
frachters der  Vertrag  für  die  bevorstehende  Reise  aufgehoben.  Ist 
das  Schiff  beladen,  so  muss  der  Verfrachter  oder  der  Kapitain  die 
Kosten  des  Ladens  und  Löscbens  zahlen.  In  solchem  Falle  kann 
er  die  Fracht  nur  im  Verhältniss  zu  der  schon  zurückgelegten  Reise 
und  die  Spesen  für  die  Liege-  und  Ueberliegetage  und  die  etwaige 
Havarie  grosse  beanspruchen; 

3.  wenn  dagegen  das  Schiff  frei  ist  und  die  Ladung  nicht,  so  bat  der 
Befrachter  das  Recht,  den  Vertrag  aufzuheben,  indem  er  die  Kosten 
des  Ladens  und  Löschens  und  die  übrigen  in  den  beiden  vorhe^ 
gehenden  Artikeln  erwähnten  Spesen  bezahlt;  der  Kapitain  kann 
seinerseits  nach  den  Vorschriften  der  Art.  1215  und  1219  verfahren. 

1265.  Wenn  ein  Schiff  für  einen  anderen  Hafen,  wo  es  Ladung  auf- 
zunehmen hat,  mit  Ballast  befrachtet  ist,  so  ist  der  Vertrag  aufgehoben, 
wenn  nach  Ankunft  in  jenem  Hafen  irgend  eins  der  im  Art.  1261  bezeich- 
neten Hindernisse  eintritt,  ohne  dass  irgend  welche  Entschädigung  bean- 
sprucht werden  kann,  mag  nun  das  Hinaerniss  das  Schiff  allein  oder  das 
Schiff  und  die  Ladung  betreffen. 

Wenii  das  Hinderniss  die  Ladung  und  nicht  das  Schiff  betrifft,  so  muss 
der  Befrachter  die  Hälfte  der  vereinbarten  Fracht  zahlen. 

1266.  Der  Frachtvertrag  kann  auch  auf  Antrag  des  Befrachters  auf- 
gehoben werden,  wenn  ihm  der  Kapitain  die  wirkliche  Flagge  des  Schiffes 
verheimlicht  hatte. 

Der  Kapitain  haftet  persönlich  dem  Befrachter  gegenüber  für  alle  Kosten 
des  Ladens  und  Löschens  und  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  wenn  der 
Werth  des  Schiffes  nicht  zur  Deckung  derselben  hinreicht. 

1267.  Wenn  das  Verbot,  mit  dem  Bestimmungshafen  des  Schiffes 
Handel  zu  treiben,  während  der  Reise  eintritt  und  ans  diesem  Grunde  oder 
wegen  Unwetter  oder  Gefahr  vor  Seeräubern  oder  Feinden  das  Schiff  sich 
gezwungen  sieht,  mit  der  Ladung  im  Abfahrtshafen  anzulanden  und  die 
Verlader  die  Ausladung  beschliessen,  so  ist  nur  die  Fracht  f&r  die  Hinreise 
zu  bezahlen,  auch  wenn  das  Schiff  för  die  ganze  Reise  gefrachtet  worden  ist 

Sollte  die  Befrachtung  monatsweise  verabredet  worden  sein,  so  wird 
die  Fracht  nur  für  die  Zeit,  während  welcher  das  Schiff  gebraucht  worden 
ist,  geschuldet. 

1268.  Wenn  vor  Anfang  der  Reise  oder  während  derselben  die  Ans- 
fahrt  des  Schiffes  durch  Schliessung  des  Hafens  oder  durch  irgend  ein 
anderes  Eroigniss  höherer  Gewalt  zeitweise  verhindert  wird,  so  besteht  die 
Befrachtung  fort,  ohne  dass  irgend  eine  Entschädigung  f&r  die  Schäden 
und  Nachtheile,  welche  durch  die  Verzögerung  entstanden  sind,  gefordert 
werden  kann. 

Der  Verlader  kann  in  solchem  Falle  seine  Waaren  während  des  Auf- 
enthalts ausladen,  indem  er  die  Kosten  bezahlt  und  Bürgschaft  dafiO^r  leistet, 
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dass  er  dieselben  sofort  nach  Aufhebung  des  Hiodernisses  wieder  verladen 
oder  die  ganze  Fracht  und  die  Spesen  für  die  Liege-  und  Ueberliegetage 
bezahlen  werde,  falls  er  die  Waaren  nicht  wieder  in  das  Schiff  bringt. 

1269.  Die  Kosten,  welche  durch  die  Ausladung  und  Wiedereinladung 
der  Waaren  in  irgend  einem  Anlandungshafen  entstehen,  gehen  für  Rechnung, 
der  Verlader,  wenn  nach  ihrer  eigenen  Bestimmung  gehandelt  worden  ist 
oder  auf  Anordnung  des  Gerichtes,  welches  diese  Massnahme  zur  Vermeidung 
von  Schaden  oder  Havarie  und  zur  Erhaltung  der  Waaren  für  nothwendig 
erachtet  hat. 

1270.  Sollte  das  Schiff  wegen  Kriegserklärung,  Handelsverbots  oder 
Blokade  in  den  Bestimmungshafen  nicht  einlaufen  können,  so  ist  der  Kapi- 
tain  verpflichtet,  die  Keise  unverzüglich  nach  demjenigen  Hafen  fortzusetzen, 
welcher  ihm  in  seinen  Instruktionen  bezeichnet  worden  ist.  Wenn  ihm 
kein  Hafen  angegeben  worden  ist,  so  muss  er  zum  nächsten  neutralen  und 
sichern  Hafen  steuern  und  von  dort  dem  Kheder  und  den  Befrachtern  die 
betreffenden  Nachrichten  zukommen  lassen,  deren  Befehle  er  so  lange  Zeit 
abwarten  muss,  als  zum  Empfange  der  Antwort  nothig  ist.  Sollte  er  keine 
Antwort  erhalten,  so  muss  er  den  entsprechenden  Protest  erheben  und  nach 
dem  Abfahrtshafen  mit  der  Ladung  zurückkehren. 

1271.  Wenn  das  Schiff  während  der  B;eise  auf  Befehl  irgend  einer 
Macht  detinirt  worden  ist,  so  wird  keine  Fracht  für  die  Zeit  der  Detinirung 
geschuldet,  wenn  die  Befrachtung  monatsweise,  und  kein  Frachtzuschlag, 
wenn  sie  für  die  Keise  festgesetzt  worden  ist. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Passagieren. 

1272.  Wenn  in  Betreff  des  Fahrpreises  eines  Passagiers  keine  Abrede 
getroffen  ist,  so  kann  das  Gericht  denselben  bestimmen,  nachdem  es  nöthigen- 
falls  ein  Gutachten  Sachverständiger  eingeholt  hat. 

1273-  Der  Passagier  muss  sich  an  dem  Tage  und  zu  der  Stunde, 
welche  der  Kapitain  bezeichnet,  an  Bord  einfinden,  sei  es  im  Abfahrtshafen 
oder  in  irgend  einem  andern  Hafen,  wo  das  Schiff  Skala  macht  oder  anläuft, 
bei  Strafe,  zur  Zahlung  des  ganzen  Fahrpreises  verpflichtet  zu  sein,  wenn 
das  Schiff  ohne  ihn  seine  Keise  aotritt  oder  fortsetzt. 

1274.  Kein  Passagier  kann  ohne  Einwilligung  des  Kapitains  sein 
Recht,  befördert  zu  werden,  an  einen  Dritten  übertragen. 

Wenn  ein  Passagier  vor  Anfang  der  Reise  den  Vertrag  aufhebt,  so 
hat  der  Kapitain  Anspruch  auf  die  Hälfte  des  Ueberfahrtspreises  und  auf 
die  volle  Zahlung  desselben,  im  Falle  der  Passagier  nach  angetretener  Reise 
dieselbe  nicht  fortzusetzen  beabsichtigt. 

Sollte  der  Passagier  vor  Anfang  der  Reise  sterben,  so  wird  nur  die 
Hälfte  des  Ueberfahrtspreises  geschuldet.^) 


M  Ebenso  nach  Aegyptischem  (Art.  187,  cfr.  S.  59),  Brasilianischem 
(Art.  690,  8.  unten)  und  Deutschem  H.  G.  B  (Art.  668,  ctr.  Bd.  U  S.  455);  nach 
Chilenischem  Recht  (Art.  1079  H.  G.  B.^  s.  unten)  haben  die  Erben  die  Hälfte 
des  verabredeten  Fahrgeldes,  unter  eventuellem  Abzug  der  Kosten  des  Unterhalts  tu 
bezahlen,  ebenso  nach  Gnat emalanischem  H.  G.B.  (Art  958,  cfr.  Bd.n  8.741); 
nach  ColumbianiBchem  See-H.  G.  B.  (Art  271,  cfr.  Bd.  U  S.  129)  haben  die 
Erben  die  Kosten  und  Vorschüsse  des  Unterhalts  zn  tragen,  falls  dieselben  im  Reise- 
geld nicht  mit  einbegriffen  sind  und  der  Rheder  das  auffeschafite  Material  nidit  anders 
verwerthen  kann;  nach  Belgischem  Recht  (Art  128  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879, 
8.  imten)  wird  V4  ^^^  Preises  geschuldet 
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1275.  Wenn  die  Reise  darch  höhere  Gewalt  im  AbfiGthrtskaileD  fc^ 
hindert  oder  unterbrochen  wird,  so  ist  der  Vertrag  aufgehoben,  ohne  6m 
Tveder  der  Eapitain ,  noch  der  Passagier  Anspruch  auf  irgend  welche  Eil« 
Schädigung  hat.  Wenn  die  Verhinderung  oder  Unterbrechung  in  irge»: 
einem  andern  Skala-  oder  Laodungshafen  stattfindet,  so  wird  nur  derFtb* 
preis  geschuldet,  welcher  der  zurückgelegten  Reisestrecke  entspricht. 

Wenn  die  Reise,  nachdem  sie  angefangen,  wegen  nothwendiger  Au^ 
besserungen  des  Schiffes  unterbrochen  werden  muss,  kann  sich  derPassar^ 
auf  einem  anderen  Schiffe  befördern  lassen,  nachdem  er  den  Fahrpreis  fk 
die  Kuruckgelogte  Strecke  bezahlt  hat.  Sollte  er  die  Ausbesserung  abiranei 
wollen,  so  hat  der  Kapitain  keino  Verpflichtung,  ihm  Lebensanterbah  n 
gewähren,  es  sei  denn,  dass  der  Passagier  kein  anderes  Schiff  findet,  oi 
welchem  er  auf  bequeme  Weise  befördert  werden  kann,  oder  dass  der  u^ 
Ueberfahrtspreis,  im  Verhäitniss  zu  dem  ersten  für  die  schon  zorückgelesl 
Reisestrecke  bezahlten,  ein  höherer  ist. 

1276.  Die  Passagiere  sind  verpflichtet,  den  Befehlen  des  Kapitaii 
zu  gehorchen,  soweit  sich  dieselben  auf  die  Au&echterhaltung  der  Schiff« 
Ordnung  beziehen 

1277.  Der  Eapitain  ist  nicht  verpflichtet,  hat  sogar  keine  Befu^nisi 
auf  Bitten  oder  im  Interesse  eines  oder  mehrerer  Passagiere  in  einen  Uifei 
einzulaufen  oder  sich  während  der  Reise  aufzuhalten. 

1278.  Der  Passagier  wird  bezüglich  des  Gepäckes,  welches  er  n 
Bord  hat,  als  Verlader  desselben  angesehen.  Der  Kapitain  haftet  nur  (i 
den  Schaden,  welcher  die  Gegenstände  trifft,  die  der  Passagier  an  Bord  (m 
unmittelbaren  Aufsicht  des  ersteren  unterstellt  hat,  sofern  der  Schaden  daret 
eine  Handlung  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  entstanden  ist 

1279.  Der  Kapitain  hat  bezüglich  der  Zahlung  des  Fahrpreises  eä 
Vorrecht  auf  alle  Gegenstände,  welche  der  Passagier  an  Bord  hat,  und  di 
Befugniss,  sie  zurückzubehalten,  so  lange  er  noch  nicht  bezahlt  ist  (Art 
1278  und  1258). 


TITEL  Vm. 

Von  den  Bodmereiverträgen  oder  den  Darlehen  auf 

Seegefahr. 

1280.  Ein  Darlehn  auf  Bodmerei  oder  auf  Seege£ahr  i^t  ein  Vcrtmft 
nach  welchem  jemand  einem  anderen  eine  bestimmte  Geldsumme  aufGe^efi* 
stände,  welche  den  Seegefahren  ausgesetzt  sind,  unter  der  Bedingung  leifii 
dass,  wenn  diese  Gegenstande  zu  Grande  gehen,  der  Geber  die  geliehaK 
Summe  verlieren  und,  wenn  dieselben  sicher  in  dem  Hafen  ankommen,  de? 
Nehmer  die  Summe  mit  einer  verabredeten  Prämie  zurückgeben  soll. 

Das  Darlehn  auf  Bodmerei  darf  nicht  den  Zweck  haben,  der  M^db' 
Schaft  oder  dem  Geldnehmer  jedes  Interesse  nn  dem  Erfolge  der  Rei<e  i^ 
nehmen,  noch  den  Geber  der  Willkür  des  Nehmers  des  Geldes  preisrJ- 
geben. 

1281.  Der  Bodmereivertrag  kann  nur  schriftlich  bewiesen  werden. 
Wenn  derselbe  innerhalb  des  Staates  geschlossen  worden  ist,  so  mny 

er  binnen  8  Tagen,  von  dem  Datum  der  öffentlichen  oder  privaten  ürkaDöe 
an  gerechnet,  in  das  öffentliche  Handelsregister  eingetragen  werden. 

Wenn  er  im  Auslande  von  Bürgern  des  Staates  gescblossen  word« 
ist,  80  muss  die  Urkunde   von   dem  Konsul   des  Staates,  fiEÜis  ein  solchem 
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Torhsnden  ist,  befi^laubigt  werden;  sowohl  in  dem  einen,  wie  in  dem  anderen 
Falle  ist  er  in  den  Beilbrief  des  Schiffes  einzatragen,  wenn  sich  das  Dar- 
lehn aaf  das  Schiff  oder  die  Frachten  bezieht. 

Wenn  in  der  Vertragsnrkunde  (Bodmereibrief)  irgend  eine  der  er- 
wähnten Förmlichkeiten  unterblieben  ist,  so  gilt  sie  zwischen  den  Parteien, 
welche  sie  vollzogen  haben,  aber  sie  begründet  keine  Rechte  gegen  Dritte. 

1282>     Der  Bodmereibrief  muss  enthalten: 

1.  das  Datum  und  den  Ort,  wo  das  Darlehn  aufgenommen  wird; 

2.  das  geliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Prämie; 

3*  die  Klasse,   den  Namen    und   die   Matrikel   des    Schiffes   und   den 
Namen  des  Kapitains; 

4.  die  Namen  des  Gebers  und  des  Nehmers  des  Darlehns; 

5.  den    Gegenstand    oder    die    Waarcn,    auf    welche    das    Darlehn 
Bezug  hat; 

6.  die  GeÜBkhren,  welche  übernommen  werden,  unter  genauer  Erwähnung 
einer  jeden  einzelnen,  und  für  welche  Zeit. 

Wenn  in  der  Vertragsurkunde  die  Gefethren,  mit  Vorbehalt  irgend 
einer,  nicht  besonders  angegeben  sind,  oder  unterlassen  worden  ist, 
die  Zeit  festzusetzen,  so  ist  anzunehmen,  dass  der  Greldgeber  alle 
Grefahren  zur  See  übernimmt,  welche  die  Versicherer  im  Allgemeinen 
übernehmen,  und  zwar  für  dieselbe  Zeitdauer,  welche  bei  jenen  gilt 
(Art.  1360  und  1369); 

7.  die  Reise,  für  welche  die  Gefahr  übernpmmen  wird; 

8.  die  Frist  der  Rückzahlung  und  den  Ort,  wo  sie  stattfinden  muss; 

9.  alle  übrigen  Bedingungen,  welche  die  Parteien  festsetzen,  sofern  die« 
'  selben  nicht  vom  Gesetze   verboten   oder   der  Natur   des  Vertrages 

entjjegen  sind  (Art.  1280). 

Diejenige  Urkunde,  welche  irgend  eins  der  erwähnten  Erfordernisse 
nicht  enthält,  wird  nur  als  einfaches  Gelddarlehn  mit  laufenden  Zinsen 
angesehen,  ohne  irgend  ein  Vorrecht  auf  die  Waaren,  auf  welche  es  gegeben 
worden  ist. 

1288.  Das  Darlehn  auf  Bodmerei  kann  nicht  nur  in  Geld,  sondern 
auch  in  Gegenständen,  welche  für  den  Dienst  und  Verbrauch  im  Schiffe 
bestimmt  oder  Handelswaaren  sind,  gegeben  werden,  für  welche  in  solchen 
Fällen,  nach  Verabredung  der  Parteien,  ein  bestimmter  Werth  festzusetzen 
ist,  damit  die  Zahlung  in  Geld  stattfinden  kann. 

1284.  Das  auf  ein  Schiff  oder  auf  eine  Ladung  gegebene  Darlehn 
wird  nicht  als  ein  Bodmereidarlehn  angesehen,  noch  hat  es  die  gesetzlichen 
Wirkungen  eines  solchen,  wenn  der  Geber  nicht  irgend  eine  der  Seegefethren 
übernimmt  (Art.  1311  No.  3). 

1285.  Der  Bodmereivertrag  über  schon  anderweitig  übernommene  Ge- 
iabren  zur  See  und  über  schon  für  ihren  ganzen  Werth  versicherte  Gegen- 
stände ist  nichtig.  Im  Falle  der  Uebertretung  haftet  der  Nehmer  persönlich 
dem  Geber  gegenüber  für  das  geliehene  Kapital,  auch  wenn  die  Sache,  welche 
den  Gegenstand  des  Vertrages  bildet,  zu  der  Zeit  und  an  dem  Orte  der 
festgestellten  Risikos  zu  Grunde  geht. 

1286.  Wenn  nicht  alle,  sondern  nur  einige  Gefahren  oder  nur  ein 
Theil  des  Schiffes  oder  der  Jjadung  versichert  sind,  kann  ein  Darlehn  auf 
Bodmerei  für  die  übrigen  Gefahren  oder  für  den  nicht  versicherten  Theil 
bis  zu  der  seinem  vollen  Werthe  entsprechenden  Summe  auf  Bodmerei  ent- 
nommen werden  (Art.  1340  No.  3). 

12B7.  Es  steht  den  Kontrahenten  frei,  die  Höhe  des  Betrages  der 
Prämie  und  die  Art  und  Weise  der  Zahlung  nach  ihrem  Belieben  festzu- 
stellen;  aber   es  giebt  ihnen   das  Hinzutreten  von  Gefehren,   nachdem  die 
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Abrede  getroffen  ist,  kein  Recht,  eine  ErhöhuDg  oder  VerminderuDg  der  PnüBt 
zu  fordern,  es  sei  denn,  dass  etwas  anderes  ausdrücklich  Tereinbari  worden  vt 

1288.  Die   Policen    der    Bodmereiverträge    sind,    falls    sie   ao    Orim 
lauten,    durch  Indossament  in  derselben  Weise   und  mit  denselben  Rech' 
und  Klagen  übertragbar,  wie  die  Wechsel. 

Der  Cessionar  nimmt  die  Stelle  des  Indossanten  ein,  sowohl  hczu$Sd 
des  Kapitals,  als  auch  der  Prämien  und  der  Ge&hren;  aber  die  Garantie 
Betreff  der  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  erstreckt  sich  nar  auf  im 
Kapital,  die  laufenden  Platzzinsen  und  die  Protestkosten,  ohne  Ein^chha 
der  Prämien,  es  sei  denn,  dass  etwas  anderes  ausdrücklich  Terabredi 
worden  ist. 

1289.  Der  Inhaber  muss,  im  Falle  er  keine  Zahlung  erlangt,  eii 
Protest  erheben  und  in  allem  so  verfahren,  wie  es  fär  die  Inhaber  ^ 
Wechseln  vorgeschrieben  ist. 

1290.  Wenn  im  Vertrage  die  Zeit  für  die  Zahlung  nicht  angegeba 
worden  ist,  so  wird  angenommen,  dass  sie  sogleich  nach  dem  Aufhören  im 
Gefahren  stattzufinden  hat.  Von  diesem  Tage  an  laufen  im  Falle  des  Ven 
Zuges  die  gesetzlichen  Zinsen  für  das  Kapital  und  die  Prämien.  Der  V'en^ 
wird  mit  dem  Proteste  nachgewiesen. 

1291.  Wenn  die  Police  nicht  an  Ordre  lautet,  kann  sie  nur  i 
mittelst  Cession  in  der  Weise  und  mit  den  Wirkungen  übertragen  werden 
welche  in  dem  Titel:  „Von  der  Cession  nicht  indossabler  Forderangei% 
festgesetzt  sind.  « 

1292.  Wenn  in  der  Police  nicht  erklärt  worden  ist,  dass  das  Darleii 
nur  für  die  Hinreise  oder  nur  für  die  Rückreise  oder  für  beide  gilt,  so  mu« 
die  Zahlung,  wenn  es  sich  um  Waaren  handelt,  an  dem  Bestimm ungsont 
geleistet  werden,  der  in  dem  Konnossemente  oder  der  Frachtpolice  deklan.'! 
worden  ist. 

Wenn  es  sich  um  das  Schiff  handelt,  so  wird  angenommen,  dass  dfl 
Darlehn  die  Hin-  und  Rückreise  betrifft. 

In  solchem  Falle  muss  die  Zahlung  binnen  2  Monaten  nach  der  Ac* 
künft  des  Schiffes  im  Bestimmungshafen  erfolgen,  wenn  sich  das  Seist 
nicht  zur  Hückreise  rüstet. 

1293.  Die  Darlehne  auf  Bodmerei  können  entnommen  werden: 

1.  auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes;^) 

2.  auf  die  Segel  und  das  Takelwerk,  die  Armirung  und  den  ProTiaci 

3.  auf  die  verladenen  Waaren; 

4.  auf  alle  diese  Gegenstände   zusammen    oder  getrennt    aaf  einen  be- 
stimmten Theil  irgend  eines  derselben. 

1294.  Wenn  sich  das  Darlehn  auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schife 
bezieht,  so  wird  angenommen,  dass  dafür  auch  die  Frachtgelder  der  betref* 
fenden  Reise  haften. 

Wenn  es  auf  das  Schiff  im  Allgemeinen  ohne  andere  Angabe  eot^ 
nommen  worden  ist,  so  sind  das  Takelwerk,  die  Segel,  die  Ausrüstung  unc 
der  Proviant  als  mit  einbegriffen  anzusehen. 

Wenn  auf  das  Schiff  und  die  Ladung,  so  haften  beide  f&r  das  Ganze 
dem  Geber. 

Wenn  es  nur  auf  die  Ladung  oder  einen  beso;ideren  Gegenstand  d^ 
Schiffes  oder  der  Ladung  entnommen  worden  ist,  so  erstrecken  sich  seine 
Wirkungen  nicht  über  den  bestimmten  Gegenstand  oder  die  Ladung  kinao? 


>)  Abweichend  vom  Spanischen  Recht  (Art  132  H.  G.  £.),  nach  welchem  BMttfi 
und  Kiel  des  Schiffes  nnr  zu  %  des  Werths  verbodmet  werden  können. 


11.    Argentinien.  241 

1295-  Damit  der  Bodmereivertrag  seine  gesetzlichen  WirkuDgen  her- 
vorbringe, ist  es  erforderlich,  dass  sich  auf  dem  Schiffe,  besonders  in  dem 
Momente  des  Verlustes,  ein  Werth  befindet,  virelcher  der  auf  Bodmerei  ent- 
nommenen Summe  gleichkommt. 

Dem  Nchmer  liegt  der  Beweis  darüber  ob,  dass  im  Momente  des  Ver* 
lustes  die  Gegenstände,  auf  vrelche  sich  der  Vertrag  bezieht,  auf  dem  Schiffe 
vorhanden  gewesen  sind. 

1296.  Wenn  sich  zur  Zeit  des  Verlustes  ein  Theil  der  Waaren,  auf 
welche  das  Darlehn  entnommen  worden  ist,  schon  in  Sicherheit  befunden 
hat,  so  vermindert  sich  der  Verlust  des  Gebers  im  Verhältniss  zu  dem, 
was  auf  dem  Schiffe  geblieben  war;  wenn  die  geretteten  Waaren  auf  einem 
anderen  Schiffe  nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungshafeti  überfuhrt 
worden  sind  (Art.  1255  und  1310  No.  4),  so  dauern  in  diesem  die  Risikos 
des  Gebers  fort. 

1297.  Das  Darlehn  auf  Bodmerei  darf  keine  Veranlassung  zu  einem 
Gewinn  für  den  Geldnehmer  geben. 

Jedes  Darlehn  auf  Bodmerei  über  eine  Summe,  welche  den  Werth  der 
Gegenstände,  auf  die  es  sich  bezieht,  übersteigt,  kann  auf  Antrag  des  Gebers 
für  ungültig  erklärt  werden,  wenn  Betrug  von  Seiten  des  Nehmers  bewiesen 
wird  (Art.  1285);  in  solchem  Falle  mues  die  Hauptsumme  mit  den  laufenden 
oder  gesetzlichen  Zinsen  zurückgegeben  werden,  auch  wenn  die  verpfändeten 
Gegenstände  zu  Grunde  gegangen  sind. 

Wenn  kein  Betrug  vorliegt,  s^  ist  der  Vertrag  bis  zu  der  dem  Werthe 
der  den  Zweck  des  Vertrages  bildenden  Gegenstände  entsprechenden  Summe 
rechtsgültig,  und  der  Ueberschuss  ist  mit  den  gesetzlichen  Zinsen  zurück- 
zuzahlen. 

1298.  Wenn  die  Gegenstände,  auf  welche  Geld  in  Bodmerei  ent- 
nommen worden  ist,  wegen  Widerrufs  der  Reise  nicht  dazu  gelangen,  den 
Gefahren  auagesetzt  zu  werden,  bleibt  der  Vertrag  ohne  Wirkung. 

Der  Geber  hat  in  solchem  Falle  das  Recht,  das  Kapital  mit  den  ge- 
setzlichen Zinsen,  vom  Tage  der  Einhändigang  des  Geldes  an,  zu  ver- 
langen, indem  er  bezüglich  des  Kapitals  ein  Vorrecht  geniesst. 

1299  Es  wird  immer  angenommen,  dass  das  Geld,  welches  auf  Bod- 
merei gegeben  ist,  zur  Erlangung  der  als  Sicherheit  für  das  Geld  haftenden 
Gegenstände  verwandt  worden  ist,  oder  um  sie  in  den  Zustand  zu  bringen^ 
ihren  Zweck  erfüllen  zu  können. 

Wenn  derjenige,  welcher  ein  Darlehn  auf  Bodmerei  entnommen  hat, 
nicht  Waaren  für  den  gesammten  Betrag  der  empfangenen  Summe  verladen 
hat,  so  bat  er  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  den  Ueberschuss  dem  Geber 
zurückzuerstatten.  Sollte  er  dies  nicht  thun^  so  ist  gegen  ihn  eine  persön- 
liche Klage  wegen  des  Theiles  zulässig,  den  er  nicht  verladen  hat,  auch 
wenn  der  verladene  Theil  in  Folge  der  vorgesehenen  Gefahren  verloren  geht 
(Art.  1297). 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Geld  auf  Bodmerei  zur  Ausrüstung  des 
Schiffes  entnommen  worden  ist^  und  der  Nehmer  ganz  oder  zum  Theil  keinen 
Gebrauch  davon  macht. 

1300.  Wenn  in  der  Police  des  Vertrages  über  Waaren  die  Befugniss 
ertheilt  worden  ist,  anzulanden  oder  Skala  zu  machen,  so  sind  nicht  allein 
das  in  natura  zur  Verwendung  während  der  Reise  mitgenommene  Geld  und 
die  im  Abfahrtshafen  verladenen  Waaren,  sondern  auch  diejenigen  Waaren 
dem  Vertrage  unterworfen,  welche  für  Rechnung  des  Nehmers  während  der 
Reise  oder  auf  der  Rückreise,  falls  der  Vertrag  f&r  die  Hin-  und  Rückreise 
abgeschlossen  worden  ist,  verladen  sind. 
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Der  Nehmer  hat  alsdann  das  Recht,  in  jedem  der  Skakhäfen  dieselben 
zu  verkaufen,  umzutauschen  und  andere  zu  kaufen. 

1301.  Das  in  Bodmerei  auf  das  Schiff  von  dem  Eapitain  am  Wobo* 
orte  des  Schiffseigners  oder  des  Rhe^ers  ohne  schriftliche  Ermächtigung  der- 
selben entnommene  Darlehn  erzeugt  nur  eine  Klage  und  ein  Vorrecht  be- 
züglich desjenigen  Antheiles,  welchen  der  Kapitain  etwa  am  Schiffe  und  an 
der  Fracht  hat  (Art.  1 100).  Der  Rheder  wird  nicht  verpflichtet,  auch  wenn 
beabsichtigt  wird,  zu  beweisen,  dass  das  Geld  zum  Nutzen  des  Schiffes  ver- 
wandt worden  ist. 

1302.  Es  haften  f&r  die  in  Bodmerei  zur  Ausrüstung  und  Armirun^ 
des  Schiffes  in  dem  Falle  des  Art.  1090  entnommenen  Summen  die  Antheile 
der  Mittheilhaber  am  Schiffe,  auch  wenn  der  Vertrag  am  Wohnorte  der 
Eigenthümer  des  Schiffes  abgeschlossen  worden  ist. 

1303.  Die  Wechsel,  welche  aus  den,  von  dem  Kapitain  f&r  nothwen- 
dige  Ausgaben  des  Schiffes  oder  der  Ladung  in  den  in  den  Art.  1105  und 
1106  vorgesehenen  Fällen  empfangenen  Geldern  herrühren,  und  diePrämieii 
der  betreffenden  Versicherung,  wenn  ihr  Betrag  in  der  That  versichert  worden 
ist,  haben  das  Vorrecht  von  Seewechseln  (letras  de  cambio  maritimo)  ^),  wenn 
sie  die  ausdrückliche  Erklärunff  enthalten,  dass  ihr  Betrag  für  die  erwähnten 
Kosten  bestimmt  war,  und  sie  Können  eingeklagt  werden,  auch  wenn  diese 
Gegenstände  durch  irgend  ein  spateres  Ereigniss  zu  Grunde  gegangen  sind, 
sobald  der  Geber  beweist,  dass  aas  Geld  in  der  That  zum  Nutzen  des  Schiffes 
oder  der  Ladung  verwandt  worden  ist. 

1304.  Der  Bodmereigeber,  welcher  mit  dem  Kapitain  verabredet,  die 
Biieder  oder  Befrachter  zu  schädigen,  haftet  diesen  gegenüber  solidarisch  mit 
dem  Kapitain  für  alle  Schäden  und  Nachtheile  und  ist  der  betreffenden  straf- 
rechtlichen Klage  unterworfen. 

1305.  Es  begeht  derjenige  Nehmer  das  Vei^hen  des  Stellionats,  wel- 
cher Geld  in  Bodmerei  für  einen  höheren  Werth  empfangt,  als  die  verofindete' 
Sache  besitzt,  oder  welcher  diese  Sache  überhaupt  nicht  verladen  hat 
(Art   1299). 

Es  begeht  dasselbe  Vergehen  derjenige  Geber,  welcher,  falls  er  sich 
nicht  in  Unkenntniss  über  diesen  Umstand  befinden  kann,  es  unterlässt,  ihn 
demjenigen  mitzutheilen,  an  welchen  er  die  Police  indossirt. 

Im  ersten  Falle  ist  der  Nehmer  und  im  zweiten  der  Geber  für  den 
Betrag  der  Police  solidarisch  haftbar,  auch  Wenn  die  Sache,  welche  als  Ga- 
rantie dienen  sollte,  zu  Grunde  gegangen  ist. 

1306.  Die  für  die  Bedürfoisse  der  letzten  Reise  in  Bodmerei  ent^ 
nommenen  Summen  haben  bezüglich  der  Zahlung  den  Vorzug  vor  den  for 
die  Erbauung  oder  den  Kauf  oes  Schiffes  kontrahirten  Schulden  und  vor 
den  auf  einer  früheren  Reise  entnommenen  Bodmereigeldern. 

Die  Darlehne,  welche  während  der  Reise  genommen  worden  sind,  haben 
vor  denen,  welche  vor  der  Abfährt  des  Schiffes  kontrahirt  worden  sind,  den 
Vorzug  undr  falls  während  derselben  Reise  viele  Darlehhe  entnommen  worden 
sind,  so  haben  dieselben  in  umgekehrter  Reihenfolge  ihrer  Daten  unter  einander 
den  Vorzug,  indem  das  folgende  dem  früheren  vorgeht. 

Die  auf  derselben  Reise,  in  demselben  Hafen  einer  gezwungenen  An- 
landung und  während  desselben  Aufenthaltes  entnommenen  Darlehne  g^ 
niessen  gleichen  Vorzug  oder  sind  pro  rata  zu  bezahlen  (Art.  1022). 


1)  Im  Brasilianischen  H.  G.  B.  (Art.  638)  wird  unter  cambio  maritimo  der 
Bodmereivertrag  verstanden,  auch  contrato  de  emprestimo  a  risco  genannt;  desgl.  im 
PortngiesiscEen  H.  a  B.  (Art.  162). 
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1307.  In  den  EoDDOSsementen  oder  in  dem  Empfangsscheine  über  die 
Ladung  muss  das  auf  Waaren  entnommene  Bodmereidarlehn,  welches  vor 
Beginn  der  Reise  kontrahirt  worden  ist,  erwähnt  werden,  indem  derjenige, 
welchem  der  Eapitain  die.  glückliche  Ankunft  im  Bestimmungshafen  mit-* 
zntheilen  hat,  darin  zu  bezeichnen  ist.  Wenn  diese  Erklärung  fortgelassen 
ist,  so  hat  der  Eonsignatar,  welcher  auf  Grund  der  Eonnossemente  Wechsel 
acceptirt  oder  Vorschüsse  gegeben  hat,  den  Vorzug  vor  dem  Inhaber  der  Police. 

Wenn  derienige,  welohem  die  Ankunft  mitgetheilt  werden  mups,  nicht 
angegeben  ist,  kann  der  Eapitain  zur  Löschung  schreiten  ohne  irgend  welche 
persönliche  Verantwortlichkeit  dem  Inhaber  der  Police  gegenüber. 

190B.  Die  Ansprüche  des  Bodmereigebers  erlöschen  vollständig  mit 
dem  absoluten  Verluste  der  Waaren,  auf  welche  das  Darlehn  gegeben  worden 
ist,  &ll8  der  Verlust  zu  der  Zeit  und  an  dem  Orte  stattgefunden  hat,  welche 
für  das  Risiko  festgesetzt  waren,  und  aus  einer  Ursache  hervor  gegangen 
ist,  welche  weder  durch  eine  ausdrückliche  Abrede  der  Eontrahenten,  noch 
durch  eine  Verfügung  dieses  Gesetzbuches  ausgenommen  war  (Art.  1310). 

1808.  Sollte  irgend  ein  Theil  der  Gegenstände,  welche  für  das  Darlehn 
Terpfimdet  worden  sind,  gerettet  werden,  so  behält  der  Geber  das  Recht,  bis 
zur  Höbe  des  Werthes  der  geretteten  Gegenstände  nach  Abzug  der  Rettungs- 
kosten und  der  während  jener  Reise  fillig  gewordenen  Heuer,  für  das  Eapital 
und  die  Prämien  Bezahlung  zu  beanspruchen. 

Wenn  das  Darlehn  das  Schiff  betroffen  hat,  so  umfasst  das  Vorrecht 
des  Gebers  nicht  allein  die  Schiffstrümmer,  sondern  auch  die  für  die  ge- 
retteten  Waaren  fälligen  Frachtgelder,  fiiUs  nicht  in  Betroff  der  letzteren 
eine  Versicherung    oder   ein  besonderer  Bodmereivertrag  abgeschlossen    ist 

1318.  Die  Ansprüche  des  Bodmereigebers  erlöschen  nicht,  wenn  auch 
die  verpflichteten  Gegenstände  gänzlich  zu  Grunde  gehen  (Art.  1308),  sofern 
der  stattgefundene  Schaden  aus  irgend  einer  der  nachfolgenden  Ursachen 
herrührt: 

1.  aus  einem  eigenen  Fehler  des  Schiffes,  der  Waaren  oder  des  ver- 
sicherten Gegenstandes; 

2.  aus  Dolus  oder  Culpa  des  Nehmers; 

3.  aus  Veruntreuungen  von  Seiten  des  Eapitains  oder  der  Schiffsmann- 
schaft; 

4.  wenn  die  Waaren  in  ein  anderes,  als  das  im  Vertrage  angegebene 
Schiff  verladen  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  ein  Ereigniss  von 
unüberwindlicher  Gewalt  die  UeberführuDg  der  Ladung  auf  ein 
anderes  Schiff  noth wendig  gemacht  hat; 

5.  wenn  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  verändert  worden  ist 

In  jedem  dieser  Fälle  hat  der  Bodmereigeber  Anspruch  auf  Rückzahlung 
seines  Kapitals  und  die  Piämie,  es  sei  denn,  dass  in  den  Fällen  der 
Nummern  3,  4  und  5  etwas  anderes  ausdrücklich  verabredet  worden  ist. 

1311.     Der  Bodmereivertrag  ist  ungültig: 

1.  wenn  er  mit  Leuten  der  Schiflfsmannschaft  bezüglich  ihrer  Heuer 
abgeschlossen  worden  ist; 

2.  wenn  er  noch  nicht  fällige  Frachtgelder  oder  den  aus  irgend  einem 
Geschäfte  erhofften  Gewinn  oder  das  eine  oder  das  andere  gleich- 
zeitig oder  ausschliesslich  zum  Zwecke  hat; 

3.  wenn  der  Geber  überhaupt  kein  Risiko  irgend  welcher  Art  läuft 
(Art.  1284); 

4.  wenn  er  sich  auf  Gegenstände  bezieht,  deren  Risikos  schon  voll- 
ständig von  anderen  Personen  übernommen  worden  sind  (Art  1285). 

In  allen  erwähnten  Fällen  bringt  der  Vertrag  nur  insoweit  ^esetzliclse 
Wirkung  hervor,  als  der  Kehmer  für  das  erhaltene  Eapital  und  £e  gesetz- 

16* 
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liehen  Zinsen  haftet,  auch  ^renn    die    Sache  oder  der  Gegenstand  des  Ver- 
trages zur  Zeit  und  an  dem  Orte  der  Risikos  zu  Grunde  g^^angen  ist. 

1312.  Wenn  über  dieselbe  Sache  ein  Bodmerei-  und  Yersicberongs- 
vertrag  (Art.  1286).  abgeschlossen  ist,  so  ist  der  Erlös  der  geretteten 
Waaren  unter  den  Versicherer  und  den  Bodmereigeber  im  Verhältniss  ihrer 
bezuglichen  Antheile  zu  vertheilen. 

Sollte  jedoch  die  versicherte  Summe  nach  Abzug  des  Darlehnskapitals 
den  Werth  der  Gegen  stände  nicht  erreichen,  so  bat  der  Versicherer  nar  den 
ihm  zukommenden  verhältnissmässigei^  Theii,  nachdem  der  erwähnte  Abzug 
gemacht  ist,  zu  erhalten. 

1313.  Wenn  der  Bodmereivertrag  das  Schiff  und  die  Ladung  betrifft, 
ohne  eine  andere  besondere  Bezeichnung,  so  haften  die  geretteten  Waaren 
dem  Geber  für  das  Ganze,  auch  wenn  das  Schiff  auf  der  Rückreise 
untergeht. 

D^A^elbe  findet  statt,  wenn  das  Schiff  einen  sichern  Hafen  erreicht  hat 
und  die  Waaren  verloren  gegangen  sind. 

1314.  Wenn  das  Schiff  oder  die  Waaren,  welche  fär  das  Dfirlehn  auf 
Bodmerei  haften,  einen  Unfall  zur  See  erleiden  oder  gekapert  werden,  so 
hat  der  Nehmer  die  Pflicht,  dem  Geber  das  Ereigniss  mitzutheilen,  sobald 
die  Nachricht  zu  seiner  Eenntniss  gelangt  ist. 

Sollte  sich  der  Nehmer  zu  jener  Zeit  auf  dem  Schiffe  oder  in  der 
Nähe  der  Gegenstande,  welche  für  das  Darleho  haften,  befinden,  so  ist  er 
verpflichtet,  zur  Rettung  oder  Reklamation  derselben  die  ganze  Sorgfalt 
eines  gewissenhaften  Mandatars  anzuwenden,  bei  Strafe  far  die  Schäden 
und  Nachtheile,  welche  durch  seine  Schuld  eutstehen,  haften  zu  müssen. 

1315'  Derjenige,  welcher  im  Falle  der  Strandung  oder  des  Schiff- 
bruches Schulden  bezahlt,  welche  den  Vorzug  vor  denjenigen  haben,  die 
aus  einem  Darlehn  auf  Bodmerei  herrühren,  ist  durch  diese  Thatsache  allein 
in  die  Rechte  des  ursprünglichen  Gläubigers  eingesetzt  (Art.  939  No.  !)• 

1316*  Die  in  diesem  Gesetzbuche  festgestellten  Vorschriften  bezüglich 
der  Havarien,  ihrer  Vereinbaruugen,  der  Risikos  und  der  Verantwortlichkeit 
bei  einem  Versicherungsvertrage  sind  in  gleicher  Weise  auf  Darlehne  auf 
Risiko  zur  See  anwendbar. 

Sollte  im  Allgemeinen  bei  den  Bodmereiverträgen  ein  Fall  eintreten, 
welcher  in  diesem  Titel  nicht  vorjgesehen  ist,  so  ist  die  Entscheidung  des- 
selben durch  Analogie,  soweit  dies  möglich  ist,  in  dem  Titel:  «Von  den 
Seeversicherungen^,  zu  suchen  und  umgekehrt. 


TITEL  IX. 

Von  den  Seeversicherungen. 

KAPITEL  L 

Von  der  Form-  und  dem  Gegenstande  des  Versicherungsvertrages, 

1317.     Die  Police   mnss,    unabhängig  von   den   im  Art  614   vorge- 
schriebenen Erfordernissen, .  enthalten : 

1.  den  Namen  des  Eapitains  oder  desjenigen,  welcher  seine  Stelle 
vertritt,  denjenigen  des  Schiffes  und  die  Bezeichnung  seiiier  Flagge 
und,  im  Fall  der  Versicherung  des  Schiffes,  die  Holzart  seines 
Baues,  ob  dasselbe  mit  Kupfer  beschlagen  ist  oder  nicht,  oder  die 
Erklärung,  dass  der  Versicherte  diese  Umstände  nicht  gekannt  hat 
(Art.  1321); 
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2.  den  Ort,  an  welchem  die  Waaren  verladen  worden  sind  oder  hätten 
verladen  werden  müssen  oder  zu  verladen  sind; 

3.  die  Häfen,  wo  das  Schiff  laden  und  löschen  muss,  sowie  diejenigen, 
wo  es  Skala  za  machen   hat; 

4.  den  Hafen,  aus  dem  das  Schiff  abge&hren  ist,  abfahren  muss  oder 
musste  und  die  Zeit  der  Abfahrt,  sobald  diese  ausdrucklich  verein- 
bart worden  ist; 

5.  den  Ort,  wo  die  Risikos  für  den  Versicherer  zu  laufen  an&ngen 
müssen« 

Alles,  vorbehaltlich  der  in  diesem  Titel  bezeichneten  Ausnahmen. 

1318.  Die  an  Ordre  ausgestellten  Policen  sind  mit  denselben  Rechten, 
Pflichten  und  Grarantien,  wie  die  übrigen  Handelspapiere,  durch  Indossament 
übertragbar.  Jedoch  können  dem  Inhaber  dieselben  Einwendungen  ent- 
gegengestellt werden,  welche  dem  Versicherten  gegenüber  hätten  geltend 
gemacht  werden  können,  sofern  sie  sich  auf  den  Versicherungsvertrag 
beziehen. 

1319.  Die  Seeversicherung  kann  besonders  zum  Gegenstand  haben: 

1.  den  Rumpf  und  Kiel  des  beladenen  oder  nicht  beladenen,  ausge- 
rüsteten oder  nicht  ausgerüsteten,  allein  oder  in  Begleitung  fahren- 
den Schiffes; 

2.  die  Segel  und  das  Takelwerk; 

3.  die  Ausrüstung; 

4.  den  Proviant  und  im  Allgemeinen  alles  das,  was  das  Schiff  bis  zum 
Augenblick  seiner  Abfiethrt  gekostet  hat; 

5.  die  auf  Bodmerei  entnommeneu  Beträge  und  die  betreffenden 
Prämien; 

6.  die  Ladu^; 

7.  den  gehomen  Gewinn; 

8.  die  zu  entricbteode  Fracht; 

9.  die  Freiheit  der  Seeleute  oder  Passagiere. 

Die  Versicherung  eines  Schiffes  ohne  nähere  Angabe  umfasst  den 
Rumpf  und  Kiel^  die  Segel,  das  Takelwerk,  die  Armirung  und  den  Proviant, 
aber  nicht  die  Ladung,  auch  wenn  diese  dem  Rheder  selbst  gehört,  es  sei 
denn,  dass  sie  ausdrücklich  im  Vertrage  erwähnt  woi-den  ist. 

1320.  Die  Versicherung  kann  abgeschlossen  werden: 

auf  das  Ganze  oder  einen  Theil  der  erwähnten  Gegenstände,  zu- 
sammen oder  getrennt; 

zu  Friedens-  und  Eriegszeiten;  vor  Anfang  der  Reise  oder  nach 
Beginn  derselben; 

für  die  Hin-  und  Rückreise  oder  nur  für  eine  von  beiden,  für  die 
ganze  Dauer  der  Reise  oder  für  eine  bestimmte  Zeit  derselben; 

für  alle  Gefahren  zur  See  oder  nur  für  einige,  welche  besonders 
angegeben  werden; 

auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten. 

1321.  Wenn  der  Versicherte  die  Art  der  Waaren,  welche  er  erwartet, 
nicht  kennt  oder  nicht  genau  weiss,  auf  welchem  Schiffe  sie  verladen  wer- 
den sollen,  so  kann  er  rechtsgültig  die  Versicherung  unter  dem  allgemeinen 
Namen  „Waafren^*  im  erf^ten  Falle  und  „auf  einem  oder  mehreren 
Schiffen^^  im  zweiten  Falle  abschliessen,  ohne  dass  der  Versicherte  den 
Namen  des  Schiffes  genau  anzugeben  braucht,  sofern  er  nur  in  der  Police 
erklärt,  dass  er  ihn  nicht  weiss,  und  das  Datum  und  die  Unterschrift  der 
Aufträge  oder  des  erhaltenen  Avisbriefes  auf  derselben  vermerkt. 

1322.  Wenn  die  Versicherung  unter  dem  allgemeinen  Namen  „Waa- 
ren '^  abgeschlossen  worden  ist,  so  hat  der  Versicherte  im  Falle  des  Verlustes 
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zu  beweisen,  dass  in  der  That  die  Waaren  bis  zu  dem  in  der  Police  dekla- 
rirten  Werthe  verladen  worden  sind,  and  wenn  die  Versicherang  mit  der 
Klausel  „auf  einem  oder  mehreren  Schiffen^  abgeschlossen  worden 
ist,  so  hat  er  zu  beweisen,  dass  die  versicherten  Waaren  in  der  That  auf  dem 
Schifife,  welches  den  Verlust  erlitten  hat,  verladen  worden  sind 

Die  Versicherung  mit  der  zweiten  erwähnten  Klausel  hat  volle  gesetz- 
liche Kraft,  mag  nun  bewiesen  werden,  dass  die  versicherten  Waaren  thril- 
weise  auf  verschiedenen  Schififen  oder  alle  zusammen  auf  einem  allein  vei^ 
laden  worden  sind. 

1323.  Die  allgemeine  Bezeichnung  „Waaren^'  umfiBtöst  nickt  Münzen 
irgend  welcher  Art,  Gold  oder  Silber,  Kleinoden  oder  Kriegsmunition.  B« 
Versicherungen  dieser  Artist  es  nöthig,  dass  der  Gegenstand,  auf  den  sich 
die  Versicherung  bezieht,  genau  bezeichnet  wird. 

1324.  Wenn  ein  Schiff  oder  eine  Ladung,  ein  Theil  des  einen  oder 
der  anderen  versichert  werden  soll,  in  dem  Falle,  dass  das  Schiff  kein  be- 
stimmtes Reiseziel  hat  und  nur  der  Verkauf,  wo  er  am  Vortheilhaftesten 
erscheint,  beabsichtigt  wird,  so  muss  der  Versicherte  dem  Versicherer  das  nicht 
bestimmte  Reiseziel  und  die  übrigen  Umstände  und  Auftrage,  welche  er  dem 
Kaf>itain  ertheilt  hat,  mittheilen,  damit  unter  Berücksichtigung  derselben, 
sowie  der  festzustellenden  Skalahäfen  und  der  Gefahren,  welche  eintreten 
könnten,  die  zu  zahlenden  Prämien  festgesetzt  werden  können. 

In  der  Police  müssen  alle  diese  und  die  sonst  etwa  vorkommenden  Um- 
stände ausgedrückt  werdeu. 

1325.  Die  Klausel,  Skala  zu  machen  ([Art.  1317  No.  3\  schliesst  die 
Befugniss  in  sich,  Waaren  am  Punkte  der  Skala  zu  laden  ocler  zn  löschen, 
auch  wenn  dieser  Umstand  in  der  Police  nicht  besonders  erwähnt  worden  ist 

Die  Risikos  in  diesem  Falle  laufen  nicht  nur  bezüglich  der  im  Ans- 
^angshafen  verladenen  Waaren,  sondern  auch  bezüglich  derjenigen,  welche 
im  Hafen  d  r  Skala  verladen  worden  sind.  Wenn  in  letzterem  Waaieo 
verkauft  und  andere  für  den  Erlös  defselben  gekauft  werden,  so  treten 
letztere  an'  die  Stelle  der  ersteren  in  Betreff  der  Versicherung. 

1326.  Die  Skalas ,  welche  nothwendiger  Weise  für  die  Erhaltung  des 
Schiffes  oder  seiner  Ladung  gemacht  werden,  sowie  die  durch  ein  Ereigniss 
höherer  Gewalt  veranlassten  Abweichungen  vom  Kurse  oder  der  Richtung 
der  Reise  werden  in  die  Versicherung  als  mit  eingeschlossen  angesehen, 
auch  wenn  sie  nicht  im  Vertrage  erwähnt  worden  sind. 

1327  Wenn  das  Schiff  verschiedene,  in  der  Police  bezeichnete  Skala- 
punkte, und  zwar  jeden  für  sich,  berühren  kann,  so  ist  es  dem  Versicherten 
festattet,  die  Reihenfolge  der  Skalas  zu  ändern;  jedoch  kann  er  in  solchem 
alle  nur  an  einem  der  in  der  Police  angegebenen  Häfen  Skala  machen. 

1328.  Die  willkürliche  Aendcrung  des  Kurses  oder  der  Reise  des 
Schiffes  und  die  Abweichung  von  der  lUihenfolge  der  Skalas,  welche  nicht 
durch  dringende  Nothwendigkeit  oder  durch  höhere  Gewalt  veranlasst  wird, 
annullirt  die  Versicherung  für  den  noch  zurückzulegenden  Theil  der  Reise. 
Als  eine  Abweichung  vom  Kurse  oder  von  der  Reise  wird  eine  solche  nicht 
angesehen ,  welche  nur  von  geringer  Erheblichkeit  ist  Es  wird  nur  als  eine 
Aenderung  angesehen,  wenn  der  Kapitain  ohne  Nothwendigkeit  oder  offen- 
bare Nütsdichkeit  in  einen  Hafen,  der  ausserhalb  der  Kurslinie  liegt,  ein- 
läuft oder  eine  andere,  als  die  vorgeschriebene  Richtung  einschlägt 

Im  Falle  von  Streitigkeit  in  dieser  Beziehung  muss  der  Richter,  nach- 
dem er  das  Gutachten  von  Sachverständigen  gehört  hat,  entscheiden. 

13S29.  Auch  wenn  im  Allgemeinen  die  Versicherung  von  Waaren, 
welche   in  einem  Hafen  zu  verladen  waren   und   in  einem  andern  verladen 
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worden  sind,  ungültig;  ist,  so  ist  sie  doch  als  rechtsverbindlich  anzusehen, 
wenn  kein  Dolus  oder  Betrug;  von  Seiten  de-»  Versicherten  vorgelegen,  oder 
wenn  die  Aufladung  an  einem  ganz  nahen  Orte  nur  der  grösseren  Sicher- 
heit oder  der  geringeren  Kosten  wegen  stattgefunden  bat. 

1330.  Der  Versicherungsvertrag  ist  nichtig,  welcher  zum  Gegen- 
stand hat: 

1.  die  Heuer  der  Leute  der  Schiffsmannschaft; 

2.  die  für  ihren  vollen  Werth  und  ohne  Ausschluss  von  Gefahren 
mittelst  eines  Bodmereivertrages  verpfändeten  Schiffe  oder  Gegen- 
stande; 

3.  die  Sachen,  deren  Handel  durch  die  Gesetze  und  Verordnungen  des 
Staates  verboten  ist; 

4.  die  nationalen  und  ausländischen  Schiffe,  welche  zur  Beförderung 
von  Sachen  dienen,  auf  welche  sich  die  vorhergehende  Nummer 
bezieht. 

1331.  Wenn  die  Schiffe  oder  Gegenstande  nicht  für  ihren  vollen 
Werth  mittelst  eines  Bodmereivertrages  verpfändet  worden  sind,  so  können 
der  Ueberschuss  und  die  gemeinschaftliche  Havarie,  welche  im  Falle  der 
glücklichen  Ankunft  zu  bezahlen  ist,  versichert  werden. 

1332.  Es  ist  gestattet,  schon  abge&hrene  Schiffe  oder  schon  von  dem 
Orte,  an  welchem  die  Risikos  für  Kechnung  des  Versicherers  anfangen 
mussten,  wegbelörderte  Waären  zu  versichern,  sofern  in  der  Police  entweder 
die  genaue  Zeit  der  Abfahrt  oder  der  Beförderung  oder  die  bezügliche  Un- 
kenntniss  des  Versicherten  in  diesen  Punkten  angegeben  ist. 

1333.  In  allen  Fällen  muss  die  Police,  bei  Strafe  der  Ungültigkeit, 
die  letzte  Nachricht  enthalten,  welche  der  Versicherte  über  das  Schiff  oder 
die  Waaren  empfangen  hat  und,  wenn  die  Versicherung  für  Rechnung  eines 
Dritten  abgeschlossen  ist,  das  Datum  des  Auftrages  oder  des  Avisbriefes 
oder  die  ausdrückliche  Erklärung,  dass  die  Versicherung  ohne  Auftrag  von 
Seiten  des  Interessenten  abgeschlossen  worden  ist. 

1334  Wenn  der  Versicherte  in  der  Police  erklärt,  dass  er  die  Zeit 
der  Abiahrt  des  Schiffes  nicht  kenne  und  sich  herausstellt,  dass  die  Ver- 
sicherung nach  der  Ab&hrt  von  dem  Orte,  wo  die  Risikos  für  Rechnung 
des  Versicherers  zu  laufen  angefisuigen  haben,  geschlossen  worden  war,  so 
kann  im  Falle  des  Schadens  oder  der  Havarie  letzterer  verlangen«  dass  der 
Versicherte  eidlich  erkläre,  den  Tag  der  Ahtahrt  nicht  gekannt  zu  haben. 

1335.  Wenn  in  der  Police  der  Tag  der  Ab&hrt  angegeben  ist,  so  ist 
die  Versicherung  ungültig,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  das  Schiff  vorher 
abgefahren  ist 

1336.  Wenn  in  der  Police  der  Abfahrtstag  nicht  erwähnt  worden  ist^ 
noch  dass  der  Versicherte  ihn  nicht  gekannt  hat,  so  wird  angenommen,  dass 
dieser  anerkannt  hat,  dass  sich  das  Schiff  bei  Abgang  der  letzten  Post, 
welche  vor  Abscbluss  des  Vertrages  angekommen  ist,  noch  im  Abfahrtsorte 
befanden  habe. 

1337.  Die  Versicherung  ist  ungültig,  welche  zum  Zweck  hat: 
Schiffe,    welche  sich    noch  nicht  an  dem  Orte  befinden,    wo  die 

Risikos  anfangen  müssen,  oder  noch  nicht  im  Stande  sind,  die  Reise 
antreten  oder  die  Ladung  aufnehmen  zu  können; 

Waaren,  welche  nicht  sogleich  verladen  werden  können; 
falls    diese  Umstände   in    der  Police   nicht   erwähnt  sind    oder   darin    aus- 

Sedrückt  ist,    dass  der  Versicherte  sie  nicht  gekannt  hat,    und  zwar  indem 
er  Auftrag    oder   der  Avisbrief  oder   die   Erklärung,    keinen    Auftrag   zu 
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haben,  und  in  allen  Fällen  die  zuletzt  empfangene  Nachricht  über  das  Schiff 
oder  die  Waaren  mit  in  die  Police  au^enommen  wird. 

1338.  Der  Versicherte  oder  sein  Mandatar  ist  verpflichtet,  im  Falle 
des  Verlustes,  ihre  Unkenntniss  bezüglich  der  im  vorhergehenden  Artikel 
erwähnten  Punkte  eidlich  zu  bekräftigen,  sofern  der  Versicherer  es  verlangt 

1339-  Die  Police  von  Versicherungen  über  in  Bodmerei  geliehene 
Beträge  muss  getrennt  das  geliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Seepramie 
enthalten. 

Wenn  nur  eine  Summe  angegeben  ist,  so  wird  angenommen,  dass  die 
Prämie  nicht  mit  eingeschlossen  ist,  und  dass  dieselbe  nur  das  Kapital  be- 
greift, welches  im  Falle  des  Verlustes  in  der  im  Art.  1309  festgesetzten 
Weise  zu  bezahlen  ist. 

1340.  Jede  Versicherung  über  auf  Seerisiko  gegebene  Summen  ist 
ungültig,  wenn  in  der  Police  nicht  enthalten  ist: 

1.  der  Name  des  Nehmers,  auch  wenn  er  der  Kapitain  ist; 

2.  der  Name  des  Schiffes  und  des  Kapitains,  welcne  die  Reise  machen 
müssen; 

3.  die  Bezeichnung  der  Risikos,  welche  versichert  werden  sollen,  oder 
welche  von  dem  Geber  ausgenommen  worden  sind,  oder  die  über- 
schüssige Summe,  für  welche  die  Versicherung  erlaubt  ist  (Artikel 
1286); 

4.  die  Erklärung,  ob  die  geliehenen  Beträge  zu  Ausbesserungen  oder 
andern  nöthigen  Ausgaben  am  Orte  der  Löschung  oder  im  Hafen 
der  gezwungenen  Anlandung  verwendet  worden  sind. 

1341.  Wenn  der  Kapitain  während  der  Reise  sich  gezwungen  gesehen 
hat,  Geld  auf  Bodmerei  zu  nehmen,  so  kann  der  Gelddarleiher  den  Betrag 
des  Vertrages  versichern  lassen,  auch  wenn  schon  oine  andere  Versicherung 
über  die  für  das  Seedarlehn  haftenden  Gegenstände  abgeschlossen  ist. 

1342.  Wenn,  ohne  Nothwendigkeit  und  nur  im  Interesse  des  Neh- 
mers, ein  Schiff  oder  Waaren,  welche  schon  versichert  sind,  für  ein  Dar- 
lehn  auf  Bodmerei  verpfändet  werden,  so  ist  der  Geber  in  die  dem  Nehmer 
gegen  den  Versicherer  zukommen  den  Rechte  bis  zu  der  dem  geliehenen  Be- 
trage entsprechenden  Summe  eingesetzt. 

Wenn  jedoch  dem  Bodmereigeber  nicht  mitgetheilt  worden  ist,  dass 
ein  Versicherungsvertrag  vorhanden,  und  er  dies  eidlich  behauptet,  so  sind 
die  Versicherer  der  Bodmereisumme  nicht  entlastet;  aber  im  Falle  des  Verlustes 
muss  der  Versicherte  ihnen  die  Rechte,  welche  er  gegen  die  Versicherer  des 
Schiffes  oder  der  Waaren  hat,  auf  Grund  der  gesetzlichen  Subrogation, 
übertragen. 

Wenn  der  Geber  seine  Rechte  direkt  gegen  die  Versicherer  des  Schiffes 
oder  der  Ladung  geltend  macht,  so  sind  die  Versicherer  der  geliehen^^n  Summe 
befreit,  wenn  die  Prämie  zurückerstattet  wird. 

1343.  Die  Versicherung  auf  den  Rumpf  und  Kiel  eines  Schiffes  kann 
für  den  vollen  Werth  desselben  mit  allen  Pertinentien  und  den  bis  zum 
Antritt  der  Reise  gehabten  Ausgaben,  nach  Abzug  der  etwa  auf  das  Schiff 
entnommenen  Darlehne  auf  Bodmerei  (Art.  1340),  abgeschlossen  werden. 

1344.  Es  ist  gestattet,  Waaren  für  ihren  vollen  Werth  nach  dem  Ein- 
kaufspreise, einschliesslich  der  Spesen  bis  an  Bord  und  der  Versicherungs- 
prämie, versichern  zu  lassen,  ohne  dass  es  nöthig  ist,  den  Werth  jedes  ein* 
zelnen  Gegenstandes  anzugeben. 

1345.  Die  Versicherung  des  reellen  Werthes  der  versicherten  Gegen- 
stände mit  Einschluss  der  Fracht,  der  Eingangszölle  und  der  anderen  Kosten, 
welche  bei  glücklicher  Ankunft  nothwendigerweise  gezahlt  werden  müssen, 
ist  rechtsgültig,  wenn  dies  ausdrücklich  in  der  Police  vereinbart  worden  ist. 
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1346'  WeDD  die  versicberten  Gegenstände  einen  sichern  Hafen  nicht 
erreichen,  kommt  die  Hinzurechnung,  auf  die  sich  der  vorhergehende  Artikel 
bezieht y  nicht  in  Ansatz,  soweit  die  volle  oder  theil weise  Zahlung  der 
Fracht,  der  Eingangszölle  und  der  anderen  nöthigen  Spesen  verhindert 
worden  ist.  Wenn  die  Fracht^  nach  der  vor  der  Abfahrt  getro£Fenen  Abrede, 
dem  Kapitain  im  Yoraus  bezahlt  worden  ist,  besteht  die  Versicherung  be- 
züglich dieser  Vorauszahlung  fort;  aber  im  Falle  des  Verlustes  oder  der 
Havarie  muss  bewiesen  werden,  dass  diese  Zahlung  auch  wirklich  stattge- 
funden hat. 

1347.  Wenn  die  Versicherung  auf  den  erhofften  Gewinn  abgeschlossen 
worden  ist,  muss  derselbe  in  der  Police  getrennt  und  mit  Bezeichnung  der 
Waaren,  von  denen  der  Gewinn  erhofft  wird,  angegeben  werden,  bei  Strafe 
der  Ungültigkeit. 

1348.  Wenn  die  Abschätzung  des  Werthes  der  versicherten  Sache 
in  Pausch  und  Bogen  erfolgt  ist,  mit  der  ausdrücklichen  Abrede,  dass  der 
Ueberschuss  des  Werthes  als  erhoffter  Gewinn  anzusehen  ist,  so  ist  die  Vei- 
sicherung  nur  in  Betreff  des  wirklichen  Werthes  der  versicherten  Gegen- 
stände rechtsgültig.  Der  ueberschuss  ist  auf  denjenigen  Betrag  des  Ge- 
winnes zu  reduciren,  der  bewiesen  werden  kann,  indem  die  Abschätzung 
desselben  nach  den  Art.  1356  und  1357  erfolgen  muss. 

1348.     Die  volle  Fracht  kann  Gegenstand  der  Versicherung  sein. 

Im  Falle  des  Verlustes  oder  des  Strandens  des  Schiffes  ist  von  der  ver- 
sicherten Fracht  alles  das,  was  in  Folge  dieses  Ereignisses  von  dem  Kapi- 
tain oder  dem  Rheder  an  die  Leote  der  Schiffsmannschaft  für  Heuer  oaer 
sonstige  Spesen  nicht  zu  bezahlen  ist,  in  Abzug  zu  bringen. 

1350>  Im  Falle  der  Versicherung  der  Freiheit  der  Schiff&hrer,  wird 
eine  Summe  für  den  Loskauf  der  versicherten  Person  festgesetzt. 

Wenn  die  versicherte  Person  für  eine  geringere  Summe,  als  die  fest- 
gesetzte, losgekauft  worden  ist,  bleibt  der  Unterschied  zu  Gunsten  des  Ver- 
sicherers. Falls  eine  grössere  Summe  gefordert  wird,  kann  der  Versicherte 
nur  den  in  der  Police  festgesetzten  Betrag  beanspruchen. 

KAPITEL  IL 
Von  der  Abschätzung  des  Werthes  der  versicherten  Sachen. 

1351.  Der  Werth  der  versicherten  Sache  muss  ausdrücklich  in  der 
Police  bestimmt  werden  (Art.  660  flgd.). 

1352.  Wenn  bei  der  Versicherung  eines  Schiffes  die  Werthangabe 
fehlt,  hat  der  Vertrag  keine  Wirkung. 

Jedoch  kann  in  einer  einzigen  Police  und  für  einen  einzigen  Betittg 
das  Schiff  und  die  Ladung  versichert  werden.  In  einem  solchen  Falle  ist 
die  Versicherungssumme  im  Verhältniss  des  Werthes  des  Schiffes  und  der 
Ladung  zu  vertbeilen. 

1353.  Wenn  der  volle  Werth  des  Rumpfes  und  Kieles  des  Schiffes 
versichert  worden  ist,  kann  trotzdem  dieser  Werth  durch  den  Richter,  nach 
Einholung  des  Gutachtens  von  Sachverständigen,  in  folgenden  Fällen  ver- 
ringert werden,  selbst  wenn  derselbe  nach  der  Vorschrift  des  Art.  661  be- 
stimiiit  worden  ist: 

1.  wenn  das  Schiff  nach  dem  Einkaufs-  oder  Baupreise  abgeschätzt 
worden  ist  und  durch  Zeit  und  Reisen  an  Werth  verloren  hat; 

2.  wenn  das  Schiff,  nachdem  es  für  mehrere  Reisen  versichert  worden 
ist,  nach  der  ersten  oder  nach  mehreren  Reisen  zu  Grunde  gegangen 
ist  und  die  volle  Fracht  erhalten  hat. 
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1354.  Die  durch  Tausch  erlangten  Waaren  sind  nach  demjeni^ 
Preise  abzuschätzen,  welchen  die  dafür  eingetauschten  Waaren,  zuzöglich 
der  in  den  Art.  1344  und  1845  erwähnten  Betrage,  am  Platze  oder 
Hafen  der  Loschung  erhalten  haben  wurden. 

1355«  Der  Werth  einer  Versicherung  von  Bodmereigeldem  ist  durch 
den  Originalvertrag  nachzuweisen  und  derjenige  einer  Versicherung  von 
Kosten,  welche  während  der  Reise  fär  das  Schiff  oder  die  Ladung  (Axt.  1L05 
und  1303)  gemacht  worden  sind,  durch  die  betreffenden,  ordnangsmassig 
beglaubigten  Rechnungen. 

ISSiS*  Der  erhoffte  Gewinn  wird  durch  anerkannte  Preiskoarante  oder, 
in  Ermangelung  dieser,  durch  die  Erklärung  von  Sachverständigen  bewiesen, 
welche  den  Gewinn,  der  vernunftiger  Weise  hätte  erhalten  werden  können, 
wenn  die  versicherten  Waaren  nach  gewöhnlicher  Reise  in  dem  Bestim- 
mungsorte angelangt  wären,  festzusetzen  haben. 

1357.  Wenn  aus  den  Preiskouranten  oder  der  Abschätzung  der  Sach- 
verständigen hervorgeht,  dass  im  Falle  der  Ankunft  des  Schiffes  der  Gewinn 
ein  geringerer  gewesen  wäre,  als  die  dafQr  von  dem  Versicherten  in  der 
Police  deklarirte  Summe,  so  ist  der  Versicherer  entlastet,  wenn  er  diese  geringere 
Summe  bezahlt.  Er  hat  nichts  zu  bezahlen,  wenn  sich  ergiebt,  dass  die 
versicherten  Gegenstände  überhaupt  keinen  Gewinn  gebracht  haben  würden. 

1358.  Bei  der  Versicherung  der  Fracht  wird  die  versicherte  Summe 
nach  den  Frachtpolicen   oder  Konnossementen  festgesetzt. 

Wenn  keine  Policen  oder  Konnossemente  vorhanden  sind,  wird  der 
Betrag  der  Fracht  auch  bezüglich  der  Ladung,  welche  den  Eigenthümem  des 
Schiffes  selbst  gehört,  durch  Sachverständige  bestimmt. 

1359.  Die  in  ausländischer  Währung  gemachten  Abschätzun(|;en  mi 
in  die  laufende  Münze  nach  dem  Course  des  Tages,  an  welchem  die  Police 
unterzeichnet  worden  ist,  umzurechnen. 

KAPITEL  III. 
Von  dem  Anfitnge.  und  dem  Ende  der  GefiEthren. 

1380.  Wenn  bei  Versicherungen  von  Schiffen  aus  der  Versicherungs- 
police die  genaue  Zeit  nicht  hervorgeht,  wann  die  Risikos  anfangen  and 
endigen  sollen  (Art.  644),  so  beginnen  dieselben,  f&r  Rechnung  des  Ver- 
sicherers, von  dem  Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  das  Schiff  zam  ersten 
Male  seine  Anker  gelichtet  hat  und  endigen,  nachdem  es  im  Hafen  seiner 
Bestimmung  an  dem  ffir  die  Löschung  bezeichneten  Orte  vor  Anker  ge- 
gangen und  befestigt  worden  ist,  im  Falle  es  Ladung  mit  sich  fahrt,  oder 
an  dem  Orte,  an  welchem  es  Anker  geworfen  hat  und  befestigt  worden  ist 
wenn  es  nur  Ballast  fuhrt. 

1361.  Wenn  ein  Schiff  ffir  die  volle  ^Reise  oder  fi&r  mehr  als  eine 
Reise  versichert  worden  ist,  so  laufen  die  Risikos  ohne  Unterbrechung  for 
Rechnung  des  Versicherers  vom  Anfang  der  ersten  Reise  an  bis  zur  Be- 
endigung der  letzten. 

1862.  In  den  Policen  einer  Versicherung  ffir  die  Hin-  und  Rfickreise 
sind  die  Risikos,  welche  während  der  zwischenliegenden  Liegetage  eintreten 
könnten,  als  mit  versichert  einbegriffen,  auch  wenn  in  d^r  Police  diese 
Bestimmung  ausgelassen  ist. 

1363.  Bei  den  Versicherungen  von  Schiffen,  bezüglich  der  Liegetage 
in  irgend  einem  Hafen,  fangen  die  Risikos,  Mangels  einer  Abrede»  an  za 
laufen,  sobald  das  Schiff  in  diesen  Hafen  vor  Anker  geht  und  befestigt  wird, 
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uod  höreD  in  dem  Momente  aaf,  wenn  dasselbe  feinen  ersten  Anker  lichtet, 
um  die  Reise  fortzusetzen. 

1364.  Im  Falle  der  Versicherang  von  Waaren,  fangen  die  Risikos 
von  dem  Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  dieselben  an  die  Moolen  oder 
an  das  Ufer  des  Verlad ungsorte?  zur  Einschiffung  gebracht  worden  sind, 
und  hören  erst  wieder  auf,  nachdem  die  Waaren  am  Löschungsorte  ge- 
löscht ^ind. 

Die  Risikos  laufen  ohne  Unterbrechang  weiter,  selbst  im  Falle  der 
Kapitain  sich  genöthigt  sehen  sollte,  in  dem  Hafen,  in  welchen  er  Behufs 
Tornahme  Ton  Ausbesserungen  am  Schiffe  einlaufen  musste,  die  Waaren 
auszuladen,  und  sie  hören  auf,  wenn  die  Reise  rechtsgültig  widerrufen  wird 
oder  der  Versicherte  den  Auftrag  ertheilt,  sie  nicht  wieder  zu  verladen»  oder 
^enn  die  Reise  beendigt  ist. 

1365.  Die  Risikos,  bezüglich  der  versicherten  Fracht,  fangen  in  dem 
Momente  und  dem  Maasse  an,  als  die  Waaren,  welclie  Fracht  zahlen,  an 
Bord  au%enommen  sind,  und  endigen,  sobald  sie  wieder  aus  dem  Schiffe 
ausgeladen  werden,  und  zwar  in  dem  Maasse,  in  welchem  sie  ausgeladen  werden, 
es  sei  denn,  dass  nach  ausdrücklicher  Abrede  oder  nach  Hafenbrauch  das 
Schiff  gezwungen  ist,  die  Ladung  am  Ufer  aufzunehmen  und  sie  für  seine 
Rechnung  an  aas  Land  zu  bringen. 

In  solchem  Falle  sind  die  Risikos  bezüglich  der  Fracht  dieselben,  wie 
diejenigen  bezüglich  der  Waaren. 

1366.  Die  Risikos  der  Versicherer  von  auf  Bodmerei  gegebenen  Be* 
trägen  fangen  an  und  endigen  in  dem  Momente,  in  welchem  die  Risikos  des 
Bodmereivertrages,  auf  welchen  sich  die  Versicherung  bezieht,  anfangen  und 
endigen. 

1367.  Bei  der  Versicherung  von  erhofftem  Gewinn  sind  die  Risikos 
denen  bezüglich  der  betreffenden  Waaren  gleich  und  üeingen  an  und  endigen 
zu  gleicher  Zeit,  zu  welcher  das  Risiko  der  Versicherung  bezüglich  der 
Waaren  anfängt  und  endigt. 

KAPITEL  IV. 

Von    den  Rechten   und  Pflichten   des   Versicherers  und   des 

Versichei^ten. 

1368.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  durch  eine  That- 
sache  aufgehoben  wird,  welche  nicht  direkt  durch  höhere  Gewalt  verursacht 
worden  ist,  erhalten  die  Versicherer  die  Prämie  voll,  sofern  die  versicherten 
Gegenstände  angefangen  haben,  das  Risiko  zu  laufen;  sollte  dies  nicht  der 
FaU  sein,  so  dürfen  sie  nur  ein  halb  Prozent  des  versicherten  Werthes 
zurückbehalten. 

Wenn  jedoch  irgend  eine  Versicherung  ihr  eine  volle  Reise  mit  nur 
einer  Prämie  aufgehoben  wird,  so  erhält  der  Versicherer  nur  die  Hälfte  der 
vereinbarten  Prämie. 

1369.  Es  laufen  für  Rechnung  des  Versicherers  alle  Verluste  und 
Schäden,  welche  die  versicherten  Sachen  durch  Stranden  oder  Auflaufen  des 
Schiffes  mitoder  ohne  Bruch,  durch  Sturm,  Schiffbruch,  zu&lligen  Zusammen- 
stoss,  gezwungenen  Wechsel  der  Reise,  des  Kurses  oder  des  Schiffes,  Seewurf^ 
Feuer,  Aufbringung,  Beraubung,  Kriegserklärung,  Beschhignahme  oder  Detini- 
rung  auf  Befehl  der  Regierung  oder  einer  fremden  Macht,  Repressalien  und 
im  Allgemeinen  durch  irgend  welche  Erdgnisse  und  Gefahren  auf  dem  Meere 
treffen  könnten,  es  sei  denn,  dass  der  ^rsicherer  ausdrüdLlich,  vermittelst 
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einer  in  die  Police  aufgenommenen  Abrede,   von  der  Tragung  irgend  eines 
oder  irgend  welcher  Risikos  befreit  worden  ist. 

1370.  Die  Schäden,  welche  durch  Handlungen  des  Versicherten  (Art. 
639)  eintreten,  laufen  nicht  för  Rechnung  der  Versicherer,  auch  nicht  die- 
jenigen, welche  eine  der  folgenden  Ursachen  herbeigeführt  hat: 

1.  willkürlicher  Wechsel  des  Kurses,  der  Reise  oder  des  Schiffes  ohne 
Einwilligung  der  Versicherer  (Art.  1325  und  1328); 

2.  die  willkürliche  Verlängerung  der  Reise  über  den  in  der  Police  an- 
gegebenen letzten  Hafen  hinaus,  in  welchem  Falle  die  späteren 
Risikos  ausgeschlossen  sind.  Wenn  die  Reise  abgekürzt  wird,  be- 
hält die  Versicherung  ihre  volle  gesetzliche  Wirkung,  falls  der  Hafen, 
in  welchem  dieselbe  endigt,  einer  der  in  der  Police  bezeichneten 
Skalahäfen  ist  {Art.  1328),  ohne  dass  der  Versicherte  das  Recht 
hat,  in  solchem  Falle  eine  Ermässigung  der  festgesetzten  Prämie 
zu  verlangen; 

3.  Verzug  von  Seiten  des  Kapitains,  die  Reise  anzutreten,  nachdem  er 
mit  allem  Nöthigen  dazu  versehen  ist,  falls  die  Versicherung  sich 
auf  den  Rumpf  oder  Kiel  des  Schiffes  oder  auf  die  Fracht  bezieht; 

4.  freiwillige  Trennung  von  einem  Convoi  oder  einem  andern  bewaffneten 
Schiffe,  wenn  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist,  dass  das  Schiff 
unter  Bedeckung  desselben  zu  fahren  Latte; 

5.  innerer  Fehler,  schlechte  Qualität  oder  schlechter  Zustand  des  ver- 
sicherten Gegenstandes  (Art.  639); 

6.  Schwinden  oder  üeberfliessen  von  Flüssigkeiten  (Art.  1257); 

7.  mangelnde  Befestigung  oder  schlechte  Stauung  der  Ladung; 

8.  natürliche  Verminderung  der  Waaren,  welche  ihrer  Natur  nach  der 
Auflosung,  dem  Bruche  oder  der  Verminderung  nach  Gewicht  oder 
Maass  während  der  Zeit  ihrer  Ein-  und  Ausladung  unterworfen  sind, 
es  sei  denn,  dass  das  Schiff  gescheitert  oder  gestrandet  ist,  oder  dass 
die  Waaren  im  Hafen  der  gezwungenen  Anlandung  aus-  und  wieder 
verladen  worden  sind. 

In  den  Fällen,  in  welchen  der  Versicherer  den  Schaden  za  be- 
zahlen hat,  niuss  das  gewöhnliche  Schwinden,  welches  Waaren  der- 
selben Art  nach  dem  Gutachten  von  Sachverständigen  erleiden,  in 
Abzug  gebracht  werden  (Art.  1252). 

I-  alls  diese  natürliche  Verminderung  stattgefunden  hat,  ist  der  Vei^ 
sicherer  nicht  huftbar,  wenn  die  Havarie  nicht  zehn  Prozent  des 
Versicherungswerthes  erreicht,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  gestrandet 
ist  oder  die  Waaren  in  Folge  höherer  Gewalt  ausgeladen  worden 
sind  oder  eine  entgegengesetzte  Abrede  in  der  Police  getroffen  ist; 

9.  Deterioration  des  Takelwerks,  der  Segel  oder  des  übrigen  Zubehörs 
des  Schiffes,  wenn  dieselbe  von  dem  gewöhnlichen  Gebrauch,  for 
welchen  diese  Gegenstände  bestimmt  sind,  herrührt; 

10.  einfache  oder  besondere  Havarien,  welche  einschliesslich  der  Kostea 
für  die  Nachweisdokumente  nicht  3  Prozent  des  versicherten  Werthes 
erreichen; 

11.  Betrug  oder  Baratterie  von  Seiten  des  Kapitains  oder  der  Schiffs- 
mannschaft, &lls  keine  entgegenstehende  Abrede  in  der  Police  ge- 
troffen ist;  diese  Abrede  ist  ungültig,  wenn  die  Versicherung  von 
dem  Eapitain  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  geschlossen  worden  ist. 

Baratterie  wird  jede  ihrer  Natur  nach  verbrecherische  Handlung 
genannt,  welche  von  dem  Kapitain  bei  der  Ausübung  seines  Amtes 
oder  von  der  Schiffsmannschaft  oder  von  beiden  zusammen  aasge- 
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führt  ivird,  zum  scbveren  Nachtbeile  des  Schi£Fes  oder  der  Ladang, 
gegen  den  präsumtiven  Willen  der  Eigenthümer  des  Schi£Fes. 

1371.  Der  Versicherer,  welcher  die  Risikos  der  Baratterie  übernommen 
hat,  haftet  für  die  Verluste  oder  Schäden,  welche  durch  die  Baratterie  des 
Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  verursacht  sind,  sei  es  als  unmittelbare 
oder  als  zufällige  Folge  derselben,  sobald  der  Schaden  oder  Verlust  inner- 
halb der  Zeit,  welche  für  die  Risikos  festgesetzt  ist,  und  während  der  Reise 
und  in  den  Häfen  der  Police  stattgefunden  hat. 

1372.  Die  Versicherer  haften  nicht  für  die  Schäden,  welche  das  Schiff 
durch  die  Unterlassung  der  genauen  Beobachtung  der  Gesetze  und  Ver- 
ordnungen treffen  könnten  (Art  1114).  Aber  diese  Unterlassung  befreit  sie 
nicht  von  der  Verantwortlichkeit  bezüglich  der  Schäden,  welche  in  Folge 
derselben  die  durch  sie  versicherte  Ladung  erleidet. 

1373.  Wenn  die  Ladung  nach  Beginn  der  Reise  auf  ein  anderes,  als 
das  in  der  Police  bezeichnete  Schiff  in  Folge  von  Unbrauchbarkeit  des  ersten 
Schiffes  oder  höherer  Gewalt  gebracht  worden  ist,  so  laufen  die  Risikos  für 
Rechnung  des  Versicherers  bis  zur  Ankunft  des  Schiffes  in  dem  Bestimmungs- 
hafen weiter,  auch  wenn  das  neue  Schiff  eine  andere  Flagge  hat,  sofern  es  nur 
keine  feindliche  ist. 

1374.  Die  Klausel  „frei  von  Havarie"  befreit  die  Versicherer  von 
der  einfachen  oder  besonderen  Havarie.  Die  Klausel  „frei  von  jeder 
Havarie'^  befreit  sie  auch  von  der  gemeinschaftlichen  Havarie  oder  der 
Havarie  grosse. 

Jedoch  keine  dieser  Klauf^eln  befreit  die  Versicherer  von  ihrer  Haftung 
in  den  Fällen,  in  welchen  der  Abandon  statthaft  ist  (Art.  1394). 

1375-  Die  Klausel  „frei  von  Feindseligkeiten"  befreit  den  Ver- 
sicherer von  den  Schäden  und  Nachtheilen,  welche  durch  feindliche  Angriffe 
entstehen. 

In  solchem  Falle  hört  der  Versicherungsvertrag  auf,  sobald  die  Reise 
verzögert  oder  der  Kurs  der  Feinde  wegen  geändert  werden  musste,  unbe- 
schadet der  Verpflichtung  des  Versicherers,  den  Schaden,  welcher  vor  dem 
Anfang  der  Feindseligkeiten  eingetreten  ist,  zu  ersetzeu. 

Wenn  jedoch  bei  der  Abrede,  dass  die  Feindseligkeiten  ausgeschlossen 
sein  sollen,  vereinbart  worden  ist,  dass  der  Versicherte  trotz  der  Aufbringung 
für  die  gewöhnlichen  Verluste  entschädigt  werden  müsse,  so  haftet  der  Ver- 
sicherer für  alle  Schäden,  welche  nicht  durch  die  Feindseligkeiten  entstehen, 
bis  das  Schiff  im  Hafen  der  Bestimmung  Anker  geworfen  hat.  Im  Falle 
des  Zweifels  über  die  Ursache  des  Verlustes  wird  vermuthet,  dass  die 
versicherte  Sache  durch  die  Seegef'ahren  zu  Grunde  gegangen  ist,  und  der 
Versicherer  ist  dafür  verantwortlich. 

1376.  Wenn  ein  Schiff  oder  eine  Ladung,  welche  mit  der  Klausel 
„frei  von  Feindseligkeiten*'  versichert  waren,  durch  Feinde  angebracht 
oder  in  einem  Hafen  zurückgehalten  worden  sind,  so  wird  vermuthet,  dass 
dies  auf  offenem  Meere  geschehen  ist,  und  die  Verantwortlichkeit  des  Ver- 
sicherers hört  auf. 

1377.  Wenn  in  der  Police  eine  begrenzte  Zeit  für  die  Versicherung 
angegeben  ist,  so  hört  nach  Ablauf  dieser  Frist  die  Verantwortlichkeit  der 
Versicherer  auf,  selbst  wenn  die  Risikos  der  versicherten  Gegenstände  noch 
schweben. 

Der  Versicherte  kann  alsdann  bezüglich  derselben  einen  neuen  Vertrag 
abschliessen. 

1378.  Der  Versicherte  muss  ohne  Zeitverlust  dem  Versicherer  und, 
falls  mehrere   in  derselben  Police  vorhanden  sind,  dem   ersten,  welcher  sie 
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unterzeichnet  hat,  alle  Nachrichten,  die  er  über  irgend  einen  dem  Schiffe 
oder  der  Ladung  zagestossenen  Schaden  erhält,  mittheilen  (Art.  683). 

1379*  So  lange  der  Versicherte  den  Abandon,  i^elcher  ihm  im  Falle 
Yon  Schiffbruch,  Strandung  oder  einer  anderen  Seegefahr  freisteht,  nicht 
bewirkt,  ist  er  verpflichtet,  alle  nur  irgend  mögliche  Sorgfisilt  zur  Rettang 
oder  Reklamation  der  versicherten  Gegenstände  (Art.  668)  anzuwenden,  ohne 
dass  er  von  dem  Versicherer  zn  solchen  Handlungen  eines  besonderen 
Auftrages  bedarf,  welcher  verpflichtet  ist,  dem  Versicherten  den  Betrag  zu 
bezahlen,  welcher  für  die  vorgenommene  oder  beabsichtigte  Reklamation 
nöthig  ist. 

Der  schlechte  Erfolg  dieser  Reklamationen  hat  keinen  Einfloss  auf  den 
Ersatz,  welchen  der  Versicherte  zu  fordern  berechtigt  ist. 

1380.  Wenn  der  Versicherte  die  betreffenden  Reklamationen  allein 
nicht  vornehmen  kann,  weil  sie  an  einem  Orte  ausserhalb  seines  Wohnortes 
stattfinden  müssen,  so  hat  er  zu  diesem  Zwecke  einen  geeigneten  Mandatar 
zu  ernennen,  indem  er  den  Versicherer  von  dieser  Ernennung  in  Eenntniss 
setzt.  Sobald  er  dies  gethan  hat,  hört  jede  Verantwortlichkeit  seinerseits 
auf,  und  er  ist  nur  noch  verpflichtet,  dem  Versicherer,  sobald  dieser  es 
verlangt,  die  Ansprüche  zu  cediren,  welche  ihm  aus  den  Handlungen  seines 
Mandatars  zustehen. 

1381.  Der  Versicherte  hat  im  Falle  der  Aufbringung  oder  ungesetz- 
lichen Beschlagnahme  die  Verpflichtung,  die  versicherte  Sache  zu  reklaaiiren, 
auch  wenn  die  Police  die  Nation,  zu  welcher  der  Eigenthümer  gehörig  nicht 
angiebt,  es  sei  denn,  dass  er  ausdrücklich  von  dic^ser  Verpflichtung  in  der- 
selben Police  entbunden  ist. 

1382.  In  dem  in  den  drei  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen  Falle 
hat  der  Versicherte  die  Verpflichtung,  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ver- 
sicherern zu  handeln.  Falls  keine  Zeit  ist,  ihren  Rath  einzuholen,  mass  er 
nach  bestem  Wissen  handeln,  wobei  alle  Kosten  für  Rechnung  der  Ver- 
sicherer gehen  (Art.  1379). 

13m.  Im  Falle  des  von  den  Versicherern  angenommenen  Abandons 
oder  wenn  dieselben  die  betreffenden  Schritte  zur  Rettung  oder  Reklamation 
übernommen  haben,  hören  die  erwähnten  Verpflichtungen  des  Kapitains  und 
des  Versicherten  auf. 

1384.  Das  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichtshofes,  auch  wenn  es 
auf  offenbar  ungerechten  Argumenten  oder  notorisch  falschen  oder  entstellten 
Thatsachen  zu  beruhen  scheint,  genügt  nicht,  um  den  Versicherer  von  der 
Bezahlung  des  Verlustes  zu  befreien,  wenn  der  Versicherte  beweisen  kann, 
dass  die  versicherte  Sache  in  der  That  neutrales  Eigenthum  gewesen  ist,  und 
dass  er  alle  Mittel  zu  ihrer  Erlangung  angewendet  und  alle  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Beweise  vorgebracht  hat,  um  die  Erklärung  „gvAe  Prise'  zu 
verhindern. 

1385-  Im  Falle  der  Versicherung  eines  Bodmereidarlehns  haftet  der 
Versicherer  weder  für  den  Betrug,  noch  die  Nachlässigkeit  des  Nehmers, 
es  sei  denn,  dass  in  der  Police  ausdrücklich  eine  entgegengesetzte  Abrede 
getroffen  ist 

1386.  Der  durch  den  Nehmer  veranlasste  Wechsel  der  Reise  hebt 
den  bezüglich  des  Bodmereidarlehns  abgeschlossenen  Versicherungsvertrag 
auf,  falls  nicht  in  der  Police  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist. 
Nach  Aufhebung  des  Vertrages  erhält  der  Versicherer  ^/^  Prozent  von  dem 
versicherten  Werth  (Art.  1379). 

1387.  Sollte  verabredet  worden  sein,  dass  die  Versicherungsprämie, 
falls  ein  Krieg  oder  andere  Ereignisse  eintreten,  erhöht  werden  soll,  und  ein 
bestimmter  Betrag  für  diese  Erhöhung  nicht  festgesetzt  worden  sein,  so  hat 
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die  Refi^liraDg  derselben  von  Sachverständigen,  welche  von  den  Parteien 
ernannt  werden  müssen,  unter  Berücksichtigung  der  gelaufenen  Risikos  und 
der  besonderen  Umstände  und  Abreden  in  der  Police  zu  erfolgen. 

1388.  In  dem  Falle,  dass  die  versicherten  Gegenstände  nicht  befördert 
worden  sind,  oder  dass  dies  in  einer  geringeren  Menge,  als  vereinbart, 
geschehen  ist,  oder  dass  aus  Irrthum  ein  höherer  Werth  versichert  worden 
ist,  als  die  Gegenstände  wirklich  haben,  und  im  Allgemeinen  in  allen  Fällen, 
welche  im  Art.  666  vorgesehen  sind,  kann  der  Versicherer  die  Hälfte  der 
Prämie  mit  den  im  Art.  1368  festgesetzten  Unterschieden  beanspruchen. 

1389.  Derjenige,  welcher  einen  Versicherungsvertrag  für  fremde  Rech- 
nung abgeschlossen  hat,  ohne  in  der  Police  den  Namen  desjenigen,  für 
dessen  Rechnung  er  gehandelt  hat»  anzugeben,  kann  die  Rückgabe  der  Prämie 
nicht  fordern,  auch  wenn  er  anführt,  dass  der  Interessent  die  versicherten 
Waaren  nicht  geschickt  hat,  oder  dass  er  dies  in  geringerer  Menge,  als 
vereinbart,  gethan  hat. 

1390.  Die  Vereinbarung,  welche  auf  hoher  See  mit  den  Eroberern 
des  Schiffes  getroffen  wird,  um  die  versicherte  Sache  auszulösen,  ist  ungültig, 
wenn  nicht  hierzu  eine  ausdrückliche  Ermächtigung  in  der  Police  enthalten  ist. 

Die  anentgeltliche  Rückgabe  von  Seiten  der  Erbeuter  wird  immer  als 
zum  Vortheile  der  Eigenthümer  der  versicherten  Waaren  erfolgt  angesehen, 
auch  wenn  sie  zu  Gunsten  des  Eapitains  oder  irgend  einer  anderen  Person 
geschehen  ist. 

1391.  Wenn  in  der  Police  die  Zeit  nicht  angegeben  ist,  zu  welcher 
der  Versicherer  die  Zahlung  für  die  versicherten  Sachen  oder  für  die  Schäden, 
welche  für  seine  Rechnung  gehen,  leisten  muss,  so  ist  er  verpflichtet,  dies 
binnen  10  Tagen  nach  Vorlegung  der  mit  den  betreffenden  Dokumenten 
belegten  Rechnung  (Art.  1392)  zu  thun. 

1392.  Die  Rechnung  des  Versicherten  mus6  von  den  Dokumenten 
begleitet  sein,  welche  nachstehende  Punkte  beweisen: 

den  Versicherungsvertrag; 

die  Einschiffung  der  versicherten  Waaren; 

die  Reise  des  Schiffes; 

den  Verlust  der  versicherten  Gegenstände. 
Diese  Dokumente  sind  den  Versicherem  zu  übermitteln,  damit  sie  auf 
Grund  derselben  die  Zahlung  der  Versicherung  leisten  oder  ihre  Einwendungen 
dagegen  erheben  können. 

1393.  Die  Versicherer  können  die  Thatsachen  bestreiten,  auf  welche 
der  Versicherte  seinen  Anspruch  gründet,  und  der  Gegenbeweis  ist  ihnen 
gestattet,  unbeschadet  der  Zahlung  der  versicherten  Summe,  welche  ohne 
Zögerung  geleistet  werden  muss,  sobald  die  Versicherungspolice  vollstreckbar 
ist  und  von  dem  Kläger  genügende  Bürgschaft  gewährt  wird,  welche  für  die 
etwaige  Rückgabe  der  empfangenen  Summe  haftet. 

KAPITEL  V. 
Von  dena  Abandon. 

1394.  Der  Versicherte  kann  die  versicherten  Gegenstände  abandonniren, 
indem  er  sie  für  Rechnung  der  Versicherer  lässt,  und  von  diesen  die  Beträge, 
welche  er  auf  dieselben  versichert  hat,  fordern  in  den  Fällen  von: 

Aufbringung; 
Schiffbruch ; 

Bruch  oder  Strandung  des  Schiffes,  welche  es  zur  Schifffahrt  untaug- 
lich machen; 
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Bescblagnabme  oder  DetiDirtiDg  auf  Befehl  der  eigenen    oder  einer 

fremden  Regierung; 
Unmöglichkeit,  die  versicherten  Sachen  nach  ihrem  Bestimmangsort 

zu  befördern; 
vollständigem  Verlust  der  versicherten  Sachen; 
Deterioration ,    welche  ihren  Werth    bis    zu    drei  Viertel    ihres  Ge- 
sammtwerthes  vermindert. 
Alle    übrigen  Schäden  werden    als    Havarie   angesehen    und    sind  von 
demjenigen,  dem  es  zukommt,    nach  den  Bestimmungen,    unter   denen    der 
Versicherungsvertrag  abgeschlossen  worden  ist,  zu  tragen. 

1395*  Der  Abandon  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten 
Fällen  muss  gerichtlich  unter  Beobachtung  der  im  Art.  1397  flgd.  festge- 
setzten Bestimmungen  bewirkt  werden. 

1396.  Der  Abandon  wegen  Untauglichkeit  zur  SchiffiGEihrt  ist  nicht 
zulässig,  wenn  das  Schiff  nach  gehöriger  Ausbesserung  wieder  in  den  Zu- 
stand gebracht  werden  kann,  die  Reise  bis  zum  Bestimmungsorte  fortzu- 
setzen, es  sei  denn,  dass  aus  den  etwaigen  gerichtlichen  Veranscblag^ungen 
hervorgeht,  dass  die  Kosten  der  Ausbesserung  sich  auf  mehr  als  drei 
Viertel  des  Werthes,  für  welchen  das  Schiff  versichert  worden  ist,  belaufen 
würden. 

1397.  Wenn  das  Schiff  oder  die  Waaren  gestrandet,  aufgebracht  oder 
mit  Beschlag  belegt  sind,  so  kann  der  Abandon  unverzüglich  stattfinden, 
sofern  die  Versicherer  sich  weigern  oder  unterlassen,  dem  Versicherten  die 
zur  Bettung  oder  Reklamation  nöthigen  Kosten  vor z uschiessen  (Art.  1379). 

Im  Falle  des  Bestreitens  ist  diese  Summe  von  dem  Richter  fest- 
zusetzen. 

Dieselbe  muss  von  dem  Versicherer  selbst  in  dem  Falle  bezahlt  werden^ 
dass  die  Kosten  zusammen  mit  dem  Betrage  des  Schadens,  welchen  er 
eventuell  zu  ersetzen  hat,  die  Summe  übersteigen,  auf  welche  die  Ver- 
sicherung abgeschlossen  worden  ist. 

1398.  Der  Versicherte  kann  den  Abandon  vornehmen  und  die  Zahlung 
der  versicherten  Gegenstände  verlangen,  ohne  dass  er  nöthig  hat,  ihren 
Verlust  zu  beweisen,  wenn  er  nach  Verlauf  von  sechs  Monaten.,  vom  Tage  der 
Abfahrt  des  Schiffes  an  gerechnet,  bei  Reisen  nach  irgend  einem  Hafen  von 
Süd-Amerika,  oder  eines  Jahres,  nach  irgend  einem  andern  Hafen  der  Erde,, 
noch  keine  Nachricht  von  dem  Schiffe  empfangen  hat. 

Wenn  sich  ergiebt,  dass  das  Schiff  nicht  verloren  gegangen  ist,  oder 
bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  nach  Ablauf  der  für  die  Risikos  festgesetzten 
Frist  stattgefunden  hat  (Art.  1577),  so  muss  der  Versicherte  die  Betrage, 
welche  er  schon  erhalten  hat,  zurückerstatten. 

1399.  In  den  Fällen  der  Aufbringung  oder  Beschlagnahme  von 
Seiten  irgend  einer  Macht,  kann  der  Abandon  6  Monate  nach  der  Auf- 
bringung oder  der  Beschlagnahme,  falls  dieselbe  h'lnger  dauert,  erfolgen. 

1400.  Wenn  die  beschädigten  Waaren  oder  die  für  unbrauchbar  er- 
klärten Schiffe  während  der  Reise  verkauft  worden  sind,  so  kann  der  Ver- 
sicherte dem  Versicherer  seine  Rechte  abtreten,  im  Falle  er  trotz  seiner 
Bemühungen  den  Preis  der  versicherten  Gegenstände  in  den  im  Art.  1398 
bezeichneten  Fristen  nicht  erhalten  kann.  Diese  Fristen  fangen  von  dem 
Tage  an  zu  laufen,  an  welchem  er  die  Nachricht  von  dem  Ünglücksfiüle 
erhalten  hat. 

Die  Nachricht  wird  als  empüemgen  angenommen,  wenn  sie  unter  den 
Kaufleuten  des  Wohnortes  des  Versicherten  notorisch  ist,  oder  wenn  letzterem, 
durch' irgend  ein  gesetzliches  Mittel  bewiesen   wird,   dass   er  von  dem  Er- 
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eignisse    durch    den  Kapitain,   den  Konsignatar  oder   durch   irgend  einen 
andern  Korrespondenten  Mittheilung  empfangen  hat. 

1401.  In  den  in  den  vorhergehenden  3  Artikeln  Torgesehenen  Fällen 
ist  den  Versicherern  der  Abandon  in  der  Frist  von  3  Monaten^  nach  Ab- 
lauf der  verschiedenen  in  den  erwähnten  Artikeln  bezeichneten  Zeit- 
abschnitte, mitzutheilen. 

In  allen  übrigen  Fällen  muss  der  Abandon  den  Versicherern  in  der 
Frist  von  6  Monaten  oder  einem  Jahre,  je  nach  der  Unterscheidung  des 
Art.  1398,  vom  Tage  der  erhaltepen  Nachricht  des  Unglücks&lles  an  ge- 
rechnety  angezeigt  werden. 

1402.  Der  Versicherte  ist  in  keinem  Falle  gezwungen,  den  Abandon 
stattfinden  zu  lassen.  Ein  Abandon,  welcher  nicht  innenialb  der  im  vor- 
hergehenden Artikel  bezeichneten  Fristen  erfolgt  ist,  ist  nicht  mehr  statthaft. 

1403.  Der  Abandon  ist  nur  wegen  der  Verluste,  die  nach  Anfang  der 
Keise  eingetreten  sind,  zulässig. 

Der  Abandon  kann^  ohne  Einwilligung  des  Versicherers,  weder  ein 
theilweiser,  noch  ein  bedingter  sein,  er  muss  vielmehr  alle  in  der  Police 
angefahrten  Waaren  umfassen.  Sollte  jedoch  in  derselben  Police  das  Schiff 
und  die  Ladung  versichert  und  der  Werth  eines  jeden  Gegenstandes  an- 
gegeben sein,  so  kann  der  Abandon  eines  jeden  von  beiden  getrennt 
stattfinden. 

Wenn  das  Schiff  oder  die  Waaren  nicht  fSr  ihren  vollen  Werth  ver- 
sichert worden  sind,  so  dass  der  Versicherte  zum  Theil  die  Risikos  getragen 
hat,  so  erstreckt  sich  der  Abandon  bis  auf  die  dem  versicherten  Theile 
entsprechende  Summe,  im  Verhältniss  zu  dem  Theile,  welcher  nicht  ver- 
sichert worden  ist. 

1404.  Im  Falle  der  Untauglichkeit  des  Schiffes  zur  Schifffahrt  kann 
der  Versicherte  den  Abandon  vornehmen,  wenn  der  Kapitain,  die  Verlader 
oder  deren  Vertreter  ein  anderes  Schiff  zur  Beförderung  der  Ladung  nach 
ihrem  Bestimmungsort  binnen  60  Tagen,  von  der  Erklärung  der  Unbrauch- 
barkeit  an  gerechnet,  nicht  firachten  können  (Art.  1226). 

1405.  Der  Abandon  ist  nicht  zulässig,  wenn  sich  in  den  Fällen  der 
Aufbringunff  ergebt,  dass  das  Schiff  vor  der  Anzeige  des  Abandons  zurück- 
erobert worden  ist,  es  sei  denn,  dass  die  durch  die  Aufbringung  erlittenen 
Schäden  und  die  Kosten  und  Prämien  für  die  Wiedererlangung  oaer  Rettung 
wenigstens  drei  Viertel  des  versicherten  Werthes  erreichen,  oder  dass  in 
Folge  der  Wiedererlangung  die  versicherten  Waaren  in  das  Eigenthum 
eines  Dritten  übergegangen  sind. 

1406.  In  dem  Abandon  des  Schiffes  ist  die  Fracht  der  etwa  geretteten 
Waaren  mit  einbegriffen,  auch  wenn  sie  im  Voraus  bezahlt  worden  ist;  sie 
ist  als  den  Versicherern  gehörig  anzusehen,  vorbehaltlich  des  Vorzugsrechtes, 
welches  bezüglich  derselben  den  Leuten  der  Schiffsmannschaft  wegen  der  auf 
der  Reise  falüg  gewordenen  Heuer  (Art  1182)  und  irgend  welchen  anderen 
bevorrechtigten  Gläubigern  (Art.  16^8)  zusteht. 

14Ö7.  Wenn  die  Frachtgelder  versichert  sind ,  so  gehören  den  Ver- 
sicherem diejenigen  Frachtbeträge,  die  für  etwa  gerettete  Waaren  geschuldet 
werden,  nach  Abzug  der  Rettungskosten  und  der  den  Leuten  der  Schiffs- 
mannschaft gebührenden  Heuer  (Art.  1170). 

140B.  Der  Versicherte  ist  in  den  Fällen,  in  welchen  er  den  Abandon 
vornehmen  kann,  verpflichtet,  die  Nachrichten,  welche  er  selbst  erhalten 
bat,  binnen  24  Stunden  nach  ihrem  Emp&nge  oder  vermittelst  der  zweiten 
Post  den  Versicherern  mitzutheilen,  bei  Strafe,  die  Schäden  und  Nachtheüe 
tragen  zu  müssen. 
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1409.  Der  Versicherte   ist,   wenn   er   den   Abandon  vornimmt,    vei^ 
pflichtet,  den  Versicherern  alle  Massregeln,  welche  er  zur  Rettung  der  ver-   * 
sicherten  Waaren  ergriffen    hat,    mitzutheilen,   indem   er  die  Personen  and 
Korrespondenten,  weiche  er  hiermit  beauftragt  hat,  namhaft  macht. 

In  gleicher  Weise  ist  er  verpflichtet,  aUe  Versicherungen  mitzutheilea, 
welche  er  selbst  oder  durch  einen  Andern  abgeschlossen  hat,  oder  welche  er 
bezüglich  der  versicherten  Gegenstände  abzusdiliessen  angeordnet  hat,  femer 
die  Darlehne  auf  Bodmerei,  welche  mit  seiner  Eenntniss  auf  das  Schiff 
oder  die  Waaren  entnommen  worden  sind.  Bis  diese  Erklärung  abf^egeben 
worden  ist,  fangt  die  Frist  nicht  an  zu  laufen,  binnen  welcher  er  für  den 
Werth  der  Waaren  zu  entschädigen  ist  (Art.  1391). 

1410.  Sollte  der  Versicherte  bei  der  Erklärung,  welche  der  vorher- 
gehende Artikel  vorschreibt,  einen  Betrug  ausüben,  so  verliert  er  alle  Rechte, 
welche  ihm  nach  der  Versicherung  zustanden,  ohne  dass  seine  Haftung  in 
Betreff  der  Darlehne,  welche  er  auf  die  versicherten  Gegenstände  aufge- 
nommen hat,  auch  wenn  dieselben  verloren  gegangen  sind,  aufhört 

1411.  Durch  die  Vornahme  des  Abandons  in  der  in  diesem  Gresetz- 
buche  vorgeschriebenen  Weise  (Art.  1395)  wird  das  Eigenthum  der  aban- 
donnlrten  Gegenstände  an  die  Versicherer  übertragen,  und  zwar  von  dem 
Augenblicke  der  Anzeige  des  Abandons  an;  letztere  treffen  alsdann  alle 
etwa  bei  den  abandonnirlen  Gegenständen  vorkommenden  Vortheile  oder 
Nachtheile. 

Jedoch  haften  die  abandonnirten  Sachen  vorrechtlich  für  die  Zahlung, 
welche  dem  Versicherten  noch  geschuldet  wird. 

1412.  Der  rechtsgültig  bewirkte  Abandon  kann  nicht  widerrufen  werden, 
auch  wenn  sich  der  Versicherte  erbietet,  die  empfangene  Summe  zurück- 
zugeben, oder  der  Versicherer,  welcher  die  versicherte  Sache  zurückerhalten 
hat,  bereit  ist,  dieselbe   wieder  zurückzugewähren. 


TITEL  X. 

Von  den  Versichernngen  gegen  die  Transportgefahren    sn 
Lande  oder  auf  Flüssen  oder  Binnengewässern. 

1413.  Die  Police  muss  ausser  den  im  Art.  644  vorgeschriebenen  An- 
gaben noch  folgende  enthalten: 

1.  die  Zeit,  welche  die  Reise  dauern    soll,   wenn    im  Ladescheine  eine 
Abrede  hierüber  getro£Fen  ist; 

2.  ob  die  Reise  ohne  Unterbrechung  fortgesetzt  werden  soll; 

3.  den  Namen  des  Schiffers,  des  Frachtführers  oder  des  Spediteurs. 

1414.  Die  Versicherungen,  welche  Transporte  zu  Lande  oder  auf 
Flüssen  oder  Binnengewässern  zum  Gegenstande  naben,  sind  im  Allgemeinen 
nach  den  Verfügungen  über  die  Seeversicherungen  zu  bestimmen,  mit  Aus- 
nahme der  in  den  rolgenden  Artikeln  enthaltenen  Modifikationen. 

1415.  Bei  Waarenversicherungen  fangen  die  Risikos  für  Rechnung 
des  Versicherers  an,  sobald  die  Waaren  an  die  Orte,  von  denen  aus  sie 
verladen  werden  sollen,  gebracht  worden  sind,  und  hören  auf,  sobald  die 
Waaren  den  Bestimmungsort  erreichen  und  ausgeliefert  oder  zur  Verfügung 
des  Versicherten  oder  semes  Mandatars  gestellt  worden  sind. 

1416.  Bei  Versicherungen  von  Waaren,  welche  zu  Lande  oder  auf 
Flüssen  und  Binnengewässern  oder  abwechselnd  zu  Lande  und  zu  Wasser 
zu  befördern  sind,  haftet  der  Versicherer  nicht   für   die  Schäden,  wenn  die 
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Reise  ohne  Notwendigkeit   auf  aassergewöhnliclien  Wegen   oder  in   einer 
nicht  gebräachlichen  Weise  ausgeführt  ist. 

1417.  Wenn  die  Zeit  der  Reise  in  dem  Ladescheine  festgesetzt  nnd 
dies  in  der  Police  erwähnt  worden  ist  (Art.  1413  No.  1),  so  haftet  der 
Versicherer  nicht  für  die  Schäden,  welche  nach  Ablaaf  der  rrist  vorkommen, 
bis  zu  welcher  die  Waaren  hätten  befördert  werden  müssen. 

1418.  Bei  Versicherungen  von  Waaren,  welche  zu  Lande  oder  zu 
Wasser  oder  abwechselnd  zu  Lande  und  zu  Wasser  befördert  werden 
müssen,  gehen  die  Gefahren  für  Rechnung  des  Versicherers,  auch  wenn  die 
Waaren  im  Verlaufe  der  Reise  ausgeladen,  auf  Lager  gebracht  und  wieder 
auf  andere  Schiffe  oder  Wagen  verladen  werden. 

1419.  Dasselbe  findet  statt  bei  Versicherung  von  Waaren,  welche 
auf  Flüssen  oder  Binnengewässern  befördert  werden  sollen,  wenn  sie  auf 
andere  Schiffe  verladen  werden ,  es  sei  denn ,  dass  in  der  Versicherungs- 
police festgesetzt  worden  ist,  dass  der  Transport  auf  einem  bestimmten 
Schiffe  stattfinden  muss.  Aber  selbst  in  diesem  letzten  Falle  gehen  die 
Risikos  fBr  Rechnung  des  Versicherers  weiter,  wenn  die  Ladung,  um,  bei 
niedrigem  Wasserstande,  das  Schiff  wieder  flott  zu  machen,  oder  wegen 
anderer  ebenso  dringender  Gründe  umgeladen  werden  musste. 

1420.  Bei  Versicherung  von  Gegenständen,  welche  zu  Lande  befördert 
werden  müssen,  haftet  der  Versicherer  für  die  durch  Culpa  oder  Betrug 
der  mit  dem  Empfang,  der  Beförderung  oder  der  Auslieferung  der  Waaren 
beauftragten  Personen  entstandenen  Schäden. 

1421.  In  den  Fällen,  bei  welchen  nach  den  Verfugungen  des  Eap.  V 
des  vorhergehenden  Titels  der  Abandon  zulässig  ist,  kann  der  Versicnerte 
denselben  nur  innerhalb  eines  Monats,  von  dem  Tage,  an  welchem  der 
Schaden  oder  Verlast  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist,  an  gerechnet,  vor- 
nehmen (Art.  1400). 

14^.  Die  Betheiligten  können  durch  eine  ausdrückliche  Abrede  von 
den  im  Art.  1415  flgd.  festgestellten  Vorschriften  Abstand  nehmen. 


TITEL  XI. 
Von  den  Ziisammenstössen. 

1423.  Wenn  ein  Schiff  mit  einem  andern  wegen  Unerfahrenheit  oder 
Nachlässigkeit  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  oder  wegen  Ausser- 
achtlassung  der  Hafenverordnungen  zusammenstösst,  so  hat  der  Eapitain, 
welcher  den  Zusammenstoss  verschuldet  hat,  den  ganzen,  dem  Schiffe  oder 
seiner  Ladung  zugefügten  Schaden  zu  tragen. 

1424.  Wenn  beide  Kapitaine  oder  Leute  der  beiderseitigen  Mann- 
schaften Schuld  daran  haben,  so  hat  jedes  Schiff  seinen  Schaden  zu  tragen« 

Sowohl  in  diesem,  als  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  hiSien 
die  Kapitaine  den  Eigenthümern  der  Schiffe  und    der   beschädigten  Ladung 

gegenüber,   unbeschadet  ihrer  etwaigen  Ansprüche  gegen   die  Offiziere  oder 
eute  der  Schiffsmannschaft. 

1425.  Wenn  der  Zusammenstoss  durch  ein  rein  zufälliges  Ereigniss 
stattgefunden  hat,  so  ist  der  Schaden  ohne  irgend  einen  Anspruch  auf  Er- 
satz von  dem  Schiffe,  welches  ihn  erlitten  hat,  zu  tragen. 

In  diese  Verfügung  ist  der  Fall  mit  einbegriffen,  in  welchem  wegen 
eines  Ereignisses  zur  See  ein  Schiff  sich  gezwungen  sieht,  die  Taue  eines 
andern  zu  seiner  Rettung  durchzuschneiden. 

17* 
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I43ß'  Wenn  in  Betreff  der  Ursachen  des  Zasammenstosses  Zweifd 
entstehen,  so  muss  der  von  den  Schiffen  erlittene  Schaden  nach  seiner  Fest- 
stellung durch  Schiedspersonen  in  eine  Masse  vereinigt  und  im  Yerhältniss 
des  betreffenden  Werthes  der  Schiffe  unter  alle  yertheilt  werden. 

Der  Schaden  ist  in  der  Weise  der  Havarie  grosse  auf  jedes  Schiff  zq 
vertheilen. 

1427.  Wenn  es  sich  um  die  Ladung  handelt,  so  wird  jeder  Zasam- 
menstoss  als  ein  zufälliger  angesehen,  so  |ange  nicht  Unwissenheit  oder 
Nachlässigkeit  von  Seiten  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  bewieseo 
worden  ist  (Art.  1423).  In  diesem  Falle  wird  der  der  Ladung  zagefogte 
Schaden  als  besondere  Havarie  zu  Lasten  desjenigen,  der  sie  erlitten  hat, 
angesehen. 

1428.  Wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Zusammenstoss  durch  Schuld 
oder  Nachlässigkeit  eines  der  beiden  Eapitaine  oder  beider  zusammen 
(Art.  1.423  und  1424)  stattgefunden  hat,  so  muss  der  die  Ladung  treffende 
Schaden  von  dem  Kapitain  oder  den  Kapitainen  und  ihren  bBzoglichen 
Schiffen  ersetzt  werden. 

1429.  Alle  durch  Stösse  oder  Zusammenstösso  verursachten  Schäden 
sind  von  Schiedsrichtern  abzuschätzen. 

Sowohl  in  dem  Falle  des  Art.  1426,  wie  in  allen  übrigen  vorkommen- 
den Fällen,  welche  sich  auf  Zusammenstösse  beziehen ,  müssen  die  Streitig- 
keiten dem  Urtheile  von  sachverständigen  Schiedsrichtern  unterbreitet  wer- 
den, welche  mit  möglichster  Beschleunigung  festzustellen  haben,  welches  der 
Schiffe  den  Schaden  verursacht  hat,  indem  sie  sich  dabei  an  die  Bestim- 
mungen der  Hafenverordnungen  und  die  G-ebräuche  und  Gewohnheiten  des 
Ortes  zu  halten  haben. 

1430.  Wenn  nach  einem  auf  hoher  See  stattgefundenen  Zusammen- 
stösse das  angelaufene  Schiff  sich  gezwungen  sieht,  einen  Landungshftfen 
aufisusuchen,  um  seine  Ausbesserungen  vorzunehmen,  und  auf  dem  Wege 
dahin  verloren  geht,  so  wird  angenommen,  dass  dieser  Verlust  durch  des 
Zusammenstoss  verursacht  ist. 

1481.  A.lle  Verluste,  welche  durch  Zusammenstoss  entstehen,  geboreii 
zur  Klasse  der  besonderen  Havarien,  ausgenommen  die  Fälle  des  Art.  1426, 
sowie  desjenigen  Falles,  wenn  das  Schiff,  um  grösseren  Schaden  zu  Ter- 
meiden,  seine  Taue  durchschneidet  und  seiner  eigenen  Rettung  wegen  gegeo 
ein  anderes  anfährt.  Die  Schäden,  welche  das  Schiff  in  einem  solchen  Falle 
davon  trägt,  sind  unter  das  Schiff  und  die  Fracht,  wie  bei  der  gemeinschaft- 
lichen Havarie,  in  der  im  Art.  1426  vorgeschriebenen  Weise,  zu  vcr 
theilen. 

14S2.  In  jedem  Falle,  in  welchem  nach  den  Verfügungen  dieses  Titels 
die  Verantwortlichkeit  auf  den  Eapitain  wegen  Schuld,  Nachlässigkeit  oder 
Unwissenheit  seinerseits  ftllt,  hat  der  Eapitain,  falls  das  Schiff  einen  I^ootsen 
an  Bord  hat,  das  Recht,  von  diesem  die  Entschädigung,  zu  deren  Zahlung 
er  verurtheilt  worden  ist,  zu  fordern. 


TITEL  Xn. 
Von  den  gezwungenen  Anlandnngen. 

1433.  Wenn  ein  Schiff  gezwungen  ist,  in  irgend  einen  Hafen  oder 
Ort  einzulaufen,  welcher  von  den  f&r  die  verabredete  Reise  festgesetsteo 
verschieden  ist,  so  sagt  man,  dass  eine  gezwungene  Anlandung  vorliegt 
(Art.  1092). 
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Gerechte  Gründe  zu  einer  Anlandun^  sind: 

1.  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  Trinkwasser; 

2.  irgend  ein  Ereigniss  bei  der  Mannschaft,  der  Ladung  oder  dem 
Schiffe,  welches  die  Fortsetzung  der  Fahrt  unmöglich  macht; 

3.  begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern. 

1434.  Selbst  in  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen 
wird  die  Anlandung  nicht  für  gesetzmässig  gehalten: 

1.  wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  Trinkwasser  davon  her- 
rührt, dass  der  nach  Brauch  und  Gewohnheit  der  Schiff&hrer  f&r 
die  Reise  erforderliche  Vorrath  nicht  mitgenommen,  oder  dass  die- 
selben durch  schlechte  Aufbewahrung  oder  Vernachlässigung  ver- 
loren gegangen  oder  verdorben  sind,  oder  weil  der  Eapitain  einen 
Theil  der  Lebensmittel  oder  des  Trinkwassers  verkauft  hat; 

2.  wenn  die  Untauglich keit  des  Schiffes  zur  Schifahrt  dadurch  ent- 
standen ist,  dass  das  Schiff  nicht  in  gehöriger  Weise  ausgebessert, 
mit  allem  Nöthigen  versehen  und  f&r  die  ^ise  fertig  gestellt,  oder 
dass  die  Ladung  schlecht  gestaut  worden  ist; 

3.  wenn  die  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern  nicht  auf  positiven 
Thatsachen,  welche  keinen  Zweifel  zulassen,  beruht. 

1435.  Binnen  24,  utiliter  gerechneten  Stunden,  nach  Ankunft  im  Hafen 
der  gezwungenen  Anlandung,  hat  sich  der  Eapitain  vor  der  zuständigen 
Behörde  (Art.  1100)  einzufinden,  um  den  betreffenden  Protest  zu  erheben, 
den  er  vor  derselben  Behörde  nach  der  Vorschrift  des  Art.  1097  zu  be- 
weisen hat. 

1436.  Die  Kosten  der  gezwungenen  Anlandung  sind  für  Rechnung 
des  Verfrachters  oder  des  Befrachters,  oder  beider,  je  nach  den  Gründen, 
welche  diese  verursacht  haben  unbeschadet  ihres  Rechtes,  dieselben  eventuell 
von  der  betreffenden  Person  erstattet  zu  verlangen  (Art.  1434). 

1437.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  gezwungene  Anlandung  recht- 
mässig ist,  haften  weder  der  Eapitain,  noch  der  Rheder  für  die  Nachtheile, 
welche  durch  die  Anlandung  die  Verlader  treffen  können. 

Wenn  die  Anlandung  keine  rechtmässige  ist,  haften  der  Eapitain  und 
der  Rheder  solidarisch  bis  zu  der  dem  Werthe  des  Schiffes  oder  der  Frachten 
entsprechenden  Summe. 

1438.  Zur  Löschung  der  Ladung  ist  im  Hafen  der  gezwungenen  An- 
landung nur  dann  zu  schreiten,  wenn  dies  zur  Vornahme  der  erforderlichen 
Ausbesserungen  des  Schiffes  oder  zur  Vermeidung  von  Beschädigung  oder 
Havarie  der  Ladung  unumgänglich  nothwendig  ist. 

In  beiden  Fällen  muss  zur  Löschung  die  Ermächtigung  des  Gerichtes 
oder  der  Behörde,  welche  in  Handelssachen  erkennt,  vorher  eingeholt  werden. 

In  einem  ausländischen  Hafen,  wo  ein  Eonsul  des  Staates  sich  befindet, 
ist  derselbe  befugt,  diese  Ermächtigung  zu  ertheilen. 

1439.  Falls  zur  Löschung  geschritten  wird,  ist  der  Eapitain  für  die 
Bewachung  und  gute  Erhaltung  aer  ausgeladenen  Waaren  verantwortlich,  mit 
alleiniger  Ausnahme  der  Fälle  von  höherer  Gewalt  oder  solcher  Art,  welche 
nicht  vermieden  werden  konnten. 

1440-  Die  beschädigte  Ladung  ist  entweder  zu  repariren  oder,  &lls 
es  vortheilhafter  erscheint,  zu  verkaufen,  indem  jedoch  in  jedem  Falle  eine 
bezügliche  Ermächtigung  vorhergehen  muss  (Art.  1438). 

1441.  Wenn  die  Ursache,  welche  den  Eapitain  zur  Anlandung  ge- 
zwungen hat,  aufhört,  darf  derselbe  unter  keinem  Verwände  die  Fortsetzung 
der  Iteise  aufschieben,  bei  Strafe,  für  die  durch  die  freiwillige  Verzögerung 
etwa  entstandenen  Schäden  und  Nachtheile  zu  haften  (Art  1092). 
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Wenn  die  Anlandong  aus  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeraabera  « 

Sefunden  bat,  so  ist  über  die  Abfahrt   des  Schiffes   in   eio^  Yersanunin 
er  Offiziere,  unter  Hinzuziehung  der  etwa  gegenwärtigen,  bei  der  Ladoe 
interessirten  Personen,  nach  den  Yorschrifben  des  Art  1091,  zu  benüiei. 


TITEL  Xra. 
Von  den  SchiflTbrüclien. 

1442.  Wenn  ein  Schiff  scheitert  oder  Schiffbruch  erleidet,  so  haben 
Eigenthümer  und  die  Ladungsinteressenten  personlich  die  an  ihrem  H 
treffenden  Eigenthum  entstehenden  Verluste  und  Yermindernngen  tu  tnf 
indem  ihnen  die  Ueberreste,  die  gerettet  werden  konnten,  gebühren,  uii 
schadet  der  ihnen  in  den  Fallen  der  Art.  1066  flgd.  und  1137  zustehest 
Klagen. 

1443.  Niemand  kann  ohne  ausdrückliche  Einwilligung  des  Kapitd 
oder  seines  Stellvertreters  an  Bord  eines  S.chiffes  kommen,  um  demsdh 
Hülfe  zu  leisten,  es  zu  retten,  oder  unter  welchem  anderen  Yorwand  l 
auch  sein  mag. 

Wenn  der  Kapitain  oder  der  stellvertretende  Offizier  zug^en  ist,  so  km 
Niemand  ohne  seine.ausdrückliche Einwilligung  das  gestrandete  oder  gescU 
terte  Schiff  retten  oder  die  an  der  Küste  oder  an  den  Ufern  liegemil 
Waaren  einsammeln. 

1444.  Wenn  ein  gescheitertes  Schiff  oder  schiffbrüchige  Waim 
gerettet  werden,  und  der  Kapitain,  der  Eigenthümer  oder  die  SteÜTertreli 
derselben  bekannt  sind,  so  müssen  die  geretteten  Gegenstände  unverzüglich  fl 
ihrer  Yerf&gung  gestellt  werden,  wenn  eine  zur  Deckung  der  Bergungskosia 
hinreichende  Bürgschaft  geleistet  wird. 

1445.  Derjenige,  welcher  gerettete  Schiffe  zurückbehalt  oder  lioterlM 
die  schiffbrüchigen  Waaren  unverzüglich  an  den  Kapitain,  den  Offizier,  dd 
Yerlader  oder  den  Konsignatar,  welche  dieselben  reklamiren,  auszuli^ 
indem  die  im  vorhergehenden  Artikel  voi^schriebene  Bürgschaft  anf^botoi 
wird,  verliert  jeden  Anspruch  auf  Lohn  für  Hülfeleistung  oder  ReUua 
(Art.  1462)  und  haftet  persönlich  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welck 
aurch  die  Retention  entstehen. 

1446*  Die  Kosten  und  die  Fracht  für  die  Beförderung  der  Waus 
von  dem  Orte,  wo  sie  gerettet  worden  sind,  bis  zu  ihi'em  BestimmuogsoTA 
sind  von  demjenigen  zu  bezahlen,  welcher  sie  nach  den  in  den  vorhergefaes- 
den  Artikeln  vorgesehenen  Fällen  zu  empfangen  hat,  vorbehaltlich  seioei 
Rechtes  auf  etwaige  Erstattung  derselben  (Art.  1066  flgd.  und  1137). 

1447.  Wenn  ein  Schiff,  welches  unter  Bedeckung  oder  in  Gesellschti 
fahrt,  scheitert,  so  ist  der  gerettete  Theil  seiner  Ladung  und  Schiffisgeritk 
unter  die  übrigen  Schiffe  im  Yerhaltniss  ihres  verfügbaren  Baomes  a 
vertheilen. 

Wenn  irgend  ein  Kapitain  dies  ohne  triftigen  Grund  verweigert,  so  te 
der  Kapitain  des  gescheiterten  Schiffes  vor  zwei  Seeoffizieren  einen  P^öte^i 
bezüglich  der  Schien  und  Nachtheile,  welche  hieraus  entstehen,  gegen  decj 
selben  zu  erheben  und  .diesen  Protest  im  ersten  Hafen  in  der  im  Art  lö?* 
vorgeschriebenen  Weise  zu  bestätigen. 

1443«  Wenn  es  nicht  möglich  ist,  alle  schiffbrüchigen  Waareo  u 
Bord  der  Hülfsschiffe  zu  bringen,  so  werden  vorzugsweise  diej^igeo  «i 
retten  sein,  die  einen  grösseren  Werth   und  geringere  Ausdehnung  habes. 
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Die  «Auswahl  derselben  muss  der  Kapitain  in  Uebereinstimmang  mit  den 
SchifFsoffizieren  gemäss  der  Bestimmung  des  Art.  1091  tre£Fen. 

1448.  Der  Kapitain,  welcher  die  schiffbrüchigen  Waaren  aufgenommen, 
hat  seinen  Kurs  fortzusetzen,  indem  er  sie  nach  dem  Bestimmungshafen 
seines  Schiffes  bringt,  in  welchem  sie  mit  gerichtlicher  Ermächtigung  fiir 
Kechnung  der  rechtmässigen  Interessenten  hinterlegt  werden  müssen. 

In  dem  Falle,  in  welchem  ohne  Veränderung  des  Kurses  und  unter 
Fortsetzung  derselben  Reise   die  Waaren  in  dem  Hafen  ihrer  Konsignation 

Selöscht  werden  können,  kann  der  Kapitain  in  denselben  einlaufen,  sobald 
ie  Verlader  oder  Superkargos,  welche  etwa  gegenwärtig  sind,  sowie  die 
Passagiere  und  Schiffsoffiziere  damit  einverstanden  sind  und  keine  offenbare 
Gefahr  eines  Seeunfalles  oder  feindlichen  Angriffes  yorliegt;  abe^  er  kann 
es  gegen  den  Beschluss  derselben,  oder  zur  Kriegszeit,  oder  wenn  die  Ein- 
fahrt in  den  Hafen  gefahrlich  ist,  nicht  thun. 

1450.  Alle  Kosten  der  Anlandung,  welche  zu  dem  im  vorhergehenden 
Artikel  angegebenen  Zwecke  aufgewendet  werden,  sind  für  Rechnung  der 
Eigen thümer  der  schiffbrüchigen  Waaren,  welche  ausserdem  die  entsprechen* 
den  Frachten  zu  bezahlen  haben;  die  Höhe  derselben  ist,  Mangels  einer 
Abrede,  nach  dem  Urtheile  von  Sachverständigen  im  Hafen  der  Löschung  zu 
bestimmen,  unter  Berücksichtigung  der  Entfernung,  welche  das  Schiff  mit 
den  aufgenommenen  Waaren  zurückzulegen  hatte,  oer  erlittenen  Verzögerung, 
der  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Aufnahme  z.u  überwinden,  und  der 
Geüeihren,  welche  dabei  auszustehen  waren. 

1451.  Wenn  die  angenommenen  Gegenstände  nicht  aufbewahrt  wer- 
den können,  weil  sie  Beschädigungen-  erlitten  haben  (Art.  1456),  oder  wenn 
nach  Ablauf  eines  Jahres  die  rechtmässigen  Eigenthümer  derselben  nicht 
haben  ermittelt  werden  können,  um  ihnen  Nachricht  von  dem  Vorhandensein 

»der  Waaren  zu  geben,  so  hat  das  Gericht,  auf  dessen  Verfügung  sie  depo- 
Dirt  worden  sind,  zum  Verkauf  derselben  in  öffentlicher  Versteigerung  zu 
schreiten  und  den  Erlös,  nach  Abzug  der  Kosten,  zu  hinterlegen,  um  ihn 
der  betreffenden  Person,  welche  sich  innerhalb  der  im  Art.  1460  vor- 
geschriebenen Frist  meldet,  auszuhändigen. 

1452-  Wenn  ein  Scniff  oder  Waaren  im  Meere  oder  an  den  Küsten 
des  Staates  gerettet  werden  und  der  Kapitain,  die  Offiziere,  der  Eigenthümer 
oder  Konsignatar  abwesend  und  nicht  bekannt  sind,  so  müssen  die  geretteten 
Waaren  unverzüglich  nach  dem  dem  Rettungspunkte  zunächst  liegenden 
Orte  geschafft  und  au  die  mit  den  Schiffbrüchen  beauftragte  Verwaltungs- 
behörde oder,  in  deren  Ermangelung,  an  die  Ortsbehörde  abgeliefert  werden. 

Im  Falle  der  Uebertretung  verlieren  diejenigen,  welche  bei  der  Rettung 
mitgewirkt  haben,  die  ihnen  in  dieser  Beziehung  zustehenden  Rechte  (Art.  1466) 
und  haften  persönlich  für  die  etwa  entstehenden  Schäden,  unbeschadet  der 
etwaigen  strafirechtlichen  Klage. 

1453.  Die  Rettung  von  gestrandeten  oder  gescheiterten  Schiffen  und 
das  Einsammeln  der  am  Strande  oder  in  der  Nähe  desselben  sich  befinden- 
den schiffbrüchigen  Waaren,  mag  der  Kapitain  gegenwärtig  oder  abwesend 
sein,  können  nur  unter  der  ausschliesslichen  Leitung  der  mit  den  Angelegen- 
heiten schiffbrüchiger  Gegenstände  beauftragten  Verwaltungsbehörde  oder,  in 
Ermangelung  derselben,  unter  Leitung  der  Ortsbehörde  stattfinden. 

Wenn  das  Eigenthum  der  geretteten  oder  eingesammelten  Waaren 
nicht  deutlich  bewiesen  werden  kann,  oder  wenn  in  dieser  Hinsicht  Streitig- 
keiten entstehen,  weil  die  Waaren  untereinander  vermischt  sind,  oder  aus 
irgend  welchem  andern  Grunde,  so  ist  der  Beamte  oder  die  obenerwähnte 
Verwaltungsbehörde  ausschliesslich  mit  der  Bewachung  und  Aufbewahrung 
der  Waaren  betraut. 
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In  Ansehung  der  Wirkungen  <}es  fi^egenwärtigen  Artikels  werden  nicht 
als  gescheitert  diejenigen  Schiffe  angesehen,  welche  in  Folge  eines  Befehles 
des  Kapitains  gestrandet  sind  (Art.  1091),  auch  nicht  diejenigen,  welche 
durch  reinen  Zufall  an  die  Küste  getrieben  worden  sind,  so  dass  die 
Löschung  in  regelrechter  Weise  und  ohne  Gefahr  vor  sich  gehen  konnte. 

14M.  Die  mit  den  Schiffbrüchen  beauftragte  Behörde  oder,  in  E^ 
mangelung  derselben,  die  Ortsbehörde  ist  verpflichtet,  ein  genaues  Inventar 
der  geretteten  Sachen  aufzustellen  und  hat  in  Betreff  der  Ablieferung  der 
Waaren  dieselben  Verpflichtungen,  wie  die  Privatpersonen,  welche  zu  ihrer 
Bettung  beigetragen  haben  (Art  1444  und  1445). 

In  reciproker  Weise  haben  die  Kapitaine  oder  Eigenthümer  des  Schiffes 
oder  der  Waaren,  der  Behörde  gegenüber,  bezüglich  der  Rettung  dieselben 
Verpflichtungen,  welche  in  Betreff  der  Privatpersonen  vorgeschrieben  sind 
(Art.  1444  und  1446^. 

1455.  Die  Behörde,  welche  bei  einem  Schiffbruche  oder  bei  der  Ber- 
gung der  geretteten  Waaren  Beistand  geleistet  hat,  ist  verpflichtet,  dem  be- 
tre&nden  Handelsgerichte  spätestens  binnen  48  Stunden  über  die  oben 
erwähnten  Ereignisse  und  die  von  ihr  getroffenen  Massregeln  Bericht  zu 
erstatten. 

1456.  Falls  keine  Reklamationen  vorliegen,  müssen  diejenigen  Waaren 
ohne  Zeitverlust  in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft  werden,  welche  durch 
ihren  schlechten  Zustand  oder  wegen  ihrer  Beschaffenheit  der  Deterioration 
ausgesetzt  sind,  oder  deren  Erhaltung  und  Lagerung  in  natura  offenbar  die 
Interessen  des    Eigenthümers  schädigen  würde. 

1457.  Innerhalb  der  auf  die  Bettung  folgenden  8  Tage  sind  in  einer 
der  Zeitungen  des  nächsten  Ortes  alle  Umstände  des  Unfalles,  mit  genauer 
Angabe  der  Marken  und  Nummern  der  Waaren,  zu  veröffentlichen,  indem, 
die  Interessenten  angefordert  werden,  ihre  betreffenden  Reklamationen  ein- 
zureichen. Diese  Anzeige  muss  vier  Mal,  und  zwar,  je  ein  Mal  in  einem 
Monate,  wiederholt  werden. 

1458*  Wenn  das  Recht  des  Reklamirenden  duit^h  die  Konnossemente 
oder  andere  gesetzliche  Urkunden  nachgewiesen  ist,  sind  ihm  die  geretteten 
Waaren  auszuliefern,  gegen  vorhergehende  Zahlung  der  Kosten  und  Beloh- 
nungen, welche  f&r  die  Kettung  geschuldet  werden. 

Im  Falle  eines  Zweifels  ^züglich  des  Rechtes  des  Reklamirendeo, 
eines  Widerspruches  Seitens  eines  Dritten  oder  bei  Streitigkeiten  über  die 
Rettung  und  die  Kosten,  kann  das  Gericht  die  Auslieferung  der  Waaren 
verfügen,  wenn  eine  genügende  Bürgschaft  geleistet  wird. 

1459.  Wenn  nach  den  vier  oben  erwähnten  Anzeigen  und  nach  Ablauf 
eines  Jalires  Niemand  Behufs  Reklamation  erscheint,  wird  zum  Verkauf  in 
öffentlicher  Versteigerung  gemäss  der  Verfügung  des  Art  1451  geschritten. 
In  diesem  Falle  schädigt  die  gerichtliche  Billigung  der  Rechnung  nicht  das 
Recht  der  Interessenten,  welche  die  ihnen  passend  scheinenden  Ausstellungen 
und  Einwendungen  erheben  können. 

1460.  Der  Eigenthümer  der  geretteten  Gegenstände  kann  während 
10  Jahren  den  Betrag  des  Erlöses  des  Verkaufs  reklamiren.  Nach  Verlauf 
dieser  Frist  geht  die  deponirte  Summe  in  das  Eigenthum  des  Fiskus  über. 

1461.  Bei  Strandung,  Schiffbruch  oder  einem  ähnlichen  Ereignisse 
wird  von  dem  Schiffe  oder  den  schiffbruchigen  Waaren  keine  Gebühr  er- 
hoben, mögen  dieselben  nationale  oder  ausländische  sein. 


1)  Es  dürfte  Art.  Ii45  gemeint  sein. 
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1462.  Der  für  deo,  den  in  Gefahr  befindlichen  oder  gescheiterten 
Schiffen  oder  Waaren  geleisteten  Beistand  schuldige  Lohn  ist  zweierlei  Art: 

Lohn  f&r  Hülfeleistang  und 
Lohn  für  Rettung. 

1463.  Der  Lohn  für  Hülfeleistung  wird  geschuldet,  wenn  das  Schiff 
und  die  Ladung,  zusammen  oder  getrennt,  wieder  auf  die  hohe  See  gebracht 
oder  nach  einem  sichern  Hafen  befordert  worden  sind. 

Dieser  Lohn  wird  festgesetzt  unter  Berücksichtigung  der  Schnelligkeit, 
der  Dienstleistung,  der  Zeit,  welche  hierauf  verwendet  worden  ist,  der  An- 
zahl der  Personen,  welche  zum  Beistande  durchaus  nöthig  waren,  der  Ge- 
fahr, welche  zu  bestehen  war,  der  Art  des  Dienstes  und  der  Ehrlichkeit, 
welche  die  Personen,  die  behülflich  gewesen  sind,  bei  der  Uebergabe  der 
geretteten  Gegenstande  gezeigt  haben. 

1464.  Die  Fälle  der  Rettung  sind: 

wenn  ein  Schiff  und  Waareu,  welche  sich  ohne  Leitung  auf  hoher 
See,  am  Strande  oder  an  den  Küsten  befunden  haben,  wiedererlangt 
oder  gerettet  werden; 

wenn  Waaren  eines  gestrandeten  Schiffes  gerettet  werden,  welches 
sich  in  einem  solchen  Zustande  der  Gefahr  befindet,  dass  es  nicht 
mehr  als  ein  sicherer  Aufbewahrungsort  derselben,  noch  als  Zu- 
fluchtsort für  die  Leute  der  Schiffsmannschaft  angesehen  werden 
kann; 

wenn  Waaren  aus  einem  Schiffe  genommen  werden,  welches  that- 
sächlich  zertrümmert  ist; 

wenn  sich  ein  Schiff  in  drohender  Gefahr  befindet  oder,  da  es 
keine  Sicherheit  mehr  bietet,  von  der  Mannschaft  verlassen  worden 
ist,  oder  wenn  es  von  derselben  verlassen  angetroffen  wird  und  die- 
jenigen, welche  das  Schiff  zu  retten  beabsichtigen,  es  besetzen  und 
mit  der  ganzen  Ladung  oder  einem  Theile  derselben  nach  einem 
Hafen  bringen. 

1465.  Bei  der  Abschätzung  des  Lohnes  für  Rettung  sind  nicht  nur 
die  im  zweiten  Alinea  des  Art.  1463  erwähnten  Umstände  zu  berücksichtigen^ 
sondern  auch  die  Gefahr,  in  welcher  sich  die  geretteten  Gegenstände  be- 
funden haben,  und  der  Werth  dieser  Gegenstände,  welcher  durch  sachver- 
ständige Schiedsrichter  zu  bestimmen  ist. 

i466.  Bei  streitigen  Fällen  muss  die  Abschätzung  der  Löhne  für 
Hülfeleistung  oder  Rettung,  sowie  die  Ernennung  der  sachverständigen 
Schiedsrichter  durch  das  zuständige  Gericht  erfolgen. 

1467.  Wenn  das  Schiff  von  dem  Eapitain  und  den  Leuten  der  Schiffs- 
mannschaft verlassen  und  von  denjenigen,  welche  es  zu  retten  beabsichtigen, 
besetzt  worden  ist,  so  ist  es  dem  Kapitain  und  den  übrigen  Dienstoffizieren 
gestattet,  auf  das  Schiff  wieder  zurückzukehren  und  die  Leitung  desselben 
zu  übernehmen. 

In  einem  solchen  Falle  haben  diejenigen,  die  es  besetzt  hatten,  die 
Verpflichtung,  bei  Strafe,  ihren  Lohn  zu  verlieren  und  für  die  Schäden  und 
Nacntheile  zu  haften  (Art.  1445),  dem  Kapitain  den  Oberbefehl  über  das 
Schiff  zu  übergeben,  unbeschadet  ihrer  schon  vorher  bezüglich  der  Rettung 
erworbenen  Ansprüche. 

1468.  Wenn  ein  Schiff  oder  Waaren,  welche  gerettet  und  dem  Eigen- 
thümer  nach  Leistung  einer  Bürgschaft  (Art.  1444)  ausgeliefert  waren,  auf 
dem  Wege  zwischen  dem  Orte  dbr  Rettung  und  dem  Bestimmungshafen 
verloren  gehen,  ohne  dass  eine  Abschätzung  ihres  Werthes  vorhergegangen 
ist,  so  müssen  die  sachverständigen  Schiedsrichter  dem  Schiffe  und  £n  ge- 
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retteten  Waaren  denjenigen  Werth   zaeriheilen,   welchen  dieselboi  an  da 
Orte,  wo  die  Waaren  abzuliefern  waren,  gehabt  haben  wärdea. 

1469.  Jede  Abrede,  jeder  Vergleich  oder  jedes  Versprechen  &b^  Lck 
für  Hülfeleistung  oder  Rettung  sind  ungültig,  wenn  sie  auf  hober  See  oder 
zur  Zeit  der  Strandung  mit  dem  Kapitain  oder  einem  andern  Ofi&zitf,  so 
es  bezüglich  des  Schiffes  oder  der  Waaren^  welche  sich  in  Gefahr  befindoi 
abgeschlossen  worden  sind. 

Nach  überstandener  Gefahr  ist  es  gestattet,  freundschaftliche  Verglekb 
und  Vereinbarungen  zu  machen;  aber  selbst  in  einem  solchen  Falle  so! 
sie  den  Eigenthümern ,  Konsignataren  oder  Versicherern  gegenüber,  welch 
in  dieselben  nicht  gewilligt  haben,  nicht  bindend. 

1470.  Die  aus  dem  Schiffbruche  oder  der  Strandung  geretteten  Wavti 
haften  besonders  für  die  Zahlung  der  Löhne  für  Hülfeleistung  und  Rettox 
(Art.  1021  No.  1). 

Dieses  Vorrecht  geht  auf  den  liquiden  Erlös  des  Verkaufes  über. 

1471.  Die  Streitfragen,  welche  über  die  Zahlung  der  Löhne  fnrHäfr 
leisiung  und  Rettung  entstehen,  sind  im  Staate  durch  das  HandekgencM 
des  Bestimmungsortes  des  Schiffes  oder  desjenigen  Hafens  za  entscheid^ 
in  welchem  das  Schiff  einläuft  oder  nach  welchem  es  geschleppt  wird. 


TITEL  XIV. 

Von  den  Havarien. 

KAPITEL  L 
Von  der  Art  und  der  Klassifikation  der  Havarien. 

1472.  Als  Havarien  werden  alle  ausserordentlichen  Ausgaben,  vi 
während  der  Reise  zu  Gunsten  des  Schiffes  oder  der  Ladung  oder  I« 
zugleich  gemacht  werden,  angesehen,  sowie  alle  Schäden,  welche  das  S( 
oder  die  Ladung  von  der  Verschiffung  und  Abfahrt  an  bis  zur  Anki 
oder  Löschung  treffen. 

1473.  In  Ermangelung  besonderer,  in  den  Frachtpolicen  oder  dd 
Konnossementen  aufgeführter  Abreden,  sind  die  Havarien  gemäss  den  ^^ 
fügungen  dieses  Gesetzbuches  zu  bezahlen. 

1474  Die  Havarien  sind  zweierlei  Art:  grosse  oder  gemeinschalV 
liehe  und  einfache  oder  besondere. 

Der  Betrag  der  gemeinschaftlichen  Havarien  wird  im  Verbilteöi 
nnter  das  Schiff,  seine  Fracht  und  die  Ladung  vertheilt  (Art.  1498).  l^ 
der  besonderen  ist  von  dem  Eigenthümer  des  Gegenstandes,  welcher  ^ 
Schaden  erlitten  oder  die  Kosten  verursacht  hat,  zu  tragen. 

1475.  Nicht  als  Havarien,  sondern  nur  als  einfiache  Ausgaben  a 
Lasten  des  Schiffes,  werden  angesehen: 

1.  die  Lootsengelder  an  den  Küsten  und  Häfen; 

2.  die  Kosten  für  Schaluppen  und  Schlepper,  wenn  wegen  Mangel** 
Wasser  das  Schiff  vom  Ort  der  Abfahrt  an  die  Reise  mit  *- 
vollen  Ladung  nicht  antreten  oder  in  dem  Bestimmungsort«  ohit 
das  Schiff  zu  erleichtem,  nicht  anlanden  kann  (Art.  1480); 

3.  die  Ankergelder,  die  Kosten  für  Besichtigung  und  sonstige  Bvsr 
abgaben; 

4.  die  Frachtgelder  für  die  Schaluppen,  bis  die  Waiiren  an  den  Ha»' 
dämm  gebracht  worden  sind,  falls  nach  dem  Konnossemeate  cot: 
der  Frachtpolice  nichts  anderes  festgesetzt  worden  ist; 
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5.  im  Allgemeinen  jede  andere  bei  der  Schiffiahrt  gewöhnlich  vor- 
kommende Ausgabe,  welche  keine  ausserordentliche  und  zufällige 
ist  (Art  1472); 

1476.  Grosse  oder  gemeinschaftliche  Havarien  sind  im  Allgemeinen 
alle  Schftden,  welche  im  Falle  derGeüahr  durch  Beschluss  verursacht  worden 
sind,  und  diejenigen,  welche  in  unmittelbarer  Folge  der  Unfälle  'erlitten 
werden,  sowie  die  unter  gleichen  Umständen  gemachten  Ausgaben  nach 
vorhergegangenen,  begründeten  Berathungen  (Art.  1091)  zur  gemeinschaft- 
lichen I^ttung  der  Personen  oder  des  Schiffes  und  der  Ladung,  vereint 
oder  getrennt,  von  der  Verladung  und  Abfahrt  des  Schiffes  an  bis  zu  seiner 
Rückkehr  und  Löschung  (Art.  1472). 

Vorbehaltlich  der  Anwendung  dieser  allgemeinen  Regel  bei  den  vor- 
kommenden Fällen,  wird  besonders  als  gemeinschaftliche  Havarie  an- 
gesehen : 

1.  alles,  was  den  Feinden,  Korsaren  oder  Seeräubern  als  Lösegeld  Behufs 
des  Loskaufs  des  Schiffes  und  seiner  Ladung,  vereint  oder  getrennt, 
gegeben  werden  muss; 

2.  die  Gegenstände,  welche  zur  Erleichterung  des  Schiffes  in  das 
Meer  geworfen  werden,  mögen  sie  zur  Ladung,  zum  Schiffe  oder  der 
Mannschaft  gehören; 

3.  die  Masten,  die  Ankertaue,  die  Segel  und  anderes  Takelwerk, 
welche  absichtlich  zerstört  und  unbrauchbar  gemacht  werden,  oder 
zerschnitten  oder  durch  das  Beisetzen  der  Segel,  um  Schiff  und  La- 
dung zu  retten,  beschädigt  werden; 

4.  die  Anker,  Taue  und  die  übrigen  Gegenstände,  welche  zur  Rettung 
oder  zum  gemeinschaftlichen  Vortheil  im  Stich  gelassen  werden; 

5.  der  Schaden,  welcher  durch  den  Seewurf  den  Waaren,  welche  im 
Schiff  aufbewahrt  werden,  verursacht  wird; 

6.  der  Schaden,  welcher  dem  Schiffe  oder  einigen  Waaren  der  Ladung 
dadurch  verursacht  wird,  dass  zum  Zwecke  der  Entleerung  von 
Wasser  oder,  um  die  verladen^  Waaren  herauszunehmen  und  zu 
retten,  absichtlich  irgend  eine  Oeffnung  in  das  Schiff  geschlagen 
worden  ist; 

7.  die  Heilung,  der  Unterhalt  und  die  Entschädigungen  der  bei  der 
Vertheidigung  des  Schiffes  verwundeten  oder  verstümmelten  Leute 
der  Schiffsmannschaft; 

8.  die  Entschädigung  oder  das  Lösegeld  für  die  Leute  d^r  Schiffs- 
mannschaft, welche  während  eines  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
geleisteten  Dienstes  gefangen  oder  detinirt  worden  sind; 

9.  die  Heuer  und  der  Unterhalt  der  Mannschaft  während  der  gezwungenen 
Anlandung; 

10.  die  Lootsengelder  und  sonstige  Ein-  und  Ausfahrtsgebühren  in  dem 
Hafen  der  gezwungenen  Anlandung; 

11.  die  Miethen  für  die  Lagerräume,  in  welche  im  Hafen  der  ge- 
zwungenen Anlandung  die  Waaren  niederbiegt  werden,  welche 
während  der  Ausbesserung  des  Schiffes  nicht  an  Bord  bleiben 
können; 

12.  die  Kosten,  welche  durch  die  Reklamation  Seitens  des  Eapitains, 
bezüglich  des  Schiffes  und  der  Ladung  zusammen,  entstehen; 

13.  die  Heuer  und  Unterhaltungskosten  für  die  Leute  der  Schiffs- 
mannschaft während  dieser  Reklamation,  sofern  das  Schiff  und  die 
Ladung  zurückerstattet  werden; 

14.  die  Kosten  der  Erleichterung  oder  der  Ueberführung  eines  Theiles 
der  Ladung  auf  ein  anderes  Schiff,   um   das  Schiff  zu  erleichtem 
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und  in  den  Stand  za  setzen,  einen  Hafen  oder  eine  Biiede  a 
erreichen,  damit  es  vor  Seegefahren  oder  Feinden  gerettet  werde: 

lö.  die  Schäden,  welche  die  Waaren  dorch  die  Ansladong  und  Wiedo^ 
beladung  des  in  Ge&hr  befindlichen  Schiffes  erleiden; 

16«  die  Schäden,  welche  Rumpf  und  Kiel  desjenigen  Schifies  eiiadei, 
dessen  Strandung' absichtlich  zur  Verhinderung  seines  Yollstandi^ 
Verlustes  oder  seiner  Aufbringung  bewirkt  worden  ist; 

17.  die  Kosten,  welche  nöthig  sind,  um  das  gestrandete  Schiff  wieds 
flott  zu  machen,  und  die  Belohnung  für  ausserordentliche  Dienssq 
welche  geleistet  sind ,  um  seinen  vollständigen  Verlast*  oder  sM 
Wemahme  zu  verhindern; 

18.  die  V  erluste  und  Schäden,  welche  die  Waaren  erlitten  haben,  die  4 
Folge  der  Qefahr  in  Schaluppen  oder  kleinere  Schiffe  amgdaJei 
werden  mnssten; 

19.  die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten  für  die  Schiffsmannschi& 
wenn  das  Schiff  nach  dem  Beginn  der  Reise  gezwungen  win 
dieselbe  auf  Befehl  einer  ausländischen  Macht  oder  wegen  plotzlicke 
Eintritts  eines  Krieges  zu  unterbrechen,  insoweit  als  aas  ScU 
und  die  Ladung  ihrer  gegenseitigen  Verpflichtungen  nicht  enthoba 
werden; 

20.  die'  Prämie  des  Darlehns  auf  Bodmerei,  welches  aufgenomm^i  wir^ 
um  die  als  gemeinschaftliche  Havarie  angesehenen  Kosten  zu  deckflj 
und  die  Versicherungsprämie  dieser  Kosten; 

21.  die  Verminderung,  welche  der  Werth  der  Waaren  dadurch  ertitM 
hat,  dass  sie  im  Hafen  der  gezwungenen  Anlandung  zur  Deck&i^ 
jener  Kosten  haben  verkauft  werden  müssen; 

22.  die  Gerichtskosten  für  die  Klassifikation  und  Vertheilung  der  gt 
meinschaftlichen  Havarie; 

23.  die  Kosten  für  eine  ausserordentliche  Quarantäne,  welche  zur  Zi 
des  Abschlusses  des  Frachtvertrages  nicht  vorauszusehen  war,  ei» 
schliesslich  der  Heuer  und  des  Unterhaltes  der  Leute  der  Schifc 
mannschaft. 

1477.  Wenn,  um  in  irgend  einem  Hafen  oder  einer  Kbede  eii 
Feuersbrunst  abzuschneiden,  befohlen  wird,  irgend  ein  Schiff  in  den  Gnus 
zu  bohren,  als  noth wendiges  Mittel,  um  die  übrigen  zu  retten,  so  ist  die« 
Verlust  als  gemeinschafthche  Havarie  anzusehen,  zu  deren  Zahlung  ä 
übrigen  geretteten  Schiffe  beitragen  müssen. 

U7B>  Die  durch  innere  Fehler  des  Schiffes,  durch  seine  Unbraack- 
barkeit  zur  Schifi&hrt,  oder  durch  Unterlassungen  oder  Nachlässigkeit  (iei 
Kapitains  oder  der  Leute  der  Schiffsmannschaft  entstandenen  Kosten  werdet 
nicht  als  Havarie  grosse  angesehen,  auch  wenn  sie  freiwillig  und  auf  Gniol 
motivirter  Berathung  zum  Vortheile  des  Schiffes  und  der  Ladung  gemacht 
worden  sind. 

Alle  diese  Kosten  sind  für  ausschliessliche  Rechnung  des  Kapituss 
oder  des  Schiffes  (Art.  1183). 

1479.  Einfache  Havarie  ist  im  Allgemeinen  jede  Ausgabe  oder  jeder 
Schaden,  welche  nicht  zu  gemeinschaftlichem  Vortheile  gemacht  worden  s^ioi 
und  welche  von  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  erlitten  werden,  so  lange  dk 
Risikos  dauern. 

Es  werden  besondeis  als  einfache  Havarie  betrachtet: 

1.  die  Schäden,  welche  die  Ladung  oder  das  Schiff  wegen  eigener 
innerer  Fehler  der  Sache,  durch  einen  Unfall  auf  dem  Meere,  duitk 
höhere  Gewalt  oder  durch  einen  unvorhergesehenen  ZafiiU  er- 
leiden; 
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2.  die  zur  Yermeidong  oder  Aasbesserung  der  Schäden ,  auf  welche 
sich  die  vorhergehende  Nummer  bezieht,  gemachten  Ausgaben: 

3.  die  Kosten  der  Reklamation,  die  Heuer  and  der  Unterhalt  der  Leute 
der  Schiffsmannschaft,  so  lange  erstere  dauert^  wenn  das  Schiff  und 
die  Ladung  getrennt  reklamirt  werden; 

4.  die  besondere  Ausbesserung  der  Verpackungen  und  die  zur  Auf- 
bewahrung der  beschädigten  Waaren  gemachten  Aasgaben,  es  sei 
denn,  dass  der  Schaden  unmittelbar  aus  einer  Thatsache  hervor- 
gegangen ist,  welche  zu  einer  gemeinschaftlichen  Havarie  Yer- 
aniassung  giebt; 

5.  der  Frachtzuschlag  und  die  Lade-  und  Löschungsspesen,  welche  in 
dem  Falle  entstehen,  dass  das  Schiff  während  der  Reise  als  zur  Schiff- 
£Eihrt  untauglich  erklärt  worden  ist,  wenn  die  Waaren  gemäss  der 
Vei*fugunp  des  Art.  1242  durch  ein  anderes  SchifiT  befördert 
worden  sind; 

6.  ieder  Schaden,  welcher  die  Ladung  durch  Nachlässigkeit,  Unter- 
lassung oder  Baratterie  von  Seiten  des  Eapitains  oder  der  Schiffs- 
mannschaft trifft,  unbeschadet  des  Rechtes  des  Eigenthümers  gegen 
den  Eapitain,  das  Schiff  und  die  Frachten. 

1480.  Die  Schäden,  welche  die  auf  Schaluppen  zum  Zwecke  der 
Erleichterung  des  in  Gefahr  befindlichen  Schiffes  verladenen  Waaren  erleiden 
(Art.  1475  No.  2),  sind  nach  den  in  diesem  Eapitel  aufgestellten  Ver- 
fügungen, je  nach  den  verschiedenen  Ursachen  ihrer  Entstehung,  festzu- 
setzen. 

1481.  Wenn  während  der  Ueberfahrt  die  Schaluppen  .oder  die  auf 
denselben  verladenen  Waaren  einen  Schaden  erleiden,  welcher  als  gemein- 
schaftliche Havarie  anzusehen  ist,  so  muss  ein  Drittel  desselben  von  den 
Schaluppen  und  zwei  Drittel  von  den  Waaren,  die  sich  an  ihrem  Bord  be- 
funden haben,  f^etra^n  werden. 

Diese  zwei  Dnttel  sind  ferner  als  gemeinschafüiche  Havarie  auf  das 
Hauptschiff,  den  Betrag  der  Fracht  und  die  ganze  Ladung,  einschliesslich 
deijenieen  der  Schaluppen,  zu  vertheilen  (Art  1498). 

1482.  In  reciproKer  Weise  und  zwar  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  in  welchem 
die  auf  die  Schaluppen  verladenen  Waaren  an  ihrem  Bestimmungsort  aus- 
geladen und  an  ihre  Eonsignatare  abgeliefert  worden  sind,  stehen  sie  mit 
dem  Hauptschiffe  und  mit  dem  übrigen  Theile  der  Ladung  in  Verbindung, 
und  haben  zu  den  etwa  vorkommenden  gemeinschaftlichen  Havarien  bei- 
zutragen. 

1483.  Die  Waaren,  welche  sich  weder  an  Bord  des  Hauptschiffes, 
noch  an  demjenigen  der  zu  ihrer  Beförderung  bestimmten  kleineren  Fahr- 
zeuge befinden,  tragen  zu  den  Schäden  nicht  bei,  welche  zu  dieser  Zeit 
das  Schiff  treffen,  zu  dessen  Ladung  sie  bestimmt  sind. 

1484.  Damit  der  Schaden,  welchen  das  Schiff  oder  die  Ladung  erlitten 
hat,  als  Havarie  für  Rechnung  des  Versicherers  angesehen  werden  kann, 
ist  es  nöthig,  dass  er  von  zwei  sachverständigen  bchiedsrichtem  gepr&fki 
werde,  welche  feststellen: 

1.  die  Ursache,  wodurch  der  Schaden  entstanden  ist; 

2.  den  Theil  der  Ladung,  welcher  Havarie  gelitten  hat,  unter  Angabe 
der  Marken,  Nummern  oder  Eollis; 

3.  wie  viel  die  beschädigten  Gegenstände  werth  sind  und  wie  viel  ihre 
Ausbesserung  oder  Wiederinstandsetzung  betragen  würde,  wenn  es 
sich  um  das  Schiff  oder  sein  Zubehör  handelt. 

Alle  diese  Massregeln,  Prüfungen  und  Untersuchungen  werden  von 
dem  Handelsgerichte  des  betreffenden  Distriktes  angeordnet  und  unter  Vor- 
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ladnng  der  Betheiligten  von  diesen  oder  von  ihren  Vertretern  ausgefohri 
Im  Falle  der  Abi^esenheit  der  Parteien  und  Mangels  eines  BevollmäcntigteD, 
kann  der  Richter  von  Amtswegen  eine  befthigte  und  brauchbare  Person 
ernennen,  welche  sie  vertritt. 

1485.  Bei  der  Regelung  der  einfachen  Havarie,  welche  der  Yersicherer 
bezahlen  muss,  im  Falle  einer  Versicherung  gegen  jedes  Risiko,  sind  fol- 
gende Bestimmungen  zu  beachten: 

Alles,  was  gekapert ,  verloren  oder  während  der  Reise  wegen  Beschä> 
digung  verkauft  worden  ist,  wird  nach  dem  Werthe  in  der  Faktura  abge- 
schätzt und,  in  Ermangelung  derselben,  nach  demjenigen  Werthe,  för 
welchen,  nach  dem  Gesetze,  die  Versicherung  abgeschlossen  worden  ist;  und 
der  Versicherer  mnss  den  Betrag  zahlen. 

Wenn  im  Falle  der  Ankunft  in  einem  sicheren  Hafen  die  Waaren 
ganz  oder  zum  Theile  beschädigt  sind,  so  muss  von  sachverständigen  Schieds- 
richtern bestimmt  werden,  welchen  Werth  die  Waaren  gehabt  hätten,  weno 
sie  ohne  die  Havarie  angekommen  wären,  und  dann,  welchen  Werth  sie  in 
der  That  noch  haben,  und  der  Versicherer  hat  einen  Theil  des  Versicherungs- 
betrages zu  bezahlen,  im  VerhäUniss  der  Differenz  zwischen  beiden  Werthen, 
einschliesslich  der  Kosten  der  Untersuchung  und  Arbitrage. 

Alles  dies  unabhängig  von  der  Abschätzung  des  erhofften  Gewinnes, 
falls  ein  solcher  versichert  worden  ist  (Art.  1319). 

1488.  Die  havarirten  Waaren  sind  stets  in  öffentlicher  Versteigerang 
gegen  baares  Geld  auf  das  Meistgebot  zu  verkaufen;  wenn  jedoch  der  Eigen- 
thümer  oder  Eonsignatar  den  gut  erhaltenen  Theil  der  Waaren  nickt  za 
verkatifen  wünscht,  kann  er  dazu  in  keinem  Falle  gezwungen  werden.  Der 
Preis  für  die  Berechnung  ist  der  laufende,  den  dieselben  Waaren,  fiiUs  sie 
zur  Zeit  der  Ablieferung  verkauft  worden  wären,  am  Platze  erhalten  haben 
würden,  indem  er  nach  den  laufenden  Preisen  des  Ortes  bestimmt  oder, 
in  Ermangelung  derselben,  durch  zwei  vom  Gerichte  ernannte  Kaofleate, 
welche  mit  Waaren  gleicher  Art  Handel  treiben,  eidlich  festgesetzt  wird. 

1487.  Wenn  die  versicherten  Waaren  beschädigt  oder  vermindert  in 
dem  Gebiet  des  Staates  ankommen  und  die  erlittene  Havarie  äusserlich 
sichtbar  ist,  muss  die  Prüfung  und  Abschätzung  des  Schadens  von  sach- 
verständigen Schiedsrichtern  vorgenommen  werden,  bevor  die  Waaren  dem 
Versicherten  ausgeliefert  werden. 

Wenn  zur  Zeit  der  Löschung  die  Havarie  äusserlich  nicht  sichtbar 
ist,  kann  die  Prüfung  auch  nach  geschehener  Ablieferung  der  Waaren  an 
den  Versicherten  vorgenommen  werden,  sofern  sie  unverzüglich  3  Tage  nach 
der  Löschung  erfolgt,  unbeschadet  der  sonstigen  Beweise,  welche  die  Be- 
theiligten vorbringen  können  (Art.  546). 

1488.  Wenn  die  Police  die  Klausel  enthält,  dass  die  Havarien  nach 
Marken,  EoUis,  Packeten,  Eisten  oder  Sorten  zu  bezahlen  sind,  so  wird 
bezüglich  der  Liquidation  der  Havarien  jeder  der  bezeichneten  Theile  als 
eine  besondere  Versicherung  angesehen,  auch  wenn  dieser  Theil  in  dem 
Gesammtwerthe  der  Versicherung  mit  emgeschlossen  ist. 

Jeder  Theil  der  Ladung,  welcher  Gegenstand  einer  besonderen  Ab- 
schätzung sein  kann  und  ganz  verloren  gegangen  oder  in  Folge  eines  der 
stipulirten  Risikos  so  beschädigt  worden  ist,  dass  er  jeden  Werth  verloren 
hat,  ist.  von  dem  Versicherer  als  Gesammtverlust  zu  entschädigen,  aach 
wenn  der  Verlust,  bezüglich  des  Ganzen  oder  der  versicherten  Ladung,  ein 
theilweiser  ist,  und  der  Werth  des  verlorenen  oder  durch  den  Schaden  zer- 
störten Theiles  in  die  Gesammtversicherung  angenommen  worden  ist 

1489.  Wenn  durch  eine  Seegefa^r  ein  versichertes  Schiff  einen 
Schaden  erleidet,   so  hat  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel   dw  Kosten  der 
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AusbesseruDg  zu  bezahlen,  mag  dieselbe  stattfinden  oder  nicht,  and  zwar  im 
Verhältniss  des  versicherten  Theiles  zu  dem  nicht  versicherten.  Das  andere 
Drittel  läuft  fftr  Rechnung  des  Versicherten,  aaf  Grand  des  vermutheten 
grösseren  Werthes  des  Schiffes. 

1480.  Wenn  die  Ausbesseranff  aasgeflDihrt  worden  ist,  so  ist  der  Be- 
trag der  Kosten  durch  die  betreffenden  Rechnungen  und  andere  Beweismittel 
nachzuweisen,  indem,  falls  es  nöthig  sein  sollte,  zu  einer  Prüfung  durch 
Sachverständige  geschritten  wird. 

Wenn  die  Ausbesserung  nicht  erfolgt  ist,  so  hat  ihre  Kosten  Veranschla- 
gung immer  durch  Sachverständige  zu  geschehen. 

1481.  Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  Ausbesserungen  den  Werth 
des  Schiffes  um  mehr  als  ein  Drittel  erhöht  haben ,  so  muss  der  Versicherer 
alle  Kosten  gemäss  den  im  Art  1489  getroffenen  Bestimmungen  bezahlen, 
wobei  der  grössere  Werth,  den  das  Schiff  durch  die  Ausbesserung  erhalten 
hat,  in  Abzo^  zu  bringen  ist. 

Wenn  der  Versicherte  dagegen  beweist,  dass  die  Ausbesserungen  den 
Werth  des  Schiffes  nicht  erhöht  haben,  da  dasselbe  neu  war  und  den  Schaden 
auf  der  ersten  Reise  erlitten  hat,  oder  weil  die  Segel  und  das  Takelwerk  u.  s.  w. 
neu  waren,  so  wird  das  Drittel  nicht  abgezogen,  und  der  Versicherer  hat 
alle  Kosten  der  Ausbesserung  in  dem  im  Art.  1489  ausgedrückten  Verhält- 
nisse zu  bezahlen. 

1482.  Wenn  die  Kosten  mehr  als  drei  Viertel  des  Werthes  des 
Schiffes  betragen,  wird,  bezüglich  der  Versicherer,  angenommen,  dass  es  als 
für  die  Schiffiahrt  untauglich  erklärt  worden  ist,  und  sie  sind  alsdann  ver- 
pflichtet, falls  kein  Abandon  stattfindet,  die  versicherte  Samme,  nach  Abzug 
des  Werthes  des  Schiffes  oder  seiner  Trümmer,  zu  bezahlen. 

1483.  Wenn  ein  Schiff  in  einen  Hafen  der  gezwungenen  Anlandung 
eingelaufen  ist  und  später  durch  irgend  einen  Unmll  verloren  geht,  so  hat 
der  Versicherer  nur  dien  Betrag  der  versicherten  Summe  zu  zahlen. 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Schiff  ^egen  verschiedener  Ausbesse- 
rungen mehr  Kosten  verursacht  hätte,  als  die  versicher4|e  Samme  beträgt. 

1484.  Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet^  irgend  welche  Havarie  zu 
bezahlen,  deren  Betrag  nicht  ein  Prozent  der  versicherten  Summe  übersteigt, 
falls  nicht  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist  und  unbeschadet  der 
im  Art.  1373  No.  8  enthaltenen  Vorschrift. 


KAPITEL  H. 

Von  der  Vertheilung  und  dem  Beitrage  zu  der  gemeinschaftlichen 

Havarie. 

1495.  Die  Regniirung  and  die  verhältnissmässige  Vertheilung  der  ge- 
meinschaftlichen Havarie  muss  in  dem  Hafen  erfolgen,  in  welchem  die 
Ladnng  abgeliefert  oder  die  Reise  beendet  wird,  falls  nicht  eine  entgegen- 
stehende Anrede  getroffen  ist 

Wenn  die  Reise  im  Staate  widerrufen  wird,  wenn  sich  das  Schiff  nach 
der  Abfahrt  gezwungen  sieht,  zum  Hafen  der  Verladung  wieder  zurückzu- 
kehren, oder  wenn  es  innernalb  des  Staatsgebietes  strandet  oder  scheitert, 
so  hat  die  Liquidation  der  Havarien  in  demjenigen  Hafen  stattzufinden,  Von 
welchem  das  Schiff  abge£Eihren  ist  oder  ab&hren  musste. 

Wenn  die  Reise  widerrufen  wird,  während  das  Schiff  sich  ausserhalb 
des  Staates  befindet,  oder  wenn  die  Ladung  in  einem  Hafen  der  gezwun- 
genen Anlandung   verkauft  worden  ist,  «o   wird   die  Havarie  am  Orte  des 
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Widerrufs  der  Reise  oder  des  Verkaufes  der  Ladung  liquidirt  and  terhält- 
nissmässig  vertheilt. 

1486.  Die  Prüfung  und  Li<][uidation  der  Havarie  und  ihres  Betrages 
hat  von  sachverständigen  Schiedsrichtern  zu  erfolgen,  welche  das  Handels- 
gericht auf  Vorschlag  der  Interessenten  oder  ihrer  Vertreter  oder  auch  ?oa 
Amtswegen  ernennt,  falls  dieselben  es  nicht  thun. 

Wenn  dies  im  Auslande  geschieht,  steht  die  Ernennung  dem  Konsul 
des  Staates  zu  und,  in  Ermangelung  eines  solchen,  der  Behörde,  wdohe  in 
Handelssachen  erkennt. 

1487.  Wenn  der  Eapitain  die  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichnetea 
Massregeln  nicht  ergreift,  können  die  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  der 
Ladung  oder  irgend  ein  anderer  Interessent  dieselben  vornehmen,  unbeschadet 
der  Verantwortlichkeit,  welche  der  Eapitain,  in  Folge  seiner  Unterlassang, 
übernimmt. 

1488.  Die  gemeinschaftlichen  Havarien  sind  verhältnissmässig  zn  ve^ 
theilen : 

auf  den  Werth  des  Schiffes,  in  dem  Zustande,  in  welchem  es 
sich  bei  seiner  Ankunft  befindet,  einschliesslich  dessen,  was  als 
Entschädigung  für  gemeinschaftliche  Havarie  gegeben  wird; 

auf  den  Betrag  der  Fracht,  nach  Abzug  der  Heuer  und  der 
Unterhaltungskosten  fQr  die  Leute  der  Schi£Smannschaft; 

auf  den  Werth  der  Waaren,  welche  sich  zur  Zeit  des  Unfi&lles 
an  Bord  des  Schiffes  oder  der  Schalunpen  oder  der  kleineren  Fahr- 
zeuge befunden  haben  (Art  1180  fl^a.;,  oder  welche,  bevor  der 
Schaden  sich  ereignet  hat,  nothwendiger  Weise  über  Bord  geworfen 
werden  mussten  und  ihrem  Werthe  nach  ersetzt  worden  sind,  oder 
welche  zur  Bezahlung  der  Havariekosten  verkauft  werden  musstes. 

Das  baare  Geld  trigt  zur  gemeinschaftlichen  Havarie,  nach  dem 
Gourse  des  Ortes  bei,  wo  die  Reise  endigt 

1499.  Die  Waaren  der  Ladung  werden  nach  ihrem  Werthe  am  Orte 
der  Loschung,  nach  Abzug  der  Fracht,  des  Eingangszolles  und  der  sonstigen 
Löschungskosten,  sowie  aer  besonderen  Havarie,  welche  sie  etwa  w&hrend 
der  Reise  erlitten  haben,  berücksichtigt,  mit  Ausnahme  der  folgenden  Fälle: 

wenn  die  Yertheilung  in  demjenigen  Hafen  erfolgen  muss,  sos 
welchem  das  Schiff  abgefahren  ist  oder  hätte  abfahren  sollen 
f  Art.  1495),  so  ist  der  Werth  der  verladenen  Gegenstände  nacli 
dem  Einkaufspreise,  zuzüglich  der  Kosten  bis  an  Bord,  aber  mit 
Ausschluss  der  Versicherungsprämie  zu  bestimmen; 

wenn  diese  Gegenstände  havarirt  sind,  nach  ihrem  wirkUchen 
Werthe; 

wenn  die  Reise  widerrufen  wird  oder  die  Waaren  ausserhalb  des 
Staates  verkauft  werden  und  die  Havarie  daselbst  nicht  in  Gemäss- 
heit  der  Vorschrift  des  Art  1495  liquidirt  wird,  so  wird  als  bei- 
tragendes Kapital  der  Werth  dieser  Waaren  am  Orte  des  Widerrufs 
der  Reise  oder  der  Nettoerlös  an  dem  Orte  des  Verkaufs  ao' 
genommen. 

1500.  Die  über  Bord  geworfenen  Waaren  sind  nach  dem  laufenden 
Preise  am  Orte  der  Löschung  des  Schiffes  nach  Abzug  der  Fracht,  der  Ein* 
gangszölle  und  der  {gewöhnlichen  Kosten  abzuschätzen.  Ihre  Art  und 
Qualität  wird  durch  die  Konnossemente,  Fakturen  und  anderen  gesetzlichen 
Beweismittel  nachgewiesen. 

1501.  Wenn  die  Art  oder  Qualität  der  Waaren  besser  ist,  als  die  in 
den  Konnossementen  angegebene,  so  tragen  sie  nach  Massgabe  ihres  wirk- 
lichen Werthes  bei,  fidls  sie  gerettet  werden. 
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Sie  sind  nach  der  im  Konnossemente  yennerkten  Qualität  za  bezahlen, 
wenn  sie  darch  Seewurf  verloren  gegangen  sind. 

Wenn  die  deklarirten  Waaren  von  geringerer  Art  oder  Qualität,  als  der 
in  dem  Konnossemente  angegebenen  sind,  so  tragen  sie,  falls  sie  gerettet 
werden,  gemäss  der  im  Konnossement  vermerkten  Qualität  bei. 

Im  Falle  des  Seewurfes  werden  sie  nach  Massgabe  ihres  wirklichen 
Werthes  bezahlt. 

1502.  Die  Kriegsmunitionen  und  Mundvorrätbe  des  SchifPes,  das 
Gepäck  des  Kapitains,  der  Leute  der  Mannschaft  und  der  Passagiere  tragen, 
im  Falle  des  Seewurfes  oder  einer  anderen  gemeinschaftlicben  Havarie, 
nicht  bei. 

Nichtsdestoweniger  wird  der  Werth  von  O^enständen  dieser  Art, 
welche  über  Bord  geworfen  worden  sind,  pro  rata  von  allen  übrigen  Sachen 
(Art.  1498)  bezahlt. 

1503.  Die  Effekten,  über  welche  keine  von  dem  Kapitain  unterzeich- 
neten Konnossemente  vorhanden  sind,  oder  welche  sich  nicht  in  dem  Ver- 
zeichnisse oder  dem  Manifeste  der  Ladung  vorfinden,  werden  nicht  bezahlt, 
falls  sie  geworfen  worden  sind,  aber  sie  tragen  zur  Zahlung  der  gemein- 
schaftlichen Havarie  bei,  falls  sie  gerettet  worden  sind. 

1504.  Die  auf  dem  Verdeck  verladenen  Gegenstände  tra|;en,  im  Falle 
ihrer  Kettung.  zur  Zahlung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  bei.  Wenn  sie 
jedoch  geworten  oder  durch  den  Seewurf  beschädigt  worden  sind,  hat  der 
Eigenthümer,  mit  Ausnahme  des  Falles  im  zweiten  Alinea  des  Art.  1069, 
nicht  das  Recht,  ihre  Bezahlung  zu  fordern,  unbeschadet  seines  ihm,  im 
Falle  des  Art  904,  gegen  den  Kapitain  zustehenden  Klagerechtes. 

1505.  Wenn  das  Schifi  trotz  des  Seewurfes  oder  irgend  eines  anderen, 
zu  seiner  Rettung  freiwillig  verursachten  Schadens  untergeht,  so  erlischt  die 
Verpflichtung,  zum  Betrage  der  gemeinschaftlichen  Havarie  beizutrafi;en;  die 
Ge«;enstände^  welche  in  gutem  Zustande  geblieben  oder  gerettet  worden  sind, 
haften  nicht  f&r  irgend  welche  Bezahlung  der  geworfenen,  beschädigten  oder 
gekappten. 

1506.  Ist  durch  den  Seewurf  von  Effekten  oder  irgend  einen  anderen 
Schaden^  welcher  absichtlich  zur  Verhinderung  eines  Unfalles  verursacht 
worden  ist,  das  Schiff  gerettet  worden  und  dann  bei  der  Fortsetzung  der 
Reise  zu  örunde  gegangen,  so  tragen  die  aus  dieser  zweiten  GefiEthr  ge- 
retteten Waaren  allein  für  sich  zu  dem  auf  Grund  der  ersten  Gefiethr  statt- 
geftmdenen  Seewurf  bei,  und  zwar  nach  Massgabe  des  Werthes,  welchen 
sie,  nach  Abzug  der  Bergungskosten,  in  dem  Zustande  haben,  in  welchem 
sie  sich  befinden. 

1507.  Wenn  das  Schiff  oder  die  Ladung  in  Folge  eines  überlegten 
Aktes,  aus  welchem  gemeinschaftliche  Havarie  resultirt,  gerettet  worden  ist, 
so  kann  derjenige,  welcher  einen  durch  diese  Handlung  entstandenen  Verlust 
erlitten  hat,  keine  Entschädigung  irgend  welcher  Art  durch  Beitrag  der 
geretteten  Gegenstände  verlangen,  wenn  dieselben  durch  irgend  ein  zufälliges 
Ereigniss  nicht  in  die  Hände  des  Eigenthümers  oder  Konsignatars  gelangen 
oder  bei  der  Ablieferung  keinen  Werth  mehr  haben,  vorbehaltlich  der  Falle 
in  den  Art.  1303  und  1476  No.  12.  13  und  21. 

Wenn  jedoch  der  Verlust  dieser  Effekten  durch  Culpa  des  Eigen- 
thümers oder  Eonsignatars  entstanden  ist,  bleiben  sie  zum  Beitrage  ver- 
pflichtet. 

1508.  Der  Eigenthümer  der  Waaren  kann  in  keinem  Falle  gezwungen 
werden,  mit  einer  höheren  Summe  zu  der  gemeinschaftlichen  Havarie  bei- 
zutragen, als  die  Waaren  zur  Zeit  ihrer  Ankunft  werth  sind,  es  sei  denn 
bezüglich  der  Kosten,    welche  der  Kapitain  nach  einem  Schiffbruche,  einer 
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Aufbringung  oder  Detinirung  des  Schiffes,  in  gutem  Crlauben'  und  selbst 
ohne  Befehl  oder  Instruktionen,  zur  Rettung /der  schiffbrüchigen  Effektes 
oder  -Reklamation  der  gekaperten  verausgabt  hat,  auch  für  d€ai  Fall,  dass 
seine  Bemühungeu  oder  Reklamationen  erfolglos  gewesen  sind. 

1509.  Wenn  nach  erfolgter  Vertheilung  die  Eigenthümer  oder  Eon- 
signatare die  geworfenen  Effekten  wiedererlangen,  sind  sie  verpflichtet,  dem 
Eapitain  und  den  an  der  Ladung  Betheiligten  den  Antheil ,  welchen  sie  in 
Anbetracht  solcher  Gegenstände  empfangen  haben,  nach  Abzug *'der  darch 
den  Seewurf  yerursachten  Schäden  und  der  Kosten  der  Wiedererlangang. 
zurückzuerstatten. 

Die  in  solchem  Falle  zurückerstattete  Summe  ist  unter  das  Schiff  und 
die  an  der  Ladung  Betheiligten  in  demselben  Verhältnisse  zu  vertheilen,  in 
welchem  dieselben  zum  Ersatz  des  durch  den  Seewurf  entstandenen  Scha- 
dens beigetragen  haben. 

1510.  Wenn  der  Eigenthümer  der  geworfenen  Gegenstände  diese 
^urückeriangt,  ohne  irgend  welche  Entschädigung  zu  fordern  oder  ohne  bei 
der  Liquidation  der  Havarie  berücksichtigt  worden  zu  sein,  so  tragen  diese 
Gegenstände  zu  den  Havarien,  welche  die  übrige  Ladung  nach  dem  See- 
würfe treffen,  nicht  bei. 


Buch  IV. 

Von   der  Insolvenz  der  Kaufleute. 

TITEL  L 

Vom  Zustande  des  Falliments  und  den  verschiedenen 
Klassen  desselben. 

1511.  Jeder  Kaufmann,  welcher  aus  irgend  einem  Grunde  seine 
Zahlungen  einstellt,  befindet  sich  im  Zustande  des  Falliments. 

Die  Einstellung  der  Zahlungen,  welche  den  Zustand  des  Falliments 
charakterisirt,  braucht  nicht  eine  allgemeine  zu  sein.  Jeder,  der,  ohne  be- 
sonderen Grund,  bezüglich  einer  oder  mehrerer  kaufmännischer  Forderungen, 
einige  derselben  zu  bezahlen  aufhört,  wird  als  im  Zustande  des  Falliments 
befindlich  angesehen,  auch  wenn  er  andere  Forderungen  bezahlt 

1512.  Um  sich  in  den  Zustand  des  Falliments  zu  versetzen  oder  darin 
erklärt  zu  werden,  ist  es  durchaus  erforderlich,  dass  der  Schuldner  Eaul- 
mann  ist.  Derjenige,  welcher  dies  nicht  ist,  kann  wohl  insolvent  sein,  aber 
sich  nicht  in  dem  Zustande  des  Falliments  befinden. 

Jedes  Verfahren  bei  Fallimenten  muss  sich  nothwendiger  Weise  auf 
Handelsverpflichtungen  und  -Schulden  gründen,  auch  wenn  später  Schulden 
anderer  Art  hinzukommen  (Art.  1536). 

Es  ist  jedoch  nicht  nothwendig,  dass  die  Zahlungseinstellung  aus  einer 
kaufmännischen  Ursache  hervorgehe  (Art.  1511). 

1513.  Das  Falliment  kann  ein  zufälliges,  strafbares  oder  betrüge- 
risches sein. 

1514-  Es  ist  zufallig,  wenn  der  Zustand  der  Insolvenz  durch  unvor- 
hergesehene, aussergewöhnliche  Ereignisse  oder  durch  höhere  Gewalt  her- 
beigeführt ist  (Art.   1728). 
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lSt5-  Das  Falliment  -wird  immer  für  ein  strafbares  angesehen,  wenn 
die  Insolvenz  einer  der  folgenden  Ursachen  zugesehrieben  -werden  kann: 

1.  wenn  die  persönlichen  Ausgaben  des  Falliten  oder  diejenigen  seines 
Hauses  im  Yerhältniss  zu  seinem  Kapitale  und  zur  Anzahl'  seiner 
Familienmitglieder  als  übermässig  anzusehen  sind; 

2-  wenn  er  grosse  Snmmcn  im  Spiele,  in  Spekulationsgeschäften  oder 
in  Wetten  verloren  hat; 

3.  wenn  er  in  der  Absicht,  das  Falliment  hinauszuschieben,  mit  Verlust 
oder  zu  einem  niedrigeren  Preise,  als  dem  laufenden,  Waaren 
wiederverkauft  hat.  welche  er  6  Monate  vor  der  Erklärung  des 
Falliments  auf  Kredit  gekauft,  und  deren  Preis  er  Hoch  nicht  ganz 
bezahlt  hat; 

4.  wenn  er  in  derselben  Absicht,  das  Falliment  hinauszuschieben,  in 
den  der  Erklärung  vorhergehenden  6  Monaten  seine  Zuflucht  dazu 
genommen,  sich  Geld  unter  Diskontirung  seiner  Firma  zu  leihen, 
oder  sich  anderer  verderblicher  Mittel  bedient  hat,  um  sich  Hülfs- 
quellen  zu  verschaffen; 

5.  wenn  er,  nachdem  er  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  einen  Gläubiger 
zum  Nachtheile  der  übrigen  befriedigt   hat; 

6.  wenn  es  feststeht,  dass  in  der  Zeit,  welche  zwischen  der  letzten  In- 
ventaraufnahme (Art.  53)  und  der  Erklärung  des  Falliments  ver^ 
flössen  ist,  ein  Zeitpunkt  gewesen  ist,  in  welchem  der  Fallit  für 
seine -direkten  Verpflichtungen  mit  einer  doppelt  so  grossen  Summe 
als  Schuldner  figurirt  hat,  als  das  Guthaben  nach  demselben 
Inventar  betrug; 

7.  wenn  er  seine  Bucher  in  der  in  diesem  Gesetzbuche  vorgeschriebenen 
"Weise  nicht  regelmässig  geführt  hat  (Art.  48  flgd.); 

8.  wenn  er  verheirathet  ist  und  die  Verpflichtung  nicht  erfüllt  hat, 
die  Dotalurkunden,  Eheverträge  oder  die  anderen  besonderen  An- 
sprüche seiner  Frau  eintragen  zu  lassen  (Art  43  u.  45). 

1516*     Das  Falliment  kann  als  ein  strafbares  angesehen  werden,  wenn 
der  Fallit  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  er  von  Neuem  für  fallit  erklärt  worden  ist;  ohne  dass  er  die 
Verpflichtungen  eines  vorhergehenden  Akkordes  erfüllt  hat. 

Diese  Verpflichtungen  sind  in  dieser  Hinsicht  als  erfüllt  anzu- 
sehen, wenn  der  Fallit  Dividenden  bis  zur  Höhe  von  75  Prozent 
der  Gesammtschuld  bezahlt  hat; 

2.  wenn  er,  ohne  entsprechende  Valuta  empfangen  zu  haben,  für 
fremde  Rechnung  Versprechungen  gemacht  hat,  die  im  Verhältniss 
zu  seiner  Lage  bei  Uebernahme  derselben  als  zu  beträchtlich  an- 
zusehen sind; 

3.  wenn  er  sein  Falliment  nicht  rechtzeitig  und  in  der  vorgeschriebenen 
Weise  (Art.  1522  flgd.)  erklärt  hat; 

4.  wenn  er  abwesend  ist  oder  nicht  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Fallir 
ments  oder  während  des  Verlaufes  der  gerichtlichen  Verhandlung 
erscheint. 

1517.    Das  Falliment  ist  in  den  Fällen  ein  betrügerisches,  in  welchen 
irgend  einer  der  folgenden  Umstände  eintrifft : 

1.  wenn  entdeckt  wird,  dass  der  Fallit  fingirte  Ausgaben  oder  Verluste 
falschlicher  Weise  aufgeführt,  oder  die  Ausgabe  oder  das  Vorhan- 
densein der  Aktiva  seines  letzten  Inventars  oder  des  Geldes  oder 
irgend  welcher  Werthe,  die  später  in  seinen  Besitz  gekommen  sind, 
nicht  nachgewiesen  hat; 

18* 
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3.  wenn  er  in  der  Bilanz  irgend  eine  Gklddomme,  FoidenoMi 
EfifekteQ  oder  irgend  eine  andere  Art  von  VermögenssfcückeB « 
Rechten  verheimlicht  hat;  J 

3.  wenn  er  simnlirte  Ver&usserungen  irgend  welcher  Ait  t« 
nommen  hat;  ] 

4.  wenn  er  fingiirte  Schulden  eingegangen,  simalirte  ürknndeo  i 
gefertigt  oder  vermittelst  öffentli(3ier  oder  ^privater  Urknsde  i 
ohne  Grund  als  Schuldner  bekannt  hat; 

5.  wenn  er  f&r  seine  eigenen  Geschäfte  fremde  Gelder  oder  Effebi 
welche  ihm  als  Depot  (Art  724),  in  Auftrag  oder  in  Eominisai 
anvertraut  worden  waren,  ohne  Ermächtigung  des  DeponeDteo,ii 
traggebers  oder  Kommittenten,  verwendet  und  verbraucht  bat; 

6.  wenn  er  Yermögensstücke  irgend  welcher  Art  im  Namen  dnerdrift 
Person  gekauft  hat; 

7.  wenn  er,  nachdem  die  Erklärung  des  Falliments   erfolgt  ist,  Gl 
££Fekten  oder  Forderungen  der  Masse  erhalten  und  für  seinen  f 
sönlichen  Gebrauch  verwandt  hat^  oder  auf  irgend  eine  Weise« 
was  der  Masse  zukommt,  derselben  entzogen  nat;  | 

8.  wenn  er  diejenigen  Bücher,  welche  jeder  Kaufmann  notbwead 
Weise  haben  muss  (Art.  49),  nicht  geführt  oder  dieselben  verbon 
hat  oder  verstümmelt  oder  gefälscht  präsentirt  hat  | 

1518.  Als  Mitschuldige  am  betrügerischen  Falliment  werden  angeseb 

1.  diejenigen,  welche  mit  dem  falliten  darin  übereinkommen,  Ssk 
Forderungen  vorzubringen  oder  die  Beträge  oder  Daten  der  fid 
liehen  zu  ändern;  j 

2.  diejenigen,  welche  in  irgend  einer  Weise  dem  Falliten  behfiUi 
sind,  Yermögensstücke  irgend  welcher  Art,  vor  oder  nach  der  1 
klärung  des  Falliments  zu  verbergen  oder  bei  Seite  zu  schaCb: 

3.  diejenigen,  welche  Yermögensstücke,  Forderungen  oder  ürkooll 
welche  sie  vom  Falliten  haben,  verheimlichen  (äer  den  Yenralui 
auszuliefern  verweigern; 

4.  diejenigen,  welche  nach  erfolgter  Publikation  der  Erklärung  i 
Falliments  besondere  Cessionen  oder  Indossamente  von  Seiten  i 
Falliten  gestatten; 

5.  diejenigen  Gläubiger,  auch  wenn  sie  rechtmässig  sind,  weU 
mit  dem  Falliten  besondere  Yereinbarungen  zum  Nachtbeile  i 
Masse  treffen; 

6.  die  Handelsmäkler,  welche  nach  der  Erklärung  des  FallimeDts  iifd 
ein  Handelsgeschäf);  des  Falliten  vermitteln. 

1519.  Die  Mitschuldigen  der  betrügerischen  Falliten  werden,  «^ 
zu  den  Strafen,  welche  sie  in  Gemässheit  des  Stra^esetzes  treffen,  ota 
Gnade  verurtheilt: 

1.  jeden  Anspruch,  welchen  sie  an  die  Masse  des  Falliments  hib^ 
zu  verlieren; 

2.  der  Masse  die  Vermögensstücke,  Hechte  und  Ansprüche,  bei  defl 
Entziehung  sie  mitschuldig  gewesen  sind,  zurückzugewähren;    , 

3.  an  die  Masse,  als  Entschädigung  für  Schäden  und  Nachtheile,  ^ 
Summe  zu  zahlen,  welche  dem  Betrage  gleich  ist,  den  sie  sidi » 
trügerischer  Weise  anzumassen  beabsichtigten. 

1520.  Die  Fallimente  der  Handelsmäkler   werden  immer  ^  &Is  ^ 


^)  Ausserordentlich  rigorose  Bestimmnng!  üebereinstimmend  das  BoliTitvj^^ 
^.  «.  ß.  (Art.  101).  Nach  ChileniBchem  fl.  G.  B.  (Art  64  und  1886)  wirddtffl* 
ment  nor  als  betrügerisch  von  Rechtswegen  yermuthet,  wenn  der  lÜUder  für  eigeo^^* 
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cerische  angesehen,  ohne  dass  irgend  eine  entgegensteh^ide  Einrede  zuge- 
lassen wird,  sobald  nachgewiesen  ist,  dass  der  Handelsmäkler  in  eigenem 
oder  nnter  fremdem  Namen  irgend  ein  Handelsgescfa&ft  filr  seine  eigene  Rech- 
nung gemacht,  oder  dass  er  sich  f&r  Handelsgeschäfte ,  die  er  als  Mäkler 
▼ermittelt  hat,  verbürgt  hat,  auch  wenn  das  Falliment  nicht  aas  diesen 
Gr&nden  hervorgegangen  isk 

TITEL  n. 
Von  der  Erklär  ang  des  Fallimenta  und  ihren  Wirkungen. 

1521.  Das  Falliment  hat  nur  insoweit  gesetzliche  Wirkung,  als  ein 
Urtheil  des  zuständigen  Gerichts,  welches  dasselbe  erklärt  (Art  1522),  vor- 
handen ist. 

^  Die  Erklärung  des  Zustandes  des  Falliments  kann  auf  Antrag  des 
Falliten  selbst,  oder  auf  Betreiben  eines  oder  mehrerer  Gläubiger,  oder  auf 
Requisition  des  öffentlichen  Ministeriums  erfolgen. 

1522.  Jeder  Kaufmann,  der  seine  Zahlungen  einstellt,  ist  verpflichtet, 
binnen  3  Tagen  nach  der  Zahlungseinstellung  Anzdee  seines  Zustandes  zu 
machen.  Der  Tag  der  Einstellung  ist  in  den  drei  Ij^en  der  Frist  mit  ein- 
begriffen. 

Die  Anzeige  muss  in  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  am 
Wohnorte  des  Falliten  erfolgen  und,  wenn  es  sich  um  eine  Handelsgesell- 
schaft handelt,  in  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichtes  des  Ortes, 
\vo  sich  das  Hauptetablissement  der  Gesellschaft  befindet. 

Im  Falle  des  Falliments  einer  Handelsgesellschaft  muss  die  Anzeige 
den  Kamen  und  Wohnort  eines  jeden  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter 
enthalten. 

1S28.    Die  Anmeldung  des  Falliments  muss  enthalten: 

1.  die  Generalbilanz  der  Geschäfte; 

2.  die  Darlegung   der  Ursachen  des  Falliments   mit  allen  bezüglichen 
Beweisstäcken; 

3.  die    Unterschrift    des    Falliten    oder    der    hierzu    vermittelst    einer 
Specialvollmacht  autorisirten  Person. 

Bei  einer  offenen  Gesellschaft  müssen  alle  Gesellschafter ,  welche  zur 
Zeit  der  Anmeldung  des  Falliments  zugegen  sind,  unterzeichnen. 

1524*  Der  Gerichtsschreiber,  welcher  die  Anmeldung  des  Falliments 
entgegennimmt,  hat  am  Fusse  derselben  den  Tag  und  aie  Stunde  ihrer 
Vorlegung  zu  bescheinigen,  indem  er  gleichzeitig  dem  Ueberbringer  auf  sein 
Verlangen  eine  Beglaubigung  dieser  Massnahme  aushändigt. 

1525*  Das  Falliment  kann  auch  auf  Betreiben  eines  rechtmässigen 
Gläubigers  erklärt  werden,  welcher  dem  zuständigen  Gerichte  (Art  1522) 
den  Beweis  derjenigen  Thatsachen  oder  Umstände  anbietet,  welche  ergeben, 
and  aus  denen  nervorgeht,  dass  der  Schuldner  in  der  That  seine  Zahlungen 
eingestellt  hat. 

Dieser  Antrag  muss  in  der  Gerichtsschreiberei  des  Gerichts  vorgelegt 
nnd  daselbst  der  Tag  und  die  Stunde  der  Niederlegung  bescheinigt  werden. 
Das  Gericht  hat  mit  möglichst  kurzem  Aufschub  die  Entscheidung  zu  treffen, 
indem  es  den  hierzu  vorgeladenen  Schuldner  mundlich  vernehmen  kann. 


fremde  Reohniuig  irsend  ein  Handelsgescbäft  betrieben  oder  sich  für  Geschäfte,  die  er 
vermittelt  hat,  verbirgt  hat,  selbst  wenn  das  Falliment  nicht  davon  herrührt  Der 
Qoffenbeweis  ist  also  snlässig,  während  derselbe  nach  Spanischem  H.G.B.  (Art  1009) 
in  aem  eben  erwähnten  Falle  ausdrücklich  ausgeschlossen  ist. 
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1526.  Es  kann  Jemand  für  fieillit  erklärt  werden,  auch  wenn  er  nur  einen 
Gläubiger  hat. 

Es  ist  dem  Haussohne  bezüglich  des  Vaters,  dem  Vater  bezüglich  des 
Haussohnes ,  der  Ehefrau  bezüglich  des  Ehemannes .  oder  umgekehrt  nicht 
gestattet,  sich  gegenseitig  fElr  fallit  erklären  zu  lassen. 

1527.  Das  Falliment  kann  auch  von  Amtswegea  auf  Antrag  des 
öffentlichen  Ministeriums  erklärt  werden  im  Falle  der  Flucht  oder  der  Yer- 
bergung  eines  Kaufmannes  unter  gleichzeitiger  Schliessung  seines  Eomtoirs 
oder  seiner  Waarenlager,  ohne  dass  er  eine  Person  zurückgelassen  hat,  welche 
an  seiner  Stelle  die  Leitung  seines  Geschäfts  übernimmt  und  seine  Ye> 
pflichtungän  erfüllt. 

1528.  Der  Präsident  des  Handelsgerichtes  hat,  im  Falle  des  To^he^ 
gehenden  Artikels,  auf  Antrag  des  öffentlichen  Ministeriums  oder  irgend 
eines  Gläubigers  die  provisorische  Anlegung  der  Siegel  f  Art.  1564)  za  ver- 
fügen, als  Massnahme  zum  Schutze  der  Rechte  der  Gläubiger,  indem  er 
ohne  Zeitverlust  das  Gericht  zusammen  beruft,  um  über  die  Erklärung  de^ 
Falliments  Beschluss  zu  fassen. 

1529.  Das  Falliment  kann  nach  dem  Tode  eines  Kaufioiannes  erklärt 
werden,  wenn  derselbe  im  Zustande  der  Zahlungseinstellung  gestorben  ist. 

Jedoch  kann  die  Erklärung  des  Falliments  nur  innerhalb  eines  Jahres^), 
vom  Todestage  an  gerechnet,  von  den  Gläubigem  verlangt  oder  von  Amts- 
wegen ausgesprochen  werden. 

1530.  Die  Erklärung  des  Falliments  einer  offenen  oder  einer  Kom- 
manditgesellschaft versetzt  alle  solidarisch  haftenden  Gesellschafter,  welche 
dieselbe  bilden,  in  den  Zustand  des  Falliments. 

Das  Falliment  eines  Gesellschafters  dagegen  bedingt  nicht  nothwendi|^^ 
weise  das  Falliment  der  Handelsgesellschaft,  welcher  er  angehört.  DerAn- 
theil,  welcher  dem  Falliten  an  den  Aktiven  der  Gesellschaft  zukommt,  ge- 
bührt in  solchem  Falle  den  Gläubigem  der  Gesellschaft  mit  Vorzug  vor 
den  besonderen  des  Gesellschafters. 

Dieselbe  Bestimmung  ist  für  den  Fall  anwendbar,  dass  Jemand  Mit- 
glied zweier  verschiedener  Gesellschaften  ist,  von  denen  eine  in  den  Zustand 
des  Falliments  erklärt  worden  ist. 

1531.  Die  im  Auslande  ausgesprochene  Elrklärung  des  Falliments 
kann  gegen  die  Gläubiger,  welche  der  Fallit  im  Staate  hat,  nicht  geltend 
gemacht  werden,  weder  um  ihnen  die  Elechte  streitig  zu  machen,  welche 
sie  auf  die  innerhalb  des  Staatsgebietes  befindlichen  Yermögensstücke  ZQ 
haben  behaupten,  noch  um  die  Vereinbarungen,  welche  sie  mit  dem  Falliten 
getroffen  haben,  zu  annulliren. 

Nachdem  gleichfalls  durch  die  Gerichte  des  Staates,  das  FallimeDt 
erklärt  worden  ist,  werden  die  Gläubiger,  welche  ku  dem  im  Auslände 
erklärten  Eonkurse  gehören,  nur  in  dem  Falle  in  Betracht  gezogen,  wenn 
die  Gläubiger  des  Staates  voll  befriedigt  worden  sind  und  noch  ein  üeber- 
schuss  vorhanden  ist. 

In  dieser  Hinsicht  haben  sich  die  Verwalter  des  im  Staate  erklarten 
Konkurses  mit  den  Verwaltern  des  ausländischen  Konkurses  zu  verstandigen. 

1532.  Das  Gericht  hat  bei  der  Erklärung  des  Zustandes  des  Falliments 
oder  durch  ein  späteres  Urtheil,  welches  nach  Anhörung  des  Berichtes  des 
Richterkommissars  (Art.  1570)  gefallt  wird,  den  Zeitpunkt  festzusetzen,  9n 
welchem  die  Zahlungseinstellung   in   der  That  stattgefunden   hat,   und  aof 


*    1)  Ebenso  im  Französischen  Recht  (Art  437  B.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  6d2)  und 
im  Griechischen  Recht  (Art.  487  fl.  G.  B.,  cfr.  Bd^  II  S.  654). 


II.    ArgenUnien.  279 

welchen  demnach  die  Wirkungen  der  Erkläriuig  des  Falliments  zurück- 
zuführen-sind. 

1533-  Der  Fallit  wird  von  Rechtswegen,  von  dem  Tage  der  Erklärung 
des  Falliments  an  gerechnet,  von  der  Verwaltung  seines  ganzen  Vermögens 
ausgeschlossen  und  an  derselben  gehindert,  einschliesslich  desjenigen 
Vermögens,  welches  er  unter  irgend  einem  Titel  erwirbt,  während  er  sich  im 
Fallimentszustande  befindet. 

Jedoch  ist  das  Eigen th um  an  dem  Vermögen  dem  Falliten  nicht 
CDtzogen,  so  lange  nicht  die  Insolvenz  der  Masse  erklärt  worden  ist 
(Art.  1640)  oder  die  Abtretung  des  Vermögens  stattgefunden  hat  (Art.  1665). 

1534.  Von  diesem  Tage  ab  kann  eine  Klage  oder  eine  Exekution  nur 
gegen  die  provisorischen  oder  defioitiven  Verwalter  eingeleitet  oder  fortgesetzt 
werden. 

Jedoch  kann  der  Fallit,  obgleich  er  an  der  Ausübung  seiner  aktiven' 
und  passiven  Klagerechte  verhindert  ist,  diejenigen  femer  ausüben,  welche 
seiner  Person  adhärirende  Rechte  zum  Gegenstand  haben,  oder  welche  aus- 
schliesslich zur  Wahrung  seines  Vermögens  oder  seiner  Rechte  dienen. 
(Art.  1537  und  1538). 

1535.  Für  den  Falliten  erlöschen  die  Mandate  oder  Kommissionen, 
welche  er  vor  dem  Falliment  empfangen  hat,  und  ebenso  hören  seine  Man- 
datare oder  Faktoren  auf,  solche  für  ihn  zu  sein,  von  dem  Tage  an,  an 
welchem  das  Falliment  zu  ihrer  Kenntniss  gelangt.  An  diesem  Tage  sind 
ihre  Kontokorrente  durch  entsprechende  Rimessen  zu  saldiren. 

1536.  Die  Erklärung  des  Falliments  überträgt  an  das  Handelsgericht 
alle  schwebenden  gerichtlichen  Geschäfte  des  Falliten,  sowie  alle  seine  civil- 
rechtlichen  Forderungen  oder  Schulden. 

1537.  Die  Entziehung  der  Verwaltung  ers4}reckt  sich  bezüglich  des 
Gehaltes  oder  der  Pensionsgelder,  welche  der  Fallit  vom  Staate  empfangt 
nur  soweit,  als  die  allgemeinen  Gesetze  eine  Beschlagnahme  zulassen^  und 
auch  nicht  auf  dasjenige  Vermögen,  welches  dem  Falliten  unter  der  Be- 
dingung geschenkt  oder  als  Legat  zugewendet  worden  ist,  dass  es  der  Ent- 
äusserung  nicht  unterworfen  wird. 

153B-  Der  Fallit  behält  die  Verwaltung  des  Vermögens  seiner  Frau 
und  seiner  Kinder,  aber  die  Nutzungen  oder  Renten,  welche  ihm  an  dem- 
selben zustehen,  können  zur  Masse  seines  Vermögens  herangezogen  werden, 
unter  der  Bedingung,  dass  alle  Massregeln,  welche  die  Perception  dieser 
Nutzungen  oder  Renten  erfordert,  ordnungsmässig  beobachtet  werden. 

1539.  Wenn  der  Fallit  auf  eine  Erbschaft  oder  ein  Legat,  welche 
ihm  zufallen,  Verzicht  leistet,  so  können  sich  die  Verwalter  gerichtlich 
autorisiren  lassen,  die  Erbschaft  oder  das  Legat  für  Rechnung  der  Masse, 
im  Namen  des  Schuldners  und  an  seiner  Stelle  und  in  seinem  Falle 
anzunehmen. 

Die  Verzichtleistung  wird  alsdann  nur  zu  Gunsten  der  Gläubiger  und 
bis  zur  entsprechenden  Summe  ihrer  Forderungen  annuUirt;  sie  besteht 
bezüglich  des  Erben  fort. 

1540.  Es  sind  nichtig  und  ohne  jede  Wirkung  der  Masse  gegenüber, 
wenn  dieselben  nach  dem  Tage  vorgenommen  sind,  an  welchem,  nach  der 
Erklärung  des  Gerichts,  die  wirkliche  Zahlungseinstellung  stattgefuuden  hat 
(Art  I&32): 

1.  alle  Veräusserungen  von  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens- 
stücken, welche  unter  unentgeltlichem  Titel  erfolgt  sind; 

2.  die    Zahlungen,    sei   es    baar,    durch   Cessionen,    Kompensationen, 
Ueberlassungen  oder  in  anderer  Form,  von  nicht  fallifi^en  Schulden, 
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auch  wenn  der  Gläubiger   and   der  Schuldner  iihierseits   ixi  gntem 
Olanben  gehandelt  haben; 

Es  wird  diejenige  Schuld  als  nichtfallige  nicht  angesehen,  detm 
VerüallUig  nur  im  Interesse  des  Schuldners  festgestellt  worden  ist, 
und  bei  welcher  der  letztere  nach  stillschweigender  oder  ausdrfiek- 
lieber  Abrede  die  Befugniss  hat,  dieselbe  vor  Verfi&U  zu  b^ahlen, 
um  sich  dadurch  besondere Vortheile  Betreffs  dieser  Zahlung  zu  sichern; 

3.  die  Zahlungen  von  fälligen  Schulden,  die  in  anderer  Weise,  als  i& 
baarem  Gelde  oder  Handelspapieren  stattfinden; 

4.  alle  vertragsmässigen  Hypotheken  und  Pfander,  welche  mit  dem 
Vermögen  des  Schuldners  für  Obligationen  früheren  Datums,  welche 
diese  Eigenschaft  nicht  besitzen,  (^stellt  worden  sind. 

1541.  Alle  übrigen  Zahlungen,  welche  der  Schuldner  auf  Grund 
fälliger  Schulden  leistet,  die  Veräusserungen  und  im  Allgemeinen  alle 
Handlungen  und  Verpflichtungen,  auch  wenn  sie  dem  Han^^l  angehören, 
welche  nach  der  Zahlungseinstellung  (Art.  1532)  und  vor  dem  das  Falliment 
erklärenden  Erkenntniss  zur  Ausführung  gekommen  sind,  können  annollirt 
werden,  wenn  angenommen  werden  kann,  dass  diejenigen,  welche  etwas  Tom 
Schuldner  empfangen,  oder  welche  mit  ihm  yerhandelt  habeui  von  der  Zahlungs- 
einstellung Kenntniss  gehabt  haben,  unbeschadet  des  Rechtes,  welches  dritten 
gutgläubigen  Personen  zusteht,  ihnen  gehörige  Summen  zu  reklamiren,  welche 
m  die  Masse  hineingekommen  sind. 

1542.  Wenn  es  sich  um  Wechsel  handelt,  so  hat  das  Urtheil,  durch 
welches  der  Inhaber  des  Wechsels  yerurtheilt  wird,  dasjenige,  was  er  mit 
Kenntniss  der  Zahlungseinstellung  (Art.  1541)  empÜEingen  hat,  zurückzu- 
erstatten, die  Wirkungen  eines  förmlichen  Protestes,  um  gegen  den  Aas- 
steller und  die  Indossanten  Regress  nehmen  zu  können. 

1543.  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  hebt,  nur  be- 
züglich der  Masse,  den  Lauf  der  Zinsen  einer  jeden  Forderung  auf,  welche 
nicht  durch  Vorrecht,  Hypothek  oder  Pfand  gesichert  ist. 

Die  Zinsen  der  gesicherten  Forderungen  können  nur  von  denjenigen 
Beträgen  entnommen  werden,  welche  von  dem  Vennögen  herrühren,  welühes 
für  das  Vorrecht,  die  Hypothek  oder  das  Pfand  hattet  (Art.  1706  und  1710). 

l&M.  Die  Erklärung  des  Falliments  macht  alle  Schulden  des  Falliten 
exigibel,  auch  wenn  sie  noch  nicht  fällig  sind,  mögen  dieselben  kaufmännische 
oder  civilrechtliche  sein,  unter  Abzug  der  gesetzlichen  Zinsen  für  die  Zeit 
bis  zur  Fälligkeit. 

Es  sind  die  jährlichen  Prästationen  so  lange  hiervon  auszunehmen,  bis 
das  Gericht,  unter  Berücksichtigung  ihrer  Bedingungen,  die  Höhe  der 
Summe  festsetzt,  für  welche  der  (Gläubiger  sich  an  dem  Konkurs  be- 
theiligen kann 

1545.  Die  Kompensation  findet  im  Falle  des  Falliments  gemäss  den 
allgemeinen,  in  dem  Titel:  „Von  den  Arten  des  Erlöschens  der  Obligationen^r 
festgesetzten  Kegeln  statt. 

Jedoch  können  die  Cessionare  oder  Indossatare  von  Schuldtiteln  oder 
Kreditpapieren  die  Kompensation  gegen  den  Falliten  nicht  geltend  machen. 

Idw.  Die  Mitschuldner  des  Falliten  bei  einer  zur  Zeit  des  Falliments 
noch  nicht  fälligen  Handelsschuld  sind  nur  verpflichtet,  Bürgschaft  zu  leisten, 
dass  sie  bei  Verfall  bezahlen  werden,  wenn  sie  nicht  vorziehen,  unverzüglich 
zu  zahlen. 

1547.  Die  Verfügung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  nur  auf  den 
Fall  anwendbar,  in  welchem  die  Verpflichtung  eine  gleichzeitige  ist 

Wenn  dieselbe,  wie  bei  den  Indossamenten,  eine  suocessive  ist,  sogieht 
das  Falliment  des  späteren  Indossanten  kein  Recht,  die  vorhergehenden 
Indossanten  vor  Verrall  zu  verklagen  (Art.  901). 
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1548.  Jn  dem  Falle  einer  verbürgten  Schuld  hat  der  Bürge  das  Recht, 
die  nnze  im  Vertrage  vereinbarte  Frist  zu  beanspruchen,  wenn  der  Schuld* 
ner  lalUrt. 

Fallirt  der  Bürge,  so  ist  die  im  Art  609  enthaltene  Vorschrift  zu 
befolgen. 

TITEL  in. 

Von  den  provisorisclien  Massregeln  im  Falle  des  Falliments. 

1S4B.  Das  Protokoll,  in  welchem  die  Erklärung  des  Falliments  ent- 
halten ist,  sei  es  auf  Antrag  des  Falliten  oder  auf  Betreiben  der  Gläubiger 
oder  auf  Requisition  des  öffentlichen  Ministeriums  (Art.  1521),  muss  ausser 
der  Festsetzung  des  Tages  der  Eröffnung  des  Falliments  (Art.  1532),  wenn 
dies  möglich  ist,  enthalten: 

1.  die  Bezeichnung  des  Richterkommissars  des  Falliments,  welches 
Amt  der  Reihe  nach  auf  eins  der  Mitglieder  oder  der  Ei^änzungs- 
richter  des  Handelsgerichts  mit  Ausnahme  des  Präsidenten  fallen 
muss  (Art.  1555); 

2.  die  Ernennung  eines  oder  mehrerer  Verwalter,  welches  Amt  der 
Reihe  nach  auf  die  Kaufleute,  welche  im  Art.  1556  erwähnt  werden, 
fallen  muss; 

3.  die  Verhaftung  des  Falliten,  von  welcher  er  sich  provisorisch  be- 
freien kann,  wenn  er  eine  sichere  Burgschaft  mit  einer  Summe 
stellt,  deren  Höhe  das  Gericht  je  nach  dem  Falle  arbitrirt  (Art.  1562); 

4.  die  gerichtliche  Beschlagnahme  des  ganzen  Vermögens  des  Falliten 
und  der  Bücher,  Papiere  und  Dokumente  seines  Geschäftes  (Art.  1563); 

5.  den  Befehl,  die  Korrespondenz  des  Falliten  zu  den  Zwecken  und  in 
den  Grenzen,  welche  im  Art.  1566  festgestellt  sind,  zurückzubehalten; 

6.  die  Festsetzung  eines  Termins  unter  Berücksichtigung  der  Aus- 
dehnung und  der  Geschäfte  des  Falliments  und  der  Entfernungen, 
in  welchen  sich  gegenseitig  die  Gläubiger  befinden,  innerhalb  welches 
letztere  die  Beweiv'^dokumente  ihrer  Forderungen  den  Verwaltern 
vorlegen  müssen  (Art.  1567). 

Dieser  Termin  darf  60  Tage,  von  der  Publikation  der  Erklärung 
des  Falliments  an  gerechnet,  nicht  übersteigen. 

1550.  Die  Publikation  der  Erklärung  des  Falliments  muss  durch 
öffentliche  Bekanntmachung  am  Wohnorte  des  Falliten  und  ausserdem  an 
den  Orten,  wo  derselbe  seine  Handelsetablissements  hat,  erfolgen,  indem  die- 
selbe in  eine  der  Zeitungen  am  Orte  des  Gerichtes  und,  falls  eine  solche 
nicht  vorhanden,  in  eine  der  Zeitungen  des  zunächst  übenden  Ortes  zu 
inseriren  ist. 

1551.  Wenn  die  Erklärung  des  Falliments  nicht  auf  Antrag  des 
Schuldners,  sondern  auf  Betreiben  der  Gläubiger  oder  auf  Requisition  des 
öffentlichen  Ministeriums  herbeigeführt  ist,  kann  der  Kaufmann,  der  für 
fallit  erklärt  worden  ist,  den  Widerruf  der  ausgesprochenen  Erklärung  inner- 
halb 8  Tagen  nach  der  Publikation  (Art.  1549)  beantragen,  wenn  er  den 
Beweis  anbietet,  dass  die  Thatsachen,  welche  das  Fundament  der  Erklärung 
des  Falliments  gebildet  haben,  falsch  sind. 

1552.  Der  Antrag  auf  Wiederaufhebung  ist  mit  Vernehmung  der 
rechtmässigen  Partei,  welche  die  Erklärung  des  Falliments  beantragt  hat,  zu 
begründen,  indem  zur  Rechtfertigung  die  Beweise,  welche  die  eine  und  die 
andere  Partei  anbietet,  angenommen  werden  müssen. 

Die  Begründung  des  Antrages  darf  sich  nicht  mehr  als  20  Tage 
verzögern. 
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tS53.  .  Der  Widerspruch  d^s  Scbttldners  gegen  den  Akt  der  Erklaroog 
des  Faliimeots  kann  die  Ausführung  der  im.  Art.  1549  yorgeseheneu  Mass- 
regeln  weder  verhindern,  noch  aufhalten. 

1564^  Nachdem  der  Akt  der  Erklärung  des  Falliments  widerrufen  ist, 
werden  die  Dinge  in  ihren  früheren  Stand  zurückversetzt. 

Der  Kaufmann,  gegen  welchen  das  Verfahren  stattgefunden  hat,  kann 
gegen  denjenigen,  welcher  dasselbe  veranlasst  hat,  eine  Klage  auf  Erstattung 
der  Schaden  und  Nachth^ile  einleiten,  wenn  er  nachweist,  dass  jener  in 
betrügerischer  Absicht  oder  mit  offenbarer  Ungerechtigkeit  vorgegangen  ist. 

1555.  Es  steht  dem  Richterkommissar  des  Falliments  zu: 

h  alle  Handlungen  der  Beschlagnahme  des  Vermögens,  der  Bücher 
und  Geschäftspapiere  des  Falliten  zu  autorisiren. 

Der  Richterkommissar  hat  den  Zustand,  in  welchem  sich  die 
Bücher  des  Falliten  befinden,  in  denselben  zu  konstatiren  nnd 
die  Titel  und  die  übrigen  Papiere,  soweit  er  es  nöthig  findet, 
zu  rubriciren. 

Nachdem  das  Inventar  aufgenommen  ist,  hat  er  zu  verlangen, 
dass  der  Fallit  oder  sein  Sachwalter  eidlich  erklären,  ob  noch 
anderes  Vermögen  vorhanden  ist,  welches  inventarisirt  werden  mass 
(Art.  1563); 

2.  die  vorläufigen  Massregeln  zu  treffen,  welche  dringend  erforderlich 
sind,  um  das  Vermögen  der  Masse  sicher  und  gut  aufzubewahren; 

3.  bei  den  Versammlungen  der  Gläubiger  des  Falliten,  welche  von  dem 
Gerichte  angeordnet  worden  sind,  den  Vorsitz  zu  fuhren; 

4.  alle  Bücher,  Dokumente  und  Papiere,  welche  sich  aaf  das  Geschäft 
des  Falliten  beziehen»  zu  prüfen  und  das  Gericht  über  die  Qualifici- 
rung  des  Falliments  (Art.  1590)  zu  informiren,  sowie  über  alle 
Streitigkeiten,  welche  entstehen  und  zur  Kompetenz  des  Gerichts  ge- 
hören ; 

5.  alle  Handlungen  der  Verwalter'zu  beaufsichtigen,  die  gute  Handhabong 
und  Verwaltung  aller  zum  Falliment  gehörenden  Sachen  zu  über- 
wachen ;  alle  Massregeln,  welche  sich  auf  die  Verifikation  der  Forde- 
rungen beziehen,  zu  betreiben  und  dem  Gerichte  von  allen  Miss- 
bräuchen, welche  er  bemerkt,  Kenntniss  zu  geben; 

6.  alle  übrigen  Funktionen  zu  verrichten,  welche  ihm  nach  den  Artikeln 
dieses  Gesetzbuches  speciell  zuertheilt  sind. 

1556.  Am  Ende  eines  jeden  Jahres  hat  das  Handelsgericht  eine  ListA 
von  30  Kaufleuten  von  notorisch  gutem  Ruf  und  Kredit  zu  bilden,  ohne 
Unterschied  und  ohne  Ausschluss  irgend  welcher  Nationalitat,  damit  dieselben 
der  Reihe  nach  im  folgenden  Jahre  das  Amt  der  provisorischen  Verwalier 
von  Fallimenten  ausüben. 

1557.  Die  Zahl  der  Verwalter  darf  nie  mehr  als  drei  betragen. 

Nachdem  sie  über  ihre  Verwaltung  Rechenschaft  abgelegt  haben,  er- 
halten sie  eine  Entschädigung,  welche  das  Gericht  nach  Anhörung  des  Gut- 
achtens des  Richterkommissars  zu  bestimmen  hat. 

1558.  Es  kann  kein  Blutsverwandter  oder  Verschwägerter  des  Falliten 
bis  zum  vierten  Grade  einschliesslich  Verwalter  sein. 

Die  Eigenschaft  eines  Gläubigers  des  Falliten  steht  der  [Tebemahffle 
der  Funktionen  als  Verwalter  nicht  entgegen. 

1559.  Wenn  mehr  als  ein  Verwalter  ernannt  worden  ist,  müssen  alle 
gemeinschaftlich  handeln,  und  die  Verantwortlichkeit  ist  solidarisch. 

Jedoch  kann  der  Richterkommissar  einen  oder  mehrere  der  Verwalter 
speciell  autorisiren,  bestimmte  Akte    der  Verwaltung  besonders  auszufahren' 
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In«  diesem  Falle  sind  diu:  die  autorisirten  Verwalter  odw  der  autorisirte  Ver- 
walter verantwortlich.  . 

1560.  Wenn  gegen  irgend  eine  der  Handlangen  der  Verwalter  Be- 
schwerden erhoben  werden,  so  hat  der  Richterkommissar  binnen  der  Frist 
von  3  Tagen  über  dieselben  zu  entscheiden,  vorbehaltlich  der  Beratung 
an  das  Handelsgericht. 

Die  Beruftingen  gegen  die  Entscheidungen  des  Richterkommissars  haben 
keine  Suspensivwirkung. 

1561.  Der  Richterkommissar  kann  die  Absetzung  eines  oder  mehrerer 
Verwalter  vorschlagen,  sei  es  auf  Grund  der  Beschwerden,  welche  der  Fallit 
oder  irgend  einer  der  Gläubiger  an  ihn  gerichtet  hat,  oder  von  Amtswegen. 

Wenn  der  Richterkommissar  binnen  8  Tagen ,  nachdem  die  Beschwerden, 
»n  ihn  gerichtet  worden  sind,  dieselben  nicht  berücksichtigt  hat,  so  können 
sie  direkt  vor  das  Gericht  gebracht  werden. 

Sowohl  in  dem  einen,  als  in  dem  andern  Falle  hat  das  Gericht,  nach- 
dem es  das  Gutachten  des  Richterkommissars  und  die  Auseinandersetzungen 
der  Verwalter  gehört  hat,  sogleich  über  die  Absetzung  zu  entscheiden. 

1562.  Sollte  sich  aus  der  Prüfung,  welche  der  Richterkommissar  mit 
der  Bilanz  und  den  durch  den  Falliten  vorgelegten  M^moires  vornimmt, 
und  aus  dem  Stande  seiner  Bücher  und  seines  Geschäfts  kein  Grund  ergaben, 
das  Falliment  als  ein  strafbares  anzusehen,  so  kann  das  Gericht  auf 
Antrag  des  Falliten  selbst  und  nach  vorhergegangener  begründeter  Bericht- 
erstattung des  Richterkommissars  anordnen,  dass  ihm  freies  Geleit  gegeben 
oder  der  Arrest,  in  welchem  er  sich  etwa  befindet,  aufgehoben  werde,  unter 
der  eidlichen  Versicherung,  zu  erscheinen,  sobald  er  dazu  aufgefordert  wird. 

1563.  Die  Beschlagnahme  des  Vermögens  und  der  Papiere  des  Falliten 
ist  in  folgender  Weise  auszuführen: 

1.  es  muss  zur  Beschreibung  und  zur  Inventur  aller  Vermögensobjekte 
geschritten  werden; 

2.  es  muss  die  Anzahl,  die  Art  und  der  Zustand  der  vorgefundenen 
Handelsbücher  festgestellt  werden,  indem  in  jedem  einzelnen  derselben 
im  Anschluss  an  die  letzte  Eintragung  ein  Vermerk  über  die 
beschriebenen  Blätter,  welche  es  enthält,  einzutragen  ist.  Sollten  die 
Bücher  nicht  rubricirt  sein  (Art.  65),  so  müssen  alle  Blätter  der- 
selben von  dem  Richterkommissar  und  dem  Aktuar  rubricirt  werden; 

3.  gleichzeitig  ist  der  Bestand  des  haaren  Geldes,  der  Wechsel,  der 
Schuldscheine  und  der  übrigen  Schulddokumente  zu  inventarisiren. 

Das  baare  Geld  ist  an  die  von  dem  Gesetze  für  die  Depots  be- 
stimmte Kasse  abzuführen; 

4.  das  unbewegliche  Vermögen  ist  unter  die  Administration  der  Ver- 
walter zu  stellen,  welche  die  Früchte  und  Erzeugnisse  desselben 
einzuziehen  haben,  indem  sie  die  zur  Vermeidung  irgend  welcher 
Veruntreuung  geeigneten  Massregeln  treffen. 

Alles  übrige  Vermögen,  die  Bücher  und  die  Papiere  sind  an  die 
Verwalter  abzuliefern,  welche  über  ihren  Empfang  am  Fusse  des 
Inventars  quittiren; 

5.  in  Betreff  des  Vermögens,  welches  sich  ausserhalb  des  Wohnortes 
des  Falliten  befindet,  sind  dieselben  oben  erwähnten  Massregeln  an 
den  Orten,  an  welchen  sich  solches  befindet,  auszuführen,  zu  welchem 
Zwecke  an  die  betreffenden  Richter  die  eiforderlichen  Requisitionen 
ausgefertigt  werden  müssen. 

Wenn  die  Inhaber  dieses  Vermögens  Personen  von  notorischer 
Zuverlässigkeit   sind,   hat   bei    ihnen    unter   Berücksichtigung    des 
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Werthes  desselben  die  Niederlegang  stattzufinden,  indem  die  Ek»ten 
der  Ueberfährungen  in  die  Hände  anderer  Personen  gespart  werden. 

1564.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Richterkomnussar  annimmt, 
dass  die  Beschlagnahme  des  Vermögens  in  der  im  vorhergehenden  Ajtikel 
vorgeschriebenen  Form  sich  nicht  an  einem  einzigen  Tage  aasfnbren  lässt, 
müssen  die  Siegel  des  Gerichts  an  alle  Yerm^ensobjekte,  Bücher  and 
Papiere  des  Falliten  oder  an  alle  diejenigen,  welche  wegen  Mangel  an  Zeit 
nicnt  haben  inventarisirt  werden  können,  angelegt  werden. 

1565.  Wenn  es  sich  um  das  Falliment  einer  offenen  oder  einer  an- 
deren Handelsgesellschaft  handelt,  in  welcher  verschiedene  solidarisch  haf* 
tende  Gesellschafter  vorhanden  sind,  so  müssen  die  in  den  Art.  1563  und 
1564  vorgeschriebenen  Massnahmen  nicht  nur  in  dem  Hauptetablissement 
der  GesellscI^aft,  sondern  auch  an  dem  besonderen  Wohnsitze  jedes  einzeben 
der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter  ausgeführt  werden. 

Wenn  es  sich  um  eine  anonyme  Gesellschaf);  handelt,  sind  die  in  den 
Art  1563  und  1564  vorgeschriebenen  Massnahmen  nur  in  den  der  Gesell« 
Schaft  gehörenden  Etablissements  auszufuhren. 

1566.  Die  an  den  Falliten  gerichtete  Korrespondenz  ist  an  den  Richter- 
kommissar  abzuliefern,  welcher  sie  in  Gegenwart  desselben  oder  seines 
Bevollmächtigten  öffnet,  indem  er  die  Privatbriefe,  welche^  sich  nicht  aof 
seine  Geschäfte  beziehen,  ihm  übergiebt  und  die  anderen  in  den  Händen 
der  Verwalter  lässt. 

1567.  In  die  Bekanntmachungen,  durch  welche  die  Erklärung  des 
Falliments  veröffentlicht  wird  (Art.  1550),  ist  auch  das  Verbot  aufzunehmen, 
dem  Falliten  Geld  oder  Effekten  auszuhändigen,  bei  Strafe,,  welche  diejenigen, 
die  es  thun,  treffen  könnte,  auf  Grund  solcher  Zahlungen  oder  Lieferungen 
von  den  Verpflichtungen  nicht  entlastet  zu  werden,  welche  zu  Gunsten  der 
Masse  als  schwebend  angesehen  werden. 

Ebenso  werden  alle  diejenigen,  in  deren  Händen  sich  Vermögensobjekte 
des  Falliten  befinden,  aufgemrdert,  ein  Verzeichniss  derselbai  dem  Ricnter- 
kommissar  schriftlich  mitzutheilen,  bei  Strafe,  der  Unterschlagung  derselben 
beschuldigt  und  als  Mitschuldige  am  Falliment  (Art.  1519)  angesehen  zu 
werden. 

1568.  Die  Gläubiger  sind  verpflichtet,  den  Verwaltern  die  Beweis- 
dokumente ihrer  Forderungen  innerhalb  der  vorher  festgesetzten  Frist,  in  Ge- 
mässheit  der  Verfügung  des  Art.  J549  No.  6  zu  übergeben,  nebst  wörtlichen 
Kopien  derselben,  damit  die  Verwalter  solche  vergleichen  und,  falls  sie  die- 
selben mit  den  Originalen  übereinstimmend  finden,  am  Fusse  derselben  einen 
unterschriebenen  Vermerk  setzen,  dass  die  Originale  in  ihren  Händen  bleiben; 
die  Kopien  sind  den  Interessenten  zurückzugeben. 

1569.  Die  Verwalter  müssen,  sobald  sie  die  Dokumente  der  Gläubiger 
in  Emp&ng  genommen  haben,  dieselben  mit  den  Handelsbüchem  und  Papieren 
des  Falliments  vergleichen  und  über  jede  Forderung  unter  Berücksichtigung 
desjenigen,  was  sich  aus  den  Büchern,  den  Papieren  und  den  sonstigen  Nach- 
richten, welche  sie  erhalten  haben  (Art.  1576),  ergiebt,  ihren  individuellen 
Bericht  abfassen. 

1570.  Innerhalb  8  Tagen  nach  Ablauf  der  für  die  Vorlegung  der  Titel 
festgesetzten  Frist  (Art.  1549  No.  6),  haben  die  Verwalter  einen  allgemeinen 
Status  der  Forderungen  zu  Lasten  des  Falliments,  welche  zur  Eintragung 
vorgelegt  worden  sind,  aufzustellen,  indem  sie  sich  bei  jedem  Posten  in  der 
Reihentolge  der  Nummern  auf  die  von  den  betrefiPenden  Interessenten  vorge- 
legten Dokumente  beziehen.  Diesen  Bericht  müssen  sie  dem  Richterkommissar 
vorlegen  und  dem  Falliten  oder  seinem  Bevollmächtigten  auf  Verlangen  eine 
Kopie  davon  übergeben. 
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Der  Richterkommissar  hat  die  Uebersicht  der  Fordenmgen  mit  seinem 
Berichte  (Art.  1555  No.  4)  abzaschliossen,  und  nach  dieser  Massnahme  werden 
alle  Olfiubiger^  welche  später  erscheinen,  in  Ansehung  der  Wirkungen  des 
Art  1612  als  in  Verzug  befindlich  betrachtet. 


TITEL  IV. 
Von  den  Funktionen  der  provisoriBOhen  Verwalter. 

1571.  In  dem  Falle,  dass  zur  Zeit  der  Annahme  des  Amtes  von  Seiten 
der  provisorischen  Verwalter  die  in  den  Art.  1563  und  1564  vorgeschriebenen 
Massnahmen  noch  nicht  erledigt  worden  sind,  ist  es  die  erste  Pflicht  derselben, 
zu  veranlassen,  dass  zur  Besälagnahme  des  Vermögens  des  Falliten  in  der 
daselbst  festgesetzten  Weise  geschritten  werde. 

Sollten  nur  die  Siegel  angelegt  worden  sein  (Art.  1564),  so  müssen 
die  Verwalter  verlangen,  dass  zur  Inventaraufnahme  geschritten  werde. 

1572.  Das  Inventar  ist  doppelt  auszufertigen.  Eins  der  Exemplare 
ist  auf  der  Gerichtsschreiberei  niederzulegen,  während  das  andere  in  Hfinden 
der  Verwalter  verbleibt 

Die  Verwalter  haben  dem  Richterkommissar  sachverständige  Taxafbren 
Yorzuschlagen,  es  sei  denn,  dass  we^en  der  geringen  Ausdehnung  des  Ver*- 
inögens  der  Riditerkommissar  die  Verwalter  selbst  mit  der  Taxation  beauf- 
tragt 

Der  Fallit  wird  zu  der  Anfertigung  des  Inventars  vorgeladen,  und, 
wenn  er  gegenwärtig  ist,  hat  er  jede  Auskunft,  welche  von  ihm  verlangt 
vrird,  zu  geben,  unbeschadet  der  im  Art.  1555  No.  1  vorgeschriebenen  Eides- 
leistung. 

1573.  Auf  Antrag  der  Verwalter  und  nach  Anhörung  des  Gutachtens  des 
Richterkommissars  kann  das  Gericht,  im  Interesse  des  Eonkurses,  anordnen, 
dass  die  Geschäfte  des  Falliten  nicht  plötzlich  unterbrochen  werden,  sondern 
dass  sie  während  einiger  Zeit  zu  Gunsten  der  Masse  entweder  von  den  Ver- 
waltern selbst  oder  von  einem  Dritten  unter  ihrer  Aufsicht  und  Verantwort- 
lichkeit fortgesetzt  werden. 

Das  Gericht  kann  stets,  in  Gemässheit  des  Gutachtens  des  Richter- 
kommisars  und  nach  Anhörung  der  Verwalter,  die  ertheilte  Ermächtigung 
widerrufen  oder  modificiren. 

1574.  Wenn  der  Fallit  die  Generalbilanz  seiner  Geschäfte  (Art.  1523 
No.  1)  nicht  vorgelegt  hat,  oder  wenn  die  Erklärung  des  Falliments  auf 
Betreiben  der  Gläubiger  oder  des  öfiPentlichen  Ministeriums  erfolgt  ist,  so 
mnss  angeordnet  werden,  dass  er  die  Bilanz  binnen  einer  Frist,  die  nicht 
mehr  als  10  Tage  betragen  darf,  aufstellt.  Der  Fallit  kann  die  Bilanz 
persönlich  anferti^n  oder  durch  einen  Mandatar,  in  Gegenwart  der  Ver- 
walter oder  derjenigen  Personen,  welche  sie  ernennen. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  ihm  unter  Aufsicht  der  Verwalter  die  Bücher 
und  Papiere  des  Falliments,  deren  er  bedarf,  vorgelegt,  ohne  dass  er  sie 
aus  dem  Geschäftsräume,  wo  die  Bilanz  au&estellt  wird,  fortnehmen  dari^ 
es  sei  denn,  mit  schriftlicher  Ermächtigung  des  Richterkommissars. 

1575.  In  allen  FäUen,  in  welchen  die  Bilanz  nicht  von  dem  Falliten 
oder  seinem  Mandatar  angefertigt  ist,  sei  es,  wegen  Abwesenheit  oder  aus 
Unfähigkeit  oder  Nachlässigkeit  von  Seiten  des  Falliten  oder  aus  irgend 
einem  andern  Grunde,  haben  die  Verwalter  selbst  zur  Aufstellung  der  Bilanz 
zu  schreiten,  indem  sie  sich  dazu  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliten,  so- 
-wie  derjenigen,  Informationen  und  Daten,  welche  sie  erlangen  können,  bedienen. 
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1576.  Die  Handlongsgehülfen  und  anderen  Angestellten  des  Palliten 
.haben  die  Verpflichtang,  die  Mittheilangen  und  Daten,  welclie  sie  geben 
Jsönnen,  za  versohaffen. 

Im  Falle  der  Weigerung  kann  der  Richterkommissar  aof  Antrag  der 
Verwalter  die  erwähnten  Personen  sowohl  über  Alles,  was  sich  auf  die  Auf- 
stellung der  Bilanz  bezieht,  als  auch  über  die  Ursachen  und  Umstände  des 
Falliments  befragen. 

In  keinem  Falle  können  zu  diesem  Zwecke  die  Frau,  die  Wittwe  oder 
die  Ascendenten  oder  Descendenten  des  Falliten  befragt  werden. 

1577.  Die  Verwalter  können,  mit  Ermächtigung  des  Richterkommiasars, 
dein  Falliten  und  seiner  Familie  die  für  den  eigenen  Gebrauch  nothwen- 
digen  Kleidungsstücke  und  Mobilien  ausliefern,  unbeschadet  der  Anfhahme 
dieser  Gegenstande  in  das  Inventar. 

Wenn  der  Fallit  die  Vorschriften  der  Art  1522  und  1Ö23  erfoUt  hat 
und  keine  Vermuthung  einer  Culpa  oder  eines  Betruges  beim  Falliment 
besteht,  so  hat  er  das  Recht,  zu  seinem  Lebensunterhalte  eine  Summe  zu 
verlangen,  welche  von  der  Masse  in  Abzug  zu  bringen  ist. 

Die  Höhe  derselben  wird  durch  das  Gericht  bestimmt,  nachdem  es  den 
Bericht  des  Richterkommissars  gehört  hat,  und  indem  es  den  Betrag  der 
Masse,  die  Bedür&isse  und  die  Familie  des  Falliten,  seinen  guten  Glaabea 
und  den  grösseren  oder  geringeren  Verlust,  welcher  durch  das  Falliment 
die  Gläubiger  treffen  kann,  berücksichtig 

Wenn  die  Verwalter  die  dem  FaUiten  zugewiesene  Summe  als  über^ 
massig  erachten,  können  sie  die  ihnen  für  die  Interessen  der  Masse  noth- 
wendig  erscheinende^  Reklamationen  bei  dem  Gericht  anbringen. 

1578.  Der  Richterkommissar  hat  auf  Betreiben  der  Verwalter  den 
Verkauf  derjenigen  Vorräthe  in  öffentlicher  Versteigerung  anzuordnen,  welche 
einer  leichten  Deterioration  ausgesetzt  sind ,  oder  deren  Auf  bewahrong 
schwierig  oder  kostspielig  ist. 

Das  übrige  Vermögen  kann  nur  mit  Auftrag  des  Gerichts,  nach  An- 
hörung des  Gutachtens  des  Richterkommissars,  verkauft  werden.  Das 
Gericht  hat  je  nach  den  Fällen  die  Art  und  Weise  des  Verkaufes  zo 
bestimmen. 

1579.  Die  Verwalter  haben  die  Verpflichtung,  alle  zur  Erhaltung  der 
Rechte  und  Ansprüche  der  Gläubiger  erforderlichen  Massregeln  zu  ergreifen, 
•und  besonders  die  in  den  Art.  759  und  845  vorgesehenen,  indem  sie  zu 
diesem  Zwecke  die  sofortige  Beseitigung  der  Siegel  von  den  Büchern  und 
Papieren  des  Falliten  verlangen. 

Die  etwa  entstehenden  Kosten  sind  von  den  Verwaltern  mit  vorher 
eingeholter  Ermächtigung  des  Richterkommissars  zu  bezahlen. 

1580.  Die  Wechsel,  Schuldscheine  oder  irgend  welche  anderen  Doku- 
mente fälliger  Forderungai  sind  von  den  Vei*waltern  einzuziehen. 

Diejenigen,  welche  an  einem  anderen  Domicile  zahlbar  sind,  müssen 
zu  ihrer  Einkassirung  einer  zahlungsfähigen  Person  mit  vorher  eingeholter 
Ermächtigung  des  Richterkommissars  übersendet  werden. 

1581.  Es  gehört  zum  Amte  und  zur  Verantwortlichkeit  der  Verwalter, 
die  erforderlichen  Massnahmen  bei  solchen  Wechseln  zu  ergreifen,  welche 
zum  Accept  vorgelegt  oder  Mangels  desselben  oder  Mangels  der  Zahlung 
protestirt  werden  müssen. 

1582.  Die  Quittungen  oder  irgend  welche  andere  Verpflichtungs-  oder 
Entlastungsurkunden,  welche  die  Verwalter  ausstellen,  müssen,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit,  von  dem  Richterkommissar  als  richtig  beglaubigt  werden. 

1583.  Die  aus  dem  Verkaufe  der  Effekten  oder  aus  den  erfolgten 
Einkassirungen  herrührenden  Summen  sind  nach  Abzug  der  Kosten  (Art  1579) 
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an   demjenigen   Ort  zu  deponiren,   wo   die  gerichtUcben  Hinterlegängen  in 
£imp£ang  genommen  werden. 

Aus  diesem  Depot  können  Gelder  nur  auf  Grund  eines  Befehles  des 
Richterkommissfirs  entnommen  werden. 

1584.  Dem  Richterkommissar  ist  alle  14  Tage  oder  häuBger,  wenn 
er  es  verlangt,  ein  Status  der  Konkursgelder  unter  der  im  Art.  1656  für 
die  Verwalter  des  Falliments  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  überreichen. 

1585.  Von  dem  Tage  ab,  an  welchem  die  Verwalter  .ihr  Amt  an- 
getreten haben,  können  alle  schwebenden  Erlagen  gegen  den  Falliten  und 
solche,  welche  nach  dem  Falliment  eingeleitet  werden,  nur  gegen  die  Ver- 
walter fortgesetzt  oder  eingeleitet  werden  (Art.*  1533). 

Die  Verwalter  können  ohne  Ermächtigung  des  Richterkommissars  keine 
Klage  im  Namen  des  Konkurses  weder  erheben,  noch  fortsetzen,  noch 
beantworten. 

1588.  Das  Gericht  hat  auf  Vorschlag  des  Richterkommissars  und  nach 
Anhörung  der  Verwalter  die  Gratifikation  zu  bestimmen,  welche  an  die- 
jenigen Personen  zu  zahlen  ist,  die  nothwendigerweise  zur  Buchführung  des 
Falliments  und  für  die  übrigen  Geschäfte  und  die  darauf  bezüglichen  An- 
gelegenheiten angestellt  werden  mussten,  unter  Berücksichtigung  der  Art  der 
Arbeit  und  des  Betrages  der  Masse. 

1587.  Alle  Ausgaben  und  Kosten,  welche  aus  den  auf  das  Falliment 
bezüglichen  Massnahmen  entstehen,  sind  aus  der  Konkursmasse  zu  ent- 
nehmen, sobald  dieselben  mit  der  erforderlichen  Ermächtigung  ausgeführt 
worden  sind  (Art.  1579). 


TITEL  V. 
Von  der  Qualifikation  des  Falliments« 

1588.  Die  Qualifikation  der  Klasse,  zu  welcher  das  Falliment  nach 
der  Bestimmung  des  Art.  1513  flgd.  gehört,  erfolgt  in  einem  besondl^ren 
Yer&hren,  welches  nach  Anhörung  der  Verwalter  und'  des  Falliten  selbst  zu 
begründen  ist. 

1589.  Bei  der  Qualifikation  des  Falliments  ist  zu  berücksichtigen: 

1.  das  Benehmen  des  Falliten  bei  der  Erfüllung  der  ihm  in  dem 
Art.  1522  figd.  auferlegten  Verpflichtungen; 

2.  das  Resultat  der  Bilanzen,  welche  sich  aus  der  geschäftlichen  Lage 
des  Falliten  ergeben; 

3.  der  Zustand,  in  welchem  sich  seine  Handelsbücher  befinden; 

4.  der  Bericht,  den  der  Fallit  über  die  Ursachen  des  Falliments 
(Art.  1523  No.  2)  vorgelegt  hat,  und  dasjenige,  was  aus  den  Büchern, 
Dokumenten  und  Papieren  über  den  wahren  Ursprung  desselben 
hervorgeht; 

5.  die  Ergebnisse,  welche  die  Untersuchungen,  auf  die  in  den  Art  1575 
und  1576  Bezug  genommen  wird,  bieten,  und  die  Beweise,  welche 
in  der  gehörigen  Frist  vorgebracht  worden  sind  (Art.  1592). 

1590.  Der  Richterkommissar  hat  das  Urtheil  über  die  Qualifikation 
des  Falliments  mit  dem  Bericht,  welchen  er  dem  Gericht  in  Gemässheit 
der  Bestimmung  des  Art.  1555  No.  4  zu  übergeben  hat,  vorzubereiten. 

Der  Bericht  muss  mit  dem  Gutachten  des  Richterkommissars  über  die 
Ursachen  des  Falliments  und  die  Qualifikation  desselben  schliessen,  indem 
er  seine  Argumentation  auf  die  in  den  Art.  1514  flgd.  festgestellten 
Begeln  stützt 
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1B91.  Der  Bericht  des  BiGhterkommissars  ist  den  Verwaltern  ml 
dem  Falliten  mitzatheilen,  welche  die  vorgeschlagene  Qualifikation  je  mk 
den  Rechten,  welche  ihnen  zükonunen,  anfechten  Können. 

1592.  Im  Falle  des  Widerspruchs  können  sowohl  die  Terwalta,  tk 
der  Fallit  Ton  den  in  Handelssachen  zulässigen  Beweismittdn  (Ait  12) 
Gebrauch  machen,  um  die  Thatsachen,  welche  sie  gegenseitig  Torgehodl 
haben,  zu  rechtfertigen. 

Die  Frist  für  den  Beweis  ist  40  Tage  und  nicht  prorogabeL 

1593.  Nach  Prüfung  der  Seitens  der  Verwalter  und  des  Fallitai 
geführten  und   bewiesenen  Thatsachen    bestimmt  das   Gericht  definiti? 
Qualifikation  des  Falliments,  in  Gemässheit  der  Vorschriften  der  Art  151 
1516,  1516,  1517  und  1518. 

Wenn  das  Gericht  das  Falliment  als  ein  zufalliges  erachtet  (All  1 
hat  es  anzuordnen,  den  Falliten,  im  Falle  er  sich  in  Haft  bandet, 
zu  lassen. 

Wenn  es  das  Falliment  als  ein  strafbares  oder  betrügerische^ 
(Art  1515  flgd.),   stellt  es  den  Falliten   und   die  eventuellen  Mitschi 
zur  Verfügung  des  Strafrichters  erster  Instanz,  mit  Bewäs  des  V( 
ohne  dass  irgend  ein  Rekurs  gegen  diese  Verfügung  znl&ssig  ist  (Art  1 

Wenn  iedoch  von  Seiten  des  Falliten   nur  Culpa  vorliegt,    wdcbe  ii^ 
Handelsgericht  als  levis  erachtet,    so  kann  es  ihn   selbst   korrektionell 
Gefängiii^s   nicht  unter  3  Monaten  und  nicht  über  1  Jahr  bestrafen. 

1594.  Insofern  keine  andere  Strafe  in  dem  Stra&esetzbache  angegdMj 
ist,  wird  das  strafbare  Falliment  mit  Gefängniss  nicnt  unter  1  und  niM 
über  5  Jahren  bestraft.  ^ 

1595.  Die  civilrechtlichen  Wirkungen  der  Qualifikation  des  FaliixDeil%! 
welche  das  Handelsgericht  festgesetzt  hat,  erleiden  keine  Modifikation,  mgt 
das  Urtheil  des  Stra%erichts  sein,  welches  es  wolle. 

1596.  W^enn  zwischen  den  Gläubigem  und  dem  Falliten  eine  Ter» 
einbarung  getroffen  ist,  welche  keinen  Erlass  der  Schulden  bewilligt,  so  i^ 
ohne  Weiteres  von  dem  Ver&hren  Behufs  Qualifikation  des  FaUimcd 
Abstand  zu  nehmen. 

Wenn  die  Gläubiger  irgend  einen  Theil  ihrer  Forderungen  erls^ 
oder  verworfen  haben,  so  wird  von  Amtswegen  das  Verfiihren  ois  zur  eui» 
sprechenden  gerichtlichen  Entscheidung  fortgesetzt 

1597.  Welches  auch  die  Qualifikation  des  Falliments  sein  mag,  ^ 
unbeschadet  der  eventuellen  Uebersendung  des  Beweises  an  einen  derStn^ 
richter  erster  Instanz  (Art.  1593),  föhrt  das  Handelsgericht  fort,  Alles,  vis 
sich  auf  das  Falliment  uud  seine  Nebenumstände  bezieht,  zu  untersucben. 

1598.  Derjenige  Fallit;  dessen  Falliment  als  zu&lliges  qualificirt  woitia 
ist,  und  derjenige,  welcher  die  korrektionelle  Strafe,  im  Falle  das  FaUimest 
als  strafbares  qualificirt  worden  ist,  verbüsst  hat,  können  fir  fremde 
Rechnung  und  unter  der  Verantwortlichkeit  eines  Prinzipals  Handelsee- 
schäfte  treiben,  indem  sie  das  Gehalt,  die  Vortheile  oder  den  Gewinnaotheil 
welche  ihnen  für  ihre  Dienste  gegeben  werden,  f&r  sich  beziehea«  oobe 
schadet  des  Anspruches  der  GläuWger  auf  das  Vermögen,  welches  sich  d« 
Fallit  auf  diese  oder  eine  andere  Weise  erwirbt,  falls  die  Grelder  der  Masse 
zur  vollständigen  Bezahlung  nicht  hinreichen. 

Die  Falliten,  welche  sich  in  diesem  Falle  befinden,  erhalten  die  üip^ 
zum  Lebensunterhalt  bewilligte  und  zugewiesene  Summe  (Art.  1577)  nick^ 
weiter  fort. 
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TITEL  VI, 
Von  der  Verifikation  der  Forderungen. 

1599.  Nachdem  die  izn  Art.  1549  No.  6  zur  Voriecang  der  ßeweia- 
dokumeDte  der  Forderungen  festgesetzte  Frist  verstricnen  und  der  im 
Art.  1570  vorgeschriebene  Status  vorbereitet  ist,  hat  der  Richterkommi«öar 
die  Einberufung  aller  bekannten  und  unbekannten ,  bevorrechtigten  oder 
persönlichen  Gläubiger  Behufs  Verifikation  der  Forderungen  anzuordnen. 

Der  Bichterkommissar  muss  den  Tag  und  die  Stunde  der  Yersammlimg 
feststellen,  indem  ^^t  i^  iiAch  dien  Umständen,  genügend  Zeit  lässt,  damit 
die  Einberufung   zur  Kenntniss  aller  Qläubiger  gelangen  kann. 

1600.  Die  Einberufung  erfolgt  durch  fiekanntmachun|^n ,  welche  in 
der  Börse,  £a11s  eine  solche  vorhanden  ist,  auszuhängen  und  in  die  Zeitungen 
einzurücken  sind. 

In  den  Bekanntmachungen  ist  zu  bemerken,  dass  von  denjenigen 
Gläubigern,  welche  nicht  der  Versammlung  beiwohnen,  angenommen  wird^ 
dass  sie  den  Beschlüssen ,  welche  die  Majorität  der  erschienenen  Gläubiger 
fasst,  beistimmen. 

Jedoch  ist  in  Betreff  des  Akkords  immer  die  im  Art.  1620  festgesetzte 
Stimmenzahl  erforderlich. 

1601.  Diejenigen  Gläubiger,  deren  Forderungen  sich  nicht  aus  der 
Bilanz  und  den  Büchern  des  Falliten  ergeben,  sind  zur  Versammlung  zuzu- 
lassen, wenn  sie  vor  Abhaltung  derselben  den  Verwaltern  die  Beweisdokiir 
mente  ihrer  Forderungen  (Art.  1568)  vorgelebt  haben,  und  zwar  unter  jder 
Verantwortlichkeit  des  Art.  1518  im  Falle  einer  &lschen  Erklärung  oder 
einer  betrügerischen  Supposition. 

1602.  Zur  Versammlunjg  ist  Niemand  in  Vertretung  eines  andern  zw-' 
zulassen,  wenn  er  nicht  mit  genügender  Vollmacht  dazu  aut(»*isirt  ist, 
welche  er  gleichzeitig  dem  Bichterkommissar  vorle^jen  muss. 

Niemand  kann  von  mehr  als  einem  Gläubiger  bevollmächtigt  sein, 
noch  kann  die  Vollmacht  auf  irgend  einen  Gläubiger  des  Falliten  übeiüregen 
werden. 

1603.  Der  Fallit  ist  zu  der.  Versammlung  Behufs  Verifikation  der 
Forderungen  und  zu  den  übrigen,  welche  im  Verlaufe  des  Verfahrens  statt- 
finden, vorzuladen.  Er  kann  persönlich  erscheinen  oder  sich  durch  ein^i 
Bevollmächtigten  vertreten  lassen  (Art.  1602). 

1604.  Am  bezeichneten  Tage  findet  die  Versammlung  unter  Vorsitz 
des  Kichterkommissars  und  in  Gegenwart  der  Verwalter  statt. 

Es  wird  der  allgemeine  Status  der  Forderungen,  die  betreffenden  Be- 
weisdokumente und  der  Bericht  der  Verwalter  über  jede  einzelne  derselben 
vorgelesen  (Art.  1570). 

1605.  Jeder  einzelne  Gläubiger  ist  der  Reihe  nach  aufeurufen,  wenn 
die  ihn  betreffende  Post  und  die  bezüglichen  Dokumente  und  Berichte  vor- 
gelesen werden. 

Alle  anwesenden  Gläubiger  und  der  Fallit  können  persönlich  oder  ver- 
mittelst eines  Bevollmächtigten  über  jede  Post  die  ihnen  passend  erscheinen- 
den Bemerkungen  machen.  Der  an  der  Forderung  Betheiligte  oder  sein 
Vertreter  kann,  wie  es  ihm  passend  erscheint,  antworten. 

1606.  Wenn  die  Forderung  weder  von  den  Verwaltern,  noch  von 
dem  Falliten,  noch  von  irgend  einem  der  gegenwärtigen  Gläubiger  beanstandet 
worden  ist,  ist  sie  als  verificirt  zu  betrachten  und  in  die  Liste  der  aner* 
kannten  Forderungen  ein^utiagen. 
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Diese  Liste  enthält  die  Namen  der  Gläubiger  und  die  Art  und  i^ 
Betrag  einer  j^en  Forderung. 

1607.  Wenn  eine  oder  mehrere  Forderungen  von  den  Verwaltern,  im 
Falliten  oder  irgend  einem  der  Gläubiger  beans^tandet  worden  sind  und  es  d^ 
Kichterkommissar  nicht  gelingt,  die  Betheiligten  zu  einigen ,  so  ist  dies  a 
Protokoll  festzustellen,  und  es  werden  ohne  Weiteres  die  Vorgang  da 
Handelsgerichte  übermittelt,  damit  es  die  entsprechende  gerichüiche  Ea 
Scheidung  treffe. 

Die  Entscheidung  ist  in  dem  ersten  Termin,  zu  welchem  die  Pardi 
erscheinen,  oder  im  zweiten,  wenn  etwa  ein  zulässiger  Beweis  Toigebnd 
worden  ist,  zu  verkünden.  •  1 

1606.  Die  Verwalter  haben  die  Verpflichtung,  Behufs  Wahmehn« 
der  Interessen  des  Eonkurses  bei  den  Verhandlungen  bezüglich  der  Ta 
fikation  der  Forderungen  zu  interveniren. 

;  Das  Gericht  hat,   nachdem  es  das  öffentliche  Ministerium   gehört  b 

über  jeden  Einwand   in  der  im   yorhergehenden  Artikel   bestimmten  \Vd 
EU  entscheiden. 

1600*    Wenn  die  Versammlung  in  Folge  von  Einwendii2ifi;en,  diei 

Serichtliches  Urtheil  erfordern  (Art.  1607),  vertagt  worden  ist,  so  massl 
üchterkommissar  einen  andern  Termin  zur  Versammlung  ansetzen,  nad 
'dem  das  Urtheil  rechtskrältig  geworden  ist,  und  es  ist  in  der  Verifibai 
der  Forderungen  fortzufahren,  wie  dies  in  den  Art.  1604  flgd.  ^csf 
Bchrieben  ist. 

^  Diejenigen  Oläubiger,  welche  in  der  ersten  Versammlung  nicht  gtf^ 
wärtig  gewesen  sind,  haben  keine  B^fugniss,  die  Rechtmässigkeit  derF4 
d^ungen,  welche  schon  in  die  im  Artikel!  606  erwähnte  Liste  eiDgetnfi 
worden  sind,  anzufechten. 

1610.  Wenn  Differenzen  bezüglich  der '  Verifikation  der  Forderiuip 
^ie  im  vorhergehenden  Artikel  angegeben,  entstehen,  so  muss  der  Rici« 
.kommissar  dies  im  Protokoll  feststellen  und  nach  der  im  Art.  1607  fe^ 
setzten  Art  und  Weise  verfahren. 

Das  Verfahren,  welches  durch  diese  Einwendungen  veranlasst  «il 
verhindert  weder  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  bezüglich  des  Akkonk 
welchen  der  Fallit  vorgeschlagen  hat,  noch  die  Liquidation  der  Masse. 

1611.  Wenn  in  der  ersten  Versammlung  oder  in  den  folgenden  al 
Massnahmen  nicht  an  einem  Tage  haben  zu  Ende  gefuhrt  werden  köosa 
so  hat  der  Richterkommissar  die  Sitzung  auf  den  von  ihm  sofort  h^tf 
setzten  Termin  zu  verschieben,    indem  er  dies   in  das  Protokoll   au&inui 

vohne  dass  eine  neue  Zusammen  beruf  ung  erforderlich  ist 

1612.  Diejenigen  Gläubiger,  welche  die  Beweisdokumente  ihrer  Fi 
"derungen  nicht  vorgelegt  haben,  sind  nur  dann  in  die  Masse  aufzonebiDd 
wenn  die  Verifikation  ihrer  Forderungen  vorhergegangen  ist,  welche  auf  iW 
Kosten  unter  Vorladung  und  nach  Anhörung  der  Verwalter  vom  GerkÜ 
vorzunehmen  ist. 

Sie  haben  nur  Antheil  an  denjenigen  Dividenden,  welche  bei  Erhet« 
ihrer  AnsprQche  noch  zu  vertheilen  sind,  ohne  dass  sie  in  irgend  welchei 
Falle  ihren  Antheil  an  den  früheren  Dividenden  beanspruchen  können. 

Sollten  .die  säumigen  Gläubiger  ihre  Ansprüche  erst  dann  erhd)ei 
nachdem  schon  der  ganze  Baarbestand  des  Falliments  vertheilt  worden  i^ 
so  sind  sie  nicht  mehr  zu  berücksichtigen,  unbeschadet  ihres  personlkb^ 
Anspruches  gegen  den  Falliten  (Art.  1663). 

1613.  Sowohl  in  dem  Falle,  dass  kein  Einwand  gegen  iigeuA  et« 
J'orderung  erhoben  ist  (Art.  1606),  als  auch  in  demjenigen,  dass  das  UriW 
welches  über  die  beanstandeten  Forderungen  ergangen  ist,  ein  rechtskiifo^ 
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^'worden  ist^  und  nachdem  die  Vorschriften  -des  Art.  1609  flg.  erfüllt  sind, 
ist  die  Liste  der  Forderungen  mit  der  Unterschrift  des  Richterkommissars 
ZQ  schliessen,  indem  derselbe  in  dem  PrütokoUe  feststellt,  dass  alle  Mass- 
nahmen bezüglich  der  Verifikation  der  Forderungen   definitiv  beendigt  sind. 


TITEL  Vn. 
Vom  Akkord.^) 

1614.  Der  Akkord  ist  eine  Vereinbarung  zwischen  dem  Falliten  und 
seinen  Gl&ubi^em,  nach  welcher  sie  dem  S(muldner  Fristen  zur  Zahlung 
oder  irgend  einen  Erlass  oder  Quittung  über  den  Betrag  der  Forderungen 
bewilligen. 

1615.  Die  Beschäftigung  mit  dem  Akkorde  ist  nicht  eher  zul&ssig,  als 
bis  die  im  Titel  III:  ^Von  den  proyisorisehen  Massre^eln  im  Falle  des 
Falliments^,  festgesetzten  Förmlichkeiten  erfüllt  worden  sind,  und  die  Quali- 
fikation gemäss  den  Bestimmungen  im  Titel  V:  ,,Von  der  Qualifikation  des 
Falliments«,  erfolgt  ist  (Buch  IV)* 

1616.  Zur  Berathung  und  iBeschlussfassung  über  den  Akkord  können 
nur  diejenigen  Gläubiger  zusammenkommen,  deren  Titel  ordnungsmässig 
rerificirt  worden  sind. 

Die  Eigenthums^läubiger,  die  Hypothekengläubiger  und  die  übrigen 
'beyorrechtigten  Gläubiger  können  an  aen  Berathungen  über  den  Akkord 
nicht  theilnehmen,  bei  Strafe,  allea  Beschlüssen,  welche  in  dieser  Beziehung 
^fasst  werden,  unterworfen  zu  sein. 

Die  einfiache  Thatsache  des  Mitstimmens  über  den  Akkord  bewirkt  den 
Verzicht  auf  das  Vorrecht,  jedoch  ist  dieser  Verzicht  ohne  Wirkung ,  wenn 
der  Akkord  nicht  zu  Stande  kommt 

1617.  Die  Eigenschaft  als  Ehegatte,  Ascendent  oder  Descendent  des  Fal- 
liten bildet  kein  Hindemiss,  dass  die  sonst  rechtmässigen  Gläubiger  (Art.  1616) 
bei  der  Erklärung  und  Beschlussfassung  über  den  Akkord  mitwirken.  . 

Um  über  den  Akkord  mitstimmen  zu  können,  ist  die.  Veräusserungs- 
befugniss  nicht  erforderlich;  es  genügt  die  Fähigkeit,  etwas  verwalten  zu 
können. 

1618.  Jeder  Akkord  Vorschlag  muas  in  der  Versammlunfi^  der  Gläu^ 
biger  gemacht  und  verhandelt  werden.  Es  ist  jeder  Beschluss  nichtig,  welcher 
ausseraalb  der  Versammlung  oder  in  privaten  Vereinigungen  gefasst  ist. 

1619«    Der  Bichterkommissar   muss  den  Vorsitz  in  der  Versammlung 
fahren,   bei  welcher  der  Fallit  j)ersönlich   zugegen  sein  muss,   es  sei  denn,^ 
dass   ihm  aus  irgend  welchen  Gründen  der  Kichterkommissar  gestattet  hat, 
hierzu  einen  Bevollmächtigten  zu  ernennen. 

Die  Verwalter  haben  der  Versammlung  einen  detaillirten  Bericht  über 
den  Stand  des  Fidlimeuts,  die  ErftLllung  der  Förmlichkeiten,  die  Vornahme 
Ton  Unternehmungen  und  die  Qualifikation,  welche  in  dem  betreffenden 
Urtheile  dem  Falliment  gegeben  worden  is^  vorzulegen. 

Der  Fallit  und  die  anwesenden  Gläubiger  haben  die  ihnen  passend  er- 
scheinenden Bemerkungen  zu  machen;  und  über  Alles  wird  ein  Protokoll 
angenommen,  dem  der  von  den  Verwaltern  vorgelegte  Bericht  beizu- 
fügen ist. 

1620.  Der  Akkord  kann  nur  mit  den  Stinunen  von  Vs  d^  I)er8ön- 
lichen  Gläubiger,  welche  in  sich  •/*  ^^^  verificirten  Forderungen  vereinigen, 


^)  „Coiicordato%  im  Spanischen  H.G.  B.  (Art  1U7}  „Convenio^  genannt. 
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aageDommen  werden,  mit  Ausschlnsa  der  Hypotheken*  oder  beTomaehti^ 
Gläubiger,  falls  nidit  d^  Verzicht  des  Art.  1616  vorliegt,  oder  mit  dea 
Stmmei&  tob  V4  d^r  Gl&abiger ,  welche  in  sich  '/g  der  erwrinrtwi  F<x^ 
demnffen  veoreinip^n.^) 

1621.  Der  Akkord  ist  in  derselben  Versammlang,  in  welcher  er  statte 
gefunden  hat,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  zu  unterzeichnen. 

Im  Falle,  dass  der  Akkord  nur  von  '/s  ^^  Gläubiger  angeoommen 
worden  ist,  welche  in  sich  nicht  V4  ^^^  Forderungen  vereinigen,  oder  von 
einer  Anzaiil  von  Gläubigern,  welche  nicht  '/•  beträgt,  aber  V«  ^^^  ^^^ 
derungen  vertritt,  ist  die  Beschluss&ssung  8  Tage  hinauszuschieben,  ohoe 
dass  eine  neue  Zusammenberufnng  erforderlich  ist. 

In  solchem  Falle  bleiben  die  am  Tage  der  ersten  Versaaunlung  ^ 
fi»8ten  Beschlüsse  ohne  Wirkung,  und  es  ist  von  Neuem  in  der  im  Art.  1619 
angeordneten  Art  und  Weise  zu  verfahren,  bis  die  Annahme  odßt  Abkh* 
nung  des  Akkordes  definitiv  beschlossen  worden  ist. 

1622.  Nachdem  der  Akkord  angenommen  worden  ist,  ist  er  binaeB 
der  folgenden  24  Stunden  von  dem  Richterkommissar  dem  Gericht  nr  U 
atätigung  vorzulegen. 

Die  dissidirenden  Gläubiger,  sowie  diejenigen,  welche  in  der  VersuuD- 
lung  nicht  zugegen  gewesen  waren,  deren  Fordemngeo  aber  verificut  worden 
sind,  können  der  Bestätigung  des  Akkordes  widersprechen,  indem  sie  inoer- 
halb  der  peremtorischen  Frist  von  8  Tagen,  von  der  Annahme  an  gerediet, 
ikre  Einwendungen  vorbringen. 

1628.  Der  Widerspruch  ist  unter  Anhörang  des  Falliten  and  der  Ver- 
walter in  der  peremtorischen  Frist  von  30  Tagen  f&r  beide  Pftrteicii,  welche 
in  dieser  Zeit  die  ihnen  passend  erscheinenden  Thatsacbea  vorbringen  ond 
beweisen  müssen,  zu  begründen;  nach  Ablauf  derselben  entscheidet  das 
Gericht,  nachdem  es  vorher  das  Gutachten  des  öffentlichen  Miuistemns 
eingeholt  hat. 

1684.  Das  Gericht  muss  in  allen  Fällen,  bevor  es  entscheidet,  das 
Gutachten  des  Bichterkommissars  üb^  den  Charakter  des  FaUimeats  oa^ 
die  ZulässipRbeit  des  Akkordes  hören. 

1625^  Auch  wenn  kein  Widerspruch  gegen  den  Akkord  erhoben  isu 
kann  das  Gerieht  von  Amtswegen  die  Bestätigung  verweigern,  wenn  die  in 
diesem  Titel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  befolgt  worden  sind,  oder 
wenai  ein  Betrug  von  Seiten  des  Falliten  vorgelegen  hat. 

1626.  Nachdem  der  Akkord  bestätigt  worden  ist,  wird  er  fior  alle 
Glättbiger  verbindlich,  mögen  sie  in  der  Bilanz  aufgeführt  sein  oder  nickt, 
bekannt  oder  unbekannt  sein,  und  welches  auch  die  Summe  sein  mag,  die 
ümen  später  durch  ein  definitives  UrÜieil  zugesprochen  wird,  vorbehidtiicl) 
des  Beiobles  der  Hypotheken-  und  sonstigen  bevorrechtigten  Gläubiger 
(Art.  1694  flgd.). 

Die  GUUibiger,  welche  nach  der  Bestätigung  des  Akkordes  erscheiiieO} 
können  in  keinem  Falle  von  ihren  Mitgläubigem  eine  Summe  beanspruch^ 
%eldie  im  Yerhältniss  der  Dividenden  steht,  die  diese  nach  dem  Akkorde 
erhalten  haben,  vorbehaltlich  ihres  Rechtes,  die  im  Akkord  fastgesetzteo 
Summen  vom  Falliten  zu  beanspruchen  (Art.  1612). 

1627.  Jede  von  dem  Falliten  eingegangene  Verpflichtung,  an  einen 
Gläubiger  mehr,  als  im  Akkorde  zu  Gunsten  des  Konkurses  fest^tzt 
worden  ist,  zu  bezahlen,  ist  den  andern  Gläubigern  gegenüber  nichtig,  so 
lange  dieselben  die  im  Akkord  festgesetzte  Dividende  nicht  erhalten  haben. 


1)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetsbüchem  cfir.  Note  1 
zu  Art.  897  ^  Aegyptischen  H.  G.  B.,  S.  34. 


IL   ArgexKUnieö.  293 

Der  auf  -Gmod  des  Akkordes  dem  prinzipalen  Schuldner  be- 
willigte £rlass  kommt  den  Mitschaldnem  oder  B&rsen  nicht  zu  Gute 
(Art.  976  und  978). 

Diese  BestimmuBfi:  ist  aof  die  Bftrgen,  welche  die  Erf&llang  des 
Akkordes  Seitens  des  Falliten  garantiren,  nicht  anwendbar  (Art.  1631). 

1629.  Nach  Genehmigung  oder  Bestätigong  des  Akkordes  durch  das 
Handelsg^tcht  ist  keine  Klage  auf  Nichtigkeit  des  Akkordes  zulässig,  es  sei 
denn  aojf  Grund  eines  nach  der  Bestätigung  entdeckten  Dolas,  welcher  in 
der  Yerheimlicbung  der  Activa  oder  in  der  Uebertreibung  der  Passiva  des 
Falliments  besteht. 

1630.  Nachdem  das  bestätigende  Erkenntniss  rechtskräftig  geworden 
ist,  sind  die  Verwalter  yerpflichtet,  dem  Schuldner  alle  Yermogensobjekte, 
welche  sich  in  ihren  Händen  befinden,  zu  übergeben,  indem  sie  vor  dem 
Richterkommissar  Rechnung  über  ihre  Verwaltung  ablegen. 

Dem  Richterkommissar  steht  es  zu,  die  Zweifel,  welche  bezüglich  der 
Uebergabe  des  Vermögens  und  der  Rechnungsablegang  entstehen,  unter  Re- 
kurs an  das  Handelsgericht,  zu  entscheiden. 

1631.  Die  AnnuUirung  des  Akkordes  wegen  Dolus  (Art.  1629)  befreit 
die  Bürgen  ipso  jure. 

Die  Aufhebung  des  Akkordes  kann  Yor  dem  Handelsgericht  unter 
Vorladung  der  etwaigen  Bürgen  verlangt  werden,  wenn  von  Seiten  des 
Falliten  die  Verpflichtungen  des  Akkordes  nicht  erfüllt  worden  sind. 

Die  Aufhebung  des  Akkordes  befreit  die  Bürgen  nicht,  welche  seine 
theilweise  oder  vollständige  Erfüllung  garantirt  haben. 

1632.  Die  von  dem  Falliten  nach  dem  bestätigenden  Erkenntniss  and 
vor  der  AnnuUirung  oder  Anfhebang  des  Akkordes  vorgenonunenen  Akte 
sind  nur  im  Falle  des  Betrages  gegen  die  Rechte  der  Gläubiger  zu  annaUiren 
oder  au&uheben  (Art.  228  und  229). 

1633.  Die  vor  dem  Akkord  vorhandenen  Gläubiger  können,  dem 
Falliten  allein  gegenüber,  ihre  vollen  Rechte  wieder  ausüben,  aber  sie  können 
in  der  Masse  nur  in  folgenden  Verhältnissen  fi^uriren: 

wenn  sie  noch  keinen  Theil  der.  Dividenden  erhalten  haben,   fär 
den  ganzen  Betrag  ihrer  Forderungen; 

wenn   sie  einen  Theil   der.  Dividenden   erhalten  haben,   für   die- 
jenige Quote  ihrer  ursprünglichen  Forderungen,  welche  dem  Theile 
der  versprochenen  Dividenden,  den  sie  nicht  empfangen  haben,  ent- 
spricht. 
Die  Verfägangen   dieses  Artikels   sind  auch  aof  den  Fall  anwendbar, 
in  welchem  ein  zweites  Falliment  eintritt,  ohne  dass  eine  AnnuUirung  oder 
Aufhebung  des  Akkordes  vorhergegangen  ist  (Art.  1664). 

1634  Wenn  nicht  im  Akkorde  ausdrücklich  eine  entj^egenstehende 
Abrede  getroffen  ist,  so  ist  der  Fallit  bei  der  Handhabung  seiner  Handels- 
geschäfte der  Intervention  eines  der  Gläubiger,  welcher  von  der  Versamm- 
hing dazu  gewählt  worden  ist,  so  lange  unterworfen,  bis  er  die  Verpflich- 
tungen des  Akkordes  vollständig  erfüllt  hat. 

Das  Gericht  hat  in  solchem  Falle,  nachdem  es  das  Gutachten  des 
Richterkommissars  gehört,  den  monatlichen  Betrag  zu  bestimmen,  über  den 
der  Fallit  flhr  seine  Privatausgaben  inzwischen  verfügen  darf. 

1635.  Die  Funktionen  des  Intervenienten  beschränken  sich  auf  die 
Rechnungsführung  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  der  Kasse  des 
Falliten,  von  welcher  er  einen  zweiten  Schlüssel  hat. 

Es  lie^  ihm  ferner  ob,  zu  verhindern,  dass  der  Sohnldner  aas  den 
Geldern  seines  G^eschäftes  eine  grössere  Summe  für  seine  Privmtausgaben 
herausnimmt,   als  ihm  angewiesen  ist,   oder  dass  er  irgend    welche  Gelder 
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für  Z'weoke,  die  seinem  Geschäfte  fernliegen,  ausgiebt;  aber  er  kann  sich  in 
keiner  Weise  in  'die  Ordnung  und  Leitung  der  Geschifte  einmischen,  welche 
dem  wiedereingesetzten  FalUten  ausschliesslich  zukommt 

1636.  Im  Falle  einer  begründeten  Klage  Seitens  des  InterrenientcD 
über  Missbräuche  des  Falliten  bei  der  Handhabung  der  Gelder,  hal  das 
Gericht  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  anzuordnen,  und^  nach  Einsicht 
in  dieselben,  muss  es  die  geeigneten  Massrcmin  treffen,  um  die  Ordoong  in 
der  kaufmännischen  Verwaltung  des  Schuloners  aufrecht  zu  erhalten. 

1637.  Der  wiedereingesetzte  Fallit,  welcher  den  Effekt  der  Intervention 
dadurch  vereitelt^  dass  er  über  irgend  einen  Theil  der  Gelder  oder  Bestände 
ohne  Kenntniss  des  Intervenienten  verfügt,  wird  auf  Grund  dieser  Th&tsache 
allein,  im  Falle  eines  neuen  Falliments,  für  betrügerisch  erklärt  (Art.  16641 

1638.  Die  Gratifikation  des  Intervenienten  geht  für  Rechnung  des 
wiedereingesetzten  Falliten. 

Im  Fall  einer  Differenz  in  dieser  Hinsicht  hat  das  Handelsgericht  dieselbe 
zu  bestimmen. 

1639.  Auf  Grund  des  Akkordes  ist  der  Anspruch  der  Gläubiger  fir 
denienigen  Theil  ihrer  Forderungen,  welcher  dem  Falliten  erlassen  is^  erloscheo, 
auch  wenn  derselbe  in  bessere  Yermögensverhältnisse  kommt  oder  ihm  irgend 
ein  Ueberschnss  aus  dem  Vermögen  des  Falliments  verbleibt  (Art.  16S1), 
es  sei  denn,  dass  ausdrücklich  eine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist 

1640.  Wenn    kein  Akkord  vorgescnlagen  oder   ein   solcher  nicht  an^ 

Senommen  ist  oder  nicht  die  gerichtliche  Bestätigung  erlangt  hat,  so  wird 
ie  Masse  für  insolvent  erklärt  und  zu  ihrer  Liquidation  in  der  im  folgenden 
Titel :  «Von  den  definitiven  Verwaltern  des  Falliments  und  ihren  Funktionen^, 
(Tit.  VlII  Buch  IV)  vorgeschriebenen  Form  geschritten. 

1641.  Wenn  in  irgend  einer  Zeit,  vor  der  gerichtlichen  Bestätigung 
des  Akkordes  oder  bevor  die  Masse  für  insolvent  erklärt  worden  ist  (Art.  1640i, 
das  Verfahren  des  Falliments  wegen  Insufficienz  der  Aktivmasse  zur  Deckunf^ 
der  Ej^sten  eingestellt  werden  muss,  kann  das  Gericht  nach  Anhörung  des 
Gutachtens  des  Richterkommissars  auch  von  Amtswegen  die  Beendigung 
des  Ver&hrens  des  Falliments  verfügen. 

Dieses  Urtheil  bewirkt,  dass  jeder  Gläubiger  seine  persönlichen  An- 
sprüche sowohl  gegen  das  Vermögen,  als  gegen  die  Person  des  FalUten 
wieder  verfolgen  Kann,  vorbehaltlicm  der  Beschränkungen  des  Art  1663. 

Während  eines  Monats,  vom  Datum  desselben  gerechnet,  ist  die  Voll- 
streckung dieses  Drtheils  suspendirt. 

1642.  Der  Fallit  oder  jeder  andere  Interessent  kann  zu  jeder  Zeit 
von  dem  Gerichte  den  Widerruf  des  Urtheiles  über  die  Beendigcmg  des 
Falliments  verlangen,  wenn  er  beweist,  dass  genügende  Gelder  vorhandea 
sind,  um  die  Kosten  des  Verfahrens  des  Falliments  zu  bestreiten,  oder  wenn 
er  eine  genügende  Summe  zur  Deckung  dieser  Kosten  in  die  Hände  der 
Verwalter  hinterlegt. 

TITEL  Vm, 

Von  den  definitiven  Verwaltern  des  Falliments  und  ibren 

Funktionen. 

1643.  Die  Erklärung  der  Insolvenz  der  Masse  (Art.  1640)  bewirkt 
die  Uebertragung  des  Eigenthums  an  dem  Vermögen  des  Falliten  su  Gunsten 
seiner  Gläubiger,  und  es  hat  die  Liquidation  f&r  Beefanong  dieser  2a 
erfolgen.         *  . 
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1644  Nachdem  sich  die  Gläubiger  unter  dem  Vorsitz  des  Richter- 
kommissars  versammelt  haben,  müssen  sie  zor  Emenming  eines,  zweier 
oder  mehrerer  definitiver  Verwalter  schreiten. 

Die  Ernennung  eines  Verwalters  kann  nur  auf  die.  Gläubiger  fallen, 
die  Kaafleute  sind,  und  deren  Forderungen  verificirt  worden  sind« 

Wenn  mehr  als  ein  Verwalter  ernannt  worden  ist,  haben  dieselben 
gemeinschaftlich  zu  handeln,  und  ihre  Verantwortlichkeit  ist  solidarisch. 

1645.  Di^  Verwalter  repräsentiren  die  Gesammtheit  der  Gläubiger 
und  haben  Vollmacht,  zu  liquidiren,  aktiv  nnd  passiv  vor  Gericht  zu  er- 
scheinen und  alle  Akte  auszuführen,  welche  vor  Gericht  oder  ausserhalb 
desselben  zum  Vortheile  der  Masse  noth wendig  sind« 

1646.  Die  Gläubiger  können  die  Verwalter  mit  der  Fortsetzung  des 
Geschäftes  des  Falliten  zu  dem  im  Art  1573  erwähnten  Zweck  beauftragen. 

Der  Beschluss,  welcher  ihnen  dieses  Mandat  ertheilt,  hat  die  Zeit, 
welche  dasselbe  dauern,  und  die  Ausdehnung,  welche  es  haben  soll,  zu  be* 
stimmen  und  die  Summe,  welche  die  Verwalter  für  die  Leituog  des  Ge- 
schäfites  in  Händen  behalten  können,  festzusetzen.  Dieser  Beschluss  kann 
nur  in  Gegenwart  des  Richterkommissars  und  mit  ^Z«  Majorität  der  Gläubiger 
der  Zahl  und  der  Summe  nach  gefasst  werden. 

1647.  Die  dissidirenden  Gläubiger  oder  der  Fallit  können  gegen  die 
Ermächtigung,  von  welcher  der  vorhergehende  Artikel  handelt,  Widerspruch 
erheben. 

Ueber  den  Widerspruch  ist  von  dem  Gericht  nach  Anhörung  der  Ver- 
walter und  des  öfFentlicnen  Ministeriums  zu  entscheiden;  aber  er  suspendirt 
nicht  die  Wirkungen  der  Ermächtigung. 

1648.  Wenn  die  Handlungen  der  Verwalter  den  Betrag  der  Masse 
übersteigende  Verpflichtungen  zur  Folge  haben,  so  sind  dieienigen  Gläubiger, 
welche  die  Ermächtigung  zu  diesen  Handlungen  ertheilt  naben,  persönlich 
nur  für  dasienige  verantwortUch,  was  die  Quote  übersteigt,  welche  sie  bei 
der  Masse  naben.  In  solchem  Falle  tragen  sie  pro  rata  ihrer  bezüglichen 
Forderungen  bei. 

Damit  diese  Verantwortlichkeit  in  der  That  stattfinde,  ist  es  nothwendig, 
dass  die  Verwalter  die  Grenzen  des  Mandates,  welches  ihnen  von  den 
Gläubigem  ertheilt  worden  war,  nicht  überschritten  haben  (Art  1646). 

1648.  Die  Verwalter  können,  ohne  dass  es  nöthig  ist,  den  Falliten  zu 
hören,  zum  Verkaufe  seines  ganzen  Vermögens,  welcher  Art  es  auch 
sein  mag,  sowie  zur  Liquidation  aller  seiner  Forderungen  und  Schulden 
schreiten. 

Der  Verkauf  hat  nach  vorhergegangener  Ermächtigung  des  Bichter- 
kommissars  in  öffentlicher  Versteigerung  stattzufinden. 

1650.  Die  Verwalter  können ,  nach  vorhergegangener  Genehmigung 
der  Gläubiger  und  Ermächtigung  des  Kichterkommissars,  die  Forderungen 
der  Masse,  deren  Liquidation  oder  Einkassirung  schwierig  ist,  veräussem 
und  zu  diesem  Zwecke  sich  in  jede  Geschäftsverbindung  oder  Vereinbarung 
einlassen,  welche  zur  Beschleunigung  der  Liquidation  führt. 

1651.  Die  Verwalter  können  weder  für  sich,  noch  für  eine  andere 
Person  Vermögensstücke  aus  dem  Falliment  irgend  welcher  Art  kaufen,  bei 
Strafe  des  Verlustes  der  Sache  und  des  Preises  zu  Gunsten  der  Masse. 

Das  Verbot  erstreckt  sich  bei  derselben  Strafe  auf  die  Mitglieder  des 
Gerichts,  seine  Beisitzer,  die  Handelsgerichtsschreiber  und  Subaltembeamten 
des  Gerichts. 

1652.  Derjenige  Verwalter,  welcher  irgend  einen  Axispruch  gegen  die 
Masse  geltend  macht  oder  vor  Gericht  gegen  die  in  der  Versammlung  der 
Gläubiger  getEtssten  Beschlüsse  Widerspruch  erhebt,  wird  durch  diese  That- 
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fiftche  selbst  unf&hig^  sein  Amt  weiter  fortssof&hreD;  und  es  mosB  sa  eise 
Bitten  EmennuDg  geschritten  werden. 

1653.  Die  Gläubiger  können  zu  jeder  Zeit  direkt  Ton  dem  Oandck 

Sericht  die  Absetzung  der  Verwalter  odfer  eines  derselben  verlanicGi,    obl 
ass  die  Angabe  eines  Grundes  erforderlich  ist,  sobald  der  Antrag  von  ds 
Majorität  der  Gläubiger,  der  Summe  der  Forderungen  nach,  unterzeidiBet  in 
Wenn  ein  bewiesener  Grund  vorliegt,  kann  die  Absetzung  auf  AfitsK 
irgend  eines  Gläubigers  und  sogar  von  Amtswegen  erfolgen« 

1654.  Der  Fallit  bat  den  Verwaltern  alle  auf  die  Gesch&fte  des  Fall 
ments  bezüglichen  Thatsachen  und  Daten,  welche  dieselben  Teiiangen,  ■!! 
zutheilen;  und,  wenn  er  in  Freiheit  ist,  kann  er  zu  den  Verwaltangs-  um 
Liquidationsarbeiten  unter  unmittelbarer  Abhängigkeit  und  Verantwortlict 
keit  der  Verwalter  verwendet  werden. 

Sowohl  in  diesem  Falle,  als  in  demjenigen,  in  welchem  die  Verwahq 
andere  Personen  beschäftigen,  welche  sie  zur  BuchfiELhrung  bei  dem  FaS 
ment  und  zu  den  anderen  hierauf  bezüglichen  Geschäften  für  nöthig  han 
ist  von  dem  Gerichte  die  Gratifikation ,  welche  zu  zahlen  ist,  in  der  ii 
Art  1586  vorgeschriebenen  Weise  festzusetzen.  i 

1655.  Der  Fallit  hat  das  Recht,  durch  Vermittelung  des  Rieh» 
kommissars  die  ihm  nothwendig  erscheinenden  Mittheilungen  fiber  a 
Stand  und  die  Geschäfte  des  Falliments  von    den  Verwaltern  zu  rerlangs 

Er  kann  denselben  auf  dem  gleichen  Wege  die  Bemerkungen  Sbaf^ 
mittein,  welche  ihm  zur  Regelung  und  Verbesserung  der  Verwaltung,  suwk 
zur  Liquidation  der  Aktiven  und  Passiven  geeignet  erscheinen. 

1656.  Alle  Beträge,  welche  die  Verwalter  erhalten,  sind  an  dem  ft 
die  Hinterlegungen  bestimmten  Orte  zii  deponiren,  indem  nur  diejeii|l 
Summe  zurückbehalten  wird,  welche  der  Richterkommissar  bestimmt,  um  & 
laufenden  Verwaltungskosten  zu  bestreiten. 

Innerhalb  3  Ta^en  nach  Empfang  einer  jeden  Summe  müssen  sie  £• 
Richter  komm  issar  die  entsprechende  Hinterlegung  nachweisen.  Im  FaG 
der  Verzögerung  haften  sie  persönlich  für  die  laufenden  Zinsen  der  liiuwr 
legten  Summen,  unbeschadet,  dass  sie  persönlich  und  solidarisch  zur  Rln:a^ 
legung  gezwungen  werden  können. 

1657.  Die  Verwalter  haben  monatlich  eine  genaue  Uebersicht  t\jtr 
die  Verwaltung  des  Falliments  vorzulegen,  welche  der  Kommissar  mit  seines 
Bericht  an  das  Gericht  zum  Zwecke  der  zu  Gunsten  der  Masse  etwa  s 
ergreifenden  Massregeln  einzureichen  hat  (Art.  1658). 

Die  Gläubiger  können  auf  Verlangen  eine  Kopie  der  von  den  Verwalwii 
vorgelegten  Uebersichten  auf  ihre  Kosten  erhalten  und  nach  Einsicht  ii 
dieselben  alles  dasjenige,  was  sie  für  die  Interessen  der  Masse  für  geeigo« 
halten,  vorbringen. 

1658.  Sobald  sich  nach  Bezahlung  der  Hypothekengläubiger  und  iff 
übrigen  bevorrechtigten  in  dem  Depot  ein  Geldbetrag  befindet,  welcher  a 
einer  Dividende  von  5  Prozent  ausreicht,  ordnet  das  Gericht  an,  dass  de> 
selbe  unter  die  Gläubiger  vertheilt  werde. 

Die  bezahlten  Beträge  sind  auf  den  betreffenden  Forderuogeo  oder 
Titeln  zu  vermerken  und  in  ein  Heft,  welches  die  Gläubiger  zu  onte^ 
schreiben  haben,  einzutragen. 

1659.  Wenn  aus  den  Büchern  des  Falliten  oder  aus  irgend  einer  an* 
deren  glaubwürdigen  Urkunde  hervorgeht,  dass  abwesende  Gläubiger  vif- 
banden  sind,  so  hat  das  Gericht  auf  Antrag  der  Verwalter  um  n»^ 
Anhörung  des  Gutachtens  des  Richterkommisaars  zu  entsokeiden,  ob  ät 
selben  bei  der  Vertbeilung,  und  für  welche  Summe  sie  zu  berücksichtigeil  sind 
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1S60.  Nach  beendigter  Liquidation  hat  der  Richterkommissar  äie 
Ol&ubiger  zusammenzaberafen,  damit  sie  in  einer  O^eralversammlang  die 
Hechnnngen  entgegen  nehmen,  welche  die  Verwalter,  deren  Funktionen  mit 
der  Redinangslegung  aufhören,  abzulegen  haben  (Art«  85). 

Wenn  es  nothig  erscheint,  ist  eine  Kommission  von  3  Gläubigem  zu 
•ernennen ,  welche  die  Rechnung  der  Verwalter  prüfen  und  der  Versammlung 
in  derselben  Sitzung  oder  bei  der  nächsten  darüber  Bericht  erstatten. 

1661.  Sollte  der  Fall  eintreten,  dass,  nachdem  alle  Forderungen  voll- 
ständig bezahlt  worden  sind,  ein  Ceberschuss  Terbleibt,  so  gehört  dieser 
•dem  Falliten  oder  seinen  Erben. 

Wenn  der  Fallit  oder  die  Erben,  nachdem  sie  durch  Aufrufe  in  den 
Zeitungen  viermal,  je  einmal  monatlich,  aufgefordert  worden  sind,  nicht  er- 
scheinen, so  bleiben  die  Beträge  in  öffentlichem  Depositum  für  Rechnung  der*- 
jenigen,  denen  sie  gehören. 

Diese  Beträge  können  von  dem  Falliten,  den  Erben  oder  Rechtsnach- 
folgern während  10  Jahre,  vom  Datum  des  zuletzt  veröffentlichten  Aufrufes 
an  gerechnet,  reklamirt  werden.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  geht  die  hinter- 
legte Summe  in  das  Eigenthum  des  Fiskus  über. 

1662.  Wenn  das  Vermögen  zur  vollständigen  Befriedigung  der  Gläu- 
biger nicht  hinreicht,  so  hat  der  Richterkommissar  in  derselben  Versamm- 
lung, auf  welche  sich  der  Art.  1660  bezieht,  vorzuschlagen,  ob  dem  Falliten 
Quittung  ertheilt  werden  soll  oder  nicht. 

Wenn  Vs  der  Anzahl  der  Gläubiger,  welche  Vi  der  nicht  bezahlten 
Schulden  repräsentiren,  oder  %  der  Gßlubiger,  welche  Vs  der  Schulden  re- 

Sräsentiren,  Quittung  zu  ertheilen  bereit  sind,  so  ist  dies  für  die  dissidiren- 
en  Gläubiger   verbindlich,    und  der  Fallit  ist   durch   diese  Thatsache  aller 
künftigen  Verautwortlichkeit  enthoben. 

Jedoch  bleibt  die  Quittung  ohne  Wirkung,  wenn  innerhalb  dreier 
Jahre,  vom  Datum  der  Ausfertigung  an  gerechnet,  bewiesen  wird,  dass  der 
Fallit  init  irgend  einem  Gläubiger  privatim  einen  Vertrag  oder  eine  Ver- 
einbarung geschlossen  hat,  um  ihn  unter  Versprechung  oder  wirklicher 
Uebergabe  eines  Werthes  zu  bewegen,  die  Quittung  zu  unterzeichnen.  In 
solchem  Falle  können  sowohl  der  Fallit,  als  auch  denen ijope  oder  diejenigen, 
mit  denen  er  sich  dazu  verbunden  hat,  kriminell  als  des  Stellionats  schuldig 
verfolgt  werden. 

1668.  Im  Falle,  dass  die  Gläubiger  Quittung  nicht  ertheilt  haben, 
bleibt  das  ganze  Vermögen,  welches  der  Fallit  künftig  unter  irgend  dinem 
Titel  erwirbt,  der  Zahlung  der  vor  dem  Falliment  kontrahirten  Schulden 
unterworren. 

Jedoch  kann  der  Fallit  wegen  dieser  Schulden  ohne  Ermächtigung  des 
Handelsgerichts,  welches  vorher  von  der  Sache  Eenntniss  nehmen  muss, 
nicht  exequirt  werden. 

Das  Gericht  kann  nur  dann  die  Exekution  gestatten,  wenn  dem  Falliten 
genügende  Mittel  verbleiben,  um  seine  Bedürfnisse  und  diejenigen  seiner 
FamUie  bestreiten  zu  können* 

1664.  Wenn  der  Schuldner  sich  gezwungen  sieht,  von  Neuem  die 
Zahlung  seiner  Verpflichtungen  einzustellen,  so  setzt  sich  die  Gesammtheit 
der  Gläubiger  dieses  zweiten  Falliments  zusammen  aus  den  Gläubigern  des 
ersten  für  dasjenige,  was  ihnen  noch  geschuldet  wird,  und  den  Gläubigern, 
welche  mit  dem  FaUiten  vor  oder  nach  der  Liquidation  s^ner  Activa  kon- 
trahirt  haben. 

Jedoch  müssen  die  Gläubiger^  welche  dem  ersten  Falliment  finrnstehen, 
fnit  den  Geldem  des  zweiten  mit  Vorzugsrecht  vor  denen  des  ersten 
bezahlt  werden,  es  sei  denn,  dass  diese  beweisen,  dass  eich  in  der  Aktiv- 
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mass«  des  z^eit^  Falliments  das  VerinögeD,  welches  der  Fallit  unter 
lukrativem  Titel  erworben,  ioit  demjenigen  vermischt  hat,  welches  er  nnter 
onerosem  Titel  erworben. 

Wenn  dieser  Beweis  geliefert  ist,  so  befinden  sich  beide  Arten  von 
Gläubigern  in  derselben  Lage,  es  sei  denn,  dass  die  Gesammtheit  der  Glaa- 
jbiger  des-  zweiten  Falliments  vollständig  die  Beträge,  von  denen  bewiesen 
ist,  dass  sie  unter  lukrativem  Titel  in  die  Hände  des  Schuldners  gekommen 
sind,  zur  Verfügung  der  früheren  Gläubiger  stellt. 

''1B65*    Kein   laufinäonisdier   Schuldner .  geniesst   die    Rechtswohlthal 
der  Cession  des  Vermögens. 

Die  einzige  Wirkung,  welche  die  von  dem  Falliten  vor  der  Erklärang 
der  Insolvenz  der  Masse  (Art.  1640)  vorgenommene  Cession  des  Vermögens 
hat,  ist  die  Uebertragung  des  Eigen thums  an  dem  Vermögen  zu  Gunsten 
der  Gläubiger  (Art.  1643). 

1G66.  Diid  Rechte  und  die  Haftung  der  &lliten  Schuldner  gehen  auf 
ihre  Erben  und  Rechtsnachfolger  über,  aber  nur  soweit,  als  das  Vermögen 
derselben  ausreicht. 

1667«  Die  minderjährigen  Erben  der  Falliten  geniessen,  wenn  sie 
gesetzlich  durch  ihre  Vormünder  oder  Kuratoren  vertreten  sind,  kein  Vo^ 
recht  im  Falle  des  Falliments  und  es  sind  die  Vorschriften  des  Art  ö08 
auf  sie  anwendbar. 


TITEL  IX. 
Ton  der  Vindikation. 

1668.  Die  Vindikation  ist  .derjenige  Anspruch,  durch  welchen  eine  in 
Händen  eines  Andern  befindliche  Sache  als  eigene  reklamirt  wird. 

1669.  G^enstand  der  Vindikation  können  im  Falle  des  Fidliments 
nicht  fein  die  Effekten  oder  Gegenstände,  welcher  Art  sie  auch  sein  mögen, 
deren  Eigenthum  dem  Falliten  übertragen  ist^  auch  wenn  der  Preis  nicbt 
bezahlt  ist,  sei  es,  dass  ein  Ziel  fär  die  Zahlung  festgesetzt  worden  ist  oder 
nicht.  Es  hört  auch  im  Falle  des  Falliments  des  Käufers  das  im  Art  246 
festgesetzte  Recht  auf,  die  Aufhebung  des  Vertrages  zu  verlangen. 

Jedoch  hat  der  Verkäufer  das  Recht  der  Vindikation  der  . verkauften 
Waaren,  wenn  der  Käufer  vor  der  Zahlung  des  Preises  ÜEiUirt,  vorausgesetzt, 
dass  vor  dem  für  die  Eröffnung  des  Falliments  festgesetzten  Tage  (Art  1Ö32) 
der  faktische  Besitz  der  verkauften  Sache  (Art.  527)  nicht  von  dem  Falliten 
oder  seinem  Verkaufskommissionär  erlangt  worden  ist,  auch  wenn  ein  oder 
;mehrere  Umstände  vorhanden  gewesen^  welche  gemäss  Art.  529  eine  sym- 
bolische Tradition  bewirken. 

1670.  Die  im-  vorhergehenden  Artikel  festgesetzte  Vindikation  kann 
nur  bezüglich  derjenigen  Effekten  ausgeübt  werden,  welche,  ohne  mit  anderen 
gleicher  Art  vermischt  worden  zu  sein,  mit  denjenigen  vollkommen  identisch 
sind,  welche  verkauft  worden  sind. 

Der  Beweis  der  Identität  ist  auch  dann  zulässig,  wenn  die  Ballen  zer; 
stört,  die  Kisten  geöffnet  oder  ihre  Anzahl  vermindert  worden  sind. 

1671.  Wenn  der  Käufer  einen  Theil  des  Preises  bezahlt  hat,  moss 
der  Verkäufer  im  Falle  der  Vindikation  aller  verkauften  Effekten  den  er* 
haltenen  Betrag  der  Masse  zurückerstatten. 

1672.  Wenn  bei  der  M<^se  nur  ein  Theil  der  verkau&en  Waaren  vor 
banden,  ist,  mnss  die  Rückerstattung  im  Verhältniss  zum  gesammten  Ver- 
kaufs{)reise  erfolgen. 
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1678.  Der  Yerk&afer,  wdcher  vermittelst  der  Vindikation  ilie  Effekten 
zurückerhält,  mnss  der  Masse  des  Falliten  Alles  dasienige  ersetzen,  was  für 
fiskalische  Gebühren,  Traneporte,  Provision,  Yersicherong,  Havarie  grosse 
und  für  die  zur  Erhaltung  der  Sache  gemachten  Ausgaben  bezahlt  worden 
ist  oder  noch  geschuldet  wird. 

Der  Verkäufer  kann  keinenfedls  vom  Fallimente  den  Ersatz  der  Schäden 
und  Nachtheile  verlangen,  welche  er  bis  zur  Vindikation  der  verkauften 
Sache  erlitten  hat 

1674.  Es  findet  die  dem  Verkäufer  in  dem  Falle  des  Art.  1669  be- 
^willigte  Vindikation  nicht  statt,  wenn  der  Verkäufer  einen  Wechsel  oder 
ein  anderes  negocirbares  Papier  für  den  vollen  Preis  der  verkauften  Effekted 
erhalten  hat,  indem  er  eine  einfache  Quittung  ausgestellt  oder  die  Zahlung 
vermerkt  hat,  ohne  auf  die  erwähnten  Billets  oder  Wechsel  Bezug  zu  nehmen 
(Art.  984). 

Wenn  er  die  Wechsel  in  der  angegebenen  Weise  nur  für  einen  Theil 
des  Preises  erhalten  hat,  so  kann  die  Vindikation  stattfinden,  sofern  zu 
Gunsten  des  Falliments  eine  Bürgschaft  bezüglich  dessen  geleistet  wird,  was 
g^en  dasselbe  in  Folge  der  Wechsel  geltend  gemacht  werden  kann.. 

1675.  Die  Vindikation  findet  auch  dann  nicht  statt,  selbst  wenn  der 
Fallit  noch  nicht  den  realen  Besitz  der  verkauften  Waaren  erlangt  hat, 
sobald  letztere  an  einen  gutgläubigen  Dritten  vermittelst  der  Faktura,  des 
Konnossements  oder  des  Ladescheines,  während  sie  sich  unterwegs  befinden, 
verkauft  worden  sind. 

Jedoch  kann  der  ursprüngliche  Verkäafer,  so  lange  .der  Preis  noch 
nicht  bezahlt  worden  ist,  von  der  Klage  des  Falliten  gegen  den  Käufer  bis 
zur  Höhe  der  ihm  geschuldeten  Summe  Gebrauch  machen,  und  diese  Summe 
bildet  keinen  Theil  der  Masse. 

1676.  Wenn  der  Verkäufer  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels 
YOTzieht,  seine  Klage  gegen  den  Käufer  zu  richten,  so  kann  er  sich  später 
nicht  gegen  das  Fidliment  wenden,  und  sollte  er  in  diesem  als  Gläubiger 
anerkannt  worden  sein,  kann  er  von  seiner  Klage  gegen  den  Käufer  kein^ 
Gebrauch  machen.  Dasselbe  geschieht  in  allen  denjenigen  Fällen,  in  welchen 
der  Fallit  für  Rechnung  eines  Dritten  kontrahirt  hat,  auch  wenn  er  dies 
nicht  ausdrücklich  erwähnt  hat. 

1677.  Wenn  in  dem  Falle  des  Art.  1675  bestimmt  worden  ist,  dass 
die  Risikos  der  verkauften  Sache  bis  zum  Momente  der  Uebergabe  für 
Rechnung  des  Verkäufers  gehen,  so  steht  ein  neuer  Verkauf,  welcher  ab- 
geschlossa:!  ist,  bevor  dieselbe  erfolgt  ist,  der  Vindikation  nicht  entgegen. 

1678.  Wenn  die  Effekten, .  welche  in  .dem  Falle  des  Art.  1669  vindicirt 
werden,  einem  gutgläubigen  Dritten  als  P^d  übergeben  worden  sind,  so 
behält  der  Verkäufer  sein  Vindikationsrecht;  aber  er  muss  dem  Pfetndgläubiger 
die  geliehene  Summe,  die  bedungenen  Zin.sen  und  die  Kosten  erstatten. 

1679.  Die  Konkursverwdter  haben  die  Befugniss,  für  die  Masse  die 
Effekten,  Welche  vindicirt  werden,  zu  retiniren,  wenn  sie  dem  Verkäjofer 
den  mit  dem  Falliten  vereinbarten  Preis  bezahlen. 

1680.  Die  in  Kommission  empfangenen  Wawen  und  solche,  welche 
sich  in  Händen  des  falliten  Kommissionärs  (Art  1670)  oder  eines  Dritten 
befinden,  welcher  sie  in  seinem  Namen  besitzt  oder  aufbewahrt,  können  von 
dem  Kommittenten  vindicirt  werden,  vorbehaltlich  der  Verpflichtung  des 
Art.  1673. 

In  gleicher  Weise  kann  eine  Vindikation  des  Verkaufspreises  der  in 
Konmiission  übertragenen  und  von  dem  Kommissionär  yerkaunen  und  über- 
gebenen  Effekten  stattfinden,  wenn  dieser  Preis  vor  dem  Falliment  nicht 
bezahlt,  noch  in  dem  Kontokorrent  zwischen  dem  Falliten  und  dem  KSiufer 
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verredmet  ^Torden  ist,  selbst  in  dem  Falle,  dass  der  Eommissionftr  eiae 
Delcrederepror\*ision  erhalten  hat  (Art  360). 

1681.  Wenn  der  Fallit  für  Rechnunf^  eines  Drittoo  Waaren  gekauft 
hat  und,  bevor  die  Zahlung  des  Preises  stattgefanden  hat,  das  Falliment 
eingetreten  ist,  so  kann  der  Verkäufer  von  der  Klage  des  Falliten  gegen 
den  Kommittenten  Gebrauch  machen,  auch  wenn  sein  Name  im  Vertrage 
nicht  aufgeführt  ist,  und  zvifSLr  bis  zur  flöhe  der  ihm  geschuldeten  Summe; 
diese  Summe  bildet  keinen  Theil  der  Masse. 

Für  diesen  Fall  ist  die  Vorschrift  des  Art.  1676  anwendbar. 

1682-  Wenn  der  Fallit  die  Effekten,  welche  er  in  Kommission  erhalten 
hat,  als  Pfand  gegeben  hat,  so  sind  die  Vorschriften  des  Art.  1678  anwendbar. 

1683*  Wenn  sich  in  der  Masse  des  Falliten  Wechsel  und  andere 
Handelspapiere  vorfinden,  welche  noch  nicht  filllig  sind  oder  schon  fällig 
geworden,  aber  noch  nicht  bezahlt  worden  sind,  nnd  welche  dem  Falliten 
mit  dem  einfachen  Auftrage  anvertraut  worden  waren,  die  Einkassirung^  der- 
selben vorzunehmen  und  den  Werth  zur  Disposition  des  Eigenthümers  anf- 
zabewahren,  oder  um  besonders  angegebene  Zahlungen  mit  denselben  zu 
leisten,  oder  der  speciell  bezeichneten  Bezahlung  von  Wechseln  nachzn- 
kommen,  welche  von  dem  Falliten  acceptirt  sind,  oder  von  Anweisungen, 
welche  an  seinem  Domicil  zahlbar  sind,  so  können  diese  Wechsel  und 
anderen  Handelspapiere  vindicirt  werden,  so  lange  sie  sich  im  Besitze  des 
Falliten  oder  eines  Dritten  befinden,  welcher  sie  im  Namen  desselben  besitzt 
oder  aufbewahrt,  vorbehaltlich  jedoch  des  Bechtes  des  Falliments,  Büig^ 
Schaft  für  die  Haftung  zu  verlangen,  welche  den  Falliten  bezrüglich  des 
Resultats  dieser  Wechsel,  Anweisungen  oder  anderen  Kreditpapiere  treffien 
könnte. 

1684.  Selbst  in  dem  Falle,  dass  keine  Disposition  über  die  Fonds, 
noch  eine  Acceptation  in  der  im  vorhergehenden  Artikel  angegebenen  Weise 
erfolgt  ist,  können  die  Wechsel,  Handelspapiere  oder  die  anderen,  welche  es  nidit 
sind,  ebenfalls  vindicirt  werden,  auch  wenn  sie   in    das  Kontokorrent  anf* 

f^nommen    sind,    sobald    der  Remittent   zur   Zeit   der  Uebersendung    dem 
alliten    keinen    Geldbetrag    schuldig    gewesen    ist,    unabhängig    von    den 
Kosten  der  Uebersendung. 

TITEL  X. 

Von  den  versohiedenen  Klassen  dw  Forderungen  und  ilirar 

Rangordnung. 

1685*  Die  Verwalter  haben  dem  Richterkommissar  eine  Zusammen- 
stellung der  Forderungen,  welche. als  privilcgirte  anzusehen  sind,  vorzalegen. 

Der  Richterkommissar  hat  auf  Grund  dieser  Zusammenstellung  eine 
Uebersicht  über  die  Rangordnung  der  Forderungen  aufzustellen,  in  Gemäss- 
heit  der  im  Art.  1694  flgd   enthaltenen  Vorschriften, 

1686.  Die  Uebersicht   der  Rangordnung   mit   den   betreffenden  Vor- 

S&ngen  ist  im  Bureau  des  Aktuars  während  14  Tagen  niederzulegen,  damit 
te  Gläubiger  Einsicht  in  dieselbe  nehmen  können. 

Es  werden  in  den  von  dem  Richterkommissar  bezeichneten  Zeitungen 
die  Niederlegung  der  Tabelle  und  die  Frist,  während  welcher  dieselbe  zur 
Disposition  der  Gläubiger  ausliq^  bekannt  gemacht 

Diese  Frist  ftngt  vom  Datum  der  Bekanntmachung  in  den  Zeitungen  an. 

1687.  Wenn  innerhalb  der  im  voriiergehenden  Artikel  bestimmten  Zeit 
kein  Widerspruch  erhoben   ist,  wird   die  Uebersicht  der  Rangordnung  der 
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Fordernngen  von  dem  BichterkommiMur  definitiv  ffMchloMOn,  und  es  kann 
spater  kein  Einwand  irgend  virelcher  Art  dagegen  flaliuid  gemacbt  v^erden. 

Ist  Widersprach  erhoben,  so  wird  der  AbscUuss  der  Uebersicht  der 
Rangordnung  so  lange  angeschoben,  bis  das  Urtheil,  welches  über  die 
erhobenen  Bedenken  entscheidet  (Art  1689),  redUskrS&ig  geworden  ist. 

168&  Der  Widersprach  muss  schiitUieh  vor  dem  &chterkommissar 
mit  Angabe  der  Gründe,  welche  ihn  veradbsst  luiben,  erfolgen. 

Der  Gläubiger,  dessen  Forderung  nicht  vorher  vccificirt  worden  ist, 
Jcann  keinen  Widersprach  erheben,  es  sei  den%  dass  er  gkiohaaQitig  bean- 
tragt, die  Verifikation  seiner  Forderung  vorznnehHien« 

Diese  Verifikation  inass  vor  dem  Bichterkomxmsaaar,  inGegeow^  der 
Verwalter  und  unter  Vorladung  des  Falliten  oder  seines  Bevollmächtigten 
und  der  Gläabiger,  deren  Forderungen  schon  verifiGirt  sind,  stattfinden* 
Alle  hierdurch  verursachten  Kosten  gehen  für  Bechnnng  des  nachlässigen 
Gläubigers. 

1689.  Wenn  der  Richterkommisaar  die  betrefienden  Interessenten 
nicht  zu  einigen  im  Stande  ist,  so  hat  er  die  Vorgangie  dem  Gericht  vor* 
-zulegen,  danut  dieses  sein  entsprechendes  Urtheil  darüber  &Ut. 

Alle  Gläubiger,  deren  Foroerungen  schon  Terifioirt  werden  sind,  haben 
das  Recht,  sich  auf  ihre  Kosten  vor  Gericht  einsofinden,  um  über  die 
Differenzen  vernommen  zu  werden. 

Diese  Differenzen  sind,  nach  Anhomng  di»  Gutacktens  des  Kichter- 
kommissars  und  nach  vorhergegangener  Einkolnng  der  Meinung  des  öffent- 
lichen Ministeriums,'  soweit  dies  möglich  ist,  in  eiMm  einzigen  Urtheils- 
spruche  zu  entscheiden. 

Die  Kosten  sind  nicht  von  der  Masse  za  ttagen,  sondern  von  dem- 
jenigen Gläubiger,  der  schliesslich  unterliegt. 

1690»  Der  Erlös  der  Vermögcnsstücke  der  Masse  ist  im  VerhälUiiss 
unter  die  Gläubiger  zu  vertheilen,  vorausgesetzt,  dass  keine  gesetzlichen 
Gründe  für  einen  Vorzug  vorhanden  sind. 

Gesetzliche  Gründe  für  einen  Vorzug  bilden  die  Privilegini  und  die 
Hypotheken. 

168L  Das  Privilegium  ist  ein  Recht,  welches  die  Beaebaffepheit  der 
Forderung  einem  Gläubiger  giebt,  um  den  übrigen  voigeeogen  an  werden, 
auch  wenn  sie  Hypothekargläubiger  sind. 

Die  Privilegien  sind  vorhanden,  ohne  dass  eine  Abrede  erforderlich  ist^ 
und  entspringen  lediglich  aus  der  Natur  der  Sache. 

1694.  Unter  den  {nrivilegirten  Gläubigern  wird  der  Vorzug  ohne 
^Berücksichtigung  der  Zeit  nach  der  verschiedenen  Beschaffenheit  der  Vor- 
rechte graduirt. 

.  Die  privilegirten  Gläubiger  derselben  Klasse   werden  pro  rata  bezahlt. 

1698.  Die  Vorrechte  können  allgemeine  sein,  auf  das  ganze  Vermögen 
(Art.  1697)  oder  besondere  auf  gewisse  bewegliche  oder  anbewegliche  Sachen 
(Axt.  1698). 

1694.  Die  Gläubiger  des  Falliten  sind  in  fünf  verBehiedene  Kategorien, 
je  nach  der  Natur  ihrer  Titel,  zu  klassificiren: 

1.  Gläubiger  mit  Eigenthnm  (Art.  1695); 

2.  Gläubiger  mit  allgemeinem  Vorrechte  (Art.  1697); 

3.  Gläubiger  mit  besonderem  Vorrechte  (Art.  1698); 

4.  Hyjpothekargläubiger  (Art.  1699  und  1700); 

5.  einmche  oder  gewöhnliche  Gläubiger  (Art.  1700). 

1695.  Es  gehören  zur  Klasse  der  (Gläubiger  mit  Eigentbiun: 

1.  die  Gläubiger  von  Vermögensstücken,  welche  der  Fallit  in  Händen 
hat  auf  Grund  eines  Depositums,  eines  Pfandes,,  einer  Verwaltung, 
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einer  Miethe,  eines  Commodates,  einer  Einkaafs-,  Yerkaaüs-,  Transit- 

und  Lieferungskommission  oder  im  All^meinen  a«if  Grand  irgend 

*  eines  Titels,  durch  welchen  das  Eigenthum  nicht  übertragen  wird; 

2.  die  ^Gläubiger  von  Wechseln  oder  irgend  welchen  anderen  Handels- 
papieren; welche  ohne  Uebertragung  des  Eigenthums  übersandt,  ge- 
liefert oaer  indossirt  worden  sind,  oder  von  Kimessen,  welche  dem 
Falliten  zu  einem  bestimmten  Zweck  übergeben  worden  sind 
(Art  1683  und  1684); 

3.  der  Verkäufer,  dem  in  den  im  Art.  1669  flgd.  angegebenen  Fällen 
der  Preis  nicht  bezahlt  worden  ist; 

4.  der  Haussohn  für  das  vorhandene  adventicische  Vermögen,  der  Erbe 
oder  Legatar  für  das  Vermögen  der  Erbschaft  oder  des  Legats  und 
der  Minderjährige  für  das  Vermögen  der  Vormundschaft  oder  der 
Kuratel  (Art.  1699  No.  5  und  6); 

6.  die  verheirathete  Frau: 

a)  für  das  vorhandene  Dotal-  und  Paraphemalvermögea,  welches 
sie  mit  in  die  Ehe  gebracht  hat,  wenn  der  Emp&ng  desselben 
durch  eine  Urkunde  nachweisbar  ist,  welche  cemäss  der  Voi^ 
Schrift  des  Art.  50  in  das  öffentliche  Handelsregister  einge- 
tw^cn  worden  ist; 

b)  für  das  während  der  Ehe  auf  Grund  einer  Erbschaft,  eines 
Legats  oder  einer  Schenkung  erworbene  Vermögen,  mag  es  in 
derselben  Form  bewahrt  worden  sein,  in  weldier  es  die  Ehe- 
frau empfiangen  hat,  oder  mag  es  durch  andere  Werthobjekte 
ersetzt  oder  in  anderen  angelegt  worden  sein,  sobald  nur  be- 
wiesen wird,  dass  ein  solches  Vermögen  in  der  That  in  die 
Hände  des  Ehemannes  gelangt  ist  und  in  dem  öffentlichen 
Handelsregister  die  betreffenden  Eintragungen  gemacht  word^ 
sind  (Art.  50  und  1699  No.  4). 

Jedoch  kann  in  keinem  der  beiden  angegebenen  Fälle  die  fehlende 
Eintragung  in  das  Regster  der  im  gewöhnlichen  gerichtlichen  Yer- 
feihren  in  gesetzlicher  Weise  bewiesenen  Ausübung  der  Rechte  der 
Ehefrau  entgegenstehen,  unbeschadet  der  Verantwortlichkeit^  welche 
der  Ehemann  übeminmit  (Art  1515  No.  8). 

1696.  Das  generelle  Depositum  ohne  Angabe  der  Species  und  das 
Geld,  welches  Zinsen  ti^t,  gehören  nicht  zur  Klasse  der  Forderungen,  mit 
JSigenthum.  Zu  dieser  Eiasse  gehören  ebenfalls  nicht  das  Depositum  von 
jGrdd,  welches  nicht  in  specie  vorhanden  ist,  noch  die  den  Banquiers  über- 
gebenen  Summen,  welche  nach  Willkür  des  Deponirenden  wieder  entnommen 
werden  können,  mögen  dieselben  Zinsen  tragen  oder  nicht. 

1697.  Es  sind  Gläubiger  mit  allgemeinem  Vorrechte  diejenigen,  deren 
Forderungen  aus  irgend  einer  der  folgenden  Ursachen  herrühren: 

1.  die  Kosten  für  die  Sicherstellung  des  Vermögens^  die  Verwaltung 
des  ÜEitliten  Handelshauses  und  die  übrigen  gerichthchen  oder  aoBser- 
gerichtlichen  Massnahmen  zum  gemeinschaftlichen  Nutzen,  sobald 
dieselben  mit  der  erforderlichen  Ermächtigung  ausgeführt  worden 
sind  (Art.  1579  und  1587). 

Jedoch  findet  dieses  Vorrecht  nicht  bezüglich  derienigen  For- 
derungen statt,  zu  deren  Sichenstellung  und  freier  Ausübung  die 
Erklärung,  gesetzliche  Konstituirung  und  die  Geschäfte  des  Falliments 
nicht  erforderlich  waren.  Was  diese  Forderungen  anbetrifft,  so 
haben  nur  die  Kosten,  welche  sich  ausschliesslich  auf  dieselben  be- 
ziehen, ein  Vorrecht; 
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2.  die  Begräbnisskosten,  wenn  die  Erklärung  des  Falliments  nacK  dem 
Tode  stattgefunden  hat  (Art.  1529). 

Die  Be^bnisskosten  für  den  Falliten,  welcher  nach  der  Erklä- 
rung des  Fallimients  gestorben. ist,  haben  nur  dann  ein  Vorrecht, 
w^nn  sie. von  den  Konkursverwaltern  oder  mit  ihrer  Einwilligung 
und  mit  Genehmigung  des  Richterkommissars  festgestellt  worden 
sind; 

3.  die  Kosten  für  die  letzte  Krankheit,  falls  das  Falliment  nach  dem 
Tode  erklärt  worden  ist  (Art  1529); 

4.  das  Gehalt  der  Faktoren,  der  Handlungsgehülfen  und  der  Diener 
des  Falliten  oder  der  Arbeiter,  welche,  direkt  während  6  Monaten 
unmittelbar  Yor  der  Erklärung  des. Falliments  beschäftigt  worden 
sind; 

5.  die  dem  Schuldner  oder  seiner  Familie  in  den  vor  der  Erklärung 
des  Falliments  liegenden  6  Monaten  gelieferten  Lebensmittel. > 

Zur  Familie  werden  .die  Faktoi^en  und  Handlungsgehülfen,  welche 
in  demselben  Hause  mit  dem  Falliten  leben,  gerechnet; 

6.  die  Forderungen  des  Fiskus  und  der  MunicipalbehOrden  wegen,  fälliger 
fiskalischer  oder  municipaler  Abgaben. 

1698.    Es  sind  Gläubiger  mit  besonderem  Vorrechte  diejenigen,  deren 
Forderungen  sich  auf  eine  der  folgenden  Ursachen  stützen : 

1.  die  falligen  Pachtgelder,  bezüglich  alles  dessen,  was  innerhalb  des 
gepachteten  Grundstückes  liegt,  einschliesslich  der  Ernte  des  Jahres^ 
wenn  es  sich  um  Erbschaften  handelt. 

Dasselbe  Vorrecht  findet  zu  Gunsten  des  Verpächters  statt,  be- 
züglich der  Schäden,  welche  auf  dem  Grundstücke  verursacht  worden 
sind,  der  Ausbesserungen,  die  für  Rechnung  des  Pf^hters  sind  und 
Betreffs  alles  dessen,  was  sich  auf  die.  Erfüllung  des  Vertrages  bezieht. 

Jedoch  erstreckt  sich  die  Hypothek  nicht  auf  die  Effekten,  welche 
der  Fallit  in  Kommission ,  als  Depositum  oder  unter  irgend  einem 
andern  Titel  innehat,  durch  welchen  das  Eigenthum  nicht  über- 
tragen wird; 

2.  der  Verkaufspreis,  so  lange  die  verkaufte  Sache  in  Händen  des 
Verkäufers  ist  (Art.  533); 

3.  die  Forderung  mit  Pfand,  welches  der  Gläubiger  in  Händen  hat 
(Art.  1704); 

4.  die  zur  Fabrikatton,  Verbesserung  oder  Erhaltung  einer  Sache  ver- 
wendeten Ausgaben ,  so  lange  sie  sich  noch  in  den  Händen  des* 
jenigen  befindet,  für  dessen  Rechnung  die  Ausgaben  erfolgt  sind; 

5.  die  Kettungskosten  bezüglich  der  geretteten  Sache  oder  deren  Erlös 
(Art.  1470); 

6.  der  Kapitain  und  die  übrigen  Leute  der  Schiffsmannschaft  wegen 
ihrer  Heuer  bezüglich  des  ochiffes  und  der  Fracht  der  letzten  Reise 
(Art,  1134  und  1182); 

7.  diejenigen,  welche  zum  Ankaufe,  zu  der  Ausbesserung  oder  Ver- 
proviantirung  des  Schiffes  beigetragen  haben,  in  der  Art  und  Weise, 
welche  in  den  Art.  1021,  1022  und  1023  vorgeschrieben  sind,  be- 
züglich des  Schiffes  oder  seines  Preises  (Art.  1026^; 

8.  die  Transport-  oder  Frachtspesen  und  die  Kosten  der  gemeinschaft- 
lichen Havarie  bezüglich  der  verladenen  Effekten  (Art.  186  ^  1258 
und  1259); 

9.  der  Verlader  wegen  der  verladenen  Waaren  bezüglich  der  Thiere, 
der  Wagen,  der  Barken,. des  Takelwerks  und  der  sonstigen  Haupt- 
nnd.Nebengeräthe  des  Transportes  (Art.  176); 
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10.  diejenigen,  Wehe  Geld  auf  Bodmerei  geeeben  haben,  bezüglich  der 
Sache,  welche  für  das  Seedarlehn  hafitet  (Art.  1294,  1296,  1306  und 
1309); 

11.  in  allen  den  übrigen  Fällen,  welche  ausdrücklich  in  Terschiedemen 
Artikeln  dieses  Gesetzbuches  erwähnt  sind  (Art.  324,  384,  1133, 
1183  und  1279). 

1699.  Das  Pfandrecht  ist  ein  stillschweigendes  oder  vertragsmässiges 
(Art.  1700). 

Es  haben  ein  stillschweigendes,  allgemeines  P&ndrecht  auf  das  ganze 
Vermögen  des  Falliten: 

1.  der  Staat  auf  das  Yermögen  der  Verwalter  seiner  Bauten  und  der^ 
jenigeUf  welche  Steuern  irgend  welcher  Art  schuldig  sind; 

2.  die  öffentlichen  Anstalten  auf  das  Vermögen  ihrer  Vermlter,  be- 
züglich dessen,  was  die  Verwaltung  betriff; 

S.  die  Minderjährigen  und  andere,  wdche  einen  Pfl^er  haben,  f&r  den 
Saldo  der  Vormundschafts*  oder  Euratelrechnungen,  welche  der 
Fallit  eingelöst  hat; 

4.  die  Ehefrauen  bezüglich  des  Vermögens,  welches  zur  Zeit  des  Falli- 
ments nicht  in  specie  yorhanden  ist; 

5.  die  Haussöhne  bezüglich  des  adventicischen  Vermögens,  welches  sich 
nicht  in  specie  vorfindet; 

6.  der  Erbscnaftsgläubiger  oder  Legatar,  sobald  das  Vermögen  sich  in 
dem  Falle  der  beiden  vorhergehenden  Nummern  befindet. 

1700.  Es  sind  Pfandf^läubiger  zufolge  Vertra^^es  diejenigen,  deren 
Forderungen  durch  eine  specielle  Hypothek  garantirt  sind.  Alle  übrig^en  in 
dem  Art  1694  fl^d.  nicht  erwähnten  Gläubiger  sind  ein£etche  oder  gewöhn* 
liehe  (quirografanos)  (Art  1716). 

Die  allgemeine  Hypothek,  ohne  specifidrte  Angabe  des  Vermögens- 
Objektes,  hat  keine  Wirkung  irgend  welcher  Art  bei  kaufinännischen  Ver- 
pfSchtungen. 


TITEL  XI. 
Von  den  Vorzugsrechten  nnd  der  Yertheilnng. 

1701.  Wenn  kein  Widerspruch  geg^i  die  Au&tellung  der  Rangord- 
nung der  Forderungen  erhoben  ist  oder  nachdem  das  über  entstandene 
Differenzen  .gefällte  Urtheil  rechtskräftig  geworden  ist  (Art.  1689),  ist  un« 
verzfiglich  von  dem  Richterkommissar  zur  Vertheilon^  zu  schreiten. 

1702.  Die  Gläubiger  mit  Eigenthum  erhalten  die  reklamirte  Sache  in 
derselben  Art,  in  welcher  sie  dieselbe  übergeben  hatten  oder  in  dnijenigen, 
welche  an  Stelle  derselben  getreten  ist,  zurück  (Art.  169ö  No.  ö),  indem  sie 
Yorher  das  erstatten,  was  sie  demi  Falliten  bezüglich  dieser  Sachen  schuldig 
sind. 

1703-  Die  bevorrechtigten  Gläubiger,  welche  im  Art.  1697  aufgezählt 
sind,  werden  aus  der  Masse  bezahlt. 

Die  im  Art  1698  genannten  können  nur  mit  dem  Erlös  derjenigen 
Vermögensobjekte,  auf  welche  sie  ein  specielles  Vorrecht  haben,  bezahlt 
werden,  und  zwar  nur  bis  zum  Betrage  des  Erlöses  der  betreffenden 
Sache. 

Diaenigen,  welche  ein  Pfandrecht  haben,  sei  es  ein  gesetzliches 
(Art.  1609)  oder  vertragsmässiges  (Art  1700),  werden  aus  der  Masse,  nach 
Bezahlung  der  anderen  bevorrechtigten  Forderungen,   befriedigt.    Wenn  das 
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Vermögen  der  Masse  Dicht  zur  vollständigen  Bezahlung  der  erwähnten  For« 
deruDgen  ausreicht,  sind  die  einen  vor  den  andern  nach  der  Reihenfolge 
ihrer  Daten  bevorrechtigt  (Art.  1709). 

1704-  Die  Gläubiger,  welche  ihre  Forderung  durch  ein  Pfiuid  ge- 
sichert haben  (Art.  1698  No.  3)  können  den  Verkauf  des  Pfandes  zur  Be- 
zahlung ihrer  Forderung  verlangen. 

Der  Verkauf  hat  m  öffentlicher  Versteigerung  stattzufinden,  nach  vor- 
hergegangener Anhörune  der  Verwalter,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

i705.  Die  Verwuter  können,  mit  Ermächtigung  des  Richterkom- 
missars, das  PfEuid  zu  Gunsten  des  Eonkurses  zurückbehalten,  indem  sie 
den  Betrag  der  Schuld  bezahlen. 

1706.  Nachdem  der  Verkauf  stattgefunden  hat,  weil  die  Verwalter  von 
der  ihnen  in  dem  vorhergehenden  Artikel  gewährten  Befugniss  keinen  Ge* 
brauch  gemacht  haben,  muss  der  nach  Bezahlung  der  Schuld  verbleibende 
eventuelle  Ueberschuss  zur  Masse  abgeführt  werden. 

Wenn  dagegen  der  Erlös  des  Verkaufs  zur  Zahlung  der  Forderung 
nicht  ausreicht,  so  konkurrirt  der  Gläubiger  für  den  Rest,  der  Forderung 
pro  rata  mit  den  übrigen  einfachen  oder  gewöhnlichen  Gläubigern. 

1707.  Die  Ehefrau  kann  gegen  die  Masse  keinen  Anspruch  geltend 
mächen,  welcher  aus  den  ihr  im  Ehe  vertrage  bewilligten  Vortheilen  herge- 
leitet wird,  und  umgekehrt  kann  der  Konkurs  in  keinem  Falle  sich  die  Vor- 
theile  zu  Nutzen  machen,  welche  zu  Gunsten  des  Ehemannes  im  Ehevertrage 
stipulirt  worden  sind. 

1708.  Im  Falle,  dass  die  Ehefrau  Vermögen  erworben  oder  Schulden 
für  den  Ehemann  bezahlt  hat,  wird  angenommen,  dass  sie  dies  mit  den 
Geldern  der  Ehegemeinschaft  gethan  hat.  Sie  kann  demgemäss  auf  Grund 
dieses  Titels  keinen  Anspruch  gegen  die  Masse  erheben,  es  sei  denn,  dass 
sie  urkundlich  nachweist,  dass  die  verwendeten  Summen  ihr  ausschliessliches 
£2igenthum  waren. 

1709.  Wenn  zwei  oder  mehrere  Gläubiger  mit  einer  speciellen 
Hypothek  auf  ein  und  dieselbe  Sache  konkurriren,  so  wird  das  Vorzugs- 
recht nach  der  Reihenfolge  der  Daten  der  betreffenden  Urkunden  bestimmt 
und,  wenn  die  Daten  gleiche  sind,  nach  der  Reihenfolge,  in  welcher  sie  im 
Register  stehen. 

Das  Datum  der  gesetzlichen  Hypotheken  (Art.  1699)  ist  dasjenige 
ihrer  bezüglichen  Ursachen. 

1710.  Die  Hypothekengläubiger,  bezüglich  deren  kein  Widerspruch 
erhoben  worden  ist,  oder  welche  ein  rechtskräftiges  Urtheil  erlangt  haben, 
sind  nicht  verpflichtet,  das  Ergebniss  des  allgemeinen  Konkurses  abzuwarten, 
und  müssen  mit  dem  Verkaufserlöse  der  hypothecirtcn  Gegenstände  bezahlt 
werden.  Der  eventuelle  Ueberschuss  kommt  der  Masse  zu  und  für  dasjenige, 
was  etwa  am  Kapital  fehlt,  können  sie  mit  den  persönlichen  Gläubigem 
pro  rata  konkurriren. 

1711.  Wenn  es  sich  trifft,  dass  der  Hypothekengläubiger  aus  den 
hypothecirtcn  Gegenständen  nichts  erhält,  weil  diese  schon  von  andern 
Gläubigem  mit  Vorzugsrecht  absorbirt  sind,  so  tritt  er  in  den  Konkurs  für 
sein  vollständiges  Kapital,  wie  die  persönlichen  Gläubiger,  ein. 

Wenn  jedoch  aer  Fallit  nicht  persönlich  zur  Zahlung  verpflichtet 
gewesen  ist,  sondern  nur  als  Besitzer  aer  haftenden  unbeweglichen  Sache 
verantwortlich  ist,  so  kann  der  Hypothekengläubiger  weder  in  diesem  Falle^ 
noch  in  demjenigen  des  vorhergehenden  Artikels  mit  den  persönlichen 
Gläubigern  konkurriren,  um  irgend  einen  Theil  der  Masse  zu  erhalten. 

1712.  Wenn,  bevor  das  Vorzugsrecht  irgend  eines  bevorrechtigten 
oder  Hypothekengläubigers  definitiv  festgestellt  worden  ist,  Veranlassung  vor* 
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liegt,  eine  Dividende  zu  vertheilen,  so  ist  er  in  der  Eigenschaft  als  ein 
persönlicher  Gläubiger  zu  berücksichtigen,  und  die  Quote,  die  ihm  gebührt^ 
bleibt  reservirt,  um  diejenige  Bestimmung  zu  erhalten,  welche  derselben  nach 
dem  rechtskräftigen  Urtheile  zukommt. 

Dasselbe  findet  bezüglich  eines  jeden  andern  Gläubigers  statt,  welcher 
bei  der  Yertheilung  oder  den  Dividenden  provisorisch  mit  berücksichtigt 
werden  muss. 

1713.  Der  Gläubiger,  welcher  von  dem  Falliten  und  anderen  mit- 
verpflicbteten,  ebenfalls  mlliten  Schuldnern  solidarisch  verbürgte  Titel  in 
Händen  hat,  participirt  an  den  Dividenden  sämmtlicher  Massen,  indem  er 
bei  einer  jeden  für  den  Nominalwerth  seines  Titels  bis  zur  vollständigen 
Bezahlung  der  Forderung  figurirt  (Art.  848). 

1714.  Auf  Grund  gezahlter  Dividenden  kann  ein  Rekurs  der  fiEdliten 
Massen  unter  einander  nicht  stattfinden,  es  sei  denn,  dass  die  Summe  der 
Dividenden,  welche  diese  Massen  gegeben  haben,  den  Gesammtbetrag  der 
Forderung  an  Kapital  und  Zinsen  übersteigt  In  solchem  Falle  gebührt 
dieser  Ueberschuss  nach  der  Reihenfolge  der  Verpflichtungen  denjenigen 
Mitverpflichteten  oder  ihren  betreffenden  Konkursen,  welche  von  den  anderen 
garantirt  worden  sind. 

1715.  Wenn  der  Inhaber  von  Obligationen,  welche  zwischen  dem 
Falliten  und  andern  Mitverpflichteten  solidarisch  sind,  vor  dem  Falliment 
irgend  einen  Betrag  auf  Rechnung  seiner  Forderung  empfangen  hat,  so 
nimmt  er  nur  für  den  Betrag  an  dem  Eonkurse  Theil,  welcher  nach  Abzog 
desjenigen,  was  er  auf  Rechnung  empfangen,  bleibt,  indem  er  für  das,  was 
ihm.  noch  geschuldet  wird,  seine  Rechte  gegen  den  Mitverpflichteten  und 
Bürgen  bewahrt. 

Der  Mitschuldner  oder  Bürge,  welcher  die  Theilzahlung  geleistet  hat, 
niuunt  an  dem  Eonkurse  für  die  Beträge  Theil,  welche  er  zur  Entlastung 
des  Falliten  verauslagt  hat. 

1716.  Die  Gläubiger  der  fünften  Elasse  (Art.  1694  No.  5)  haben  alle 
das.  gleiche  Recht,  pro  rata  mit  denjenigen  Fonds  bezahlt  zu  werden,  welche 
naeh  Befriedigung  der  Gläubiger  mit  Vorzugsrecht  übrig  geblieben  sind 
(Art  1658  und  1690). 


TITEL  Xn. 
Von  der  Rehabilitation. 

1717.  Die  Rehabilitation  muss  bei  dem  Handelsgericht  beantragt 
werden,  welches  die  Erklärung  des  Falliments  herbeigeführt  hat  (Art.  1521 
und  1522). 

1718.  Das  Drtheil  der  Rehabilitation  kann  zur  Zeit  der  Bestätigung 
des  Akkordes  (Art.  1623)  verkündet  werden,  sofern  das  Falliment  nicht  sds 
ein  strafbares  oder  betrügerisches  qualificirt  worden  ist. 

In  dem  Falle,  dass  die  Fonds  der  Masse  zur  vollständigen  Deckung 
der  Forderungen  hinreichen,  kann  die  Rehabilitation  von  Amtswegen  ver- 
fugt werden. 

1719.  Der  Fallit,  dessen  Falliment  als  ein  strafbares  erklärt  worden 
ist,  kann  erst  dann  rehabilitirt  werden,  nachdem  er  die  Strafe,  zu  wcdcher 
er  verurtheilt  ist,  verbüsst  hat. 

1720.  Zur  Rehabilitation  können  diejenigen  Falliten  nicht  zugelassen 
werden,  deren  Falliment  für  ein  betrügerisches  erklärt  worden  ist,  sowie 
die  wegen  Unterschlagung,  Betruges  oder  Vertrauensbruchs  verurtheilten  Pei^ 
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sonen,  die  Stellionatare  und  die  Vormünder  oder  anderen  Verwalter  fremder 
Sachen,  welche  eine  Rechnung  anter  Zahlung  des  betreffenden  Sfddos  nicht 
abgelegt  haben. 

Jedoch  können  sie  in  5  Jahren,  nachdem  sie  die  ihnen  auferlegte 
Strafe  verbüsst  haben,  die  Rehabilitation  erlangen,  wenn  bewiesen  wird, 
dass  sie  sich  während  dieser  Zeit  in  untadelhafter  Weise  geführt  haben.  ^) 

1721-  Der  Antrag  auf  Rehabilitation  muss  von  der  Quittung  über  die 
Be7ahlung  und  den  Onginalurkunden  begleitet  sein,  welche  die  vollständige 
Bezahlung  der  Gläubiger  oder  die  Erfüllung  aller  durch  den  Akkord  auf- 
erlegten Verpflichtungen  beweisen. 

Wenn  die  Emp&ngsbescheinigungen  einiger  Gläubiger  fehlen,  so  kann 
dieser  Mangel  durch  eine  gerichtliche  Aufforderung  oder  einen  öffentlichen 
Aufruf,  dass  jene  Gläubiger  sich  zum  Zwecke  ihrer  Bezahlung  melden, 
sanirt  werden. 

1722.  Der  Antrag  auf  Rehabilitation  muss  vermittelst  Bekanntmachungen, 
welche  an  den  üblichen  Orten  angeheftet  und  in  die  Zeitung  oder  in  die 
Zeitungen,  welche  das  Gericht  bezeichnet,  eingerückt  werden,  zur  öffentlichen 
Kenntniss  gebracht  werden. 

1723.  Jeder  Gläubiger  hat  die  Befngniss,  der  Rehabilitation  innerhalb 
2  Monaten  zu  widersprechen,  ton  dem  Datum  der  Publikation  der  Be- 
kanntmachung in  die  Zeitungen  an  gerechnet  (Art.  1722). 

Der  Widerspruch  muss  schriftlich  formulirt  werden  und  kann  sich  nur 
auf  die  Verfügung  der  Art.  1719  und  1720  oder  auf  die  unterlassene  Er- 
füllung der  Vorschriften  des  Art,  1721  Seitens  des  Falliten  oder  seiner 
Erben  gründen. 

1724.  Nach  Ablauf  der  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Frist 
von  2  Monaten  muss  das  Gericht,  mag  Widerspruch  erhoben  worden  sein 
oder  nicht,  die  Rehabilitation  bewilligen  oder  verweigern,  nachdem  vorher 
das  öffentliche  Ministerium  gehört  worden  ist. 

1725.  Gegen  das  Urtheil,  welches  die  Rehabilitation  bewilligt  oder 
verweigert,  kann  in  ersterem  Falle  von  dem  Gläubiger,  welcher  Widerspruch 
erhoben  hat,  oder  von  dem  öffentlichen  Ministerium  und  im  zweiten  von 
dem  Falliten  oder  seinen  Erben  appeliirt  werden. 

1726.  Nachdem  das  rehabilitirende  Urtheil  rechtskräftig  geworden 
ist,  wird  es  in  öffentlicher  Sitzung  des  Gerichts  vorgelesen  und  seine  Publi- 
kation in  denjenigen  Zeitungen  angeordnet,  welche  von  dem  Rehabiliürten 
oder  seinen  Erben  bezeichnet  werden* 

1727.  Mit  der  Rehabilitation  des  Falliten  erlöschen  alle  gesetzlichen 
Interdikte,  die  durch  die  Erklärung  des  Falliments  herbeigeführt  waren 
(Art.  1533). 


^)  Nach  Chilenischem  Recht  (Art  1527  H.  G.  £.,  s.  unten)  haben  dieses  Recht 
nur  die  wegen  eines  Vergehens  von  der  Rehabilitation  Ausgeschlossenen;  nach  A  e  gyp- 
tischem  (Art 426  H.  G.  B.,  cfr.  S.86),  Belgischem  (Art  591  H.  G.  B.,  s.  unten). 
Bolivianischem  (Art  697  H.  G.  B.,  s.  unten).  Brasilianischem  (Art  895 
H.  G.  B.,  8.  unten),  Columbiauischem  (Art  618  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  11  S.  88), 
Costa -Ricanis che m  (Art.  298  des  Konkursgesetzes  vom  8.  Oktober  1865,  ctr. 
Bd.ll  S.  298),  FransSsischem  (Art  612  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  621),  Griechi- 
schem (Art  616  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  676),  Guatemalanischem  (Art  1814 
H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S. 770),  Haitianischem  (Art 605  H.G.B.,  cfr.  Bd.  11  S.  808). 
Spanischem  (Art  1170JBLG.K)undFortugie8i8chem  Recht  (Art  1244  H.G.K) 
sind  die  betrfigerischen  Falliten  für  immer  von  der  Rehabilitation  ausgeschlossen. 

20* 
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TITEL  Xm. 
•  Von  den  Moratorien. 

1728.  Moratorien  oder  Fristen  werden  ausschliesslich  denjenififeQ  Kaof- 
leuten  bewilligt,  welche  beweisen,  (}ass  die  Unmöglichkeit,  ihre  Gläubiger 
sofort  za  bezahlen,  durch  aussergewöhnliche  und  unvorhergesehene  Ereignisse 
oder  höhere  Gewalt  (Art.  1514)  herbeigeführt  ist,  und  welche  gleichzeitig 
durch  eine  genaue  und  mit  Urkunden  belegte  Bilanz  nachweisen,  dass  sie 
genügende  l^onds  besitzen,  um  ihre  Gläubiger  nach  einer  bestimmten  Frist 
oder  einem  bestimmten  Aufschübe  vollständig  zu  bezahlen. 

1729.  Der  Antrag  auf  Bewilligung  eines  Moratoriums  muss  dem 
Gerichte,  welches  für  die  Erklärung  des  Falliments  zuständig  ist  (Art.  1521 
und  1522),  vorgelegt  werden. 

Dem  Antrage  auf  Bewilligung  eines  Moratoriums  ist  beizufügen: 
1.  der   Beweis   der  unvorhergesehenen  Ereignisse,    auf  welche   Bezug 
genommen  wird; 
.  2.  eine  Aufstellung  der  Aktiva   und  Passiva  mit  den  betreffenden  Be- 
legen und  ein  abgeschätztes  Inventar  der  Vermögensstüeke; 
3.  eine  Liste  der  Namen  und  Wohnorte  der  Gläubiger  und  des  Betrages 
ihrer  betreffenden  Forderungen. 

1730.  Wenn  das  Gericht  erachtet,  dass  der  Antragsteller  sich  in  dem 
Falle  des  Art.  1728  befindet,  kann  es  unmittelbar  eine  Verfügung  erlassen 
zum  Zweck  der  Suspension  aller  schwebenden  Exekutiv  verfahren  oder  solcher, 
welche  gegen  den  Schuldner  eingeleitet  sind,  bis  eine  definitive  Entscheidung 
über  das  erbetene  Moratorium  getroffen  worden  ist. 

1731.  Mag  nun  eine  Verfügung,  auf  welche  sich  der  vorhergehende 
Artikel  bezieht,  eriassen  worden  sein  oder  nicht,  so  hat  das  Gericht  an- 
verzüglich  zwei  Gläubiger  des  Antragstellers  zu  ernennen,  damit  dieselben 
die  Richtigkeit  der  vorgelegten  Bilanz  nach  Einsicht  in  die  Bücher  und 
Papiere,  welche  der  Schuldner  ihnen  in  seinem  Komptoir  vorlegen  muss, 
prüfen. 

Zu  gleicher  Zeit  ist  ein  Richterkommissar  zu  ernennen  (Art.  1549  No.  1). 

1732.  Der  Richterkommissar  hat  alle  Gläubiger  zu  einer  Versamm- 
lung unter  seinem  Vorsitze  an  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  welche  er  fest- 
setzen kann,  zusammen  zu  berufen.  Dieser  Termin  kann  nicht  prorogirt 
werden,  und  die  Einberufung  muss  durch  Bekanntmachungen  in  den  von 
dem  Richterkommissar  bezeichneten  Zeitungen  erfolgen. 

1733.  Nachdem  sich  die  Gläubiger  am  bezeichneten  Tage  versammelt 
haben,  ist  der  Bericht  der  zur  Prüfung  der  Bilanz  Ernannten  (Art.  1731) 
vorzulesen,  der  mündliche  Vortrag  der  Gläubiger  und  des  Schuldners,  welche 

Eersönlich  anwesend  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten  sein  können,  zu 
ören  und  zur  Sammluog  der  Stimmen  der  Gläubiger  zu  schreiten,  üeber 
Alles  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  welches  von  dem  Richterkommissar 
mit  sei  Dem  Gutachten  über  die  Bewilligung  oder  Verweigerung  des  Morato- 
riums dem  Gerichte  vorzulegen  ist. 

Das  Gutachten  des  Richterkommissars  muss  besonders  in  Betracht 
ziehen  die  von  dem  Schuldner  vorgebrachten  aussergewöhnlichen  Umstände 
oder  Ereignisse,  die  Wahrscheinlichkeit,  welche  vorhanden  ist,  dass  durch 
dias  Moratorium  die  Gläubiger  vollständig  bezahlt  werden,  und  die  Indicien 
eines  bösen  Glaubens,  welche  in  dem  Verfahren  des  Schuldners  gefunden 
werden  können 

1734.  Im  Falle,  dass  Vs  der  persönlichen  Gläubiger,  deren  Forderungen 
*/4  der  Schuld  bilden,  welche  den  Wirkungen  des  Moratoriums  unterwomn 
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ist,  oder  '/i  ^®r  Gläubiger,  welche  Vs  ^©^  Forderungen  vertreten,  der  Be- 
villigang  des  Moratoriums  widersprocnen  haben,  wird  dasselbe  ohne  weitere 
Prüfunff  Yon  dem  Gericht  yerweigert. 

Alsdann  bleibt  die  provisorische  Suspension  der  Exekutivverfahren 
ohne  jede  Wirkung  (Art  1730). 

1735.  Wenn  die  im  vorhergehenden  Artikel  angegebene  Gläubiger- 
anzahl nicht  gegen  die  Bewilligung  des  Moratoriums  gestimmt  ^  hat,  muss 
das  Gericht  nach  Einsicht  in  das  Gutachten  des  Bichterkommissars  und 
nach  Anhörung  des  5£Eentlichen  Ministeriums  das  Moratorium  bewilligen 
oder  verweigern. 

Zur  grösseren  Sicherheit  kann  das  Gericht  anordnen,  dass  zu  jeder 
Prüfung  oder  Massnahme,  welche  es  zur  vollständigeren  Eenntniss  des  wirk- 
lichen Standes  der  Geschäfte  des  Schuldners  fär  angemessen  erachtet,  ge- 
schritten werde. 

1736.  In  keinem  Falle  kann  das  Moratorium  die  Frist  eines  Jahres 
überschreiten. 

Diese  Frist  ist  von  der  provisorischen  Suspension  an  (Art.  1730)  oder, 
fieJls  eine  Suspension  nicht  vorhergegangen  ist,  von  dem  Datum,  an  welchem 
das  Gericht«  aefinitiv  das  Moratonum  bewilligt  hat,  zu  rechnen. 

Die  Frist  des  Moratoriums  kann  nur  verlängert  werden,  wenn  wichtige 
Gründe  vorliegen  und  die  in  dem  Art  1729  figd.  vorgeschriebenen  Mass- 
regeln von  Neuem  befolgt  worden  sind. 

1737.  Nach  Bewilligung  des  Moratoriums  hat  das  Gericht  2  Gläubiger 
zu  bezeichnen,  welche  die  Yermittelung  bei  den  Angelegenheiten  des 
Schuldners  während  der  Zeit  des  Moratoriums  zu  übernehmen  haben 
(Art  1741). 

Die  so  ernannten  Gläubiger  können  jeder  Zeit  abgesetzt  und  durch 
andere  ersetzt  werden,  ohne  dass  die  Angabe  eines  Grundes  erforderlich  ist 

1738.  Wenn  einer  oder  mehrere  Gläubiger,  nachdem  der  Antrag  auf 
Bewilligung  eines  Moratoriums  schon  eingereicht  worden  ist,  von  der  Be- 
fugniss,  welche  ihnen  nach  Art.  1526  zusteht,  Gebrauch  machen  und  die 
Erklärung  des  Falliments  beantragen,  so  ist  in  folgender  Weise  zu  ver&hren: 

wenn  das  Gericht  die  provisorische  Suspension  bewilUgt  hat 
(Art.  1720),  so  ist  das  Gesuch  der  Gläubiger  nicht  eher  zu  l^rück- 
sichtigen,  als  bis  über  die  Bewilligung  oder  Verweigerung  des 
Moratoriums  definitiv  ein  Beschluss  gefetöst  worden  ist; 

wenn  die  provisorische  Suspension  verweigert  worden  ist,  kann 
das  Gericht,  wenn  genügender  Grund  vorhanden  ist,  die  Erklärung 
des  Falliments  herbeiführen,  unbeschadet  des  späteren  Beschlusses 
bezüglich  des  Antrages  auf  Bewilligung  des  Moratoriums. 

1739.  Die  Bewilligung  des  Moratoriums  ist  durch  Bekanntmachungen, 
welche  in  die  von  dem  Kichterkommissar  zu  bezeichnenden  Zeitungen  ein- 
gerückt werden  müssen,  zu  veröffentlichen.  ^ 

In  diesen  Bekanntmachungen  sind  die  Namen  der  ernannten  Inter- 
venienten  gleichfalls  anzugeben  (Art.  1737). 

1740.  Bei  einem  einer  offenen  Handelsgesellschaft  bewilligten  Mora- 
torium muss  der  Beschluss  die  Nani^n  aller  Gesellschafter  enthalten,  und 
diese  Namen  müssen  auch  in  den  Bekanntmachungen  angegeben  sein. 

1741.  Nachdem  die  Namen  der  Intervenienten  in  der  im  Art.  1739 
vorgeschriebenen  Weise  bekannt  gemacht  worden  sind,  kann  der  Schuldnte 
sein  bewegliches  oder  unbewegliches  Vermögen  in  keiner  Weise  veräussem 
oder  belasten,  keine  Zahlungen  entgegennehmen  oder  leisten,  noch  iigend 
eine  Yerwaltungsmassregel  ausführen,  ohne  den  Beistand  oder  die  Ermächti- 
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'^apg  der  Intervenienten,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  aller  Massregein,  wdd» 
auf  andere  Weise  ausgeübt  werden. 

1742.  äo  lange  das  Moratorium  dauert,  können  die  Fordenrnffc. 
welche  zur  Zeit  des  Antrages  vorhanden  waren,  nur  im  Verhiltniss  da 
Antheiles,  welchen  jeder  Gläubiger  vertritt,  bezahlt  werden,  unbeschadet  ia 
Verfügungen  des  Art.  1744. 

1745.  Vermöge   des  Moratoriums  wird   eine  jede  Exekution   und 
gleicher  Weise  die  Zahlungsverpflichtung   bezüglich    der   rein    persdoticba 
Schulden  desjenigen,  welcher  das  Moratorium  erhalten  bat,  susoeodirt. 

Der  gewöhnliche  Lauf  der  schwebenden  Prozesse,  oder  der  neu 
geleiteten,  wird  nur  in  Ansehung  der  Exekution  suspendirls 

1744.  Das  Moratorium  hat  keine  Suspensivwirkung  in  Betreff 
Exekutionen,  welche  herrühren: 

1.  von  Hypotheken,  Unterpfändern  oder  anderen  dinglichen  Redto: 

2.  von  der  Pacht  von  Grundstücken  oder  Renten; 

3.  von  Alimenten; 

4.  von   Lohnforderungen    der    Diener,    Tagelöhner    und    Handloniii 
gehülfen; 

5.  von    Forderungen,    welche    von    Lieferungen    herrühren,    die 
Schuldner    zu    seinem   Lebensunterhalte    und    demjenigen 
Familie  während  der  6  Monate  vor  der  Bewilligung  des  Moratorien 
gemacht  worden  sind. 

17&.    Das  Moratorium  betrijBFi;  den  Schuldner  persönlich.     In  keim 
Falle  kommt  es  den  Mitschuldnern  oder  Bürgen  zu  Gute,  vorbehaltlich 
ausdrücklichen  en^egenstehenden  *Abrede. 

1746.  Das  Moratorium  kann  auf  Betreiben  der  Intervenienten  ok 
ii^gend  eines  anderen  Gläubigers  widerrufen  werden,  wenn  bewiesen 
dass  der  Schuldner  mala  fide  verfährt  oder  sonst  in  irgend  einer  awifli 
Weise  zum  Nachtheile  der  Gläubiger  handelt. 

Das  Moratorium  kann  in  gleicher  Weise  widerrufen  werden,  auch  vei 

^eine  Culpa  von  Seiten    des  ^huldners    vorliegt,  wenn    die  IntervauecOl 

.|)emerken,  dass  während  der  Frist  der  Zustand  der  Geschäfte  des  SchoUoei 

^jsich  in  einer  solchen  Weise  verschlechtert  hat,  dass  seine  Aktiva  zur  vA 

.ständigen  Bezahlung  der  Schulden  nicht  mehr  hinreichen. 

1747.  In  allen  Fällen,  in  welchen  das  Moratorium  widerrufen  «i^ 
hat  das  Gericht  unverzüglich  die  Erklärung  des  Falliments  in  der  il 
Xitel  II  „Von  der  Erklärung  des  Falliments  und  ihren  Wirkungen''  0 
gegebenen  Weise  zu  veranlassen. 

1748.  Das  Moratorium^  bei  dessen  Bewilligung  irgend  eine  der  il 
diesem  Titel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  erfiillt  worden  ist,  ktfi 
j^erzeit  widerrufen  werden. 

SchlusstiteL 
Uebergangsbestimmimgen. 

1748.  Das  g^;enwärtige  Gesetzbuch  tritt  erst  6  Monate  nach  seitf 
Veröffentlichung  in  Kraft.  ,  ^ 

1750.  Von  dieser  Zeit  ab  sind  in  Zukunft  alle  Gesetze  ond  Besidar 
mungen,  welche  sich  auf  Handelssachen  beziehen,  absolut  au%ebobe&. 

Die  Gesetze,  welche  den  Handel  nicht  betieffcoi  und  Materien  b^ 
handeln,  mit  denen  sich  dieses  Gesetzbuch  nur  in  inddenter  Wase  be* 
.achäftigt,  werden  nur  insofern  als  au%ehoben  angesehen,  als  sie  de^  Vo^ 
scliriften  dieses  Gesetzbuches  entgegenstehen. 
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1751.  Alle  An^elegeDheiten,  welche  zu  der  Zeit,  in  welcher  dieses 
Gesetzbach  obligatorisch  wird  (Art.  1749),  schweben,  sind  nach  den  Be- 
stimmungen desselben  abzaurtheilen,  falls  sich  nicht  in  dem  Gesetzbache 
selbst^  ausdrncklicn  eine  entgegenstehende  Vorschrift  vorfindet  (Art.  1113). 

1752-  Alle  Gerichte  oder  Richter,  welche  über  Handelssachen  zu  er- 
kennen haben,  die  Schiedsrichter  und  sachverständigen  Schiedspersonen, 
welche  über  Handelsakte  oder  -Verpflichtungen  zu  entscheiden  haben,  sind 
vernflichtet,  in  den  vorkommenden  Fällen  die  Bestimmungen  dieses  Gesetz- 
bncnes  anzuwenden,  indem  sie  die  angewendete  Vorschrift  ausdrücklich 
erwähnen.  ^ 

Die  Unterlassung  dieser  Erwähnung  macht  das  verkündete  Drtheil 
oder  den  verkündeten  Beschluss  insanabel  nichtig. 

1753.  Die  im  Art.  50  zur  Vorlegung  der  in  das  allgemeine  Register 
einzutragenden  Urkunden  festgesetzte  Frist  wird  bezüglich  der  schon  ausge- 
fertigten Urkunden  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  dieses  Gesetz- 
buch (Art.  1749)  obligatorisch  wird. 

1754  Die  dem  öffentlichen  Ministerium  in  verschiedenen  Bestimmungen 
dieses  Gesetzbuches  beigelegten  Funktionen  sind,  so  lange  die  Gerichts- 
ordnung nicht  sanktionirt  ist,  von  dem  Syndikus  des  Handelsgerichts 
auszuüben.  * 

1755.  Die  dem  Sekretär  des  Handelsgerichts  beigelegten  Funktionen 
sind  während  derselben,  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Zeit 
von  einem  der  Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichtes  nach  der  Wahl  des 
letzteren  auszuüben. 
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III.  BELGIEN. 


D. 


'er  in  Belgien  eingef&hrte  Französische  Code  de  commerce  von  1808  ist 
darch  die  im  Jahre  1872  inauffarirte  —  seit  dem  Jahre  1855  sorgfältig  Y0^ 
bereitete  —  Gesetzesrevision  derart  durchbrochen,  dass  von  dem  einstigen, 
plastisch  schönen  Ganzen  nur  wenige  Abschnitte  als  Fragmente  übrig  ge- 
blieben sind. 

Der  jetzt  geltende  (fragmentweise  nach  VoUendang  der  einzelnen  Ge- 
setze^) publizirte)  Text  stellt  sich  nun  dar,  wie  folgt: 


Buch  L 

Vom   Handel  im  Allgemeinen. 

TITEL  I. 
Von  den  Kaufleuten. 

(Gesetz  vom  16.  Dezember  1872.) 

Art.  1.  Eaufleute  sind  diejenigen,  welche  Geschäfte,  die  das  Gesetz 
als  Handelsgeschäfte  qualificirt'),  betreiben  und  daraus  ihr  gewöhnliches  Ge- 
werbe machen. 

2.     Das  Gesetz  erachtet  als  Handelsgeschäfte: 

jeden  Ankauf  von  Lebensmittem  und  Waaren,  um  sie,  sei  es  in 
natura  oder  nach  ihrer  Verarbeitung  und  Bearbeitung,  weiter  zu 
verkaufen,  oder  selbst  um  nur  ihren  Gebrauch  zu  venniethen;  jeden 
Verkauf  oder  jede  Miethe,  welche  die  Folge  eines  solchen  Ankaufs  ist; 
jedes  Miethen  von  Mobilien  Behufs  Aftervermiethung  und  jedes 
daraus  entstehende  Afbervermiethen; 

jedes  Unternehmen  von  Manufakturen  und  Fabriken,  jede  Üeber- 
nahme  von  öffentlichen  oder  privaten  Arbeiten,  jedes  Transport- 
kommissionsunternehmen zu  Wasser  oder  zu  Lande; 


^)  In  den  einzelnen  (Hsetsen  sind  die  Artikel  besonders  nnmerirt 

^  Die  Zweifel,  die  sich  über  die  Tragweite  der  Worte  des  früheren  Artikel  1  d^ 

.actes  de  commerce**  in  Yerbindong  mit  den  Art.  682  und  633  erhoben  hatten,  sind  dnrca 

den  obigen  Passns  „qoalüids  par  la  l9i"  beseitigt 
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jedes  Unternehmen  von  Lieferungen,  Agenturen,  Oeschäftsboreaas. 
Auktionslokalen,  ö£Pentlichen  Schauspielen  und  Versicherungen  auf 
Prämien ; 

jedes  Bank-,  Wechsel-  oder  Maklergeschäft; 

alle  Geschäfte  der  öffentlichen  Banken; 

alle  Wechsel^),  Mandate,  Billets  oder  andere  Effekten  an  Ordre 
oder  auf  den  Inhaber; 

alle  Verpflichtungen  der  Eaufleute,   falls   sie  nicht   nachweislich 
einen  dem  Handel  fremden  Ursprung  haben. 
3*  Das  Gesetz  erachtet  gleichfalls  als  Handelsgeschäfte: 

jedes  Schiffsbauunternehmen,  alle  freiwilligen  Käufe,  Verkäufe  und 
Wiederverkäufe  von  Fahrzeugen  ffir  die  innere  und  äussere  Schiff- 
fahrt; 

alle  Seespeditionsgeschäfte; 

jeden  An-  und  Verkauf  von  Takelage,  Schiffsgeräthen  und  Proviant; 

jeden  Befrachtungsvertrag  und  jedes  Bodmereidarlehn; 

alle  den  Seehandel  betreffenden  Versicherungs  -  und  sonstigen 
Verträge ;        » 

alle  Abreden  und  Verträge  bezüglich  des  Lohnes  und  der  Heuer 
der  Mannschaft; 

alle  Engagements  der  Seeleute  für  den  Dienst  auf  Handels- 
schiffen. 

4.  Emancipirte  Minderjährige-  beiderlei  Geschlechts,  welche  das 
18.  Lebensjahr  zurückgelegt  haben  und  von  dem  ihnen  nach  Art.  487  des 
Civilgesetzbuches  zustehenden  Recht,  Handel  zu  treiben,  Gebrauch  macheu 
sollen,  dürfen  die  Geschäfte  erst  dann  beginnen  und  können  hinsichtlich 
der  von  ihnen  für  Handelsgeschäfte  eingegangenen  Verpflichtungen  erst  als 
volljährig  angesehen  werden: 

1.  wenn  sie  vorher  von  ihrem  Vater  oder  ihrer  Mutter  oder,  im  Falle  der 
Interdiktion,  des  Todes  oder  der  Abwesenheit  des  Vaters  oder  in 
Ermangelung  der  Eltern,  durch  einen  vom  Civilgericht  bestätigten 
Beschluss  des  Familienraths  dazu  ermächtigt  worden  sind; 

2.  wenn  ausserdem  eiue  Ausfertigung  der  Ermächtigungsurkunde  einen 
Monat  nach  ihrem  Datum  bei  der  Handelsgerichtsschreiberei  des 
Ortes,  wo  der  Mindei jährige  sein  Domicil  errichten  will  oder,  in  Er- 
mangelung eines  Handelsgerichts,  bei  der  Civilgerichtsschreiberei, 
Behufs  Eintragung  in  ein  hierzu  bestimmtes  Register,  eingereicht 
worden  ist; 

Das  mit  einer  alphabetischen  Tafel  versehene  Register  wird  Jedem,  auf 
Verlangen,  kostenfrei  zur  Einsicht  vorgelegt. 

Die  Ermächtigung  der  Eltern  erfolgt  durch  eine  Erklärung  vor  dem 
Friedensrichter,  dem  Notar  oder  vor  dem  Gerichtsschreiber  des  Handels- 
gerichts; der  Friedensrichter  oder  der  Notar,  der  die  Erklärung  entgegen- 
genommen, hat  innerhalb  des  Monats  nach  ihrem  Datum  die  Ausfertigung  der* 
selben,  bei  Vermeidung  der  unten  im  Art.  13  angedrohten  Strafen,  der 
Händelsgerichtsschreiberei  zu  überreichen. 

5.  Die  Eltern  oder  der  Familienrath ,  .welche  die  Ermächtigung  er- 
theilt,  können,  mittelst  Eingabe  an  den  Präsidenten  des  Civilgerichts  am 
Wohnsitz  des  Minderjährigen,  den  Widerruf  derselben  beantragen;  derPrä- 


^)  Abweichend  von  dem  früher  entsprechenden  Art.  682  des  Französischen 
-    ~" ,  —   .    - 636  und  637  ist  jeUt 

ordre**  ohne  unterschied 


H.  Q.  B.  (cfr.  Bd.  II  S.  626  und  627)  in  Verbindnng  mit  Art  636  und  637  ist  jeUt 
hier  die  ünterzeichnunff  von  „lettres  de  change**  und  -biliets  ä  (    '    "    * 


als  Handelsgeschäft  neben  einander  gestellt 
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sident  ertheilt  dann  die  Genehmigung,  den  Minderiäbrigea  an  einem  be- 
stimmten Tage  in  das  Berathangszimmer,  Behufs  Vorbringung  seiner  Ein- 
wendungen, vorzuladen. 

Nach  Anhörung  des  Minderjährigen,  sowie  auch  im  Falle  seines  Aus- 
bleibens, wird  nach  den  Antragen  des  öffentlichen  Ministeriums  über  den 
Widerruf  erkannt. 

Ein  Auszug  aus  dem  den  Widerruf  aussprechenden  Erkenntniss  wird 
binnen  Monatsfrist  der  Handelsgerichtsschreiberei  Behufs  Eintragung  in  das 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Register  übermittelt. 

6.  Die  in  den  Art.  2  und  3  bezeichneten  Handelsgeschäfte  gelten  den 
nicht  handeltreibenden  Minderjährigen  gegenüber  nur.  dann  als  solche,  wenn 
sie^  mit  allen  im  Art.  4  geforderten  Bedingungen  erfolgen,  nach  welchen  ein 
Minderjähriger  Handel  treiben  darf. 

7.  Die  zum  Handeltreiben,  wie  oben  vorgeschrieben,  ermächtigtoi 
Minderjährigen  können  ihre  Immobilien  verpfänden  und  hypothekarisch  be- 
lasten. 

Sie  können  dieselben*  sogar,  unter  Beobachtung  der  für  den  Verkaof 
von  Immobilien  Minderjähriger  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten,  veräussem. 

8.  Das  Handelsgeschäft  der  Eltern  des  Mindeijährigen  wird,  wenn 
der  Familienrath  es  für  nützlich  erachtet,  und  unter  den  von  ihm  ange- 
gebenen Bedingungen,  von  dem  Vormund  des  Minderiährigen  fortgeführt. 

Die  Leitung  kann,  unter  Aufsicht  des  Vormundes,  einem  l^sonderen 
Verwalter  anvertraut  werden.  • 

Der  Beschluss  des  FamiUenraths  muss  binnen  14  Tagen  dem  Grericht 
zur'  Bestätigung  unterbreitet  werden.  Er  wird  sofort  ausgeführt  und  tritt 
erst  dann  ausser  Wirkung,  wenn  die  Bestätigung  verweigert  wird. 

Unter  Beobachtung  derselben  Förmlichkeit  kann  der  Familienrath  seine 
Einwilligung  stets  widerrufen.  Sein  Beschluss  tritt  in  diesem  Falle  erst 
naich  der  gerichtlichen  Bestätigung  in  Kraft. 

9.  Eine  Frau  kann  ohne  Einwilligung  ihres  Ehemannes  nicht 
öffentliche  Handelsfrau  sein.^) 

Im  Falle  der  Abwesenheit  oder  "der  Interdiktion  des  Ehemannes  kann 
das  Gericht  erster  Instanz  die  Frau  zum  Handeltreiben  ermächtigen. 

Die  Wirkung  der  Ermächtigung  hört  mit  der  Ursache,  welche  dieselbe 
veranlasst  hat,  auf. 

In  den  Bezirken  mit  Handelsgerichten  hat  der  Civilgerichtsschreiber 
eine  Ausfertigung  der  Ermächtigung  einen  Monat  nach  deren  Datum  an 
die  Handelsgeriätsschreiberei  zu  übermitteln,  bei  der  im  Art.  13  fest- 
gesetztisn  Strafe;  die  Ermächtigung  wird  in  dasselbe  Register  eingetragen, 
wie  die  den  Minderjährigen  ertneilten  Ermächtigungen. 

Ist  der  Ehemann  minderjährig,  so  kann  er  seine  Ehefrau  zum  Handel- 
treiben  erst  dann  ermächtigen,  wenn  er  selbst  ermächtigt  worden  ist,  seine 
Einwilligung  zu  ertheilen,  und  zwar  nach  den  Vorschriften  und  unter  den 
Formen,  welche  im  Art.  4  festgesetzt  sind. 

Der  Widerruf  der  Ermächtigung  unterliegt  denselben  Förmlichkeiten. 

10.  Eine  Frau,  die  öffentlich  Handel  treibt,  kann  sich,  ohne  Ermächti- 
gung ihres  Ehemannes,  hinsichtlich  ihrer  Handelsgeschäfte  verpflichten,  und 
sie.  verpflichtet  in  diesem  Falle  auch  ihren  Ehemann,  soweit  Gütergemein- 
schaft zwischen  ihnen  besteht. 


^)  AI.  1  enthält  die  Bestimmimg  des  Art  4  des  Französisohen  ]^Q«  B« 
(cikr«.'£drf  U.  S..  5dl),'  der  andere  The]!  des  Artikels  ist  sor  Sntscheidxmg.  von.  Kbatro- 
versen  neu  hinzugefügt. 
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Sie  cnlt  nicht  als  öfPentliche  Handelsfraa,  wenn  sie  nur  die  Waaren 
ans  dem  Geschäfte  ihres  Ehemannes  en  detail  verkiauft,  und  wird  nur  dann 
als  solche  angesehen,  wenn  sie  ein  gesondertes  Geschäft  betreibt. 

11.  Die  Ehefrauen,  welche  öffentliche  Handelsfrauen  sind,  können 
gleichfalls  betreffs  ihrer  Immobilien  kontrahiren,  dieselben  hypotheciren  und 
veräossem.  Jedoch  kann  ihr  stipulirtes  Dotalvermögen,  wenn  sie  nach  dem 
Dotalsystem  geheirathet  haben,  nur  in  den  Fällen  und  unter  Beobachtung 
decr Förmlichkeiten  hypothekarisch  belastet  oder  veräussert  werden,  welche 
in.  dkxxL  Civilgesetzbuch  vorgesehen  sind.  ^) 


TITEL  n. 
Von  den  Eheverträgen  der  Kanfleute. 

(Gteaetz  vom  iBi  Dezember  1872.) 

12*  Jeder  Ehevertrag  zwischen  Ehegatten,  von  denen  der  eine  Kauf- 
mann ist,  muss  innerhalb  eines  Monats  nach  seinem  Datum  der  Gerichts- 
schreiberei des  Handelsgerichts  am  Wohnort  des  Ehemannes  oder,  ^enn 
ein  solches  nicht  vorhanden,  der  Gerichtsschreiberei  des  Civilgerichts  Behufs 
Eintragung  in  ein  zu  diesem  Zweck  geführtes  Register  im  Auszug  über- 
reicht werden. 

Aus  denk  Auszuge  muss  ersichtlich  sein,  ob  die  Ehegatten  in  Güter- 
gemeinschaft leben,  wobei  die  Abweichungen  vom  gemeinen  Recht  anzu- 
geben sind,  oder  ob  sie  bei  dem  Eheschluss  das  die  Gütergemeinschaft  aus- 
scbliessende  Svstem,  dasjenige  der  Gütertrennung  oder  das  Dotalsystem  an- 
genommen haben. 

Das  von  einer  alphabetischen  Tafel .  begleitete  Register  liegt  für  jeden 
auf  Verlangen  kostenfrei  zur  Einsicht  aus. 

13.  Der  Notar,  welcher  den  Ehevertrag  aufgenommen  hat,  ist  ver- 
pflichtet^  die  im  vorhergehenden  Artikel  angeordnete  Uebersendung  zu  be- 
wirken, bei  einer  Ordnungsstrafe  von  26  —  100  Francs'),  und  sogar  bei 
Strafe  der  Absetzung  und  Kegresspflicht  den  Gläubigem  gegenüber,  wenn 
der  Nachweis  geführt  wird,  dass  die  Unterlassung  die  Folge  einer  Kollu- 
sion ist. 

14.  Jeder  nach  einem  andern  System,  als  dem  der  gesetzlichen  Güter- 

femeinschaft  verheirathete  Ehegatte,  der  nach  seiner  Verheirathung  den 
aufmännischen  Beruf  ergreift,  hat  innerhalb  eines  Monats  nach  dem  Tage,  an 
welchem  er  sein  Geschäft  eröffnet,  eine  gleiche  Uebersendung  vorzunämien, 
Mangels  derselben  kann  er  im  Falle  eines  Falliments  als  einfacher  Ban- 
krottirer  bestraft  werden. 

15.  Jedes  Erkenntniss,  welches  eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett 
oddiL  die  Scheidung  zwischen  Mann  und  Frau  ausspricht,  von  denen  einer 
Kaufmann  ist,  muss  in  der  in  der  Civilprozessordnung  vorgeschriebenen 
Aiti.  und  Weise  publicirt  werden;  sonst  sind  die  Gläubiger,  soweit  es  ihr 
Interesse  berührt,  stets  berechtigt,  dagegen  Widerspruch  zu  erheben  und 
jede  daraus  hergeleitete  Liquidation  anzufechten. 

_       0  Die  Art.  10  und  11  entsprechen  den  Art.  5  und  7  des  FranzÖBischen 
H:  G.  6.  (cfr.  Bd.  n  S.  531). 

*)  Nach  der  Bestünmung  im  Art  68  des  EranzOsisehen  H.  G.  B.  (cfr,  Bd.  II 
^-  646)  bei  Strafe  von  100  Frcs.»  jetst  20  Frcs. 
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TITEL  m. 
Von  den  Handelsbüohem. 

(Gesetz  vom  16.  Dezember  1872.) 

16.  Jeder  Eaufiaiann  ist  verpflichtet,  ein  Tagebuch  za  führen,  welches 
Tag  für  Tag  seine  Forderungen  und  Schulden,  seine  Handelsgeschäfte,  seine 
Negociationen,  Accente  oder  Indossamente  von  Effekten  und  überhaupt  AUea,. 
was  er  empfangt  una  bezahlt,  unter  welchem  Titel  es  auch  sein  mag,  ersehen 
lässt,  und  welches  jeden  Monat  die  für  seinen  Haushalt  verwendeten  Beträge 
angiebt;  Alles  unabhängig  von  den  sonst  im  Handel  üblichen,  jedoch  nicht 
unbedingt  erforderlichen  Büchern. 

Er  ist  verpflichtet,  die  empfangenen  Briefe  und  Telegramme  zusammeki 
und  zu  heften  und  die  abgesandten  Briefe  und  Telegramme  in  ein  Register 
zu  kopiren. 

17*  Er  hat  jährlich  ein  Inventar  seiner  Mobilien  und  Immobilien 
und  seiner  Aktiva  und  Passiva,  mit  Privatunterschrifb  versehen,  anzufer- 
tigen und  dieses  Inventar  jedes  Jahr  in  ein  besonders  hierzu  besummtes 
B.egister  zu  kopiren. 

18.  Die  Bücher,  deren  Führung  durch  Art.  16  und  17  angeordnet 
ist,  werden  mit  Seitenzahlen  versehen.  Die  Bücher,  welche  nach  Art.  16 
AI.  1  und  Art.  17  geführt  werden  müssen,  sind  von  einem  Richter  der 
Handelsgerichte,  oder  vom  *Büi*germeister  oder  einem  Schoflen  kosten£rei 
und  in  der  gewöhnlichen  Form  zu  paraphiren  und  zu  visiren. 

Die  Paraphirung  kann  durch  das  Siegel  des  Gerichts  oder  der  stadtischen 
Verwaltung  ersetzt  werden. 

19.  Sämmtliche  Bücher  müssen  nach  der  Reihenfolge  der  Daten  ge> 
fährt  werden  und  dürfen  weder  Lücken,  noch  Randbemerkungen  aufweisen.. 

Die  Eaufleute  haben  dieselben  10^)  Jahre  aufzubewahren. 

20.  Ordnungsmässig  geführte  Handelsbücher  können  vom  Richter  ab 
Beweismittel  in  Handelssachen  unter  Kaufleuten  zugelassen  werden. 

21.  Die  Mittheilung  der  Bücher  und  Inventarien  kann  vom  Gericht 
nur  in  Erbschafts-  oder  Gütergemeinschaftsangelegenheiten,  in  Gesellsohafts* 
theilungssachen  und  bei  Fallimenten  angeordnet  werden. 

22.  Im  Laufe  eines  Rechtsstreites  kann  die  Vorlegung  der  Bücher 
von  dem  Richter  auch  von  Amtswegen  angeordnet  werden,  um  das  auszu- 
ziehen, was  den  Streit  betrifft. 

23.  Befinden  sich  die  Bücher,  deren  Vorlegung  angeboten,  gefordert 
oder  angeordnet  ist,  an  einem  von  dem  mit  der  Sache  betrauten  Gericht 
entfernten  Orte,  so  können  die  Richter  das  Handelsgericht  des  Orts  requi- 
riren  oder  einen  Friedensrichter  delegiren,  um  Einsicht  in  dieselben  zu 
nehmen,  den  Inhalt  zu  protokoUiren  und  das  Protokoll  an  das  mit  der- 
Sache  betraute  Gericht  einzusenden. 

24.  Weigert  sich  die  Partei,  deren  Büchern  nach  dem  Anerbieten  Be- 
weiskraft beigelegt  werden  soll,  dieselben  vorzulegen,  so  kann  der  Riditer 
der  anderen  rartei  den  Eid  auferlegen.') 


^)  lieber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetsbüchem  ofr,  Note 
zu  Art.  80  des  Argentinischen  H.  G.  S„  S.  91. 

*)  Die  Art.  20—24  entspechen  wörtlich  den  Art  12, li— 17  desFransösisohen 
H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  U  S.  632.) 
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TITEL  IV. 
Von  dem  Beweis  der  Handelsverbindliohkeiten. 

(G^esetz  vom  15.  Dezember  1872.) 

25.  ÜDabhängig  von  den  nach  dem  Civilgesetzbacb  zulässigen  Beweis- 
mitteln können  Bandelsverbindlichkeiten  in  Allen  Fällen,  in  denen  das  Ge- 
richt es  für  zulässig  erachtet,  abgesehen  von  den  Ausnahmen  für  besondere 
Fälle,  durch  Zeugenbeweis  konstatirt  werden.^) 

Die  Käufe  und  Verkäufe  können  durch  eine  aoceptirte  Rechnung  er- 
wiesen werden,  .unbeschadet  der  sonstigen  durch  das  Handelsgesetz  zuge- 
lassenen Beweismittel. 

TITEL  V. 
Von  den  Handelsbörsen,  Weohselagenten  und  Käklern. 

(Gesetz  vom  dO.  Dezember  1867). 

Abschnitt  I. 
Von  den  Handelsbörsen. 

6L  Eine  Ebindelsbörse  ist  eine  öfiEentliche  Vereinigung  von  Elauf- 
leuten,  Schiffskapitainen,  Wechselagenten  und  Mäklern  eines  Sindelsplatzes. 

Die  Polizeiaufsicht  über  dieselbe  üben  die  Gemeindebehörden  aus. 

68.  Die  Ergebnisse  der  Negociationen  und  Transaktionen,  welche  auf 
den  Handelsbörsen  geschlossen  werden,  dienen  zur  Feststellung  des  Gourses 
der  Wechsel,  der  öffentlichen  und  sonstigen  Effekten. 

63.  Dieser  Cours  wird  durch  eine  Kommission  von  6  bis  15  Mit- 
gliedern festgestellt,  welche  die  Gemeindebehörde  auf  3  Jahre  erwählt,  nach 
Vorlegung  eines  vom  Handelsgericht  und  der  Handelskammer  au%estellten 
doppelten  Verzeichnisses. 

Ein  Drittel  der  Kommissionsmitglieder  scheidet  jährlich  aus. 
Die  Mitglieder  sind  erst  nach  einem  Jahr  wieder  wählbar. 
Die  zuerst  ausscheidende  Anzahl  wird  durch  das  Loos  bestimmt. 
Die  Feststellung   der  Gourse   erfolgt  in  der  durch  die   örtlichen  Ver- 
ordnungen vorgeschriebenen  Art  und  Weise. 

Abschnitt  II. 
Von  den  Wechselagenten  und  Mäklern.') 

64.  Wechselagenten  und  Mäkler  sind  diejenigen,  welche  bei  den 
Handelsgeschäfi;en  als  Vermittler  dienen. 

65.  Die  Wechselagenten  und  Mäkler  sind  verpflichtet,  ein  Buch  in 
der  Form  des  Art.  11  des  Handelsgesetzbuches  zu  fuhren.') 


M  Die  frühere  geltende  Vorschrift  des  Art.  109  des  Fr auxö  si sehen  H.G.  B. 
(cfr.  Bd.  n  S.  554)  bezog  sich  formell  nur  auf  Kaufverträge. 

'}  Der  bedeutsamste  Unterschied  der  jetzigen  Uesetzgebuufi^  gegen  die  frühere 
besteht  in  der  Freigebung  des  l^äklergewerbes.  Sodann  weraen  <&e  —  nach  dem 
Französischen  Becht  hinsichtlich  ihrer  Funktionen  und  ihres  Verhältnisses  zu  den 
Kontrahenten  streng  getrennten  —  „agents  de  change"*  und  „courtiers^  hier  stets  neben 
einander  {gestellt  und  nur  durch  den  Wortlaut  unterschieden 

*)  Es  dürfte  jetzt  Art.  18  des  Gesetzes  vom  15.  December  1872,  s.  S.  820,  gemeint  sein 

BoTchtrdt,  Handelsrecht.  I.    2.  Aullage.  21 
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In  dieses  Bach  haben  sie  täglich  und  nach  der  Reihenfolge  der  Dato, 
ohne  Durchstreichungen,  Einschaltungen,  Versetzungen,  Abk&rzungeD  a 
Sieichen,  die  Bedingungen  aller  durch  ihre  Yermittelung  abgescUossea^ 
Geschäfte  einzutragen. 

66.  Die  Wechselagenten  und  Mäkler  sind  gkichfeills  verpflichtet, 
Geschäfte,    sofort    nach  Abschluss    derselben,    in    Notizbücher    einzntragfl 

Sie  müssen  ausserdem  ihre  Bücher  und  Notizbücher  den  Richtern 
Söhiedspersonen  vorlegen. 

67.  Sie  sind  für  die  Lieferung  und  Bezahlung  des  von  ihnen  T« 
kauften  oder  Gekauften  verantwortlich. 

Diese  Haftbarkeit  hört  auf,  sobald  sie  beim  Abschluss  dem  Kontrahenai 
den  Namen  des  Käufers  oder  des  Verkäufers  mitgetheilt  haben  und  k 
Kontrahent  den  Vertrag  acceptirt  hat. 

68.  Die   Wechselagenten    und    Mäkler   haften    civilrechtlich    für 
Echtheit  der  letzten  Unterschrift  unter  den  von  ihnen  negocirten  Wechsel 
und  sonstigen  Effekten. 


TITEL  VI. 
Vom  Pfände. 

(Gesetz  vom  6.  Mai  1873.) 

1.  Das  als  Sicherheit  für  ein  Handelsengagement  bestellte  P£and  ül« 
trägt  dem  Gläubiger  das  Recht,  sich  mit  dem  verpfändeten  Gegenstände  ■ 
Privilegium  und  Vorzugsrecht  vor  den  andern  Giäuoigern  bezahlt  xa  macba 
vorausgesetzt,  dass  es  in  der  Weise  bestellt  ist,  welche  in  HandeL 
Sachen  für  den  Verkauf  von  Gegenständen  derselben  Ai*t  zugelassen  ist 
dass  das  Pfandobjekt  in  den  Besitz  des  Gläubigers  oder  eines  beiden  Tbdh 
genehmen  Dritten  gekommen  und  daselbst  verblieben  ist. 

Der  Beweis    des  Datums    der    Verpfandung   liegt   dem    Gläubiger 
derselbe  kann  durch  alle  gesetzlichen  Mittel  geführt  werden. 

2.  Der  Gläubiger  wird  als  Besitzer  der  Waaren  angesehen,  weno 
in  seinen  Lagerräumen  oder  Schiffen,  auf  dem  Zollamt  oder  in  einem  öffes; 
liehen  Speicher  zu  seiner  Verfügung  stehen,  oder  wenn  er  vor  ihrer  Ankaei 
durch  Konnossement  oder  Frachtbrief  in  ihren  Besitz  gelangt  ist. 

3.  Der  Pfandgläubiger  erhebt  am  Verialltage  die  Zinsen,  DivideiMki 
und  Kapitalbeträge  der  als  Pfand  gegebenen  Werthe  und  rechnet  dieselbe» 
auf  seine  Forderung  an. 

Besteht  das  Pfand  in  Handelseffekten ,  so  hat'  der  Pfandgl&abiger  äe 
Rechte  und  Pflichten  des  Inhabers. 

4.  Mangels  Zahlung  der  durch  das  Pfand  garantirten  Forderang  sa 
Verfalltage  kann  der  Gläubiger  nach  einer  dem  Schuldner  oder  dem  evea* 
tuellen  dritten  Pfand besteller  zugestellten  Aufforderung  und  auf  ein  an  dci 
Ftäsidenten  des  Handelsgerichts  gerichtetes  Gesuch ,  die  Ermächtiguni^  e^ 
halten,  das  Pfand  öffentlich  oder  freihändig,  nach  Wahl  des  Prasidentfa. 
und  durch  die  von  diesem  bezeichnete  Person,  verkaufen  zu  lassen.^ 

Auf  den  Antrag  wird  erst  nach  2  vollen  Tagen  verfügt,  nachdem  <^e^ 
selbe  dem  Schuldner  und  dem  eventuellen  Pfand  besteller  mit  der  Asf- 
forderung  zugestellt  worden  ist,  ihre  eventuellen  Bemerkungen  dem  Pri^desteo 
in  der  Zwischenzeit  bekannt  zu  machen. 


1)  Gfr.  Art  93  des  Französischen  H.  G.  B.  (Bd.  II  S.  551)  unifieKoteä 
<mg&lb8t. 
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5.  Die  80  erhaltene  Verffignng  ist  erst  vollstreckbar,  nachdem  sie  dem 
SohuklDer  und  dem  eventuellen  dritten  Pfandbesteller  mit  Angabe  von  Tag, 
Ort  tmd  Stande,  an  welchen  zu  dem  eventaell  angeordneten  öffentlidiefl 
Verkauf  geschritten  werden  soll,  mitgetheilt  worden  ist.  Besagte  Verfügung 
tritt  endgültig  und  in  letzter  Instanz  in  Kraft,  wenn  der  Schuldner  oder 
der  eventuelle  dritte  P&ndbesteller  nicht  binnen  3  Tagen  nach  dieser  Anzeige 
smgleich  mit  einer  Vorladung  vor  das  Handelsgericht  dagegen  Einspruch 
erhebt 

6.  Die  Berufungsfrist  gegen  das  auf  diesen  Einspruch  ergangene  Er- 
kenntniss  beträgt  8  ^u^^,  von  der  Zustellung  ab  gerechnet. 

7.  Verf&gune  und  Erkenntniss  sind  ohne  Kaution  von  Rechtswegen 
trotz  des  Einspruches  und  der  Berufung  vollstreckbar. 

8.  Vorbenannte  Fristen  können  auf  Grund  der  Entfernungen  keine  Ver* 
ISngerung  erleiden. 

Hat  der  Schuldner  oder  der  eventuelle  dritte  P&ndbesteller  nicht  im 
Bezirk  des  Handelsgerichts  sein  Domicil^  oder  hat  er  daselbst  nicht  die 
Wahl  eines  Domicils  getroffen,  so  erfolgen  die  in  den  vorstehenden  Artikeln 
erwfihnten  Zustellungen,  mit  Ausnahme  von  derjenigen,  welche  im  Art.  4  bc 
handelt  ist,  in  gültiger  Weise  auf  der  Oerichtsschreiberei  desselben. 

9.  Die  Ausübung  der  dem  P£Emdgläubiger  durch  die  vorstehenden 
Artikel  verliehenen  Rechte  wird  weder  durch  das  Falliment,  noch  durch  ein 
Moratorium,  noch  durch  den  Tod  des  Schuldners  oder  des  dritten  Pfand- 
bestellers suspendirt. 

10.  Jeae  Bestimmung,  die  den  Gläubiger  erm&chtigt,  das  Eigenthum 
des  Pfandes  zu  erwerben  oder  über  dasselbe  ohne  Beobachtung  dererw&hnten 
Förmlichkeiten  zu  verfugen,  ist  null  und  nichtig. 

11.  Die  Art.  2  und  4—10,  einschliesslich,  des  gegenwärtigen  Titels 
finden  auf  die  P&nder  Anwendung,  welche  das  im  Abschnitt  U  des  folgen- 
gen Titels  erwähnte  gesetzliche  Vorrecht  der  Kommissionäre  oder  der  Geld- 
geber derselben  sichern. 


TITEL  Vn.O 
Von  der  KommissioiL 

(Gesetz  vom  5.  Mai  1873.) 

Abschnitt   I. 
Von   den   Kommissionären  im  Allgemeinen. 

12.  Kommissionär  ist  derjenige,  welcher  in  eignem  Namen  oder 
VBiter  einer  Gesellschafisfirma  für  R^hnung  eines  Kommittenten  handelt. 

13.  Die  Pflichten  und  Rechte  desjenigen,  welcher  im  Namen  eines 
Kommittenten  handelt,  sind  durch  das  Civilgesetzbuch  Buch  III,  Tit  XIU 
bestimmt 

Abschnitt  U. 
Von  den  Kommissionären  oder  Konsignataren. 

14.  Jeder  Kommissionär  hat  ein  Vorrecht  auf  den  Werth  der  an  ihn 
expedirten,  bei  ihm  deponirten  oder  an  ihn  konsignirten  Waaren,   lediglich 

0  Nach  gütiger  amtlicher  Mittheflung  ist  der  neue  Entwurf  des  Titels  YU 
«coneemant  les  contrats  du  transport**  der  Bepräsentantenkammer  vorgelegt  worden. 
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darcb  die  Thatsache  der  Expedition,  Deposition  oder  Konsignation,  wegen 
aller  Darlebne,  Voi Schüsse  oder  Zahlungen,  welche  von  ihm  ia  seiner 
Eigenschaft  als  Kommissionär  geleistet  worden  sind,  sei  es  vor  der  Expe- 
dition der  Waaren,  sei  es  während  der  Zeit,  in  welcher  sie  in  seineoi 
Besitz  sind. 

Dieses  Vorrecht  besteht  nar  unter  der  Bedingung,  dass  der  Kom- 
missionär oder  ein  unter  den  Parteien  vereinbarter  Dritter  in  den  Besits  der 
Waaren  gesetzt  worden  und  darin  verblieben  ist. 

In  die  bevorrechtigte  Forderung  des  Kommissionärs  sind,  nebst  dem 
Kapital,  die  Zinsen,  die  Provision  und  die  Spesen  einbegriffen. 

15.  Wenn,  die  Waaren  für  Rechnung  aes  Kommittenten  verkauft  und 

feliefert    worden    sind,    so    kann    sich   der  Kommissionär  in  Höhe    seiner 
'orderung  aus  dem  Ertrag  des   Verkaufs  mit  Vorzug   vor   den  Gläubigem 
des  Kommittenten  bezahlt  machen. 

16.  Jeder  Geldgeber,  der  dem  Kommissionär  in  natura  oder  in  Han- 
delswerthen  die  zu  den  Darlehnen,  Vorschüssen  oder  Zahlungen,  von  denen 
im  AI.  1  tles  Art.  14  oben  die  "Rede  ist,  nöthigen  Summen  vorschiesst,  ge- 
niesst  als  Bürgschaft  für  die  Rückzahlung  der  vorgeschossenen  Geldernebst 
den  Zinsen  dasselbe  Vorrecht  auf  dieselben  Gegenstände,  und  zwar  in  der- 
selben Weise,  wie  oben  in  Art  14  u.  15  ange^ben. 

Das  Vorrecht  besteht  nur  unter  der  Bedingung,  dass  der  GMdf^ber 
oder  ein  unter  den  Parteien  vereinbarter  Dritter  von  dem  Kommissionär 
das  Konnossement  oder  den  Frachtbrief  als  Pfand  erhalten  hat 

17.  Das  Vorrecht  des  Geldgebers  geht  demjenigen  des  Kommis- 
sionärs vor. 

Allgemeine  Bestimmung* 

18.  Die  Art.  91 — 95  des  Handelsgesetzbuches  werden  aufgehoben. 


Abschnitt  IL 

(des  Titel  VI  des  Code  de  commeroe  von  1806). 

Von  den  Kommissionären  für  Land-  und  Wassertransporte 

96.  Der  Kommissionär,  welcher  sich  verpflichtet,  einen  Land-  oder 
Wassertransport  auszuführen,  hat  die  Deklaration  über  Beschaffenheit  and 
Menge  der  Waaren,  sowie  auf  Verlangen  ihres  Werthes  in  sein  Tagebuch 
einzutragen. 

97.  Er  haftet  für  die  Ankunft  der  Waaren  und  Effekten  innerhalb 
der  im  Frachtbrief  angegebenen  Frist,  ausser  in  den  Fällen  einer  gesetsUch 
nachgewiesenen  höheren  Gewalt. 

•  98.  Er  haftet  für  die  Beschädigungen  oder  die  Verluste  der  Waaren 
und  Effekten,  wenn  nicht  im  Frachtbriefe  das  G^egentheil  verabredet  worden 
oder  höhere  Gewalt  eingetreten  ist. 

99.  Er  haftet  für  die  Handlungen  der  Zwischenkommissionäre,  an  die 
er  die  Waaren  sendet. 

100.  Die  Waare,  welche  aus  dem  Ma^in  des  Verkäufers  oder  Ab- 
senders herausgebracht  ist,  geht,  wenn  nicht  das  Gegentheil  verabredet 
worden  ist,  auf  Rechnung  und  Gefahr  des  Eigenthümers  ^),  unbeschadet  des 
Regresses  desselben  gegen  den  Kommissionär  und  den  Frachtföhreri  welche 
mit  dem  Transport  betraut  waren. 


1)  Casum  sentit  dominus. 
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101.  Der  Frachtbrief  bildet  einen  Vertrag  zwischen  dem  Absender 
und  dem  Frachtfahrer,  oder  zwischen  dem  Absender,  dem  Kommissionär 
und  dem  Frachtführer. 

102.  Der  Frachtbrief  mass  datirt  sein. 

Er  muss  ausdrücken:  die  Beschaffenheit  und  das  Gewicht  oder  den  Inhalt 
der  zu  transportirenden  Waaren,  die  Frist,  innerhalb  welcher  der  Transport 
zu  bewirken  ist  Er  giebt  an:  den  Namen  und  Wohnort  des  Kommissionärs, 
durch  dessen  Yermittelung  der  Transport  erfolgt,  M\s  ein  solcher  Yorhanden 
ist,  den  Namen  des  Adressaten  der  Waaren,  den  Namen  und  Wohnort  des 
Frachtführers;  er  bestimmt  den  Frachtpreis,  die  Entschädigung  wegen  Yer^ 
zuges.  Derselbe  muss  Yom  Absender  oder  Kommissionär  unterzeichnet  sein. 
Er  enthält  am  Rande  die  Zeichen  und  Nummern  der  zu  transportirenden 
Gegenstände. 

Der  Frachtbrief  wird  Yon  dem  Kommissionär  in  ein  foliirtes  und 
paraphirtes  Register  kopirt,  ohne  Zwischenräume  zu  lassen  und  in  ununter* 
brocnener  Folge.^} 

Abschnitt  III. 
Vom   Frachtführer. 

103.  Der  Frachtführer  haftet  für  den  Verlust  der  zu  transportirenden 
Gegenstände,  mit  Ausnahme  der  Fälle  Yon  höherer  Gewalt 

Er  haftet  für  solche  Beschädigungen,  die  nicht  aus  eigenem  Fehler 
der  Sache  oder  aus  höherer  Gewalt  herrühren. 

lOi.  Wird  in  Folge  höherer  Gewalt  der  Transport  nicht  in  der  Yer- 
abredeten  Frist  bewirkt,  so  findet  gegen  den  Frachtführer  kein  Entschädi- 
gungsanspruch wegen  Verzuges  statt. 

105.  Durch  Annahme  der  transportirten  Gegenstände"^  und  Bezahlung 
der  Fracht  erlischt  jeder  Anspruch  an  den  Frachtrahrer. 

106-  Im  Falle  der  Verweigerung  der  Annahme  oder  des  Streites  über 
die  Annahme  der  transportirten  Gegenstände,  muss  der  Zustand  derselben 
Yon  SachYerständigen  geprüft  und  Konstaürt  werden,  die  Yom  Präsidenten 
des  Handelsgerichts  oder,  in  Ermangelung  desselben,  Yom  Friedensrichter, 
and  zwar  durch  Verfügung  am  Fuss  des  Antrages,  ernannt  werden. 

Die  Hinterlegung  oder  Sequestration  und  demnächstige  Beförderung 
in  ein  öffentliches  Lagerhaus  kann  angeordnet  werden. 

Der  Verkauf  kann  zu  Gunsten  des  Frachtführers  bis  zum  Betrage  des 
Frachtpreises  angeordnet  werden. 

107.  Die  in  dem  gegenwärtigen  Titel  enthaltenen  Bestimmungen  finden 
auch  auf  die  Schiffsherren  und  auf  die  Unternehmer  Yon  Diligenzen  und 
öffentlichen  Fuhrwerken')  Anwendung. 

108-  Alle  Klagen  gogen  den  Kommissionär  und .  den  Frachtführer 
wegen  Verlustes  oder  Beschädigung  der  Waaren  Yeijähren  nach  6  Monaten, 
bei  Versendungen  innerhalb  Frankreichs'),  und  nach  einem  Jahre,  bei  Versen- 
dungen in  das  Ausland,  und  zwar  gerechnet  in  den  Fällen  des  Verlustes 
Ton  dem  Tage  ab,  an  welchem  der  Transport  der  Waaren  hätte  ausgef&hrt 
sein  müssen,  und  in  den  Fällen   der  Beschädigung  Yon   dem  Tage  ab,  wo 


1)  Die  Art.  96— lOfi  stimmen  wörtlieh  ttberein   mit  den  gleichen  Artikeln   des 
französischen  H.  G.  £.  (cfr.  Bd.  IL  S.  66»  u.  668). 

*)  Messagerien,  nach  dem  fiescbluss  Yom  (M,  NoYember  1829l 
*)  Wohl  aas  Yenehen  stehen  gehliebeii. 
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dh   üebersenduag  der   Waaren   häfcte  geschehen  müssen,   unbeschadet  der 
F&Ue  des  Betruges  oder  der  Verantreaimg.  ^) 


TITEL  VIIL 
Von  dem  Weohsel  und   dem  BUlet  an  Ordre 

(Gesetz  vom  20.  Hai  1872.) 

ist  bereits  in  der  ^Sammionff  der  Ausländischen  Wechselgesetze  des  letzten  Deoenmums'*') 
übersetzt  und  daher  hier  nicht  nochmals  zom  Abdruck  gelangt. 


TITEL  IX. 
Von  den  Oesellschaften. 

(Gesetz  Yom  la  Mai  1878.) 

Abschnitt  L 
Allgemeine  Bestimmungen. 

1.  Handelsgesellschaften  sind  diejenigen  Gesellschaften,  welche  Han- 
delsgeschäfte betreiben. 

2.  Das  Gesetz  erkennt  fünf  ^)  Arten  von  Handelsgesellschaften  an: 

die  offene  Handelsgesellschaft; 
die  ein&che  Kommandit^sellschaft; 
die  anonyme  Gesellschaft; 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien; 
die  EooperativgenosseD  Schaft  (Wirthschaftsgenossenschaft). 
Jede  von    diesen    bildet   eine,    vpn  derjenigen  der  Gesellschafter   Tei^ 
schiedene,  juristische  Person. 

3.  £s  giebt  ausserdem  Gelegenheitshandelsgesellschaften  und  Handels- 
gesellschaften auf  Theilhaberschaft,  denen  das  Gesetz  juristische  Persönlich- 
keit nicht  beilegt. 

'  4.  Die  offenen  Handelsgesellschaften,  die  einfachen  Kommanditgesell- 
schaften und  die  Koo^rativgenossenschaften  müssen,  bei  Strafe  der  Nich- 
tigkeit, mittelst  besonderer  öffentlicher  Urkunden  oder  Urkunden  mit  Privat* 
Unterschrift  errichtet  werden,  in  letzterem  Falle  unter  Beobachtung  des 
Art.  1325  des  Civilgesetzbuches.  Für  die  Kooperativgenossenschaften  ger 
nügen  2  Originalurkunden. 

Die  anonymen  Gesellschaften  und  die  Aktien-Kommanditgesellschaften 
müssen,  bei  o träfe  der  Nichtigkeit,  mittelst  öffentlicher  Urkunden  errichtet 
werden. 

Die  Gesellschafter  können  indessen  Dritten  gegenüber  die  Nichtigkeit 
»iebt  geltend  machen;  unter  den  Gesellschaftern  tritt  sie  erst  nach  dem 
Antrage  auf  Erklärung  derselben  in  Wirksamkeit. 

^)  Diß  Art.  108*-108  entsprechen  wörtlich  den  gleichen  Artikeln  des  FransSai- 
ßQhen  H.  Q.  B.  (cfr.  Bd.  H  &  653  u.  55i). 

>)  „Sammlung  der  Ausländischen  Wechselgesetze  des  letzten  Decenniums  etc." 
von  Oscar  Borchardt.  Berlin  1883.  Darin  sind  auch  die  späteren  modiflcirenden  Ge- 
setz und  Verordnungen  enthalten. 

*)  Den  drei  im  Franzi si'schen  H.  G.  £.  anerkannten  Handelsgesellschafle]^ 
werden  hier  noch  die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  und  die  ElooperatiTgenossen- 
schaft  hinzugefügt  (oir.  Bd  il  8.58^  4e^)*  ^^^  ebenda  die  durch  die  neueren  Fräs- 
Bdsiflchen  Gesetze  herbeigeführten  HodMkatiionen. 
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5.  Die  GelegeDbeitsgesellschaften  und  die  Gesellschaften  auf  Theilr 
liaberscbaft  können  durch  Vorlegung  der  Bucher  und  Korre>-pondenzei), 
sowie  durch  Zeugenbeweis,  falls  das  Gericht  denselben  für  zulässijj;  erachte^ 
konstatirt  werden. 

6.  Die  Verträge  der  offenen  Handels-  und  der  einfachen  Kommandit- 
gesellschaft sind  auf  Kosten  der  Interessenten  auszugsweise  zu  veröffentlichen. 

7.  Der  Auszug  enthält: 

die  genaue  Bezeichnung  der  solidarisch    haftenden  Gesellschafter; 

die  Handelsfirma  der  Gesellschaft; 

die  Angabe  der  zur  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  und  zuf 
Unterzeichnung  befugten  Gesellschafter; 

die  Angabe  der  als  Kommandi;  kapital  einzuzahlenden  oder  einge- 
zahlten Werthe; 

die  genaue  Angabe  der  zur  Einzahlung  verpflichteten  Kommaa- 
ditisten,  nebst  Angabe  der  Verpflichtungen  eines  jeden; 

den  Zeitpunkt,  an  welchem  die  Gesellschaft  beginnen,  und  denjenigei), 
an  welchem  sie  endigen  soll. 

8.  Der  Auszug  aus  den  Gesellschaftsverträgen  wird  bei  offen tliche^ 
Urkunden  vom  Notar,  bei  Urkunden  mit  Privat  Unterschrift  von  allen  solidarisch 
haftenden  Gesellschaftern  unterschrieben. 

9.  Die  Verträge  der  anonymen  Gesellschaft,  der  Aktien-Kommandit- 
gesellschaft und  der  Kooperativgenossenschaft  werden  auf  Kosten  der  In- 
teressenten ganz  veröffentlicht,  , 

10.  Die  Urkunden  oder  die  Auszüge  aus  den  Urkunden,  deren  Ver- 
öffentlichung in  den  vorstehenden  Artikeln  angeordnet  ist,  werden  binnen 
14  Tagen  nach  dem  Datum  der  definitiven  Urkunden  den  hierzu  bestimmten 
Beamten  übergeben,  welche  eine  Empfangsbescheinigung  ausstellen.  Die 
Veröffentlichung  hat  binnen  10  Tagen  nach  der  Hinterlegung  zu  erfolgen, 
bei  Strafe  der  Entschädigung  Seitens  derjenigen  Beamten,  denen  die  Ver- 
säumniss  oder  die  Verzögerung  zur  Last  gelegt  werden  kann. 

Die  Veröffentlichung  erfolgt  vermittelst  des  „Moniteur"  in  Form  von 
Beilagen,  welche  den  Gerichtsschreibereien  der  Gerichte  zugesandt  werden, 
wo  jeder  kostenfrei  Einsicht  in  dieselben  nehmen  kann;  die  Beilagen  werden 
zu  einer  besonderen  Sammlung  vereinigt. 

Durch  königliche  Verordnung^)  werden  die  Beamten  bezeichnet,  welche 
die  Gesellschafts  vertrage  oder  die  Auszüge  aus  denselben  entgegenzunehmen 
haben,  sowie  die  Form  und  die  Bedingungen  der  Hinterlegung  und  Ver- 
öffentlichung bestimmt. 

Die  Veröffentlichung  hat  erst  5  Tage  nach  dem  Tage  der  Insertion 
in  den  „Moniteur"  Wirkung. 

11.  Erfolgt  die  Hinterlegung  nicht  innerhalb  der  im  vorstehenden 
Artikel  festgesetzten  Frist,  so  unterliegt  die  Veröffentlichung  der  Gesell- 
schaftsverträge oder  der  Auszüge  aus  denselben  einer  besonderen  Registri- 
rungsgebühr  von  Eins  pro  Tausend  des  Gesellschaftskapitals,  welche  jedoch 
nicht  unter  50  Francs  und  auch  nicht  über  5000  Francs   betragen  darf. 

Die  Gebühr  wird  exigibel  nach  Einregistrirung  der  von  Amtswegen 
bewirkten  verspäteten  Veröffentlichung;  sie  wird  solidarisch  geschuldet  bei 
öffentlichen  Urkunden  von  den  Notaren,  bei  Urkunden  mit  Privatunterschrift 
von  den  solidarisch  haftenden  Gesellschaitern  oder,  in  Ermangelung  dieser, 
VQn  den  Gründern  der   Gesellschaft. 

Alle  Klagen  Seitens  einer  Gesellschaft,  deren  Gründungsurkunde  nicht 
den  vorstehenden  Artikeln  gemäss  veröffentlicht  worden  ist,  sind  unzulässig. 


1)  Vom  21.  Mai  1873. 


328  m.    BelgieD. 

Die  Gesellschafter  dürfen  sich  auf  die  Gesellschaftsvertrage  Dritten  gef^eo- 
über,  welche  Yor  der  Yeröffentlichung  Geschäfte  abgeschlossen  haben ,  nicht 
berufen;  der  Mangel  der  Yeröffentlichung  kann  aber  Dritten  Yon  den  Gescdl- 
schaftem  nicht  entgegengesetzt  werden. 

12.  Jede  yertragsmässige  Modifikation  der  GesellschafUurkunden  mass, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  in  der  für  die  Eonstituirungsurkunde  der  Gesell- 
schaft vorgeschriebenen  Form  erfolgen. 

Die  Urkunden,  welche  eine  Abänderung  der  gesetzlich  zu  yeröffent- 
liebenden  Bestimmungen  und  die  Wahl  yon  Verwaltern  bei  den  anonymen 
Gesellschaften  betreffen,  sowie  diejenigen,  welche  den  Modus  der  Liqaidation 
festsetzen,  müssen  den  Bestimmungen  der  yorstehenden  Artikel  gemäss 
yeröffentlicht  werden,  bei  Strafe,  Dritten  gegenüber  nicht  geltend  gemacht 
werden  zu  können,  während  diese  nichtsdestoweniger  sich  darauf  berafen 
können. 

13.  Die  Gesellschaften  werden  durch  ihre  Greranten  oder  ihre  Vei^ 
Walter  vertreten^  deren  Befugnisse  in  der  Gründungsurkunde  oder  in  den  in 
Ausfuhrung  der  Gründungsurkunde  aufgesetzten  Urkunden  festgoetellt 
werden. 

14.  Die  Gelegenheitshandelsgesellschaften  y  sowie  die  Handelsgesell- 
schaften auf  Theilhaberschaft  unterliegen  nicht  den  für  die  Gesellschaften 
yorgeschriebenen  Förmlichkeiten. 

Abschnitt  IL 
Von   den   offenen   Handelsgesellschaften. 

15.  Eine  offene  Handelsgesellschaft  (soci4t^  en  nom  coUecdf) 
ist  diejenige,  welche  zwei  oder  mehrere  Personen  eingehen,  und  welche  den 
Zweck  hat,  unter  einer  Gesellschafibsfirma  Handel  zu  treiben. 

16.  Nur  die  Namen  der  Gesellschafter  dürfen  in  die  Gesellschaftsfirma 
angenommen  werden. 

17.  Die  offenen  Gesellschafker  haften  solidarisch  für  alle  Engagements 
der  Gesellschaft,  auch  wenn  nur  ein  Gesellschafter  unterzeichnet  hat,  yoraas- 
gesetzt,  dass  dies  mit  der  Gesellschaftsfirma  geschehen  ist. 

Abschnitt  III. 
Von   den   einfachen  Kommanditgesellschaften. 

18.  Eine  einfache  Kommanditgesellschaft  ist  diejenige,  welche 
yon  einem  oder  mehreren  yerantwortlichen  und  solidarisch  hanenden  Gesell- 
schaftern, welche  Komplementäre  heissen,  und  einem  oder  mehreren  GeseUschaf- 
tem  geschlossen  wird,  welche  nur  Geld  einlegen  und  Kommanditisten  heissen. 

19.  In  der  Gesellschaftsfirma  muss  nothwendigerweise  der  Name  eines 
oder  mehrerer  Komplementäre  enthalten  sein. 

Der  Name  eines  Kommanditisten  darf  in  die  Gesellschaftsfirma  nicht 
aufgenommen  werden. 

20.  Sind  mehrere  Gesellschafter  mit  unbeschränkter  Haftbarkeit  yor- 
handen,  so  ist  ihnen  gegenüber  die  Gesellschaft  eine  offene,  den  Geldgebern 
gegenüber  aber  eine  Kommanditgesellschaft. 

21.  Der  Kommanditgesellschafter  nimmt  an  den  Schulden  and  Vei^ 
Insten  der  Gesellschaft  nur  bis  zum  Betrage  der  Gelder  Theil,  welche  er 
einzuzahlen  yersprochen  hat. 

Von  Dritten  kann  er  zur  Rückzahlung  der  bezogenen  Zinsen^  und 
Diyidenden  gezwungen  werden,  falls  dieselben    nicht   aus  dem   wirklic^a 
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Gewinn  der  Gesellschaft  entDommen  worden  sind;  und  der  Kommanditist 
kann  in  diesem  Falle,  wenn  Betrug,  böser  Glaube  oder  grobe  Nachlässigkeit 
von  Seiten  des  Geranten-  vorliegt,  diesen  ai;f  Erstattung  der  wieder  zurück- 
gezahlten Summe  in  Anspruch  nehmen. 

22.  Der  Kommanditist  kann  auch  nicht  auf  Ghrund  einer  Bevollmäch- 
tigung irgend  einen  Akt  der  Geschäftsführung  übernehmen.^) 

Die  Mittheilungen  und  Rathschläge,  sowie  die  Akte  der  Kontrolle  uud 
Aufsicht  und  die  den  Geranten  bezüglich  der  aus  ihrer  Vollmacht  hervor- 
gehenden Akte  eitheilten  Ermächtigungen  verpflichten  den  Kommanditisten 
nicht. 

23.  Der  Kommanditist  haftet  Dritten  gegenüber  solidarisch  fär  alle 
Engagements  der  Gesellschaft,  an  denen  er,  dem  Verbot  des  vorhergehenden 
Artikels  zuwider,  theilgenommen  hat. 

Er  hitftet  gleichfalls  Dritten  gegenüber  solidarisch  '  selbst  für  die 
Engagements,  an  .denen  er  nicht  theilgenommen,  wenn  er  die  Geschäfte  der 
Gesellschaft  gewöhnlich  verwaltet  hat,  oder  wenn  sein  Name  in  der  Firma 
enthalten  ist.^ 

24-  Die  vertragsmässig  gestattete  Cession  der  Antheile  oder  Interessen 
darf  nur  nach  den  Vorschriften  des  Civilrechts  erfolgen;  sie  hat  auf  die 
Engagements  der  Gesellschaft  vor  der  Publikation  derselben  keine  Wirkung. 

25.  Wenn  im  Falle  des  Todes  des  Geranien  oder  im  Falle  seiner 
gesetzlichen  Unfähigkeit  oder  Behinderung  festgesetzt  ist,  dass  die  Gesell- 
schaft fortbestehen  soll,  so  kann  der  Präsident  des  Givilgerichts,  falls  die 
Statuten  nichts  anderes  vorgesehen  haben,  auf  Antrag  eines  jeden  Interes- 
senten, einen  Kommanditisten  oder  eine  andere  Person  zum  Verwalter  er- 
nennen, der  die  dringenden  und  reinen  Verwaltungsgeschäfte  während  der 
durch  die  Verfügung  festgestellten  Zeit,  welche  aber  einen  Monat  nicht  über- 
steigen darf,  besorgt. 

Der  provisorische  Verwalter  haftet  nur  für  die  Ausführung  seines 
Mandates. 

Abschnitt  IV. 

Von  den   Aktiengesellschaften  (soci6t^  anonymes). 

§  1.     Von  dem  Wesen  und  der  Qualifikation  der  Aktiengesellschaften. 

26.  Die  Aktiengesellschaft  ist  diejenif^e  Gesellschaft,  bei  welcher  sich 
die  Gesellschafter  nur  für  eine  bestimmte  Einlage  verpflichten. 

27.  Sie  besteht  nicht  unter  einer  Gesellschafisfirma  und  wird  nicht 
durch  den  Namen  eines  Gesellschafters  bezeichnet. 

28.  *  Die  Aktiengesellschaft  wird  durch  eine  besondere  Benennung  oder 
durch  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  des  Unternehmens  qualificirt. 

Diese  Benennung  oder  Bezeichnung  muss  von  der  Benennung  einer 
jeden  anderen  Gesellschaft  verschieden  sdn. 

Ist  sie  identisch,  oder  kann  ihre  Aehnlichkeit  einen  Irrthum  entstehen 
lassen,  so  kann  jeder  Betheiligte  ihre  Abänderung  veranlassen  und  eventuell 
^en  Schadenersatz  beanspru<Sien. 

§  2.     Von  der  Konstituirung  der  Aktiengesellschaften.') 

29*  Eine  Aktiengesellschaft  ist  erst  dann  definitiv  konstituirt,  wenn 
die  Zahl  der  Gesellschafter  mindestens  7  beträgt,    und   wenn   das  Aktien- 

^)  C2fr.  unten  Note  su  Art  81. 

')  Nach  älterem  Kecht  konnte  eine  Aktiengesellschaft  nur  mit  Genehmigung  der 
Kegiemng  konfttitoirt  werden. 
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kapital  voll  gezeichnet  nni    wenigstens    ein  Zwanzigstel    des  Kapitals  baar 
eingezahlt  ist. 

30.  Die  Gesellschaft  kann  durch  eine  oder  mehrere  authentische 
Urkunden  errichtet  werden,  in  welchen  alle  Gesellschafter  aufgeführt  sind 
und  das  Vorhandensein  der  im  vorhergehenden  Artikel  enthaltenen  Be- 
dingungen konstatirt  wird. 

31-  Die  Gesellschaft  kann  auch  mittelst  Subscriptionen  konatituirt 
werden. 

Der  Gesellschaftsvertrag  muss  vorher  als  Entwurf  publicirt  werden. 
Die  Subscriptionen  müssen  in  dujplo  erfolgen  und  angeben: 

das  Datum  der  authentischen  Gesellschaftsurkunde  und  ihrer  Pabli- 

kation; 
den  Zweck  der  Gesellschaft,  das  Gesellscbaftskapital  und  die  Aktien- 
zahl; 
die  Einlagen  und  die  Bedingungen,  unter  welchen  sie  erfolgen; 
die  den  Gründern  gewahrten  besonderen  Vergünstigungen; 
die  Einzahlung,    für  jede  Aktie,  von    mindestens    Vgo  ^^  Betrages 
der  Subscription; 
Die  Subscriptionen  enthalten  die  Berufung  der  Subscri beuten  zu  einer 
Versammlung,  die  Behufs  endgültiger  Konstituirung  der  Gesellschaft  binnen 
3  Monaten  abgehalten  wird. 

32.  Am  festgesetzten  Tage  präsentiren  die  Gründer  der  in  Gegenwart 
eines  Notars  abzuhaltenden  Versammlung  den  Nachweis  über  die  ErfüUnng 
der  durch  Art.  29  geforderten  Bedingungen  nebst  den  Belagsblättcrn. 

Erhebt  die  Mehrheit  der  anwesenden  Subscri beuten,  abgesehen  von  den 
Gründern,  gegen  die  Konstituirung  der  Gesellschaft  keinen  Einsprucli,  so 
wird  die  Gesellschaft  von  den  Gründern  für  definitiv  konstituh-t  erklärt. 

Das  authentische  Protokoll  über  diese  Versammlung,  w^elches  die  Liste 
der  Subscribenten  und  den  Stand  der  erfolgten  Einzahlungen  zu  enthalten 
hat,  konstituirt  die  Gesellschaft  definitiv. 

33  Findet  eine  Aktienemission  kraft  statutarischer  Bestimmung  oder 
auf  Grund  einer  Statutenänderung  statt,  so  müssen  die  Subscriptionen  in 
duplo  erfolgen  und  die  im  Art.  31  enthaltenen  Angaben  aufweisen. 

34.  Die  Gründer  haften  solidarivsch  den  Interessenten  gegeuüber  für 
das  Nichtvorhandensein  oder  die  Unwahrheit  der  für  die  Subscriptionsakte 
vorg"e  seh  rieben  en  Angaben,  sowie  für  die  Nichtigkeit  einer  von  ihnen  kon- 
stituirten  Gesellschaft,  wenn  diese  Nichtigkeit  aus  dem  Mangel  einer  authen- 
tischen Urkunde  oder  einer  im  Art.  29  geforderten  Bedingung  herrührt, 

§  3,     Von  den  Aktien  und  ihrer  Uebertragung. 

35  Das  Kapital  der  anonymen  Gesellschaften  wird  in  Aktien  ein- 
getheilt. 

Die  Aktien  dürfen  in  Antheile  zerlegt  werden,  welche,  in  genügender 
Zahl  vereint,  dieselben  Rechte  wie  die  Aktien  verleihen. 

Die    Aktien    und    die    Antheile    tragen    eine    Ordnungsnummer. 
36.    Am   Sitze   der  Gesellschaft   wird   ein   Regster   der   auf  Namai 
lautenden  Aktien  geführt,  in  welches  jeder  Aktionär  Einsicht  nehmen  kann. 
Dieses  Register  enthält: 

die  genaue  Bezeichnung  eines  jeden  Aktionärs  und  die  Angabe  der 

Zahl  seiner  Aktien; 
die  Angabe  der  erfolgten  Einzahlungen; 

die  Uebertragungen  nebst  ihrem  Datum  oder  die  Umwandlung  der 
Aktien  in  Inhaberpapiere,  falls  die  Statuten  dies  gestatten. 
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37.  Das  EigentbiuDQ  an  dßx  auf  Nami^p  latOtepden  Aktie  wird  iuxc^ 
Eintragung  in  das  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebene  Register  fest- 
gestellt. 

Die  Cession  wird  durch  eine  in  dassell;)^,  Register  eingetragene  Er- 
klärung bewirkt,  die  vom  Gedenten  und  Ccssionar  oder  deren  BevoUm^Lchr 
tigten  datirt  und  unterschrieben  wird. 

BescheiniguDgen  über  die  erfolgten  Eintragange^  werden  den  Aktionären 
ertheilt.  f 

Sind  mehrere  Personen  Eigenthum^r  einer  Aktie,  so  steht  der  Gesell- 
schaft die  einstweilige  Suspension  der  hierauf  bezüglichen  Rechte  zi^,  bis  ihr 
gegenüber  eine  ein/ige  Person  als  Eigenthümeria  der  Aktie  bezeichnet  wir4* 

38.  Inhaberaktien  werden  minaestens  von  2  Yerwa^tem  unterzeich4ßi. 
Die  eine  Unterschrift   kann   mittelst  Facsimilestempels  aufgedruickt  wer<j^ 

Auf  der  Aktie  wird  vermerkt: 

das    Datum     des    Ronstituirungsaktes    der   Gesellschaft    und    ihr^ 

Publikation ; 
die  Zahl    und    die  Art  jeder  Aktienkategorie,    sowie  der  Nominal- 

werth  der  Urkunden  oder  der  Antheil  am  Gesellschaftsvermögen, 

den  sie  repräsentirt; 
die  summarische  Bezeichnung    der  Einlagen    upd  die  Bedingungen, 

unter  denen  sie  erfolgt  sind; 
die  den  Gründern  gewährten  besonderen  Yortheile; 
die  Dauer  der  Gesellschaft; 
Tag  und  Stunde  der  jährlichen  Generalversammlung. 

39.  Die  Cession  der  Inhaberaktien  geschieht  durch  einfache  Uebergai^e 
der  Urkunde. 

40.  Die  Cessionen  der  Aktien  sind  erst  nach  der  definitiven  Kon- 
stituirung  der  Gesellschaft  gültig  und  können  erst  nach  geleisteter  Ein- 
zahlung eines  Fünftels  des  Aktien betrages  in  das  Register  der  Aktionäre 
eingetragen  werden. 

Die  Aktien  lauten  bis  zu  ihrer  vollsiändigen  Einzahlung  auf  Namen. 

41.  Der  Stand  des  Gesellschaftskapitals  wird,  mindestens  einmal 
jährlich,  am  Schlüsse  der  Bilanz  veröffentlicht. 

Derselbe  enthält: 
.  die  Angabe  der  geleisteten  Einzahlungen; 
die  Liste  der  Aktionäre,  welche  ihre  Aktien  noch  nicht  voll  bezahlt 
haben,  nebst  Angabe  der  noch  geschuldeten  Beträge. 
Die  Veröffentlichung  dieser  Liste  hat,  hinsichtlich  des  von  ihr  konsta- 
tirten  Wechsels   der  Aktionäi-e,   gleiche  Wirkung   wie   eine   nach    Art.    12 
erfolgte  Bekanntmachung. 

42.  Die  Subscri beuten  der  Aktien  haften  unge^htet  jeder  entgegen- 
stehenden Abrede  für  den  ganzen  Betrag  ihrer  Aktien.  Die  Cession  dej 
Aktien  befreit  sie  nicht  von  dem  Beitrage  zu  den  vor  ihrer  Publikation 
gemachten  Schulden. 

Der  ursprüngliche  Eigenthümer  hat  einen  solidarischen  Regress  gegei^ 
denjenigen,  welchem  er  seine  Urkunde  cedirt  hat,  und  gegen  die  späteren 
Cessionare. 

§  4.    Von  der  Verwaltung  und  Ueberwachung  der  anonymen  Gesellschaften. 

43.  Die  anonymen  Gesellschaften  werden  durch  auf  Zeit  ernaun^ 
ab^tzbare,  besoldel^  oder  unbespidete  Mandi^tarif^  verwaltet. 

44.  In  flrmangelung  ent^egenst^ebender  statutarischer  Bestimmung^ 
haben  diese  Mandatare  dieBefugniss,  alle  Verwaltungshandlungen  vorzunehmen^ 
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sowie  alle  Elafifen  im  Namen  der  Gesellschaft  za  betreiben,  sei  es  ak  Kläger 
oder  als  Beklagte. 

45.  Die  Zahl  der  Verwalter  muss  mindestens  drei  betragen. 

Sie  werden  Yon  der  Generalversammlung  der  Aktionäre  erwählt;  das 
erste  Mal  dürfen  sie  jedoch  durch  die  Eonstituiningsnrkunde  d^  Gesell- 
schaft ernannt  werden. 

Die  Dauer  ihres  Mandates  darf  6  Jahre  nicht  übersteigen.  Die  Genenü- 
yersammlnng  kann  sie  stets  absetzen. 

Wird  eine  Verwalterstelle  vakant,  so  steht,  falls  die  Statuten  nicht  das 
Gegentheil  bestimmen,  den  im  Amte  verbliebenen  Verwaltern  zusammen  mit 
den  Kommissaren  das  Recht  der  provisorischen  Wiederbesetzung  za.  In 
diesem  Falle  nimmt  die  Generalversammlung  in  ihrer  nächsten  Sitzung  die 
definitive  Wahl  vor. 

46.  Wenn  der  Gesellschafksvertra^  nichts  Anderes  bestimmt,  sind  die 
Verwalter  wieder  wählbar;  im  Falle  einer  Vakanz  vor  Ablauf  der  Dauer 
eines  Mandats,  verbleibt  der  erwählte  Verwalter  nur  so  lange  im  Amte,  als 
derjenige,  den  er  ersetzt,  geblieben  wäre. 

47.  Jeder  Verwalter  muss  zur  Bürgschaft  für  seine  Geschäftsfllhranjg 
eine  gewisse  Anzahl  Aktien  anweisen,  welche  mit  Vorrecht  haften.  Die 
Erwähnung  dieser  Haftbarkeit  erfolgt  durch  den  Eigenthümer  der  Aktien 
bei  den  Namenaktien  in  dem  Register  der  Aktionäre.  Inhaberaktien  werden 
in  der  Kasse  der  Gesellschaft  oder  eines  durch  die  Statuten  oder  die  Ge- 
neralversammlung bezeichneten  Dritten  deponirt. 

48.  Jeder  statutenmässig  efwählte  Verwalter  muss  eine  Anzahl 
Aktien  deponiren,  welche  den  50.  Theil  des  Gesellschaftskapitals  reprä- 
sentirt;  ohne  dass  jedoch  dieser  Betrag  50000  Frcs.,  nach  dem  Nominal* 
werth  der  Aktien,  zu  übersteigen  braucht. 

Die  Statuten  bestimmen  die  Anzahl  der  Aktien,  die  jeder  von  der  Ge- 
neralversammlung erwählte  Verwalter  deponiren  muss. 

Gehören  die  Aktien  nicht  dem  Verwalter,  für  dessen  Geschäftsf&hrung 
sie  bürgen,  so  ist  bei  der  Deposition  der  Name  des  Eigenthümers  ansn- 
geben ;  hiervon  wird  der  ersten  Generalversammlung  Kenntniss  gegeben. 

49.  Wenn  den  Vorschriften  der  beiden  vorstehenden  Artikel  binnen 
Monatsfrist  nach  definitiver  Konstituirung  der  Gesellschaft^  falls  es  sich  um 
einen  durch  die  Statuten  ernannten  Verwalter  handelt,  oder  binnen  Monats- 
frist nach  seiner  Ernennung  oder  der  Notifikation,  welche  ihm  gegenüber 
erfidgen  muss,  wQpn  dieselbe  in  seiner  Abwesenheit  stattfindet,  mlls  es 
sich  um  einen  von  der  Generalversammlung  erwählten  Verwalter  handelt, 
nicht  entsprochen  wird,  so  ist  jeder  Verwalter  als  entlassen  anzusehen  und  in 
der  Genendversammlung  eine  Ersatzwahl  vorzunehmen. 

50.  Derjenige  Verwalter,  welcher  bei  einem  der  Genehmigung  des 
Verwaltungsrathes  unterliegenden  Geschäfte  ein  dem  Gesellschaftsinteresse 
entgegengesetztes  Interesse  hat,  muss  den  Verwaltungsrath  hiervon  in  Kennt- 
niss setzen  und  diese  Erklärung  in  dem  Sitzungsprotokoll  vermerken 
lassen;  an  dem  betreffenden  Beschluss  kann  er  nicht  Theil  nehmen. 

Der  ersten  Generalversammlung  wird  vor  jeder  Abstimmung  fiber 
andere  Vorlagen  sneciell  Bericht  über  die  Geschäfte  erstattet,  bei  welchen 
ein  Verwalter  ein  aem  Gesellschafi^interesse  entgegengesetztes  gehabt  hat. 

51.  Die  Verwalter  haften  f&r  die  Engagements  der  Gesellschaft  nicht 
persönlich. 

52.  Die  Verwalter  haften,  nach  dem  gemeinen  Recht,  fiir  die  Ans» 
fthrung  des  erhaltenen  Mandates  und  die  bei  ihrer  Geschäftsmhrung  began- 
genen Versehen. 
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Sie  haften  solidarisch  der  Gesellschaft,  wie  Dritten  gegenüber,  ftir  alle 
Schadensansprüche,  welche  aus  Yerletzangen  der  Bestimmungen  diese» 
Titels  oder  aer  Gesellschaftisstatuten  herrühren.  Sie  sind  dieser  Haftbarkeit 
bezüglich  der  Verletzungen,  an  denen  sie  nicht  Theil  genommen  haben,  nur 
dann  entbunden,  wenn  ihnen  keine  Schuld  beigemessen  werden  kann,  und 
wenn  sie  die  zu  ihrer  Ecnntniss  gelangten  Verletzungen  der  nächsten  General- 
versammlung angezeigt  haben. 

53.  Die  tägliche  Leitung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft,  sowie  die 
Vertretung  der  Gesellschaft  in  Bezug  auf  diese  Geschäftsführung  kann 
Direktoren,  Geranten  oder  anderen  Agenten,  welche  Gesellschafter  oder 
Nichtgesellschafter  sein  können,  übertragen  werden;  deren  Wahl,  Absetzung 
und  Befugnisse  werden  durch  die  Statuten  festgestellt. 

Die  Haftbarkeit  dieser  Beamten  bezüglich  ihrer  Geschäftsfahrung  wird 
nach  den  allgemeinen  Vorschriften  über  Mandate  bestimmt. 

54-  Die  Aufsicht  über  die  Gesellschaft  wird  einem  oder  mehreren 
Kommissaren  anvertraut,  die  Gesellschafter  sein  können  oder  nicht. 

Die  Wahl  ei  folgt  das  erste  Mal  durch  die  Urkunde,  welche  definitiv 
die  Gesellschaft  konstituirt,  und  später  durch  die  Generalversammlung  der 
Aktionfire. 

Die  Dauer  ihres  Mandates  darf  6  Jahre  nicht  übersteigen;  sie  sind 
stets  durch  die  Generalversammlung  absetzbar. 

Die  Zahl  der  Kommissare  wird  durch  die  Statuten  festgesetzt;  sie  kann 
aber  von  der  Generalversammlung  abgeändert  werden. 

Die  Generalversammlung  bestimmt  die  Entschädigungen  der  Kom- 
missare; dieselben  dürfen  ein  Drittel  des  Gehaltes  eines  Verwalters  nicht 
übersteigen. 

mrd  die  Zahl  der  Kommissare  durch  Tod  oder  sonstwie  um  mehr  als 
die  Hälfte  vermindert,  so  hat  der  Verwaltungsrath  die  Generalversammlung 
sofort  einzuberufen,  um  die  Ergänzung  der  fehlenden  Kommissare  vorza- 
nehmen. 

55.  Die  Kommissare  geni^ssen  ein  unbedingtes  Aufsichts-  und  Kon- 
trollrecht über  alle  Geschäfte  der  Gesellschaft.  Sie  können  in  den  Ge- 
schäftsräumen von  den  Büchern,  Briefen,  Protokollen  und  überhaupt  von 
allen  Schriftstücken  der  Gesellschaft  Kenntniss  nehmen. 

Halbjährlich  muss  ihnen  durch  die  Verwaltung  eine  summarische 
üebersicht  über  die  Aktiva  und  Passiva  übermittelt  werden.  ^  Die  Kom- 
missare haben  der  Generalversammlung  das  Ergebniss  ihrer  Mission  nebst 
den  ihnen  passend  erscheinenden  Vorschlägen  vorzulegen  und  die  Art  tmd 
Weise  bekannt  zu  geben,  wie  sie  die  Inventarien  geprüft  haben. 

Der  UmftuQg  und  die  Wirkung  ihrer  Haftbarkeit  wird  nach  den  all- 
gemeinen Vorschriften  über  das  Mandat  bestimmt, 

56.  Die  Verwalter  und  die  Kommissare  bilden  Kollegien,  welche  in 
der  in  den  Statuten  festgesetzten  Art  und  Weise  oder,  in  Ermangelung  von 
Vorschriften  in  dieser  Hinsicht,  nach  den  gewöhnlichen  Normen  für  be- 
rathende  Versammlungen  Beschlüsse  fassen. 

57.  Die  Statuten  können  die  Bestimmung  enthalten ,  dass  die  Ver- 
walter und  die  Kommissare  zusammen  einen  Generalrath  bilden,  dessen  Be- 
fugnisse sie  festsetzen. 

58.  Die  Kommissare  leisten  die  in  den  Statuten  festgesetzte  Bürg- 
schaft in  Gesellschaftsaktien. 

Der  Art.  47,  die  beiden  letzten  Alineas  des  Art.  48  und  Art.  49  finden 
auf  die  Kommissare  Anwendung. 
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§  5.    Von  den  Generalversammlungen. 

59*  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  hat  die  weitgehendsten 
Befugnisse,  die  Gesellschaft  interessirende  Akte  vorzunehmen  odw  su 
bestätigen. 

Sie  hat,  ausser  wenn  das  Geffentheil  bestimmt  ist,  das  Recht,  eine 
Statutenänderung  herbeizuf&hren,  nicht  aber  das  Recht,  den  Hauptzweck  der 
Gesellschaft  zu  verändern. 

Handelt  es  sich  um  Beschlüsse  über  Statutenänderungen,  so  ist  die 
Generalversammlung  nur  dann  gültig  konstituirt,  wenn  dieser  Gegenstand 
in  der  Einberufung  auf  die  Tagesordnung  gesetzt  war  und  die  in  der  Ver- 
sammlung Anwesenden  mindestens  die  Hälf);e  des  Gesellschaftskapitals  ver- 
treten. 

Wird  letztere  Bedingung  nicht  erfüllt,  so  ist  eine  neue  Einberafang 
erforderlich,  und  die  neue  Generalversammlung  beschliesst  in  .gültiger  Weise, 
welche  Quote  des  Kapitals  auch  durch  die  anwesenden  Aktionäre  vert^retea 
sein  mag. 

Statutenänderungen  müssen  mit  einer  Mehrheit  von  drei  Vierteln  der 
Stimmen  angenommen  werden. 

60-  Jedes  Jahr  muss  mindestens  eine  Generalversammlung  in  der 
Gemeinde,  an  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  welche  in  den  Statuten  be- 
stimmt sind,  abschalten  werden. 

Der  Verwalter  und  die  Kommissare  können  die  Generalversamndong 
einberufen ;  sie  müssen  ^  dieselbe  auf  Verlangen  von  Aktionären  einbemfen, 
welche  ein  Fünftel  des  Oesellschaftskapitals  vertreten. 

Die  Einberufungen  zu  jeder  Generalversammlung  enthalten  die  Tages- 
ordnung und  erfolgen  durch  zweimalige  Insertionen  mit  einem  Zwischen- 
raum^ von  wenigstens  8  Tagen  und  ö  Tage  vor  der  Versammlun|^  im 
„Moniteur  belge^,  in  einem  Brüsseler  Blatt  und  einem  Blatt  der  Provinz 
oder  des  Bezirkes,  wo  die  Gesellschaft  ihren  Sitz  hat. 

Einladungsschreiben  werden  8  Tage  vor  der  Versammlung  an  die  In- 
haber von  Namenaktien  gerichtet,  ohne  dass  jedoch  ein  Nachweis  über  die 
Erfüllung  dieser  Förmlichkeit  zu  fuhren  ist. 

Lauten  alle  Aktien  auf  Namen,  so  kann  die  Einberufung  lediglich 
durch  eingeschriebene  Briefe  erfolgen. 

61.  Die  Statuten  bestinunen  die  Art  und  Weise  der  Besohluss&ssang 
der  Generalversammlung  und  auch  die  für  die  Zulassung  zu  derselben  er- 
forderlichen Förmlichkeiten.  In  Ermangelung  diesbezüglicher  Bestimmungen, 
werden  die  Wahlen  und  Beschlüsse  nach  den  gewöhnlichen  Regeln  für  be- 
sohliessende  Versammlungen  vorgenommen,  beziehungsweise  gefasst  Die 
Protokolle  werden  von  den  zur  Bildung  der  Majorität  nöthigen  Aktionaren 
unterzeichnet,  während  die  für  Dritte  bestimmten  Ausfertigungen  von  der 
Majorität  der  Verwalter  und  der  Kommissare  unterzeichnet  werden  müssen. 

Alle  Aktionäre  haben  das  Recht,  ungeachtet  einer  entgegengesetzten 
Bestimmung,  den  statutarischen  Vorschriften  gemäss,  selbst  oder  durch 
Mandatare  zu  stimmen;  es  darf  Niemand  für  eine  Anzahl  Aktien  an  der 
Abstimmung  Theil  nehmen,  welche  ein  Fünftel  der  Zahl  der  emittirten 
Aktien  oder  zwei  Fünftel  der  Aktien  übersteigt,  welche  an  der  Abstimmung 
Theil  genommen  haben. 

§  6.    Von  den  Inventarien  und  Bilanzen. 

62.  Die  Verwaltung  hat  jedes  Jahr  ein  Inventar  der  bew^lichen  und 
unbeweglichen   Werthe,   sowie   aller   Forderungen   und   Schulden   der   Gre- 


m.    Belgien.  335 

Seilschaft,  nebst  einem  Anhang  mit  sammarischer  Angabe  aller  ihrer 
Engagements  aufzasiellen. 

üie  Verwaltung  stellt  die  Bilanz  und  das  Konto  der  Gewinne  and 
Verluste  auf,  in  welchen  die  erforderlichen  Amortisationen  erfolgen  müssen. 

Von  dem  Nettogewinn  wird  jährlich  im  Voraus  zur  Bildang  eines 
Reservefonds  mindestens  V«o  abgeschrieben.  Dieser  Abzug  im  Voraus  hört 
auf  obligatorisch  zu  sein,  sobald  der  Reservefonds  den  zehnten  Theil  des 
Gesellschaftskapitals  erreicht  hat.* 

Die  Verwaltung  tibergiebt  die  Schriftstücke  mit  einem  Bericht  über  die 
Geschäfte  der  Gesellschaft  mindestens  einen  Monat  vor  der  ordentlichen 
Generalversammlung  den  Kommissaren,  die  darüber  einen  Bericht  nebst 
ihren  Vorschlägen  abzustatten  haben. 

63.  15  (14)  Tage  vor  der  Generalversammlung  liegen  Bilanz,  Gewinn- 
und  Verlustkonto,  sowie  das  Verzcichniss  der  Aktionäre  mit  Angabe  der 
Anzahl  ihrer  Aktien  und  ihres  Wohnsitzes  denselben  am  Sitz  der  Gesell- 
schaft zur  Einsicht  offen. 

Die  Bilanz  und  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  werden,  ebenso  wie  der 
Bericht  der  Kommissare,  falls  derselbe  nicht  die  vollständige  Annahme  der 
Bilanz  empfiehlt,  den  Inhabern  der  Namenaktien,  zugleich  mit  der  Ein- 
b^ttfung,  zugestellt. 

64.  Die  Generalversammlung  nimmt  die  Berichte  der  Verwalter  und 
Kommissare  entgegen  und  diskutirt  über  die  Bilanz. 

Der  Verwaltungsrath  ist  befugt,  in  der  Sitzung  selbst,  die  Versamm- 
lung auf  3  Wochen  zu  prorogiren ;  diese  Vertagung  moöht  alle  ge£ASStet! 
Beschlüsse  nichtig.  Die  zweite  Versammlung  hat  das  Recht,  definitiv  die 
Bilanz  abzuschliessen. 

Die  Annahme  der  Bilanz  durch  die  Generalversammlung  gilt  als 
Decharge  für  die  Verwalter  und  Kommissare  der  Gesellschaft,  inaessen  nur 
insoweit,  als  die  Versammlung  nicht  eine  entgegenstehende  Reserve  macht 
und  die  Bilanz  weder  Auslassungen,  noch  falsche  Angaben  über  die  wirk- 
liche Lage  der  Gesellschaft  enthält.  Diese  Decharge.  gilt  jedoch  nicht  den 
abwesenden  Aktionären  gegenüber  hinsichtlich  derjenigen  Handlungen,  welche 
statutenwidrig  vorgenommen  sind,  falls  diese  in  dem  Einladungsschreiben 
nicht  speciell  an^^egeben  sind. 

6o.  Die  Bikmz  und  das  Gewinn-  und  Verlustkonto  sind  binnen  15 
(14)  Tagen  nach  ihrer  Genehmigung,  auf  Kosten  der  Gesellschaft  und  auf 
Betreiben  der  Verwalter,  in  der  im  Art  10  bestimmten  Form  bekannt  zu 
Aachen. 

§  7.    Von  gewissen  Angaben,  welche  in  den  UAunden  enthalten  sein  müssen. 

66.  In  allen  Urkunden,  Rechnungen,  Anzeigen,  Bekanntmachungeii 
nnd  sonstigen  Schriftstücken  der  anonymen  Gesellschaften  müssen  stets  die 
Bezeichnung  der  Gesellschaft  und  unmittelbar  davor  oder  dahinter  die  deut- 
lich ausgeschriebenen  Worte  „Aktiengesellschaft"  (Soci^t6  anonyme)  ver- 
merkt werden. 

Wird  auf  den  oben  genannten  Schriftstücken  das  Gesellschaftskapital 
^gegeben,  so  muss  dies  Kapital  der  letzten  Bilanz  entsprechen. 

67.  Jeder,  der  für  eine  Aktiengesellschaft  bei  einem  Akt  intervenirt, 
bei  welchem  die  Vorschrift  des  vorstehenden  Artikels  nicht  erfüllt  ist,  kann 
unter  Umständen  als  persönlich  haftbar  für  die  Seitens  der  Gesellschaft 
übernommenen  Engagements  erklärt  werden.  Ist  das  Kapital  zu  hoch  an- 
heben, so  ist  d^  Dritte  berechtigt,  von  demselben,  falls  die  Gesellschaft 
üem  Verlangen  nicht  entspricht,   eine  genügende  Summe  zu  fordern,  damit 
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er   in    derselben  Lage  sei,    als  wenn    das  angegebene  Kapital   das  wirklich 
Torhandene  gewesen  wäre. 

§  8.     Von  der  Emission  der  Obligationen. 

68.  Die  anonymen  Gesellschaften  dürfen  Obligationen,  welche  za 
einem  höheren  Course  als  dem  Emissionscourse  vermittelst  Yerloosung  rodL- 
zahlbar  sind^  nur  unter  der  Bedingung  emittiren,  dass  dieselben  mindestens 
3  Prozent  Zinsen  tragen,  dass  alle  zum  gleichen  Course  röckzahlbar  sind, 
und  dass  der  jährliche  Betrag  für  Amortisationen  und  Zinsen  während  der 
ganzen  Dauer  der  Anleihe  gleich  bleibt. 

Derartige  Obligationen  können  erst  nach  Eonstituirung  der  Qesdl- 
Schaft  emittirt  werden 

Der  Betrag  dieser  Obligationen  kann  das  eingezahlte  Gesellschafb- 
kapital  in  keinem  Falle  übersteigen. 

69.  Im  Falle  der  Liquidation  werden  diese  Obligationen  in  die  Pas- 
siva nur  für  einen  Gesammtbetrag  aufgenommen,  der  dem  Kapital  gleich 
ist,  welches  sich  ergiebt,  wenn  die  noch  f&lligen  jährlichen  Zinsen*  und 
Amortisationsraten,  mit  5  Prozent  Zinsen,  auf  ihi-en  wirklichen  Weith 
reducirt  werden.  Jede  Obligation  wird  zu  einem  Betrage  angenommen,  der 
dem  Quotienten  dieses  Kapitals,  durch  die  Zahl  der  noch  nicht  getilgten 
Obligationen  diyidirt,  gleich  kommt 

70.  Die  Inhaber  von  Obligationen  sind  berechtigt,  in  die  gemäss 
Art.  63  deponirten  Schriftstücke  Einsicht  zu  nehmen.  Sie  dürfen  den 
Generalversammlungen  beiwohnen,  jedoch  nur  mit  berathender  Stimme. 

§  9.    Von  der  Dauer  und  der  Auflösung  der  Aktiengesellschaften. 

71.  Die  Aktiengesellschaften,  welche  die  Ausbeutung  einer  Begie- 
rungskonzession zum  Zweck  haben,  dürfen  f&r  die  Dauer  der  Konzession 
gebudet  werden. 

Die  Dauer  der  übrigen  Gesellschaften  darf  SO  Jahre  nicht  überstdgen. 
Ist  eine  längere  Dauer  festgesetzt,  so  wird  dieselbe  auf  diese  Zeit  ein» 
geschränkt. 

Die  Gesellschaft  kann,  gemäss  den  Yorschrifien  über  Statntenänderongen^ 
für  eine  neue,  nach  30  Jahren  ablaufende  Periode  prorogirt  werden. 

72.  Im  Falle  des  Verlustes  der  Hälfte^)  des  Gesellschaftskapitals  haben 
die  Verwalter  der  Generalversammlung  die  Frage  der  Auflösung  der  Ge* 
Seilschaft  zu  unterbreiten.  Erreicht  der  Verlust  %  des  Kapitals,  so  kann 
die  Auflösung  von  den  Aktionären,  die  ein  Viertel  der  auf  der  Versammlung 
vertretenen  Aktien  besitzen,  ausgesprochen  werden. 

73.  Die  Auflösung  ist  auf  Verlangen  eines  jeden  Interessenten  anssa- 
sprechen,  wenn  6  Monate')  seitdem  Moment  verflossen  sind,  in  welchem  die 
Zahl  der  Gesellschafter  unter  sieben  gesunken  ist 

Abschnitt  V. 
Von  den  Aktien-Kommanditgesellschaften. 

74.  Die  Aktien-Kommanditgesellschaft  ist  diejenige  Gesellschaft,  welche 
von  einem  oder  mehreren  verantwortlichen  und  solidarisch  haftenden  Gesell- 


1)  Ebenso  nach  Deutschem  Recht  (Art.  240  H,  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  356), 
während  nach  Französischem  Recht  (Art. S7  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1867«  tir. 
Bd.  II  S.  541)  diese  Verpüichtung  erst  bei  Verlast  von  V4  des  Aktienkapitals  eintritt 

')  Nach  Französischem  Recht  (Art.  88  des  Gesetzes  vom  24.  Juli  1867,  «fr. 
Bd.  n  S.  541)  1  Jahr. 
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schaftem  in  GemeiDSchaft  mit  Aktionären,  die  sich  nur  za  einer  begrenzten 
Einlage  Terpflichten,  errichtet  wird. 

75.  Die  Gesellschaft  besteht  anter  einer  Gesellschaftsfirma,  welche  nur 
die  Namen  eines  oder  mehrerer  persönlich  haftender  Gesellschafter  enthalten 
kann.  Derselben  kann  eine  besondere  Bezeichnung  oder  die  Angabe  des 
Gegenstandes  des  Unternehmens  hinzugefügt  werden. 

78.  Die  auf  die  Aktiengesellschaften  bezüglichen  Bestimmungen  finden, 
abgesehen  von  den  in  diesem  Abschnitt  enthaltenen  Modifikationen,  auf  die 
Aktien-Kommanditgesellschaften  Anwendung. 

77.  Die  geschäftsführenden  Gesellschafter  müssen  nothweadiger 
Weise  in  der  Konstituirungsurkunde  genannt  sein,  und  sie  haften  als  Gründer 
der  Gesellschaft. 

78.  Die  Aktien  werden  von  den  Geranien  und  von  2  Kommissaren 
unterzeichnet. 

Die  Unterschrift  des  einen  der  Geranten  und  des  einen  der  Kommissare 
muss  eine  handschriftliche  sein.  Die  übrigen  können  mittelst  Facsimile- 
stempels  angedruckt  werden. 

79.  Die  Geschäftsführung  der  Gesellschaft  gebührt  den  in  den  Statuten 
bezeichneten  Gesellschaftern,  deren  Befugnisse  ebenfalls  statutenmässig  fee^ 
gesetzt  sind. 

80-  Die  Aufsicht  über  die  Gesellschaft  muss  mindestens  8  Kom- 
missaren anvertraut  sein. 

81.  Der  Aufs^ichtsrath  kann  über  die  ihm  von  den  Geranten  unter- 
breiteten Geschäfte  sein  Gutachten  abgeben  und  zu  den  ihm  statatenmässig 
vorbehaltenen  Akten  seine  Genehmigung  ertheileo. 

Ein  Aktionär,  welcher  anders  als  auf  Grund  einer  Vollmacht  die  G^ 
Schäftsfirma  führt,  oder  dessen  Name  in  der  Gesellschaftsfirma  vorkommt, 
haftet  Dritten  gegenüber  solidarisch  für  die  Engagements  der  Gesellschaft.^) 

88.  Vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Bestimmung  der  Statuten, 
beschliesst  und  bestätigt  die  Gen^aiversammlung  der  Aktionäre  die  Akte, 
welche  die  Gresellschaft  Dritten  gegenüber  interessiren,  oder  welche  die 
Statuten  abändern,  nur  im  Einvernehmen  mit  den  Geranten. 

Sie  vertritt  die  Aktionäre  den  Geranten  gegenüber. 

88.  Hat  die  Gesellschaft  eine  besondere  Bezeichnung  angenommen, 
so  müssen  auf  allen  Urkunden,  Rechnungen,  Anzeigen,  Bekanntmachungen 
und  sonstigen  Schriftstücken  diese  Bezeichnung  der  Gesellschaft  und  davor 
oder  dahinter  die  Worte  „Aktien-Kommanditgesellschaft^  X^'^^^^^i^  P^ 
actions)  vermerkt  werden. 

84.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  tritt,  ausser  wenn  das  Gegentheil 
verabredet  ist,  mit  dem  Tode  des  Geranten  ein. 

Enthalten  die  Statuten  keine  anderweitigen  Bestimmungen,  so  können 
die  Kommissare,  im  Falle  des  Todes,  der  gesetzlichen  Un&Ugkeit  oder  der 
Behinderung  des  Geranten,  einen  Verwalter  ernennen,  welcher  Aktionär  oder 
nicht  Aktionär  sein  kann  und  die  dringenden  und  reinen  Verwaltungs- 
geschäfte besorgt,  und  zwar  bis  zur  nächsten  Situung  der  Generalver- 
sammlung. 


1)  Cfr.  Art.  22  und  28.  Das  Gutachten  des  Staatsrathes  vom  29.  April  1809 
erläutert  obige  BestimmuDgen  in  folgender  Weise:  „Le  conseil  d*Etat  ...  est  d^avis, 
qne  les  Art.  27  et  28  du  code  de  commerce  (j®^^^  ^^  ^  ^^  ^^  ^^^  (iesetzes  vom 
18.  Kai  1878)  ne  sont  applicables  qu'aux  actes  que  les  associös,  commanditaires  feraient 
en  repr^sentant  comme  g^rants  la  maison  commanditöe,  m6me  par  procufation,  et  qa*iLi 
ne  s^appUqnent  pas  aux  transactions  commerciales  que  la  maison  commanditöe  peut  taire 
ponr  son  compte  avec  le  commanditaire,  et  r^ciproqnement  le  commanditaire  avec  la 
maison  commanditöe,  comme  avec  tonte  autre  maison  de  commerce.^ 

Borebardt,  Handelsreebt.  L    S.  Auflage.  22 
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Der  Verwalter  beruft,   binnen   14  Tagen  nach    seiner   Ernennung,  die 
Generalversammlung  nach  der  in  den  Statuten  festgesetzten  Art  nnd  Wdse. 
Er  hafliet  nur  för  die  Ausfßhrung  seines  Mandats. 

Abschnitt  VI. 
Von  den  Kooperativ-  (Wirthschafts-)   Genossenschaften. 

§  1.    Von  dem  Wesen  und  der  Errichtung  der  Kooperativgenossenschaften. 

85.  Die  Koonerativgenossenschaft  ist  diejenige  Gesellschaft,  welche 
aus  Genossen  gebildet  wird ,  deren  Zahl  oder  Einlagen  veränderlich  ond 
deren  Antheile  auf  Dritte  nicht  übertragbar  sind. 

86.  Die  Kooperativgenossenschaft  f&hrt  keine  Gesellschaftsfirma;  sie 
wird  durch  eine  besondere  Benennung  qualificirt 

Sie  muss  aus  mindestens  sieben  Personen  bestehen. 

Sie  wird  von  mehreren  Mandataren  verwaltet,  welche  Genossen  sein 
können  oder  nicht,  und  die  nur  für  das  erhaltene  Mandat  haften. 

Die  Genossen  können  sich  solidarisch  oder  einzeln,  unbegrenzt  oder 
bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  verpflichten. 

87.  Bei  Strafe  der  Nichtigkeit  muss  die  Konstituirongsorkunde  der 
Gesellschaft  folgende  Punkte  enthalten: 

1.  die  Bezeichnung  der  Genossenschaft  und  ihren  Sitz; 

2.  den  Gegenstand  der  Genossenschaft; 

3.  die  genaue  Bezeichnung  der  Genossen; 

4.  die  Art  und  Weise,  wie  das  Genossenschaftskapital  gebildet  ist  oder 
später  gebildet  wird,-  sowie  seinen  Minimalbetrag. 

88.  Die  Urkunde  muss  ausserdem  enthalten: 

1.  die  Dauer  der  Genossenschaft,  welche  30  Jahre  nicht  übersteigen 
darf; 

2.  die  Bedingungen  der  Zulassung,  des  Austrittes  und  der  AasschliessoDg 
der  Genossen,  sowie  die  Bedingungen  der  Rücknahme  der  Einli^; 

3.  wie  und  durch  wen  die  Genossenschaftsgesch&fte  verwaltet  ondkon- 
trollirt  werden,  sowie  erforderlichen  Falls  den  Modus  derEmennuDg 
und  der  Absetzung  des  Geranten,  der  Verwalter  und  der  Kommissare, 
die  Grenze  ihrer  Vollmachten  und  die  Dauer  ihres  Amtes; 

4.  die  Rechte  der  Genossen,  den  Modus  ihrer  Binberufung,  die  zur 
Gültigkeit  der  Beschlüsse  erforderliche  Mehrheit  und  den  Abstim* 
mungsmodus; 

5.  die  Vertheilung  von  Gewinn  und  Verlust; 

6.  die  Grenze  der  Haftbarkeit  der  Genossen,  ob  sie  solidarisch  oder 
einzeln,  mit  ihrem  ganzen  Vermögen  oder  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Betrage  für  die  Engagements  der  Genossenschaft  haften. 

89.  In  Ermangelung  von  Bestimmungen  über  die  im  vorstehenden 
Artikel  angeführten  runkte  werden  dieselben  in  folgender  V^eise  geordnet: 

1.  die  Genossenschaft  dauert  10  Jahre; 

2.  die  Genossen  können  austreten;  sie  dürfen  aus  der  Genossenschaft 
nur  wegen  Nichtausführung  des  Vertrages  ausgeschlossen  werden; 
die  Generalversammlung  verkündet  die  Ausschliessungen  und  Auf- 
nahmen und  ermächtigt  zur  Rücknahme  der  Einla^n; 

3.  die  Genossenschaft  wird  von  einem  Verwalter  geleitet  und  von  dm 
Kommissaren  beaufsichtigt,  deren  Wahl  in  derselben  Weise,  wie  bei 
den  Aktiengesellschaften,  erfolgt; 

4.  alle  Genossen  können  in  der  General versamnüung  stimmen;  sie 
haben  sämmtlich  gleiches  Stimmrecht;    die    Einberufungen   erfolgen 
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mittelst  eingeschriebener,  von  der  Terwaltnng  anterzeichneter  Briefe; 
die  Beschlüsse  werden  nach  den  för  Aktiengesellschaften  angegebenen 
Vorschriften  gefielst; 

5.  die  Gewinne  and  Verluste  werden  jährlich  zur  Hälft;e  zu  gleichen 
Theilen,  und  zwar  zurHäUte  im  Verhftltniss  ihrer  Einlage,  zwischen 
den  Genossen  yertheilt; 

6.  die  Genossen  haften  alle  solidarisch. 

90-  Jede  Eooperatiygenossenschaft  hat  ein  Register  zu  f&hren, 
welches  auf  der  ersten  Seite  die  Konstituirungsurkunde  der  Genossenschaft 
enthält,  und  worin  nach  dieser  Urkunde  angegeben  sind:  i 

1.  die  Namen,  der  Stand  und  der  Wohnort  der  Genossen; 

2.  das  Datum  ihrer  Aufnahme,  ihres  Austritts  oder  ihrer  Ausschliessung; 

3.  der  Ausweis  über  die  Einlagen  und  Rücknahmen  eines  jeden 
Yon  ihnen. 

Dies  Buch  wird  von  einem  der  Richter  des  Handelsgerichts  oder  dem 
Bürgermeister  der  Gemeinde  kostenfrei  mit  Seitenzahlen  versehen,  paraphirt 
und  yisirU 

Die  Paraphirung  kann  durch  das  Siegel  des  Gerichts  oder  der  Ge- 
meindeverwaltung ersetzt  werden. 

Die  Angabe  über  die  Rücknahmen  der  Einlage  muss  von  dem  Ge- 
nossen, welcher  dieselbe  vorgenommen  hat,  unterschrieben  werden. 

§   2.      Von   den    Aenderungen   im   Personenbestande   und    dem   Genossen- 

sckaftskapital. 

91.  Die  Aufnahme  der  Genossen  wird  durch  die  Beif&gung  ihrer 
Unterschrift  nebst  Datum  ihrem  Namen  gegenüber  im  Genossenschaftsregister 
konstatirt. 

92.  Verleihen  die  Statuten  den  Genossen  das  Recht  des  Austrittes, 
so  können  sie  nur  in  den  ersten  6  Monaten  des  genossenschaftlichen  Ge- 
schfiftsjahres  ihren  Austritt  erklären. 

9io.  Der  Austritt  wird  durch  die  Erwähnung  desselben  auf  der  Urkunde 
des  Genossen  und  im  Genossenschaftsregister,  am  Rande  des  Namens  des 
Ausscheidenden,  konstatirt. 

Diese  Vermerke  werden  von  dem  Genossen,  sowie  von  dem  die  Ver- 
waltung und  die  Unterschrift  der  Genossenschaft  führenden  Beamten  datirt 
und  vollzogen. 

94.  Weigert  sich  der  Gerant,  das  Austreten  zu  beglaubigen,  so  wird 
dasselbe  auf  dem  Sekretariate  des  Friedensgerichts  am  GenossenschafUsitze 
entgegengenommen. 

Der  Gerichtsschreiber  nimmt  darüber  ein  Protokoll  auf  und  setzt  die 
Genossenschaft  binnen  24  Stunden  mittelst  eingeschriebenen  Briefes  von 
demselben  in  Eenntniss. 

Das  Protokoll  wird  auf  nicht  gestempeltes  Papier  geschrieben  und 
kostenfrei  eingetragen. 

95.  Die  Ausschliessung  aus  der  Genossenschaft  ergiebt  sich  aus  einem 
von  dem  Geranten  angenommenen  und  unterschriebenen  Protokoll.  In 
diesem  Protokoll  werden  die  Thatsachen  vermerkt,  aus  denen  hervorgeht, 
dass  die  Ausschliessung  statutenmässig  erfolsrt  ist;  dasselbe  wird  in  das 
Verzeichniss  der  Mitglieder  der  Genossenschaft  abgeschrieben  und  eine  be- 
glaubigte Abschrift  desselben  dem  ausgeschlossenen  Genossen  binnen  2  Tagen 

'mittelst  eingeschriebenen  Briefes  übermittelt 

96.  Der  ausgetretene  oder  ausgeschlossene  Genosse  kann  die  Liquidation 
der  Genossenschaft  nicht  herbeifuhren.     Er   ist    berechtigt,    innerhalb    der 

?2* 
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statQtenmässigen  Fristen  seinen  Antheil,   wie  er  sich  ans  der  letzten  Bilanz 
Tor  dem  Austritt  ergab,  zu  verlangen. 

97.  Im  Falle  des  Ablebens,  des  Falliments,  der  Insolvenz  oder  der 
Interdiktion  eines  Genossen ,  ziehen  seine  Erben,  Gläubiger  oder  Vertreter 
seinen  Antheil  in  der  Weise  und  in  der  Zeit,  wie  im  Art.  96  angegeben,  ein. 

Sie  können  die  Liquidation  der  Genossenschaft  nicht  herbeifahren. 

98.  Jeder  ausgetretene  oder  ausgeschlossene  Genosse  haftet  persönlich, 
innerhalb  der  Grenzen  seiner  Verpflichtung,  5  Jahre  nach  seinem  Austritt 
oder  seinem  Ausschluss,  für  alle  zu  dieser  Zeit  eingegangenen  Engagements 
der  Genossenschaft,  vorbehaltlich  der  Fälle,  in  denen  das  Gesetz  kürzeie 
Verjährungsfristen  festsetzt« 

JD9-  Die  Rechte  jedes  einzelnen  Genossen  sind  in  einer  aiif  den  Nam«i 
lautenden  Urkunde  verzeichnet,  welche  die  Bezeichnung  der  Genossenschaft, 
,den  Vor-  und  Zunamen,  den  Beruf  und  das  Domicil  des  Inhabers  und  das 
Datum  seiner  Aufnahme  tr^;  die  Urkunde  wird  von  dem  Inhaber  und  von 
dem  mit  der  Führung  der  Verwaltung  und  der  Unterschrift  der  Genossen* 
,  Schaft  betrauten  Beamten  unterzeichnet. 

Auf  derselben  werden  nach  der  Reihenfolge  des  Datums  die  Einzah- 
lungen des  Inhabers,  sowie  die  von  demselben  zurückgezogenen  Summen 
vermerkt.  Diese  Angaben  werden,  je  nach  den  Fällen,  von  dem  Vertreter 
der  Genossenschaft  oder  von  dem  Inhaber  vollzogen  und  gelten  als  Quittungen. 

Die  Urkunde  enthält  die  Statuten  der  Genossenschaft. 

Sie  ist  frei  von  Stempel-  und  Eintragungsgebühren. 

100.  Die  persönlichen  Gläubiger  des  Genossen  können  nur  die  Zinsen 
und  Dividenden,  welche  demselben  gebühren,  sowie  den  Antheil,  welcher 
ihm  bei  der  Auflösung  der  Genossenschaft  zuertheilt  wird,  mit  Beschlag 
belegen. 

§  3.     Von  den  Massregeln  im  Interesse  Dritter. 

101.  Jedes  Jahr  nimmt  die  Verwaltung  zu  der  in  den  Statuten  fest- 
gesetzten Zeit  in  der  im  Art.  62  vorgeschriebenen  Form  die  Inventur  auf 

Ein  Reservefonds  wird  in  der  im  citirten  Artikel  angegebenen  "Weise 
gebildet. 

102.  Bei  allen  Urkunden,  Rechnungen,  Anzeigen,  Bekanntmachungen 
und  sonstigen  von  Eooperativgenossenschaften  ausgegebenen  Schriftstücken 
muss  die  Bezeichnung  der  Genossenschaftsfirma  mit  aen  davor  oder  dahinter 
folgenden  deutlichen  und  ausgeschriebenen  Worten:  „Kooperativgenossen- 
schaft^  (soci^tö  coop^rative)  enthalten  sein.  ^ 

103.  Jeder,  der  für  eine  Kooperativgenossenschaft  bei  einem  Akt 
intervenirt,  bei  welchem  die  Vorschrift  des  vorstehenden  Artikels  nicht  be- 
obachtet worden,  kann,  je  nach  Umständen,  für  die  darin  von  der  Genossen- 
schaft übernommenen  Engagements  für  persönlich  haftbar  erklärt  werden. 

104.  Die  Bilanz  wird  binnen  14  Tagen  nach  ihrer  Genehmigung  aaf 
der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  am  Sitze  der  Genossenschaft 
deponirt. 

105-  Der  oder  die  Geschäftsführer  der  Genossenschaft  haben  alle 
6  Monate  bei  derselben  Gerichtsschreiberei  ein  von  den  Unterzeichnern  da- 
tirtes  und  als  wahrhaftig  beglaubigtes,  alphabetisches  Verzeichniss  aller  Ge- 
nossen, nach  Namen,  Beruf  und  Wohnort,  zu  deponiren. 

Die  Unterzeichner  haften  für  jede  &lsche  Angabe  in  diesem  Verzeichniss, 

108.    Binnen   8  Taften   nach   ihrer  Ernennung,  müssen  die  Geranien 

auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  einen  Auszug  aus  ihrer  Be- 

ßtallungsurkunde  deponiren.     Sie  haben  in  Gegenwart  des  Gerichtsschreibers 
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ihre  Unterschrift  zu  zeichnen  oder  dieselbe   in  authentischer   Form   an   die 
Gerichtsschreiberei  gelangen  za  lassen. 

107.  Dem  Publikum  steht  die  Einsicht  in  die  Mitgliederliste,  die  Be- 
sti^lnngsurkunden  und  die  Bilanzen  unentgeltlich  frei.  Jeder  kann  auf  Yer-;^ 
langen,  gegen  Erstattung  der  Schreibgeb&hren,  eine  Abschrift  dieser  Schrift«» . 
st&cke  auf  ungestempeltem  Papier  erhalten. 

Abschnitt  VII. 
Yon    den   Gelegenheitsgesellschaften    and  den  Gesell- 
schaften auf  Theilhaber  Schaft  (stille  GeseUs chafte n).0 

108.  Die  Gelegenheitsgesellschaft  ist  diejenige  Gesellschaft,  welche 
ein  oder  mehrere  bestimmte  Handelsgeschäfte,  und  zwar  ohne  Gesellschafts- 
firma, zum  Gegenstand  hat. 

Die  GeseHschafter  haften  Dritten  gegenüber,  mit  denen  sie  Geschäfte 
abgeschlossen  haben,  solidarisch. 

109.  Die  Gesellschaft  auf  Theilhaberschaft  (stille  Gesellschaft)  ist  die- 
jenige Gesellschaft,  durch  welche  eine  oder  mehrere  Personen  sich  an  Ge- 
schäften betheiligen,  welche  von  einem  oder  mehreren  anderen  in  ihrem 
eignen  Namen  gefuhrt  werden. 

110.  Die  Gelegenheitsgesellschaften  und  die  stillen  Gesellschaft;en  wer- 
den Yon  den  Gesellschaften  zu  den  Zwecken,  in  der  Form,  mit  dem  Yer- 
häitniss  der  Betheiligung  und  unter  den  Bedingungen  errichtet,  welche, 
zwischen  denselben  verabredet  worden  sind. 

Abschnitt  VIII. 
Yon    der  Liquidation  der   Gesellschaften.^) 

111.  Die  Handelsgesellschaften  werden  nach  ihrer  Auflösung  zum 
Zweck  ihrer  Liquidation  als  weiter  fortbestehend  angesehen. 

Alle  von  einer  aufgelösten  Gesellschaft  ausgegebenen  Schrift;stücke 
tragen  den  Vermerk,  dass  sie  sich  in  Liquidation  befindet. 

112.  In  Ermangelung  einer  entgegenstehenden  Abrede  bestimmt  die 
Generalversammlung  den  Liquidatiopsmodus  und  erwählt  auch  die  Liqui- 
datoren. Bei  den  offenen  Handels-  und  den  einfachen  Kommanditeesell- 
schafien  sind  die  Beschlüsse  nur  dann  verbindlich,  wenn  sie  von  der  Hälfte 
der  Gesellschafter,  welche  drei  Viertel  des  Gesellschaftsvermögens  besitzeUi 
gefasst  werden;  in  Ermangelung  dieser  Mehrheit  entscheiden  die  Gerichte. 

In  den  Fällen  der  Nichtigkeit  der  Gesellschaft  können  die  Gerichte 
den  Liquidationsmodus  bestimmen  und  die  I^iquidatoren  ernennen. 

113.  Sind  keine  Liquidatoren  ernannt,  so  werden  bei  den  offenen 
Handels-    oder   den   Kommanditgesellschaften,    sowie    bei   den    Eooperatiy* 

Snossenschaften  die  Geranten,   bei   den  Aktiengesellschaften  die  Verwalter 
ritten  gegenüber  als  Liquidatoren  angesehen. 

^)  Da  sich  nach  dem  Französischen  Code  de  commerce  ttber  diese  Gesell- 
Bchaften  Kontroversen  gebildet  hatten,  so  werden  sie  hier  thnnlichst  geschieden,  und 
Bwar  wird  das  OharakteristiBche  der  Gelegenheitsgesellschaften  darin  sesehen,  dass 
dieselben  «nf  eiaaelne  bestimmte  titosebäfte  geriehtet  sind,  während  das  MerknifJ 
der  stillen  GeseUscI^aft  darin  besteht,  dass  der  stüle  Gesellschafter  nicht  Q|bc|( 
A-99sen  hin  auftritt. 

*)  Der  nach  älterem  Recht  ffir  alle  Stareitigkeiten  der  Gesellschafter  unter  ein- 
sAd^,  sowie  für  solche  auf  Grand  der  Gtosellsohaft,  vsOrfaande&e  ^waag  der  Schiedst, 
gerichte  ist  durch  dies  aenflpe  Gesets  beseitigt..  ,rr  BMen  I^ha§Wt%  üt  QCia  I4M9-;. 
gekommen. 
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114.  In  Ennanf^elune  einer  entgegenstehenden  Bestunmung  in  den 
Statuten  oder  in  der  Bestallungsurkunde,  Können  die  Liquidatoren  fiir  die 
Gesellschaft  alle  Klagen  anstellen  und  betreiben,  Zahlungen  emp&ngen, 
Aufhebung  von  Beschlagnahmen  mit  oder  ohne  Quittung  bewirken,  alle 
beweglichen  Werthe  der  Gesellschaft  realisiren,  Handelse£Pekten  giriren,  Ver- 

Sleiche  oder  Kompromisse  über  alle  Streitigkeiten  abschUessen.  Sie  können 
ie  Immobilien  der  Gesellscheift  öffentlich  yersteigem,  wenn  sie  die  Ver- 
fiusserung  zur  Tilgung  der  Gresellschaftsschulden  fiir  nothwendig  erachten, 
oder  wenn  die  Zahl  der  Gesellschafter  sieben  oder  mehr  betragt. 

115.  Nur  auf  Grund  einer  gemäss  Art.  112  ertheilten  Genehmigung 
der  Generalversammlung  der  Gesellschafter,  können  sie,  bis  zur  Bealisirung, 
das  Gewerbe  oder  das  Handelsgeschäft  der  Gesellschaft  fortfahren,  Anleih^i 
zur  Tilgung  der  Gesellschaftsschulden  au&ehmen,  Handelseffekten  kreiren^ 
das  Vermögen  der  Gesellschaft  hypotheciren  und  Terp&nden,  die  Immobilien 
derselben  auch  freihändig  verkaufen  und  das  Vermögen  der  Gesellschaft  in 
andere  Gresellschaften  eimegen. 

116.  Die  Liquidatoren  können  von  den  Gesellschaftern  die  Einzahlung 
der  Beträge  fordern,  zu  deren  Einlage  in  die  Gesellschaft  sie  sich  yer- 
pflichtet  haben,  und  die  zur  Tilgung  der  Schulden  und  Liquidationskosten 
nothwendig  erscheinen. 

117.  Die  Liquidatoren  tilgen,  unbeschadet  der  Ansprüche  der  bevor- 
rechtigten Gläubiger,  alle  Schulden  der  Gesellschaft,  nach  Verhältnis«  und 
ohne  Unterschied  zwischen  ezigibelen  und  nicht  exigibelen  Schulden,  letztere 
jedoch  unter  Abzug  des  Diskontos. 

Sie  können  indessen,  unter  persönlicher  Grarantie,  zuerst  die  ezigibelen 
Schulden  bezahlen,  wenn  das  Aktivum  das  Passivum  erheblich  übersteigt, 
oder  wenn  die  befristeten  Forderungen  in  genügender  Weise  sichergestdlt 
sind,  und  zwar  unbeschadet  des  Rechts  der  Gläubiger,  die  Gerichte  anzu- 
rufen. 

118.  Nach  der  Bezahlung  oder  der  Hinterlegung  der  zut  Tilgung  der 
Schulden  nöthigen  Gelder,  vertneilen  die  Liquidatoren  an  die  Gesellschafter 
die  Summen  oder  Werthe,  welche  gleiche  Theile  bilden  können;  sie  über- 
weisen denselben  die  Vermögensstücke,  welche  Behufs  Vertheilung  hätten 
aufbewahrt  werden  müssen. 

Auf  Grund  der  im  Art  115  angegebenen  Ermächtigung,  können  sie 
die  Aktien  der  Gesellschaft  an  .der  Börse  oder  im  Wege  der  Subscription 
oder  Submission  zurückkaufen,  wobei  die  Gesellschafter  sämmtlich  theil- 
Aehmen  können. 

118.    Die  Liquidatoren  haften  Dritten  und  den  Gesellschaftern 
über  für  die  AusfElnrung  ihres  Mandates  und   für  die   bei  ihrer  Grescli 
führung  begangenen  Versehen. 

120.  In  jedem  Jahre  werden  der  Generalversammlung  die  Ergebnisse 
der  Liquidation  nebst  Angabe  der  Gründe  vorgelest,  welche  die  Beendigung 
der  Liquidation  verzögert  haben.  Bei  AktiengeseUsohaften  wird  ausserdem 
die  Bilanz  publicirt. 

121.  Nach  Beendigung  der  Liquidation  berichten  die  Liquidatoren 
der  Generalversammlung  übo*  die  Verwendung  der  Gresellschaftswerthe  und 
legen  derselben  die  Rechnungen  und  Belege  vor.  Die  Generalyerwun  mlnng 
ernennt  Kommissare  Behufs  Prüfung  dieser  Urkunden  und  beraumt  eine 
nene  Versammlung  an,  in  welcher  nach  dem  Bericht  der  Kommissare  über 
die  GesehäftsfÜhnuig  der  Liquidatoren  Besohlnss  gefasst  wird. 

Die  Beendigung  der  Liquidation  wird  gemäss  Art.  10  pabikirt.3 
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Abschnitt  IX. 
VoD    den   Klagen   und    den    Yerj  ähr  un  gs  f  ri  s  ten. 

122.  Auf  Grund  der  Engagements  der  Gesellschaft  kann  kein  Er- 
kenniniss  geftllt  werden,  welches  die  Gesellschafter  einer  offenen  oder  einer 
einfachen  Kommanditgesellschaft  and  die  Geranten  von  Aktien-Kommandit- 
gesellschaften persönlich  verurtheilt,  bevor  gegen  die  Gesellschaft  ein  ver- 
nrtheilendes  Erkenntniss  ergangen  ist. 

123.  Bei  allen  Gesellschaften  können  die  Gläubiger  die  Einzahlungen, 
welche  statutenmässig  festgesetzt  und  zur  Erhaltung  ihrer  Rechte  erforder- 
lich sind,  auf  gerichtlichem  Wege  dekretiren  lassen;  die  Gesellschaft  kann 
aber  ihre  Klage  durch  Zahlung  des  Werthes  der  Forderung  derselben 
unter  Abzug  des  Diskontos  gegenstandslos  machen. 

Die  Geranten  oder  Verwalter  sind  persönlich  zur  Exekution  der  in 
dieser  Beziehung  ergangenen  Erkenntnisse  verpflichtet. 

Die  Gläubiger  können,  gemäss  Art.  1166  des  Civilgesetzbuches,  gegen 
die  Gesellschafter  oder  Aktionäre  die  Rechte  der  Gesellschaft  bezüglich  aer 
zu  leistenden  und  in  Gemässheit  der  Statuten,  nach  einem  Gesellschafts- 
beschlösse  oder  Erkenntniss  ezigibelen  Einzahlungen  ausüben. 

124.  Das  Handelsgericht  kann,  bei  aussergewöhnlichen  Umständen, 
auf  Antrag  von  Aktionären  oder  Genossen,  welche  ein  Fünftel  des  Gesell- 
schaftskapitals besitzen,  nachdem  derselbe  der  Gesellschaft  unter  Ansetzung 
eines  Termins  bekannt  gemacht  worden  ist,  einen  oder  mehrere  Kommissare 
Behufs  Prüfung  der  Bücher  und  Rechnungen  der  Gesellschaft  ernennen. 

Das  Gericht  hört  die  Parteien  im  Berathungszimmer  und  entscheidet 
in  öffentlicher  Sitzung. 

Im  Erkenntniss  werden  die  Punkte  präcisirt,  auf  welche  sich  die  Unter- 
suchung zu  beziehen  hat,  und  es  wird  der  Gerichtskosten vorschuss  festgestellt 
Diese  Kosten  können  in  die  Kosten  der  Instanz,  zu  welchen  die  festgestellten 
Thatsachen  Anlass  geben  könnten,  miteingeschlossen  werden. 

Der  Bericht  wird  auf  der  Gerichtsschreiberei  deponirt. 

125-  Die  Gelegenheitsgesellschafter  werden  direkt  und  persönlich  vor- 
geladen. 

Zwischen  Dritten  und  dem  Theilhaber,  welcher  nur  in  den  Grenzen 
einer  einfachen  Participation  verpflichtet  ist  (dem  stillen  Gesellschafter),  sind 
direkte  Klagen  unstatthaft. 

126.  Die  Klagen  ^egen  die  Gesellschafter  verjähren  in  derselben  Frist, 
wie  Klagen  gegen  die  einzelnen  Individuen. 

127.  Es  veijähren  binnen  5  Jahren: 

alle  Klagen  gegen  die  Gesellschafter  oder  Aktionäre,  vom  Tage 
der  Bekanntmachung  ihres  Austritts  aus  der  Gesellschaft,  des  Aktes 
der  Auflösung  der  Gesellschaft  oder  vom  Tage  ihrer  vertragsmässigen 
Beendigung; 

alle  Klagen  Dritter  auf  Wiedereinzahlong  ungesetzlich  vertheilter 
Dividenden,  vom  Tage  der  Vertheilung  ab; 

alle  Klagen  gegen  die  Liquidatoren  in  dieser  Eigenschaft,  Tom 
Tage  der  im  Art.  121  vorgeschriebenen  Publikation  ab; 

alle  Klagen  gegen  die  Geranten,  die  Verwalter,  die  Kommissare 
und  die  Liquidatoren  auf  Grund  der  Handlungen  ihres  Mandats  von 
dem  Tage  ab,  wo  diese  Handlungen  erfolgt  sind.  Die  persönliche  Klage 
der  Aktionäre  ist  indessen  im  Falle,  dass  die  General  Versammlung 
die  GeschfiftsftÜining  der  Gesellschafi;  genehmigt  hat,  binnen  Jahres- 
6iat  nach  dieser  Genehmigung  ansastellen. 
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Abschnitt  X. 

Von   den  imAuslande   errichteten    Gesellschaften. 


Die  im  Auslande  errichteten  and  dort  domicilirten  anonymen 
i»d  sonstigen  Handels-,  Industrie-  oder  Finanzgesellschaften  können  in 
Belgien  ihre  Handelsunternehmungen  yomehmen  und  vor  Gericht  auftreten. 

129.  Jede  Gesellschaft,  deren  Hauptetablissement  in  Belgien  liegt,  ist 
dem  Belgischen  Gesetze  unterworfen,  aucn  wenn  die  Konstituirangsorkonde 
im  Auslande  vollzogen  worden  ist 

130.  Die  auf  die  Publikation  der  Urkunden  und  der  Bilanzen  bezöge 
liehen  Artikel,  sowie  Art.  66,  finden  auf  die  ausländischen  Gesellschaften 
Anwendung,  die  in  Belgien  eine  Zweigniederlassung  oder  irgend  einen  6e- 
schäfbssitz  errichtet  haben. 

Die  dem  Belgischen  Etablissement  Yorstehenden  Beamten  haften  Dritten 
gegenüber  ebenso,  als  ob  sie  eine  Belgische  Gesellschaft  verwalteten. 

Abschnitt  XL 
Strafbestimmungen* 

131.  Mit  einer  Strafe  von  50—10000  Frcs.  werden  diejenigen  belegt: 
welche  sich  für  die  Eigenthümer  von  Aktien  ausgeben,  welche  ihnen 

nicht  gehören,  und  an  der  Abstimmung  in  einer  Generalversamm- 
lung der  Aktionäre  einer  unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  ej- 
richteten  Gesellschaft  theilnehmen; 

welche  die  Aktien  zu  dem  eben  bezeichneten  Gebrauche  hergegeben 
haben. 

132.  Es  werden  als  des  Betruges  schuldig  erachtet  und  mit  den  Strafen 
des  Strafgesetzbuches  bestraft  diejenigen: 

1.  welche  durch  simulirte  Subscriptionen  oder  Einzahlungen  in  die 
Kasse  einer  Gesellschaft  oder  aurch  im  bösen  Glauben  voi^enom- 
mene  Publikationen  von  Subscriptionen  oder  Einzahlungen,  welche 
nicht  vorhanden  sind,  oder  sonstiger  falscher  That^achen  Sub- 
scriptionen oder  Einzahlungen  erwirkt  oder  zu  erwirken  versucht 
haben ; 

3.  welche,  um  Subscriptionen  oder  Einzahlungen  hervorzurufen,  in  be- 
trügerischer Absicht  die  Namen  von  Persönlichkeiten  veröffentlicht 
haben,  welche,  wahrheitswidrig,  in  irgend  einer  Eigenschaft  als  zor 
Gesellschaft  gehörig  oder  derselben  später  beitretend  bezeichnet 
werden. 

133.  Mit  einer  Geldstrafe  von  50 — 10000  Frcs.,  sowie  eventuell  ausser- 
dem mit  Gef&ngniss  von  einem  Monat  bis  zu  einem  Jahr,  werden  die 
Oeranten  oder  Verwalter  bestraft,  welche  ohne  Inventur,  trotz  der  Inventoir 
oder  mittelst  betrügerischer  Inventuren  eine  Yertheilung  von  Dividenden 
oder  Zinsen,  welche  nicht  aus  dem  reellen  Gewinne  vorweggenommen  sind, 
an  die  Aktionäre  herbeif&hren. 

134.  Mit  den  gleichen  Strafen  werden  alle  diejenigen  bestraft,  welche 
ala  Verwebter,  JS^ommissare,  Geranten  oder  Mitglieder  des  Aufeichtsrathes 
wissentlich: 

Aktien  oder  Gesellschaftsantheile  zurückgekauft  haben»  es  sei 
denn  mittelst  Entnahme  aus  den  reellen  Uebarsehüasen ,  wie  sie 
sich  in  Gemässheit  der  Statuten  oder  der  Beschlüsse  der  General- 
versaäuffilung  ergeben; 

ans  dem  Gesellschaft&foQds  Darlehne  oder  Yor«obüsae  auf  die 
Aktien  oder  die  Aatbeile  der  Gesellaohaft  ffm^Üat  biit^efi; 
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auf  Kosten  der  Gesellschaft ^   durch   irgend   welche  Mittel,   Ein- 
zahlungen auf  die  Aktien    geleistet   oder  Einzahlungen  als  g4^1ei8Aet 
angenommen    haben,     die   nicht   wirklich   auf  die   Yorgeschriebene 
Weise  und  in  der  festgesetzten  Zeit  geleistet  worden  sind. 
135.    Die  Führung   des  Beweises    bei   den   gegen  die  Geranten,  Vor* 
Walter  und  Kommissare   der  Aktien-Kommandit-  uiul  Aktiengesellschaften, 
aowie  der  Kooperativgenossensohaften  wegen  der  auf   ihre  Geschäftsführung 
und  Beau&ichtigung    bezüglichen  Handlungen   gerichteten   Beschuldigungen 
ist  auf  jedem  ordentlichen  Wege  zulässig,  unter  Yorb^alt  des  auf  dieselbe 
Weise,    gemäss  Art.  6,  7  und  8   der  Verordnung   vom   20.  Juli  1831  übw 
die  Presse,  zu  führenden  Gegenbeweises. 

Zusatzbestimmungen. 

136«  Die  Gesellschaften,  welche  den  Betrieb  des  Bergbaues  zum  Zweqk 
haben,  können,  ohne  ihren  ciyilrechtlichen  Charakter  zu  verlieren,  die  Fori«, 
Yon  Handelsgesellschaften  annehmen,  indem  sie  sich  den  Bestimmungen 
dieses  Titels  unterwerfen. 

137.  Titel  lU  Buch  I  des  Handelsgesetzbuches  wird,  vom  Tage  d^ 
Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  ab,  aufgehoben. 

Uebergangsbestimmungen. 

138.  Die  im  Art.  127  festgesetzte  5jährige  Verjährungsfrist  findet 
auch  auf  die  unter  der  Herrschaft  des  früheren  Gesetzes  Yorgeuommenen  Hand- 
lungen Anwendung,  bei  welchen  mehr  als  5  Jahre  erforderlich  waren,  damit 
die  Veriährung  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  vollendet  worden  wäre. 

19B'  Die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Titels  vorhandenen  Aktien- 
gesellschaften können  über  den  für  ihre  Zeitdauer  festgesetzten  Termin 
hinaus  nur  dann  verlängert  werden,  wenn  sie  alle  entgegenstehenden  Be- 
stimmungen der  Statuten  beseitigen  und  sich  allen  Vorschriften  dieses  Titels 
unterwerten. 

Sie  können  unter  denselben  Bedingungen  ihre  Statuten  modificiren, 
ohne  dass  eine  Ermächtigung  der  Regierung  m  diesem  Falle  erforderlich  ist 

Die  konzessionirten  Eisenbahngesellschaften  oder  Gesellschaften  für 
sonstige  gemeinnützliche  Arbeiten  unterliegen  jedoch  in  diesem  Falle  den 
in  ihren  gegenwärtigen  Statuten  enthaltenen  Kontroll-  oder  Aufsichtsmass- 
regeln nach  wie  vor. 


Königliehe  Terordnang, 

betre£Pend  die  Deponirung  und  Publikation  der  auf  die  Handelsgesellschaften 
bezüglichen  Urkunden.    Vom  21.  Mai  1873. 

Art.  1.  Die  Gerichtsschreiber  der  Handelsgerichte  und,  in  den  Be* 
liirken,  in  welchen  kein  Handelsgericht  ezistirt,  die  Gerichtsschreiber  der 
Givilgerichte,  welche  deren  Stelle  vertreten,  haben  alle  Urkunden,  alleAnSr 
Züge  aus  den  Urkunden,  alle  Protokolle  und  sonstigen  Schriftstücke  entgegen- 
zunehmen, deren  Deponirung  oder  Publikation  gesetzlich  angeordnet  ist. 

9.  Den  Schriftstücken,  deren  Bekanntmachung  im  „Monitenr'^  erforder- 
lich ist,  muss  eine  Abschrift  auf  ungestempeltem  Papier  beigefügt  werden. 

3.  Die  Depots  werden  vom  Gerichtsschreiber  nur  ge^n  Anweisung 
^er  zur  Deckung  der  Deponirungs-  und  Publikatioaskosten  ausreichendeii 
Summe  entgegengenommen. 
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4.  Der  Grerichtsschreiber  ertheilt  eine  gestempelte  Quittung  Aber  die 
empfangenen    Schriftstücke  und  die  angewiesenen  Summen. 

5.  Binnen  48  Stunden  übersendet  er  der  Direktion  des  „Moniteor*^ 
mittelst  eingeschriebenen  Briefes,  die  ihm  übergebene  Abschrift  der  bekannt 
zu  machenden  Schriftstücke. 

6.  Auf  der  Direktion  des  ^Moniteur''  wird  ein  Buch  geführt,  in 
welchem  das  Datum  des  Empfanges  der  Schriftstücke,  deren  rublikatii» 
Terlangt  wird,  zu  vermerken  ist 

Die  Gerichtsschreiber  vermerken  das  Datum  der  Deposition  und  der 
Absend ung  besagter  Schriftstücke  am  Rande  der  deponirten  Urkunde  und 
der  Abschrift. 

7.  Die  Publikation  erfolgt  durch  den  „Moniteur"  in  der  Form  von 
Beilagen  innerhalb  der  gesetzlich  bestimmten  Fristen.  Diese  Beilagen 
werden,  binnen  3  Tagen  nach  der  Publikation,  den  Gerichtsschreibereien  d^ 
Gerichtshöfe  und  Gerichte  übersandt,  wo  jeder  unentgeltlich  Einsicht  in 
dieselben  nehmen  kann.    Sie  werden  zu  einer  besonderen  Sammlang  vereinigt. 

8.  Der  Justizminister  setzt  den  Tarif  für  die  Bekanntmachungen  fest.^) 

9.  Obige  Bestimmungen  gelten  für  die  Einberufungen  nicht.  Diese 
werden  von  den  Betheiligten  der  Direktion  des  „Moniteur^  übersandt  und 
in  Form  von  Annoncen  veröffentlicht. 

10.  Diese  Verordnung  tritt  zugleich  mit  dem  Gesetz  in  Elrafb. 


TITEL  X. 


Von  den  Versioheningen  im  Allgemeinen.') 

(Gesetz  vom  11.  Juni  1874.) 

KAPITEL  I. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Die  Versicherung  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  sich  der 
Versicherer  gegen  Zahlung  einer  Prämie  zur  Schadloshaltung  des  Ver- 
sicherten für  Schäden  oder  Nachtheile  verpflichtet,  welche  letzterer  in-Folge 
zufalliger  Ereignisse  oder  höherer  Gewalt  erleidet. 

Ein  erhoffter  Gewinn  kann  in  den  gesetzlich  vorgesehenen  Fällen 
Gegenstand  einer  Versicherung  sein. 

2.  Die  auf  Gegenseitigkeit  beruhenden  Versicherungsgesellschaften 
werden  nach  ihren  Statuten,  den'  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen  und  den 
Bestimmungen  dieses  Titels  geregelt,  sofern  dieselben  mit  diesem  Ver- 
sicherungsmodus nicht  unvereinbar  sind. 

Sie  werden  vor  Gericht  durch  ihre  Direktoren  vertreten. 

3.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  finden,  sofern  nicht  durch  beson- 
dere Artikel  Abweichungen  vorgeschrieben  sind,  sowohl  auf  Seeversicherungen, 
wie  auf  Versicherungen  von  Transporten  zu  Lande,  auf  Flüssen  und  Kanälen 
Anwendung. 


^)  Der  Tarif  beträgt  nach  der  Verfügung  des  Justizministers  vom  28.  Mmä  1878 
90  Centimes  pro  Zeile,  mindestens  jedoch  5  .rauics,  auch  wenn  die  Zahl  der  Zeilea 
geringer  als  95  ist 

')  Dieser  Titel  ist  neu  hinzugekommen:  es  sind  jedoch  eine  Reihe  von  Artikebi 
aus  dem  irüheren  Tite.  „von  den  Seeversicherungen"  im  Buch  U  des  alten  Code  anf^ 
genomimen  woraen. 
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KAPITEL  IL 
Von  den  Personen,  welche  Versicherungen  abschliessen  können. 

4.  Es  kann  ein  Jeder  über  einen  Gegenstand,  an  dessen  Erhaltung 
er  auf  Grund  eines  Eigenthums-  oder  eines  sonstigen  Realrechts  oder  in 
Folge  der  Haftbarkeit^  welche  er  bezüglich  des  versicherten  Gegenstandes 
übernommen  hat,  ein  Interesse  hat,  einen  Versicherungsvertrag  abschliessen. 

5.  Die  Versicherung  kann  für  Rechnung  eines  Anderen  auf  Grund 
eines  General-  oder  Specialmandates  oder  selbst  ohne  Mandat  abgeschlossen 
werden. 

Die  Wirkungen  derselben  bestimmen  sich  in  dem  letzteren  Falle  nach 
den  Vorschriften  über  die  negotiorum  gestio. 

Geht  aus  der  Versicherung  nicht  hervor,  dass  sie  für  Rechnung  eines 
Dritten  abgeschlossen  worden  ist,  so  wird  der  Versicherte  als  Selbst- 
kontrahent angesehen. 

6.  Ein  Gläubiger  kann  die  Zahlungsfthigkeit  seines  Schuldners  ver- 
sichern lassen.  Der  Versicherer  kann,  ausser  bei  entgegenstehender  Abrede, 
das  Privilegium  discussionis  in  Anspruch  nehmen. 

Die  beschlagnehmenden  oder  mit  Pfand  versehenen  Gläubiger,  sowie 
die  bevorrechtigten  und  Hvpothekargläubiger  können  die  für  die  Zahlung 
ihrer  Forderungen  haftenden  Vermögensstücke  in  ihrem  eigenen  Namen 
persönlich  versichern  lassen. 

In  diesem  Falle  tritt  die  in  Folge  eines  Un&Us  geschuldete  Entschädi- 
gung i^nen  gegenüber,  von  Rechtswegen  an  Stelle  der,  das  Pfand  bildenden, 
versicherten  Vermögensstücke. 

7.  Wenn  Mobilien  versichert  worden  sind,  so  befreit  die  an  den 
Versicherten  geleistete  Zahlung  der  Entschädigung  den  Versicherer,  ülls 
nicht  in  seine  Hände  Widerspruch  erhoben  worden  ist 

8.  Die  Bestimmungen  der  beiden  vorstehenden  Artikel  haben  nur 
in  soweit  Wirkung,  als  der  Gläubiger  bei  der  Kollokation  oder  der  Ver- 
theilung  vollständig^)  befriedigt  worden  wäre,  falls  der  Verlust  der  mit 
Beschlf^i;  belegten,  verpfändeten,  hypothecirten  oder  derjenigen  Gegenstände, 
bezüglich  deren  das  Vorrecht  besteht,  nicht  eingetreten  wäre. 

KAPITEL  III. 
Von  den  Pflichten  des  Versicherers  und  des  Versicherten. 

9.  Jedes  Verschweigen,  jede  tische  Erklärung  Seitens  des  Versicherten, 
selbst  ohne  betrügerische  Absicht,  machen  die  Versicherung  nichtig,  wenn 
diese  Thatsachen  die  Ansicht  yon  dem  Risiko  vermindern  oder  deren  Gregen- 
stand  in  einer  Weise  verändern,  dass  der  Versicherer,  falls  er  Kenntniss 
hiervon  gehabt  hätte,  den  Vertrag  unter  denselben  Bedingungen  nicht  ab- 
geschlossen haben  würde. 

10.  In  allen  Fällen,  in  denen  der  Versicherungsvertrag  ganz  oder 
tbeilweise    annuUirt   wird,  muss   der  Versicherer,  wenn   der   versicherte  in 

fitem  Glauben  gehandelt  hat,  die  Prämie,  sei    es    ganz   oder  nur  für  den 
heil,  bezüglich  dessen  er  kein  Risiko  gehabt  hat,  zurückerstatten. 

Guter  Glaube  darf  im  Falle  des  Alinea  1  des  Art.  12  nicht  geltend 
gemacht  werden. 

11.  Wird  der  Vertrag  wegen  Dolus,  Betruges  oder  bösen  Glaubens 
vmuUirt,  so  behält  der  Versicherer,  unbeschadet  der  eventuellen  öffentlichen 
Klage,  die  Prämie  zurück. 

^)  „en  ordre  utile'*;  ofr.  Note  2  bu  Art  868  dea  Aegyptischen  H.G.B.,S.80. 
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12»  Die  versicherten  OegeDStände,  deren  voller  Werth  durch  eine  erste 
Versicherung  gedeckt  ist,  können  nicht  Gegenstand  einer  zweiten  Ver- 
sicherung gegen  die  gleichen  Ge&hren  zu  Gunsten  derselben  Person  sein. 

Ist  nicht  der  volle  Werth  durch  den  ersten  Vertrag  versichert,  so 
haften  die  Versicherer,  welche  die  folgenden  Verträge  unterzeichnet  haben, 
fär  den  Ueberschuss  nach  der  Reihenfolge  des  Datums  ihrer  Vertrage. 

Alle  an  demselben  Tage  abgeschlossenen  Versicherungen  werden  als 
gleichzeitig  erfolgt  angesehen. 

13.  Der  totale  oder  theil weise  Verlust  wird  unter  die  verschiedenen 
Versicherungen  desselben  Datums  im  Verhältniss  der  betreffenden  ve^siche^ 
ten  Summen  und  unter  die  einzelnen  Versicherungen  verschiedenen  E)atums 
im  Verhältniss  des  Werthes,  für  welchen  eine  jede  haftet,  vertheilt. 

14.  Die  succcssiven  Versicherungen  über  dieselben  Werthe  gegen  die 
gleichen  Gefahren  und  zu  Gunsten  derselben  Personen  behalten  indessen 
Gültigkeit: 

1.  wenn  sie  mit  Einwilligung  eines  jeden  Versicherers  zum  Abschloss 
gelangt  sind;  der  Verlust  wird  in  diesem  Falle  vertheilt,  als  ob  zwei 
Versicherungen  gleichzeitig  genommen  wären; 

2.  wenn  der  Versicnerte  den  ersten  Versicherer  jeder  Verpflichtung  för 
die  Zukunft,  unbeschadet  seiner  eigenen  Verpflichtungen,  entlastet. 

Der  Verzicht  ist  in  diesem  letzteren  Falle  dem  Versicherer  bekannt  zu 

machen,  und  ist  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  in  der  neuen  Police  zu  erwähnen. 

15*     Der  Versicherte  kann  die  Versicherungsprämie  versichern  lassen. 

16.  Ein  Verlust  oder  Schaden,  welcher  durch  eine  Handlung  des  Ver- 
sicherten oder  durch  ein  grobes  Verschulden  desselben  verursacht  worden 
ist,  fällt  dem  Versicherer  nicht  zur  Last;  dieser  kann  sogar  die  Prämie 
zurückbehalten  oder  einfordern,  wenn  das  Risiko  bereits  zu  laufen  be- 
gonnen hatte. 

17.  Bei  jeder  Versicherung  muss  der  Versicherte  alle  Massregeln 
ergreifen,  um  Schaden  zu  vermeiden  oder  zu  mindern;  sobald  der  Schad^i 
eingetreten  ist,  muss  er  den  Versicherer  hiervon,  bei  Strafe  eventueller  Schad- 
loshaltung,  in  Kenntniss  setzen. 

Die  von  dem  Versicherten  zum  Zweck  der  Verminderung  des  Schadens 
au%ewendeten  Kosten  lallen  dem  Versicherer  zur  Last  selbst  wenn  der 
Betrag  dieser  Kosten,  in  Verbindung  mit  dem  Betrage  des  Schadens,  die 
versieherte  Summe  übersteigt  und  die  Massregeln  ohne  Resultat  geblieben  sind. 

Die  Gerichte  und  die  Schiedsrichter  können  indessen,  wenn  sie  von 
ieu  Parteien  angerufen  worden  sind,  die  Kosten  herabsetzen  oder  sogar  die 
Erstattung  dersdben  verweigern,  wenn  sie  erachten,  dass  dieselben,  gKnz 
oder  theilweise,  unbesonnener  Weise  aufgewendet  worden  sind. 

18.  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  die  Verluste  und  Schäden,  wel^e 
unmittelbar  aus  der  eigenen  schlechten  Beschaffenheit  des  Gegenstandes 
lesultiren,  ausser  bei  entgegenstehender  Abrede. 

18.  Die  Versicherung  umfasst  weder  die  Kriegsgefahren,  noch  die  Ver* 
haste  oder  Schaden  in  Folge  eines  Aufruhrs,  ausser  wenn  das  Gegentkeil 
verabredet  worden  ist. 

20.  Bei  jeder  Versicherung  wird  die  Entschädigung  bei  einem  Un£alle 
nach  dem  Werthe  des  Gegenstandes  zur  Zeit  des  Un&Ues  bemessen. 

Wenn  der  Werth  des  versicherten  Gegenstandes  von  Sachverständigen, 
die  von  den  Parteien  gemeinschaftlich  ernannt  worden  sind,  vorher  ab-* 
geschätzt  ist,  kann  der  Versicherer,  ausser  im  Falle  des  Betruges,  diese  Ab* 
scbj^taupg  fij^if  bestreiten.  .    ~ 
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Der  Werth  des  Gegeostandes  darf  darch  alle  gesetzlichen  Mittel  fest- 
gestdlt  werden.  Der  Richter  kann  sogar,  wenn  die  Beweismittel  unzureichend 
sind,  dem  Versicherten  von  Amtswegen  den  Eid  auferlegen. 

21.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  Yersichernng  nur  einen  Theil  des 
Werthes  des  irersicherten  Gegenstandes  deckt,  gilt  der  Versicherte  selbst 
als  der  Versicherer  für  den  Tjeberschuss  des  Werthes,  ausser  wenn  das 
Gegentheil  yerabredet  worden  ist. 

22.  Der  Versicherer,  welcher  den  Schaden  bezahlt  hat,  tritt  in  alle 
Rechte  des  Versicherten,  welche  letzterer  gegen  Dritte  auf  Grund  dieses 
Schadens  haben  könnte;  und  der  Versicherte  haftet  für  iede  Handlang, 
welche  die  Rechte  des  Versicherers  den  Dritten  gegenüber  schädigen  konnte. 

Bei  den  im  AI.  2  des  Art.  6  gestatteten  Versicherungen  tritt  der  Ver^ 
sicherer,  welcher  die  Entschädigung  bezahlt  hat,  in  die  Klagerechte  des 
Gläubigers  gegen  den  Schuldner. 

IWese  Subrogation  darf  indessen  in  keinem  Falle  dem  Versicherten, 
welcher  nur  zum  Theil  entschädigt  ist,  Schaden  zufügen;  dieser  kann- seine 
Rechte  hinsichtlich  des  Mehrwerthes  zur  Geltung  bringen,  und  er  hat  in  dieser 
Beziehung  in  Gemässheit  des  Art.  1252  des  Uivilgesetzbuches  ein  Vorrecht 
vor  dem   Versicherer. 

23.  Der  Versicherer  besitzt  ein  Vorrecht  auf  den  versicherten  Gegen- 
stand. 

Dieses  Vorrecht  bedarf  keiner  Eintragung  und  steht,  dem  Range  nach, 
unmittelbar  hinter  den  Gerichtskosten. 

Dasselbe  besteht  aber,  wie  der  Modus  für  die  Zahlung  der  Prämie  auch 
festgestellt  sein  mag,  nur  für  eine  Summe,  welche  zwei  Jahresprämien 
entspricht. 

24.  Der  Versicherer  kann  den  versicherten  Gegenstand  stets  wieder 
versichern  lassen. 

KAPITEL  IV. 
Vom  Beweise  des  Vertrages. 

25.  Der  Versicherungsvertrag  muss,  welchen  Werth  das  Vertrags- 
objekt auch  haben  mag,  stets  schriftlich  bewiesen  werden. 

Der  Zeugenbeweis  ist  indessen  zulässig,  wenn  der  Anfemg  eines  schrift- 
lichen Beweises  vorhanden  ist. . 

26-  Dieselbe  Police  kann  mehrere  Versicherungen  enthalten,  sei  es  be- 
züglich der  versicherten  Gegenstände  oder  des  Prämiensatzes  oder  der  ver- 
schiedenen Versicherer. 

27.  Die  Versicherungspolice  muss  enthalten: 

1.  das  Datum  fies  Tages,  an  welchem  die  Versicherung  abgeschlossen 
worden  ist; 

2.  den  Namen  desjenigen,  welcher  für  eigene  Rechnung  oder  für  diejenige 
eines  andern  versichern  lässt; 

3.  die  von  dem  Versicherer  übernommenen  Gefahren,  sowie  den  Zeit- 
punkt, in  welchem  die  Gefahren  beginnen  und  endigen  sollen. 

KAPITEL  V. 
Von  einigen  Fällen  der  Aufhebung  des  Vertrages. 

28.  Die  Versicherung  ist  wirkungslos,  wenn  der  versicherte  G^n- 
Btand  dem  Risiko  nicht  ausgesetzt  worden  ist;  oder  wenn  der  Schaden  beim 
Vertragsabschlüsse  bereits  vorhanden  war. 
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29.     Fallirt  der  Versicherer  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die  Binkos 
nicht  beendet  sind,  so  kann  der  Versicherte  Bürgschaft  oder,  id 
derselben,  die  Aufhebung  des  Vertrages  fordern. 

Der  Versicherer  hat  beim  Falliment  des  Versicherten  dasselbe 

30».  Im  Falle  der  Veräusserung  des  versicherten  Gegenstandes, 
ausser  bei  entgegenstehender  Abrede,  die  Versicherung  dem  neuao 
thümer  hinsichtlich  aller  Qefahren,  gegen  welche  die  Prämie  zur 
Verfiusserung  bezahlt  worden  ist,  von  Rechtswegen  zu. 

Sie   kommt  gleichfEills ,    ausser    bei   entgegenstehender  Abxede 
Police,    dem  neuen  Eigenthümer  zu,   wenn    er  in  die  Rechte  and  ' 
des  früheren  Eigenth&mers  gegen  die  Versicherer  eingetreten  ist,  oder 
jder  Versicherungsvertrag,  im  Einverstandniss  zwischen  dem  Versicbeier 
dem  neuen  Eigenthümer,  seine  Wirksamkeit  behält. 

31.    Die  Pflichten  des  Versicherers  hören  auf,    sobald  eine 
des  Versicherten  das  Risiko  durch  die  Veränderung  eines  wesentlichca 
Standes  umwandelt  oder  derart  vergrössert,   dass,   wenn  die   neue 
beim  Vertragsabschluss  bestanden  hätte,  der  Versicherer  auf  die  Y< 
überhaupt  nicht  oder  nur  unter  anderen  Bedingungen  eingegangen 

Diese  Bestimmung  darf  jedoch  der  Versicherer,  welcher,  nach  E 
nähme  der  Veränderungen  hinsichtlich  des  Risikos,  trotzdem  die  Ai 
des  Vertrages  fortgesetzt  hat,  nicht  geltend  machen. 


KAPITEL  VI. 

Von  der  Verjährung. 

32*    Jede  Klage,  welche  aus  einer  Versicherungspolice  entspriniKt, 
jährt  nach  3  Jahren,  vom  Tage  des  dazu  Anlass  gebenden  Vorfidles  an 
rechnet 


TITEL  XI. 
Von  einigen  Landversicherungen  im  Besonderen. 

(Gesetz  vom  11.  Juni  1874.) 

KAPITEL  I. 
Von  den  Feuerversicherungen. 

33.  Die   Feuersgefahren    umfassen    alle  Beschädigungen,    welche  i 
versicherten  Gegenstände  durch  Brände  erlitten  haben,  ohne  dass  eine  I 
lung    oder    ein    erhebliches  Verschulden   dem  Versicherten   zur  Last  gck 
werden  kann. 

34.  Den  Brandschäden  gleich  zu  achten  ist  der  Schaden ,  v« 
eine  Folge  des  Brandes,  selbst  des  in  einem  Nachbargebäude  entstandeaa 
ist,  ferner  alle  Beschädigungen  und  die  Entwerthung  der  versicherten  G^ 
stände  durch  Wasser  oder  sonstige  zur  Löschung  oder  Aufhaltung  ä 
Feuers  angewendeten  Mittel,  Verluste  und  Verschlechterungen,  weli' 
während  der  Bettung  eingetreten  sind,  welches  auch  die  Ursache  d^selfcH 
sein  mag,  der'  aus  der  gänzlichen  oder  theiiweisen  Vernichtung  des  m 
sicherten*  Gebäudes  resultirende  Schaden,  &lls  dieselbe  nothwendig  vir,  ad 
dem  Umsiehgreifen  des  Feuers  Einhalt  zu  thun,  ebenso  der  durch  d^  Bbaf 
durch  Explosionen  oder  ähnliche  Zu^le  yerursachte  Schaden,  mag  darui 
Feuer  entstanden  sein  oder  nicht. 
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35.  Die  BestimmuBs;  des  Art.  18  findet  auf  die  eigenen  Mängel  der 
f^en  Feuer  versicherten  Uebäude  keine  Anwendung,  wenn  nicht  nach^ 
.wiesen  wird,  dass  der  Versicherte  beim  Vertragsabschloss  hiervon  Kenntniss 
^habt  hat 

36.  Bei  Branden  von  Baulichkeiten  wird  der  Verlust  ermittelt  durch 
den  Vergleich  des  Werthes  des  Gebäudes  vor  dem  Unfälle  mit  dem  Werthe 
^es  vom  Feuer  verschonten  Theiles  unmittelbar  nachher. 

Der  Verlust  wird  baar  ausbezahlt,  es  sei  denn,  dass  der  Wiederaufbau 
^er  Gebäude  selbst  in  der  Versicherung  verabredet  worden  ist. 

In  diesem  letzteren  Falle  hat  der  Versicherte,  auf  Kosten  der  Ver- 
sicherer, binnen  einer  nach  Bedarf  vom  Richter  festgesetzten  Frist  neu  zu 
bauen  oder  zu  repariren;  der  Versicherer  ist  befugt,  darüber  zu  wachen, 
dass  die  von  ihm  überwiesenen  Gelder  zu  dem  Zwecke  verwandt  werden. 

37.  Wenn  die  Versicherung  die  Miethsgefahren  oder  die  Regress- 
^msprüche  der  Nachbarn  zum  Gegenstande  hat,  so  haftet  der  Versicherer  im 
Brandfalle  nur  für  die  unmittelbar  und  direkt  davon  herrührenden  materiellen 
Schäden. 

38.  Brennt  ein  Gebäude  ab,  so  gebührt  die  dem  Miether,  welcher  die 
MiethsgefEihr  versichert  hat,  geschuldete  Entschädigung  dem  Eigenthümer 
des  Immobile,  mit  Ausschluss  der  Gläubiger  des  Versicherten. 

Ebenso  gehört  die  durch  den  Versicherer  der  Regressansprüche  der 
Nachbarn  geschuldete  Entschädigung  diesen  ausschliesslich. 

Alles  dieses  unbeschadet  der  Rechte  des  Eigenthümers  oder  der  Nach- 
barn, in  dem  Falle,  dass  die  Entschädigung  den  Verlust  nicht  deckt 

KAPITEL  II. 
Von  den  Ernteversicherungen. 

39.  Im  Falle  der  Versicherung  der  Ernte  wird  die  Entschädigung 
nach  dem  Werthe  der  Früchte  zur  Zeit  der  Reife  oder  zu  der  Zeit,  in 
welcher  sie  gewöhnlich  genossen  werden,  wenn  der  Unfiedl  nicht  eingetreten 
wäre,  bemessen. 

40.  Der  Pächter,  der  im  Schadens£EJle  vom  Versicherer  entschädigt 
worden  ist,  kann  eine  Ermässigung  seiner  Pachtsumme,  gemäss  Art.  1769 
des  Civilgesetzbuchs,  nur  bis  zum  Betrage  der  bezahlten  Prämien  fordern. 

KAPITEL  ni.. 
Von  der  Lebensversicherung. 

41.  Jeder  kann  sein  eigenes  Leben  oder  das  Leben  eines  Dritten  ver- 
sichern. 

Die  im  Todesfall  zu  zahlende  Entschädigung  wird  beim  Vertrags- 
abschluss  endgültig  festgesetzt. 

Die  Versicherung  auf  das  Leben  eines  Dritten  ist  hinfällig,  wenn  es 
^ch  herausstellt,  dass  der  Kontrahent  an  dem  Leben  dieses  Dritten  kein 
Interesse  hatte. 

Der  Versicherer  haftet  für  den  Tod  desjenigen  nicht,  welcher  sein 
eigenes  Leben  versichert  hat,  wenn  der  Tod  m  Folge  einer  gerichtlichen 
Verurtheilung ,  eines  Zweikampfes  oder  eines  Selbstmordes  eintritt,  es  sei 
denn,  dass  nachgewiesen  wird,  dass  letzterer  nicht  freiwillig  erfolgte,  oder 
wenn  der  Tod  durch  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  Seitens  des  Versicherten, 
unmittelbar  und  direkt,  veranlasst  ist,  dessen  Folgen  letzterer  voraussehen 
konnte. 
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In  diesen  einzelnen  FäHen  behält,  ansser  bei  entg^ngeeetxter  Abrede, 
d«r  Versicherer  die  Prämien  zurück. 

42'  Die  üebertragong  der  Rechte  aus  der  Versicherang  erfolgt  mü- 
telst  eines  von  dem  Cedenten,  dem  Cessionar  und  dem  Versicherer  "voU- 
zogenen  üebertragungsvermerkes  auf  der  Police. 

43.  Die,  beim  Ableben  des  Versicherten  zahlbare,  stipulirte  Stimme 
gehört  der  im  Vertrage  bezeichneten  Person,  unbeschadet  der  Anwendcuijg 
der  Vorschriften  des  Oivilrechts,  welche  sich  auf  CoUationen  und  Ermässi- 
gungen in  Folge  der  Einzahlungen  Seitens  des  Versicherten  beziehen.' 


Buch  IL 

Vom  SeehandeL 
(Gesetz  Tom  21.  August  1879.) 

TITEL  I. 

Von  den  Sclüffen  imd  den  anderen  Seefahrzeugen. 

Art*  1.  Die  Schiffe  und  sonstigen  See&hrzeuge  sind  Mobilien,  welcke 
nichtsdestoweniger  hypothekarisch  belastet  werden  können. 

2.  Der  freiwillige  Verkauf  eines  Schiffes  muss  schriftlich  erfolgen  and 
kann  in  öffentlicher  Urkunde  oder  durch  eine  Urkunde  mit  Privatunterschiift 
geschehen. 

Sr  kann  sich  auf  das  ^nee  Schiff  oder  auf  einen  Theil  desselben  b^ 
weben,  mg  das  Schiff  sich  im  Hafen  oder  auf  der  Fahrt  befinden. 

Die  Urkunde  wird  in  ein  dazu  bestimmtes  Register  beim  Hypotbeken- 
amt  zu  Antwerpen  voilst&ndig  eingetragen.  Bis  dahin  kann  der  Vertrag 
Dritten  gegenüber,  die  ohne  &trug  kontrahirt  haben,  nicht  geltend  gemachl 
werden. 

3.  Die  Gläubiger,  welche  ein  auf  ein  Schiff  eingetrf^nes  Vorrecht 
oder  eine  Hypothek  haben,  folgen  demselben,  in  welche  Hände  dasselbe 
auch  gelangen  möge,  und  werden  nach  der  Reihenfolge  ihrer  Forderungen 
oder  der  Eintragungen  kollocirt  und  bezahlt 

4.  Es  sind  privilegirt,  und  zwar  in  der  Reihenfolge,  in  welcher  sie 
aufgezählt  werden,  die  nachstehend  bezeichneten  Forderungen: 

1.  die  aus  dem  Verkauf  und  der  Vertheilung  des  Verkaufspreises  ent- 
standenen Gerichts-  und  anderen  Kosten; 

2.  die  gesetzlich  erhobenen  Schifffahrts-  und  Schleppgebühren; 

3.  der  Wächterlohn  und  die  sonstigen  Kosten  der  Bewachung  des  Fahi^ 
Zeuges  von  seinem  Einlaufen  in  den  Hafen  an  bis  zum  Verkauf; 

4.  die  Miethe  für  die  Magazine,  in  denen  das  Takelwerk  und  SchiffiB^ge- 
rath  niedergelegt  sind; 

5.  die  Unterhaltungskosten  für  das  Fahrzeug,  das  Takelwerk  und  die 
Geräthe  von  dem  Einlaufen  in  den  Hafen  ab; 

6.  die  Kosten  und  Entschädigungen,  welche  f&r  Berfrung  und  Seebei- 
stand  auf  der  letzten  Reise  geschuldet  werden; 

7.  das  Gehalt  und  die  Heuer  des  Kapitains  und  der  anderen  Schifi* 
leute,   welche  seit  der  Aufstellung   der  letzten  Mannschaftsrolie  be« 
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schäftigt  vrorden  waren,  welches  auch  die  Art  aod  Weise  der  Ent- 
schädigUDg  ihrer  Dienste  sein  mag; 

8.  die  dem  Eapitain  zur  Bestreitung  der  Schiffsbedürfnisse  während 
der  letzten  Keise  geliehenen  Beträge  und  die  Wiedererstattung  des 
Preises  der  von  ihm  zu  demselben  Zwecke  verkauften  Waaren; 

9.  die  Summen,  welche  den  Oläubigem  für  Lieferungen,  Arbeiten, 
Arbeitslohn,  Reparaturen,  Yiktualien,  Ausrüstung  und  Equinirung 
vor  der  Abfahrt  des  Schiffes,  £älls  es  schon  gefahren  ist,  geschuldet 
werden; 

10.  die  Summen,  welche  den  Lieferanten  und  den  bei  der  Erbauung  ver- 
wendeten Arbeitern,  falls  das  Schiff  noch  nicht  gefahren  ist,  ge- 
schuldet werden. 

Wenn  die  Lieferanten  und  Arbeiter  gewusst  haben,  dass  das 
Schiff  von  einem  Unternehmer  für  Rechnung  eines  Dritten  auf 
Akkord  gebaut  worden  ist,  so  besteht  das  Vorrecnt  nur  bis  zur  Höhe 
des  Betrages,  den  der  Dritte  zur  Zeit  der  Elageerhebung  dem  Unter- 
nehmer schuldet; 

IL  die  Vorschüsse  für  den  Bau  eines  Schiffes  Seitens  desjenigen,  für 
dessen  Rechnung  das  Schiff  erbaut  worden  ist,  ialls  demselben  das 
Schiff  noch  nicht  übergeben  wurde; 

12.  der  Betrag  der  für  die  letzte  Reise  noch  zu  entrichtenden  Prämien  von 
Versicherungen,  welche  auf  Schiffskörper,  Kiel,  Tau  werk,  Geräthe, 
Ausrüstung  und  Equipirung  des  Schiffes  genommen  sind,  wenn 
die  Versicherung  für  die  Reise  abgeschlossen  ist,  oder  für  das  letzte 
Jahr,  wenn  die  Versicherung  eine  jährliche  ist; 

13.  die  Entschädigungen,  welche  den  Betrachtern  für  Nichtablieferung 
der  von  ihnen  verladenen  Waaren  oder  für  Ersatz  der  Havarien, 
welche  diese  Waaren  durch  Schuld  des  Kapitains  oder  der  Mann- 
schaft erlitten  haben,  geschuldet  werden; 

14.  die  Entschädigungen  für  Zusammenstösse; 

15.  die  dem  Verkäufer  des  Schiffes  für  den  Kaufpreis  geschuldeten  Summen. 
Im  Falle  der  Unzulänglichkeit  des  Verkaufspreises  gelangen  die  in  den 

einzelnen  Nummern  des  gegenwärtigen  Artikels  aufgezählten  Gläubiger  im 
Verhältniss  und  nach  dem  Betrage  ihrer  Forderungen  zur  Befriedigung. 
5.  Das  den  im  vorhergehenden  Artikel  aufgezählten  Forderungen  einge- 
räumte Vorrecht  kann  nur  insofern  ausgeübt  werden,  als  die  Forderungen 
in  der  nachstehenden  Art  und  Weise  bewiesen  werden: 

1.  die  Gerichtskosten  sind  durch  die  von  den  Richtern  oder  den  zu- 
ständigen   Gerichten   aufgestellten  Kostenrechnungen   zu   beweisen; 

2.  die  Schifffahrts-  und  sonstigen  Gebühren  durch  die  vorschriftsmässigen 
Quittungen  der  Einnehmer; 

3.  die  in  den  No.  3,  4  und  5  des  Art.  4  bezeichneten  Forderungen  durch 
vom  Präsidenten  des  Handelsgerichts  festgestellte  Rechnungen; 

4.  das  Gehalt  und  die  Heuer  der  Mannschafben  durch  die  auf  den  Bu- 
reaus des  Seekommissärs  geführten  Musterungs-  und  Abmusterungs- 
rollen ; 

5.  die  dargeliehenen  Beträge  und  der  Werth  der  für  die  Schiffsbedürf- 
nisse während  der  letzten  Reise  verkauften  Waaren  durch  die  vom 
Kapitain  aufgestellten  Rechnungen,  zu  deren  Unterstützung  die  vom 
Kapitain  und  den  Ersten  der  Mannschaft  vollzogenen,  die  Nothwendig- 
keit  der  Darlehne  konstatirenden  Protokolle  beizufügen  sind; 

6.  die  Lieferungen  für  die  Ausrüstung,  Equipirung  und  Verproviantirung 
des  Schiffes  werden  durch  die  vom  Kapitain  visirten  und  vom  Rheder 
aufgestellten  M^moires,    Rechnungen    oder  Fakturen  konstatirt;    ein 

Bo rchar dt,  Handelsrecht.  I.    2.  Aniiage.  28 
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Duplikat  derselben  muss  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  oder  spätestens 
innerhalb  10  Tagen  nach  der  Ab&hrt  auf  der  Gerichtsschreiberei  des 
Handelsgerichts  deponirt  werden; 

7.  die  den  bei  der  Erbauung  des  Schiffes  verwendeten  Lieferanten  and 
Arbeitern  geschuldeten  Summen,  sowie  die  für  die  Erbauung  geleisteten 
Vorschüsse  werden  durch  alle  Beweismittel,  welche  im  Art.  25  des 
Gesetzes   vom    15.    Dezember    1872^)    vorgesehen   sind,    konstatirt; 

8.  die  Versicherungsprämien  durch  die  Policen  oder  Auszüge  aus  den 
Büchern  der  Versicherungsmäkler; 

9.  die  Kosten  und  Entschädigungen,  welche  für  Bergung  und  Seehülfe 
geschuldet  werden,  die  den  Befrachtern  gebührenden  Entschädigungen, 
sowie  diejenigen  für  Zusammenstösse  werden  durch  die  ergangenen 
Erkenntnisse  oder  schiedsrichterlichen  Entscheidungen  oder  dardi 
die  von  den  Parteien  getroffenen  und  vom  Präsidenten  des  Handels- 
gerichts genehmigten  Abreden  konstatirt; 

10.  der  Verkauf  des  Schiffes  wird  durch  eine  daürte  Urkunde  konstatift 
welche  mittelst  Eintragung  in  das  Register  des  Grundbuchan]*.& 
publicirt  worden  ist. 

6.  Die  Vorrechte  dör  Gläubiger  erlöschen,  abgesehen  von  den  allge- 
meinen Arten  des  Erlöschens  der  Obligationen, 

durch  den  mit  den  gesetzlichen  Formen  stattgefundenen  gericbt- 
lichen  Verkauf,  oder 

durch  einen  freihändigen  Verkauf,  welcher  gemäss  Art.  2  ein- 
getragen, in  einer  der  Zeitungen  Antwerpens,  Gents  und  in  denjenigen 
des  Ausrüstungshafens  bekannt  gemacht,  an  den  Mast  oder  einen 
in  die  Aug;en  Mlenden  Theil  des  Schiffes  angeschlagen,  ohne  Wide^ 

aruch  Seitens    der  Gläubiger    des   Verkäufers    und    binnen   einem 
onat   nach  der  Publikation    und  dem  Anschlage  dem    Verkäufer, 
sowie  dem  Käufer  notificirt  werden  muss. 

Die  Vorrechte  der  Gläubiger  bestehen  indessen  an  dem  Erlöse 
fort,  so  lange  dieser  nicht  ausbezahlt  und  vertheilt  worden  ist. 

TITEL  n.^) 
Von  den  Sohiffseigenthümem  nnd  den  Schiffsmannschaftea 

KAPITEL  I. 
Von  den  Schiffseigenthümern,^) 

7.  Jeder  Eigenthümer  eines  Schiffes  ist  civilrechtlich  für  die  Hand- 
lungen des  Kapitains  verantwortlich  und  an  die  von  demselben  eingegan- 
genen Verpflichtungen  gebunden,  soweit  sich  dieselben  auf  Schiff  und  Fahr: 
beziehen. 

Von  diesen  Verpflichtungen  kann  er  sich,  in  allen  Fällen,  durch  den 
Abandon  des  Fahrzeuges  und  der  Fracht  befreien. 

Die  Befiigniss  indessen,  durch  den  Abandon  sich  zu  befreien,  wird 
demjenigen  nicnt  gewährt,  der  zugleich  Kapitain  und  Eigenthümer  oder  Mit* 

1)  Cfr.  S.  321. 

>)  Titel  II  des  Buch  II  (Art.  197—215,  ,>Von  der  Beschlagnahme  und  dem  Ver 
kaufe  der  Schifte^)  des  Code  de  commerce  von  1808  ist  in  Kraft  geblieben  und  gemäss 
Art  237  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879  der  Civilprocessordnane  anf^eschloäsen. 
Den  Text  dieser  Artikel  s.  unten  am  Schiasse  dieses  Gesetzes  hinter  Art.  287. 

*)  Dieses  Kapitel  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  Titel  ill  Buch  II  des  Fran- 
zösischen H.  G.  B.  überein  (cfr.  Bd.  II  S.  661). 
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eigenthümer  -  des  Fahrzeuges  ist.  Wenn  der  Kapitain  nur  Miteigenthümer 
ist,  so  haftet  er  für  die  von  ihm  eingegangenen,  auf  das  Schiff  und  die 
Fahrt  bezüglichen  Verpflichtungen  nur  im  Verhältniss  zu  seinem  Antheile. 
Der  Regress  des  Eigenthümers  oder  der  Miteigenthümer  gegen  ihre 
Versicherer  ist  in  dem  Abandon  nicht  einbegriffen. 

8.  Der  Eififenthümer  kann  den  Kapitain  entlassen. 

Eine  Entschädigung  findet  nicht  statt,  wenn  nicht  eine  schriftliche 
Abrede  darüber  getroffen  ist. 

9.  Ist  der  entlassene  Kapitain  Miteigenthümer  des  Schiffes,  so  kann 
er  auf  das  Miteigenthum  verzichten,  und  die  Auszahlung  des  seinen  Antheil 
darstellenden  Kapitals  fordern. 

Der  Betrag  dieses  Kapitals  wird  von  Sachverständigen,  welche  von  den 
Parteien  oder  von  Amtswegen  ernannt  sind,  festgestellt. 

10.  Der  Rheder,  welcher  zugleich  Miteigenthümer  oder  Mandatar  der 
Eigenthümer  ist^  vertritt  hinsichtlich  alles  dessen,  was  sich  auf  die  Aus- 
rüstung und  Expedition  bezieht,  die  Eigenthümer  des  Schiffes  vor  Grericht. 

11.  Bei  allen  das  gemeinschaftliche  Interesse  der  Eigenthümer  eines 
Schiffes  betreffenden  Dingen  entscheidet  die  Ansicht  der  Majorität. 

Die  Majorität  wird  durch  eine  die  Hälfte  des  Schiffswerths  über- 
steigende Anzahl  von  Schiffsantheilen  bestimmt. 

Die  Versteigerung  des  Schiffes  kann  nur  auf  Verlangen  derjenigen 
Eigenthümer  erfolgen,  welche  zusammen  die  Hälfte  der  sämmtlichen  Schiffs- 
antheile  besitzen,  wenn  nicht  das  Gegentheil  schriftlich  verabredet  worden  ist. 

Im  Falle  einer  Versteigerung,  gehen  die  auf  einem  jeden  Eigenthums- 
antheile  am  Schiffe  ruhenden  Lasten  von  Rechtswegen  auf  denjenigen  Theil 
des  Preises  über,  der  den  Werth  des  ersteren  vertritt. 


KAPITEL  n. 

Von  den  Schiffsmannschaften. 

Abschnitt  I. 
Vom  Kapitain. 

§  1.     Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Kapitains. 

12.  Jeder  Kapitain,  Schiffer  oder  Patron,  welcher  mit  der  Führung 
eines  Schiffes  oder  eines  sonstigen  Fahrzeuges  beauftragt  ist,  haftet  für  seine 
in  der  Ausübung  seiner  Dienstverrichtungen  begangenen  Versehen,  selbst 
fiir  geringe. 

13.  Er  haftet  für  das  übernommene  Frachtgut. 
Er  ertheilt  darüber  eine  Empfangsbescheinigung. 
Diese  Bescheinigung  heisst  Konnossement.  ^) 

14.  Dem  Kapitain  kommt  es  zu,  die  Mannschaft  des  Schiffes  zu  bilden 
und  die  Matrosen  und  sonstigen  Schiffsleute  auszuwählen  und  zu  heuern; 
er  hat  dies  jedoch  im  Einverständniss  mit  den  Schiffseigenthümem  zu  thun, 
falls  letztere  sich  an  dem  Orte  aufhalten  oder  durch  Bevollmächtigte  daselbst 
vertreten  sind. 

15.  Der  Kapitain  hat  ein  von  einem  der  Richter  des  Handelsgerichts 
oder  an  den  Orten,  wo  ein  Handelsgericht  nicht  vorhanden  ist,  vom  Bürger- 


^)  Die  Art!  12  und  13  entsprechen  wörtlich  den  Art.  221  und  222  des  Französi- 
schen H.  ö.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  562. 

23* 
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meister    oder    dessen    Beigeordneten    foliirtes    und    paraphirtes    Register  za 
führen. 

Dieses  Register  enthält:  die  während  der  Reise  gefassten  Beschlüsse, 
die  das  Schiff  betreffenden  Einnahmen  und  Ausgaben  und  überhaupt  alles, 
was  sich  auf  seine  Dienstverrichtungen  bezieht,  und  alles,  was  zu  einer 
Rechnungsablegung  oder  zu  einer  Elageerhebung  Anlass  geben  kann. 

16.  Vor  Uebernahme  der  Ladung  muss  der  Kapitain  innerhalb  der 
Fristen  und  mit  den  Förmlichkeiten,  welche  in  den  Reglements  Yorgeschrieben 
sind,  sein  Schiff  besichtigen  lassen. 

Das  Besichtigungsprotokoll  wird  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Han- 
delsgerichts   deponirt;   dem  Kapitain  wird  eine  Abschrift  desselben  ertheilt. 

17.  Der  Kapitain  muss  an  Bord  haben : 

die  Urkunde  über  das  Eigenthum  des  Schiffes; 
die  Seebriefe*); 

die  Musterrolle  der  Mannschaft; 
die  Konnossemente; 
das  Besichtigungsprotokoll; 

die  Quittungen  über  erlegte  Zölle  oder   die  Bescheinigung  is 
Bürgschaftsleistung  dafür. 

18.  Der  Kapitain  hat  beim  Einlaufen  in  die  Häfeu,  FlutbLäfen 
(havres)  oder  Flüsse,  sowie  beim  Auslaufen  persönlich  auf  seinem  Schiffe 
zu  sein. 

19.  Im  Falle  der  Kontravention  gegen  die  ihm  in  den  4  vorher 
gehenden  Artikeln  auferlegten  Yerpflichtungen  haftet  der  Kapitain  den  an 
Schiff  und  Ladung  Betheiligten  gegenüber  für  alle  Vor&Ue. 

20.  Der  Kapitain  haltet  gleichfdls  für  jede  Beschädigung  der  ohoe 
schriftliche  Genehmigung  des  Befrachters  auf  das  obere  Verdeck  seines 
Fahrzeuges  von  ihm  verladenen  Waaren.  Dem  oberen  Verdeck  gleich  zö 
achten  ist  jeder  mit  dem  Schiffskörper  nicht  organisch   verbundene  Anbaa. 

21.  Die  Haftbarkeit  des  Kapitains  hört  nur  auf,  wenn  Hindernisse 
von  höherer  Gewalt  nachgewiesen  werden. 

22.  Wenn  die  Eigenthümer  oder  deren  Bevollmächtigte  am  Orte  sich 
befinden,  kann  der  Kapitain,  ohne  specielle  Ermächtigung  derselben,  weder 
an  der  Ausbesserung  des  Schiffes  arbeiten  lassen,  noch  Segelzeug,  Taue  und 
sonstige  Schiffsgeräthe  kaufen,  noch  zu  diesem  Behufe  Geld  auf  den  Schiffs- 
körper aufnehmen,  noch  das  Schiff  verfrachten. 

23.  Wenn  das  Schiff  mit  Zustimmung  der  Eigenthümer  verfrachtet 
worden  ist  und  sich  einige  von  ihnen  weigern,  zu  den  für  die  Abfertigung 
des  Schiffes  nothwendigen  Kosten  beizutragen,  so  kann  der  Kapitain  in 
diesem  Falle,  24  Stunden  nach  der  Aufforderung  an  diejenif^n,  welche  sieb 
weigern,  ihren  Beitrag  zu  leisten,  mit  Ermächtigung  des  Richters,  für  ihre 
Rechnung  Geld  leihen,  und  zwar  selbst  unter  hypothekarischer  Verpfandung 
ihres  Schiffsantheils.  *)  '  » 

24.  Tritt  während  der  Reise  die  Nothwendigkeit  ein,  Schiffsrepara- 
turen vorzunehmen,  oder  Lebensmittel  einzukaufen,  oder  andere  driogende 
Bedürfnisse  des  Schiffes  zu  befriedigen,  so  kann  der  Kapitain  nach  Beschei- 
nigung derselben  in  einem  von  den  Ersten  der  Mannschaft  vollzogenen 
Protokoll,  nachdem  er  sich  in  Belgien  durch  das  Handelsgericht  oder. 
in  Ermangelung  desselben,  durch  den  Friedensrichter,  im  Auslande  durch 
den  Konsul  oder  Vicekonsul  oder,  in  Ermangelung  desselben,  durch  dje 
Ortsbehörde    dazu  hat  ermächtigen  lassen,    auf  den  Schiffskörper  und  den 


»)  Cfr.  unten  Gesetz  vom  20.  Januar  1873,  betreffend  den  Seebrief. 
2)  Cfr.  Note  zu  Art.  136  dieses  Gesetzes. 
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Kiel  oder  auf  die  Ladung  Geld  aufnehmen,  oder  bis  zum  Betrage  der  für  den 
nothwendigen  Bedarf  festgestellten  Summe  Waaren  verkaufen  oder  verpfänden. 

Der  Beamte,  welcher  zu  der  Anleihe  seine  Ermächtigung  ertheilt  hat, 
vermerkt  dies  im  Schiffsregister. 

Die  Eigenthümer  oder  der  sie  vertretende  Eapitain  bringen  die  ver- 
kauften Waaren  nach  dem  Course  von  Waaren  derselben  Grattung  und  Be- 
schaffenheit am  Löschungsorte  des  Schiffes  bei  dessen  Einlaufen  in  Anrechnung. 

Der  einzige  Befrackter  oder  die  verschiedenen  Verlader  können,  wenn 
sie  darüber  einig  sind,  dem  Verkauf  oder  der  Verpfilndung  ihrer  Waaren 
widersprechen,  indem  sie  dieselben  löschen  und  die  Fracht  im  Verhältniss 
zu  der  zurückgelegten  Strecke  entrichten. 

In  Ermangelung  der  Zustimmung  eines  Theils  der  Befrachter  haben 
diejenigen,  welche  das  Löschungsrecht  ausüben  wollen,  die  ganze  Fracht 
för  ihre  Waaren  zu  bezahlen.  Li  beiden  Fällen  haben  diejenigen,  welche 
ihre  Waaren  gelöscht  haben,  ihren  verhältnissmässigen  Antheil  an  den-  bis 
zum  Moment  der  Löschung  eingetretenen  Havarien  zu  entrichten. 

25-  Vor  seiner  Abfahrt  aus  einem  ausländischen  Hafen  Behufs  Rück- 
reise nach  Belgien,  hat  der  Kapitain  den  Eigenthümern  oder  den  Bevoll- 
mächtigten derselben  einen  von  ihm  unterzeichneten  Nachweis  über  den  Be- 
stand der  Ladung,  den  Werth  der  Ladungsgüter,  die  von  ihm  au%enom- 
inenen  Gelder,  die  Namen  und  den  Wohnort  der  Darleiher  zu  übermitteln. 

26.  Der  Eapitain,  welcher  ohne  Nothwendigkeit  auf  den  Rumpf  des 
Schiffes,  den  Proviant  oder  die  Equipirung  desselben  Bodmereigelder  auf- 
nimmt, Waaren  oder  Lebensmittel  verpfändet  oder  verkauft,  oder  fingirte 
Havarien  und  Aufwendungen  in  seinen  Rechnungen  aufführt,  haftet  der 
Rhederei  gegenüber  und  ist  zur  Rückzahlung  der  Gelder  oder  Bezahlung 
der  Gegenstände  persönlich  verpflichtet,  unbeschadet  der  eventuellen  straf- 
rechtlichen Verfolgung. 

27.  Abgesehen  von  dem  Falle  der  in  gesetzlicher  Weise  festge- 
stellten Seeuntüchtigkeit,  kann  der  Kapitain,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des 
Verkaufs,  das  Schiff,  ohne  besondere  Ermächtigung  der  Eigenthümer,  nicht 
verkaufen. 

28.  Jeder  zu  einer  Reise  engagirte  Eapitain  hat  die  Reise,  bei  Strafe 
sämmtlicher  Kosten  und  Entschädigungen  den  Eigenthümern  und  Befrachtern 
gegenüber,  zu  vollenden. 

29.  Der  Kapitain,  welcher  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  aus  der 
Ladung  fährt,  dar^  ausser  wenn  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen  ist, 
keine  Waaren  für  seine  Frivatrechnung  an  Bord  nehmen. 

30.  Im  Falle  der  Kontravention  gegen  die  im  vorstehenden  Artikel 
erwähnten  Vorschriften,  verliert  der  Kapitain  seinen  Antheil  an  dem  ge- 
meinschaftlichen Gewinn,  unbeschadet  eventueller  weiterer  Entschädigungs- 
ansprüche. 

31.  Der  Kapitain  darf  während  der  Fahrt,  wie  gross  die  Gefahr  auch 
sei,  ohne  zuvor  den  Rath  der  Schiffsoffiziere  und  der  Ersten  der  Mannschaft 
eingeholt  zu  haben,  sein  Schiff  nicht  verlassen;  verlässt  er  das  Schiff,  so 
hat  er  das  Geld  und,  soviel  wie  möglich,  die  kostbareren  Ladungsgüter  zu 
retten,  bei  Strafe  persönlicher  Haftbarkeit 

Gehen  die  so  aus  dem  Schiff  entnommenen  Gegenstände  durch  einen 
Zufall  verloren,  so  haftet  der  Kapitain  nicht  mehr  dafür. 

32.  Binnen  24  Stunden  nach  der  Ankunft  hat  der  Kapitain  sein 
Register  visiren  zu  lassen  und  Bericht  zu  erstatten. 

Der  Bericht  muss  angeben: 

den.  Ort  und  die  Zeit  seiner  Abfahrt; 
den  eingeschlagenen  Weg; 
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die  überstandenen  Fährlichkeiten; 

die  auf  dem  Schiffe  Torgekommenen  Unordnangen  and 

alle  sonst  bemerkenswerthen  Vorfalle  aaf  der  FahrL 

33.  Der  Bericht  wird  auf  der  Gerichtsschreiberei    in  Gef^enwart 
Präsidenten  des  Handelsgerichts  erstattet. 

An  den  Orten,  wo  ein  Handelsgericht  nicht  besteht^   wird  der 
dem  Friedensrichter  des  Bezirks  erstattet. 

Der  Friedensrichter,  welcher  den  Bericht  entgegengenominen,  hat 
selben    dem    Präsidenten    des    nächsten    Handelsgerichts    unverzüglich 
übermitteln. 

In    beiden  Fällen    wird  der  Bericht   auf  der   Gerichtsschreiberei 
Handelsgerichts  deponirt. 

34.  Landet   der  E^apitain    in  einem    ausländischen  Hafen,    so   fat& 
sich  bei  dem  Belgischen  Konsul  zu  melden,  demselben  Bericht  za  ers^ 
und  von  ihm  ein  Attest,  das  die  Zeit  seiner  Ankunft  und  AbfiaJirt,  dec 
stand  und  die  Beschaffenheit  seiner  Ladung  konstatirt,  zu  eztrahiren. 

35«     Wenn   der  Kapitain    während   des  Verlaufes   der  R»se    in 
Belgischen  Hafen  einlaufen  muss,    so  hat  er  dem  Präsidenten  des 
gerichts  des  Ortes  den  Grund  seines  Aufenthalts  zu  melden. 

An  den  Orten,  wo  ein  Handelsgericht  nicht  besteht,  erfolgt  die  Erkl 
bei  dem  Bezirksfriedensrichter. 

Wenn  die  gezwungene  Anlandung  in  einem  ausländischen  Hafen  ^' 
findet,  erfolgt  die  Erklärung  bei  dem  Belgischen  Konsul  oder,  in  £rnian, 
desselben,  bei  der  Ortsbehörde. 

36.  Der  Kapitain,  welcher  Schiffbruch  erlitten  und  sich  allein 
mit  einem  Theil  der  Mannschaft  gerettet  hat,  muss  sich  in  Bellen  bei 
Richter  des  Ortes  oder,  in  Ermangelung  desselben,  bei  einer  anderen  i 
behorde,  im  Auslande  bei  dem  Belgischen  Konsul  oder,  in  £r] 
desselben,  bei  der  Ortsbehörde  melden,  daselbst  Bericht  erstatten,  den 
von  den  geretteten,  ihn  begleitenden  Schiffsleuten  verificiren  und  sich 
Ausfertigung  desselben  ertheilen  lassen. 

37.  Behufs  Prüfung   der  Wahrheit   des  Berichtes  des  Elapitaias« 
der  Richter  die  Leute  der  Mannschaft  und,  wenn  möglich,  die  ri 
zu  vernehmen,  unbeschadet  der  sonstigen  Beweismittel. 

Die  nicht  verificirten  Berichte  werden  zur  Entlastung  des  Kapic 
nicht  zugelassen  und  beweisen  nicht  vor  Gericht,  aasgenommen  in  dem  F 
dass  sicn  der  Kapitain,  welcher  Schiffbruch  erlitten,  an  den  Ort,  w. 
Bericht  erstattet,  allein  gerettet  hat. 

Den  Parteien  ist  der  Gegenbeweis  vorbehalten. 

38*  Ausser  im  Falle  dringender  Gefahr,  darf  der  Kapitain  vor 
stattung  seines  Berichtes  keinerlei  Waaren  löschen. 

39.    Geht  während  der  Reise  der  Proviant  des  Schiffes  aus,  so  kann 
Kapitain,   nach  Anhörung   der  Meinung   der  Ersten   der   Mannschaft, 
jenigen,    welche  Lebensmittel  für  sich  Eesonders  haben,  zwingen,  dieseb 
zum  gemeinschaftlichen  Gebrauch  herzugeben,  mit  der  Yerpflichtnng  jecfl 
den  Werth  derselben  ihnen  zu  vergüten. 


1)  Abweichend  vom  Deutschen  H.  G.  B.  (Art  493,  cfir.  Bd.  II  S.  403:.  d\ 
nur  die  Vernehmimg  der  Schiffsbesatzimg  vorschreibt:  dagegen  überemstimmeiid  d| 
dem  Französischen  H.  G.  B.  (Art.  §47,  cfr.  Bd.  11  S.  666).  ' 
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§  2.    Vom  Konnossement.*) 

40.  Das  Konnossement  mnss  die  Natur  und  die  Menge  der  zu  trans- 
portirenden  Waaren  angeben. 

Es  enthält: 

den  Namen  und  das  Domicil  des  Befrachters; 
den  Namen  und  die  Adresse   desjenigen,   an  welchen  die  Sen- 
dung erfolgt; 

den  Namen  und  das  Domicil  des  Kapitains; 
den  Namen,    die  Staatsangehörigkeit   und   den  Tonnengehalt  des 
Schiffes; 

den  Ort  der  Abfahrt  und  der  Bestimmung; 
die  Festsetzungen  bezüglich  des  Frachtpreises. 
Es  weist  am  Rande  die  Zeichen  und  Nummern  der  zu  transportirenden 
Gegenstande  auf. 

Die  Zahl  der  ausgefertigten  Exemplare  wird  darin  vermerkt. 
Das  Konnossement   kann  an  Ordre,    auf  den  Inhaber   oder   auf  einen 
bestimmten  Namen  lauten. 

41.  Jedes  Konnossement  wird  mindestens  in  vier  Originalexemplaren 
angefertigt:  und  zwar  eins  für  den  Befrachter,  eins  für  den  Adressaten  der 
Waaren,  eins  für  den  Kapitain,  eins  für  den  Rheder  des  Schiffes. 

Das  für  den  Kapitam  bestimmte  Exemplar  des  Konnossements  wird 
-von  dem  Befrachter,  die  anderen  werden  von  dem  Kapitain  unterzeichnet.*) 

Sind  mehrere  fiar  den  Empfänger  der  Waaren  bestimmte  Exemplare 
vorhanden,  so  werden  auf  jedem  der  Exemplare  die  Worte :  Prima,  Sekunda^ 
Tertia  u.  s.  w.  vermerkt. 

Das  Konnossement  ist  binnen  24  Stunden  nach  der  Verladung  zu 
vollziehen. 

Der  Verlader  ist  verpflichtet,  dem  Kapitain  in  derselben  Frist  die 
Quittungen  über  die  für  die  verladenen  Waaren  erlegten  Zölle  zu  verschaffen. 

42.  Das  in  der  oben  vorgeschriebenen  Weise  abgefasste  Konnossement 
beweist  zwischen  allen  an  der  Ladung  interessirten  Theilen,  sowie  zwischen 
diesen  und  den  Versicherern. 

43.  Im  Falle  der  Abweichung  zwischen  dem  vom  Befrachter  unter- 
zeichneten Konnossement  und  denjenigen,  welche  vom  Kapitain  unterzeichnet 
sind,  beweist  jedes  Original  gegen  die  Partei,  welche  es  unterzeichnet  hat.') 

44.  Nur  der  Inhaber  de^  Konnossements,  selbst  auf  Grund  eines 
Blankoindossaments,  hat  das  Recht,  die  Ablieferung  der  Ladung  von  dem 
Kapitain  zu  verlangen. 

Werden  mehrere  Exemplare  eines  Konnossements  vorgelegt,  so  hat 
sich  der  Kapitain  in  Belgien  an  das  Handelsgericht^  im  Auslande  an  den 
Belgischen  Konsul  oder  an  die  Ortsbehörde  Behufs  Ernennung  eines  Konsig- 
natärs zu  wenden,  an  den  er,  gegen  Entrichtung  der  Fracht,  die  Ladung 
abliefern  kann. 

45.  Im  Falle  eines  Schiffbruchs  oder  einer  gezwungenen  Anlandung, 
kann  jeder  Inhaber  eines  Konnossements,  auch  wenn  es  auf  einen  bestimm- 
ten Namen  lautet,  alle  Rechte  des  Befrachters  ausüben,  sich  die  Waare  von 
dem  Kapitain  aushändigen  lassen  und  den  Erlös   derselben  einziehen,  falls 


^)  Dieser  Paragraph  entspricht  im  Wesentlichen  dem  Titel  VII  Buch  II  des 
F r an  z  ö  s i 8  oh  en  H.  G.  B.,  c£r.  Bd.  II  8.  569  und  670. 

*)  lieber  die  abweichenden  Bestimmnsgen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfir.  Note  an 
Art  100  des  Aegypti sehen  H.  G.  B^  S.  53. 

*)  Ci^.  Art  284  des  Französischen  H.  G.  B.,  Bd.  11.  S.  569. 
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er  dafür  Bürgschaft  leistet  und  in  Belgien    die  Ermächtigang  des  Oandeb-J 
gericbts,  im  Auslände    des  Belgischen  Konsuls   oder   der  Ortsbehörde 
bringt,  'welche  die  ihnen  passend    erscheinenden  Massregeln    zar  Erhall 
der  Rechte  Dritter  anordnen  müssen. 

46.  Jeder  Kommissionär  oder  Konsignatar,  welcher  die  in  den  Ka 
nossementen  oder  Chartepartien  verzeichneten  Waaren  empfangen  hac^mn 
dem  Kapitain  auf  Verlangen  einen  Empfangsschein  darüber  ertheilen,  bei  StnJ 
alle  Kosten  und  Entschädigungen,  sogar  diejenigen  der  Verzögerung,  trais 
zu  müssen. 

Abschnitt  II. 
Von   den   Matrosen   und  Schif  f  s  le  u  te  n.*) 

47.  Die  Bedingungen  des  Engagements  des  Kapitains  und   der 
der  Mannschaft  werden   durch  •  die  Musterrolle  und   aie  Verabredasgen 
Parteien  beurkundet. 

48.  Wird  die  Reise  durch  Bestimmung  der  Eigenthümer,  des  Kapii 
oder  der  Befrachter  vor  der  Abfahrt   des  Schiffes   aufgehoben,    so  er! 
die   für   die  Reise   oder  monatlich    geheuerten  Matrosen   die    f&r    die  Ai 
rüstung  des  Schiffes  von  ihnen    verwendeten  Arbeitstage    vergütet  and 
halten  die  erhaltenen  Vorschüsse  als  Ent^hädigung. 

Sind  die  Vorschüsse   noch  nicht  bezahlt,  so  erhalten  die  monats 
geheuerten  Matrosen  einen  Monat  ihrer  bedungenen  Heuer  als  Entsehä<\^ 
die  für  die  Reise  geheuerten  Matrosen  eine  der  Monatsheuer  entsprechen 
nach    der    voraussichtlichen    Dauer    der    Reise    berechnete    Sumiae,    es 
denn,    dass   diese  voraussichtliche  Dauer  einen  Monat   nicht    übersteigt, 
welchem  Falle  die  Heuer  ganz  ausbezahlt  wird. 

Erfolgt  die  Aufhebung  nach  Antritt  der  Reise,  so  erhalten   die  für 
Reise  geheuerten  Schiffsleute  nach  Massgabe  ihres  Vertrages  die  ganze  Hea« 

Die  monatsweise  geheuerten  Schiffsleute  erhalten  die  verabredete  B 
für  die  Zeit,  welche  sie  gedient  haben,  sowie  ausserdem  als  Enlschädi^ui 
die  Hälfte  'ihrer  Heuer  für  den  Rest  der  voraussichtlichen  Dauer  der  ßeis» 
für  welche  sie  geheuert  waren. 

Die   für    die   Reise   oder   monatsweise   geheuerten    Matrosen    erhall 
ausserdem  Reisegelder  für  die  Rückreise  bis  z^m  Abfahrtshafen  des  Schiff* 
es  sei   denn,  dass   der  Kapitain,  die  Eigenthümer  oder  die  Befrachter  odü 
der    Seekommissar  ihnen    ihre  Einschiffung   auf  einem   anderen    nach    ' 
sagtem  Abfahrtshafen  zurückkehrenden  Schiffe  verschaffen. 

48.  Besteht  ein  Handelsverbot  mit  dem  Bestimmungsorte  des  Schiffet 
oder  wird  das  Schiff  vor  dem  Antritt  der  Reise  auf  Befehl  der  Regierong 
zurückgehalten,  so  wird  den  Schiffsleuten  die  Heuer  nur  für  die  Tage 
schuldet,  welche  sie  für  die  Ausrüstung  des  Schiffes  verwendet  haben. 

50.  Erfolget  das  Handelsverbot   oder   die  Beschlagnahme  des  Schiffe? 
während  der  Reise,  so  erhalten  die  Schiffsleute: 

bei   einem  Handelsverbot   ihre  Heuer   im  Verhältniss    zu    der  Zei^ 
welche  sie  gedient  haben; 

bei  einer  Bescnlagnahme  die  monatsweise  geheuerten  während  der 
Dauer  der  Beschlagnahme  die  Hälfte  ihrer  Heuer,  die  für  dk 
Reise  geheuerten  die  Heuer  nach  Massgabe  ihres  Engagements, 

51.  Wird  die  Reise  verlängert,  so  erhöht  sich  die  Heuer  der  für  die 
Reise  geheuerten  Schiffsleute  im  Verhältniss  der  Verlängerung. 

1)  Dieser  Abschnitt  entspricht,  zum  Theil  wörtlich,  dem  Titel  V   Bach  U  <ie$ 
Französischen  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II  S.  665  flgd.). 
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52.  Wenn  die  Löschung  des  Schiffes  in  einem  näheren  Hafen  als  dem 
in  der  Befrachtung  bezeichneten  erfolgt,  wird  den  SchiflFsleuten  kein  Abzug 
gemacht. 

53.  Sind  die  Schiffsleute  auf  Gewinn-  oder  Frachtantheil  geheuert,  so 
haben  sie  wegen  einer  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführten  Aufhebung, 
Verzögerung  oder  Verlängerung  der  Reise  keinen  Anspruch  auf  Entschädi- 
gung oder  Tagelohn. 

Erfolgt  die  Aufhebung;  Verzögerung  oder  Verlängerung  durch  eine 
Handlung  der  Befrachter,  so  participiren  die  Schiffsleute  an  den  dem  Schiffe 
gewährten  Entschädigungen. 

Diese  Entschädigungen  werden  zwischen  den  Eigenthümern  des  Schiffes 
und  den  Schiffsleuten  in  demselben  Verhältniss,  wie  die  Fracht,  getheilt. 

Eiiblgt  die  Behinderung  durch  eine  Handlung  des  Kapitains  oder  der 
Eigen thQmer,  so  haften  dieselben  für  die  den  Schiffsleuten  geschuldeten 
Entschädigungen.^) 

54.  Im  Falle  der  Aufbringung,  des  Schiffbruches  oder  der  See- 
untüchtigkeitserklärung  erhalten  die  monatsweise  oder  für  die  Reise  geheuerten 
Matrosen  ihre  Heuer  bis  zum  Ablauf  ihrer  Dienstleistungen  und  haben  das 
Recht,  ausserdem  ihre  Heimfahrt  auf  Schiffsunkosten  bis  zu  dem  Hafen,  in 
welchem  sie  angeworben  sind,  oder,  nach  Wahl  des  Kapitains,  eine  ent- 
sprechende Entschädigung  zu  beanspruchen,  es  sei  denn,  dass  nachgewiesen 
wird,  dass  sie  nicht  Alles,  was  in  ihrer  Macht  stand,  zur  Rettung  des 
Schiffes  gethan  haben. 

In  diesem  letzteren  Falle  bestimmt  das  Gericht  die  Reduktion  der 
Heuer,  welche  sie  verwirkt  haben. 

Die  erhaltenen  Vorschüsse  werden  nicht  zurückerstattet. 

55.  Die  auf  Frachtantheil  geheuerten  Schiffsleute  erhalten  ihre  Heuer 
nur  aus  der  Fracht,  im  Verhältniss  zu  demjenigen,  was  der  Eapitain  erhält. 

56.  Auf  welche  Weise  auch  die  Matrosen  geheuert  sein  mögen,  so 
erhalten  sie  für  die  Tage  Heuer,  welche  sie  zur  Bergung  der  Scbiffstrünimer 
und  gestrandeten  Waaren  verwendet  haben.*) 

57.  Der  Matrose  erhält  seine  Heuer  und  wird  auf  Schiffsunkosten 
behandelt,  verpflegt  und  nach  dem  Heuerhafen  zurückbefördert,  wenn  er 
während  der  Reise  erkrankt  oder  im  Dienst  des  Schiffes  verwundet  wird. 
Die  Heuer  wird  bis  zur  Beendigung  der  Reise,  für  welche  das  Engagement 
abgeschlossen  worden  ist,  geschuldet,  es  sei  denn,  dass  nachgewiesen  wird, 
dass  der  Matrose  vor  dieser  Zeit  wieder  hergestellt  worden  ist  und  sich  auf 
dem  Schiffe  hätte  wieder  einfinden  oder  sich  einen  andern  Dienst  ver- 
schaffen können. 

58.  Der  Matrose  erhält  seine  Heuer  und  wird  auf  Kosten  des  Schiffes 
und  der  Ladung  behandelt,  verpflegt  und  nach  dem  Heuerhafen  zurück* 
befördert,  falls  er  im  Kampfe  gegen  die  Feinde  und  Seeräuber  verwundet 
worden  ist. 

59.  Wenn  die  Verwundung  oder  die  Krankheit  durch  Schuld  des 
Matrosen  herbeigeführt  ist,  oder  wenn  er,  nachdem  er  sich  ohne  Erlaubniss 
vom  Schiffe  entfernt  hat,  auf  dem  Lande  verwundet  wird,  so  fallen  ihm 
selbst  die  Kosten  seiner  Verpflegung  und  Behandlung  zur  Last,  und  er  kann 
sogar  von  dem  Kapitain  entlassen  werden.  In  diesem  Falle  wird  ihm  seine 
Heuer  nur  nach  Verhältniss  seiner  Dienstzeit  bezahlt. 


_        ^)  Die  Art.  49—53  stimmen  wörtlich  mit  den  Art.  253—257  des  Französischen 
H.  G.  ß.  (^cfr.  B.  n  S.  566)  überein. 

')  Die  Art.  55  und  56  stimmen  mit  den  Art.  260  und  261   des  Französischen 
H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  n  S.  567)  überein. 
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60*  Im  Falle  des  Todes  eines  Matrosen  während  der  Reise  wird  sei» 
Heuer  bis  zum  Todestage  seinen  Erben  geschuldet,  falls  der  Matrose  moott* 
weise  geheuert  worden  war. 

Wenn  er  für  die  Reise  geheuert  war,  wird  die  Hälfte  der  Heuer  ^ 
schuldet,  falls  er  auf  der  Hinreise  oder  im  Bestimmungshafen  stirbt. 

Die  ganze  Heuer  wird  geschuldet,  wenn  der  Tod  auf  der  Räckrei 
eingetreten  ist. 

Ist  er  auf  Gewinn-  oder  Frachtantheil  geheuert,  so  kommt  den  £ri;>^ 
sein  ganzer  Antheil  zu,  wenn  der  Tod  nach  Antritt  der  Reise  erfolgt  i^t. 

Die  Heuer  des  bei  der  Yertheidigung  des  Schiffes  getödteten  Matro« 
wird  für  die  ganze  Reise  geschuldet,  wenn  das  Schiff  einen  sicheren  Etk 
erreicht. 

61.  Der  an  Bord  zum  Gefangenen  gemachte  Matrose  erh^t  >e 
Heuer  bis  zu  dem  Tage,  an  welchem  er  ge&ngen  genommen  worden  i«L 

Wenn  er  zu  einer  Zeit  gefangen  genommen  ist,  als  er  im.  Dienste  m 
Schiffes  auf  See  oder  ans  Land  geschickt  wurde,  so  hat  er  die  ganze  Bm 
zu  beanspruchen.  1 

62.  Jeder  Matrose,  welcher  nachweist,  dass  er  ohne  aasreichal| 
Grund  entlassen  worden  ist,  hat  auf  eine  Entschädigung  durch  den  EaM 
Anspruch. 

Die  Entschädigung  beträgt  ein  Drittel  der  Heuer,  wenn  die£ntla^^l 
vor  Antritt  der  Reise  erfolgt. 

Die  Entschädigung  wird  auf  die  volle  Höhe  der  Heuer  und  die  Eo<a 
der  Rückreise  festgesetzt,  wenn  die  Entlassung  während  des  Verlaa2:r  oi 
Reise  erfolgt. 

Der  Eapitain  darf  in  keinem  der  oben  erwähnten  Fälle  von  dai  Scfal 
eigenthümern  den  Betrag  der.  Entschädigung  erstattet  verlangen. 

Eine  Entschädigung  findet  nicht  statt,  wenn  der  Matrose  vor  dl 
Schluss  der  Musterrolle  entlassen  worden  ist. 

Der  Eapitain  darf  in  keinem  Falle  einen  Matrosen  im  Auslas 
entlassen. 

63.  Das  Schiff   und   die    während   der  Dauer   des  Engagement^: 
Mannschaft  erworbene  Fracht  haften  vorrechtlich  für  die  Heuer  der  Schiffs!^ 

64  Alle  Bestimmungen  über  die  Heuer,  Verpflegung  and  Rüd 
beförderung  der  Matrosen  gelten  in  gleicher  Weise  auch  für  die  O&ifi 
und  die  sonstigen  Leute  der  Mannschaft. 

65.    Alle  Vorschriften,   betreffend  die  Heuer,  Rückbeförderong,  : 
die  Verpflegung  und  Behandlung  der  verwundeten  oder  erkrankten  Hatra^ 
sind  öffentlicher  Natur, 


Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  die  beiden  vorstehend» 

Abschnitte. 

66.     Der  Kapitain  und  die  Leute  der  Mannschaft  dürfen  unter  kejoi 
Verwände  Waaren   für  eigene  Rechnung  ohne  Erlaubniss  der  Eigendiüfia 
und  ohne  die  Fracht  dafür  zu  entrichten  in  das  Schiff  verladen,   wenn -^ 
nicht  dazu  durch  ihr  Engagement  ermächtigt  sind. 

Wenn  die  unbefugter  Weise  verladenen  Waaren  nicht  vor  d^  Abfii*^ 
des  Schiffes  an  das  Land  geschafft  worden  sind,  so  haben  diejenigen,  ireLk 
dieselben  verladen  haben,  für  die  Waaren  eine  doppelt  so  hohe  Fracht  -'^ 
zahlen,  als  sie  entrichtet  haben  würden,  wenn  sie  die  Waaren  mit  Za^' 
mung  der  Eigenthümer  verladen  hätten,  unbeschadet  eventueller  wb^jS- 
gehender  Entschädigungsansprüche. 
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TITEL  IIL 

Von  der  Chartepartie  oder  dem  Seefrachtvertrage. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Natur  und  der  Form  des  Vertrages. 

67.  Der  Seefrachtyertrag  wird  durch  die  in  Handelssachen  zulässigen 
Beweismittel  beurkundet.  Die  in  dem  Vertrage  nicht  festgesetzten  Bedin- 
gungen werden  nach  dem  Ortsgebrauch  bestimmt 

68.  Die  Heuer  eines  ganzen  Schiffes  um&sst  nicht  die  Eiijiite  und 
die  sonstigen  für  die  Mannschaft  reservirten  BAume;  ohne  Einwilligung  des 
Befrachters  dürfen  indessen  von  dem  Kapitain  keine  Waaren  in  die  Kajüte 
oder  die  anderen  für  die  Mannschaft  reservirten  Räume  verladen  werden. 

Im  Falle  der  Kontravention  findet  das  letzte  Alinea  des  Art.  66  auf 
den  Kapitain  Anwendung. 

69.  Ist  das  Schiff  gegen  einen  für  einen  Zeitabschnitt  festgesetzten 
Preis  gefrachtet  und  eine  entgegenstehende  Abrede  nicht  getroffen,  so  läuft 
die  Fracht  von  dem  Tage,  an  welchem  das  Schiff  unter  Segel  geht. 

70.  Der  Miethspreis  eines  Sciuffes  oder  sonstigen  SeetSfthrzeages  heisst 
Fracht. 

.  Sie  wird  durch  die  Vereinbarungen  der  Parteien  festgestellt. 
Sie  kann  auf  das  ganze  Schiff   oder   einen  Theil   desselben,  auf  eine 
ganze  Reise   oder  eine  begrenzte  Zeit,    nach  Gewicht,  Zahl  oder  Maass,  in 
Pausch  und  Bogen  oder  auf  Stückgüter  festgesetzt  werden. 

71.  Das  Schiff,  das  Takelwerk  und  die  Geräthe,  die  Fracht,  sowie  die 
verladenen  Waaren  haften  gegenseitig  für  die  Ausführung  der  Vereinbarungen 
der  Parteien. 

KAPITEL  II. 
Von  den  Wirkungen  des  Vertrages. 

Abschnitt  I. 
Von    den   Pflichten   des  Verfrachters. 

72.  Der  Verfrachter  muss  dem  Befrachter  die  Benutzung  des  Schiffes 
verschaffen,  in  der  Art  und  Weise,  wie  es  im  Vertrage  versprochen 
worden  ist. 

Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  so  darf  der 
Kapitain,  selbst  wenn  der  Befrachter  dem  Schiff  nicht  die  volle  Ladung 
giebt,  ohne  Einwilligung  des  Befrachters  keine  anderen  Waaren  verladen. 

Dem  Befrachter  gebührt  die  Fracht  für  die  zur  Vervollständigung  der 
Ladung  des  von  ihm  im  Ganzen  gefrachteten  Schiffes  verladenen  Waaren. 

iZ.  Der  Kapitain,  welcher  den  Tonnengehalt  des  Schiffes  grösser 
angiebt,  als  derselbe  wirklich  ist,  haftet  für  die  Entschädigungen  an  den 
Befrachter. 

74.  Als  Irrthum  bei  der  Angabe  des  Tonuengehaltes  eines  Schiffes 
wird  es  nicht  angesehen,  wenn  die  Abweichung  ein  Vierzigste^)  desselben 
nicht  übersteigt,  oder  wenn  die  Angabe  dem  Visirungsatteste  entspricht. 


^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmmiffen  in  anderen  GesetBbttchem  cfr.  Note  zn 
Art  109  des  Aegyptischen  See-H.  G.  B.,  S.  55. 
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Abschnitt  11. 
Von   den    Pflichten   des    Befrachters. 

§  1.     Allgemeine  Bestimmungen. 

75.  Der  Befrachter  hat  zwei  principale  Verpflichtungen: 

1.  die  Befrachtung,  zu  welcher  er  sich  verpflichtet  hat,  vorzunehmeQ: 

2.  die  verabredete  Fracht  zu  bezahlen. 

Wenn  der  Befrachter  die  in  der  Chartepartie  angegebene  Menge  von 
Waaren  nicht  verladen  hat,  so  hat  er  nichtsdestoweniger  die  ganze  Fracht 
für  die  vollständige  Ladung  zu  bezahlen,  zu  welcher  er  sich  verpflichtet  hat. 

Verladet  er  mehr,  so  muss  er  die  Fracht  für  den  Ueberschuss  nach 
dem  in  der  Chartepartie  festgesetzten  Preise  entrichten. 

Wenn  er  vor  der  Abfahrt  die  Reise  aufgiebt,  ohne  etwas  verladen  zu 
haben,  so  hat  er  dem  Kapitain  die  Hälfte  der  in  der  Chartepartie  für  (fe 
ganze,  von  ihm  übernommene  Ladung  bedungenen  Fracht  als  Entschädigung' 
zu  zahlen. 

Er  kann  die  Reise  nicht  mehr  aufgeben,  sobald  das  SchiflF  bereits  einen 
Theil  seiner  Ladung  erhalten  hat;  wenn  in  diesem  Falle  das  Schiff  mit 
nicht  voller  Ladung  abföhrt,  so  kommt  dem  Kapitain  die  ganze  Fracht  zo, 
es  sei  denn,   dass  der  Fmchtvertrag  auf  Stückgüter  abgeschlossen  worden  ist 

76.  Wenn  die  Waaren  ohne  Verzögerung  an  ihren  Bestimmungsort 
gelangt  sind,  so  kann  der  Befrachter  in  keinem  Fall  eine  Ermässigung  des 
Frachtpreises  verlangen. 

77.  Der  Befrachter  darf  nicht  die  im  Werth  verminderten  oder  Id 
Folge  ihrer  eigenen  schlechten  Beschaffenheit  oder  durch  Zufall  verdorbenen 
Waaren  für  die  Fracht  überlassen. 

Sind  indessen  die  mit  Wein,  Gel,  Honig  und  anderen  Flüssigkeiten 
gefüllten  Fässer  derartig  leck  geworden,  dass  sie  beinahe  oder  ganz  leer 
sind,  so  können  dieselben  für  die  Fracht  an  Zahlungsstatt  überlassen  werden. 

78.  Verweigert  der  Eonsignatar  die  Annahme  der  Waaren,  so  kann 
der  Kapitain  mit  Ermächtigung  des  Gerichtes  soviel  davon  verkaufen  lassen, 
dass  die  Fi*acht  gedeckt  ist,  und  die  Deposition  des  üeberrestes  anordnen 
lassen. 

Ln  Falle  der  Insufficienz  kann  er  den  Befrachter  im  Regresswege  in 
Anspruch  nehmen. 

79.  Der  Kapitain  darf  wegen  Nichtbezahlung  der  Fracht  die  Waaren 
auf  seinem  Schiffe  nicht  retiniren. 

Er  kann  aber  bei  der  Löschung  die  Deposition  derselben  an  einen 
Dritten  bis  zur  Bezahlung  der  Fracht  fordern. 

80.  Der  Kapitain  hat  hinsichtlich  der  Fracht  und  der  Erstattung  der 
eventuellen  Havarien  ein  Vorzugsrecht  auf  die  Ladungsgüter  bis  14  TageO 
nach  ihrer  Ablieferung,  es  sei  denn,  dass  sie  in  die  Hände  eines  Dritten 
übergegangen  sind. 

81.  Im  Falle  des  Falliments  der  Befrachter  oder  der  Reklamanten  vor 
Ablauf  der  14  Tage  hat  der  Kapitain  hinsichtlich  der  Bezahlung  seiner 
Fracht  und  der  zu  vergütenden  Havarien  ein  Vorzugsrecht  vor  allen 
Gläubigern. 

§  2.    Vom  Verzug  bei  der  Ankunft  im  Bestimmungshafen. 

82.  Wenn  das  Schiff  durch  eine  Handlung   des  Befrachters   bei  der 


*)  üeber  die  abweichenden  Bestimmiingen  in  anderen  Gesetzbüchern  c£r.  Note  zu 
Art.  126  des  Aegyptischen  See-H.  G.  B.,  S.  58. 
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A.biahrt,  unterwegs  oder  im  Löschangsorte    aufgehalten  wird,   so    fallen    die 
Kosten  der  Verzögerung  dem  Befrachter  zur  Last. 

War  das  Schiff  für  die  Hin-  und  Ruckreise  gefrachtet,  und  erfolgt  die 
Höckreise  ohne  oder  mit  unvollständiger  Ladung,  so  hat  der  Kapitain  auf 
die  ganze  Fracht,  sowie  auf  die  Entschädigung  für  den  Verzug  Anspruch. 

83.  Der  Kapitain  hat  den  Befrachter  zu  entschädigen,  wenn  das  Schiff 
durch  eine  Handlung  seinerseits  bei  der  Abfahrt,  unterwegs  oder  im 
Ijöschungsorte  mit  Beschlag  belegt  oder  aufgehalten  worden  ist. 

84.  Liegt  höhere  Gewalt  vor,  welche  die  Abfehrt  des  Schiffes  nur 
für  eine  Zeit  verhindert,  so  bestehen  die  Verträge  fort,  und  es  findet  keine 
Entschädigung  auf  Grund  des  Verzuges  statt 

85.  Wenn  das  Schiff  während  des  Verlaufes  der  Reise  durch  höhere 
Gewalt  aufgehalten  wird,  so  ist  für  die  Zeit  der  Detinirong  keine  Fracht 
zu  bezahlen,  wenn  das  Schiff  gegen  einen  für  einen  bestimmten  Zeitabschnitt 
festgesetzten  Preis  gefrachtet,  noch  eine  höhere  Fracht  zu  entrichten,  wenn 
es  für  eine  Reise  geheuert  worden  ist. 

Die  Verpflegung  und  Heuer  der  Mannschaft  während  der  Betinirung 
des  Schiffes  werden  als  Havarien  angesehen. 

86.  Der  Befrachter  kann  während  des  Aufenthaltes  des  Schiffes  seine 
Waaren  auf  eigene  Kosten  löschen  lassen,  unter  der  Bedingung,  sie  wieder 
zu  verladen  oder  den  Kapitain  zu  entschädigen. 

§.  3.    Von  dein  Falle,  wo  die  Ladung  den  Bestimmungsort  nicht  erreicht. 

87.  Wenn  das  Schiff  auf  Stückgüter,  sei  es  centner-  oder  tonnenweise 
oder  in  Bausch  und  Bogen,  verfrachtet  ist,  so  kann  der  Befrachter  vor  der 
Abfahrt  des  Schiffes  unter  Bezahlung  der  halben  Fracht  seine  Waaren 
zurückziehen. 

Er  trägt  dann  die  Ladungskosten,  sowie  diejenigen  der  Löschung  und 
der  Wieder verstauung  der  anderen  etwa  zu  verlegenden  Waaren  und  die- 
jenigen des  Verzuges. 

88.  Der  Kapitain  kann  die  auf  seinem  Schiffe  vorgefundenen,  ihm 
nicht  deklarirten  Waaren  im  Verladungsorte  an  das  Land  schaffen  lassen,  oder 
die  Fracht  hierfür  verlangen  zu  dem  höchsten  Preise,  welcher  für  Waaren 
derselben  Gattung  an  demselben  Orte  gezahlt  wirdi 

89.  Der  Befrachter,  welcher  seine  Waaren  während  der  Reise  zurück- 
zieht, hat  die  ganze  Fracht,  sowie  die  aus  dem  Löschen  entstehenden  Ver- 
stauungskosten  zu  bezahlen.  Werden  die  Waaren  aber  in  Folge  einer 
Handlung  oder  eines  Versehens  des  Kapitains  zurückgezogen,  so  haftet 
dieser  für  alle  Kosten.*) 

90.  Wenn  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  ein  Handelsverbot  mit  dem 
Lande  eintritt,  für  welches  dasselbe  bestimmt  ist.  so  werden  die  Verträge 
ohne  gegenseitigen  Schadensersatz  aufgehoben. 

Der  Befrachter  trägt  die  Kosten  der  Ladung  und  Löschung  seiner 
Waaren. 

91.  Tritt  ein  Handelsverbot  iiiit  dem  Lande  ein,  wohin  das  Schiff 
unterwegs  ist,  und  muss  dieses  mit  seiner  Ladung  zurückfahren,  so  hat  der 
Kapitain  nur  die  Fracht  für  die  Hinfahrt  zu  beanspruchen,  wenn  auch  das 
Schiff  für  die  Hin-  und  Rückreise  gefrachtet  worden  ist. 

92.  im  Falle  der  Blokade  des  Bestimmungshafens  des  Schiffes  oder  einer 
anderen  höheren  Gewalt,  welche  das  Einlaufen  in  diesen  Hafen  verhindert,  ist 


»)  Die  Art.  87—89  entsprechen  den  Art.  291—293  des  Französischen  H.  G.  B., 
cfr.  Bd.  II  S.  570. 
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der  Eapitain  verpflichtet,  falls  er  keine  Anweisungen  erbalten  hat,  oder  die  ^ 
faaltenen  nicht  ausführbar  sind,  die  Interessen  des  Befrachters  nach  Knbn 
wahrzunehmen,  indem  er  sich  nach  einem  anderen  benachbarten  HaCen  be- 
gebt oder  nach  dem  Abgangshafen  zurückkehrt. 

93.  Die  Fracht  ist  für  die  Waaren  zu  entrichten,  welche  der  Kapi 
zur  Anschaffung  von  Lebensmitteln    oder    zur  Bestreitung   von  Kepar 
und  sonstigen  dringenden  Bedürfnissen  des  Schiffes  verkaufen  mosste, 
-er  ihren  Werth  zu  dem  Preise  in  Rechnung   zu  stellen    hat,    zn    dem 
Rest  der  Waaren  oder  eine  andere  ähnliche  Waare  von  der  gleichen  Qmli; 
im  Löschungsorte  verkauft  werden  kann,  wenn  das  Schiff  einen  gnten 
erreicht. 

Geht  das  Schiff  verloren,  so  hat  der  Eapitain  die  Waaren  nach  lla^ 
gäbe  des  Verkaufspreises  in  Rechnung  zu  stellen,  indem  er  glmch&Us 
im  Konnossement  festgesetzte  Fracht  erhält;    in  beiden  Fällen  vorbebali 
des  den  Schiffseigenthümem  durch  Art.  7  Alinea  2  eingeräumten  Rech] 

Wenn    aus   der  Ausübung   dieses  Rechtes   für   diejenigen   ein  T 
entsteht,  deren  Waaren  verkauft  oder  verpfändet  worden  sind,    so  wird 
Verlust  auf  den  Werth  dieser  Waaren,   sowie  aller  derjenigen  Waaren 
Verhältniss    vertheilt,   welche   den  Bestimmungshafen    erreicht    haben 
aus  dem  Schiffbruch  nach  den   Seeunfallen  geborgen    worden    sind, 
den  Verkauf  oder  die  Verpfändung  nöthig  machten. 

94.  Wenn  der  Kapitain  gezwungen  ist,  das  Schiff  während  der 
einer  Reparatur  zu  unterwerfen,   so   muss   der  Befrachter   warten    oder 
^anze  Fracht  bezahlen. 

In  dem  Falle,  dass  das  Schiff  nicht  reparirt  werden  kann,  hat 
Eapitain  ein  anderes  zu  heuern. 

Wenn  der  Eapitain  kein  anderes  Schiff  heuern  konnte,  wird 
Fracht  in  der  im  Art.  97  bestimmten  Art  und  Weise  regulirt. 

95.  Der  Eapitain  verliert  seine  Fracht  und  haftet  dem  Befrachter 
die  Entschädigungen,  wenn  dieser  nachweist,  dass  das  Schiff,  als  es  m 
Segel  ging,  ausser  Stande  war,  die  Fahrt  zu  unternehmen. 

Der  Beweis  ist  ungeachtet  der  bei  der  Abfahrt  ertheilten  Visirui 
atteste  und  gegen  dieselben  zulässig. 

96.  Der  Eapitain  ^rhält  die  Fracht  für  die  zur  gemeinscha{lli< 
Rettung  über  Bord  geworfenen  Waaren  unter  der  Bedingung  des  Beit 

97.  Eeine   Fracht  ist  zu  entrichten    für   die   durch  Schiffbrach 
Scheitern   verloren    gegangenen,    von   Seeräubern    geplünderten    oder   Tr 
Feinden  gekaperten  Waaren. 

Der  Eapitain  hat  den  etwaigen  Frachtvorschuss  zurückzuerstati^ 
ausser  wenn  das  Gegentheil  verabredet  worden  ist. 

Eeine  Fracht  ist  für  diejenigen  Waaren  zu  entrichten,  die  nicht  an  ihrei 
Bestimmungsort  nach  einem  Schiffbruch  oder  nach  der  Erklärung  der  See 
untüchtigkeit  des  Schiffes  gelangt  sind. 

Gelangen  die  Waaren  an  ihren  Bestimmungsort  zu  einem  geringere, 
als  dem  mit  dem  Eapitain  des  schiffbrüchigen  oder  für  seeuntüchtig  erluirt^s 
Fahrzeuges  verabredeten  Frachtpreise,  so  ist  die  Differenz  der  beiden  Fracti- 
betrage  an  diesen  Eapitain  zu  bezahlen.  Derselbe  hat  aber  nichts  n 
beanspruchen,  wenn  die  neue  Fracht  der  mit  ihm  verabredeten  gleich  i^:; 
und  ist  die  neue  Fracht  eine  höhere,  so  hat  der  Befrachter  den  üeberschj-* 
zu  tragen. 

w-  Dem  Eapitain,  welcher  bei  der  Bergung  oder  dem  Loskaof  cc 
nicht  an  ihren  Bestimmungsort  gelangten  Waaren  mitgewirkt  hat,  steht  eii- 
Entschädigung  zu,  die  im  Streitfalle  gerichtlich  festgestellt  wird. 
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KAPITEL  IIL 
Von  den  Havarien  und  ihrer  Kegulirung.  ^) 

99.  Als  Havarien  werden  angesehen: 

alle  aussergewöhnlichen  Ausgaben  für  Schiff  und  Ladung,  zu- 
sammen oder  einzeln; 

jede  Beschädigung,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  yod  ihrer 
Verladung  und  der  Abfiahrt  bis  zu  ihrer  Rückkehr  und  Löschung 
trifft. 

100.  In  Ermangelung  besonderer  Vereinbarungen  zwischen  allen  Par- 
teien, werden  die  Havarien  nach  folgenden  Vorschritten  regulirt. 

101.  Die  Havarien  zerfallen  in  2  Klassen: 
gemeinschaftliche  Havarien  (avaries  communes)  und 
besondere  Havarien  (avaries  particuliferes), 

102.  Gemeinschaftliche  Havarien  sind  die  aussergewöhnlichen  Auf- 
wendungen und  die  freiwillig  erlittenen  Beschädigungen  zum  gemeinschaft- 
lichen  Wohle  und  zur  gemeinsamen  Rettung  des  Schiffes  und  der  Waaren. 

Alle  andern  Havarien  sind  besondere. 

103.  Es  werden  immer  als  gemeinschaftliche  Havarien  angesehen  die 
Ausgaben  bei  jeder  Anlandung  in  Folge  von  Seeunfällen,  welche  bei  Fort- 
setzung der  Fahrt  das  Schiff  und  die  Ladung  in  Gefahr  bringen  würden. 

In  diese  Ausgaben  sind  einbegriffen  die  Heuer  und  die  Verpflegung 
der  Mannschaft  vom  Anlandungshaten  bis  zu  dem  Moment,  in  welcnem  das 
Schiff  wieder  im  Stande  ist,  die  Reise  fortzusetzen. 

Wenn  die  Anlandung  durch  Havarien  verursacht  ist,  die  anerkannter- 
massen  aus  der  eigenen  fehlerhaften  Beschaffenheit  des  Schiffes  oder  aus 
«iner  dem  Kapitain  oder  der  Mannschaft  zur  Last  zu  legenden  Ursache 
herrühren,  so  gelten  die  Ausgaben  als  besondere  Havarien  des  Schiffes. 

Wenn  die  Anlandung  durch  Selbstgährung  oder  durch  andere  eigene 
Fehler  der  Waare  veranlasst  worden  ist,  so  sind  alle  Ausgaben  besondere 
Havarien  der  Waaren. 

104.  Die  gemeinschaftlichen  Havarien  werden  von  der  Ladung,  dem 
Schiff  und  dem  Nettobetrage  der  Fracht,  im  Verhältniss  ihres  Werthes,  getragen. 

Die  besonderen  Havarien  werden  von  dem  Eigenthümer  des  Gegen- 
standes, der  den  Schaden  erlitten  oder  den  Verlust  herbeigeführt  hat,  ge- 
tragen und  bezahlt. 

105.  Die  nicht  bezahlte  oder  im  Voraus  bezahlte  und  rückzahlbare 
Fracht  wird  nur  bis  zur  Hälfte  ihres  Bruttobetrages  herangezogen. 

106.  Die  Eriegsmunitionen  und  Mundvorräthe,  die  Kleidungsstücke 
und  die  Heuer  der  Leute  der  Mannschaft  und  das  Passagiergepäck  tragen 
nicht  zu  den  gemeinschaftlichen  Havarien  bei ;  ihr  Werth  wird  durch  Beitrag 
aller  anderen  Effekten  bezahlt. 

107.  Alle  geborgenen  Waaren  tragen  mit  ihrem  Nettowerthe  am 
Löschungsort  oder  ihrem  Nettoerlös,  nach  Abzug  der  zu  entrichtenden 
Fracht,  bei.  Die  im  Voraus  bezahlte  und  nicht  rückzahlbare  Fracht  wird 
nicht  abgezogen. 

Die  geworfenen  oder  aufgeopferten  Waaren  werden  nach  ihrem  Werthe, 
mit  Einschluss  der  Fracht,  jedoch  unter  der  Bedingung,  die  Fracht  zu  be- 
zahlen, ersetzt.  Sie  tragen  mit  ihrem  Werthe,  nach  Abzug  der  Fracht,  in 
derselben  Weise  bei,  wie  die  geborgenen  Waaren. 


*)  Dieses  Kapitel  entspricht,  zum  Theil  wörtlich,  dem  Titel  XI  und  XII  Buch  II 
des  Französischen  H.  G.  ß.  (cfr.  Bd.  II  S.  583—586). 
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108.  Die  BeschafiFenheit  derWaaren  wird  durch  die  etwa  vorhandenen 
Konnossemente  und  Rechnungen  konstatirt. 

Wenn  die  Beschaffenheit  der  Waaren  im  Konnossement  nicht  klar  an- 
gegeben worden  ist,  und  dieselben  einen  höheren  Werth  reprasentiren,  so 
tragen  sie,  falls  sie  geborgen  werden,   nach  Massgabe  ihrer  Schätzung  bei. 

Sind  sie  verloren  gegangen,  so  werden  sie  nach  der  im  Konnossement 
vermerkten  Beschaffenheit  ersetzt. 

Sind  die  deklarirten  Waaren  von  geringerer  Beschaffenheit,  als  im 
Konnossement  angegeben,  so  tragen  sie,  im  Falle  der  Bergung,  nach  der  im 
Konnossement  verzeichneten  Beschaffenheit  bei. 

Sie  werden  nach  Massgabe  ihres  Werthes  ersetzt,  falls  sie  geworfen 
oder  beschädigt  worden  sind. 

109.  Die  Effekten,  über  welche  weder  ein  Konnossement  ausgestellt, 
noch  eine  Deklaration  des  Kapitains  vorliegt,  werden,  wenn  sie  geworfen 
sind,  nicht  bezahlt;  sie  tragen  aber  bei,  wenn  sie  geborgen  worden  sind. 

Die  auf  das.  obere  Verdeck  des  Schiffes  verladenen  Effekten  tragen bi 
wenn  sie  gerettet  worden  sind. 

Wenn  sie  geworfen  oder  durch  den  Seewurf  beschädigt  worden  sini 
kann  der  Eigentümer  keinen  Anspruch  auf  Beitrag  erheben;  er  kann  nur 
gegen  den  !^pitain  seinen  B^gress  nehmen. 

110.  Das  Schiff  trägt  nach  seinem  Werthe  am  Losch ungsorte  bei. 

111.  Wird  das  Schiff  durch  den  Seewurf  nicht  gerettet,  so  ist  kein 
Beitrag  zu  leisten. 

Die  geborgenen  Waaren  haften  nicht  für  Bezahlung  oder  Ersatzleistung 
derjenigen,  welche  geworfen  oder  beschädigt  sind. 

112.  Wird  das  Schiff  durch  den  Seewurf  gerettet  und  geht  es  1ö 
Fortsetzung  der  Reise  unter,  so  tragen  die  geborgenen  Gegenstände  zani 
Seewurf  bei  nach  Massgabe  ihres  Werthes  in  dem  Zustande,  in  welchem  sie 
sich  befinden,  nach  Abzug  der  Bergungskosten. 

113.  Die  geworfenen  Gegenstände  tragen  in  keinem  Falle  zur  fiezak- 
lung  der  nach  dem  Seewurf  den  geborgenen  Waaren  zugefügten  Beschädi- 
gungen bei. 

Die  Waaren  tragen  auch  nicht  zur  Bezahlung  des  untergegangenen 
oder  seeuntüchtig  gewordenen  Schiffes  bei. 

114.  In  allen  oben  angeführten  Fällen  haben  der  Kapitain  und  die 
Schiffsleute  ein  Vorrecht  auf  die  Waaren  oder  den  daraus  gelösten  Preis 
für  die  Höhe  des  Beitrages. 

Sie  dürfen  indessen  die  Waaren  nicht  retiniren,  wenn  der  Destinatar 
für  die  Bezahlung  des  Beitrages  Bürgschaft  leistet. 

115.  W'enn  die  geworfenen  Effekten,  nach  der  Kepartition,  durch  die 
Eigenthümer  wieder  erlangt  werden,  so  haben  sie  dem  Kapitain  und  den 
Betheiligten  das,  was  sie  bei  der  Vertheilung  erhalten  haben,  nach  Abzug 
der  durch  den  Seewurf  verursachten  Schäden  und  der  auf  die  Wiedererlan- 
gung verwendeten  Kosten  zurückzuerstatten. 

116.  Der  Kapitain  hat,  sobald  als  möglich,  ein  Protokoll  über  den 
Seewurf  und  die  anderen  Aufopferungen  aufounehmen.  Dieses  Protokoll 
vermerkt  die  Gründe,  welche  die  Aufopferung  herbeigeführt  haben,  und  die 
aufgeopferten,  aufgegebenen,  geworfenen  oder  beschädigten  Gegenstände,  hs 
wird  vom  Kapitain  und  den  Ersten  der  Mannschaft  unterzeichnet  oder  giebt 
die  Gründe  ihrer  Weigerung,  es  zu  unterzeichnen,  an.  Das  Protokoll  wird 
in  das  Schiffsjournal  übertragen.  ^    . 

117.  Im  ersten  Hafen,  in  welchen  das  Schiff  einläuft,  muss  der  Kapi- 
tain, binnen  24  Stunden  nach  der  Ankunft,  die  in  dem  Protokoll  enthaltenen 
Thatsachen  bestätigen. 
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118.  Das  Verzeichniss  der  Schäden  und  Verluste  wird  im  Löschungs- 
orte des  Schiffes  auf  Betreiben  des  Eapitains  durch  Sachverständige  festgestellt. 

Die  Sachverständigen  werden  vom  Handelsgericht  ernannt,  wenn  die 
Xiöschung  in  einem  Belgischen  Hafen  erfolgt. 

In  den  Orten,  wo  Kein  Handelsgericht  vorhanden  ist,  werden  die  Sach- 
verstandigen vom  Friedensrichter  ernannt. 

Sie  werden  von  dem  Belgischen  Konsul  oder,  in  Ermangelung  eines 
solchen,  von  der  Ortsbehörde  ernannt,  wenn  die  Löschung  in  einem  auslän- 
dischen Hafen  stattfindet. 

Die  Sachverständigen  werden,  bevor  sie  ihren  Auftrag  beginnen,  vereidet. 

119-  Die  in  Gemässheit  des  vorstehenden  Artikels  ernannten  Sach- 
verständigen vertheilen  die  Verluste  und  Schäden. 

Die  Vertheilung  wird  durch  die  gerichtliche  Bestätigung  vollstreckbar. 

In  den  ausländischen  Häfen  bewirkt  der  Belgische  Konsul  oder,  in 
Ermangelung  desselben,  jedes  zuständige  Ortsgericht  die  Vollstreckbarkeits- 
erklärung der  Vertheilung. 

TITEL  IV.^) 
Von  der  Fassagierbefördertuig  zur  See. 

120.  Der  Passagier  kann,  ohne  Einwilligung  des  Kapitains,  die  Rechte 
aus  dem  Ueberfahrts vertrage  nicht  cediren. 

121*.  Die  Verpflegungskosten  des  Passagiers  sind  im  Fahrpreise  ein- 
begriflfen,  wenn  nicht  das  Gegentheil  verabredet  worden  ist. 

In  diesem  letzteren  Falle  hat  der  Kapitain  dem  Passagier  die  nöthigen 
Lebensmittel  zu  massigen  Preisen  zu  liefern.^) 

122.  Der  Passagier  wird  hinsichtlich  der  von  ihm  auf  das  Schiff  ge- 
brachten Effekten  als  Befrachter  angesehen. 

Der  Kapitain  haftet  nicht  für  die  Beschädigungen  derjenigen  Effekten, 
welche  der  Passagier  in  der  eigenen  Gewahrsam  behalten  hat,  es  sei  denn, 
dass  die  Beschädigung  durch  eine  Handlung  der  Mannschaft  verursacht 
worden  ist. 

123.  Der  Passagier  hat,  hinsichtlich  der  Aufrechterhaltung  der  Ord- 
nung an  Bord,  den  Weisungen  des  Kapitains  Folge  zu  leisten. 

124.  Die  an  Bord  befindlichen  Effekten  des  Passagiers  haften  für  die 
Zahlung  des  Fahrpreises  und  der  Kosten  einer  eventuellen  Verpflegung  als 
Pfand. 

125.  Der  Kapitain  hat  für  die  Aufbewahrung  der  Effekten  des  während 
der  Reise  verstorbenen  Passagiers  Sorge  zu  tragen. 

126.  Der  Kapitain  muss  sich,  unbeschadet  einer  entgegenstehenden 
Vereinbarung,  direkt  nach  dem  Bestimmungshafen  des  Schiffes  begeben,  bei 
Strafe  der  Aufhebung  des  Vertrages  und  der  eventuellen  Entschädigung. 

127.  Der  Kapitain  braucht  auf  den  Passagier  nicht  zu  warten,  der 
es  unterlässt,  sich  im  Einschiffungshafen  oder  während  des  Verlaufes  der  Reise 
rechtzeitig  an  Bord  zu  begeben.  Der  Passagier  schuldet  in  diesem  Falle 
den  ganzen  Fahrpreis. 

128.  Der  Kapitain  hat  nur  die  Hälfte  des  Fahrpreises  za  beanspruchen, 
wenn  der  Passagier  8  Tage  vor  der  Abfahrt  auf  den  Vertrag  verzichtet. 
Ist  diese  Frist  ohne  Verzichtleistung  verstrichen,  so  ist  der  volle  Fahrpreis 
zu  entrichten. 


•)  Dieser  Titel  ist  neu  hinzugefügt 

»)  Cfr.  Note  zu  Art.  142  des  A ägyptischen  See-H.  (r.  ß.,  S.  60. 

Borcbardt,  Handelsrecht.!.    2.  Auflage.  24 
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Er  hat  ein  VierteP)  dieses  Fahrpreises  zu  beansprucheD ,  wenn  der 
Passagier  durch  Tod,  schwere  Krankheit  oder  höhere  Gewalt  an  der 
Einschiffung  verhindert  ist.  In  diesem  Falle  werden  ausserdem  die  Ye^ 
pflegungskosten  abgezogen,  falls  sie  im  Fahrpreise  einbegriffen  sind. 

*  129.  Der  Passagier  hat  auf  Entschädigung  Anspruch  und  die  Auf- 
hebung des  Vertrages  kann  ausgesprochen  werden,  wenn  die  Abfahrt  durci 
eine  Hjandlung  des  Eapitains  nicht  am  festgesetzten  Tage  erfolgt 

130.  Der  Vertrag  wird  ohne  gegenseitige  Entschädigung  aufgehoben, 
wenn  die  Abfahrt  durch  ein  Handelsverbot  mit  dem  Bestimmungshafen, 
durch  Blokade  oder  durch  irgend  eine  andere  höhere  Gewalt  verhindert  wird. 

131.  Der  Passagier,  welcher  das  Schiff  während  der  Reise  freiwillig 
verlässt,  bezahlt  den  vollen  Fahrpreis. 

Stirbt  der  Passagier  oder  niuss  er  krankheitshalber  das  Schiff  Te^ 
lassen,  so  ist  der  Fahrpreis  nur  im  Verhältniss  der  zurückgelegten  fieise 
zu  entrichten. 

132.  In  dem  Falle,  dass  das  Schiff  seinen  Bestimmungshafen  nicht 
erreicht,  weil  es  aufgebracht  worden,  Schiffbruch  gelitten  hat  oder  für  see- 
untüchtig erklärt  worden  ist,  hat  der  Kapitain  nur  auf  Erstattung  der  even- 
tuellen Verpflegungskosten  Anspruch. 

133.  Muss  der  Kapitain  das  Schiff  während  der  Reise  repariren  lassen, 
so  hat  der  Passagier  zu  warten  oder  den  vollen  Fahrpreis  zu  entrichten. 

Während  der  Dauer  der  Arbeiten  hat  der  Passagier  Anspruch  auf  un- 
entgeltliche Wohnung,  sowie  auf  die  Ausführung  der  Vertragsbestimmongen 
hinsichtlich  der  Beköstigung,  es  sei  denn,  dass  ihm  der  Kapitain  Gelegen- 
heit verschafft,  die  Reise  auf  einem  andern  Schiffe  gleicher  Qualität  zu 
vollenden. 


TITEL  V. 
Von  der  Seehypothek  (de  Thypotheque  maritime).') 

134.     Die  Schiffe  können  durch  Vertrag  der  Parteien  hypothecirt  werden.') 
135-     Der  Vertrag,  durch  welchen  die  Seehypothek  eingeräumt  worden 

ist,    muss    schriftlich  abgefasst  werden;    er   kann   durch  eine  Urkunde  mit 

Privatunterschrift  abgeschlossen  werden.*) 

136.  Die  Hypothek  auf  ein  Schiff  kann  nur  von  dem  Eigenthümer 
desselben  oder  seinem  Mandatar,  der  mit  Specialvollmacht  versehen  ist,  ein- 
geräumt werden.^)     Das  Mandat  muss  schriftlich  ertheilt  werden. 

137.  Die  Schiffshypothek  umfasst,  wenn  nicht  das  Gegentheil  ve^ 
abredet  worden  ist,  das  Takelwerk ^  die  Geräthe,  die  Maschinen  und  son- 
stiges Zubehör. 

138*  Die  Schiffshypothek  kann  auf  ein  im  Bau  begriffenes  Sdiiff 
konstituirt  werden. 


^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  n 
Art.  1274  des  Argentinischen  H  Gr.  B.,  S.  287. 

*)  Dieser  Titel  ist  neu  hinzugefügt,  entspricht  jedoch  zum  Theil  wörtlich  dem 
Französischen  Gesetz  vom  10/21.  December  1874  (cfr.  Bd.  11  S.  687—693). 

■)  Nach  Art. 29  des  Französischen  Gesetzes  vom  10. December  1874  köDuea 
nur  Schifte  mit  20  Tonnen  Gehalt  und  mehr  hypothecirt  werden. 

^)  In  dem  entsprechenden  Art.  2  des  Französischen  Gesetzes  wird  im  AI  a 
die  Eintragung  des  Frivatvertrages  einer  Stempelgebühr  von  2  Frcs.  unterworfen. 

')  Im  Widerspruch  hiermit  bestimmt  Art.  28  dieses  Gesetzes,  dass  auch  eTentaeli 
der  Kapitain  das  Schiff  resp.  einen  Schiffsantheil  hypotheciren  kann,  s.  S.  356. 
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139«  Die  Hypothek  wird  durch  die  Eintragung  in  ein  vom  Hypotheken- 
baehbeamten  in  Antwerpen  geführtes  besonderes  Register  öflFentlich  bekannt 
gemacht. 

140.  Behufs  Vornahme  der  Eintragung  wird  dem  Hypothekenamt  ^) 
eins  der  Originale  der  Hypotheken  Urkunde  vorgelegt,  dasselbe  bleibt  dort 
deponirt,  falls  sie  mit  Privatunterschrift  abgeschlossen  ist,  oder  eine  Aus- 
fertigung derselben,  falls  sie  authentisch  ist. 

Zwei  Bordereaus  sind  beizufügen,  von  denen  sich  das  eine  auf  der  ein- 
gereichten Urkunde  befinden  kann. 
Dieselben  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen,  den  Stand  und  den  Wohnsitz  des  Gläubi- 
gers und  des  Schuldners; 

2.  das  Datum  und  die  Art  der  Urkunde; 

3.  den  Betrag  der  in  der  Urkunde,  angegebenen  Forderung; 

4.  die  auf  Verzinsung  und  Rückzahlung  bezüglichen  Abreden; 

5.  den  Namen,  die  Gattung  und  den  Tonnengehalt  des  hypothecirten 
SchifiFes,  das  Datum  des  Seebriefes  (lettre  de  mer),  falls  ein  solcher 
ertheilt  worden  ist; 

6.  die  Erwählung  eines  Domicils  Seitens  des  Gläubigers  an  dem  Wohn- 
sitze des  Hypotheken buchbeamten. 

In  Ermangelung  der  Wahl  eines  Domicils  können  alle  auf  die 
Eintragung  bezüglichen  Anzeigen  und  Mittheilungen  an  den  Staats- 
procurator  des  Bezirks  gerichtet  werden. 

141.  Der  Hypothekenbuchbeamte  vermerkt  den  Inhalt  der  Bordereaus 
in  seinem  Register  und  giebt  dem  Antragsteller  die  Ausfertigung  der  Ur- 
kunde, falls  sie  authentisch  ist,  zurück,  sowie  das  eine  der  Bordereaus;  am 
Fusse  desselben  bescheinigt  er  die  erfolgte  Eintragung,  welche  deren  Datum, 
den  Band  und  die  Ordnungsnummer  angiebt. 

142.  Unter  den  Gläubigern  rangirt  die  Hypothek  erst  vom  Tage  der 
in  der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Form  und  Weise  erfolgten  Eintragung  in 
die  Register  des  Grundbuchbeamten  an. 

Alle  an  demselben  Tage  eingetragenen  Gläubiger  haben  eine  kon- 
kurrirende  Hypothek  von  demselben  Datum,  ohne  Unterschied,  ob  die  Ein- 
tragung Morgens  oder  Abends  erfolgt  ist,  falls  der  Hypothekenbuchbeamte 
die  Differenz  vermerkt  hat. 

143.  Die  Eintragung  wahrt  die  Hypothek  3  Jahre  von  dem  Tage  ihres 
Datums  ab.  Ihre  Wirkung  erlischt,  falls  die  Eintragung  nicht  vor  Ablauf 
dieser  Frist  erneuert  wird. 

144.  Wenn  die  Hypothekenurkunde  an  Ordre  ausgestellt  ist,  so  be- 
wirkt ihre  Negocirung  vermittelst  Indossaments  die  Uebertragung  des  Hypo- 
thekenrechts. 

Die  Cession  einer  eingetragenen  Forderung,  in  derselben  Weise,  wie 
die  Subrogation  in  ein  ähnliches  Recht,  kann  einem  Dritten  nicht  entgegen- 
gesetzt werden,  falls  nicht  am  Rande  der  Eintragung  das  Datum  und  Wesen 
des  Titels  des  Cessionars,  nebst  der  Angabe  des  Vor-  und  Zunamens,  des 
Standes  und  des  Wohnsitzes  der  Parteien  erwähnt  worden  ist.') 

145.  Die  Eintragung  garantirt,  zu  gleicher  Stelle  mit  dem  Kapital, 
drei*)  Jahre  Zinsen. 


')  Nach  Art.  6  des  Französischen  Gesetzes  dem  ZoUeiunehmer  ^receveur 
des  douanes),  cfr.  Bd.  n  S.  588. 

')  Das  Alinea  2  ist  dem  entsprechenden  Art.  12  des  Französischen  Gesetzes 
hüungeftlfft. 

')  Nach  dem  entsprechenden  Art.  13  des  Französischen  Gesetzes  2  Jahre 
ausser  dem  laufenden. 

24* 
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146.  Die  Eintragungen  werden  mit  Einwilligung  der  hierzu  befllhigteD 
interessirten  Parteien  oder  auf  Grund  eines  rechtskräftigen  Erkenntnisses 
gelöscht  oder  reducirt. 

147.  In  Ermangelung  eines  Erkenntnisses  darf  der  Hypothekenbach- 
beamte  die  gänzliche  oder  theilweise  Löschung  der  Eintragung  nur  bei  Vor- 
legung einer  schriftlichen  Einwilligungsurkunde  vornehmen. 

148.  Der  Hypotheken  buch  beamte  hat  jedem  auf  Verlangen  eine  Ab- 
schrift der  auf  einem  Schiff  haftenden  Eintragungen  oder  eine  Bescheinigung. 
dass  keine  derartigen  vorhanden  sind,  zu  ertheilen. 

149.  Im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes, 
werden  die  Rechte  der  Gläubiger  auf  die  geborgenen  Gegenstände  oder  auf 
den  Erlös  derselben  geltend  gemacht,  selbst  wenn  die  Forderung  noch  nicht 
geschuldet  wird. 

Die  Eintragung  der  Hypothek  gilt  als  Einspruch  gegen  die  Ana- 
zahlung  der  Versicherungssumme.  Im  Falle  der  Entschädigung  för  die  das 
Schiff  betreffenden  Havarien,  kann  der  Hypothekengläubiger  behufs  Wahrung 
seiner  Kechte  interveniren;  er  kann  dieselben  aber  nur  dann  ausüben,  wenn 
die  Entschädigung  ganz  oder  theilweise  nicht  zur  Ausbesserung  des  Schiffe^ 
verwendet  worden  ist  oder  verwendet  werden  sollte. 

150.  Der  neue  Eigenthumer  eines  hypothecirten  Schiffes,  welcher  sich 
vor  den  im  Art.  3  gewährten  Klagen  schützen  will,  bat  vor  der  Klage  oder 
binnen  14  Tagen  nach  der  an  ihn  gerichteten  ersten  Aufforderung  allen  ein- 
getragenen Gläubigern  an  dem  von  ihnen  bei  den  Eintragungen  erwählten 
Domicil  zustellen  zu  lassen: 

1 .  einen  Auszug  aus  seinem  Titel  mit  Angabe  des  Datums  und  der  Art 
der  Urkunde,  mit  Bezeichnung  der  Parteien,  des  Namens,  der  Gattung 
und  des  Tonnengehalts  des  Schiffes,  des  Kaufpreises  und  der  einen 
Theil  des  Preises  bildenden  Lasten,  der  Schätzung  des  Gegenstandes, 
falls  er  unter  einem  anderen  Titel  als  demjenigen  des  Verkaufs  ge- 
geben oder  cedirt  worden  ist; 

2.  die  Angabe  des  Datums,  des  Bandes  und  der  Nummer  der  Um- 
schreibung; 

3.  eine  Uebersicht  mit  3  Kolonnen,  deren  erste  das  Datum  der  Ein- 
tragungen, die  zweite  den  Namen  der  Gläubiger  und  die  dritte  den 
Betrag  der  eingetragenen  Forderungen  enthält. 

151.  Der  neue  Eigenthumer  muss  in  demselben  Schriftstück  erklaren, 
dass  er  die  hypothekarischen  Schulden  und  Lasten  bis  zum  Belaufe  des 
Kaufpreises  oder  des  deklarirten  Werthes,  ohne  irgend  welchen  Abzug  zu 
Gunsten  des  Verkäufers  oder  eines  Andern,  tilgen  werde. 

Vorbehaltlich  entgegenstehender  Bestimmung  in  den  Schuldurkunden^ 
geniesst  er  die  dem  ursprünglichen  Schuldner  gewährten  Zeitbestimmungen 
und  Fristen  und  hat  die  letzterem  gegenüber  festgesetzten  innezuhalten. 

Die  nicht  fälligen  Forderungen,  die  nur  theilweise  nützlich^)  koUocirt 
werden,  sind  sofort  bis  zu  diesem  Betrage  dem  neuen  Eigenthumer  g^en- 
über,  hinsichtlich  des  Schuldners,  exigibel. 

152.  Jeder  eingetragene  Gläubiger  kann  die  öffentliche  Versteigerung 
des  Schiffes  beantragen,  wenn  er  sich  zu  einem  Uebergebot  von  einem 
Zwanzigstel')  des  Preises  erbietet. 


1)  „en  ordre  utile",  cfr.  Note  2  zu  Art.  368  des  A  e  g  y  p  t  i  s  c  h  e  n  H.  G.  B.,  S.  30. 

')  Nach  dem  Art.  21  des  F  r  a  n  z  ö  s  i  s  c  h  e  n  Gesetzes  ^fr.  Bd.  II  S.  5dO)  genagt 
ein  Uebergebot  von  einem  Zehntel,  es  ist  aber  ausserdem  Kautionsieistong  fhr  den 
Preis  und  die  Lasten  erforderlich 
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Dieser  Astrag  muss  dem  neuen  Eigenthümer  spätestens  binnen 
14^)  Tagen  nach  der  auf  Verlangen  des  letzteren  erfolgten  Anzeige  zu- 
gestellt werden. 

Er  enthält  eine  Vorladung  vor  das  Handelsgericht  des  Ortes,  wo  das 
Schiff  sich  befindet,  oder,  falls  es  auf  der  Fahrt  begriffen  ist,  vor  das  Handels- 
gericht des  Ausrüstungshafens,  um  Anordnungen  für  die  Vornahme  der 
Terlangten  Versteigerung  zu  treffen. 

153«  Ein  eventueller  Wiederverkauf  in  Folge  von  Uebergeboten  findet 
nach  den  Vorschriften  über  Zwangs  verkaufe  statt. 

154.  In  dem  Falle  eines  gerichtlichen  Verkaufes  ist  der  Antrag  auf 
öffentliche  Versteigerung  unzulässig. 

155.  Haben  sich  die  Gläubiger  binnen  14  Tagen  in  Bezug  auf  die 
Vertheilung  des  in  der  Anzeige  angebotenen  oder  in  der  Versteigerung  er- 
zielten Erlöses  nicht  gütlich  geeinigt,  so  wird  nach  den  Vorschriften  für 
Zwangsverkäufe  verfahren. 

TITEL  VI. 
Vom  Bodmereiverträge. 

156.  Das  Bodmereidarlehn  kann  nur  dem  Kapitain  zur  Bestreitung 
der  Reparaturkosten  oder  anderer  aussergewöhnlicher  Bedürfnisse  des  Schiffes 
oder  der  Ladung  oder  zum  Ersatz  der  durch  Seeunfalle  verloren  gegangenen 
Gegenstände  gewährt  werden.*) 

Es  muss  in  Belgien  durch  das  Handelsgericht  oder,  in  Ermangelung 
desselben,  durch  den  Friedensrichter,  im  Auslande  durch  den  Konsul,  den 
Vicekonsul  oder,  in  Ermangelung  desselben,  durch  die  Ortsbehörde  autorisirt 
werden. 

157.  Die  Autorisation  muss  angeben,  ob  das  Darlehn  gewährt  ist  auf: 
den  Körper  und  den  Kiel  des  Schiffes, 

das  Takelwerk  und  die  Geräthe, 
die  Ausrüstung  und  den  Proviant, 
die  Ladung, 
die  Fracht, 

die  Gesammtheii    dieser   Gegenstände    oder    einen  bestimmten  Theil 
eines  jeden. 
Es  kann  niemals  auf  Waaren  gewährt  werden,  welche  zu  der  Zeit  des 
Ereignisses,  das  Veranlassung  zu  dem  Darlehn  giebt,  nicht  verladen  sind. 

158.  Alle  Bodmereidarlehne  auf  den  gehofften  Gewinn  der  Waaren 
sind  untersagt.  Der  Darleiher  hat  in  diesem  Falle  nur  auf  die  Rückerstattung 
des  Kapitals  ohne  jegliche  Zinsen  Anspruch. 

159.  Sind  zwei  oder  mehrere  Bodmereidarlehne  auf  dieselben  Gegen- 
stände vorhanden,  so  hat  das  dem  Datum  nach  spätere  vor  dem  vorher- 
gehenden den  Vorrang. 

Die  in  demselben  Anlandungshafen  während  desselben  Aufenthalts 
gewährten  Darlehne  konkurriren  mit  einander. 

160.  Die  Gegenstände,  auf  welche  das  Darlehn  gewährt  worden  ist, 
haften  vorrechtlich  und  im  Verhältniss  des  Betrages  eines  jeden  derselben 
für  das  Kapital  und  die  Zinsen  des  Bodmereidarlehns. 


1)  Nach  Art.  22  des  Franz 'ösischen  Gesetzes  binnen  10  Tac:en. 

^)  Abweichend  vom  Französischen  H.G.£.,  nach  welchem  die  im  Heimaths- 
hafen  vom  Rheder  oder  Befrachter  genommene  Bodmerei  (uneig.  Bodmerei)  die  Regel 
bildet.  Letztere  Auffassung  ist  auch  in  die  anderen,  auf  dem  Code  beruhenden  Gesetz- 
bücher übergegangen. 
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161.  Mangels  Zahlung  am  Verfalltage  sind  die  Zinsen  fiir  das  Eäpiid 
und  den  Seegewinn  aus  dem  Bodmereidarlehn ,  von  dem  Tage  des  Man^di 
Zahlung  erhobenen  Protestes  an  gerechnet,  zu  entrichten. 

162.  Jeder  Bodmereivertrag  kann,  wenn  er  an  Ordre  lautet,  mittelst 
Indossaments  negocirt  werden. 

Das    Indossament    unterliegt    den    Bestimmungen    des    Gesetzes  r: 
20.  Mai  1872,  betreffend  den  Wechsel  und  das  Ordrebillet. 

In  diesem  Falle  hat  die  Negocirung  dieser  Urkunde  dieselben  Wirb* 
gen  und  berechtigt  zu  denselben  Garantieklagen,  wie  diejenige  der  andei« 
Handelseffekten. 

163.  Die  Garantie  für  die  Zahlung   umüasst   den  Seegewinn  nickt 
sei  denn,  dass  das  Gegentheil  ausdrücklich  verabredet  worden  ist. 

164.  Wenn  die  Gegenstände,  auf  welche  das  Bodmereidarlehn  e 
nommen  worden  ist,  vollständig  verloren  gegangen  sind,  und  der  Verk 
durch  Zufall  oder  Baratterie  des  Patrons  gemäss  Art.  178  und  184  in  derZd 
und  am  Orte  des  Risikos  sich  ereignet  hat,  so  darf  die  geliehene  S 
nicht  zurückgefordert  werden. 

Der  Darlehnsnehmer  hat  alle  Massnahmen  zur  Verhütang  oder  Vii 
minderung  des  Schadens,  nach  den  Vorschriften,  welche  für  den  Versichertl 
im  Art.  17  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1874  festgesetzt  sind,  zu  treffen.  ^ 

165.  Im  Falle  eines  Schiffbruches  wird  die  Rückzahlung  des  Bödmen 
darlehns  auf  den  Werth  der  geborgenen  und  im  Vertrage  verpfinde« 
Gegenstande,  nach  Abzug  der  Bergungskosten,  reducirt. 

In  demselben  Falle  wird  die  Zahlung  der  auf  die  Fracht  entüeheBl 
Bodmereidarlehne  auf  dasjenige  reducirt,  was  für  Fracht,  nach  Abzog  il 
Heuer  der  Mannschatt  und  des  Antheils  des  Darleihers  an  den  Bex^ois 
kosten,  geschuldet  wird. 

166.  Im  Falle  des  Seewurfes  des  für  das  Darlehn  verp&ndeten  Geea 
Standes  haftet  die  durch  Beitrag  aufgebrachte  Summe  mit  Vorrecht  for 
Ansprüche  des  Bodmereidarleihers. 

167.  Das  Bodmereidarlehn  tragt  zu  den  besonderen  Havarien  der 
p&ndeten  Gegenstände  nicht  bei. 

Es  trägt  zu  den  nach  erfolgter  Darlehnsgewährung  eingetretenen  gemer 
schaftlichen  Havarien  bei,  wenn  der  Vertrag  den  Darleiher  nicht  ausdrwdki 
davon  befreit. 

TITEL  Vn. 
Von  den  Seeversicherungen.^) 

Abschnitt  I. 

Vom   V  er  s  icherungs  vertrage,    der   Form    und  dem 
Gegenstande   desselben. 

168«    Die  Versicherung  kann')  zum  Gegenstande  haben: 
den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes; 
das  Takelwerk  und  die  Geräthe; 
die  Ausrüstung  und  den  Proviant; 


1)  Dieser  Titel  entspricht  zum  Theil  wörtlich  dem  Titel  X  Buch  II  des  Fr»s- 
Eösischen  H.  G.  B.  (crr.  Bd.  II  S.  576—582);  jedoch  ist  insoweit  eine  weseatfcc.^; 
Abweichung  vorbanden,  als  die  aligemeinen  G-rundsätze  bereits  in  dem  Titel  X  B»»  ^ 
(.Gesetz  vom  11.  Jnni  1874)  enthalten  sind,  sfr.  S.  846. 

•)  cfr.  Note  zu  Art.  176. 
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die  Fracht; 

den  üeberfehrtspreis; 

die  Bodmereidarlebne  und  den  Seegewinn; 

die  Waaren  der  Ladung; 

den  gehofften  Gewinn  der  Waaren; 

die  Heuer  der  Schiffsleute; 

den  Gewinn  aus  dem  Frachtgeschäft; 

die  Courtage  und  die  Provisionen  für  An-  und  Verkäufe,  sowie  für 
Konsignationen; 

die  für  die  Schiffsbedürfnisse  und  die  Expedition  der  Waaren  vor 
und  während  der  Reise  aufgewendeten  Summen; 

sowie  überhaupt  alle  in  Geld  schätzbaren,  den  Gefahren  der  Schiff- 
fahrt unterworfenen  Gegenstände  oder  Werthe,  unbeschadet  der 
Bestimmungen  des  Buch  I  über  die  Lebensversicherung. 

169.  Im  Falle  eines  Betruges  bei  der  Abschätzung  der  versicherten 
Gegenstände,  im  Falle  erdichteter  Angaben  oder  von  Fälschung  kann  der 
Versicherer  die  Prüfung  und  Schätzung  dieser  Gegenstände  vornehmen  lassen, 
unbeschadet  aller  anderen  civil-  oder  strafrechtlichen  Verfolgungen. 

170.  Alle  Effekten,  deren  Preis  in  fremder  Münzsorte  im  Vertrage 
stipulirt  ist,  werden  nach  dem  Course  abgeschätzt,  den  die  stipulirte  Münz- 
sorte in  Belgischer  Münze  zur  Zeit  der  Vollziehung  der  Police  hat. 

171.  Ist  der  Werth  der  Waaren  im  Versicherungs vertrage  nicht 
bestimmt,  so  kann  derselbe  nach  den  Bestimmungen  des  Abschnitt  II  dieses 
Titels  bewiesen  werden. 

172.  Wenn  die  Zeit  der  Risikos  im  Versicherungsvertrag  nicht  be- 
stimmt ist,  so  läuft  sie  hinsichtlich  des  Schiffes,  des  Takelwerks  und  der 
Gerathe,  der  Ausrüstung,  des  Proviants  und  der  Fracht  von  dem  Moment, 
in  welchem  das  Schiff  zu  laden  beginnt,  und  wenn  das  Schiff  mit  Ballast 
fährt,  von  dem  Moment,  in  welchem  es  den  Ballast  zu  verladen  beginnt; 
sie  endet  im  Augenblick  der  Ijöschung  oder  21  Tage  nach  der  Ankunft  im 
Bestimmungsorte,  falls  die  Löschung  innerhalb  dieser  Zeit  nicht  erfolgt  ist. 

Hinsichtlich  der  Waaren  läuft  die  Zeit  der  Kisikos  von  dem  Tage  ihrer 
Verladung  in  das  Schiff  oder  in  die  zu  ihrem  Transport  dahin  bestimmten 
Lichterfahrzeuge  bis  zu  dem  Tage,  wo  sie  auf  dem  Lande  abgeliefert  werden. 

Hinsichtlich  aller  anderen  Glegenstände  beginnt  und  endet  die  Haftbar- 
keit des  Versicherers  in  dem  Moment,  in  welchem  die  Seegefahren  für  den 
Versicherten  beginnen  und  endigen. 

173.  Die  Erhöhung  der  Prämie,  welche  in  Friedenszeiten  für  eine 
etwaige  Eriegszeit  verabredet  worden  ist,  und  deren  Betrag  im  Versicherungs- 
vertrage nicht  bestimmt  ist,  wird  von  den  Gerichten  unter  Berücksichtigung 
der  Risikos,  der  Umstände  und  der  Bestimmungen  jeder  Versicherungspolice 
festgesetzt 

174.  Im  Falle  des  Verlustes  von  Waaren,  die  versichert  und  flor 
Rechnung  des  Kapitains  auf  das  von  ihm  befehligte  Schiff  verladen  worden 
sind,  hat  der  Eapitain  d^i  Versicherern  den  Ankauf  der  Waaren  nachzu- 
weisen und  darüber  ein  von  zwei  der  Ersten  der  Mannschaft  unterzeichnetes 
Konnossement  zu  beschaffen. 

175.  Jeder  aus  dem  Schiffsvolk  und  jeder  Passagier,  der  in  Belgien 
versicherte  Waaren  an  Bord  verladet,  hat  am  Verladungsort  ein  Konnos- 
sement darüber  zu  hinterlassen.  In  Belgien  wird  dieses  Konnossement  bei 
der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts,  im  Auslande  in  den  Händen 
des  Belgischen  Konsuls  oder,  in  Ermangelung  desselben,  in  den  Händen  der 
Ortsbehörde  zurückgelassen. 
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176.  Der  Versicherungsvertrag  ist  null  und  nichtig,  wenn  er  Bodmerei- 
darlehne  zunl  Gegenstande  hat.^ 

Abschnitt  U. 
Von  den  Verpflichtungen  des  Versicherers  und  des  Versicherten. 

177.  Die  Versicherung  wird  annullirt  und  der  Versicherer  erhält 
V2  Prozent  der  Versicherungssumme  als  Entschädigung: 

wenn    die  Reise  vor  dem  Beginn  der  Risikos,    selbst  auf  Grund 
einer  Handlung  des  Versicherten,  aufgehoben  wird; 

wenn  es  sich  ereignet,    dass    die  Fracht,    nachdem    sie   vom  Be- 
frachter versichert  worden,  nicht  zu  entrichten  ist; 

wenn   der   Versicherte    in    dem    im    Art.    10   des  Gesetzes    Tom 
11.  Juni  1874  vorgesehenen  Falle  auf  Rückzahlung  der  Prämie  An- 
spruch hat. 
Erreicht  die  Prämie  den  Betrag  von  1  Prozent  nichts  so   belauft  sich 
die  Entschädigung  auf  die  Hälfte  der  Prämie. 

1 78.  Auf  Gefahr  der  Versicherer  gehen  alle  Beschädigungen  und 
Verluste,   welche    durch    Sturm,    Schiffbruch,    Strandung,    Zusammenstösse^ 

Sezwungene  Aenderungen  der  Fahrtrichtung,  der  Reise  oder  des  Schiffes, 
urch  Seewurf,  Feuer,  Explosion,  Plünderung  und  im  Allgemeinen  durch 
alle  anderen  Seeunfalle  entstanden   sind. 

In  dem  Falle,  dass  die  Versicherer  das  Kriegsrisiko  übernommen  haben^ 
haften  sie  für  alle  Beschädigungen  und  Verluste,  welche  die  versicherten 
Gegenstände  durch  Feindseligkeiten,  Repressalien,  Kriegserklärung,  Blokade, 
Detinirung  auf  Befehl  einer  Mscht,  Belästigungen  irgend  welcher  anerkannter 
oder  nicht  anerkannter  Regierungen  erleiden,  und  überhaupt  für  Kriegs- 
tmfeUe  Jeder  Art. 

Ii9.  ümfasst  die  Versicherung  die  Kriegsrisikos  nicht,  so  wird  der 
Vertrag  aufgehoben,  falls  ein  Kriegsfall  die  Bedingungen  der  Reise  modificiit. 

Wenn  dies  indessen  auf  hoher  See  eintritt,  so  ist  der  Vertrag  erst  ron 
dem  Augenblick  an  aufgehoben,  wo  das  Schiff  in  dem  ersten  Hafen,  den  es 
erreicht,  verankert  und  befestigt  ist. 

180.  In  dem  Falle  des  vorstehenden  Artikels  wird  bis  zum  Beweise 
des  Gegentheils  vermuthet,  dass  die  versicherten  Gegenstände  durch  See- 
unfall  untergegangen  sind. 

181.  Die  Versicherer,  welche  allein  das  Kriegsrisiko  übernehmen,  sind, 
unabhängig  von  ihren  Verpflichtungen  hieraus,  hinsichtlich  der  gewöhnlichen 
Risikos  den  Versicherern  ohne  Kriegsrisiko  von  dem  Zeitpunkte  ab  substituirt, 
in  welchem  der  die  letzteren  betreffende  Vertrag  gemäss  Art.  179  aufgehoben 
worden  ist. 

182.  Jede  vom  Versicherten  angeordnete  Aenderung  der  Fahrtrichtung, 
der  Reise  oder  des  Schiffes,  sowie  alle  durch  eine  Handlung  seinerseits  her- 
rührenden Schäden  und  Verluste  fallen  dem  Versicherer  nicht  zur  Last,  und 
die  Prämie  kommt  ihm  sogar  zu,  falls  die  Risikos  bereits  zu  laufen  be- 
gonnen haben. 

183.  Alle  durch  Handlungen  und  Verschulden  der  Eigenthömer, 
Befrachter  oder  Verlader  entstandenen  Schäden  fallen  den  Versicherem  nicht 
zur  Last. 


1)  H^ach  Art  347  des  französischen  H.  G.  ß.  (cfr.  Bd  11  S.  577)  darf  der 
Versicherungsvertrag  nicht  betreffen:  die  Fracht  der  auf  dem  Schiffe  befindlichen  Waaren, 
den  aus  den  Waaren  erhofften  Gewinn,  die  Heuer  der  Schiffsleute,  die  Bodmereidarlehne, 
den  Seegewinn  ans  letzteren. 
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184.  Der  Versicherer  haftet  für  die  ÜDredlichkeiten  und  Verschuld aogen 
des  Eapitains  'und  der  Mannschaft,  welche  unter  dem  Namen  Baratterie 
des  Schififsführers  bekannt  sind,  ausser  wenn  das  Gegentheil  verabredet 
worden  ist. 

Er  haftet  nicht  für  die  Unredlichkeiten  des  vom  Versicherten  gewählten 
Kapitains,  wenn  nicht  eine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

185.  In  der  Police  sind  die  Waaren  zu  vermerken,  die  ihrer  Natur 
nach  einer  besonderen  Deterioration  oder  Verminderung  ausgesetzt  sind,  wie 
Getreide  oder  Salz,  oder  Waaren,  welche  dem  Ausrinnen  unterworfen  sind; 
sonst  haften  die  Versicherer  für  Schäden  oder  Verluste,  welche  diese  Waaren 
treffen  könnten,  nicht,  es  sei  denn,  dass  dem  Versicherten  bei  der  Voll- 
ziehung der  Police  die  Beschaffenheit  der  Ladung  unbekannt  war. 

186-  Wenn  die  Versicherung  Waaren  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  zum 
Gegenstand  hat  und,  nachdem  das  Schiff  seinen  ersten  Bestimmungshafen  er- 
reicht hat,  eine  Rückladung  nicht  aufgenommen  wird,  oder  wenn  die  Rück- 
ladung nicht  vollständig  ist,  so  erhält  der  Versicherer,  falls  nicht  das  Gegentheil 
vereinbart  ist,  nur  nach  Verhältniss  zwei  Drittel  der  verabredeten  Prämie. 

187.  Wenn  die  Versicherung  Waaren  zum  Gegenstande  hat,  so  erfolgt 
die  Abschätzung  nach  dem  Werthe  derselben  zur  Zeit  und  am  Orte  der 
Verladung,  einschliesslich  aller  gezahlten  Gebühren  und  der  entstandenen 
Unkosten  bis  zur  Anbordschaffung,  sowie  der  Versicherungsprämie  und  der 
Nebenkosten. 

Die  Abschätzung  des  Rumpfes,  des  Kiels,  des  Takelwerks  und  der  Geräthe 
eines  Schiffes  erfolgt  nach  ihrem  Werth  am  Tage  des  Beginnes  der  Risikos. 

Die  Abschätzung  des  Proviants,  der  Ausrüstung  und  aller  übrigen  in 
Geld  schätzbaren  Gegenstände  erfolgt  nach  ihrem  Werth  zur  Zeit  und  am 
Ort  des  Beginnes  der  Risikos. 

188.  Ein  V ersicher ungs-  oder  Rückversicherungsvertrag,  welcher  für 
eine  den  Werth  der  versicherten  Gegenstände  übersteigende  Summe  ab- 
geschlossen worden  ist,  ist  nur  dem  Versicherten  gegenüber  null  und  nichtig, 
^enn  nachgewiesen  wird,  dass  Dolus  oder  Betrug  seinerseits  vorgelegen  habe. 

189.  In  demselben  Falle  ist  der  Vertrag,  wenn  weder  Dolus,  noch 
Betrug  vorgelegen  hat,  bis  zur  Höhe  des  Werthes  der  versicherten  Gegen- 
stände nach  der  vorgenommenen  oder  vereinbarten  Abschätzung  gültig. 

190.  Haben  die  Parteien  die  Abschätzung  des  erhofften  Gewinnes 
verabredet,  so  ist  diese  Abschätzung  gesetzlich  gültig,  ohne  dass  es  eines 
anderen  Nachweises  bedarf. 

191.  Es  wird  nicht  angenommen,  dass  die  Versicherung  der  Bod- 
mereidarlehne  den  Seegewinn  um&sse. 

192.  Im  Falle  der  Versicherung  der  Fracht  von  versicherten  Gegen- 
standen erfolgt  die  Entschädigung,  welche  auf  diese  Gegenstände  in  Folge 
von  besonderen  Havarien  geleistet  ist,  in  gleichem  Verhältniss  auf  die 
Fracht. 

193-  Der  Versicherer  des  Ueberfehrtspreises  haftet  für  die  Verluste, 
welche  der  Versicherte  an  diesen  Geldern  in  Folge  von  Seegefahren  nachweist, 
wie  für  die  Kosten  der  Löschung  und  Wiedereinschiffung,  der  Verpflegung 
und  Wohnung  für  die  Passagiere  im  Anlandungshafen,  den  Ersatz  des  ver- 
lorenen oder  beschädigten  Proviants,  die  Kosten  der  Weiterbeforderung  an 
Bord  eines  andern  Schiffes. 

194.  Erfolgt  die-  Versicherung  getrennt  auf  Waaren,  die  auf  mehrere 
bezeichnete  Schine,  mit  Angabe  der  auf  einem  jeden  versicherten  Summe, 
verladen  werden  sollen,  und  wird  die  ganze  Ladung  auf  ein  einziges  Schiff 
oder  eine  kleinere  Anzahl  Schiffe,  als  die  im  Vertrage  bezeichnete,  verladen, 
so  haftet  der  Versicherer  nur  für  die  Summe,  welche  er  auf  das  oder  die  mit . 
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Ladung  versehenen  Schiffe  versichert  hat,  auch  wenn  alle  bezeichneten  Schiffe 
untergegangen  sind,  und  er  erhalt  nichtsdestoweniger  die  im  Art.  177  vor- 
geschriebene Entschädigung. 

195-  Der  Versicherer  haftet  nicht  mehr  für  die  Risikos,  und  er  hat 
auf  die  Prämie  Anspruch,  wenn  der  Versicherte  das  Schiff  nach  einem  eot- 
fernteren,  als  dem  im  Vertrage  bezeichneten  Orte  sendet,  wenn  auch  auf 
demselben  Wege. 

Die  Versicherung  hat  ihre  volle  Wirkung,  wenn  die  Reise  abgekürzt 
wird,  vorausgesetzt,  dass  der  Kapitain  in  einem  Zwischenhafen  (port 
d'^chelle)  landet. 

Der  Versicherer  haftet  indessen  für  die  Verluste,  die  Schäden  und  die 
Auslagen,  welche  vor  der  Verlängerung  oder  dem  Wechsel  der  Reise  ent- 
standen sind. 

196.  Jede  nach  dem  Verluste  oder  der  Ankunft  der  versicherten 
Gegenstände  abgeschlossene  Versicherung  ist  nichtig,  wenn  nachgewiesen 
wird,  dass  dem  Versicherten  der  Verlust,  beziehungsweise  dem  Versicherer 
die  Ankunft  der  versicherten  Gregenstande  vor  der  Unterzeichnung  des  Ver- 
trages hätte  bekannt  sein  müssen. 

197.  Fällt  das  Beweisverfehren  gegen  den  Versicherten  aus,  so  zahlt 
dieser  dem  Versicherer  eine  doppelte  Prämie. 

Im  Falle  des  Beweises  gegen  den  Versicherer,  zahlt  derselbe  dem  Ve^ 
sicherten  den  doppelten  Betrag  der  vereinbarten  Prämie.^) 

198.  Die  Klausel:  „frei  von  Havarien",  befreit  die  Versicherer  von 
jedem  Anspruch  für  gemeinschaftliche  oder  besondere  Havarien,  ausgenom- 
men in  den  Fällen,  welche  die  Vornahme  des  Abandons  frei  lassen,  und 
in  diesen  Fällen  haben  die  Versicherten  die  Wahl  zwischen  dem  Abandon 
und  der  Anstellung  der  Havarieklage. 

Abschnitt  111. 
Von    dem    Abandon. 

199.  Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  kann  erfolgen: 

im  Falle  der  Aufbringung,  des  Schiffbruchs,  der  Strandung  mit  Brach, 

deV  in  Folge  von  Seeun&Uen  eingetretenen  Seeuntuchtigkeit ; 
im  Falle  des  Embargos  Seitens  einer  fremden  Macht; 
im  Falle  des  Verlustes  oder  der  Deterioration  der  versicherten  Gegen- 
stände,   wenn  die  Deterioration  oder  der  Verlust  mindestens  drei 
Viertel  beträgt. 
Der  Abandon    kann,    im  Falle   des  Embargos  Seitens    der  Regierung, 
selbst  nach  Antritt  der  Reise  erfolgen. 

200.  Er  darf  vor  Antritt  der  Reise  nicht  erfolgen. 

201.  Alle  anderen  Schäden  werden  als  Havarien  angesehen  QQ« 
zwischen  den  Versicherem  und  Versicherten  nach  Massgabe  ihres  Interesses 
regulirt. 

202.  Der  Abandon  der  versicherten  Gegenstände  darf  weder  em 
partieller,  noch  ein  bedingter  sein. 

Er  erstreckt  sich  nur  auf  die  Sachen,  welche  den  Gegenstand  der  Ve^ 
Sicherung  und  des  Risikos  bilden. 

208.     Der  Abandon  an  die  Versicherer  muss  erfolgen: 

binnen   einem   halben   Jahre   nach   dem  Tage   des   Empfanges  der 
Nachricht  von  dem  Untergange,  welcher  sich  in  den  Häfen  oder 

*)  lieber  die  abweichenden  Bestimmangen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfir.  Note  1 
EU  Art  210  des  Aegyptischen  See-H.  G.  B.,  S.  69. 
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an  den  Küsten  Europas   oder  denjenigen  Asiens  und  Afrikas  im 
Mittelländischen  Meere  ereignet  bat; 
binnen    einem  Jahre   nach  dem  Empfange   der  Nachricht    von  dem 
Untergange,    der   in  Afrika   diesseits    des  Kaps  der  guten  Hoff- 
nung oder  in  Amerika  diesseits  des  Kaps  Hörn  stattgefunden  hat; 
binnen  anderthalb  Jahren   nach  Eintreffen    der  Nachricht   von  dem 
Untergange,  welcher  in  allen  andern  Theilen  der  Erde  erfolgt  ist. 
Nach  Ablauf   dieser  Fristen  sind  die  Versicherten   zur  Vornahme  des 
Abandons  nicht  mehr  befugt 

Im  Falle  der  Aufbringung  oder  des  Embargos  Seitens  einer  Macht, 
laufen  die  vorerwähnten  Fristen  erst  nach  Ablauf  derjenigen,  welche  im 
Art.  220  festgesetzt  sind. 

204.  Der  Versicherer  kann,  ohne  den  Ablauf  der  obenerwähnten 
Fristen  abzuwarten,  den  Versicherten  zur  Vornahme  des  Abandons  auffor- 
dern. Erfolgt  derselbe  Seitens  des  Versicherten  nicht  binnen  Monatsfi*ist, 
so  ist  er  dazu  nicht  mehr  befugt. 

205.  Im  Falle  der  Rückversicherung  müssen  die  Rückversicherten 
dem  Rückversicherer  den  Abandon  binnen  der  im  Art.  57  des  Wechsel- 
gesetzes vom  20.  Mai  1872  festgesetzten  Frist  ^)  anzeigen. 

Diese  Frist  beginnt  von  dem  Tage  der  durch  die  ursprünglichen  Ver- 
sicherten gemachten  Anzeige  von  dem  Abandon  zu  laufen. 

206.  In  dem  Falle,  dass  der  Abandon  ei*folgen  kann,  und  bei  allen 
anderen  Unfällen,  für  welche  die  Versicherer  haften,  hat  der  Versicherte, 
bei  Strafe  der  Schadloshaltung,  dem  Versicherer  die  erhaltenen  Nachrichten 
mitzutheilen. 

Die  Mittheilung  muss  binnen  3  Tagen  nach  dem  Empfang  der  Nach- 
richt erfolgen. 

207.  Wenn  der  Versicherte  bei  gewöhnlichen  Reisen  nach  Ablauf 
von  sechs  Monaten,  von  dem  Tage  der  Abfahrt  des  Schiffes  oder  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  auf  welchen  sich  die  letzten  eingetroffenen  Nachrichten 
beziehen,  bei  längeren  Seereisen  nach  Ablauf  eines  Jahres  erklärt,  keinerlei 
Nachrichten  von  seinem  Schiffe  erhalten  zu  haben,  so  kann  er  den  Abandon 
an  den  Versicherer  vornehmen  und  die  Bezahlung  der  Versicherungssumme 
fordern,  ohne  dass  eine  besondere  Bescheinigung  über  den  Verlust  er- 
forderlich ist. 

Nach  Ablauf  der  6  Monate  oder  des  Jahres  geniesst  der  Versicherte 
zu  seinem  Vorgehen  die  im  Art.  203  angegebenen  Fristen. 

208.  Im  Falle  einer  Versicherung  auf  bestimmte  Zeit  wird  nach  Ab- 
lauf der  oben  für  gewöhnliche  und  lange  Seereisen  festgesetzten  Fristen 
vermuthet,  dass  der  Verlust  des  Schiffes  innerhalb  der  Versicherungszeit 
eingetreten  ist. 

809.  Als  lange  Seereisen  sind  diejenigen  anzusehen,  bei  welchen  fol- 
gende Grenzen  überschritten  werden: 

nach  Süden  der  30.  Grad  nördlicher  Breite; 
nach  Norden  der  72.  Grad  nördlicher  Breite; 
nach  Westen  der  15.  Längengrad  des  Meridians  von  Paris; 
nach  Osten  der  44.  Längengrad  des  Meridians  von  Paris. 
210.     Durch    die   im   Art.  206   erwähnte  Mittheilung   kann    der  Ver- 
sicherte entweder  den  Abandon  des  Schiffes  vornehmen,  indem  er  den  Ver- 
sicherer  auffordert,    die  Versicherungssumme   in  der  vertragsmässig  festge- 


^)  D.  h.  je  nftch  der  Entfernung  1,  2,  5,  8  Monate;  im  Falle  eines  Seekrieges 
werden  diese  fristen  für  die  überseeischen  Länder  verdoppelt. 
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stellten  Frist  zu  zahlen,    oder  sich  den  Abandon  innerhalb  der  gesetzlicha 
Fristen  vorbehalten. 

211.  Bei  der  Vornahme  des  Abandons  ist  der  Versicherte  verpflichtet, 
alle  Versicherungen  anzugeben,  welche  er  auf  die  versicherten  Gegenstävifi 
abgeschlossen  hat  oder  hat  abschliessen  lassen,  selbst  didenigen ,  welche  ? 
angeordnet  hat,  sowie  diejenigen,  welche  mit  seinem  Wissen  von  Ande^ 
auf  dieselben  Gegenstände  etwa  abgeschlossen  sein  sollten,  andren&Us  ^H 
die  Zahlungsfrist,  die  am  Tage  des  Abandons  zu  laufen  anfangen  mass.  ^i 
zu  dem  Tage  suspendirt,  an  welchem  er  besagte  Erklärung  notificiren  ias^ 
ohne  dass  hieraus  eine  Verlängerung  der  für  die  Anstellung  der  Abanä*^- 
klage  festgesetzten  Frist  folgt. 

212.  Im  Falle  einer  betrügerischen  Erklärung  werden  dem  V<^ 
sicherten  die  Wirkungen  der  Versicherung  entzogen. 

213.  Ist  der  Zeitpunkt  der  Zahlung  im  Vertrage  nicht  angegebec, 
hat   der  Versicherer   die  Versicherungssumme   3  Monate   nach  der  Anxefi 
des  Abandons  zu  bezahlen. 

214.  Die  Beweisstücke  über  die  Verladung  und  den  Verlust  müz^ 
dem  Versicherer  mitgetheilt  werden,  bevor  er  auf  Zahlung  der  Versichenüi?- 
summe  verklagt  werden  kann. 

215.  Dem  Versicherer  ist  die  Führung  des  Gegenbeweises  gegen  Si 
in  den  Zeugnissen  angeführten  Thatsachen  gestattet. 

Die  Zulassung  zum  Gegenbeweis    suspendirt  aber  nicht  die  Vernrtla- 
lung   des    Versicherers    zur   provisorischen    Bezahlung   der    Versichenuiff 
summe,  wenn  der  Versicherte  Bürgschaft  leistet. 

Die  Haftung  der  Bürgschaft  erlischt  nach  Ablauf  von  2  ^)  Jakren,  ob 
eine  Verfolgung  des  Anspruchs  bis  dahin  nicht  eingetreten  ist. 

216.  Nachdem  der  Abandon  angezeigt  und  angenommen  oder  S^ 
gültig  erklärt  worden  ist,  gehören  die  versicherten  Gegenstände,  von  tka 
Momente  des  Abandons  ab,  dem  Versicherer. 

Der  Versicherer  kann  sich  nicht,  unter  dem  Verwände  der  Räckbk 
des  Schiffes,  der  Zahlung  der  Versicherungssumme  entziehen. 

217.  Der  Versicherer  des  erhofften  Gewinnes  darf,  im  Falle  des  Ahn* 
dons,  bezüglich  des  Gegenstandes  von  demjenigen,  welcher  denselben  i* 
versichern  lassen,  nichts  verlangen. 

218*  Im  Falle  des  Abandons  der  Fracht  gehört  die  Fracht  des  t^ 
borgenen  oder  in  den  Skalahäfen  gelöschten  Theils  der  Ladung,  sowie  ie 
im  Augenblicke  des  Un&Us  noch  geschuldete  Ueberiahrtspreis,  aoch  veis 
derselbe  im  Voraus  oder  während  des  Verlaufes  der  Reise  bezahlt  wonlcs 
ist,  dem  Versicherer  der  Fracht,  unbeschadet  der  Ansprüche  der  Bodmercr 
darleiher,  sowie  derjenigen  der  Mannschaft  für  ihre  Heuer  und  RückbeCc- 
derung,  und  der  Kosten  und  Ausgaben  während  der  Reise. 

219.  In  demselben  Falle  kann  der  Versicherer  der  Fracht  von  der 
Versicherungssumme  Alles  das  abziehen,  was  der  Versicherte  for  die  Heuer 
der  Mannschaft  oder  für  alle  anderen,  in  der  Versicherung  einbcgriffeoefi 
Ausgaben,  von  welchen  ihn  der  Unfall  befreit  hat,  nicht  zu  entrichten  bs: 

Die  Prämie  für  den  abgezogenen  Betrag  wird  voll  zurückerstattet 

220.  Im  Falle  der  Aufbringung  durch  Seeräuber  oder  Feinde  ocr 
des  Embargos  Seitens  einer  Macht,  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  i»^ 
binnen  3  Tagen  nach  dem  Empfang  der  Nachricht  dem  Versicherer  mitzc- 
theilen. 


1)  Nach  Französischem  Recht  (Art.  884  H.  G.  B.,  cfr,  Bd.  U  S.  6Si:  i«i 
4  Jahren. 
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Der  Abandon  der  versicherten  Waaren  kann  erst  erfolgen: 

nach  Ablauf  von  6  Monaten    nach  der  Mittheilung,    falls  die  Auf- 
bringung oder  das  Embargo  in  den  Europäischen  und  den  Europa 
von  Asien  und  Afrika  trennenden  Meeren  stattgefunden  hat; 
nach  Ablauf   eines  Jahres,    falls  die  Wegnahme  oder  das  Embargo 
in  einem  entfernteren  Lande  sich  ereignet  hat. 

In  dem  Falle,  dass  die  aufgebrachten  oder  mit  Embargo  belegten 
Waaren  dem  Verderben  ausgesetzt  sind,  werden  die  oben  erwähnten  Fristen 
im  ersteren  Falle  auf  1  Vs  Monate  und  im  letzteren  Falle  auf  3  Monate  reducirt. 

Wenn  der  versicherte  Gegenstand  vor  Ablauf  dieser  Fristen  für  gute 
Prise  erklärt  oder  konfiscirt  worden  ist,  kann  der  Abandon  durch  Mitthei- 
lung dieser  Nachricht  an  die  Versicherer  erfolgen. 

221*  Innerhalb  der  im  vorstehenden  Artikel  festgesetzten  Fristen  haben 
die  Versicherer^)  alle  in  ihrer  Macht  stehenden  Massregeln  zu  treffen,  um 
die  Aufhebung  des  Embargos  oder  die  Befreiung  der  au%ebrachten  Gegen- 
stände zu  erlangen. 

Die  Versicherer  können  ihrerseits,  in  Gemeinschaft  mit  den  Ver- 
sicherten oder  einzeln,  alle  Schritte  zu  gleichem  Zwecke  unternehmen. 

222.  Der  Abandon  auf  Grund  der  Seeuntüchtigkeit  ist  unstatthaft, 
wenn  das  gestrandete  Schiff  wieder  flott  gemacht,  reparirt  und  zur  Fort- 
setzung der  Reise  nach  dem  Bestimmungsorte  wieder  in  den  Stand  gesetzt 
werden  kann. 

In  diesem  Fall  behält  der  Versicherte  seinen  Regress  gegen  die  Ver- 
sicherer hinsichtlich  der  durch  die  Strandung  verursachten  Kosten  und 
Havarien. 

223-  Wenn  das  Schiff  für  seeuntüchtig  erklärt  worden  ist,  hat  dies 
der  bezüglich  der  Ladung  Versicherte  binnen  3  Tagen  nach  dem  Empfang 
der  Nachricht  anzuzeigen. 

224.  Der  Kapitain  hat  in  diesem  Falle  alle  Sorgfalt  aufzubieten,  um 
Behufs  des  Transportes  der  Waaren  nach  ihrem  Bestimmungsort  ein  anderes 
Schiff  zu  beschaffen. 

225.  Der  Versicherer  trägt  in  dem  Falle  des  vorstehenden  Artikels 
das  Risiko  für  die  auf  ein  anderes  Schiff  verladenen  Waaren  bis  zu  ihrer 
Ankunft  und  Löschung. 

226.  Der  Versicherer  haftet  ausserdem  für  die  Havarien,  die 
Löschungs-,  Lager-  und  Wiederverladungskosten,  den  Frachtzuschlag,  sowie 
f&r  alle  sonstigen  Behufs  Bergung  der  Waaren  aufgewendeten  Kosten. 

227.  Hat  der  Kapitain  innerhalb  der  im  Art.  220  vorgeschriebenen 
Fristen  kein  Schiff  zur  Wiederverladung  und  Weiterbeförderung  der  Waaren 
nach  ihrem  Bestimmungsort  finden  können,  so  kann  der  Versicherte  den 
Abandon  vornehmen. 

TITEL  Vm. 
Von  dem  Zusammenstoss.^) 

228.  Im  Fall  eines  Zusammenstosses  von  Schiffen  wird,  wenn  der 
Unfall  durch  blossen  Zufall  oder  durch  höhere  Gewalt  herbeigeführt  worden 


*)  Es  dürfte  eio  Druckfehler  vorliegen  und  „Versicherten"  gemeint  sein;  cfr.  den 
im  Wesentlichen  übereinstimmenden  Art.  388  des  Französischen  H.  G.  B.  (Bd.  U 
S.  582). 

')  Dieser  Titel  ist  neu  hinzugelugt;  er  weicht  wesentlich  von  den  Französi- 
schen Bestimmungen  ab,  namentlich  ist  der  b'all  ganz  unerwähnt  gelassen,  wo  die 
Ursache  des  Zusammenstosses  zweifelhaft  ist;  in  diesem  Falle  soll  nach  dem  Art.  407 
des  Französischen  H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  II  S.  584)  der  Schaden  von  beiden  Schiffen 
gemeinschaftlich  und  zn  gleichen  Theilen  getragen  werden. 
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ist,  der  Schaden  ohne  Anspruch  auf  Rückerstattung  von  den  Gegenständen 
getragen,  die  denselben  erhtten  haben. 

Wenn  der  Zusammenstoss  durch  ein  Verschulden  erfolgt  ist,  wird  der 
Schaden  von  dem  SchifiPe  getragen,  an  dessen  Bord  der  Fehler  begangen 
worden  ist. 

Die  Anwesenheit  von  Lootsen  schliesst  die  im  vorstehenden  Alinea 
festgesetzte  Haftung  nicht  aus*^) 

229.  Ist  an  Bord  beider  Schiffe  ein  Versehen  begangen  worden,  so 
wird  der  gesammte  Schaden  von  beiden  Schiffen  getragen,  und  zwar  im 
Verhältniss  der  Schwere  des  Verschuldens,  welches  gegenseitig  ßAs  Ursache 
des  Unfalls  konstatirt  worden  ist.*) 

230.  Der  Regress  ist  gegen  das  Schiff,  welches  den  Zusammenstoss 
verschuldet  hat,  in  der  Person  des  Eapitains  oder  der  Eigenthümer  desselben 
zu  richten. 

Der  Kapitain  haftet  nur  dann  persönlich,  wenn  ein  Verschulden  oder 
eine  Nachlässigkeit  seinerseits  vorliegt. 

231-  Die  von  dem  Eapitain  oder  dem  Eigenthümer  des  angefiähreoen 
Schiffes  erhobene  Klage  wahrt  die  Ansprüche  der  Leute  der  Mannschaft 
der  dritten  Verlader,  der  Passagiere  und  aller  anderen  Interessenten.  In 
Ermangelung  des  Eigenthümers  oder  des  Kapitains,  kann  die  Klage  von 
jedem  Interessenten  erhoben  werden. 


TITEL  IX. 
Von  der  Unzulässigkeit  der  Klagen  und  von  der  Verjähruiig. 

232.  Unstatthaft  sind  alle  Klagen: 

gegen  den  Kapitain  und  die  Versicherer  wegen  Beschädigung  der 
Waaren,  falls  sie  ohne  Protest  in  Empfang  genommen  worden  sind; 

gegen  den  Befrachter  wegen  Havarien,  wenn  der  Kapitain  die 
Waaren  abgeliefert  und  die  Fracht  emp&ngen  hat,  ohne  Protest  er- 
hoben zu  haben; 

auf  Schadloshaltung  wegen  Schäden,  welche  durch  Zusammen- 
stösse  an  einem  Orte  verursacht  worden  sind,  wo  der  Kapitain  hätte 
klagen  können ,  falls  er  keine  Reklamationen  erhoben  hat. 

233.  Biese  Proteste  und  Reklamationen  sind  nichtig,  wenn  sie  nicht 
binnen  24  Stunden,  wobei  die  Feiertage  nicht  gerechnet  werden,  erhoben 
und  zugestellt  sind,  und  wenn  ihnen  nicht  binnen  Monatsfrist  nach  ihrem 
Datum  eine  gerichtliche  Klage  gefolgt  ist. 

In  dem  Falle  jedoch,  wo  der  Zusammenstoss  den  gänzlichen  Verlust 
des  Schififes  zur  Folge  gehabt  hat,  beträgt  die  Frist  far  die  Mittheilung 
1  Monat,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Interessenten  von 
dem  Unfall  Kenntniss  erhalten  haben. 


1)  Abweichend  vom  Deutschen  H.  G.  B.  (Art.  740,  cfr.  Bd.  11  S.467),  welches 
allerdings  einen  „Zwangslootsen"  voraussetzt. 

»)  Nach  Art.  737  des  Deutschen  H.  G.  B.  (ctr.  Bd.  II  S.  467)  findet  in  diesem 
Falle  ein  Anspruch  auf  Ersatz  des  zugefügten  Schadens  nicht  statt;  nach  dem  Art  32S 
des  Columbianischen  See-H.  G.  B.  (cfr.  Bd.  11  S.  189)  hat  jedes  Schiff  seinen 
Schaden  selbst  zn  tragen,  ebenso  nach  Gnatemalanischem  (Art.  1004  H.  Ü-  ^^ 
cfr.  Bd.  IIS.  743),  Argentinischem  (Art.  1424,  cfr.  S.  259)  und  Chilenischem 
Kecht  (Art.  1130  H.  G.  ß.,  s.  unten);  nach  Aegyptischem  Recht  (Art.  242  Se^ 
B.  G.  B.,  cfr.  S.  75)  wird  der  Schaden  von  den  Schifien  gemeinschaftlich  getragen,  nnd 
zwar  im  Verhältniss  ihres  resp.  Werthes. 
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234.  UDStatthaft  sind  alle  Klagen  auf  Beitrag  Seitens  der  Reklamanten 
von  Waaren,  welche  nicht  abgeliefert  sind,  wenn  die  Klage  nicht  binnen 
3  Monaten  nach  der  Ankunft  des  Schifles  im  Bestimmungshafen  bei  Gericht 
anhängig  gemacht  worden  ist. 

235.  Alle  Klagen,  welche  sich  auf  einen  Bodmereivertrag,  einen  Vertrag 
über  eine  Seehypothek  oder  eine  Chartepartie  gründen,  verjähren  nach  3  Jahren 
und  zwar  gerechnet: 

von  dem  Tage,  an  welchem  die  Forderung  exigibel  geworden  ist, 
wenn  es  sich  um  Bodmerei-  und  Seehypotheken  vertrage  handelt; 

von  dem  Tage,  an  welchem  die  Eeise  beendet  ist,  wenn  es  sich 
um  eine  Chartepartie  handelt. 

236.  Es  verjähren  alle  Klagen: 

auf  Zahlung  der  Fracht  des  Schiflfes,  der  Heuer  und  des  Ge- 
haltes der  Schiffsoffiziere,  Matrosen  und  anderen  Schiffsleute  1  Jahr 
nach  beendeter  Reise; 

wegen  der  Beköstigung  der  Schiffsleute,  welche  auf  Befehl  des 
Kapitains  geliefert  ist,  1  Jahr  nach  der  Lieferung; 

wegen  der  Lieferungen  von  Gegenständen,  welche  für  die  Equi- 
pirung  und  zur  Yerproviantirung  des  Schiffes  erforderlich  sind,  1  Jahr 
nach  der  Vornahme  der  Lieferungen; 

wegen  der  Arbeitslöhne  und  geleisteter  Arbeiten  1  Jahr  nach  der 
Abnahme  der  Arbeiten; 

auf  Ablieferung  von  Waaren  1  Jahr  nach  der  Ankunft  des 
Schiffes. 

Uebergaligsbestliiimiingen. 

237.  Vom  Tage  des  Inkrafttretens  der,  das  Seerecht  betreffenden  Be- 
stimmungen des  neuen  Handelsgesetzbuches  werden  die  Art.  197 — ^215  des 
Handelsgesetzbuches  von  1808  aer  Civilprozessordnung  beigefügt,  um  dort 
bis  zur  Revision  der  letzteren  beobachtet  zu  werden.*) 


Handelsgesetzbach  von  isos. 


TITEL  IL 
Von  der  Beschlagnahme  und  dem  Verkauf  der  Sehiffe. 

197-  Alle  Seefahrzeuge  können  mit  Beschlag  belegt  und  gerichtlich 
verkauft  werden;  und  das  Vorrecht  der  Gläubiger  wird  durch  Beobachtung 
folgender  Förmlichkeiten  beseitigt. 

198.  Es  kann  erst  24  Stunden  nach  dem  Zahlungsbefehl  zur  Beschlag- 
nahme geschritten  werden. 


^)  Gfr.  Note  1  zu  Titel  II  dieses  Gesetzes,  S.  354. 
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199.  Dieser  Befehl  mass  an  den  Ei^eothümer  persönlich  oder  4 
seiD  Domicil  gerichtet  sein,  wenn  es  sich  um  die  Ausübung  eines  ahfv 
meinen  Klageanspruches  gegen  ihn  handelt. 

Der  Befehl  kann  an  den  Eapitain  des  Schiffes  ergehen,  wenn  di^  Fcv 
derung  zu  der  Zahl  derjenigen  gehört,  welche  nach  den  Bestimmon^n  ^ 
Art.  19P)  ein  Vorrecht  auf  das  Schiff  begründen. 

200-     Der  Gerichtsvollzieher  vermerkt  im  Protokoll: 

den  Namen,    den  Stand  und  den  Wohnort  des  Grläabigers,  für 

er  handelt; 
den  Titel,  kraft  dessen  er  verfährt; 
die  Summe,  deren  Zahlung  er  beitreibt; 

die  von  dem  Gläubiger,  sowohl  am  Sitze  des  Gerichts,  bei  dem 

Verkauf  betrieben    werden  soll,    als   auch   an  dem  Orte,  wo 

mit  Beschlag  belegte  Schiff  vor  Anker  liegt,  getroffene  Wahl  4 

Domicils; 

die  Namen  des  Eigenthümers  und  des  Kapitains; 

den  Namen,  die  Gattung  und  den  Tonnengehalt  des  Fahrzeag«i 

Derselbe  verzeichnet  und  beschreibt  die  Schaluppen,    die  Kähne,  i 

Takelwerk,  die  Schiffsgeräthe,  die  Utensilien,  die  Waffen,  die  Manitioo  « 

die  Lebensmittel  des  Schiffes. 

Er  setzt  einen  Wächter  ein. 

201.  Wohnt  der  Eigenthümer   des  mit  Beschlag  belegten  Schiffe 
Gerichtsbezirk,  so  muss  der  Beschlagnehmende  ihm  binnen  einer  Fri?t  ^ 
3  Tagen  eine  Abschrift  des  Beschlagnahmeprotokolls  zustellen    und  ihn 
das  Gericht   Behufs    Vornahme    des    Verkaufs   der    mit  Beschlag   heltß 
Sachen  vorladen  lassen. 

Hat  der  Eigenthümer  nicht  im  Gerichtsbezirke  sein  Domicil,  so  ^^ 
ihm  Zustellungen  und  Vorladungen  zu  Händen    des  Kapitains    des  mit 
schlag  belegten  Fahrzeuges  oder,    in  dessen  Abwesenheit,    demjenigen, 
den  Eigenthümer  oder  den  Eapitain  vertritt,  übermittelt,  und  die  dreitä^ 
Frist  wird  um  je  einen  Tag  pro  Entfernung  von  2V2  Myriametern  (5  Meff 
von  seinem  Domicil  verlängert. 

Ist  er  ein  Ausländer  und  ausserhalb  Frankreichs*)  wohnhaft,  ?o 
folgen*  die  Zustellungen  und  Vorladungen  nach  Massgabe  des  Art.  ^ 
Ci  vilprozessordn  ung. 

202.  Betrifft  die  Beschlagnahme  ein  Fahrzeug  von  mehr  als  10  lonv. 
so   werden   die   zu   verkaufenden  Sachen   3  Mal   ausgerufen    und  pubL 
Die  Ausrufe  und  Publikationen    erfolgen  hintereinander    von    8  zu  c  T: , 
auf  der  Börse    und  dem  öffentlichen  Hauptplatze  des  Ortes,    wo  das  Sc! 
vor  Anker  liegt. 

Die  Anzeige  hierüber  ist  in  eins   der  am  Sitze  des  die  Beschlagi 
betreibenden    Gerichts   erscheinenden    Blätter   und,    in   Ermangelang 
solchen,  in  irgend  eins  der  in  dem  betreffenden  Departement  erscheinen 
Blätter  einzurücken. 

203.  Binnen  2  Tagen  nach  jedem  Ausrufe  und  jeder  Pablika^ 
werden  Anschlagzettel  an  den  Hauptmast  des  mit  Beschlag  belegten  Schii 
an  den  Haupteingang  des  Gerichts,  von  welchem  das  Ver&hren  geiäSÄi 
wird,  auf  dem  öffentlichen  Platze  und  auf  dem  Quai  des  Hafens,  wo  uji 
Schiff  vor  Anker  liegt,  sowie  auf  der  Handelsbörse  angeheftet. 


»)  Jetzt  ist  Art.  4  des  G-esetzes  vom  21.  August  1879  (s.  S.  352)  an  dessen  Sirj« 
getreten. 

*)  Wohl  aus  Versehen  stehen  gehlieben. 


m.    Belgien.  385 

204.  Die  Ausrufe,  Pablikationen  und  Anschlagzettel  müssen  angeben: 
den  Namen,  den  Stand  und  den  Wohnort  des  Betreibenden; 

die  Titel,  auf  Grund  derer  er  vorgeht; 

den  Betrag  seiner  Forderung; 

die  am  Sitze  des  Gerichts  und  an  dem  Orte,  wo  das  Schiff  vor 
Anker  liegt,  getroffene  Wahl  des  Domicils; 

den  Namen  und  den  Wohnort  des  Eigenthümers  des  mit  Beschlag 
belegten  Schiffes; 

den  Namen  des  Schiffes  und  denjenigen  des  Eapitains,  falls  es  aus- 
gerüstet oder  in  der  Ausrüstung  begriffen  ist; 

den  Tonnengehalt  des  Schiffes; 

den  Ort,  wo  es  liegt  oder  flott  ist; 

den  Namen  des  Sachwalters  des  Betreibenden ; 

das  erste  Gebot; 

die  Andienztermine,  an  welchen  weitere  Gebote  entgegengenommen 
werden  sollen. 

205.  Nach  dem  ersten  Ausrufe  werden  die  Gebote  an  dem  in  dem 
Anschlagzettel  angegebejien  Tage  entgegengenommen. 

Der  mit  dem  Verkauf  von  Amtswegen  betraute  Richter  fährt  fort, 
weitere  Gebote  nach  jedem  Ausrufe  von  8  zu  8  Tagen  an  dem  von  ihm 
durch  Yerf&^ung  festgesetzten  Tage  entgegen  zu  nehmen. 

206.  Nach  dem  dritten  Ausrufe  erfolgt  die  Adjudikation  an  den  Meist- 
bietenden und  Letztbietenden,  bei  Erlöschen  der  Kerzen  (ä  Textinction  des 
feux),  ohne  andere  Förmlichkeit. 

Der  von  Amtswegen  betraute  Richter  kann  jedoch  eine  oder  zwei 
Verlängerungsfristen  von  je  8  Tagen  bewilligen.  Diese  Fristen  werden 
publidrt  und  durch  Anschlag  bekannt  gemacht. 

207.  Betrifft  die  Beschlagnahme  Barken,  Schaluppen  und  sonstige 
Hafenfahrzeuge  von  10  Tonnen  und  weniger  Gehalt,  so  erfolgt  der  Zuschl^ 
im  Audienztermine  nach  vorhergehender  dreitägiger  Publikation  auf  dem 
Haiendamm,  nebst  Anschlag  an  den  Mast  oder  sonst  an  eine  ins  Auge 
fallende  Stelle  des  Fahrzeuges,  sowie  an  den  Eingang  zum  Gerichtsgebäuae. 

Zwischen  der  Zustellung  der  Beschlagnahmeverfugung  und  dem  Ver- 
kaufe müssen  8  freie  Tage  verstreichen. 

208.  Die  Adjudikation  des  Schiffes  hebt  das  Amt  des  Eapitains  auf; 
es  steht  demselben  jedoch  die  Entschädigungsklage  gegen  den  Betreffenden  zu. 

209.  Die  A(!judikatare  von  Schiffen  jeden  Tonnengehaltes  haben  den 
Kaufpreis  binnen  24  Stunden  zu  bezahlen  oder  denselben  kostenfrei  auf  der 
Handelsgerichtsschreiberei  zu  deponiren,.  bei  Strafe  vermittelst  der  Personal- 
haf);  dazu  angehalten  zu  werden. 

Mangels  Zahlung  oder  Deposition  des  Kaufgeldes,  wird  das  Schiff  von 
Neuem  zum  Verkauf  gestellt  und  3  Tage  nach  einer  neuen  Publikation  und 
einem  einmaligen  Anschlage  auf  Kosten  der  Adjadikatare  zugeschlagen,  welche 
gleichfalls  für  die  Bezahlung  des  Deficits,  der  Schäden,  der  Zinsen  und 
Kosten  persönlich  haften. 

210.  Anträge  auf  Ausschluss  von  Gegenständen  von  der  Versteigerung 
müssen  vor  dem  Zuschlage  erhoben  und  der  Genchtsschreiberei  zugestellt 
werden. 

Wenn  dieselben  erst  nach  erfolgtem  Zuschlage  erhoben  werden,  so  wer- 
den sie  von  Rechtswegen  in  Einsprüche  gegen  die  Aushändigung  der  aus 
dem  Verkaufe  herrührenden  Summen  umgewandelt. 

211.  Dem  Antragsteller  oder  Einspruch  Erhebenden  steht  eine  drei- 
.tägige  Frist  zur  Beibringung  seines  Beweismaterials  zu. 

Der  Beklagte  hat  zur  Klagebeantwortung  3  Tage  Frist. 

Borchardt,  Handel8recfat.  I.    8.  Auflage.  25 
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Die  "Sache  wird  auf  eine  einfache  Yorladang  hin  in  die  Audienz 
gebracht. 

212.  Die  Einsprüche  gegen  Aushändigung  des  Verkaufserlöses  werden 
innerhalb  3  Tagen  nach  dem  Tage  der  Adjudikation  entgegengenoniznen; 
nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  sie  nicht  mehr  zulässig. 

213.  Die  Einspruch  erhebenden  Gläubiger  haben  die  Titel  ihrer  For- 
derungen binnen  3  Tagen  nach  der  Aufforderung  Seitens  des  betreibenden 
Gläubigers  oder  des  dritten  Arrestaten  bei  der  Gerichtsschreiberei  einzu- 
reichen; andernfalls  wird  zur  Yertheilung  des  Verkaufserlöses  gescliritten, 
ohne  dass  dieselben  dabei  berücksichtigt  werden. 

214.  Die  EoUokation  der  Gläubiger  und  die  Vertheilung  der  Gelder 
erfolgt  unter  die  bevorrechtigten  Gläubiger  in  der  im  Art.  191^^  Tor- 
geschriebenen  Reihenfolge  und  unter  die  anderen  Gläubiger  nach  dem 
Verhältniss  ihrer  Forderungen. 

Jeder  locirte  Gläubiger  ist  sowohl  für  das  Kapital,  wie  fiir  Zinsen  und 
Kosten  locirt. 

215.  Ein  segelfertiges  Schiff  darf  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden, 
es  sei  denn  wegen  Schulden,  welche  zum  Zwecke  der  anzutretenden  Reise 
gemacht  worden  sind,  und  selbst  in  diesem  letzteren  Falle  verhindert  die 
Bürgschaft  für  diese  Schulden  die  Beschlagnahme. 

Als  segelfertig  gilt  das  Fahrzeug,  wenn  der  Kapitain  mit  den  fnr  die 
Reise  erforderlichen  rapieren  versehen  ist. 


Buch  m. 

Von   den   Fallimenten,    Bankrotten  und  Moratorien. 

(Gesetz  vom  16.  April  1851.) 

437.  Jeder  Kaufinann,  der  seine  Zahlungen  einstellt,  und  dessen  Kredit 
sich  als  erschüttert  erweist,  befindet  sich  in  dem  Zustande  des  Falliments. 

*  Derjenige,  welcher  nicht  mehr  Handel  treibt,  kann  auch  für  feJlit  erklärt 
werden,  falls  die  Zahlungseinstellung  auf  die  Zeit  zurückzuführen  ist^  in 
welcher  er  noch  Kaufioiann  gewesen  ist. 

Das  Falliment  eines  Kaufinauns  kann  nach  seinem  Tode  ausgesprochen 
werden,  fiedls  er  im  Zustande  der  Zahlungseinstellung  verstorben  ist 

438'  Das  Falliment  wird  als  ein&cher  Bankrott  qualificirt  nnd 
korrektioneil  bestraft,  wenn  sich  der  fedlite  Kaufmann  in  emem  der  im 
Kap.  I  des  folgenden  Titel  II  vorgesehenen  Fälle  von  schwerem  Yerschulden 
befindet. 

Es  wird  als  betrügerischer  Bankrott  qualificirt  und  kriminell  beetrafl, 
wenn  sich  der  fiäUite  Kaufinann  in  einem  cier  im  Kap.  11  desselben  Titels 
vorgesehenen  Fälle  von  Betrug  befindet. 

439.  Anträge  auf  Fristbewilligung  (Moratorien)  müssen  nach  den  Be- 
stimmungen des  17.  Titels  gestellt  und  es  muss  darüber  nach  denselben 
Bestimmungen  entschieden  werden. 


1}  Jetzt  ist  Art  4  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879  an  seine  Stelle  getreten, 
Or.  S.  352. 
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TITEL  I. 
Vom  Falliment. 

KAPITEL  L 

Von  der  Anzeige,  der  Erklärung  des  Falliments  und  der  Zahlungs- 
einstellung. 

440.  Binnen  drei  Tagen  nach  der  Zahlungseinstellung  ist  jeder  Fallit 
verpflichtet,  bei  der  Handelsgerichtsschreiberei  seines  Domicils  davon  An- 
zeige zu  machen.  Der  Tag  der  Zahlungseinstellung  ist  in  den  drei  Tagen 
einbegriffen. 

Bei  dem  Falliment  einer  offenen  Handelsgesellschaft  enthält  die  Anzeige 
den  Namen  und  den  Wohnort  eines  jeden  der  solidarisch  haftenden  Gesell- 
schafter; sie  erfolgt  bei  der  Gerichtsschreiberei  des  Gerichts,  in  dessen 
Bezirk  der  Sitz  der  Hauptniederlassung  der  Gesellschaft  sich  befindet 

Fallirt  eine  Aktiengesellschaft,  so  wird  das  Verfahren  gegen  die  Geranten 
eingeleitet,  welche  verpflichtet  sind,  dem  Richterkommissar  und  den  Ver- 
waltern alle  Aufklärungen  zu  geben  und  vor  denselben  auf  Verlangen  zu 
erscheinen. 

441.  Der  Fallit  hat  der  Anzeige  beizufügen:  . 

1.  die  Bilanz  seiner  Geschäfte  oder  einen  Vermerk  über  die  Gründe, 
welche  ihn  verhinderten,  dieselbe  vorzulegen; 

2.  die  in  Gemässheit  der  Art.  8  und  9  des  Handelsgesetzbuches  0  zu. 
führenden  Bücher.  Diese  Bücher  werden  vom  Gerichtsschreiber  ab- 
geschlossen, welcher  den  vorgefundenen  Zustand  derselben  kon- 
statirt. 

Die  Bilanz  enthält  die  Aufzählung  und  Abschätzung  aller  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögensstücke  des  Schuldners,  den  Stand  der  Aktiva 
und  Passiva,  die  üebersicht  der  Gewinne  und  Verluste,  sowie  die  Auf- 
stellung der  Ausgaben.  Sie  muss  von  dem  Schuldner  als  wahr  bescheinigt, 
datirt  und  unterzeichnet  sein. 

Der  Gerichtsschreiber  vermerkt  am  Fusse  der  Anzeige  des  Falliten 
und  der  derselben  beigefügten  Pi^cen  das  Datum  ihrer  Präsentation  bei  der 
Gerichtsschreiberei  und  ertheilt  darüber  auf  Verlangen  eine  Empfangs- 
bescheinigung. 

Die  Präsentation  auf  der  Gerichtsschreiberei  von  allen  anderen  das 
Falliment  betreffenden  Schriftstücken  wird  in  gleicher  Weise  bescheinigt, 
ohne  dass  es  der  Au&ahme  einer  anderen  Verhandlung  über  die  Deposition 
bedarf. 

442.  Das  Falliment  wird  durch  ein  Erkenntniss  des  Handelsgerichts 
erklärt,  welches  auf  die  Anzeige  des  Falliten  oder  auf  Antrag  eines  oder 
mehrerer  Gläubiger  oder  von  Amtswegen  gefallt  wird. 

Durch  dasselbe  Erkenntniss  oder  durch  ein  späteres  auf  den  Bericht 
des  Richterkommissars  gefälltes  Erkenntniss  setzt  das  Gericht,  von  Amts- 
wegen oder  auf  Antrag  eines  jeden  Interessenten,  den  Zeitpunkt  der  Zahlungs- 
einstellung fest. 

Mit  Ausnahme  des  in  dem  Art.  613  vorgesehenen  Falles,  dari"  dieser 
Zeitpunkt  niemals  auf  ein  Datum  festgesetzt  werden,  welches  mehr  als 
sechs  Monate  vor  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss  liegt. 


1)  An  deren  Stelle  sind  jetzt  die  Art  16  und  17  des  Gesetzes  vom  15.  December 
1872  getreten,  cfir.  S.  820. 
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In  Ermangelung  einer  besonderen  Bestimmung  wird  angenommen,  dass 
die  Zahlungseinstellung  mit  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss 
oder  an  dem  Todestage  eingetreten  ist,  falls  das  Falliment  nach  dem  Tode 
des  Falliten  erklärt  worden  ist. 

Ein  Antrag,  welcher  bezweckt,  die  Zahlungseinstellung  auf  einen 
anderen,  als  den  aus  dem  das  Falliment  erklärenden  oder  aus  einem  spätereo 
Erkenntniss  hervorgehenden  Zeitpunkt  festsetzen  zu  lassen,  ist  naca  den» 
för  den  Schluss  des  Protokolls  über  die  Verifikation  der  Forderungen  fest- 
gestellten Tage  nicht  mehr  zulässig,  unbeschadet  jedoch  des  in  dem  Art.  473 
den  Interessenten  gestatteten  Einspruchs. 

443.  In  den  ersten  zehn  Tagen  eines  jeden  Monats  übermitleln  die 
Beamten  der  Eintragungsämter  dem  Präsidenten  des  Handelsgerichts,  in 
dessen  Bezirk  der  Protest  erhoben  worden  ist,  eine  üebersicht  der  innerhalb 
des  vorhergehenden  Monats  eingetragenen  Proteste  von  aoceptirten  Wechseln 
und  Ordrebillets. 

Diese  üebersicht  enthält: 

1.  das  Datum  des  Protestes; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen,  den  Stand  und  den  Wohnort  desjenigen, 
zu  dessen  Gunsten  das  Handelspapier  kreirt  worden  ist,  oder  des 
Ausstellers; 

3.  den  Vor-  und  Zunamen,  den  Stand  und  den  Wohnort  des  Dntei^ 
Zeichners  des  Ordrebillets  oder  des  Aoceptanten  des  Wechsels; 

4.  den  Verfalltag; 

5.  den  Betrag  des  Handelspapiers; 

6.  die  Angabe  der  verschafften  Deckung  und 

7.  die  auf  den  Protest  ertheilte  Antwort. 

Eine*  gleiche  Üebersicht  wird  dem  Präsidenten  des  Handelsgerichts  am 
Wohnort  des  Unterzeichners  eines  Ordrebillets  oder  des  Acceptanten  eines 
Wechsels  übersendet,  falls  der  Wohnort  in  Belgien  in  einem  anderen 
Gerichts  bezirk  liegt,  als  in  demjenigen,  wo  die  Zahlung  geleistet  werden  moss. 

Diese  Uebersichten  verbleiben  bei  den  betreffenden  Gerichtsschreiberden 
der  genannten  Gerichte,  wo  Jeder  Kenntniss  von  denselben  nehmen  kann.S 

KAPITEL  n. 
Von  den  Wirkungen  de«».  Falliments. 

444.  Der  Fallit  ist  von  dem  Tage  des  das  Falliment  erklärenden 
Erkenntnisses  ab  von  Rechtswegen')  von  der  Verwaltung  seines  gesammten 
Vermögens,  selbst  desjenigen  ausgeschlossen,  welches  ihm  etwa  zufallen 
sollte,  während  er  sich  im  Zustande  des  Falliments  befindet. 

Alle  Zahlungen,  Geschäfte  und  Handlungen  Seitens  des  Falliten,  sowie 
alle  Zahlungen  an  denselben  sind  von  diesem  Erkenntniss  ab  von  Rechts- 
wegen nichtig. 

445.  Der  Masse  gegenüber  sind  null  und  nichtig,  falls  sie  vom 
Schuldner  nach  dem  gerichtlich  festgestellten  Tage  der  Zahlungseinstellung 
oder  zehn')  Tage  vorher  gemacht  worden  sind,  alle  Akte,  welche  bewegliches 


^)  Dieser  Artikel  ist  etwas  unvermittelt  hier  eingefügt.  —  Gfir.  auch  Art.  14  des 
Gesetzes  vom  10.  Juli  1877,  betreffend  die  Proteste,  weicher  bestimmt,  dass  diejenigen 
Proteste,  bei  denen  der  den  Protest  aufnehmende  Beamte  schriftlich  dem  Beamten  des 
Eintragungsamtes  bescheinigt,  dass  das  Handelspapier  bezahlt  ist,  nicht  in  diese  üeber- 
sicht aufgenommen  werden  sollen. 

')  £s  bedarf  also  in  dem  Erkenntnisse  nicht  einer  besonderen  Erwähnung. 

*)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  1 
zu  Art  285  des  Aegyptischen  H.  G  B.,  S.  14. 
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oder  unbewegliches  Eigenthum  unter  unentgeltlichem  Titel  übertragen,  sowie 
alle  Akte,  Uesch&fie  oder  Yertrl^e,  welche  wechselseitig  sind  <äer  unter 
lästigem  Titel  stattfinden,  falls  der  Werth  des  vom  Falliten  Gegebenen  den 
Werth  des  dagegen  Empfangenen  erheblich  übersteigt,  alle  Zahlungen,  sei 
es  baar,  oder  durch  Uebertragung,  Verkauf.  Kompensation,  oder  auf  andere 
Weise  für  nicht  fallige  Schulden  und  für  fallige  Schulden  alle  Zahlungen, 
welche  anders  als  baar  oder  in  Handelseffekten  geleistet  worden  sind,  jede 
vertragsm&ssige  oder  gerichtliche  Hypothek,  sowie  alle  antichretischen  oder 
anderen  Pfandrechte,  welche  an  dem  Vermögen  des  Falliten  für  vorher 
kontrahirte  Schulden  bestellt  worden  sind. 

446.  Alle  anderen  Zahlungen  Seitens  des  Falliten  für  fallige  Schulden 
und  alle  anderen  von  ihm  nach  der  Zahlungseinstellung  und  vor  dem  das 
Falliment  erklärenden  Erkenntniss  unter  lästigem  Titel  vorgenommenen 
Akte  können  annullirt  werden,  falls  dieselben  Seitens  derjenigen,  welche 
Gelder  vom  Schuldner  emp&ngen  oder  mit  ihm  verhandelt  haben,  mit  Kennte 
niss  der  Zahlungseinstellung  stattgefunden  haben.^) 

447.  Die  gültig  erworbenen  Hypotheken-  und  Vorzugsrechte  können 
bis  zu  dem  Tage  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses  eingetragen 
werden. 

Nichtsdestoweniger  können  die  innerhalb  der  zehn  Tage  vor  dem  Zeit- 
punkte der  Zahlungseinstellung  oder  vorher  gemachten  Eintragungen 
annullirt  werden,  wenn  zwischen  dem  Datum  des  die  Hypothek  oder  das 
Vorzugsrecht  begründenden  Aktes  und  demjenigen  der  Eintragung  mehr 
als  14  Tage  verflossen  sind. 

44B.  Alle  Akte  oder  Zahlungen,  welche  zum  Betrüge  der  Gläubiger 
vorgenommen  sind,  sind  nichtig,  an  welchem  Tage  sie  auch  erfolgt  sein 
m^en. 

449*  In  dem  Falle,  wo  Wechsel  nach  dem  als  Tag  der  Zahlungs- 
einstellung festgesetzten  Zeitpunkt  und  vor  dem  das  Falliment  erklärenden 
Erkenntniss  bezahlt  sind,  kann  die  Klage  auf  Rückerstattung  an  die  Masse 
nur  gegen  denjenigen  erhoben  werden,  für  dessen  Rechnung  der  Wechsel 
ausgestellt  worden  ist.  Handelt  es  sich  um  ein  Ordrebillet,  so  kann  die 
Klage  nur  gegen  den  ersten  Giranten  gerichtet  werden. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Beweis  zu  erbringen,  dass  demjenigen,  von 
dem  die  Rückerstattung  verlangt  wird,  zur  Zeit  der  Emission  des  Titels 
die  Zahlungseinstellung  bekannt  war. 

450«  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  macht  die  nicht 
falligen  Passiven  bezüglich  des  Falliten  exigibel.  Wenn  der  Unterzeichner 
eines  Ordrebillets,  der  Acceptant  eines  Wechsels  oder  der  Aussteller  Mangels 
Annahme  fallirt,  so  haben  die  anderen  Verpflichteten  für  die  Zahlung  am 
Fälligkeitstage  Bürgschaft  zu  leisten,  falls  sie  nicht  vorziehen,  sofort  zu 
bezahlen. 

Die  nicht  fälligen  und  keine  Zinsen  tragenden  Schulden^  deren  Ver^ 
fidltag  mehr  als  ein  Jahr  entfernt  ist,  werden  indessen  erst  nach  Abzug 
der. gesetzlichen,  von  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss  bis  zur 
Fälligkeit  berechneten  Zinsen  in  die  Passivmasse  aufgenommen. 

Im  Falle  der  sofortigen  Zahlung  eines  Ordrebillets  oder  eines  noch 
nicht  falligen,  zinslosen  Wechsels  durch  einen  der  Mitverpflicbteten,  werden 
die  gesetzüchen  Zinsen  nur  für  die  Zeit  bis  zum  Verfalltage  abgezogen. 

451.  Von  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss  ab  hört  nur 
der  Masse  gegenüber  der  Lauf  der  Zinsen  aller  nicht  durch  ein  Vorrecht, 
ein  Pfand  oder  eine  Hypothek  gesicherten  Forderungen  auf. 

^)  Der  absulnten  Nichtigkeit,  von  der  Art.  445  handelt,  ist  hier  eine  relative 
gegenüber  gestellt. 
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Die  Zinsen  der  gesicherten  Forderungen  können  nur  aas  den  Beiiiee} 
entnommen  werden,  welche  aus  den  für  das  Vorrecht,  die  Hypothek  ^^er 
das  Pfand  haftenden  Vermögensstücken  herrühren. 

452.  Von  demselben  Erkenntniss  ab  kann  eine  jede  Mobiliar-  oia 
Immobiliarklage,  sowie  jedes  ZwangsvoUstreckangsverfahren  in  Mobilia 
oder  Immobilien  nur  gegen  die  Verwalter  des  Falliments  verfolgt,  eingeicOC 
oder  ausgeübt  werden. 

Das  Gericht  kann  trotzdem  die  Intervention  des  Falliten  zulassen. 

453.  Durch  das  das  Falliment  erklärende  Erkenntniss  wird  die  A.> 
Übung  der  Personalhafi;  des  Falliten,  sowie  jede  Beschlagnahme  auf  Aoiitf 
der  chirographarischen  und  der  nicht  mit  v  orrecht  auf  seine  Mobilien  zi 
Immobilien  versehenen  Gläubiger  aufgehoben. 

Wenn    vor    diesem   Erkenntniss   der   Termin  für  den    ZwangSTerkfll 
der  mit  Beschlag  belegten  Mobilien  oder  Immobilien  bereits  angesetzt  a 
durch  Anschlag   bekannt   gemacht   worden  war,    so  erfolgt    dieser  Verka 
für  Rechnung  der  Masse. 

Nichtsdestoweniger  kann  das  Gericht,  wenn  es  das  Interesse  der  Msfl 
erfordert,  auf  Antrag  der  Verwalter,  die  Verlegung  des  Verkaufes  auf  eiai 
anderen  Zeitpunkt  bewilligen. 

454.  Alle  Zwangsvollstreckungen  Behufs  Eintreibung  von  Fordenuua 
welche  auf  das  zur  IJ&sse  gehörende  bewegliche  Vermögen  ein  Privileg!« 
besitzen,  werden  bis  zum  Schluss  des  Protokolls  über  die  Verifikatioa  ic 
Forderungen  suspendirt,  unbeschadet  aller  konservatorischen  Masärefah 
und  des  etwa  vorhandenen  Hechtes  des  Eigenthämers  der  vermieth^ia 
Räume,  dieselben  wieder  in  Besitz  zu  nehmen. 

Im  letzteren  Fall  hört  die  in  diesem  Artikel  angeordnete  Saspension  i« 
Zwangsvollstreckungen  zu  Gunsten  des  Eigenthümers   von  Rechtswegen  id 

KAPITEL  III. 
Von  der  Verwaltung  und  der  Liquidation  des  Falliment. 

Abschnitt  I. 
Allgemeine    Bestimmungen. 

455.  Auf  Grund  des  Gutachtens  der  betreffenden  AppellationsgericLfl 
kann  die  Regierung  bei  den  Gerichten,  wo  die  Zahl  und  die  Bedeatnng  09 
Fallimente  es  erforderlich  machen,  v^ereidete  Liquidatoren  anstellen. 

4Sß.  In  den  Bezirken,  wo  vereidete  Liquidatoren  angestellt  ü^ 
werden  die  Verwalter  der  Fallimente  aus  der  Zahl  derselben  erw&hli,  es  ^ 
denn,  dass  die  gute  Verwaltung  des  Falliments  aus  Gründen  der  Entfemu^ 
der  Verwandtschafb,  entgegengesetzter  Interessen  oder  aas  anderen  berec^ 
tigten  Verdachtsursachen  eine  andere  Wahl  erfordert. 

In  Ermangelung  vereideter  Liquidatoren  und  in  dem  Fall,  wo  i^ 
Handelsgericht,  in  Gemässheit  des  vorhergehenden  Alineas,  eine  andere  Wild 
vorzunehmen  für  geboten  erachtet,  'werden  die  Verwalter  aas  denjeniitei 
Personen  entnommen,  welche  für  das  Verständniss  und  die  Redlichkeit  iiuv 
Geschäftsfühvung  die  meisten  Garantien  bieten. 

Diese  Verwalter  geniessen  dieselben  Rechte  and  Befugnisse  und  onier 
liegen  derselben  Aufsicht  und  denselben  Pflichten,  als  wenn  sie  aas  ^ 
vereideten  Liquidatoren  gewählt  worden  wären. 

457.  Der  König  ^stimmt  auf  den  Bericht  des  Appellationsgericii^ 
und  des  Handelsgerichts,  nach  den  Erfordernissen  des  Dienstes,  die  Zan- 
der vereideten  Liquidatoren. 
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Sie  werden  vom  König  aas  den  von  denselben  Körperschaften  ein- 
gereicbten  zwei  Doppelverzeichnissen  ernannt. 

458.  Die  vereideten  Liquidatoren  werden  auf  fünf  Jahre  ernannt  und 
behalten  in  allen  Fällen  diese  Eigenschaft  bis  zur  Eidesleistung  ihrer  Amts- 
nachfolger.    Sie  können  von  Neuem  berufen  werden. 

Vereidete  Liquidatoren,  die  nicht  in  ihren  Funktionen  belassen  worden 
sind,  beenden  trotzdem  die  ihnen  anvertrauten  Geschäfte  und  die  Liquidation 
der  Fallimente,  zu  deren  Verwalter  sie  ernannt  worden  waren. 

459.  Die  vereideten  Liquidatoren  stehen  unter  der  Aufsicht  des  Han- 
delsgerichts.    Sie  können  von  dem  König  abgesetzt  werden. 

460.  Die  ernannten  Liquidatoren  leisten  binnen  14  Tagen  nach  ihrer 
Ernennung,  in  öffentlicher  Sitzung  des  Handelsgerichts,  den  Eid  dahin, 
dass  sie  die  Funktionen  als  Verwalter  von  Fallimenten  treu  und  gewissen- 
haft ausüben  werden. 

461.  Das  Honorar  der  Verwalter  wird  vom  Handelsgericht,  je  nach 
der  Art  und  der  Bedeutung  des  Falliments,  nach  Massgabe  der  durch  eine 
königliche  Verordnung  festgestellten  Grundsätze  bestimmt. 

462.  Das  Handelsgericht  kann  jederzeit  den  Richterkommissar  des 
Falliments  durch  ein  anderes  Mitglied  ersetzen,  sowie  die  Verwalter  oder 
einen  von  ihnen  absetzen,  durch  andere  ersetzen  oder  deren  Zahl  vermehren. 

Die  Verwalter,  deren  Absetzung  verlangt  wird,  werden  zunächst  nach 
dem  Berathungszimmer  geladen  und  dort  gehört.  Das  Erkenntniss  wird 
in  öffentlicher  Sitzung  publicirt. 

463.  Der  Richterkommissar  ist  besonders  damit  beauftragt,  die  Ge- 
schäfte, die  Verwaltung  und  die  Liquidation  des  Falliments  zu  beschleunigen 
und  za  überwachen;  er  berichtet  in  der  Audienz  über  alle  aus  dem  Falliment 
entstehenden  Streitigkeiten;  er  verfügt  alle  dringenden  Massregeln ^  welche 
zur  Sicherung  und  Erhaltung  des  Vermögens  der  Masse  erforderlich  sind, 
und  fahrt  in  den  Versammlungen  der  Gläubiger  des  Falliten  den  Vorsitz. 

Die  Verfügungen  des  Richterkommissars  sind  vorläufig  vollstreckbar. 
Die  Berufung  gegen  diese  Anordnungen  muss  bei  dem  Handelsgericht 
eingelegt  werden. 

464  Der  Staatsprokurator  kann  allen  Geschäften  des  Falliments  bei- 
wohnen, die  Bücher  und  Schriftstücke  des  Falliten  einsehen,  dessen  Lage 
prüfen  und  sich  von  den  Verwaltern  alle  ihm  erforderlich  erscheinenden 
Aufklärungen  geben  lassen. 

465.  Jedes  Erkenntniss,  welches  in  Fallimentssachen  ergeht,  ist  vor- 
läufig vollstreckbar.  Die  Berufungsfrist  beti*ägt  gewöhnlich  nur  14  Tage 
von  der  Zustellung  ab. 

Weder  einspruchs-,  noch  appellations^,  noch  kassationsfahig  sind: 

1.  die  Erkenntnisse  über  Ernennung  oder  Ersetzung  des  Richter- 
kommissars, sowie  über  Wahl  und  Absetzung  der  Verwalter; 

2.  die  Erkenntnisse,  welche  auf  Anträge  betreffend  Geleitsbriefe  oder  vor- 
läufige Entlassung,  sowie  Unterstützungsgesuche  für  den  Falliten  und 
seine  Angehörigen  eine  Entscheidung  treffen; 

3.  die  Erkenntnisse,  welche  den  Verkauf  der  zum  Falliment  g^ehörenden 
Effekten  oder  Waaren  oder  gemäss  Art.  453  Alinea  3  die  Vertagung 
des  Verkaufs  beschlagnahmter  Gegenstände  autorisiren; 

4.  die  Erkenntnisse,  welche  einen  Aufschub  des  Akkordes  aussprechen; 

5.  die  Erkenntnisse,  welche  über  die  gegen  die  Anordnungen,  welche 
der  Richterkommissar  innerhalb  der  Grrenzen  seiner  Befugnisse 
getroffen  hat,  erhobenen  Einsprüche  entscheiden. 
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Abschnitt  II. 

Von  den  auf  die  Erklärung  des  Fi^lliments  bezü£^- 
lichen  Förmlichkeiten  und  den  ersten  Verfügungen 
hinsichtlich     der     Person     und     des     Vermögens     des 

Falliten. 

466.  In  dem  Erkenntniss,  ^^elches  das  Falliment  erklärt,  ernennt  das 
Handelsgericht  einen  Kichterkommissar  und  ordnet  die  Anlegung  der  Siegel 
an.  Es  bezeichnet  einen  oder  mehrere  Verwalter,  je  nach  der  Bedeatun^ 
des  Falliments.  Es  befiehlt  den  Gläubigern  des  Falliten,  die  Anmeldong 
ihrer  Forderungen  bei  der 'Gerichtsschreiberei  binnen  einer  Frist,  welche 
SO  Tage,  von  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntniss  an  gerechnet,  nicht 
übersteigen  dari^  zu  bewirken,  und  bezeichnet  die  Blätter,  in  welchen,  gemäss 
Art.  472,  dieses  Erkenntniss  und  ein  etwaiges  späteres,  welches  den  Zeit- 
punkt der  Zahlungseinstellung  festsetzt,  veröffentbcht  werden  sollen. 

Dasselbe  Erkenntniss  bezeichnet  den  Ta(^  und  die  Stunde,  an  welchen 
der  Schluss  des  Protokolls  über  die  Verifikation  der  Forderungen  und  die 
Verhandlungen  über  etwaige  bezüglich  dieser  Verifikation  entstandene  Strei- 
tigkeiten im  Gerichtsgebäude  vorgenommen  werden  sollen.  Diese  Termine 
werden  derartig  anberaumt,  dass  zwischen  der  fär  die  Anmeldung  der  For- 
derungen bewilligten  Frist  und  dem  Schluss  des  Verifikationsprotokolls  min- 
destens 5  und  höchstens  20  Tage  verstreichen  und  eine  gleiche  Frist 
z  wischen  diesem  Schluss  und  den  v  erhandlungen  über  die  Streitfragen. 

Das  Gericht  kann  in  demselben  Erkenntniss  den  Richterkommissar 
beauftragen,  alle  Befugnisse  auszuüben,  die  dem  Friedensrichter  auf  Grrond 
der  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  bezüglich  der  Fallimente  über- 
tragen sind. 

467.  Hat  der  Fallit  gegen  die  Bestimmungen  der  Art.  440  und  441 
Verstössen  oder  wissentlich  über  seine  Lage  ungenaue  Angaben  gemacht, 
so  ordnet  das  Gericht  durch  dasselbe  Erkenntniss  oder  durch  ein  späteres 
die  Einlieferung  desselben  m  das  Schuldge&ngniss  an  oder  seine  TJeber- 
wachun^  durch  einen  Polizei-  oder  Gerichtsbeamten  oder  einen  Gendjurmen. 

Die  Bestimmung  eines  jeden  Erkenntnisses,  welches  die  Verhafbmg 
oder  Ueberwachung  des  Falliten  anordnet,  muss  auf  Betreiben  der  Verwalter 
oder  des  StaatsproKurators  sofort  vollstreckt  werden. 

468.  Wenn  das  Gericht  der  Ansicht  ist,  dass  das  Aktivum  an  einem 
Tage  inventarisirt  werden  kann,  so  ordnet  es  die  sofortig  Aufnahme  des 
Inventars  im  Beisein  des  Richterkommissars  oder  des  Fnedensrichters  an, 
ohne  vorherige  Anlegung  der  Siegel. 

469.  Der  Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichts  übermittelt  sogleich 
eventuell  dem  Friedensrichter,  sowie  dem  Staatsnrokurator  und  den  Verwal- 
tern die  Bestimmungen  des  Erkenntnisses,  welche  die  Anlegung  der  Sieeel, 
die  Verhaftung  oder  Ueberwachung  des  Falliten ,  sowie  die  Ernennung  oer 
Verwalter  betreflEeü. 

Selbst  vor  dem  Erkenntniss  kann  der  Friedensrichter,  sei  es  von  Amts- 
wegen oder  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger,  die  Siegel  anlegen, 
jedoch  nur,  wenn  der  Fallit  verschwunden  ist  und  seine  Aktiva  ganz  oider 
theilweise  beiseitegeschafft  hat. 

470.  Die  ernannten  Verwalter  treten  ihr  Amt  sofort  nach  dem  das 
Falliment  erklärenden  Erkenntniss  an;  üMs  sie  nicht  aus  den  vereideten 
Liquidatoren  ^wählt  sind,  leisten  sie  vorher  vor  dem  Bichterkommissar 
einen  Eid  dahm,  dass  sie  aie  ihnen  übertragenen  Funktionen  treu  und  ge- 
wissenhaft ausüben  werden;  sie  verwalten  das  Falliment  wie  gute  Familien- 
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^äter ,  unter  Aufsicht  des  Bichterkommissars,  und  fordern  eventuell  die  so- 
fortige Anlegung  der  Siegel. 

Die  Siegel  werden  an  die  Lagerräume,  Eomtoirs,  Kassen,  Portefeuilles^ 
Sucher,  Papiere,  Möbel  und  Effekten  des  Falliten  angelegt. 

Bei  Fallimenten  von  offenen  Handelsgesellschaften  oder  Kommandit- 
gesellschaften werden  die  Siegel  nicht  blos  an  dem  Haaptsitz  der  Gesell- 
schaft, sondern  auch  an  dem  Domicil  eines  jeden  der  solidarisch  haftenden 
Gesellschafter  angelegt 

In  jedem  Falle  hat  der  Friedensrichter  dem  Präsidenten  des  Handels- 

ferichts,    sowie  den  für  das  Falliment  ernannten  Verwaltern   die  von  ihm 
ewirkte  Anlegung  der  Siegel  unverzüglich  anzuzeigen. 

471.  Es  werden  nicht  unter  Siegel  gelegt  oder  von  den  Siegeln  be- 
freit und  den  Verwaltern  übergeben: 

1.  die  Bücher  des  Falliten,  nachdem  sie  vom  Friedensrichter  abge- 
schlossen worden  sind,  welcher  den  Zustand,  in  dem  sie  sich  be- 
finden, in  seinem  Protokoll  konstatirt; 

2.  die  Effekten  aus  dem  Portefeuille  mit  kurzer  Verfallzeit,  oder  solche, 
die  acceptfahig  sind,  oder  bezü^ich  derer  konservatorische  Mass- 
regeln erforderlich  sind.  Das  Verzeichniss  derselben  wird  dem 
Bichterkommissar  übergeben; 

3.  die  dem  Verderben  leicht  ausgesetzten  oder  einer  baldigen  Ent- 
werthung  unterworfenen  Gegenstände; 

4.  die  zum  Betriebe  des  Handelsgeschäfts  erforderlichen  Gegenstande 
in  dem  Falle  des  Art.  475; 

5.  die  in  der  im  Art.  476  erwähnten  Znsammenstellung  angeführten 
Gegenstände. 

Die  in  diesem  Artikel  erwähnten  Gegenstände  werden  sofort  von  den 
Terwaltem  im  Beisein  des  Friedensrichters,  welcher  das  Protokoll  unter- 
zeichnet, inventarisirt. 

472.  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  sowie  dasjenige, 
welches  spater  den  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung  festsetzt,  werden  auf 
Betreiben  der  Verwalter  und  binnen  3  Tagen  im  Terminszimmer  des  Handels- 
gerichts angeheftet,  wo  sie  3  Monate  lang  ausgehängt  bleiben.  Dieselben 
werden  gleichfalls  binnen  3  Tagen  auszugsweise  in  den  Zieitungen  abgedruckt, 
welche  an  den  Orten  oder  in  den  Stäten  erscheinen,  die  dem  Domicil 
des  Falliten  oder  seinen  Handelsetablissements  zunächst  liegen,  und  welche 
vom  Handelsgericht  hierzu  bezeichnet  worden  sind. 

Diese  Insertion  wird  durch  die  Belagsblätter  mit  den  betreffenden  Aus- 
zügen nachgewiesen;  dieselben  werden  mit  der,  von  dem  Bürgermeister  be- 
glaubigen Unterschrift  des  Druckers  versehen. 

473.  Gegen   das  Erkenntniss,   welches  das  Falliment   erklärt,   sowie 

fegen  dasjenige,   welches   den  Zeitpunkt   der  Zahlungseinstellung  festsetzt, 
5nnen   die  Interessenten  Einspruch  erheben,   sofern   sie  nicht   dabei  Par- 
teien waren. 

Der  Einspruch  ist  nur  dann  zulässig,  wenn  er  vom  Falliten  binnen 
8  Tagen,  von  )eder  anderen  interessirten  Partei  binnen  14  Tagen  nach  dem 
Abdruck  dieser  Erkenntnisse  in  derjenigen  von  den  im  Art  472  erwähnten 
Zeitungen ,  die  in  dem  ihrem  Wohnsitz  zunächst  liegenden  Ort  erscheint, 
erhobeu  wird. 

474.  Wenn  ein  Schuldner  bei  der  Anzeige  seines  Falliments  erklärt, 
dass  seine  Aktiva  zur  Bezahlung  aller  seiner  Schulden  vollständig  aus- 
reichen und  ein  Moratorium  beantragt,  so  kann  das  Handelsgericht,  ohne 
den  Gang  des  Falliments  aufeuhalten.  die  sofortige  Prüfung  des  Standes 
seiner  Geschäfte  durch  einen  oder  mehrere  Sachverständige  anordnen;  und 
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wenn  das  Resultat  dieser  Prüfung  ergiebt,  dass  die  Aktiva  des  Schuldners 
seine  Passiva  tvirklich  übersteigen,  so  verfögt  es  sofort  die  Einberufang  der 
Gläubiger,  und  es  wird,  wie  im  Titel  IV  angegeben,  verfahren. 

475.  In  dem  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Falle  und  in 
allen  Fällen ,  in  denen  der  Fallit  einen  Akkord  beantragt  hat,  und  wenn  das 
Interesse  der  Gläubiger  es  erfordert,  kann  das  Gericht,  auf  den  Bericht  des 
Richterkommissars  und  nach  Anhörung  der  Verwalter,  die  vorläufige  Fort- 
führung der  Handelsgeschäfte  des  Falliten  durch  diese  oder  dural  einen 
Dritten  unter  ihrer  Aufsicht  verfügen.    Das  Gericht  kann,  auf  den  Bericht 

,  des  Richterkommissars  und  nach  Anhörung  der  Verwalter,  diese  Massregel 
jederzeit  modificiren  oder  aufheben. 

476.  Mit  Ermächtigung  des  Richterkommissars  können  die  Verlier 
dem  Falliten  und  seinen  Angehörigen  die  für  ihren  eigenen  GebraacL 
nöthigen  Sachen,  Kleidungsstücke,  Wäsche,  Mobilien  und  Effekten  ausliefern. 
Die  Verwalter  nehmen  ein  Verzeichnis«  dieser  Gegenstände  auf. 

Dem  Falliten  können  ausserdem  Gelder  zum  Unterhalt  für  sich  imd 
seine  Angehörigen  bewilligt  werden,  die  das  Gericht  auf  Vorschlag  der 
Verwalter  und  auf  den  Bericht  des  Richterkommissars  festsetzt. 

477.  Die  Verwalter  können,  mit  Ermächtigung  des  Richterkommissars, 
die  leicht  dem  Verderben  ausgesetzten  oder  einer  baldigen  Entwerthung 
unterworfenen  Gegenstände  sofort  verkaufen. 

Die  anderen  Gegenstände  dürfen  vor  der  Verwerfung  des  Akkordes  nur 
auf  Grund  der  Autorisation  des  Gerichts  veräussert  werden,  welches  auf  dea 
Bericht  des  Richterkommissars  und,  nachdem  der  Fallit  gehört  oder  in  der 
gehörigen  Weise  vorgeladen  worden  ist,  den  Modas  und  die  Bedingungen 
des  Verkaufs  feststellt. 

478.  Die  an  den  Falliten  gerichteten  Briefe  werden  den  Verwaltcm 
überwiesen,  welche  dieselben  öffnen;  wenn  der  Fallit  anwesend  ist,  kann  er 
der  Oeffnung  beiwohnen. 

479.  Die  Verwalter  ermitteln  alle  Forderungen  des  Falliten  und  die 
demselben  geschuldeten  Summen  und  ziehen  sie  gegen  Quittung  ein.  Die 
aus  den  Verkäufen  und  Einziehungen  Seitens  der  Verwalter  herrührenden 
Gelder  werden,  nach  Abzug  der  vom  Richterkommissar  arbitrirten  Beträft 
der  Depositenkasse  binnen  8  Tagen  nach  dem  Eingang  überwiesen,  m 
Falle  des  Verzugs  haben  die  Verwalter  die  üblichen  Gesääftszinsen  für  die 
nicht  eingezahlten  Gelder,  unbeschadet  der  Anwendung  der  Art  459  und 
462,  zu  entrichten. 

480.  Die  zur  Depositenkasse  f^r  Rechnung  der  Masse  abgeföhrteo 
Gelder  können  nur  gegen  Anweisungen  der  Verwalter,  welche  vom  Richte^ 
kommissar  beglaubigt  sind,  herausgenommen  werden.  Die  Rückzahlaog 
erfolgt  ohne  weitere  Förmlichkeiten  gegen  .diese  Anweisungen,  welche  m 
Gunsten  oder  an  Ordre  der  Gläubiger  des  Falliments  ausgestellt  werden 
können. 

481.  Hat  das  Gericht  die  geföngliche  Einziehung  des  Falliten  oder 
die  üeberwachung  seiner  Person  angeordnet,  so  kann  der  Richterkomnussar 
nach   dem   anscheinenden  Stand   der  Geschäfte   desselben  beantragen,  i^^ 

Erovisorisch  freies  Geleit  zu  bewilligen.  Bei  Bewilligung  des  freien  Geleites 
ann  das  Gericht  den  Falliten  anhalten,  Bürgschaft  mr  sein  Erscheinen 
zu  bestellen,  bei  Strafe  der  Zahlung  einer  vom  Gericht  arbitrirten  SamiD^ 
welche  gegebenenfalls  der  Masse  zufallt. 

Der  Fallit  kann  seine  Freilassung  beim  Gericht  beantragen,  welches 
in  öffentlicher  Sitzung  nach  Anhörung  des  Richterkommissars  darüber  ent- 
scheidet. 
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482-  Der  Fallit  darf  sich  ohne  Genehmigung  des  Richterkommissars 
nicht  entfernen.  Er  hat  allen  Vorladungen  Folge  zu  leisten,  mögen  die- 
selben  vom  Richterkommissar  oder  von  den  Verwaltern  ausgehen. 

Sobald  die  Gegenwart  des  verhafteten  oder  ausserhalb  des  Geföngnisses 
überwachten  Schuldners  bei  den  Geschäften  des  Falliments  nothwendig  ist, 
wird  er  auf  Befehl  des  Richterkommissars  aus  dem  Geföngniss  oder  von 
dem  Ort,  wo  er  überwacht  wird,  vorgeführt  und  dahin  gebracht,  wo  seine 
Gegenwart  erforderlich  ist. 

Der  Fallit  kann  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen, 
wenn  er  vom  Richterkommissar  für  stichhaltig  erkannte  Hinderungsgründe 
geltend  macht. 

483.  Die  Verwalter  berufen  den  Falliten  zu  sich,  um  in  seiner  Gegen- 
wart die  Bücher  und  Scripturen  abzuschliessen. 

484.  Die  Verwalter  schreiten  sofort  zur  Prüfung  und  Berichtigung  der 
Bilanz.  Wenn  dieselbe  nicht  eingereicht  worden  ist,  so  stellen  sie  dieselbe 
mit  Hülfe  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliten,  sowie  auf  Grund  der  Auf- 
klärungen zusammen,  welche  sie  sich  verschaffen  konnten ;  und  hinterlegen 
dieselbe  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts. 

485.  Der  Richterkommissar  kann  den  Falliten  ^  seine  Gehülfen  und 
Angestellten,  sowie  jeden  Andern  über  alles,  was  die  Aufstellung  oder  Prü- 
fung der  Bilanz  betrifft,  sowie  über  die  Gründe  und  Umstände  des  Falli- 
ments vernehmen. 

486.  Wenn  ein  Kaufmann  nach  seinem  Tode  für  fallit  erklärt  wird, 
oder  wenn  der  Fallit  nach  der  Anzeige  seines  Falliments  stirbt,  so  können 
seine  Wittwe,  seine  Kinder  oder  seine  Erben  bei  der  Aufstellung  der  Bilanz, 
sowie  bei  allen  anderen  Geschäften  des  Falliments  denselben  vertreten  oder 
sich  zu  diesem  Zweck  vertreten  lassen. 

487.  Gleich  nach  dem  Beginn  ihrer  Funktionen  sind  die  Verwalter 
verpflichtet,  unter  ihrer  persönlichen  Haftbarkeit  alle  Akte  vorzunehmen, 
Behufs  Wahrung  der  Rechte  des  Falliten  seinen  Schuldnern  gegenüber. 

Sie  sind  gleichfalls  verpflichtet,  die  Eintragung  von  Hypotheken  auf 
die  Immo|;>ilien  der  Schuldner  des  Falliten  nachzusuchen,  falls  dieselbe  noch 
nicht  von  ihm  beantragt  worden  ist.  Die  Eintragung  erfolgt  auf  den  Namen 
der  Masse  durch  die  Verwalter,  welche  ihrem  Bordereau  eme  Bescheinigung 
des  Gerichtsschreibers  bezüglich  ihrer  Ernennung  beifügen  müssen. 

Sie  sind  ausserdem  verpflichtet,  auf  die  ihnen  der  Existenz  nach 
bekannten  Immobilien  des  Falliten,  auf  den  Namen  der  Masse  der  Gläu- 
biger, Eintragungen  zu  bewirken. 

Die  Eintragung  erfolgt  auf  ein  einfaches  Bordereau,  welches  den  Eintritt 
des  Falliments  und  das  Datum  des  Erkenntnisses,  durch  das  sie  ernannt 
worden  sind,  erwähnt. 

488.  Innerhalb  3  Tagen  nach  dem  Beginn  ihrer  Funktionen  müssen 
die  Verwalter  eventuell  die  Abnahme  der  Siegel  beantragen  und  zur  Auf- 
nahme des  Inventars  des  Vermögens  des  Falliten  schreiten,  welcher  zugegen 
oder  in  gehöriger  Weise  vorgeladen  ist. 

Die  Verwalter  können  sich  mit  Ermächtigung  des  Richterkommissars 
von  ihnen  passend  erscheinenden  Personen  bei  der  Aufzeichnung  des  In- 
ventars, sowie  bei  der  Abschätzung  der  Gegenstände  helfen  lassen. 

489.  Das  Inventar  wird  durch  die  Verwalter,  sobald  die  Siegel  ab- 
genommen sind,  aufgenommen.  Der  Friedensrichter  ist  dabei  zugegen  und 
untersceichnet  es  nach  jedem  Termin;  das  Original  muss  innerhalb  24  Stunden 
nach  seinem  definitiven  Abschluss  auf  der  Gerichtsschreiberei  hinterlegt 
werden;  die  Verwalter  können  dort  kostenfrei  Abschrift  davon  nehmen. 
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Es  werden  diejenigen  Gegenstände  mit  dem  Inventar  Terglichen^ 
welche  in  Gemässheit  des  Art.  471  nicht  unter  Siegel  gelegt,  oder  welche 
davon  befreit  und  inventarisirt  worden  sind. 

480.  Wenn  im  Falle  der  Erklärung  des  Falliments  nach  dem  Tode 
vor  dieser  Erklärung  ein  Inventar  nicht  aufgenommen  worden  ist,  oder  im 
Falle  des  Todes  des  Falliten  vor  der  Aufnahme  des  Inventars,  muss  onve^ 
züglich  unter  Beobachtung  der*  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebeneD 
Förmlichkeiten  im  Beisein  der  Erben  oder,  nachdem  sie  in  gehöriger  Weise 
vorgeladen  sind,  hierzu  geschritten  werden. 

491.  Nach  beendeter  Inventur  werden  die  Waaren,  das  baare  Geld, 
die  Papiere,  die  Aktivtitel,  Mobilien  und  Effekten  des  Schuldners  den  Ver- 
waltern übergeben,  welche  am  Schlüsse  des  besagten  Inventars  darüber 
quittiren. 

492.  Die  Verwalter  können  mit  Genehmigung  des  Richterkommissars 
und  nach  gehöriger  Vorladung  des  Falliten  in  Bezug  auf  alle  Streitigkeiten, 
welche  die  Masse  angehen,  Vergleiche  abschliessen,  sogar  in  Bezug  auf 
diejenigen,  welche  Immobiiiarrechte  und  -Ansprüche  beträfen. 

Wenn  der  Vergleich  Immobiiiarrechte  betrifft,  oder  wenn  sein  Objekt 
von  unbestimmtem  Werthe  ist  oder  300  Frcs.  übersteigt,  so  ist  der  Vergleich 
erst  verbindlich ,  nachdem  er  auf  den  Bericht  des  Richterkommissars  be- 
stätigt worden  ist.  Gehört  die  Angelegenheit,  über  welche  der  Vergleich 
abgeschlossen,  zur  Kompetenz  des  Civilgerichts,  so  muss  der  Veigleich  tod 
diesem  Gericht  bestätigt  werden. 

Der  Fallit  wird  zur  Bestätigung  vorgeladen,  er  hat  in  jedem  Falle  die 
Befugniss,  Widerspruch  dage^n  zu  erheben.  Sein  Widerspruch  genügt, 
um  den  Vergleich  zu  verhmdern,  wenn  er  Immobiliarvermögensstücke 
betrifft. 

Die  Verwalter  können  auch  mit  Genehmigunfi"  des  Handelsgerichts 
nach  gehöriger  Vorladung  des  Falliten  der  G^enpartei  in  allen  Streitigkeiten, 
bei  denen  das  Falliment  betheiligt  ist,  einen  Eid  zuschieben. 

493  Die  Verwalter  können  den  Falliten  zur  Erleichterung  und  Anf- 
klärung  ihrer  Geschäftsführung  hinzuziehen. 

Der  Richterkommissar  stellt  die  Bedingungen  seiner  Thätigkeit  fest. 

484  Bei  jedem  Falliment  sind  die  Verrolter  verpflichtet,  innerhalb 
14  Tagen  nach  ihrem  Amtsantritt  dem  Richterkommissar  ein  Mänoire  oder 
eine  summarische  Uebersicht  über  den  anscheinenden  Stand  des  Falliments, 
der  Hauptursachen  und  der  Umstände  und  des  voraussichtlichen  Charakters 
desselben  zuzustellen. 

Der  Bichterkommissar  hat  das  M&noire  mit  seinen  Bemerkungen  an* 
verzüglich  dem  Staatsprokurator  zu  übermitteln.  Ist  ihm  dasselbe  in  der 
vorgeschriebenen  Frist  nicht  zugestellt,  so  hat  er,  unter  Angabe  der  Ver* 
zögerungsgründe,  den  Staatsproknrator  davon  zu  verständigen. 

495«  Wenn  der  Fallit  wegen  einfachen  oder  betrügenschen  Bankrotts 
verfolgt  wird,  und  wenn  ein  VorführungsbefeU  oder  ein  gerichtlicher  Haft- 
befehl gegen  denselben  er^^gen  ist,  so  muss  der  Staatsprokurator  anrer- 
züglich  den  Bichterkommissar  hiervon  in  Eenntniss  setzen,  und  in  diesem 
FaUe  kann  die  Freilassung  oder  das  freie  Geleit  weder  von  letzterem  be- 
antragt, noch  von  dem  Gericht  bewilligt  werden. 

KAPITEL  IV. 

Von  der  Anmeldung  und  der  Verifikation  der  Forderungen. 

496.  Die  Gläubiger  des  Falliten  sind  verpflichtet,  auf  der  Gerichts- 
Schreiberei  des  Handelsgerichts   innerhalb   der  Frist»   welche   in  dem  i^ 
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IPalliment  erklärenden  Erkenntniss  festgesetzt  ist,  eine  Aufstellang  ihrer 
Forderungen  mit  ihren  Titeln  za  hinterlegen.  Der  Gerichtsschreiber  stellt 
•dieselbeji  zusammen  und  giebt  eine  Emp&ngsbescheinignng  hier&ber. 

Die  Gläubiger  werdien  zu  diesem  Zweck  durch   die   im  Art.  472  vor- 
geschriebenen Publikationen  und  Anschlagzettel  benachrichtigt.     Sie  werden 
ausserdem  durch  ein  eingeschriebenes  Cirkular  dazu   aufgefordert,   welches 
-die  Verwalter,  sobald  sie  bekannt  geworden   sind,   an   sie   richten.     Dieses 
Cirkular  giebt   den  Tag   und    die  Stunde  an,   welche   für   den  Schluss  des 
Protokolls  über   die  Verifikation   der   Forderungen   und    die  Verhandlungen 
über  die,  bei  dieser  Verifikation  entstehenden  Streitigkeiten  festgesetzt  sind. 
Die  Posteinlieferungsscheine  werden  dem,  vom  Richterkommissar  visirten 
Original  des  Cirkulars  beigefügt  und  bleiben  damit  verbunden. 

497.  Falls  ausserhalb  des  Königreichs  wohnende  oder  domicilirte 
Crlaubiger  vorhanden  sind,  bezüglich  deren  die  in  dem,  das  Falliment 
-erklärenden  Erkenntnisse  festgesetzte  Frist  zu  kurz  ist,  muss  der  Richter- 
kommissar dieselbe  je  nach  den  Umständen  für  sie  verlängern;  diese  Ver- 
längerung vermerkt  er  in  den  an  diese  Gläubiger  gemäss  Art.  496  ge- 
richteten Cirkularen. 

^8.    Die  Anmeldung  eines  jeden  Gläubigers  muss  enthalten : 
seinen  Vor-  und  Zunamen; 
seinen  Stand  und  Wohnort; 

den  Betrag  und  den  Rechtsgrund  seiner  Forderung; 
die    Vorrechte,    Hypotheken    oder    Unterpfänder,    welche   daf&r 
haften,  und  den  Titel,  aus  dem  sie  resultirt. 
Diese  Deklaration  schliesst  mit  einer  Versicherung,  welche  in  folgenden 
Porten  zusammenzufassen  ist: 

„Ich  versichere,  dass  meine  gegenwärtige  Forderung  wahr  und  echt 
ist,  so  wahr  mir  Gott  helfe.  ^ 
Dieselbe  wird  von  dem  Gläubiger  oder  in  seinem  Namen  von  seinem 
Bevollmächtigten  unterzeichnet;  in  diesem  Falle  muss  die  Vollmacht  der 
Deklaration  beigeheftet  werden,  und  sie  muss  den  Betrag  der  Forderung  an- 
heben und  die  in  dem  gegenwärtigen  Artikel  vorgeschriebene  Versicherung 
'enthalten. 

499.  Die  Deklaration  muss  die  Wahl  eines  Domioils  in  der  Gremeinde, 
-wo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  enthalten,  falls  der  Gläubiger  in  dieser  Ge- 
meinde nicht  domicilirt  ist. 

In  Ermangelung  der  Wahl  eines  Domicils  können  ihm  alle  Zu- 
stellungen und  Benachrichtigungen  auf  der  Gerichtsschreiberei  übermittelt 
-werden. 

500.  Die  Verifikation  der  Forderungen  erfolgt  Seitens  der  Verwalter, 
sobald  die  Anmeldung  derselben  auf  der  Gerichtsschreiberei  geschehen  ist ; 
sie  wird  in  Gegenwart  des  Richterkommissars  und  unter  Mitwirkung  des 
Falliten  oder  nach  gehöriger  Vorladung  desselben  vorgenommen.  Die  Titel 
werden  mit  den  Büchern  und  Schriftstücken  des  Falliten  verglichen. 

Die  Forderungen  der  Verwalter  werden  vom  Richterkommissar  verificirU 

Ein  ProtokoU  wird  über  diese  Verhandlungen  von  den  Verwaltern 
4iufgenommeif  und  nach  jeder  Sitzung  von  ihnen  und  dem  Richterkommissar 
unterzeichnet. 

Es  giebt  an  das  Domicil  der  Gläubiger  und  ihrer  Bevollmächtigten,  es 
enthält  eine  summarische  Beschreibung  der  .vorgelegten  Titel,  erwännt  die 
Ueberschreibungen,  Durchstreichungen  uud  Einschaltungen  und  vermerkt,  ob 
die  Forderung  zugelassen  oder  bestritten  ist. 

Im  Falle  des  Bestreitens  oder,  wenn  die  Forderung  nicht  vollständig 
gerechtfertigt  erscheint,   vertagen   die  Verwalter   ihre  Entscheidung  bis  zum 
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Schluse  des  Verifikationsprotokolls  und,  falls  der  Gläubiger  bei  Gelegenheit 
dieser  Vertagung  nicht  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  ver- 
treten zugegen  ist,  müssen  sie  ihn  sofort  durch  eingeschriebenen  Brief 
davon  benachrichtigen. 

501-  Nach  der  Anmeldung  einer  jeden  Forderung  und  bis  za  dem 
Tage,  welcher  für  die  Verhandlungen  über  die  daraus  entstehenden  Streitig- 
keiten festgesetzt  ist,  kann  der  Richter kommissar,  sogar  von  Amtswegen^ 
das  persönliche  Erscheinen  des  Gläubigers  oder  seines  BevoIlmächtigteQ 
oder  aller  deijenigen  anordnen,  welche  Aufklärungen  verschaflFen  können. 
Er  nimmt  ihre  Aussagen  zu  Protokoll.  Er  kann  auch  die  Vorlegung  seiner 
Bücher  anordnen  oder  fordern,  dass,  auf  Grund  eines  Requisitionsschreibens^ 
ein  vom  Ortsrichter  angefertigter  Auszug  daraus  beigebracht  werde. 

502.  In  der  für  den  Schluss  des  Verifikationsprotokolls  festgesetzten 
Sitzung  wird  jede  angemeldete  Forderung,  welche  bestritten  oder  noch  nicht 
zugelassen  worden  ist,  kontradiktorisch  geprüft.  Die  Verwalter  unterzeichnen 
auf  dem  Tit^l  einer  jeden  zugelassenen  und  nicht  bestrittenen  Forderung 
folgenden  Vermerk: 

„Zugelassen  zu  der  Passivmasse   des 'sehen  Falliments  für 

die  Summe  von  ....  am  ...  ." 
Der  Richterkommissar  beglaubigt  den  Vermerk;  er  verweist  alle  Strei- 
tigkeiten bezuglich  der  nicht  zugelassenen  Forderungen  an  das  Gericht 
Wenn  jedoch  ^Streitfragen  vorkommen,  die  des  Gegenstandes  wegen  nicht 
zur  Kompetenz  des  Handelsgerichts  gehören,  so  müssen  dieselben  vor  den 
zuständigen  Richter  Behufs  Entscheidung  über  die  Sache  selbst  gebradit 
werden  und  vor  das  Handelsgericht,  damit  letzteres,  gemäss  Art.  504,  fest- 
setze, bis  zu  welchem  Betrage  der  bestrittene  Gläubiger  an  den  Berathungen 
über  einen  Akkord  theilnehmen  könne. 

503.  Der  Fallit  und  die  verificirten  oder  in  der  Bilanz  aufgeführten 
Gläubiger  können  der  Verifikation  der  Forderungen  beiwohnen  und  gegen 
die  erfolgten  und  noch  vorzunehmenden  Verifikationen  Widerspruch  erheben. 
Nach  Schluss  des  Verifikationsprotokolls  können  WidersprücJie  gegen  die 
vorgenommenen  und  in  diesem  Protokoll  vermerkten  Verifikationen  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  nur  durch  Schriftstücke  erhoben  werden,  welche  den 
anmeldenden  Gläubigem  zugestellt  und  mit  den  Beweismitteln  2  Tage  vor 
dem  f&r  die  Verhandlungen  über  die  Streitigkeiten  festgesetzten  Termin  auf 
der  Gerichtsschreiberei  hinterlegt  worden  sind. 

Die  nach  Schluss  des  Verifikationsprotokolls  erhobenen  Widersprüche 
gegen  die  Verifikationen  müssen  bei  gleicher  Strafe  innerhalb  10  Tagen 
nach  der  Zulassung  der  bestrittenen  Forderung  zugestellt  werden.  Diese 
Frist  läuft  indessen  hinsichtlich  der  nach  diesem  letzteren  Zeitpunkt  zuge- 
lassenen Gläubiger  erst  vom  Tage  der  Verifikation  ihrer  Forderungen  ab. 

504.  An  dem  durch  das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt^ 
für  die  Verhandlungen  über  die  Streitigkeiten  festgesetzten  Tage  stattet  der 
Richterkommissar  seinen  Bericht  ab,  und  das  auf  diese  Weise  informirte 
Gericht  entschddet,  ohne  den  Ablauf  der  Fristen  abzuwarten,  welche  etwa 
auf  Grund  des  Art.  497  verlängert  worden  sind,  ohne  vorhergehende  Vor- 
ladung^ unverzüglich  und  vorzugsweise,  wenn  möglich  in  einem  einzigen 
Erkenntniss,  über  alle  Streitfragen,  welche  die  Verifikation  der  Forderungen 
betreffen.  Dieses  Erkenntniss  wird  nach  kontradiktorischer  Vernehmung  der 
etwa  anwesenden  Verwalter,  des  Falliten  und  der  widersprechenden  und  an- 
meldenden  Gläubiger  erlassen. 

Die  Streitigkeiten,  welche  nicht  sofort  entschieden  werden  können, 
müssen  getrennt  verhandelt  werden ;  diejenigen,  welche  nicht  zur  Kompetenz 
des  Gerichts  gehören,    werden  dem  zuständigen  Richter   überwiesen.      Das 
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Gericht  kann  indessen  in  beiden  Fällen  provisorisch  festsetzen,  dass  die 
bestrittenen  Gläubiger  zu.  der'Beschlassfassang  über  die  Bildung  eines  Akkords 
zugelassen  werden,  and  zwar  für  eine  Summe^  welche  in  demselben  Erkennt- 
niss  bestimmt  wird.  Ist  in  dieser  Beziehung  nichts  angeordnet  worden,  so 
können  die  bestrittenen  Gläubiger  an  den  Geschäften  des  Falliments  erst 
dann  Theil  nehmen,  wenn  über  die  Streitfrage  eine  Entscheidung  in  der 
Hauptsache  getroffen  ist. 

Gegen  das  Erkenntniss,  welches  in  Ausführung  dieses  Artikels  geföUt 
wird,  ist  kein  Einspruch  zulässig,  ebenso  auch  nicht  gegen  diejenigen,  welche 
später  über  die  getrennt  verhandelten  Streitfragen  eine  Entscheidung  treffen. 
Gegen  das  Erkenntniss,  welches  eine  provisorische  Zulassung  der  bestrittenen 
Gläubiger  ausspricht,  ist  ausserdem  weder  Berufung,  noch  Kassationsrekurs 
zulässig. 

505.  Alle  Streitfragen  bezüglich  der  Liquidation  von  Fallimenten, 
welche  zur  Kompetenz  der,  Civilgerichte  gehören,  werden  dort  mit  kurzer 
Frist  vorgebracht  und  sofort  entschieden.  In  gleicher  Weise  werden  alle 
Streitigkeiten  dieser  Art  behandelt,  welche  bei  dem  Berufungsgericht  an- 
hängig sind. 

506.  Bis  zu  dem  Erkenntniss,  welches  über  die  Streitfragen  erlassen 
wird,  bleiben  alle  Anmeldungen  von  Forderungen,  die  zum  Beweise  produ- 
cirten  Schriftstücke  und  alle  Urkunden,  Protokolle,  Einsprüche  und  darauf 
bezügliche  Anträge  auf  der  Gerichtsschreiberei  hinterlegt  und  werden  den 
Interessenten  auf  Verlangen  mitgetheilt. 

507.  Für  jedes  Falliment  wird  auf  der  Gerichtsschreiberei  eine  ta- 
bellarische Uebersicht  geführt,  welche  für  jede  angemeldete  Forderung  die 
folgenden  Angaben  enthält: 

1.  die  laufende  Nummer; 

2.  die  Vor-  und  Zunamen,  den  Stand  und  Wohnort  des  Gläubigers, 
welcher  seine  Deklaration  und  seine  Titel  hinterlegt  hat; 

3.  das  Datum  dieser  Hinterlegung; 

4.  den  Betrag  der  angemeldeten  Forderung; 

5.  die  summarische  Bezeichnung  der  Vermögensstücke  oder  Gegen- 
stände, welche  auf  Grund  einer  Hypothek  oder  eines  Vorrechts  be- 
ansprucht werden; 

6.  die  Zulassung  der  Forderung  zur  Passivmasse  oder  ihre  Verwerfung 
durch  die  Verwalter; 

7.  das  Datum  dieser  Zulassung  oder  dieser  Verwerfung; 

8.  die  Widersprüche; 

9.  die  Namen  der  Widerspruch  Erhebenden; 

10.  das  Datum  des  Widerspruchs; 

11.  den  Tag,  an  welchem  aas  Verifikationsprotokoll  geschlossen  wird; 

12.  den  Tag,  an  welchem  die  Verhandlungen  über  die  Streitigkeiten 
eröffnet  werden; 

13.  den  Inhalt  der  definitiven  Entscheidung; 

14.  das  Datum  dieser  Entscheidung,  und 

15.  sonstige  Aufklärungen,  deren  Kenntnissnahme  Seitens  der  Inter- 
essenten angezeigt  erscheint. 

Diese  Uebersicht  wird  vom  Gerichtsschreiber  geführt;  die  erforder- 
lichen Eintragungen  geschehen  hintereinander  taglich  und  je  nachdem  die 
hierauf  bezüglichen  Tbatsachen  und  Umstände  sich  ereignen.  Dieselbe  wird 
auf  Verlangen  den  Interessenten  mitgetheilt. 

506.  In  Ermangelung  einer  Deklaration  und  Bekräftigung  ihrer  For- 
derungen innerhalb  der  Frist,  welche  durch  das  das  Fallim^t  erklärende 
Erkenntniss  festgesetzt  und   auf  Grund  des  Art.  497  verlängert  worden  ist, 
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nehmen  die  bekannten  oder  unbekannten  säumigen  Glaabiger  an  den  Ver- 
theilangen  nicht  Theil;  sie  können  indessen  ihre  Forderungen  bis  zur  letzten 
Vertheilung  der  Gelder  einschliesslich  anmelden  und  bekräftigen.  Ihre  An- 
meldungen suspendiren  die  angeordneten  Vertheilungen  nicht;  sie  nelunen 
aber,  falls  neue  Vertheilungen  nach  diesen  Anmeldungen  angeordnet  werden, 
iür  die  Summe  daran  Theil,  welche  provisorisch  durch  den  Richterkommissar 
festgesetzt  wird,  dieselbe  bleibt  bis  zur  Zulassung  ihrer  Forderungen  reser- 
virt.  In  jedem  Falle  treffen  sie  die  Kosten,  welche  durch  die  T^rifikation 
und  Zulassung  dieser  Forderungen  entstanden  sind,  und  sie  können  auf  die 
vor  ihrer  Anmeldung  angeordneten  Vertheilukigen  keinen  Anspruch  erheben: 
sie  sind  aber  berechtigt,  aus  der  noch  nicht  vertheilten  Aktivmasse  die  bei 
den  ersten  Vertheilungen  auf  ihre  Forderungen  entfallenen  Dividenden  vor* 
wegzunehmen,  falls  sie  nachweisen,  dass  es  ihnen  unmöglich  gewesen  ist, 
ihre  Anmeldung  und  Bekräftigung  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  za 
bewirken. 

KAPITEL  V. 
Von  dem  Akkorde. 

Abschnitt  I. 
Von   der   Versammlung   der   Gläubiger. 

509  Sofort  nach  dem  in  Ausführung  des  Art.  504  erlassenen  Er- 
kenntniss,  und  ohne  den  Ablauf  der  auf  dnind  des  Art  497  bewilligten 
Fristen 'abzuwarten,  wird  zur  Bildung  des  Akkordes  geschritten. 

Der  Richterkommissar  ordnet  zu  diesem  Zweck  die  Einberufung'  der 
Gläubiger  an  und  bestimmt  den  Ort,  den  Tag  und  die  Stunde  der  Ver- 
sammlung. 

Der  Tag  dieser  Versammlung  wird  in  der  Weise  anberaumt,  dass  die- 
selbe binnen  14  Tagen  nach  dem  in  Ausführung  des  Art.  504  erlassenen 
Erkenntniss  statl£ndet,  und  dass  jedem  Gläubiger  zwischen  seiner  Ein- 
berufung und  dem  Tage  der  Versammlung  eine  Frist  von  2  Tagen  gelassen 
wird,  welche  auf  je  5  Myriameter  Distanz  zwischen  dem  Orte  seines  wirk- 
lichen Domicils  und  demjenigen  .der  Versammlung  um  einen  Tag  ver- 
mehrt wird. 

510.  Die  Einberufung  der  Gläubiger  erfolgt  innerhalb  3  Tagen  nach 
der  Verfügung  des  Richterkommissars;  sie  geschieht  auf  Betreiben  der  Ver- 
walter durch  Anschlagzettel  und  Publikationen  und  durch  ein  Cirkular, 
welches  persönlich  an  die  Gläubiger  gerichtet  wird,  deren  Forderungen 
definitiv  oder  provisorisch  zugelassen  sind,  und  zwar  alles  in  der  Art  und 
Weise  und  mit  den  Förmlichkeiten,  welche  in  den  Art.  472  und  496  vor- 
geschrieben  sind. 

511.  An  dem  Orte,  dem  Tage  und  zu  der  Stunde,  welche  von  dem 
Richterkommissar  festgesetzt  werden,  tritt  die  Versammlung  unter  seinem 
Vorsitz  zusammen.  Die  definitiv  oder  provisorisch  zugelassenen  Gläubiger 
oder  ihre  Bevollmächtigten  werden  allein  zugelassen. 

Der  Fallit  wird  zu  dieser  Versammlung  vorgeladen;  er  kann  sich  nar 
aus  stichhaltigen  und  von  dem  Richterkommissar  gebilligten  Gründen  ver- 
treten lassen. 

Der  Richterkommissar  prüft  die  Vollmachten  derjenigen,  welche  der 
Versammlung  als  Bevollmächtigte  beiwohnen;  die  Verwalter  statten  ein^ 
Bericht  ab  über  den  Stand  des  Falliments,  über  die  Förmlichkeiten,  welche 
beobachtet  worden  sind,  und  die  ergriffenen  Massnahmen,  sowie  über  das 
voraussichtliche  Resultat  der  Liquidation.     Der  Fallit  wird  gehört   Der  Be- 
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rieht   der  Verwalter  wird,   mit  ihrer  Unterschrifb   versehen ,    dem   Richter-  ^ 
kommissar  übermittelt,  welcher  über  das  in  der  Versammlung  Vorgebrachte 
and  Beschlossene  ein  Protokoll  au&immt. 

Abschnitt  II. 
Von    der   Bildung   des   Akkordes. 

512.  Vorbehaltlich  der  im  Art.  520  festgesetzten  Bestimmungen  kann 
eine  Uebereinkunft  zwischen  den  berathenden  Grläubigem  und  dem  £Etlliten 
Schuldner  erst  nach  Erfüllung  der  nachstehend  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten getroffen  werden. 

Diese  Uebereinkunft  kommt  erst  durch  die  Mitwirkung  einer  Anzahl 
Gläubiger  zu  Stande,  welche  die  Majorität  bildet  und  ausserdem  ViO  der 
Gesammtheit  der  definitiv  oder  gemäss  dem  Kapitel  IV  provisorisch  zuge- 
lassenen Forderungen  repräsentirt;  alles  dieses  bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

513.  Die  eingetragenen  oder  von  der  Eintragung  befreiten  Hypotheken- 
gläubiger,  sowie  die  bevorrechtigten  oder  mit  einem  Pfand  versehenen 
Gläubiger  haben  hinsichtlich  dieser  Forderungen  keine  Stimme  bei  den  auf 
den  Akkord  bezüglichen  Massnahmen,  und  dieselben  werden  nur  dann  mit- 
gerechnet, wenn  sie  auf  ihre  Hypotheken,  Pfönder  oder  Vorrechte  verzichten. 

Das  Stimmen  beim  Akkord  zieht  diesen  Verzicht  von  Rechtswegen 
nach  sich;  derselbe  bleibt  ohne  Wirkung,  i^enn  der  Akkord  nicht  zuge- 
lassen wird. 

Diese  Gläubiger  können  indessen  beim  Akkord  mitstimmen,  auch 
wenn  sie  auf  ihre  Vorrechte,  Hypotheken  oder  Pfander  nur  für  einen,  min- 
destens der  Hälfte  ihrer  Forderungen  gleichkommenden  Betrag  derselben 
verzichten ;  in  diesem  Falle  werden  diese  Forderungen  bei  den  auf  den  Akkord 
bezüglichen  Verhandlungen  nur  für  diesen  Betrag  gerechnet. 

514.  Ein  jeder  Akkord  ist  verboten,  wenn  der  Fallit  sich  in  dem  im 
Art.  495  vorgesehenen  Falle  befindet,  oder  wenn  er  wegen  betrügerischen 
Bankrotts  verurtheilt  worden  ist. 

In  dem  im  Art.  495  vorgesehenen  Falle  können  die  Behufs  Beschluss- 
fassung über  den  Akkord  zusammenberufehen  Gläubiger  mit  der  im  Art.  512 
vorgeschriebenen  doppelten  Majorität  den  Beschluss  bis  zum  Ausgange  des 
Verfahrens  aussetzen.  Die  Verwerfung  des  Aufschubes  involvirt  die  Ver- 
werfung des  Akkordes. 

515-  Der  Akkord  muss,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  während  der 
Sitzung^)  unterzeichnet  werden.  Wenn  nur  die  Majorität  der  Zahl  nach 
oder  die  Majorität  von  drei  Vierteln  der  Summe  nach  zustimmen,  so  wird 
die  Beschlussfassung  auf  höchstens  8  Tage  hinausgeschoben ;  in  diesem  Falle 
sind  die  in  der  ersten  Versammlung  gefassten  Beschlüsse  und  ertheilten  Zu- 
stimmungen wirkungslos. 

516.  Alle  Gläubiger,  welche  bei  dem  Akkord  mitzustimmen  berechtigt 
waren  oder  deren  Rechte  seitdem  anerkannt  worden  sind,  können  dagegen 
Einspruch  erheben. 

Der  Einspruch  muss  begründet  und  den  Verwaltern,  sowie  dem  Falliten 
innerhalb  5^)  Tagen  nach  dem  Abschluss  des  Akkordes  zugestellt  werden, 

^)  GlT.  über  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  (ihesetzbüchern  Note  1 
zu  Art.  327  des  Aegyptischen  H.  ö.  B.,  S.  24. 

')  Um  thnnlichst  rechtswidrige  £eeinilnss\mKen  zu  vermeiden;  jedoch  ist  es  nicht 
ausgeschlossen,  eventuell  neue  Sitzungen  anzuberaumen. 

')  Nach  dem  Französischen  H.  G.  B.  (Art.  612,  c£r.  Bd.  11  S.  605)  betrat 
die  liMst  8  Tage,  ebenso  nach  dem  Griechischen  (Art.  617,  cfr.  Bd.  II  S.  666), 
Haitianischen  (Art.  517  cfr.  Bd.  II  S.  798)  und  Aegyptischen  H.  G.  ß.  (Art. 
332  8.  S.  25). 

B orchar dt,  Handelsrecht.  I.    2.  Auflage.  26 
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und  zwar  bei  Strafe  der  Nichtigkeit.  Innerhalb  5  Tagen  nach  dieser  Zs- 
Stellung  können  die  Verwalter  und  der  Fallit  ihre  Beantwortung  de^  h^ 
Spruches  notificiren  lassen  und  dieselbe  auf  der  Gerichtsschreiberei  mit  da 
Schriftstücken,  welche  sie  dabei  verwendet  haben,  hinterlegen. 

Unmittelbar  nach  dieser  Frist  berichtet  der  Richterkommissar  ^at. 
andere  Förmlichkeiten  oder  weiteres  Verfahren  über  den  Charakter  ds 
Falliments  und  die  Zulässigkeit  des  Akkordes,  und  das  Gericht  entscbeidi 
in  einem  einzigen  Erkenntniss  über  die  Einsprüche  und  die  BestatigLs^ 
Die  Parteien  können  indessen  in  der  Audienz  erscheinen  oder  sich  vertre» 
lassen,  um  daselbst  summarisch  die  Beweismittel  zur  Unterstützung  ILn 
Behauptungen  zu  begründen. 

W  enn  nur  ein  einziger  Verwalter  ernannt  worden  ist  und  dieser  gega 
den  Akkord  Einspruch  erhebt,  so  hat  er  die  Ernennung  eines  anderen  V» 
Walters  zu  veranlassen,  dem  gegenüber  er  zur  Erfüllung  der  in  die-ei 
Artikel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  verpflichtet  ist. 

Wenn  das  Erkenntniss  über  den  Einspruch  von  der  Lösung  von  Fraßt 
abhängig  ist,  die  mit  Rücksicht  auf  ihren  Gegenstand  der  Kompetenz  k 
Handelsgerichts  entzogen  sind,  so  setzt  dieses  Gericht  die  Beschlussfas^ia 
bis  nach  Entscheidung  dieser  Fragen  aus. 

517.  Im  Falle  der  Nichtbeobachtung  der  oben  vorgeschriebenen  Be« 
Stimmungen,  oder  wenn  Gründe  des  öffentlichen  Interesses  oder  des  h'» 
esses  der  Gläubiger  offenbar  dem  Abschlüsse  des  Akkordes  entgegen  >te^ 
muss  das  Gericht  die  Bestätigung  desselben  versagen.  In  diesem  Fallt  i^ 
der  Akkord  allen  Interessenten  gegenüber  annullirt. 

518.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  macht  denselben  für  alle  in  in 
Bilanz  aufgeführten  oder  nicht  aufgeführten,  veriücirten  oder  nicht  Tenfidita 
Gläubiger  verbindlich  und  selbst  für  die  im  Art.  497  erwähnten,  sowie  ä 
diejenigen,  welche  auf  Grund  des  Art.  504  provisorisch  zur  Beschltfe» 
fassung  zugelassen  worden  sind,  welches  auch  die  Summe  sein  mag^  weioi 
ihnen  später  das  definitive  Erkenntniss  zuspricht.  Dieselbe  wahr  n 
Gunsten  eines  jeden  Gläubigers  auf  die  Immobilien  des  Falliten  die  Ji 
Grund  des  letzten  Alineas  des  Art.  487  eingetragene  Hypothek.  Zu  die^oi 
Zweck  lassen  die  Verwalter  das  Erkenntniss  über  die  Bestätigung  in  m 
Hypothekenbuch  eintragen,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Akkorde  etwas  ance;*^ 
beschlossen  worden  ist. 

519.  Sobald  das  Erkenntniss  über  die  Bestätigung  rechtskräftig  ^ 
worden  ist,  hören  die  Funktionen  der  Verwalter  auf. 

Die  Verwalter  legen  dem  Falliten  in  Gegenwart  des  Richterkommis.^o 
ihre  definitive  Rechnung;  diese  Rechnung  wird  erörtert  und  abgeschlck^fe 
Die  Verwalter  übergeben  dem  Falliten  sämmtliche  Vermögensstücke,  Bccfer. 
Papiere  und  Effekten.  Der  Fallit  quittirt  darüber,  und  der  Richterkommk-fi 
nimmt  über  den  ganzen  Hergang  ein  Protokoll  auf. 

Im  Streitfalle  entscheidet  das  Handelsgericht  auf  den  Bericht  c?r 
Richterkommissars. 

520.  Wenn  der  Schuldner  bei  der  Anzeige  seines  Falliments  den  B- 
stimmungen  der  Art.  440  und  441  genügt,  die  Grundlagen  iür  eire? 
Akkord  präsentirt  und  die  sofortige  Einberufung  seiner  Gläubiger  Bet-f- 
Beschlussfassung  darüber  beantragt  hat,  und  wenn  sein  guter  Glauben  mcl' 
verdächtig  ist,  so  kann  das  Gericht  entweder  durch  das  Erkenntniss,  weici*^ 
das  Falliment  erklärt  oder  durch  ein  späteres  Erkenntniss  anordnen.  - 
zwar  ohne  den  Lauf  des  Falliments  aufzuhalten,  dass  diese  Einberafa-j 
sofort  erfolgt,  sowie  unter  Berücksichtigung  der  EntfernungeUj  den  On.  iir- 
Tag  und  die  Stunde  der  Gläubigerversammlung  festsetzen. 
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In  diesem  Falle  kann  die  AnmelduDg,  die  BekräftiguDg,  die  Verifikation 
und  eventuell  die  Zulassung  der  Forderungen  während  der  Sitzung  statt- 
finden, und  der  Akkord  kommt  nur  zu  Stande  durch  die  Mitwirkung  von  ^/^  der 
in  der  verificirten  Bilanz  aufgeführten  Gläubiger,  welche  vermittelst  der 
Titel  ihrer  zugelassenen  Forderungen  ^/g  der  nach  dieser  Bilanz  geschuldeten 
Summen  reprasentiren.  In  Ermangelung  dieser  Mehrheit  muss  die  ßeschluss- 
fassung  auf  den  in  Ausführung  des  Art.  509  festgesetzten  oder  festzusetzen- 
den Zeitpunkt  vertagt  werden. 

Abschnitt  IIL 
Von  der  Annullirung  und  der  Aufhebung  des  Akkordes. 

521.  Der  Akkord  ist  von  Rechtswegen  nichtig,  wenn  der  Fallit  nach 
der  Bestätigung  desselben  wegen  betrügerischen  Bankrotts  verurtheilt 
worden  ist. 

Wenn  der  Fallit  nach  Bestätigung  des  Akkordes  wegen  betrügerischen 
Bankrotts  verfolgt  oder  unter  Detentions-  oder  Haftbefehl  gestellt  wird,  oder 
wenn  im  Falle  der  Flucht  ein  Vorführungsbefehl  erlassen  wird,  so  kann 
das  Handelsgericht  auf  den  Bericht  des  Richterkommissars  geeignete  konser- 
vatorische Massregeln  ergreifen.  Diese  Massnahmen  hören  von  Rechtswegen 
von  dem  Tage  der  Erklärung,  dass  kein  Anlass  zur  Verfolgung  vorliegt, 
und  der  Verfügung  der  Aufhebung  oder  dem  freisprechenden  Erkenntniss  auf. 

522.  Eine  Klage  auf  Nichtigkeit  des  Akkordes  ist  nach  der  Bestäti- 
gung nur  auf  Grund  eines  Dolus  zulässig,  der  nach  dieser  Bestätigung  ent- 
deckt worden  ist  und  in  der  Verheimlichung  von  Aktiven  oder  in  der  Üeber- 
treibung  der  Passiven  besteht. 

Die  Nichtigkeit  des  Akkordes  in  Folge  von  Dolus  oder  in  Folge  einer 
Verurtheilung  wegen  betrügerischen  Bankrotts  wirkt  von  Rechtswegen  auch 
zu  Gunsten  des  Bürgen. 

523.  Im  Falle,  dass  der  Fallit  die  Bedingungen  seines  Akkordes  nicht 
ausführt,  kann  die  Aufhebung  dieser  Uebereinkunft  ihm  gegenüber  vor  dem 
Handelsgericht  in  Gegenwart  der  eventuellen  Bürgen,  oder  nachdem  sie  in 
gehöriger  Weise  vorgeladen  sind,  herbeigeführt  werden. 

Die  Aufhebung  des  Akkordes  befreit  nicht  die  Bürgen,  welche  die 
Garantie  für  die  vollständige  oder  theilweise  Ausführung  desselben  über- 
nommen haben. 

524  Durch  das  Erkenntniss,  welches  die  Annullirung  oder  die  Auf- 
hebung des  Akkordes  ausspricht,  oder  in  den  im  Art.  521  vorgesehenen 
Fällen  durch  ein  auf  Antrag  eines  oder  mehrerer  Gläubiger  oder  selbst  von 
Amtswegen  auf  den  Bericht  des  Richterkommissars  ergangenes  Erkenntniss 
beauftragt  das  Handelsgericht  die  früher  ernannten  Verwalter,  ihre  Funktionen 
wieder  aufzunehmen,  oder  es  ernennt  neue  und  befiehlt  den  nach  der  Be- 
stätigung des  Akkordes  aufgetretenen  Gläubigern  des  Falliten,  die  Anmeldung 
ihrer  Forderungen  innerhalb  der  im  Art.  466  festgesetzten  Frist  zu  bewirken. 

Die  Bestimmungen  in  den  Art.  469  und  472  müssen  auch  bei  diesem 
Erkenntniss  beobachtet  werden. 

Die  Verwalter  können  die  Anlegung  der  Siegel  herbeiführen^  Sie 
schreiten  unverzüf2;lich  im  Beisein  des  Friedensrichters  oder  des  Richter- 
kommissars, falls  derselbe  lant  der  Anlegung  der  Siegel  betraut  worden  war, 
zum  Vergleich  der  Werthe,  Aktien  und  Papiere  nach  dem  alten  Inventar 
und  stellen  eventuell  ein  Nachtragsinventar  auf.  Sie  nehmen  eine  Nachtrags- 
bilanz auf  und  richten  an  die  neuen  Gläubiger  das  im  Art.  496  erwähnte 
Cirkular. 
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525.  Die  neuen  Forderungen  werden  in  Gemässheit  der  Bestimmungeo 
des  Kap.  lY  anß:emeldet,  bekränigt  und  verificirt. 

Eine  neue  Verifikation  der  vorher  zur  Passivmasse  zugelassenen  For- 
derungen findet  nicht  statt,  unbeschadet  jedoch  der  Zurückweisung  oder  der 
Reduktion  derjenigen,  welche  seitdem  vollständig  oder  theilweise  getilgt 
worden  sind. 

526.  Es  sind  nichtig  und  wirkungslos  die  verschiedenen  im  Art  445 
erwähnten,  von  dem  Falliten  nach  dem  Erkenntniss  über  die  Bestätigung 
und  vor  der  Annullirun^  oder  Aufhebung  des  Akkordes  vorgenommeoeo 
Akte.  Die  anderen  in  diesem  Zwischenraum  von  dem  Falliten  vorgenom- 
menen Akte  werden  nur  dann  annuUirt,  wenn  sie  zum  Nachtheil  der  Aus- 
führung des  Akkordes  oder  zum  Betrüge  der  Rechte  der  Gläubiger  &as- 
geführt  worden  sind. 

527.  Die  vor  dem  Akkord  vorhandenen  Gläubiger  treten,  nur  bezüglich 
des  Falliten,  in  ihre  vollen  Rechte  wieder  ein;  sie  können  indessen  in  der 
Masse  nur  in  folgenden  Verhältnissen  figuriren,  nämlich: 

wenn  sie   keinerlei  Dividende  erhalten  haben,  mit  ihrer  ganzes 
Forderung; 

wenn  sie  einen  Theil  der  Dividende  erhalten  haben,  mit  der  Quote 

ihrer  urspünglichen  Forderungen,  welche  der  nicht  erhobenen  Quote 

der  versprochenen  Dividende  entspricht. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  sind  auch  in  dem  Falle  anwendbar, 

wo  ein  zweites  Falliment  eröffnet  wird,  ohne  dass  vorher  eine  Annullirnng 

oder  Aufhebung  des  Akkordes  stattgefunden  hat. 

KAPITEL  VI. 
Von  der  Liquidation  des  Falliments. 

528.  Wenn  ein  Akkord  nicht  zu  Stande  konmit,  so  £Ediren  die  Ver 
Walter  fort,  die  Masse  der  Gläubiger  zu  repräsentiren  und  schreiten  zur 
Liquidation  des  Falliments;  sie  lassen  die  Lnmobilien,  die  Waaren  und 
Mobiliareffekten  verkaufen  und  li(}uidiren  die  Forderungen  und  Schulden, 
und  zwar  unter  der  Aufsicht  des  Richterkommissars,  unter  Beobachtung  der 
Bestimmungen  der  Art.  479  und  480,  und  ohne  dass  es  erforderlich  ist,  den 
Falliten  hinzuzuziehen. 

Sie  können  in  der  im  Art.  492  vorgeschriebenen  Art  und  Weise  über 
jede  Art  von  Ansprüchen,  welche  dem  Falliten  zustehen,  trotz  des  Wide^ 
Spruches  von  seiner  Seite,  Vergleiche  abschliessen. 

529.  Die  Gläubiger  können  nichtsdestoweniger  den  Verwaltern  oder 
einem  Dritten  unter  der  Aufsicht  der  Verwalter  ein  Mandat  Behufs  Fort- 
führung der  Nutzbarmachung  der  Aktivmasse  ertheilen. 

Der  Beschluss,  welcher  ihnen  dieses  Mandat  überträgt,  bestimmt  die 
Dauer  und  den  Umfang  desselben  und  setzt  die  Beträge  fest,  welche  die 
Verwalter  Behufs  Bestreitung  der  Kosten  und  Ausgaben  in  ihjen  Händen 
behalten  dürfen;  derselbe  muss  unverzüglich  nacn  der  Verwerfung  ^^ 
Akkordes  in  Gegenwart  des  Richterkommissars  gefiEtöst  werden,  und  zwar 
mit  der  Majorität  der  Zahl  und  Summe  nach,  welche  im  Art.  512  fest- 
gesetzt ist. 

Das  Rechtsmittel  des  Einspruches  gegen  diesen  Beschluss  steht  dem 
Falliten  und  den  dissidirenden  Gläubigern  zu.  Dieser  Einspruch  suspendirt 
die  Ausführung  nicht. 

Wenn  die  Geschäfte  der  Verwalter  oder  Mandatare  das  Aktirum  über- 
steigende Verpflichtungen  zur  Folge  haben,    so   sind   diejenigen  GläahigeT) 
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vsrelche  die  Ermächtigang  zu  diesen  Engagements  ertheilt  haben,  allein  per- 
sonlich über  ihren  Antheil  am  Aktivam  hinaas  verhaftet,  jedoch  nur  inner- 
halb der  Grenzen  des  von  ihnen  ertheilten  Mandates.  Sie  tragen  nach  dem 
Verh&ltniss  ihrer  Forderungen  bei. 

530.  Wenn  eine  ofPene  Handelsgesellschaft  fallirt,  so  können  die 
Gläubiger  nur  zu  Gunsten  eines  oder  mehrerer  Gesellschafter  einen  Akkord 
abschliessen;  in  diesem  Falle  bleibt  das  gesammte  Aktivvermögen  der 
Gesellschaft  der  Yertvaltung  des  Falliments  unterworfen;  das  persönliche 
Vermögen  deijenigen^  mit  welchen  ein  Akkord  abgeschlossen  worden  ist, 
ist  davon  ausgeschlossen,  und  die  mit  ihnen  getro£fene  besondere  Ueberein- 
kunft  kann  nur  die  Verpflichtung  enthalten,  aus  den  zur  gesellschaftlichen 
Aktivmasse  nicht  gehörenden  Werthen  eine  Dividende  zu  zahlen. 

Der  Gesellschafter,  welcher  einen  besonderen  Akkord  erlangt  hat^  ist 
von  jeder  Solidarhaft  befreit. 

531.  Unverzüglich  nach  der  Verwerfung  des  Akkordes  werden  die 
versammelten  Gläubiger  über  die  Fortsetzung  der  auf  Grund  des  Art.  476 
bewilligten  Alimentengelder  oder  über  diejenige  Unterstützung,  welche  dem 
Falliten  imd  seiner  Familie  später  aus  der  Aktivmasse  des  Falliments  be^ 
willigt  werden  kann,  befragt.  Wenn  die  Mehrheit  der  anwesenden  Gläubiger 
damit  einverstanden  ist,  so  wird  die  Unterstützung  fortgesetzt  oder  dieselbe 
kann  bewilligt  werden.  Die  Verwalter  bringen  ihre  Höhe  in  Vorschlag, 
welche  durch  den  Richterkommissar  festgestellt  wird ,  unbeschadet  des 
Rekurses  an  das  Gericht,  der  jedoch  nur  den  Verwaltern  zusteht. 

532.  Nach  der  Verwerfung  oder  Annullirung  des  Akkordes  kann  der 
Richterkommissar  die  Gläubiger,  sobald  er  es  erforderlich  erachtet,  zusammen- 
berufen. 

Die  versammelten  Gläubiger  können  mit  einfacher  Majorität,  mit  Er- 
mächtigung des  Gerichtes,  nach  gehöriger  Vorladung  des  Falliten  die  Ver- 
walter beauftragen,  in  Bausch  und  Bogen,  im  Ganzen  oder  theilweise,  über 
die  Ansprüche  oder  Forderungen,  deren  Einziehung  nicht  hat  bewirkt 
werden  können,  Vergleiche  abzuschliessen  und  dieselben  zu  veräussern. 

533.  Nachdem  die  Liquidation  des  Falliments  beendigt  worden  ist, 
werden  die  Gläubiger  vom  Richterkommissar  zusammenberufen.  Er  kann 
anordnen,  dass  die  Berechnung  der  Verwalter  dem  Einberufungsschreiben 
beigefügt  werde. 

In  dieser  Versammlung  wird,  im  Beisein  des  Falliten  oder  nach  ge- 
höriger Vorladung  desselben,  die  Berechnung  erörtert;  der  Saldo  der  Rechnung 
bildet  die  letzte  Yertheilnng. 

Im  Streitfälle  wird  nach  den  Vorschriften  des  Alinea  3  des  zirt.  519 
verfahren. 

In  derselben  Versammlung  äussern  sich  die  Gläubiger  über  die  Ent- 
schuldbarkeit des  Falliten. 

Es  wird  ein  Protokoll  au^nommen,  in  welchem  jeder  Gläubiger  seine 
Aeusserungen  und  Bemerkun|;en  verzeichnen  lassen  kann. 

584.  Der  Richterkommissar  übergiebt  dem  Gericht  im  Berathungs- 
zimmer  den  Beschluss  der  Gläubiger  bezüglich  der  Entschuldbarkeit  des 
Falliten,  sowie  einen  Bericht  üb^  den  Charakter  und  die  Umstände  des 
Falliments,  und  das  Gericht  entscheidet,  ob  der  Fallit  entschuldbar  ist 
oder  nicht. 

Es  können  nicht  für  entschuldbar  erklärt  werden:  die  betrügerischen 
Bankrottirer,  die  Stellionatare,  die  wegen  Diebstahls,  Betrages,  Erpressung, 
Prellerei  oder  Vertrauensmiss brauchs  verurtheilten  Personen,  die  Depositare, 
die  Vormünder,  Verwalter  oder  andere  rechnungspflichtige  Personen,  welche 
ihre  Rechnung  nicht  abgelegt  und  saldirt  haben. 
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535.  Kein  kaufmänDischer  Schuldner  kann  seine  Zulassang  zur  Rechts- 
wohlthat  der  cessio  bonoram   beansprachen. 

Wenn  der  Fallit  für  entschalabar  erklärt  worden  ist,  so  bleibt  er  hin- 
sichtlich der  Gläubiger  des  Falliments  von  der  Schuldhaft  befreit,  und  er 
kann  von  ihnen  nur  noch  mit  seinem  Vermögen  in  Anspruch  genommen 
werden,  unbeschadet  der  durch  specielle  Gesetze  vorgesehenen  Ausnahmen. 

Wenn  er  nicht  für  entschuldbar  erklärt  worden  ist,  so  erlangen  die 
Gläubiger  die  Ausübung  ihrer  individuellen  Rechte  sowohl  gegen  die  Persos^ 
als  gegen  das  Vermögen  desselben  wieder.  ^) 

536.  Wenn  zu  irgend  einer  Zeit  vor  der  Einberufung  der  Gläubiger 
Behufs  Beschlussfassung  über  den  Akkord  es  sich  herausstellt,  dass  die  Aktiv- 
masse zur  Deckung  der  voraussichtlichen  Kosten  der  Verwaltung  undLioni- 
dation  des  Falliments  nicht  hinreicht ,  so  kann  das  Handelsgericht  auf  aeo 
Bericht  des  Richterkommissars,  sogar  von  Amtswegen,  die  Beendigung  des 
Verfahrens  des  Falliments  aussprechen.  In  diesem  Falle  erlangen  die 
Gläubiger  die  Ausübung  ihrer  individuellen  Rechte  gegen  die  Person  und 
das  Vermögen  des  Falliten  wieder. 

Das  Gericht  kann  in  demselben  Erkenntniss  über  die  Entscholdbarkeit 
des  Falliten  die  Entscheidung  treffen. 

Die  Vollstreckbarkeit  des  Erkenntnisses,  welches  diese  Beendigung 
ausgesprochen  hat,  ist  während  eines  Monates  suspendirt. 

Der  Fallit  oder  ieder  andere  Interessent  kann  zu  jeder  Zeit  durch  das 
Handelsgericht  dasseloe  wieder  aufheben  lassen,  wenn  er  das  Vorhandensein 
von  Geldern  nachweist,  welche  zur  Ausführung  der  Geschäfte  des  Falliments 
genügen,  oder  wenn  er  auf  der  Depositenkasse  einen  Betrag  hinterie^ 
welcher  zur  Deckung  derselben  hinreicht.  In  allen  Fällen  müssen  die 
Kosten  für  die  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Artikels  vorgenommenen  Mass- 
nahmen vorher  berichtigt  werden. 

KAPITEL  VII. 

Von  den  verschiedenen  Klassen  der   Gläubiger  und  von  den 

Rechten  derselben. 

Abschnitt  1. 
Von  den  Mitverpflichteten  und   den  Bürgen. 

537.  Der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  von  Verpflichtungsscheinen  ist, 
die  ^on  dem  Falliten  und  anderen  im  Falliment  befindlichen  Mitverpflichteten 
solidarisch  ausgestellt,  indossirt  oder  garantirt  sind,  nimmt  an  der  VertheUang 
aller  Massen  Theil  und  figurirt  dort  für  den  Nominalwerth  seines  Titels 
bis  zu  seiner  gänzlichen  und  vollständigen  Bezahlung. 

538.  Ein  Regress  wegen  gezahlter  Dividenden  steht  den  Masses  der 
Mitverpflichteten  gegen  einander  nicht  zu,  es  sei  denn,  dass  die  Gesammt- 
summe  der  von  diesen  Massen  gezahlten  Dividenden  den  Betrag  der  Forderung 
an  Kapital  und  Accessorien  übersteigt,  in  welchem  Falle  dieser  Ueberschnss 
nach  der  Reihenfolge  der  Verpflichtungen  denjenigen  Mitverpflichteten  zu- 
ertheilt  wird,  welche  die  anderen  zu  Bürgen  haben. 

539.  Wenn  der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  von  Verpflichtungsscheinen 
ist,  für  welche  der  Fallit  und  andere  Mitverpflichtete  soliaarisch  haften,  oder 
die  durch  eine  Bürgschaft  sicher  gestellt  sindf,  vor  dem  Falliment  eine  a  conto 


0  Olr.  über  die  Aufhebung  der  Personalhaft  das  Gresetz  vom  27.  Jnli  1671. 
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Zahlung  auf  seine  ForderuDg  erbalten  hat,  so  hat  er  an  die  Masse  nur 
einen  Anspruch  nach  Abzug  dieser  a  conto  Zahlung  und  behält  für  den 
Rest  seine  Ansprüche  gegen  die  Mitverpflichteten  oder  den  Burgen. 

540.  Der  Mitverpflichtete  oder  der  Bürge,  welcher  die  theilweise 
Zahlung  geleistet  hat,  nimmt  an  der  Masse  für  alles  dasjenige  Theil,  was 
er  zur  Entlastung  des  Falliten  gezahlt  hat. 

541.  Trotz  des  Akkordes  behalten  die  Gläubiger  ihren  Anspruch 
uiregen  ihrer  ganzen  Forderung  gegen  die  Mitverpflichteten  des  Falliten. 

Abschnitt  II. 

Von  den  mit  Pfand  versehenen   Gläubigern  und  von  den  Gläu- 
bigern mit  Vorrechten  auf  das  bewegliche    Vermögen. 

542-  Die  Gläubiger  des  Falliten,  welche  in  gültiger  Weise  mit  Pfön- 
dem  versehen  sind,  werden  in  der  Masse  nur  pro  notitia  aufgeführt. 

543.  Die  Verwalter  können  zu  jeder  Zeit  mit  Ermächtigung  des 
Kichterkommissars  die  Pfänder  zu  Gunsten  des  Falliments  einlösen,  indem 
sie  die  Schuld  zurückzahlen. 

544.  Wenn  das  Pfand  von  den  Verwaltern  nicht  eingelöst,  sondern  von 
dem  Gläubiger  zu  einem  die  Forderung  übersteigenden  Preise  verkauft 
worden  ist,  wird  der  üeberschuss  von  den  Verwaltern  eingezogen.  Ist  der 
Verkaufspreis  geringer,  als  die  Forderung,  so  nimmt  der  betreflfende  Gläubiger 
mit  der  Differenz  an  der  Masse  als  gewöhnlicher  Gläubiger  Theil. 

545.  Das  in  dem  Monat  vor  der  Erklärung  des  Falliments  erworbene 
8alair  der  vom  Falliten  direkt  beschäftigten  Arbeiter  gehört  zu  der  Zahl 
der  bevorrechtigten  Forderungen  und  rangirt  an  derselben,  gemäss  Art.  2101 
des  Civilgesetzbuche»  privile^irten  Stelle,  wie  das  Salair  der  Bediensteten. 

Das  den  Kommis  für  die  der  Erklärung  des  Falliments  vorhergehenden 
f)  Monate  geschuldete  Gehalt  tritt  an  dieselbe  Stelle. 

546.  Das  durch  No.  4  des  Art.  2102  des  Civilgesetzbuches  zu  Gunsten 
des  Verkäufers  von  Mobiliarefl^ekten  festgesetzte  Vorrecht  und  Recht  auf 
Vindikation,  sowie  das  Recht  auf  Wiederauf  hebung  sind  im  Falle  des  Falli- 
ments nicht  zulässig. 

Dieses  Vorrecht  besteht  indessen  noch  während  2  Jahren  fort,  von 
der  Lieferung  an  gerechnet,  zu  Gunsten  der  Lieferanten  von  Maschinen 
und  in  industriellen  Etablissements  verwendeten  Apparaten. 

Es  hat  indessen  nur  dann  Wirkung,  wenn  die  den  Verkauf  konsta- 
tirende  Urkunde  innerhalb  14  Tagen  nach  dieser  Lieferung  in  ein  be- 
sonderes Register  eingetragen  wird,  welches  zu  diesem  Zwecke  auf  der  Ge- 
richtsschreiberei des  Handelsgerichts  des  Bezirks,  in  welchem  der  Schuldner 
sein  Domicil  hat,  und,  in  Ermangelung  eines  Domicils,  auf  der  Gerichts- 
schreiberei des  Gerichts,  in  dessen  Bezirk  der  Schuldner  seinen  Wohnort  hat, 
geführt  wird.  Der  Gerichtsschreiber  hat  diese  Eintragung  jedem  auf  Ver- 
langen zur  Kenntnissnahme  mitzutheilen. 

Das  Vorrecht  kann  auch  in  dem  Falle  ausgeübt  werden,  wo  die  Ma- 
schinen und  Apparate  ifi  Folge  ihrer  Bestimmung  oder  in  Folge  von  Ein- 
verleibung Immobilien  geworden  sind. 

Die  Lieferung  wird,  vorbehaltlich  des  Gegenbeweises,  durch  die  Bücher 
des  Verkäufers  festgestellt. 

Im  Falle  des  Falliments  des  Schuldners  vor  dem  Ablauf  der  beiden 
für  die  Dauer  des  Vorrechtes  festgesetzten  Jahre,  besteht  dasselbe  bis  zur 
Liquidation  dieses  Falliments  fort. 
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547.  Die  Verwalter  überreichen  dem  Richterkommissar  ein  Ver- 
zeicbniss  derjenigen  Gläubiger,  welche  auf  das  Mobiliarvermögen  ein  Vor- 
recht zu  besitzen  behaupten,  und  der  Richterkommissar  genehmiget  eventoeli 
die  Bezahlung  dieser  Gläubiger  aus  den  ersten  eingehenden  Geldern. 

Wenn  das  Vorrecht  bestritten  wird,  so  entscheidet  das  Gericht. 

Abschnitt  IIL 

Von  den  Rechten  der  Hypothekengläubiger  und  der  bevorrech- 
tigten Gläubiger  auf  die  Immobilien. 

548.  Wenn  die  Vertheilung  des  Erlöses  aus  den  Immobilien  vor  der 
Vertheilung  des  Erlöses  aus  den  Mobilien  oder  gleichzeitig  stattfindet,  so 
haben  die  aus  dem  Erlös  der  Immobilien  nicht  befriedigten  Hypotheken- 
oder bevorrechtigten  Gläubiger  für  das,  was  ihnen  noch  geschuldet  wird, 
mit  den  chirographarischen  Gläubigern  gleichen  Anspruch  auf  die  zur  Chiro- 
grapharmasse  eingehenden  Gelder,  vorausgesetzt  jedoch,  dass  ihre  Forde- 
rungen gemäss  den  vorstehend  festgesetzten  Förmlichkeiten  bekräftigt  und 
verificirt  worden  sind. 

549.  Wenn  vor  der  Vertheilung  des  Erlöses  aus  den  Immobilien  eine 
oder  mehrere  Vertheilungen  von  Geldern  stattgefunden  haben,  so  nehmen 
die  mit  Vorrecht  auf  die  Immobilien  versehenen  Gläubiger  und  die  Hypothe- 
kengläubiger an  diesen  Vertheilunc^en  in  dem  Verhältniss  ihrer  gesammten 
Forderungen  Theil,  und  zwar  vorbehaltlich  des  eventuellen  Abzuges,  von  dem 
unten  die  Rede  sein  wird. 

550.  Nach  dem  Verkauf  der  Immobilien  und  der  endgültigen  Fest- 
stellung der  Rangordnung  der  Hypotheken-  und  bevorrechtigten  Gläabiger 
erhalten  diejenigen  von  ihnen,  welcne  auf  den  Erlös  der  Immobilien  für  ihre 
ganze  Forderung  nützlich*)  koUocirt  worden  sind,  den  Betrag  ihrer  hypo- 
Üiekarischen  Lokation  nur  nach  Abzug  der  von  ihnen  Ais  der  Chirographar- 
masse  bezogenen  Gelder. 

Die  auf  diese  Weise  abgezogenen  Summen  verbleiben  nicht  bei  der 
Hypothekarmasse,  sondern  fliessen  zur  Chirographarmasse  zurück,  zu  deren 
Gunsten  der  Abzug  gemacht  worden  war. 

551.  Hinsichtlich  der  Hypothekargläubiger,  die  bei  der  Vertheilunc 
des  Erlöses  aus  den  Immobilien  nur  theiiweise  befriedigt  worden  sind,  wird 
in  folgender  Weise  verfahren: 

ihre  Ansprüche  an  die  Chirographarmasse  werden  definitiv  nach  den 
Summen  bestimmt,  f&r  die  sie  nach  dieser  Immobiliarkollokation  noch  Gläu- 
biger bleiben,  und  die  über  dieses  Verhältniss  hinaus  bei  der  früheren 
Vertheilung  empfieingenen  Gelder  werden  vom  Betrage  ihrer  hypothekarischen 
Lokation  abgezogen  und  in  der  Chirographarmasse  reservirt 

552.  Die  Hypothekargläubiger,  welche  nicht  nützlich  koUocirt  sind, 
werden  als  Chirographargläubiger  angesehen  und  unterlie^n  als  solche  den 
Wirkungen  des  Akkordes  und  aller  Massnahmen  der  Chirographarmasse. 

Abschnitt  IV. 

Von  den  Rechten  der  Ehefrau  im  Falle  des  Falliments 

des  Ehegatten. 

553.  Die  Ehefrau ,  deren  eingebrachte  Immobilien  nicht  in  die  Güter- 
gemeinschaft  eingetreten  sind,   nimmt   dieselben  in. natura  zurück,    ebenso 


0  nCn  ordre  utile",  cfr.  Note  2  zu  Art.  368  des  Aegyptischen  H.  G.  B.,  s.  S.  90l 
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diejeBigen,  welche  ihr  durch  Erbschaft  oder  Schenkung,  mag  dieselbe  unter 
LebeDden  oder  testamentarisch  erfolgt  sein,  zugefallen  sind. 

In  derselben  Weise  wird  mit  den  Immobilien  verfahren,  welche  durch 
Tausch  geg^en  Vermögensstücke  der  Ehefrau  oder  durch  Anlegung  des  Geldes 
erworben  sind,  falls  die  Bestimmung  der  Wiederverwendung  in  die  Erwer- 
bungsnrkande  aufgenommen  und  Seitens  der  Frau,  spätestens  10  Tage  vor 
der  Zahlungseinstellung,  angenommen  worden  ist. 

554.  Die  Ehefrau  nimmt  gleichfalls  die  von  ihr  oder  in  ihrem  Namen 
aus  den  Geldern  der  besagten  Erbschaften  und  Schenkungen  erworbenen 
Immobilien  zurück,  vorausgesetzt,  dass  die  Verwendung  ausdrücklich  in 
dem  Eirwerbungsvertrage  erwähnt  worden  ist,  und  dass  der  Ursprung  dieser 
Gelder  durch  ein  Inventar  oder  durch  irgend  eine  andere  authentische 
Urkunde  konstatirt  wird. 

555.  Nach  welchem  System  auch  der  Ehevertrag  geschlossen  sein 
mag,  mit  Ausnahme  des  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Falles, 
so  besteht  die  gesetzliche  Vermuthung,  dass  die  von  der  Ehefrau  des  FaUiten 
ei^worbenen  Vermögensstücke  ihrem  Ehegatten  gehören,  mit  seinen  Geldern 
bezahlt  worden  sind  und  zur  Masse  seines  Aktivvermögens  gebracht  werden 
müssen,  unbeschadet  des  Rechtes  der  Ehefrau,  das  Gegentheil  zu  beweisen. 

556.  Die  aus  den  Bestimmungen  der  Art.  553  und  554  entspringende 
Klage  auf  Rückforderung  kann  von  der  Ehefrau  nur  dann  angestrengt 
werden,  wenn  sie  die  auf  den  Vermögensstücken  gesetzlich  haftenden 
Schulden  und  Hypotheken  übernimmt,  sei  es,  dass  sie  sich  freiwillig  dazu 
verpflichtet,  sei  es,  dass  sie  dazu  verurtheilt  worden  ist. 

557.  Die  Ehefrau,  deren  Ehegatte  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ehe 
Kaufmann  war  oder  es  innerhalb  2^)  Jahren  nach  diesem  Abschluss  ge- 
worden ist,  kann  bei  dem  Falliment  keinen  Anspruch  auf  Grund  der  durch 
den  Ehevertrag  ausgesetzten  Yortheile  erheben,  und  die  Gläubiger  können 
in  diesem  Falle,  die  dem  Ehegatten  in  demselben  Vertrage  durch  die  Ehefrau 
gewährten  Yortheile  nicht  gdtend  machen. 

558.  Wenn  die  Ehe&Eku  für  ihren  Ehegatten  Schulden  bezahlt  hat,  so 
besteht  die  gesetzliche  Vermuthung,  dass  sie  dies  mit  den  Geldern  ihres 
Ehemannes  gethan  hat,  und  sie  kann  demgemäss  bei  dem  Falliment  keinen 
Anspruch  erheben,  es  sei  denn,  dass  sie,  wie  im  Art.  555  angegeben,  das 
Gegentheil  beweist. 

559.  Die  Ehefrau,  deren  Ehemann  zur  Zeit  der  Eingehung  der  Ehe 
Kaufmann  ist,  oder  es  innerhalb  2  Jahren  nach  dem  Eheschluss  geworden 
ist,  hat  eine  Hypothek  nur  auf  die  ImmobiUen,  welche  ihrem  Ehemann  zu 
dieser  Zeit  gehörten,  oder  welche  ihm  seitdem  durch  Erbschaft  zuge&Uen 
sind,  und  zwar: 

1.  hinsichtlich  der  Gelder  und  Mobiliare£Pekten,  die  sie  als  Mitgifb  ein- 
gebracht oder  die  ihr  nach  dem  Eheschluss  durch  Erbschaft  oder 
Schenkung  unter  Lebenden  oder  testamentarische  Schenkung  zuge- 
fallen sind,  und  deren  Uebergabe  oder  Zahlung  sie  durch  eine 
authentische  Urkunde  nachweisen  kann; 

2.  hinsichtlich  des  verwendeten  Erlöses  aus  den  während  der  Ehe  ver- 
äusserten  Vermögensstücken; 

3.  hinsichtlich  der  Schadloshaltung  für  die  von  ihr  mit  ihrem  Ehe- 
gatten kontrahirten  Schuldverpflichtungen. 


1)  Nach  dem  Französischen  K  G.  ß.  (Art  564,  c£r.  Bd.  II  S.  614)  beträgt 
diese  Frist  1  Jahr;  ebenso  nach  dem  Griechischen  H.  G.  B.  (Art  671,  c£r.  Bd.  II 
S.  671)  und  dem  Aegyptischeu  H.  G.  B.  (Art.  879,  n.  S.  32). 
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560.  Alle  Möbel,  Mobiliareffekten,  Diamanten,  Gremälde ,  Gold- nl 
Silbergeschirr  und  sonstige  Gegenstande,  welche  sowohl  fär  den  Gel^iaik 
des  Ehemannes,  als  auch  für  denjenigen  der  Ehefraa  bestimmt  and,  mA 
welchem  System  auch  der  Ehevertrag  abgeschlossen  sein  mag,  werden  den  Gti^ 
bigern  überwiesen,  ohne  dass  die  Ehefrau  etwas  anderes  davon  erhallen  kjos, 
als  die  zu  ihrem  eigenen  Gebrauch  nöthigen  Kleidungsstücke  ond  Wä^kH 
gegenstände,  welche  ihr,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  476,  r^a^ 
sprochen  word^p  sind. 

Die  Ehefrau  kann  indessen  in  natura  die  Mobiliareffekten  zaizA, 
nehmen,  welche  ihr  durch  den  Ehevertrag  ausgesetzt  sind,  oder  welche 
durch  Erbschaft,  Schenkungen  unter  Lebenden  oder  testamentarische  S(^ 
kungen  zugefallen  sind,  soweit  sie  nicht  in  die  Gütergemeinschaft  einsetrei 
sind,  vorausgesetzt,  dass  die  Identität  derselben  durch  ein  Inventar  oder  e4 
andere  authentische  Urkunde  nachgewiesen  wird. 

Die  Ehefrau,  welche  vor  der  Erklärung  des  Falliments  darch  gerkai 
liehe  Entscheidung  in  Gütertrennung  lebt,  nimmt  gleichfalls^  und  zwar  i 
denselben  Bedingungen,  die  Mobiliareffekten  zurück,  welche  ihr  in  Aasfahm 
des  Erkenntnisses  über  die  Trennung  zugesprochen  worden  sind. 

KAPITEL  Vm. 
Von  der  Vertheilnng  unter  die  Gläubiger. 

561.  Iter  Betrag  des  Mobiliaraktivvermögens  des  Falliten  wird  a 
Abzug  der  Kosten  und  Ausgaben  der  Verwaltung  des  Falliments,  der  V's 
Stützungen,  welche  dem  Falliten  oder  seiner  Familie  bewilligt  i^orden  vaj^ 
und  der  den  bevorrechtigten  Gläubigem  gezahlten  Summen  onter  alle  Giil 
biger  nach  dem  Verhältniss  ihrer  bekräftigten  und  verificirten  Forderuscl 
vertheilt. 

Zu  diesem  Behufe  übersenden  die  Verwalter  jeden  Monat  dem  Riet 
kommissar  eine  Uebersicht  über   die  Lage   des  Falliments  und    die  bei 
Depositenkasse  hinterlegten  Gelder;  der  Richterkommissar  verfugt  evei::< 
eine  Vertheilnng  unter  die  Gläubiger  und  setzt  die  Hohe  derselben  fc<t. 

Die  Gläubiger  werden  von  den  Beschlüssen  des  Richterkommissarn  i 
dem  Beginne  der  Vertheilnng   durch   eingeschriebene  Cirkulare    in   der 
Art.  496  vorgeschriebenen  Art  und  Weise  in  Kenntniss  gesetzt. 

562.  Wenn  noch  nicht  verificirte  Gläubiger  vorhanden  sind,  racksid? 
lieh  deren  die  auf  Grund  des  Art.  497  verlängerte  Frist  noch  nicht  al^ 
laufen  ist,  oder  Gläubiger^  deren  innerhalb  der  vorgeschriebenen  Frist  la^ 
meldete  und  bekräftigte  Forderungen  noch  nicht  entschiedene  Streitfrw 
hervorgerufen  haben,  so  kann  eine  Vertheilung  nur  voi^enommen  wen^ 
nachdem  der  ihren  Forderungen  entsprechende  Antheil,  und  zwar  bezütiiidi 
der  ersteren,  wie  sie  in  der  Bilanz  aufgeführt,  und  bezüglich  der  letztem 
wie  sie  angemeldet  und  bekräftigt  sind,  reservirt  worden  ist. 

Wenn  die  Forderungen  der  ausserhalb  des  Königreichs  domicilirai 
oder  wohnhaften  Gläubiger,  rücksichtlich  deren  die  Frist  in  Gemasshd:  ä* 
Art.  498  verlängert  worden  ist,  anscheinend  in  der  Bilanz  nicht  genau  »-> 
geführt  sind,  so  kann  der  Richterkommissar  anordnen,  dass  der  resemm 
Betrag  vergrössert  wird,  unbeschadet,  dass  die  Verwalter  g^en  diese  Ea»- 
Scheidung  bei  dem  Handelsgericht  vorstellig  werden  können. 

563.  Von  den  Verwaltern  ist  nur  nach  Vorlegung  des  die  Fordi?:-"* 
begründenden  Titels  Zahlung  zu  leisten. 

Die  Verwalter  vermerken  auf  dem  Titel  die  von  ihnen  j^ezaUie  '>i^" 
gemäss  Art.  480  angewiesene  Summe.      Im  Falle  der  Titel   nicht  rorpitgr 
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werden  kann,  ist  der  Richterkommissar  berechtigt,  nach  Einsicht  in  das 
Verifikationsprotokoll  die  Zahlung  zu  gestatten.  In  allen  Fällen  muss  der 
Gläubiger  am  Rande  des  Yertheilangsplanes  quittiren. 

KAPITEL  IX. 

Von  dem  Verkauf  der  Immobilien  des  Falliten. 

564.  Wenn  vor  der  Verwerfung  oder  AnnuUirung  des  Akkordes  An- 
träge auf  [Expropriation  von  Immobilien  nicht  gestellt  worden  sind,  so  sind 
die  Verwalter  allein  berechtigt,  den  Verkauf  herbeizuführen.  Sie  sind  ver- 
pflichtet, denselben  innerhalb  8  Tagen  mit  Ermächtigung  des  Richter- 
kommissars unter  Beobachtung  der  in  dem  Gesetz  vom  12.  Juni  1816  vor- 
geschriebenen Förmlichkeiten  vorzunehmen. 

Die  Verwalter  können  stets  das  begonnene  Verfahren  aufhalten,  in- 
dem sie  mit  Ermächtigung  des  Handelsgerichts  und  nach  Hinzuziehung  des 
Falliten  unter  denselben  Förmlichkeiten  zu  dem  Verkauf  der  mit  Beschlag 
belegten  Immobilien  schreiten. 

Sie  müssen  in  diesem  Falle  dem  betreibenden  Gläubiger,  sowie  dem 
Falliten  spätestens  8  Tace  vor  dem  Verkauf  den  Ort,  den  Tag  und  die 
Stunde,  an  welchen  derselbe  vorgenommen  wird,  notificiren  lassen. 

Eine  gleiche  Notifikation  müssen  in  derselben  Frist  alle  eingetragenen 
Gläubiger  an  ihrem  in  dem  Bordereau  der  Eintragung  erwählten  Domicil 
erhalten. 

565«  Während  14  Tagen  nach  der  Adjudikation  hat  jeder  das  Recht, 
ein  Mehrgebot  abzugeben.  Das  Mehrgebot  darf  nicht  weniger^  als  ein  Zehntel 
des  Hauptpreises  der  Adjudikation  betraeen.  Es  muss» durch  einen  Gerichts- 
vollzieher dem  Beamten,  welcher  die  Adjudikation  geleitet  hat,  notificirt  und 
den  Verwaltern  und  dem  Adjudikatar  angezeigt  werden.  Die  Adjudikation 
in  Folge  eines  Mehrgebots  erfolgt  auf  Antrag  der  Verwalter  ohne  weitere 
Autorisation  durch  denselben  öffentlichen  Beamten  und  in  derselben  Weise, 
wie  die  erste  Adjudikation. 

Es  ist  jedem  gestattet,  bei  dieser  Adjudikation  sich  zu  betheiligen,  welche 
definitiv  wird,  und  der  kein  weiteres  Mehrgebot  folgen  darf. 

KAPITEL  X. 
Von  der  Vindikation. 

566.  Im  Falle  eines  Falliments  können  vindicirt  werden:  die  Rimessen 
von  Handelsefifekten  oder  andere  Titel,  die  noch  nicht  bezahlt  sind  und 
sich  in  natura  in  dem  Portefeuille  des  Falliten  zur  Zeit  des  das  Falli- 
ment erklärenden  Erkenntnisses  befinden,  falls  diese  Rimessen  von  dem 
Eigenthümer  mit  dem  einfachen  Auftrage ,  dieselben  einzuziehen  und  die 
Valuta  zu  seiner  Verfugung  zu  halten ,  gemacht,  oder  falls  sie  von  ihm  zu 
bestimmten  Zahlungen  speciell  angewiesen  worden  sind. 

567.  Es  können  gleichfalls  vindicirt  werden,  so  lange  sie  in  natura 
ganz  oder  zum  Theil  vorhanden  sind,  diejenigen  Waaren,  welche  an  den 
Falliten  als  Depot  konsignirt  worden  sind,  oder  damit  er  dieselben  für 
Rechnung  des  Absenders  verkaufe. 

Es  kann  sogar  der  Erlös  oder  derjenige  Theil  des  Erlöses  aus  den 
besagten  Waaren  vindicirt  werden,  welcher  weder  bezahlt,  noch  in  Valuta 
geregelt,  noch  im  Kontokorrent  zwischen  dem  Falliten  und  dem  Käufer 
kompensirt  worden  ist. 
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568.  Es  können  auch  yindicirt  werden  die  an  den  Falliten  ab- 
gesandten  Waaren,  so  lange  die  Uebergabe  derselben  in  seinen  Magazinen 
oder  in  denjenigen  des  mit  dem  Verkauf  derselben  für  Rechnung  des  Falliten 
beauftragten  Kommissionärs  noch  nicht  erfolgt  ist. 

Die  Vindikation  ist  indessen  nicht  zulässig,  wenn  die  Waaren  tot 
ihrer  Ankunft  ohne  Betrug,  vermittelst  Fakturen  und  Konnossemente  oder 
vom  Absender  unterzeichneter  Frachtbriefe,  yerkaufib  worden  sind. 

569.  Der  Vindikant  hat  der  Masse  die  erhaltenen  Abschlagszahlungen 
zurückzuerstatten,  sowie  alle  für  Fracht  oder  Transport,  Provision,  Ver- 
sicherung oder  sonstige  Kosten  gemachten  Vorschüsse,  und  muss  die  aas 
denselben  Gründen  geschuldeten  Beträge  entrichten. 

570.  Von  dem  Verkäufer  können  die  von  ihm  verkauften  Waaren 
retinirt  werden,  welche  dem  Falliten  noch  nicht  übergeben  oder  an  den- 
selben oder  an  einen  Dritten  für  seine  Rechnung  noch  nicht  abgesandt 
worden  sind. 

571.  In  dem  in  den  Art.  568  und  570  vorgesehenen  Falle  und  mit 
Ermächtigung  des  Richterkommissars  sind  die  Verwalter  befugt,  die  Liefe- 
rung der  Waaren  gegen  Zahlung  des  zwischen  dem  Verkäufer  and  dem 
FalHten  verabredeten  Preises  zu  fordern. 

572.  Die  Verwalter  können  mit  Zustimmung  des  Richterkommissars 
Anträge  auf  Vindikation  zulassen;  und  im  Streitfälle  entscheidet  das  Gericht 
auf  den  Bericht  des  Richterkommissars. 


TITEL  n. 
Vom  Bankrott. 

KAPITEL  I. 

Vom  einfachen  Banki'ott. 

573'  Für  einen  einfachen  Bankrottirer  wird  jeder  fallite  Kaufmann  er- 
klärt, welcher  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  seine  persönlichen  Ausgaben  oder  die  Ausgaben  für  seinen 
Haushalt  als  übermässig  erachtet  werden; 

2.  wenn  er  bedeutende  Summen  beim  Spiel,  bei  Geschäften,  die  vom 
reinen  Zufall  abhängen,  oder  bei  fingirten  Börsen«  oder  Waaren- 
geschäften  eingebüsst  hat; 

3.  wenn  er  in  der  Absicht,  sein  Falliment  hinauszuschieben,  Ankäufe 
gemacht  hat,  um  unter  dem  Marktpreise  wiederzuverkaafien;  wenn  er 
in  derselben  Absicht  Darlehne  au^nommen,  Wechselreiterei  ^ 
trieben  und  andere  verderbliche  Mittel  angewendet  hat,  um  sich 
Geld  zu  verschaffen; 

4.  wenn  er  Ausgaben  oder  Verluste  erdichtet  hat,  oder  wenn  er  das 
Vorhandensein  oder  die  Verwendung  der  Aktiva  seines  letzten  In- 
ventars, sowie  der  ihm  etwa  später  zuge&Uenen  Gelder,  Werthe, 
Mobilien  und  Effekten  aller  Art  nicht  nachweisen  kann; 

5.  wenn  er  nach  seiner  Zahlungseinstellung  einen  Gläubiger  zum  Nach- 
theil der  Masse  bezahlt  oder  begünstigt  hat. 

574.  Für  einen  einfeu^hen  Bankrottirer  Kann  jeder  Kaufmann  erklärt 
werden,  welcher  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  er  für  Rechnung  eines  Andern,  ohne  dagegen  Valuta  zu 
empfangen,  Veroflichtungen  eingegangen  ist,  die  mit  Rücksicht  auf 
seine  Lage  zur  Zeit  des  Abschlusses  för  übermässig  erachtet  werden; 
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2.  wenn  er  von  Neaem  für  fallit  erklärt  wird,  ohne  dass  er  die  Ver- 
pflichtungen eines  vorhergehenden  Akkordes  erfüllt  hat; 

3.  wenn  er,  nach  Dotalrecht  verheirathet ,  oder  in  der  Gütertrennung 
lebend,  die  Bestinunungen  des  Art«  690  nicht  beobachtet  hat; 

4.  wenn  er  innerhalb  der  im  Art  440  vorgeschriebenen  Frist*)  die 
Anzeige  seiner  Zahlungseinstellung  nicht  vorgenommen  hat;  wenn 
diese  Anzeige  nicht  die  Namen  aller  solidarisch  haftenden  Gesell- 
schafter enthält;  wenn  er  hierbei  nicht  die  Aufklärungen  und  Er- 
läuterungen, welche  im  Art.  441  gefordert  sind,  gegeben  hat,  oder 
wenn  diese  Aufklärungen  oder  Erläuterungen  ungenau  sind; 

5.  wenn  er  sich  ohne  Ermächtigung  des  Bichterkommissars  entfernt 
hat,  oder  wenn  er  ohne  gesetzlichen  Hinderungsgrund  nicht  persön- 
lich den  Vorladungen  Folge  geleistet  hat,  wache  an  ihn  Seitens 
des  Richterkommissars  oder  Seitens  der  Verwalter  ergangen  sind; 

6.  wenn  er  die  im  Art.  8^)  geforderten  Bücher  nicht  geführt  hat;  wenn 
er  das  im  Art.  9*)  vorgeschriebene  Inventar  nicht  angefertigt  hat; 
wenn  seine  Bücher  und  das  Inventar  unvollständig  oder  unre^el- 
massig  gefuhrt  sind,  oder  wenn  dieselben  den  wahren  Stand  seiner 
Aktiven  und  Passiven  nicht  erkennen  lassen,  ohne  dass  jedoch  ein 
Betrug  vorliegt. 

575.    Es   werden   mit   den  Strafen   des   ein£eichen  Bankrotts   bestraft, 
unbeschadet  der  eventuellen  Anwendung  des  Art.  578: 

1.  diejenigen,  welche  im  Interesse  des  Falliten  die  Gesammtheit  oder 
einen  Theil  seines  Mobiliar*  oder  Immobiliarvermögens  bei  Seite 
geschafft,  verheimlicht  oder  verborgen  haben; 

2.  diejenigen,  welche  betrügerischer  Weise  beim  Falliment  in  ihrem 
eigenen  Namen  oder  vermittelst  Vorschiebung  eines  Anderen  erdich- 
tete oder  übertriebene  Forderungen  angemeldet  und  bekräftigt  haben ; 

3.  der  Gläubiger,  welcher  sich  von  dem  Falliten  oder  von  irgend  einer 
anderen  Person  besondere  Vortheile  mit  Rücksicht  auf  seine  Ab- 
stimmung bei  den  Berathungen  des  Falliments  ausbedungen  hat, 
oder  welcher  eine  besondere  Uebereinkunft  ffescblossen  hat,  aus 
welcher  zu  Lasten  des  Aktivvermögens  des  Ftdliten  ein  Vortheil  zu 
seinen  Gunsten  resultirt; 

4.  der  Verwalter,  welcher  sich  bei  seiner  Amtsführung  einer  Verun- 
treuung schuldig  macht. 

Die  Schuldigen  werden  ausserdem  zu  einer  Geldbusse  verurtheilt,  welche 
dem  Werthe  der  ungesetzlicherweise  stipulirten  Vortheile  oder  den  der  Masse 
der  Gläubiger  zu  entrichtenden  Rückerstattungen  und  Entschädigungen  ent- 
spricht und  nicht  unter  100  Frcs.  betragen  darf. 

576.  Es  können  mit  den  Strafen  für  den  einfachen  Bankrott  die  Ge- 
ranten  von  anonymen  Gesellschaften  bestraft  werden,  welche  die  von  dem 
Richterkommissar  oder  den  Verwaltern  geforderten  Aufklärungen  nicht  ge- 
geben oder  ungenaue  Angaben  hierüber  gemacht  haben. 

In  gleicher  Weise  wird  mit  denjenigen  verfahren,  welche  ohne  gesetz- 
lichen Hinderungsgrund  der  Einberufung  des  Richterkommissars  oder  des 
Verwalters  nicht  Folge  geleistet  haben. 


0  An  Stelle  dieses  Artikels  ist  jetzt  Art.  14  des  Gesetzes  vom  15.  Dezember  1873 
getreten,  s.  8.  819. 

')  D.  h.  innerhalb  3  Tagen. 

')  An  Stelle  dieses  Artikels  ist  Art.  16  des  Gesetzes  vom  15.  Dezember  1873 
getreten,  s.  S.  820. 

^)  An  Stelle  dieses  Artikels  ist  Art.  17  des  Gesetzes  vom  15.  Dezember  1873 
getreten,  s.  S.  820. 
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KAPITEL  IL 

Von  dem  betrügerischen  Bankrott 

577.  Für  einen  betrügerischen  Bankrottirer  wird  jeder  fidlite  Rj' 
mann  erklärt,  der  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  er  seine  Bücher  bei  Seite  gescha£Pt  hat,  oder  wenn  er  ctr^ 
Inhalt  betrügerischer  Weise  ausgestrichen,  getilgt  oder  tit 
ändert  hat; 

2.  wenn  er  einen  Theil  seines  Aktivvermögens  bei  Seite  geschafft  >ai 
verheimlicht  hat; 

3.  wenn  er  sich  in  seinen  Schriftstücken,  sei  es  durch  öffenlEche  Ui 
künden  oder  Engagements  mit  Privatunterschrift  oder  in  seiner  B 
lanz,  betrügerischer  Weise  als  Schuldner  von  Summen  bekannt  \ä 
die  er  nicht  verschuldet  hat 

578*  Es  werden  als  Mitschuldige  des  betrügerischen  Bankrocdr<a 
diejenigen  angesehen,  welche  durch  eins  der  im  Art.  60  des  Strafge?«a 
buchs  angeführten  Mittel .  die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Esm 
lungen  hervorgerufen  oder  Anleitungen,  dieselben  zu  begehen,  gegeben  habq 
sowie  diejenigen,  welche  den  betrügerischen  Bankrottirer  wissentlich  bd  dl 
Handlungen  unterstützt  haben,  welche  seinen  Bankrott  vorbereitet  ode: 
leichtert,  oder  bei  denjenigen,  welche  ihn  zu  Stande  gebracht  haben. 

•  * 

KAPITEL  m. 
Allgemeine  Bestimmungen* 

579.  In  den  in  den  Art.  575,  577  und  578  vor^^esehenen  F'lß 
muss  der  zustandige  Gerichtshof  oder  das  kompetente  Gericht,  selbst  vts 
Freisprechung  erfolgt,  entscheiden: 

1.  von  Amtswegen  über  die  Rückerstattung  zur  Masse  der  Gläul^fi 
bezüglich  aller  betrügerischer  Weise  bei  Seite  geschaffter  Vermüce^i' 
stücke,  Hechte  oder  Ansprüche; 

2.  über  die  Entschädigungen ,  welche  gefordert  werden  sollten,  d 
welche  das  Erkenntniss  oder  der  Beschluss  festsetzt. 

Die  Vereinbarungen  werden  ausserdem  rücksichtlich  aller  Per^jai 
und  selbst  rücksichtlich  des  Falliten  für  nichtig  erklart 

Der    Gläubiger    ist    verpflichtet,     dem    betreffenden   Berechtigien 
Summen  oder  Werthe,    welche  er   auf  Grund   der  annuUirten  Vereinbar^ 
empfangen  hat,  zurückzuerstatten. 

580.  In  dem  Falle,  dass  die  Annullirung  der  in  den  Art  575  izi 
577  erwähnten  betrügerischen  Akte  oder  Vereinbarungen  im  Civilwege  ^a* 
folgt  wird,  muss  die  Klage  bei  dem  Handelsgericht,  in  dessen  &zjt 
das  Falliment  eröffnet  worden  ist,  angebracht  werden. 

581.  Die  Kosten  des  Verfahrens  bei  dem  einfachen  oder  bdrj^'* 
rischen  Bankrott  können  nur  im  Falle  der  Freisprechung  der  Mas^  f<» 
Last  gelegt  werden,  wenn  die  hierzu  durch  einen  Beschluss  der  individoelisi 
Mehrheit  der  anwesenden  Gläubiger  ermächtigten  Verwalter  sich  als  C:^^ 
kläger  betheiligt  haben. 

582.  Im  Falle  des  Akkordes  kann  der  Kegress.des  Fiskus  we^  •■*- 
Kosten  gegen  den  Falliten  erst  nach  Ablauf  der  für  diese  Uebereini*- 
bewilligten  Fristen  geltend  gemacht  werden. 

583.  Alle  Beschlüsse  oder  Erkenntnisse,  welche  auf  Grund  der  Art  c7^ 
bis  578   ergangen    sind    und    eine  Verurtheilung    aussprechen,   müsser  .: 
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der  Weise  und  unter  Beobachtung  der  Förmlichkeiten,  welche  in  dem  Art.  472 
vorgeschrieben  sind,  auf  Kosten  der  Verurtheilten  angeschlagen  und  be- 
kannt   gemacht  werden. 

KAPITEL  IV. 
Von   der  Verwaltung  des  Vermögens  im  Falle  des  Bankrotts. 

584.  In  allen  Fällen  der  Verfolgung  oder  der  Verurtheilung  wegen 
einfachen  oder  betrügerischen  Bankrotts  sind  andere,  als  die  im  Art.  579 
erwähnten  Civilklagen  in  separate  zu  erledigen  und  alle  für  das  Falliment 
bezuglich  des  Vermögens  vorgeschriebenen  Bestimmungen  müssen  beobachtet 
werden,  ohne  dass  sie  vor  die  Zuchtpolizei-  oder  Kriminalgerichte  verwiesen, 
noch  daselbst  anhängig  gemacht  werden  können. 

585.  Die  Verwalter  des  Falliments  sind  jedoch  verpflichtet,  dem  öffent- 
lichen Ministerium  die  Schriftstücke,  Titel,  Papiere  und  Nachweise,  welche 
von  ihnen  verlangt  werden,  zu  übermitteln.  Diese  Schriftstücke,  Titel  und 
Papiere  müssen  während  des  Verlaufs  des  Instruktionsverfahrens  zur  Mit- 
theilung mittels  der  Gerichtsschreiberei  bereit  gehalten  werden;  diese  Mit- 
theilung findet  auf  Antrag  der  Verwalter  statt,  welche  daraus  Privatauszüge 
machen  oder  authentische  verlangen  können,  die  ihnen  vom  Gerichtsschreit^r 
Stempel-  und  kostenfrei  auszufertigen  sind. 

Die  Schriftstücke,  Titel  und  Papiere,  deren  gerichtliche  Hinterlegung 
nicht  angeordnet  worden  ist,  werden  nach  dem  Beschluss  oder  dem  Erkennt- 
niss  den  Verwaltern  gegen  Quittung  zurückgegeben. 


TITEL  m. 

Von  der  Rehabilitation. 

586*  Der  Fallit,  welcher  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  aller  von  ihm 
geschuldeten  Summen  vollständig  bezahlt  hat,  kann  seine  Rehabilitation 
erlangen. 

Er  kann  dieselbe  jedoch,  wenn  er  solidarisch  haftender  Gesellschafter 
eines  in  Falliment  gerathenen  Handelshauses  ist,  erst  erlangen,  nachdem  er 
den  Nachweis  von  der  gänzlichen  Bezahlung  sämmtlicher  Schulden  der  Ge- 
sellschaft an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  geführt  hat,  selbst  wenn  ihm  ein 
besonderer  Akkord  bewilligt  worden  ist. 

Der  Fallit  kann  nach  seinem  Tode  rehabilitirt  werden. 
587.    Jeder  Antrag  auf  Rehabilitation   muss  an  das  Berufungsgericht 
gerichtet  werden,  in  dessen  Bezirk  der  Fallit  domicilirt  ist.    Der  Antragsteller 
hat  seinem  Gesuche  die  Quittungen  und  anderen  Beweisstücke  beizufügen. 

Der  Generalprokurator  bei  dem  Berufungsgericht  richtet,  auf  die  an  ihn 
zur  Kenntnissnahme  erfolgte  Mittheilung  des  Gesuches,  von  ihm  beglaubigte 
Abschriften  desselben  an  den  Staatsprokurator  und  den  Präsidenten  des 
Handelsgerichts  am  Domicil  des  Antragstellers,  sowie,  falls  dieser  nach  dem 
Falliment  sein  Domicil  gewechselt  hat,  an  den  Staatsprokurator  und  den 
Präsidenten  des  Handelsgerichts  des  Bezirks,  wo  das  Falliment  erklärt 
worden  ist,  mit  dem  Auftrage,  über  die  Wahrheit  der  vorgetragenen  That- 
sachen  nach  Möglichkeit  Erkundigungen  einzuziehen. 

Zu  diesem  Behufe  wird  auf  Betreiben  des  Staatsprokurators  eine  Ab- 
schrift des  besagten  Antrages  während  der  Frist  von  zwei  Monaten  sowohl 
in  den  Audienzsälen  des  Civil-  und  Handelsgerichts,  als  auch  auf  der  Börse 
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und   im   Rathhause   aDgeheftet,    auch   vfird   dasselbe   aaszugswdse  in 
öffentlichen  Blättern  bekannt  gemacht. 

588.     Jeder   Gläubiger,    dessen    Forderung   an   Kapital^    Zinden 
Kosten    nicht  yoUständig   bezahlt  worden  ist,    und  jeder   andere  Inte 
kann  während    der  Dauer   des  Aushanges   gegen   die  Rehabililatioa 
ein  einfaches   mit   Beweisstücken   unterstütztes  Schreiben    an    die  ^ 
Schreiberei  Widerspruch    erheben.      Der  Widerspruch   erhebende  Gläal 
kann  bei  dem  Rehabilitationsverfiihren  niemals  als  Partei  aofkreten. 

9B9.    Nach  Ablauf  der  zwei  Monate    übermitteln  der  Staatspi 
und  der  Präsident  des  Handelsgerichts,  jeder  gesondert,  dem  Gen 
rator  bei  dem  Berufungsgericht  die  eingezogenen  Erkuiidigangen 
erhobenen  Widersprüche;  zugleich  fugen  sie  ihr  Gutachten  über  aesa  An\ 

Der  Generalprokurator  bei  dem  Berufungsgericht  hat  eine  Eni 
über  Zulassung   oder  Verwerfung  des  Antrages   auf  Rehabilitation   zn 
anlassen.      Wenn    der  Antrag   verworfen  wird,    kann   er   erst  nach  A! 
eines  Jahres  erneuert  werden. 

590.  Der  Beschluss    bezüglich    der   Behabilitation   mass  sowohl 
Staatsprokurator,  als  auch  den  Präsidenten  der  Gerichte,  an  welche  dai 
such  gesendet  worden  war,  mitgetheilt  werden.    Diese  Grerichte 
eine  öffentliche  Verkündigung  desselben,   sowie  dessen  Eintragung  is 
Register. 

591.  Rehabilitationsunfahig  sind   die  betrügerischen  Bankrottirer. 
wegen  Diebstahls,  Betruges,  Erpressung,  Prellerei  oder  VertraoensmissT 
yerurtheilten  Personen,  die  Stellionatare,  Depositare,  Vormünder,  \i 
oder  andere   rechnungspflichtige   Personen,    welche  ihre  Reohnnngcn 
abgelegt   und  saldirt  haben. 

Zur  Rehabilitation  kann  der  einfiBiche  Bankrottirer  zugelassen    i 
welcher  die  ihm  zuerkannte  Strafe  yerbüsst  hat.^) 

592.  Kein  falliter  Kaufmann  darf  an  der  Börse  erscheinen,    noch 
Beirath  fungiren  oder   als  Bevollmächtigter   die  Parteien  vor   dem  'Hsnü 
gericht  vertreten,  es  sei  denn,  dass  er  die  Rehabilitation  erlangt  hat. 

TITEL  IV. 
Von  den  Moratorien. 

593.  Ein  Moratorium  kann  nur  demjenigen  Kaufmann  beviH^ 
werden,  welcher  in  Folge  aussergewöhnlicher  und  unvorhei^sehener  Er 
nisse  gezwungen  ist,  zeitweise  seine  Zahlungen  einzustellen,  der  aber  i 
seiner  gehörig  geprüften  Bilanz  Vermögensstücke  oder  Mittel  besitzt,  «tld 
genügen,  um  alle  seine  Gläubiger  an  Kapital  und  Zinsen  voll  za  befiriedisa 

Im  Falle  des  Todes  eines  Kaufmanns  kann  das  Moratoriam  far  i 
Bezahlung  seiner  Schulden  seinen  Beneficialerben  aus  den  in  dem  voritf 
gehenden  Alinea  bestimmten  Gründen  und  unter  denselben  Bedingung 
bewilligt  werden. 

5tf4.  Der  Schuldner  hat  sich  zugleich  an  das  Handelsgericht,  in  de^sai 
Bezirk  er  domicilirt  ist,  und  an  das  Bezirksberufungsgericht  mit  einem  Ai^ 
trage  zu  wenden. 

Diesem  Antrage  hat  er  beizufügen: 

1.  eine  Darlegung  der  Ereignisse,  auf  welche  er  seinen  Antrag  ^ütr: 

2.  eine   detaillirte  Aufstellung   und  Abschätzung    seiner   Aktiven  l^^ 
Passiven ; 

*)  Ueber  die  Bestinmiimgen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  m  Art  1790  (V 
Argentinischen  H.  G.  B.,  s.  S.  807. 
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3.  eine  DameDtliche  Liste  seiner  Gläubiger  mit  Angabe  ihres  Domieils 

und  des  Betrages  ihrer  Forderungen. 
Der  an  das  Berufungsgericht  gerichtete  Antrag  wird  durch  den  ersten 
Präsidenten    dem    Generalprokurator   mitgetheilt;    er    muss   von    einem    bei 
diesem  Gericht  zugelassenen  Anwalt  unterzeichnet  sein. 

595.  Der  an  das  Handelsgericht  gerichtete  Antrag  wird  dem  Gerichts- 
schreiber überreicht,  welcher  eine  Empfangsbescheinigung  darüber  ausstellt, 
ohne  eine  Hinterlegungsurkunde  aufzunehmen. 

Auf  diesen  Antrag  hin  setzt  der  Präsident,  innerhalb  14  Tagen,  den 
Ort,  den  Tag  und  die  Stunde  fest,  an  welchen  die  Gläubiger  einberufen 
werden  sollen,  und  er  bestimmt  die  Zeitungen,  in  denen  die  Einberufung 
ausser  dem  „Moniteur  beige"  zu  inseriren  ist. 

Das  eventuell  zu  einer  ausserordentlichen  Sitzung  zusammenberufene 
Gericht  ernennt  einen  oder  mehrere  Sachverständige,  welche  die  Prüfung 
des  Standes  der  Geschäfte  des  Schuldners  vornehmen  sollen,  und  beauftragt 
einen  seiner  Richter  mit  der  Aufsicht  über  die  Geschäfte. 

Das  Gericht  kann  sofort  oder  im  Verlaufe  des  Instruktionsverfahrens 
dem  Schuldner  ein  provisorisches  Moratorium  bewilligen. 

In  diesem  Falle  ernennt  das  Gericht  einen  oder  mehrere  Kommissare, 
welche  den  Auftrag  haben,  die  Geschäfte  des  Schuldners  während  der  Dauer 
des  Moratoriums  zu  überwachen  und  zu  kontrolliren. 

596-  Die  Gläubiger  werden  persönlich  durch  den*  Richterkommissar 
mittelst  eingeschriebener  Briefe  einberufen,  die  spätestens  8  Tage  vor  dem 
für  die  Versammlung  festgesetzten  Termine  zur  rost  gegeben  sein  müssen; 
die  Einberufung  muss  ausserdem  in  den  „Moniteur  beige",  sowie  in  die  von 
dem  Richterkommissar  bezeichneten  Blätter  zu  drei  verschiedenen  Malen 
inserirt  werden;  ein  Exemplar  der  Zeitungen,  in  welche  die  Einberufung 
inserirt  worden  ist,  muss  vor  der  Gläubigerversammlung  auf  der  Gerichts- 
schreiberei hinterlegt  werden. 

Der  Schuldner  hat  die  voraussichtlich  zur  Deckung  der  Kosten  für 
diese  Einberufungen  und  Inserate  erforderliche  Summe  bei  dem  Gerichts- 
schreiber zu  hinterlegen,  welcher  für  die  Ausführung  derselben  Sorge  zu 
tragen  hat. 

597.  Aji  dem  bezeichneten  Tage  erstattet  der  Richterkommissar  seinen 
Bericht  an  das  Gericht  in  Gegenwart  der  Gläubiger  pder  der  Bevollmäch- 
tigten derselben. 

Die  Gläubiger  oder  ihre  Bevollmächtigten  werden  mit  dem  Schuldner 
kontradiktorisch  gehört;  sie  deklariren  einzeln  den  Betrag  ihrer  Forde- 
rungen und  erklären,  ob  sie  dem  Antrage  zustimmen  oder  nicht. 

Ueber  den  ganzen  Hergang  wird  ein  ausführliches  Protokoll  auf- 
genommen, welchem  die  von  den  Gläubigern  und  den  Schuldnern  produ- 
cirten  Schriftstücke  beigefügt  werden  müssen. 

Das  Gericht  fügt  demselben  sein  motivirtes  Gutachten  hinzu. 

598.  Das  Gutachten  des  Gerichts,  sowie  alle  auf  den  Antrag  bezüg- 
lichen Schriftstücke  müssen  binnen  3  Tagen  dem  Generalprokurator  bei  dem 
Bezirksberufungsgericht  übermittelt  werden,  welcher  dieselben  mit  seinen 
Schlussanträgen  dem  ersten  Präsidenten  unterbreitet;  dieser  ernennt  einen 
Berichterstatter,  auf  dessen  Bericht  der  Gerichtshof  innerhalb  8  Tagen  nach 
Empfang  der  Schriftstücke  die  Entscheidung  trifft. 

59§.  Der  Gerichtshof  kann,  auch  wenn  das  Aktivvermögen  zur 
Deckung  der  Passiven  ausreicht,  nur  dann  ein  Moratorium  bewilligen,  wenn 
die  Majorität  der  Gläubiger,  welche  Dreiviertel  der  sämmtlichen  Schulden 
in  ihren  Forderungen  repräsentiren,  ausdrücklich  dem  Antrage  zugestimmt 
haben. 
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Die  Majorität  der  Zahl  der  Gläubiger  und  der  Forderungen   wird  be 
stimmt,  ohne  dass  die  Forderungen  und  die  Personen  der  nicht  erschiei 
Gläubiger  mitgerechnet  werden,  deren  Wohnort  im  Aaslande    so   vmt  i 
dem  Versammlungsort  entfernt  liegt,    dass    sie   an   dem    festgesetzteu  Ti 
dort  nicht  erscheinen  oder  sich  vertreten  lassen  konnten. 

Es  werden  ebenfalls  nicht  gerechnet  die  angemeldeten,  auf  Graun  ; 
Art.  605  bevorrechtigten  Forderungen,  noch  die  Personen,  denen  diese  Fj 
derungen  geschuldet  werden. 

600-  Der  Gerichtshof  setzt  bei  Bewilligung  des  Moratoriums  dieih 
desselben  fest;  dasselbe  darf  12  Monate  nicht  übersteigen. 

Er  ernennt  einen  oder  mehrere  Kommissare,    welche    den  Aulbiig 
halten,  die  Geschäfte  des  Schuldners  während  der  ganzen  Daaer  des  Ma 
toriums  zu  überwachen  und  zu  kontroUiren. 

Das  Moratorium  kann   verlängert  werden.      Eine   Verlangerang  1 
für  mehr  als  12  Monate  nicht   bewilligt    werden.     Die  Rechtswohlthat 
provisorischen  und    definitiven  Moratorien   kann    sich  zu  Gansten  des.^ 
Schuldners  nur  auf  2  Jahre  erstrecken. 

Es  kann  indessen  eine  letzte  Verlängerung  von  höchstens  ^emJt 
demjenigen  Schuldner  bewilligt  werden,  welcher  nachweist,  dass  er  waic^ 
der  vorhergehenden  Moratorien  mindestens   60  Prozent   seiner  FassiTcu 
tilgt*  hat. 

Einer  jeden  Verlängerung  eines  Moratoriums  muss  eine  Untersochi 
vorangehen,  welche  in  der  in  dem  Art.  594  flgd.  vorgeschriebenen  Art  i 
Weise  anzustellen  ist. 

Die  Verwerfung  des  Antrages  bewirkt  von  Rechtswegen  die  Aafhel«ä^ 
des  provisorischen  Moratoriums. 

Die  Rechtswohlthat  des  Moratoriums  geht  nicht  aaf  die  Erben 
Schuldners  über,  welchem  dasselbe  bewilligt  worden  ist,  mit  Ausnahme 
Falles  der  Annahme  der  Erbschaft  cum  beneficio   inventarii. 

601.  Das  Erkenn tniss,  welches  ein  provisorisches  Moratorium  bevil4J 
hat,  oder  der  Beschluss,  welcher  ein  definitives  Moratorium  oder  eine  V» 
längerung  des  Moratoriums  festgesetzt  hat,  muss  auf  Betreiben 
Aufsicht  führenden  Kommissare  innerhalb  3  Tagen  nach  dem  Datora 
dem  Audienzsaale  des  Handelsgerichts  angeschlagen  und  in  dem  „Moat 
beige"  und  in  den  von  dem  Präsidenten  auf  Grund  des  Art.  595  beza* 
neten  Blättern  publicirt  werden. 

602.  Die  mit  der  Prüfung  beauftragten  Sachverstandigen  und  k 
Aufsicht  führenden  Kommissare  werden  aus  den  in  dem  Bezirk  domiciün^i 
Personen  entnommen. 

Vor  dem  Beginn  ihrer  Funktionen  leisten  die  mit  der  Prüfdng  t>e«^ 
tragten  Sachverständigen  in  die  Hände  des  Richterkomoüssars  eineo  Si 
dahin,  dass  sie  ihr  Amt  treu  und  gewissenhaft  führen  werden. 

Die  Aufsicht  führenden  Kommissare  leisten  denselben  Eid  in  die  Hie ii 
des  Präsidenten  des  Handelsgerichts. 

Das  Honorar  derselben  wird  von  dem  Handelsgericht  festgesetzt,  f 
nach  der  Beschaffenheit  und  Bedeutung  der  Geschäfte  des  Schulüae^ 
Dasselbe  wird,  ebenso  wie  die  Vorschüsse,  mit  Vorrecht  bezahlt. 

Die  Gläubiger  des  Schuldners,  welche  zu  Kommissaren  ernannt  weiCci. 
sind,  haben  auf  Honorar  keinen  Anspruch. 

603.  Die  Bezahlung  der  zur  Zeit  des  Antrages  vorhandenen  Fon«- 
rungen  kann  während  der  Dauer  des  Moratoriums  nar  allen  Gläobig::? 
gegenüber  im  Verhältniss  ihrer  Forderungen  stattfinden. 

Falls  bestrittene  Forderungen  vorhanden  sind,  mass  nach  den  x 
Art.  562  dieses  Gesetzbuches  gegebenen  Bestimmungen  verfahren  werden 
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Der  Schuldner  kann  ohne  Ermächtigung  der  Aufsicht  führenden  Kom- 
missare weder  sein  Mobiliar-  oder  Immobiliarvermögen  veräussern,  v^- 
pfanden  oder  hypotheciren,  noch  Klagen  anstellen,  Vergleiche  abschliessen, 
IDarlehne  aufnehmen,  Gelder  empfangen  oder  irgend  eine  Zahlung  leisten, 
noch  irgend  einen  Akt  der  Verwaltung  vornehmen. 

Im  Falle  des  Widerspruches  entscheidet  das  Handelsgericht. 

604.  Während  der  Dauer  des  Moratoriums  kann  keine  Zwangsvoll- 
streckung gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  des  Schuldners  bewirkt 
werden.  Die  vor  dem  Moratorium  erfolgte  Personalhaft  oder  Beschlagnahme 
bleibt  in  Wirksamkeit;  das  Gericht  kann  jedoch,  je  nach  den  Umständen, 
die  Aufhebung  derselben  bewilligen,  nachdem  es  den  Schuldner,  den  Gläu- 
biger und  die  Aufsicht  führenden  Kommissare  gehört  hat. 

Das  Moratorium  suspendirt  nicht  den  Lauf  der  angestellten  Klagen, 
noch  die  Erhebung  neuer  Klagen  gegen  den  Schuldner,  es  sei  denn,  dass 
diese  Klagen  den  Antrag  auf  Bezahlung  einer  nicht  bestrittenen  Forderung 
zum  Gegenstande  haben. 

Während  der  Dauer  des  provisorischen  und  definitiven  Moratoriums 
kann  indessen  keine  hypothekarische  Eintragung  auf  die  Immobilien  des 
Schuldners  auf  Grund  emes,  während  dieser  Zeitabschnitte  ergangenen  Er- 
kenntnisses herbeigeführt  werden. 

605.  Das  Moratorium  betrifft  nur  die  vor  seiner  Erlangung  kontra- 
hirten  Engagements.  Es  kommt  weder  den  Mitschuldnern,  noch  den  Bürgen 
zu  Gute,  welche  auf  das  beneficium  discussionis  verzichtet*  haben. 

Es  ist  ohne  Wirkung  bezüglich: 

1.  der  Steuern  und  sonstigen  öffentlichen  Lasten,    sowie   der  Beiträge 
für  Deiche  und  Polders; 

2.  der  durch  Vorrechte,  Hypotheken    oder  Pfander   gesicherten  Forde- 
rungen; 

3.  der  für  Alimente  geschuldeten  Forderungen; 

4.  der  Lieferungen   von  Lebensmitteln   an   den   Schuldner    und    seine 
Familie  während  der  6  Monate  vor  dem  Moratorium. 

606.  Die  Hypothekar-  oder  bevorrechtigten  Gläubiger  können  während 
der  Dauer  des  Moratoriums  die  Beschlagnahme  oder  den  Verkauf  der  Immo- 
bilien und  der  Accessorien  derselben,  welche  zur  Ausübung  des  Gewerbes 
oder  der  Geschäftsthätigkeit  des  Schuldners  erforderlich  sind,  nicht  herbei- 
führen, vorausgesetzt,  dass  die  laufenden  Zinsen  der  gesicherten  Forderungen 
punktlich  bezahlt  werden. 

607.  Die  Aufhebung  des  Moratoriums  kann  von  einem  oder  .mehreren 
Gläubigem  oder  von  den  Aufsicht  führenden  Kommissaren  beantragt  werden, 
falls  sich  der  Schuldner  eines  Dolus  oder  eines  Betruges  schuldig  macht 
und  gegen  die  Bestimmungen  des  Art.  603  gehandelt  hat,  oder  wenn  sich 
ergiebt,  dass  sein  Aktivvermögen  nicht  mehr  genügende  Hülfsmittel  zur 
vollständigen  Bezahlung  aller  seiner  Schulden   bietet. 

Der  Antrag  auf  Aufhebung  muss  an  das  Handelsgericht  gerichtet 
werden,  welches  nach  Anhörung  des  Schuldners  die  Entscheidung  trifft, 
fedls  es  sich  um  ein  provisorisches  Moratorium  handelt,  oder  sein  Gutachten 
abgiebt,  falls  es  sich  um  ein  definitives  Moratorium  handelt. 

Jeder  Beschluss  oder  jedes  Erkenntniss,  welches  die  Aufhebung  des 
Moratoriums  ausspricht,  muss  in  der  Weise  und  an  den  Orten  ^  welche  in 
dem  Art.  601  voieschrieben  sind,  publicirt  und  angeschlagen  werden. 

608.  Jede  Kücknahme  eines  Antrages  auf  Bewilligung  eines  Mora- 
toriums muss  sowohl  an  das  Berufungsgericht,  als  auch  an  das  Handels- 
gericht gerichtet  werden. 

Dieselbe  wird  erst  berücksichtigt.,  wenn    der  Nachweis  geführt  worden 

27*  ■ 


420  in.    Belgien. 

ist,  dass  eine  Bekanntmachung  der  beantragten  Rücknahme   vorher     in    der 
im  Art.  595  vorgeschriebenen  Form  publicirt  ist. 

609.  Gegen  das  Erkenntniss,  welches  ein  provisorisches  Moratoriam 
bewilligt,  verweigert  oder  wieder  aufgehoben  hat,  ist  weder  der  Einsprach^ 
noch  die  Berufung  zulässig. 

Der  Schuldner  kann  indessen  gegen  das  Erkenntniss,  welches  die  Auf- 
hebung des  provisorischen  Moratoriums  anordnet,  Einspruch  erheben^  falls 
er  in  Folge  eines  gesetzlichen  Hinderungsgrundes  nicht   gehört  worden  isi. 

Die  in  Moratoriumssachen  ergangenen  Beschlüsse  können  dem  Kassa- 
tion shofe  überwiesen  werden. 

610.  Alle  Akten,  Schriftstücke  oder  Urkunden,  welche  zur  Aufklärung 
des  Gerichts  oder  des  Berufungsgerichts  über  die  Anträge  auf  Bewilligung 
eines  Moratoriums  dienen,  können  von  dem  Schuldner,  den  Gläubigern  oder 
den  Aufsicht  führenden  Kommissaren  producirt  und  hinterlegt  werden,  ohne 
dass  es  erforderlich  ist,  dieselben  vorher  mit  einem  Stempel  zu  versehen  oder 
in  die  Register  einzutragen. 

Es  müssen  gegen  eine  feste  Gebühr  von  3  Frcs.  die  Erkenntnisae  ein- 
registrirt  werden,  welche  die  Bewilligung,  Verlängerung  oder  Aufhebung 
von  provisorischen  Moratorien  aussprechen. 

611.  Der  Schuldner  wird  mit  derselben  Strafe  belegt,  wie  der  einfache 
Bankrottirer: 

1.  wenn  er  Behufs  Herbeiführung  oder  Erleichterung  der  Bewilligung 
des  Moratoriums  in  irgend  einer  Weise  freiwillig  einen  Theil  seiner 
Passiven  verheimlicht  oder  sein  Aktivvermögen  übertrieben  hat; 

2.  wenn  er  bei  den  Berathungen  über  den  Antrag  auf  Bewilligung  des 
Moratoriums  einen  oder  mehrere  fingirte  Gläubiger,  oder  solche, 
deren  Forderungen,  auf  Grund  welcher  sie  an  den  Berathungen 
Theil  genommen  haben,  übertrieben  worden  sind,  hat  auftreten  lassen 
oder  zum  Auftreten  veranlasst  hat. 

612.  Mit  derselben  Strafe  werden  diejenigen  belegt,  welche,  ohne 
Gläubiger  zu  sein,  an  den  Berathungen  über  den  Antrag  auf  Bewilligung 
eines  Moratoriums  Theil  genommen  haben,  oder  welche,  obwohl  Glaubiger, 
in  betrügerischer  Weise  die  Forderungen  erhöht  haben,  auf  Grund  welcher 
sie  sich  an  diesen  Berathungen  betheiligt  haben. 

613.  Im  Falle  des  Falliments  des  Schuldners  innerhalb  6  Monaten 
nach  Ablauf  des  Moratoriums,  wird  der  Zeitpunkt  der  Zahlungseinstellung, 
unter  Abänderung  des  Art.  442,  von  Rechtswegen  durch  den  Tag  des  An- 
trages auf  Bewilligung  des  Moratoriums  festgestellt. 

Unabhängig  von  der  im  Art.  445  ausgesprochenen  Nichtigkeit,  sind 
nichtig  und  wirkungslos  alle  durch  den  Schuldner  ohne  Ermächtigung  der 
Aufsicht  führenden  Kommissare  in  den  Fällen,  in  welchen  diese  Ermächti- 
gung erforderlich  ist,  vorgenommenen  Handlungen. 

614.  Ein  Moratorium  kann  den  Eigenthümern  von  industriellen 
Etablissements  bewilligt  werden,  die  nicht  von  dem  Gesetz  als  Kanfleute 
erachtet  werden. 

Alle  Bestimmungen  dieses  Titels,  mit  Ausnahme  derjenigen  des  Art.  613, 
sind  auf  ein  solches  Moratorium  anwendbar. 

Wenn  nach  Ablauf  dieses  Moratoriums  eine  Zahlungseinstellung  oder 
eine  cessio  •bonorum  eintritt,  so  werden  die  auf  Grund  von  Erkenntnissen, 
welche  während  der  Dauer  desselben  ergangen  sind,  eingetrs^^enen  Hypo- 
theken, sowie  alle  von  dem  Schuldner  ohne  Ermächtigung  der  Aufsicht 
führenden  Kommissare,  in  dem  Falle,  in  welchem  diese  Ermächtigung  er- 
forderlich ist,  vorgenommenen  Handlungen  nichtig  und  wirkungslos. 
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Gesetz, 

betreffend  den  Präventivakkord  vor  dem  Falliment. 

Vom  20.  Juni  1883. 

Art.  1.  Der  kaufmannische  Schuldner  kann  die  Fallimentserklärung 
abwenden,  wenn  er  von  seinem  Gläubiger  einen  Präventivakkord  unter  den 
durch   dieses  Gesetz  vorgeschriebenen  Formen  und  Vorau'^setzungen  erlangt. 

2.  Dieser  Akkord  kommt  nur  durch  die  Mitwirkung  einer  Gläubiger- 
anzahl  zu  Stande,  welche  die  Mehrheit  bildet  und  ausserdem  drei  Viertel  der 
Gesamnxtheit  der  nicht  bestrittenen  oder  gemäss  Art.  16  provisorisch  zu- 
gelassenen Forderungen   vertritt. 

Er  txitt  erst  nach  der  Bestätigung  des  Handelsgerichts  in  Kraft. 
Die  Bestätigung^ wird  nur  dem  unglücklichen^)  (malheureux)  und  gut- 
gläubigen Falliten  gewährt. 

3.  Der  Schuldner  hat  sich  mittelst  Eingabe  an  das  Handelsgericht 
seines  Domicils  zu  wenden. 

Der  Eingabe  sind  beizufügen: 

1.  ein  Expose  der  Vorfalle,  auf  welche  er  sein  Gesuch  stützt; 

2.  den  ausführlichen  und  abgeschätzten  Status  seiner  Aktiva; 

3-  das  Namens verzeichni SS  seiner  anerkannten  oder  angeblichen 
Gläubiger  nebst  der  Angabe  des  Domicils  und  des  Betrages  der 
Forderungen  derselben; 

4.  die  Akkordvorschläge. 

4.  Die  Eingabe  ist  bei  der  Gerichtsschreiberei  einzureichen  und  in 
ein  besonderes  Register  einzutragen.  Der  Gerichtsschreiber  hat  eine  Empfangs- 
V>escheinigung  kostenfrei  und  ohne  sonstige  Formalitäten  zu  ertheilen. 

5.  Das  Gericht,  vereinigt  im  Berathungszimmer,  hat  zu  prüfen,  ob 
dem  Antrage  stattzugeben  sei;  erachtet  es,  dass  das  Akkord  verfahren  ein- 
geleitet werden  kann,  so  setzt  es  Ort,  Tag  und  Stunde  der  Einberufung  der 
Gläubiger,  und  zwar  innerhalb  14  Tagen,  fest  und  bestimmt  ausser  dem 
„Moniteur  beige*  eine  oder  mehrere  Zeitungen,  in  welchen  die  Einberufung 
binnen  3  Tagen  inserirt  werden  soll. 

Es  delegirt  einen  Richter,  welcher  die  Lage  des  Schuldners  zu  prüfen, 
die  Gläabigerversammlung  zu  leiten  und  das  Akkord  verfahren  zu  über- 
wachen hat. 

Der  Beschluss  des  Gerichts,  welcher  dem  Akkordgesuche  stattgiebt, 
zieht  von  Rechtswegen  zu  Gunsten  des  Schuldners  einen  provisorischen 
Anfschnb  aller  weiteren  Zwangsvollstreckungsmassregeln  nach  sich. 

Der  provisorische  Aufschub  kommt  weder  den  Mitschuldnern,  noch  den 
Bürgen  zu  Gute,  welche  auf  das  beneficium  discussionis  verzichtet  haben. 

6.  Während  des  Akkordverfahrens  darf  der  Schuldner  ohne  Geneh- 
migung des  delegirten  Richters  sein  Vermögen  weder  veräussern,  noch  hypo- 
thekarisch belasten,  noch  Verpflichtungen  eingehen. 

7.  Der  delegirte  Richter  wählt  eventuell  sofort  oder  im  Laufe  des 
Instruktionsver&hrens  einen  oder  mehrere  Sachverständige,  welche,  nach- 
dem sie  in  seine  Hände  einen  Eid  geleistet  haben,  dass  sie  ihr  Amt  gewissen- 


^)  Der  Bankrottirer  oder  der  Schuldner,  der  keine  ßücher  geführt  hat,  ^ilt  nicht 
als  „deoiteur  inalheureQx  et  de  bonne  foi^ ;  der  Kaufmann,  der  zwar  bona  fide  gehandelt, 
aber  Speknlationen  und  Börsenspiele  gemacht  hat,  in  denen  er  unglücklich  gewesen  ist, 
wird  ebensowenig  als  ^debiteor  malheorenz  et  de  bonne  foi**  angesehen,  weil  er  un- 
vorsichtig gewesen  ist  und  seinen  Handel  nicht  in  würdiger  Weise  betrieben  hat« 
(Erklänuig  des  Ministers  £nm  in  der  Farlamentsverhandlung  vom  31.  Mai  1838. 
Sten.  parlam.  p.  1196  flg.) 
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haft  und  treu  erfüllen  werden,  die  Prüfung  des  Standes    der  Geschäfte    de^ 
Schuldners  vornehmen. 

Ihr  Honorar  wird  vom  Gericht  festgesetzt;  dasselbe  wird  wie  die  Vor- 
schüsse mit  Vorrecht  bezahlt. 

8.  Der  delegirte  Richter  beruft  die  Gläubiger  mittelst  eingeschriebener 
Briefe  spätestens  8  Tage  vor  dem  Tage  der  Versammlung  einzeln  ein. 

Die  Briefe  enthalten  die  Akkordvorschläge. 

Die  im  Aaslande  wohnhaften  Gläubiger  können  mittelst  rekommandirter 
Telegramme  einberufen  werden,  in  welchen  der  Gegenstand  der  Versamm- 
lung angegeben  wird,  ohne  dass  es  jedoch  erforderlich  ist,  die  besagten 
Vorschläge  in  diese  aufzunehmen. 

Ein  gehörig  beglaubigtes  Exemplar  der  Zeitungen,  in  welchen  die  Ein- 
berufung inserirt  worden  ist,  sowie  das  Original  des  an  die  Gläubiger  ge- 
richteten Schreibens  upd  Telegramms,  sowie  die  Posteinlieferungsscheine 
werden  vor  der  Gläubigerversammlung  auf  der  Gerichtsschreiberei  hinterlegt. 

Der"  Schuldner  hat  die  voraussichtlich  zui*  Deckung  der  Kosten  der 
Einberufungen  und  der  Anzeigen  erforderliche  Summe  bei  dem  Grericht'i- 
schreiber  zu  hinterlegen,  der  dieselben  zu  bewirken  hat. 

9.  An  dem  für  die  Gläubigerversammlung  festgesetzten  Tage  ei- 
stattet  der  delegirte  Richter  einen  Bericht  über  den  Stand  der  Geschäfte 
des  Schuldners. 

Dieser  oder  ein  Bevollmächtigter  in  seinem  Namen  formulirt  die  Vor- 
schlage; die  Gläubiger  melden  persönlich .  oder  durch  Bevollmächtigte  ver- 
treten den  Betrag  ihrer  Forderungen  schriftlich  an  und  erklären,  ob  sie  dem 
Akkord  beitreten  oder  nicht. 

Zur  Vornahme  ihrer  Deklarationen  werden  auch  diejenigen  zugelassen, 
die  Gläubiger  zu  sein  behaupten  und  nicht  einberufen  worden  sind.  Jede 
Anmeldung  einer  Forderung  kann  von  dem  Schuldner  oder  den  Gläubigem 
bestritten  werden. 

10.  Die  hypothekarischen,  bevorrechtigten  oder  mit  Pfand  versehenen 
Gläubiger  haben  beim  Akkordverfahren  nur  dann  hinsichtlich  ihrer  Foi^ 
derungen  beschliessende  Stimme,  wenn  sie  auf  ihre  Hypotheken^  Vorrechte 
und  Pfänder  verzichten. 

Das  Mitstimmen  bei  dem  Akkord  zieht  diesen  Verzicht  von  Rechts- 
wegen nach  sich;  derselbe  bleibt  jedoch  wirkungslos,  wenn  der  Akkord 
nicnt  zugelassen  wird. 

Diese  Gläubiger  können  indessen  beim  Akkorde  mitstimmen,  anch 
wenn  sie  auf  ihre  Vorrechte,  Hypotheken  oder  Pfander  nur  für  einen 
mindestens  der  Hälfte  ihrer  Forderungen  gleichkommenden  Betrag  verzichten. 
In  diesem  Falle  werden  diese  Forderungen  beim  Akkordverüähren  nur 
für  jenen  Betrag  gerechnet. 

11.  Der  delegirte  Richter  ist  befugt,  den  Beschluss  der  Gläubiger  zu 

Erorogiren;  er  kann  ihn  auch  in  der  Weise  vertagen,  dass  er  spätestens 
innen  14  Tagen,  von  der  Vertagung  an  gerechnet,  erfolgt.  Dies  wird  im 
Protokoll  erwähnt.  Im  Falle  einer  Vertagung  werden  die  Gläubiger,  wie  in 
den  Art.  5  und  8  vorgeschrieben,  von  neuem  einberufen. 

12.  In  dem  Protokoll  der  Versammlung,  in  welcher  der  Beschlass 
ge&sst  worden  ist,  wird  vermerkt: 

1.'  das  Verzeichniss  der  einberufenen  oder  aus  freien  Stücken  er- 
schienenen Gläubiger,  nebst  der  Angabe  des  Betrages  und  der  Be- 
schaflFenheit  ihrer  Forderungen; 

2.  die  Streitfragen,  welche  besonders  in  Betreff  der  Realität  und  des 
Betrages  der  Forderungen  erhoben  sind; 
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3.  die  definitiven  Vorschläge  des  Schuldners; 

4.  das  Ergebniss  der  Abstimmung  über  diese  Vorschläge; 

5-    der  Tag,  an  welchem  der  delegirte  Richter  an  das  Gericht  berichten 
soll,  und  an  dem  das  Gericht  zur  Entscheidung  über  die  Streitpunkte 
und  die  Bestätigung  zusammenberufen  wird. 
Das   Protokoll  wird   bei  Strafe    der  Nichtigkeit    sofort    in    der  Sitzung 
vollzogen. 

Dena selben  werden  die  von  dem  Schuldner  und  den  Gläubigern  pro- 
ducirten    Schriftstücke  beigefügt. 

13.  Das  in  Ausführung  des  Art.  12  aufgenommene  Protokoll  über 
die  Gläubigerversammlung  wird  nebst  den  beigefügten  Schriftstücken,  zur 
Einsicht  für  die  Interessenten,  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handels- 
gerichts  sofort  hinterlegt. 

14-  Binnen  8  Tagen  nach  dieser  Versammlung  kann  jede  Forderung 
nebst  den  Belägen  von  den  in  der  Liste,  welche  gemäss  Art.  3  dem  Gericht 
vom  Schuldner  übermittelt  worden  ist,  verzeichneten  Gläubigern  auf  der 
Gerichtsschreiberei  producirt  werden. 

Die  in   dem  vorgenannten  Verzeichnisse  nicht  aufgeführten  Gläubiger, 
welche  nicht  aus  freien  Stücken  der  Versammlung  beigewohnt  haben,  können 
gleichfalls    jede  Forderung    auf   der  Gerichtsschreiberei  produciren,    falls   zu 
ihrem   Beweise  ein  authentischer  oder  privater  Titel  beigefügt  wird. 
Die  Belege  werden  zu  den  Akten  genommen. 

Der  Produktion  einer  neuen  Forderung  muss  die  Annahme  oder  die 
Ablehnung  des  Akkords  beigefügt  werden. 

15.  An  dem  gemäss  Art.  12  No.  5  festgesetzten  Tage  erstattet  der 
delegirte  Richter  in  öffentlicher  Gerichtssitzung  seinen  Bericht;  die  Gläubiger, 
sowie  der  Schuldner  oder  die  Bevollmächtigten  derselben  können  gehört  werden, 
und  das  Gericht  entscheidet  hierauf  in  einem  einzigen  Erkenntniss  über  die 
Streitpunkte  und  die  Bestätigung. 

16.  Die  Entscheidung  des  Gerichts  hinsichtlich  der  bestrittenen  Forde- 
rungen berührt  den  Grund  des  streitigen  Anspruches  nicht,  sondern  lediglich 
^e  Zulassung  der  bestrittenen  Gläubiger  bezüglich  der  Gesammtheit  oder 
eines  Theils  ihrer  Forderungen  zu  der  Beschlussfassung  über  die  Bildung 
des  Akkords. 

17.  Falls  die  oben  vorgeschriebenen  Bestimmungen  nicht  beobachtet 
worden  sind,  oder  wenn  Gründe  des  öffentlichen  Interesses  oder  des  Interesses 
der  Gläubiger  offenbar  dem  Abschluss  des  Präventivakkords  entgegenstehen, 
so  verweigert  das  Gericht  die  Bestätigung. 

18.  Erlangt  im  Verlauf  des  In struktions Verfahrens  über  den  Antrag 
auf  Bewilligung  des  Akkordes  das  Gericht  die  Ueberzeugung,  dass  der 
Schuldner  nicht  unglücklich  (malheureux)  und  nicht  gutgläubig  ist,  so  kann 
es  zu  jeder  Zeit  denselben  in  den  Zustand  des  Falliments  erklären. 

19.  Das  Erkenntniss,  welches  über  die  gerichtliche  Bestätigung  des 
Akkordes  entscheidet,  wird  auf  Betreiben  des  delegirten  Richters  und  binnen 
3  Tagen  nach  dem  Datum  desselben  im  Terminszimmer  des  Handelsgerichts 
ausgehängt  und  auszugsweise  in  den  im  Art.  5  angegebenen  Zeitungen 
veröffentlicht. 

20.  Gegen  dieses  Erkenntniss  ist  der  Einspruch  unzulässig,  es  sei 
denn  Seitens  der  Gläubiger,  welche  nicht  einberufen  worden  sind,  die  nicht 
ans  freien  Stücken  der  Gläubigerversammlung  beigewohnt  oder  von  dem  im 
Art.  14  gewährten  Recht  keinen  Gebrauch  gemacht  haben. 

Der  Einspruch,  welcher  die  Vollstreckung  des  Erkenntnisses  nicht 
suspendirt,  wird  motivirt  und  ist  dem  Schuldner  binnen  8  Tagen  nach  dem 
Tage  der  Bekanntmachung  in  den  Zeitungen  nebst  einer  Vorladung  vor  das 


424  m.    Belgien; 

Haüdelsgericht  zuzustellen.     Die  Vorladungsfrist   darf   nicht  mehr  als  eiEts 
freien  Tag  betragen.     Das  Gericht  entscheidet  sofort. 

Das  Erkenntniss  über  die  Bestätigung  kann  nur  dann  aufpeb  »►! 
werden,  wenn  das  Gericht  die  mala  fides  des  Schuldners  kon statin. 

21.  Berufung  können  der  Schuldner,  sowie  diejenigen  G^ahiger  ►  j- 
legen,  die  nicht  einberufen  sind,  oder  welche  gegen  die  Annahme  des  Akk-»:.Ä 
gestimmt  haben,  oder  deren  Forderungen  ganz  oder  theilweise  zurttckgeBnrf^-^ 
worden  sind. 

Die  Berufung  hat  keine  suspensive  Wirkung. 

Die  Berufungsfrist  beträgt  8  Tage;  sie  beginnt  rQcksichtlich  ctf 
Gläubiger  von  den  im  Art.  19  vorgeschriebenen  Bekanntmachungen  al 
rücksichtlich  des  Schuldners  von  der  Verkündigung  des  Erkenntnis*«^ 
gerechnet. 

Die  Berufung  erfolgt  mittelst  einer  Erklärung,  die  auf  der  Gencin 
Schreiberei  des  Handelsgerichts  in  ein  besonderes  Register  eingetragen  toc 
eine  vom  Gerichtsschreiber  beglaubigte  Abschrift  dieser  Erklärung  ^ 
von  demselben  nebst  sämmtlichen  Akten  binnen  48  Stunden  der  Gericii** 
Schreiberei  des  Appellationsgerichts  zugestellt. 

Die  von  den  Gläubigern  eingelegte  Berufung  wird  ausserdem  6^ 
Schuldner  nebst  einer  Vorladung  vor  das  Appellationsgericht  zugestelii.  ud' 
zwar  binnen  einer  Frist,   welche  nicht  mehr  als  4  freie  Tage  betragen  oi 

Die  Verhandlung  über  die  Sache  wird  auf  einen  der  nächsten  Sitzun:*- 
tage  des  Gerichtshofes  anberaumi.  Dieser  entscheidet  sofort.  Das  OSeas- 
liche  Ministerium  wird  gehört. 

Alle  Gläubiger,  welche  ihre  Rechte  bei  dem  Handelsgericht  gelteai 
gemacht  haben,  können  interveniren.  Die  Intervention  erfolgt  inittel>t  m-^ 
einfachen  Gesuchs,  welches  dem  Anwalt  des  Appellanten  zugestellt  wiri 
Sie  kann  die  Verhandlungen  nicht  aufhalten. 

Das  Erkenntniss  des  Appellationsgerichts  wird  ausgehängt  unc  ir 
Gemässheit  der  Vorschriften  des  Art.  19  bekannt  gemacht. 

22.  Die  die  Bestätigung  des  Akkords  betreffenden  ErkenDtni--* 
können  vor  den  Kassationshof  gebracht  werden. 

Der  Rekurs  muss  binnen  8  Tagen,  nach  dem  Aushange  und  der  Be- 
kanntmachung des  Erkenntnisses  des  Appellationsgerichts  in  den  Zeiton^ 
eingelegt  werden. 

23.  Die  Bestätigung  des  Akkords  macht  denselben  für  alle  Gläofe* 
verbindlich.  Er  bezieht  sich  nur  auf  die  vor  dessen  Erlangung  kontrahir-c 
Verpflichtungen.  Sind  bestrittene  Forderungen  vorhanden,  so  wird  Behii- 
Anwendung  der  Akkordfestsetzungen  nach  Art.  562  des  Gesetzes  t.i 
18.  April  18510  verfahren. 

Der  Präventivakkord  kommt  weder  den  Mitschuldnern,  noch  i- 
Bürgen  zu  Gute,  welche  auf  das  beneficium  discussionis  verzichtet  biwc 
Er  ist  wirkungslos  bezüglich: 

1.  der  Steuern    und    sonstigen    öffentlichen  Lasten,   sowie  der  B«- 
träge  für  Deiche  und  Polders; 

2.  der    durch    Vorrechte,    Hypotheken    oder    Pfönder    gesicber.':^ 
Forderungen; 

3.  der  Forderungen  auf  Grund  von  Alimenten. 


1)  Ofr.  S.  410. 
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^  24.     Wer   einen  Akkord    erlangt    hat,    ist  verpflichtet,    falls  er  wieder 
in  eine  bessere  Vermögenslage  kommt,  seine  Gläubiger  voll  zu  bezahlen. 

25.  Die  Bürgen  und  alle  durch  den  Akkord  gebundenen  Gläubiger 
können  die  Annullirung  desselben  auf  Grund  einer  Verurtheilung  wegen 
einfachen  oder  betrügerischen  Bankrotts,  der  nach  der  Bestätigung  erfolgt  ist, 
oder  auf  Grund  eines  nach  besagter  Bestätigung  entdeckten  und  aus  der 
Verheimlichung  der  Aktiva  oder  der  Uebertreibung  der  Passiva  herrühren- 
den Dolus  verlangen. 

Die  Annullirung  des  Akkords  befreit  die-  Bürgen  von  Rechtswegen. 

26.  Bei  Nichtausführung  des  Akkords  kann  die  Aufhebung  desselben 
im  Beisein  der  Bürgen,  welche  für  die  vollständige  oder  theilweise  Aus- 
fuhrung desselben  als  Garantie  eingetreten  sind,  oder  nach  gehöriger  Vor- 
ladang  derselben  herbeigeführt  werden. 

Die  Aufhebung  des  Akkords  befreit  diese  Bürgen  nicht. 

27.  Der  delegirte  Richter  hat  den  Stand  der  Geschäfte  des  Schuldners, 
der  in  Akkordverhandlungen  steht,  vierteljährlich  zu  prüfen,  wobei  er,  wenn 
er  es  für  nützlich  hält,  sich  von  Sachverständigen  gemäss  Art.  7  Hülfe 
leisten  lassen  kann. 

Der  delegirte  Richter  berichtet  an  das  Gericht,  welches,  nach  An- 
hörung des  Schuldners  und  der  Bürgen  oder  nach  gehöriger  Vorladung 
derselben,  die  Aufhebung  des  Akkordes  aussprechen  und  das  Falliment 
erklären  kann. 

28.  Im  Falle  des  Falliments  des  Schuldners  binnen  einem  halben  Jahre 
nach  der  Aufhebung  des  Akkordes,  kann  der  Tag  der  Zahlungseinstellung, 
unter  Abänderung  des  Art.  442  des  Gesetzes  vom  18.  Aprill851^),  auf  den 
Tag,  an  welchem  der  Akkord  beantragt  worden  ist,   zurück  verlegt  werden. 

29.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  14.  Juni  1851  und  des 
Art.  610  Alinea  1  des  Handelsgesetzbuchs,  wie  sie  durch  Art.  4  des 
Gesetzes  vom  14.  August  1857  abgeändert  worden  sind,  und  die  sich  auf 
die  Stempel-  und  Eintragungsgebühren  der  Urkunden  in  Fallimentssachen 
beziehen,  sind  auf  die  in  Ausführung  dieses  Gesetzes  bei  Gericht  producirten 
oder  aufgenommenen  Urkunden  anwendbar. 

30.  Der  Schuldner  wird  zu  derselben  Strafe  wie  der  einfeche  Bankrot- 
tirer  verurtheilt: 

1.  wenn  er,  um  die  Gewährung  des  Akkordes  herbeizuführen  oder 
zu  erleichtem,  in  irgend  einer  Weise  einen  Theil  seiner  Aktiva 
freiwillig  verheimlicht  oder  diese  Aktiva  vergrössert  hat; 

2.  wenn  er  es  bewirkt  oder  hat  wissentlich  geschehen  lassen,  dass 
ein  oder  mehrere  Gläubiger  an  der  Beschlussfassung  theilge- 
nommen  haben,  deren  Forderungen  fingirt  oder  übertrieben  waren ; 

3.  wenn  er  wissentlich  einen  oder  mehrere  Gläubiger  aus  dem  Ver- 
zeichniss  derselben  ausgelassen  hat. 

31.  Zu  der  im  Art.  490  des  Strafgesetzbuches  angedrohten  Strafe  werden 
diejenigen  verurtheilt,  welche,  ohne  Gläubiger  zu  sein,  an  der  Beschluss- 
fassang  über  den  Akkord  theilgenommen  haben,  oder  welche  als  Gläubiger 
ihre  Forderungen  betrügerischer  Weise  übertrieben  haben. 

32.  Der  Art.  520  des  Gesetzes  vom  18.  April  1851  wird  aufgehoben. 

33.  Vorliegendes  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1886  ausser  Kraft.  Es 
werden  jedoch  die  bereits  laufenden  Akkorde  nach  demselben  weiter  geregelt. 


»)  Cfr.  S.  387. 
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Gesetz, 

betreffend  das  unentgeltliche  Verfahren  in  Fallimentssachen. 
Vom  26/Dezember  1882.0 

Art.  l.  Wenn  die  Aktivmasse  eines  Falliments  zur  Deckung  der  er>T. 
Liquidationskosten  vermuthlich  nicht  ausreicht,  so  verfugt  das  Haodei- 
gericht,  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  des  Verwalters,  das  unentgehlict* 
Verfahren  für  das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  den  Aushati 
dieses  Erkenntnisses,  die  Anlegung  und  Wegnahme  der  Siegel,  die  Invenrr. 
das  Protokoll  über  die  Verifikation  der  Forderungen,  das  in  Gemässheit  de 
Art.  533  des  Handelsgesetzbuches  aufgenommene  Protokoll  und  das  Erkenn:- 
niss  über  die  Entschuldbarkeit  des  Falliten. 

Die  Unentgeltlichkeit  wird  gleichfalls  für  die  konservatorischen  Abi 
und  Massregeln  bis  nach  Ablauf  der  Frist  von  40  Tagen,  von  dem  i? 
Falliment  erklärenden  Erkenntnisse  an  gerechnet,  gewährt. 

2.  Auf  Anordnung  des  Richterkommissars  hat  die  Registerbehörde  (k 
Kosten  für  die  Insertion  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnis5e>  ii 
den  Zeitungen  vorzuschiessen. 

«S  In  demselben  Erkenntniss,  welches  die  Unentgeltlichkeit  anordin; 
hat  das  Handelsgericht  den  Gerichtsvollzieher  zu  bezeichnen,  welcher  ['- 
auftragt  wird,  eventuell  seine  Verrichtungen  unentgeltlich  zu  leisten.') 

Die  Sachwalter  erster  Instanz  und  diejenigen  der  Appellationsinstiu 
werden  eventuell  zu  demselben  Zwecke  von  dem  Präsidenten  des  GericL'i 
erster  Instanz  und  dem  Ersten  Präsidenten  des  Appellationsgerichts  auf  eiaei 
Antrag  Seitens  des  Verwalters  bezeichnet. 

4.  In  allen  auf  das  Falliment  bezüglichen  Erkenntnissen,  Akten  aihi 
Protokollen   wird  die  Unentgeltlichkeit   des  Verfahrens  erwähnt. 

Die  der  Förmlichkeit  des  Stempels  und  der  Einregistrirung  unterworfeiKQ 
Schriftstücke  werden  abgestempelt  und  im  debet  eingetragen. 

Die  Gerichtsschreibereigebühren  werden  gleichfalls  im  debet  aufgeführt. 

5.  Reicht  die  Aklivmasse  zur  Deckung  der  sämmtlichen  aus  den  ii 
den  Art.  1  und  2  aufgezählten  Förmlichkeiten,  Verfahren  und  Handlunpi 
erwachsenden  Kosten  nicht  aus,  so  werden  in  folgender  Reihenfolge  mit  Yu- 
recht  zurückerstattet: 

1.  die  Vorschüsse  des  Fiskus  für  Insertionen  in  den  Zeitungen; 

2.  die  Auslagen  der  Verwalter; 

3.  die  Akte  und  Gebühren  des  Friedensrichters,  des  Gerichtsschreiber« 
des  Friedensrichters,  des  Handelsgerichtsschreibers,  der  Sachwalte 
und  der  Gerichtsvollzieher; 

4.  das  Honorar  des  Verwalters; 

5.  die  fiskalischen  Gebühren. 

Bei  Konkurrenz  innerhalb  derselben  Rangstufe  erfolgt  die  Zahlni|r 
nach  Verhältniss. 


J)  Im  französischen  H.  G.  B.  disponirt  hierüber  der  Art.  461,  (ct.  B4  J 
S.  596  und  Note  3),  Inhalts  dessen  bei  Insnf ticienz  der  Baarbestfinde  der  Masse  nr 
die  Kosten  der  Fallimentserklärung  des  Aushanges  etc.  die  MehrtEosten  auf  Verfi^ 
des  Bichterkommissars  vom  Fiskus  vorgeschossen  werden ,  welcher  dadurch  ein  »^ 
zngsrecht  auf  die  ersten  Eingänge  Behufs  Rückerstattung  erwirbt,  imbeschad^  «^ 
Vorzugsrechts  des  Eigentfctlmers.  —  Während  also  nach  Französischem  B«cfci 
der  Richterkommissar  die  ünentgeltlichkeit  verfügt,  ist  auf  dieselbe  nach  bei  jfi  sehe» 
Recht  durch  das  Handelsgericht  zn  erkennen. 

')  Nach  Französischem  Recht  werden  alle  Kosten  vom  Fiskns  voige 
schössen. 
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Buch  IV. 

Von    der   Gerichtsbarkeit   in   Handelssachen. 
Gesetz  vom  14.  September  1807. 

TITEL  I. 
Von  der  Organisation  der  Handelsgerichte. 

An  Stelle  der  Art.  615 — 630  sind  die  folgenden  Bestimmungen  getreten: 
Gerichtsrerfassaiigsgesetz.    Vom  18.  Juni  1869. 

Titel  1. 
Von  der  richterlichen  Gewalt. 

Kapitel  III. 
Von  den  Handelsgerichten. 

Art.  32.     Es  werden  Handelsgerichte  errichtet. 

Der  Sitz,  die  Personalverhältnisse  und  das  Ressort  derselben  werden 
durch  das  dem  gegenwärtigen  Gesetze  beigefügte  Verzeichniss  bestimmt. 

33.  Falls  in  einem  Bezirk  ein  Handelsgericht  nicht  errichtet  ist,  übt 
das  Gericht  erster  Instanz  die  Gerichtsbarkeit  in  Handelssachen  daselbst  aus. 

In  diesem  Falle  entscheidet  das  Gericht  erster  Instanz,  ohne  Mitwirkung 
des  öffentlichen  Ministeriums,  in  Gemässheit  der  Bestimmungen,  welche  für 
die  Handelsgerichte  massgebend  sind. 

34.  Der  König  bestimmt  für  jedes  Handelsgericht  die  Zahl  der  Er- 
gänzungsrichter je  nach  dem  Bedürfnisse  des  Dienstes. 

35.  Jeder  Kaufmann  oder  jeder  ehemalige  Kaufmann  kann  zum 
ständigen  oder  Ergänzungsrichter  ernannt  werden,  wenn  er  das  25.  Jahr 
zurückgelegt  hat  und  den  Handel  ehrenhaft  und  achtungswerth  während 
5  Jahren  ausübt  oder  ausgeübt  hat. 

Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  müssen  das  27.  Lebensjahr  zurück- 
gelegt haben  und  können  nur  aus  den  Richtern  und  den  ehemaligen  Richtern 
gewählt  werden. 

360  »ind  37«).  ...... 

Die  Art.  38—51  betreöen  den  Wahlakt. 

52  und  53»). 

54.     Die  Mitglieder  der  Handelsgerichte  werden  vom  König  eingesetzt. 


^)  Dieser  Artikel  ist  angehoben  und  durch  Art.  2  des  Gesetzes  vom  80.  Juli  1881 
ersetzt  worden,  derselbe  lautet: 

n  Behufs  Bildung  der  Handelsgerichte  sind  diejenigen  Eauflente  Wähler, 
welche  dem  Staatssehatze  auf  Grund  ihres  Patents  die  Summe  von  20  Frcs. 
zahlen  und  unter  den  Kommunalwählem  sich  befinden.^ 
*)  Dieser  Art  ist  aufgehoben  und  durch  Art.  42  flgd.  des  Gesetzes  vom  30.  Juli 
1881  ersetzt;  dieselben  treffen  ßestimmunffen  über  die  Ausführung  der  Wahl. 

')  Die  Art.  52  und  58  sind  aufgehoben  und  durch  Art.  8  des  Gesetzes  vom 
80.  Juli  1881  ersetzt,  derselbe  tri£ft  Bestimmungen  über  das  Verfahren  bei  Reklamationen 
gegen  die  Wahl. 
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55.  Die  zur  gewöhnlichen  Zeit  neu  gewählten  Mitglieder  der  Handels- 
gerichte beginnen  ihre  Funktionen   am  15.  Oktober  nach  ihrer  Ernennung. 

Diejenigen,  welche  zu  einem  anderen  Zeitpunkte  gewählt  sind,  beginnet 
ihre  Functionen  sofort  nach  ihrer  Einsetzung. 

56.  Die  Mitglieder  der  Handelsgerichte    werden  auf  2  Jahre  ernannt 
Der  Präsident  und  der  Vicepräsident  sind  für  einen  Zeitabschnitt   vol 

2  Jahren  wieder  wählbar;  sie  können  selbst  als  Ergänzungsrichter  erst  nach 
Ablauf  eines  Jahres  wiedergewählt  werden. 

Die  ständigen  Richter  können  erst  nach  Ablauf  derselben  Zeit  als 
ständige  oder  Ergänzungsrichter  wiedergewählt  werden. 

57.  Die  Handelsgerichte  können  nur  in  Anwesenheit  von  3  Richtern. 
den  Präsidenten  einbegriffen,  Erkenntnisse  fallen. 

Die  Ergänzungsrichter  werden  nur  in  Ermangelung  von  ständigen 
Richtern  einberufen. 

58.  Die  Handelsgerichte,  welche  keine  Vicepräsidenten  haben,  bilden 
nur  eine  Kammer. 

Diejenigen,  welche  einen  Vicepräsidenten  besitzen,  theilen  sich  in  zwei 
E!ammem. 

59.  Wenn  das  augenblickliche  Bedürfniss  des  Dienstes  es  erfordert, 
bildet  das  Gericht,  entweder  von  Amtswegen  oder  auf  Anordnung  des  Be- 
rufungsgerichts, eine  zeitweilige  Kammer,  welche  aus  den  von  ihm  bezeich- 
neten ständigen  und  Ergänzungsrichtern  zusammengesetzt  wird. 

60.  Die  Ergänzungsrichter  können  gemeinschaftlich  mit  den  ständigen 
Richtern  sowohl  zu  Kommissaren  beim  Instruktionsverfahren,  als  auch  zu. 
Kommissaren  bei  den  Fallimenten  bezeichnet  werden. 

61 .  Niemand  kann  für  eine  Partei  vor  den  Handelsberichten  plaidiren, 
wenn  er  nicht  von  der  in  der  Audienz  anwesenden  Partei  dazu  ermächtigt 
worden  oder  mit  einer  Special  vollmacht  versehen  ist;  dieselbe  kann  am 
Fusse  des  Originals  oder  der  Abschrift  der  Vorladung  ertheilt  werden. 

62.  Als  Bevollmächtigte  werden  nur  zugelassen : 

1.  die  Advokaten; 

2.  die  Anwälte; 

3.  diejenigen,  welche  das  Gericht  speciell  für  jede  Sache  zulässt. 

63.  Bei  jedem  Handelsgericht  ist  ein  Gerichtsschreiber  angestellt, 
welcher  von  dem  König  ernannt  wird  und  von  demselben  abgesetzt  wer- 
den kann. 

Bei  den  Handelsgerichten,  die  zwei  Kammern  gebildet  haben,  ist  ein 
Hülfsgerichtsschreiber  angestellt,  welcher  vom  König  ernannt  wird  und  Ton 
demselben  abgesetzt  werden  kann. 

64.  Dem  Gerichtsschreiber  sind  ein  oder  mehrere  Gerichtssch^eibe^ 
gehülfen  beigeordnet,  deren  Zahl  vom  König,  je  nach  den  Erfordernissen 
des  Dienstes,  bestimmt  wird. 

65.,  Es  kann  Niemand  zum  Gerichtsschreiber  oder  Hülfsgerichts- 
schreiber eines  Handelsgerichts  ernannt  werden,  der  nicht  das  25.  hhr 
zurückgelegt  und  die  juristische  Doktorwürde  erlangt  hat. 

Niemand  kann  zum  Gerichtsschreibergehülfen  eines  Handelsgerichts 
ernannt  werden,  der  nicht  das  21.  Lebensjahr  zurückgelegt  hat. 

66.  Die  Gerichtsschreibergehülfen  werden  von  dem  Gericht  ernannt, 
bei  welchem  sie  beschäftigt  sind,  aus  einer  von  dem  Gerichtsschreiber  vor- 
gelegten dreifachen  Kandidatenliste. 

Sie  können  von  dem  Gericht,  welches  sie  ernannt  hat,  wieder  al^eset^t 
werden. 
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TITEL  n. 
Von  der  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte. 

Die  Alt.  631—641  sind  aufgehoben  durch  das  Gesetz,  betreffend  die  Zustän- 
digkeit, vom  "26.  März  1876,  das  Uerichtsverfassungsgesetz  vom  18.  Juni  1869  und  durch 
die  Bestimmungen  des  neueren  Handelsgesetzbuches. 


Gesetz, 

enthaltend  den  Titel  1  des  einleitenden  Buches  der  Civilprozessordnung. 

Vom  25.  März  1876. 

Einleitendes  Buch. 

Titel  I. 
Von  der  Kompetenz  in  streitigen  Sachen. 

Kapitel  1. 
Von  der  sachlichen  Zuständigkeit. 

Abschnitt  1. 
Von  der  Zuständigkeit  der  verschiedenen  Gerichte. 

Art.  12.    Die  Handelsgerichte  erkennen  über: 

1.  Streitigkeiten  in  Betreff  der  von  dem  Gesetz  als  Handelsgeschäfte 
erachteten  Akte,  und  speciell  über  die  von  Dritten  gegen  die  Faktoren 
oder  Gehülfen  der  Kaufleute  auf  Grund  ihres  Geschäftsbetriebes 
erhobenen  Klagen; 

2.  Streitigkeiten  zwischen  Gesellschafter  oder  zwischen  Verwalter 
und  Gesellschafter  auf  Grund  einer  Handelsgesellschaft ; 

3.  Streitigkeiten,  bezüglich  des  Transportes  von  Waaren  und  G^en- 
ständen  aller  Art  vermittelst  der  Eisenbahnen  des  Staates; 

4.  alles,  was  die  Fallimente  betrifft,  in  Gemässheit  der  im  Buch  HI 
des  Handelsgesetzbuches  vorgeschriebenen  Bestimmungen. 

13.  Wenn  der  Streit  einen  Akt  zum  Gegenstande  hat,  der  nicht  rück- 
sichtlich aller  Parteien  ein  Handelsgeschäft  ist,  so  wird  die  Kompetenz  durch 
die  Natur  der  Verpflichtung  des  Beklagten  bestimmt. 

14.  Die  Handelsgerichte  erkennen  nicht  über  die  Vollstreckung  ihrer 
Erkenntnisse. 

16.  Ein  Objekt  von  2500  Frcs.  ist  bezüglich  der  Gerichte  erster 
Instanz  und  der  Handelsgerichte  für  die  Entscheidungen  in  letzter  Instanz 
festgesetzt,    sowie  bezüglich  der  Verfügungen  in  schleunigen  Sachen. 

17,  Die  Berufungsgerichte  erkennen  über  die  Berufungen  gegen  die  in 
erster  Instanz  von  den  Gerichten  erster  Instanz  und  von  den  Handels- 
gerichten erlassenen  Erkenntnisse. 

Sie  erkennen  auch  über  die  Berufung  gegen  die  Verfügungen  in 
schleunigen  Sachen. 

19.     Der  Kassationshof  erkennt  über: 

1.  Kassationsanträge  ge^en  die  in  letzter  Instanz  ergangenen  Er- 
kenntnisse und  Beschlüsse; 

2.  Kompetenzstreitigkeiten,  Anträge  auf  Verweisung  an  ein  anderes 
Gericht  und  Ablehnung  der  Richter  Seitens  der  Parteien. 
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20.  Die  in  letzter  Instanz  erlassenen  Beschlüsse  und  Erkenntni^äe 
können  vor  das  Kassationsgericht  gebracht  werden  wegen  Nichtbeobacht^si 
gesetzlicher  Bestimmungen  oder  wegen  Verletzung  wesentlicher  oder  bs 
Strafe  der  Nichtigkeit  angeordneter  Form  Vorschriften. 

Abschnitt  11. 
Von  der  Art  und  Weise,  die  Zuständigkeit  und  die  Instanz  festzusetzen 

21.  Die  Zuständigkeit  und  die  Grenze  des  O^ekts  für  die  lean 
Instanz  werden  durch  die  Natur  und  den  Betrag  der  Klage  bestimmt. 

22.  Die  Früchte,  Zinsen,  Rückstande,  Entschädigungen,  Kosten 
sonstige  Accessorien  werden  dem  Hauptobjekte  Behufs  6estim.aiiiiig  derZa 
siändigkeit  und  der  letzten  Instanz  nur  dann  hinzugerechnet,   wenn  sie 
Erhebung  der  Klage  bereits  bestanden  haben. 

23.  Wenn  die  Klage  mehrere  Punkte  betrifft,  die  aas  demseü^i 
Rechtsgrunde  herrühren,  so  werden  dieselben  Behufs  Bestinununs  da 
Kompetenz  und  der  Instanz  zusammengerechnet. 

Wenn  dieselben  verschiedene  Rechtsgründe  haben,  so  wird  jek 
einzelne  Punkt  nach  seinem  eigenen  Werthe  in  erster  oder  in  letzte 
Instanz  abgeurtheilt. 

24.  Wenn  die  eingeklagte  Summe  einen  Theil  einer  grösseren  bi 
strittenen  Forderung  bildet,  so  bestimmt  der  Betrag  der  letzteren  die  Tm 
ständigkeit  und  die  Instanz. 

25.  Wenn  einer  oder  mehrere  Klager  gegen  einen  oder  mehrere  Bi 
klagte  auf  Grund  desselben  Titels  auftreten,  so  bestimmt  der  gesammte,  ea 
geklagte  Betrag  die  Zuständigkeit  und  die  Instanz  ohne  Rücksicht  auf  da 
Antheil  eines  jeden  von  ihnen  an  dieser  Summe. 

29.  Die  Staatspapiere  und  andere  börsenmässig  notirte  Werthe  werfa 
nach  dem  Course  am  Tage  der  Klageerhebung  abgeschätzt,  und  zwar  ucta 
Zugrundelegung  des  auf  Befehl  der  Regierung  in  jeder  Woche  yeröffenl 
lichten   Courszettels. 

30.  Bei  Streitigkeiten  zwischen  dem  Gläubiger  und  dem  Schaliia 
bezüglich  der  Vorrechte  und  Hypotheken  wird  die  Kompetenz  und  d 
Instanz  durch  den  Betrag  der  garantirten  Forderung  bestimmt 

In  derselben  Weise  wird  verfahren  bezüglich  der  Streitigkeiten  zwisc'w 
dem  Beschlagnehmenden  und  dem  Arrestaten  bei  Mobiliarbeschlagnahmec 

33.  Wenn  die  oben  angegebenen  Grundlagen  nicht  vorhanden  fb^ 
so  ist  der  Kläger  verpflichtet,  das  Streitobjekt  in  dem  Schriftsatze  bei  fr 
hebung  der  Klage  oder  spätestens  mit  seinen  ersten  Anträgen  abzuschätzes; 
widrigenfalls  das  Erkenntniss  in  letzter  Instanz  erlassen  wird. 

Wenn  indessen  die  Schätzung  des  Klägers  die  Objektgrenze  der  lexc 
Instanz  übersteigt,  oder  wenn  dieselbe  unterblieben  ist,  so  kann  der  Be* 
klagte  die  Schätzung  mit  den  ersten  Anträgen,  welche  er  bezüglich  oe» 
Prozessgegenstandes  stellt,  vornehmen  und  so  die  Instanz  bestimmen. 

34.  Diejenigen  Parteien,  welche,  um  vor  Gericht  auftreten  za  kööiÄ 
einer  Autorisation  bedürfen,  sind  verpflichtet,  nachzuweisen,  dass  sie  speda 
zu  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Schätzung  erffliciitkt 
worden  sind. 

36.  Die  Streitigkeiten  über  den  Personenstand  und  andere  Haar- 
klagen,  bei  denen  eine  Schätzung  unmöglich  ist,  können  nur  in  ers'^er 
Instanz  verhandelt  werden. 

37.  Die  Widerklagen  üben  bezüglich  der  Frage  nach  der  Kompetenz  laJ 
der  Instanz  auf  das  Erkenntniss  über  die  Hauptklage  keinen  Einnuss  au<^ 
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Sie  werden  in  dieser  Beziehung  selbst  als  Hauptklagen  betrachtet  und 
sind  den  oben  angeführten  Bestimmungen  unterworfen. 

Sie  bleiben  jedoch  bei  dem  für  die  Hauptklage  zuständigen  Gericht 
anhängig,  auch  wenn  ihr  Objekt  geringer  ist,  als  die  Objektgrenze  seiner 
Kompetenz. 

38.  Der  für  die  Entscheidung  über  die  Hauptklage  zuständige  Richter 
erkennt  auch  über  alle  Incidentklagen  und  über  das  Instruktionsverfahren, 
zu  welchen  diese  Klage  Veranlassung  giebt. 

Die  Friedensrichter  und  die  Handelsgerichte  können  indessen  nicht  er- 
kennen über  Urkundenfälschungen,  Personenstands-  oder  Qualitätsstreitig- 
keiten. 

Mit  Ausnahme  der  deklinatorischen  Einreden  auf  Grund  der  Unzu- 
ständigkeit sind  die  Erkenntnisse  über  Incidentfragen  und  die  Erkenntnisse 
in  Untersuchungssachen,  hinsichtlich  der  Zulässigkeit  der  Berufung,  dem 
Schicksal  der  Hauptklage  unterworfen. 

Kapitel  11. 
Von  der  örtlichen  Zuständigkeit. 

39.  Der  Richter  am  Wohnorte  des  Beklagten  ist  allein  zur  Entschei- 
dung über  die  Sache  kompetent,  vorbehaltlich  der  in  dem  Gesetz  vorge- 
sehenen Modifikationen  und  Ausnahmen. 

Wenn  mehrere  Beklagte  vorhanden  sind,  so  wird  die  Sache  nach  Wahl 
des  Klägers  vor  dem  Richter  am  Domicil  eines  derselben  anhängig  gemacht. 
Wenn  das  Domicil  nicht  bekannt  ist,  so  tritt  der  gegenwärtige  Aufenthalt 
an  dessen  Stelle. 

41.  Die  Gesellschaften  werden  vor  den  Richter  des  Orts  vorgeladen, 
an  welchem  sie  ihr  Hauptetablissement  haben. 

42.  Bei  Mobiliarsachen  kann  die  Klage  bei  dem  Richter  des  Ortes 
anhängig  gemacht  werden,  an  welchem  die  Obligation  entstanden  ist,  oder 
an  welchem  dieselbe  erfüllt  werden  muss  oder  erfüllt  worden  ist. 

43.  Wenn  Behufs  Ausführung  eines  Aktes  ein  Domicil  erwählt  worden 
ist,  so  kann  die  Klage  vor  dem  Richter  dieses  Domicils  anhängig  gemacht 
werden. 

44.  Die  Streitigkeiten  zwischen  Gesellschaftern  oder  zwischen  Ver- 
waltern und  Gesellschaftern  müssen  vor  dem  Richter  des  Orts  anhängig 
gemacht  werden,  an  welchem  die  Gesellschaft  ihr  Hauptetablissement  besitzt. 

Derselbe  Richter  ist,  selbst  nach  Auflösung  der  Gesellschaft,  für  die 
Tbeilung  und  die  daraus  resultirenden  Obligationen  zuständig,  vorausgesetzt, 
dass  die  Klage  innerhalb  2  Jahren  nach  der  Theiluug  erhoben  wird. 

49.  Die  Streitigkeiten  bei  Fallimenten  müssen  vor  dem  Gericht  an- 
hängig gemacht  werden,  in  dessen  Bezirk  das  Falliment  eröffnet  worden  ist. 

50.  Der  Richter,  vor  welchem  die  ursprüngliche  Klage  angebracht 
worden  ist,  hat  auch  über  die  Garantie-  und  Widerklagen  zu  entscheiden, 
es  sei  denn,  dass  dieselben  seine  Befugnisse  überschreiten. 

Im  Falle  der  Litispendenz  oder  der  Konnexität  muss  die  Entscheidung 
über  die  Sache  von  dem  Richter  getroffen  werden,  der  zuerst  angegangen 
worden  ist. 

51.  Die  Streitigkeiten,  welche  bei  der  Vollstreckung  von  Erkennt- 
nissen entstehen,  müssen  bei  dem  Gericht  erster  Instanz  des  Ortes  anhängig 
gemacht  werden,  an  welchem  die  Vollstreckung  voi^enommen  wird. 

52.  Ausländer  können  vor  die  Gerichte  des  Königreichs  von  einem 
Belgier  oder  von  einem  Ausländer   in  folgenden  Fällen  vorgeladen  werden: 
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1 

2.  weDn  sie  in  Belgien  ein  Domicil    oder  einen  Wohnort  haboi.   oöä 
wenn  sie  daselbst  die  Wahl  eines  Domicils  getroflfen  haben; 

3.  wenn  die  Obligation,  welche  die  Grundlage  für  die  Kls^  bietet,  b 
Belgien  entstanden  oder  erfüllt  ist  oder  erfüllt  werden  mass: 

4 

5 

6.  wenn  die  Klage  mit  einem  schon  vor  einem  Belgischen  Gericht  la- 

hängigen  Prozesse  in  konnexem  Zusammenhange  steht: 
7 

8.  wenn    es    sich    um    eine  Streitfrage    bei  Fallimenten    handelt,  üik 
dieses  Falliment  in  Belgien  eröffnet  worden  ist; 

9.  wenn  es  sich  um  eine  Garantie-  oder  Widerklage  handelt,  fidl?  (ü| 
Hauptklage  vor  einem  Belgischen  Gerichte  anhängig  ist; 

10.  in  dem  Falle,  wo  mehrere  Beklagte  vorhanden  sind,  von  denen  €iD«| 
in  Belgien  sein  Domicil  oder  seinen  Wohnort  hat. 

53.  Wenn  die  in  diesem  Kapitel  angegebenen  verschiedenen  Gruai- 
lagen  für  die  Bestimmung  der  Komj>etenz  der  Belgischen  Gerichte  hiiy 
sichtlich  der  Ausländer  unzureichend  sind,  so  kann  der  Kläger  die  Sack 
bei  dem  Richter  des  Orts  anhängig  machen,  wo  er  selbst  sein  Domicil  •>!« 
seinen  Wohnort  hat.  I 

54.  In  den  in  dem  obigen  Art.  52  nicht  vorgesehenen  Fällen  kua 
der  Ausländer,  wenn  dieses  Recht  den  Belgiern  in  der  Heimath  dieses  A» 
länders  zusteht,  die  Gerichtsbarkeit  der  Belgischen  Gerichte  ablehnen;  wea 
er  jedoch  dies  nicht  mit  den  ersten  Anträgen  geltend  macht,  so  verfolgt  dff 
Richter  die  Sache  weiter  und  entscheidet  darüber. 

Diese  Reciprocität  muss  durch  die  zwischen  den  beiden  Ländeni  t!h 
geschlossenen  Verträge  oder  durch  Vorlegung  der  Gesetze  oder  ürkunda 
konstatirt  werden,  welche  geeignet    sind,  die  Existenz  derselben  festzosteUe8.j 

Es  wird  vermuthet,  dass  der  ausbleibende  Ausländer  die  Gerichtsbarke& 
der  Belgischen  Gerichte  ablehne. 


TITEL  IIL 
Von  der  Art  des  Prozess Verfahrens  vor  denHandelsgerichteiL 

642.  Die  Form  des  Verfahrens  vor  den  Handelsgerichten  ist'diesdb«. 
wie  sie  in  dem  Titel  XXV,  Buch  II,  Theil  I  der  Civilprozessordnung')  tot* 
geschrieben  ist. 

643'  Die  Art.  156,  158  und  159  des  genannten  Gesetzbuches,  be- 
treffend die  Eontumacialerkenntnisse  der  Untergerichte,  finden  indessen  td 
die  Kontumaciälerkenntnisse  der  Handelsgerichte  Anwendung.*) 


*)  Siehe  unten. 

*)  Dieselben  lauten:  Art.  156  Alle  Eontumacialerkenntnisse  gegen  eine  FuteL  & 
keinen  Anwalt  bestellt  bat,  sind  durch  einen  Gerichtsvollzieher  zuzustellen,  der  entivtto 
vom  Gericht  oder  von  dem  durch  das  Gericht  zu  bezeichnenden  Richter  am  Woloort 
des  Xichterschienenen  eewählt  wird.  Sie  sind  binnen  6  Monaten  nach  ihrem  Eriass  n 
vollstrecken,  widrigenfalls  sie  als  nicht  ergangen  angesehen  werden. 

Art.  158.  Ist  das  Erkenntniss  gegen  eine  Partei  ergangen,  die  keinen  AMwak 
hat)  so  ist  der  Einspruch  bis  znv  VoUstreckang  des  Erkenntnisses  znl&ssi^. 

Art.  159.  Das  Erkenntniss  wird  als  vollstreckt  angesehen,  sobald  die  g^fiüideiei 
Mobilien  verkauft  oder  der  Verurtheilte  zum  Arrest  gebracht,  beziehungsweise  zom  ftr- 
neren  Arrest  empfohlen,  oder  die  Beschlagnahme  eines  oder  mehrerer  seiner  MobSin 
ihm  bekannt  gegeben   oder  die  Eosten  gezahlt  worden  sind  oder  endlich,  wenn  irgcid 
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644.    Die    BerufuDgen    gegen    die   Erkenntnisse   der  Handelsgerichte 

müssen  bei  den  Gerichtshöfen  anhängig    gemacht  werden,  in  deren  Bezirk 
diese  Gerichte  gelegen  sind. 


Ciyilproeessordnang  (Gesetz  vom  14.  April  1806). 
Theil  I,  Buch  II,  Titel  XXV. 

Von  dem  Verfahren  vor  den  Handelsgerichten. 

414.  Das  Verfahren  vor  den  Handelsgerichten  findet  ohne  amtliche 
Mitwirkung  von  Anwälten  statt. 

415.  Jede  Klage  muss  daselbst  durch  eine  Vorladung  (durch  den 
Gerichtsvollzieher)  nach  den  oben  in  dem  Titel  von  den  Vorladungen  be- 
stimmten Förmlichkeiten  erhoben  werden. 

416.  Die  Frist  muss  mindestens  einen  Tag  beti^en. 

417.  In  Fällen,  welche  Beschleunigung  erfordern,  kann  der  Präsident 
des  Gerichts  die  Erlaubniss  ertheilen,  von  einem  Tage  auf  den  andern,  selbst 
von  einer  Stunde  auf  die  andere,  vorzuladen  und  die  Mobiliareffekten  in 
Beschlag  zu  nehmen;  er  kann,  je  nach  Erfordern  des  Falles,  dem  Kläger 
auferlegen,  Bürgschaft  zu  leisten  oder  genügende  Zahlungsfähigkeit  nachzu- 
weisen. Seine  Verfügungen  sind,  des  Einspruchs  oder  der  Berufung  unge- 
achtet, vollstreckbar. 

418.  Bei  allen  Seeangelegenheiten,  bei  welchen  nicht  domicilirte 
Parteien  vorhanden  sind,' und  in  denjenigen  Suchen,  wo  es  sich  um  Takel- 
werk, Lebensmittel,  Equipirung  und  Reparatur  segelfertiger  Schiffe  handelt, 
und  in  anderen  dringenden  Sachen,  die  eine  provisorische  Verfügung  ver- 
langen, kann  die  Vorladung  von  einem  Tag  auf  den  andern  und  von  einer 
Stunde  auf  die  andere  ohne  Verfügung  erfolgen,  auch  kann  sofort  ein 
Kontumacialurtlieil  erlassen  werden. 

419.  Alle  Vorladungen,  welche  der  vorgeladenen  Person  an  Bord  des 
Schiffes  zugestellt  werden,  sind  gültig. 

420.1)     ...  .  .        ' 

421.  Die  Parteien  sind  verpflichtet,  persönlich  oder  durch  einen 
Special  bevollmächtigten  vertreten  zu  erscheinen. 

422.  Wenn  die  Parteien  erscheinen  und  in  der  ersten  Audienz  ein 
definitives  Unheil  nicht  ergeht,  müssen  die  Parteien,  welche  an  dem  Ort, 
wo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  nicht  domicilirt  sind,  daselbst  die  Wahl 
eines  Domicils  treffen. 

Die  Wahl  des  Domicils  muss  in  dem  Sitzungsprotokoll  erwähnt 
werden ;  in  Ermangelung  dieser  Wahl  erfolgt  jede  Zustellung,  selbst  die- 
jenige des  deßnitiven  Urtheils,  in  gültiger  Weise  auf  der  Gericntsschreiberei. 

423.  Ausländer,  welche  als  Kläger  auftreten,  können  in  Handels- 
sachen nicht .  gezwungen  werden,  für  die  Bezahlung  der  Kosten  und  der 
Entschädigungen,  zu  welchen  sie  verurtheilt  werden  können,  Bürgschaft  zu 
leisten,  selbst  dann  nicht,  wenn  die  Klage  an  den  Orten,  wo  es  kein  Han- 
delsgericht giebt,    bei  einem  Civilgericht  anhängig  geniiacht  wird. 

eine  Handlnni?  vorliegt,  ans  welcher  nothwendig  hervorgeht,  dass  dem  Nicht  erschienenen 
die  Vollstrecknng  des  Erkenntnisses  bekannt  geworden  ist  Der  innerhalb  der  oben  er- 
wähnten Fristen  und  nach  den  unten  angegebenen  Vorschriften  erhobene  Einspruch 
snspendirt  die  Vollstreckung,  ffüls  sie  nicht  trotz  des  Einspruches  angeordnet  worden  ist. 
'  1)  Dieser  Artikel  ist  durch  Art.  42  des  Gesetzes  vom  25.  März  1876  aufgehoben, 
8.  S,  431. 

Borchardt,  Handelsrecht.  I.    2.  Auflage.  28 
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424.  Wenn  das  Gericht  bezüglich  des  Gegenstandes  inkompetent  ist, 
so  weist  es  die  Parteien  ab,  aach  wenn  die  deklinatorische  Einrede  nicht 
geltend  gemacht  worden  ist. 

Die  deklinatorische  Einrede  aus  irgend  einem  andern  Grunde  mn;^ 
vor  jeder  anderen  Einlassung  zur  Sache  vorgebracht  werden. 

425.  Dasselbe  Urtheil,  durch  welches  die  deklinatorische  Einrede  ver- 
worfen wird,  kann  über  die  Hauptsache  entscheiden,  jedoch  durch  zwei  ge- 
trennte Verfügungen,  die  eine  über  die  Kompetenz,  die  andere  über  die 
Hauptsache;  die  Verfügungen  über  die  Kompetenz  können  stets  vermitieUt 
der  Berufung  angefochten  werden, 

426.  Die  Wittwen  und  Erben  derjenigen,  welche  der  Gerichtsbarkeit 
des  Handelsgerichts  unterstehen,  werden  daselbst  in  Wiederaufnahme  des 
Verfahrens  oder  durch  neue  Klage  vorgeladen,  unbeschadet  des  Rechtes,  die- 
selben, .wenn  die  bei  ihnen  vorausgesetzte  Qualität  bestritten  wird,  an  die 
gewöhnlichen  Gerichte  zu  verweisen,  damit  dort  hierüber  entschieden  and 
demnächst  von  dem  Handelsgericht  über  die  Hauptsache  erkannt  werde. 

427.  Wenn  ein  vorgelegtes  Schriftstück  nicht  anerkannt,  abgeleugnet 
oder  als  fälschlich  angefertigt  angegriffen  wird,  und  die  Partei  dabei  be- 
harrt, sich  desselben  zu  bedienen,  so  verweist  das  Gericht  diesen  Punkt  an 
die  Richter,  welche  darüber  zu  erkennen  haben,  und  das  Erkenntniss  nher 
die  Hauptsache  wird  hinausgeschoben. 

Wenn  sich  indessen  das  Schriftstück  nur  auf  einen  der  Klagepunkte 
bezieht,  so  kann  zur  Entscheidung  der  übrigen  Punkte  geschritten  werden. 

428.  Das  Gericht  kann  in  allen  Fällen  sogar  von  Amtswegen  anordnen, 
dass  die  Parteien  persönlich  in  der  Audienz  oder  in  dem  Berathungszimmer  ver- 
nommen werden  sollen,  und  es  kann,  falls  ein  gesetzlicher  Hinderiingsgrund 
vorhanden  ist,  einen  der  Richter  oder  selbst  einen  Friedensrichter  beauftragen, 
dieselben  zu  vernehmen;  derselbe  nimmt  über  die  Erklärungen  ein  Protokoll  auf. 

429.  Liegt  der  Fall  vor,  dass  die  Parteien  Behufs  Prüfung  von  Rech- 
nungen, SchrifUtücken  und  Registern  vor  Schiedsrichter  zu  verweisen  sind, 
so  werden  1  oder  3  Schiedsrichter  ernannt,  um  die  Parteien  zu  vernehmeo 
und,  wenn  möglich,  zu  vergleichen,  im  entgegengesetzten  Falle  ihr  Gut- 
achten zu  erstatten. 

Handelt  es  sich  um  eine  Besichtigung  oder  Abschätzung  von  Arbeiteo 
oder  Waaren,  so  werden  3  Sachverständige  ernannt. 

Die  Schiedsrichter  und  die  Sachverständigen  werden  von  dem  Gericht 
von  Amtswegen  ernannt,  falls  sich  nicht  die  Parteien  in  der  Audienz  darüber 
einigen. 

430.  Die  Ablehnung  kann  nur  innerhalb  3  Tagen  nach  der  Ernen- 
nung vorgebracht  werden. 

431.  Der  Bericht  der  Schiedsrichter  und  Sachverständigen  wird  auf 
der  Gerichtsschreiberei  deponirt. 

432.  Wenn  das  Gericht  die  Erhebung  des  Zeugenbeweises  anordnet, 
so  muss  hierzu  in  der  oben  für  die  summarischen  Vernehmungen  vorge- 
schriebenen Form  geschritten  werden.  Bei  denjenigen  Sachen  indessen, 
welche  der  Berufung  unterliegen,  müssen  die  Aussagen  von  dem  Gerichts- 
schreiber niedergeschrieben  und  von  dem  Zeugen  unterzeichnet  werden;  im 
Falle  der  Weigerung  muss  dies  ausdrücklich  erwähnt  werden. 

433.  Bei  der  Abfassung  und  Ausfertigung  der  Erkenntnisse  sind  die 
für  die  Gerichte  erster  Instanz  in  den  Art.  141  und  146  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  zu  beobachten. 

434.  Wenn  der  Kläger  nicht  erscheint,  erlässt  das  Gericht  ein  Ver- 
säumnissurtheil  und  spricht  den  Beklagten  von  der  Klage  frei. 
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Wenn  der  Beklagte  nicht  erscheint,  so  wird  ein  Versäumnissurtheil 
erlassen  und  nach  den  Anträgen  des  Klägers  erkannt,  wenn  dieselben  gerecht 
und  wohlbewiesen  befunden  werden. 

435.  Kein  Kontumacialerkenntniss  kann  anders,  als  durch  einen  von 
dem  Gerichte  hierzu  beauftragten  Gerichtsvollzieher  zugestellt  werden;  die 
Zustellung  muss  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  die  Wahl  eines  Domicils  in  der 
Gemeinde  enthalten,  ^o  dieselbe  erfolgt,  falls  der  Kläger  daselbst  nicht 
domicilirt  ist. 

Das  Erkenntuiss  ist  einen  Tag  nach  der  Zustellung  und  bis  zur  Erhe- 
bung des  Einspruches  vollstreckbar. 

436.  Der  Einspruch  ist  nach  8  Tagen  nach  dem  Tage  der  Zustellung 
nicht  mehr  zulässig.^) 

437.  Der  Einspruch  muss  die  Gründe  des  Einspruch  Erhebenden  und 
eine  Vorladung  innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  enthalten,  er  muss*an  dem 
erwählten  Domicil  zugestellt  werden. 

438.  Der  im  Augenblick  der  Vollstreckung  durch  eine  dem  Gerichts- 
vollzieher zu  Protokoll  abgegebene  Erklärung  erhobene  Einspruch  hemmt 
die  Vollstreckung,    unter  der  dem  Einspruch  Erhebenden    obliegenden  Ver- 

E flichtung,  denselben  innerhalb  3  Tilgen  durch  einen,  auch  eine  Ladung  ent- 
altenden  Schriftsatz    zu  wiederholen;  nach  Ablauf  dieser  Frist  wird  er  als 
nicht  erfolgt  erachtet. 

439.  Die  Handelsgerichte  können  die  vorläufige  Vollstreckbarkeit  ihrer 
Erkenntnisse  trotz  der  Berufung  und  ohne  Sicherheitsleistung  anordnen,  falls 
ein  nicht  angegrifl^ener  Titel  oder  eine  vorhergehende  Verurtheilung,  gegen 
die  nicht  appellirt  worden  ist,  vorliegt,  in  den  übrigen  Fällen  findet  die  vor- 
laufige Vollstreckbarkeit  nur  gegen  Sicherheitsleistung  oder  bei  dem  Nach- 
weise genügender  Zahlungsfähigkeit  statt. 

440.  Die  Sicherheitsleistung  wird  durch  eine  Urkunde  angeboten, 
welche  an  dem  Domicil  des  Berufung^lägers ,  falls  er  an  dem  Orte  wohnt, 
wo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  sonst  aber  an  dem  von  ihm  in  Gemässheit 
des  Art.  422  erwählten  Domicil  mit  der  Aufforderung  zugestellt  worden 
ist,  sich  an*  einem  bestimmten  Tage  und  zu  einer  festgesetzten  Stunde  auf 
der  Gerichtsschreiberei  einzufinden,  um  dort  von  den  Titeln  der  Sicherheit, 
ohne  sie  zu  deplaciren,  Einsicht  zu  nehmen,  falls  deren  Beibringung  an- 
geordnet worden  ist,  sowie  im  Termin,  im  Falle  des  Widerspruchs,  die  Ent- 
scheidung über  die  Zulassung  zu  hören. 

441.  Wenn  der  Berufungsk läger  nicht  erscheint  oder  gegen  die 
Sicherheit  nichts  einwendet,  so  giebt  der  Bürge  auf  der  Gerichtsschreiberei  seine 
Bürgschaftserklärung  ab;  wenn  er  bestreitet,  so  wird  an  dem  in  der  Auffor- 
derung bestimmten  Tage  darüber  erkannt.  In  allen  Fällen  ist  das  Erkennt- 
niss,  ungeachtet  der   Berufung  und  des  Einspruches,  vollstreckbar. 


TITEL  IV. 
Von  dem  Prozessverfaliren  vor  den  Berufungsgericliten. 

645.  Die  Frist  zur  Einlegung  der  Berufung  gegen  die  Erkenntnisse 
der  Handelsgerichte  beträgt  3*)  Monate,  vom  Tage  der  Zustellung  des  Er- 
kenntnisses an  gerechnet  für  diejenigen,  welche  kontradiktorisch  ergangen 
sind,  und   vom  Tage  des  Ablaufs  der  Einspruchsfrist  an    gerechnet    för  die 

^)  Cfr.  oben  die  Note  zn  Art.  643  des  Handelsgesetzbuchs,  S.  432. 
«)  Nach  dem  Französischen  H.Ö.B.  (Art  645,  cfr.  Bd.  II  S.  628)  2 Monate. 
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Yersäumnissurtheile;   die  Berufung   kann   an  dem  Tage   des  Erkenntnisä«? 
selbst  eingelegt  werden. 

646') 

647.  Die  Berufungsgerichte    können,    bei  Strafe  der  Nichtigkeit  m 

eventuell  selbst  der  Entschädigung  der  Parteien,  in  keinem  Falle  Einspräck 
gegen  die  Vollstreckung  der  Erkenntnisse  der  Handelsgerichte  zulassen.  d»«4 
dieselbe  aufschieben,  selbst  wenn  sie  wegen  Unzultändigkeit  asgefoclmi 
worden  sind ;  sie  können  aber  je  nach  Bedürt'niss  des  Falles  die  £rmächti^a| 
zu  einer  aussergewöhn liehen  Vorladung  an  dem  bestimmten  Tage  avA 
der  festgesetzten  Stunde  Behufs  mündlicher  Verhandlung  über  die  Benifci| 
ertheilen. 

648.  Die  Berufungen  gegen  die  Erkenntnisse  der  Handelsgeridii 
werden  bei  den  Berufungsgerichten,  wie  die  Berufungen  gegen  ErkenDtci^ 
in  sumlnarischen  Prozessen,  verhandelt  und  entschieden.  Das  VerliL'fl 
richtet  sich  bis  zum  definitiven  Erkenntniss,  dieses  mit  einbe^ffen.  ttA 
den  Vorschriften  über  Berufungen  in  Civilsachen  im  Buch  III,  Tbeil  1  ^M 
Civilprozessordnung. 

Gesetz, 

betreffend  die  redhibitorischen  Mängel. 
Vom  28.  Januar  1850. 

Art.  1.  Als  redhibitorische  Mängel,  welche  allein  zur  Erhebang  dl 
iin  Art.  1641  des  Civilgesetzbuches  gestatteten  Klage  bei  den  Verkäuai 
oder  den  Tauschgeschäften'  mit  Pferden,  Eseln,  Maulthieren  und  aod^rti 
Hausthieren,  die  zur  Gattung  der  Schafe,  Rinder  oder  Schweine  gefc"»:*^ 
berechtigen,  werden  nur  die  Krankheiten  oder  Fehler  gerechnet,  väM 
durch  die  Regierung  bezeichnet  worden  sind,  mit  den  von  ihr  für  a&j** 
messen  erachteten  Emschränkungen  #nd  Bedingungen. 

2.  Die  Regierung  bestimmt  auch  die  Frist,  innerhalb  welcher  ci 
Klage,  bei  Strafe  des  Verlustes  derselben,  erhoben  werden  muss. 

Diese  Frist  darf  30  Tage  nicht  übersteigen,  den  für  die  Lieferung  h> 
gesetzten  Tag  nicht  eingerechnet. 

3.  Wenn  die  Lieferung  des  Thieres  ausserhalb  des  Domicils  de?  V-? 
käufers  erfolgt  ist,  oder  wenn  das  Thier  innerhalb  der  für  die  KJageerh^ 
bung  festgesetzten  Frist  von  diesem  Orte  fortgeführt  worden  ist,  so  wird  c» 
Frist  zur  Erhebung  der  Klage  um  je  einen  Tag  für  5  Myriameter  üistaps 
von  dem  Domicil  des  Verkäufers  und  dem  Ort,  an  welchem  sich  das  Tü>tf 
am  Tage  der  gerichtlichen  Vorladung  befunden  hat,  verlängert. 

Wenn  der  Käufer  das  Thier  weiter  verkauft  hat  und  gegen  iko  ai 
Rescission  des  Verkaufes  geklagt  worden  ist,  so  kann  er  gegen  seinen  V»?- 
käufer  eine  Garantieklage  anstellen ,  falls  die  Frist  noch  nicht  abgebcft 
ist,  während  welcher  er  hätte  die  Hauptklage  anstellen  können. 

Die  Frist  für  die  Garantieklage  wird  in  diesem  Falle  um  je  einen  1k 
für  5  Myriameter  Distanz  zwischen  dem  Domicil  des  ursprünglichen  Kauf<?> 
und  demjenigen  des  ursprünglichen  Verkäufers  verlängert 

4.  Innerhalb  der  Frist,  welche  in  Gemässheit  des  Art  2  für  di?  Er 
hebung  der  Klage  festgesetzt  ist,  hat  der  Käufer,  bei  Strafe  des  Verlu^'^ 
der  Klage,  die  Ernennung  von  Sachverständigen  zu  veranlassen^  wfl^y 
beauftragt  werden,  das  Vorhandensein  des  redhibitorischen  Mangels  zu  prlki 
und  über  ihre  Prüfung  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

*)  Dieser  Artikel  ist  aufgehoben:  cfr.  Art  16  des  Ghesetzes  vom  25.  Xän  1?^^ 
S.  429. 
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Der  Antrag  wird  dem  Friedensrichter  des  Orts,  wo  dasThier  sich  be- 
findet, vorgelegt. 

Dieser  Richter  ernennt  unverzüglich  je  nach  dem  Erfordern  des  Falles 
1  oder  3  Sachverständige,  welche  binnen  kürzester  Frist  ihren  Auftrag 
beginnen  müssen,  nachdem  sie  vor  dieser  Behörde  einen  Eid  geleistet  haben, 
und  zwar  ohne  weitere  besondere  Förmlichkeit  des  Verfehrens. 

Das  Protokoll  über  die  Besichtigung  muss  der  Partei  im  Original  über- 
mittelt werden. 

Wenn  jedoch  das  Thier,  innerhalb  der  für  die  Erhebung  der  Klage 
festgesetzten  Frist  auf  Befehl  der  zuständigen  Behörde  wegen  einer  der 
Krankheiten  getödtet  worden  ist,  welche  zur  aktio  redhibitoria  Veranlassung 

fegeben  haben ,  so  vertritt  das  in  diesem  Falle  aufgenommene  Protokoll  die 
teile  des  Besichtigungsprotokolls. 

5.  Der  Klage  braucht  kein  Vergleichsversuch  vorherzugehen,  und  die 
Sache  wird  wie  eine  schleunige  verhandelt  und  abgeurtheilt. 

6.  Wenn  das  Thier,  innerhalb  der  in  Gemässheit  des  Art.  2  fest- 
gesetzten Frist  fallt,  so  ist  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet,  Sicherheit  zu 
leisten,  es  sei  denn,  dass  der  Käufer  beweist,  dass  der  Verlust  des  Thieres 
von  einem  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  specificirten  redhibitorischen 
Mängel  herrühre. 

7.  Die  durch  Art.  1644  des  Civilgesetzbuchs  gestattete  aktio  quanti 
minoris  kann  bei  den  Verkäufen  und  Tauschgeschäften  der  Thiere,  von  denen 
dieses  Gesetz  handelt,  nicht  erhoben  werden. 

8.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  auf  die  Thiere  nicht  an- 
wendbar, welche  zum  Schlachten  bestimmt  sind,  um  verbraucht  zu  werden. 


(jlesetz^ 

betreffend  die  Einrichtung  des  Systenjs  der  Warrants. 
Vom  18.  November  1862. 

Kapitel  1. 
Von  den  Warrants  und  den  Uebertragungsscheinen. 

Abschnitt  1. 

Von  der  Emission,  der  Form  und  dem  Indossament  der  Warrants  und  der 
üebertragungsscheine,    sowie  von   den  Rechten  und  Pflichten  des  Inhabers. 

Art.  1.  §  1.  Der  Warrant  ist  eine  Handelsurkunde,  welche  von  einem 
Dritten  doppelt  demjenigen  ausgehändigt  wird,  der  den  Besitz  der  freien 
Verfügung  über  die  Waaren,  das  Objekt  der  Urkunde,  nachweist.  Das 
Duplikat  heisst  Uebertragungsschein. 

§  2.  Für  diejenigen  Waaren,  welche  in  freien  und  öffentlichen,  in 
Gemässheit  des  Gesetzes  vom  4.  März  1846  errichteten  Niederlagen  deponirt 
sind,  werden  die  Warrants  und  die  üebertragungsscheine  von  denlenigen 
ausgestellt,  auf  deren  Namen  die  Waaren  zu  diesem  Zweck  umgeschrieben 
worden  sind. 

§  3.  In  jedem  andern  Fall  können  die  Warrants  und  die  üebertragungs- 
scheine von  dem  Depositar  der  Waaren  ausgestellt  werden. 

2.  Das  Recht  der  freien  Verfügung  wird  durch  alle  handelsrechtlichen 
Beweismittel  festgestellt. 
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3.  §  1.  Der  Warrant  trägt  an  der  Spitze  das  Wort:  WAirant:  ir 
üebertragungschein  das  Wort:  Uebertragungsscbein. 

§  2.  Auf  dem  Uebertragungsschein  wird  vermerkt,  dass  diese  Urkuftk 
dem  dritten  Inhaber  das  Recht  zur  Ueberlieferung  der  Waare  nar  ^eeei 
Vorzeigung  des  Warrants  verleiht,  der  den  vom  ersten  Aussteller  des  Üeter 
tragungsscheines  unterzeichneten  Auftrag  zur  Aushändigung  enthält. 

§  3.     Der  Warrant  und  der  Uebertragungsschein  müssen   Tom  Ea^ 
tenten  datirt  und  unterzeichnet  werden,  und  sie  enthalten  den  Namen, 
Stand  und  das  Domicil  desjenigen,  dem  sie  überliefert  werden. 

§  4.  Sie  bezeichnen  die  Art  der  Waare,  das  Gewicht,  die  Menge  d-^ 
selben,  die  Art  der  Verpackung,  die  Bezeichnung  der  Kollis  und  evenu  " 
die  Menge  und  das  Gewicht  der  etwa  entnommenen  Proben. 

§  5.  Sie  vermerken  das  Magazin,  in  welchem  die  Waare  deponin  i^ 
und  eventuell  von  wem  sie  gegen  Feuersgefahren  oder  andere  Geffchrei 
versichert  worden  ist. 

§  6.  Sie  bestimmen  den  Zeitpunkt,  von  welchem  an  die  Gebfihm 
für  das  Magazin  und  andere  Spesen  zu  entrichten  sind. 

4.  §  1.  Der  Warrant  zusammen  mit  dem  Uebertragungsschein  bedeotri 
die  freie  Verfügung  über  die  Waare,  wenn  er  sich  in  Händen  desjen«« 
befindet,  der  diese  Urkunden  ausgestellt  hat  oder  an  dessen  Ordre  dieselt-ü 
ausgehändigt  worden  sind. 

§  2.  Der  Warrant  zusammen  mit  dem  Uebetragungsschein  bedecfll 
in  den  Händen  eines  dritten  Inhabers  das  Recht,  frei  über  die  Waare  v«r 
fügen  zu  können,  wenn  der  Warrant  den  von  dem  ersten  Unterzcichaö 
unterschriebenen  Auftrag  zur  Aushändigung  trägt. 

§  3.  Der  Warrant  ohne  den  Uebertragungsschein  bedeutet  den  Bc>ia 
der  Waaren  als  Pfand. 

§  4.  Der  Uebertragungsschein  ohne  den  Warrant  bedeutet  das  R*aJ, 
über  die  vermittelst  des  Warrants  als  Pfand  haftenden  Waaren  verfu^^ 
zu  können. 

5.  §  1.  Der  Warrant  und  der  Uebertragungsschein  können  an  Onh 
eines  Dritten  ausgestellt  werden. 

§  2.  Sie  sind  durch  Indossament  übertragbar.  Das  Indossament  kiu 
in  blanco  darauf  gesetzt  werden.  Es  überträgt  in  diesem  Falle  dem  Inhai.« 
die  Rechte  eines  regulären  Indossaments. 

6.  §  1.  Im  Falle  der  getrennten  Uebertragung  des  Uebertragun?^ 
Scheins  und  des  Warrants  muss  auf  jeder  dieser  Urkunden,  die  durch  <2a 
Warrant  garantirte  Forderung  und  die  Fälligkeit  derselben  vermerkt  vrerds 

§  2.  Dieser  Vermerk  wird  auf  dem  Uebertragungsschein  von  A«. 
Inhaber  des  Warrants  und  auf  dem  Warrant  von  dem  Inhaber  des  Ifb^ 
tragungsscheines  unterzeichnet. 

§  3.  Wenn  der  Fälligkeitstermin  auf  einen  gesetzlichen  Feiertag  fil^ 
so  wird  derselbe  bis  zum  folgenden  Tage  verlängert. 

7.  Der  Warrant  ohne  den  Uebertragungsschein  bewirkt  hinsicbtfc: 
der  gutgläubigen  Dritten  ein  Pfandrecht  auf  den  ganzen  Werth  der  Wü^ 
falls  er  nicht  den  Betrag  der  Summe  angiebt,  deren  Zahlung  er  garantiit. 

8.  §  1.  Der  Schuldner  und  der  dritte  Inhaber  des  Uebertragung 
Scheins ,  iselche  verpflichtet  sind,  in  Folge  der  Ausübung  des  Vorrechts  6e- 
Warrants,  eine  grössere  Summe  zu  zahlen,  als  die  von  ihnen  geschnidetf 
haben  bezüglich  der  Differenz,  um  welche  sie  geschädigt  worden  sind,  g«^' 
denjenigen  einen  Regressanspruch,  welcher  den  Warrant  missbraochi  hftt- 

§  2.  Der  dritte  Inhaber  des  Uebertragungsscheins  hat  ausserdem  eioec 
solidarischen  Regress  gegen  die  früheren  Indossanten  dieses  Titels. 
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9.  Im  Falle  des  Falliments  wird  yermuthet,  dass  die  Uebertragong 
der  Warrants  und  der  Uebertragungsscheine ,  welche  in  den  ordnungsmässig 
geführten  Büchern  des  Cedenten  <äer  des  Cessionars  nicht  eingetragen  ist, 
nach  dem  Zeitpunkt  stattgefunden  hat,  an  welchem  sie  gültig  hätte  vor- 
genommen werden  können. 

10.  §  1.  Der  dritte  Inhaber  des  Warrants  ist,  bei  Strafe  der  Schadlos- 
haltung, verpflichtet,  selbst  vor  dem  stipulirten  Fälligkeitstermin,  dem  ersten 
Unterzeichner  die  besagte  Urkunde  in  gehöriger  Weise  quittirt  oder  indossirt 
gegen  den  ihm  geschuldeten  Betrag  zu  übermitteln. 

§  2.  Der  erste  Unterzeichner  des  Uebertragungsscheines  ist,  sogar 
vor  dem  Fälligkeitstermin  dieser  Urkunde^  verpflichtet,  gegen  Zahlung  des 
Saldos  und  bei  Strafe  der  Schadloshaltung  dem  dritten  Inhaber  des  Ueber- 
tragungsscheines den  mit  dem  von  ihm  unterzeichneten  Auftrag  zur  Ab- 
lieferung versehenen  Warrant  zu  übersenden. 

§  3.  Die  folgenden  Cessionare  des  Warrants  ohne  Uebertragungs- 
schein  sind  verpflichtet,  dem  ersten  Unterzeichner  mittelst  eingeschriebenen 
Briefes  spätestens  innerhalb  24  Stunden  nach  der  Uebertragung,  bei  Strafe 
der  Schadloshaltung,  ihre  Namen  mitzutheilen.  Dieser  Brief  enthält  den 
Wortlaut  des  Indossaments. 

11.  §  1.  Wenn  die  Parteien  über  die  Zahlungsbedingungen  nicht 
einig  sind,  so  ist  der  Darlehnsnehmer  und  der  dritte  Inhaber  des  Ueber- 
tragungsscheines ermächtigt,  nachdem  die  an  der  Sache  Betheiligten  in 
Verzug  gesetzt  worden  sind,  die  auf  den  Warrant  geschuldete  Summe  in 
die  Hände  des  Empfängers  der  Konsignationen  in  dem  Bezirk  zu  deponiren, 
wo  die  Titel  ausgestellt  worden  sind. 

§  2.  Ueber  diese  Hinterlegung  wird  denselben  eine  Empfangs- 
bescheinigung ertheilt.  Diese  Empfangsbescheinigung  vertritt  die  Stelle  des 
quittirten  oder  mit  dem  Ablieferungsauftrag  versehenen  Warrants. 

§  3.  Der  dritte  Inhaber  des  Warrants  und  der  Verkäufer  haben  gegen- 
seitig ihren  Regress  auf  die  hinterlegte  Summe. 

§  4.  Ist  der  Inhaber  des  Warrants  unbekannt,  so  ist  die  zu  hinter- 
legende Summe  dem  Werth  derWaare  gleich,  wie  derselbe  von  den  vom  Handels- 
gericht ernannten  Sachverständigen  abgeschätzt  worden  ist.  Der  Präsident 
des  Handelsgerichts  kann  den  Berechtigten  autorisiren,  die  Summe,  welche  ihm 
geschuldet  wird,  am  Tage  nach  der  Fälligkeit  der  Forderung,  herauszu- 
nehmen. 

12.  *  §  1 .  Der  dritte  Inhaber  des  Uebertragungsscheines,  welcher  den 
Saldo  desselben  nicht  innerhalb  der  gesetzten  Frist  gezahlt  oder  deponirt 
hat,  verliert  allein  auf  Grund  der  Thatsache  der  Fälligkeit  jeden  Anspruch 
auf  die  Waare  und  auf  die  a  conto  geleistete  Zahlung. 

§  2.  Er  ist  von  jeder  anderen  Verpflichtung  gegen  den  Verkäufer  be- 
freit, es  sei  denn,  dass  eine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

§  3.  In  dem  im  §  1  vorgesehenen  Falle  kann  sich  der  Verkäufer  an 
den  Präsidenten  des  Handelsgerichts  wenden,  damit  derselbe  nach  Anhörung 
des  Käufers  oder  gehöriger  Vorladung  desselben  entweder  die  Ausstellung 
eines  neuen  Uebertragungsscheines  oder  die  Rücknahme  der  Waare  autori- 
sire ,  falls  ihm  der  Warrant  in  gehöriger  Weise  quittirt  oder  indossirt  von 
dem  Verkäufer  vorgelegt  worden  ist. 

§  4.  Letzterer  muss  mit  allen  handelsrechtlichen  Beweismitteln  nach- 
weisen, dass  der  Fälligkeitstermin  für  die  Zahlung  des  Saldos  eingetreten  ist 

13.  §  1.  Mangels  der  Zahlung  oder  der  Hinterlegung  am  Fälligkeits- 
termine des  Warrants,  kann  der  dritte  Inhaber  dieses  Titels  innerhalb 
24  Stunden  nach  der  dem  Darlehnsnehmer  zugestellten  Aufforderung  und 
vermittelst   eines    an  den  Präsidenten    des  Handelsgerichts   gerichteten  An- 
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träges  die  ErmächtiguDg  erlangen,  den  Verkauf  der  haftenden  Waaren,  ent- 
weder öffentlich  oder  freihändig  nach  Wahl  des  Präsidenten,  herbeizufuhr^i. 
§  2.  Diese  Ermächtigung  wird  ertheilt,  ungeachtet  jeder  Abrede,  die 
zwischen  den  Indossanten  und  den  nachfolgenden  Cessionaren  des  Ueber- 
tragungsscheines  vor  oder  nach  der  Negocirung  des  Warrants  getroffen 
worden  ist. 

14.  §  1.  Gegen  die  Verfugung  des  Präsidenten  oder  des  denselben  ver- 
tretenden Richters  ist  innerhalb  3  Tagen,  nach  Zustellung  derselben  an  den 
Darlehnsnehmer,  der  Einspruch  zulässig;  sonst  wird  die  Verfügung  definiü? 
und  gilt  als  in  letzter  Instanz  erlassen. 

§  2.  Das  Erkenntniss,  welches  auf  diesen  Einspruch  ergeht,  kann 
mit  der  Berufung  innerhalb  8  Tagen,  nach  Zustellung  desselben  an  die 
unterliegende  Partei,  angefochten  werden,  falls  das  Darlehn  2000  Frcs. 
übersteigt. 

§  3.  Die  Verfügung  oder  das  Erkenntniss  sind  ungeachtet  des  [Ein- 
spruches oder  der  Berufung  von  Rechtswegen  ohne  Sicherheitsleistung  toU- 
streckbar. 

15.  §  1.  Die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  festgesetzten 
Fristen  können  nicht  auf  Grund  der  Entfernungen  verlängert  werden. 

§  2.  Wenn  der  Schuldner  in  der  Gemeinde,  wo  die  Waaren  deponirt 
sind,  nicht  domicilirt  ist,  oder  wenn  er  daselbst  nicht  die  Wahl  eines  Domi- 
cils  getroffen  hat,  so  erfolgt  die  Versetzung  in  mora  und  die  Zustellung  in 
gültiger  Weise  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Bezirkshandelsgerichts. 

16.  §  1.  Die  Ausübung  der  dem  Pfandgläubiger  durch  die  Art.  13, 
14  und  15  übertragenen  Rechte  wird  weder  durch  das  Falliment,  noch  durch 
das  Moratorium,  noch  durch  den  Tod  des  Schuldners  suspendirt. 

§  2.  Der  Art.  2074  des  Civilgeselzbuches  findet  auf  den  von  dem 
Uebertragungsschein  getrennten  Warrant  keine  Anwendung. 

17.  Der  Gläubiger  wird  für  seine  Forderung  aus  dem  Erlöse  direkt 
und  ohne  gerichtliche  Förmlichkeit,  mit  Vorzug  vor  allen  Gläubigern,  be- 
zahlt, und  zwar  ohne  einen  andern  Abzug,  als  die  Summen,  welche  ge- 
schuldet werden  zur  Deckung: 

1.  der  für  die  Waaren  zu  entrichtenden  Zollgebühren  und  Steuern: 

2.  der  Fracht,  in  Geinässheit  des  Art.  307  des  Handelsgesetzbuchs, 
der  Kosten  für  den  Verkauf  und  die  Lagerung,  sowie  der  für  die 
Erhaltung  der  Waare  vorgeschossenen  Beträge. 

18.  Der  Ueberschuss  über  die  dem  Inhaber  des  Warrants  geschuldete 
Summe  wird  dem  Darlehnsnehmer  gegen  Vorlegung  des  üebertragungs- 
scheines  oder  gegen  den  Nachweis  der  Nichtbezahlung  des  Saldos  am 
Fälligkeitstage  aesselben,  in  Gemässheit  des  Art.  12,  übermittelt,  sonst  wird 
er  bei  dem  Einnehmer  der  Konsignationen  Behufs  eventueller  Verwendung 
zur  Erstattung  der  von  dem  Inhaber  des  Uebertragungsscheines  entrichteten 
a  conto  Zahlung  hinterlegt. 

19.  §  1.  Der  dritte  Inhaber  eines  Warrants  hat  einen  Begress  gegen 
den  Darlehnsnehmer  und  die  Indossanten,  welche  als  Unterzeichner  soli- 
darisch haften. 

§  2.  Er  kann  denselben  erst  dann  geltend  machen,  wenn  er  seine 
Ansprüche  gegen  die  Waare  oder  die  Versicherungssumme  verfolgt  hat, 
sowie  im  Falle  der  Insuf&cienz. 

§  3.  Die  in  dem  Art.  165^)  flgd.  des  Handelsgesetzbuchs  in  Betreff 
der  Ausübung   der  Klage   gegen    die  Indossanten    festgesetzten  Fristen    be- 


^)  An  Stelle  dieses  Artikels  ist  Art  56  des  Wechselgesetzes  vom  20.  Mai  1872 
getreten. 
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ginDen  erst  mit  dem  Tage,  an  welchem  der  Verkauf  der  Waare  realisirt 
worden  ist. 

§  4.  Der  Inhaber  des  Warrants  verliert  in  jedem  Falle  seinen  Re- 
gress  gegen  die  Indossanten,  wenn  er  den  Verkauf  nicht  innerhalb  30  Tagen 
nach  der  Versetzung  in  mora  yeranlasst  bat. 

20.  Die  Inhaber  von  Warrants  und  Uebertragungsscheinen  haben  auf 
die  geschuldeten  Versicherungssummen  dieselben  Ansprüche  und  Vorrechte, 
wie  auf  die  versicherte  Waare,  und  verlieren  sie  in  gleicher  Weise. 


Abschnitt  IL 
Verschiedene  Bestimmungen. 

21.  §  1.  Jeder,  der  Warrants  und  Uebertragungsscheine  emittirt, 
haftet  Dritten  gegenüber  für  die  Ordnungsmässigkeit  dieser  Urkunden  und 
für  die  gute  Erhaltung  der  Waaren,  welche  das  Objekt  derselben  bilden. 

§  2.  Die  Haftbarkeit,  bezüglich  der  guten  Erhaltung  der  in  freien  oder 
öffentlichen  Lagerhäusern  deponirten  Waaren,  besteht  in  der  ErfüUufag  der 
dem  Depositar  durch  den  Art.  16  des  Gesetzes  vom  4.  März  1846  auf- 
erlegten Verpflichtung  Seitens  des  Emittenten  der  Warrants  und  der  Ueber- 
tragungsscheine. 

22.  §  1.  Die  Warrants  und  die  Uebertragungsscheine  werden  aus 
einem  Register  in  Blockform  entnommen  und  aussergewöhnlich  mit  einem 
festen  Stempel  von  25  Centimes  versehen.  Sie  werden  eventuell  kostenfrei 
eingetragen. 

§  2.  Der  Art.  11^)  des  Handelsgesetzbuchs  ist  auf  diese  Register  an- 
wendbar. 

23.  §  1.  Der  Inhaber  des  Warrants  und  des  Uebertragungsscheins 
ist  berechtigt,  dieselben  gegen  Rückgabe  dieser  Urkunden  in  den  Händen 
derjenigen,  welche  dieselben  ausgestellt  haben,  theilen  oder  erneuern  zu 
lassen.    • 

§  2.  Die  Ausfertigung  von  neuen  Urkunden  erfolgt  auf  Kosten  des- 
jenigen, welcher  dieselbe  beantragt. 

24.  §  1.  Wenn  ein  Warrant  oder  ein  Uebertragungsschein  verloren 
geht,  so  hört  die  Gültigkeit  der  verloren  gegangenen  Urkunde  von  dem 
Tage   der  an  den  Emittenten  hiervon  gemachten  Mittheilung  an  auf. 

In  diesem  Falle  kimn  der  Berechtigte  auf  Anordnung  des  Präsidenten 
des  Handelsgerichts,  wenn  er  seine  Eigen thumsansprüche  nachweist  und 
bis  zum  Ablauf  von  8  Tagen  nach  Verfall  des  Depots  Sicherheit  leistet, 
ein  Duplikat  der  verloren  gegangenen  Urkunde  nach  Ablauf  der  im  Art.  25 
festgesetzten  Frist  erlangen ,  und  zwar  nach  Eiiullung'  der  folgenden  Förm- 
lichkeiten: 

1.  er  muss  eine  Bekanntmachung  publiciren  lassen,  welche  das  Datum, 
die  Nummer  und  den  Gegenstand  des  Warrants  oder  des  Ueber- 
tragungsscheines,  sowie  den  Namen  des  Emittenten  enthält.  Diese 
Publikation  hat  zu  ei-folgen: 

a.  durch  Anschlagzettel  auf  der  Börse  des  Ortes,  wo  die  Waare 
deponirt  ist  oder,  &lls  daselbst  keine  Börse  vorhanden  ist,  an  der 
Thür  des  Rathhauses; 

b.  durch  Aushang  auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts 
oder  des  Gerichts,  welches  dessen  Stelle  vertritt; 

^)  An  Stelle  dieses  Artikels  ist  Art.  18  des  Gesetzes  vom  15.  December  1872  ge- 
treten, s.  S.  820. 
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c.  durch  Annoncen,    welche    dreimal    von    drei    zu   drei  Tagen  m 

„Moniteur  beige"  und  in  einer  Lokalzeitung  oder,  in  Ermangelin| 

derselben,  in  einem  Blatt  der  Provinzialhauptstadt  inserirt  werda 

müssen. 

2.  er  muss  einen  schriftlichen  Antrag    an  den  Aussteller    der  rerk^«' 

gegangenen  Urkunde  richten  und  demselben  ein  Exeoiplar  der  A 

hänge    und  der  die  Inserate  enthaltenden  Zeitungen    beifftgen.   ly 

Exemplare  dieser  Aushänge  und  Zeitungen  müssen  von  dem  Banrs^ 

meister  der  Gemeinde,  wo  der  Abdruck  derselben  erfolgt  ist,  begiaarift 

werden. 

§  2.  Die  Kosten,  welche  durch  diese  Förmlichkeiten  verursacht  werfl«t 
fallen  demjenigen  zur  Last,  welcher  die  Urkunde  verloren  hat. 

25.  §  1.  30  Tage  nach  dem  Datum  der  letzten  Aushänge  und 
serate,  welche  in  dem  vorhergehenden  Artikel  gefordert  worden  sind,  ki 
der.  Richter  die  Ausfertigung  des  Duplikats  für  den  Antragsteller  anordiwi 

§  2.  Nach  Ablauf  dieser  Frist  haben  dritte  Interessenten  jedeo  {U 
gress  gegen  denjenigen,  der  das  Duplikat  ausgestellt  hat,  verloren,  un^« 
schadet  ihrer  Klage  gegen  diejenigen,  welche  über  die  Waare  anberechtifü 
Weise  verfügt  oder  die  auf  Grund  des  Art.  11  hinterlegte  Summe  erb  bei 
haben. 

26.  Es  ist  bei  Strafe  der  Urkundenfälschung  verboten,  irgend  eil 
Schriftstück  oder  irgend  einen  Artikel  des  Journals  oder  der  andern  Bi 
delsbücher,  welche  sich  auf  die  Uebertragung  der  Warrants  and  der  Ceaa 
tragungsscheine  beziehen,  vorzudatiren. 

Kapitel  IL 
Allgemeine  Bestimmungen. 

27.  §  1.  Jeder,  der  auf  Grund  des  §  2  des  Art.  1  Warrant»  «a 
Uebertragungsscheine  für  Waaren  emittirt,  welche  in  einem  freien 
öffentlichen  Lagerhause  deponirt  sind,  bleibt  Depositar  der  EmpfiV* 
beseheinigung  über  die  Aufnahme  in  das  Lagerhaus,  und  er  übergiebt  ge^ 
Auswechselung  des  Warrants  und  des  Uebertragungsscheines  diese  Crkissll 
indossirt  an  den   Berechtigten,  welcher  über  die  Waaren  verfügen  will. 

§  2.     Das  Indossament  der  Empfangsbescheinigung  über  die  AqWs 
in  das  Depot  vertritt  die  Stelle   der  Umschreibung  auf  den  Namen  de<  Ii* 
habers,  bezüglich  der  Herausnahme  der  Waaren  aus  dem  Lagerhause. 

28.  §  1.  Die  Regierung  ist  ei'mächtigt,  weitergehende  Bestimmcnjei 
zu  treffen   Behufs  Sicherung  der  Wirksamkeit  des  Instituts  der  Warrant' 

§  2.  Diese  Bestimmungen  sind  der  Zustimmung  der  gesetzgebes« 
Kammern  vor  dem  Schluss  der  Session,  falls  dieselben  versammelt  sind,  h** 
in  der  nächsten  Session  zu  unterbreiten. 

29.  Das  Gesetz  vom  26.  Mai  1848  wird  au%ehoben. 


Gesetz, 

betreffend  das  verzinsliche  Darlehn. 
Vom  5.  Mai  1865. 

Art.  1.  Der  vertragsmässige  Zinsfuss  wird  frei  von  den  kontrahireotii?- 
Parteien  bestimmt. 

2.  Der  gesetzliche  2insfuss  ist  für  Civilsachen  auf  5  Prozent  ^- 
Handelssachen  auf  6  Prozent  festgesetzt. 
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3.  Der  der  Nationalbank  aus  der  Differenz  zwischen  dem  gesetzlichen 
Zinsfuss  und  dem  von  dieser  Anstalt  erhobenen  Zinsfuss  erwachsende  Vor- 
theil  wird  der  Staatskasse  überwiesen. 

4.  Alle  diesem  Gesetz  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden  auf- 
gehoben. 


Gesetz, 

betreffend  die  Checks   und   andere  Zahlungsanweisungen  und  die  Baar- 

zahlungsanerbietungen . 

Vom  20.  Juni  1873. 

Art.  1.  Die  Checks,  Giroanweisungen,  Akkreditive,  Bankbillets  an 
Ordre  und  überhaupt  alle  Zahlungsanweisungen  gegen  baar  und  auf  Sicht 
aus  disponiblen  Fonds  sind  stempelfrei. 

2.  Diese  Anweisungen  werden  vom  Aussteller  unterzeichnet  und  ent- 
halten die  Angabe  des  Orts  und  des  Tages,  an  welchem  sie  erfolgt  sind. 

Sie  können  auf  den  Namen  oder  den  Inhaber  lauten  und  sind  auch 
vermittelst  Indossaments,  selbst  Blancoindossaments,  übertragbar. 

3.  Das  Wechselgesetz  vom  20.  Mai  1872  ist  auch  auf  diese  Urkunden 
anwendbar;  bezüglich  der  Solidarhaft  des  Ausstellers  und  der  Indossanten, 
des  Avals,  der  Intervention,  des  Verlustes  der  Urkunde,  des  Protestes  Mangels 
Zahlung,  der  Erklärung,  welche  die  Zahlungsverweigerung  konstatirt,  der 
Garantiekla^e  und  der  Verjährung. 

4.  Dje  Zahlung  muss  innerhalb  3  Tagen,  und  zwar  den  Tag  des 
Datums  eingerechnet,  gefordert  werden,  falls  die  Anweisung  an  dem  Platz 
erfolgt,  wo  dieselbe  zahlbar  ist,  und  innerhalb  6  Tagen,  den  Tag  des  Datums 
einbegriffen,  falls  dieselbe  auf  einen  andern  Ort  gezogen  ist. 

In  Ermangelung  der  Angabe  eines  Ortes  wird  angenommen,  dass  die 
Anweisung  an  dem  Platz  erfolgt  ist,  wo  dieselbe  zahlbar  ist. 

Der  Besitzer  der  Urkunde  oder  der  Inhaber  derselben,  welcher  die 
Zahlung  nicht  innerhalb  dieser  Fristen  verlangt,  verliert  seinen  Regress 
geg6n  die  Indossanten ;  er  verliert  auch  seinen  Regress  gegen  den  Aussteller, 
wenn  die  Valuta  nach  den  gÄiannten  Fristen  durch  eine  Handlung  des  Be- 
zogenen verloren  ist. 

5.  Der  Aussteller,  welcher  eine  nicht  datirte  oder  mit  einem  falschen 
Datum  versehene  Anweisung  emittirt,  oder  welcher  durch  einen  Gegenbrief 
den  Charakter  der  Anweisung  verändert,  wird  mit  einer  Geldbusse  belegt, 
welche  10  Prozent  der  angegebenen  Summe  beträgt. 

Derjenige,  welcher  ohne  vorhergehende  Valuta  Anweisungen  ausstellt, 
wird  mit  derselben  Geldbusse  belegt,  unbeschadet  der  eventuellen  Anwendung 
der  Strafgesetze. 

6.  Die  Baarzahlungsanerbietungen  können  in  Noten  der  Nationalbank 
erfolgen,  so  lange  dieselben  auf  Sicht  in  der  gesetzlichen  Münze  zahl- 
bar sind.^) 

Diese  Befugniss  cessirt  von  Rechtswegen,  wenn  die  Noten  der  National- 
bank nicht  mehr  bei  den  Staatskassen  in  Zahlung  genommen  werden. 


^)  Es  ist  somit  ein  Zwangsconrs  für  diese  Noten  eingeführt 
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Gesetz, 

betreflFend    die  Seebriefe. 
.  Vom  20.  Januar  1873. 

Art.  1.  Die  Seeschiffe  müssen,  um  unter  Belgischer  Flagge  segeln  zo 
können,  mit  einem  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ent- 
sprechenden Seebriefe  versehen  sein.  t 

2.  Seebriele  werden  nur  solchen  Schiffen  ausgestellt,  welche  über  die 
Hälfte  im  Eigenthum  stehen: 

a.  von  Belgiern; 

b.  von  Handelsgesellschaften,  denen  das  Gesetz  juristische  Persön- 
lichkeit zuerkennt  und  die  ihren  Wohnsitz  in  Belgien  haben; 

c.  von  Fremden,  welche  sich  seit  einem  Jahre  in  Belgien  fortdauernd 
aufhalten; 

d.  von  Fremden,  die  mit  Genehmigung  des  Königs  in  Belgien  ihr 
Domicil  errichtet  haben; 

3.  §  1.'  Die  Seebriefe  geben  an:  die  Namen  des  Schiffes,  seine  La- 
dungsfähigkeit, seine  besonderen  Kennzeichen,  den  Namen  des  Kapitains 
und  denjenigen  des  Rheders. 

§  2.  Sie  werden  im  Namen  des  Königs  von  dem  Finanzminister  oder 
dem  von  diesem  delegirten  Beamten  ausgestellt  auf  eine  schriftliche,  durch 
Eid  bekräftigte  Erklärung,  dass  das  Schiff  die  durch  Art.  2  vorgeschriebenen 
Bedingungen  erfüllt.  Diese  Erklärung  wird  abgegeben,  und  der  Eid  wird 
geleistet  von  dem  Eigen thümer  oder,  wenn  das  Schiff  einer  Gesellschaft 
oder  mehreren  Miteigenthümern  gehört,  von  dem  Geschäftsführer. 

4.  §  1.  Der  Eid  wird  geleistet  vor  dem  Kantonsfriedensrichter 
nach  Vorlegung  der  schriftlichen  Erklärung,  des  mit  dem  Schiffserbauer  ab- 

5 eschlossenen   Vertrages  oder  des  Kaufvertrages,  welcher  das  Eigentham  an 
em  Schiffe  bestätigt,  und  des  Vermessungscertifikats. 

§  2.  Die  Eidesformel  ist  dem  gegenwärtigen  Gesetze'  angehängt  0;  die 
Form  der  schriftlichen  Erklärung,  sowie  diejenige  des  Seebriefes,  werden 
durch  Königliche  Verordnung  bestimmt  werden. 

5.  §  1.  Das  Protokoll  über  die  Eidesleistung  und  das  Vermessungs- 
certifikat  sind  dem  Finanzminister  oder  dem  ^on  ihm  bezeichneten  Beamten 
zur  Unterstützung  der  Anträge  auf  Ertheilung    von  Seebriefen  einzureichen. 

§  2.  Wenn  diese  Urkunden  ungenügend  befunden  werden  oder  Grund 
zu  der  Annahme  vorliegt,  dass  das  Schiff  für  Kriegszwecke  in  Verletzung 
der  Belgischen  Neutralität  ausgerüstet  zu  werden  bestimmt  ist,  so  wird  der 
Seebrief  verweigert. 

6.  §  1.     Die  Seebriefe  verlieren  ihre  Kraft: 

a.  nach  einer  Dauer  von  4  Jahren; 

b.  wenn  das  Eigenthum  an  mehr  als  der  Hälfte  des  Schiffes  übertragen 
ist  oder  die  Uebertragung  eines  geringeren  Antheils  Fremde  zu 
Eigen thümern  des  Schiffes  macht,  die  sich  in  Belgien  nicht  fort- 
dauernd während  eines  Jahres  aufgehalten  haben,  oder  die  nicht 
ihren  Wohnsitz  mit  Genehmigung  des  Königs  in  JBelgien  errichtet 
haben; 

c.  durch  Namenswechsel  des  Schiffes; 

d.  durch  Verwendung  des  Schiffes  als  Seeräuberschiff,  Kaper  oder  für 
den  Sklavenhandel  (traite); 

e.  im  Fall  der  Wegnahme  oder  Zerstörung  des  Schiffes. 

')  Den  Absätzen  a,  b  und  c  des  Art  2  entsprechend  bestehen  drei  verschiedene 
Eidesformeln. 
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§  2.  Wenn  sich  äas  Schiff  bei  Ablauf  der  Gültigkeitsdauer  des  See- 
briefes auf  der  Reise  befindet,  bleibt  dieser  Brief  bis  zu  seiner  Rückkehr 
Dach  Belgien  in  Kraft,  dieser  Aufschub  darf  jedoch  2  Jahre  nicht  über- 
schreiten. 

7.  §  1.  Die  abgelaufenen  Seebriefe  müssen  dem  Finanzminister 
uninittelbar  nach  ihrem  Ablauf  zurückgereicht  werden,  wenn  das  Schiff  sich 
in  Belgien  befindet,  andernfalls  sofort  nach  seiner  Rückkehr.  Ein  neuer 
Schiffsbrief  wird  nur  ausgegeben  gegen  Aushändigung: 

1.  des  alten,  sofern  nicht  der  Verlust  desselben  nachgewiesen  ist; 

2.  des  Vermessungscertifikats. 

§  2.  Im  Falle  der  Zerstörung  des  Schiffes  oder  des  Verkaufs  im 
Aaslande  hat  der  Kapitain  den  Seebrief  der  Belgischen  Gesandtschaft  oder 
dem  -  Konsulat  unter  Anfi;abe  der  Gründe  dieser  Rückgabe  zuzustellen. 
Die  Gesandtschaft  oder  das  Konsulat  hat  dem  Kapitain  eine  Empfangs- 
bescheinigung hierüber  auszuhändigen  und  den  Brief  unter  Erwähnung  aer 
Gründe  seiner  Rückgabe  dem  ^  Finanzminister  zu  übersenden» 

§  3.  In  Ermangelung  einer  Belgischen  Gesandtschaft  oder  eines  Kon- 
sulats an  dem  betreffenden  Orte  ist  der  Kapitain  gehalten,  den  Seebrief  in 
Gegenwart  seiner  Mannschaft  oder,  in  Ermangelung  dieser,  in  Gegenwart 
eines  öffentlichen  Beamten  zu  kassiren  und  an  den  Finanzminister  einzu- 
senden. 

8.  Der  Finanzminister  oder  der  von  ihm  delegirte  Beamte  kann  pro- 
visorische Seebriefe  für  Schiffe  bewilligen,  welche  im  Auslande  gekauft  oder 
gebaut  sind  und  die  durch  Art.  2  verlangten  Bedingungen  erfüllen,  die- 
selben bleiben  gültig,  bis  die  zur  Erlangung  der  definitiven  Seebriefe  er- 
forderlichen Förmlichkeiten  erfüllt  sein  könüen.  Sie  werden  nach  dem  Ver- 
messungscertifikat  des,  Landes  ausgestellt,  wo  sich  das  Schiff  befindet;  sie 
haben  eine  Gülti<]:keitsdauer  von  höchstens  2  Jahren  und  -verlieren  auf  alle 
Fälle  bei  der  Ankunft  des  Schiffes  in  Belgien  ihre  Kraft. 

9.  §  1.  Der  Finanzminister  kann  in  gleicher  Weise  ausserordentliche 
Seebriefe  an  die  in  Belgien  für  fremde  Rechnung  gebauten  Schiffe  ausstellen, 
damit  sie  sich  unter  Belgischer  Flagge  in  einen  fremden  Hafen  begeben  können. 

§  2.  Bei  der  Ankunft  des  Schiffes  an  seinem  Bestimmungsorte  muss 
der  ausserordentliche  Seebrief  gegen  Empfangsbescheinigung  der  Belgischen 
Gesandtschaft  oder  dem  Konsulat,  von  welchem  der  Hafen  ressortirt,  über- 
geben werden. 

10.  Die  provisorischen  und  ausserordentlichen  Seebriefe  können  in 
Fällen  des  Missbrauchs  stets  zurückgenommen  werden. 

11.  §  1.  Der  Kapitain  hat,  bevor  er  von  einem  Seebriefe  Gebrauch 
macht,  seine  Unterschrift  darunter  zu  setzen,  welche  durch  den  vom  Finanz- 
minister dclegirten  Beamten,  wenn  der  Kapitain  sich  in  Belgien  befindet, 
oder  von  dem  Konsul,  wenn  er  im  Auslande  ist,  legalisirt  werden  muss. 

§  2.  In  gleicher  Weise  wird  im  Falle  eines  vorläufigen  oder  defini- 
tiven Wechsels  des  Kapitains  verfahren. 

§  3.  Von  diesem  Wechsel  ist  dem  Finanzminister  Kenntniss  zu 
geben. 

12.  Alle  Schiffsführer,  ohne  Unterschied  der  Nationalität,  sind  ge- 
halten, beim  Eingange  und  Ausgange  aus  einem  der  Häfen  des  Königreichs 
ihre  Seebriefe  den  Hafen behörden  vorzulegen,  im  Nichtbefolgungsfalle  kann 
ihnen  jedes  Dokument  verweigert  und  das  Schiff  so  lange  zurückgehalten 
werden,  bis  die  erforderten  Urkunden  producirt  sind. 

13.  Die  Kapitaine  von  Belgischen  Schiffen,  welche  in  einen  fremden  Hafen 
einlaufen,    um  daselbst  mehr   als  24  Stunden    zu  verweilen,    sind  gehalten 
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sich    persönlich   spätestens   am  Tage   nach   ihrer  Ankunft    zum    Behn 
Konsul  oder  dessen  Stell  Vertreter  zu  begeben,   um  ihre  Seebriefe  Tiäirea 
lassen. 

14.  Die  Kapitaine  von  Dampfschififen,  die  einen  regelmässigen  P< 
dienst  nach  fremden  Häfen  unterhalten,  sind  gehalten,  daselbst  einmal  jibrl 
ihre  Seebriefe  visiren  zu  lassen,  und  zwar  bei  ihrer  ersten  Ankunft 
Jahre. 

15.  Verfallene  oder  kassirte  Seebriefe  sind  von  den  Belgischen  üi 
behörden  und  von  dem  Konsul  im  Auslande  von  Amts  wegen  zoräcl 
nehmen. 

16.  Der  Kapitain  ist  gehalten,  den  Namen  des  Schiffes  und  den 
Heimathshafens  in  deutlichen  Buchstaben  auf  dem  Hintertheil  des  Scli 
vermerken  zu  lassen. 

17.  §  1.    Die  Kapitaine,  welche  unter  Belgischer  Flagge  ohne  ordo 
massige  Seebriefe  fahren,    unterliegen  einer  Strafe  von  500  bis  5O')0  Fi 
und  Gfefangniss    von  1  Monat    bis  zu  2  Jahren.     Sind  mildernde  Um>ia 
vorhanden,  so  kann  ihnen  die  Gefängnissstrafe  erlassen  werden. 

§  2.  Die  sonstigen  Uebertretungen  des  gegenwärtigen  6ej>etzes  utr 
mit  emer  Strafe  von  50  bis  200  Francs  belegt,  unbeschadet  deijeni 
Strafen,  mit  welchen  falsches  Zeugniss  bedroht  ist. 

18.  §  1.  Die  Beamten  des  Seekommissariats  und  die  Beamten 
Unterbeamten  der  Zoll-  und  Acciseverwaltung  in  Belgien,  sowie  die 
sehen  Konsuln  im  Auslande  haben  über  alle  Uebertretungen  des  gegen 
tigen  Gesetzes  Protokolle  aufzunehmen;  diese  Protokolle,  welche  soliald 
möglich  und  spätestens  während  des  zweiten  Tages  nach  ihrem  Absch/i 
eidßch  bekräftigt  werden  müssen,  bilden  bis  zum  Beweise  des  Ge^eo' 
vollen  Beweis. 

§  2.     Die    eidliche  Bekräftigung    der  in  Belgien    au^enommenen 
tokolle    hat  vor  dem  Friedensrichter    oder  dem  Chef   der  Kommuniüvei 
tungsbehörde  des  Orts,    wo  die  Uebertretung  konstatirt  worden   ist,    zü 
schehen. 

§  3.     Die  eidliche  Bekräftigung  ist  nicht  erforderlich,    wenn  das 
f.u  n  —feinem  Konsul  in  einem  Hafen,  wo  keine  zur  Abnahme  des 
?!  i" '    L    n^TgWjjliiiiTffr^^"^^"  ^^^  aufgenommen  worden   ist. 
befugte  Belgische  BemnWWni^-.tz  bezieht  sich  nicht  auf  die  Staats^ch* 

19.  Das  gegenwärtige  Ges^^t  .^  ^j^   ^j^^^  Erklärung    des  Ei 

20.  Die  Fischereifahrzeuge    mtK^eu..    Ortsverwaltun^behörfe , 
thümers    versehen  sein,    welche  durch    dtttt^ij^^^g^^u^^jg^^^^j^^, 
einer  durch  Könighche  Verordnung  naher  testarteu  ^ 
scheinigt  ist.                                                                  "^     "^ehoben 

^^'    P^^C}/««^  ^0°^.^:  März  1819  wird  aul^      j„„g  ^^^  ^^.^^^ 
Der  Art.  6  des  gegenwartigen  Gesetzes  findet  Anw^\u  g-J^j  -^ 

Seebriefe,  welche  zur  Zeit  seines  Inkrafttretens  ausgestel^*'' 


gen.iu  k 


besetz, 

betrefifend  Abänderung  des  §  1  des  Art.  63  des  Gesetzes  vom  30,  ^*^^ 

über  die  Handelsbörsen. 
Vom  11.  Juni  1883. 

Art.  1.  Der  §  1  des  Art.  63  des  Gesetzes  vom  30.  Dezemi 
die  Revision  des  Titel  V,  Buch  I  des  Handelsgesetzbuches  betreff« 
wie  folgt,  abgeändert:  \nKoiß- 

Dieser  Cours  wird  von  einer  aus  6 — 15  Mitgliedern  bestehend^  i  •     .^ 
mission    festgestellt,    welche    das    SchöffenkoUegium    auf   3    Jahre^ 
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dele^rt,  nach  Vorlegung  von  2  Listen,  deren  eine  vom  Handelsgericht, 
und  deren  andere  von  der  nach  den  Bestimmungen  des  Gemeinderathes 
zusammentretenden  Generalversammlung  der  Wechselagenten  und  Mäkler 
aaf;gestellt  wird. 

Zu  dieser  Versammlung  haben  nur  diejenigen  Wechselagenten  und 
Mäkler  Zutritt,  welche  laut  Ortsstatut  seit  mindestens  3  Jahren  das  Recht, 
zu  cotiren,  ununterbrochen  besitzen. 

2-  Die  Regierung  wird  zur  Publikation  des  Gesetzes  vom  30.  Dezember 
1867  mit  den  Modifikationen  in  vorstehendem  Artikel  ermächtigt. 

Uebergangsbestimmung. 

3.  Die  Kommissionen  werden  binnen  3  Monaten  nach  Publikation 
dieses  Gesetzes  vollständig  neugewählt.^) 


1)  Cfr.  Art.  63  des  Gesetzes  vom  30.  Dezember  1867,  S.  321. 
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IV.  BOLIVIEN. 


Jl\.u{  Beschluss  des  Kongresses  ist  unterm  12.  November  1834  färBoÜTieo 
ein,  wesentlich  nach  dem  Muster^)  des  Spanischen  „Gödigio  de  comerci«^' 
redigirtes  Handelsgesetzbuch^)  publicirt. 

Dasselbe  lautet,  unter  Berücksichtigung  der  durch  später  erlassene  Ver- 
ordnungen eingetretenen  Abänderungen,  folgendermassen : 

Buch  I. 

Einleitende   H  e  s  t  i  m  m  u  n  g  e  n. 

TITEL  I. 
Von  den  Hauptagenten  des  Handels  und  ihren  Pflichten. 

KAPITEL  I. 

Von  den  Kaufleuten. 

Art.  1.  Kcaufmann  ist  derjenige,  welcher  in  die  Matrikel  der  Kauf- 
mannschaft eingetragen  ist  und  sein  Kapital  dazu  verwendet,  nm  mit 
Waaren,  Wechseln  oder  anderen  Werthen  gewerbemässig  Handel  zu  treiben, 
in  der  Absiebt,  Nutzen  zu  ziehen.^) 

2.  Jeder  Bolivianer,  welcher  nach  den  bürgerlichen  Gesetzen  fähig  ist, 
sich  zu  verpflichten,  kann  Kaufmann  sein,  ausgenommen: 

1.  die  öffentlichen  Beamten  an  dem  Orte,  wo    sie   ihr  Amt  bekleiden, 
wofern  dies  nicht  ein  Gemeindeamt  ist; 

2.  die  Geistlichen; 

3.  die  aktiven  Militärpersoneji ; 

4.  die  für  ehrlos  erklärten  Personen ; 

5.  die  Falliten,  so  lange  sie  nicht  rehabilitirt  worden  sind ; 

()    die  Minderjährigen,   selbst   wenn    sie   emancipirt    worden   sind,  bis 
zum  vollendeten  21.  Jahre. 

1'  Das  Buch  111  „de  comercio  maritimo"  des  S p an i. sehen  Gesetzbucaes  h« 
jedoch  in  dem  Bolivianischen  Gesetz  nicht  Anfhahme  gefanden,  was  wohl  doith  die 
geographische  Lage  des  Landes  zu  erklären  ist. 

2J  Dasselbe  wurde  zu  Ehren  des  „Restaurador  de  la  patria^  Präsidenten  etc. 
Andres  Sania-Cruz  genannt:  „C6digo  mercantil  Santa-Oruz". 

^")  Der  —  durch  Gesetz  vom  30.  Juli  1878  jetzt  abgeänderte  —  Artikel  des  Spa  • 
ni scheu  H.  G.  B.  schlosa  „fundando  en  el  (cr&fico  mercantil)  sn  estado  politico^ 
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3-  Die  Ehefrau,  welche  älter  als  20  Jahre  ist,  kann  Handelsfrau  sein, 
wenn  sie  ihr  Gatte  durch  öffentliche  Urkunde  dazu  ermächtigt,  oder  wenn 
sie  durch  rechtskräftiges  gerichtliches  Erkenntniss  im  Ehescheidungsprozess 
Yon  ihm  getrennt  ist. 

4*  Wenn  der  Ehefrau  in  der  Ermächtigun^surkunde  nicht  ausdrücklich 
die  Befugniss  ertheilt  worden  ist,  das  unbewegliche  Vermögen  ihres  Gatten 
oder  das  Beiden  gemeinschaftliche  Vermögen  zu  verpfänden,  so  haftet  nur 
das  Dotal-  und  Paraphemalvermögen  für  die  Ergebnisse  des  von  der  Frau 
errichteten  Geschäfts. 

5.  Die  Bolivianischen  Kaufleute  können  in  der  Republik  frei  Gross- 
und   Kleinhandel    betreiben;    allein    der   Grosshändler   darf   nicht    zugleich 

Kleinhändler  sein.^) 

6.  Die  Ausländer  können  in  der  Republik  Handel  treiben,  so  weit 
dies  in  Uebereinstimmung  mit  den  mit  den  betreffenden  Regierungen  ge- 
schlossenen Verträgen  ist;  Mangels  solcher  Verträge  dürfen  sie  nur  den 
Grosshandel  betreiben,  bei  einer  Strafe  von  100  bis  500  Pesos.  Ausserdem 
kann  der  in  Kontravention  dieses  Artikels  geschlossene  Vertrag  keine  Civil- 
klage  erzeugen. 

7.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  angedrohten  Strafen  finden  eben- 
ftills  auf  die  Bolivianer  Anwendung,  welche  den  Grosshandel  gewerbemässig 
betreiben. 

KAPITEL  IL 

Von  der  Matrikel  der  Kaufleute. 

8-  Die  Eauileute  der  Republik  bilden  eine  Körperschaft.  Zu  diesem 
Behuf  muss  in  jeder  Departemeiitshauptstadt  eine  allgemeine  und  in  den 
Provinzialhauptstädten  eine  besondere  Matrikel  vorhanden  sein,  in  welche 
die  Namen  derselben  eingetragen  werden;  ohne  dieses  Erfordemiss  kann 
Niemand  der  Kaufmannschaft  angehören.  Die  Matrikelbücher  werden  von  dem 
Polizeiintendanten,  beziehungsweise  von  den  Gouverneuren  geführt. 

9.  In  die  Matrikel  dürfen  nur  die  Kaufleute  eingetragen  werden, 
welche  in  ihrem  Geschäft  ein  Kapital  von  mindestens  4000  Pesos  haben 
oder  zu  dessen  Errichtung  bestimmen.*) 

10.  Wer  in  einer  Bezirkshauptstadt  Handel  treiben  will,  muss  sich 
bei  dem  Polizeiintendanten  schriftlicn  meiden  und  in  seiner  Eingabe  seinen 

1)  Diese  eigenthüiDliche  Bestimmung  findet  sich  nicht  imSpanischenB.G.B. 
Durch  Präsidialbeschlnss  vom  14.  Juni  184S  wurden  die  Bezeichnungen  als  „Gross-  bezw. 
Kleinhändler"  dahin  deklarirt: 

„Grrosshändler  ist  derjenige,  welcher  an  Wiederverkänfer  verkauft,  und  Klein- 
händler derjenige,  welcher  an  die  Konsumenten  oder  an  einen  Verkäufer  für  weniger 
als  20  Pesos  verkauft.  (Der  Werth  eines  Peso  variirt  je  nach  dem  Goldcourse  zwischen 
4.06  Mk.  und  4,30  Mk.). 

Das  Dekret  vom  10.  Mai  1850  sodann  bestimmt  (nachdem  es  in  Art.  1  den  Klein- 
handel den  geborenen  und  naturalisirten  Bolivianern  vorbehalten  hat): 

Art.  2.  Grosshandel  ist  derjenige,  bei  dem  die  baumwollenen  waaren  in  geschlos- 
senen Ballen,  die  seidenen  und  wollenen  In  Sortimenten,  die  Kramwaaren,  Steingut, 
Kry stall,  Glas,  Wein  und  andere  Flüssigkeiten  in  geschlossenen  Kisten  oder  in  Tonnen 
verkauft  werden.  Unter  Sortiment  ist  zu  verstehen  die  Sammlung  von  mehr  als  vier 
Stücken  oder  Ballen  derselben  Waaren  von  verschiedener  Farbe  oder  Qualität. 

Art.  3.  Ebenfalls  ist  als  Grosshandel  derjenige  zu  betrachten,  bei  welchem  die 
übrigen,  im  vorhergehenden  Artikel  nicht  auf^emhrten  Effekten  nach  grösseren  Maassen 
und  Gewichten,  als  den  im  nachfolgenden  Artikel  angegebenen,  verkauft  werden. 

Art.  4.  Kleinhandel  ist  dei;|enige,  bei  welchem  die  messbaren  Sachen  nach  der 
Elle  (vara),  die  wägbaren  nach  einem  Gewicht  geringer  als  die  Arroba  (^die  Arroba  = 
llVs  Kilo)  und  die  zählbaren  nach  Ballen  oder  emzelnen  Stücken  verkauft  werden. 

*)  Vergl.  hierzu  jetzt  das  Dekret  vom  10.  Mai  1850,  s.  unten. 
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Namen,  Wohnort  und  Stand,  seine  Absicht,  den  Handelsbetrieb  zu  unter- 
nehmen, das  za  verwendende  Kapital,  sowie  ob  er  Gross-  oder  Kleinhandel 
betreiben  will,  angeben. 

11.  Die  Eingabe,  von  welcher  der  Yorhergehende  Artikel  handelt,  ist 
mit  dem  Yisom  der  Handeisjunta^)  einzureichen,  welche  dasselbe  nur  <^nn 
verweigern  darf,  wenn  gegen  den  Bewerber  irgend  ein  gesetzliches  Hinder- 
niss  vorliegt. 

12.  Nur  nach  Vorlegung  dieser  mit  dem  Visum  versehenen  Eingabe 
yerfägt  der  Polizeiintendant,  dass  der  Interessent  in  die  Matrikel  eingetragen 
wird;  und  dies  erfolgt  demnach,  indem  demselben  ein  Eintragungscertifikal 
ausgefertigt  und  das  vollzogene  Original  zu  den  Akten  ^egt  wird. 

13.  Diejenigen,  welche  in  einer  Provinz  Handel  treiben  wollen,  müssen 
die  im  Art.  10  vorgesehene  Eingabe  dem  Gouverneur  prasentiren,  mit  dem 
Visum  des  Prokurators,  welcher  dasselbe  zu  beobachten  nat,  wie  die  HandeLs- 
junta.  Der  Gtouvemeur  verfahrt  in  jeder  Hinsicht  ebenso,  wie  der  Inten- 
dant, an  weldien  er  ein  Duplikat  des  Eintragungscertifikats  übermittdt,  dan&it 
derselbe  den  Namen  des  bewerbers  in  die  allgemeine  Bdatrikel  eintrage. 

14.  Wenn  sich  die  Junta  oder  der  Prokurator  ohne  triftigen  Ghnind 
weigern,  die  Eingabe  mit  ihrem  Visum  zu  versehen,  so  kann  sich  der 
Interessent  an  den  Polizeiintendanten,  beziehunffsweise  an  den  Gouverneur 
wenden,  um  seine  Beschwerde  vorzutragen  und  das  Eintragungscertifikat 
nachzusuchen. 

15.  Nachdem  der  Intendant  die  Junta,  sowie  der  Gouverneur  den 
Prokurator  gehört  haben,  entscheiden  sie  über  die  Reklamation  binnen  genau 
8  Tagen,  nachdem  dieselbe  erhoben,  und  stellen,  &lls  sie  dieselbe  für 
b^i;ründet  erachten,  das  verlangte  Eintragungscertifikat  ohne  Weiteres  aas. 

16.  Fällt  die  Entscheidung  des  Intendanten  oder  des  Gouverneurs 
gegen  den  Interessenten  aus,  so  kann  letzterer  sich  an  den  Bezirksprafekten 
wenden,  welcher  lediglich  nach  Kenntniss  der  Vorgänge  erklärt,  ob  die 
Keklamation  zugelassen  werden  soll  oder  nicht,  ohne  weiteren  Rekurs. 

17.  Keine  der  vorerwähnten  Entscheidungen  wird  rechtskräftig,  wenn 
das  dem  Bewerber  entgegenstehende  Hinderniss  vorübergehend  ist;  in  solchem 
Falle  steht  es  demselben  frei,  sein  Gesuch  wieder  einzureichen,  sobald  jenes 
beseitigt  ist. 

18*  Die  Polizeüntendanten^  haben  anfangs  Januar  eines  jeden  Jahres 
ein  Namensverzeichniss'  der  in  die  laufende  Matrikel  ihres  iBezirks  ein- 
getragenen Kaufleute  bei  allen  Handelsjunten  und  -Gerichten  der  Republik 
cirkuliren  zu  lassen,  welche  veranlassen,  dass  eine  beglaubigte  Abschrift 
desselben  an  die  Thüren  ihrer  Amtszimmer  angeheftet  wird,  wahrend  das 
Original  in  ihrer  Kanzlei  aufbewahrt  bleibt. 

19.  Die  wegen  Mangels  an  E^apital  oder  aus  einem  andern  Grunde 
nicht  immati*ikulirten  Kaafleute  können  ihren  Handel  ungehindert  fortsetzen; 
bei  ihren  Rechtsstreitigkeiten  aber  geniessen  sie  nicht  das  durch  dieses 
Gesetzbuch  gewährte  ]^rum  und  sind  der  Entscheidung  der  gewöhnlichen 
Richter  und  Gerichte  nach  den  gemeinen  Gesetzen  unterworfen. 

Vorstehende  Bestünmangen  sind  durch  das 

Dekret  vom  10.  Mai  1850 
in  folgender  Weise  modificirt: 

Art  7.  In  Zukunft  hann  Niemand  im  Bolivianischen  Gebiet  ein 
Waarenlager,  einen  Laden^  ein  Erämergeschäft  oder  ein  Wirthshaus  eroffnen, 
noch  in  anderer  Weise  Handel  betreiben,  ohne  immatrikulirt  zu  sein,  selbst 


^)  Handelskammer. 
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'  wenn  er  das  nach  Art.  9  des  Handelsgesetzbuchs  erforderliche  Kapital  nicht 
besitzt. 

8.  Alle  nationalen  und  ausländischen  Eaufleute,  welche  gegenwärtig 
Handel  treiben,  müssen  sich  binnen  3  Monaten,  yom  Datum  dieses  De- 
krets an  gerechnet,  den  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  gemäss 
immatrikuliren  lassen. 

9.  Die  Kaufleute,  denen  das  Gesetz  oder  die  Gerichte  die  Befugniss 
abgesprochen  haben,  ihr  Gewerbe  fortzusetzen,  und  diejenigen,  welche  das- 
selbe in  dem  Departement,  in  welchem  sie  es  betrieben,  aufgegeben  haben, 
dürfen  die  AusüDung  desselben  nicht  wieder  vornehmen,  ohne  von  neuem 
immatrikulirt  zu  werden. 

10.  Die  Grosshändler  müssen  für  die  der  Immatrikuiirung  yorher- 
gehenden  Akte  und  das  Attest,  welches  dieselbe  bescheinigt,  den  Betrag  von 
25  Pesos  zahlen.  Die  Kleinhändler  haben  für  solche  Akte  und  das  Attest 
keine  Gebühren  zu  entrichten.  Das  Dokument  wird  auf  Stempelpapier  No.  5 
ausgefertigt. 

11.  Die  Gebühren,  von  denen  der  vorhergehende  Artikel  handelt, 
müssen  dem  Fiskus  bezahlt  werden;  und  das  Certifikat  über  die  Immatri- 
kuiirung darf  ohne  den  Nachweis  der  Zahlung  nicht  ausgestellt  werden. 

12.  Die  Oberkommissare  der  Polizei  üben  die  Funktionen  aus,  welche 
das  Handelsgesetzbuch  den  Intendanten  derselben  beilegt,  und  müssen  dem 
Ajt.  8  desselben  Gesetzbuches  gemäss  in  jeder  Departementshauptstadt  die 
allgemeine  Matrikel  für  die  Kaufleute. erö&en.  Der  betreffende  Gouverneur 
hat  dasselbe  für  seine  Provinz  zu  thun. 

13.  Bei  jeder  Eintragung  in  die  Matrikel  ist  ein  Auszug  der  derselben 
vorhergebenden  Akte  abzufassen  und  die  Verfügung,  welche  die  Immatri- 
kulation bewilligt,  wörtlich  abzuschreiben.  Jede  Eintragung  muss  von  dem 
Polizeikommissar  und  dem  Interessenten  unterzeichnet  werden.  Das  Certifikat 
über  die  Matrikel  muss  den  Text  der  Eintragung  enthalten. 

14.  Wer  Handel  treibt,  ohne  immatrikulirt  zu  sein,  kann  seine  Klage 
nicht  vor  das  Handelsforum  bringen,  noch  die  anderen  Prärogativen  und 
Rechtswohlthaten  beanspruchen,  welche  das  Gesetz  den  immatrikulirten 
Kaufleuten  auf  Grund  ihres  Berufes  gewährt,  unbeschadet,  dass  er  als  Ver- 
klagter in  Bezug  auf  die  positiven  Handelsakte  der  Handelsgerichtsbarkeit 
und  den  Handelsgesetzen  unterworfen  ist. 

15.  Die  Lotterien  und  Verloosungen  von  Handelsgegenständen,  sowie 
die  billigen  öffentlichen  Verkäufe,  weiche  durch  Anschlagzettel,  Fahnen, 
Waarenverzeichnisse  oder  andere  Zeichen  angekündigt  werden,  um  das 
Publikum  durch  den  Reiz  der  niedrigen  Preise  unter  den  Waaren  herbeizu- 
locken, sind  verboten.  Indess  beschränkt  dieses  Verbot  nicht  die  freie  Be- 
fugniss der  Kaufleute,  ihre  Gegenstände  nach  Belieben  abzuschätzen  und  für 
den  vortheilhafiesten  Preis  zu  verkaufen  oder  den  Verkauf  in  den  vom 
Gesetz  gestatteten  Fällen  durch  öffentliche  Versteigerung  vorzunehmen. 

16.  Die  Ausländer  können  in  der  Republik  unter  den  Bedingungen 
Handel  treiben,  welche  in  den  mit  deren  oetreffenden  Regierungen  ab- 
geschlossenen Verträgen  festgestellt  sind.  In  Ermangelung  solcher  Ver- 
träge kann  ihnen  die  Regierung  erlauben,  Grosshandel  zu  treiben,  indem 
ihnen  nach  vorhergehender  Anhörung  des  Gutachtens  der  Handelskammer 
in  dem  Departement,  in  welchem  der  Ausländer  sein  Geschäft  etabliren  will, 
dieselben  Befugnisse  und  Freiheiten  gewährt  werden,  welche  die  Bolivianischen 
Kaufleute   in    den  Staaten,  aus  denen  dieselben  herstammen,  geniessen. 
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KAPITEL  m. 
Vom  Rt'gister  der  Kaufleute. 

20.  Ausser  dem  im  Art.  8  vorgesehenen  Matrikelbuch  mass  in  jeder 
Departementshauptstadt  ein  öffentliches  und  allgemeines  Handelsregister  vor- 
handen sein,  dessen  Fuhrung  der  Handelsjunta  obliegt. 

21.  Jeder  immatrikulirte  Kaufmann  muss  der  Handelsjanta  yorlegen: 

1.  die  Dotalurkunden,  die  Eheverträge  und  die  Urkun^n  über  Besti- 
tution  der  Mitgift,  welche  er  ausgestellt  hat; 

2.  die  auf  eine  Handelsgesellschaft  bezüglichen  Urkunden,  mögen  sie  zur 
Konstitnirung  oder  zur  Reformirung,  Erweiterung  oder  Fortsetzung 
derselben  errichtet  sein,  sowie  die  VereiDbarungen  und  Beschlüsse, 
durch  welche  die  Gesellschaft  vor  der  in  der  Urkunde  festgesetzten 
Frist  aufgehoben  oder  aufgelöst  wird; 

3.  die  seinen  Faktoren  und  Kassirern  zu  Handel sunt^mehmungen  er- 
theilten  Vollmachten. 

22«  Die  zur  Führung  ihrer  Bücher  nicht  befähigten  Kaufleute  iuiben 
der  Junta  auch  die  ihren  Prokuristen  ertheilten  Vollmachten  vorzulegea. 

23.  Wenn  die  Kaufleute  für  sich  allein  oder  in  Gesellschaft  Handels- 
etablissements  an  verschiedenen  Orten  der  Republik  besitzen,  so  müssen 
sie  in  jedem  derselben  vor  der  bezüglichen  Handelsjunta  die  in  den  beiden 
vorhergehenden  Artikeln  angeordnete  Vorlegung  bewirken 

24.  Die  Frist  zur  Vorlegung  dieser  Urkunden  betragt  15  (14)  Tage, 
und  zwar  nach  der  Vollziehung  derselben  oder  nach  der  Uebergabe  des  Ein- 
tragungscertifikates  an  den  Kaufmann. 

25.  Von  allen  vorgelegten  Urkunden  muss  ein  Vermerk  in  dem  all- 
gemeinen Register,  nach  der  Reihenfolge  der  Nummern  und  Daten,  auf- 
genommen werden.  Ausserdem  ist  ein  alphabetischer  Index  der  Namen  der 
Kaufleute  und  des  Ortes  ihrer  Niederlassung  zu  führen  und  am  Rande  eines 
jeden  Artikels  die  bezügliche  Nummer  und  Seite  zu  vermerken. 

26-  Zur  Eintragung  der  Urkunden  einer  Handelsgesellschaft  genügt, 
dass  davon  ein  Certifikat  vorgelegt  wird,  welches  in  der  Kanzlei  der  bezüg- 
lichen Junta  aufzubewahren  ist. 

27.  Bei  der  Eintragung  dieser  Urkunden,  wenn  dadurch  offene  oder 
Kommanditgesellschaften  errichtet  worden  sind,  ist  anzugeben; 

1.  das  Datum    derselben    und    der  Wohnort    des  Notars,  welcher  die- 
selben beurkundet  hat; 

2.  die  Namen,  der  Wohnort  und  der  Beruf  deijenigen  Gesellschafter, 
welche  nicht  Kommanditisten  sind; 

3.  der  Titel  oder  die  Handelsfirma  der  Gesellschaft; 

4.  die  bereits  eingezahlten  Gelder  oder  diejenigen,    welche  als  Aktien- 
oder als  Kommanditkapital  eingezahlt  werden  sollen; 

5.  die  Dauer  der  Gesellschaft  und  die  Namen  derienigen,    welche  zflf 
Verwaltung  derselben  und  zum  Gebrauch  der  Firma  befugt  sind. 

28.  Wenn  die  Urkunde  eine  anonyme  Gesellschaft  betrifft,  so  müssen 
bei  der  Eintragung  die  darauf  bezüglichen  und  genehmigten  Statuten  wört- 
lich aufgenommen  werden. 

29.  Nachdem  jede  Urkunde  eingetragen  worden  ist,  übersendet  die 
Junta  auf  Kosten  des  Interessenten  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Eintragung 
an  das  Handelsgericht  seines  Aufenthaltsortes;  und  letzteres  lässt  dieselbe 
in  seinem  Amtszimmer  anheften,  nachdem  es  sie  vorher  in  ein  besonderes, 
über  diese  Akte  zu  führendes  Register  aufgenommen  hat. 


j 
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30.  Der  Mangel  der  Eintragung  in  das  allgemeine  Handelsregister 
bewirkt : 

1.  dass  die  Dotalurkanden  jedes  Vorrecht  der  Forderung  verlieren; 

2.  dass  die  Gesellschafter  ihre  durch  die  Gesellschaftsurkunde  an- 
erkannten Rechte  nicht  geltend  machen  können,  unbeschadet  der  Rechte 
Dritter,  welche  mit  der  Gesellschaft  kontrahirt  haben; 

3.  dass  keine  Klage  zwischen  dem  Kaufmann  und  seinem  Faktor, 
Kassirer  oder  Prokuristen  wegen  der  von  denselben  auf  Grund  ihrer 
Vollmachten  vorgenommenen  Handlungen  zulässig  ist. 

31.  Wenn  eine  der  in  den  Art.  21  und  22  angeführten  Urkunden 
vor  Gericht  vorgelegt  wird,  ohne  eingetragen  worden  zu  sein,  so  verwirkt 
jeder,  der  die  Urkunde  vollzogen  hat,  eine  Strafe  von  5  Prozent  der  darin 
aufgeführten  Summe. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Handelsbüchei  n. 

32.  Jeder  Kaufmann  muss  noth wendigerweise  folgende  4  Bucher 
fahren : 

1.  ein  Tagebuch; 

2.  ein  Haupt-  oder  Kontokorrentbuch; 

3.  ein  Inventarienbuch; 

4.  ein  Kopirbuch. 

33.  Diese  Bücher  müssen  gebunden  und  foliirt  sein,  in  welcher  Form 
sie  jeder  Interessent  dem  Handelsgericht  vorlegen  muss.  Dieses  und  der 
Gerichtsschreiber  desselben  haben  alle  Blätter  des  Buches  zu  rubriciren  und 
auf  das  erste  einen  Vermerk,  mit  Datum  und  Unterschrift,  zu  setzen,  welcher 
die  Zahl  der  darin  enthaltenen  Blätter  angiebt. 

34.  Die  Grosshändler  vermerken  ihre  Geschäftsunternehmungen  Tag 
für  Tag  und  der  Reihe  nach  in  dem  Tagebuch,  indem  sie  die  Art  und  Be- 
schaffenheit des  Geschäfts,  sowie  das  Ergebniss  der  Abrechnung  specificiren, 
so  dass  bei  jedem  Posten  deutlich  zu  sehen  ist,  wer  Gläubiger  und  wer 
Schuldner  ist. 

35.  Im  Hauptbuche  sind  die  Kontokorrente  mit  jeder  Person  oder 
jedem  Gegenstand  gesondert  nach  Debet  und  Credit  anzufangen,  und  es 
müssen  bei  jedem  Konto  die  Eintragungen  des  Tagebuches  nach  der  Reihe 
der  Daten  übertragen  werden. 

36.  Die  Kleinhändler  sind  nicht  verpflichtet,  ihre  Verkäufe  im  Tage- 
buch zu  specificiren,  in  welches  sie  täglich  nur  den  Ertrag  der  Baarver- 
käufe  eintragen  müssen,  während  sie  die  Zeitgeschäfte  ins  Kontokorrentbuch 
übertragen. 

37.  Sowohl  im  Tagebuch ,  als  auch  in  einem  besonderen  Konto, 
welches  der  Kaufmann  im  Hauptbuche  eröffnen  muss,  sind  die  Summen  zu 
vermerken,  welche  er  zu  seinen  häuslichen  Ausgaben  verbraucht,  indem  er 
dieselben  unter  den  Daten  eintragen  muss,  an  dem  er  sie  aus  seiner  Kasse 
zu  diesem  Zweck  entnommen  hat. 

38.  Das  Inventarienbuch  hat  mit  einer  genauen  Aufzählung  der  Gelder, 
Vermögensstücke,  Forderungen  und  sonstigen  Werthe,  welche  das  Kapital 
des  Kaufmanns  zur  Zeit  der  Eröffnung  seines  Geschäftes  bilden,  zu  beginnen. 
Alsdann  ist  successive  die  allgemeine  Bilanz  aufzustellen,  bezüglich  Alles, 
was  bis  zu  diesem  Datum  ihm  gehört  und  ihm  geschuldet  wird,  ohne  jeden 
Vorbehalt,  noch  irgend  eine  Auslassung. 

39.  Jeder  Kaufmann  muss  jährlich  die  allgemeine  Bilanz  seines  Ge- 
schäftsumsatzes aufstellen. 
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40.  Sowohl  die  Inventare,  als  die  allgemeinen  Bilanzen  müsseD  in 
jedem  Etablissement  von  den  entsprechenden  Interessenten  unterzeichDe^ 
werden,  welche  bei  der  Aufstellung  zugegen  gewesen  sind. 

41.  In  den  Inventaren  und  allgemeinen  Bilanzen  der  ElandelsgeseU- 
Schäften  werden  der  gemeinsame  Besitz  und  die  gemeinschaftlichen  Y^^ 
pflichtungen  der  Gesellschafter  angegeben,  ohne  sich  auf  dasjenige  zo 
erstrecken,  welches  ihr  Privatvermögen  bildet. 

42-  Die  Eintragungen  in  die  drei  vorerwähnten  Bucher  müssen  in 
Spanischer  Sprache  geschrieben  werden,  bei  Strafe  von  50  bis  30O  Pesoe^ 
für  jeden,  der  sich  einer  anderen  Sprache  bedient,  ausserdem  dass  er  ge- 
halten ist,  die  Uebersetzung  auf  seine  Kosten  zu  bewirken. 

43.  Die  Eintragungen  werden  eine  nach  der  andern  vorgeDommeo, 
ohne  Kaum  zu  Einschaltungen  oder  Zusätzen  zu  lassen;  jede  Unrichtigkeit 
oder  Auslassung  muss  durch  eine  neue  Eintragung  berichtigt  werden,  welche 
an  dem  Tage,  wo  sie  bemerkt  wird,  zu  erfolgen  hat. 

44*  in  das  Kopirbuch  haben  die  Eaufleute  alle  von  ihnen  geschriebenai 
Geschäftsbriefe  vollständig  und  wörtlich  in  derselben  Sprache,  in  welcher 
sie  dieselben  abgefasst  haben,  zu  übertragen.  Die  von  ihren  Korrespon- 
denten erhaltenen  Briefe  haben  sie  zusammengebunden  aufzubewahren  und 
auf  der  Rückseite  eines  ieden  das  Datum  anzumerken,  sowie,  ob  derselbe 
beantwortet  ist,  oder  nicht. 

45.  Die  Briefe  müssen  in  das  Buch  nacheinander  und  nach  der  Zeit- 
folge kopirt  werden,  ohne  Zwischenräume  oder  leere  Stellen  zu  lassen,  indem 
die  Irrthümer  genau  am  Rande  des  Buches  durch  Vermerke  berichtigt  wer- 
den müssen.  Die  auf  den  Briefen,  nachdem  sie  kopirt  sind,  vor^foDdenen 
Zusätze  oder  Nachschriften  sind  in  Fortsetzung  des  letzten  einzutragen, 
unter  Bezugnahme  auf  den  entsprechenden  Brief. 

46.  Die  Eintragungen  der  Handelsbücher,  bei  welchen  alle  in  den 
vorhergehenden  Artikeln  enthaltenen  Erfordernisse  beobachtet  sind,  hab^ 
vor  Gericht  Beweiskraft  gegen  den  Kaufmann,  der  sie  (geführt  hat;  wenn 
aber  sein  Gegner  einige,  die  ihm  günstig  sind,  als  Beweismittel  anwenden 
will,  so  muss  er  sich  auch  den  ihm  ungünstigen  unterwerfen. 

47.  Jeder  Rechtsstreit,  bei  welchem  Seitens  einer  Partei  ordnongs* 
massige  Handelsbücher  vorgelegt  werden,  Seitens  der  anderen  aber  ni(ät, 
wird  nach  den  Eintragungen  der  ersteren  entschieden,  vorbehaltlich  eines 
besseren  Beweises.  Befinden  sich  die  Bücher  beider  Parteien  in  Ordnung, 
enthalten  sie  aber  widersprechende  Eintragungen,  so  ist  von  diesem  Beweis- 
mittel Abstand  zu  nehmen. 

48.  Yor  Gericht  haben  diejenigen  Bücher  keine  Beweiskraft,  bei 
welchen  irgend  eins  der  im  Art.  33  vorgesehenen  Erfordernisse  fehlt. 

49.  Ebenso  wenig  beweisen  vor  G^cht  diejenigen  Handelsbficher, 
welche  aufweisen: 

1.  irgend  eine  Abänderung   der  Reihenfolge   der  Daten    und    der  Ge- 
schäfte bei  den  Eintragungen; 

2.  Zwischenräume  oder  leere  Stellen  zwischen  den  einzelnen  Posten; 

3.  nicht  berichtigte  Einschaltungen,  Radirungen  oder  Korrektoren; 

4.  ausgestrichene  Eintragungen,  und 

5.  ein  oder  mehrere  ausgerissene  Blätter  oder  Veränderungen    an  dem 
Einband  und  der  Foliirung. 

50.  Der  Kaufmann,  dessen  Handelsbücher  an  irgend  einem  der  in  den 
beiden  vorhergehenden  Artikeln  aufgezählten  Mängel  leiden,  hat  eine  Strafe 


^)  üeber  den  Werth  eines  Peso  vgl.  Note  zu  Art.  6,  S.  463. 
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von  20  bis  100  Pesos  zu  zahlen,  unbeschadet,  dass  in  dem  Falle,  wenn  sich 
eine  Fälschung  in  ihnen  ergiebt,  gegen  den  Urheber  in  Gemässheit  des 
Strafgesetzbuches  vorgegangen  wird. 

51.  Eine  Strafe  von  50  Pesos  hat  ebenfalls  der  Kaufmann  zu  zahlen, 
^«velcher  eins  von  den  vier  im  Art.  32  angegebenen  BQchern  zu  fOliren 
iiinterlässt. 

52.  Die  Eaufleute  können  ausser  den  4  vorerwähnten  Büchern  noch 
andere  Hülfsbücher  führen,  allein  letztere  haben  vor  Gericht  nur  dann 
Sev^reiskraft,  wenn  sie  alle  die  f&r  die  Handeigbücher  geforderten  Eigen* 
Schäften  besitzen. 

53.  Der  Kaufmann,  welcher  nicht  fähig  ist,  seine  Handelsbücher  zu 
£ühren  und  seine  Handelsnrkunden  zu  unterzeichnen,  muss  eine  Person  mit 
hinlänglicher  Vollmacht  versehen,  welche  es  übernimmt,  diese  Akte  in  seinem 
!Namen  vorzunehmen. 

54.  Jeder  Kaufmann  ist  verantwortlich  für  die  Erhaltung  seiner  Han- 
delsbücher und  -Papiere,  so  lange  er  im  Handel  verbleibt  und  bis  die  Liqui- 
dation seiner  kaufmännischen  Geschäfte  abgeschlossen  ist^),  nach  seinem 
Tode  liegt  dieselbe  Verantwortlichkeit  seinen  Erben  ob. 

55.  Es  ist  verboten,  amtliche  Nachforschungen  vorzunehmen,  um  in 
Erfahrung  zu  bringen,  ob  die  Kaufleute  ihre  Handelsbücher  ordnungsmässig 
führen  oder  nicht. 

56.  Es  ist  gleichfalls  verboten,  auf  Antrag  einer  Partei  die  Vorlegung, 
TJebergabe  oder  allgemeine  Einsicht  der  Handelsbücher  der  Kaufleute  anzu- 
ordnen, ausgenommen  in  den  Prozessen  bezüglich  Universalsuccession,  Liqui- 
dation einer  Handelsgesellschaft  oder  beim  Falliment. 

57.  Wenn  ein  Kiiufmann  bei  einem  Geschäft  betheiligt  ist  oder  eine 
Verantwortlichkeit  hierbei  hat,  so  darf  die  Vorlegung  seiner  Handelsbücher 
und  -Briefe  angeordnet  werden,  aber  nur  soweit  es  für  die  Frage  erforderlich 
ist;  die  Einsicnt  in  dieselben  muss  in  Gegenwart  des  Kaufmanns  oder  eines 
von  ihm  zu  diesem  Behufe  ernannten  Bevollmächtigten  stattfinden. 

58.  Wenn  sich  die  Handelsbücher  oder  -Briefe  an  einem  anderen 
Orte,  als  demjenigen  des  Gerichts,  befinden,  welches  die  Vorlegung  derselben 
anordnet,  so  hat  letztere  an  dem  Orte  zu  erfolgen,  wo  sich  dieselben  be- 
finden, ohne  dass  die  Uebersendung  derselben  nach  dem  Gericht  gefordert 
werden  darf. 

59.  Der  Kaufmann,  welcher  irgend  eins  von  seinen  Büchern,  deren 
Vorlegung  angeordnet  worden  ist,  bei  Seite  schafft,  verwirkt  eine  Strafe  von 
50  Pesos  und  ist  nach  den  Büchern  seines  Gegners,  wenn  dieselben  in  Ord- 
nung sind,  abzuurtheilen,  ohne  dass  ihm  der  Gegenbeweis  gestattet  ist. 

Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  die  vier  vorhergehenden 

Kapitel. 

60.  Die  Matrikel-  und  Registerbücher  ^  von  denen  die  Art.  8  und  20 
handeln,  müssen  das  erste  una  das  letzte  Blatt  aus  Stempelpapier  No.  5 
haben;  alle  Blätter  sind  von  den  mit  ihrer  Führung  Betrauten  zu  foliiren 
und  zu  rubriciren,  indem  dieselben  f&r  die  Legalität  der  Eintragungen  verant- 
wortlich sind. 

61.  Jeder  Kaufmann  zahlt  einen  Peso  für  seine  Eintragung  in  die 
Matrikel  und  zwei  für  jede  Urkunde,  welche  in  das  allgemeine  Register  ein- 
getragen wird. 

^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gtesetzbttchem  ofr.  Note  zu 
Art.  80  des  Argentinisehen  H.  G.  B.,  S.  91. 


460  IV.    Bolivien. 


62-  Von  den  im  vorhergehendeD  Artikel  festgesetzten  GebühreD 
die  Kosten  für  die  Matrikel-  und  Registerbücher  und  das  DOthige  I^ 
sowie  das  Gebalt  des  Schreibers  bestritten;  das  Uebrige  fliesst  in  die  & 
der  Junta. 

63.  Die  Eaufleute   zahlen  auch    an  den  Gerichtsscbreiber   eioes 
für  jedes  Buch,    bei  welchem    die    im  Art.  33    vorgeschriebene  Mi 
vorgenommen  wird. 

64.  Die  bezüglich  der  Handelsbücher  vorgeschriebenen  ElrfonleB 
sind  in  gleicher  Weise  bei  denjenigen  nothwendig,  welche  ein  Etabli^äCi 
eine  Gesellschaft  oder  ein  besonderes  Handelsunternehmen  statotece« 
zu  führen  haben. 


TITEL  IL 
Von  den  Hülfsagenten  des  Handels. 

65-     Hülfsagenten  des  Handels  sind: 

die  Mäkler, 

die  Kommissionäre, 

die  Faktoren, 

die  Kassirer, 

die  Frachtführer  und 

die  Versicherer. 

KAPITEL  I. 
Von  den  Mäklern. 

66.  Der  Mäkler  ist  eine  Person,  welche  öffentlich  ermächtigt  i-:. 
Schäfte  und  Handelsverträge  unter  Kaufleuten  zu  vermitteln. 

67.  Für  jetzt    können    in   jeder  Departementshauptstadt    nur   ^: 
Mäkler    vorhanden    sein,    wie    die    Staatsregierung   in    Ansehung    der 
wohnerzahl  und  des  Verkehrs  bestimmt. 

68.  Um  Mäkler  zu  werden,  ist  erforderlich: 

1.  ein  Alter  von  mehr  als  25  Jahren; 

2.  der  volle  Genuss  der  bürgerlichen  Rechte; 

3.  mindestens  vier  Lehrjahre  im  Handelsbetrieb; 

4.  eine  Kaution    von    300()  Pesos    zur  Zufriedenheit    der  HandeUj 
des  Departements; 

5.  von  der  Handelsjunta  geprüft  und  bestätigt  zu  sein; 

6.  die  Bestallungsurkunde    von  der  Staatsregierung  erhalten  zu 

69.  Wer  Mäkler  werden  will,  muss  sich  bei  der  Handelt 
schrifdich  melden,  unter  Beifügung  der  Urkunden,  welche  die  Erfalluo? 
drei  ersten  Erfordernisse  des  vorhergehenden  Artikels  nachweisen. 

70.  Die  Handelsjunta   ladet  den  Bewerber    zur  Prüfung  vor, 
sich   auf  die  aligemeinen  Kenntnisse  des  Handels    und  insbesondere  aul 
Kenntniss  der  Geschäfte  beziehen  soll,  die  an   dem  Platze,  wo  er  sein  A: 
ausüben  will,  am  häufigsten  vorkommen. 

71.  Hat  der  Examinand  bestanden,    so  wird    er  aufgefordert,  die 
Art.  i)8    vorgeschriebene  Kaution    zu  stellen,    und    nachdem   die  daraur 
zügliche  Urkunde  eingereicht  worden  ist,    welche  in  der  Kanzlei  der  J 
hinterlegt  werden  muss,  übermittelt  letztere  dem  Präfekten  des  Depaneac: 
das  Gesuch,    nebst    dem   Nachweis   aller  Vorgänge,    und    den    zugeboi? 
Bericht. 
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72.  Der  Präfekt  stellt  die  von  der  Janta  erhaltenen  Papiere  der 
Staatsregierang  nebst  einem  gutachtlichen  Bericht  zu. 

73.  Ertheilt  die  Regierung  dem  Mäkler  die  Bestallungsurkunde,  so 
hat  letzterer  vor  dem  Handelsgericht  zu  schwören,  sein  Amt  gut  und  ge- 
wissenhaft auszuüben,  und  die  Vornahme  dieses  Aktes  wird  in  der  Urkunde 
s^elbst  vermerkt. 

74«  Es  dürfen  nicht  Mäkler  werden,  die  ihres  Amtes  entsetzten  Mäkler, 
die  Frauen*)  und  diejenigen,  denen  gesetzlich  verboten  worden  ist,  Handel 
zu  treiben. 

75.  Die  Mäkler  müssen  ihr  Amt  selbst  verrichten,  allein  im  Hin- 
derungs&lle  können  sie  sich  wohl  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  eines  Ge- 
hülfen von  bewährter  Tüchtigkeit  und  Redlichkeit  bedienen,  nach  dem  Er- 
messen der  HandeLsjunta. 

76.  Die  Mäkler  haben  absolutes  Stillschweigen  über  die  ihnen  auf- 
getragenen Geschäfte  zu  bewahren,  bei  Strafe,  die  aus  der  Veröffentlichung 
entstehenden  Nachtheile  ersetzen  zu  müssen. 

77.  Sie  müssen  ihre  Vorschläge  deutlich,  wahrheitsgetreu  und  ohne 
falsche  Vorspiegelungen  machen.  Unter  falschen  Vorspiegelungen  ist  zu 
verstehen,  einen  Handelsgegenstaud  von  einer  anderen  (Qualität,  als  Eauf- 
leute  demselben  im  Allgemeinen  beimessen,  vorgeschlagen  oder  eine  falsche 
Angabe  über  den  Preis  gemacht  zu  haben,  den  er  auf  dem  Platze  als  den 
laufenden  erreicht 

78.  Wenn  ein  Mäkler  doloser  Weise  einen  Kaufmann  veranlasst,  einen 
nachtheiligen  Vertrag  einzugehen,  so  hat  er  ihm  den  ganzen  dadurch  er- 
littenen Schaden  zu  ersetzen. 

79.  Jeder  Mäkler  hat  ein  Hauptbuch  mit  denselben  Erfordernissen 
wie  die  Handelsbücher  der  Eaufleute  zu  fuhren. 

80.  Ausserdem  soll  er  jährlich  ein  foliirtes  Manuale  führen,  in  welches 
er  nach  Artikeln  und  in  der  Reihe  der  Daten  und  nach  laufenden  Num- 
mern alle  mit  seiner  Vermittelung  abgeschlossenen  Geschäfte  einzutragen  hat, 
indem  er  bei  jedem  Artikel  die  Namen  und  den  Wohnort  der  Parteien,  den 
Inhalt  des  Vertrages  und  die  getroffenen  Abreden  angiebt. 

81.  Bei  jedem  Verkauf  hat  der  Mäkler  die  Menge,  die  Beschaffenheit 
und  den  Preis  der  verkauften  Sache,  den  Ort  und  die  Zeit  der  Lieferung, 
sowie  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die  Zahlung  erfolgen  soll,  genau  zu 
specificiren. 

82.  Bei  den  Negociationen  mit  Wechseln  muss  er  das  Datum,  die 
Fristen,  die  Verfallzeit,  die  Plätze,  auf  welche  dieselben  gezogen  sind,  die 
Namen  des  Ausstellers,  der  Indossanten,  des  Zahlers,  des  Cedenten  und  des 
Nehmers,  sowie  den  zwischen  letzteren  vereinbarten  Cours  verzeichnen. 

88.  Bei  den  Versicherungen  muss  er  mit  Bezugnahme  auf  die  Police 
die  Namen  des  Versicherers  und  des  Versicherten,  den  Gegenstand  der  Ver- 
sicherung, den  zwischen  den  Parteien  vereinbarten  Werth  derselben  und  den 
Ladungs-  und  Löschungsort  einzeln  angeben. 

84.  Wenn  sich  die  Versicherung  auf  Waaren  bezieht,  welche  auf 
Seen  oder  schiffbaren  Flüssen  transportirt  werden  sollen,  so  muss  er,  ausser 
den  im  vorhergehenden  Artikel  angegebenen  Umständen,  den  Namen  des 
Kapitains  und  denjenigen  des  Schiffes  erwähnen,  unter  gleichzeitiger  An- 
gabe der  Tragfähigkeit,  der  Flagge  und  der  Matrikel  des  letzteren. 


^)  Das  Spanische  H.  G.  B.  erklärt  gleichfalls  ausdiücklich  das  Amt  eines 
Corredor  als  „viril".  Bezüglich  der  freigebung  und  Beschränkung  des  Mäklergewerbes 
hat  übrigens  die  Spanische  Legislative  geschwankt.    ^^Das  Nähere  bei  Spanien.) 
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85.  Die  Posten  des  Manuale  müssen  jeden  Tag  wörtlich  m  iasA 
Numerirung  und  ohne  Korrekturen,  Abkürzungen  oder  Einschal tnngeft 
das  Hauptbuch  übertragen  werden. 

86.  Nach  Abschluss  eines  Vertrages  überlebt  der  Mäkler  inu 
der  darauf  folgenden  24  Stunden  jeder  rartei  einen  genau  auf  das  Hi 
buch  bezüglichen  Auszug  der  Eintragung.  Stellt  er  denselben  vor  der 
tragung  in  das  Hauptbuch  aus  oder  verzögert  er  die  Ueber^be  Uagtr 
die  vorgeschriebenen  Stunden ,  so  verwirkt  er  das  erste  Mal  eine  Strde 
20  bis  200  Pesos,  das  zweite  Mal  die  doppelte  Strafe  und  das  dritte 
verliert  er  sein  Amt 

87.  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  die  Identität  der  Personen  ott 
gesetzliche  Fähigkeit  der  Kontrahenten,  deren  Geschäfte  sie  vermittefai. 
zustellen.  Sind  dieselben  am  Platze  unbekannt,  so  haben  die  Mäkler 
jeder  Partei  zu  fordern,  dass  sie  ihnen  wenigstens  einen  Kaofinann 
stellt,  der  für  sie  Bürgschaft  leistet. 

88.  Wenn  die  Police  eines  Vertrages  ausgestellt  wird,  so  ist  der  Mi 
verpflichtet,    der  Unterzeichnung  der  Partelen  beizuwohnen;    am  Fasse 
selben   hat   er   seine  Yermittelung   zu   bescheinigen    und    ein  EzeuLpbi 
Empfang  zu  nehmen,   um  dassel^  unter  seiner  VerantworÜiehkeit  wah 
wahren. 

89.  Jedesmal  wenn  er  einen  Verkauf  vermittelt  hat,    muss  «>  bei 
Uebergabe    der  gekauften  Gegenstände    zug^en    sein,    sofern  eine  der 
teien  es  verlangt. 

90.  Bei  den  Negociationen  von  Wechseln  oder  sonstigen  indossil 
Handelswerthen  sind  die  Mäkler  för  die  Echtheit  der  Unterschrift  des  lefi 
Indossanten  haftbar. 

91.  Bei  denselben  N^ociationen   haften  sie  zu  Gunstcai  des  Nebi 
für  die  wirkliche  Uebergabe  des  negocirten  Wechseis  oder  sonstigen  Wc^ 
und  zu  Gunsten  des  Cedenten  für  den  entsprechenden  Preis,    es  sei 
dass^die  Parteien  nach  dem  Vertrage  diese  Uebergabe  direkt  zu  bewirken  I 

92.  Hat  eine  solche  Vereinbarung    zwischen  den  Partien  nicht 
gefunden,    so  liegt  es  dem  Mäkler  ob,  den  negocirten  Wechsel  oder  H 
vom  Cedenten  in  Empfang  zu  nehmen  und  denselben  dem  Nehmer  za  I 
liefern,    sowie  von  letzterem  den  Betrag  zu  emp&ngen  und  jenem  za  i 
mittein. 

93.  Bei  den  von  dem  Mäkler  vermittelten  Verträgen,  mögeo 
Verkauf,  Tausch,  Versicherung  oder  Verfrachtung  von  Waaren  betreffea. 
hält  er  als  Prämie  ^/a  Prozent  von  der  einen  rartei  und  das  andoe  ' 
Prozent  des  Betrages  derselben  von  der  anderen  und  V4  Prozent  des  I 
Gold-  oder  Silbergeldes  von  jeder  Partei.  Bei  der  Negocirung  und  Disl 
tirung  von  Wechseln  und  anderen  indossablen  Handelswerthen  hat  er  oar 
Courtage  von  2  pro  Mille  von  jeder  Partei  zu  empfsrngen. 

94.  Jeder  Mäkler  darf  auf  Grund  seines  Hauptbuches  Bescheinigai 
ertheilen,  welche  nach  ihrer  Bestätigung  vor  Gericht  Beweiskraft  lul 
wenn  das  Buch  und  die  Eintragungen  desselben  alle  gesetzlichen  Bei 
gungen  erfüllen. 

95.  In  keinem  Falle  beweist  die  Bescheinigung  des  Mäklers,  v 
sich  nicht   auf  sein   Hauptbuch    bezieht.    Der  Mäkler,    der   dieselbe 
diese  Bezugnahme  ausstellt,  verfallt  in  eine  Strafe  von  20  bis  200  Pesos^] 
kann    ausserdem   wie   ein    öffentlicher   Beamter    wegen    F&Ischang   be$a 
werden,    wenn  es  sich  herausstellt,    dass  die  Bescheinigung   fiüsch  oder 
Eintragung  des  Hauptbuches  entgc^ngesetzt  ist. 


*)  Ueber  den  Werth  eines  Peso  Tgl.  Note  zu  Art  5,  S  453. 
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96*  Kein  Mäkler  kaDn  direkt  oder  indirekt  für  seine  Rechnunfif  irgend 
ein  Handelsunternehmen  aasführen,  noch  einen  Antheil  oder  Interesse  an 
einem  solchen  oder  an  Handelsschiffen  oder  deren  Ladungen  nehmen,  noch 
ir^nd  eine  Art  von  Gesellschaft  eingehen,  bei  Strafe  der  Absetzung  von 
Semem  Amte  und  des  Verlustes  seiner  ganzen  Einlage  oder  des  sich  etwa 
ergebenden  Gewinnes. 

97.  Auch  darf  er  nicht  Waaren,  Wechsel  oder  andere  Werthe,  welche 
von  unbekannten  Personen  herrühren,  offeriren,  ohne  den  Vorschriften  des 
Art.  87  zu  genügen ,  noch  bei  einem  unerlaubten  Vertrage,  noch  bei  dem  Ver- 
kauf von  Effekten  oder  der  Negociation  von  Wechseln  solcher  Personen, 
'welche  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  interveniren,  bei  Strafe  der  Suspen- 
sion vom  Amt  auf  ein  Jahr  das  erste  Mal ,  auf  zwei  Jahre  das  zweite  Mal  und 
auf  sechs  Jahre  das  dritte  Mal,  abgesehen  von  dem  Ersatz  aller  Nachtheile. 

96.  Es  ist  den  Mäklern  verboten,  Einziehungen  oder  Zahlungen  von 
Geldern  ftr  fremde  Rechnung  zu  übernehmen ,  bei  Strafe  von  50— 5(X)  Pesos 
jedes  Mal. 

99.  Desgleichen  wird  ihnen  untersagt,  Sachen  für  sich  zu  kaufen, 
deren  Verkauf  ihnen  angetragen  worden  ist,  oder  diejenigen,  welche  einem 
andern  Mäkler  zum  Verkauf  übergeben  sind,  bei  Verlust  des  ganzen  dadurch 
erzielten  Gewinnes. 

100.  Auch  dürfen  sie  nicht  Bürgschaft  oder  Kaution  bei  den  von 
ihnen  vermittelten  Verträgen  oder  Negociationen  leisten,  noch  als  Versicherer 
für  irgend  ein  Risiko  auftreten  oder  sich  dafür  haftbar  machen,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  und  des  Verlustes  des  Amtes. 

101.  Das  Falliment  eines  Mäklers  ist  immer  als  betrügerisch  anzu-^ 
sehen.*) 

102.  Es  ist  den  Mäklern  nur  dann  gestattet,  an  Bord  der  Handels- 
schiffe zu  gehen,  wenn  dieselben  vor  Anker  liegen  und  in  freiem  Verkehr 
stehen,  und  in  die  Wirthshäuser,  wenn  die  Fuhrleute  und  Maulthiertreiber 
ihre  Wagen  und  Lastthiere  abgeladen  haben. 

103.  Nach  dem  Tode  oder  der  Absetzung  eines  Mäklers  werden  dessen 
Bücher  und  Papiere  an  seinen  Nachfolger  im  Amte  übergeben  und  bis  zur 
Ernennung  des  letzteren  in  dem  Archiv  des  Handelsgerichts  unter  Auf- 
sicht des  Gerichtsschreibers  deponirt,  welcher  letztere  verpflichtet  ist,  die- 
selben unter  Inventur  an  sich  zu  nehmen,  sobald  der  Tod  oder  die  Absetzung 
des  Mäklers  eingetreten  ist. 

104.  Jeder,  der,  ohne  Mäkler  zu  sein,  sich  erlaubt,  die  Verrichtungen 
dieses  Amtes  auszuüben,  muss,  abgesehen  davon,  dass  er  keinen  Anspruch 
auf  Courtage  hat,  eine  Strafe  voh  10  Prozent  des  Werthes  des  Vertrags- 
objektes zwlen,  und,  ist  dieser  Werth  nicht  festgestellt,  so  bleibt  sie  dem 
Ermessen  des  Richters  überlassen.  Im  Wiederholungsfalle  ist  er  aus  dem 
Ort  auf  ein  Jahr  das  erste  Mal  und  das  zweite  Mal  aus  dem  Departement 
auf  zehn  Jahre  zu  verbannen. 

105.  Jeder  Kaufmann,  welcher  sich  auf  die  Vermittelung  des  falschen 
Mäklers  eingelassen  hat,  zahlt  auch  eine  Strafe  von  5  Prozent  des  Werthes, 
über  den  kontrahirt  ist,  unbeschadet,  dass  er  gemeinschaftlich  für  die  dem 
Unberufenen  auferlegten  Geldstrafen  aufkommen  muss,  wenn  letzterer  kein 
Vermögen  besitzt,  von  welchem  dieselben  erhoben  werden  könnten. 

106.  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  sollen  nicht  hindern,  dass  die 
Eaufleute  persönlich  oder  durch  ihre  Bevollmächtigten  ohne  Vermittelung 
eines  Mäklers  Verträge  abschliessen.    Auch  steht  ihnen  frei,   sich  in  ihren 


^)  Das  Rifforoae  dieser  Bestimmang  ist  bereits  in  der  Note  sn  Art.  1520  des  Ar- 
gentinisch en  H.  G.  B.  hervorgehoben  (cfr.  S.  "'"''' 
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Geschäften  gegenseitig  zu  unterstützen,  sofern  sie  für  ihre  Dienste  keine 
Vergütung  beanspruchen  und  ihr  Verhalten  so  einrichten,  dass  sie  nicht  als 
Unberufene  bei  den  den  Mäklern  eigenth  um  liehen  Funktionen  angesehen 
werden  können. 

KAPITEL  II. 
Von  den  Kommissionären. 

107.  Eommissidnär  ist  der  Kaufmann,  welcher  für  Rechnung  eines 
anderen  oder  anderer  desselben  Gewerbes  die  ihm  von  letzteren  aufgetragenen 
Handelsgeschäfte  besorgt. 

lOJB.  Der  Kommissionär  kann  schriftlich  oder  mündlich  bestellt  werden, 
ohne  dass  es  einer  förmlichen  Vollmacht  bedarf;  jeder  mündlich  ertheilte 
Auftrag  aber  muss  vor  Beendigung  des  Geschäfts  schriftlich  bestätigt  werden. 

109.  Jeder  Kaufmann  muss,  wenn  er  einem  Kommissionär  seine  Gre- 
Schäfte  überträgt,  demselben  auch  über  die  Art  und  Weise,  diese  aaszu- 
führeu,  Anweisungen  geben,  welche  er  nach  Ermessen  abändern  oder  wider- 
rufen kann,  in  welchem  Stadium  die  Geschäfte  sich  auch  befinden  mögen. 

110.  Es  steht  jedem  Kaufmann  frei,  Kommissionen  zu  übernehmen 
oder  nicht,  und  die  Uebernahme  einer  oder  mehrerer  Aufträge  beraubt  ihn 
nicht  des  Rechts,    sein  Geschäfte  für  eigene  Rechnung  weiter  zu  fuhren. 

111.  Wenn  ein  Kaufmann  sich  weigert,  eine  Kommission  über  an  ihn 
konsignirte  Waaren  zu  übernehmen,  so  muss  er  es  umgehend  dem  Kommit- 
tenten mittheilen,  die  Waaren  dennoch  in  Empfang  nehmen  und  die  znr  Er- 
haltung derselben  erforderlichen  Massnahmen  treffen. 

112.  Wenn  der  Kommittent  während  der  Zeit,  die  seine  Antwort  er- 
fordert, nicht  über  die  Waaren  verfugt,  so  kann  derjenige,  welcher  die 
Kommission  verweigert  hat,  sich  an  die  Handelsjunta  wenden,  welche  die 
Aufbewahrung  derselben  anzuordnen  und  soviel  davon  zu  verkaufen  hat, 
dass  die  Auslagen  des  Kaufmanns  für  Empfang  und  Erhaltung  gedeckt  wer- 
den können. 

113.  Die  gleiche  Massregel  hat  derjenige  zu  beobachten,  welcher  sich 
weigert,  die  Kommission  anzunehmen,  wenn  der  Werth  der  Waare  nicht 
hinreicht,  die  Kosten  des  Empfangs  und  der  Erhaltung  zu  decken;  das 
Handelsgericht  hat  alsdann  die  Deponirung  anzuordnen,  bis  es  nach  vor- 
hergegangenem Instruktion s verfahren  den  Verkauf  verfügt,  nachdem  es  die 
bezüglichen  Gläubiger  der  Kosten  und  den  etwaigen  Bevollmächtigten  des 
Kommittenten  gehört  hat. 

114.  Der  Kaufmann,  welcher  die  ihm  in  Kommission  au%etragenen 
Gesci  äfte  zu  besorgen  anfängt,  ist  verpflichtet,  dieselben  zu  Ende  zu  führen, 
selbst  wenn  er  sie  nicht  ausdrücklich  annimmt. 

115.  Jeder  Kommissionär  muss  selbst  die  Kommissionen  erledigen, 
so  lange  er  nicht  ermächtigt  ist,  dieselben  anderen  zu  übertragen;  ausge- 
schlossen sind  die  kleineren  Verrichtungen,  welche  nach  allgemeinem  Brauch 
unter  den  Kaufleuten  den  Handlungsgenülfen  anvertraut  werden  können,  und 
zu  welchen  es  dem  Kommissionär  frei  steht,  sich  der  seinigen  unter  seiner 
Verantwortlichkeit  zu  bedienen. 

116.  Der  Kommissionär  hat  sich  an  die  von  dem  Kommittenten  er- 
haltenen Anweisungen  streng  zu  halten,  vorbehaltlich  des  Falles,  wo  der 
Schaden  augenscheinlich  ist,  der  aus  der  wörtlichen  Befolgung  derselben  ent- 
stehen könnte,  in  welchem  er  sie  unbeachtet  lassen  kann,  wenn  er  nur  mit 
der  ersten  Post  dem  Kommittenten  eine  motivirte  Meldung  davon  zugehen  lässt. 

117.  Er  kann  auch  die  Kommissionen  aufschieben,  zu  deren  Aus- 
führung Deckung  mit  Fonds  erforderlich  ist,  von  dem  Zeitpunkt,  in  welchem 
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die  empfangenen  Gelder  verbraucht  sind,  bis  zu  demjenigen,  in  welchem  neue 
hinreichende  eingetroffen  sind. 

118.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Aufschiebung  ist  nicht 
zulässig  bei  den  Kommissionen,  zu  deren  Erledigung  sich  der  Kommissionär 
damit  einverstanden  erklärt  hat,  die  nothigen  Gelder  unter  einer  bestimmten 
Form  der  Ruckerstattung  vorzuschiessen,  es  sei  denn,  dass  er  dadurch  in 
Misskredit  geräth  und  durch  positive  Thatsachen  Unordnung  bei  dem  Handels- 
betrieb des  Kommittenten  nachweisen  kann. 

119.  Der  Kommissionär  hat  den  Kommittenten  um  Aufklärung  über 
Zweifel,  welche  in  ihm  über  den  Inhalt  der  Anweisungen  entstehen,  zu 
konsultiren,  allein,  wenn  die  BeschafiFenheit  oder  der  Stand  des  Geschäftes 
es  nicht  gestattet,  oder  wenn  er  befugt  ist,  nach  seinem  Ermessen  vorzu- 
gehen, so  muss  er  die  Interessen  des  Kommittenten  ebenso  eifrig,  wie  bei 
seinem    eigenen  Geschäft,  wahrnehmen. 

120.  Wenn  der  Kommissionär  irgend  eine  nachtheilige  Veränderung 
an  den  Gegenständen  bemerkt,  welche  er  bereits  erhalten  oder  noch  zu  em- 

E fangen  hat,  so  muss  er  dieselbe  sogleich  vor  Notar  und  zwei  Zeugen  beur- 
unden  lassen  und  mit  dieser  Urkunde  den  Kommittenten  davon  in  Kenntniss 
setzen.  Ist  die  Veränderung  eine  solche,  dass  die  Ordre  des  Kommittenten  nicht 
abgewartet  werden  kann,  ohne  grösseren  Schaden  zu  riskiren,  so  hat  sich  der 
Kommissionär  an  die  Handelsjunta  und,  wo  keine  vorhanden,  an  den  Friedens- 
richter zu  wenden,  welche  den  Verkauf  der  Gegenstände  anzuordnen  haben. 

121.  Wenn  ein  Kommissionär,  der  mit  dem  Ankauf  einer  Sache  unter 
Angabe  der  Qualität  und  des  Preises  derselben  beauftragt  worden  ist,  den 
Preis  überschreitet,  so  kann  der  Kommittent  die  Sache  nicht  ausschlagen, 
falls  jener  sich  mit  dem  ihm  angegebenen  Preise  begnügt,  er  darf  es  aber 
wohl  thun,  wenn  sich  eine  geringere  Qualität  der  Sache  heraustellt. 

122.  Bei  den  Negociationen,  welche  Gegenstände  von  verschiedenen 
Kommittenten  oder  von  einem  Kommittenten  und  dem  Kommissionär  selbst 
betreffen ,  hat  letzterer  die  Fakturen  durch  Vermerk  der  Marken  und  Contra- 
marken der  Kollis  von  einander  zu  unterscheiden  und  in  seinen  Büchern 
das  einem  jeden  Zustehende  in  einem  besondem  Artikel  zu  verzeichnen. 
Wenn  die  Gegenstände  von  gleicher  Art  und  gleich  bezeichnet  sind,  so  hat 
er  sie  durch  eine  Contramarke  kenntlich  zu  machen. 

123.  Wenn  aus  den  für  Rechnung  verschiedener  Eigenthüraer  ge- 
schlossenen Geschäften  mehrere  Forderungen  gegen  einen  einzigen  Schuldner 
resultiren,  so  muss  der  Kommissionär  bei  jeder  von  letzterem  geleisteten 
Zahlung  den  Namen  des  Eigenthümers,  der  das  Geld  empfängt,  vermerken 
und  dasselbe  auch  in  der  dem  Schuldner  ausgestellten  Quittung  erwähnen. 
Im  Falle  der  Unterlassung  dieser  Vermerke,  erfolgt  die  Verwendung  der 
Zahlung  im  Verhältniss  des  Betrages  jeder  Forderung. 

124.  In  Bezug  auf  Wechsel  und  andere  indossable  Werthe  haftet 
der  Kommissionär  für  diejenigen,  welche  er  in  Kommission  erhält  oder 
ne^ocirt,  sobald  er  darauf  sein  Indossament  gestellt  hat,  was  er  nicht  ver- 
weigern darf,  wenn  nicht  eine  bezügliche  Vereinbarung  mit  dem  Kom- 
mittenten besteht.  Hat  eine  solche  Vereinbarung  nicht  stattgefunden,  so 
wird  der  Wechsel  zu  Gunsten  des  Kommittenten  gezogen  oder  indossirt  und 
der  Kommissionär  bleibt  von  aller  Garantie  frei. 

125.  Damit  der  Kommissionär  das  Eigenthum  der  ihm  in  Kommission 
übergebenen  Gegenstände  erwerben  kann,  ist  die  ausdrückliche  Genehmigung 
des  Kommittenten  unerlässlich,  und  ebenso  ist  dessen  Zustimmung  erfor- 
derlich, damit  der  Kommissionär  mit  den  ihm  selbst  oder  anderen  gehörigen 
Gegenständen  eine  ihm  vom  Kommittenten  aufgetragene  Erwerbung  vor- 
nehmen kann. 
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126*  Es  ist  den  Kommissionären  verboten,  ohne  Ordre  des  Kommit- 
tenten die  Marken  der  Gegenstande  abzuändern,  welche  sie  in  Kommission 
gekauft*  haben  oder  verkaufen  sollten,  ebenso  besagte  Gegenstände  auf  Kredit 
an  Personen  von  notorischer  Zahlungsunfähigkeit  zu  verkaufen. 

127.  Ausser  den  4  Handelsbüchern  hat  der  Kommissionär  noch  ein 
sogenanntes  Fakturenbuch  zu  führen,  mit  denselben  Erfordernissen.  In  dieses 
Buch  hat  er  alle  Verkäufe,  die  er  gegen  Baarzahlung  oder  auf  Zeit  als 
Kommissionär  ausführt,  pünktlich  einzutragen  und  dabei  den  Namen  des 
Käufers,  Datum,  Menge,  Zeit,  Preis  und  Betrag  zu  vermerken.  Das  Konto 
der  Käufer  auf  Kredit  hat  er  in  dem  entsprechenden  Buch  zu  eröffnen  und 
deren  Namen  dem  Kommittenten  mitzutheilen. 

128.  Der  Kommittent  kann  vom  Kommissionär  den  Betrag  der  Dar- 
lehne, Vorschüsse  oder  Verkäufe  auf  Zeit,  welche  er  ohne  seine  Ermächtigung 
ausgeführt  hat,  gegen  Baarzahlung  verlangen,  ebenso  den  Ertrag  solcher 
Verkäufe ,  selbst  wenn  er  dazu  ermächtigt  worden  ist,  falls  er  ihm  die  Namen 
der  Käufer  nicht  mittheilt. 

129.  Bei  jedem  Ereigniss,  sogar  bei  Zufall,  haftet  der  Kommissionär 
für  die  Verminderung  oder  das  Abhandenkommen  des  letzterem  gehörigen 
baaren  Geldes,  welches  er  als  Eigen th um  des  Kommittenten  in  Händen  hat, 
sofern  nicht  etwas  anderes  zwischen  beiden  vereinbart  worden  ist. 

130.  Alle  Ersparnisse  und  Vortheile,  welche  der  Kommissionär  bei 
den  ihm  aufgetragenen  Geschäften  erlangt,  kommen  dem  Kommittenten  zu 
Gute ;  den  dem  letzteren  daraus  entstehenden  Schaden  trägt  der  Kommissionär, 
wenn  er  gegen  seine  Instruktionen  gehandelt  oder  seine  Befugnisse  miss- 
braucht  hat. 

131.  Der  Kommissionär  muss  seinem  Kommittenten  genaue  und  fort- 
schreitende Mittheilungen  über  den  Stand  der  Geschäfte  machen  und  ihm 
unerlässlich  mit  der  ersten  Post  jeden  neu  geschlossenen  Vertrag  melden, 
bei  Strafe  den  entstandenen  Schaden  ersetzen  zu  müssen. 

132.  Gleichfalls  hat  er  ihm  alle  Nachtheile  zu  ersetzen: 

1.  wenn  er  bei  der  Kommission  mit  dolus  oder  culpa  zu  Werke  geht; 

2.  wenn  er  ihm  nicht  mit  der  ersten  Post  anzeigt,  dass  er  die  Kom- 
mission abgelehnt  hat; 

3.  wenn  er  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Kommission  aufgiebt,  welche 
er  angenommen  oder  zu  erledigen  begonnen  hat; 

4.  sofern  er  ohne  Befugniss  zu  höheren  Preisen  und  unter  ungünstige- 
ren Bedingungen  Geschäfte  abschliesst,  als  am  Platze  die  laufenden  sind ; 

5.  falls  er  den  Vorschriften  des  Art.  120  nicht  nachkommt; 

6.  wenn  er  die  Gegenstände  der  Kommission  unter  dem  ihm  vorgeschrie- 
benen Preis  verkauft  oder  für  ihre  Erhaltung  nicht  ebenso  sorgt, 
als  wenn  sie  seine  eigenen  wären,  es  sei  denn,  dass  er  in  beiden 
Fällen  nachweisen  kann,  dass  die  Verschlechterung  oder  Zerstörung 
derselben  durch  Zufall,  durch  Ablauf  der  Zeit  oder  durch  einen  der 
Natur  derselben  innewohnenden  Mangel  erfolgt  ist; 

7.  wenn  er  die  Forderungen  der  Kommission  in  den  fölligen  Fristen 
nicht  einzieht  oder  sonst  nicht  beweisen  kann,  dass  er  alle  zur  fr- 
reichung  der  Zahlung  erforderlichen  Schritte  gethan  hat; 

8.  wenn  er  mit  der  Ordre,  einige  Gegenstände  zu  versichern,  die  zur 
Bezahlung  der  Versicherungsprämie  nöthigen  Mittel  erhalten  hat 
und  dennoch  dies  nicht  ausführt  und  es  unterlässt,  den  Kommittenten 
sofort  davon  in  Keimtniss  zu  setzen; 

9.  wenn  er  die  zu  einem  Auftrage  empfangenen^  Gelder  zu  einem 
eigenen  Geschäfte  verwendet;  in  diesem  Falle  hat  er  ausserdem 
dem  Kommittenten  die  gesetzlichen  Zins,en  der  Gelder  zu  vergüten, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  er  dieselben  erhalten  hat 
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133-  Ist  eine  Kommission  erledigt  oder  widerrufen,  so  hat  der  Kom- 
missionär, den  Eintragungen  seiner  Bücher  gemäss,  eine  ausführliche  und 
mit  Urkunden  belegte  Rechnung  über  den  Gegenstand  derselben  abzulegen. 

134.  Geht  aus  der  Rechnung  des  Kommissionärs  hervor,  dass  er 
Auslagen  gehabt  hat,  so  hat  ihm  .der  Kommittent'  den  ganzen  Betrag  der- 
selben zu  erstatten,  und  ist  der  Saldo  zu  Gunsten  des  Kommittenten,  so 
muss  der  Kommissionär  denselben  innerhalb  der  Frist  und  mit  den  Mitteln, 
welche  der  Kommittent  vorschreibt,  zurückzahlen. 

135«  Die  Gefahren  bei  der  Rückerstattung  dieser  Ueberschüsse  fallen 
dem  Kommittenten  zur  Last,  sofern  der  Kommissionär  sich  streng  an  die 
empfangenen  Ordres  gehalten  hat. 

13iB.  Die  Verpflichtung,  den  gesetzlichen  Zins  der  zurückbehaltenen 
Summe  zu  vergüten,  trifft  sowohl  den  Kommittenten,  wenn  er  die  Beglei- 
chung der  Auslagen  des  Kommissionärs  verzögert,  als  auch  den  letzteren, 
wenn  er  die  Ueberschüsse  innerhalb  der  ihm  bestimmten  Frist  nicht  zurück- 
zahlt. Dieser  Zins  läuft  für  den  Kommittenten  von  dem  Tage,  an  welchem 
der  Kommissionär  die  Auslage  gemacht  hat,  sofern  der  letztere  mit  der  Ab- 
legung seiner  Rechnung  nicht  säumig  gewesen  ist,  und  für  den  Kommissionär 
von  dem  Tage,  an  welchem  er  derselben  Rechnung  zufolge  den  Betrag  des 
Saldos  schuldig  geworden  ist. 

137.  Jeder  Kommissionär,  dem  nachgewiesen  werden  kann,  dass  er 
die  Rechnung  über  die  Kommission  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  den  Ein- 
tragungen seiner  Bücher  abgelegt  hat,  wird  als  des  Diebstahls  schuldig  verfolgt. 

138.  Ebenso  wird  der  Kommissionär  als  des  Diebstahls  schuldig  ver- 
folgt, welcher  überführt  ist,  in  seinen  Eintragungen  die  Preise  oder  Be- 
dingungen eines  abgeschlossenen  Geschäfts  verändert  oder  eine  Auslage 
fälschlich  angegeben  oder  übertrieben  zu  haben. 

139.  Der  Kommittent  muss  dem  Kommissionär  die  stipulirte  Kom- 
missionsgebühr entrichten  und,  ist  darüber  nichts  bestimmt,  4  Prozent  des 
Betrages  der  Kommission,  wenn  sie  en  gros,  und  6  Prozent,  wenn  sie 
en  detail  zur  Erledigung  gekommen  ist.  ' 

140.  Sind  die  Kommissionsgebühren  in  den  durch  Art.  124  vor- 
gesehenen Fällen  auch  nicht  festgesetzt  worden,  so  erhält  der  Kommissionär 
nur  die  Hälfte  der  im  vorhergehenden  Artikel  angegebenen  Gebühren. 

141.  Hat  der  Kommittent  seinen  Auftrag  widerrufen  oder  abgeändert, 
so  haftet  er  für  die  Folgen  alles  dessen,  was  bis  dahin  nach  seinen  An- 
weise ungen  geschehen  ist,  und  mnss  dem  Kommissionär  die  Gebühren  im 
Verhältniss  zu  seinen  Bemühungen  oder  den  verwendeten  Summen  zahlen. 

142.  Bei  den  Kreditverkäufen,  in  Bezug  auf  welche  dem  Kommissionär 
ausser  den  gewöhnlichen  die  sogenannten  Garantiegebühren  ^)  zukommen, 
bleibt  er  direkt  verpflichtet,  dem  Kommittenten  den  Ertrag  des  Verkaufs 
innerhalb  der  selben  mit  dem  Käufer  vereinbarten  Fristen  zu  entrichten. 

143.  Die  Kommissionäre  haben  Anspruch  auf  das  Vorrecht  der  For- 
derung bezüglich  der  an  sie  konsignirteu  Gegenstände,  ihrer  Auslagen  und 
Kosten  und  ihrer  Kommissionsgebühren,  und  es  dürfen  ihnen  dieselben  nicht 
entzogen  werden,  bevor  sie  für  diese  ihre  Forderungen  völliggedeckt  worden  sind. 

144.  Das  im  vorhergehenden  Artikel  erw^ähnte  Vorrecht  der  Forderung 
fiudet  nur  dann  statt,  wenn  die  Gegenstände  sich  bereits  in  Händen  des 
Kommissionärs  befinden,  oder  wenigstens  wenn  ihm,  nach  erfolgter  Ab- 
sendung an  seine  Adresse,  das  Duplikat  des  Frachtbriefes  mit  der  Unter- 
schrift des  Frachtführers  oder  des  Transportkommi  ssionärs  ausgehändigt 
worden  ist. 
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145«  Die  Bestimmungen  des  Art.  143  in  Bezog  auf  Vorschüsse  er^ 
strecken  sich  nicht  auf  diejenigen  über  Waaren,  welche  von  Personen,  die 
an  demselben  Ort,  wie  der  Kommissionär  wohnen,  konsignirt  worden  sind; 
solche  werden  nur  als  Darlehne  mit  Pfand  betrachtet. 

146.  Durch  den  ToH  oder  die  gesetzliche  Unfähigkeit  des  Kommis- 
sionärs wird  die  Kommission  aufgehoben;  allein  nach  dem  Ableben  des 
Kommittenten  haben  dessen  Erben  alle  aus  der  Kommission  hervorgehenden 
Rechte  und  Verbindlichkeiten  zu  übernehmen. 

147.  Die  Kommittenten  und  Kommissionäre  haben  sich  nach  den  bürger- 
lichen Gesetzen  über  das  Mandat  zu  richten ^  soweit  dieselben  den  Bestim- 
mungen dieses  Kapitels  nicht  zuwiderlaufen. 

148.  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  erstrecken  sich  auf  die  Trans- 
portkommissionäre, welche  anstatt  des  Fakturenbuches  ein  anderes  mit  den- 
selben Erfordernissen  zu  führen  haben.  Darin  haben  sie  Menge  und  Qualität 
der  transportirten  Gegenstände,  .den  Namen  und  Wohnort  des  Befrachters, 
des  Frachtführers  und  des  Konsignatars,  den  Ort  der  Ablieferung  und  die 
Expeditionsgebühren  zu  vermerken. 

KAPITEL  III. 
Von  den  Faktoren. 

149.  Faktor  ist  der  Bevollmächtigte,  welchen  der  Eigenthümer  eines 
Handelsetablissements  bestellt,  damit  er  dasselbe  verwaltet  und  die  dazu 
gehörigen  Geschäfte  betreibt. 

150.  Der  Faktor  muss  eine  Vollmacht  in  aller  Form  vom  Eigen- 
thümer erhalten  mit  den  Befugnissen ,  welche  letzterer  ihm  gewähren 
will.  Ist  die  Vollmacht  generell  ertheilt,  so  gilt  der  Faktor  als  ermächtigt, 
alles  auszuführen,  was  sich  auf  das  Etablissement  bezieht. 

151.  Die  Faktoren  haben  sich  der  Vorschrift  ihrer  Vollmachten  zu 
unterwerfen  und  alle  Handlungen  idi  Namen  ihres  Prinzipals  auszufahren. 
Wenn  sie  eine  auf  die  Geschäfte  des  letzteren  bezugliche  Urkunde  unter- 
zeichnen, müssen  sie  ausdrücklich  bemerken,  dass  sie  es  kraft  der  Vollmacht 
desselben  thun. 

152.  Jede  Verbindlichkeit,  welche  aus  einem  von  dem  Faktor  nach  den 
Vorschriften  des  vorhergehenden  Artikels  abgeschlossenen  Vertrage  herrührt, 
fallt  seinem  Prinzipal  zu,  ohne  dass  irgend  eine  Einrede  von  Seiten  des 
letzteren  stattfinden  kann. 

153.  Sollte    wegen    besagter   Verbindlichkeit    eine    Rechtsverfolgung 

Segen  irgend  welche  Vermögensstücke  eintreten,  so  hat  sich  die  Klage  gegen 
as  Vermögen  des  Handelsetablissements  zu  richten,  indem  das  dem  Faktor 
gehörige  nur  dann  mit  ei nzu begreifen  ist,  wenn  dasselbe  sich  mit  jenem 
vermischt  vorfindet. 

154.  Gleichfalls  fallen  dem  Prinzipal  die  Verbindlichkeiten  zu,  welche 
der  Faktor  eines  Handelsetablissements  eingeht,  das  notorisch  einer  bekannten 
Person  oder  Gesellschaft  gehört,  sofern  dieselben  von  Verträgen,  die  (Segen- 
Stände  seines  Handelsbetriebes  betreffen,  herrühren,  selbst  wenn  der  Faktor 
in  seinem  eigenen  Namen  gehandelt  hat. 

155.  Durch  alle  anderen  Verträge,  welche  der  Faktor  in  seinem  Namen 
schliesst,  wird  er  selbst  direkt  den  anderen  Kontrahenten  gegenüber  ver- 
pflichtet; allein,  wenn  letztere  nachweisen,  dass  die  Verträge  für  Rechnung 
des  Prinzipals  oder  auf  dessen  Ordre  geschlossen  worden  sind,  oder  dass 
er  dieselben  ausdrücklich  oder  stillschweigend  genehmigt  hat,  so  ist  die 
Klage  gegen  einen  von  beiden,  aber  nicht  gegen  beide  zu  richten. 
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156.  Die  Faktoren  führen  dieselben  Handelsbücher  wie  die  Eaufleute 
und  mit  den  nämlichen  Erfordernissen. 

157.  Die  Faktoren  sind  für  jede  Schädigung  verantwortlich,  welche 
sie  den  Interessen  ihrer  Prinzipale  durch  Dolus,  Culpa  oder  Uebertretung 
ihrer  Anordnungen  zufügen. 

158.  Es  ist  den  Faktoren  verboten,  so  lange  sie  die  Einwilligung 
ihrer  Prinzipale  nicht  erlangt  haben: 

1.  ihre  Dien  st  Verrichtungen  durch  Substitute  zu  besorgen,  bei  Strafe 
der  Verantwortlichkeit  für  dieselben; 

2.  für  eigene  Rechnung  Handel  zu  treiben  oder  sich  an  gleichartigen 
Geschäften  wie  diejenigen,  welche  sie  für  den  Prinzipal  ausführen, 
zu  betheiligen,  bei  Strafe  der  Cession  des  Gewinnes  zu  Gunsten  des 
letzteren,  ohne  dass    ihm  die  Verluste  zur  Last  fallen. 

159.  Jedem  Faktor  kommt  für  seine  Dienste  das  feste  Gehalt  zu,  das 
er  mit  dem  Prinzipal  vereinbart  hat,  ohne  dass  letzterer  berechtigt  ist,  ihm 
dasselbe  zu  entziehen,  wenn  er  durch  ein  gesetzliches  Hinderniss  nicht 
im  Stande  ist,  zu  arbeiten,  es  sei  denn,  dass  etwas  anderes  bestimmt  war, 
oder  dass  das  Hinderniss  3  Monate  übersteigt.^) 

160.  Das  Amt  des  Faktors  erlischt: 

1.  durch  seinen  Tod; 

2.  durch  den  Widerruf  der  Vollmacht; 

3.  wenn  der  Prinzipal  sein  Etablissement  veräussert; 

4.  wenn  die  vereinbarte  Frist  abgelaufen  ist,  falls  eine  solche  festgesetzt 
worden  war. 

161*  Gültig  sind  die  Verträge,  welche  der  Faktor  im  Namen  seines 
Prinzipals  ohne  Kenntniss  des  Widerrufs  der  Vollmacht  oder  der  Ver- 
äusserung  des  Etablissements  abschliesst. 

162.  Wenn  die  Dauer  des  Dienstes  zwischen  dem  Prinzipal  und 
seinem  Faktor  vereinbart  ist,  so  kann  keiner  von  beiden  von  dem  Vertrage 
abgehen,  bevor  jene  Zeit  verflossen  ist;  der  Kontrahent,  welcher  es  thut, 
muss  dem  anderen  alle  Nachtheile  ersetzen.  Dessenungeachtet  kann  der 
Richter  die  Aufhebung  anordnen,  wenn  dieselbe  verlangt  wird,  weil  der 
eine  die  Sicherheit,  die  Ehre  oder  die  Interessen  des  anderen  beeinträch- 
tigt hat. 

163.  Wenn  die  Dauer  des  Dienstes  nicht  vereinbart  worden  ist,  so 
kann  jede  Partei  denselben  als  beendigt  betrachten,  sofern  sie  es  der 
anderen  einen  Monat  zuvor  mittheilt,  während  welcher  Zeit  der  Faktor 
sein  Gehalt  weiter  bezieht. 

164.  Der  Prinzipal  kann  seinen  Faktor  entlassen,  was  auch  vereinbart 
worden  sein  mag: 

1.  wenn  er  einen  Betrug  begangen  oder  das  Vertraueii  des  Prinzipals 
missbraucht  hat; 

2.  wenn  er  ohne  Erlaubniss  des  Prinzipals  irgend  ein  kaufmänni- 
sches Geschäft  für  eigene  Rechnung  oder  für  diejenige  eines  Dritten 
abschliesst. 

165.  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  finden  auch  auf  jeden  An- 
wendung, der,  ohne  ausdrücklich  bestellter  Faktor  zu  sein,  mit  der  Verwal- 
tung, der  Leitung  und  dem  Abschlüsse  der  Geschäfte  irgend  eines  Handels- 
etablissements betraut  ist. 


')  £benso  nach  Argentinischem  (Art.  156),  ßrasilianischem  (Art  79),  Co- 
Inmbianischem  (Art.  166)  und  Oosta-Kicanischem  (Art  148)  H.  G.  K,  nach 
Deutschem  Recht  beträgt  die  Frist  6  Wochen  (Art.  60  H.  Gr.  ß,),  nach  Chileni- 
schem (Art.  336  No.  1)  und  Guatemalanischem  (Art.  137  No.  1)  2  Monate. 
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KAPITEL  IV. 

Von  den  Kassirern  (Cajeros). 

166.  Eassirer  ist  der  Handlungsgehülfe,  welchen  ein  Kaufmann  mit 
specieller  förmlicher  Vollmacht  zu  einem  bestimmten  kaufmännischen  Ge- 
schäft ermächtigt  hat. 

167.  Auf  die  Kassirer  sind  ebenfalls  die  Bestimmungen  des  vorher- 
gehenden Kapitels  anwendbar,  bis  auf  die  Art.  149,  150,  154,  156  und  165. 

168.  Jeder  Vermerk,  welchen  ein  Kassirer,  dem  diese  Befogniss 
ertheilt  ist,  in  die  Handelsbücher  einträgt,  wird  als  von  seinem  Prinzipal 
eingetragen  betrachtet. 

169.  Es  bestehen  zu  Recht  die  Verträge,  welche  der  Kassirer  mit 
den  Korrespondenten  seines  Prinzipals  abgeschlossen  hat,  wenn  letzterer 
denselben  mitgetheilt  hat,  dass  der  Kassirer  befugt  ist,  Verträge  einzugehen, 
sofern  derselbe  darin  seine  Befugnisse  nicht  überschritten  hat. 

170.  Die  aus  den  von  einem  Kassirer  unterzeichneten  Briefen  resul- 
tirenden  Verbindlichkeiten  sind  nur  wirksam,  wenn  der  Prinzipal  seine  Kor- 
respondenten davon  in  Kenntniss  setzt,  dass  er  denselben  hierzu  ermächtigt  hat 

171.  Wenn  ein  in  gehöriger  Weise  ermächtigter  Kassirer  Waaren  für 
seinen  Prinzipal  in  Empfang  nimmt,  ohne  etwas  an  der  Menge  und  Be- 
schaffenheit derselben  auszusetzen,  so  ist  keine  Reklamation  weiter  zulässig, 
als  diejenige,  welche  dem  Prinzipal  freistehen  würde,  wenn  die  Uebergabe 
an  ihn  persönlich  stattgefunden  hätte. 

172.  Hat  ein  Kassirer  die  Befugniss,  en  gros  oder  auch  en  detail 
in  einem  Lager  oder  Laden  zu  verkaufen,  so  ist  er  gleichfalls  befugt,  den 
Preis  des  Verkauften  einzuziehen  und  darüber  zu  quittiren ;  schliesst  er  aber 
Zeitverkäufe  en  gros  ab,  oder  soll  der  Preis  dafür  ausserhalb  des  Lagers  oder 
Ladens  gezahlt  werden,  so  ist  es  unerlässUch,  dass  der  Prinzipal  die 
Quittungen  unterzeichnet,  oder  dass  der  Kassirer  Specialvollmacht  hiezu  besitzt. 

173.  Jede  ausserordentliche  Ausgabe  oder  jeder  Verlust,  welchen  der 
Kassirer  als  eine  unmittelbare  und  direkte  Folge  seines  Dienstes  erleidet, 
müssen  ihm  vom  Prinzipal  vergütet  werden,  falls  nicht  etwas  anderes  ver- 
einbart worden  ist. 

KAPITEL  V. 

Von  den  Frachtführern. 

174.  Frachtführer  ist  denen  ige,  welcher  den  Transport  von  Waaren 
zu  Lande,  auf  Flüssen ,  Seen  oder  schiffbaren  Kanälen  von  einer  Partei  la 
einer  andern  gegen  eine  Prämie  übernimmt,  die  er  mit  dem  KaufjoianB, 
von  dem  er  die  Waaren  empfangen  hat,  und  der  Befrachter  heisst,  ver- 
ein bait  hat. 

175.  Dieser  Vertrag  ist  als  perfekt  anzusehen,  sobald  die  Parteien 
einen  Frachtbrief  ausgestellt  haben,  welcher  enthalten  mnss: 

1.  die   Namen    und    den    Wohnort   des    Verladers,    des   Frachtführers 
und  des  Konsignatars; 

2.  das  Datum  des  Abgangs  der  Ladung  nebst  dem  Ort  und  der  Frist^ 
wo  und  wann  die  Ablieferung  bewirkt  werden  soll;    . 

3.  die    Bezeichnung   der    Waaren    nach    Beschaffenheit,    Gewicht   und 
Marken  oder  äusseren  Merkzeichen  der  Ballen; 

4.  die  Transportprämie; 

5.  die  Entschädigung,  zu  welcher  sich  der  Frachtführer  im  Falle  einer 
Verzögerung  verpflichtet; 

6.  die  Unterschrift  beider  Kontrahenten. 
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176.  Das  Original  des  Frachtbriefes  bleibt  in  Händen  des  Fracht- 
führers, der  Verlader  kann  aber  ein  von  ihm  unterzeichnetes  Duplikat  ver- 
laDgen,  um  es  dem  Konsignatar  zu  übermitteln. 

177.  Durch  den  Frachtbrief  werden  alle  über  den  Vertrag  entstehen- 
den Streitigkeiten  entschieden,  ohne  dass  gegen  dessen  Inhalt  andere  Ein- 
wendungen zulässig  sind,  als  die  der  Fälschung  oder  des  Irrthums  bei  der 
Abfassung.  Nur  in  Ermangelung  eines  Frachtbriefes  können  die  übrigen 
gesetzlichen  Beweise  stattfinden. 

178.  Der  Frachtführer  haftet  für  die  Waaren,  sobald  er  sie  vom  Ver- 
lader empfangen  hat,  und  er  muss  sie  dem  Konsignatar  in  demselben 
Zustande  und  in  der  Frist,  welche  aus  dem  Frachtbriefe  hervorgehen, 
abliefern. 

179.  Wenn  die  dem  Frachtführer  überlieferten  Waaren  verloren  gehen 
oder  abhanden  kommen,  so  muss  er  deren  Werth  gemäss  der  im  Fracht- 
briefe festgestellten  Bezeichnung  vergüten ,  ohne  dass  Beweise  oder  rechtliche 
Behauptungen  gegen  das  in  dieser  Bezeichnung  ausdrücklich  oder  nicht  Fest- 
gestellte gestattet  sind» 

180.  Wenn  der  Frachtführer  die  Waaren  innerhalb  der  vereinbarten 
Frist  nicht  abliefert,  so  ist  von  ihm  lediglich  die  Entschädigung,  zu  der  er 
sich  verpflichtet  hat,  zu  verlangen ;  verzögert  er  aber  die  Ablieferung  bis  zu 
der  doppelten  der  vereinbarten  Frist,  so  hat  er  ausserdem  die  Nachtheile  zu 
ersetzen,  welche  dem  Verlader  dadurch  erwachsen  sind. 

181.  Ist  über  die  Ablieferungsfrist  keine  Vereinbarung  getroffen,  so 
ist  der  Frachtführer  nur  verpflichtet,  die  Waaren  bei  seiner  nächsten  Reise 
nach  dem  Bestimmungsort  zu  schaffen. 

182.  Dem  Ermessen  des  Frachtführers  ist  es  überlassen,  den  Weg  zu 
wählen,  der  ihm  am  meisten  zusagt,  mit  der  Massgabe,  dass  er  sich  direkt 
nach  dem  Ort  der  Ablieferung  der  Waaren  begiebt ;  ist  aber  ein  bestimmter 
Weg  vereinbart  worden,  so  darf  er  von  demselben  nicht  abweichen,  ohne 
für  den  Schaden  zu  haften ,  und  er  hat  ausserdem  die  für  diesen  Fall  ange- 
drohte Strafe  verwirkt. 

183.  Nachdem  die  Waaren  dem  Frachtführer  überliefeiii  worden,  und 
bevor  dieselben  am  Bestimmungsort  eingetroffen  sind,  kann  der  Verlader 
die  Konsignation  derselben  ändern,  wenn  er  jenem  das  Duplikat  des  Fracht- 
briefes zuruckgiebt.  Wenn  diese  Abänderung  darin  besteht,  dass  der  Fracht- 
führer einen  anderen  Weg  einschlagen  oder  nach  einem  entfernteren  Ort 
reisen  soll,  so  haben  sich  beide  über  die  entsprechende  Abänderung  der 
Transportprämie  zu  verständigen.  Ohne  diese  Verständigung  ist  der  Fracht- 
fuhrer   nur  verpflichtet,  seinen  ersten  Vertrag  zu  erfüllen. 

184.  Hat  zwischen  dem  Frachtführer  und  dem  Verlader  gar  keine 
Vereinbarung  stattgefunden,  so  fallt  letzterem  jede  Beschädigung  zur  Last, 
welche  die  Waaren  während  des  Ti-ansports  durch  Zufall,  höhere  Gewalt 
oder  durch  ihre  fehlerhafte  eigene  Beschaffenheit  erleiden,  sofern  dies  der 
Frachtführer  nachweist ;  kann  er  es  nicht  nachweisen,  oder  ist  die  Beschädi- 
gung durch  dolus  oder  culpa  des  Frachtführers  entstanden,  so  haftet  er 
dafür. 

185.  Bei  jedem  anderen  Ereigniss ,  als  den  im  vorhergehenden  Artikel 
erwähnten,  fallen  dem  Frachtführer  die  Beschädigungen  und  Verminderungen 
der  ihm  überlieferten  Waaren  zur  Last,  wenn  er  nicht  beweist,  dass  in  dem 
Frachtbriefe  die  Beschaffenheit  oder  die  Menge  derselben  falsch  angegeben 
worden  ist. 

186.  Der  Konsignatar  ist  zur  Annahme  der  in  Folge  der  Beschädi- 
gungen unbrauchbar  gewordenen  Waaren  nicht  verpflichtet  und  kann  vom 
Frachtführer  den  Werth  derselben  zu  dem  am  Platze  laufenden  Preise  fordern. 
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187.  Wenn  unter  den  beschädigten  Waaren  sich  einige  vollständige 
und  fehlerfreie  Stucke  befinden,  so  muss  sie  der  Eonsignatar  gesondert  vod 
den  übrigen  in  Empfang  nehmen,  und  ebenfalls  diejenigen,  deren  Beschädi- 
gung nur  eine  Minderung  ihres  Preises  verursacht  hat,  indem  er  vom  Fracht- 
führer die  Deckung  der  Differenz  bis  zur  Höhe  des  laufenden  Platzpreises, 
nach  dem  Ermessen  Sachverständiger,  fordern  kann. 

188.  Die  Waaren,  über  deren  Zustand  bei  der  Ablieferung  zwiscb«i 
dem  Frachtführer  und  dem  Eonsignatar  Streit  entsteht,  müssen  von  Sach- 
verständigen untersucht  werden,  welche  von  den  Parteien  übereinstinifDeDd 
oder  von  der  Handelsjunta  ernannt  werden.  Die  Sachverstandigen  müssen 
ihr  Gutachten  schriftlich  abgeben ,  und  die  Parteien  können ,  falls  sie  mit 
demselben  nicht  einverstanden  sind,  von  ihrem  Recht  nach  Ermessen  Gebrauch 
macheu,  indem  die  Waaren  inzwischen  hinterlegt  werden  müssen. 

189.  Ebenfalls  müssen  die  vom  Frachtführer  befdrderten  Waaren  nieder- 
gelegt werden,  wenn  der  Konsignatar  die  Annahme  derselben  verweigert  oder 
nicht  an  dem  Orte  anwesend  ist,  welchen  der  Frachtbrief  angiebt. 

190.  Die  Thiere,  Fuhrwerke,  Schiffe,  Ausrüstuugsgegenstände  und 
sonstige  Geräthschaften  zum  Transport  haften  speciell  für  äie  vom  Fracht- 
führer abgelieferten  Waaren.  Ebenso  sind  letztere  für  die  Transportprämie. 
sowie  für  die  Kosten  und  Abgaben,  welche  der  Frachtführer  bei  ihrem 
Transport  zu  decken  gehabt  hat,  verhaftet,  dessen  Anspruch  darch  das 
Falliment  des  Konsignatars  unberührt  bleibt. 

191.  Wenn  mehrere  Frachtführer  auf  einander  folgen,  so  geht  der 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Anspruch  an  den  letzten  über,  der  die 
Waaren  dem  Konsignatar  aushändigt 

192-     Der  Frachtführer  kann  diesen  Anspruch  innerhalb  eines  Monats 

nach  Ablieferung  der  Waaren  geltend  machen  und,  wenn   dieselben   in  den 

Besitz  eines  Dritten  übergegangen  sind,  binnen  den  drei  ersten  Tagen  nach 

'  dieser  Thatsache.     Falls  er  diese  Fristen  versäumt,  wird  er  nur  als  Gläubiger 

eines  persönlichen  Anspruchs  gegen  den  Konsignatar  betrachtet. 

193.  Jede  Reklamation  von  Seiten  des  Konsignatars  wegen  Beschä- 
digung oder  Verminderung  der  ihm  von  dem  Frachtführer  überlieferteo 
Waaren  muss  innerhalb  24  Stunden  nach  der  Uebergabe  derselben  erhoben 
werden;  nach  Ablauf  dieser  Zeit  ist  dieselbe  unstatthaft,  und  eben  desswegen 
darf  auch  der  Konsignatar  die  Zahlung  der  Fracht  nicht  länger  aufschieben. 

194.  Nach  Erfüllung  des  Vertrages  beiderseits  haben  die  Parteien  die 
Frachtbriefe  auszuwechseln,  und  die  gegenseitigen  Verbindlichkeiten  und 
Ansprüche  sind  als  erloschen  zu  betrachten.  Kann  dem  Frachtführer  da 
Duplikat  nicht  zurückgegeben  werden,  welches  er  dem  Verlader  übei||^ebeQ 
hat,  so  genügt,  dass  der  Konsignatar  ihm  eine  Quittung  über  die  Ab- 
lieferung ausstellt,  worin  er  diesen  Umstand  erwähnt. 

195*  Die  Bestimmungen  dieses  Kapitels  finden  in  allen  ihren  Theilen 
auf  die  Personen  Anwendung,  welche  Handelsgegenslände  von  einem  Ort  zum 
andern  schaffen,  sei  es  als  Lieferanten  oder  Transportkommissionäre  oder 
als  Maulthiertreiber  oder  Fuhrleute,  von  denen  im  bürgerlichen  Gesetzbuch, 
Kapitel  VIII,  Titel  IX,  Buch  III,  die  Rede  ist. 

KAPITEL  VI. 

Von  den  Versicherern.. 

196.  Versicherer  ist  derjenige,  welcher  gegen  eine  gewisse  mit  einem 
Kaufmann  vereinbarte  Prämie  sich  verpflichtet,  ihm  für  die  Schäden  zu 
haften,  welche  seine  Waaren  beim  Transport  von  einem  Ort  zum  anderen  er- 
leiden können. 
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197.  Der  Versicherungsvertrag  ist  nur  zu  Gunsten  des  Eigenthümers 
der  Waaren  oder  desjenigen,  welcher  irgend  einen  Anspruch  darauf  hat, 
vrirksam;  der  Frachtführer  kann  selbst  als  Versicherer  auttreten. 

198.  Der  Versicherungsvertrag  ist  durch  eine  schriftliche  Police  ent- 
^veder  privatim  oder  vor  einem  Notar  oder  durch  Vermittelung  eines  Mäklers 
genau  zu  formuliren. 

199.  Die  unter  Vermittelung  eines  Mäklers  ausgestellten  Policen  haben 
hinsichtlich  aller  gesetzlichen  Wirkungen  dieselbe  Kraft,  v^ie  die  öffentlichen 
Urkunden. 

200.  Wenn  der  Versicherungsvertrag  durch  eine  private  Police  ge- 
schlossen wird,  muss  jede  Partei  ein  Exemplar  mit  demselben  Inhalt  erhalten. 

201.  Jede  Versicherungspolice  muss  enthalten: 

1.  den  Ort  und  das  Datum  des  Vertrags; 

2.  den  Namen  und  den  Wohnort  des  Versicherers,  des  Versicherten 
und  des  Frachtführers  der  Waaren; 

3.  die  besondere  Beschaffenheit  der  Waaren,  die  Anzahl  und  Marken 
der  Ballen,  sowie  den  den  Waaren  beigelegten  Werth;  wird  nur 
ein  Theil  dieses  Werthes  versichert,  so  muss  dies  ausdrücklich 
bemerkt  werden; 

4.  die  Art  der  Gefahren,  für  welche  der  Versicherer  sich  verpflichtet, 
die  Dauer  des  Vertrages  und  die  Art  und  Weise,  wie  er  für  die 
versicherten  Summen  haften  soll; 

5.  die  vereinbarte  Versicherungsprämie,  sowie  die  Zeit,  den  Ort  und 
die  Form  der  Zahlung; 

6.  den  Ort,  wo  der  Versicherer  die  Waaren  in  Empfang  nehmen,  wo 
er  dieselben  abliefern,  und  den  Weg,  welchen  der  Frachtführer  ein- 
schlagen soll. 

202.  Der  Werth,  auf  den  die  versicherten  Waaren  abgeschätzt  werden- 
darf nicht  den  laufenden  Preis  des  Platzes  übersteigen,  nach  welchem  die, 
selben  konsignirt  sind;  jeder  Ueberschuss  desselben  wird  bezüglich  des  Ver- 
sicherten so  betrachtet,  als  wenn  er  in  der  Versicherungspolice  nicht  ver- 
merkt ist. 

203.  Sind  in  der  Versicherungspolice  keine  Gefahren  irgend  welcher 
Art  ausdrücklich  ausgeschlossen,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  Verpflichtung 
des  Versicherers  sich  auf  alle  Schäden  erstreckt,  welche  die  Waaren  erleiden 
können. 

204.  Wenn  die  Waaren  einen  Schaden  erleiden,  dessen  Risiko  in 
der  Versicherungspolice  ausgeschlossen  ist,  so  muss  der  Versicherer  denselben 
binnen  24  Stunden  vor  der  Behörde  nachweisen,  welche  sich  am  nächsten 
dem  Orte  des  Ereignisses  befindet;  unterlässt  er  es,  so  hat  er  dafür  aufzu- 
kommen. 

205.  In  allen  Fällen,  welche  im  vorstehenden  Kapitel  vorgesehen 
sind,  haben  die  Versicherer  dasselbe  Recht,  wie  die  Verlader  und  Konsig- 
natare, wegen  der  während  des  Transports  vorgekommenen  Beschädigungen 
oder  Verminderungen  die  Waaren-  oder  Frachtführer  der  versicherten  Gegen- 
stände in  Anspruch  zu  nehmen. 

Allgemeine  Bestimmungen  zu  diesem  Buch. 

206.  Keiner,  dem  der  Handelsbetrieb  gesetzlich  verboten  ist,  darf 
Faktor,  Kassirer,  Frachtführer  oder  Versicherer  sein. 

207.  Alle  diejenigen,  die  es  sind,  sowie  die  Kommissionäre  sind,  in 
Betreff  dessen,  was  sich  auf  ihre  Obliegenheiten  bezieht,  während  der  Dauer 
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derselben  verpflichtet,  die  allgemeiDen  Gesetze  und  PolizeiverordnungöiT  sow 
sie  jeden  betreffen,  streng  zu  befolgeo.     Für  die  Ordnungs-  und  soBSti^'»^  j 
Strafen,  welche  sie  durch  ihre  Kontraventionen  verwirken,  haften   sie  direfc  ; 
es  sei  denn,  dass  sie  diese  mit  Wissen  ihrer  betreffenden  Prinzipale  begaa^: 
haben,  in  welchem  Falle  die  Strafen    gegen    das  Vermögen  oder  die  Per*./ 
der  letzteren  gerichtet  werden. 

208.  Das  Ergebniss  der  Ordnungsstrafen,  welche  in  den  durch  'h- 
gegenwärtige  Buch  bestimmten  Fällen  auferlegt  werden,  fliesst  in  die  Staacr 
kasse,   um  zu  den  Kosten  der  Justizverwaltung  beizutragen. 


Buch  n. 

Von   den   Handelsverträgen. 

TITEL  L 
Von  dem  Handelsvertrag  im  Allgemeinea. 

Einziges  Kapitel. 

209.  Als  Handelsverträge  gelten  alle  Verträge,  welche  die  Kaufleate 
durch  die  Hulfsagenten  des  Handels  nach  den  Vorschriften  im  Titel  H  de^ 
Buches  I  abschliessen. 

210.  Handelsverträge  sind  auch  diejenigen,  welche  die  Kaafleute  für 
sich  oder  durch  ihre  Vertreter  vollziehen,  wenn  dieselben  sich  auf  Waarec. 
Wechsel  oder  andere  indossable  Handelswerthe  beziehen.^) 

211.  Die  Handelsverträge  können  im  Allgemeinen  abgeschlossec 
werden: 

1.  durch  öffentliche  Urkunde; 

2.  durch  Vermittelung  eines  Mäklers,  sei  es  vermittelst  eines  Scheines 
oder  auf  Grund  der  Eintragungen  seines  Hauptbuches; 

3.  durch  Privaturkunde; 

4.  durch  Briefwechsel; 

5.  mundlich,  wenn  die  Summe  nicht  250  Pesos  übersteigt. 

212.  Von  den  Bestimmungen  im  vorhergehenden  Artikel  sind  die- 
jenigen Handelsverträge  ausgeschlossen,  zu  deren  Abschluss  im  gegenwärtigen 
Gesetzbuche  besondere  Förmlichkeiten  und  Solemnitäten  festgesetzt  sind. 


^)  Durch  Art.  2  des  Dekrets  vom  8.  August  1842  sind  ausserdem  als  Handels- 
akte erklärt: 

1.  jeder  Verkauf  von  Waaren  und  Effekten  zum  Zwecke  des  Weiterverkaufs; 

2.  jeder  Vertrag  über  Waaren,  Wechsel  oder  andere  indossable  Werthe  unter 
rersonen  jeder  Klasse; 

3.  jeder  Vertrag  zwischen  Eaufleuten  und  ihren  Agenten  über  Handelsakte  oder 
über  den  Dienst  und  das  Gehalt,  das  sie  sich  gegenseitig  schulden. 
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213.  Jeder  Handelsvertrag  richtet  sich  im  Allgemeinen  nach  den  Vor- 
schriften des  Titels  III  des  Buches  I  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  soweit 
dieselben  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  nicht  entgegen  laufen  und 
auf  die  Beschaffenheit  der  Ilandelsgegenstände  anwendbar  sind. 

214.  Wenn  ein  Mäkler  den  Handelsvertrag  vermittelt,  so  ist  dieser 
perfekt,  so  bald  dessen  Vorschläge  von  beiden  Kontrahenten  ausdrücklich 
angenommen  worden  sind. 

215.  Wenn  die  Offerte  brieflich  erfolgt,  so  ist  der  Vertrag  als  ab- 
geschlossen zu  erachten^  sobald  derjenige,  an  welchen  der  Brief  gerichtet 
Avorden,  unter  Annahme  der  Offerte  darauf  antwortet  Ist  in  dem  Vor- 
schlage oder  in  der  Antwort  irgend  eine  Bedingung  enthalten,  so  entsteht  nur 
sann  ein  Vertrag,  wenn  beide  Parteien  über  diese  Bedingung  einig  ge- 
worden sind. 

216.  Enthält  der  Handelsvertrag  eine  8trafe  gegen  die  Partei,  welche 
^egen  denselben  verstösst,  so  kann  die  andere  entweder  die  Erfüllung  des 
Vertrages  oder  die  Zahlung  der  Strafe  beanspruchen,  wenn  sie  aber  einen 
von  beiden  Ansprüchen  erhebt,  so  ist  der  andere  erloschen. 

217.  Jede  Urkunde  eines  in  der  Republik  abgeschlossenen  Handels- 
vertrages muss  in  Spanischer  Sprache  abgefasst  sein,  und  die  Parteien  haben 
alle  darin  nothigen  Radirungen,  Verbesserungen  oder  Einschaltungen,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit,  mit  ihrer  Unterschrift  zu  bestätigen. 

218.  Wenn  in  einem  im  Auslande  geschlossenen  Handelsvertrage, 
welcher  in  der  Republik  zur  Ausführung  kommen  soll,  Münzen,  Gewichte 
oder  Maasse  vorkommen,  die  von  den  Bolivianischen  abweichen,  so  muss  die 
lleduktion  derselben  auf  die  laufenden  des  Ijandes  durch  UebereinHunft  der 
Parteien  oder  nach  dem  Ermessen  Sachverständiger  stattfinden.  Dasselbe 
muss  geschehen,  wenn  zur  Bezeichnung  von  Münzen,  Gewichten  oder  Maassen 
allgemeine  Ausdrücke  in  dem  Vertrage  gebraucht  worden  sind,  welche  auf 
andere,  als  die  in  Bolivien  bekannten  Werthe  oder  Mengen  anwendbar  sind. 

219.  Ausser  den  von  den  Parteien  oder  gesetzlich  festgesetzten  werden 
in  der  Republik  weder  Respekt-,  noch  Gefalligkeits-  oder  irgend  welche 
andere  Tage,  welche  die  Erfüllung  der  Handelsverträge  aufschieben,  anerkannt. 

220.  Bei  den  Handelsverträgen,  zu  deren  Erfüllung  eine  Frist  fest- 
gesetzt worden  ist,  wird  der  Tag  des  Abschlusses  nicht  mitgerechnet,  wenn 
es  nicht  so  stipulirt  ist.  Auch  ist  keine  Klage  zulässig,  bevor  die  fest- 
gesetzte Frist  abgelaufen  ist. 

221.  Wenn  die  Parteien  keine  Frist  im  Vertrage  festgesetzt  haben, 
so  kann  die  Erfüllung  3  Tage  nach  der  Vollziehung  gefordert  werden. 

222.  Jede  zur  Erfüllung  eines  Handelsvertrages  verpflichtete  Partei 
geräth  in  Verzug,  sobald  sie  nach  Ablauf  der  Frist  von  der  andern  auf- 
gefordert oder  ihr  der  von  einem  Richter  oder  Notar  aufgenommene  Protest 
gegen  die  Schäden  und  Nachtheile  zugestellt  worden  ist. 

223.  Die  Handelsverträge,  welche  die  vom  Handelsbetrieb  gesetzlich 
ausgeschlossenen  Personen  eingehen,  sind  nichtig.  Hat  eine  solche  Person 
unter  Verschweigung  ihrer  Unfähigkeit  einen  Handelsvertrag  abgeschlossen, 
so  muss  sie  allein  erfüllen,  nicht  aber  der  andere  Kontrahent. 

224*  Kein,  von  Personen,  welche  nicht  gewerbemässig  Handel  treiben, 
geschlossener  Vertrag  kann  als  Handelsvertrag  erachtet  werden,  selbst  wenn 
derselbe  Waaren,  Wechsel  oder  andere  indossable  Werthe  betrifft.*) 


')  Modificirt  durch   Art.   2   des   Dekrets   vom   8.   August   1842,  cfr.   !Note   zn 
Art.  210. 
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TITEL  n. 
Vom  Vertrag  der  Handelsgesellscliaft. 

KAPITEL  I. 
Von  den  verschiedenen  Arten  der  Handelsgesellschaften. 

225.  Vier    Arten    yon    HaDdelsgesellschaften    können     eingegsa| 
werden,  nämlich: 

1.  die  Kollektivgesellschafi;  (ofiEene  Gesellschaft); 

2.  die  Kommanditgesellschaft; 

3.  die  anonyme  Gesellschaft; 

4.  die  Gelegenheitsgesellschaft  oder  die  Gesellschafl  auf  gemeinst^ 
liehe  Kechnung. 

226.  Eine  Kollektivgesellschaft  ist  diejenige,  welche  im  Namen  i 
Gesellschafter,  deren  Rechte  und  Pflichten  gemeinschaftlich  sind,  H.'j 
treibt,  ohne  dass  irgend  ein  Mitglied,  das  ihr  zur  Zeit  nicht  angebr>n, 
ihre  Handelsfirma  mit  aufgenommen  werden  darf. 

227.  Kommanditgesellschaft  wird  diejenige  genannt,  in  welcher  9 
oder  mehrere  Gesellschafter  die  Gelder  einlegen,-  damit  ein  anderer  «i 
andere  Gesellschafter  die  Verwaltung  ausschliesslich  in  ihrem  Namen  ük 
nehmen,  indem  jene  den  Folgen  der  Unternehmungen  der  letzteren  cä 
werfen  sind.  Diejenigen,  welche  die  Gelder  einlegen,  heissen  KoniCi 
ditisten,  diejenigen,  welche  dieselben  verwalten,  einfach  Gesellschafter. 

228.  vie  anonyme  Gesellschaft  besteht  darin,  dass  ein  Kapital  duah 
stimmte  Aktien  gebildet  wird,  um  es  für  einen  oder  mehrere  Zwecke  zt 
wenden,  welche  der  Unternehmung  den  Namen  geben,  indem  die  Verwal 
Mandataren    übertragen    wird,  welche    die  Gesellschafter   nach  Belieben 
setzen  können. 

229-  Eine  Gelegenheitsgesellschaft  wird  eingegangen,  wenn  e 
Kaufleute  sich  an  den  gewöhnlichen  Geschäften  anderer  betheiligen, 
sie  einen  Theil  des  Kapitals  einlegen,  um  verhältnissmässig  an  dem  G< 
zu  participiren.  Da  diese  Gesellschaft  nur  eine  gelegentliche  ist,  so  qaa 
liegt  sie  auch  nicht  den  Förmlichkeiten  der  anderen,  wie  an  der  betreffesfli 
Stelle  erwähnt  werden  wird. 

KAPITEL  H. 
Von  der  Art,  eine  Handelsgesellschaft  zu  errichten. 

230.  Jede   Handelsgesellschaft    wird    durch    einen   Vertrag    e; 
welcher  in  der  Weise  abgeschlossen  wird,  wie  es  im  Art.  1186  des  b 
liehen  Gesetzbuches  angegeben  ist. 

231.  Die  Kollektiv-,  Kommandit-  und  anonymen  Handelsgesellsc! 
müssen    auf   Grund    einer    öffentlichen    Urkunde    gebildet    werden,   wie! 
enthält: 

1.  den  Namen  und  den  Wohnort  der  Kontrahenten; 

2.  den  Titel  oder  die  Benennung  der  Gesellschaft; 

3.  die  Angabe  derjenigen,  welche  dieselbe  verwalten  und  die  ¥iru 
führen  sollen; 

4.  die  Einlage  eines  jeden  Gesellschafters,  sei  es  in  baarem  Gelde.  a 
ForderuDgen  oder  Effekten,  und  den  Werth,  welcher  den  letitf"*;! 
beigelegt  wird,  und  die  bei  der  Abschätzung  massgebenden  Gms:- 
lagen; 
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5.   den  Theil  an  dem  Gewinn  und  Verlast,  welcher  jedem  Kapitalisten 

und  jedem  Industriellen  zukommen  soll; 
6-   den  Handelszweig,  welchem  die  Gesellschaft  sich  widmen  will; 

7.  die  Zeitdauer  der  Gesellschaft; 

8.  die  Summen,  welche  jedem  Gesellschafter  für  seine  Privatausgaben 
jährlich  anzuweisen  sind,  und  die  Art,  wie  die  anderen,  im  Falle 
einer  Ueberschreitung,  zu  entschädigen  sind; 

9.  die  Art  und  Weise  der  Vertheilung  des  gemeinschaftlichen  Vermögens 
•             nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft; 

10.  die  Unterwerfung  unter  Schiedsrichter  bei  den  Streitigkeiten  und 
die  Art  und  Weise,  dieselben  zu  ernennen,  sowie  alles  übrige  gesetz- 
lich Erlaubte,  was  die  Gesellschafter  vereinbaren  wollen. 

232.  Alle  Zusätze  oder  Reformen,  welche  In  den  Verträgen  dieser 
Gesellschaften  nach  erfolgter  Ausfertigung  der  Urkunden  nöthig  erscheinen, 
müssen  durch  neue  Urkunden  mit  den  gleichen  Förmlichkeiten  vor- 
genommen werden. 

233.  Nach  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  eine  der  drei  oben  erwähnten 
Oesellschaften  kontrahirt  worden  ist,  oder  nach  Beendigung  des  Unter- 
xiehmens,  welches  Zweck  derselben  gewesen  war,  können  sie  nur  durch  einen 
neuen  Vertrag  verlängert  werden, 

234-  Sobald  in  einem  anderen  Falle,  als  den  beiden  im  vorhergehenden 
Artikel  vorgesehenen,  eine  der  drei  besagten  Gesellschaften  aufgelöst  werden 
soll,  muss  dieser  Akt  durch  eine  Urkunde  erfolgen. 

235.  Weder  Privaturkunden,  noch  Zeugenbeweis  können  gegen  den 
Inhalt  der  Gesellschaftsurkunden  zugelassen  werden,  indem  alle  Verein- 
barungen, welche  die  Gesellschafter  ausserhalb  derselben  treffen,  unwirk- 
sam sind. 

236.  Sind  dergleichen  Vereinbarungen  durch  eine  Privaturkunde  fest- 
gesetzt worden,  so  hat  dieselbe  weiter  keine  Wirkung,  als  dass  damit  die 
Gesellschafter  zur  Ausfertigung  der  Gesellschaftsurkunde  veranlasst  werden 
können,  ohne  dass  sie  inzwischen  irgend  ein  gesellschaftliches  Unternehmen 
beginnen  dürfen. 

KAPITEL  IIL 

Von  der  Kollektivgesellschaft. 

237.  Die  Gelder  und  Geschäfte  der  Kollektivgesellschaft  können  von 
allen  Gesellschaftern  oder  von  einem  derselben  mit  Vollmacht  der  übrigen 
verwaltet  werden.  Wenn  alle  Gesellschafter  Verwalter  sind,  so  müssen  sie 
sämmtliche  die  Gesellschaft  betrefPenden  Handlungen  gemeinschaftlich  vor- 
nehmen. 

238.  Alle  Gesellschafter,  mögen  sie  Verwalter  sein  oder  nicht,  haften 
solidarisch  für  die  Folgen  der  Unternehmungen,  welche  im  Namen  der 
Gesellschaft  von  den  zu  diesem  Zweck  ermächtigten  Gesellschaftern  aus- 
geführt werden. 

239.  Ebenso  haftet  die  Gesellschaft  für  die  Privathandlungen  der 
nicht  zur  Verwaltung  ermächtigten  Gesellschafter,  sofern  deren  Namen  in 
der  Handelsfirma  enthalten  sind,  unbeschadet  des  Regressrechtes  der  Mit- 
gesellschafter gegen  dieselben. 

240.  Ist  der  Handelszweig,  den  die  Gesellschaft  betreiben  soll,  fest- 
gesetzt,  so  können  die  Gesellschafter  für  eigene  Rechnung  Geschäfte  anderer 
Art  unternehmen,  es  sei  denn,  dass  eine  entgegenstehende  Bestimmung  ge- 
troffen ist. 
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241»  Damit  die  Gesellschafter  gleiche  Unternehinangen  vornehmen ' 
können,  wenn  der  Handelszweig  der  Gesellschaft  nicht  bestimmt  ist,  mössec 
sie  die  Genehmigung  derselben  erlangen,  und  die  Gesellschaft  darf  dies«' 
nur  dann  verweigern,  wenn  sie  beweisen  kann,  dass  ihr  daraus  ein  positiver 
Nachtheil  erwachsen  würde.  Der  Gesellschafter,  welcher  ohne  diese  Ge- 
nehmigung Geschäfte  für  eigene  Rechnung  unternimmt,  muss  allein  den 
etwaigen  Verlust  tragen ,  den  Gewinn  aber  zu  Gunsten  der  Gesellschalt  ab- 
treten. 

242.  Jedem  Gesellschafter  steht  es  frei,  die  Bücher  und  den  Stani 
der  Verwaltung  zu  prüfen,  sowie  die  den  gemeinschaftlichen  Nutzen  fordera- 
den  Reklamationen  zu  erheben ,  so  weit  es  der  Gesell^chaftsvertra^ 
gestattet. 

243.  Zu  den  Eollektivgesellschaften  können  Kommanditgesellschafier 
zugelassen  werden,  auf  welche  alsdann  die  Bestimmungen  der  Kommandit- 
gesellschaften in  Anwendung  kommen,  ohne  dass  die  andern  desshalb  auf- 
hören, den  Vorschriften,  die  für  sie  besonders  bestehen,  zu  unterließen. 

KAPITEL  IV. 

Von  der  Kommanditgesellschaft 

244.  Bei  dem  Handelsbetrieb  der  Kommanditgesellschaft  kann  das 
Kapital  derselben  in  Aktien  urfd  diese  in  Antheile  zerlegt  werden.  Anch 
können  Kreditscheine  ausgegeben  werden,  welche  dieselben  im  Handel  ver- 
treten, aber  nur  nachdem  deren  Werth  in  die  Gesellschuftskasse  gezahlt  i>t. 
und  nicht  eher,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  hierfür  Seitens  der  Konsignatare 
der  emittirten  Kreditscheine. 

245.  Die  Gesellschafter,  deren  Namen  in  der  Handelsfirma  der 
Gesellschaft  enthalten  sind,  haften  solidarisch  für  alle  Unternehmungen  de^ 
selben.  Die  Kommanditisten  haften  nur  bis  zu  dem  Betrag  der  Gelder, 
welche  sie  in  die  Gesellschaft  eingelegt  haben  oder  einlegen  sollen. 

246.  Den  Kommanditisten  ist  untersagt,  ihre  Namen  in  die  Handels- 
firma der  Gesellschaft  aufnehmen  zu  lassen,  bei  Strafe  der  solidarischen 
Haftbarkeit,  wie  die  Geschäftsführer.  Auch  dürfen  sie  sich  nicht  in  irgend 
einen  Verwaltungsakt  einmischen,  selbst  nicht  in  der  Eigenschaft  von  Bevoll- 
mächtigten derselben. 

KAPITEL  V. 

Von  der  anonymen  Gesellschaft. 

247.  Die  anonymen  Gesellschaften  müssen,  bevor  sie  ihre  Unter- 
nehmungen beginnen,  die  zur  Leitung  und  ökonomischen  Verwaltung  der 
Gesellschaft  gehörigen  Statuten  festsetzen.  Sowohl  letztere,  als  auch  die 
Urkunden  über  die  Errichtung  der  Gesellschaft  sind  von  dem  bezüglichen 
Handelsgericht  zu  prüfen  und  zu  genehmigen,  ohne  welches  Erfordernis> 
diese  Gesellschaft  keinen  Handel  treiben  darf. 

248.  Diese  Gesellschaften  führen  keine  Handelsfirma,  noch  eine  andere 
Benennung,  als  die  des  Zweckes,  zu  dem  sie  gebildet  werden.  Ihre  Ver- 
walter werden  den  Statuten  gemäss  ernannt  und  die  Verantwortlichkeit  der- 
selben wird  nach  den  Vorschriften  dieser  Statuten  geregelt. 

249.  Für  die  Geschäfte  der  Verwalter  haftet  das  Vermögen  der  Ge- 
sellschaft, welches  aus  den  Kapitalien  und  dem  sich  ansammelnden  Gewinne 
besteht;  allein  die  Haftung  eines  jeden  Gesellschafters  beschränkt  sich  oar 
auf  den  Antheil,  den  er  daran  hat. 
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250.  Die  Aktien  der  Gesellschafter  können  im  Handel  durch  an- 
erkannte Ereditscheine  repräsentirt  und  in  Antheile  von  gleichem  Werthe 
serle^t  v^erden,  sofern  ihre  Emission  nach  den  Vorschrifken  des  Art.  244 
erfolgt. 

251.  Werden  die  Ereditscheine  nicht  emittirt,  so  kann  das  Eigenthum 
derselben  durch  Eintragung  in  die  Bücher  der  Gesellschaft  festgestellt  und 
ilire  XJebertragung  an  Andere  durch  eine  bezügliche  Erklärung  bewirkt 
werden,  welche  der  Cedent  unmittelbar  unter  die  Eintragung  setzt  und 
unterzeichnet.  Ohne  die  Erfüllung  dieses  Erfordernisses  ist  die  Cession 
der   Gesellschaft  gegenüber  unstatthaft. 

252-  Die  Cedenten  der  eingetragenen  Aktien,  welche  den  vollen  Be- 
trag derselben  nicht  eingezahlt  haben,  bleiben  für  die  Zahlung  verhaftet, 
^^elche  die  Cessionaro  zu  leisten  haben.,  wenn  die  Gesellschaft  das  Recht 
bat,   dieselbe  zu  fordern. 

EAPITEL  VI. 
Von  den  Pflichten  der  Gesellschafter. 

253.  Die  Gesellschafter  sind  verpflichtet,  sämmtliche  in  der  Yertrags- 
urkunde  enthaltenen  erlaubten  Vereinbarungen  gewissenhaft  zu  erfüllen.  Für 
Alles,  was  darin  nicht  vorgesehen  worden  ist,  gelten  folgende  Bestimmungen. 

254.  Wenn  die  Einlage  eines  Gesellschafters  in  Forderungen  besteht, 
so  werden  ihm  dieselben  erst  in  Rechnung  gut  geschrieben,  wenn  sie  realisirt 
sind.  Wenn  dies  durch  die  Exequiruog  des  Schuldners  nicht  zu  erreichen 
ist,  so  ist  der  Gesellschafter  verpflichtet,  den  Betrag  der  Forderungen  un- 
verzüglich zu  decken.  Dasselbe  ist  anzunehmen,  falls  der  Gesellschafter  mit 
der  Exekution  gegen  den  Schuldner  nicht  einverstanden  ist. 

255*  Wenn  ein  Gesellschafter  seine  Einlage  in  Effekten  bewirkt  hat 
und  die  Art  der  Abschätzung  derselben  in  der  Urkunde  nicht  angegeben  ist, 
so  soll  diese  Massnahme  durch  Sachverstandige  erfolgen,  welche  die  Parteien 
ernennen,  und  die  späteren  Vermehrungen  oder  Verminderungen  gehen  für 
Rechnung  der  Gesellschaft. 

256.  Was  auch  immer  der  Grund  sei,  aus  dem  ein  Gesellschafter 
die  Einzahlung  seiner  Einlage  nicht  zur  bestimmten  Zeit  bewirkt,  so  kann 
die  Gesellschaft  entweder  exekutivisch  gegen  sein  Vermögen  vorgehen  oder 
den  Vertrag  bezüglich  desselben  aufheben  und  von  ihm  ausserdem  das  ent- 
sprechende gesetzliche  Interesse  fordern. 

257.  Es  ist  den  nicht  verwaltenden  Gesellschaftern  untersagt,  den 
Geschäften  der  Verwalter  zu  widersprechen  oder  sie  zu  behindern  oder  die 
Folgen  derselben  zu  vereiteln. 

258.  Gleichfalls  ist  ihnen  untersagt,  die  Verwalter  von  der  Verwaltung 
auszuschliessen,  es  sei  denn  in  den  anonymen  Gesellschaften.  Missbrauchen 
dieselben  aber  die  Verwaltung  oder  entsteht  aus  deren  Geschäftsführung 
irgend  eine  Schädigung  des  gemeinschaftlichen  Vermögens,  so  können  die 
anderen  Gesellschafter  Mitverwalter  bestellen,  welche  alle  ihre  Geschäfte 
beaufsichtigen,  oder  gerichtlich  die  Aufhebung  des  Vertrages  betreiben. 

259.  Es  darf  keine  neue  Verpflichtung  bezüglich  des  Vermögens  der 
Gesellschaft  eingegangen  werden,  wenn  Seitens  der  Verwalter  Widerspruch 
dagegen  erhoben  wird.  Die  in  solchem  Falle  von  einem  Gesellschafter  ein- 
gegangene Verpflichtung  hat  indessen  Gültigkeit,  derselbe  haftet  aber  für 
die  daraus  etwa  entstehenden  Nachtheile. 

260.  Kein  Gesellschalter  darf  für  Privatgeschäfte  von  dem  gemein- 
schaftlichen Vermögen  oder  von  der  Handelsfirma  der  Gesellschaft  Gebrauch 
machen,   bei  Strafe  der  Rückerstattung   der  entnommenen  Summen  in  vier- 
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fächern  Betrage,    des  Verlustes    des  Gewinnes    zu  Gunsten    der  Gesdlscbil 
und  der  Entschädigung  für  sämmtliche  Nachtheile.  ' 

261.  Kein  industrieller  Gesellschafter  darf  ausserhalb  der  Gesellsc 
irgend    ein    Geschäft    betreiben,    ohne    die    ausdrückliche    Erlaabniss 
selben.     Thut  es  einer,  ohne  die  Genehmigung  erlangt  zu  haben,  so  köLj 
die  Kapitalisten   entweder  seinen  etwaigen  Gewinn    sich  zu  Nutzen  macbi 
oder  ihn  aus  der  Gesellschaft  ausschliessen  und  ihm  seinen  etwaigen  Anü 
am  Gewinn  derselben  vorenthalten. 

262.  Die  ausdrückliche  Erlaubniss  der  Gesellschaft  ist  eben&IU  i 
erlässlich,    damit   ein    Gesellschafter   seinen    Antheil    daran   einem   Dria 
übertragen  kann,    oder  damit  er  denselben  in  die  Ausübung  des  Theils 
Verwaltung  substituiren  kann,  welcher  ihm  übertragen  worden  ist. 

KAPITEL  VII. 
Von   den  Fällen,    in   denen  die  Handelsgesellschaften    aufgehob 

nind  aufgelöst  werden. 

263.  Jede  Handelsgesellschaft  kann  in  Bezug  auf  einen  oder  mekd 
ihrer  Gesellschafter  aufgehoben  werden: 

1.  wenn  sie  für  ihre  Privatgeschäfte  vom  gemeinschaftlichen  Verm^ 
oder  von  der  Handelsfirma  Gebrauch  machen; 

2.  wenn  sie  sich  ohne  die  gehörige  Ermächtigung  in  Ausübung  der  Vi 
waltuDgsfunktionen  der  Gesellschaft  einmischen; 

3.  wenn  sie  sich  in  der  Verwaltung  oder  in  der  Führung  der  Bück 
der  Gesellschaft  einen  ßetrug  zu  Schulden  kommen  lassen; 

4.  wenn  sie  der  Aufforderung,    ihre  Einlage  an  die  Kasse  der  Ge: 
Schaft  abzuliefern,  nicht  Folge  leisten; 

5.  wenn  sie  für  eigene  Rechnung  ohne  Genehmigung  der  Gesell 
Handelsgeschäfte  in  den  Fällen  vornehmen,  in  welchen  die  Geneh: 

?;ung  erforderlich  ist; 
älls  sie  sich  entferoen,  wenn  sie  der  Gesellschaft  persönliche 
zu  leisten  verpflichtet  sind,  und  nicht  sofort  bei  der  ersten  AnfTord^ 
zurückkehren,  es  sei  denn,  dass  sie  einen  triftigen  Hindej 
nachweisen,  der  ihre  Rückkehr  unmöglich  gemacht  hat. 

264.  Die  Aufhebung  in  jedem  der  Fälle  des  vorhergehenden  AitiLÄ 
hat  für  den  Gesellschafter,  der  dieselbe  veranlasst  hat,  zur  Folge 

1.  dass  er  aus  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  wird; 

2.  dass  dieselbe  von  ihm  den  Antheil  an  den  erlittenen  Verlag 
einfordert; 

3.  dass  sein  Antheil  am  Vermögen  der  Gesellschaft  zarückbeiuW 
wird,  bis  die  Liquidation  der  zur  Zeit  der  Aufhebung  schweben» 
Geschäfte  stattgefunden  hat.  Ausserdem  soll  in  jedem  beso&ies 
Falle  die  Anordnung  der  betreffenden  Strafe  erfolgen. 

265.  Ungeachtet  der  Aufhebung  und  bis  die  darauf  bezüglichen  Vir 
Schriften  der  Art  25  und  29  erfüllt  worden  sind,  bleibt  für  den  as** 
geschiedenen  Gesellschafter  die  gemeinschaftliche  Haftung  mit  der  Ge-i* 
Schaft  bei  allen  Handlungen  bestehen,  welche  dieselbe  verpflichten. 

266.  Die  Handelsgesellschaften  werden  aufgelöst: 

1.  durch  den  Ablauf  der  in  der  Urkunde  bestimmten  Zeitdauer  oi^ 
durch  die  Beendigung  des  Unternehmens,  zu  welchem  sie  gegriu>i* 
worden  sind; 

2.  in  Folge  des  gänzlichen  Verlustes  der  Kapitalien ; 

3.  durch  den  Tod  eines  Gesellschafters,  es  sei  denn,  dass  nach  (ir^ 
Inhalt  der  Urkunde  seine  Erben  oder  nur  die  überlebende  Ge?tt* 
schafter  die  Gesellschaft  fortsetzen  sollen; 
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4.  in  Folge  des  Wahnsinns  eines  Gesellschafters   oder   einer   anderen 
Ursache,  die  ihn  zur  Verwaltung  seines  Vermögens  unfähig  macht 

5.  in  Folge  des  Falliments  der  Gesellschaft  oder  eines  Gesellschafters 

6.  durch  den  Willen  eines  Gesellschafters,  wenn  die  Gesellschaft  keine 
feste  Zeitdauer  oder  keinen  besti  mmten  Zweck  hat. 

267.  Sind  die  Gesellschaften  au  Aktien  gegründet  worden,  so  können 
sie  nur  in  den  Fällen  ad  1  und  2  des  vorhergehenden  Artikels  aufgelöst 
-werden. 

268.  Wenn  nach  dem  Tode  eines  Gesellschafters  die  überlebenden  die 
Oesellschaft  weiter  fuhren  müssen,  so  participiren  dessen  Erben  sowohl  an 
dem  Ergebniss  der  zur  Zeit  seines  Ablebens  schwebenden  Geschäfte,  als 
auch  derjenigen,  welche  als  Ergänzung  auf  dieselben  folgen. 

269.  Damit  eine  Gesellschaft  von  unbestimmter  Zeitdauer  durch  den 
Willen  eines  Gesellschafters  aufgelöst  werden  kann,  ist  die  Einwilligung  der 
übrigen  unerlässlich,  welche  dieselbe  verweigern  können,  wenn  jener  mala 
fide  verfahrt;  mala  fides  ist  zu  vermuthen,  wenn  er  durch  die  Auflösung 
einen  besonderen  Nutzen  zu  erhalten  beabsichtigt,  den  er  beim  Fortbestehen 
der  Gesellschaft  nicht  erlangt  hätte. 

270.  Kein  Gesellschafter,  welcher  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
betreibt  oder  aus  derselben  freiwillig  scheidet,  darf  den  Äbschluss  der 
schwebenden  Geschäfte  verhindern;  d.  h.  derart,  dass  erst  nach  der  Liqui- 
dation des  gesellschaftlichen  Vermögens  eine  Vertheilung  desselben  statt- 
finden darf. 

271.  Die  Auflösung  der  Handelsgesellschaften  in  jedem  anderen  Falle, 
als  durch  Ablauf  ihrer  Zeitdauer,  hat  zum  Nachtheile  dritter  Personen  keine 
Wirkung,  bis  die  Bestimmungen  der  Art.  25  und  29  erfüllt  sind. 

KAPITEL  VIIL 

Von   der  Liquidation   und  Vertheilung  des  Vermögens   einer 

Handelsgesellschaft. 

272.  Wenn  in  der  Vertragsurkunde  nicht  bestimmt  worden  ist,  in 
welcher  Weise  die  Liquidation  und  Vertheilung  des  gesellschaftlichen  Ver- 
mögens stattfinden  soll,  ist  Folgendes  zu  beobachten. 

273.  Nach  der  gesetzlichen  Auflösung  einer  Gesellschaft  bleiben  die 
Verwalter  nur  befugt,  die  Forderungen  derselben  einzuziehen,  die  bis  dahin 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  und  die  schwebenden  Geschäfte 
zu  beendigen. 

274.  Die  Verwalter  bleiben  auch  Liquidatoren,  wenn  die  Gesellschafter 
nicht  widersprechen;  allein  wenn  einer  derselben  es  verlangt,  so  müssen 
nach  Stimmenmehrheit  zwei  oder  mehrere  Liquidatoren  ausserhalb  oder 
innerhalb  dea  Kreises  der  Gesellschafter  ernannt  werden.  Zu  diesem  Zweck 
wird  eine  Versammlung  sämmtlicher  Gesellschafter  abgehalten,  zu  welcher 
die  abwesenden  zeitig  genug  einberufen  werden  müssen,  damit  sie  derselben 
beiwohnen  können. 

275.  Die  Verwalter,  mögen  sie  als  Liquidatoren  verbleiben  oder  nicht, 
nehmen  in  den  ersten  14  Tagen  nach  der  Auflösung  der  Gesellschaft  das 
Inventar  und  die  Bilanz  des  gemeiui-chafilichen  Vermögens  auf  und  theilen 
das  Ergebniss  den  Gesellschaftern  mit.  Unterlassen  sie  es,  so  kann  die 
Geschäftsführung  der  Verwalter  auf  Antrag  eines  Gesellschafters  einer  Beauf- 
sichtigung unterworfen  werden  und  die  Bilanz  wird  auf  deren  Kosten  von 
den  Intervenienten  aufgestellt. 
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276.  Sind  die  Liquidatoren  nicht  die  Verwalter  selbst,  so  abemebm-^i 
sie  die  Führung  des  gesellschaftlichen  Vermögens  nach  dem  aufgenomoMttt 
Inventar  und  der  Bilanz^  nachdem  sie  eine  Summe  von  gleicher  Höhe  ak 
Kaution  bestellt  haben. 

277.  Mögen  die  Liquidatoren  die  Verwalter  selbst  sein  oder  nkki, 
so  müssen  sie  jeden  Gesellschafter  monatlich  von  dem  Stand  der  Li<{tti 
dation  in  Eenntniss  setzen,  bei  Strafe  der  Absetzung,  wenn  sie  es  unterlft>yi^ 

278.  Ohne  besondere  Ermächtigung  der  Gesellschafter  darfen  die  Liqti* 
datoren  keine  Abreden  oder  Vergleiche  über  die  gesellschaftlichen  Inte^e^sa 
eingehen,  und  sie  sind  für  alle  durch  dolus  oder  culpa  ihrerseits  den^dbei 
zugefügten  Schäden  verantwortlich. 

279.  Nachdem  die  Liquidation  vorgenommen  und  in  einer  VersammluL^ 
welche   auf  Verlangen    eines   jeden    Gesellschafters    zusammenzatretai  si^ 
bestätigt  worden  ist,   gehen  die  Liquidatoren  innerhalb   der    von    der  V 
Sammlung  festgesetzten  Frist  zur  Vertheilung   des    gemeinschaftlichen  Vi 
mögens  über. 

280.  Ergiebt  die  Bilanz  hinreichenden  Gewinn,  um  die  Verpflichtac^ 
der  Gesellschaft  zu  erfüllen,  so  können  die  Kommanditisten,  sobald  die 
quidation  geschehen  ist,  ihre  Einlagen  zurückziehen. 

281.  Hat  die  Vertheilung  stattgefunden,  so  muss  sie  den  Ge^ 
schaftern  mitgetheilt  werden,  damit  sie  binnen  14  Tagen  erklären,  ob  s 
mit  derselben  einverstanden  sind  oder  nicht.  Jede  Reklamation  dagegen  '^ 
besonders  durch  Schiedsrichter  zu  entscheiden,  welche  die  Parteien  in  M 
darauf  folgenden  8  Tagen  ernennen. 

282.  Bei  den  Liquidationen  und  Vertheilungen ,  bei  denen  Miotin 
jährige  betheiligt  sind,  werden  nicht  nur  die  Vormünder  and  Enntoidi 
sondern  auch  der  Fiskal  gehört. 

283.  Keinem  Gesellschafter  darf  der  ihm  bei  der  Vertheilung  zuge&üe« 
Antheil  übergeben  werden,  bis  alle  Passiva  der  Masse  getilgt  sind  ««M 
wenigstens  deren  Betrag  hinterlegt  ist. 

284.  Die  Gesellschaftei-,  welche  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  e:4 
geliehen  haben,  müssen  vor  der  Vertheilung  des  theilbaren  liquiden  ^4 
mögens  befriedigt  werden. 

285.  Die  Summen,  welche  die  Gesellschafter  zu  ihren  Privaiaa^'^ 
erhalten  haben,  sowie  jeder  Vorschuss,    der   ihnen  aus  der   Masse  g< 
worden   ist,  müssen    von   den  ersten   zur  Vertheilung  gelangenden  bans 
abgezogen  werden. 

2936.  Jeder  Gesellschafter  ist  berechtigt,  die  Liquidation  ond  ^t 
theilung  des  gemeinschaftlichen  Vermögens  zu  betreiben  und  von  denL^« 
datoren  jede  gewünschte  Auskunft  über  den  Stand  dieser  Geschäfte  i 
verlangen. 

Sfl7.  Die  Liquidatoren  müssen  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  : 
Bücher  und  Papiere  der  Gesellschaft  aufbewahren,  bis  die  Befriedicci 
Aller,  die  einen  Anspruch  auf  das  Vermögen  derselben  haben,  ^ 
gefunden  hat. 

KAPITEL  IX. 

Von  der  Gelegenheirsgesellschaft. 

288.  Die  Gelegenheitsgesellschaften  können  in  jeder  beliebigen  urkct« 
liehen  Form  geschlossen  werden,  ohne  dass  eine  ö£fentliche  Urkunde  duU> 
ist.  Dieselben  haben  keine  Handelsfirma  und  keinen  grosseren  Kredi'.  ^ 
den  Namen  des  mit  den  Geschäften  betrauten  Gesellsdiafters,  dessen  Ver 
antwortlichkeit  Dritten  gegenüber  persönlich  ist 
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289.  ßezQglich  der  Pflichten  der  Gesellschafter  unter  sich,  ist  bei 
der  Geiegenheitsgesellschafb,  was  den  Zweck  des  Unternehmens  anbetrifft,  die- 
selbe  Gegenseitigkeit  erforderlich,  wie  bei  den  anderen. 

290.  Der  Liquidator  bei  diesen  Gesellschaften  ist  dasselbe  Mitglied, 
welches  die  Negociation  geleitet  hat,  und  das,  sobald  dieselbe  beendigt  ist, 
den  übrigen  Gesellschafltern  Rechenschaft  über  das  Resultat  geben  und  die 
zum  Beweis  gehörigen  Dokumente  vorlegen  muss. 

Gemeinschaftliche  Bestiminungen  für  die  neun  vorhergehenden 

Kapitel. 

291.  Wenn  eine  Gesellschaft  bei  der  Bestimmung  ihres  Gründungs- 
zweckes nur  den  allgemeinen  Ausdruck  „Handel^  gewählt  hat,  so  sind  die 
Manufakturen  darin  nicht  mit  einbegriffen,  und  die  Bestimmung  des  Art.  241 
findet  keine  Anwendung  auf  dieselben. 

292.  Wenn  in  dem  Vertrage  der  Antheil  nicht  bestimmt  worden  ist, 
welchen  die  Gesellschafter  am  Gewinn  haben  sollen,  so  wird  dieser  im  Ver- 
haltniss  der  Einlage  eines  Jeden  vertheilt  und  die  industriellen  Gesell- 
schafter mit  demjenigen  Kapitalisten  gleichgestellt,  dessen  Einlage  die 
niedrigste  ist. 

293  Die  Verluste  sind  in  demselben  Verhältniss  unter  die  Kapita- 
listen zu  vertheilen,  wobei  die  industriellen  Gesellschafter  ausgeschlossen 
bleiben,  es  sei  denn,  dass  stipulirt  worden  ist,  dass  sie  ebenfalls  an  denselben 
participiren. 

^4.  Bezüglich  einiger  Wirkungen  des  gesellschaftlichen  Handels- 
betriebes können  diejenigen  Hundlungsgehülfen  als  Gesellschafter  betrachtet 
werden,  denen  zur  Belohnung  ihrer  Arbeit  ein  Antheil  am  Gewinn  gewährt 
worden  ist,  welchen  sie  unwiderruflich  fortbeziehen,  wenn  sie  denselben  in 
der  in  ihren  Engagements  bestimmten  Zeit,  und  nicht  früher  erhalten  haben. 
295.  In  keiner  Handelsgesellschaft  darf  den  Gesellschaftern  die  Prüfung 
der  Dokumente  verweigert  werden,  welche  den  aufgestellten  Bilanzen  zur 
Grundlage  dienen,  ausgenommen  in  den  Aktiengesellschaften^  wenn  die 
Gesellschafter  übereingekommen  sind,  dass  diese  Prüfung  in  einer  be- 
sonderen Weise  erfolgen  spU,  und  alle  sich  dem  Kesultat  derselben  unter- 
werfen. 

296'  Den  Kommanditisten  und  Aktionären  der  anonymen  Gesell- 
sellschaften  ist  es  nicht  gestattet,  irgend  eine  Pr.üfung  oder  Nachforschung 
der  Verwaltung  der  Gesellschaft  in  einer  anderen  Form  und  zu  einer  anderen 
Zeit  vorzunehmen,  als  den  in  der  Urkunde  oder  in  den  Statuten  ange- 
gebenen. 

297.  Jede  Gesellschaft  muss  ihren  Mitgliedern  die  Ausgaben  vergüten, 
welche  ihnen  die  Erledigung  der  Geschäfte  derselben  verursacht.  Auch 
muss  sie  ihnen  den  Schaden  ersetzen,  welchen  sie  direkt  und  unmittelbar 
durch  den  Betrieb  solcher  Geschäfte  erleiden,  jedoch  dann  nicht,  wenn  der 
Schaden  durch  eine  von  ihnen  unabhängige  andere  Ursache,  eigene  Schuld, 
oder  einen  Zufall  herbeigeführt  worden  ist. 

298.  Keine  Gesellschaft  erwirbt  ein  Recht  auf  die  Geschäfte,  welche 
ihre  Mitglieder  in  eigenem  Namen  und  mit  eigenen  Mitteln  vornehmen, 
noch  haftet  sie  für  dieselben,  wenn  letztere  zu  denjenigen  gehören,  welche 
den  Gesellschaftern  nicht  verboten  sind. 

299.  Es  ist  den  Gesellschaftern  bei  der  Kollektiv-  and  der  Kom- 
manditgesellschaft untersagt,  aus  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  eine  grössere 
Summe  zu  entnehmen,    als  ihnen    zu    ihren  Privatausgaben  angewiesen  ist. 

Sl* 
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Wenn  einer  dieses  Verbot  verletzt,  so  können  ihn  die  anderen  zam  Ersatz 
des  Ueberschusses  anhalten  oder  aus  der  Masse  eine  nach  der  Einlage  eines 
jeden  verhältnissmässige  Summe  herausnehmen. 

300.  Jeder  Schaden,  der  den  Interessen  der  Qesellschaft  darch  dolus, 
culpa  oder  Missbrauch  seiner  Befugnisse  von  Seiten  eines  Gesellschafters 
zugefügt  wird,  verpflichtet  denselben  zum  Ersatz,  wenn  die  anderen  es  ver- 
langen, sofern  aus  einer  Handlung  der  letzteren  nicht  deducirt  werden  kann, 
dass  sie  die  Handlung,  durch  welche  der  Schaden  verursacht  worden  ist, 
gebilligt  haben. 

301.  Zur  Tilgung  der  Privatschulden  eines  Gesellschafters  darf  dessen 
Einlage  aas  der  Kasse  der  Gesellschaft  nicht  herausgenommen  werden; 
allein  der  Antheil,  der  ihm  bei  der  Liq^uidation  zukommt,  kann  mit  Beschlag 
belegt  werden,  damit  die  Privatgläubiger  denselben  zu  der  2ieit  erhalten. 
in  welcher  der  Schuldner  ihn  hätte  erhalten  können. 

302.  In  den  Kommandit-  und  anonymen  Gesellschaften  kann  die  im 
vorhergehenden  Artikel  erwähnte  Beschlagnahme  nur  dann  stattfinden,  wenn 
die  Ansprüche  des  Schuldners  nur  durch  Eintragung  feststehen,  ohne  dass 
ein  Ereaitschein  nach  den  Bestimmungen  des  Art  250  ausgegeben  worden  ist 

303.  Im  Falle  des  Falliments  einer  Gesellschaft,  können  die  Privat- 
gläubiger nicht  mit  den  Gläubigern  der  Masse  konkurriren,  sondern  müssen 
warten,  bis  die  Forderunfi^en  der  letzteren  getilgt  sind,  um  ihre  Ansprüche 
auf  den  Ueberrest  geltena  zu  machen. 

304.  Wenn  die  Gläubiger  des  Falliments  wegen  der  Gemeinschaftlich- 
keit der  gesellschaftlichen  ^rpflichtungen  das  Yermogeo  des  Scholdners 
beanspruchen  und  die  Privatgläubiger  ein  Vorrecht  auf  dasselbe  besitzen,  so 
können  sie  mit  jenen  in  den  Eonkurs  eintreten  und  den  Vorrang,  der  ihnen 
zukommt,  erlangen. 

305.  Wenn  das  besondere  Vermögen  der  Gesellschafter  nicht  in  das- 
jenige der  Gesellschaft  mit  eingeschlossen  ist,  so  kann  dasselbe  nicht  eher 
der  Exekution  zur  Tilgung  der  gesellschaftlichen  Schulden  unterworfen 
werden,  bis  das  Vermögen  der  GeseUschaftsmasse  exequirt  worden  ist. 

306.  Jede  Streitigkeit  unter  den  Gesellschaftern  wird  durch  Schieds- 
richter entschieden,  möge  es  so  im  Vertrage  bestimmt  worden  sein,  oder 
nicht.  Die  Schiedsrichter  werden  von  den  Parteien  innerhalb  der  Frist  be- 
stellt, welche  im  Vertrage  festgesetzt  ist  oder  sonst  vom  Gericht  bestimmt 
wird. 


TITEL  ffl. 

Von  dem  Handelsverkauf  und  -TauBch. 

KAPITEL  I. 

Von  den  Bedingungen  des  Handelsverkaufs. 

307.  Es  giebt  zweierlei  Arten  von  Handelsverkauf,  nämlich  Verkauf 
im  Grossen  (en  gros)  und  im  Kleinen  (en  detail).  Verkauf  im  Grossen  ist 
deijenige,  welcher  pack-,  ballen-,  kisten-,  sack-,  korb-  oder  fussweise,  und 
Verkauf  im  Kleinen,  der  in  geringeren  Mengen  ausgeführt  wird.^) 


<;  Gfr.  Art  5  and  die  dort  allegirten  Yerordnungeii  vom   14.  Juni  1848  and 
10.  Hai  1860,  S.  468. 
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SQB.  Damit  der  Verkauf  einer  Sache  als  Handelsverkauf  angesehen 
werden  kann,  müssen  folgende  Umstände  gleichzeitig  zusammentreffen: 

1.  dass  die  Sache  beweglich  ist  und  aus  in-  oder  ausländischen  Früchten 
oder  Kunsterzeugnissen  besteht; 

2.  dass  der  Verkäufer  gewerbemässig  positive  Handelsgeschäfte  betreibt; 

3.  dass  der  Ankauf  Behufs  Wiederverkaufs  geschieht. 

309*  Der  Handelsverkaufsvertrag  kann  nicht  wegen  Läsion  auf- 
gehoben werden,  aber  der  Anspruch  auf  Schadensersatz  ist  gegen  den  Kon- 
trahenten zulässig,  der  beim  Abschluss  des  Vertrages  dolose  verfahren  ist. 

310.  Jede,  bei  den  kaufmännischen  Verkäufen  unter  dem  Namen  der 
Arrha  tibergebene  Summe  wird  als  Zahlung  für  Rechnung  des  Kaufpreises 
angesehen,  es  sei  denn,  dass  vereinbart  worden  ist,  dieselbe  zu  vcnleren, 
um  Yom  Vertrage  zurücktreten  zu  können. 

311.  Der  Verkauf  von  Waaren,  bei  dem  der  Käufer  die  Bedingung 
gestellt  hat,  dieselben  erst  zu*  prüfen,  ist  erst  perfekt,  wenn  die  Prüfung 
geschehen  ist,  falls  ein  neues  Uebereinkommen  zwischen  den  Parteien  nicht 
zu  Stande  kommt. 

312-  Ebensowenig  sind  bis  zu  einer  neuen  Abrede  der  Parteien  die- 
jenigen Verkäufe  perfekt,  welche  vollzogen  worden  sind,  ohne  die  Waaren 
gesehen  zu  haben,  oder  wenn  dieselben  nach  der  im  Handel  bekannten 
Beschaffenheit  nicht  klassificirt  werden  können. 

313.  Hat  ein  Verkauf  nach  Mustern  oder  mit  Angabe  der  im  Handel 
bekannten  Beschaffenheit  der  Waare  stattgefunden,  so  wird  derselbe  als  ab- 
geschlossen erachtet,  wenn  die  Waare  mit  den  Mustern  oder  mit  der  fest- 
gesetzten Beschaffenheit,  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger,  übeiein- 
stimmend  befunden  wird.  Wenn  nach  diesem  Gutachten  keine  solche  Ueber- 
einstimmung  vorliegt,  so  kann  der  Vertrag  aufgehoben  werden,  und  der 
Verkäufer  bleibt  für  die  Schäden  und  Nachtheile  verhaftet. 

KAPITEL  H. 

Von  den  Verpflichtungen  des  Verkäufers. 

314.  Sobald  der  Verkäufer  und  der  Käufer  über  den  Preis  der  Sache 
einig  geworden  sind,  ist  ersterer  verpflichtet,  dieselbe  aufzubewahren  wie 
ein  Depositar.  Ist  keine  Frist  für  die  üebergabe  vereinbart,  so  hat  er  die 
Sache  während  der  ersten  24  Stunden  nach  Abschluss  des  Vertrages  zur 
Verfügung  des  Käufers  zu  halten. 

315.  Verändert  oder  veräussert  der  Verkäufer  die  verkaufte  Sache,  so 
hat  er  dem  Käufer  bei  seiner  Reklamation  derselben  eine  andere  nach  Art, 
Beschaffenheit  und  Menge  gleichwerthe  zu  übergeben.  Wenn  dies  unmöglich 
ist,  so  muss  er  ihm  den  Werth  der  Sache  nach  dem  Ermessen  Sach- 
verständiger vergüten,  welche  denselben  unter  Berücksichtigung  des  Gewinnes 
feststellen,  den  der  Käufer  beim  Wiederverkauf  am  Platze  hätte  erlangen  können. 

316.  Die  Beschädigungen,  welche  die  dem  Käufer  nicht  gelieferten 
Sachen  selbst  durch  Zufall  erleiden,  fallen  dem  Verkäufer  zur  Last: 

1.  sofern  sie  keine  besonderen  Merkzeichen  ihrer  Identität  aufweisen 
und  mit  anderen  derselben  Gattung  vermischt  sind; 

2.  in  den  Fällen,  in  denen  dem  Käufer  das  Recht  zusteht,  dieselben 
zu  prüfen,  bevor  der  Verkauf  perfekt  wird; 

3.  wenn  sie  nach  Zahl,  Gewicht  oder   Maass  abzuliefern  sind; 

4.  wenn  im  Vertrage  die  Bedingung  gestellt  worden  ist,  die  Üebergabe 
bis  zu  einer  bestimmten  Frist  nicht  vorzunehmen  oder  erst  dann, 
wenn  die  Sache  sich  im  Zustande  der  Üebergabe  befiudct. 
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317.  Wenn  die  verkaufte  Sache  in  einem  der  im  yorherf^DGei 
Artikel  aufgeführten  Fälle  untergeht  oder  verdirbt,  so  rnnss  der  Verkk&r 
den  ihm  bereits  gezahlten  Preis  zurückerstatten. 

318.  Kein  Verkäufer  darf  dem  Käufer  eine  Faktura  über  die  Wu« 
verweigern,  die  er  ihm  verkauft  hat,  indem  er  am  Fusse  derselben  üb« 
den  Preis  oder  den  Theil  desselben,  den  er  erhalten  hat,  Quittung  lösten  maä 


KAPITEL  m. 
Von  den  Verpflichtungen  des  Käufers. 

319.  Sobald  der  Vertrag  über  den  Verkauf  abgeschlossen  ist,  katdfl 
Käufer  die  Verpflichtung,  den  Preis  der  Sache  zu  zahlen,  indem  er  diesii 
den  darauf  folgenden  zehn  Tagen  bewirken^  kann,  wenn  keine  andere  Fnl 
bestimmt  worden  ist. 

320.  Sollte  der  Käufer  den  Preis  in  der  vereinbarten  Frist  nü 
zahlen,  so  muss  er,  vom  Ablauf  derselben  an,  den  gesetzlichen  Zins  tqI 
dem  Betrage  desselben  entrichten,  und,  so  lange  die  Sache  in  Händen  <k 
Verkäufers  bleibt,  geniesst  letzterer  vor  jedem  Gläubiger  das  Vorrecht! 
seine  Forderung  in  der  Höhe  des  besagten  Preises  und  Zinses. 

321.  Ausser  den  in  dem  Art.  316  vorgesehenen  Fällen,  sind  alleBi 
Schädigungen,  welche  die  verkauften  Sachen  nach  dem  Abschluss  des  Td 
träges  erleiden,  zu  Lasten  des  Käufers,  es  sei  denn,  dass  dieselben  dmtil 
Betrug  oder  Culpa  des  Verkäufers  entstanden  sind. 


KAPITEL  IV. 

Von  der  Uebergabe  bei  den  Handelsverkäufen. 

322.  Kein  Käufer  kann  die  Uebergabe  der  gegen  Baarzahlan^  ^ 
kauften  Sachen  verlangen,  ohne  den  Preis  sogleich  bei  der  Uebergabe  »• 
selben  durch  den  Verkäufer  zu  zahlen. 

323.  Wenn  der  Verkäufer  die  Sache  am  verabredeten  Termin  nii 
liefert,  kann  der  Käufer  entweder  die  Aufhebung  des  Vertrages  oderk 
Ersatz  der  durch  den  Verzug  entstandenen  Nachtheile  fordern. 

324.  Wenn  der  Mangel  der  Lieferung  am  festgesetzten  Termic  b 
dem  Untergange  oder  der  Deterioration  der  Sache  durch  unvorhergesfl««* 
Ereignisse  ihren  Grund  hat,  ohne  Culpa  des  Verkäufers,  so  wird  letzt«« 
von  jeder  Haftung  frei  und  der  Vertrag  von  Rechtswegen  au%ehobeD. 

325.  Wenn  der  Verzug  in  der  Uebergabe  der  Sache  Seitens  i^ 
Käufers  eintritt,  so  kann  sich  der  Verkäufer  an  das  Gericht  wenden,  weki^r 
die  Hinterlegung  der  Sache  anordnet.  Dasselbe  geschieht,  wenn  der  Käa^ 
die  Annahme  der  Sache  verweigert;  allein  in  beiden  Fällen  steht  es  <ie::^ 
Verkäufer  frei,  die  Zahlung  des  Preises  sofort  zu  fordern  oder  die  Aj> 
hebung  des  Vertrages  zu  veranlassen. 

326.  Die  Kosten  des  Transports  der  verkauften  Sache  nach  dem  D??»* 
situm  in  den  Fällen  des  vorhergehenden  Artikels,  sowie  diejenigen  für  m^ 
Erhaltung  und  die  Gefahren,  denen  sie  während  ihres  Aufentl^ts  da^el^' 
ausgesetzt  ist,  fallen  dem  Käufer  zur  Last. 

327.  Bei  den  Verkäufen,  welche  mehrere  Sachen  zusammen  betreffe. 
kann  der  Käufer  nicht  gezwungen  werden,  dieselben  theilweise  zu  emp&D^' 
willigt  er  aber  darin  ein,  so  bleibt  der  Vertrag  bezuglich  der  bereite  öl*" 
lieferten  unwiderruflich,    unbeschadet   seines  Hechtes   gegen   den  Verkaüi»?'- 
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von    ihm   den    Kest   oder  den  Ersatz  der  betreffenden  Schäden   und  Nach- 
tlieile  zu  Terlangen. 

328.  Von  Seiten  des  Käufers  darf  keine  Reklamation  erhoben  werden, 
sobald  ihm  die  Sachen  nach  Zahl,  Maass  oder  Gewicht  überliefert  wor- 
den  sind. 

329.  Empfangt  der  Käufer  die  Sachen  en  gros,  so  kann  er  nach  Be- 
lieben innerhalb  der  darauf  folgenden  8  Tage  Reklamationen  erheben,  es  sei 
denn,  dass  der  Verkäufer  die  Untersuchung  derselben  bei  der  Uebergabe  ver- 
langt hat,  in  welchem  Falle  jede  Reklamation  unstatthaft  ist. 

330.  Fdr  die  der  Sache  anhaftenden  inneren  Fehler,  welche  bei  der 
Untersuchung  nicht  haben  entdeckt  werden  können,  ist  der  Verkäufer 
während  der  sechs,  auf  die  Uebergabe  folgenden  Monate  verantwortlich. 

331.  Der  Verkäufer  trägt  die  Kosten  der  Uebergabe  der  Sache,  bis 
<ier  Käufer  dieselbe  in  Empfang  nimmt,  und  der  letztere  diejenigen  der  Aus- 
fuhr der  Sache  aus  dem  Orte,  wo  die  Uebergabe  stattgefunden  hat,  un- 
beschadet desjenigen,  was  beide  vereinbaren. 

332.  Der  Handelstauschvertrag  richtet  sich  in  Allem  nach  dem  Ver- 
kaufsvertrag, und  beide  Kontrahenten  bleiben  der  im  bürgerlichen  Gesetz- 
bucbe  angeordneten  Gewährleistung  unterworfen,  in  der  Weise,  wie  es  das- 
selbe festsetzt. 

333.  Beide  Verträge  müssen  nach  den  Bestimmungen  in  den  Tit.  VI 
und  VIII  des  Buch  III  des  eben  erwähnten  Gesetzbuchs  geregelt  werden, 
sofern  dieselben  den  gegenwärtigen  nicht  entgegenstehen  und  auf  die  Natur 
der  Handelsgegenstände  anwendbar  sind. 


TITEL  IV. 

Von  dem  HandelBdarlehn,  dem  Handelsdepositmn  und 
der  HandelBbürgBchaft. 

334.  Die  Verträge  über  Handelsdarlehn,  -Depositum  und  -Bürgschaft 
müssen  den  Gesetzen  des  Civilgesetzbuches  unterworfen  werden,  welche  das 
betreffende  hierüber  festsetzen,  so  weit  letztere  auf  die  Natur  der  Handels- 
gegenstände anwendbar  sind,  unbeschadet  der  Einschränkungen  und  Er- 
weiterungen, welche  die  drei  folgenden  Kapitel  enthalten. 

KAPITEL  I. 
Von  dem  Handelsdarlehn. 

335-     Damit  ein  Darlehn  ein  Handelsdarlehn  sei,  ist  erforderlich: 

1.  dass  der  Darlehnsgeber  und  der  Nehmer,  oder  wenigstens  der  letztere, 
gewerbemässig  positive  Handelsgeschäfte  betreiben; 

2.  dass  der  Darlehnsvertrag  unter  der  ausdrücklichen  Bedingung  ab- 
geschlossen werde,  die  geliehene  Sache  beim  Handelsbetrieb  zu  ver- 
wenden. 

336.  Bei  jedem  Handelsdarlehn  auf  Zinsen  müssen  letztere  in  baarem 
Gelde  stipulirt  werden,  selbst  wenn  ersteres  in  natura  gegeben  worden  ist. 
Die  Zinsen  laufen  für  die  ganze  Zeit,  für  welche  die  Rückerstattung  des 
Kapitals  verzögert  wird. 
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337.  Wenn  keine  Zinsen  stipulirt  sind  und  der  DarlehnsDehmer  ans 
freien  Stücken  solche  zahlt,  so  kann  er  dieselben  nur  in  so  weit  zarack- 
fordern,  als  letztere  den  gesetzlichen  Zinsfuss  übersch reiten. ^ 

338*  Wenn  der  Darleiher  eine  Quittung  über  das  ihm  zurückgezahlte 
Kapital  ausgestellt  hat,  ohne  sich  die  Reklamation  von  Zinsen  Yorzabehalten, 
so  werden  dieselben  als  erlassen  angesehen. 

339.  Bei  einem  Handelsdarlehn  sind  Zinseszinsen  unzulässig.  Jedcck 
können  in  Folge  einer  Uebereinkunft  der  Parteien  oder  eines  gerichtlicher 
vollstreckbaren  Urtheils  die  fälligen  exigiblen  Zinsen  zum  Kapital  geschlagefl 
werden  und  im  Verhältniss  der  Erhöhung  desselben  Zinsen  tragen. 

340*  Die  Zinsen,  welche  nach  Anstellung  der  Klage  und  während  des 
Prozesses  gegen  den  Darlehnsnehmer  fällig  werden,  dürfen  in  keinem  Falle 
zum  Kapital  geschlagen  werden. 

341.  Es  steht  den  Parteien  völlig  frei,  den  Zins  der  Handelsdarlehne 
sowie  die  Höhe  des  Diskontos  von  Wechseln  und  sonstigen  indossablea 
Handelswerthen  nach  Uebereinkunft  festzusetzen. 

KAPITEL  n. 

Von  dem  Handelsdepositum. 

342-  Damit  das  Depositum  ein  Handelsdepositum  sei,  müssen  folgende 
Umstände  zusammentrefiEen : 

1.  dass  sowohl  der  Deponent,  als  der  Depositar  gewerbemässig  positive 
Handelsgeschäfte  betreiben; 

2.  dass  es  Handelsgegenstände    betrifft   und   die  Folge  eines  Handels- 
geschäftes ist. 

343.  Das  freiwillige  Handelsdepositum  wird  ebenso  geregelt  wie  die 
Kommission*),  so  dass  der  Deponent  und  der  Depositar  allen  den  Kom- 
mittenten und  den  Kommissionär  betreffenden  Vorschriften  unterworfen 
bleiben. 

344.  Jeder  kaufmännische  Depositar,  der  von  den  deponirten  Geldern 
oder  Gegenstanden  Gebrauch  macht,  muss  von  dem  Tage,  an  dem  er  es  thui, 
den  gesetzlichen  Zins  dieses  Betrages  entrichten,  unbeschadet  seiner  Yer- 
urtheilung  nach  den  Bestimmungen  des  Strafgesetzbuches,  wenn  er  sich 
einen  schwereren  Missbrauch  eines  solchen  Vertrauens  zu  Schulden  kom- 
men lässt. 

345.  Besteht  das  Depositum  in  Urkunden  von  Forderungen,  welche 
Zinsen  tragen,  so  muss  der  Depositar  dieselben  einziehen,  sowie  alle  zur 
Erhaltung  ihres  Werthes  und  der  gesetzlichen  Wirkungen  erforderlichen 
Massnahmen  treffen. 

KAPITEL  HL 

Von  der  Handelsbürgschaft. 

346.  Als  eine  kaufmännische  ist  die  Burgschaft  zu  erachten,  welche 
zur  Sicherung  eines  über  Handelsgegenstände  und  zwischen  Personen,  die 
gewerbemässig  Handel  treiben,  abgeschlossenen  Vertrages  geleistet  wird,  selbst 
wenn  der  Bürge  ein  anderes  Gewerbe  betreibt. 


^)  Darch  das  Gesetz  vom  5.  November  1840  ist  (Art  l)  auch  für  nichtkinfmänniscfae 
Darlehne  jede  Zinsbeschränkuog  aufgehoben  und  (Art.  2)  Mangels  einer  anderen  Abrede 
der  Zinsfnss  eventuell  auf  6  Prozent  festjfesetzt  worden. 

»)  Cfr.  Buch  I  Tit.  II  Kap.  II,  S.  464. 
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347.  Jede  Handelsbürgschaft  muss  nothweDdi^erweise  schriftlich  geleistet 
werden,  ohne  dieses  Erfordemiss  hat  sie  keine  Wirkung. 

348.  Dem  Bürs:en  steht  es  frei,  mit  dem  Haupt  verpflichteten  zu  ver- 
einbaren, dass  dieser  ihm  eine  Entschädigung  für  die  geleistete  Handelsbürg- 
schaft gewährt;  hat  er  sie  aber  erlangt,  so  kann  er  von  der  Bürgschaft  nicht 
eher  befreit  werden,  als  bis  die  Obligation  getilgt  ist. 


TITEL  V. 
Von  den  indossablen  Handelswerthen. 

Die  Kapitell— XII  (Art. 349— 473)  sind  bereits  in  der  „Vollständigen Sammlung 
der  geltenden  Wechselgesetze  aller  Länder*^  ^  übersetzt  und  hier  nicht  nochmals  zum 
Abdruck  gelangt. 

KAPITEL  Xm. 
Von  den  kaufmännischen  Kreditbriefen. 

474.  Ein  kaufmännischer  Kreditbrief  ist  derjenige,  welchen  ein  Kauf- 
mann an  einen  anderen  Kaufmann  richtet,  indem  er  eine  bestimmte  Summe 
zur  Verfügung  des  Inhabers  anweist,  damit  derselbe  diese  zu  einer  kauf- 
männischen Unternehmung  verwende. 

475-  Jeder  kaufmännische  Kreditbrief  muss  auf  einen  bestimmten 
Inhaber  und  auf  eine  fixirte  Maximalsumme  lauten,  welche  demselben  zur 
Verfugung  gestellt  werden  soll;  ist  diese  Summe  darin  nicht  festgestellt 
worden,  so  ist  der  Kreditbrief  als  ein  einfacher  Empfehlungsbrief  zu  betrachten. 

476.  Der  Aussteller  des  Kreditbriefes  haftet  dem  Adressaten  für  die 
Summe,  welche  letzterer  zur  Verfugung  des  Inhabers  gestellt  hat,  so  weit 
sie  die  in  dem  Kreditbriefe  angegebene  nicht  übersteigt. 

477.  Wenn  der  Inhaber  von  dem  Kreditbriefe  Gebrauch  macht, 
muss  er  die  Identität  seiner  Person  nachweisen,  sofern  es  der  Adressat 
verlangt. 

478.  Der  kaufmännische  Kreditbrief  lässt  keinen  Protest  zu,  noch 
erwirbt  der  Inhaber  durch  denselben  irgend  eine  Klage  gegen  den  Aus- 
steller; wenn  letzterer  denselben  jedoch  zur  Unzeit  und  doloser  Weise  wider- 
ruft, ist  er  dem  Inhaber  für  die  ihm  verursachten  Nachtheile  verantwortlich. 

479.  Wenn  sich  der  Widerruf  des  Kreditbriefes  auf  einen  gerechten 
Grund  stützt,  wie  z.  B.  dass  der  Inhaber  in  Misskredit  gerathen  ist,  so  ist 
der  Aussteller  von  jeder  Haftung  befreit. 

480.  Der  Inhaber  des  Kreditbriefes  hat  dem  Aussteller  die  Summe 
zurückzuerstatten,  welche  er  auf  Grund  desselben  erhalten  hat,  wenn  er  diese 
nicht  zuvor  in  seinen  Händen  gelassen  hat,  bei  Strafe,  im  Wege  der  Exe- 
kution Zahlung  leisten  zu  müssen,  unter  Entrichtung  des  gesetzlichen  Zinses 
von  dem  Tage  der  Anstellung  der  Klage  an,  und  des  Coursunterschiedes 
zwischen  dem  Platze  der  Uebergabe  und  demjenigen,  wo  die  Rückzahlung 
stattfinden  soll. 

481.  Hat  der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  innerhalb  der  ihm  be- 
zeichneten Frist  keinen  Gebrauch  davon  gemacht,  so  muss  er  denselben  dem 
Aussteller  zurückgeben,  sobald  er  dazu  aufgefordert  wird,  und  in  Ermange- 
lung desselben  für  seinen  Betrag  Bürgschaft  leisten,  bis  der  Adressat  meldet, 
dass  er  von  dem  Widerruf  Kenntniss  genommen  hat. 

*)  Vollständige  SammUmg  der  geltenden  Wechselgesetze  al'er  Länder  von  Dr. 
S.  Borchardt  etc.    Berlin  1871.    Bd.  I 
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Gemeinschaftliche  Bestimmungen  zu  diesem  Buch. 

482.  Die  in  diesem  Buche  bezeichneten  Fristen  sind  Nothfiristai  ui 
lassen  weder  eine  Prorogation,  noch  eine  Restitution  zu,  um  in  den  tqw 
schiedenen  darin  vorgesehenen  Fällen  die  aus  den  HandelsyerträgeD  e 
stehenden  Ansprüche  geltend  zu  machen. 

483.  Es  ist  allen  Gerichten  und  Richtern  untersagt,  irgend  ent 
Frist  ohne  die  Einwilligung  der  Gläubiger  zu  gewähren,  wodorch  die  E> 
iuUung  der  Verpflichtungen,  welche  von  den  Handelsvertragen  he^^fihrcll^ 
aufgeschoben  werden  kann. 

484.  Jeder  Erlass,  den  die  Gläubiger  von  ihren  Forderungen  nuicbe^ 
kommt  auch  allen  für  dieselben  Haftenden  zu  Gute. 

485.  Jeder  Anspruch,  der  aus  Verträgen  über  indossable  Hand^b 
werthe  herrührt,  und  von  welchem  in  den  ersten  vier  Jahren  nach  Abb« 
dos  in  der  bezüglichen  Urkunde  festgesetzten  oder  des  gesetzlich  bestimm» 
Termins  kein  Gebrauch  gemacht  worden  ist,  ist  als  erloschen  zu  betncbiaJ 

486.  Die  Verjährung  von  Handelssachen  und  -Ansprüchen  uberhiagi 
ist   in  den  Bestimmungen    des  Titels  XXI   des  Buch  UI   des    bürgi^rlicb 
Gesetzbuches  mit  einbegriffen. 


Buch  m. 

Von  den  Fallimenten. 

TITEL  I. 
Von  den  Falliten  und  ihren  Mitschuldigen. 

KAPITEL  I. 
Von  den  verschiedenen  Klassen  der  Falliten. 

487.  Fallit  ist  der  Kaufmann,  der  seine  aus  Handelsvertragen  her- 
rührenden Schulden  nicht  bezahlt ,  nachdem  die  ihm  zu  diesem  Zweck  f!^ 
währten  Fristen  abgelaufen  sind. 

488.  Es  giebt  fünf  verschiedene  Arten  von  Falliten^  und  zwar: 

1.  wegen  Suspension  der  Zahlungen; 

2.  wegen  zurailiger  Insolvenz; 

3.  wegen  schuldbarcr  Insolvenz; 

4.  wegen  betrügerischer  Insolvenz; 

5.  wegen  böswilligen  Falliments  unter  gleichzeitiger  Flucht  des  Falliteii.'' 

489.  Zur  ersten  Klasse  gehört  derjenige,  welcher,  wenn  aucb  b 
Besitz  hinreichender  Mittel,  um  seine  Gläubiger  zu  befriedigen,  zeitweise  ^tt 
Zahlungen  suspendirt  und  die  Gläubiger  um  eine  neue  Frist  oder  eiort 
Aufschub  zur  Zahlung  bittet. 

480.     Fallit    der    zweiten   Klasse  ist  derjenige,    welcher   in  Folge  iü 
fälliger  oder  unvermeidlicher  Unfälle  eine  Verminderung  seines  Vennög«? 


^)  Inhaltlich  entsprechend  dem  Art.  ICOl  des  SpanischenH^O.  B. 
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erlitten  hat  und  deshalb  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  seine  Schulden  ganz 
oder  theilweise  zu  decken. 

491.  Zur  dritten  Klasse  gehören  diejenigen,  welche  ihre  Gläubiger  nicht 
l)efriedigen  können: 

1.  weil  sie  für  sich  selbst  oder  ihre  Familie  im  Verhältniss  zu  ihren 
Einnahmen  übermässige  Ausgaben  gemacht  haben; 

2.  weil  sie  im  Spiel  eine  grössere  Summe,  als  die  gesetzlich  gestattete, 
oder  in  gewagten  Wetten,  Käufen  und  Verkäufen,  sowie  in  anderen 
dem  reinen  Zufall   unterworfenen  Unternehmungen  verloren  haben; 

3.  weil  sie  auf  Kredit  gekaufte  Gegenstände,  deren  Betrag  sie  6  Monate 
vor  der  Erklärung  des  Falliments  schulden,  zu  einem  niedrigeren 
Preise,  als  dem  laufenden,  verkauft  haben. 

492.  Zu  den  Falliten  der  dritten  Klasse  gehören  ferner: 

1.  diejenigen,  welche  in  ihren  HandelsbQchern  die  im  Kap.  IV  Tit.  I 
des  Buch  P)  angeordneten  Erfordernisse  nicht  beobachtet  haben; 

2.  diejenigen,  welche  sich  im  Zustande  des  Falliments  befinden  und 
es  nicht  innerhalb  der  Frist  und  in  der  Form  anzeigen,  die  unten*) 
angegeben  werden; 

3.  diejenigen,  welche  das  Doppelte  der  liquiden  Summe,  welche  aus 
dem  letzten  Inventar  zu  inren  Gunsten  hervorgeht,  seit  der  Auf- 
nahme desselben  bis  zur  Erklärung  des  Falliments  schuldig  gewor- 
den sind; 

4.  diejenigen,  welche  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  ab- 
wesend sind  oder  während  des  Verfahrens  desselben  auf  gerichtliche 
Aufforderung  hierzu  nicht  persönlich  erscheinen,  falls  sie  nicht  ein 
gesetzliches  Hindemiss  nacnweisen  können. 

493.  Falliten  der  vierten  Klasse  oder  betrügerische  sind: 

1.  diejenigen,  welche  in  ihren  Büchern,  Bilanzen,  Notizen  oder  sonstigen 
Urkunden  ihres  Handelsbetriebes  fingirte  Ausgaben,  Verluste  oder 
Schulden  verzeichnet  oder  nicht  vorgenommene  Veräusserungen  vor- 
gespiegelt haben; 

2.  diejenigen,  welche  keine  Handelsbücher  geführt  haben,  dieselben  ver- 
heimlichen, wenn  sie  diese  vorlegen  sollen,  Posten  in  dieselben 
eingetragen  haben,  welche  nicht  zar  rechten  Zeit  und  am  rechten  Or^ 
verzeichnet  worden  sind,  oder  wissentlich  den  Inhalt  derselben  ge- 
strichen oder  sonst  wie  abgeändert  haben; 

3.  diejenigen,  aus  deren  Büchern  die  Ausgabe  oder  das  Vorhandensein 
der  Aktiva  des  letzten  Inventars,  sowie  der  Gelder  und  sonstigen 
Werthe  nicht  hervorgehen,  von  welchen  es  feststeht  oder  erwiesen 
wird,  dass  sie  später  in  seinen  Besitz  gelangt  sind; 

4.  diejenigen,  aus  deren  Büchern  in  Folge  der  Unordnung  die  wahre 
Lage  der  Aktiva  und  Passiva  nicht  erkannt  werden  kann,  unbe- 
schadet der  Ausnahmen,  die  für  diesen  Fall  vorgesehen  sind; 

5.  diejenigen,  welche  in  den  Bilanzen  eine  Summe  Geldes,  Vermögens- 
stücke oder  andere  Werthe  ausgelassen  haben; 

6.  diejenigen,  welche  seit  der  letzten  Bilanz  Wechsel,  die  sie  selbst 
ausgestellt  haben,  an  Jemand  negocirt  haben,  der  ihnen  keine 
Fonds  oder  offenen  Kredit  zur  Verfügung  gestellt  oder  sie  dazu 
nicht  ermächtigt  hat; 


»)  Cfr.  457. 

«)  Titel  n.  Kapitel  I,  S.  493. 
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7.  diejenigen,  welche  in  ihren  Geschäften  Gelder  oder  Effekten  vie^ 
braucht  haben ,  die  sie  in  Kommission,  Verwaltang  oder  Depositn 
hatten ; 

8.  diejenigen,  welche  im  Namen  eines  Dritten  Vermogensstäcke  oi| 
Forderungen  irgend  welcher  Art  für  sich  angekauft  haben; 

9.  diejenigen,  welche  fremde  Wechsel  ohne  Ermächtigang  des  £i^ 
thQmers  negocirt  und  dem  letzteren  den  Erlös  derselben  nicht  rb\ 
mittirt  haben; 

10.  diejenigen,  welche   ihrem   Kommittenten    die   Nogociation,  mit  k 

sie  betraut  worden  waren,  verheimlicht  haben. 
494-     Es  sind  gleichfalls  betrügerische  Falliten  der  vierten  Klasse: 

1.  diejenigen,  welche  erdichtete  Schulden  anerkannt  haben,  ab  s^nA 
werden  diejenigen  vermuthet,  bei  denen  weder  der  Betrag,  noch  dl 
Grund  der  Schuld  ausdrücklich  angegeben  ist,  wenn  nicht  it^  Gl 
gentheil  bewiesen  wird; 

2.  diejenigen,  welche  Zahlungen  anticipirt  haben,  die  erst  nacb  od 
Datum  der  Eröffnung  des  Falliments  exigibel  werden; 

3.  diejenigen,  welche,  nachdem  sie  in  Falliment  erklärt  sind,  ir^ 
einen  dazu  gehörigen  Gegenstand  an  sich  genommen  oder  za  desai 
Beiseiteschaffung  beigetragen  haben; 

4.  diejenigen,  welche  einen  Geleitsbriei  besitzen  und,  vor  Gerieht  m 
laden,  nicht  erscheinen.  • 

485.  Als  Falliten  der  fünften  Klasse  oder  flüchtig  gewordene  Fallca 
sind  diejenigen  zu  erachten ,  welche  mit  den  Büchern  und  Papieren  iW 
Firma,  indem  sie  fremde  Interessen  verheimlichen,  flüchtig  werden  oder  sd^ 
entfernen,  ohne  über  ihre  Schulden  Rechenschaft  abzulegen. 

.486.     Der  gesetzliche  Begriff  des  Falliten  bezieht   sich    nur  aaf 
jenigen,  der  positive  Handelsgeschäfte  betreibt,  und  dessen  Schnlden  aoss 
dem  aus  Handelsverträgen  herrühren.*) 

487.  Jeder  Kaufmann,  welcher  sein  Vermögen  cedirt,  ist  f&r  Mit 
erklären,  selbst  wenn  seine  Schulden  nicht  aus  Handelsverträgen  herröb 
demgemäss  bleibt  er  allen  Bestimmungen  dieses  Buches  unterworfen  ^ 
muss  demgemäss,  nach  den  Yorschrifbn  dieses  Kapitels,  nach  der  entsprecbea- 
den  Klasse  von  Falliten  qüalficirt  werden.*) 


KAPITEL  IL 

Von  den  Mitschuldigen  der  Falliten. 

498.     Für  einen  Mitschuldigen  des  Falliten,    sobald  dieser  seine  Ztii 
lungen  suspendirt  hat,  wird  erklärt: 

1.  jeder,  der    ihm  wissentlich   bei    der  Verheimlichung   oder  Bei^cl^ 
Schaffung  von  einem  Theil  seines  Vermögens  behülflich  ist; 


'}  Diese  Begrenzung  der  Wirkung  des  Falliments  auf  Handelalente  und  ve^^ 
Handelsschulden  ist  auch  aus  dem  Spanischen  Recht  entnommen  (^rt.  1011 1''-^ 
des  Spanischen  H.  G.  B.). 

5  Das  Dekret  vom  8.  August  1842  bestimmt  im  Art.  6:  „Der  Umstand  »IV- 
keine  Bücher  geführt  zu  haben,  oder  die  Unterlassung  der  Förmlichkeiten,  welekeci* 
Handelsgesetzbuch  zur  Buchführung  vorschreibt,  ist  nicht  hinreichend,  um  den  M'^^ 
zu  den  Klassen  2,  4  und  5  zu  rechneu,  die  besagtes  Handelsgesetzbuch  in  denArär-^ 
491,  492,  493  und  495  feststellt,  sofern  die  Gläubiffer  beim  Absehlo-^s  des  Vertrug* 
davon  überzeugt  waren,  dass  der  £etheiligte  weder  lesen,  noch  schreiben  koDfit«>  <f- 
dass  er  unfähig  war,  seine  Bücher  ordnnngsmässig  zu  führen.  Diese  Arnsnahse  }i^ 
die  übrigen,  in  den  angeführten  Artikeln  enthaltenen  unberührt^ 
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2.  leder   der   in  Verabredung  mit  dem  Falliten  den  Inhalt  oder  das 

Datum  einer  wirklichen  Forderung  abändert. 
489.     Nach  Publikation   der  Erklärung   des  Falliments  wird  eben&Us 
£ur  einen  Mitschuldigen  des  Falliten  erklärt: 

1.  der  Mäkler,  welcher  ein  Geschäfb  des  Falliten  vermittelt; 

2.  Jeder,  der  Indossamente  des  Falliten  zulässt; 

3.  jeder,  der  Interessen  des  Falliten  in  Händen  hat  uud  deren  Vor- 
handensein abläugnet  oder  dieselben  nicht  den  Verwaltern  der  Masse 
abliefert,  es  sei  denn,  dass  der  Inhaber  in  einem  anderen  Bezirk 
oder  einer  anderen  Provinz  wohnhaft  ist  und  nachweisen  kann,  dass 
er  die  Ablieferung  nicht  bewirkt  hat,  weil  das  Falliment  daselbst 
nicht  bekannt  geworden  war; 

4.  jeder,  der  nach  Verabredung  mit  dem  Falliten  gegen  denselben  eine 

5anz  oder  theil weise  erdichtete  Forderung  geltend  macht; 
er  Gläubiger,  welcher   zum  Betrüge   der  Masse   mit  dem  Falliten 
einen  Vertrag  privatim  oder  heimlich  abschliesst. 

500.  Diejenigen,  welche  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  gemäss 
in  irgend  einer  Weise  als  Mitschuldige  des  Falliten  erscheinen,  bleiben  dem 
StrJEifgesetzbuche  unterworfen  und  werden  ausserdem  nach  den  bürgerlichen 
Gesetzen  verurtheilt: 

1.  zum  Verlust  alles  dessen,  was  ihnen  beim  Falliment  zukommt; 

2.  zum  Ersatz  dessen,  was  der  Masse  durch  ihre  Mitschuld  ent- 
zogen worden  ist; 

3.  zur  Entrichtung  des  doppelten  Betrages  der  Entwendung^  selbst 
wenn  diese  nicht  verwirklicht  ist,  indem  die  eine  Hälfte  des  Be- 
trages für  die  Masse  und  die  andere  für  den  Staatsschatz  ver- 
wendet wird. 

501.  Der  civilen  Haftbarkeit  unterliegt  derjenige  nicht,  welcher  ein- 
fach und  ohne  gegen  die  Interessen  der  Masse  einen  Betrug  zu  begehen, 
dem  Falliten  Mittel  zur  Flucht  verschafft  hat;  er  ist  aber  nach  dem  Straf- 
gesetzbuch zu  verurtheilen. 


TITEL  II. 
Von  dem  Verfahren  in  FaUimentssachen  bis  zum  Akkord. 

KAPITEL  L 
Von  den  Verpflichtungen  der  Falliten.  * 

502.  Derjenige,  welcher  gewerbemässig  positive  Handelsgeschäfte  be- 
treibt und  seine  laufenden  aus  Handelsverträgen  herrührenden  Schulden 
nicht  decken  kann,  muss  sich  schrifilich  an  das  Handelsgericht  seines  Wohn- 
ortes wenden  und  dabei  angeben: 

1.  dass  er  sich  für  fallit  erklärt; 

2.  die  Gründe,   aus  denen  dies  hervorgegangen  ist,  indem  er  schwört, 
dass  dieselben  richtig  sind; 

3.  die  Namen  seiner  Gläubiger; 

4.  wo    seine   Wohnung,    seine    Eomtoirs,    Niederlagen    und  sonstigen 
Handelsetablissements  gelegen  sind. 

503.  Mit  besagter  Schrift  muss  er  die  allgemeine  Bilanz  seiner  Ge- 
schäfte, einschliesslicn  einer  Beschreibung  seines  ganzen  Vermögens,  seiner 
Forderungen    und  Ansprüche,  seiner  Schulden  und  noch  schwebenden  Yer- 
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bindlichkeiten  unter  Werthangabe  einreichen.     Ausserdem  kann  er  alle   Ur- 
kunden beifügen,  welche  zum  Beweis  seines  Expos^  dienlich  sind. 

504.  Sowohl  diese  Schrift,  als  auch  die  Bilanz  und  die  übrigen  Do- 
kumente müssen  von  dem  Präsentanten  oder  von  dessen  Vertreter  unter- 
zeichnet sein,  wenn  letzterer  mit  einer  Specialvollmacht  versehen  ist,  'welche 
im  Original  oder  in  beglaubigter  Abschrift  beigelegt  werden  soll. 

505.  Wenn  das  Falliment  eine  Gesellschaft  mit  Kollektivgesellschaftem 
betrifiPt,  so  müssen  in  der  Eingabe  der  Name  und  der  Wohnort  eine< 
jeden  derselben  angegeben  und  sämmtliche  Dokumente  von  allen  Gesell- 
schaftern vollzogen  sein,  welche  ihren  Wohnsitz  in  dem  Orte  haben,  vro  die 
Eingabe  präsentirt  wird. 

506.  Die  Frist,  innerhalb  der  diejenigen,  welche  ihre  laufenden  Handels- 
schulden nicht  mehr  bezahlen  können,  sich  beim  Gericht  vorstellen  miisseD, 
beträgt  8  Tage,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Fälli^keits- 
frist  der  ersten  nicht  erfüllten  Verbindlichkeit  abgelaufen  ist. 

507.  Die  Falliten,  welche  den  Bestimmungen  dieses  Kapitels  nach- 
kommen, dürfen  die  Zuweisung  von  Allimenteugeldern  aus  dem  Vernf6^en 
der  Masse  beanspruchen;  ausgeschlossen  sind  die  als  flüchtig  oder  betrü- 
gerisch qualificirten  Falliten. 

50d.  Der  Gerichtsschreiber  ist  verpflichtet,  in  den  Eingaben  über 
die  Anzeige  des  Falliments  den  Tag  und  die  Stunde  zu  verzeichnen,  an 
welchen  dieselben  eingereicht  worden  sind,  und  dem  Betheiligten,  wenn  er 
es  verlangt,  eine  Bescheinigung  darüber  auszuhändigen. 

KAPITEL  IL 
Von  der  Erklärung  und  deren  Wirkungen. 

509*  Das  Handelsgericht,  an  welches  die  Eingabe  und  die  Dokumente 
über  die  Anzeige  des  Falliments  gerichtet  sind,  erklärt  den  Präsentanten 
durch  einen  Beschluss  für  fetllit,  in  welchem  es  mit  den  Worten  ^fur  jetzt 
und  ohne  Benachtheiligung  eines  Dritten^  die  Zeit  bestimmt,  auf  welche  die 
Wirkungen  dieser  Erklärung  zurückbezogen  werden  sollen,  welches  derjenige 
Tag  ist,  an  welchem  der  Fallit  die  laufende  Zahlung  seiner  Verbindlich- 
keiten offenbar  eingestellt  hat. 

510.  Eine  gleiche  Erklärung  kann  jeder  Gläubiger  eines  Kaufmanns 
veranlassen,  der  im  Falimentszustande  sich  befindet  und  die  Anzeige  davon 
unterlassen  hat;  der  Gläubiger  aber  muss  zugleich  die  Einstellung  der  Zah- 
lungen von  Seiten  seines  Schuldners  beweisen,  sei  es  dadurch,  dass  letz- 
terer die  Erfüllung  falliger  Verbindlichkeiten  überhaupt  verweigert  hat,  oder 
dass  er  nicht  zu  finden  oder  flüchtig  geworden  ist,  nachdem  er  seine  Kom- 
toirs  und  Waarenlager  geschlossen  hat,  ohne  einen  Stellvertreter  au  hinter^ 
lassen. 

5n.     Ist  einer  der  im  vorhergehenden  Artikel  geforderten  Gründe  nach- 
gewiesen worden,  so  hat  das  Gericht  die  Erklärung  in  der  im  Art.  509  vor- 
geschriebenen Form,  ohne  den  Falliten  vorzuladen  oder  anzuhören,   auszu 
sprechen. 

512.  Im  Fall  der  notorischen  Flucht  eines  Kaufmanns,  indem  dabei 
einer  von  den  beiden  erwähnten  Umständen  obwaltet,  muss  von  Amtswegen 
zur  Beschlagnahme  seiner  Etablissements  und  Komtoirs  geschritten  werden, 
und  es  müssen  die  zu  deren  Erhaltung  nöthigen  Massregeln  getroffen  werden, 
während  die  Gläubiger  von  ihrem  Recht  auf  die  Erklärung  des  Falliments 
Gebraach  machen. 
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513.  Um  einen  Kaufmann  auf  Antrag  seiner  Gläubiger  in  Falliment 
zu  erklären,  ist  nicht  hinreichend,  dass  Exekutionen  gegen  ihn  schweben, 
so  lange  er  Vermögensstucke  nachweist  oder  solche  bei  ihm  gefunden  werden, 
auf  welche  Beschlag  gelegt  werden  kann. 

514.  Die  Wirkungen  der  Erklärung  des  Falliments  sind  folgende: 

1.  dass  dem  Falliten  die  Verwaltung  seines  Vermögens  absolut  ent^ 
zogen  wird,  und  dass  jeder  Vertrag,  den  er  schliesst,  von  Rechts- 
wegen nichtig  ist; 

2.  dass  sein  ganzes  Vermögen  und  Alles,  was  er  späterhin  erwirbt, 
den  Gläubigern  gehört,  so  lange  er  mit  seinen  Gläubigern  nicht 
einen  Akkord  abschliesst  oder  deren  Forderungen  völlig  gedeckt  sind ; 

3.  dass  die  Schulden  des  Falliten  fallig  werden,  unter  Abzug  der 
entsprechenden  Zinsen,  wenn  die  Tilgung  der  Schuld  vor  dem  in 
der  Obligation  angegebenen  Datum  stattfindet. 

515.  In  Folge  der  Erklärung  des  Falliments  gehören  der  Masse  die 
JSuramen,  welche  der  Fallit  für  Schulden,  die  später  fallig  sind,  14  Tage 
vorher  gezahlt  hat,  und  die  Personen,  welche  dieselben  empfangen  haben, 
müssen  dieselben  zurückerstatten. 

516.  Alle  nachstehenden  Verträge  sind  nichtig,  wenn  der  Fallit  sie 
30*)  Tage  vor  der  Erklärung  des  Falliments  geschlossen  hat,  nämlich: 

1.  über  Veräusserung  von  Grundstücken   unter   unentgeltlichem  Titel; 

2.  über  Gewährung  von  Ausstattungen  aus  seinem  eigenen  Vermögen 
zu  Gunsten  seiner  Kinder; 

3.  über  Abtretung  oder  Ueberlassung  von  Grundstücken  an  Zahlungs- 
statt für  Schulden,  die  nach  der  Erklärung  des  Falliments  fallig 
werden; 

4.  über  Bestellung  einer  vertragsmässigen  Hypothek  auf  Grund  von 
Verbindlichkeiten  früheren  Datums,  die  ohne  diese  Eigenschaft  kon- 
trahirt  waren,  oder  von  Darlehnen,  deren  Uebergabe  nicht  vor  Notar 
und  Zeugen  stattgefunden  hat; 

5.  über  Schenkungen  unter  Lebenden,  mit  Ausnahme  der  remunera- 
torischen, falls  sie  nach  der  letzten  Bilanz  erfolgt  sind,  und  wenn 
aus  dieser  resultirte,  dass  die  Passiva  des  Falliten  seine  Aktiva 
überstiegen  haben. 

517.  Jeder  Vertrag,  den  der  Fallit  in  den  letzten  4  Jahren  vor  der 
Erklärung  des  Falliments  geschlossen  hat,  ist  widerruflich,  wenn  die  Gläu- 
biger nacnweisen,  dass  dabei  irgend  eine  Simulation  stattgefunden  hat,  um 
sie  zu  betrügen. 

518*  Ebenfalls  sind  widerruflich,  durch  den  gleichen  Beweis  des  Be- 
truges von  Seiten  des  Falliten: 

1.  alle  Verträge  oder  Unternehmungen  seines  Handels,  welche  nicht 
vor  länger  als  10  Tagen  vor  der  Erklärung  des  Falliments  er- 
folgt sind; 

2.  die  Veräusserung  von  Grundstücken,  welche  er  in  dem  Monat  vor 
der  Erklärung  des  Falliments  unter  einem  lästigen  Titel  bewirkt  hat; 

3.  die  Bestellung  von  Dotalgut  oder  die  urkundliche  Anerkennung  von 
Kapital  von  Seiten  eines  Ehegatten  zu  Gunsten  des  anderen  in  den 
letzten  6  Monaten  vor  der  Erklärung  des  Falliments,  und  zwar  be- 
treffend Vermögensstücke,  welche  letzterer  fi*üher  l)esas8,  oder 
welche  nicht  angestammte  Immobilien  sind; 


*)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmiuigen  in  anderen  Gesetsbttohem  cfr.  Note  1 
ZQ  Art.  236  des  Aegy  tischen  H.  U. B.,  S.  14. 
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4.  jedes  Darlehn,  welches  in  einer  o£Fentlichen  Urkunde  in  den  letoe;' 
6  Monaten  vor  der  Erklärung  des  Falliments  gewährt,  and  dessen 
Uebergabe  nicht  durch  notarielle  Beglaubigang  nacbgewiesea  i-M 
oder  welches,  falls  es  auf  einer  Privaturkunde  beruht,  aos  dn 
Büchern  beider  Kontrahenten  nicht  übereinstimmend  hervorgeht.      . 

519.  Nachdem  die  Erklärung  des  Falliments  erfolgt  ist,  darf  gwi 
den  Falliten  keine  Exekution  gerichtet  oder  betrieben  werden,  und  JM 
Exekutionen,  welche  bei  irgend  welchen  Gerichtshöfen  oder  Gerichten  anhängK 
sind,  müssen  dem  das  Falliment  leitenden  Gericht  zur  Verbindung  übo^ 
mittelt  werden.  i 

KAPITEL  m. 

Von  den  der  Erklärung  des  Falliments  folgenden  Massregeln. 

520.  Nachdem  die  Erklärung  des  Falliments  vom  Gericht  verkücicl 
worden  ist,  bestellt  dasselbe  einen  Richterkommissar  und  einen  Deposit 
Der  Richterkommissar  muss  ein  Mitglied  der  Uandelsjunta  sein  and  i 
Depositar  irgend  ein  wohlhabender  Kaufmann,,  mag  letzterer  ein  Gläubig 
der  Masse  sein  oder  nicht. 

521.  Im  Anschluss  an  diese  Ernennungen  ordnet  das  Gericht  an 

1.  die  Abführung  des  Falliten   zum   Schuldgefangniss ;  *) 

2.  die    gerichtliche    Beschlagnahme    seines  Vermögens,    seiner   Bücka 
und  Papiere; 

3.  die  Beschlagnahme  seiner  Korrespondenz  bei  der  Postverwaltang:  | 

4.  die  Publikation  des  Falliments; 

5.  die  Einberufung  der  Gläubiger  des  Falliten   zur  ersten   Generalve^ 
sammlung. 

KAPITEL  IV. 
Von  dem  Richterkommissar. 

522.  Das  Gericht  theilt  dem  Richterkommissar  seine  Ernennung  dordl 
ein  amtliches  Schreiben  mit,  von  dem  es  eine  beglaubigte  Abschrift,  s*«« 
das  Schriftstück  über  die  Annahme  von  Seiten  des  Ernannten  zu  den  obn^ 
Akten  legt. 

523.  Dem  Richterkommissar  liegt  ob: 

1.  die  Ermächtigung  zu  dem  Akte  der  Beschlagnahme  des  Y&rmogsA 
und  der  Papiere  des  Falliten   zu  erth eilen; 

2.  die  Bücher  und  sonstigen  Urkunden  des  Falliments   zu  prüfen; 

3.  dem  Gerichte  die  von  demselben  verlangten  Informationen  zu  ertieiles: 

4.  den  Vorsitz  bei  den  Versammlungen  der  Gläubiger  zu  fahren; 

5.  dem  Gerichte  die  Zahl  der  Verwalter,  welche  beim  Fallimeot  iß. 
Verhältniss  zu  der  Ausdehnung  der  Geschäfte  nöthig  sind,  ^<'^ 
zuschlagen ; 


*)  Durch  das  Gksetz  vom  4.  Oktober  1851  sind  die  Bestimmungen  über  SchaWlttn  - 
ausgenommen  wegen  üskalischer  Schulden  —  dahin  modificirt,  dass  derSchaMiiergtr^ 
Bürgschaft  einer  vermögenden  Person  freigelassen  und  ihm  zugleich  eise  ZahbngsT*: 
von  1  bis  G  Monaten  bewilligt  werden  mnss.  Sodarn  darf  die  Haft  nicht  Ikt^J  ^' 
6  Monate  dauern,  nach  deren  Ablauf  dem  Schuldner  eine  Zahlungsfrist  von  1—2  J»^*^* 
unter  allgemeiner  Bürgschaft  (üanza  de  la  haz)  za^estandeu  wird.  Zahlt  derS^^BUt-^ 
anch  dann  nicht,  so  wu*d  er  auf  Antrag  des  Gläubigers  von  Neuem  verhaftet 
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6.  die  Handlungen  des  Depositars  und  der  Verwalter  zu  beaufsich- 
tigen, ihre  Geschäftsführung  zu  überwachen,  das  zur  Liquidation 
und  Qualifikation  der  Forderungen  Erforderliche  zu  veranlassen 
und  dem  Gerichte  über  jeden  Missbrauch  zu  berichten,  den  er 
bemerkt. 

524.  In  dringenden  Fällen  kann  der  Bichterkommissar  das  Nöthige 
zur  Sicherheit  und  Erhaltung  des  Vermögens  des  Falliments  verfugen,  in- 
dem er  das  Gericht  davon  in  Eenntniss  setzt,  damit  es  seine  Genehmigung 
ertheilt. 

525.  Wenn  der  Richterkommissar  die  Bücher  und  Papiere  des  Falliments 
prüfen  muss,  so  hat  er  dies  im  Eomtoir  selbst  und  in  Gegenwart  des  Depo- 
sitars oder  der  Verwalter  zu  thun,  nachdem  er  den  Falliten  unter  Angabe 
des  Tages  und  der  Stunde  vorgeladen  hat,  damit  derselbe,  wenn  er  will, 
personlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  dem  Akte  bei- 
MTohnen  kann. 

526.  Binnen  3  Tagen  nach  der  Erklärung  des  Falliments  hat  der  Richter- 
kommissar nach  der  Bilanz  ein  Verzeichniss  der  Gläubiger  des  Falliments 
mit  Angabe  ihrer  Wohnorte  zu  machen  und  dem  Gerichte  eine  Abschrift 
davon  zugehen  zu  lassen.  In  Ermangelung  einer  Bilanz,  hat  er  das  Ver- 
zeichniss nach  dem  Hauptbuch  zu  entwerfen  und,  in  Ermangelung  auch 
dieses,  nach  irgend  welchen  anderen  Büchern  oder  nach  Erkundigungen,  die 
er  einzieht. 

527*  Dem  Richterkommissar  liegt  es  ob,  die  Gläubiger,  welche  aus 
dem  entworfenen  Verzeichniss  hervorgehen,  zur  ersten  Generalversammlung 
einzuberufen.  Diese  Einberufung  hat  durch  Girkular  zu  erfolgen,  welches 
den  anwesenden  Gläubigem  persönlich  zu  übergeben  und  an  die  abwesenden 
durch  die  erste  Post  zu  senden  ist. 

528.  Wenn  der  Fallit  seiner  Anzeige  des  Falliments  keine  Bilanz  hin- 
zugefügt hat,  so  ordnet  der  Richterkommissar  an,  dass  er  dieselbe  in  einer 
Frist,  die  nicht  länger  als  10  Tage  betragen  darf,  anfertige,  und  ver- 
anlasst zu  diesem  Zwecke,  dass  im  Eomtoir  selbst  und  in  seiner  Gegenwart 
dem  Falliten  die  nöthigen  Bücher  und  Papiere  vorgelegt  werden. 

529.  Kann  der  Fallit  wegen  Abwesenheit,  Nachlässigkeit  oder  Un- 
fähigkeit die  Bilanz  nicht  aufstellen,  so  beauftragt  der  Richterkommissar  auf 
Kosten  der  Masse  einen  Kaufmann  damit,  indem  er  ihm  dazu  eine 
kurze  Frist  von  höchstens  14  Tagen  gewährt,  und  ihm  die  Bücher  und 
Papiere  des  Falliten  vorlegen  lässt,  wie  es  im  vorhergehenden  Artikel  an- 
gegeben ist.  .     '#    V 

530.  Die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  finden 
auch  in  dem  Falle  Anwendung,  in  welchem  der  Fallit  auf  Antrag  seiner 
Gläubiger  als  solcher  erklärt  worden  ist,  oder  wenn  er  sein  Vermögen  ab- 
getreten hat. 

KAPITEL  V. 
Vom  Depositar. 

531.  Die  Ernennung  des  Depositars  wird  demselben  durch  gericht^ 
liebes  Schreiben  mitgetheilt;  er  leistet  vor  dem  Gericht  einen  Eid,  seinen 
Auftrag  treu  und  gewissenhaft  zu  erfüllen.  Demnächst  wird  ihm  die  in- 
terimistische Verwaltung  des  Falliments  übertragen. 

532.  Die  Pflichten  des  Depositars  sind  folgende: 

1.  aus  den  Komtoirs  mit  Genehmigung  des  Richterkommissars  die 
Titel  der  Forderungen  zu  Gunsten  der  Masse  herauszunehmen  und 
die  Schuldfordernngen,  welche  fallig  sind,  einzuziehen; 

Borchardt,  Handelsrecht.   I.   2.  Auflage.  32 
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2.  anter  seiner  Verantwortlichkeit  die  geeigneten  Massnahmen  beso^lich 
der  Wechsel  vorzunehmen,  welche  zum  Accept  vorgelegt  oder  Mangels 
Acceptation  oder  Zahlung  protestirt  werden  müssen; 

3.  in  die  Depositenkasse  die  aer  Masse  gehörigen,  eingezogenen  Gelder 
niederzulef2;€n. 

533.  Zur  Einziehung  der  Forderungen  des  Falliments,  welche  in  dem 
Wohnort  des  Depositars  nicht  zahlbar  sind,  muss  er  sich  einer  zn^er- 
lässigen  Person  bedienen,  nachdem  der  Richterkommissar  ihn  vorher  dazu 
ermächtiget  hat. 

534.  Die  Indossamente,  Empfangsbescheinigungen  und  sonstigen  Do- 
kumente, welche  der  Depositar  über  Verbindlichkeiten  oder  Quittirung  der- 
selben ausstellt,  müssen  vom  Richterkommissar  visirt  werden,  bei  otrafe 
der  Nichtigkeit  oder  der  ELaftbarkeit  von  Seiten  des  Depositars. 

535.  Der  Depositar  kann  mit  Genehmigung  des  Richterkommissars, 
aber  nicht  anders: 

1.  die  Gegenstande  des  Falliments  verkaufen,  welche  ohne  Deteriora- 
tion  ooer  Verderben  nicht   aufbewahrt  werden  können; 

2.  die  zur  Bewachung  und  Erhaltung  der  niedergelegten  Vermögens- 
stücke durchaus  erforderlichen  Ausgaben  bestreiten. 

536.  An  dem  Tage,  an  dem  die  erste  Generalversammlung  der  Gläu- 
biger zusammentritt,  hat  der  Depositar  derselben  eine  Rechnung  über 
sämmtliche  bis  dahin  eingezogenen  oder  ausgegebenen  Gelder,  sowie  einen 
detaillirten  Bericht  über  den  Status  des  Zubehörs  des  Falliments  vorzulegen, 
worin  er  seine  Ansicht  über  das  wahrscheinliche  Resultat  desselben  aus- 
einandersetzt. 

537.  Der  Depositar  erhält  ein  Gehalt^  welches  ihm  das^Grericht  je 
nach  dem  Werth  des  zu  verwaltenden  Vermögens  aussetzt,  das  aber  auf 
keinen  Fall  4  Pesos  täglich  überschreiten  darf.  Ausserdem  werden  ihm  ein 
halb  Prozent  der  eingezogenen  Gelder  und  der  Betrag  der  zur  Verrichtung 
seines  Amtes  nöthigen  Kosten  vergütet. 

538.  Sobald  die  Verwalter  ihr  Amt  angetreten  haben,  stellt  der  Depo- 
sitar seine  Verrichtungen  ein  und  muss  in  den  ersten  3  Tagen  nach  der 
Ernennung  der  ersteren  vor  dem  GericUt  eine  mit  Quittungen  belegte  Rech- 
nung über  seine  Verwaltung  ablegen.  Behufs  Genehmigung  der  Rechnongen 
des  Depositars  müssen  die  Verwalter  und  der  Richterkommissar  gehört  werden. 

KAPITEL  VI. 

Von  der  gerichtlichen  Besitznahme  des  Vermögens  mid  der 

Papiere  des  Falliten. 

539.  Nachdem  sich  der  Richterkommissar,  der  Depositar  und  der 
Gerichtsschreiber  nach  den  Waarenlagern,  Läden,  Niederlagen  und  Wohn- 
räumen des  Falliten  begeben  haben,  wird  ein  Inventar  von  dem  Inhalt 
aufgenommen  und  besagte  Räumlichkeiten  werden  mit  zwei  Schlüsseln  ver- 
schlossen. Einen  Schlüssel  nimmt  der  Richterkommissar  und  den  andern 
der  Depositar  an  sich;  dem  Falliten  werden  die  zum  täglichen  Grebrauch 
unentbehrlichen  Möbel  und  Kleidungsstücke,  nach  dem  Ermessen  des  Richteiv 
kommissars,  belassen. 

540.  Das  bewegliche  Vermögen  des  Falliten,  welches  sich  eai  Orten 
befindet,  wo  es  nicht  unter  Verschluss  aufbewahrt  werden  kann,  und  die 
Moventien,  werden  dem  Depositar  unter  Inventar  übergeben. 

541-  Bei  der  Besitznahme  der  Komtoirs  oder  Arbeitszimmer  des 
Fallite»  wird   auch   ein  Inventar   der   vorgefundenen  Gelder,    Wechsel  und 
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sonstigen  Erediturkanden  aufgenommen  und  in  einer  Kasse  mit  zwei  Schiasseln 
dem  Richterkommissar  und  dem  Depositar  übergeben. 

542.  Bezüglich  der  Handelsbücher  werden  von  Amtswegen  die  Zahl, 
die  Art  und  der  Zustand  der  vorhandenen  verzeichnet  und  in  jedem  im  An- 
schluss  an  die  letzte  Eintragung  ein  Vermerk  über  die  beschriebenen  Blätter, 
die  es  enthält,  hinzugefügt,  mit  der  Unterschrift  des  Richterkommissars 
und  des  Gerichtsschreibers.  Fehlen  bei  den  Büchern  die  gesetzlichen  Er- 
fordernisse, so  müssen  beide  ausserdem  sämmtliche  Blätter  derselben  rubri- 
ciren. 

543.  Der  Fallit  kann  allen  Massnahmen,  die  in  den  vorhergehenden 
Artikeln  vorgesehen  sind,  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  ver- 
treten beiwohnen  und,  wenn  er  es  verlangt,  ist  ihm  ein  dritter  Schlüssel  zu 
übergeben,  dann  aber  muss  er  die  Bücher  mit  dem  Richterkommissar  und 
dem  Gerichtsschreiber  unterzeichnen,  beziehungsweise  rubriciren. 

544.  Besitzt  der  Fallit  Immobilien,  so  werden  sie  zur  interimistischen 
Verwaltung  dem  Depositar  übergeben,  welcher  die  Früchte  derselben  unter 
seiner  Verantwortlichkeit  einzuziehen  hat. 

545.  In  Bezug  auf  das  Vermögen  des  Falliten,  welches  sich  ausserhalb 
seines  Wohnortes  befindet,  richtet  der  Richterkommissar  an  die  verschie- 
denen Richter  die  nöthigen  Requisitionsschreiben,  damit  sie  in  gleicher  Weise 
verfahren. 

546.  Wenn  die  Inhaber  der  Vermögensstücke,  von  denen  im  vorher- 
gehenden Artikel  die  Rede  ist,  notorisch  wohlhabend  sind,  so  bleiben  sie  bei 
denselben  hinterlegt,  wodurch  die  Kosten  des  Transports  in  die  Gewahrsam 
eines  anderen  wegfallen. 

547.  Wenn  das  Falliment  eine  offene  Gesellschaft  betrifft,  so  er- 
streckt sich  die  Beschlagnahme  auf  das  Vermögen  und  die  Papiere  aller 
Gesellschafter,  wobei  alle  Bestimmungen  dieses  Kapitels  Anwendung  finden. 

KAPITEL  VII. 
Von  der  Beschlagnahme  der  Korrespondenz. 

548.  Behufs  Beschlagnahme  der  Korrespondenz  des  Falliten,  richtet 
der  Richterkommissar  ein  amtliches  Schreiben  an  die  Postverwaltung  unter 
Beifügung  einer  wörtlichen  Abschrift  des  Erkenntnisses  über  die  Erklärung 
des  Falliments: 

548.  Auf  Grund  dieses  Schreibens,  hat  die  Postverwaltung  dafür  zu 
sorgen,  dass  die  Korrespondenz  des  Falliten  nur  dem  Richterkommissar 
oder  einer  von  ihm  schriftlich  ermächtigten  Person  ausgehändigt  wird. 

550.  Der  Richterkommissar  bestimmt  den  Ort  und  die  Zeit  zur 
Eröffnung  der  Korrespondenz  und  lässt  den  Falliten  vorladen,  um  persönlich 
oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  an  den  Posttagen  dabei  zugegen 
zu  sein.  Diese  Vorladung  soll  nur  einmal  geschehen,  und,  falls  der  Vor- 
geladene nicht  erscheint,  nehmen  der  Richterkommissar  und  der  Depositar 
die  Eröffnung  vor. 

551.  Die  auf  die  Geschäfte  des  Falliments  bezüglichen  Briefe,  welche 
sich  unter  der  Korrespondenz  vorfinden,  werden  dem  Depositar  übergeben 
und  dem  Falliten  diejenigen,  welche  sich  auf  andere  Angelegenheiten  beziehen. 

552.  Sobald  die  Verwalter  ernannt  sind,  liegt  ihnen  ob,  die  Korre- 
spondenz des  Falliten  in  Empfang  au  nehmen  und  zu  eröffnen,  indem  sie 
alles  das  thun  müssen,  was  in  den  vorstehenden  Artikeln  dem  Richter- 
kommissar aufgetragen  ist,  mithin  bleibt  letzterer  alsdann  von  seinen  Pflichten 
in  diesem  Punkt  enthoben. 
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KAPITEL  Vni. 
Von  der  Publikation  des  Falliments. 

553.  Das  Falliment  ist  folgendermassen  za  publiciren:  eine  Origia&i 
bekanntmacbuDg  wird  ausgefertigt,  und  mebrere  beglaubigte  Abschriften  diT.i 
werden  an  die  Thuren  des  Gerichtsgebäudes  und  des  fibtoses  des  Faliia 
sowie  an  den  belebtesten  Plätzen  des  Ortes  angeschlagen,  wo  die  Erklina 
des  Falliments  stattgefunden  hat. 

554.  Der  Anschlag  eHolgt  gleichfalls  an  den  übrigen  Orten,  i 
der  Fallit  sonst  Handelsetablissements  hat,  und  das  Gericht  übersendet  du 
die  DÖthigen  Requisitionsschreiben  unter  Beifügung  der  Bekanntmachifl 
an  die  bezüglichen  Richter,  welche  dieselben  mit  der  Bescheinigung  d 
Ausführung  zurückschicken  müssen. 

555.  Die  Bekanntmachung  muss  auch  in  alle  Zeitungen  der  BepaU 
inserirt  werden,  und  zu  diesem  Behuf  schickt  der  Richterkommissar  begL 
bigte  Abschriften  davon  an  die  Herausgeber  derselben. 

556.  In  der  Bekanntmachung  ist  zu  bestimmen: 

1.  dass  Alle,  welche  Schulden  oder  schwebende.  Verbindlichkeitec  i 
Gunsten  des  Falliten  haben,  dieselben  bei  dem  ernannten  Dep^^ 
berichtigen  müssen,  bei  Strafe  der  Nichtentlastung,  wenn  sie  an  eiiri 
anderen  zahlen; 

2.  dass  jeder,  der  irgend  welches  Eigenthum  des  Falliten  in  UmiA 
hat,  dasselbe  dem  Richterkommissar  vorlegen  muss,  bei  Sink  ü 
Mitschuldiger  des  Falliments  betrachtet  zu  werden; 

3.  der  Tag  und  die  Stunde  für  die  erste  Generalversammlong 
Gläubiger  und  die  Einberufung  derselben,  damit  sie  sich  zu  dl 
selben  einfinden,  unter  Präjudiz  der  Nachtheile,  die  sie  sonst  zu  gl 
wärtigen  haben. 

557.  Der  Tag  für  die  erste  Generalversammlung  der  Olänbiger 
mit  Rücksicht  auf  das  vom  Richterkommissar  gemäss  der  Bestimmung  Ü 
Art.  526  aufgestellte  Yerzeichniss  festgesetzt  und,  bezüglich  der  Abwi 
den,  welche  sich  innerhalb  der  Republik  am  weitesten  vom  Orte  der^ 
kläruug  des  Falliments  entfernt  befinden,  unter  Berechnung  von  6  Heim 
auf  jeden  Tag. 

KAPITEL  IX. 
Von  der  Versammlung  der  Gläubiger. 

558.  Auf  keinen  Fall  darf  die  Abhaltung  der  ersten  General 
lung  der  Gläubiger  länger  als  40  Tage  aufgeschoben  werden,  von  dem  T# 
an  gerechnet,    an   welchem   das  Erkenntniss  über  die  Erklirong   des  Fir 
ments  erfolgt  ist. 

559.  Die  erste  Generalversammlung  hat  sich  darauf  zu  be8chriak& 
dass  der  Richterkommissar,  die  Gläubiger  von  der  Anzeige  und  der  Bil^ 
des  Falliten  in  Eenntniss  setzt  und  die  von  den  letzteren  verlangten  Bt* 
weise  auf  Grund  der  Bücher  und  sonstigen  Papiere  des  Falliments  lie»v 
Darauf  werden  das  Verzeichniss  und  der  Bericht  verlesen ,  welche  flt 
Depositar  nach  der  Bestimmung  des  Art.  536  vorzulesen  hat. 

560.  Nach  der  Verlesung  hört  und  beräth  die  Versammlung  die  Ttf* 
gleichsvorschläge,  welche  der  Fallit  an  sie  gerichtet  hat;  hat  er  keine  V^ 
schlage  gemacht,  oder  sind  dieselben  nicht  angenommen  worden,  so  nio^ 
die  Versammlung  die  Ernennung  der  Verwalter  des  Falliments  vor. 
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561.  Nach  der  ersten  Generalyersammlnng  der  Gläubiger  kann  die- 
selbe so  oft  Zusammentreten,  wie  es  das  Gericht  beschliesst  oder  der  Fallit 
es  verlangt,  wenn  er  nur  einen  Dritten  präsentirt,  der  für  ihn  die  Kosten 
tragt. 

562.  Zu  jeder  Versammlung  der  Gläubiger  muss  der  Fallit  vorgeladen 
^werden,  und  er  kann  derselben  persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten 
vertreten  beiwohnen;  ausgenommen  von  der  Vorladung  sind  die  fluchtigen 
Falliten. 

563.  Die  Gläubiger  können  der  Versammlung  durch  Vertreter  mit 
Special  vollmacht  beiwohnen,  welche  dem  Richterkommissar  vorgelegt  wer- 
den muss,  ohne  dieses  Erforderniss  wird  kein  Vertreter  zugelassen.  Auch 
wird  nicht  gestattet,  dass  ein  Vertreter  mehr  als  eine  Person  repräsentirt. 

564.  Es  gilt  als  allgemeine  Vorschrift,  dass  jeder,  der  eine  liquide 
und  exigible  Forderung  gegen  den  Falliten  besitzt  und  in  der  Bilanz  oder 
den  Büchern  des  letzteren  nicht  mit  eingeschlossen  ist,  seine  Urkunden  dem 
Richterkommissar  vor  jeder  abzuhaltenden  Versammlung  vorlegen  kann  und 
zu  derselben  zugelassen  wird,  wobei  er  jedoch  eventuell  den  Bestimmungen 
der  Art.  498  und  499  unterworfen  bleibt. 

565.  Wenn  ein  Gläubiger  durch  ein  vollstreckbares  Erkenntniss  oder 
dorch  unanfechtbare  Urkunden  in  einer  Versammlung  nachweist,  dass  er  auf 
irgend  einen  der  in  der  Masse  vorhandenen  Gegenstände  Eigenthumsansprüche 
besitzt,  so  muss  sogleich  die  Uebergabe  desselben  an  ihn  angeordnet  werden, 
und  nach  Vornahme  derselben  ist  der  Anspruch,  welcher  ihm  im  Falliment 
in  Bezug  auf  den  Gegenstand  zukam,  als  erloschen  zu  betrachten. 

566.  Jeder  Gegenstand  der  Diskussion  in  der  Versammlung  wird  ledig- 
lich durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Gläubiger  entschieden. 
Diese  absolute  Stimmenmehrheit  gilt  als  vorhanden,  wenn  sie  aus  einem 
über  die  Hälfte  der  Stimmenden  besteht  und  die  Antheile  dieser  Maioritat 
an  der  Masse  drei  Fünftel  der  gesammten  Passiva  des  Falliten  darstellen.^) 

567.  Bei  jeder  Versammlung  der  Gläubiger  ist  ein  Gerichtsschreiber 
zugegen,  der  die  Verhandlungen  über  die  Beschlüsse  genau  zu  protokolliren 
hat.  Vor  Auflösung  der  Versammlung,  wird  das  Protokoll  vom  Richter^ 
kommissar,  von  den  anwesenden  Gläubigem  und  vom  Falliten  oder  von 
dessen  Vertreter  unterzeichnet  und  vom  äerichtsschreiber  beglaubigt. 

KAPITEL  X. 
Vom  Akkord. 

568.  Sowohl  in  der  ersten  Generalversammlung,  als  auch  in  jedem 
Stadium  des  Falliments  können  die  Falliten  ihren  Gläubigern  Akkordvor- 
achläge  machen.     Ausgeschlossen  sind: 

1.  dieienigen,  weHihe  als  böswillige  und  flüchtige  oder  als  betrügerische 
Falliten  qualificirt  worden  sind; 

2.  diejenigen,  welche  ihr  Vermögen  abgetreten  haben; 

3.  diejenigen,  welche,  mit  einem  Geleitsbrief  versehen,  flüchtig  werden 
oder  sich  verbergen  und  auf  die  Vorladung  des  Gerichtes  nicht 
erscheinen. 

569.  Jeder  Akkordvorschlag  muss  nothwendigerweise  in  einer  Ver- 
sammlung der  Gläubiger  vorgebracht  und  berathen  werden.  Die  besonderen 
Vergleiche   ausserhalb   derselben  oder  in  privaten  Vereinigungen   sind    ver- 


^)  lieber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfir. 
Kote  1  zu  Art.  827  des  Aegypüschen  H.  G.  B.,  S.  24 
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boten,   bei    Strafe   der   Nichtigkat,   des   Yerlastes    aller   Rechte    f&r  den 
Gl&ubiger  und  der  Qualifikation  als  betrügerisch  f&r  den  FaUiten* 

570.  Wenn  der  Akkordvorschlag  in  einer  Versanunlang  nach  der 
ersten  vorgebracht  ^ird,  so  bat  der  Kchterkommissar  den  Gläubigem  die 
letzte  Bilanz  vorzulegen  und  sowohl  den  Stand  des  Falliments  an  demselben 
Tage,  als  auch  die  Qualifikation  des  Falliten  genau  mitzutheilen. 

571.  Nachdem  die  Versammlung  den  Akkord  beschlossen  hat,  kommee 
die  Bestimmungen  des  Art  567  zur  Anwendung,  bei  Strafe  der  Nichtigkot 
and  unter  Verantwortlichkeit  des  Gerichtsschreibers. 

572.  Der  Beschluss  der  Versammlung  präjudicirt  nicht  die  Becl(e 
der  Eigenthums-  und  Hypothekengläubiger,  welcne  sich  am  Akkord  nicht 
betheiligt  haben;  haben  sie  aber  bei  der  Abstimmung  'theil  genommen,  so 
müssen  sie  sich  dem  Ergebnisse  derselben  unterwerfen,  unbeschadet  der 
Stelle  und  der  Klasse,  welche  ihren  Forderungen  zukommen. 

573.  Der  Akkord  hat  keine  Wirkung,  solange  das  Gericht  denselba 
nicht  bestätigt  hat;  zu  diesem  Zwecke  wird  das  Protokoll  dem  Gerichte 
binnen  24  Stunden  nach  der  Unterzeichnung  zugestellt 

574.  Sobald  das  Gericht  das  Protokoll  erhalten  hat,  verfügt  es,  das 
der  Akkord  den  Gläubigem  durch  Aushang  bekannt  gemacht  wird,  und  der^ 

{'enige,  welcher  sich  dadurch  benachtheiligt  glaubt,  kann  gc^n  den  Akkoni 
>innen  8  Tagen  nach  dem  Abschluss  desselben  gerichtlichen  Einspruch  erheben. 

575.  rfach  Verlauf  der  8  Tage,  ohne  dass  ein  Einsprach  gegen  den 
Akkord  erfolgt  ist,  bestätigt  das  &ericht  denselben  auf  Grund  der  Be- 
scheinigung des  Gericbtsschreibers,  aus  welcher   dieser  Umstand  hervorgeht 

576.  Sobald  das  Gericht  den  Akkord  bestätigt  hat,  ist  derselbe  für 
alle  Gläubiger  verbindlich  und,  im  Falle,  dass  der  Fallit  dadurch  wieder 
restituirt  worden  ist,  werden  ihm  vor  dem  Richterkommissar  sein  Yemom 
seine  Bücher  und  Papiere  zurückgegeben,  indem  der  Depositar  oder  die  ver 
Walter  ihm  innerhalo  der  darauf  folgenden  14  Tage  über  ihre  Verwaltuif 
Rechnung  ablegen  müssen.  Wenn  die  Rechnungen  zu  Streitigkeiten  Ver- 
anlassung geben,  so  müssen  die  Parteien  ihre  Rechte  vor  Gericht  g^\ai 
machen. 

577.  In  Folge  der  Bestätigung  des  Akkords  sind  die  Ansprüche  te 
Gläubiger  auf  den  dem  Falliten  erlassenen  Theil  erloschen,  selbst  wenn  er 
zu  grösserem  Vermögen  gelangt  oder  sich  ein  Ueberschuss  in  der  Masse  des 
FalEments  befindet,  £ei11s  nicht  das  Gregentheil  vereinbart  worden  ist 

578*  Wenn  der  Akkord  angenommen  worden  ist,  während  dieQoalü' 
kation  des  Falliten  noch  nicht  erfolgt  ist,  und  ein  Antrag  vorli^jft,  dieselbe 
als  zur  vierten  oder  fSnften  Klasse  ^hörig  zu  erachten,  so  muss  (b: 
Gericht  die  Bestätigung  bis  zur  Beendigung  dieses  Ver&hrens  suspendiren, 
und  wenn  der  Fallit  in  der  That  als  zu  einer  der  zwei  angegeijaoeo 
EUassen  gehörig  qualificirt  wird,  so  ist  der  Akkord  von  Rechtswegen  nichtaf> 

S79.    Das  Gericht  suspendirt  ebenfedls   die  Bestätigung    des  Akkom  ' 
bis  zur  Beendi^ng  des  Verrahrens,  wenn  Jemand  innerhalb  der  im  Art  574 
bestimmten  Frist  Einspruch  gegen  denselben  erhebt. 

ND.  Die  Reklamationen  gegen  den  Akkord  sind  nur  aus  einem  der 
vier  folgenden  Gründe  statthaft: 

1.  wegen  eines  Mangels  in  den,  ftr  die  Einberufung,  Abhaltong  ^ 
Beschlussfassung  der  Versammlung  festgestellten  Formen; 

2.  wegen  eines  Mangels  in  der  Persönlichkeit  desjenigen,  darch  i^^ 
Stimme   die  Majorität  erreicht  worden  ist;  .     .      «s 

3.  wegen  Kollusion  des  Falliten  mit  einem  Gläubiger,  damit  di^  ^ 
den  Akkord  stimme,  sofern  letzterer  durch  dessen  Stimme  so  Stande 
gekommen  ist; 
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4.  we^en  betrügerischer  UebertreibuBg  einer  Forderung,   mit   der  die 
drei  Fünftel  sämintlicher  Passiven  des  Falliten  gedeckt  vrorden  sind. 

581.  Kein  Gläubiger  darf  gegen  den  Akkord  Einsprach  erheben, 
welcher  demselben,  dem  Protokolle  gemäss,  in  der  Versammlung  zuge- 
stimmt hat. 


Nachdem  der  Einspruch  gegen  den  Akkord  beim  Gericht  an- 
gebracht worden  ist,  muss  derselbe  dem  Falliten  übermittelt  werden,  welcher 
sich  binnen  3  Tagen  darauf  zu  erklären  hat;  demnächst  wird  der  Beweis 
in  der  Frist  von  14  Tagen  mit  allen  PräJudicien  zugelassen,  nach  Ablauf 
dieser  Frist  muss  der  Beschluss  gefetöst  werden. 

583*  Wird  einer  der  vier  im  Art.  580  angegebenen  Reklaniations* 
gründe  nachgewiesen,  so  ist  der  Akkord  für  nichtig  zu  erklären. 

584.  Jeder  Akkord,  den  die  Gläubiger  mit  den  durch  den  Art.  568 
davon  Ausgeschlossenen  yereinbaren,  ist  von  Rechtswegen  nichtig. 

KAPITEL  XI. 
Von  der  Intervention. 

585.  Wenn  beim  Akkord  nicht  besonders  vereinbart  ist,  dass  der 
in  seine  Rechte  wieder  eingesetzte  Fallit  den  Betrieb  seiner  Handelsgeschäfte 
ohne  Intervention  von  neuem  übernehmen  kann,  so  ist  er  der  Intervention 
eines  der  Gläubiger,  den  die  Versammlung  dazu  erwählt,  unterworfen. 

586.  Die  Intervention  bei  den  Handelsgeschäften  dauert  so  lange,  bis 
der  wieder  restituirte  Fallit  allen  Bestimmungen  des  Akkordes  nachgekommen 
ist,  indem  ihm  inzwischen  die  Versammlung  eine  gewisse  monatliche  Summe 
für  seine  häuslichen  Ausgaben  anweisen  muss. 

587.  Die  Pflichten  des  Intervenienten  sind: 

1.  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Kasse  des  restituirten 
Falliten,  zu  welcher  er  einen  Hauptschlüssel  haben  muss,  Rechnung 
und  Buch  zu  fuhren; 

2.  zu  verhindern,  dass  der  Beaufsichtigte  eine  grössere  Summe  für  seine 
häuslichen  Ausgaben  als  die  ihm  angewiesene,  herausnimmt,  oder 
dass  er  Gelder  zu  Zwecken,  die  seinem  Handelsbetriebe  fern  liegen, 
verwendet. 

588.  Der  Intervenient  darf  sich  nicht  in  die  Ordnung  und  Leitung 
einmischen,  welche  der  Beaufsichtigte  bei  seinen  kaufmännisdien  Geschäften 
befolgt  oder  befolgen  will. 

.  589.  Wenn  der  restituirte  Fallit  Ober  einen  Theil  seiner  Interessen 
verf&gt,  ohne  den  Intervenienten  davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  so  wird  er 
schon  deshalb  im  Falle  eines  neuen  Falliments  für  betrügerisch  erklärt  und 
als  solcher  behandelt,  sobald  er  seine  Zahlungen  einstellt. 

580.  Wenn  der  Intervenient  über  Missbräuche  des  restituirten  Falliten 
bei  der  Handhabung  seiner  Interessen  begründete  Klage  führt,  so  hat  das 
Gericht  zu  veranlassen,  dass  letzterer  seine  Handelsbücher  vorlegt,  und  nach 
Einsicht  in  dieselben  die  nöthigen  Massregeln  zu  treffen,  welche  das  Benehmen 
des  Beaufsichtigten  erfordern^  damit  jede  Veruntreuung  vermieden  wird. 

591.  Der  restituirte  Fallit  ist  gehalten,  dem  Intervenienten  zwei  und 
ein  halb  pro  Tausend  von  den  Geldern  jeder  Art,  deren  Einnahme  er 
beaufsichtigt,  als  Entschädigung  zu  zahlen. 
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TITEL  III. 

Von  der  Fortsetzung  des  Verfahrens  im  Falle,  dass  kein 
Akkord  geschlossen  wird. 

KAPITEL  L 

Von  den  Verwaltern. 

592.  Die  Zahl  der  Verwalter  wird  vom  Gericht  bestimmt,  sobald  es 
den  Vorschlag  des  Richterkommissars  erhalten  hat;  in  keinem  Falliment  aber 
kann  dieselbe  mehr  als  3  betragen. 

593.  Die  Verwalter  werden  einer  nach  dem  andern  von  den  versam- 
melten Gläubigern  ernannt  and,  nachdem  ihnen  die  Ernennung  durch  gericht- 
liches Schreiben  mitgetheilt  ist,  haben  sie  vor  dem  Gericht  einen  Eid  za 
leisten,  ihr  Amt  treu  und  gewissenhaft  zu  verwalten. 

594.  Verwalter  kann  nur  ein  immatrikulirter  und  im  Geschäftsbetriebe 
noch  stehender  Kaufmann  werden,  der  über  25  Jahre  alt  ist  and  am  Orte 
des  Falliments  wohnt. 

595.  Der  Richterkommissar  theilt  die  Ernennung  der  Verwalter  dorcb 
ein  Rundschreiben  allen  Gläubigern  mit,  welche  der  Versammlang,  in 
welcher  dieselbe  stattgefunden  hat,  nicht  beigewohnt  haben. 

596.  Gegen  die  Ernennung  der  Verwalter  kann  wegen  eines  gesetz- 
lichen Mangels  in  seiner  Person  oder  wegen  der  Weise,  in  welcher  die- 
selbe erfolgt  ist,  gerichtlicher  Einspruch  erhoben  werden;  der  Einsprach  ist 
aber  nur  statthaft,  wenn  er  bei  aer  Verkündigung  der  Ernennung  vor  der 
Versammlung  durch  Protest  erhoben  und  in  den  3  darauf  folgenden  Tagen 
bei  dem  Gericht  formulirt  ist  In  Ermangelung  dieser  beiden  Umstände 
ist  der  Einspruch  unzulässig. 

597.  Der  Einspruch  gegen  die  Ernennung  der  Verwalter  yerhindöt 
nicht,  dass  dieselben  die  Ausübung  ihrer  Funktionen  binnen,  indem  sie 
dieselben  fortsetzen  müssen,  bis  die  Beschwerde  vor  Gericht  erwiesen  BD<i 
ihre  Absetzung  beschlossen  ist. 

598.  Den  Verwaltern  liegt  ob: 

1.  das  Falliment  zu  verwalten,  die  Forderungen  desselben  einzutnaben 
und  die  unerlassb'chen  Ausgaben  für  die  Verwaltung  zu  bestreites; 

2.  die  Vertretung  der  Rechte  des  Falliments  vor  und  ausser  Gericht; 

3.  die  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versammlung  der  Gläubiger,  8o 
oft  es  nöthig  ist,  zu  veranlassen  und  deren  Beschlüsse  darchzatühreD; 

4.  die  vorher  aufgenommene  allgemeine  Bilanz  über  die  Lage  des 
Falliten  zu  vergleichen  und  zu  berichtigen,  sowie  diejenige  za  ent- 
werfen, welche  als  das  genaue  Ergebniss  des  wahren  Zustandes  der 
Geschäfte  der  Masse  gelten  soll; 

5.  die  Urkunden  der  Gläubiger  zu  prüfen,  und  bezüglich  eines  jeden 
derselben  den  Bericht  zu  verfetssen,  welchen  sie  der  Versammlang 
vorzulehnen  haben; 

6.  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  alle  zur  Wahrung  der  Rechte  der 
Masse  erforderlichen  Massnahmen  bezüglich  der  Wechsel,  der  D^r- 
künden  und  sonstigen  Dokumente,  welche  ihr  gehören,  zu  treffen; 

7.  dafür  zu  sorgen,  dass  beim  Verkauf  der  Vermögensstücke  des  Falli- 
ments alle  gesetzlichen  Förmlichkeiten  beobachtet  werden. 

599.  Sobald  die  Verwalter  ihr  Amt  angetreten  haben,  nehmen  sie  Tor 
dem  Richterkommissar  ein  allgemeines  Inventar  von  allem  Eigentham  des 
Falliments,    mit  Einschluss    der  sich  anderswo  befindenden  Interessen,  aa£ 
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Bei  der  Aufioabme  des  Inventars  kann  der  Fallit  persönlich  oder  durch  einen 
Bevollmächtigten  vertreten  zugegen  sein  und  muss   dazu  vorgeladen  werden. 

600.  Nach  Beendigung  des  Inventars  müssen  die  Verwalter  innerhalb 
der  darauf  folgenden  10  Tage  drei  Uebersichten  aufstellen,  nämlich: 

1.  von  den  Zahlungen,  welche  der  Fallit  in  dem  im  Art  515  vor- 
gesehenen Falle  geleistet  hat; 

2.  von  den  Verträgen,  die  er  abgeschlossen,  von  der  Art  der  im 
Art.  516  aufgezählten; 

3.  von  den  anderen  ebenfalls  abgeschlossenen  Verträgen,  welche  in  die 
Bestimmung  des  Art.  518  einbegriflFen  werden  können. 

Der  Richterkommissar  hat  diese  Uebersichten  zu  prüfen  und  zu  visiren. 

601.  Wenn  die  Qualifikation  des  Falliten  bis  zur  Ernennung  der 
T^erwalter  nicht  erfolgt  ist,  so  müssen  letztere  dieselbe  in  den  auf  ihre 
Bestallung  folgenden  14  Tagen  verlangen,  indem  sie  dabei  die  Umstände 
und  die  betreffende  Klasse  des  Falliments  genau  angeben  müssen. 

602-     Es  ist  den  Verwaltern  verboten: 

1.  die  Vermögensstücke  des  Falliments  selbst  oder  durch  einen  Dritten 
zu  kaufen,  bei  Strafe  des  Verlustes  derselben  zu  Gunsten  der  Masse, 
sowie  der  Zahlung  des  Kaufpreises,  wenn  sie  denselben  noch  nicht 
bezahlt  haben; 

2.  Ausgaben  ohne  gerichtliche  Verfügung  zu  machen,  welche  zur  Er- 
haltung und  zum  Nutzen  der  Interessen  der  Masse  nicht  absolut 
noth wendig  sind; 

3.  das  baare  Geld  des  Falliments  in  ihren  Händen  zu  behalten. 

603.  Die  Verwalter  haften  für  jeden  Schaden  oder  Nachtheil,  welchen 
tlas  Vermögen  des  Falliments  durch  dolus  oder  culpa  ihrerseits  erleidet 

604.  Jeder  Verwalter  bezieht  als  Entschädigung  für  seine  Bemdhungen 
V2  Prozent  von  der  Einnahme  aus  den  Forderungen  der  Masse,  2  Prozent 
von  dem  Ertrag  der  Verkäufe  von  Waaren,  welche  zu  derselben  gehören, 
«md  1  Prozent  bei  dem  Verkauf  und  der  Adjudikation  von  Vermögens- 
stücken jeder  Gattung,  welche  nicht  zu  dem  Handelsbetrieb  des  Falliten 
gehören. 

605.  Jeder  Verwalter  kann  abgesetzt  werden: 

1.  wenn  es  die  Versammlung  der  Gläubiger  beschliesst; 

2.  wegen  erwiesener  Missbräuche  in  der  Verwaltung  seines  Amtes. 

606.  Der  Verwalter,  welcher  irgend  einen  Anspruch  gegen  die  Masse 
erhebt,  wird  von  Bechtswegen  seines  Amtes  entlassen.  Dasselbe  findet  statt, 
wenn  die  Wahl  des  Verwalters  auf  einen  Gläubiger  des.  Falliments  geJEedlen 
ist,  mit  Rücksicht  auf  diese  Eigenschaft,  und  dessen  Forderung  als  ungültig 
erklärt  wird. 

607.  Wenn  ein  gerichtlicher  Einspruch  gegen  die  Ernennung  eines 
Verwalters  vorliegt,  so  muss  letzterer  ffehört  und  der  Beweis  der  Be- 
schwerden innerhalb  einer  Frist  von  8  Tagen  mit  allen  PräJudicien  zu- 
gelassen werden.    Nach  Ablauf  der  Frist  muss  die  Entscheidung  erfolgen. 

606.  Das  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Ver&hren  muss 
ebenfalls  beobachtet  werden,  wenn  ein  Gläubiger  die  Absetzung  eines  Ver- 
walters wegen  Missbräuche  in  der  Verwaltung  seines  Amtes  vor  Gericht 
beantragte,  aber  dann  muss  ausserdem  der  Richterkommissar  gehört  werden. 

608.  Die  Verwalter,  weiche,  nachdem  sie  irgend  einen  Akt  der  Ver- 
waltung ausgeübt  haben,  abgesetzt  oder  entlassen  worden  sind,  müssen  in 
der  nächsten  Versammlung  der  Gläubiger  Rechnung  hierüber  ablegen. 
Die  Versammlung  hört  die  neuen  Verwalter,  um  diese  Rechnung  zu  ge- 
nehmigen oder  zu  verwerfen. 
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KAPITEL  n. 

Von  der  Verwaltung  des  Falliments. 

610.  Nach  der  Aufnahme  des  Inventars,  von  der  im  Art  599  die 
Rede  ist,  wird  den  Verwaltern  alles,  was  den  Gefi^nstand  desselben  bildet, 
gegen  Quittung  übergeben,  und  was  die  Interessen  anbelangt,  welche  ausser- 
halb des  Ortes  sich  befinden,  veranlasst  das  Gericht  durch  amtliche 
Requisitionsschreiben  an  die  bezuglichen  Richter,  dass  dieselben  zur  Ver- 
fügung der  Verwalter  gestellt  werden. 

61 L  Die  Verwalter  können  von  dem  Falliten  alle  Daten  und  Ani^ben 
verlangen,  welche  sich  auf  die  Geschäfte  des  Falliments  beziehen,  und  dieser 
ist  verpflichtet,  diesem  Ersuchen  zu  entsprechen.  Auch  können  sie  ihn 
unter  inrer  Aufsicht  und  Verantwortlichkeit  bei  den  Arbeiten  der  Ver- 
waltung und  der  Liquidation  beschäftigen. 

612.  Die  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  gegen  den  Falliten 
anhängigen  Civilklagen  und  die  gleichartigen,  die  gegen  ihn  später  erhoben 
werden,  sind  mit  den  Verwaltern  fortzusetzen. 

613.  Gleichfalls  haben  die  Verwalter  alle  Civilklagen  fortzasetzen, 
welche  der  Fallit  vor  der  Erklärung  des  Falliments  angestellt  hatte ,  and 
gegen   die  Schuldner  der  Masse   alle  nöthigen  Exekutionsmassregeln  zu  er- 

Snfen;  allein,  ohne  Ermächtigung  des  Richterkommissars,  dürfen  sie  keine 
age   anderer   Art   betreffend    die   Geschäfte   des   Falliments    vor  Gericht 
einleiten. 

614.  Die  Verwalter  besorgen  das  Nöthige,  um  Alles,  was  zu  der 
Masse   in  Folge  der   rückwirkenden   Kraft   der   Erklärung  des    Falliments 

gehört,  einzutreiben.  Zu  diesem  Behuf  machen  sie  von  den  Urkunden 
ebrauch ,  aus  denen  die  im  Art.  600  vorgesehenen  Uebersichten  bergi^tellt 
sind,  oder  von  den  sonstigen  Beweismitteln  oder  Daten.  Wenn  sie  dabei  ge- 
richtliche Schritte  vorzunehmen  haben,  müssen  sie  erst  die  Ermächtigung 
des  Richterkommissars  dazu  erlangen. 

615.  Wegen  Unterlassung  dieser  Massnahmen  von  Sdten  der  Verwalter 
kann  jeder  Gläubiger  sich  an  den  Richterkommissar  wenden,  damit  er  sie 
dazu  zwingt,  und,  falls  letzterer  sich  auch  säumig  zeigt,  steht  dem  Gl&nbiger 
das  Recht  zu,  die  Sache  persönlich  auf  Kosten  der  Masse  vor  Gerieht  zu 
betreiben. 

616.  Ist  in  den,  durch  die  Art.  515  und  516  bestimmten  Fällen  das 
gerichtliche  Verfahren  eingeleitet,  Behufs  Wiedererlangung  desjenigen,  was 
zu  der  Masse  in  Folge  der  Rückwirkung  der  Erklärung  des  Fallimente 
gehört,  so  ist  der  Beklagte  davon  in  Kenntniss  zu  setzen,  und  dieser  moss 
binnen  6  Tagen  darauf  antworten.  Alsdann  wird  das  Beweisverfiihren  der 
Sache  in  einer  Frist  von  30  Tagen  mit  allen  Präjudioien  zugelassen.  Nach 
Verlauf  der  Frist  muss   die  Entscheidung  erfolgen. 

617.  Auf  Antrag  des  Richterkommissars  kann  das  Gmoht  den 
Verwaltern  die  Befugniss  ertheilen,  die  Prozesse  des  Falliments  durdi 
einen  Vergleich  beizulegen,  indem  es  ihnen  die  der  Masse  günstigsten 
Grundlagen  vorschreibt,  aber  auf  keine  andere  Weise. 

618-  Wenn  die  Verwalter  den  Verkauf  der  Waaren  des  Fallimoits 
ftr  vortheilhaft  halten ,  so  müssen  sie  denselben  dem  Richterkommissar  and 
dieser  dem  Gericht  vorschlagen,  welches  denselben  anordnet,  fiüls  es  ihn 
f&r  vortheilhaft  erachtet,  indem  es  das  Minimum  der  Verkaufspreise  fest- 
setzt An  diesen  einmal  festgesetzten  Preisen  darf  ohne  einen  nach  dem 
Ermessen  des  Richterkommissars  üiftigen  Grund  nichts  geändert  werden. 

619.  Die  Normirung  der  Verkau&preise  der  Waaren  des  Fallimeats 
erfolgt  unter  Berücksichtigung  ihrer  Einkaufspreise  nach  den  Faktaren  oiid 
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der  nachträglichen  Ausgabeo,   indem  immer  die  Preiserhöhang,    welche  der 
Platz  gestattet,  zu  erstreben  ist. 

620-  Jeder  Verkauf  von  Waaren  des  Falliments  muss  durch  Yer- 
mittelung  eines  Handelsmäklers  geschehen;  wo  kein  solcher  vorhanden  ist, 
hat  der  Verkauf  in  öffentlicher  Versteigerung  stattzufinden ,  die  mindestens 
3  Tage  vorher  durch  Anschlagzettel  bekannt  zu  machen  ist,  welche  auch 
in  die  Lokalzeitung,  wenn  es  eine  solche  giebt,  einzurücken  sind. 

621.  Wenn  zum  Verkauf  der  Waaren  des  Falliments  eine  Herabsetzung 
ihres  Kostenpreises  erforderlich  erscheint,  so  rauss  der  Verkauf  nothwendiger- 
inreise  in  öffentlicher  Versteigerung  bewirkt  werden. 

682.  Dem  Verkauf  der  Immobilien  des  Falliments  oder  der  beweg- 
Heben  Vermögensstücke,  welche  keine  Handelseffekten  sind,  muss  deren 
Abschätzung  durch  Sachverständige  vorhergehen,  welche  sowohl  Seitens  der 
T'erwalter,  als  auch  Seitens  des  Falliten  und,  beim  Fehlen  des  letzteren, 
Seitens  des  Richterkommissars  ernannt  werden;  findet  keine  Ueberein- 
stimmung  statt,  so  wird  der  Dritte  vom  Gerichte  ernannt.  Solche  Ver- 
mögensstücke müssen  noth wendigerweise  in  öffentlicher  Versteigerung  ver- 
kauft werden,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit* 

623.  Der  ftichterkommissar  hat  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Verwalter 
wöchentlich  die  baaren  Gelder,  sowie  sie  dieselben  eingezogen  haben,  an  die 
E^sse  des  Falliments  abliefern,  ohne  in  ihren  Händen  eine  grössere  Summe 
zu  lassen,  als  nach  seinem  Ermessen  erforderlich  ist,  um  die  laufenden 
Ausgaben  der  Verwaltung  zu  bestreiten. 

624.  Wenn  bei  der  Verwaltung  irgend  eine  ausserordentliche  Ausgabe 
nothwendig  wird,  so  haben  die  Verwalter  dies  iiem  Richterkommissar  mit- 
zutheilen;  überzeugt  sich  dieser  von  der  Nothwendigkeit  der  Ausgabe,  so 
ordnet  er  die  Zahlung  an,  sofern  die  Summe  50  Pesos  nicht  übersteigt, 
wird  aber  eine  grössere  Summe  verlangt,  so  muss  sich  der  Richterkommissar 
darauf  beschränken,  dem  Gericht  Bericht  zu  erstatten,  welches  die  Ausgabe 
anordnet,    wenn  die  Nothwendigkeit  derselben  feststeht. 

625.  Um  Gelder  aus  der  Kasse  des  Falliments  herauszunehmen  oder 
in  dieselbe  hineinzulegen,  muss  jedes  Mal  eine  schriftliche  Verfügung  vorher- 
gehen und  das  bezügliche  Protokoll  darüber  im  Anschluss  an  dieselbe 
aufj^esetzt  werden.  Dieses  Protokoll  wird  vom  Richter kommissar,  vom  De- 
Dositar  und  von  den  Verwaltern  unterzeichnet  und  vom  Gerichtsschreiber 
Deglaubigt 

626.  Die  Höhe  der  Alimentengelder,  auf  welche  die  Falliten  nach 
den  Bestimmungen  des  Art  ö07  Anspruch  haben,  wird  vom  Gericht  naeh 
vorhergegangenem  Bericht  des  Richterkommissars  bestimmt.  Die  Verhält- 
nisse des  Fäliten,  die  Grösse  seiner  Familie,  der  Charakter  des  Falliments 
überhaupt  und  das  Ergebniss  der  allgemeinen  Bilanz  müssen  bei  der  Ab- 
schätzung dieser  Summen  massgebend  sein.  Finden  die  Verwalter,  dass  die 
Alimentengelder  zu  hoch  berechnet  sind,  so  können  sie  beim  Gericht  Ein- 
spruch dagegen  erheben,  und  dieses  entscheidet,  nachdem  es  den  Falliten 
niehört  und  den  neuen  Bericht  des  Richterkommissars  in  Erwägung  ge- 
zogen hat. 

627.  Das  Gericht  ist  ermächtigt,  die  in  der  Ejtöse  des  Falliments 
vorhandenen  Fonds  naeh  irgend  einer,  von  der  Staatsregierung  genehmigten 
Bank  abzuführen,  wenn  die  Verwalter  es  verlangen  und  der  Richterkom- 
missar ihnen  beistimmt. 

628.  Die  Verwalter  haben  dem  Gericht  jeden  Monat  eine  Uebersicht 
über  die  Verwaltung  des  Falliments  vorzulegen,  welche  von  dem  Richter- 
kommissar zu  visiren  ist;  die  Gläubiger  können  auf  ihre  Kosten  eine  be- 
glaabigte  Abschrift   davon   erhalten,   sowie   in  Betreff  derselben  Allee  vor- 
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bringen,  was  der  Masse  zum  Nutzen  gereichen  kann.  Wenn  dieGUabiger 
in  der  That  ein  Ekpos^  überreicht  haben,  so  beschliesst  das  Gericht,  nach- 
dem es  den  Richterkommissar  gehört  hat,  dasjenige,  was  zu  Gunsten  der 
Interessenten  geschehen  kann. 

629.  Jeder  Fallit  ist  berechtigt,  von  den  Verwaltern  alle  Mit- 
theilungen über  die  Lage  des  Falliments  zu  verlangen,  welche  far  um 
erheblich  sind,  und  darüber  die  Bemerkungen  zu  machen,  die  er  far  an- 
gemessen hält;  zu  diesem  Zweck  darf  er  sich  nur  an  den  Richterkommissar 
wenden. 

630.  Alle  Massregeln  des  Richterkommissars  über  Verwaltangsao- 
gelegenheiten,  gegen  welche  die  Verwalter  oder  andere  am  Falliment  Be* 
theiligte  Einspruch  erheben,  können  vom  Gericht  auf  den  Bericht  des  Richter- 
kommissars   ohne  Weiteres  abgeändert  werden. 

KAPITEL  III. 
Von  der  Prüfung  und  Anerkennung  der  Forderungen. 

831.  Nachdem  die  Verwalter  ernannt  sind,  beruft  das  Gericht  die 
Gläubiger  zu  einer  Versammlung  ein,  um  die  Forderungen  anzuerkennen^ 
indem  es  den  Ta^  der  Abhaltung,  sowie  die  Frist  festsetzt,  innerhalb  welcher 
die  Titel  einzureichen  sind  Die  Einberufung  erstreckt  sich  auf  jeden  Gläu- 
biger, welcher  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  eine  schwebende 
Exekution  gegen  den  Falliten  hatte. 

832.  Der  Tag  zur  Abhaltung  der  Versammlung,  Behufs  Anerkennung 
der  Forderungen,  ist.  der  zwölfte  nach  Ablauf  der  zur  Vorlegung  der  Titel 
festgesetzten  Frist. 

633.  Die  Frist  zur  Vorlegung  der  Titel  beträgt  60  Tage  für  die  Gläu- 
biger, die  in  der  Republik  wohnen ;  für  diejenigen,  welche  an  jedem  anderen 
Orte  des  Amerikanischen  Kontinents  wohnen,  diejenige  Frist,  welche  sieb 
aus  der  Entfernung  ergiebt,  indem  6  Meilen  pro  Tag  berechnet  werden; 
8  Monate  für  die  auf  den  Inseln  des  Atlantischen  Oceans  befindlichen  und 
die  doppelte  Zeit  für  diejenigen,  welche  sich  in  Europa  oder  in  einem 
anderen  Erdtheile  aufhalten. 

634.  Aus  keinem  Grunde  dürfen  die  betrefiFenden  im  yorhergehenden 
Artikel  festgesetzten  Fristen  verlängert,  wohl  aber,  je  nach  den  Umständen, 
verkürzt  werden. 

835.  Den  Verwaltern  liegt  es  ob,  den  Gläubigem  die  Einberofungs- 
verfugung  durch  Cirkular  mitzutheilen,  ausserdem  aber  durch  Bekannt- 
machung in  den  Zeitungen  und  durch  Anschlagzettel  an  dem  Ort  des 
Falliments. 

636.  Innerhalb  der  in  der  Verfügung  angegebenen  Frist  müssen  die 
Gläubiger  die  Originaltitel  ihrer  Forderungen  nebst  wörtlichen  Abschriften 
derselben  den  Verwaltern  vorlegen. 

837.  Die  Verwalter  ha^  die  Abschriften  mit  den  Originalen  zu 
vergleichen  und,  falls  sie  dieselben  übereinstimmend  finden,  die  letzteren  zu 
behalten  und  die  Abschriften  den  Interessenten  zurückzugeben,  indem  sie 
darauf  vermerken,  dass  das  Original  abgegeben  worden  ist 

638.  Die  Verwalter  vergleichen  aucn  die  Dokumente  des  Falliments 
mit  denen,  welche  die  Gläubiger  vorgelegt  haben,  und  am  Fusse  eines  jeden 
derselben  vermerken  sie,  was  sich  aus  dem  Vergleiche  und  aas  anderen 
etwaigen  Daten  ergeben  hat 

639.  Nach  Ablauf  der  zur  Vorlegung  der  Titel  festgesetzten  Frist  und 
in  den  darauf  folgenden  8  Tagen  fertigen  die  Verwalter  eine  allgemeine 
Uebersicht  der  anei'Kannten  Forderungen  an,  indem  sie  sich  bei  jedem  Artikel, 
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nach  der  laufenden  Nammer,  aaf  die  entsprechenden  Titel  und  Betheiligten 
beziehen,  und  übermitteln  dieselbe  dem  Ricbterkommissar,  nachdem  der 
Fallit  eine  Abschrift  davon  zur  Eenntnissnahme  erhalten  hat;  der  Richter- 
kommissar  schliesst  die  Uebersicht  über  die  Anerkennung  der  Forderungen  ab. 

640.  Nachdem  sich  die  Gläubiger  Behufs  Anerkennung  der  For- 
derungen an  dem  zur  Abhaltung  dieser  Versammlung  bestimmten  Tage 
versammelt  haben,  werden  die  allgemeine  Uebersicht  der  Forderungen,  die 
zur  Bestätigung  dienenden  Dokumente  und  der  Bericht  der  Verwalter  auf 
einer  jeden  derselben  verlesen. 

Ml.  Sowohl  die  Gläubiger,  als  der  Fallit  können  in  der  Versammlung 
bei  jedem  Posten  ihre  Bemerkungen  machen,  welche  der  an  der  Forderung 
Betheiligte  nach  seinem  Ermessen  beantwortet,  und  die  Versammlung  fasst 
unmittelbar  darauf  über  die  Anerkennung  oder  Verwerfung  einer  jeden  For- 
derung Beschluss. 

642.  Nach  Auflösung  der  Versammlung  werden  alle  Titel  den  Gläu- 
bigem, welche  dieselben  vorgelegt  haben,  zurückgegeben  und  den  Titeln 
derjenigen,  deren  Forderung  anerkannt  ist,  wird  ein  Vermerk  darüber 
nebst  Angabe  der  betreffenden  Summe  hinzugefügt.  Dieser  Vermerk  muss 
von  den  Verwaltern  unterzeichnet  und  vom  Richterkommissar  visirt  werden. 

643.  Der  Gläubiger,  dessen  Forderung  von  der  Versammlung  nicht 
anerkannt  worden  ist,  verliert  sein  aktives  Stimmrecht  im  Falliment,  unbe- 
schadet jedoch  seines  Rechts,  sowie  desjenigen  der  übrigen  und  des  Falliten, 
wenn  sie  sich  durch  die  Beschlüsse  der  Versammlung  benachtheiligt  glauben 
Von  diesem  Rechte  können  sie  innerhalb  30  Tagen  nach  der  Versammlung 
vor  Gericht  Gebrauch  machen. 

644.  Der  Gläubiger,  welcher  dem  Beschlüsse  der  Versammlung  zu- 
gestimmt hat,  darf  von  dem  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Recht 
keinen  Gebrauch  machen. 

645.  Der  Prozess,  worin  die  Ausschliessung  einer  von  der  Versamm- 
lung anerkannten  Forderung  gefordert  wird,  wird  auf  Kosten  desjenigen  ge- 
führt, welcher  denselben  betreibt;  wird  aber  die  Forderung  vom  Gericht 
ausgeschlossen,  so  muss  ihm  die  Masse  die  aufgewendeten  Kosten  gegen 
eine  mit  Belegen  nachgewiesene  Rechnung  ersetzen.  Das  Verfahren  in  dem 
Fall  dieses  Artikels  richtet  sich  gegen  den  an  der  Anerkennung  der  Forde- 
rung Betheiligten. 

646.  Jeder  zur  Anerkennung  von  Forderungen,  welche  die  Ver- 
sammlung ausgeschlossen  hat,  angestrengte  Prozess,  wird  auf  Kosten  der 
Masse  mit  den  Verwaltern  geführt,  die  den  Beschluss  der  Versammlung 
aufrecht  zu  halten  haben. 

647.  Die  Gläubiger,  welche  in  der  bezichneten  Frist  ihre  Titel  den 
Verwaltern  nicht  eingereicht  haben,  verlieren  das  ihren  Forderungen  zu- 
stehende Vorrecht.  Diese  Bestimmung  findet  auf  diejenigen  keine  Anwen- 
dung, welche  nach  Art.  633  eine  längere  Frist  als  die  zur  Abhaltung  der 
Versammlung  festgesetzte  haben  müssen;  für  diese  tritt  die  Versammlung 
zusammen,  sobald  sie  erscheinen,  sofern  die  in  demselben  Artikel  in  An- 
sehung der  Entfernung  berechnete  Frist  noch  nicht  verstrichen  ist. 

648.  Wenn  die  Gläubiger,  welche  ihre  Titel  innerhalb  der  Frist 
nicht  eingereicht  haben,  dieselben  vor  der  Vertheilung  des  Vermügens  des 
Falliments  vorlegen,  so  nehmen  sie  als  Gläubiger  ohne  Hypothek  an  den 
Dividenden  TheU ;  es  ist  aber  noth wendig,  dass  das  Gericht  vorher  auf  ihre 
Kosten  und  unter  Anhörung  der  Verwalter  die  Rechtsgültigkeit  ihrer  For- 
derungen feststellt 

648.  In  keinem  Falle  werden  die  Glaubiger  gehört,  welche  sich  nach 
Vertheilung  des  Vermögens  des  Falliments  melden. 
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KAPITEL  IV. 
Von  der  Rangordnung  und  der  Befriedigung  der  Gläubiger. 

650.  Nachdem  die  im  Art.  640  erwähnte  Versammlang  ihre  Arfoeiten 
beendet  hat,  nehmen  die  Verwalter  die  Klassifikation  der  anerkannten  For- 
derungen vor,  indem  sie  dieselben  in  vier  Klassen  eintheilen,  nämlich : 

1.  diejenigen  mit  Eigenthumsrecht; 

2.  die  bevorrechtigten; 

3.  die  mit  einer  gesetzlichen,  gerichtlichen  oder  vertragsmässigen 
Hypothek  versehenen; 

4.  die  aus  einer  öffentlichen  oder  privaten  Urkunde  ohne  Hypothek 
hervorgehenden. 

651.  Bei  jeder  Klasse  haben  die  Verwalter  den  Gläubigern  die  ihnen 
zukommende  bevorzugte  Stelle  einzuräumen  und  dabei  die  Bestimm nngen 
des  Kapitel  XII,  Titel  XX,  Buch  III  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  zu  be- 
obachten, so  weit  dieselben  den  gegenwärtigen  nicht  entgegenstehen. 

652.  Die  Verwalter  übergeben  die  Uebersicht  der  Klassifikation  dem 
Richterkommissar,  welcher,  wenn  er  dieselbe  mit  dem  Beschluss  der  Ver- 
sammlung übereinstimmend  findet,  sie  sogleich  mit  seinem  Visum  versehen 
dem  Gericht  zustellt. 

653.  In  den  Fallimenten  werden  als  Gläubiger  mit  Eigenthumsrecht 
angesehen: 

1.  die  Eigenthümer  der  Vermogensstücke ,  welche  der  Fallit  darck 
Hinterlegung,  Miethe  oder  eine]>  ähnlichen  Vertrag  in  Händen  hat, 
ohne  dass  ihm  dadurch  das  Eigenthum  übertragen  worden  ist; 

2.  die  Frau  des  Falliten  für  das  Dotal-  und  das  Paraphemal vermögen, 
welches  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  in 
Händen  hatte,  sofern  beide  aus  einer  öffentlichen  Urkunde  ersichdidi 
sind  und  dieselbe  nach  den  Bestimmungen  der  Art.  21  und  25 
eingetragen  worden  war; 

3.  die  Kommittenten  Betreffs  der  Waaren,  die  der  Fallit  in  Kommission 
hat,  und  aller  indossablen  Werthe,  welche  sie  ihm  zur  Einziehung 
übersendet  haben,  ohne  Indossament  oder  Angabe  der  Summe, 
welche  sie  ihm  zu  Eigenthum  übertragen,  oder  die  er  mit  direkter 
Anweisung  oder  direktem  Indossament  zu  Gunsten  der  Kommittenten 
erhalten  hat; 

4.  die  Kommittenten  Betreffs  der  dem  Falliten  ausserhalb  des  Konto- 
korrents übersendeten  Summen,  sei  es  um  am  Wohnort  des  letzteren 
zu  erfüllenden  Verpflichtnngen  nachzukommen,  oder  um  sie  einer 
bestimmten  Person  im  Namen  und  für  Rechnung  des  Kommittenten 
zu  übergeben. 

654.  Gleichfiedls    werden    als   Gläubiger    mit   Eigenthumsrecht    ange- 
sehen: 

1.  die  Eigenthümer  der  gegen  Baarzahlung  gekauften  Waaren,  deren 
Preis  der  Fallit  ganz  oder  theilweise  noch  schuldig  ist,  aber  nur, 
wenn  dieselben  noch  verpackt  oder  in  derselben  Form,  in  welcher 
er  sie  empfangen  hat,  und  mit  den  besonderen  Merkzeichen  ihrer 
Identität  m  seinen  Waarenlagern  oder  Läden  vorhanden  sind; 

2.  diejenigen,  welche  dem  Falliten  Waaren  auf  Zeit  verkauft  haben, 
wenn  letztere  ihm  noch  nicht  am  verabredeten  Orte  abgeliefert  od^ 
wenn  die  Frachtbriefe  ihm  tiberschickt  worden  sind,  nachdem  die 
Waaren   auf  seine  Rechnung  und  Gefahr  verladen  worden  waren. 
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In  allen  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Fällen  können  die  Verwalter 
<lie  Waaren  zurückbehalten  oder  f&r  das  Falliment  reklamiren,  wenn  sie  den 
Preis  an  den  Eigentbümer  zahlen. 

655.  Es  werden  eben£Eills  als  Gläubiger  mit  Eigen  thumsrecht  erklärt 
Setreffs  der  dem  Falliten  aus  Verkäufen  noch  schuldigen  Summen  und  Be- 
treffs der  in  Folge  derselben  ausgestellten  Wechsel  oder  Zahlungsscheine 
diejenigen,  für  deren  Rechnung  die  Verkäufe  zu  Stande  gekommen  sind, 
auch  wenn  ihr  Name  in  den  Dokumenten  nicht  enthalten  ist,  sofern,  falls 
clie  Posten  in  das  Kontokorrent  zwischen  dem  Falliten  und  dem  Eigenthümer 
der  verkauften  Sachen  nicht  eingetragen  sind,  letzterer  nachweist,  dass  die- 
selben ihm  gehört  haben,  und  dass  die  Verpflichtung  daraus  entstanden  ist. 

656.  Zu  den  hypothekarischen  Gläubigem,  und  zwar  in  der  ihnen  zu- 
icommenden  Reihenfolge,  werden  gezählt: 

1.  diejenigen,  welche  es  auf  Grund  eines  P&ndes  sind,  wenn  sie  der 
Masse  das  Pfand  übergeben; 

2.  die  Frau  des  Falliten,  Betreffs  des  Dotal-  und  Paraphemalver- 
mögens,  welches  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Fallanents  veräussert 
oder  verbraucht  worden  ist,  sowie  der  Morgengabe,  welche  ihr  durch 
öffentliche  Urkunde  ausgesetzt  worden  ist,  wenn  dieselbe  das  ge- 
setzliche Maass  nicht  übersteigt 

657.  Im  Fall  eines  zweiten  Falliments  während  derselben  Ehe  hat 
-die  Frau  keinen  Anspruch  auf  die  für  sie  aus  der  Masse  des  ersten  Falli- 
ments auf  Grund  des  Dotal-  und  Paraphemalvermögens,  sowie  der  Morgen- 
^be  entnommene  Summe;  ist  aber  diese  Summe  zum  Ankauf  von  Immo- 
bilien in  ihrem  Namen  verwendet  oder  auf  dergleichen  Vermögensstücke 
angelegt  worden,  so  kann  sie  als  Gläubigerin  mit  Eigenthumsrecht  auf  die- 
selben auftreten,  wenn  die  bezüglichen  Urkunden  nach  den  Vorschriften  der 
Art.  21  und  35  eingetragen  sind. 

658.  Sobald  das  Gericht  die  Uebersicht  der  Klassifikation  erhalten  hat, 
welche  der  Richterkommissar  ihm  zugestellt  hat,  veranlasst  es,  dass  den 
<7läub]gem   mit  Eigenthumsrecht  Alles    überliefert   wird,   was   ihnen    beim 

Falliment  gehört,  und  diese  Uebergabe  hat  die  im  Art.  565  angegebene  Folge. 

659.  Hinsichtlich  der  übrigen  Gläubiger,  welche  aus  der  Uebersicht 
•der  Klassifikation  hervorgehen,  beruft  das  Gericht  dieselben  in  einer  Frist 
'von  3  Tagen  zu  einer  Versammlung,  um  die  Rangordnung  der  Forderungen 
festzustellen.  Die  Verwalter  bewirken  die  Einberufung  durch  ein  Cirkiüar, 
-dessen  Inhalt  in  die  Zeitung  einzurücken  ist,  und  diese  Versammlung  muss 
spätestens  14  Tage  nach  dem  Zusammentritt  derjenigen  Behufs  Anerkennung 

^er  Forderungen  abgehalten  werden. 

660.  In  der  Versammlung  Behufs  Feststellung  der  Rangordung  der 
Forderungen  wird  die  Uebersicht  der  Klassifikation  verlesen,  und  hat  ein 
Gläubiger  oder  mehrere  Widerspruch  dagegen  erhoben,  so  haben  ihnen  die 
Verwalter   die   nöthigen  Aufklärungen  zu  ertheilen. 

661.  Wenn  die  widersprechenden  Gläubiger  sich  bei  der  Antwort  der 
Yerwalter  nicht  beruhigen,  so  schreitet  die  Versammlung  zur  Berathung 
über  die  Beschwerde,  welche  jeder  Gläubiger  vorgebracht  nat. 

662.  Die  Versammlung  ratihabirt  die  Uebersicht  der  Klassifikation 
entweder  in  der  Form,  wie  sie  die  Verwalter  vorgelegt  haben,  oder  mit 
den  Abänderungen,  welche  sie  in  Folge  des  Einspruchs  der  Gläubiger  be- 
schlossen hat,  und  dieses  muss  ausdrücklich  im  Protokoll  angegeben  werden. 

663.  Jeder,  der  sich  durch  die  Beschlüsse  der  Versammlung  über  die 
Rangordnung  beeinträchtigt  glaubt,  kann  sie  in  den  auf  die  Auflösung  der- 
selben folgenden  8  Tagen  vor  Gericht  anfechten. 
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664.  Die  Beschlüsse  der  Versammiang  bezüglich  der  RangordDong 
dürfen  weder  yod  den  Gläubigero,  die  derselben  nicht  beigewohnt  haben, 
noch  von  denjenigen,  welche,  obwohl  anwesend,  keinen  Einsprach  erhoben 
oder  sich  bei  den  Auseinandersetzungen  der  Verwalter  beruhigt  haben,  an- 
gefochten werden. 

665.  Mögen  die  Beschlüsse  der  Versammlung  angefochten  worden 
sein  oder  nicht,  so  nehmen  die  Verwalter  die  Liquidation  des  FaHiments 
vor  und  gehen  sogleich  zur  Bezahlung  der  Gläubiger  über.  Diese  Bezahlung 
muss  nach  der  Reihenfolge  des  Vorrechts  stattfinden,  welches  einem  jeden 
im  Protokoll  angewiesen  ist. 

666.  In  die  vertheilbare  Masse  sind  die  Summen  einzuschliesseo, 
welche  den  Gläubigem  zukommen,  deren  Reklamation  bezüglich  der  An- 
erkennung oder  Rangordnung  ihrer  Forderungen  noch  vor  Gericht  anhängig 
ist,  und  dieselben  müssen  bis  zur  Entscheidung  in  der  Kasse  des  Falliments 
aufbewahrt  bleiben. 

667.  Die  Zahlung  an  die  Gläubiger,  über  deren  anerkannte  oder  als 
bevorrechtigt  kj^ssificirte  Forderungen  eine  Reklamation  Yor  Gericht  an- 
hängig ist,  muss  nach  geleisteter  Bürgschaft,  zur  Zufriedenheit  der  Verwalter 
und  unter  Verantwortlichkeit  derselben,  erfolgen. 

668.  Wenn  die  hypothekarischen  Gläubiger  mit  dem  Betrag  ihrer 
betreffenden  Hypotheken  nicht  ganz  befriedigt  werden  können,  so  m&ssen 
sie  bei  der  Zahlung  des  Ausfalls  den  einfachen  urkundlichen  Gläabigem 
vorgezogen  werden. 

669.  Es  darf  keine  Zahlung  an  die  Gläubiger  stattfinden,  so  lange  sie 
die  Titel  ihrer  Forderungen  nicht  vorgelegt  haben,  und  auf  iedem  Titel 
muss  die 'überlieferte  Summe  vermerkt  werden.  Dieser  Vermerk  wird  von 
den  Verwaltern  und  von  dem  betreffenden  Gläubiger  unterzeichnet,  welcher 
den  ersteren  ausserdem  eine  besondere  Quittung  ausstellen  mi^ss. 

670.  Die  Gläubiger  verlieren  alle  ihnen  zustehenden  Ansprüche  auf 
die  Masse,  sobald  sie  den  vollen  Betrag  ihrer  Forderungen  erhalten  haben. 

671.  Wenn  nach  der  ersten  Vertheilung  in  der  Masse  noch  Fonds 
vorhanden  sind,  welche  5  Prozent  der  schwebenden  Forderungen  betragen, 
so  verfügt  das  Gericht  eine  neue  Vertheilung  an  die  Gläubiger,  welche  nicht 
bezahlt  worden  sind. 

672.  Damit  die  Bestimmung  des  vorbeigehenden  Artikels  aasgefnhit 
werden  kann,  hat  der  Richterkommissar  dem  Gericht  jeden  Monat  üter  die 
Summen  zu  berichten,  welche  sich  in  Verwahrung  befinden  und  weiter  ein- 
gezogen worden  sind;  auch  ist  er  verpflichtet,  den  Gläubigern  jede  ge- 
wünschte Auskunft  über  diese  Umstände  zu  ertheilen. 

673.  Der  Gläubiger,  der  wegen  Unzulänglichkeit  des  Vermögens  der 
Masse  ganz  oder  theuweise  unbefriedigt  bleibt,  hat  auf  das  Vemiögea 
Anspruch,  welches  der  Fallit  späterhin  erwirbt. 

674.  Nachdem  die  ganze  Masse  vertheilt  worden  ist,  haben  die  Verwalter 
über  die  Liquidation  derselben  Rechnung  abzulegen.  Diese  Rechnung  wird 
in  einer  Versammlung  derjenigen  Gläubiger  geprüft,  deren  Forderungen  ganz 
oder  theilweise  ungedeckt  geblieben  sind,  und  dazu  werden  dieselben  Yom 
Gericht  einberufen. 

675.  Der  Fallit  wohnt  dieser  Versammlung  bei  und,  wenn  letztere 
es  für  nöthig  hält,  ordnet  sie  an,  dass  eine  Kommission  aus  ihrer  Mitte  ^e 
Prüfung  der  Rechnung  vornimmt  und  ihr  darüber  ein   Gutachten  erstattet 

676.  Wenn  das  Gutachten  der  Kommission  nicht  nöthig  ist,  oder 
nachdem  es  dieselbe  erstattet  hat,  beräth  die  Versammlung  ül^  die  Be- 
stätigung der  Rechnung  dei  Verwalter. 
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677.  Wenn  die  Rechnung  der  Verwalter  Behufs  ihrer  Bestätiffong 
Bedenken  veranlasst,  so  müssen  die  Gläubiger  dieselben  in  den  auf  die 
Prüfung  der  Rechnung  in  der  Versammlung  folgenden  8  Tagen  beim  Gericht 
vorbringen. 

6^  Dieselbe  Frist  steht  Jedem  frei,  um  seine  Beschwerden  beim 
Gericht  vorzubringen,  der  sich  durch  den  Beschluss  der  Versammlung 
beeinträchtigt  glaubt,  wenn  dieselbe  die  Rechnung  der  Verwalter  ge- 
nehmigt hat. 

TITEL  IV. 

Von  anderen  Verfahren,  welche  mit  der  Erklärung  des 
Falliments  zusammenhängen. 

KAPITEL  L 
Von  der  Qualifikation. 

679.  Unabhän^g  von  den  der  Erklärung  des  Falliments  und  nach 
der  Anordnung  desselben  folgenden  Massnahmen  bestimmt  das  Gericht  die 
Qualifikation  der  Klasse,  zu  welcher  der  Fallit  gehört,  indem  es  dabei  die 
Bestimmungen  des  Kapitel  I  Tit.  I  dieses  Buches  befolgt. 

680.  Zu  dieser  Qualifikation  dienen  als  Grundlagen: 

1.  das  Verhalten  des  Falliten  in  Bezug  auf  die  Pflichten,  welche  ihm 
im  Kapitel  I  Tit.  II  dieses  Buches  auferlegt  sind; 

2.  die  Ursachen  des  Falliments; 

3.  das  Ergebniss  der  auf  die  kaufmännische  Lage  des  Falliten  bezüg* 
liehen  Bilanzen; 

4.  der  Zustand,  in  welchem  sich  seine  Handelsbücher  befinden; 

5.  die  Beweggründe,  welche   sich   aus   dem  Vorgehen   der   Gläubiger 
ergeben. 

681.  Dem  Richterkommissar  liegt  es  ob,  dem  Gericht  über  das  Er- 
gebniss der  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  Bericht  zu  erstatten,  sobald 
er  die  Prüfung  derselben  beendet  hat,  und  dabei  den  Charakter  des  Falli- 
ments, den  im  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten  Grundlagen  gemäss,  an- 
zugeben.   Alsdann  beantragt  der  Depositar  die  Qualifikation. 

682.  Von  dem  eben  erwähnten  Bericht  und  Antrag  ist  dem  Falliten 
Mittheilung  zu  machen,  welche  er  binnen  3  Tagen  beantworten  muss.  Erhebt 
er  dagegen  Einwendungen,  so  ist  der  Beweis  in  einer  Frist  von  höchstens 
40  Tagen  mit  allen  PräJudicien  zuzulassen;  nach  Ablauf  der  Frist  ist  die 
Entscheidung  zu  treffen. 

683.  Wenn  der  Antrag  auf  Qualifikation  des  Falliten  von  den  Verwaltern 
eingereicht  wird,  so  ist  die  Form  des  Verfahrens  dieselbe,  wie  die  im  vor- 
hergehenden Artikel  angegebene. 

*  684.  Der  Fallit,  welcher  als  zur  ersten  oder  zweiten  Klasse  gehörig 
qualificirt  worden  ist,  muss  sogleich  in  Freiheit  gesetzt  werden,  selbst  wenn 
gegen  den  Beschluss  Einspruch  erhoben  wird. 

685-  Dem  als  zur  aritten  Klasse  gehörig  qualificirten  Falliten  ist  als 
Korrektionalstrafe  eine  Haft  von  2  Monaten  bis  zu  1  Jahr  aufzuerlegen. 

.  686.  Wenn  das  Handelsgericht  den  Falliten  als  zur  vierten  oder  mnften 
Klasse  gehörig  qualificirt  hat,  so  überliefert  es  denselben  nebst  dem  Pro- 
tokoll ÜDer  die  Qualifikation  dem  richterlichen  Beamten  der  gewöhnlichen 
Gerichtsbarkeit,  um  ihn  dem  Strafgesetzbuch  gemäss  abzuurtheilen;  ohne 
dass  gegen  diese  Verfugung  eine  Berufung  statthaft  ist. 
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687.  In  den  Kriminalantersachongen ,  welche  dieses  Gericht  geeen 
die  ihm  yom  Handelsgericht  überlieferten  Falliten  der  vierten  oder  fünfieo 
Klasse  führt,  können  der  Depositar  oder  die  Verwalter  als  Partd  flir  die 
Masse  auftreten,  wozu  eine  Ermächtigung  der  Versammlung  der  Gläubiger 
g^ügt,  doch  dürfen  sie  auch  ohne  diese  Ermächtigung  ihre  PrlTatanspraäe 
bei  solchen  Untersuchungen  geltend  machen,  wenn  sie  es  nur  auf  ihre 
eigenen  Kosten  thun. 

688.  Jeder  Fallit  der  ersten  oder  zweiten  Klasse  darf  sich  mit  Han- 
delsgescbäften  unter  der  Verantwortlichkeit  desjenigen,  welcher  sie  ihm  auf- 
trägt, beschäftigen  und  dabei  fOir  sich  das  Oehalt  oder  die  Gebühren,  welche 
er  empfangt,  annehmen,  unbeschadet  der  Ansprüche  der  Gläubiger  auf  das 
Vermögen,  welches  er  dadurch  oder  anders  erwirbt,  wenn  sie  wesjen  Insoffi- 
cienz  des  Vermögens  der  Masse  zu  ihrer  Befriedigung  nicht  gelangt  siod. 
Dasselbe  findet  auf  die  Falliten  der  dritten  Klasse  Anwendung,  sofern  sie 
ihre  Korrektionalstrafe  yerbüsst  haben. 

689.  Die  Falliten,  welche  sich  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikels 
befinden,  erhalten  nicht  mehr  die  Unterstützungsgelder,  welche  ihnen  ans 
der  Masse  angewiesen  worden  sind. 

600.  Von  dem  Klassifikationsveriahren  wird  Abstand  genonunen, 
sobald  ein  yom  Gericht  bestätigter  Akkord  vorliegt,  es  sei  denn,  dass  der 
Akkord  nur  in  dem  Erlass  einer  Schuld  des  Faluten  besteht,  in  welchem 
Falle  das  Verfahren  von  Amtswegen  bis  zur  entsprechenden  Entscheidang 
fortgesetzt  werden  muss. 

601.  Nachdem  der  Richterkommissar  dem  Gterichte  auf  Gbrund  der 
Bestimmung  des  Art  681  Bericht  erstattet  hat,  aber  nicht  eher,  ist  es  den 
Falliten  gestattet,  einen  Geleitsbrief  oder  die  Aufhebung  der  H!aft  zu  bean- 
tragen, unter  dem  eidlichen  Versprechen,  jedes  Mal  zu  erscheinen,  wenn  sie 
vorgeladen  werden.  Das  Gericht  hat  dem  Antrage  stattzugeben,  aber  nur 
dann,  wenn  jener  Bericht  keinen  Grund  enthält,  das  Falliment  als  scholdbar 
zu  ^ualificiren,  und  wenn  ausserdem  der  Richterkommissar  in  einem  neaen 
Bencht,  welchen  das  Gericht  von  ihm  besonders  verlangt,  nichts  dagegoi 
einwendet. 


KAPITEL  n. 

Von  der  Rehabilitation. 

Die  zur  ersten  oder  zweiten  Klasse  gehörigen  Falliten  können 
ihre  Rehabilitation  nachsuchen,  und  ebenso  diejenigen  der  dritten  Klasse, 
wenn  sie  ihre  Korrektionalstrafe  verbüsst  haben. 

603.  Um  die  Rehabilitation  zu  erlangen,  müssen  die  Falliten  nacli- 
weisen,  dass  sie  den  mit  ihren  Gläubigem  vereinbarten  Akkord  in  »U«^ 
seinen  Theilen  erf&llt  haben;  ist  kein  Akkord  geschlossen,  so  sind  sie  ver- 
pflichtet, zu  beweisen,  dass  alle  ihre  Verpflichtungen  mit  den  Geldern  d^ 
Falliments  oder  durch  nachträgliche  Zahlungen  völlig  gedeckt  worden  sind. 

604.  Der  Fallit,  welcher  seine  Rehabilitation  verlangt,  hat  seinem  An- 
trage die  Dokumente  beizufügen,  welche  die  Befriedigung  der  Gläubiger 
beweisen,  und  das  Gericht  erklärt  nach  Anhörung  des  Richterkommissars 
ohne  weiteres,  ob  dieselbe  statthaft  ist  oder  nicht. 

695.  Die  Rehabilitation  der  Falliten  steht  ausschliesslich  dem  Gericlit 
zu,  bei  welchem  das  Falliment  anhängig  gewesen  ist,  und  kann  erst  an- 
geordnet werden,  nachdem  das  Erkenntniss  der  Qualifikation  vollstreckl^«* 
geworden  ist. 
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606.  Durch  die  Rehabilitation  treten  die  Falliten  in  den  Stand  zorück, 
welchen  sie  vor  der  gegen  sie  ausgesprochenen  Erkl&rung  des  Falliments 
inne  gehabt  hatten,  inaem  alle  gesetzlichen  Literdiktionen,  welche  letztere 
erzeugt,  demgemäss  aa&ehoben  werden. 

697.  Weder  die  Falliten  der  vierten  oder  fünften  Klasse,  noch  die- 
jenigen, welche  ihr  Vermögen  abgetreten  haben^  können  die  Rehabilitation 
erlangen. 

KAPITEL  in. 

Vom  Widerruf  der  Erklärung  des  Falliments. 

688.  Der  Kaufmann,  gegen  welchen  die  Erklärung  cles  Falliments 
auf  Antrag  seiner  Gläubiger  erlassen  worden  ist,  kann  bei  demselben  Qericht 
den  Widerruf  beantragen.  Zu  diesem  Antrag  hat  er  eine  Frist  von  8  Tagen 
nach  der  Publikation  jenes  Erkenntnisses. 

688.  Nachdem  der  Antrag  auf  Widerruf  eingereicht  worden  ist,  hat 
das  Gericht  zu  veranlassen,  dass  im  Anschluss  an  denselben  das  Schriftstück 
und  die  Beweise  der  Gläubiger,  sowie  das  Erkenntniss  über  die  Erklärung 
des  Falliments  bescheinigt  werden,  und  dass  dies  dem  Falliten  übergeben 
wird,  wenn  er  es  verlangt  hat. 

700.  Die  Uebergabe  dieser  Bescheinigung  an  den  Falliten  muss  binnen 
3  Tagen  erfolgen,  und  seine  Erwiederung  ist  dem  Gläubiger  oder  den 
Gläubigern  mitzutbeilen,  welche  die  Erklärung  des  Falliments  beantragt 
haben,  damit  jeder  derselben  binnen  weiteren  3  Tagen  darauf  antworte. 

701.  Sodann  ist  der  Beweis  mit  einer  Frist  von  20  Tagen  und  allen 
PräJudicien  zuzulassen;  nach  Ablauf  dieser  Frist  muss  die  Entscheidung 
erfolgen. 

702.  Jeder  Gläubiger,  der  beabsichtigt,  dazu  beizutragen,  dass  das 
Erkenntniss  über  die  Erklärung  des  Falliments  nicht  widerrufen  wird,  kann 
bei  jedem  Stand  des  Verfahrens  von  seinem  Rechte  Gebrauch  machen. 

708.  Der  Widerruf  des  Erkenntnisses  über  die  Erklärung  des  Falli- 
ments findet  statt,  sofern  der  Fallit  nachweist,  dass  dasselbe  durch  Dolus 
oder  Fälschung  erlangt  worden  ist,  und  dass  er  seine  Zahlungen  nicht 
eingestellt  hat 

704.  Der  Widerruf  dieses  Erkenntnisses  findet  ebenfalls  statt,  wenn 
die  Gläubiger  ausdrücklich  oder  stillschweigend  einwilligen,  und  die  still- 
schweigende Einwilligung  ist  bei  den  Gläubigem  anzunehmen,  welche  von 
der  ihnen  gemachten  Mittheilang  keinen  Gebrauch  machen  oder  dieselbe 
innerhalb  der  durch  den  Art.  700  bestimmten  Frist  nicht  beantworten. 

705.  Wenn  die  Erklärung  des  Falliments  widerrufen  wird,  werden  alle 
daraus  folgenden  Massregeln  suspendirt,  welches  auch  ihr  Stadium  sein  mag, 
und  nachdem  in  den  übrigen  Verhandlungen  des  Falliments  der  Widerruf 
bescheinigt  worden  ist,  wird  in  jeder  derselben  die  nöthige  Anordnung  ver- 
merkt, damit  der  Fallit  sein  Vermögen,  seine  Papiere,  seinen  freien  Handels- 
betrieb, sowie  seine  übrigen  Rechte  wieder  erlangt.  Wenn  der  Betheiligte 
es  verlangt,  wird  auch  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Verfugung  an  die 
Thüren  des  Gerichts  angeschlagen  und  durch  die  Zeitungen  publicirt. 

706.  Durch  den  Widerruf  des  Erkenntnisses  über  die  Erklärung  des 
Falliments  verliert  diese  ihre  ganze  gesetzliche  Kraft,  unbeschadet  des  An- 
spruches, welcher  dem  Kaufmann  wegen  erlittener  Schäden  und  Nachtheile 
gegen  den  Gläubiger  zusteht,  der  jenes  Erkenntniss  durch  Dolus  oder 
Fälschung  extrahirt  bat. 

33* 
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707.    Die  Falliten,  welche  den  Widerruf  der  Erklärung  des  FaUimol 
erlangt  haben,  brauchen  nicht  rehabilitirt  zu  werden. 


Allgemeine  Bestimmungen  für  dieses  Buch. 

708-  Die  Eonkurssachen  sollen  in  5  Hauptaktensi&cken  ge&i 
werden,  und  jedes  dieser  Aktenstücke  kann  in  die  erforderlichen  Akfcenk 
eingetheilt  werden. 

709.  Zum  ersten  Hauptaktenstück  gehören  die  Erklärung  des  Fi 
ments,  die  darauf  folgenden  Massregeln  und  Schritte,  sowie  Alles,  t 
sich  auf  den  Akkord  bezieht,  und,  ist  ein  solcher  nicht  geschlossen,  du . 
nennung  und  Beeidigung  der  Verwalter  mit  Allem,  was  bei  deren  Entfern 
und  Erneuerung  vorkommt. 

710-  Das  zweite  Hauptaktenvolumen  be^nnt  mit  einer  BesoheiiQjri 
des  Erkenntnisses  über  die  Erklärung  des  Falliments  und  enthält  die  Aks 
stücke  über  die  Beschlagnahme  des  Vermögens,  der  Papiere  und  Inres 
des  Falliten,  einen  Nachweis  über  die  Ernennung  und  Beeidigung  der 
Walter,  das  yon  letzteren  angenommene  allgemeine  Inventar,  die  aai 
Uebergabe  der  zum  Falliment  gehörenden  Masse  an  dieselben  hezüA 
Aktenstücke  und  Alles,  was  die  Verwaltung  des  Falliments  bis  zur  L:; 
dation  und  Rechnungslegung  der  Verwalter  betri£Ft. 

711.  Die  gerichtlich  erhobenen  Einwendungen  gegen  die  RediDDq 
der  Verwalter  werden  als  Fortsetzung  des  zweiten  Hauptvolumens,  n 
die  Liquidation  des  Falliments  zu  Ende  geführt  ist,  und,  wenn  nicb: 
einem  oesondern  Volumen  zum  Spruche  vorbereitet. 

712.  Alles,  was  die  Rückwirkungen  der  Erklärung  des  Fallisu 
betrifft,  in  allen  durch  die  Art.  515—518  einschliesslich  vorgesehenen  fil 
ist  der  Gegenstand  des  dritten  Hauptvolumens. 

713.  Das    vierte    Hauptvolumen    fangt    mit    dem    Verzeichniss 
Gläubiger  an,  welches  der  Richterkommissar  gemacht  hat,  und  daraofr 
die  Verfugung  der  Einberufung,  welche  im  Art.  631  vorgesehen  ist;  ab 
finden  die  Verhandlungen  Behufs  Bestätigung  und  Anerkennung  der  Fk 
rungen,    sowie    Behufs    Feststellung    der   Rangordnung    und    Zahlon^ 
Gläubiger  statt. 

714.  Zum  vierten  Hauptvolumen  gehört  auch  die  Substantiirasg 
Einwendungen,  welche  gegen  die  Beschlüsse  der  Versammlang  über 
Rangordnung  der  Forderungen  erhoben  worden  sind,  dabei  müssen  jev 
die  Geschäfte  der  Liquidation  und  Bezahlung  der  Gläubiger  fort^ 
werden,  wozu  ein  besonderes  Aktenheft  auf  Grund  eines  Nachweises  ^ 
die  Uebersicht  der  Klassifikation  und  der  Protokolle  der  Versammle 
Behufs  Feststellung  der  Rangordnung  einzurichten  ist 

715.  Die  Verhandlungen  über  die  Qualifikation  und  Rehabiüuä 
des  Falliten  bilden  das  fünfte  Hauptvolumen. 

716.  Alle  andern  Rechtssachen,  welche  ausser  den  in  den  totIi 
gehenden  Artikeln  angegebenen  bei  den  Eonkurssachen  als  Incidentsacl 
anhängig  gemacht  werden,  müssen  den  Gegenstand  eines  besonderen  Yolain^ 
bilden. 

717.  In  dem  gewöhnlichen  Gerichtsverfahren  sind  zu  instruiren: 

1.  diejenigen  Sachen,  welche  zur  Aufhebung  der  in  den  All  517  v% 
518  enthaltenen  Vertrag  eingeleitet  werden; 

2.  die  Sachen  über  das  Eigenthumsrecht  Dritter  an   den   VennosV 
stücken  des  Falliments; 


IV.    Bolivien.  517 

3.  die  Sachen  gegen  die  Verwalter  wegen  der  darch  dolus  oder  culpa 
ihrerseits  der  Masse  zogef&gten  Schäden  oder  Nachtheile,  oder  weU 
sie  Vermögensstücke  des  Falliments  gekauft  haben; 

4.  die  yom  wiedereingesetzten  Falliten  gegen  den  Depositar  oder  die 
Verwalter  eingeleiteten  Sachen  wegen  der  nach  Art.  576  gelegten 
Rechnungen; 

5.  die  Reklamationen,  welche  gegen  die  Beschlüsse  der  Versammlung 
der  Gläubiger  über  die  Anerkennung  oder  Rangordnung  der  Forde- 
rungen gerichtlich  erhoben  werden; 

6.  die  Reklamationen,  welche  gegen  die  von  der  Versammlung  der 
Gläubiger  genehmigten  Rechnungen  der  Verwalter  erhoben  werden; 

7.  die  Klagen  wegen  der  Schäden  und  Nachtheile,  welche  die  Personen, 
die  den  Widerruf  des  Erkenntnisses  über  die  Erklärung  des  Falliments 
erlangt  haben,  g^n  die  Gläubiger  anstrengen,  welche  dieselbe  durch 
dolus  oder  Fälschung  zu  Stande  gebracht  hatten. 

718.  Alle  festgesetzten  Fristen,  um  die  Klagen  vor  Gericht  anzubringen 
oder  die  Einwendungen  zu  erheben,  welche  bei  den  Konkurssachen  statthaft 
sind,  sowie  diejenigen  zur  Substantiirung  derselben  sind  Nothfnsten  und  lassen 
keine  Prorogation,  boch  Restitution  zu.  Mithin,  wenn  die  Parteien  die  Fristen 
nicht  einbauen,  ist  anzunehmen,  dass  sie  auf  ihre  Rechte  verzichtet  haben. 

719.  In  allen  Fällen,  in  denen  die  Parteien  durch  das  gegenwärtige 
Buch  berechtigt  sind,  ihre  Rechte  yor  Gericht  c^eltend  zu  machen,  dürfen 
sie  es  nur  vor  dem  Gericht  thun,  bei  welchem  das  Falliment  anhängig  ist. 

720.  Die  Berufungen  in  den  Konkurssachen  oder  ihren  IncidenlMlen 
haben  nur  DeyoIutiye£fekt,  wenn  sie  gegen  Beschlüsse  eingelegt  werden, 
wdche  yon  dem  Gericht .  über  Klagen  oder  Reklamationen  ergangen  sind, 
deren  Substantiirung  in  diesem  Budie  detaillirt  ist. 

•721.  Wenn  die  Berufung  in  den  Konkurssachen  oder  den  Incident- 
fällen  derselben  zugelassen  ist,  so  gelangt  an  das  höhere  Gericht  nur  das 
Volumen,  welches  auf  die  angefochtene  Entscheidung  Bezug  hat;  das  höhere 
Gericht  aber  kann  die  übrigen  Volumina  oder  die  dazu  gehörigen  Akten- 
stücke einfordern,  welche  ihm  alsdann  beurkundet  zuzustellen  sind. 

722.  Keine  Berufung  ist  ^^en  die  Verfügungen  statthaft,  welche 
das  Gericht,  nach  Anhörung  des  Richterkommissars,  hinsichtlich  der  Kosten 
oder  der  Verwaltung  des  falliments  erlässt. 


Buch  IV. 

Von   der  Rechtspflege  in  Handelssachen. 

TITEL  I. 

Von  den  Handelsgerichten. 

KAPITEL  I. 

Von  der  Errichtung  der  Handelsgerichte. 

723.  In  jeder  Bezirkshauptstadt  befindet  sich  ein  rechtsverständiger 
Handelsrichter  (juez  letrado  de  comercio)  zur  Leitung  der  Handels* 
prozesse  in  erster  Instanz. 

724.  Die  Regierung  ernennt  ihn,  und  der  Ernannte  muss  alle  Eigen- 
schaften in  sich  vereinigen,  welche  die  Gesetze  för  die  übrigen  rechtsver- 
standigen  Richter  fordern. 
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725.  Die  Begierung  weist  diesen  Beamten  em  Gehalt  an  ans  da 
Fonds,  der  aus  dem  hallen  Prozent  gebildet  ist,  welches  dem  Handd  dntk 
die  Verordnung  vom  25.  November  1829  auferlegt  worden,  so  weit  es  der 
besagte  Fonds  gestattet.  . 

726.  Die  Handelsgerichte  erledigen  ihre  Geschäfte  mit  dem  GericbE* 
Schreiber  und  dem  Gericntsdiener,  wriche  bei  den  Handelsjonten  angsdk 
waren,  und  diese  Unterbeamten,  welche  die  Regierung  fernerhin  wie  bääSie 
zu  bestellen  hat,  beziehen  ihr  früheres  Gehalt 

727.  In  der  Hauptstadt  des  Departements  von  Potosi  erkennt  der  reeki» 
verständige  Richter  des  Bergwerkgerichts  in  den  Handelssache  ohne  m 
anderes  Gehalt  als  dasjenige,  welches  er  für  dies  letztere  Amt  erhalt 

728.  In  den  Provinzen,  die  Litoral  mit  einbe^priffen,  erkennen  ä 
rechtsgeiehrten  Richter  des  gewöhnlichen  Gerichts  auch  m  den  Handelssicbei 

729.  Die  Handelssachen  sollen  in  Gemeinschaft  zweier  Bemfsfgeoosfli 
entschieden  werden,  von  denen  jede  Partei  einen  ans  den  immaiiikidiflfl 
Eaufleuten  ernennt,  und  die  nur  mit  informirendem  Votum  beim  ürthi 
mitzuwirken  haben,  indem  sie  ihr  Votum  schriftlich  abgeben ,  wenn  il 
Sache  snruchreif  ist. 

730.  In  den  Fällen  der  Krankheit,  Abwesenheit  oder  Ablehnimf  ll 
Handelsrichter  sollen  die  Handelssachen  dem  gewöhnlichen  mit  nckl 
verständigen  Richtern  besetzten  Gericht  und  in  den  Provinzen  dem  Geiickl 
der  nächsten  Stadt  übertragen  werden. 

731.  Das.  Amt  eines  Handelsrichters  ist  mit  demjenigen  eines  & 
gänzungsrichters  des  gewöhnlichen  Gerichts  vereinbar. 


KAPITEL  n. 

Von  der  Zuständigkeit  der  Handelsgerichte.     . 

732.  Die  Gerichtsbarkeit  eines  jeden  Handelsgerichts  beschränkt  i^ 
auf  den  betreffenden  Bezirk  und  ist  die  ausschliessliche,  um  in  erster  Issst 
ftber  die  Bechtsstreitigkeiten  zu  erkennen,  welche  daselbst  über  poaa« 
Handelsgeschäfte  entstehen. 

73S.  Als  positie  Handelsgeschäfte  sind  alle  Handelsunteniehmimiei 
und  Verträge  zu  betrachten,  von  denen  in  diesem  Gesetzbache  die  Ük 
ist,  sofern  sie  unter  Kaufleuten  oder  zwischen  diesen  und  den  Haiid«b- 
gehülfen  stattfinden,  mögen  sie  unmittelbar  oder  durch  Vertreter  ausgefuLi 
werden.^) 

734.  Es  unterliegen  gleichsfalls  der  Gerichtsbarkeit  der  Handdsgendi» 
alle  Prozesse ,  welche  aus  Verträgen  über  Waaren,  Wechsel  oder  aodae 
indossirbare  Werthe  herrühren,  die  von  den  Hauptagenten  des  Handels  ooer 
den  Handelsgehülfen  mit  Personen,  denen  diese  Eigenschaften  nicht  zakonuD». 
abgeschlossen  worden  sind;  aber  nur,  wenn  besagte  Agenten  die  Verklapo 
sind  und  der  zweite  Theil  des  Art  367  zur  Anwendung  kommt') 

^)  üeber  die  durch  Art  2  der  Verordnung  vom  8.  August  184S  heiMgefikns 
Modifikationen  cfir.  Note  1  zu  Art  210,  S.  474. 

*)  Nämlich  wenn  dieselben  einen  Wechsel  auf  Grund  eines  HandelsgesehiftBs.  o 
welchem  er  verwendet  worden  ist,  ausgestellt  oder  acceptirt  haben.  Die  Verordmf 
vom  8.  August  1842  bestimmt  sodann  im  Art.  3: 

.Gleichfalls  steht  den  Handelsgerichten  zu,  über  die  Gttterateetmy  vaä  m 
Falliment  deijenigen  Kaufleute  zu  erkennen,  welche,  ohne  immadnifart  12 
sein  oder  das  im  Handelsgesetzbuche  angegebene  Kapital  zu  besitieB,  deivKi 
Handelsgesch&tte  gewerbemässig  betreiben? 
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735.    Es  wird  den  Handelsgerichten  untersagt: 

1.  in  den  Prozessen  zu  erkennen,  welche  nicht  aus  positiven  Handels- 
geschäften herrühren,  selbst  wenn  die  streitenden '  Parteien  Eauf- 
leate  sind; 

2.  ihre  Gerichtsbarkeit  anf  Personen  oder  Sachen  auszudehnen,  welche 
nicht  dazu  gehören,  selbst  wenn  die  Parteien  damit  einverstanden 
sind  oder  sich  dem  unterworfen  haben; 

3.  die  Befugnisse  der  Regierung  oder  der  Verwaltung  auszuüben; 

4.  in  Kriminalsachen  zu  erkennen  und  anäere  Strafen  aufzuerlegen,  als 
die  in  diesem  Gesetzbuche  vorgesehenen  Geldstrafen  oder  die  gegen 
die  Falliten  dritter  Klasse  angedrohte  Korrektionalstrafe. 

788.  Das  Handelsgericht  stellt  in  jedem  Stadium  das  bei  ihm  an- 
hängige Ver&hren  von  iüntswegen  selbst  ein,  wenn  es  findet,  dass  es  nicht 
zuständig  ist,  indem  es  die  Sacne  den  Parteien  zurückgiebt,  damit  sie  ihr 
Recht  am  geeigneten  Ort  geltend  machen  können. 

'  737.  Jeder  strafrechtliche  Incident&ll,  welcher  in  den  Prozessen  sich 
ereignet,  bezüglich  deren  das  Handelsgericht  zuständig  ist,  muss  dem  rechts- 
▼erstänaigen  Bichter  des  gewöhnlichen  Gerichts  nebst  einer  Bescheinigung 
der  Vorgänge,  welche  hierzu  Veranlassung  gegeben  haben,  mitgetheilt  werden. 


TITEL  n. 
Von  dem  mündlichen  Verfahren. 

EINZIGES  KAPITEL. 
Von  den  Friedensrichtern  und  ihren  Funktionen. 

738.  *  Ein  Beisitzer  der  Handelsjunta,  den  der  Prafekt  zu  Anfang  eines 

i'eden  Jahres  ernennt,  ist  in  den  kaufinännischen  Rechtsstreitigkeiten  der 
Friedensrichter,  indem  in  den  FäUen  der  Abwesenheit,  Qankheit  oder  bei 
einer  anderen  Behinderung  desselben  sein  Stellvertreter,  welcher  nach  Art  822 
des  gegenwärtigen  Gesetzbuches  ernannt  worden  ist,  sein  Amt  versehen  muss. 

739.  Das  Ver&hren  und  die  Entscheidung  bei  diesen  Sachen  müssen 
nach  den  Bestimmungen  erfolgen,  welche  im  Gesetzbuch  über  das  Gerichts- 
verfahren in  Bezug  auf  das  mündliche  Verfahren  der  Friedensrichter  des 
gemeinen  Rechts  enthalten  sind. 

I>ie  Art  740 — 748  sind  durch  die  Verordnunff  vom  9.  Juli  1868,  betreffend  Auf- 
helnuig  des  SühneverÜEJirens  in  Handelssachen,  angehoben. 

748.  Pas  mündliche  (und  das  SOhne-}  Verfahren  in  Handelssachen, 
welches  in  den  Provinzen  stattfinden  muss,  wird  durch  die  Friedensrichter 
des  gewöhnlichen  Gerichts  nach  Massgabe  der  Vorschriften  dieses  Kapitels 
entschieden. 

750.  Wenn  der  specielle  Friedensrichter  als  Kläger  oder  Verklagter 
über  positive  Handelsakte  auftreten  soll,  so  findet  die  mündliche  (oder  die 
Sühne-)  Verhandlung  vor  dem  Stellvertreter  desselben  und,  wenn  sich  beide 
in  derselben  Lage  befinden,  vor  dem  Friedensrichter  des  gewöhnlichen 
Gerichts  statt. 
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TITEL  m. 

Von  dem  schriftlichen  Verfahren  in.  erster  Instanz. 

KAPITEL  I. 
Von  dem  schriftlichen  Verfahren  im  Allgemeinen. 

751.  Das  schriftliche  Verfahren  in  Handelssachen  ist  je  nach  der  Be- 
schaffenheit derselben  nach  den  Gesetzen  über  das  Gerichtsveirohren  zu  leiten. 
so  weit  letztere  denjenigen  -  des  gegenwärtigen  Gesetzbuches  nicht  entgegen 
laufen,  indem  ausserdem  beziehungsweise  folgende  Bestimmungen  beobacitel 
werden  müssen. 

752.  Dm  die  Beweisführung  zuzulassen,  welche  eine  Partei  etwa 
ausserhalb  der  Republik  anbietet,  ist  unerlässhch:- 

1.  dass  sie  binnen  8  Tagen  nach  Notificirung  der  Verfugung,  wodurch 
der  Beweis  beschlossen  wird,  das  betreffende  Gesuch  einreicht; 

2.  dass  die  Thatsachen  wesentlich  für  den  Prozess  sind  und  sich  an 
dem  Orte  zugetragen  haben,  wo  der  Beweis  stattfinden  soll; 

ä.  wenn  der  Beweis  auf  Zeugen  beruht,  dass  diese  einzeln  benannt 
werden,  indem  nachgewiesen  wird,  dass  sie  an  dem  Orte  wohnhaft 
sind,  wo  sie  vernommen  werden  sollen;  und  beruht  der  Beweis  auf 
Urkunden,  dass  das  Archiv  oder  die  Person  angegeben  wird,  in 
deren  Besitz  dieselben  sich  befinden. 

753.  Ueber  jeden  Antrag,  in  dem  ein  Beweis  ausserhalb  der  Bepublik 
angeboten  wird,  ist  in  der  Form  eines  Artikels  Beschluss  zu  fEissen,  und  dies 
der  anderen  Partei  mitzutheilen. 

754.  Wenn  die  Partei  nach  Gewährung  der  Frist  zur  Führung^  des 
ausserhalb  der  Republik  angebotenen  Beweises  nicht  die  nöthigen  Schritte 
thut,  um  denselben  beizubringen,  oder  wenn  aus  denen,  welche  sie  gethan, 
hervorgeht,  dass  ihr  Antrag  dolose  war,  so  wird  sie  mit  einer  Geldstrafe 
belegt,  die  dem  dritten  Theil  des  streitigen  Werthes  gleichkommt.  Dieser 
Betrag  wird  zur  Hälfte  der  Gegenpartei  und  zur  Hälne  dem  Staatsschatze 
zugewiesen.  • 

755.  Bei  dem  Handelsexekutivverfiihren  sind  dem  Verklagten  nur 
folgende  Einwendungen  gestattet: 

1.  Mängel  in  oer  Person  des  Exequirenden; 

2.  Inkompetenz  des  Gerichts; 

3.  Yeijährung,  Unwirksamkeit  oder  Fälschung  der  Urkunde; 

4.  Zahlung; 

5.  Kompensation  durch  eine  liquide  und  exigible  Forderung; 

6.  Vergleich  oder  Eompromiss; 

7.  urkundlicher  Erlass  oder  Aufschub  Seitens  des  Klägers; 

756.  Wenn  die  mit  Beschlag  belegten  Yermögensstücke  indossable 
Handelswerthe  sind,  so  verkauft  ein  vom  Gericht  von  Amtswegen  besteUta* 
Mäkler  dieselben  zu  dem  laufenden  Marktpreise  und  zwei  andere  Mäkler 
bescheinigen  die  Abschlussnote  des  ersteren. 

757.  Bestehen  aber  die  mit  Beschlag  belegten  Yermögensstücke  in 
Waaren,  so  müssen  diese  unier  Beobachtung  derselben  Formen,  welche  der 
vorhergehende  Artikel  festsetzt,  zu  Geld  gemacht  werden. 

758.  Jeder  Mehr-  oder  Minderbetrag  ^  der  in  den  Fällen  der  beiden 
vorhergehenden  Artikel  aus  den  Noten  oder  Bescheinigungen  der  Mäkler 
sich  ergiebt,  ist  abzuändern,  wenn  der  Schuldner  denselben  in  dem  Schrift- 
stück des  damit  betrauten  Mäklers  nachweist. 
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789.  Jeder;  der  seine  Unterschrift  aof  einer  Urkonde  als  echt  aner- 
kennt, aus  welcher  hervorgeht,  dass  er  sich  verpflichtet  oder  eine  Verantwor- 
tang  übernommen  hat,  kann  der  Exekution  unterworfen  werden,  selbst  wenn 
er  leugnet,  eine  solche  Obligation .  oder  Verantwortlichkeit  übernommen 
zu  haben. 

760.  Bei  dem  schriftlichen  Handelsverfahren  über  einen  Betrag,  der 
200  Pesos ;  aber  nicht  1000  übersteigt,  ist  das  Erkenntniss  erster  Instanz 
Tollstreckbar.^) 

KAPITEL  n. 

Von  dem  schiedsrichterlichen  Verfahren. 

761*  Das  schiedsrichterliche  Verfahren  in  Handelssachen  unterliegt  in 
jeder  Hinsicht  den  Bestimmungen  des  Gesetzbuches  über  das  Gerichts- 
verfahren in  dem  E^apitel  über  die  Schiedsrichter  und  den  nachfolgenden 
weiteren  Vorschriften. 

762.  Die  schiedsrichterlichen  Vergleiche  bei  diesem  Verfahren  können 
abgeschlossen  werden: 

1.  durch  eine  öffentliche  Urkunde; 

2.  durch  eine  Privaturkunde; 

3.  durch  ein  Schriftstück  oder  einen  Antrag,  welche  die  Parteien  gemein- 
schaftlich beim  Gericht  einreichen; 

4.  durch   mündliche  Uebereinkunft   vor  dem  Friedensrichter   nach  den 
Bestimmungen  des  Art.  747.') 

768*  Wer  weder  lesen,  noch  schreiben  kann,  darf  keinen  schieds- 
richterlichen Vergleich  durch  Privaturkunde  abschliessen,  und  thut  er  es  in 
einem  präsentirten  Schriftstück,  so  muss  er  es  vor  dem  Gericht  bestätigen, 
ohne  welches  Erforderniss  der  Vergleich  nichtig  ist. 

764.  Wenn  der  schiedsrichterliche  Vergleich  durch  Privatdokument 
abgeschlossen  wird,  so  müssen  davon  so  viel  Exemplare,  wie  Kontrahenten 
vorhanden  sind,  und  ausserdem  eins  für  die  Schiedsrichter  ausgefertigt 
werden ;  auf  jedem  Exemplar  ist  die  Zahl  der  ausgefertigten  Exemplare  zu 
vermerken. 

765.  Jeder  schiedsrichterliche  Vergleich  muss  bei  Strafe  der  Nichtig- 
keit enthalten: 

1.  die  Namen  und   den  Wohnort   der  Parteien  and  der  Schiedsrichter, 
sowie  die  Befugnisse,  welche  letzteren  zuertheilt  werden; 

2.  die  Sache,  welche  dem  Urtheil  unterworfen  wird; 


0  Nachdem  durch  Verordnung  vom  14.  Febmar  1843  ein  Theil  der  Jurisdiction 
in  Handelssachen  auf  die  neu  errichteten  «Handelskonsalate"  überge^anffen  war,  soll  nach 
dem  GesetB  vom  80.  September  1851  in  erster  Instanz  ausschSesslich  ein  „rechts- 
verständiger  specieUer  Handelsrichter"  erkennen.  Letzterer  wird  in  Gemässheit  der 
Verordnung  vom  8.  Februar  1858  von  der  Aegierang  auf  Vorschlag  der  Handelskon- 
sulate aus  8  Bewerbern  ernannt.  —  Bei  dieser  Gelegenheit  mag  bemerkt  werden,  dass 
die  Bestimmungen  über  die  Aufhebung  sowohl  ganzer  Rechtsinstitutionen,  als  einzelner 
Vorschriften  im  Bolivianischen  Becht  (wie  übrigens  auch  in  der  Hehrzahl  der  anderen 
Central-  und  Südamerikaniscihen  Staaten)  äusserst  ya^e  und  inkorrekt  sind,  so  dass  es 
oft  sehr  zweifelhaft  erscheinen  muss,  ob  eine  Einrichtung  Überhaupt  noch  fortbesteht 
oder  nicht;  nicht  selten  tritt  sogar  der  Fall  ein,  dass  in  einer  spätem  Verordnung  die  in 
einer  firüheren  ergangenen  Rechtsändemngen  vollständig  ignorirt,  oder  dass  obsolet 
gewordene  Normen  als  in  Kraft  befindlich  behandelt  werden. 

*)  Art.  747  ist  durch  die  Verordnung  vom  9.  Juli  1858  aufgehoben,  cfr.  S.  519. 
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3.  ob  die  Schiedsrichter  yon  den  Parteien  übereinstimmezid  enuamt 
worden,  oder  ob  jede  den  ihrigen  erwählt  hat; 

4.  den  Namen  und  den  Wohnort  des  Obmanns  ftlr  den  Fall  der 
Uneinigkeit  oder  der  Person,  welche  befugt  ist,  denselben  zu  ernennen. 

766.  Ausserdem  muss  angegeben  werden: 

1.  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Schiedsrichter  das  Urtheil  fidleo 
sollen,  und  diejenige,  binnen  welcher  der  Obmann  die  Uneinigkeit 
zu  schlichten  hat; 

2.  ob  die  Parteien  auf  die  Berufung  Verzicht  leisten  oder  nicht,  und  ob 
mit  Geldstrafe  oder  ohne  dieselbe; 

3.  eventuell  im  ersten  Fall  die  Höhe  der  Geldstrafe; 

4.  die  Geld-  oder  sonstige  Strafe,  welche  derjenigen  Partei  au&uerlegeD 
ist,  die  Yom  Vergleiche  abgeht; 

5.  das  Datum. 

767.  Die  Wirkungen  des  schiedsrichterlichen  Vergleiches  sind  nur  for 
die  Kontrahenten   und  deren  EIrben  verbindlich. 

768.  Jeder  schiedsrichterliche  Vergleich,  welcher  das  Datum  seiner 
Ausfertigung  nicht  tragt,  gilt  als  an  dem  Tage  abgeschlossen,  an  welchem 
er  den  Schiedsrichtern  präsentirt  worden  ist. 

769.  Jeder  Schiedsrichter  kann  in  den  ersten  8  Tagen,  nachdem  ib 
seine  Emeunung  mitgetheilt  worden  ist,  auf  sein  Amt  verzichten,  that  er 
es  nicht  in  dieser  Frist,  so  wird  vermuthet,  dass  er  stillschweigend  ange- 
nommen hat. 

770.  Wenn  der  Schiedsrichter,  welcher  auf  sein  Amt  Terzichtet^  nur 
von  einer  Partei  ernannt  worden  ist,  so  muss  diese  einen  andern  an  sdne 
Stelle  setzen,  und  der  Vergleich  bleibt  bestehen. 

771.  Der  schiedsrichterliche  Vergleich  bleibt  nicht  bestehen,,  wenn  der 
verzichtende  Schiedsrichter  von  den  Parteien  übereinstimmend  ernannt 
worden  ist,  sofern  es  nicht  der  Obmann  ist,  in  welchem  Falle  dieser  daitii 
einen  andern  ersetzt  werden  muss. 

772.  Nachdem  die  Schiedsrichter  ihr  Amt  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend angenommen  haben,  müssen  sie  es  verrichten,  bei  Strafe  Tom 
Richter  dazu  augehalten  zu  werden. 

773.  Die  Frist  des  Vergleichs,  mag  er  vertragsmässig  oder  gesetzlich 
sein,  zählt  von  dem  Tage,  an  dem  die  Schiedsrichter  angenommen  habeOt 
und  kann,  selbst  nach  Ablauf  derselben,  mit  gegenseitiger  EinwiUigung  beider 
Parteien  verlängert  werden. 

774.  Wenn  mit  der  Stimme  des  Obmanns  sich  keine  Stimmenmehrlieit 
herausstellt,  um  das  Urtheil  zu  fällen,  so  schlichtet  die  Handelsjunta  nicli 
Kenntnissnahme  des  Prozesses  ohne  weiteres  Ver£ahren  die  Uneinigkeit. 
Kommt  auch  in  der  Handelsjunta  keine  Einigung  zu  Stande,  so  werden  die 
einzelnen  Stimmen  der  Mitgbeder  -mit  denen  der  Schiedsrichter  und  des  Ob- 
mannes zusammen  gezählt,  und  die  Mehrheit,  welche  sich  dann  ergiebt,  ist 
entscheidend. 

775.  Wenn  bei  einem  schiedsrichterlichen  Veijjleich  die  Partden  tm 
die  Berufung  nicht  verzichtet  haben,  können  sie  dieselbe  gesen  die  Eq^' 
Scheidung  der  Schiedsrichter,  in  der  Frist  von  3  Tagen,  nachdem  letztere 
ihnen  mi^etheilt  worden,  einlegen. 

776.  Im  Falle  des  Verzichts  auf  die  Berufung  bei  Geldstrafe,  könn^ 
die  Parteien  ebeofalls  dieselbe  einlegen,  wenn  sie  nur  den  Betrag  der  Sti«fe 
binnen  den  drei  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Tagen  bei  den 
Schiedsrichtern  hinterlegen. 

777.  Sind  nach  Mittheilung  des  Urtheils  der  Schiedsrichter  3  Tfif 
verstrichen,  ohne  dass  diejenigen,  welche  auf  das  Recht  der  Berofnng  zu<^^^ 
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irerzichtet  haben,  appelliren,  oder  ohne  dass  der  Betraf?  der  Geldstrafe, 
T^enn  eine  solche  vereinbart  war,  hinterlegt  worden  ist,  so  ist  jeder  Bekors 
xinstatthaft. 

778.  Haben  die  Schiedsrichter  beim  Ver&hren  die  Befagnisse  über- 
echritten,  welche  ihnen  durch  den  Vergleich  zuerkannt  worden  sind,  so  ist 
die  Nichtigkeitsbeschwerde  bei  dem  betreffenden  Bbmdelsgericht  zulässig. 

779.  Die  Vollstreckung  der  schiedsrichterlichen  Urtheile  in  Handels- 
sachen wird  vom  Handelsgericht  des  Bezirks  angeordnet,  in  dem  das  schieds- 
lichterliche  Verfahren  stattgefunden  hat. 

KAPITEL  m. 
Vom  Sequestrationsverfahren. 

780.  Das  Sequestrationsverfahren  findet  statt  Behufs  Erlangung  der 
Bezahlung  dessen,  was  verschuldet  wird: 

1.  den  Frachtfahrern  för  die  Transportprämie;  f&r  die  im  Art.  190  an- 
gegebenen Ausla^n  und  Gebühren,  mit  der  Massgabe,  dass  sie 
ihren  Anspruch  innerhalb  der  betreffenden  Fristen  geltend  machen, 
welche  der  Art.  192  festsetzt; 

2.  den  Versicherem  fOr  die  Versicherungsprämie; 

3.  den  Versicherten  für  den  Betrag  der  Verluste  oder  Schäden,  welche 
die  versicherten  Waaren  erlitten  haben; 

4.  den  Mäklern  für  die  Mäklergebühren  bei  den  Geschäften,  welche 
sie  vermittelt  haben. 

781.  Um  das  Sequestrations verfahren  einzuleiten,  müssen  die  Fracht- 
führer den  Originalfrachtbrief  und  den  Empfftngsscheiti  über  die  darin  ent- 
haltenen Waaren,  die  Versicherer  und  die  Versicherten  den  Versicherungs- 
schein oder  die  Police  oder  die  Privaturkunde,  welche  den  Vertrag  beweist, 
und  die  Mäkler  die  Police,  welche  sie  nach  der  Bestimmung  des  Art.  88  in 
Händen  haben,  oder  die  vom  Schuldner  unterzeichnete  Faktura  und,  ist 
keine  von  beiden  vorhanden,  eine  Abschrift  der  Eintragung  ihres  Haupt- 
buches vorigen. 

782.  Die  Sequestration  darf  nicht  verfügt  werden,  wenn  die  Urkunde, 
auf  Grund  deren  dieses  Ver&hren  eingeleitet  wird,  keine  liquide  und 
ezigible  Forderung  enthält. 

783.  Die  Sequestration  darf  auch  nicht  auf  Grund  einer  Privaturkunde 
angeordnet  werden,  so  lange  dieselbe  vom  Schuldner  nicht  anerkannt  worden 
ist  oder  das  Gesetz  dieselbe  für  anerkannt  erachtet 

784.  Wenn  die  Mäkler  bei  der  Einleitung  des  Verfahrens  nur  die  Ab- 
schrift der  Eintragung  ihres  Hauptbuches  vorlegen,  so  muss,  um  die  Se- 
questration anordnen  zu  können,  die  Abschrift  zuvor  durch  das  gerichtliche 
öeständniss  des  Schuldners  oder  durch  dessen  Handelsbücher  anerkannt 
werden. 

785.  Das  Sequestrationsverfahren  findet  auch  Anwendung,  um  die 
rechtskräftigen  Erkenntnisse  in  Handelssachen  zu  vollstrecken,  wenn^  es 
binnen  3  Monaten  nach  dem  Tage,  an  welchem  sie  verkündet  worden  sind, 
eingeleitet  wird.  Nach  Verlauf  dieser  Frist  ist  das  SequestrationsverfEdiren 
nicnt  mehr  zulässig. 

786.  Das  Gericht,  bei  welchem  auf  Grund  einer  vollstreckbaren  Ur- 
kunde von  der  besagten  Beschaffenheit  und  in  den  angegebenen  Fristen  die 
Sequestration  beantragt  wird,  hat  zu  verfügen,  dass  der  Schuldner  zur 
sofortigen  Zahlung  ai2^efordert  wird,   und   dass,   wenn  er   nicht  zahlt,    die 
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Sequestration  seines  Vermögens  in  einem  Betrage  vorgenommen  wird,  vieler 
ausreicht,  um  die  Schuld   und  die  Kosten  zu  decken. 

787.  Wenn  die  Zahlung  nicht  sofort  erfolgt,  wird  das  Vermö^  ad 
Antrag  des  Gläubigers  sequestrirt  und  der  Schuldner  sofort  zum  Verhid 
desselben  binnen  3  Tagen  vorgeladen. 

788.  Die  Schuldner  haben  nur  diese  drei  Tage,  um  Widersprach  sn 
erheben,  und  während  derselben  sind  ihnen  nur  folgende  Einwendungen  gestaun: 

1.  ein  Mangel  in  der  Person  des  Klagers; 

2.  Fälschung  der  Urkunde; 

3.  Zahlung; 

4.  Vergleich  oder  Kompromiss. 

789.  Ist  eine  dieser  Emwendungen  erhoben,  somusssie  derSchnldoG 
binnen  den  drei  erwähnten  Tagen  entweder  durch  Urkunden  oder  daitl 
das  Zugeständniss  des  Gläubigers  beweisen;  jeder  andere  Beweis  istba 
diesem  Verfahren  unzulässig. 

790.  Sind  die  3  Tage  verstrichen,  ohne  dass  der  Schuldner  Wiik- 
Spruch  erhoben,  oder  ohne  dass  er  seine  Einwendungen  bewiesen  hat,  » 
wird  er  nicht  mehr  gehört  noch  irgend  ein  Schriftstüoc  ani^nommen,  indes 
auf  Antrag  des  Gläubigers  der  Verkauf  des  sequestrirten  Vermögens  ange- 
ordnet wird,  welcher  sofort  in  öffentlicher  Versteigerung  zu  erfolgen  hat 

791.  Hat  der  Schuldner  seine  Einwendungen  bewiesen,  so  wird  die 
Verfugung  über  die  Sequestration  zurückgenommen  und  der  Gläubiger  in  die 
Kosten  verurtheilt 

792.  Kein  Bekurs  ist  bgim  Sequestrationsverfahren  gegen  die  Be- 
schlüsse in  erster  Instanz  zulässig,  es  bleibt  aber  das  Recht  der  Partei 
bestehen,  das  gewöhnliche  Verfahren  herbeizuführen. 

798.  Wenu  der  beim  Sequestrationsverfahren  verurtheilte  Schuldner 
verlangt,  dass  der  Gläubiger,  um  die  Forderung  zu  erhalten,  für  dm 
Betrag  bis  zur  Beendigung  des  gewöhnlichen  Vemhrens  Bürgschaft  leiste, 
so  ist  demgemäss  zu  verfügen;  allein  wenn  dieses  Verfsmren  biniiea 
3  Monaten  nach  der  Leistung  der  Bürgschaft  nicht  angestrengt  worden  i^t 
so  ist  dieselbe  als  von  Kechtswegen  getilgt  zu  erachten. 


KAPITEL  rV. 
Von  der  vorläufigen  Beschlagnahme. 

794.  Die  vorläufige  Beschlagnahme  kann  präventiv  vom  Friedem- 
richter  oder  von  einem  anderen,  der  in  Handelssachen  zu  erkennen  kompete&^ 
ist,  angeordnet  werden,  aber  nur  auf  Antrag  einer  Partei ,  und  wenn  diese 
eine  vollstreckbare  Urkunde  vorlegt. 

795*    Die  vorläufige  Beschlagnahme  darf  nur  angeordnet  werden: 

1.  wenn  der  Schuldner  keine  bekannte  Wohnung  oder  kein  Handek- 
etablissement,  noch  Grundstücke  am  Orte  besitzt; 

2.  wenn  er  aus  seinem  Wohnort  oder  aus  dem  Orte  seines  Handds- 
etablissements  entflohen  ist; 

3.  wenn  bemerkt  wird,  dass  er  beabsichtigt,  sein  Vermögen  oder  sone 
Effekten  zu  verbergen,  oder  dass  er  dieselben  verschleudert  odtf 
zu    den  niedrigsten  Preisen    und  mit  notorischem  Verlust  verkaiA 

796.  Die  vorläufige  Beschlagnahme  darf  sich  nur  auf  die  Waaren  m 
das  Mobiliarvermögen  des  Schuldners  erstrecken,  mögen  sich  dieselben  lo 
seiner  Gewalt  oder  in  der  eines  Anderen  in  Folge  einer  Kommission,  eines 
Depositums  oder  sonst  eines  Titels  befinden,  welcher  demselben  das  EigenthaiB 
nicht  übertragen   hat,  ausgenommen  auf  Grund  eines  Pfandes. 
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797.  In  gleicherweise  trifft  die  Beschlagnahme  alle  Summen,  welche 
dem  Schuldner  in  Folge  von  Guthaben  oder  Forderungen  zukommen,  auch 
^wenn    sie  noch  nicht  föllig  sind. 

798.  Es  ist  verboten,  mehr  Yermögensstücke  mit  Beschlag  zu  belegen, 
als  vernünftiger  Weise  zur  Deckung  der  Schuld  hinreichend  erscheinen. 

799.  Wenn  sich  die  mit  Beschlag  zu  belegenden  Yermögensstücke  in 
der  Gewahrsam  eines  Anderen  befinden,  der  nicht  der  Schuldner  ist,  so  muss 
der  Gläubiger  dieselben,  nebst  dem  Namen  des  Inhabers,  und  den  Ort,  wo 
dieselben  sich  befinden,  bezeichnen;  auch  haftet  der  Gläubiger  für  die 
Folgen,  £a11s  Yermögensstücke  mit  Beschlag  belegt  werden,  welche  dem 
Schuldner  nicht  gehören. 

800.  In  Betreff  der  mit  Beschlag  belegten  Yermögensstücke,  welche  in 
der  Gewalt  des  Schuldners  waren,  hängt  es  von  der  Wahl  des  Gläubigers  ab, 
ob  sie  einem  Dritten  in  Yerwahrung  gegeben  werden,. oder  in  den  Räumen, 
wo  sie  sich  befunden  haben,  verschlossen  bleiben  sollen,  was  auf  der  Stelle 
geschehen  muss,  indem  dem  Gerichtsvollzieher  der  Schlüssel  übergeben 
wird;  auf  Yerlangen  des  Gläubigers  kann  ausserdem  ein  Wächter  in  der 
Nähe  derselben  aufgestellt  werden. 

801.  Die  bei  einem  andern  Inhaber  mit  Beschlag  belegten  Yermögens- 
stücke bleiben  bei  demselben  in  Yerwahrung,  wenn  er  notorisch  eine  ver- 
mögende Person  ist,  andernfalls  aber  bei  einem  Dritten. 

802.  Wenn  die  vorläufige  Beschlagnahme  Yermögensstücke  trifft, 
welche  nicht  in  der  Gewahrsam  des  Schuldners  sind,  so  muss  ihm  dieselbe 
durch  eine  gerichtliche  Yerfügung  binnen  24  Stunden  nach  der  Yornahme 
mitgetheilt  werden,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  Yerfahrens  und  der  Yer- 
urtheilung  des  GerichtsvoUziehers  in  die  Kosten. 

803.  .  Nach  Yornahme  der  vorläufigen  Beschlagnahme  ist  es  dem 
Schuldner  oder  sonstigen  Inhaber  der  Yermögensstücke  gestattet,  sich  in  dem 
Amtszimmer  des  Gerichtsvollziehers  jede  gewünschte  Auskunft  oder  Nach- 
richt zu  verschaffen. 

804.  Wenn  bei  der  Ausfuhrung  der  vorläufigen  Beschlagnahme  die 
Forderung  bezahlt  wird,  oder  wenn  der  Schuldner  dieselbe  durch  ein  gleich- 
werthiges  Pfand  oder  durch  eine  Person  von  notorischer  Zahlungsfähigkeit 
verbürgt,  so  ist  von  dem  Yerfahren  Abstand  zu  nehmen. 

805.  Gleich  nach  der  Yornahme  der  vorläufigen  Beschlagnahme  oder 
nach  Yerbürgung  der  Forderung,  wie  es  im  vorhergehenden  Artikel  angege- 
ben ist,  kann  der  Gläubiger  das  Exekutivrerfahren  gegen  seinen  Schuldner 
beim  Handelsgericht  einleiten. 

806.  Die  vorläufige  Beschlagnahme  darf  nicht  über  30  Tage  dauern. 
Wenn  der  Gläubiger  während  £eser  Zeit  das  £xekutivver£ahren  nicht 
einleitet,  so  hat  jene  keine  Wirkung,  und  die  Yermögensstücke  müssen 
sofort  dem  Schuldner  zurückgegeben  werden. 

807.  Wenn  der  Gläubiger  30  Tage  nach  der  Yerbürgung  der  Forde- 
rung das  EzekutivverfiBLhren  nicht  eingeleitet  hat,  so  muss  das  P£Emd  dem 
Schuldner  zurückgegeben  oder  die  Bürgschaft  befreit  werden. 

808.  Wenn  der  Gläubiger  binnen  8  Tagen  nach  der  Yornahme  der 
vorläafigen  Beschlagnahme  oder  nach  Yerbürgung  der  Forderung  das  Exeku- 
tiv?er£Ediren  auf  Antrag  des  Schuldners  nicht  einleitet,  so  wird  sofort  nach 
dem  Ablauf  die  Beschlagnahme  angehoben,  die  Bürgschaft  getilgt,  beziehungs- 
weise das  Pfand  dem  Schuldner  zurückgegeben. 
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809.  In  allen  Fällen,  welche  die  drei  vorhergehenden  Artikel  in  sich 
begreifen,  ist  der  Gläubiger  für  die  Kosten,  Schäden  und  Nachtheile,  die 
er  dem  Schuldner  verursacht  hat;  verantwortlich. 

810.  Gegen  die  beim  Verfahren  der  vorläufigen  Beschlagnahme  er- 
lassenen Verfügungen  ist  kein  Rekurs  zulässig. 

Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  die  vier  vorhergehenden 

Kapitel. 

811.  Die  rechts  verständigen  Handelsrichter  sind  für  ihr  Verffthren 
in  derselben  Form  und  aus  denselben  Gründen  wie  die  übrigen  Richter 
verantwortlich. 

812.  Die  Rekusationen  dieser  Richter  werden  in  Gemässheit  des 
allgemeinen  Gesetzbuches  über  das  Gerichtsverfahren  vorgebracht  und 
erledigt. 

813.  Als  Rekusationsgründe  bei  den  kaufinännischen  Bechtsstreitig- 
keiten  gelten  ausser  den  im  Gesetzbuche  über  das  GerichtsverfiEihren  auf- 
geführten: 

1.  die  thatsächliche  Handelsgesellschaft  zwischen  dem  Streitenden  und 
demjenigen,  welcher  in  dem  Process  erkennt  oder  mitwirkt; 

2.  jedes  Verhältniss  von  wirklicher  Abhängigkeit  zwischen  dem  Strei- 
tenden imd  denselben  Personen.*) 

814.  Die  Schriftsätze,  welche  in  den  Handelssachen  eingereicht 
werden,  müssen  von  einem  Anwalt,  wo  ein  solcher  vorhanden  ist,  unter- 
zeichnet sein,  und  es  dürfen  darin  keiue  fremden  Gesetze,  noch  Erläuterungen 
derselben  angeführt  werden. 


TITEL  IV. 
Von  den  Rekursen  in  Handelssachen. 

EINZIGES  KAPITEL. 

815-  In  der  Berufungsinstanz  erkennen  in  den  Handelssachen  die 
höheren  Gerichtshöfe  der  betreffenden  Bezirke,  wo  die  Gerichte  erster 
Instanz  ihren  Sitz  haben. 

816.  Die  entsprechenden  höheren  Gerichtshöfe  erkennen  ebenfiJls  in 
den  Nichtigkeitsrekursen,  welche  gegen  die  Endurtheile  erster  Instanz 
eingelegt  werden,  die  bei  dem  schriftlichen  Handelsverfahren  über  eine 
Summe  von  mehr  als  200  Pesos,  aber  weniger  als  1000  Pesos  gefallt 
worden  sind.*) 

817.  Der  höchste  Gerichtshof  der  Republik  erkennt  auf  die  Antrfige 
und  Nichtigkeitsbeschwerden,  welche  gegen  die  bei  dem  schrifUichen  Handels- 
verfahren  durch  die  höheren  Gerichtshöfe  erlassenen  Erkenntnisse  zweiter 
Instanz  eingelegt  werden.') 


0  d.  h.  demjenigen,  welche  in  dem  Process  erkennen  oder  mitwirken. 
«)  Cfr.  Note  zu  Art  760,  S.  521. 

S)  Das  allgemeine  Gerichtsverfahren  ist  durch  die  Verordnung  vom  6.  Febmar  1896 
wesentlich  modilicirt. 
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<3reineinschaftliche  Bestiminimgen  für  das  Verfahren  in  Handels- 
sachen. 

818.  Die    Handelssachen    werden    dem   gegenwärtigen    Gesetzbuche 

Sem&ss  in  allen  Instanzen  entschieden  und  eyentudl  aaf  Grand  des  bürffer- 
eben  Gesetzbuches,  soweit   letzteres   auf  die   BeschafiPenheit   der  Han&ls- 
Geschäfte  und  -Gegenstände  Anwendung  finden  kann. 

819.  Die  Handelssaichen  Rollen  je  nach  ihrer  Bescdiaffenheit  in  allen 
JCnstanzen  genau  nach  dem  Gesetzbuche  über  das  GerichtsverSeJiren  sub- 
^iantiirt  werden,  mit  Ausnahme  der  summarischen  Sachen  in  der  ersten 
X:nstanz,.  f&r  welche  in  diesem  Gesetzbuche  eine  besondere  Form  des  Ver- 
fahrens festgesezt  worden  ist. 

820.  Die  Bestimmungen  des  Gesetzbuches  über  das  Gerichtsyerfahren 
sollen  ebenfedls  bei  der  Einlegung,  der  Bezeichnung  und  den  übrigen  Mass- 
x&ahmen  bezüglich  der  Rekurse,  mögen  sie  gewöhnliche  oder  ausserordent- 
liche sein,  sowie  in  allen  Fällen  beobachtet  werden,  welche  im  -ge^n- 
^wärtigen  Gesetzbuche  nicht  angegeben,  wohl  aber  in  jenem  festgestellt  smd, 
selbst  wenn  zwischen  denselben  und  denjenigen,  welche  bezüglich  der 
JBandelssachen  vorkommen,  nur  eine  Analogie  bBsteht. 


ZUSATZ -TITEL. 
Von  den  Handelsjonten. 

EINZIGES  KAPITEL. 

821.  In  jeder  Departementshauptstadt  und  in  denen  der  Provinzen 
Litond  und  Tanja  besteht  eine  Handelsjunta  aus  3  Mitgliedern,  welche 
die  immatrikulirten  Eaufleute  nach  absoluter  Stimmenmehrheit  und  durch 
Scrutinium  ernennen. 

822.  Auch  werden  3  Stellvertreter  ernannt,  mit  Bezeichnung  des 
ersten,  des  zweiten  und  des  dritten,  damit  sie  die  ordentlichen  Mitglieder  in 
den  Fällen  von  Abwesenheit,  Krankheit  oder  einem  andern  Hindemiss  er- 
setzen können. 

823.  Diese  Ernennungen  müssen  Ende  Dezember  eines  jeden  Jahres 
voigenommen  werden,  damit  die  Ernannten  ihre  Aemter  am  nächsten 
2.  Januar  antreten  können. 

824.  Um  als  ordentliches  Mitglied  oder  als  Stellvertreter  ernannt  zu 
werden,  ist  erforderlich: 

1.  aktives  Bürgerrecht; 

2.  ein  Alter  von  mehr  als  25  Jahren; 

3.  augenblicklich  Handel  zu  treiben  und  seit  mindestens  4  Jahren  in  die 
Matrikel  eii\getragen  worden  zu  sein,  gemäss  diesem  Gesetzbuche, 
obwohl    diese  Eigenschaft  erst  vom  Jahre  1838  ab  erforderlich  ist; 

4.  kein  säumiger  Schuldner  an  den  Staatsschatz  oder  sonst  an  eine 
öffentliche  Klasse  zu  sein; 

5.  keine  körperliche  oder  entehrende  Strafe  verbüsst  zu  haben. 

825.  Auf  keinen  Fall  dürfen  diejenigen  ernannt  werden,  welche  als 
Falliten  der  dritten,  vierten  oder  fünften  Klasse  qualificirt  worden  sind,  und 
auch  nicht  die  der  ersten  oder  zweiten  Klasse,  so  lange  sie  nicht  rehabilitirt 
worden  sind. 
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Keiner  darf  diese  Aemter  ausschlagen,  es  sei  denn,  ve^ai 
notorischer  dauernder  E^rankheit,  wegen  eines  Alters  über  60  Jahre,  Mer 
weil  er  mit  einem  andern  Gemeindeamt  betraut  ist* 

827.  Die  ordentlichen  Mitglieder  der  Handelsjunta  yerbleiben  in  ihren 
Aemtem  3  Jahi*e  und  der  älteste  der  Ernennung  nach,  sowie  dessen  Stell- 
vertreter, sollen  jedes  Jahr  austreten,  um  bei  der  nächsten  Wahl  ersetzt  zu 
werden. 

828.  Wo  eine  grosse  Anzahl  von  E^aufleuten  vorhanden  ist,  darf  keiner 
wiedergewählt  werden,  bis  nach  seinem  Austritt  aus  dem  Amte  2  Jabe 
verstrichen  sind,  andernfalls  muss  wenigstens  1  Jahr  dazwischen  liegen. 

829.  Die  ausscheidenden  Stellvertreter  können  ohne  einen  Zwischen- 
raum zu  ordentlichen  Mitgliedern  ernannt  werden,  aber  nicht  umgekehrt. 

830.  Das  der  Ernennung  nach  älteste  Mitglied  fährt  den  Vorsitz  in 
der  Bandeisjunta  und  vermittelt  den  Verkehr  derselben  mit  der  Prifektor 
des  Departements  und  andern  Behörden. 

831.  Die  Befugnisse  dieser  Handelsiunten   sind:^) 

1.  der  Regierung  die  zweckdienlichen  Mittel  zur  Wohlfahrt  uoc 
Förderung  des  nationalen  Handels  vorzuschlagen  und  derselben  über 
die  bemerkten  Missbräuche  zu  geeigneter  Abhülfe  Bericht  zu  erstatten 
beides  durch  die  Vermittlung  der  betreflfenden  Präfekten; 

2.  diejenigen  zu  prüfen,  welche  sich  um  die  Stellen  der  Mäkler  bewerben; 

3.  die  Stellvertreter,  welche  die  Mäkler  nach  Art.  75  vorschlagen, 
zuzulassen  oder  abzuweisen; 

4.  zusammen  mit  der  Polizei  die  jährliche  Aichung  der  Maasse  und 
Gewichte  in  den  Waarenlagem  und  Läden  der  Eaofleute  aaszu- 
führen ; 

5.  ^en  Trödlern  die  Erlaubniss  zum  Handel  zu  ertheilen  oder  za  rer* 
weigern ; 

6.  darüber  zu  wachen,  dass  die  fremden  Eaufleute  und  die  Boliw- 
schen  Magazinverwalter  keinen  Eleinhandel  treiben  und  deren  Ueber- 
tretungen  dem  Handelsgericht  zu  unterbreiten,  damit  es  die  Geld- 
strafe verhängen  kann,  wovon  im  Art.  6  die  Rede  ist; 

7.  die  Fonds  aus  dem  halben  Prozent,  welches  die  Eaufioiannschaft  zahlt 
zu  verwalten  und  die  auf  Grund  eines  vorhergegangenen  Vorscblap^ 
vom  Präfekten  des  Departements  angeordneten  Zahlungen  zu  leisten 
zu  den  Zwecken,  zu  denen  der  besagte  Fonds  bestimmt  ist; 

8.  der  R^ierung  über  die  Zweckn^ässi^keit  oder  Unzweekmässigkeii 
der  Verloosungen  oder  Lotterien  Bericht  zu  erstatten,  zu  weläem 
Zwecke  die  Unternehmer  vor  der  Handelsjunta  erscheinen  müssen. 
damit  dieselbe  das  Gesuch  an  die  Regierung  gelangen  lässt,  welche 
ausschliesslich  die  Erlaubniss  zu  ertheilen  hat; 

9.  alle  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  mit  welchen  dieses  Gesetzbacb 
sie  betraut,  und  welche  keinen  Rechtshandel  bedingen. 

832.  Die  Handelsjunten  treten  am  Anfang  eines  jeden  Monats  in  der 
ihnen  zugewiesenen  Räumlichkeit  oder,  wo  keine  solche  vorhanden  ist,  im 
Hause  ihres  Präsidenten  zusammen,  um  über  die  Förderung  des  Handels 
zu  berathen,  und  ausserdem  so  oft,  wie  es  die  Erfüllung  der  den  besagten 
Junten  durch  dieses  Gesetzbuch  auferlegten  Pflichten  erfordert. 


1)  Diese  Befugnisse  sind  durch  Art  5  des  Gesetzes  vom  80.  September  1851  des 
Handelskonsulaten  übertragen. 
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Der  Gerichtsschreiber  des  Handelsgerichts  vertritt  in  der  Han- 
delsjnnta  die  Stelle  eines  Sekretärs,  fährt  das  ProtokoUbuch  und  beglaubigt 
die  Beschlüsse. 


Allgemeine  Bestimmung. 

834.  Dieses  Gesetzbuch  tritt  zwei  Monate  nach  der  Publikation 
desselben  in  Kraft,  und  von  da  ab  sind  die  sogenannten  Verordnungen  von 
Bilbao,  die  C^ula  ereccional  des  Konsulats  zu  Buenos  Aires  und  die  übrigen 
Bestimmungen  aufgehoben,  nach  welchen  gegenwärtig  das  Verfieihren  und  die 
GeschfURie  in  Handelssachen  geregelt  werden.  Jedoch  sollen  die  Ansprüche, 
welche  aus  Handlungen  oder  Verträgen  herrühren,  die  vor  dieser  Pubukation 
stattgefunden  haben,  gemäss  den  damals  bestehenden  Gesetzen  von  den  durch 
dieses  Gesetzbuch  errichteten  Grerichtshöfen  und  Gerichten  erledigt  werden. 


Borehardt,  Handelsrecht  L    2.  Auflage. 
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V.  BRASILIEN. 


D. 


^er  Brasilianische  Codigo  Gommercial  vom  25.  Juni  1850^)  beruht 
wesentlich  auf  den  (an  den  Code  Napoläon  sich  anlehnenden)  Gesetz- 
büchern Ton  Spanien.  Holland  und  namentlich  von  Portugal.  Derselbe 
lautet  unter  Berücksichtigung  der  später  eingetretenen  Modmkationen  fol- 
gendermassen: 


TheU  L«) 

Vom  Handel  im  Allgemeinen. 

TITEL  I. 

Von  den  Kaufleuten.. 

KAPITEL  L 
Von  den  Eigenschaften,   welche  erforderlich  sind,  um  Eauj&nann 

2X1   sein. 

Art  1.     In  Brasilien  können  Handel  treiben: 

1.  alle  diejenigen  Personen,  welche  nach  den  Gesetzen  des  Kaiser- 
reichs die  freie  Verfügung  über  ihre  Person  und  ihr  Vermögen 
haben  und  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Gesetzbuche  ausgeschlossen 
sind; 

2.  die  MindeijährigWy  welche  in  gesetzlicher  Weise  emandpirt  sind; 
8.  die  Haussöbne  über  18  Jahre  mit  väterlicher  Ermächtigung,  welche 

in  einer  öffentlichen  Urkunde  ertheilt  ist. 


^)  Hierxn  sind  zwei  Beglexnents  Tom  25.  November  1860  ergangen,  von  denen  das 
erste  ^die  Geriehtsordniuig  im  Handelsprozess"  enthält  und  in  8  Aoschnitte:  von  dem 
Haudelsprozegs,  der  Exekution  und  den  Rechtsmitteln,  zerfällt,  während  das  zweite 
in  2  Ahsehnitten  die  Handelsgerichte  und  den  Konkorsprozess  luifaBBl  Ausserdem 
sind  zu  dem  H.  G.  B.  noch  Sne  Reihe  von  Nachtrags-ütesetzen  und  Verordnungen 
erhissen,  welche  Jedoch  zum  ffrossen  Theil  lokaler  Natur  sind*  soweit  dieselben  i^^e- 
meine  Bedeutong  haben  nnd  den  Rahmen  des  Werkes  nicht  ftberschreiten^  werden  sie 
uBten  aufB^eftthrt  werden. 

*)  Die  Uebersetznng  des  Theil  I  (Art  1—466)  beruht  —  allerdings  wesentlich 
modificut  —  auf  deijenigen  von  8.  Borchardt  und  H.  Stolp.    Berlin  1866. 
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Haassöhne  über  21  Jahre,  welche  bei  dem  Geschäft  ihrer  Väter 
als  Socien  betheilif^  sind,  ferner  solche,  welche  mit  schriftlich  er^ 
theilter  Ermächtlgang  ihres  Vaters  irgend  ein  Handelsetablissement 
errichten,  werden  in  Ansehung  der  gesetzlichen  Wirkungen  in  kanf- 
männischen  Geschäften  für  emancipirt  und  grossjährig  erachtet; 
4.  yerheirathete  Frauen  über  18  Jahre,  welchen  durch  eme  öffentliche 
Urkunde  die  Ermächtigung  ihrer  Ehemänner  ertheilt  ist,  in  eigenem 
Namen  Handel  zu  treiben.^)  Diejenigen  Frauen,  welche  in  Folge 
Bichterspruches  für  immer  von  Tiscn  und  Bett  ihrer  Ehemänner 
geschieden  sind,  bedürfen  der  Ermächtigung  derselben  nicht. 

Minderjährige,  Haussöhne  und  verheirathete  Frauen  müssen,  bevor 
sie  anfangen,  Handel  zu  treiben,  die  Urkunden  ihrer  ciyilen  Habili- 
tation in  das  Handelsregister  des    betreffenden  Distriktes   eintragen 
lassen. 
2.     Handel  zu  treiben  ist  untersagt: 

1.  den  Präsidenten  und  Militärkommandanten  der  Provinzen,  den  auf 
Lebenszeit  ernannten  Magistratspersonen,  den  Municipalrichtem  and 
den  Vormundschaftsrichtern,  sowie  den  Finanzbeamten,  und  zwar, 
innerhalb  der  Distrikte,  in  welchen  sie  ihre  Funktionen  ausüben; 

2.  den  Offizieren  der  Linientruppen  zu  Wasser  und  zu  Lande,  soweit 
sie  nicht  beurlaubt  sind,  und  denen  der  Polizeibehörden; 

3.  den  Korporationen  der  todten  Hand,  den  Geistlichen  und  den 
Ordenspnestern ; 

4.  den  Falliten,  so  lange  dieselben  nicht  in  gesetzlicher  Weise  reha« 
bilitirt  sind. 

3.  In  dem  Verbote  des  vorhergehenden  Artikels  ist  nicht  die  Be- 
fugniss  mit  einbegriffen,  Geld  gegen  Zins  oder  Prämie  auszuleihen,  sofern 
die  darin  erwähnten  Personen  aus  der  Ausübung  dieser  Befugniss  nicht 
etwa  ein  gewöhnliches  Handelsgewerbe  machen,  noch  die  Befugniss,  Aktionär 
einer  Handelsgesellschaft  zu  sein,  im  Falle  sie  sich  an  der  Geschäftsfilhrang 
der  Gesellschaft  selbst  nicht  betheiligen. 

4.  Niemand  wird  als  Kaufmann  angesehen  und  hat  Ansprüche  auf 
die  Vorrechte,  welche  dieses  Gesetzbuch  zu  Gunsten  des  Handels  gewährt, 
wenn  er  sich  nicht  bei  irgend  einem  Handelstribunal  des  Eidserreichs') 
hat  immatrikuliren  lassen  und  aus  dem  Handel  sein  gewöhnliches  Grewerbe 
macht  (Art.  9)  ») 

5.  Der  Antrag  auf  Immatrikulation  mnss  enthalten: 

1.  den  Namen,  das  Alter,  die  Herkunft  und  den  Wohnsitz  des  Antrag 
stellcrs  und,  wenn  es  eine  Handelsgesellschaft  ist,  die  Namen  der 
einzelnen  Personen,  welche  dieselbe  bilden,  sowie  die  angenommene 
Handelsfirma  (Art.  302,  311  und  325); 

i.  den  Ort  oder  das  Domicil  des  Etablissements. 

Minderjährige,  Haussöhne  und  verheirathete  Frauen  müssen  ausserdem 
die  Urkunden  ihrer  ciyilen  Fähigkeit  beifügen  (Art  1  No*  2,  3  and  4). 


^)  Nach  SpaniRchem  Recht  (Art  5  H.  G.  B.)  mtissen  die  Ehefiranen  fiber 
20  Jahre  alt  sein. 

')  Tribunale  (tribnnaes  do  commercio),  so  werden  hier  die  Handelsfferichte  srotar 
Instanz  genannt,  während  die  Gerichte  erster  [nstans  Handelsberichte  Ooicos  oommer- 
ciaes)  heissen.    Vgl  unten  die  Note  zu  dem  Schlusstitel  des  H.  G.  B. 

*)  Wenn  eine  GeseUschaft  immatrikulirt  ist,  so  geniesst  nur  die  GeseUsehaft  in 
Ganzen,  nicht  die  einzelnen  Mitglieder,  die  Vorrechte  der  immatriJnilirten  Kauflevte; 
sind  jedoch  alle  Socien  immatrikulirt,  so  geniesst  die  Gesellschaftslirma  diese  Yoirechte, 
auch  wenn  sie  nicht  immatrikulirt  ist. 
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B-  Wenn  das  Tribunal  erachtet,  dass  der  Antragsteller  die  gesetz- 
liche F&higkeit  zum  Handelsbetriebe  besitzt  und  offentbches  Yertraaen  ge- 
niesst,  so  verfügt  dasselbe  die  Immatrikulation,  welche  sogleich  allen  übrigen 
Handelstribunalen  mitzutheilen  und  durch  Bekanntmachungen  und  durch 
die  öffentlichen  Blatter,  wo  solche  vorhanden  sind,  zu  publiciren  ist, 
während  dem  Antragsteller  selbst  die  betreffende  Urkunde  ausgefertigt  wird. 

7.  Diejenigen  Eaufleute,  welche  bei  einer  Handelsjunta  immatrikulirt 
worden  waren,  sind  verbunden,  die  bezügliche  Urkunde  bei  dem  Tribunal 
ihres  Domicils  innerhalb  4  Monaten  nach  dessen  Errichtung  eintragen  zu 
lassen,  indem  jedoch  das  Tribunal  befugt  ist,  diese  Frist  zu  Gunsten  der- 
jenigen Eaufleute  zu  verlängern,  welche  an  entfernt  gelegenen  Orten  ihren 
Wohnsitz  haben  (Art.  31).  >; 

8.  Jede  Aenderun^,  welche  ein  Kaufmann  oder  eine  Handelsgesell- 
schaft bezüglich  der  bei  ihrer  Immatrikulation  erklärten  Umstände  vor- 
nimmt, ist,  innerhalb  der  im  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Frist, 
zur  Kenntniss  des  betreffenden  Tribunals  zu  bringen,  welches  die  vor- 
genommene Aenderung  in  der  betreffenden  Matrikel  zu  vermerken  und  die 
im  Art.  6  vorgeschriebenen  Mittheilungen  und  Publikationen  vorzunehmen  hat. 

9.  Der  wirkliche  Betrieb  des  Handels  wird  in  Ansehung  aller  ge- 
setzlichen Wirkungen,  von  dem  Tage  der  Publikation  der  Matrikel  an,  als 
begonnen  vermuthet. 

KAPITEL  n. 
Von  den  allen  Kaufleuten  gemeinschaftlichen  Verpflichtungen. 

10*    Alle  Kaufleute')  sind  verpflichtet: 

1.  eine  gleichmässige  Ordnung  in  der  Buchführung  und  bei  den  Ein- 
tragungen zu  befolgen  und  die  zu  diesem  Zwecke  erforderlichen 
Bücher  zu  führen; 

2.  alle  Urkunden,  deren  Eintragung  in  diesem  Gesetzbuche  ausdrücklich 
vorgeschrieben  ist,  in  das  Iiandelsregister  eintragen  zu  lassen,  und 
zwar  innerhalb  15  (14)  utiliter  gerechneten  Tagen,  vom  Datum 
derselben  Urkunden  an  (Art.  31),  falls  nicht  etwa  in  diesem  Qesetz- 
buche  eine  grössere  oder  geringere  Frist  angegeben  ist; 

3.  sämmtliche  Schriftstücke,  die  Korrespondenzen  und  die  sonstigen 
auf  den  Geschäftsbetrieb  sich  bezienenden  Papiere  in  gehöriger 
Weise  so  lange  aufzubewahren,  bis  die  daraus  herzuleitenden  Aji- 
sprüche  verjährt  sind  (Tit.  XVIII);«) 

4.  jährlich  eine  Generalbilanz  über  ihre  Aktiva  und  Passiva  aufzu- 
stellen, welche  umfEtssen  muss  alle  unbeweglichen  Vermögensstücke, 
alle  Mobilien  und  Moventien,  die  Waarenvorräthe  und  Baarbestände, 
die  Kreditpapiere  und  irgend  andere  Werthe,  sowie  die  gesammten 
Schulden  und  Verbindlichkeiten ;  dieselbe  muss  von  dem  betreffenden 
Kaufmann  selbst  unterschrieben  und  datirt  sein.        ' 

11.  Dieienigen  Bücher,  welche  die  Kaufleute  gemäss  den  Bestimmun|;en 
des  vorhergehenden  Artikels  noth wendigerweise  zu  führen  verpflichtet  sind, 
sind  das  Tagebuch  und  das  Briefkopirbuch. 


i 


Die  Bestimmunff  dieses  Artikels  ist  transitorischer  Natur. 

Dieser  Artikel  Bezieht  sich  auf  alle  Kaufieute,  mögen  sie  immatrikulirt  sein 
oder  nicht    Yerordnnng  vom  6.  Juli  1867. 

*)  Ueber  die  fä>weicheiiden  Bestimmungeii  in  andern  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zu 
Art.  80  des  Argentinischen  H.  Gt.  £.,  S.  91. 
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12^  In  das  Tagebuch  ist  jeder  Eaufinaiin  verpfliehtet,  Biit  allen  fimzel- 
heiten  und  deutlich  alle  seine  Handelsgeschäfte  zu  notir^i,  in  gleicher 
Weise  Wechsel  und  irgend  welche  anderen  Elreditpapiere,  welche  er  aasstellt, 
acceptirt,  verbürgt  oder  indossirt,  und  im  Allgemeinen  Alles,  was  er  für 
eigene  oder  fremde  Rechnung  zahlt  und  empf&ngt,  unter  welchem  Titel  es 
auch  sein  mag,  wobei  es  genügt,  dass  die  einzeuien  Posten  der  h&uslichen 
Ausgaben  zusammengezogen  unter  dem  Datum  eingetra^n  werden,  an 
welcSiem  sie  aus  der  Kasse  entnommen  worden  sind.  Kleinhändler  müssen 
täglich  in  ihr  Tagebuch  die  Gesammtsumme  ihrer  baar  gemachten  Yerkäofe, 
sowie  in  besonderer  Eintragung  den  Gesammtbetrag  der  an  demselben  Tage 
auf  Kredit  geschlossenen  Verkäufe  vermerken. 

In  dasselbe  Tagebuch  ist  auch  kurz  die  Generalbilanz  (Art.  10  No.  4) 
einzutragen,  und  zwar  in  der  Art,  dass  dasselbe  alle  ihre  Posten  enthält 
und  jeder  einzelne  Posten  die  Gesammtsumme  der  einzelnen  Abtheilongea 
aufweist;  die  Eintragung  wird  mit  dem  Datum  der  Greneralbilanz  unterzeichnet 

In  dem  Briefkopirbuche  ist  der  Kaufinann  verpflichtet,  ein  Yerzächnise 
aUer  derjenigen  Briefe  aufzustellen,  welche  er  absendet,  mit  den  Rech- 
nungen, Fakturen  oder  Instruktionen,  welche  denselben  beigefügt  sind. 

13.  Die  beiden  oben  erwähnten  Bücher  müssen  gebunden,  numeriit, 
gestempelt  und  auf  allen  ihren  Blättern  durch  eins  der  mitgh'eder  des  be- 
züglichen Handelstribunals,  welchem  sie  zu  diesem  Zwecke  überwiesen  werden, 
rubricirt  sein,  ebenso  ist  der  Tag  der  Eröffnung  und  des  Schlusses  zu  ver- 
merken und  von  dem  Sekretär  desselben  Tribunals  und  von  dem  Präsidentoi 
zu  unterschreiben. 

In  denjenigen  Provinzen,  in  welchen  ein  Handelstribunal  nicht  Torhanden 
ist,  werden  die  erwähnten  Förmlichkeiten  von  dem  Obergericht  des  Bezirks 
und,  in  Ermangelung  desselben,  von  der  ersten  gerichtlichen  Behörde  des 
Bezirks  des  Domicils  des  Kaufmanns,  und  zwar  von  dem  Vorsitzenden  und 
dem  Sekretär  desselben,  erfüllt,  falls  der  Kanfmann  nicht  vorzieht,  seine 
Bücher  einem  Handelstribunal  zu  übersenden. 

Die  Bestimmung  dieses  Artikels  wird  erst  mit  dem  Ta^  oblimtorisch, 
welchen  die  Handelstribunale  in  ihren  bezüglichen  Amtsbezirken  festsetzGi 
werden. 

14.  Die  Führung  dieser  Bücher  muss  in  kaufmännischer  Form  ge- 
schehen und  in  chronologischer  Reihenfolge  der  Tage,  Monate  und  Jahre, 
ohne  leere  Zwischenräume,  Einschaltungen,  Durchstreichungen,  Radirongen 
oder  Verbesserungen. 

15.  Wenn  irgend  eins  der  beiden  erwähnten  Bücher  mit  einem  von 
den  in  dem  vorhergehenden  Artikel  angegebenen  Mängeln  gefunden  wird,  ^ 
hat  es  zu  Gunsten  des  Ejiufixianns,  welchem  es  gehört,  an  den  fehlerhaAec 
Stellen  keine  Beweiskraft,  noch  auch  seinem  ganzen  Inhalte  nach,  sobald  die 
im  Art.  13  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  sind  oder  die 
Mängel  desselben  so  gross  und  derart  sind,  dass  sie  dasselbe  unwürdig 
machen,  einen  Beweis  zu  liefern. 

16.  Die^e  Bücher  müssen,  um  vor  Gericht  zugelassen  zu  werden,  in 
der  Landessprache  geschrieben  sein;  wenn  sie  jedodi  ausländischen  Kauf- 
leuten gehören  und  in  fremder  Sprache  geführt  sind,  muss  der  auf  den 
Streit  bezügliche  Theil  durch  einen  vereideten  Dolmetscher  vorher  überseto 
werden,  welcher,  in  Ermangelung  eines  öffentlich  bestellten,  auf  Yorsdibig 
der  beiden  Parteien  ernannt  werden  muss,  denen  jedoch  das  Recht  vorbe- 
halten bleibt,  etwaige  Uneenauigkeiten  der  Uebersetzung  anzufechten. 

17.  Keine  Behörde,  Icein  Gericht  oder  Tribunal  kann  unter  irgend  einem 
Verwände,  so  begründet  er  auch  erscheinen  mag,  irgend  ^ine  Massiegel  ei^ 
greifen  oder  anordnen,    um  zu  prüfen,  ob  ein  Ejiuiimtnn  in  gehöriger^^eise 


y.    Brasilien.  537 

seine  Bücher  und  kaa£m&:kn]8chen  Schriftea  fuhrt  oder  nicht,  oder  ob  er  in 
denselben  irgend  einen  Fehler  begangen  hat. 

18.  Die  Vorlegung  der  kaufmännischen  Skripturen  im  Ganzen  oder 
der  Generalbilanzen  irgend  eines  Handelshauses  vor  Gericht  kann  nur  zu 
Gunsten  derjenigen  angeordnet  werden,  welche  bei  einem  Streit  über  Erbfolge, 
eine  Theilhaberschaft  oder  Gesellschaft,  über  kaufinännische  Verwaltung  oder 
Geschäfitsfahrung  &x  Rechnung  eines  Anderen  interessirt  sind,  sowie  im 
Falle  des  Falliments. 

19.  Es  kann  indessen  der  Handelsrichter  oder  das'  Handelstribunal, 
welche  über  eine  Sache  zu  entscheiden  haben,  auf  Antrag  einer  Partei  oder 
selbst  von  Amtswegen,  während  der  Prozess  anhängig  ist,  anordnen,  dass  die 
Bücher  einer  oder  beider  streitenden  Parteien  in  Gegenwart  des  Kaufmanns, 
dem  sie  gehören,  und  unter  den  Augen  desselben  oder  des  von  ihm  ernannten 
Stellvertreters  geprüft  werden,  um  aus  denselben  das.  auf  den  Streit  bezüg- 
liche zu  erforschen  und  zu  eztrahiren. 

Wenn  sich  die  Bücher  in  einem  andern  Gerichtsbezirke  befinden,  so 
hat  die  Prüfung  durch  den  betreffenden  rechtskundigen  Handelsrichter^)  in 
der  oben  erwähnten  Form  zu  erfolgen,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass  die 
erwähnten  Bücher  in  keinem  Falle  ausserhalb  des  Domicils  des  Kaufmanns, 
dem  sie  gehören,  gesendet  werden  dürfen,  selbst  wenn  er  damit  einver^ 
standen  ist. 

20.  Falls  sich  irgend  ein  Handeltreibender  weigert,  seine  Bücher  vor- 
zulegen, wenn  ihm  dies  in  den  Fällen  des  Art.  18  vom  Gericht  befohlen 
worden  ist,  ao  wird  er  zu  ihrer  Vorlegung,  bei  Strafe  der  Haft,  gezwungen, 
und  in  den  Fällen  des  Art.  19  kann  die  Gegenpartei  zum  Erfüllungseide 
zugelassen  werden. 

Bei  Streitigkeiten  unter  Kaufleuten  ist  den  Büchern  des  Kaufmannes, 
zu  dessen  Gunsten  die  Vorlegung  angeordnet  worden  ist,  volle  Beweiskraft 
beizumessen,  wain  sie  in  der  vorschriftsmässigen  Form  vorgelegt  worden 
sind  (Art.  13  und  14). 

KAPITEL  ni. 
Von  den  Vorrechten  der  Kaufleute. 

21.  Die  Vollmachten  derKaofleute,  mögen  dieselben  eigenhändig  aus- 
gestellt oder  nur  von  ihnen  unterschrieben  sein,  haben  diesdbe  Gültigkeit, 
als  wenn  sie  von  öffentlichen  Notaren  ausgestellt  worden  wären. 

22*  Die  Urkunden  über  Obligationen,  welche  sich  auf  Handelsgeschäfte 
beziehen,  für  die  dieses  Gesetzbuch  den  Beweis  einer  öffentlichen  Urkunde 
nicht  erfordert,  haben,  wenn  sie  von  einem  Kaufmann  unterschrieben  sind, 
volle  Beweiskraft  gegen  den,  der  sie  unterschrieben  hat,  welches  auch  ihr 
Werth  sein  mag  (Art.  426). 

23.  Die  beiden,  im  Art.  11  erwähnten  Bücher,  welche  sich  mit  den 
im  Art.  13  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  ohne  Fehler  und  ohne  Mängel 
vorfinden,  begründen,  wenn  sie  in  der  im  Art.  14  bestimmten  Form  geführt 
sind  und  volle  Uebereinstimmung  mit  einander  haben,  vollen  Beweis: 

1.  gegen  diejenigen,   welche  Eigenthümer   derselben   sind,   sei   es  von 
An&ng  an  oder  durch  Rechtsnachfolge; 

2.  gegen  diejenigen  Kaufleute,   mit  welchen  die  Eigenthümer  Handels- 
verträge, selbst  oder  durch  ihre  Rechtsvorgänger,  abgeschlossen  haben. 


^)  , JFuiz  de  direito**  oder  ,Jmz  letrado'*  heisst  der  rechtflgelehrte  Richter,  welcher 
den  Yorsiti  fährt,  im  (i^egensatz  zu  den  deputados  commerdantes  (den  kanftnännischen 
Bichtem). 
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wenn  die  betreffenden  Eintragungen  sich  auf  vorhandene  ürkusdn 
beziehen,  welche  die  Natur  dieser  Verträge  nachweisen ,  und  die 
Eigenthümer  zugleich  durch  Urkunden  glaubhaft  machen,  dass  sie 
nicht  unterlassen  haben,  zur  gehörigen  Zeit  die  erforderücheE 
Benachrichtigungen  zu  geben,  und  dass  die  Gregenpartei  dieselben 
empfangen  hat; 
3.  gegen  nicht  Handel  treibende  Personen,  wenn  die  Eintragangeo 
durch  irj^end  eine  Urkunde  unterstützt  werden,  welche  ^  sich 
allein  keinen  YoUen  Beweis  liefern  kann. 

24.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  genannten  Bücher  keinen  Bewei^ 
in  denjenigen  Fällen  liefern  können,  in  welchen  dieses  Gesetzbuch  erforden, 
dass  derselbe  nur  durch  eine  öffentliche  oder  eine  Privaturkunde  geführt 
werden  kann. 

25.  Die  Beweiskraft  dieser  Bücher  wird  in  den  in  No.  2  des  Art.  23 
aufgezählten  Fällen  durch  eine  fehlerfreie  Urkunde  beseitigt,  durch  welck 
bewiesen  wird,  dass  die  bestrittenen  Eintragungen  falsch  oder  wenigstens 
ungenau  sind,  und  bezüglich  der  in  der  Bestimmung  der  No.  3  desselben 
Artikels  ein  begriffenen  Fälle  durch  jedes  andere  im  Ebmdel  zugelassoie 
Beweismittel.  ^) 

KAPITEL  IV. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

26.  Die  Handel  treibenden  Mindenährigen  und  Haussöhne  können  ilu 
unbewegliches  Vermögen  in  gültiger  Weise  verpfänden,  hypotheciren  Qiui 
veräussern,  ohne  dass  sie  die  R^htswohlthat  der  Eestitution  gegen  diese 
Akte  oder  gegen  irgend  welche  andere  ELandelsverpflichtungen,  welche  sie 
eingehen,  geltend  machen  können. 

Im  Zweifel  wird  vermuthet,  dass  alle  von  denselben  kontrahirten  Ter 
pflichtungen  Handelsverpflichtungen    sind. 

27.  Eine  verheirathete  Frau,  welche  Handel  treibt,  kann  das  V er 
mögen  des  Ehemannes,  welches  derselbe  vor  der  Verheirathang  erworbes 
hat,  weder  verpfänden,  noch  hypotheciren  oder  veräussern,  wenn  die  be- 
züglichen Titel  innerhalb  14  Tagen  nach  dieser  Verheirathung  (Art.  3L)  is 
das  Handelsregister  eingetragen  worden  sind,  auch  nicht  das  unbewegliclie 
Vermögen,  welches  beiden  Ehegatten  gemeinschaftlich  gehört^  ohne  speci  eile 
Ermächtigung  des  Ehemannes,  welche  in  öffentlicher  Urkunde  ertheilt  ^ 
in  das  besagte  Register  eingetragen  werden  muss. 

Dieselbe  kann  jedoch  in  gültiger  Weise  ihr  Dotal-  und  Paraphernal- 
vermögen  und  das  in  ihrem  Handelsbetriebe  erworbene  Vermögen  Te^ 
pfänden,  hypotheciren  und  veräussern,  sowie  alle  die  Rechte  und  Anspräche. 


^)  Nach  Brasilianischem  Beoht  gelten  als  Beweismittel  in  HandelBsachei: 

1.  öffenttiche,  als  solche  vom  Gesetz  anerkannte  Urkunden; 

2.  Privatorkunden; 

8.  gerichtliches  Zugestfindniss ; 

4.  aassergerichtliches  Zogeständniss; 

5.  Erfüllungseid; 

6.  Schätsnngseid ; 

7.  Zeugen; 

8.  gesetzliche  Yermathunffen; 

9.  sachverständiges  Gntaditen; 

10.  informatorische  Vernehmung  der  Partei  (depoimento  da  parte); 

11.  richterlicher  Angenschein. 
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welche  ihnen  gemeinschaftlich  zukommen,  ohne  dass  ^ie  in  irgend  einem 
Falle  eine  ßechtswohlthat  geltend  machen  könnte,  welcher  Art  dieselbe 
auch  sein  möge. 

28.  Die  Ermächtigung,  Handel  zu  treiben,  welche  von  dem  Ehemann 
der  Ehefrau  ertheilt  worden  ist,  kann  durch  Urtheilsspruch  oder  durch  eine 
öffentliche  Urkunde  widerrufen  werden,  jedoch  erlangt  der  Widerruf  Dritten 
gegenüber  nur  dann  Wirksamkeit,  wenn  er  in  das  Handelsregister  ein- 
getragen und  durch  Bekanntmachungen  und  in  den  Zeitungen  des  Orts 
publicirt  und  durch  Cirkulare  allen  denjenigen  Personen  mitgetheilt  worden 
ist,  mit  welchen  die  Frau  zu  dieser  Zeit  Handelsverbindungen  unter- 
halten hatte. 

29.  Es  wird  vermuthet,  dass  eine  Handelsfrau,  welche  sich  ver- 
heirathet,  von  ihrem  Ehemann  ermächtigt  worden  ist,  insofern  nicht  derselbe 
das  Gegentheil  durch  ein  Cirkular  bekannt  macht,  welches  an  alle  diejenigen 
Personen  gerichtet,  mit  denen  dieselbe  zu  jener  Zeit  Handelsverbindungen 
unterhalten  hat,  in  das  bezügliche  Handelsregister  eingetragen  und  durch 
Bekanntmachungen  und  in  den  Zeitungen  des  -Orts  publicirt    werden  muss. 

30-  Alle  Handelsgeschäfte,  welche  von  Ausländern ,  die  in  Brasilien 
wohnhaft  sind,  vorgenommen  werden,  sind  nach  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzbuches  zu  beurtheilen  und  zu  entscheiden.^) 

31.  Die  in  No.  2  des  Art.  10  und  im  Art.  27  angeordneten  Fristen 
werden  rücksichtlich  derjenigen,  welche  ausserhalb  des  Ortes  wohnen,  wo 
sich  das  Handelsregister  befindet,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  welcher  dem 
der  Ankunft  der  zweiten  Post,  des  zweiten  Packetbootes  oder  Schiffes  folgt, 
welche  aus  dem  Bezirk  des  Domicils  dieser  Personen  nach  dem  Datum  der 
Urkunden,  welche  eingetragen  werden  müssen,  abgegangen   sind. 


TITEL  n. 
Von  den  Handelsbörsen. 

32.  Eine  Handelsbörse  ist  nicht  nur  der  Ort,  sondern  auch  die  Ver- 
sammlung der  Eaufleute,  der  Eapitaine  und  Schiffsherren,  der  Mäkler, 
sowie  der  übrigen  mit  dem  Haudelsbetriebe  beschäftigten  Personen. 

Dieser  Ort  und  diese  Versammlung  ist  der  polizeilichen  Aufsicht  und 
Ueberwachung  der  zuständigen  Behörden  unterworfen. 

Ein  Reglement  über  die  Handelsbörsen  wird  alles  das  festsetzen,  was 
die  innere  polizeiliche  Aufsicht  dieser  Börsen  und  die  übrigen  auf  dieselben 
bezüglichen  Gegenstände  betrifft. 

33.  Nach  dem  Ergebniss  der  Geschäfte,  welche  an  der  Börse  zum 
Abschluss  kommen,  werden  der  Wechselcours;,  sowie  der  Preiskourant  der 
Waaren,  der  Versicherungen,  der  Frachten,  der  Wasser-  und  Landtransporte, 


0  Hinsichtlich  der  Ausländer  and  der  im  Auslände  abgeschlossenen  Verträge  gilt 
nach  Brasilianischem  Becht,  dass  die  Gesetze  und  Handelsgebränche  fremder 
Länder  in  Brasilien  als  massgebend  erachtet  werden: 

1.  in  Bezug  auf  alle  fragen  über  Stand  und  Alter  der  im  Kaiserreiche  wohnen- 
den Fremden,  femer  in  Bezug  auf  die  Fähigkeit  derselben,  Verträge  abzu- 
schllessen,  insofern  sie  nicht  als  Eaufleute  in  Brasilien  selbst  immatrikulirt 
worden  sind  (s.  Art  4);  femer  behalten  Verträge  ihre  Gültigkeit,  wenn  sie 
zum  Vortbeil  des  Fremden  gereichen; 

2.  in  Bezug  auf  die  Form  der  im  Auslände  abgeschlossenen  Verträge  (s.  auch 
Art  801,  424)),  sowie  in  Betreff  der  Verträge,  welche  Brasilianer  an  Orten, 
wo  sich  ein  Brasilianischer  Konsul  befindet,  abschliessen,  sofern  dieselben  in 
Brasilien  erfüllt  werden  sollen  und  von  dem  Konsul  beglaubigt  sind. 
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der  öfiSantlichen,  nationalen   oder  ausländischen  Fonds   nnd   irgend   wddifi 
anderer  Ereditpapi^re,  deren  Cours  notirt  werden  kann,  festgeetellfe. 

34.  Die  Handeltreibenden  einer  jeden  Börse  können  aas  ihrer  Mitt^ 
eine  Kommission  wählen,  welche  die  Handelskörperschaft  dieser  Börse 
vertritt 


TITEL  ffl. 
Von  den  Hülfsagenten  des  Handels. 

KAPITEL  L 
Allgemeine  Bestimmungen. 

35.  Es  werden  als- Hülfsagenten  des  Handels  angesehen  and  sindd« 
Handelsgesetzen  mit  Rücksicht  auf  die  Gesch&ftsuntemehmiuigen,  weUe 
ihnen  in  dieser  Eigenschaft  zofedlen,  unterworfen: 

1.  die  Mäkler; 

2.  die  Auktionskommissare; 

3.  die  Faktoren,  Buchhalter  und  Handlungsgehülfen; 

4.  die  Magazin  Verwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern; 

5.  die  Transportkommissare. 

KAPITEL  IL 
Von  den  Mäklern. 

36.  Um  Mäkler  zu  werden,  ist  es  erforderlich,  ein  Alter  Ton  mekr 
als  25  Jahren  zu  haben  und  an  dem  Orte  mehr  als.  1  Jahr  domkilir. 
zu  sein. 

37.  Es  können  nicht  Mäkler  werden: 

1.  diejenigen,  welche  nicht  Kaufleute  sein  können; 

2.  die  Frauen: 

3.  diejenigen  Mäkler,  welche  einmal  ihres  Amtes  entsetzt  worden  sine: 

4.  die  Falliten,  welche  nicht  rehabilitirt  sind^),  und  die  rehabilitiits 
Falliten,  wenn  das  Falliment  als  unter  die  Bestimmung  der  No.  f 
des  Art  800  und  der  No.  1  des  Art.  801  einb^riffen  qualificir 
worden  war. 

38*  Jeder  Mäkler  ist  verpflichtet,  sich  bei  dem  Handelsgericht  seiae 
Domicils  immatrikuliren  zu  lassen,  und  bevor  er  sein  Amt  auszuüben  be 
ffinnt,  muss  er  vor  dem  Präsidenten  einen  Eid  über  die  gewissenhafte  & 
füUung  seiner  Pflichten  leisten,  indem  jedoch  die  Mäkler  von  Handels- 
plätzen, die  von  dem  Sitze  des  Gerichtes  entfernt  liegen,  durch  einen  Stell- 
vertreter den  Eid  leisten  können;  durch  Unterlassung  dieser  Vorschrift  wiii 
eine  Geldstrafe  verwirkt,  welche  10  Prozent  der  geleisteten  Bürgschaft  be- 
trägt, und  seine  Geschäftsftihrung  hat  in  diesem  Falle  nur  die  Wirkoiu 
eines  Mandats. 

39.  Der  Antrag  auf  Immatrikulation  muss  enthalten,  die  Angabe  der 
Herkunft  und  des  Domicils  des  Antragstellers,  den  Handelszweig,  welches 
er  sich  zu  widmen  beabsichtigt,  und  den  Platz,  an  welchem  er  als  Mäkle: 
thätig  sein  will;  demselben  sind  folgende  Originalurkunden  beizufügen: 


^)  Uebereinstimniend  dasSpaBisohe  H.Gh.  B.  (Art  76  No.  4)  und  das  Portu- 
giesische  £L  G.  B.  (Art  109). 
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1.  eine  Bescheinigang  über  das  Alter; 

2.  eine  Urkunde  über  den  Wohnsitz,  aus  welcher  hervorgeht,  dass  er 
bereits  mehr  als  1  Jahr  an  dem  Platze  domicilirt  ist,  an  welchem 
er  Mäkler  zu  werden  beabsichtigt; 

3.  eine  Bescheinigung,  dass  er  unter  pünktlicher  Erfüllung  seiner 
Obli^enheiten  und  mit  gutem  Kredit  Handel  getrieben  habe,  und 
zwar  selbstst&ndig  oder  in  irgend  einem  grossen  Handelshause  in 
der  Eigenschaft  eines  geschäftsführenden  Gesellschafters  oder 
wenigstens  eines  Buchhalters  oder  eines  ersten  Agenten  oder  irgend 
eines  Mäklers. 

Nach  Ablauf  von  5  Jahren,  von  dem  Tage  der  Publikation  dieses 
Gesetzbuches  an  gerechnet,  kann  kein  Fremder,  auch  nicht  ein  naturalisirter, 
das  Amt  eines  Mäklers  bekleiden ,  auch  wenn  er  schon  vor  Ablauf  dieser 
Zeit  ernannt  gewesen  wäre  und  sein  Amt  begonnen  hätte. 

40.  Wenn  der  Antragsteller  in  gehöriger  Weise  nachgewiesen  hat, 
dass  er  im  Stande  ist,  Mäkler  zu  sein,  so  hat  das  Gericht  zu  gestatten,  dass 
er  eine  genügende  Bürgschaft  hinterlegt,  und,  nach  Vorlegung  einer  authen- 
tischen JSescheinigung  über  die  Leistung  derselben,  ihm  das  Patent  als 
Mäkler  zu  übermitteln;  das  Verfahren  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen, 
welche  für  die  Immatrikulation  der  Eaufleute  im  Art.  6  vorgeschrieben  sind. 

41*  Die  Bürgschaft  ist  in  der  Registratur  des  Sekrtäres  des  Handels- 
richters am  Domicil  des  Mäklers  zu  leisten. 

Die  Handelstribunale  müssen,  sobald  sie  errichtet  worden  sind,  den  Be- 
trag der  von  den  Mäklern  zu  leistenden  Bürgschaften  festsetzen,  unter  Be- 
rücksichtigung des  Umsatzes  der  Handelsgeschäfte  an  den  betrefFenden 
Plätzen,  indem  sie  jedoch  den  Werth  derselben  durch  eine  neue  Festsetzung 
verändern  können,  sobald  es  ihnen  angemessen  erscheint. 

42.  In  Ermangelung  einer  Bürgschaft  ist  es  dem  sich  zum  Mäkler- 
amte Meldenden  gestattet,  den  entsprechenden  Betrag  in  baarem  Gelde  oder 
in  Staatsschuldverschreibungen  zu  ^hinterlegen,  und  zwar  nach  dem  wirk- 
lichen Werthe,  welchen  letztere  zur  Zeit  der  Hinterlegung  haben. 

Wenn  an  dem  Orte,  wo  die  Bürgschaft  geleistet  werden  muss,  ein  Um- 
satz von  Staatsschuldverschreibnngen  nicht  stattfindet,  kann  die  Hinter- 
legung an  dem  nächst  gelegenen  Platze  erfolgen,  an  welchem  dieselben 
negocirt  werden. 

48.  Die  Bürgschaft  muss  stets  in  ihrem  vollen  Betrage  effektiv  er- 
halten werden,  una  aus  derselben  werden  die  Geldstrafen,  in  welche  der 
Mäkler  genommen  wird,  und  die  Entschädigungen,  zu  denen  er  verpflichtet 
ist,  bezahlt,  fdls  er  dieselben  nicht  unverzüglich  entrichtet,  sobald  er  dazu 
verurtheilt  worden  ist,  indem  er  so  lange  suspendirt  bleibt,  bis  die  Bürg- 
schaft wieder  vollzählig  gemacht  ist. 

44.  Im  Falle  des  Todes,  des  Falliments  oder  der  Abwesenheit  eines 
der  Bürgen  oder,  wenn  dieselben  in  gesetzlicher  Form  (Art.  262)  von  der 
Bürgschaft  befreit  worden  sind,  hört  das  Amt  des  Mäklers  so  lange  auf, 
bis  er  neue  Bürgen  gestellt  hat. 

45.  Der  lißikler  kann  bei  allen  kaufmännischen  Verträgen,  Abschlüssen 
und  Unternehmungen  interveniren ,  indem  es  jedoch  selbstverständlich  allen 
Handeltreibenden  und  sogar  denjenigen,  welche  es  nicht  sind,  gestattet  ist, 
unmittelbar  persönlich,  durch  ihre  Agenten  und  Handlungsgehülfen  ihre 
eigenen  Geschäfte  und  diejenigen  ihrer  Kommittenten  abzuscbliessen,  und 
sogar  Anderen  Verkäufer  und  Käufer  nachzuweisen  und  zuzuführen,  sofern 
eine  solche  Vermittelung  unentgeltlich  erfolgf. 

48.  Kein  Mäkler  kann  andere  Bescheinigungen  ertheilen,  als  solche, 
deren  Inhalt  sich  aus  seinem  Geschäfbsbuche  ergiebt,  und  zwar  muss  er  sich 
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aaf  das  letztere  beziehen  (Ar  52);  und  ebenso  kann  er  nur  auf  Gnud  emer 
Verfügung  der  zuständigen  Behörde  bescheinigen,  was  er  in  Bezog  auf  seine 
Amtsgeschäfte  gesehen  und  vernommen  hat,  bei  Strafe  einer  Geldbasse, 
welche  10  Prozent  der  geleisteten  B&rgschaf);  beträgt. 

47.  Der  Mäkler  ist  verpflichtet,  eine  genaue  und  methodische  Eintra- 
gung aller  von  ihm  vermittelten  Geschäfte  zu  machen,  indem  er  sofort  nach 
dem  Abschluss  von  einem  jeden  in  einem  paginirten  Handbudi  einen  Yei^ 
merk  aufnimmt. 

48.  Die  erwähnten  Eintragungen  müssen  nach  der  Reihenfolge,  in 
welcher  die  Geschäfte  abgeschlossen  worden  sind,  numerirt  werden,  nnd 
die  Namen  derjenigen  enthalten,  welche  bei  denselben  betheiligt  sind,  sowie 
die  Qusdität  und  Quantität  und  den  Preis  der  Effekten  anheben,  welche  den 
Gegenstand  des  Geschäftes  gebildet  haben,  ferner  die  Fnsten  und  Bedin- 
gungen der  Zahlungen  und  alle  übrigen  dabei  vorkommenden  Umstände, 
welche  später  zur  Aufklärung  dienen  können. 

49.  Bei  den  Eintragungen  von  Wechselgeschäflen  muss  der  Makler 
die  Daten,  Zahlungsfristen  und  Verfalltage  vermerken,  sowie  die  Plätze,  yfo 
und  auf  welche  die  Wechsel  gezogen  sind,  die  Namen  des  Ausstellers,  der 
Indossanten  und  des  Bezogenen,  sowie  die  übrigen  etwaigen  Festsetzangen 
bezüglich  des  Wechselcourses  (Art.  385). 

Bei  den  Yersicherungsgeschäften  ist  er  verpflichtet,  die  Namen  der 
Versicherer  und  der  Versicherten  (Art.  667  No.  1),  den  Gegenstand  der 
Versicherung,  den  Werth  desselben  nach  der  Abrede,  den  Ladungs-  und 
Löschungsort,  den  Namen,  die  Nationalität  und  die  Matrikel  des  Schiffes, 
sowie  seinen  Tonnengehalt,  endlich  den  Namen  des  Kapitains  oder  Schiffs- 
führers zu  bezeichnen. 

50.  Die  Eintragungen  in  das  Handbuch  müssen  täglich  wörtlich,  dem 
ganzen  Inhalte  nach  und  ohne  Verbesserungen  oder  Einschaltungen,  unter 
Beibehaltung  der  im  Handbuche  beobachteten  Numerirung,  in  ein  Geschäfts- 
buch übertragen  werden. 

Das  Geschäftsbuch  muss  den  für  die  Bücher  der  Eaufleute  im  Art  13 
vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  entsprechen,  bei  Strafe,  dass  die  in  dem- 
selben enthaltenen  Eintragungen  keine  Beweiskraft  haben,  und  bei  einer 
Geldbusse,  welche  der  Hälfte  der  geleisteten  Bürgschaft  entspricht 

Das  erwähnte  Geschäftsbuch  muss  auf  Verlangen  eines  jeden  Intei^ 
essenten  Behufs  der  erforderlichen  Untersuchungen  dem  Gericht  vorgelegt 
werden,  und  sogar  von  Amtswegen«  auf  Grund  einer  Verfügung  der  Handeb* 
richter  und  Handelstribunale  (Art.  19  und  20). 

51.  Der  Mäkler,  dessen  Bücher  ohne  die  im  Art.  50  speciell  an- 
gegebenen Vorschriften  und  Förmlichkeiten  oder  mit  mangelhafter  Aufzeich- 
nung irgend  einiger  von  den  in  den  Art.  48  und  49  erwähnten  besonderen 
Punkten  vorgefunden  werden,  ist  verpflichtet,  die  Parteien  für  die  ihnen 
daraus  erwachsenden  Nachtheile  zu  entschädigen,  und  wird  mit  einer  Geld- 
busse bestraft,  welche  dem  vierten  Theile  der  Bürgschaft  entspricht,  und  für 
die  Zeit  von  3 — 6  Monaten  von  seinem  Amte  suspendirt;  imRückfedle  wird 
er  mit  einer  Geldbusse  in  Höhe  der  Hälfte  der  Bürgschaft  bestraft  und  Ter- 
liert  sein  Amt. 

Im  Falle  jedoch  nachgewiesen  wird,  dass  er  dolos  oder  betrügerisch 
gehandelt  hat,  verliert  er,  ausserdem,  dass  er  die  Parteien  zu  entschädigen 
hat,  seine  ^nze  Bürgschaft  und  bleibt  der  eventuell  anzustellenden  stra- 
rechtlichen  Klage  unterworfen. 

52.  Die  Bücher  der  Mäkler,  welche  ohne  Fehler  oder  Mängel  und 
ordnungsmässig  in  der  in  den  Art.  48,  49  und  50  festgesetzten  Form  gef&hrt 
gefunden  werden,  geniessen  öfientlichen  Glauben. 
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Die  Bescheinijganffen,  welche  aus  diesen  Büchern  mit  Beziehung  aaf 
die  Seite'  der  betreffenden  Eintragung  extrahirt  und  Yon  den  Mäklern  selbst 
unterschrieben  und  gezeichnet  worden  sind,  haben  die  Beweiskraft  einer 
öffentlichen  Urkunde  zum  Beweise  der  bezüglichen  Verträge  (Art.  46).  in 
den  Fällen,  in  denen  nicht  durch  dieses  Gesetzbuch  eine  öffentliche  Urkunde 
oder  eine  andere  Art  eines  speciellen  Beweises  gefordert  wird. 

Der  Mäkler,  welcher  eine  Bescheinigung  im  Widerspruche  mit  dem 
Inhalte  seiner  Bücher  ausstellt,  verfällt  in  die  Strafen  des  Verbrechens  der 
Fälschung,  verliert  seine  Bürgschaft  vollständig  und  wird  seines  Amtes 
entsetzt 

53-  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  bei  der  Uebergabe  der  durch  ihre 
Yermittelung  verkauften  Gegenstände  zugegen  zu  sein,  falls  eine  der  Par- 
teien es  verlangt,  bei  Strafe  einer  Geldbusse,  welche  5  Prozent  der  Bürg- 
schaft beträgt,  und  der  Verantwortlichkeit  für  Schäden  und  Verluste. 

54.  Die  Mäkler  sind  gleichfalls  verpflichtet,  bei  der  Negocirung  von 
Wechseln  oder  anderen  indossablen  Kreditpapieren  oder  Staatsschuldscheinen, 
dieselben  von  dem  Cedenten  in  Empfang  zu  nehmen  und  dem  Nehmer  aus- 
zuliefern, sowie  auch  den  Werthbetrag  zu  übermitteln. 

55.  Wenn  auch  die  Mäkler  im  Allgemeinen  für  die  Zahlungsfähigkeit 
der  Kontrahenten  nicht  verantwortlich  sind,  noch  sich  dafür  verantwortlich 
machen  können,  so  werden  sie  dennoch  bei  den  erwähnten  Negocirungen  für 
die  wirkliche  Uebergabe  des  Titels  an  den  Nehmer  und  des  Werthes  an  den 
Cedenten  verantwortlich  gemacht  und  haften  für  die  Echtheit  der  letzten 
Unterschrift  auf  allen  durch  ihre  Vermittelung  negocirten  Kreditpapieren  und 
für  die  Identität  der  Personen,  welche  an  den  durch  ihre  Vermittelung  ab- 
geschlossenen Verträgen  betheiligt  sind. 

56.  Es  ist  Pflicht  der  Mäkler,  bei  den  ihnen  übertragenen  Geschäften  voll- 
ständiges Stillschweigen  zu  beobachten,  und,  wenn  eine  Mittheilung  von  ihrer 
Seite  einen  Nachtheil  hervorruft,  sind  sie  zur  Entschädigung  ihrerseits  ver- 

{ pflichtet  und  können  sogar  zum  Verlust  des  Amtes  und  der  Hälfte  der  ge- 
eisteten  Bürgschaft   verurtheilt   werden,   wenn  Dolus   oder  Betrug  nachge- 
wiesen wird. 

57.  Der  Mäkler,  der  bei  der  Ausübung  seines  Amtes  betrügerisch 
handelt  oder  Schwindel  oder  Betrug  anwendet,  wird  mit  den  Strafen  des 
Art.  51  belegt. 

58.  Die  Mäkler  sind  verpflichtet,  nach  vollständigem  Abschluss  der 
ihnen  übertragenen  Geschäfte  einer  jeden  der  kontrahirenden  Parteien,  spä- 
testens innerhalb  48  utiliter  gerechneten  Stunden,  eine  von  ihnen  unter- 
schriebene wörtliche  Abschrift  der  Eintragung  über  das  betreffende  Geschäft 
zu  übermitteln,  bei  Strafe  des  Verlustes  des  Anspruches  auf  ihre  Provision 
und  der  Entschädigung  der  Parteien  für  jeden  aus  ihrer  Unterlassung  ent- 
stehenden Nachtheil. 

59.  Es  ist  den  Mäklern  verboten: 

1.  jede  Art  der  Negocirung  und  des  direkten  oder  indirekten  Handels 
unter  ihrem  eigenen  oder  fremdem  Namen;  in  eine  Gesellschaft  ein- 
zutreten, welches  auch  die  Bezeichnung  oder  Art  derselben  sein 
mag,  sowie  Mitbesitz  oder  Antheil  an  Schiffen  oder  an  der  Ladung 
derselben  zu  haben,  bei  Strafe  des  Verlustes  ihres  Amtes  und  der 
Nichtigkeit  des  Vertrages; 

2.  Einkassirungen  oder  Zahlungen  für  fremde  Rechnung  zu  über- 
nehmen, bei  Strafe  des  Verlustes  des  Amtes; 

3.  für  sich  oder  ein  Mitglied  ihrer  Familie  einen  Gegenstand  zu  er- 
werben, dessen  Verkauf  ihnen  oder  einem  anderen  Mäkler  übertragen 
worden  war,   nicht  einmal   unter  dem  Vorwande   des  Erwerbes   zu 
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ihr^kn  Privatbedarf,  bei  Strafe  der  Suspension  vom  Amte  oder  des 
Verlustes  desselben  nach  dem  Ermessen  des  Tribunals  und  nach  d«r 
Schwere  des  Falles,  und  einer  Geldbusse,  welche  dem  doppelteD 
Preise  der  gekauften  Sache  gleichkommt 

60.  In  die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  der  Erwerb 
von  Staatsschuldscheinen  und  von  Aktien  anonymer  Gesellschaften  nicht 
einbemffen,  von  welchen  letzteren  jedoch  die  Mäkler  weder  Direktoien, 
noch  Verwalter  oder  Geranten,  unter  welchem  Titel  es  auch  sein  mag,  sein 
können. 

61.  Jede  von  einem  Mäkler  bei  einem  durch  seine  Yermittelung  ab> 
geschlossenen  Vertrage  oder  kaufmännischen  Geschäfte  geleistete  Bfligschafl 
ist  nichtig. 

62.  Den  Schiffsmaklern  ist  es  erlaubt,  die  Manifeste  und  ürkanden 
zu  übersetzen,  welche  die  Führer  ausländischer  Fahrzeuge  Behufs  Deklaration 
bei  den  Zollbehörden  des  Reichs  vorzulegen  haben. 

Diese  Uebersetzungen  haben  in  gleicher  Weise  wie  diejenigen,  welche 
durch  die  von  den  Handelstribunalen  ernannten  Dolmetscher  angefertigt 
worden  sind,  öffentlichen  Glauben,  unbeschadet  des  Rechtes  der  interessiiten 
Parteien,  dieselben  wegen  Ungenauigkeit  anzufechten. 

63.  Auf  diejenigen  Schiffsmäkler,  welche  bei  den  Uebersetzungen,  von 
denen  der  vorhergehende  Artikel  handelt,  Irrthümer  oder  Fälschungen  sich 
zu  Schulden  kommen  lassen,  durch  die  den  Parteien  ein  Nachtheil  erwächst^ 
sind  die  Bestimmungen  des  Art.  51  anwendbar. 

64.  Die  Handelstribunale  haben  innerhalb  der  ersten  6  Monate  nach 
ihrer  Errichtung  einen  Tarif  für  die  Ver^ütigungen  anzufertigen,  welche  den 
Mäklern  und  Dolmetschern  für  die  von  ihnen  ausgestellten  Bescheinigongen 
zukommen. 

Jede  Mäklergebühr  muss  von  beiden  Parteien  gleichmässig  bezahlt 
werden,  wenn  nicht  ausdrücklich  das  Gegentheil  festgesetzt  worden  ist 

65.  Wenn  das  Amt  eines  Mäklers  vakant  wird,  so  muss  der  Gerichts- 
schreiber des  Handelsgerichts  unverzüglich  alle  Bücher  und  Papiere,  welche 
zu  dem  vakanten  Amte  gehören,  einziehen  und  dieselben,  nachdem  sie 
inventarisirt  worden  sind^  dem  Handelstribunal  übermitteln,  damit  letzteres 
denselben  die  erforderliche  Bestimmung  ertheile. 

66.  Derselbe  Gerichtsschreiber  ist  ver]3flichtet,  sofort  bei  der  Ein- 
ziehung eine  Prüfung  der  erwähnten  Bücher  in  Gegenwart  der  interessirten 
Parteien  und  zweier  Zeugen  vorzunehmen,  um  sich  von  ihrem  Zustande  in 
Eenntniss  zu  setzen. 

67.  Die  Regierung  hat  nach  vorhergehender  Eonsultirung  der  be- 
treffenden Handelstribunide  die  Zahl  der  Mäkler  festzusetzen,  welche^  an  einem 
jeden  Handelsplatze  Brasiliens  vorhanden  sein  dürfen,  und  ihnen  ein  eigenes 
Reglement  zu  ertheilen,  in  gleicher  Weise  auch  für  die  Auktionskommissare, 
jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  durch  diese  Reglements  keine  Bestinunong 
von  den  in  diesem  Gesetzbuche  enthaltenen  verändert  wird. 

KAPITEL  m. 
Von  den  Auktionskommissaren. 

68-  Um  Auktionskommissar  zu  sein,  sind  dieselben  Eigenschafiien  und 
Fähigkeiten  erforderlich,  wie  zu  dem  Amte  der  Mäkler. 

Auf  die  Auktionskommissare  sind  die  Bestimmungen  der  Art  37,  59^ 
60  und  61  anwendbar.     (Art  804). 
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68.  Wenn  die  Aoktionskommissare  ihr  Amt  innerhalb  ihrer  eigenen 
Aüktionsräamlichkeiten  ausüben  and  selbst  aasserhalb  derselben,  £alls  sich 
der  Eigenthümer  der  zu  verkaufenden  Effekten  nicht  anwesend  befindet,  so 
werden  sie  als  wirkliche  Eonsignatare  betrachtet  und  sind  den  Bestimmungen 
des  Tit.  VIII  —  Von  der  kaufmännischen  Kommission  —  Art.  167 — 173, 
177,  181,  182,  185-189  unterworfen. 

70-  Die  Auktionskommissare  sind  ausschliesslich  kompetent  für  den 
Verkauf  von  Waaren  und  anderen  Effekten,  der  nach  den  Bestimmungen 
dieses   Gesetzbuches   gerichtlich    oder    in    öffentlicher   Versteigerung    vor- 

fenommen  werden  muss;  und  in  diesen  Fällen  haben  sie  die  Glaubwürdig- 
st von  öffentlichen  Beamten. 

Diese  Vorschrift  erstreckt  sich  nicht  auf  die  gerichtlichen  Verkäufe  in 
Folge  Vollstreckung  eines  Urtheilsspruches. 

71.  In  jedem  Auktionslokale  oder  in  jeder  Auktionsagentur  müssen 
Dothwendiger  Weise  drei  Bücher  geführt  werden:  das  Eingangsbuch, 
in  welches  in  chronologischer  Reihenfolge  ohne  Einschaltungen,  Verbesse- 
rungen oder  Durchstreicbungen  die  in  Empfang  genommenen  Waaren  und 
Effekten  eingetragen  werden,  mit  An^be  ihrer  Qualität,  ihres  Umfanges 
oder  ihrer  Stücke,  ihrer  Marken  und  Zeichen,  der  Personen,  von  welchen 
sie  empfangen  sind,  und  für  deren  Rechnung  sie  verkauft  werden  sollen; 
sodann  das  Ausgangsbuch,  in  welchem  täglich  die  Verkäufe  vermerkt 
werden,  für  wessen  Rechnung  und  in  wessen  Auftrage  und  an  wen,  sowie 
der  Preis  und  die  Bedingungen  der  Zahlung  und  sonstige  erforderlich  er- 
scheinende Angaben;  drittens  endlich  das  Eontokorrentbuch  zwischen 
dem  Auktionskommissariat  und  einem  Jedem  ihrer  Kommittenten. 

Auf  die  erwähnten  Bücher  finden  die  Bestimmungen  der  Art.  13  und  15 
Anwendung,  und  dieselben  müssen  gleich  denjenigen  der  Mäkler  vor  Gericht 
vorgelegt  werden  (Art.  50). 

72.  Nachdem  die  Auktion  erfolgt  ist,  muss  der  Auktionskommissar 
dem  Eonamittenten  innerhalb  3  Tagen  eine  von  ihm  unterschriebene  Rechnung 
über  die  versteigerten  Waaren  mit  den  erforderlichen  Erläuterungen  über- 
geben, und  innerhalb  8  Tagen,  unmittelbar  nach  der  Auktion,  muss  die 
Zahlung  des  falligen  Reinerlöses  herbeigeführt  werden. 

Wenn  Seitens  des  Auktionskommissars  eine  Verzögerung  eintritt,  kann 
der  Kommittent  bei  dem  zuständigen  Richter  gegen  denselben,  bis  zur  Vor- 
nahme der  Zahlung,  die  Verfügung  einer  Gefangnissstrafe  veranlassen,  in 
diesem  Falle  verliert  der  Auktionskommissar  selbst  seine  Provision. 

73.  Die  Auktionskommissare  können  in  keinem  Falle,  ohne  schrift- 
liche Ermächtigung  des  Kommittenten,  auf  Eüredit  oder  gegen  Zahlungsfrist 
verkaufen* 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Faktoren,  Buchhaltern  und  Handlungsgehülfen. 

74.  Alle  Faktoren,  Buchhalter,  Handlungsgehülfen  und  irgend  welche 
andere  Angestellte  von  Handlungshäusern  müssen,  bevor  sie  ihr  Amt  be- 
ginnen, von  ihren  Principalen  oder  Vorgesetzten  eine  schriftliche  Ernennung 
erhalten,  welche  bei  dem  Handelstribunal  eingetragen  werden  muss  (Art.  10 
No.  2),  bei  Strafe  des  Verlustes  der  durch  dieses  Gesetzbuch  den  Personen 
ihres  Standes  bewilligten  Vergünstigungen. 

75.  Die  Principale  sind  für  (üe  Akte  der  Faktoren,  Buchhalter,  Hand- 
lungsgehülfen und  irgend  welcher  anderer  Angestellten  verantwortlich,  sofern 
dieseloen  innerhalb   der  Handlungshäuser   ausgeführt  werden   und   auf  den 
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Handelsbetrieb  dieser  Handlongshäaser  bezüdich   sind,    aach  wenn  es  sich 
heraasstellt,  dass  sie  nicht  mit  schriftlicher  Vollmacht  versehen  sind. 

Wenn  jedoch  diese  Akte  ausserhalb  der  erwähnten  Handlongshäaser 
vorgenommen  worden  sind,  so  sind  die  Vorgesetzten  nur  dann  verpflichtet, 
wenn  die  erwähnten  Angestellten,  in  der  im  Art.  74  festgesetzten  Art  and 
Weise,  ermächtigt  worden  sind. 

76.  Wenn  irgend  ein  Kaufmann  einem  Faktor,  Handlungsgehfilfen 
oder  irgend  einem  Angestellten  die  Emp&ngnahme  von  Waaren  übertragt, 
welche  er  gekauft  hat,  oder  welche  aus  irgend  einem  andern  Grande  in 
seinen    Besitz  gelangen  sollen,  und  der  Faktor,  Handlungsgehülfe  oder  An- 

Sjstellte  dieselben  ohne  Widerspruch  oder  Protest  empfängt,  so  wird  die 
ebergabe  als  gehörig  erfolgt  angesehen,  ohne  dass  dem  Principal  irp;end  eine 
Reklamation  gestattet  wird,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  bei  den  in 
den  Art.  211^  616  und  618  vorgesehenen  Fällen  stattfinden  können. 

77.  Die  Eintragungen,  welche  in  den  Büchern  irgend  eines  Hand- 
lungshauses von  den  Buchhaltern  oder  den  mit  der  Buch-  und  Rechnungs- 
führung betrauten  Handlungsgehülfen  gemacht  sind,  erzeugen  dieselbe  Wir^ 
kung,  als  wenn  sie  von  den  Principalen  selbst  geschrieben  worden  wären. 

78-  Die  oben  erwähnten  Handlungsgehülfen  sind  ihren  Principalen 
für  jeden  Schaden  verantwortlich,  welchen  sie  denselben  durch  Veruntreaang, 
strafbare  Nachlässigkeit  oder  durch  ungenaue  und  unzuverlässige  Ausfuh- 
rung der  erhaltenen  Befehle  und  Instruktionen  verursachen,  indem  sogar 
gegen  dieselben  im  Falle  der  Veruntreuung  die  strafrechtliche  Klage  zu- 
lässig ist. 

79.  Die  unvorhergesehenen  und  unverschuldeten  Zufälligkeiten,  welche 
die  Angestellten  an  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  verhindern,  fSLhren 
keine  Unterbrechung  in  der  Zahlung  ihres  Gehaltes  herbei,  sofern  die  Un- 
fähigkeit nicht  drei^)  auf  einanderf olgende  Monate  übersteigt. 

80.  Wenn  in  dem  Dienste  des  Principals  die  Angestellten  irgend  ein 
aussergewöhnlicher  Schaden  trifft,  so  ist  der  Principal  verpflichtet,  dieselben 
nach  dem  Urtheile  von  Sachverständigen')  zu  entschädigen. 

81.  Wenn  für  den  zwischen  dem  Principal  und  seinen  Angestellten 
abgeschlossenen  Vertrag  eine  Frist  nicht  festgesetzt  worden  ist,  so  kann  jeder 
der  Kontrahenten  denselben  für  beendet  ansehen,  wenn  er  dem  andern  von 
seinem  Entschlüsse  einen  Monat  vorher  Mittheilung  macht. 

Die  entlassenen  Gehülfen  haben  Ansprach  auf  das  diesem  Monat  ent- 
sprechende Gehalt;  jedoch  ist  der  Principal  nicht  verpflichtet,  dieselben  in 
seinem  Dienst  zu  behalten. 

82«  Wenn  ein  Termin  festgesetzt  worden  war,  so  kann  keine  der  Par- 
teien willkürlich  von  dem  Vertrage  abgehen,  bei  Strafe,  die  andere  für  die 
Nachtheile,  welche  derselben  durch  diese  Handlung  entstehen,  nach  dem 
Urtheile  von  Sachverständigen  schadlos  halten  zu  müssen. 

83.  Es  wird  als  willkürlich  die  Nichtbeobachtun^  des  Vertrages  von 
Seiten  der  Angestellten  immer  angesehen,  wenn  sich  dieselbe  nicht  auf  eine 
Verletzung  gründet,  welche  durch  den  Principal  ihrer  Sicherheit,  ihrer  Ehre 
oder  ihren  Interessen  oder  denjenigen  ihrer  I^amilie  zugefügt  ist. 

84.  Hinsichtlich  der  Principale  werden,  unbeschadet  eines  Engage- 
ments auf  bestimmte  Zeit,  als  hinreichende  Gründe  zur  Entlassung  der 
Angestellten  angesehen: 


^)  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfir.  Note  ra 
Art  159  des  Bolivianischen  H.  G.  R,  s.  S.  469 

*)  Die  Sachverständigen  werden  arbitradores  genannt,  die  Schiedsrichter  aibitros. 
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1.  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  angeführten  Gründe; 

2.  die  Unfähigkeit,  die  übernommenen  Pflichten  und  Obliegenheiten  zu 
erfüllen; 

3.  jede  Handlung  des  Betruges  oder  Yertrauensmissbranchs ; 

4.  Geschäftsführung  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  ohne  Erlaubniss 
des  Principals. 

85-  Die  Angestellten  können  ohne  schriftliche  Ermächtigung  der 
Principale  die  von  denselben  erhaltenen  Befehle  oder  Aufträge  einem  andern 
Dicht  übertragen,  bei  Strafe  der  direkten  Haftbarkeit  für  £e  Handlungen 
der  Stellvertreter  und  für  die  von  denselben  eingegangenen  Verpflichtungen. 

86.  Auf  die  Faktoren  sind  die  Bestimmungen  des  Titel  YI  —  Von 
dem  Handelsmandat  —  anwendbar  (Art.  145,  148,  150,  151,  160,  161 
und  162). 

KAPITEL  V. 
Von  den  Magazinverwaltern  und   den  Verwaltern   von  Speichern. 

87.  Die  Magazinverwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern  sind 
verpflichtet,  bei  dem  Handelstribunal  oder  an  Orten,  welche  von  dem  Sitze 
dieses  Tribunals  entfernt  liegen,  dem  Handelsrichter  eine  Erklärung  ab- 
zugeben, dass  sie  die  empfangenen  Gegenstande  als  getreue  Depositare  auf- 
bewahren werden,  und  auf  Grund  derselben  wird  ihnen  der  erforderliche 
Titel  ausgestellt,  welcher  in  das  Handelsregister  eingetragen   werden  muss. 

So  lange  sie  diese  Förmlichkeit  nicht  erfüllt  haben,  sind  sie  nicht  be- 
rechtigt, von  den  Parteien  irgend  eine  Lagermiethe  für  die  in  Empfang  ge- 
nommenen Gegenstande  zu  verlangen,  noch  können  sie  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzbuches  für  sich  geltend  machen,  insoweit  dieselben  den  Maga- 
zinverwaltern und  Verwaltern  von  Speichern  günstig  sind. 

88.  Die  Magazinverwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern  sind 
verpflichtet: 

1.  ein  Buch  zu  halten,  welches  mit  den  im  Art.  13  geforderten  Förm- 
lichkeiten vorschriftsmässig  versehen  und  ohne  leere  Stellen,  Ein- 
schaltungen, Durchstreichungen,  Rasuren  oder  Verbesserungen  ge- 
führt werden  muss; 

2.  in  dieses  Buch,  nach  laufender  Nummer  und  in  chronologischer 
Reihenfolge  des  Tages,  Monates  und  Jahres,  alle  in  Empfang  ge- 
nommenen Effekten  einzutragen,  indem  mit  möglichster  Deutlicnkeit 
und  Specialisirun^  die  Qualität  und  Quantität  dieser  Effekten  und 
die  Namen  der  Einlieferer  und  Empfänger,  die  darauf  befindlichen 
Marken  und  Nummern  anzugeben  sind  und  der  Ausgang  derselben 
in  gehöriger  Weise  zu  vermerken  ist; 

3.  die  erforderlichen  Empfangsbescheinigungen  zu  ertheilen,  unter  An- 

Sabe  der  Qualitäten,  Quantitäten,  Marken  und  Nummern,  indem 
iejenigen  Gegenstände,  welche  gewogen,  gemessen  oder  gezählt 
werden  können,  sofort  bei  der  Empfangnanme  gewogen,  gemessen 
oder  gezählt  werden  müssen; 

4.  die  empfangenen  Gegenstände  in  guter  Verwahrung  zu  halten  und 
dafür  zu  sorgen  und  darauf  zu  sehen,  dass  sie  sich  nicht  ver- 
schlechtern oder,  im  Falle  sie  flüssig  sind,  dass  sie  nicht  auslaufen^ 
indem  sie  zu  diesem  Zwecke  für  Rechnung  derjenigen,  denen  die- 
selben gehören,  die  gleichen  Vorsichtsmassregeln  und  Ausgaben 
machen  müssen,  welche  sie  gemacht  haben  würaen,  wenn  dieselben 
ihre  eigenen  gewesen  wären; 

86* 
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5.  den  Käufern  auf  Verlangen  der  Eigenthümer  die  in  Verwahrong 
genommenen  Waaren  und  Gegenstande  vorzuzeigen; 

6.  für  alle  Oefabren  zu  haften,  welche  die  in  Empfang  genommenen 
Gegenstände  bei  Gelegenheit  des  Einganges  und  Ausganges  treffen 
können. 

89.  Die  Verwalter  von  Zollspeichern  müssen  bis  zum  15.  Januar  und 
Juli  eines  jeden  Jahres  dem  zuständigen  Handelstribunal  eine  Uebersicht  über 
alle  diejenigen  Gegenstände  übersenden,  welche  in  dem  vorhergehenden  Halb- 
jahre in  ihren  Speichern  oder  Magazinen  eingegangen  und  ausgegangen  sind, 
sowie  über  diejenigen,  welche  in  denselben  verblieben  sind;  jedes  Mal^  so  oft  sie 
die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  unterlassen  haben ,  werden  sie  von  dem* 
selben  Tribunal  mit  einer  Geldbusse  von  100  bis  200  Milreis*)  bestraft. 

90.  Die  Handelstribunale  können  von  Amtswegen,  so  oft  es  ihnen  gat 
scheint,  eine  Revision  der  Bücher  der  Magazin  Verwalter  und  der  Speicher 
anordnen,  um  sich -über  die  Genauigkeit  der  erwähnten  Uebersichten  Ge- 
wissheit zu  verschaffen.  Wenn  sich  bei  einer  solchen  Revision  und  Prüfdog 
ergiebt,  dass  die  Uebersichten  nicht  genau  genug  geführt  sind,  so  wird 
vermuthet,  dass  eine  Zolldefraudation  vorliegt,  und  der  Magazinverwalter, 
dessen  Uebersicht  mangelhaft  gewesen  ist,  wird  mit  einer  btrafe  in  Höhe 
des  doppelten  Betrages  der  Zölle  belegt,  welche  die  wahrscheinlich  bei  Seite 
geschafften  Gegenstände  hätten  entrichten  müssen,  wobei  die  eine  Hälfte 
der  Strafe  der  Staatskasse,  die  andere  Hälfte  der  Easse  des  Handelstribunals 
zufallt. 

91.  Die  Magazinverwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern  sind  den 
Parteien  für  die  pünktliche  und  gewissenhafte  Uebergabe  aller  derjenigen 
Effekten  verantwortlich,  welche  sie  nach  Ausweis  der  von  ihnen  ertheilten 
Empfangsbescheinigungen  erhalten  haben,  bei  Strafe,  gefänglich  eingezogen 
■u  werden,  sobald  sie  nicht  innerhalb  24  Stunden  nach  -der  gerichtlichen 
Aufforderung  dieselbe  bewirken. 

92.  Es  ist  sowohl  dem  Verkäufer,  als  dem  Käufer  der  in  den  Ma- 
gazinen oder  Speichern  lagernden  Gegenstände  gestattet,  von  den  Magazin- 
oder Speicherverwaltern  zu  fordern,  dass  diese  Effekten  beim  Ausgange 
nochmals  gewogen  und  gezählt  werden,  ohne  dass  sie  verpflichtet  slnd^ 
irgend  eine  Gebühr  für  die  Kosten  des  Wiegens  oder  Zählens  entrichten 
zu  müssen. 

Alle  durch  die  Aushändigung  der  Waaren  erwachsenen  Kosten  sind 
zu  Lasten  der  Magazin-  oder  Speicherverwalter  selbst. 

93.  Die  Magazinverwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern  haften 
für  die  Diebstähle,  welche  innerhalb  ihrer  Magazine  oder  Speicher  vor- 
gekommen sind,  es  sei  denn,  dass  dieselben  durch  höhere  Gewalt  verübt 
sind,  in  welchem  Falle  jedoch  dieselbe  sofort  nach  der  That,  anter  Hin- 
zuziehung der  Interessenten  oder  der  Konsignatare  derselben,  bewiesen 
werden  muss. 

94.  Sie  sind  in  gleicher  Weise  den  Betheiligten  für  die  Veruntreuungen 
und  Unterlassungen  ihrer  Faktoren,  Handlungsgehülfen  oder  irgend  welcher 
anderer  Agenten,  sowie  auch  für  diejenigen  Nachtheile  verantwortlich, 
welche  denselben  aus  der  mangelhaften  Sorgfalt  ihrerseits  bei  Erfüllung  der 
Vorschriften  der  No.  4  des  Art.  88  erwachsen  können. 

95.  In  allen  Fällen,  in  welchen  sie  verpflichtet  sind,  den  Betheiligten 
fehlende  Effekten  oder  irgend  welche  andere  Schäden  zu  ersetzen,  muss  die 
Abschätzung  durch  Sachverständige  erfolgen. 


1)  Der  Werth  eines  Milreis  schwankt  zwischen  2^  und  2,85  Mark,  je  nach  dem 
Goldconrse. 
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96.  Die  Magazinverwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern  sind  be- 
rechtigt, eine  Lagermiethe  zu  fordern,  welche  entweder  die  vereinbarte  oder, 
in  Ermangelang  einer  Abrede,  die  ^bräuchliche  ist,  indem  sie  die  Effekten 
zarfick bebalten  können,  so  weit  sie  nicht  befriedigt  worden  sind;  wenn 
jedoch  iigend  eine  Reklamation  ^egen  dieselben  erhoben  wird  (Art  93  und  94), 
so  haben  sie  das  Recht,  die  Hinterlegung  der  Lagermiethe  zu  fordern. 

97.  Die  Magazinverwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern  haben 
eine  stillschweigende  Hypothek  auf  die  Effekten,  welche  in  mren  Magazinen 
oder  Speichern  zur  Zeit  des  Falliments  des  Kaufmannes  sich  befinden,  der 
Eigenthümer  dieser  Effekten  ist,  und  zwar  Behufs  Bezahlung  der  Lager- 
miethen  und  der  f&r  die  Erhaltung  derselben  aufgewendeten  Kosten, 
(Art.  88  No.  4),  mit  Vorzugsrecht  vor  einem  jeden  anderen  Gläubiger. 

98.  Die  Bestimmungen  des  Titel  XIV  —  Von  der  Handelsnieder- 
legung —  sind  auf  die  Magazin  Verwalter  und  die  Verwalter  von  Speichern 
anwendbar. 

KAPITEL  VI. 
Von  den  Frachtführern  und  den   Transportkommissaren. 

99.  Die  Schiffsfährer,  Frachtführer  und  irgend  welche  andere  Trans- 

Eirtfuhrer  oder  -Kommissare,  welche  gegen  eine  Provision,  Fracht  oder 
iethe  den  Transport  übernehmen,  müssen  die  Auslieferung  der  Waaren 
zur  bedungenen  Zeit  und  am  festgesetzten  Orte  getreulich  ausführen  und 
alle  Sorgfalt  und  Mittel  anwenden,  welche  von  Personen,  die  bei  der  Er- 
füllung ihrer  Pflichten  in  ähnlichen  Fällen  gewissenhaft  sind,  angewendet 
zu  werden  pflegen,  damit  diese  Gegenstände  sich  nicht  verschlechtern,  indem 
sie  zu  diesem  Zwecke  für  Rechnung  des  Interessenten  die  erforderlichen 
Ausgaben  machen  müssen;  sie  sind  den  Betheiligten  für  die  Verluste  und 
Schäden  verantwortlich,  welche  durch  Veruntreuung  oder  Unterlassung  ihrer- 
seits oder  Seitens  ihrer  Faktoren,  Handlungsgehülfen  oder  irgend  welcher 
anderer  Agenten  verursacht  werden. 

100'  Sowohl  der  Befrachter,  als  auch  der  Frachtführer  müssen  gegen- 
seitig von  einander  einen  Frachtbrief  oder  Empfangsschein  fordern,  auf  Ver- 
langen in  zwei  oder  in  mehreren  Ausfertigungen;   derselbe  muss  enthalten: 

1.  den  Namen  des  Eigenthümers  der  Waaren  oder  des  Verladers  der- 
selben, denjenigen  des  Frachtführers  oder  des  Transportkommissars, 
sowie  denjenigen  der  Personen,  an  welche  die  Waare  gerichtet  ist, 
und  den  Ort,  wo  die  üebergabe  erfolgen  rauss; 

2.  die  Bezeichnung  der  Effekten,  sowie  die  ^nerische  Qualität  der- 
selben, das  Gewicht  oder  die  Zahl  der  EoUis  und  die  Marken  oder 
anderen  äusserlichen  Zeichen  derselben; 

3.  die  Fracht  oder  die  Transportmiethe; 

4.  die  Frist,  innerhalb  welcher  die  Ablieferung  erfolgen  muss; 

5.  alles  Uebrige,  was  im  Vertrage  enthalten  ist. 

101.  Die  Haftbarkeit  des  Frachtführers  oder  Transportkommissars 
beginnt  von  dem  Augenblick  an  zu  laufen,  in  welchem  er  die  Waaren 
empfängt,  und  erlischt  erst  nach  Beendigung  der  Ablieferung. 

102.  Während  des  Transports  gehen  für  Rechnung  ^des  Eigenthümers 
die  Gefahren,  welche  die  Waaren  in  Folge  eigener,  fehlerhafter  Beschaffen- 
heit, höherer  Gewalt  oder  unvorhergesehener  Zu&Ue  erleiden. 

Der  Beweis  irgend  eines  der  erwähnten  Unfälle  hegt  dem  Frachtführer 
odeft  Transportkommissar  ob. 
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103.  Die  Yerlaste  oder  Havarien,  welche  die  Waaren.  während  des 
Transportes  erleiden  und  nicht  aus  irgend  einer  der  im  Yorhergehenden 
Artikel  bezeichneten  Ursachen  herrühren,  gehen  für  Rechnung  des  Fracht- 
fäbrers  oder  Trans^rtkommissars. 

104.  Wenn  jedoch  nachgewiesen  wird,  dass  der  Verlust  oder  die 
Havarie  der  Waaren  durch  Nachlässigkeit  oder  Verschulden  des  Fracht- 
ffibrers  oder  des  Transportkommissars  eingetreten  ist,  deshalb,  weil  dieselben 
unterlassen  haben,  die  unter  gleichen  Umstanden  von  sorgsamen  Personen 
(Art.  99)  beobachteten  Vorsicntsmassregeln  und  Vorkehrungen  zu  treffen, 
so  sind  dieselben  zur  Schadloshaltung  verpflichtet,  auch  wenn  der  Schaden 
durch  unvorhergesehenen  Zufall  oder  durch  die  eigene  Beschaffenheit  des 
verladenen  Gegenstandes  herbeigeführt  worden  ist. 

105.  In  jedem  Falle  ist  der  Frachtführer  oder  Transportkommissar 
nur  für  diejenigen  Effekten  verantwortlich,  welche  aus  dem  von  ihm  unter- 
zeichneten Frachtbrief  oder  Empfangsschein  sich  ergeben ,  ohne  dass  Seitens 
des  Verladers  der  Beweis  zulässig  ist,  dass  eine  grössere  Quantität  Waaren, 
als  die  in  dem  Frachtbrief  oder  Empfangsschein  erwähnte,  übergeben  ^worden 
ist,  oder  dass  unter  den  bezeichneten  Gegenständen  sich  andere  von  grös- 
serem Werthe  befunden  hätten. 

108.  Wenn  die  Beschädigungen  nur  eine  Verminderung  des  Werthes 
der  Waaren  herbeigeführt  haben,  so  ist  der  Frachtführer  oaer  Transport- 
kommissar nur  verpflichtet,  den  Betrag  der  Beschädigung  zu  ersetzen. 

107.  Die  Ersatzsumme  für  die  Waaren,  welche  der  Frachtführer  oder 
Transportkommissar  abzuliefern  unterlässt,  sowie  die  Vergütung  f&r  die  ver^ 
ursachten  Nachtheile  werden  auf  Grund  der  Frachtbriefe  oder  Empfangs- 
scheine (Art.  lOOj)  durch  Sachverständige  festgestellt. 

106.  Die  Thiere,  Lastwt^en,  Barken,  Geräthe  und  alle  übrigen  Haupt- 
und  Nebengeräthschaften  des  Transportes  bilden  zu  Gunsten  des  Verladers 
eine  stillschweigende  Hypothek  für  die  Bezahlung  der  dem  Frachtführer  oder 
Transportkommissar  überlieferten  EfiFekten. 

109.  Es  ist  keine  Reklamation  irgend  welcher  Art  zulässig  w^en 
einer  Vormindei*ung  oder  Beschädigung  der  transportirten  Waaren,  nachdem 
über  ihre  Ablieferung  ohne  Erwähnung  der  Verminderung  oder  Beschädi- 
gung Quittung  ertbeilt  worden  ist 

110.  Wenn  zwischen  dem  Verlader  und  dem  Frachtführer  oder  Tians- 
portkommissar  ausdrücklich  über  den  für  den  Transport  einzuschlagendec 
Weg  eine  Vereinbarung  getroffen  ist,  so  kann  der  Frachtführer  oder  Kom- 
missar von  demselben  nicht  abweichen,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  alle 
Schäden  und  Verluste  und  selbst  für  diejenigen,  welche  aus  irgend  einer  der 
im  Art.  102  erwähnten  Ursachen  herrühren;  ausgenommen,  wenn  der  ver- 
einbarte Weg  unpassirbar  geworden  ist  oder  grössere  Ge£ediren  dar- 
bieten sollte. 

111.  Wenn  für  die  Ablieferung  der  Waaren  eine  bestimmte  Frist 
festgesetzt  worden  ist  und  der  Frachtführer  oder  Transportkommissar  die- 
selbe durch  eine  Handlung  seinerseits  überschreitet,  so  wird  er  für  den  Er- 
satz derjenigen  Schäden,  nach  dem  Urtheile  von  Sachverständigen,  verant- 
wortlich, welche  in  Folge  dessen  durch  eine  Verminderung  des  Preises  oder 
durch  eine  Verringerung  entstanden  sind,  welche  die  Waare  in  der  Quantität 
erlitten  hat,  wenn  die  Ladung  aus  Flüssigkeiten  besteht. 

112.  Wenn  in  dem  Frachtbriefe  oder  im  Empfangsscheine  eine  Frist 
für  die  Ablieferung  der  Waaren  nicht  festgesetzt  worden  ist,  so  ist  der 
Frachtführer  bei  einem  Landtransporte  verpmchtet,  dieselben  auf  der  ersten 
von  ihm  unternommenen  Reise  zu  verladen,  und  der  Transportkommissar  ist 
verpjBichtet,   dieselben  nach  der  Reihenfolge  ihres  Empfanges   zu  ezpediren. 
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ohne  denjenigen   den  Vorzog   zu  geben,   welche   später  erhalten  sind,   bei 
Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  Yerlaste  und  Schäden. 

113.  Wenn  der  Verlader  die  Eonsi^ation  der  Effekten  yeränderi, 
so  ist  der  Frachtführer  oder  Transportkomnussar  T^rpflichtet,  der  Ordre  des- 
selben Folge  zu  leisten,  sobald  er  dieselbe  vor  der  Ablieferung  am  Bestim- 
mungsort erhalten  hat. 

Wenn  jedoch  die  Veränderung  des  Bestimmungsortes  der  Ladung  eine 
Veränderung  des  Weges  erfordert,  oder  wenn  der  Frachtführer  oder  Trans- 
portkommissar über  den  ursprünglich  bestimmten  Ort  hinaus  die  Reise  fort- 
setzen muss,  so  ist  derselbe  berechtigt,  den  Abschluss  eines  neuen  Vertrages 
wegen  der  Fracht  oder  Miethe  zu  verlangen  und,  £Etlls  derselbe  nicht  be- 
wiUigt  wird,  nur  verpflichtet,  die  Ablieferung  an  dem  im  Frachtbriefe  oder 
Empfistngsscheine  bezeichneten  Orte  stattfinden  zu  lassen. 

114.  Der  Frachtführer  oder  Transportkommissar  ist  nicht  befugt,  nach 
dem  Rechte  zu  forschen,  auf  Grund  dessen  die  Waaren  dem  Verlader  oder 
dem  Eonsignatar  gehören ;  und  sobald  ihm  die  zur  Emp&ngnahme  derselben 
genügende  Urkunde  vorgelegt  wird,  muss  er  dieselben  ausliefern,  ohne  dass 
er  irgend  welchen  Widerspruch  dagegen  erheben  kann,  bei  Strafe  der  Haft- 
barkeit für  alle  aus  der  Verzögerung  herrührenden  Nachtheile  und  Gre- 
fahren  und  des  gerichtlichen  VerlJEihrens  gegen  ihn,  wie  gegen  einen  Depo- 
sitar (Art.  284). 

115.  Die  Frachtführer  und  die  Transportkommissare  sind  für  die 
Schäden  verantwortlich,  welche  aus  einer  Unterlassung  ihrerseits  oder  Seitens 
ihrer  Angestellten  bei  Erfüllung  der  durch  die  Gesetze  oder  die  fiskalischen 
Verordnungen  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  erwachsen,  und  zwar  während 
des  ganzen  Verlaufes  der  Reise,  sowie  bei  dem  Eintreffen  an  dem  Bestim- 
mungsorte, auch  wenn  sie  einen  Befehl  des  Verladers  erhalten  hätten,  in 
Eontravention  gegen  diese  Gesetze  oder  Verordnungen  zu  handeln. 

116.  Die  Frachtfahrer  oder  Transportkommissare  für  Waaren  zu 
Lande  oder  zu  Wasser  sind  berechtigft,  im  Augenblick  der  Ablieferung  die 
Bezahlung  der  vereinbarten  Fracht  oder  Miethe  zu  verlangen ;  wenn  sie  nach 
Ablauf  von  24  Stunden  noch  nicht  Zahlung  erhalten  haben,  und  wenn  auch 
keine  Reklamation  gegen  sie  erhoben  worden  ist  (Art.  109),  so  können  sie 
die  Sequestration  und  den  gerichtlichen  Verkauf  der  transportirten  Waaren 
nachsuchen,  und  zwar  in  einer  Menge,  welche  zur  Deckung  des  Frachtpreises 
und  der  eventuell  zur  Verhütung  der  Verschlechterung  der  Waaren  (Art.  99) 
gemachten  Ausgaben  hinreichend  ist. 

117.  Die  verladenen  Waaren  bilden  ein  stillschweigendes  Pfand  für 
die  Fracht  und  die  Auslagen;  dasselbe  hört  jedoch  auf,  vorhanden  zu  sein, 
sobald  die  beförderten  Waaren  aus  der  Gewahrsam  des  Eigenthümers  oder 
des  Konsignatärs  in  das  Eigenthum  eines  Dritten  übergegangen  sind. 

118.  Die  Bestimmungen  dieses  Eapitels  sind  auf  die  Eigenthümer, 
Verwalter  und  Führer  von  Barken,  Schaluppen,  Böten,  Feluken,  Eähnen  und 
irgend  welchen  anderen  kleinen  Fahrzeugen  gleicher  Art,  die  zum  Transport 
von  Handelswaaren  verwendet  werden,  anwendbar. 


TITEL  IV. 

Von  den  Banqniers. 

119.  Als  Banquiers  werden  diejenigen  Handeltreibenden  angesehen, 
welche  die  sogenannten  Bankgeschäfte  zum  gewöhnlichen  Gregenstand  ihres 
Handelsbetriebes  machen. 
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120.  Die  Bankgeschäfte  werden  nach  den  allgemeinen  Regeln  Qber 
die  in  diesem  Gesetzbache  festgestellten  Yertrfige,  welche  je  nadi  der  Natur 
eines  jeden  einzelnen  der  betriebenen  Greschäfte  in  Anwendung  zu  bringoi 
sind,  beartheilt  nnd  entschieden. 


TITEL  V. 

Von  den  kaufmännischen  Verta*ägen  und  Verpflichtungen. 

121.  Die  Vorschriften  und  Bestimmungen-  des  Civiliechts  über  die 
Vertrage  im  Allgemeinen  sind  auch  auf  die  HandelsYertrage  anwendbar, 
jedoch  mit  den  Modifikationen  und  Einschränkungen,  welche  ia  diesem 
Gesetzbuche  festgestellt  sind. 

122.  Die  Handelsyerträge  können  bewiesen  werden: 

1.  durlih  öffentliche  Urkunden; 

2.  durch  Priyaturkunden; 

3.  durch  die  Notirungen  der  Mäkler  und  durch  die  aus  ihren  Geschäfts* 
büchem  extrahirten  Bescheinigungen; 

4.  durch  briefliche  Korrespondenz; 

5.  durch  die  Handelsbücher  der  Eaufleute; 

6.  durch  Zeugen. 

123-  Der  Zeugenbeweis  ist  ausser  den  Fällen,  welche  in  diesem  Gesets* 
buch  ausdrücklich  angegeben  sind,  vor  dem  Handelsgericht  nur  bei  den- 
jenigen Vertragen  zulässig,  deren  Werth  400^)  Milreis  nicht  übersteigt 

Bei  Geschäften  von  grösserem  Betrage  ist  der  Zeugenbeweis  nur  sub- 
sidiarisch an  Stelle  anderer  schriftlicher  Beweise  zulässig. 

124.  Diejenigen  Verträge,  für  welche  in  diesem  Gesetzbuch  besondere 
Förmlichkeiten  und  Solemnitäten  festgesetzt  sind,  erzeugen  Tor  dem  Handels- 
gericht keine  Klage,  wenn  diese  Förmlichkeiten  und  Solemnitäten  nicht 
beobachtet  worden  sind. 

125.  Unzulässig  sind  vor  den  Handelsgerichten  irgend  welche  Han- 
delsurkunden  über  Obligationen,  welche  auf  Brasilianischem  Gebiete  einge- 
gangen und  nicht  in  der  Sprache  des  Reichs  abgefiisst  sind,  es  sei  denn, 
dass  alle  Kontrahenten  Ausländer  sind,  in  welchem  Falle  die  Urkunden  nach 
gehöriger  Uebersetzung  in  die  Landessprache  vorgelegt  werden  müssen. 

'  126.  Die  Handelsverträge  sind  verbindlich,  sobald  die  Parteien  über 
den  Gegenstand  des  Vertrages  einig  sind  und  dies  schriftlich  anfieeichnen 
in  den  Fällen,  in  welchen  dieser  Beweis  erforderlich  ist. 

127.  Die  durch  briefliche  Korrespondenz  eingegangenen  Verträge 
werden  als  abgeschlossen  und  verbindlich  angesehen,  sobald  derjenige, 
welcher  die  Offerte  emp&ngt,  seine  Antwort  absendet,  in  welcher  er  den 
vorgeschlagenen  Vertrag  ohne  Bedingung  oder  Vorbehalt  acceptirt;  bis  zu 
diesem  Zeitpunkt  ist  es  erlaubt,  die  Offerte  zurückzuziehen,  es  sei  denn,  dass 
derjenige,  welcher  dieselbe  gemacht,  versprochen  hat,  eine  Antwort  abzu- 
warten und  über  das  Objekt  des  Vertrages  nicht  eher  zu  verfügen,  als  bis 
seine  Offerte  zurückgewiesen  worden  oder  die  bestimmte  Frist  abge- 
laufen ist. 

Wenn  die  Annahme  eine  bedingte  ist,  wird  sie  erst  verbindlich,  wenn 
der  erste  Proponent  die  Nachricht  giebt,  dass  er  mit  der  Bedingung  einver- 
standen ist 


^)  Nach  Argentinischem  Becht  (Art  198  H.  G.  B.,  cfr.  S.  107)  SOO  Pesos 
faertes;  nach  Spanischem  Recht  (Art.  287  H.  Q-.  B)  1000,  bezw.  8000  Realen. 
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128*  Wenn  in  dem  Vertrage  eine  Konventionalstrafe  f&r  den  Fall  fest- 
|2;esetzt  worden  ist,  dass  einer  der  Kontrahenten  zurücktritt,  so  kann  die 
^resch&dip^te  Partei  nur  die  Strafe  verlangen  (Art,  218),  *) 

129.  Nichtig  sind  alle  diejenigen  Handelsverträge: 

1.  welche  von  Personen  abgeschlossen  werden,  die  unfähig  sind,  zu 
kontrahiren ; 

2.  welche  sich  auf  Gegenstände  beziehen,  die  durch  das  Gesetz  ver- 
boten sind,  oder  deren  Gebranch  oder  Zweck  ofiFenbar  der  gesunden 
Moral  und  den  guten  Sitten  entgegensteht; 

3.  welche  nicht  einen  bestimmten  Rechtsgrund  bezeichnen,  aus  welchem 
die  Obligation  herrührt; 

4.  welche  mit  Betrug,  Dolus  oder  Simulation  eingegangen  sind 
(Art.  828); 

5.  welche  von  einem  Handeltreibenden,  der  für  fallit  erklärt  wird, 
innerhalb  der  letzten  40  Tage  vor  der  Fallimentserklärung  abge- 
schlossen worden  sind  (Art.  827). 

130.  Die  Worte  der  kaufmännischen  Verträge  oder  Uebcreinkünfte 
müssen  vollständig  nach  dem  im  Handel  recipirten  Brauche  und  dieser  Gewohn- 
heit und  in  derselben  Art  und  demselben  Sinne,  wie  die  Kanfleute  sich  aus- 
zudrücken pflegen,  verstanden  werden,  auch  wenn  sie,  in  anderer  Weise  auf- 
£^efiftsst,  etwas  anderes  bedeuten  können. 

131.  Wenn  es  erforderlich  ist,  die  Bestimmungen  eines  Vertrages  zu 
interpretiren ,  so  muss  die  Auslegung,  ausser  nach  den  oben  angemhrten 
Hegeln,  nach  folgenden  Grundsätzen  erfolgen: 

1.  das  einfache  und  natürliche  Verständniss ,  welches  am  meisten  dem 
guten  Glauben  und  dem  wahren  Geist  und  Wesen  des  Vertrages 
entspricht,  muss  immer  vor  einer  strengen  und  strikten  Deutung 
der  Worte  den  Vorzug  haben; 

2.  die  zweifelhaften  Bestimmungen  müssen  durch  diejenigen  erklärt 
werden,  welche  es  nicht  sind,  und  welche  die  Parteien  genehmigt 
haben;  und  die  vorhergehenden  und  nachfolgenden,  welche  sich  in 
Uebereinstimmung  befinden,  müssen  zur  Erläuterung  der  zweideutigen 
dienen ; 

3.  eine  Handlung,  welche  von  den  Kontrahenten  nach  Abschluss  des 
Vertrages  vorgenommen  ist  und  sich  auf  den  Hauptgegenstand  des- 
selben bezieht,  ist  die  beste  Erklärung  des  Willens,  den  die  Parteien 
beim  Abschluss  dieses  Vertrages  gehabt  hatten; 

4.  der  im  Handel  bei  Fällen  gleicher  Art  im  Allgemeinen  beobach- 
teten Praxis  und  Gewohnheit  und  speciell  dem  Brauche  des  Ortes, 
wo  der  Vertrag  erfüllt  werden  muss,  ist  vor  jeder  abweichenden 
Auslegung,  welche  den  Worten  untergelegt  werden  könnte,  der  Vor- 
zug zu  geben; 

5.  in  zweifelhaften  Fällen,  welche  sich  nicht  nach  den  angegebenen 
Grundsätzen  lösen  lassen,  muss  zu  Gunsten  des  Schuldners  ent- 
schieden werden. 

132.  Wenn  in  dem  Vertrage  zur  Bezeichnung  der  Münze;  des  Ge- 
lochtes oder  des  Maasses  allgemeine  Ausdrücke  gebraucht  werden,  welche  ver- 
schiedene Werthe  oder  Mengen  bedeuten,  so  muss  die  Obligation  in  der- 
jenigen Münze,  demjenigen  Maass  oder  Gewicht,  welche  bei  Verträgen  gleicher 
Art  gebräuchlich  sind,  als  abgeschlossen  betrachtet  werden. 


0  Nach  dem  Spanischen  Eecht  (Art 246  H.  G.  B.)  kann  der  Beschädigte  auf 
Vertragiserfüllung  klagen  oder  Zahlung  der  Konventionalstrafe  fordern,  ebenso  nach 
Portugiesischem  Recht  (Art  254  H.  Qr.  B.). 


Ö54  V.    Brasüien. 

133.  Wenn  bei  der  Abfassung  des  Vertrages  Bestimmungen  fortf^e- 
lassen  werden,  die  zur  Erfüllung  desselben  erforderlich  sind,  so  mnss  ver- 
muthet  werden,  dass  die  Parteien  sich  dem  unterworfen  haben,  was  in 
solchen  Fällen  unter  den  Kaufleuten  am  Orte  der  Erfüllung  des  Vertrageä 
üblich  und  gebräuchlich  ist. 

134.  Jede  Urkunde  über  einen  Handelsyertrag,  in  welcher  sich  eine 
Basor  oder  wesentliche  Verbesserung  Torfindet,  die  Yon  den  Kontrahenta 
mit  ihrer  Unterschrift  nicht  ausdrücklich  als  solche  salvirt  worden  ist 
hat  vor  Gericht  keine  Gültigkeit,  es  sei  denn,  dass  bewiesen  wird^  dass  der 
Fehler  absichtlich  Yon  der  Partei  gemacht  worden  ist,  welche  an  der  Un- 
gültigkeit des  Vertrages  interessirt  ist. 

135.  Bei  allen  Handelsverpflichtungen  mit  bestimmter  Frist  wird  der 
Tag  des  Datums  des  Vertrages  nicht  gerechnet,  sondern  der  unniittdbfir 
folgende;  der  Tag  des  Ablaufs  der  Frist  oder  der  Fälligkeit  wird  jedodi 
gerechnet. 

136.  Bei  den  Obligationen  mit  bestimmter  Frist  ist  ein  fferichtlichei 
Antrag  Behufs  Erfüllung  derselben  vor  dem  Verfalltage  unzulässig,  aas- 
genommen in  den  Fällen,  in  welchen  dieses  Gesetzbuch  die  Ver&ilzeit  des 
Vertrages  abändert  oder  eine  Klage  auf  Präventivmassr^eln  zulässt.  ^) 

137.  Jede  Handelsverbindlichkeit,  welche  nicht  eine  bestimmte,  von 
den  Parteien  verabredete  oder  in  diesem  Gesetzbuch  festgestellte  Frist  hat, 
ist  10  Tage  nach  ihrem  Datum  exigibel. 

138.  Die  Wirkungen  des  Verzuges  bei  der  Erfüllung  der  Handeb- 
obligationen  beginnen,  wenn  im  Vertrage  keine  Bestimmung  darüber  ge- 
troffön  ist,  von  dem  Tage,  an  welchem  der  Gläubiger  nach  der  Fälligkeit 
gerichtlich  die  Zahlung  derselben  fordert. 

139.  Die  thatsächlichen  Fragen  über  das  Vorhandensein  Ton  Betrag, 
Dolus,  Simulation  oder  schuldbarer  Unterlassung  beim  Abschluss  der  Haa- 
delsverträge  oder  bei  der  Erfüllung  derselben  werden  durch  SachTersländige 
festgestellt. 

TITEL  VI. 

Vom  Handelsmandat. 

140.  Ein  HaDdelsmandat  ist  vorhanden,  wenn  ein  Handeltreibender 
einem  anderen  die  Führung  eines  oder  mehrerer  kaufmännischer  Geschäft 
anvertraut,  indem  der  Mandatar  im  Namen  des  Kommittenten  handelt  und 
Verpflichtaugen  eiugeht. 

Das  Mandat  erfordert  eine  öffentliche  oder  eine  private  Urkunde,  zu 
welcher  letzteren  Klasse  auch  die  Kreditive*)  gehören;  doch  ist  für  ihr 
Vorhandensein  auch  der  Zeugenbeweis  in  denjeuigen  Fällen  statthaft,  b 
welchen  diese  Art  des  Beweises  zulässig  ist  (Art.  123). 

141.  Das  Mandat  wird  perfekt  durch  die  Annahme  des  Mandatars; 
die  Annahme  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erfolgen;  der  Anfiing 
der  Ausführung  beweist  die  Annahme  für  das  ganze  Maudat 

142.  Nach  der  Annahme  des  Mandats  ist  der  Mandatar  verpflichtet 
dasselbe  nach  den  Anorduungen  und  Instruktionen  des  Kommittenten  za 
erfüllen,  indem  er  bei  der  Ausführung  desselben  die  gleiche  Sorgfalt  an- 
wenden muss,  welche  ein  thätiger  und  rechtschaffener  Kaufmann  bei  der 
Führung  seiner  eigenen  Geschalte  anzuwenden  pflegt. 
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Cfr.  Art.  219,  368  und  881. 
«Gartas  missiyas.** 
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148.  Dem  Mandatar  ist  es  nicht  gestattet,  nach  der  Annahme  des 
Mandats  von  demselben  zarfickzutreten,  es  sei  denn,  dass  ein  gerechter 
Grand  eintritt,  welcher  ihm  die  Fortsetzung  der  Ausföhrung  desselben 
unmöglich  macht. 

144.  Wenn  der  Mandatar  nach  der  Annahme  des  Mandats  Kenntniss 
davon  erlangt,  dass  der  Kommittent  sich  in  Verhältnissen  befindet,  welche 
er  zur  Zeit  der  Annahme  desselben  nicht  gekannt  hat,  so  kann  er  die  Aus- 
führung des  Mandats  unterlassen,  indem  er  dem  Kommittenten  selbst  sofort 
Mittheilung  davon  machen  muss. 

In  gleicher  Weise  kann  der  Mandatar,  wenn  die  Erfüllung  des  Man- 
dats von  der  Einzahlung  von  Geldern  abhängt,  insoweit  dasselbe  auszuführen 
unterlassen,  als  er  von  Seiten  des  Kommittenten  die  erforderlichen  Gelder 
nicht  erhält,  und  selbst  die  schon  begonnene  Ausführung  suspendiren,  wenn 
die  erhaltenen  Summen  nicht  ausreichend  sind, 

145.  Das  Generalmandat  umfasst  alle  Handlungen  der  Geschäfts- 
führung, welche  damit  konnex  sind  und  daraus  folgen,  in  der  Weise,  wie  es 
unter  den  Kaufleuten  am  Orte  der  Erfüllung  in  ähnlichen  Fällen  Brauch 
ist;  in  den  Generalvollmachten  ist  jedoch  nicht  die  Befugniss  einbegriffen, 
zu  veräussem,  zu  hypotheciren,  Bürgschaften  zu  übernehmen,  Vergleiche 
oder  Kompromisse  der  Gläubiger  anzunehmen,  in  Kompagnien  oder  Gesell- 
schaften einzutreten  oder  irgend  welche  andere  Handlungen  vorzunehmen, 
zu  welchen  nach  diesem  Gesetzbuche  Specialvollmachten  erforderlich  sind.  ^) 

146.  Der  Mandatar  kann  nicht  substituiren,  wenn  das  Mandat  nicht 
eine  ausdrückliche  Bestimmung  enthält,  welche  die  Substitution  gestattet. 

147.  Wenn  in  demselben  Mandat  mehr  als  ein  Mandatar  besteilt  ist, 
so  ist  anzunehmen,  dass  alle  eingesetzt  sind,  um  bei  Verhinderung  der 
anderen  und  nach  einander,  nach  der  Reihenfolge  der  Ernennung,  zu  handeln, 
es  sei  denn,  dass  ausdrücklich  in  dem  Mandat  erklärt  worden  ist,  dass  sie 
solidarisch  und  gemeinschaftlich  handeln  müssen;  in  diesem  letzteren  Falle 
kann,  auch  wenn  nicht  alle  annehmen,  die  Majorität  derjenigen,  welche 
annehmen,  das  Mandat  ausführen. 

148.  Wenn  der  Mandatar  von  verschiedenen  Personen  für  ein  ge- 
meinschaftliches Geschäft  bestellt  worden  ist,  so  ist  jeder  einzelne  derselben 
für  alle  Wirkungen  des  Mandates  solidarisch  verpflichtet. 

148.  Der  Kommittent  haftet  für  alle  Handlungen,  welche  durch  den 
Mandatar  innerhalb  der  Grenzen  des  Mandats  ausgeführt  werden,  mag 
letzterer  in  seinem  eigenen  Namen  oder  im  Namen  des  Kommittenten 
bandeln. 

150.  Falls  der  Mandatar  ausdrücklich  im  Namen  des  Kommittenten 
kontrahirt,  ist  dieser  allein  verantwortlich;  es  bleibt  jedoch  der  Mandatar 
personlich  verpflichtet,  falls  er  in  seinem  eigenen  Namen  handelt,  auch 
wenn  das  Geschäft  für  Rechnung  des  Kommittenten  abgeschlossen  wird. 

151.  Wenn  zwischen  einem  Dritten  und  dem  Mandatar,  der  mit 
demselben  im  Namen  des  Kommittenten  kontrahirt  hat,  ein  Streit  entsteht, 
so  wird  der  Mandatar  von  jeder  Verantwortlichkeit  frei,  wenn  er  das  Mandat 
oder  die  Genehmigung  desjenigen  vorzeigt,  für  dessen  Rechnung  er  kon- 
trahirt hat. 

152.  Wenn  der  Mandatar,  der  Geldmittel  oder  offenen  Kredit  von 
seinem  Kommittenten  erhalten  hat,  in  eigenem  Namen  einen  Gegenstand 
kauft,  welcher  speciell  in  dem  Mandate  bezeichnet  worden  war,  una  den  er 
für  den  Kommittenten  hätte  kaufen  müssen^  so  hat  letzterer  eine  ELlage,  um 
die  Uebergabe  des  gekauften  Gegenstandes  zu  erlangen. 


^)  Cfr.  Art.  75  und  842. 
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153.  Der  Kaufmann,  welcher  disponible  Oelder  des  Kommiti^iten  in 
Händen  hat,  kann  die  Erfüllung  der  ihm  bezüglich  der  Yerwendang  oder 
Verfügung  über  diese  Gelder  ertheilten  Anweisungen  nicht  yerweigeni,  bei 
Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  aus  einer  solchen  Unterlassung  erwachsendeD 
Verluste  und  Schäden. 

154-  Der  Kommittent  ist  yerpflichtet,  dem  Mandatar  alle  Aasgaba 
und  Auslagen  zu  erstatten,  welche  letzterer  bei  der  Ausführung  des  Mandats 

Sihabt  hat,  sowie  die  Gebühren  und  Provisionen  zu  zahlen^  welche  acf 
rund  einer  ausdrücklichen  Abrede  oder,  in  Ermangelung  einer  Abrede, 
nach  dem  Brauch  und  der  Handelsgewohnheit  des  Ortes,  an  welchem  das 
Mandat  erfüllt  werden  muss,  zu  entrichten  sind. 

155*  Der  Kommittent  und  der  Mandatar  sind  gegenseitig  yerpflichte'^ 
einer  dem  anderen  Zinsen  zu  zahlen;  der  erstere  für  die  Gelder,  welche 
der  Mandatar  Behufs  Ausführung  der  Anordnungen  desselben  vorg^chossei 
hat,  und  der  letztere  für  den  Verzug,  welcher  bei  der  Aushändigung  de: 
dem  Kommittenten  gebührenden  Gelder  vorgekommen  ist. 

156-  Der  Mandatar  ist  berechtigt,  von  dem  Gegenstand  des  ihm  übe^ 
tragenen  Geschäftes  so  viel  zurückzubehalten,  als  zur  Bezahlung  alles 
dessen  hinreichend  ist,  was  ihm  in  Folge  des  Mandats  geschuldet  wird. 

157.    Das  Mandat  endigt: 

1.  durch  Widerruf  Seitens   des  Kommittenten; 

2.  wenn  der  Mandatar  das  Mandat  niederlegt; 

3.  durch  den  natürlichen  oder  bürgerlichen  Tod,  durch  die  Unftliigkeit. 
zu  kontrahiren,  und  durch  das  Falliment  sowohl  Seitens  des  Kod- 
mittenten,  als  auch  Seitens  des  Mandatars; 

4.  durch  die  Verheirathung  der  Handelsfrau,  welche  das  Mandat  ertheih 
oder  empfangen  hat,  im  Falle  der  Ehemann  sich  weigert,  seine 
Genehmigung  in  der  im  Art.  29  bestimmten  Form  zu  ertheilen. 

158-  Die  Emennuog  eines  neuen  Mandatars  enthält  stete  eine  Auf- 
hebung des  vorhergehenden  Mandats,  auch  wenn  diese  Bestimmong  nielit 
ausdrücklich  in  dem  neuen  Mandat  ausgesprochen  ist. 

159.  Die  Urkunde  eines  Generalmandats  und  diejenige  des  Widern£^ 
desselben  müssen  bei  dem  Handelstribunal  des  Domicils  des  Mandanten  m^ 
Mandatars  oder  an  Orten,  welche  von  dem  Sitze  des  Tribunals  «itferrt 
liegen,  in  der  R^istratur  des  Sekretärs  des  Handelsrichters  eingetraga 
werden. 

Die  Unterlassung  der  Eintragung  begründet  die  Vermnthung  für  dk 
Gültigkeit  der  von  dem  entlassenen  Mandatar  vorgenommenen  Hand- 
lungen. 

160.  Der  Tod  des  Kommittenten  oder  die  bürgerliche  Unfahigkeii 
desselben  beeinträchtigen  die  Gültigkeit  der  von  dem  Mandatar  Torge- 
nommenen  Handlungen  in  keiner  Weise,  so  lange  letzterer  nicht  Kenntnis^ 
hiervon  erhaltep  hat,  und  ebenso  wenig  die  nachfolgenden  Handlanger 
welche  eine  Folge  der  ersteren  sind,  die  zur  Erfüllung  des  Mandats  erfbi^ 
derlich  waren. 

161.  Wenn  der  Mandatar  stirbt,  so  sind  seine  Erben,  Rechtsnachfolger 
oder  gesetzlichen  Vertreter  verpflichtet,  dies  dem  Kommittenten  mitzatheilea. 
und  sie  müssen  bis  zum  Emp£Emge  neuer  Anordnungen  die  Interessen  dem- 
selben wahrnehmen,  sowie  die  durch  den  verstorbenen  Mandatar  begonnenes 
Geschäftshandlungen  zu  Ende  führen,  falls  dem  Kommittenten  ii^end  ein 
Schaden  aus  dem  Verzuge  erwachsen  könnte. 


V.    Braeilien.  557 

162.  Der  Mandatar  haftet  dem  Kommittenten  för  alle  Yerlaste  und 
Schäden,  welche  er  demselben  bei  der  Ausführung  des  Mandates  zufügt, 
mögen  dieselben  durch  Betrug,  Dolus  oder  Bosheit  herbeigeführt  sein,  und 
selbst  für  diejenigen,  welche  nur  einer  schuldbaren  Unterlassung  oder  Nach- 
lässigkeit zugeschrieben  werden  können  (Art.  139). 

163-  Wenn  ein  Eaufinann  ohne  Mandat  oder  mit  Ueberschreitung 
der  Grenzen  desselben  irgend  ein  Geschäft  für  seinen  Korrespondenten  ab- 
schliesst,  so  wird  er  als  negotiorum  gestor  nach  den  Bestimmungen  der 
allgemeinen  Gesetze  betrachtet;  wenn  dasselbe  jedoch  ratihabirt  wird,  so 
bekommt  es  den  Charakter  des  Handelsmandats  und  wird  als  am  Orte  des 
Geschäftsführers  abgeschlossen  angesehen. 

164.  Die  Bestimmungen  des  Titel  VII  —  Von  der  Handelskommission — 
Art.  167—170,  175,  180—185,  187  und  188  finden  auch  auf  das  Handels- 
mandat Anwendung. 

TITEL  Vn. 
Von  der  Handelskommission. 

165.  Die  Handelskommission  ist  ein  YoUmachtsyertrag  zu  kaufmänni- 
schen Geschäften,  bei  denen  mindestens  der  Kommissionär  Kaufmann  ist, 
ohne  dass  es  bei  dieser  Geschäflsführung  erforderlich  ist,  den  Namen  des 
Kommittenten  anzugeben  oder  zu  erwähnen. 

166.  Wenn  der  Kommissionär  in  seinem  eigenen  oder  im  Namen 
seiner  Firma  oder  einer  Gesellschaftsfirma  kontrahirt,  so  ist  er  denjenigen, 
mit  welchen  er  kontrahirt  hat,  direkt  verpflichtet,  ohne  dass  dieselben  gegen 
den  Kommittenten  oder  der  letztere  gegen  dieselben  eine  Klage  geltend 
machen  könnte,  ausser,  wenn  der  Kommissionär  seine  Rechte  zu  Gunsten 
einer  der  Parteien  cedirt 

167.  Dem  Kommittenten  stehen  alle  Einwendungen  zu,  welche  der 
Kommissionär  entgegenstellen  kann;  er  kann  indessen  die  Unfähigkeit  des 
letzteren  nicht  geltend  machen,  auch  wenn  er  den  Beweis  führen  sollte,  um 
die  Wirkungen  der  von  dem  Kommissionär  kontrahirten  Verpflichtung  zu 
annulliren. 

168.  Der  Kommissionär,  welcher  das  Mandat  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend annimmt,  ist  verpflichtet,  dasselbe  nach  Massgabe  der  Anordnungen 
und  Anweisungen  des  Kommittenten  auszuführen;  in  Ermangelung  der  letz- 
teren und  bei  der  Unmöglichkeit,  dieselben  rechtzeitig  zu  emnfangen,  oder 
beim  Eintritt  unvorhergesehener  Ereignisse  kann  er  das  Manaat  ausführen, 
indem  er  handelt,  wie  er  bei  eigenen  Geschäften  gehandelt  hätte,  und  sich 
nach  dem  Handelsbrauch  in  ähnlichen  Fällen  richtet. 

169.  Der  Kommissionär,  welcher  von  den  erhaltenen  Anweisungen 
abweicht  oder  bei  der  Ausführung  des  Mandats  sich  nicht  nach  dem  Handels- 
brauch und  der  Handelsgewohnheit  richtet,  haftet  dem  Kommittenten  für 
Verluste  und  Schäden. 

Es  ist  jedoch  die  Abweichung  von  der  Kommission  gerechtfertigt: 

1.  wenn  dem  Kommittenten  ein  Vortheil  erwächst; 

2.  wenn  das  übertragene  Geschäftsunternehmen  keinen  Verzug  zulässt, 
oder  wenn  irgend  ein  Schaden  aus  der  Ausführung  desselben  er- 
wachsen könnte,  sobald  der  Kommissionär  nach  dem  im  Handel 
im  Allgemeinen  angewendeten  VerÜEthren  gehandelt  hat ; 

3.  wenn  ^na  fide  vermuthet  werden  kann,  dass  der  Kommissionär  nicht 
die  Absicht  gehabt  hat,  die  Grenzen  der  Kommission  zu  über- 
Schreiten  * 

4.  in  den  Fällen  des  Art.  163. 
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170.  Der  Kommissionär  ist  f&r  die  gute  Aufbewahrung  und  Erhaltang 
der  EfiFekten  seiner  Kommittenten  verantwortlich,  sei  es,  dass  dieselben  an 
ihn  konsignirt  worden  sind,  oder  dass  er  dieselben  gekauft  oder  als 
Depositum  empfangen  oder  zur  Versendung  nach  einem  anderen  Ort  erhalten 
hat,  ausser  im  Falle  eines  unvorhergesehenen  Zufalles  oder  von  höherer 
Gewalt,  oder  wenn  die  Verschlechterung  aus  einem  der  Natur  des  Gegen- 
standes anhaftenden  Mangel  herrührt. 

17L  'Der  Kommissionär  ist  verpflichtet,  dem  Kommittenten  bei  der 
ersten  günstigen  Gelegenheit,  die  sich  ihm  bietet,  von  jedem  Schaden  iSit- 
theilung  zu  machen,  welchen  die  in  seinem  Besitz  befindlichen  EflPekten  des- 
selben erlitten  haben,  und  in  gesetzlicher  Form  den  wahren  Ursprung  des 
entstandenen  Schadens  festzustellen. 

172.  Gleiche  Vorsichtsmassregeln  muss  der  Kommissionär  anwenden, 
sobald  er  beim  Empfange  konsigniiter  Effekten  eine  Beschädigung,  eine  Ver- 
minderung oder  emen  Zustand  bemerkt,  der  von  demjenigen  abweicht, 
welcher  aus  den  Konnossementen,  Fakturen  oder  Lieferun^briefen  hervor- 
geht; im  Falle  der  Unterlassung  hat  der  Kommittent  das  Kecht,  im  Wege 
der  Klage  von  demselben  zu  fordern,  dass  er  für  die  Effekten  in  den  Grenzen 
hafte,  welche  die  Konnossemente,  Frachtbriefe,  Fakturen  oder  Lieferungs- 
briefe  bezeichnen,  ohne  dass  dem  Kommissionär  eine  andere  Vertheidignng 
gestattet  ist,  als  diejenige,  zu  beweisen,  dass  er  die  oben  erwähnten  Vor 
sichtsmassregeln  angewendet  hat. 

173.  Wenn  bei  den  konsignirten  Effekten  eine  Veränderung  eintrin. 
welche  den  Verkauf  derselben  dringend  erfordert,  um  einen  möglichst  grossen 
Theil  ihres  Werthes  zu  retten,  so  muss  der  Kommissionär  den  Verkauf  der 
beschädigten  Effekten  in  öffentlicher  Versteigerung  vornehmen,  und  zwar  zu 
Gunsten  und  für  Rechnung  des  Betreffenden. 

174.  Der  Kommissionär,  welcher  damit  beauftragt  ist,  eine  Waaren- 
ladung  in  einem  andern  Hafenplatze  oder  Orte  zu  expediren,  und  zw 
vermittelst  eines  Kommissionärs,  den  er  zu  ernennen  hat,  haftet  nicht  ßr 
die  Handlungen  des  letzteren,  wenn  er  beweist,  dass  er  demselben  die  An- 
ordnungen des  Kommittenten  gewissenhaft  übermittelt  hat^  und  dass  derselbe 
unter  den  Kaufleuten  Kredit  hatte. 

175.  Der  Kommissionär  haftet  nicht  für  die  Zahlungsunfähigkeit  de^ 
jenigen,  mit  welchen  er  in  Ausführung  der  Kommission  kontrahirt  hat,  wem 
dieselben  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  für  solvent  erachtet  worden  sici 
mit  Ausnahme  der  Fälle  des  Art.  179  oder,  wenn  er  culpos  oder  dok^ 
gehandelt  hat. 

176.  Es  wird  vermuthet,  dass  der  Kommissionär  ermächtigt  ist,  die- 
jenigen Fristen,  welche  am  Platze  üblich  sind,  zu  bewilligen,  voraosgesetzL 
dass  er  nicht  eine  entgegenstehende  Anweisung  des  Kommittenten  erhalten  hat 

177.  Der  Kommissionär,  weicher  mit  Zahlungsfristen  verkauft  1»'.. 
muss  in  der  Mittheilung  und  Rechnung,  welche  er  dem  Kommittenten  über- 
sendet, den  Namen  und  das  Domicil  der  Käufer  und  die  festgesetzten  Friste 
angeben;  im  Falle  er  diese  genaue  Angabe  zu  machen  unterlässt,  wird  ver- 
muthet, dass  der  Verkauf  gegen  sofortige  Baarzahlung  abgeschlossen  wordes 
ist,  und  es  wird  dem  Kommissionär  ein  Gegenbeweis  nicht  gestattet. 

178.  Die  fälligen  Zahlungen  der  mit  Zahlungsfrist  verkauften  Waaren 
oder  Effekten  ist  der  Kommissionär  verpflichtet  zu  beschaffen  und  die  Ein- 
ziehung derselben  zu  bewirken,  und  wenn  er  hierbei  mit  strafbarer  Nach- 
lässigkeit oder  Unterlassung  verfährt,  so  haftet  er  dem  Kommittenten  Rx 
die  entstehenden  Verluste  und  Schäden. 

179.  Die  ydel  credere^  Kommission  macht  den  Kommission^  dem 
Kommittenten    gegenüber  zum  solidarischen  Bürgen    für  die  Zahlongs&hig- 
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keit  und  Pünktlicbkeit  derjenigen,  mit  welchen  er  für  Rechnung  des  letz- 
teren verhandelt,  ohne  dass  er  mit  irgend  einer  Einrede  gehört  werden  kann. 

Wenn  in  Betreff  des  „del  credere"  schriftlich  eine  Abrede  nicht  ge- 
troffen worden  ist,  der  Kommittent  jedoch  dasselbe  angenommen  oder  ge* 
nehmigt  hat,  so  muss,  falls  die  Höhe  desselben  bestritten  wird,  diese  nach 
dem  Brauche  des  Platzes,  wo  der  Kommissionär  wohnt,  und,  in  Ermangelung 
eines  Handelsbrauches,  durch  Sachverständige  festgesetzt  werden. 

180.^  Der  Kommissionär,  welcher  die  Gelder  seines  Kommittenten 
nicht  zu  dem  angeordneten  Zwecke  verwendet,  haftet  für  die  Zinsen  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  er  diese  Gelder  in  Empfang  genommen  hat, 
und  far  die  Nachtheile,  welche  aus  der  Nichtbefolgung  der  Anordnungen  er* 
wachsen,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klagen,  zu  denen  Dolus  oder  Be- 
trug Veranlassung  geben  kann. 

181.  Der  Kommissionär  haftet  für  den  Verlust  oder  das  Abhanden- 
kommen der  baaren  Gelder,  Edelmetalle  oder  Edelsteine  eines  Dritten,  welche 
sich  in  seiner  Gewahrsam  befinden,  selbst  wenn  der  Schaden  durch  ZuMl 
oder  höhere  Gewalt  entstanden  ist,  falls  er  nicht  nachweist,  dass  er  bei  der 
Aufbewahrung  derselben  die  Sorgfedt  angewendet  hat,  welche  vorsichtige 
Kaufleute  in  ähnlichen  Fällen  anzuwenden  pflegen. 

182.  Die  Gefahren,  welche  sich  bei  der  Rückerstattung  der  Gelder 
aus  der  Gewahrsam  des  Kommissionärs  in  die  Hände  des  Kommittenten 
ereig^nen,  gehen  für  Rechnung  des  letzteren,  es  sei  denn,  dass  der  Kom- 
missionär von  den  erhaltenen  Anordnungen  und  Anweisungen  abgewichen 
wäre  oder,  falls  er  solche  nicht  erhalten,  die  am  Orte  der  Absendung 
üblichen  Beförderungsmittel  nicht  angewandt  hätte. 

183.  Der  Kommissionär,  welcher  ein  Geschäft  zu  höherem  Preise  imd 
lästigeren  Bedingungen  abschliesst,  als  zur  Zeit  des  Vertrages  an  dem  Platze, 
wo  dasselbe  abgeschlossen  worden  ist,  die  laufenden  waren,  haftet  für  den 
Schaden,  ohne  dass  er  sich  darauf  stützen  kann,  gleiche  Geschäfte  für  seine 
eigene  Rechnung  abgeschlossen  zu  haben. 

184.  Der  Kommissionär,  welcher  den  Auftrag  erhält,  eine  Versicherung 
abzuschliessen,  ist  für  die  aus  der  unterlassenen  Ausfuhrung  desselben  er- 
wachsenden Nachtheile  verantwortlich,  wenn  er  genügende  Geldmittel  des 
Kommittenten  in  Händen  hatte,  um  die  Prämie  zu  bezahlen. 

185.  Der  Kommittent  ist  verpflichtet,  falls  nicht  das  Gegentheil  ver- 
einbart worden  ist,  den  Betrag  sämmtlicher  bei  der  Ausführung  der  Kom- 
mission entstandenen  Ausgaben  und  Auslagen  mit  den  Zinsen  mr  die  Zeit, 
welche  zwischen  ihrer  Verauslagung  und  der  wirklichen  Zahlung  liegt, 
sofort  zu  erstatten,  sowie  auch  die  geschuldeten  Kommissionsgebühren  zu 
entrichten. 

Die  von  dem  Kommissionär  dem  Kommittenten  übermittelten  Rech- 
nungen müssen  mit  seinen  Handelsbüchern  und  Eintragungen  überein- 
stimmen, und  in  dem  Falle,  dass  sie  nicht  übereinstimmen,  kann  eine  straf- 
rechtliche Klage  wegen  Diebstahls  erhoben  werden. 

186.  Jeder  Kommissionär  ist  berechtigt,  von  dem  Kommittenten  für 
seine  Bemühung  eine  Kommissionsgebühr  zu  verlangen ;  wenn  in  dieser  Be« 
Ziehung  nicht  eine  ausdrückliche  Vereinbarung  getroffen  worden  ist,  muss 
dieselbe  nach  dem  Handelsgebrauche  des  Ortes  festgesetzt  werden,  wo  das 
Mandat  ausgeführt  worden  ist  (Art.  154). 

187.  Die  Kommissionsgebühr  wird  vollständig  geschuldet,  wenn  das 
Geschäftsunternehmen  oder  Mandat  beendet  worden  ist;  im  Falle  des  Todes 
oder  der  Entlassung  des  Kommissionärs,  wird  nur  diejenige  Quote  ge- 
schuldet, welche  den  von  demselben  ausgeführten  Akten  entspricht. 
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188-  Wenn  jedoch  der  Kommittent  das  Mandat  vor  der  Beendigan^ 
zurückzieht,  ohne  einen  gerechtfertigten  Grand  zu  haben,  der  aus  einer 
Culpa  des  Kommissionärs  herrührt,  so  kann  niemals  weniger  als  die  Eälfite 
der  Kommissionsgebühr  gezahlt  werden,  auch  wenn  dieser  Betrag  nicht 
genau  den  ausgeführten  Arbeiten  entspricht. 

189.  Im  Falle  des  Falliments  des  Kommittenten,  hat  der  Kommis- 
sionär eine  Hypothek  und  ein  Vorzugsrecht  auf  die  ££Pekten  des  Komout» 
tenten,  Behufe  bchadloshaltung  und  Rückerstattung  aller  Ausgaben,  der  ge- 
leisteten Vorschüsse,  der  falligen  Kommissionsgebühren  und  der  betreffenden 
Zinsen,  soweit  diese  Effekten  m  seinen  Speichern,  in  den  öffentlichen  Nieder- 
lagen oder  an  irgend  einem  anderen  Orte  zu  seiner  Verfügung  stehen,  and 
selbst  dann,  wenn  sie  sich  auf  dem  Wege  zur  Gewahrsam  des  Falliten  be- 
finden, falls  er  die  Uebersendun^  durch  die  betreffenden  Konnossemente  odor 
Frachtbriefe  beweist,  welche  ein  früheres  Datum,  als  die  Erklärung  des 
Falliments,  tragen  (Art.  806). 

190*  Die  Bestimmungen  des  Titel  VI  —  Vom  Handelsmandat  — 
finden  auf  die  Handelskommission  Anwendung. 


TITEL  Vni. 
Von  dem  Handelskauf  und  -Verkauf. 

191.  Der  Vertrag  über  einen  Handelskauf  und  -Verkauf  ist  perfekt 
und  abgeschlossen,  sobald  der  Käufer  und  Verkäufer  sich  über  den  Gegen- 
stand, den  Preis  und  die  Bedingungen  geeinigt  haben;  und  von  diesem 
Moment  an  kann  keine  der  Parteien  ohne  Einwilligung  der  anderen  asanick- 
treten,  auch  wenn  der  Gegenstand  noch  nicht  übergeben  oder  der  Kaufpreis 
noch  nicht  bezahlt  worden  ist.  Bei  den  bedingten  Verkäufen  jedoch  wird  der 
Vertr^  erst  nach  Eintritt  der  Bedingung  als  perfekt  angesehen  (Art  137). 

Es  wird  allein  als  ein  Handelskauf  und  -Verkauf  angesehen  der  Kaof 
und  Verkauf  von  Mobilien  oder  Moventien,  um  dieselben  im  Grossen  oder 
im  Kleinen,  in  derselben  Art  oder  verarbeitet,  wieder  zu  verkaufen,  oder  am 
ihren  Gebrauch  zu  vermiethen,  indem  zu  der  Klasse  der  ersteren  das  Metall- 
und  Papiergeld,  die  Urkunden  über  Staatsschuldverschreibungen»  Aktien  von 
Gesellschaften  und  Handelskreditpapiere  gerechnet  werden,  sobald  bei  den  be- 
züglichen Verträgen  der  Käufer  oaer  Verkäufer  Kaufmann  ist. 

192.  Wenn  auch  der  Kauf  und  Verkauf  eine  vorhandene  und  be* 
stimmte  Sache  zum  Gegenstande  haben  muss,  so  ist  es  dennoch  erlaubt,  eine 
unbestimmte  Sache  zu  kaufen,  wie  z.  B.  den  zukünftigen  Gewinn. 

193.  Wenn  die  Uebergabe  der  verkauften  Sache  erfolgt  ist,  ohne  dass 
aus  der  Vertragsurkunde  der  Preis  hervorgeht,  so  wird  angenommen,  dass 
die  Parteien  sicn  demjenigen  unterworfen  haben,  der  an  dem  Tage  und  Orte 
der  Uebergabe  der  laufende  gewesen  ist;  in  Ermangelung  einer  Abrede  ist 
bei  dem  Vorhandensein  einer  Verschiedenheit  des  Preises  an  demselben  Tage 
und  Orte  der  Durchschnittspreis  massgebend. 

194.  Der  Kaufpreis  kann  unbestimmt  und  der  Schätzung  eines  Dritten 
überlassen  sein;  wenn  dieser  die  Schätzung  nicht  vornehmen  kann  oder  will, 
so  muss  der  Preis  durch  Sachverständige  bestimmt  werden. 

195.  Wenn  im  Vertrage  die  BeschafiFenheit  der  Münze,  in  welcher  die 
Zahlung  erfolgen  muss,  nicht  festgesetzt  worden  ist,  so  wird  angenonmien, 
dass  die  an  dem  Orte,  wo  diese  Zahlung  geleistet  werden  muss,  laufende 
ohne  Agio  oder  Diskonto  angewendet  werden  soU. 
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196.  Falls  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffim  ist, 
gehen  die  Kosten  f&r  die  Yerkaofsarknnde,  sowie  die  Kosten  für  die 
Empfiuignahme  und  den  Transport  d4r  verkauften  Sache  für  Rechnung  des 
Käufers. 

197.  Sobald  der  Verkauf  perfekt  ist  (Art.  191),  ist  der  Verkäufer  ver- 
r^ichtet,  dem  Käufer  die  verkaufte  Sache  innerhalb  der  Frist  und  in  der 
Weise,  welche  im  Vertrage  festgesetzt  sind,  zu  übergeben,  bei  Strafe  der 
Haftbarkeit  für  die  aus  seiner  Unterlassung  erwachsenden  Verluste  und 
Schäden. 

198.  Die  Verpflichtung  zur  Uebergabe  der  verkauften  Sache  vor  der 
wirklichen  Zahlung  des  Preises  fällt  jedoch  fort,  wenn  zwischen  dem  Mo- 
mente des  Verkaufs  und  demjenigen  der  Uebergabe  der  Käufer  notorisch 
seinen  Stand  verändert  und  nicht  genügende  Bürgschaft  für  die  Zahlung 
an  den  yereinbarten  Terminen  leistet. 

199.  Die  Uebergabe  der  verkauften  Sache  muss  in  Ermangelung  einer 
ausdrücklichen  Abrede  an  dem  Orte  erfolgen,  wo  diese  Sache  sich  zur  Zeit 
des  Verkaufs  befindet,  und  kann  entweder  durch  körperliche  oder  symbolische 
Uebergabe  oder  durch  Uebergabe  der  Urkunde  oder  auf  diejenige  Art  und 
Weise  geschehen,  welche  an  dem  Orte,  wo  sie  vorgenommen  werden  muss, 
im  Handel  üblich  ist. 

200.  Es  wird  im  kaufmännischen  Verkehr  als  symbolische  Uebergabe 
angesehen,  vorbehaltlich  des  Beweises  des  Gegentheils  im  Falle  des  Irrthnms, 
des  Betruges  oder  des  Dolus: 

1.  die  Uebergabe  der  Schlüssel  des  Speichers,  des  Ladens  oder  der 
Kiste,  in  welchen  sich  die  verkaufte  Waare  oder  Sache  befindet; 

2.  die  Thatsache,  dass  der  Käufer  auf  die  gekauften  Waaren  seine 
Marke  in  Gegenwart  des  Verkäufers  oder  mit  seiner  Einwilligung 
aufsetzt; 

3.  die  Uebersendnng  und  Annahme  der  Fakturen  ohne  sofortigen 
Widerspruch  Seitens  des  Käufers; 

4.  der  Vermerk  „für  Bechnung",  welcher  auf  das  Konnossement  oder 
den  Frachtbrief  gesetzt  ist,  sofern  nicht  Seitens  des  Käufers  inner- 
halb 3  utiliter  gerechneten  Tagen,  wenn  sich  der  Verkäufer  an  dem 
Orte  befindet,  wo  der  Frachtbrief  oder  das  Konnossement  in 
Empfang  genommen  ist,  oder  mit  der  zweiten  Post  oder  dem  zweiten 
SchifiFe,  welche  den  Briefwechsel  nach  dem  Aufenthaltsorte  des 
Verkäufers  besorgen,  eine  Reklamation  erhoben  wird; 

5.  die  Deklaration  oder  Eintragung  in  die  Bücher  oder  Verklarungs- 
urkunden der  5£Fentlichen  Speicher  zu  Gunsten  des  Käufers  und 
mit  Genehmigung  beider  Parteien. 

801.  Wenn  der  Verkauf  unter  Vorlegung  von  Proben  abgeschlossen 
oder  in  dem  Vertrage  eine  im  Handelsgebrauche  bekannte  Qualität  der 
Waare  bezeichnet  worden  ist,  so  ist  es  dem  Käufer  nicht  gestattet,  die 
Annahme  zu  verweigern,  wenn  die  Waaren  vollständig  den  rroben  oder 
der  bezeichneten  Qualität  entsprechen ;  im  Falle  des  Zweifels  wird  die  Ent- 
scheidung durch  Sachverständige  getroffen. 

202.  Wenn  der  Verkäufer  unterlässt,  die  verkaufte  Sache  zur  be- 
stimmten  Zeit  zu  übergeben,  so  hat  der  Käufer  die  Wahl,  entweder  den 
Vertrag  aufzuheben  oder  seine  Erfüllung  mit  Entschädigung  für  den  Verzug 
zu  vermngen,  mit  Ausnahme  der  unvorhergesehenen  Zufalle  oder  höherer 
Gewalt. 

208.  Der  Käufer,  welcher  im  Ganzen  über  eine  Partie  Waaren  ohne 
eine  Erklärung  über  die  Empfangnahme  derselben  in  Theilen  oder  Loosen 
oder  innerhalb    verschiedener  Zeitabschnitte  kontrahirt    hat,   ist  nicht   ver* 

Borehardt,  Handelsreeht.  L  2.  Anflag«.  36 


562  y.    firasOien. 

pflichtet^  einen  Theil  mit  dem  Yersprechen  in  Emp&ng  zu  nehmen,  dass  die 
iJebergabe  des  Restes  später  erfolgen  werde. 

204.  Wenn  der  Käufer  ohne  gerechten  Grund  die  Annahme  der  ge- 
kauften Sache  verweigert  oder  die  Empfangnahme  derselben  innerhalb  der 
vereinbarten  Zeit  unterlässt,  so  ist  der  Verkäufer  berechtigt,  im  Wege  der 
Klage  den  Vertrag  aufzuheben  und  von  dem  Käufer  den  Kau^reis  mit  den 
gesetzlichen  Verzugszinsen  erstattet  zu  verlangen;  in  diesem  letzteren  Falle 
m'uss  er  jedoch  die  gerichtliche  Hinterlegung  der  verkauften  Gegenstande 
nachsuchen. 

205.  Damit  der  Verkäufer  oder  Käufer  als  in  Verzug  befindlich  be- 
trachtet werden  könne ,  ist  es  erforderlich,  dass  eine  gerichtliche  Inter- 
pellation bezuglich  der  üebergabe  der  verkauften  Sache  oder  der  Zahlung 
des  Preises  vorhergegangen  ist. 

206.  Sobald  der  Verkauf  vollständig  perfekt  ist  und  der  Verkäufer 
die  verkaufte  Sache  zur  Verfugung  des  I^ufers  gestellt  hat,  gehen  alleGe- 
&hren  der  verkauften  Effekten,  sowie  die  Kosten,  welche  zu  ihrer  Auf- 
bewahrung verwendet  worden  sind,  für  Rechnung  des  letzteren,  es  sei  denn, 
dass  dieselben  durch  Betrug  oder  strafbare  Nachlässigkeit  des  Verkäufers 
oder  durch  die  eigene  fehlerhafte  Beschaffenheit  der  verkauften  Sache  her- 
vorgerufen sind;  in  beiden  Fällen  haftet  der  Verkäufer  dem  Kfiufer  für  die 
Rückerstattung  des  Preises  mit  den  gesetzlichen  Zinsen  und  die  Entschldi- 
gung  der  Nachtheile. 

207.  Es  sind  jedoch  zu  Lasten  des  Verkäufers  diejenigen  Schäden, 
welche  die  verkaufte  Sache  vor  ihrer  Üebergabe  erleidet: 

1.  wenn  sie  nicht  ein  durch  solche  Marken  x)der  besondere  Zeichen 
bestimmter  Gegenstand  ist,  welche  sie  von  anderen  derselben  Art 
und  Gattung,  mit  denen  sie  vermischt  werden  könnte,  unterscheiden 
lassen ; 
2.  wenn  nach  ausdrücklicher  Vereinbarung  im  Vertrage  oder  nach 
herrschendem  Handelsgebrauche  der  Käufer   berechtigt    ist,   sie  zu 

E rufen  und  sich  mit  derselben  zufrieden  zu  erklären ,  bevor  derVer- 
auf  als  perfekt  und  unwiderruflich  angesehen  wird; 
^  3.  wenn  die  Effekten  von  der  Beschaffenheit  sind,  dass  sie  gezählt, 
gewogen,  gemessen  oder  gekostet  werden  müssen,  insoweit  dieselben 
nicht  gezänlt,  gewogen,  gemessen  oder  gekostet  worden  sind;  bei 
solchen  Käufen  ersetzt  die  körperliche  Üebergabe  den  Mangel  des 
Zählens,  Wiegens,  Messens  oder  Kostens; 
4.  wenn  der  Verkäufer  unterlässt,  dem  Käufer  die  verkaufte  Sache 
zu  übergeben,  während  letzterer  zur  Empfangnahme  derselben 
bereit  ist 

208*.  Wenn  die  Waaren  nach  ungefährer  Schätzung  oder  in  ganzen 
PartieQ:  verk<tuft  aind,  so  läuft  die  Gefahr  für  Rechnung  des  Käufers,  auch 
womi  4i^s0l.b«n  nicht  gezählt,  gemessen  oder  gewogen  smd ;  dasselbe  findet 
statt  in  den  Fällen  der  No.  3  des  vorhergehenden  Artikels,  wenn  die 
Vornahme. des '.ZäJüieQa,  des  Wiegens  oder  Messens  durch  Schuld  desselben 
unterlassen  ist  /. 

209*  Ber  Verkäufer,  welcher  nach  Perfektion  des  Verkaufes  die  ver- 
kttufte  Saohe^  verfiass^rt,  verbraucht  oder  verschlechtert,  ist  verpflichtet,  dem 
Käufer  eine  andere  von  gleicher  Art,  Qualität  und  Quantität  zu  beschaffen 
oder,  in  Brttangelütig! einer  solchen,  demselben  den  Werth  zu  bezahlen, 
wieiehei  SÄchverstäoüdige  unter  Berücksichtigung  des  Gebrauches,  den  der 
Käufer  Toa  derselben  an  machen  beabsichtigte,  oder  des  Gewinnes,   den  er 
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ans  derselben  erlangen  konnte,  feststellen  mössen,   indem  jedoch  der  Kauf- 
preis abgezogen  wird,  falls  der  Käufer  denselben  noch  nicht  gezahlt  haben  sollte. 

210.  Der  Yerkfiafidr.  bleibt  auch  nach  der  Uebergabe  fär  die  Ter- 
borgenen  Fehler  und  Mängel  der  verkauften  Sache  verantwortlich,  welche 
der  Käufer  vor  ihrer  Empfirngnahme  nicht  hat  entdecken  können,  falls  die- 
selben von  solcher  Beschaffenheit  sind,  dass  sie  die  Sache  zu  dem  be* 
stimmten  Gebrauche  uugeeignet  machen  oder  in  dem  Masse  ihren  Werth 
verringern,  dass  der  Käufer,  wenn  er  dieselben  gekannt  hätte»  entweder  die 
Sache  nicht  gekauft  oder  einen  bedeutend  geringer^!  Elaufpreis  dafär  bezahlt 
haben  würde, 

211.  Es  findet  hauptsächlich  die  Bestimmung  des  vorhergehenden 
Artikels  Anwendung,  wenn  die  Waaren  in  Ballen  oder  unter  einer  Ver- 
packung übergeben  worden  sind,  welche  die  Prüfung  und  Untersuchung 
derselben  verhindert  hat,  ialls  der  Käufer  innerhalb  der  10^)  unmittelbar 
auf  den  Tag  des  Empfanges  folgenden  Tage  bei  dem  Verkäufer  wegen  eines 
Mangels  in  der  Quantität  oder  eines  Fehlers  in  der  Qualität  Reklamationen 
erhebt;  er  muss  jedoch  im  ersten  Falle  beweisen,  dass  die  Aussenseiten  der 
Stücke  unverletzt  sind,  und  in  dem  zweiten,  dass  die  Fehler  oder  Mängel 
nicht  durch  ein  zufalliges  Ereigniss  haben  entstehen  können,  während  sich 
die  Waare  in  seiner  Gewahrsam  befunden  hat 

Die  Reklamation  findet  nicht  statt,  wenn  der  Verkäufer  von  dem 
Käufer  verlangt,  die  Waaren  vor  der  Emp£ftngnahme  zu  prüfen,  noch  auch 
nach  der  Zahlung  des  Kaufpreises. 

212.  Wenn  der  Käufer  die  gekaufte  Sache  dem  Verkäufer  zurücksendet 
und  dieser  dieselbe  annimmt  (Art. 76),  oder  wenn  letzterer,  falls  ihm  dieselbe  ge- 
gen seinen  Willen  übergeben  worden  ist,  dieselbe  nicht  für  Rechnung  desjenigen, 
den  es  angeht,  gerichtlich  deponirt,  unter  gleichzeitiger  Benachrichtigung 
des  Käufers  von  der  Hinterlegung,  so  wird  vermuthet,  dass  er  in  die  Auf- 
hebung des  Verkaufes  einwillige. 

213.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Käufer  berechtigt  ist,  vom  Ver- 
trage zurückzutreten,  ist  der  Verkäufer  nicht  nur  verpflichtet,  den  Elaufpreis 
zurückzuerstatten,  sondern  auch  die  etwa  veranlassten  Ausgaben  mit  den 
gesetzlichen  Zinsen  zu  bezahlen. 

214  Der  Verkäufer  ist  verfdlüchtet,  dem  Käufer  die  verkaufte  Sache 
in  gutem  Zustande  zu  übergeben,  auch  wenn  im  Vertrage  festgesetzt  worden 
ist,  dass  er  keiner  Verantwortlichkeit  unterworfen  sei,  es  sei  denn,  dass  der 
Käufer  die  Gefahr  zur  Zeit  des  Kaufes  gekannt  und  in  der  Vertragsurkunde 
ausdrücklich  erklärt  hat,  dass  er  das  Risiko  übernehme,  wobei  jedoch  zu 
berücksichtigen  ist,  dass  diese  Klausel  nicht  dasjenige  Risiko  der  verkauften 
Sache  umfeisst,  welches  aus  irgend  einem  Rechtsgrunde  einen  Dritten  treffen 
kann. 

215.  Wenn  der  Käufer  in  dem  Besitz  oder  Eigenthum  der  gekauften 
Sache  beunruhigt  wird,  so  haftet  der  Verkäufer  für  die  gerichtliche  Eviction, 
indem  er  die  Gültigkeit  des  Verkaufes  auf  seine  Kosten  vertbeidigen  muss; 
und  wenn  er  unterliegt,  muss  er  nicht  nur  den  Kaufpreis  mit  den  Zinsen 
und  die  Prozesskosten  erstatten,  sondern  er  kann  auch  zum  Ersatz  der 
erwachsenen  Verluste  und  Schäden  und  sogar  zu  Kriminalstrafen,  welche 
eventuell  verhängt  werden  sollten,  verurtheilt  werden. 

1)  Nach  Columbianischem  (Art.  322  H.  G.  B.  cfr.  Bd.  11  S  47),  Costa- 
Ricanischem  (Art.  317  H.  G.  B.  ctr.  Bd.  II  S.  187)  und  Spanischem  Recht 
CArt  370  H.  G.  B.)  8  Tage,  nach  Argentinischem  Recht  (Art.  546  H.  G.  B., 
3.  S.  157)  8  Tage;  ebenso  nach  Chilenischem  (Art.  169  H.  G.  K  ,  s.  unten)  und 
ühnatemalanischem  Recht  (Art.  226  H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  II  S.  699)  jedoch  muss 
sich  der  Käufer  nach  den  Bestimmungen  in  den  beiden  letzten  Gesetzbüchern  das  Recht 
der  Prüfung  ausdrücklich  vorbehalten  haben. 

36* 
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Die  Rückerstattung  des  Kaufpreises  findet  ancb  in  dem  Falle  stett, 
wenn  die  yerkanfite  Sadie  in  Quantität  oder  Qualitfit  zur  Zeit  der  Eviction 
durch  Schuld  des  Eäufisrs  oder  höhere  Gewalt  an  Werth  verloren  bat; 
wenn  jedoch  der  Käufer  ans  der  durch  ihn  yerursachten  PreismiDdenmg' 
einen  Yortheil  erlangt,  so  ist  der  Verkäufer  berechtigt,  den  Theil  des  Kauf- 
preises zurückzubehiuten ,  welcher  durch  Schätzung  Sachviarständiger  fest- 
gestellt wird. 

216.  Der  Käufer,  welcher  an  der  verkauften  Sache  YerbessemDgen 
vorgenommen  hat,  welche  den  Werth  derselben  zur  Zeit  der  Eviction  erhöhen, 
ist  berechtigt,  falls  letztere  stattfindet,  den  Besitz  der  Sache  so  lange  zu  be- 
halten, bis  er  den  Werth  der  Verbesserungen  von  demjenigen,  dem  es  zu- 
kommt, bezahlt  erhalten  hat 

217.  Die  Fehler  und  Qualitätsdifferenzen  der  verkauften  Waaren 
müssen  durch  Sachverständige  festgestellt  werden. 

218.  Das  vor  der  Uebergabe  der  verkauften  Sache  gezahlte  Angeld 
muss  auf  den  Hauptpreis  angerechnet  und  als  zur  grösseren  Sicherheit  des 
Kaufes  gegeben  angesehen  werden  und  niemals  als  eine  Suspensivbedingung 
fftr  den  Abschluss  des  Vertrages,  so  dass  also  der  Rücktritt  nicht  zulässig 
ist,  weder  von  Seiten  des  Käufers,  indem  dieser  sich  verpflichtet,  das  ge- 
zahlte Angeld  zu  verb'eren,  noch  Seitens  des  Verkäufers,  indem  dieser  das- 
selbe zurückerstattet,  auch  selbst  dann  nicht,  wenn  der  Zurücktretende  sich 
erbietet,  doppelt  so  viel  zu  zahlen,  als  er  gezahlt  oder  emp&ngen  hat,  es  so 
denn,  dass  dies  zwischen  beiden  Parteien  als  Konventionalstrafe  fftr  den 
Zurücktretenden  beson^rs  festgesetzt  worden  ist  (Art  128). 

219*  Bei  Verkäufen  im  Grossen  oder  in  Partieen  unter  Kaufleuten  ist 
der  Verkäufer  verpflichtet,  im  Momente  der  Uebergabe  der  Waaren,  dem 
Käufer  in  doppelter  Ausfertigung  die  Faktura  oder  Rechnung  der  verkauften 
Gegenstände  vorzulegen;  dieselben  müssen  von  beiden  unterzeichnet  wer- 
den, die  eine  bleibt  in  Händen  des  Verkäufers,  die  andere  in  Händen 
des  Käufers.  Wenn  in  der  Faktura  eine  Zahlungsfrist  nicht  angegeben 
worden  ist,  so  wird  vermuthet,  dass  der  Kauf  gegen  ßaarzahlung  geschlossen 
ist  (Art.  137).  1) 

Wenn  gegen  die  oben  erwähnten  Fakturen  von  dem  Verkäufer  oder 
Käufer  innerhalb  der  nächsten  10  auf  die  Uebergabe  oder  Emp&ngnahme 
folgenden  Tage  (Art  135)  keine  Reklamation  erhoben  wird,  so  weraen  die 
Bechnungen  als  liquidirt  vermuthet. 

220.  Die  Aufhebung  wegen  laesio  findet  bei  Käufen  und  Verkäufen 
nicht  statt,  bei  deren  Abschluss  nur  Personen  mitgewirkt  haben,  die  Kaof- 
leute  sind,  es  sei  denn,  dass  Irrthum,  Betrug  oder  Simulation  nachge- 
wiesen wird. 

TITEL  IX. 

Von  dem  Handelstansch  oder  Handelstansohgeschäft 

22L  Der  Vertrag  über  einen  Handelstausch  oder  ein  Handelstausch- 
geschäft schliesst  gleichzeitig  zwei  wirkliche  Verkäufe  in  sich,  indem  die 
eingetauschten  Sachen  gegenseitig  als  Preis  und  Gregenleistung  dienen 
(Art.  191).  Alles,  was  verkauft  werden  kann,  kann  auch  eingetauscht 
werden. 

222.  VT'enn  einer  der  Tauschenden  nach  der  Uebergabe  der  em||e- 
tauschten  Sache   beweist,    dass    der  andere  nicht  Eigenthümer  derselben  ist, 

1)  d.  h.  es  gelten  10  Respecttage. 
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so  ist  er  nicht  yerpflichtet,  diejenige,  die  er  versprochen  hat,  za  übergeben, 
sondern  nur  diejenige  zurückzuerstatten,  welche  er  emp£Eui^en  hat 

223.  Der  Tauschende,  welcher  bei  der  Eviction  aer  im  Tauschgeschäft 
erhaltenen  Sache  unterlegen  ist,  hat  die  Wahl,  entweder  den  Werth  der- 
selben nebst  Schadensersatz  zu  fordern,  oder  die  von  ihm  gegebene  Sache 
ziltückzu verlangen  (Art  215);  wenn  jedoch  letztere  zu  dieser  Zeit  bereits 
veräussert  worden  ist,  so  kann  er  nur  die  erstere  Wahl  treffedf 

224.  Wenn  eine  bestimmte  und  vereinbarte  Sache,  welche  im  Tausch 
versprochen  worden  ist,  ohne  Schuld  desjenigen,  der  dieselbe  ^ben  musste, 
untergegangen  ist,  so  hört  der  Vertrag  auf,  zu  bestehen,  und  diejenige  Sache, 
welche  schon  übei^ben  worden  war,  muss  demjenigen,  welcher  sie  gegeben 
hatte,  wieder  zurückerstattet  werden. 

225.  In  allem  Uebrigen  r^ln  sich  die  Hi^ndelstauschgeschäfte  nach 
den  Bestimmungen  des  Tita  VIII  —  Vom  Handelskauf  und  *Verkan£ 


TITEL  X. 
Von  der  Handelsmiethe. 

226.  Die  Handelsmiethe  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  eine  der  Par- 
teien sich  verpflichtet,  der  anderen  für  eine  bestimmte  Zeit  und  gegen  einen 
bestimmten  Preis  den  Gebrauch  irgend  einer  Sache  zu  gewähren  oder  eine 
Arbeit  für  dieselbe  auszuführen. 

Derjenige,  welcher  die  Sache  übergiebt  oder  den  Dienst  leistet,  heisst 
Yermiether,.  und  derjenige,  welcher  dieselbe  empfangt  oder  den  Dienst  an- 
nimmt, Miether. 

227*  Der  Vermiether  ist  verpflichtet,  dem  Miether  die  vermiethete 
Sache  in, der  Zeit  und  nach  den  Bestimmungen  des  Vertrages  zu  übergeben, 
bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  aus  der  unterlassenen  uebergabe  erwach- 
senden Schaden. 

Die  gegenwärtige  Bestimmung  ist  auch  auf  den  Unternehmer  anwendbar, 
der  es  untenässt,  die  übernommene  Arbeit  zu  der  verabredeten  Zeit  und  in 
der  vereinbarten  Form  fertig  zu  liefern. 

228*  Während  der  Daner  des  Vertrages  ist  es  dem  Vermiether  nicht 
gestattet,  die  vermiethete  Sache  der  Gewahrsam  des  Miethers  zu  entziehen, 
auch  wenn  er  behauptet,  dass  dies  zu  seinem  eigenen  Gebrauch  geschehe^ 
noch  auch  ist  es  dem  Mietber  gestattet,  dieselbe  vor  Ablauf  der  vereinbarten 
Zeit  dem  Vermiether  zurückzugeben,  es  sei  denn,  dass  er  den  festgesetzten 
Miethsnreis  vollständig  entrichtet; 

WB.  Der  Miether  ist  nicht  verpflichtet,  den  Schaden  zu  ersetzen, 
welchen  die  vermiethete  Sache  durch  Zufall  erleidet,  es  sei  denn,  dass  ihm 
in' irgend  einer  Weise  ein  Verschulden  seinerseits  beigemessen  werden  kann, 
wie  z.  B.  wenn  er  die  gemiethete  Sache  zu  einem  anderen  Zwecke  oder  an 
einem  anderen  Orte,  als  den  im  Vertrage  bezeichneten,  verwendet  oder 
dieselbe  in  gewaltsamerer  und  übermässigerer  Weise  gebraucht  hat,  als  dies 
in  der  Regel  zu  geschehen  pflegt. 

230.  Der  Miether  ist  verpflichtet,  dem  Vermiether  die  gemiethete 
Sache  nach  Ablauf  der  Dauer  des  Miethsvertrages  zurückzugeben;  wenn  er 
nach  erhaltener  Aufforderung  sich  weigert,  dieselbe  zurückzugeben,  so  muss 
er  dem  Vermiether  den  Miethspreis  zahlen,  welchen  dieser  für  die  ganze 
Dauer  des  Verzuges  festsetzt,  und  haftet  für  jede  Verschlechterung,  welche 
die  gemiethete  Sache  erleidet,  auch  wenn  dieselbe  durch  Zufall  oder  höhere 
Gewalt  herbeigeführt  ist. 
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231.  Wenn  bei  Vertr&gen  über  die  Vermiethimg  von  Diensten^)  der 
Yermiether,  Handwerker  oder  Künstler  die  Beschaffung  des  Materials  and 
die  Arbeit  Qbemimmt,  so  hat  er,  fifiUs  das  Werk  vor  der  Uebergabe  za 
Grunde  ge^ht,  keinen  Anspruch  auf  irgend  welche  Zahlung,  es  sei  denn,  dass 
bei  rechtzeitiger  Lieferung  der  Miether  in  der  Empfangnahme  des  Werkes 
nachlassig  gewesen  ist. 

232.  i^enn  der  Unternehmer  nur  mit  seiner  Arbeit  oder  seiner  Th&tig- 
keit  beitragt,  so  geht  das  Material,  im  Falle  es  ohne  Schuld  des  ersteren  za 
Grunde  geht,  für  Rechnung  des  Eigenthümers  zu  Grunde,  und  der  Unter- 
nehmer hat  auf  Lohn  keinen  Anspruch,  es  sei  denn,  dass  der  Miedier  nach 
Vollendung  des  Werkes  in  der  Empfangnahme  desselben  sänmig  gewesen 
isty  oder  dass  die  Sache  durch  die  eigene  fehlerhafte  Beschaffenheit  des  Materials 
zu  Grunde  ^gangen  ist. 

233.  Wenn  der  Unternehmer  die  Anfertigung  eines  Werkes  nach 
einem  im  Vertrage  bezeichneten  Plane  übernommen  hat,  so  kann  er  den  Ab- 
schluss  einer  neuen  Vereinbarung  verlangen,  falls  der  Miether,  vor  oder  nach 
Beginn  des  Werkes,  den  Plan  yerandert. 

234.  Nachdem  das  Werk  in  Gemässheit  des  Vertrages  oder,  in  Elr^ 
mangelung  eines  solchen,  in  der  Form  des  allgemeinen  Brauches  vollendet 
worden  ist,  ist  derjenige,  welcher  dasselbe  bestellt  hat,  zu  dessen  Annahme 
verpflichtet;  wenn  jedoch  das  Werk  weder  nach  den  Bestimmungen  des  Ver- 
träges,  noch  nach  dem  gegebenen  Plane  oder  nach  dem  allgemeinen  Brauche 
angefertigt  worden  ist,  so  kann  der  Besteller  die  Annahme  desselben  ver- 
weigern oder  eine  Herabsetzung  des  Preises  verlangen. 

235.  Ein  Arbeiter,  welcher  aus  Irrthum  oder  Unkenntniss  seines  Ge- 
werbes ein  Werk,  zu  welchem  er  das  Material  empfangen  hat,  verdirbt,  ist 
verpflichtet,  den  Werth  des  letzteren  zu  bezahlen,  während  ihm  das  an- 
brauchbar angefertigte  Werk  verbleibt. 

236.  Derjenige,  welcher  die  Anfertigung  irgend  eines  Werkes  in 
Entreprise  giebt,  kann  von  dem  Vertrage  nach  seinem  Belieben  zurück- 
treten, selbst  wenn  mit  der  Ausführung  des  Werkes  bereits  begonnen  worden 
ist,  falls  er  den  Unternehmer  für  alle  Kosten  und  Arbeiten  schadlos  hält, 
sowie  für  alles  dasjenige,    was  er  an  diesem  Werke  hätte  gewiunen  können. 

237.  Wenn  die  Anfertigung  eines  Werkes  nach  Maass  oder  Zahl  .ver- 
einbart worden  ist,  ohne  jedoch  eine  bestimmte  Quantität  des  Maasses  oder 
der  Zahl  festzusetzen,  so  kann  sowohl  der  Besteller  desselben,  als  auch  der 
Unternehmer,  wann  es  ihnen  beliebt,  den  Vertrag  für  beendet  erklären,  fidls 
der  Miether  die  gefertigte  Arbeit  bezahlt. 

238.  Der  Unternehmer  ist  für  die  Handlungen  der  von  ihm.an^ 
stellten  Arbeiter  verantwortlich,  unbeschadet  seiner  Regressklage  gegen  die- 
selben. 

239.  Die  Arbeiter  sind  berechtigt,  im  Falle  sie  von  dem  Unternehmer 
nicht  befriedigt  worden  sind,  in  den  Händen  des  Eigenthümers  des  Werkes^ 
wenn  er  dasselbe  noch  nicht  bezahlt  hat,  einen  Betrag  mit  Beschlag  zu  be- 
legen, welcher  zur  Bezahlung  der  ihnen  geschuldeten  Tagelöhne  hin- 
reichend ist. 

240.  Der  Tod  des  Unternehmers  löst  den  Vertrag  über  die  Werk* 
miethe  auf.  Der  Miether  ist  verpflichtet,  falls  das  Material  von  dem  Unter- 
nehmer geliefert  worden  war,  den  Erben  oder  Rechtsnachfolgern  desselben, 
nach  Verhftltniss  des  in  dem  Vertrage  festgesetzten  Preises,  den  Werth  des 
angefertigten  Werkes  und  der  zubereiteten  Materialien  zu  bezahlen. 


1)  Die  Miethe  der  Dienste  Fremder  ist  durch  das  Gesetz  vom  13.  September  1880, 
modificirt  durch  das  Gesetz  vom  11.  Oktober  1837,  geregelt. 
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241.  Die  Meister  und  Verwalter  oder  Difektoren  von  Fabriken  oder 
irgend  eines  anderen  Hasdelsetabliseements  können ,  vor  Ablauf  der  Daaer 
des  Vertrages,  nur  in  den  im  Art.  83  vorgesehenen  Fällen  znracktreten,  bei 
Strafe  der  Haftbarkeit  f&r  die  Schäden  ihren  Vorgesetzten  gegenüber,  und 
letztere  sind  Verpflichtet,  falls  sie  dieselben,  aasser  den  im  Art.  84  speciali- 
sirten  Fällen,  entlassen  haben,  ihnen  das  Gehalt  za  zahlen,  welches  mr  die 
ganze  an  der  Dauer  des  Vertrages  noch  fehlende  Zeit,  der  Abrede  gemäss, 
entrichtet  werden  mflsste. 

242.  Diese  Meister,  Verwalter  oder  Direktoren  sind  verpflichtet,  im 
Falle  des  Todes  des  Rrinzipals,  ihre  Geschäftsführung  während  der  Dauer 
des  Vertrages  und,  in  Ermangelang  eines  solchen,  so  lange  fortzusetzen,  bis 
die  Erben  oder  Rechtsnachfolger  des  Verstorbenen  in  geeigneter  Weise  eine 
Verfügung  darüber  treffen  können. 

243.  Jeder  Meister,  Verwalter  oder  Direktor  eines  Handelsetablissements 
hafbet  für  die  Schäden,  welche  dem  Eigenthümer  durch  strafbare  Unter- 
lassung,   Unkenntniss    oder  Veruntreuung   zugefügt   werden,    sowie  für  die 

•Fehler  und  Unterlassungen  der  Angestellten,  welche  anter  ihren  Befehlen 
dienen,  sofern  bewiesen  wird,  dass  sie  unterlassen  haben,  solche  zu  ver- 
hüten (Art.  238). 

244.  Der  Kaufmann,  welcher  Unternehmer  einer  Fabrik  ist,  seine 
Verwalter,  Direktoren  und  Meister,  welche  persönlich  oder  durch  eine 
Zwischenperson  Angestellte,  Künstler  oder  Arbeiter  anderer  Fabriken,  welche 
sich  schnftlich  verdungen  haben,  anlocken,  werden  zum  Besten  der  anderen 
Fabrik  mit  einer  Geldstrafe  belegt,  die  dem  Werthe  des  dreimonatlichen  oder 
jährlichen  Arbeitslohns  der  Verlockten  entspricht. 

245.  Alle  Streitfragen,  welche  bezüglich  der  Handelsmiethsverträge 
entstehen,  werden  durch  ein  Schiedsgericht  entschieden. 

246.  Die  Bestimmungen  des  Titel  VI  —  Von  dem  Handelsmandat  — 
Reifen  in  Bezug  auf  die  Meister,  Verwalter  oder  Direktoren  von  Fabriken 
in  soweit  Platz,  als  dieselben  anwendbar  sind. 


TITEL  XI. 
Von  dem  Handelsdarlehn  und  den  kaufmännischen  Zinsen. 

247.  Das  Darlehn  ist  ein  Handelsdarlehn,  wenn  die  geliehene  Sache 
als  Handelswaare  betrachtet  werden  kann  oder  zum  Handelsgebrauch  be- 
stimmt ist  und  wenigstens  der  Darlehnsemp&nger  Kaufmann  ist 

248.  Im  Handel  können  Zinsen  seit  der  Zeit  der  Verauslagung  ge- 
fordert werden,  auch  wenn  sie  nicht  vorausbedungen  worden  waren,  in  allen 
Fällen,  in  welchen  sie  in  diesem  Geselzbuche  erlaubt  sind  oder  deren  Be- 
rechnung vorgeschrieben  ist.  Ausser  diesen  Fällen  können  sie,  im  Falle  sie 
nicht  vorher  bedungen  worden  sind,  für  den  Verzug  bei  Zahlung  der  liquiden 
Schulden  und  bei  illiquiden  nur  nach  deren  Feststellung  beansprucht  werden. 

Wenn  eine  Vereinbarung  über  Zinsen  ohne  Festsetzung  der  Höhe  oder 
der  Zeit  getroffen  ist,  wird  vermuthet,  dass  die  Parteien  die  gesetzlichen 
Zinsen  und  nur  für  den  Fall  des  Verzuges  gemeint  haben  (Art.  138). 

248*  Bei  den  Obligationen,  welche  sich  auf  die  Zahlung  einer  be- 
stimmten Geldsumme  beschränken,  bestehen  die  aus  dem  Verzüge  erwach- 
senden Verluste  und  Interessen  lediglich  in  der  Verurtheilung  zu  den  ge- 
setzlichen Zinsen. 

250.  Der  Gläubiger,  welcher  einen  Empfangsschein  über  geringere,  als 
die  vereinbarten  Zinsen  ausgestellt  oder  eine  Quittung  hierüber  ertheilt  hat, 
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kaan  die  Differenz  fQr  die  terflossene  Verfkllzeit  nicht  foidern;  jedodi  ^vofden 
hierdurch  die  zukünftigeD  Zinsen  nicht  anf  die  geringeren,  als  die  verän- 
barten,  for  reducirt  erachtet. 

251.  Der  Schuldner,  welcher  Zinsen  zahlt,  obwohl  dieselben  nicht 
festgesetzt  sind,  kann  dieselben  nicht  zurückfordern,  es  sd  denn,  dass  sie 
die  gesetzliche  Höhe  überschreiten,  und  in  diesem  Falle  kann  er  nar  den 
Ueberschuss  erstattet  verlangen  oder  denselben  auf  das  Kapital  anrechnen. 

252.  Die  Quittung  über  das  Kapital,  ohne  Vorbehalt  bezügUch  der 
Zinsen,  lässt  die  Zahlung  der  letzteren  yermuthen  und  bewirkt  die  voll- 
ständige  Entlastung  des  Schuldners,  auch  wenn  dieselben  noch  geschuldet 
würden. 

253.  £s  ist  verboten,  Zinsen  von  Zinsen  zu  berechnen;  jedoch  nm- 
fasst  dieses  Verbot  nicht  die  Hinzurechnung  der  &Uigen  Zinsen  zu  den 
sich  bei  den  jährlichen  Abschlüssen  der  Kontokorrente  herausstellenden 
Saldos. 

Nachdem  gegen  den  Schuldner  die  Klage  vor  Gericht  angestellt  wordoi 
ist,  kann  eine  Zusammenrechnung  des  Kapitals  und  der  Zinsen  nicht  mehr 
stattfinden. 

254.  Vor  Gericht  sind  Rechnungen  über  Kapital  nebst  Zinsen  nicht 
zulässig,  wenn  in  denselben  die  letzteren  bei  den  einzelnen  Posten  des  Debet 
und  Kredit  dieser  Rechnungen  nicht  gegenseitig  ausgeworfen  sind. 

255.  Der  Diskonto  bei  Wechselbriefen  oder  Provinzialwechseln  ^),  sowie 
bei  irgend  welchen  anderen  negocirbaren  Kreditpapieren,  regelt  sich  nach  der 
Uebereinkunft  der  Parteien. 


TITEL  Xn. 
Von  den  Bürgschaften  und  Kreditbriefen. 

KAPITEL  L 
Von  den  Bürgschaften. 

256.  Damit  eine  Bür&^schafib  als  Handelsbürgschaft  angesehen  werden 
kann,  ist  es  durchaas  erforderlich,  dass  derjenige,  für  den  dieselbe  geleistet 
wird,  Kaufmann  ist,  und  dass  die  verbürgte  Obligation  aus  einem  Handels- 
geschäfte herrührt,  wenn  auch  der  Bürge  selbst  nicht  Kaufmann  zu  sein 
braucht. 

257.  Die  Bürgschaft  kann  nur  schriftlich  bewiesen  werden;  sie  am- 
fasst  immer  alle  Accessorien  der  Hauptobligation  und  lässt  keine  Inter- 
pretation zu,  welche  über  dasjenige  hinausgeht,  was  in  der  vom  Bürgen 
unterzeichneten  Obligation  genau  enthalten  ist. 

258.  Jede  Handelsbürgschaft  ist  solidarisch;  bei  denj^gen,  welche 
gerichtlich  geleistet  werden,  sind  die  Rückbürgen  beim  Wegfall  des  Haupt- 
bürgen sämmtlich  solidarisch  verpflichtet. 

Die  Verpflichtung  des  Bürgen  geht  auf  seine  Erben  über;  jedoch  ist 
die  Haftung  der  Bürgschaft  begrenzt  durch  den  Ablauf  der  Zeit,  sogar  darch 
den  Todestag  des  Bürgen,  und  kann  nicht  die  Kräfte  seines  Nachlasses  übe^ 
steigen. 

259.  Der  kauftnännische  Bürge  kann  sich  von  demjenigen,  für  den  er 
Bürgschaft  leistet,   für  die  Verantwortlichkeit   der  Bürgschaft  eine  Geldent- 


^)  letras  da  terra  sind  von  den  anderen  Wechseln  dadurch  unterschieden,  dass  sie 
in  derselben  ProTinz  ausgestellt  und  angenommen  werden  müssen« 
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schidigan^  aasbedingen;  jedoch  kann  er,  im  Falle  eine  Entechftdigang  fest- 
l^eeetzt  worden  ist,  die  im  Art.  262  zugelassene  Rechtswohlthat  der  Ent- 
lastung nicht  in  Ansprach  nehmen. 

äJBO.  Der  Bfirge,  welcher  ftr  den  Schaldner  zahlt,  wird  in  alle  Rechte 
und  Klagen  des  Ol&abigers  sabrogirt  (Art  889).  Wenn  mehrere  BOrgen 
vorhanden  sind,  so  hat  der  Bfirge,  welcher  die  Schuld  bezahlt  hat,  gegen 
jeden  derselben  eine  Klage  auf  den  entsprechenden  Antheil  nach  Verh&ltniss 
der  allgemeinen  Verpflichtung;  wenn  einer  fallirt,  findet  eine  Vertheilung  des 
Antheiis  desselben  auf  alle  fibrigen  statt,  welche  zahlungsfähig  sind. 

2B1.  Wenn  der  Bürge  vor  dem  ursprünglichen  Schuldner  in  Anspruch 
genommen  wird,  so  kann  er  das  Vermögen  des  letzteren,  falls  dieses  noch 
nicht  mit  Beschlag  belegt  ist,  als  Pfieind  anbieten;  wenn  jedoch  bezüglich 
desselben  schon  eine  Beschlagnahme  oder  ein  Einspruch  erfolgt  ist  oder 
dasselbe  nicht  zur  Deckung  ausreicht,  so  kamn  die  ZwangsrollstrecKung  ^egen 
das  eigene  Vermögen  des  Bürgen  bis  zur  vollständigen  und  wimichen 
Befriedigung  des  Esequirenden  gerichtet  werden. 

2B2.  Der  Bürge  wird  von  der  Bürgschaft  befreit,  wenn  der  Gläubiger, 
ohne  Zustimmung  desselben  oder  ohne  von  ihm  Zahlung  verlangt  zu  haben, 
dem  Schuldner  eine  Verlängerung  der  Zahlungsfrist  gewährt  oder  mit  letz- 
terem eine  Novation  des  Vertrages  abschliesst  (Art.  438);  auch  kann  er  sich 
von  der  Bürgschafki,  webhe  er  ohne  Zeitbeschränkung  übernommen  hat,  so- 
bald es  ihm  beliebt,  befreien,  indem  er  jedoch  für  alle  Wirkungen  der  Bürg- 
schaft verpflichtet  bleibt,  welche  der  auf  gütlichem  Wege  oder  durch  Richter-* 
Spruch  herbeigeführten  Entlastung  vorhergehen. 

263.  Wenn  der  Bürge  befreit  wird,  stirbt  oder  &llirt,  so  ist  der 
ursprüngliche  Schuldner  verpflichtet,  eine  neue  Bürgschaft  zu  bestellen  oder 
unverzüglich  die  Schuld  zu  bezahlen. 

KAPITEL  IL 
Von  den  Kreditbriefen. 

264.  Die  Kreditbriefe  mfissen  notbwendiger  Weise  eine  oder  mehrere 
bestimmte  Personen  bezeichnen  und  das  Maximum  der  kreditirten  Summe 
angeben;  der  Kaufmann,  welcher  sie  ausstellt  und  den  Kredit  eröffnet,  ist 
für  die  Summe  verantwortlich,  welche  auf  Grund  derselben  dem  Akkre- 
ditirten  bis  zur  Höhe  des  angewiesenen  Betrages  übergeben  worden  ist. 

Diejenigen  Briefe,  welche  einen  Geldkredit  nicht  mit  Bestimmung  eines 
Maximums  eröffnen,  werden  als  reine  Empfehlungsschreiben  erachtet,  ohne 
Verantwortlichkeit  desjenigen,  der  dieselben  ausgestellt  hat. 


TITEL  Xin, 

Von  der  kaufmännischen  Hypothek  und  dem 

kanfinännischen  Pfände. 

KAPITEL  I. 

Von  der  Hypothek. 

265.  Die  Hypothek  auf  Grundstücke,  welche  zur  Sicherung  irgend 
einer  Handelsobligation  oder  kauünännischen  Schuld  ausgestellt  worden  ist, 
kann  nur  durch  eine  5£Fentliche  Urkunde  bewiesen  werden,  die  in  das  Han- 
delsregister  eingetragen  worden  ist  (Art.  10  No.  2);  jedoch  ist  zu  berück- 
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sichtigen,  class  die  gegenwärtige  Bestimmung  diejenigen  Falle  nicht  nm&sst, 
in  welchen  durch  dieses  Gesetzbuch  eine  stillschweigende  Hypothek  be- 
gründet wird. 

266.  Die  Urkunde  muss  enthalten,  die  Natur  der  Schuld,  den  Betrag 
derselben,  den  Rechtsgrund  ihrer  Entstehung,  die  Beschaffenheit  der  hypo- 
thecirten  Yermögensstücke,  sowie  audi,  ob  dieselben  frei  und  nicht  belastet 
sind,  oder  ob  sie  noch  für  eine  andere  Hypothek  od^  irgend  eine  andere 
Last  haften.  Wenn  verschiedene  Yermögensstücke  hypothecirt  werden, 
müssen  alle  speciell  benannt  werden;  die  Generalhypotbek  ohne  specielle  Be- 
zeichnung der  Vermögensstücke  erzeugt  bei  Handelsobligationen  keine 
Wirkung. 

267.  Wenn  ein  kaufimännischer  Schuldner  yerheirathet  ist,  so  ist  die 
Hypothek,  welche  mit  dem  Vermögen  bestellt  wird,  an  dem  die  Ehe£rta 
Miteigenthum  besitzt,  wirkungslos,  falls  letztere  nicht  eben&lls  die  Urknnde 
unterzeichnet  hat 

268.  Die  Hypothek  auf  das  Dotalvermögen  der  Ehefrau,  welche  vom 
Ehemann  bestellt  worden  ist,  ist  nichtig,  auch  wenn  die  Urkunde  von  der- 
selben unterzeichnet  worden  ist  (Art.  27). 

269.  Die  Wirkungen  der  Hypothek  sind: 

1.  dass  sie  nur  zu  Gunsten  des  Hypothekarglftubigers  jede  Vcräasse- 
rung  der  hypothecirten  Yermögensstücke  nichtig  macht,  welche  der 
Schuldner  später  unter  unentgeltlichem  oder  lästigem  Titel  T0^ 
nimmt' 

2.  dass  der  Hypothekargläubiger  auf  Grund  eines  Erkenntnisses  die 
hypothecirte  oache  zu  seiner  Befriedigung  in  Ptandbesitz  nehmen 
und  veräussem  kann,  in  wessen  Händen  sich  dieselbe  auch  be- 
finden mag; 

3.  dass  der  Hypothekargläubiger  ein  Yorzugsrecht  auf  die  hypothecirten 
Yermögensstücke  erhält,  in  der  Form,  welche  in  dem  Titel:  Yondcn 
Vorzugsrechten,  angegeben  ist. 

270.  Wenn  eine  Sache  zwei  oder  mehreren  Gläubigern  hypothecirt 
worden  ist,  so  haben  sie  untereinander  den  Yorzug  nach  der  in  den  Art.  884 
und  885  festgesetzten  Reihenfolge;  wenn  jedoch  der  Werth  der  hypothecirten 
Sache  sämmtliche  Hypotheken  deckt,  oder  wenn  nach  Bezahlung  der  ersten 
noch  ein  Ueberrest  vorhanden  ist,  so  werden  die  zweite  oder  die  folgenden 
Hypotheken  mit  diesem  oder  mit  dem  Ueberschuss  des  Werthes  befriedigt 


KAPITEL  H. 

Von  dem  kaufmännischen  Pfände. 

271.  Der  Pfandvertrag,  durch  welchen  der  Schuldner  oder  ein  Dritter 
für  denselben  dem  Gläubiger  eine  bewegliche  Sache  zur  Sicherheit  und  Ge- 
währ für  eine  Handelsobligation  übergiebt,  kann  nur  durch  eine  Urkunde 
bewiesen  werden,  welche  von  den^jenigen,  der  das  Pfemd  empfangen  hat, 
unterzeichnet  worden  ist. 

272.  Die  Urkunde  muss  deutlich  den  bestimmten  Betrag  der  Schuld, 
den  Rechtsgrund,  aus  dem  dieselbe  hervorgeht,  die  Zeit  der  Zahlung,  die 
Beschafifenheit  des  Pfandes  und  den  wirklichen  oder  denjenigen  Werth  des- 
selben angeben,  zu  welchem  dieselbe  abgeschätzt  worden  ist;  wenn  der  Werth 
nicht  deklarirt  worden  ist,  so  wird  derselbe  nach  der  eidlichen  Angabe  defi 
Schuldners  festgesetzt,  im  Falle  der  Gläubiger  es  unterlässt,  das  Pnuid  auf 
Verlangen  zurückzugeben  oder  vorzulegen. 
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273-    Es  können    zum  Pfiuid  bestellt  werden:   Mobilien,    Waaren  und 

rd  welche  anderen  Effekten,  Staatssohaldscbeine,  Aktien  von  Gesellschaften 
Unternehmangen   and   im   Allgemeinen   alle   im  ELandel   negocirbaren 
Ereditpapiere. 

m  können  jedoch  nicht  als  kaufmännisches  Pfand  gegeben  werden: 
Sklaven  und  Moventien. 

274.  Die  Ueber^be  des  Pfandes  kann  eine  körperliche  oder  symbo- 
lische sein,  und  zwar  m  derselben  Weise,  wie  die  Uebergabe  einer  verkauften 
Sache  erfolgen  kann  (Art.  199). 

275.  Wenn  die  Schuld,  für  welche  das  Pfand  als  Garantie  dient,  fällig 
wird  und  der  Schuldner  dieselbe  nicht  bezahlt,  so  ist  es  dem  Pfandgläubiger 

Sestattet,    den  gerichtlichen  Verkauf  dieses  P&ndes  zu  verlangen,   im  Falle 
er  Schuldner   nicht   eine   gütliche  Uebereinkunft   bezüglich   der  Vornahme 
des  Verkaufes  mit  ihm  trifft. 

276.  Der  Gläubiger,  welcher  von  seinem  Schuldner  irgend  eine  Sache 
als  Pfand  oder  Garantie  erhält,  wird  auf  Grund  dieser  Thatsache  als  wirk- 
licher Depositar  der  erhaltenen  Sache  betrachtet  und  i3t  allen  Verpflichtungen 
and  Verantwortlichkeiten  unterworfen,  welche  in  dem  Titel:  Von  der  Han* 
delsniederlegung,  erörtert  sind. 

277.  Wenn  die  verpfändete  Sache  in  Kreditpapieren  besteht,  muss  der 
Gläubiger,  welcher  sie  als  Pfand  in  Händen  hat,  an  Stelle  des  Schuldners, 
alle  Massregeln  ergreifen,  welche  erforderlich  sind,  um  die  Gültigkeit  der 
Papiere  selbst,  sowie  die  Rechte  des  Schuldners  zu  erhalten,  und  ist  für  iede 
Unterlassung,  welche  er  in  dieser  Beziehung  begehen  könnte,  verantwortlich. 
Der  Pfandgläubiger  ist  in  gleicher  Weise  befugt,  das  Kapital  und  die  Zinsen 
der  Urkunde  oder  des  Kräitpapieres,  welche  sich  in  seinen  Händen  ver- 
pfändet befinden,  einzuziehen,  ohne  dass  es  erforderlich  ist,  eine  General- 
oder Specialvollmacht  des  Schuldners  vorzulegen  (Art.  387). 

278.  Wenn  der  Schuldner  sich  erbietet,  das  Pfieind  einzulösen,  indem 
er  die  Schuld'  bezahlt  oder  den  Preis  gerichtlich  hinterlegt,  ist  der  Gläu- 
biger zur  sofortigen  Uebergabe  des  Pfandes  verpflichtet,  bei  Strafe,  dass 
gegen  ihn,  wie  gegen  einen  nachlässigen  Depositar,  verfahren  werde 
(Art  284). 

279.  Der  Pfandgläubiger,  welcher  auf  irgend  eine  Weise  die  als  Pfand 
oder  Garantie  übergel:^ne  Sache  veräussert  oder  negocirt,  ohne  hierzu  be- 
dingungsweise oder  durch  schriftliche  Einwilligung  Seitens  des  Schuldners 
ermächtigt  worden  zu  sein,  verfällt  in  die  Strafen  des  Verbrechens  des 
Stellionats. 

TITEL  XIV. 

Von  der  Handelsniederlegung. 

280*  Als  äne  Handelsniederlegung  wird  nur  diejenige  erachtet,  welche 
auf  Grund  einer  im  Handel  vorkommenden  Veranlassung  in  die  Gewahrsam 
eines  Kaufmannes  oder  für  Rechnung  eines  Kaufmanns  erfolgt.^) 

281.  Dieser  Vertrag  wird  durch  die  vnrk liehe  oder  symbolische  Ueber- 
gabe der  hinterlegten  Sache  perfekt  (Art.  199);  er  kann  jedoch  nur  durch 
eine  von  dem  Depositar  unterzeichnete  Urkunde  bewiesen  werden. 

282.  Der  Depositar  kann  für  die  Aufbewahrung  der  hinterlegten  Sache 
eine  im  Vertrage  festgesetzte  oder  nach  dem  Platzgebrauch   bestimmte  Ent- 


1)  d.  h.  mit  andern  Worten,  bei  welcher  entweder  der  Hinterlegende   oder  der- 
jenige, bei  dem  hinterlegt  wird,  ein  Kaofinann  ist. 
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schädigaDf^  yerlangen;  und,  wenn  eine  solche  weder  im  Vertrage  festgesetzt 
ist  noch  darch  den  Platzgebrauch  bestimmt  werden  kann,  so  moss  dieadbe 
durch  Sachverständige  geregelt  werben. 

283.  Die  freiwillige  Hinterlegung  erfolgt  und  wird  angenommen  m 
derselben  Weise,  wie  das  Mandat  oder  die  Kommission,  und  die  gegeoseitigeii 
Verpflichtungen  des  Deponenten  und  des  Depositars  werden  na<m  denjenigen 
Bestimmungen  geregelt,  welche  f&r  die  bezQglichen  Verträge  zwischen  den 
Kommittenten  und  dem  Mandatar  oder  Kommissionär  festgesetzt  sind,  in  so- 
weit dieselben  Anwendung  finden  können. 

284.  Wenn  der  Depositar  die  hinterlegte  Sache  nicht  innerhalb 
48  Stunden  nach  der  gerichtlichen  Au£Porderung  überliefert,  wird  er  in 
Haft  genommen,  bis  er  die  Uebergabe  des  Depositums  Yomimmt  oder  des 
entsprechenden  Werth  desselben  erstattet  hat  (Art.  272  und  440). 

285.  Die  Hinterlegungen,  welche  bei  den  Banken  oder  in  den  öffeni- 
lichen  Speichern  erfolgt  sind,  bleiben  den  Bestimmungen  der  Gesetze,  Statuten 
oder  Verordnungen  dieser  Anstalten  unterworfen. 

286.  Die  Bestimmungen  des  (Titel  XIII)  Kapitel  II  —  Von  dem  kauf- 
männischen Pfände  —  finden  auch  auf  die  Handelsniederlegung  Anwendong. 


TITEL  XV. 
Von  den  Handelskompagnien  und  den  Handelsgesellscliaften. 

KAPITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

287.  Ein  wesentliches  Erfordemiss  für  die  Handelskompagnien  und 
Handelsgesellschaften  ist,  dass  der  Gegenstand  und  der  Zweck  des  Unter- 
nehmens ein  erlaubter  sei,  und  dass  ein  jeder  der  Gesellschafter  mit  liegend 
einer  Quote  zu  dem  Kapital  derselben  beitrage,  mag  diese  nun  in  baarem 
Gelde  oder  in  Effekten  und  in  irgend  welchen  anderen  Vermögensstücka: 
oder  in  Arbeit  oder  Thätigkeit  bestehen. 

288.  Nichtig  ist  die  Gesellschaft  oder  Kompagnie,  bei  welcher  festge- 
setzt wird,  dass  der  gesammte  Gewinn  nur  einem  einzigen  der  Gesellschafter 
zuftdle  oder  einer  derselben  davon  ausgeschlossen  werde,  sowie  diejenige,  bei 
welcher  die  von  einem  oder  mehreren  Gesellschaftern  zu  dem  g^ellschaft* 
liehen  Fonds  eingelegten  Summen  oder  Effekten  von  jedem  Beitrage  zu  den 
Verlusten  befreit  sind. 

289.  Die  Gesellschafter  müssen  zu  dem  geseUschaftlichen  Fonds 
die  Beiträge  und  Antheile,  zu  denen  sie  sich  verpflichtet  haben,  ia 
den  vertragsmässig  festgesetzten  Fristen  und  Formen  einzahlen.  Derjenige, 
welcher  dies  zu  thun  unterlässt,  haftet  der  Gesellschaft  oder  Kompagnie  f&r 
den  aus  dem  Verzuge  erwachsenden  Schaden,  wenn  der  Beitraf^  nicht  in 
baarem  Gelde  besteht;  falls  er  in  baarem  Gelde  besteht,  braucht  er  als  Eni* 
Schädigung  nur  die  gesetzlichen  Zinsen  zu  zahlen  (Art.  249);  sowohl  in  dem 
einen,  als  auch  in  dem  anderen  Falle  können  indessen  die  anderen  Gesell- 
schafter statt  der  Entschädigung  für  den  Verzug  der  Aufhebung  der  Gesell- 
schaft rücksichtlich  des  säumigen  Gesellschafters  den  Vorzug  geben. 

290.  Bei  keiner  EJAudelsvereinigung  kann  den  Gesellsdifäiern  die  Prü- 
fung aller  Bücher,  Urkunden,  Schriftstücke  und  der  Korrespondenz,  sowie 
des  Kassen bestandes  der  Kompagnie  oder  Gesellschaft,  jsofem  sie  dies  ver- 
langen, verweigert  werden,  es  sei  denn,  dass  im  Vertn^  oder  durch  irgend 
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eine  aDdere  Urkunde   über   die  Errichtung  der  Gesellschaft  die  Zeitpunkte 
festgesetzt  sind,  an  welchen  diese  Prüfung  allein  stattfinden  kann. 

291.  Die  besonderen  Handelsgesetze,  die  Uebereinkunft  der  Parteien, 
insofern  sie  nicht  mit  denselben  im  Widerspruch  steht,  und  der  Handelsge- 
brauch regeln  jede  Art  einer  Handels  Vereinigung,  indem  nur  in  Ermange- 
lung einer  handelsgesetzlichen  Bestimmung  oder  eines  Handelsgebrauchs  auf 
das  Civilrecbt  zur  Entscheidung  irgend  eines  Zweifels  zurückgegangen 
werden  kann. 

292.  Der  Privatgläubiger  eines  Gesellschafters  kann  nur  die  liquiden 
Beträge  in  Anspruch  nehmen,  welche  dem  Schuldner  in  der  Kompagnie  oder 
Gesellschaft  gehören,  falls  letzterer  anderes  nicht  mit  Beschlag  belegtes  Ver- 
mögen nicht  besitzt,  oder  falls  dasjenige,  was  er  hat,  nachdem  in  dasselbe 
die  Zwangsvollstreckung  bewirkt  worden  ist,  zur  Befriedigung  nicht  aus- 
reicht. 

Wenn  ein  und  dieselbe  Person  Mitglied  verschiedener  Kompagnien  oder 
Gesellschaften  mit  verschiedenen  Gesellschaftern  ist,  so  können,  im  Falle  eine 
derselben  fidlirt.  die  Gläubiger  dieser  Person  nur  denjenigen  liquiden  Antheil 
zu  ihrer  Befrieaigung  in  Anspruch  nehmen,  welchen  der  gemeinschaftliche 
Gesellschafter  an  den  zahlungs&higen  Kompagnien  oder  Gesellschaften  hat, 
und  zwar  erst  nach  Bezahlung  der  Glaubiger  der  letzteren. 

Diese  Bestimmung  greift  auch  Platz,  fiails  dieselben  Personen  verschie- 
dene Kompagnien  oder  Gesellschaften  bilden;  wenn  eine  derselben  £allirt, 
haben  die  Gläubiger  der  falliten  Masse  auf  die  zahlungsfähigen  Massen  erst 
nach  Befriedigung  der  Gläubiger  dieser  letzteren  Anspruch. 

293.  Die  Gesellschafter^  welche  Verwalter  oder  Geranten  sind,  sind 
verpflichtet,  den  anderen  Gesellschaftern  mit  Belägen  versehene  Rechnungen 
über  ihre  Geschäftsf&hrung  zu  geben. 

294  Alle  die  Gesellschaft  betreffenden  Streitfragen,  welche  unter  den 
Gesellschaftern  während  des  Bestehens  der  Gresellschaft  oder  Kompagnie, 
während  ihrer  Liquidation  oder  Vertheilung  entstehen,  müssen  durch 
Schiedsgerichte  entschieden  werden. 

KAPITEL  n. 
.  Von  den  Handelskompagnien  oder  anonymen  Gesellschaften. 


Die  anonymen  Kompagnien  oder  Gesellschaften,  welche  nach 
dem  Gegenstande  oder  dem  Unternehmen,  zu  dem  sie  bestimmt  sind,  ohne 
Gesellschaftsfirma  bezeichnet  und  durch  widerrufliche  Mandatare,  die  Ge- 
sellschafter oder  Nichtgesellschafter  sein  können,  verwaltet  werden,  können 
aar  für  eine  bestimmte  Zeit  und  mit  Ermächtigung^  der  Regierung,  welche, 
im  Falle  sie  irgend  ein  Privilegium  geniessen  wollen,  von  der  Zustimmung 
ier  gesetzgebenden  Versammlung  abhängig  ist,  errichtet  werden  und  müssen 
lurch  eine  öffentliche  Urkunde  oder  durch  ihre  Statuten  und  durch  die  Er- 
[nachtigungsnrkunde  der  bezüglichen  Staatsgewalt  bewiesen  werden. 
Die  Kompagnien  können  nur  au%elöst  werden: 

1.  durch  Ablauf  der  f&r  ihre  Dauer  festgesetzten  Zeit; 

2.  durch  Falliment; 

3.  durch    den    Nachweis,    dass    die    Kompagnie   das    gesellschaftliche 
Unternehmen  und  den  Zweck  der  Gesellschaft  nicht  erfüllen  kann. 

296.  Die  Urkunde,  die  Statuten  und  das  Ermächtigungsdokument  der 
S[ompagnien  müssen  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  durch  das  zu- 
(täncfige  Tribunal  pnblicirt  werden,  bevor  die  Kompagnien  ihre  Geschäfts- 
intemehmungen  auszuführen  beginnen. 
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Die  KompagDien  können  nur  mit  Znstimmang  der  Staatsgewalt,  wetdie 
ihre  Errichtung  genehmigt  hat,  verlängert  werden,  indem  gfeichzeitig  dne 
neae  Eintragung  vorzunehmen  ist. 

297.  Das  ELapital  der  Kompagnien  wird  in  Aktien  geihcilt,  und  diese 
können  wieder  in  Äntheilsscheine  zerlegt  werden. 

Die  Aktien  können  in  Form  einer  auf  den  Inhaber  lautenden  Urkunde 
oder  vermittelst  Eintragung  in  die  Register  der  Kompagnie  aasgefertigi 
werden;  im  ersten  Falle  erfolgt  die  Uebertragung  durch  Indossament,  im 
zweiten  kann  sie  nur  durch  eine  Eintragung  in  denselben  Regstem  antec 
Beifügung  der  Unterschrift  des  Eigenthümers  oder  des  mit  SpecialyoUinacht 
versehenen  Vertreters  erfolgen,  unbeschadet  des  Falles  einer  gerichtlichen 
Vollstreckung. 

298.  Die  Gesellschafter  der  annonymen  Kompagnien  oder  Gesell- 
schaften sind  über  den  Betrag  des  Werthes  der  Aktien  oder  des  Anthöls. 
für  welchen  sie  sich  verpflichtet  haben,  nicht  verantwortlich. 

299.  Die  Verwalter  oder  Direktoren  einer  Kompagnie  haften  Der- 
sönlich  und  solidarisch  Dritten  gegenüber,  welche  mit  der  Kompagnie  selbst 
kontrahiren,  bis  zu  dem  Momente,  in  welchem  die  Eintragung  der  Urkande 
oder  des  Dokumentes  über  ihre  Errichtung  in  dem  Handelsregister  erfolgt 
ist  (Art  296);  nachdem  die  Eintragung  bewirkt  ist,  haften  sie  der  Kom- 
pagnie gegenüber  nur  für  die  Ausführung  ihres  Mandates. 


KAPITEL  in 

Von  den  Handelsgesellschaften. 

Abschnitt  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

300.  Der  Vertrag  einer  jeden  Handelsgesellschaft  kann  nur  durch  eine 
öffentliche  oder  private  Urkunde  bewiesen  werden,  mit  Ausnahme  der  FäUe 
der  Art.  304  und  325. 

Ein  Zeugenbeweis  ist  weder  gegen  den  Inhalt  der  Urkunde  des  Gesell- 
schaftsvertrages, noch  neben  demsell^n  zulässig. 

301.  Der  Inhalt  des  Vertrages  muss  in  das  Handelsregister  desienigen 
Tribunals  eingetragen  werden,  in  dessen  Bezirk  das  Handlungshaas  der  Ge- 
sellschaft errichtet  werden  soll  (Art.  lO  No.  2),  und  wenn  dieselbe  nocli 
andere  Handlungshäuser  in  verschiedenen  Bezirken  hat,  so  muss  in  jedem 
derselben  die  Eintragung  erfolgen. 

Die  im  Auslande  errichteten  Gesellschaften  mit  einem  Etablissemest 
in  Brasilien  sind  verpflichtet,  eine  gleiche  Eintragung  bei  den  zuetändiges 
Handelstribunalen  des  Kaiserreichs  herbeizuführen,  bevor  sie  ihre  Geschafts- 
unternehmungen  beginnen. 

So  lange  die  Urkunde  des  Vertrages  nicht  eingetragen  worden  ist,  hat 
sie  weder  unter  den  Gesellschaftern,  noch  Dritten  gegenüber  ii^end  welche 
Gültigkeit,  jedoch  giebt  sie  diesen  letzteren  eine  Ehige  solidarisch  gegen 
alle  Gesellschafter  (Art.  304). 

302.  Die  Urkunde,  mag  es  eine  öffentliche  oder  private  sein,  muss 
enthalten: 

1.  die  Namen,  die  Nationalitäten  und  die  Domicile  der  Gesellschafter; 

2.  wenn  es  eine  Gesellschaft  mit  Firma  ist,    die  Firma,  unter  welcher 
die  Gesellschaft  gekannt  sein  soll; 
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3.  die  Namen  der  Gesellscbafter,  welche  die  gesellschaftliche  Firma  se- 
braacben  oder  im  Namen  der  Gesellschaft  handeln  können;  in  Er- 
mangelung dieser  Erkl&rang  wird  angenommen,  dass  alle  Gesell- 
schafter die  Gesellschaftsfirma  gebrauchen  und  im  Namen  der  Ge- 
sellschaft handeln  können; 

4.  eine  specielle  Bezeichnung  des  Gegenstandes  der  Gesellschaft,  der 
Quote,  mit  welcher  ein  jeder  der  Gesellschafter  zu  dem  Kapital  bei- 
tragt (Art.  287),  und  des  Antheiles,  welchen  er  an  dem  Grewinn  und 
den  Verlusten  hat; 

5.  die  Form  der  Ernennung  von  Schiedsrichtern  Behufs  Entscheidung 
der  gesellschaftlichen  Streitigkeiten; 

6.  wenn  die  Gesellschaft  nicht  für  eine  bestimmte  Zeit  eingegangen  ist, 
die  Zeitpunkte,  an  welchen  sie  beginnen  und  aufhören  soll;  und  die 
Form  ihrer  Liquidation  und  Vertheilung  (Art.  344): 

7.  alle  übrigen  Bestimmungen  und  Bedingungen,  welche  erforderlich 
sind,  um  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gesellschafter  unter  sich,  so- 
wie Dritten  gegenüber,  genau  zu  bestimmen. 

Jede  geheime  Bestimmung  oder  Bedingung,  welche  den  in  der  vorge- 
legten Vertragsurkunde  enthaltenen  Bestimmungen  oder  Bedingungen  wider- 
spricht, ist  nichtig. 

303.  Es  wird  keine  Klage  zwischen  den  Gesellschaflem,  noch  Seitens 
derselben  gegen  Dritte  vor  Gericht  zugelassen,  welche  sich  auf  das  Bestehen 
der  Gesellschaft  gründet,  sofern  derselben  nicht  die  Urkunde,  welche  das  Vor- 
handensein dieser  Gesellschaft  beweist,  beigefügt  ist. 

804.  Es  sind,  unabhängig  von  der  Vorlegung  der  besagten  Urkunde, 
die  Klagen  zulässig,    welche  Dritte   gegen  die  Gesellschaft  lus  solche  oder 

fegen  irgend  einen  Gesellschafter  im  Besonderen  erheben  können.  Das  Vor- 
andensein der  Gesellschaft  kann,  falls  Seitens  der  Gesellschafter  die  Urkunde 
nicht  beigebracht  werden  kann,  durch  alle  im  Handel  zugelassenen  Beweis- 
mittel (Art.  122)  bewiesen  werden  und  sogar  durch  Vermuthungen,  welche 
sich  auf  Thatsachen  gründen,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  eine  Gesellschaft 
besteht  oder  bestanden  hat. 

305.  Es  wird  vermuthet,  dass  eine  Gesellschaft  besteht  oder  bestanden 
hat,  sobald  jemand  Handlungen  vornimmt,  welche  einer  Gesellschaft  eigen- 
thümlich  sind,  und  welche  in  der  Regel  ohne  die  gesellschaftliche  Eigen- 
schaft nicht  ausgeübt  zu  werden  pflegen. 

Zu  dieser  Art  gehören  im  Besonderen: 

1.  die  wechselseitige  und  gemeinschaftliche  Geschäftsführung; 

2.  die  gemeinschaftliche  Erwerbung,  Veräusserung,  Vertauschung  oder 
Bezanlung; 

3.  wenn  einer  der  Gesellschafter  sich  als  Gesellschafter  ausgiebt  und 
die  anderen  nicht  in  öffentlicher  Form  widersprechen; 

4.  wenn  zwei  oder  mehr  Personen  einen  gemeinschaftlichen  Verwalter 
oder  Geranten  einsetzen; 

5.  die  Auflösung  der  Vereinigung  wie  bei  einer  Gesellschaft; 

6.  die  Anwendung  des  Fürwortes  „wir**  oder  „unser**  in  dem  Brief- 
wechsel, den  Fakturen,  Rechnungen  und  anderen  kaufmännischen 
Papieren; 

7.  die  Thatsache,  Schreiben,  welche  an  den  Gesellschaftsnamen  oder  an 
die  Gesellschaftsfirma  gerichtet  sind,  empfangen  oder  beantwortet  zu 
haben; 

8«  der  Gebrauch  einer  gemeinschaftlichen  Marke  bei  den  Waaren  oder 

Ballen; 
9.  der  Gebrauch  eines  Namens  mit  dem  Zusatz  „und  Kompagnie**; 
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Die  Haftbarkeit  der  heimlichen  Gesellschafter  ist  persönlich  and  soli- 
darisch gerade  so,  als  wenn  sie  offene  Gesellschafter  wären  (Art.  316). 

306«  Derjenige,  welcher  seinen  Namen  als  Gesellschafter  heif^^iebt,  ist 
auch  wenn  er  keinen  Antheil  an  dem  Gewinn  der.  Gesellschaft  hat,  fiir  alle 
diejenigen  Yerpflichtangen  dieser  Gesellschaft  verantwortlich,  welche  mto' 
der  Gesellschattsfirma  Kontrahirt  worden  sind ;  er  hat  jedoch  eine  Regress- 
klage  gegen  die  Gesellschafter,  haftet  aber  den  letzteren  nicht  f&r  Verloste 
and  Schäden. 

907.  Wenn  nach  Ablauf  der  Frist  eine  Gesellschaft,  welche  f&r  eine 
bestimmte  Zeit  geschlossen  worden  ist,  ihre  Tbätigkeit  fortsetzt,  so  kann  die 
Fortsetzung  derselben  nur  durch  eine  neue  Urkunde  bewiesen  werdeD,  welche 
mit  denselben  Förmlichkeiten  wie  die  Errichtungsarkonde  abgefiasst  and 
legalisirt  worden  ist  (Art.  301). 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  irgend  eine  Veränderung  in  dem  urspr&ng- 
liehen  Vertrage  vorgenommen  werden  soll. 

306.  Wenn  die  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter  aufgelöste  Gre- 
sellscbaft  mit  den  Erben  des  Verstorbenen  fortgesetzt  werden  soll  (Art.  336 
No.  4),  so  können,  falls  sich  unter  den  Erben  ein  oder  mehrere  Minder- 
jährige befinden,  diese  letzteren  an  derselben  nicht  theilnehmen,  auch  wenn 
sie  gerichtlich  dazu  ermächtigt  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  sie  in  gesetz- 
licher Weise  emandpirt^)  worden  sind. 

800.  Wenn  irgend  ein  Gesellschafter  ohne  Testament  und  ohne  EUntei^ 
lassung  anwesender  Erben  stirbt,  so  kann  der  Richter,  welchem  die  Fürsoige 
für  das  Vermögen  Abwesender  obliegt,  mag  die  Gesellschaft  durch  den  Tod 
des  Gesellschafters  aufgelöst  werden  oder  ihre  Thätigkeit  fortsetzen,  bei  der 
Fürsorge  für  das  Vermögen  des  Nachlasses  des  Verstorbenen,  welches  sich 
in  der  GesellschafUmasse  befindet,  nicht  intervenireu,  noch  sich  unter  iigend 
einer  Form  in  die  Verwaltung,  Liquidation  und  Vertheilung  der  Gesellsdiai; 
einmischen,  indem  es  diesem  Richter  allein  zusteht,  die  liquide  Qaote,  welche 
dem  besagten  Nachlasse  gebührt,  in  Empfang  zu  nehmen. 

Im  Falle  der  verstorbene  Gesellschafter  Eassirer  oder  Oerant  der 
Gesellschaft  gewesen  ist,  oder  wenn  er  dies  nicht  gewesen  war,  fisdls  nicht 
mehr  als  ein  Gesellschafier  als  überlebend  zurückgeblieben  ist,  und  selbst  ausser 
diesen  beiden  erwähnten  Fällen,  wenn  es  eine  solche  Anzahl  von  Gläubigeni 
verlangt,  welche  die  Hälfte  sämmtlicher  Schulden  reprasentirt,  muss  für  die 
Beendigung  der  schwebenden  Geschäfte  ein  neuer  Kassirer  oder  Grerant  er- 
nannt werden,  während  die  Liquidation  und  Vertheilung  nach  der  im  Ab- 
schnitt VIII  dieses  Kapitels  vorgeschriebenen  Form  voigenommen  werden 
muss,  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dass  die  Gläubiger  an  der  Emennong 
desjenigen  oder  derjenigen,  denen  die  Liquidation  übertragen  werden  soll, 
theilnehmen. 

Die  Ernennung  des  neuen  Ejtösirers  oder  Geranten  erfolgt  dorch 
Stimmenmehrheit  der  unter  dem  Vorsitz  des  Handelsrichters  in  einer  Ver- 
sammlung zusammengetretenen  Gesellschafter  und  Gläubiger,  und  kann  die 
Wahl  nur  auf  einen  Gesellschafter  oder  einen  Gläubiger  fallen^  der  Kauf- 
mann ist. 

310.  Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  finden  in  gleicher 
Weise  Anwendung,  wenn  irgend  ein  Eaunnann,  welcher  keine  Gresellschafter 

fshabt   hat,    oder   selbst  Jemand,   der   nicht  Kaufmann   gewesen   ist,  ohne 
estament   und    ohne    Hinterlassung    anwesender  Erben    stirbt    und    kauf- 
männische Gläubiger  hat,  indem  aläann  in  der  oben  erwähnten  Form  zwei 


1)  Gfr.  Art  121  und  358. 
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Verwalter  und  ein  fiskalischer  Beamter  zu  erneDiien  sind,  Behufs  Erhebung, 
\^erwaltung  und  Liquidation  des  Nachlasses  und  Erfüllung  aller  Verpflich- 
tungen des  Verstorbenen. 

Wenn  anwesende  Gläubiger  nicht  vorhanden  sind  und  aus  den  Buchern 
des  Verstorbenen  oder  anderen  authentischen  Urkunden  hervorgeht,  dass 
abwesende  Gläubiger  vorhanden  sind,  so  müssen  die  beiden  Verwalter  und 
der  fiskalische  Beamte  durch  das  Handelstribunal  ernannt  werden. 

Abschnitt  II. 
Von   den   Kommanditgesells  chaften.^) 

311.  Wenn  zwei  oder  mehrere  Personen,  von  denen  mindestens  einer 
Kaufmann  ist,  sich  zu  einem  Handelsunternehmen  vereinigen,  wobei  sich 
einige  als  solidarisch  verantwortliche  Gesellschafter  verpflichten,  während  die 
übrigen  nur  das  Kapital  hergeben,  unter  der  Bedingung,  dass  sie  .über  den 
Betrag  der  im  Vertrage  bezeichneten  Fonds  nicht  verpflichtet  sind,  so  hat 
diese  Vereinigung  die  Natur  einer  Kommanditgesellschaft. 

Wenn  mehr  als  ein  Gesellschafter  solidarisch  haftbar  ist,  oder  wenn  meh- 
rere oder  nur  ein  einziger  mit  der  Geschäftsführung  beauftragt  sind,  so  ist  die 
Gesellschaft  zu  gleicher  Zeit  bezüglich  dieser  eine  KoUektivgesellschaft  und 
eine  Kommanditgesellschaft  bezüglich  derjenigen  Gesellschafter,  welche 
Kapital  einlegen. 

312.  Bei  einer  Kommanditgesellschaft  ist  es  nicht  erforderlich,  dass 
in  das  Handelsregister  der  Name  des  Kommanditisten  eingetragen  wird, 
jedoch  ist  es  ein  wesentliches  Erfordemiss,  dass  in  dem  Register  die  be- 
stimmte Summe  des  Gesammtbetrages  der  als  Kommanditkapital  eingelegten 
Fonds  angegeben  wird. 

313.  Bei  einer  solchen  Gesellschaft  sind  die  Kommanditgesellschafter 
über  die  Einlagen  hinaus,  welche  sie  eingezahlt  oder  in  die  Gesellschaft  ein- 
zuzahlen sich  verpflichtet  haben,  nicht  verantwortlich,  noch  sind  sie  ver- 
bunden, die  Gewinne,  welche  sie  erhalten  haben,  zurückzuerstatten,  ausser 
in  den  Fällen  des  Art.  828;  dagegen  haften  die  verantwortlichen  Gesell- 
schafter solidarisch  für  die  gesellschaftlichen  Verpflichtungen  in  derselben 
Art  und  Weise,  wie  die  Gesellschafter  der  Kollektivgesellschaften  (Art.  316). 

314.  Die  Kommanditgesellschafter  können  weder  eine  Handlung  der 
Geschäftsführung  vornehmen,  noch  zu  den  Geschäften  der  Gesellschaft  ver- 
wendet werden,  auch  wenn  sie  als  Bevollmächtigte  auftreten,  noch  in  der 
Firma  der  Gesellschaft  aufgeführt  werden,  bei  Strafe  der  solidarischen  Haft- 
barkeit, wie  die  anderen  Gesellschafter;  jedoch  um&sst  dieses  Verbot  nicht 
die  Befugniss,  an  den  Berathungen  der  Gesellschaft  Theil  zu  nehmen,  noch 
das  Recht,  die  Geschäftsuntemehmungen  und  den  Etat  zu  prüfen  (Art.  290). 

Abschnitt  IIL 
Von    den    Kollektivgesellschaften    oder    den    Gesell- 
schaften   mit   einer   Firma. 

315.  Es  besteht  eine  Kollektivgesellschaft  oder  eine  Gesellschaft  mitFima, 
wenn   zwei  oder  mehrere  Personen,  auch   wenn   einige   unter   ihnen  Nicht- 

^)  Dieser  Abschnitt  ist,  wie  überhaupt  die  meisten  gesetzlichen  Bestimmungen, 
betreffend  die  Gesellschaften,  einer  der  schwächsten  und  unklarsten  des  Brasi- 
lianische n  H.  G.  B.;  wie  schon  an  anderer  Stelle  bemerkt,  trifft  dies  fast  bei  allen 
auf  dem  Spanischen  oder  Portugiesischen  H.  G.  H.  beruhenden  Gesetz- 
büchern zu. 

B  orc  bar  dt,  Handelsrecht.  I.    2.  Auflage.  37 


578  V.    Brasilien. 

handeltreibende    sind,    sich     vereinigen,    um    gemeinschaftlich    unter  eiier 
Gesellschaftsfirma  Handel  zu  treiben. 

Es  können  jedoch  in  die  Gesellschaftsfirma  die  Namen  von  denjeoisei. 
Gesellschaftern  nicht  aufgenommen  werden,  welche  Nichthandeltreibende  sind. 

316.  Bei  den  Kollektivgesellschaften  werden  durch  die  von  irgeLd 
einem  der  geschäftsföhrenden  Gesellschafter  gezeichnete  Gesellschafufirsii 
wenn  derselbe  in  der  Yertragsurkunde  zum  Gebrauche  der  Firma  ennickii?t 
worden  war,  sämmtliche  Gesellschafter  solidarisch  Dritten  gegenüber,  sowie 
letztere  der  Gesellschaft  gegenüber  verpflichtet,  auch  wenn  es  sich  am  da 
Privatgeschäft  des  die  Firma  zeichnenden  Gesellschafters  oder  des  Drinu 
handelt,  mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  in  welchen  die  Ge>ell- 
schaftsfirma  bei  Unternehmungen  angewendet  worden  ist,  welche  den  11 
Vertrage  bezeichneten  Geschäften  fern  liegen. 

Wenn  in  dem  Vertrage  die  Bezeichnung  eines  oder  mehrerer  Geseil- 
schafter  unterblieben  ist,  welche  ausschliesslich  die  Befugniss  haben,  öi^ 
Geselbchaftsfirma  zu  gebrauchen,  auch  keiner  derselben  hiervon  ausgeschlossen 
ist,  so  wird  vermuthet,  dass  alle  Gesellschafter  das  gleiche  Recht  haben,  die- 
selbe zu  gebrauchen. 

Gegen  den  Gesellschafter,  welcher  die  Gesellschaftsfirma  missbraucii: 
hat,  ist  sowohl  Seitens  der  Gesellschafter,  als  auch  Seitens  eines  Dritten 
eine  Klage  wegen  der  Verluste  und  der  Schäden  zulässig;  und  wenn  qh 
dem  Missbrauch  gleichzeitig  Betrug  oder  Dolus  konkurrirt,  so  kann  letz- 
terer gegen  denselben  die  strafrechtliche  Klage,  welche  eventuell  zul§?>ig 
ist,  erneben. 

Abschnitt  IV. 
Von    der   Gesellschaft   des    Kapitals   und   der   Arbeit 

317.  Eine  Gesellschaft  des  Kapitals  und  der  Arbeit  wird  djejeni^ 
genannt,  welche  zwischen  Personen  geschlossen  wird,  die  einestheils  dt 
den  zur  kaufmännischen  Geschäftsführung  im  Allgemeinen  oder  zu  eiceiE 
Handelsunternehmen  im  Besonderen  nothwendigen  Geldmitteln  oder  andem- 
theils  lediglich  nur  mit  ihrer  Thätigkeit  beitragen. 

Der  industrielle  Gesellschafter  kann,  falls  nicht  das  Gegentheil  ver- 
einbart worden  ist,  an  irgend  einem,  der  Gesellschaft  fremden  Gescbift^' 
unternehmen  nicht  theilnehmen,  bei  Strafe,  den  Gewinn  aus  demselben  ^ 
verlieren,  sowie  aus  der  Gesellschaft  ausgeschlossen  zu  werden. 

318.  Die  Gesellschaft  des  Kapitals  und  der  Arbeit  kann  unter  eirer 
Gesellschaftsfirma  gebildet  werden  oder  ohne  dieselbe  bestehen.  In  <i^ 
ersteren  Falle  finden  auf  dieselbe  alle  im  Abschnitt  III  dieses  Kapitels  fest- 
gesetzten Bestimmungen  Anwendung. 

319.  Die  Vertragsurkunde  einer  Gesellschaft  des  Kapitals  und  der 
Arbeit  muss  ausser  den  im  Art.  302  bezeichneten  Angaben  die  Verpfiicl* 
tun  gen  desjenigen  oder  derjenigen  Gesellschafter  specialisiren ,  welche  sick 
an  der  Vereinigung  nur  mit  ihrer  Thätigkeit  betheili^en,  sowie  den  Antbeil 
an  dem  Gewinn  bestimmen,  welcher  denselben  bei  der  Vertheilung  z^ 
fallen  muss. 

In  Ermangelung  einer  Bestimmung  in  dem  Vertrage  hat  der  indastriells 
Gesellschafter  auf  eine  Quote  am  Gewinn  Anspruch,  welche  deijenigen 
gleich  ist,  die  zu  Gunsten  des  Gesellschafters  festgesetzt  worden  ist,  der  da^ 
geringste  Kapital  eingezahlt  hat. 

320.  Die  Verpflichtung  der  Gesellschafter,  die  Kapital  eingezah» 
haben,  ist  solidarisch  und  erstreckt  sich  über  das  Kapital  hinaus,  mi- 
welchem  sie  sich  an  der  Gesellschaft  zu  betheiligen  verpflichtet  haben. 
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321.  Der  industrielle  Gesellschafter  haftet  nicht  niit  seinem  Privat- 
vermögen den  Gläubigem  der  Gesellschaft. 

Wenn  er  jedoch  ausser  seiner  Thätigkeit  zu  dem  Kapital  mit  irgend 
einem  Betrage  in  baarem  Gelde,  Vermögensstücken  oder  Effekten  beiträgt 
oder  die  Gesellschaftsfirma  führt,  wird  er  ein  solidarisch  haftender  Gesell- 
schafter mit  der  ganzen  Verantwortlichkeit. 

322.  Der  industrielle  Gesellschafter  ist  nicht  verpflichtet,  auf  Grund 
später  eingetretener  Verluste,  dasjenige  zurückzuerstatten,  was  er  von  den 
gesellschanlichen  Gewinnen  als  Dividenden  erhalten  hat,  es  sei  denn,  dass 
Dolus  oder  Betrug  seinerseits  nachgewiesen  wird  (Art.  828). 

323.  Die  gesellschaftlichen  Fonds  können  in  keinem  Falle  für  die 
Privatschulden  oder  -Verbindlichkeiten  des  industriellen  Gesellschafters  ohne 
Kapital  haftbar  gemacht,  noch  dafür  in  Anspruch  genommen  werden;  es 
kann  jedoch  der  Theil  des  Gewinnes,  welcher  demselben  bei  der  Vertheilung 
zufallt,  in  Anspruch  genommen  werden. 

324.  Es  stehen  sowohl  den  Gesellschaftern,  welche  Kapital  eingezahlt 
haben ,  als  auch  den  Gesellschaftsgläubigern  gegen  den  industriellen  Gesell- 
schafter alle  diejenigen  Klagen  zu,  welche  das  Gesetz  gegen  den  treulosen 
oder  nachlässigen,  strafbaren  Geranten  oder  Mandatar  gewährt. 

Abschnitt  V. 
Von  der  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Rechnung. 

325.  Wenn  zwei  oder  mehrere  Personen,  "von  denen  wenigstens  eine 
Kaufmann  ist,  sich  ohne  Gesellschaftsfirma  zu  gemeinschaftlichem  Gewinne 
zu  einem  oder  mehreren  bestimmten  Handelsunternehmungen  vereinigen,  in- 
dem einer,  einige  oder  alle  unter  ihrem  persönlichen  Namen  für  den  gesell- 
schaftlichen Zweck  thätig  sind,  so  heisst  diese  Vereinigung  Gesellschaft  für 
gemeinschaftliche  Rechnung,  zuföllige,  gelegentliche  oder  anonyme  Gesell- 
schaft; diese  Gesellschaft  ist  den  für  die  Errichtung  der  anderen  Gesell- 
schaften vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  unterworfen  und  kann  durch 
jedes  der  bei  den  Handelsverträgen  zugelassenen  Beweismittel  bewiesen  wer- 
den (Art.  122). 

326.  Bei  der  Gesellschaft  für  gemeinschaftliche  Rechnung  ist  der 
offene  Gesellachafter  (socio  ostensivo)  der  einzige,  welcher  Dritten  gegen- 
über verpflichtet  wird;  die  anderen  Gesellschafter  werden  nur  diesem  Ge- 
sellschafter gegenüber  hinsichtlich  aller  Folgen  der  gesellschaftlichen  Ge- 
schäftsunternehmungen und  Verbindlichkeiten,  welche  genau  nach  den 
Bestimmungen  des  Vertrages  unternommen  sind,  verpflichtet. 

327.  Bei  dieser  Gesellschaft  macht  der  geschäftsführende  Gesell- 
schafter das  gesammte  gesellschaftliche  Vermögen  verantwortlich  und  so- 
^ar  für  seine  persönlichen  Verbindlichkeiten,  wenn  der  Dritte,  mit  welchem 
er  kontrahirt,  das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  nicht  gekannt  hat,  un- 
beschadet des  Anspruches  der  geschädigten  Gesellschafber  gegen  den  ge- 
schäftsführenden  Gesellschafter. 

328.  Im  Falle  des  Bankrotts  oder  des  Falliments  des  geschäftsfuhren- 
den  Gesellschafters  ist  es  dem  Dritten,  mit  welchem  derselbe  kontrahirt 
hatte,  erlaubt,  alle  Rechnungen,  die  er  mit  demselben  hatte,  selbst  wenn 
solche  unter  verschiedenen  Bezeichnungen  eröffnet  worden  waren,  mit  den 
auf  der  einen  oder  der  anderen  dieser  Rechnungen  sich  vorfindenden  Be- 
trägen zu  Saldiren,  auch  wenn  die  übrigen  Gesellschafter  nachweisen,  dass 
diese  Beträge  ihnen  gebühren ,  es  sei  denn,  »dass  sie  zugleich  den  Beweis 
führen,  dass  dieser  Dritte  vor  dem  Falliment  von  dem  Vorhandensein  der 
Gesellschaft  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  Kenntniss  hatte. 

37* 
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Abschnitt  VI. 
Von  den   Rechten   und   Pflichten   der   Gesellschafter. 

329.  Die  Verpflichtungen  der  Gesellschafter  beginnen  mit  dem  Datum 
des  Vertrages  oder  dem  in  demselben  bezeichneten  Zeitpunkte  und  höreo 
auf,  nachdem  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  alle  geseilschafUichen  Ver- 
bindlichkeiten erledigt  und  getilgt  sind. 

330.  Die  Gewinne  und  Verluste  fallen  allen  Gesellschaftern  nach 
dem  Verhältniss  ihrer  bezüglichen  Antheile  an  dem  gesellschaftlichen  Fonds 

Semeinschaftlich  zu,    es  sei  denn,  dass  im  Vertrage  ausdrücklich  etwas  an- 
eres  festgesetzt  worden  ist. 

331-  Die  Majorität  der  Gesellschafter  ist  ohne  die  einstimmige  Bio- 
willigung  aller  Gesellschafter  nicht  befugt,  Geschäftsunternehman^en  vor- 
zunehmen, welche  von  den  im  Vertrage  vereinbarten  verschieden  sind. 

In  allen  übrigen  Fällen  werden  die  gesellschaftlichen  Geschäfte  nach 
Stimmenmehrheit  entschieden,  die  in  der  im  Art.  486  vorgeschriebenen  Art 
und  Weise  berechnet  wird. 

332.  Wenn  der  Gesellschaftsvertrag  zu  der  Art  derjenigen  gehört, 
welche  nur  Gültigkeit  haben,  wenn  sie  in  öffentlicher  Urkunde  abgeschlossen 
worden  sind,  so  kann  kein  Gesellschafter  die  Gesellschaftsfirma  in  gültiger 
Weise  ohne  die  in  einer  öffentlichen  Urkunde  ausdrücklich  ertheilte  spe- 
cielle  Ermächtigung  der  anderen  Gesellschafter  haftbar  maclien. 

333.  Der  Gesellschafter,  welcher  ohne  schriftliche  Einwilligung  der 
anderen  Gesellschafter  die-  Fonds  oder  Effekten  der  Gesellschaft  zu  Ge 
Schäften  für  eigene  Rechnung  oder  für  diejenige  eines  Dritten  verwendet 
oder  gebraucht,  ist  verpflichtet,  zur  gemeinschaftlichen  Masse  alle  darans 
erwachsenden  Gewinne  abzuliefern;  und  wenn  Verluste  oder  Schäden  ein- 
treten, gehen  diese  für  seine  Privatrechnung,  unbeschadet  des  strafrechtlicher 
Verfahrens,  welches  eventuell  stattfinden  kann  (Art.  316). 

334.  Keinem  Gesellschafter  ist  es  gestattet,  einem  Dritten,  welche: 
nicht  Gesellschafter  ist,  den  ihm  an  der  Gesellschaft  zustehenden  Antheii 
zu  cediren,  noch  sich  ohne  die  ausdrückliche  Einwilligung  aller  übriger. 
Gesellschafter  bei  der  Ausübung  derjenigen  Funktionen,  welche  er  in  der 
Gesellschaft  auszuüben  hat,  vertreten  zu  lassen,  bei  Strafe  der  Nichtigkei* 
des  Vertrages;  jedoch  kann  er  sich  mit  einem  Dritten  bezüglich  seines  An- 
theiles  associiren ,  ohne  dass  hierdurch  der  Theilhaber  als  Mitglied  der  Ge- 
sellschaft betrachtet  wird. 

Abschnitt  VII. 
Von   der   Auflösung   der   Gesellschaft. 

335.  Die  Gesellschaften  werden  als  aufgelöst  erachtet: 

1.  durch  Ablauf  der  für  ihre  Dauer  festgesetzten  Frist; 

2.  durch  das  Falliment  der  Gesellschaft  oder  irgend  eines  der  Gre^ell- 
schafter; 

3.  durch  gegenseitige  Uebereinkunft  aller  Gesellschafter; 

4.  durch  den  Tod  eines  der  Gesellschafter,  es  sei  denn,  dass  rück- 
sichtlich  der  Ueberlebenden  eine  entgegengesetzte  Abrede  getroffen 
worden  ist; 

5.  durch  den  Willen  eines  der  Gesellschafter,  wenn  die  Gesellschaft  ad 
unbestimmte  Zeit  geschlossen  worden  ist. 

In  allen  diesen  Fällen  muss  die  Gesellschaft  so  lange  fortgesetzt  werdeu. 
bis  die  schwebenden  Geschäfte  beendigt  worden  sind,  indem  zur  Liquidation 
der  beendigten  geschritten  wird. 
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Diese  Gesellschaften  können  auf  Antrag  irgend  eines  der  Gesell- 
schafter vor  der  im  Vertrage  festgesetzten  Zeit  gerichtlich  aufgelöst  werden: 

1.  wenn  es  sich  herausstellt,  dass  die  Fortführung  der  Gesellschaft  un- 
möglich isty  weil  das  Geselbchaftsunternehmen  und  der  Gesellschafts- 
zweck nicht  ausgeführt  werden  kann,  wie  in  den  Fällen  des  voll* 
ständigen  Verlustes  des  Gesellschaftskapitals  oder  in  denjenigen  der 
Unzulänglichkeit  desselben ; 

2.  bei  Unfähigkeit  eines  der  Gesellschafter  oder  bei  moralischer  oder 
ciyiler  Incapacität,  welche  durch  Urtheilsspruch  festgestellt  ist; 

3.  bei  Treulosigkeit,  Pflichtvergessenheit,  Verletzung  oder  Versäumniss 
in  der  Erfüllung  der  gesellschaftlichen  Verpflichtungen  oder  bei 
Flucht  irgend  eines  der  Gesellschafter. 

337.  Die  Gesellschaft,  mag  sie  mittelst  öffentlicher  oder  privater  Ur- 
kunde errichtet  worden  sein,  muss  in  derselben  urkundlichen  Form,  unter 
welcher  sie  geschlossen  worden  ist,  au^elöst  werden,  sofern  die  Auf- 
lösung auf  gütlichem  Wege  erfolgt. 

338.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  mag  sie  freiwillig  oder  gericht- 
lich geschehen,  muss  in  aas  Handelsregister  eingetragen  und  in  den  Blättern 
des  Domicils  der  Gesellschaft  oder  des  nächstgelegenen  Ortes  und,  in  Er- 
mangelung derselben,  durch  Anschlagzettel,  welche  an  den  öffentlichen 
Orten  anzuheften  sind,  publicirt  werden,  bei  Strafe,  dass  die  Haftbarkeit 
aller  Gesellschafter  rücksichtlich  jeder  Verpflichtung  fortbesteht,  welche 
irgend  einer  von  ihnen  mit  einem  Dritten  im  Namen  der  Gesellschaft 
kontrab iren  könnte. 

339.  Der  Gesellschafter,  welcher  vor  der  Auflösung  der  Gesellschaft 
ausscheidet,  bleibt  für  die  bis  zum  Momente  des  Ausscheidens  kontrahirten 
Verpflii'htungen  und  erlittenen  Verluste  verantwortlich.  Im  Falle,  dass  zu 
dieser  Zeit  Gewinne  vorhanden  sind,  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  die 
Fonds  und  Antheile  des  ausscheidenden  oder  mit  rechtmässigem  Grunde 
ausgeschlossenen  Gesellschafters  so  lange  zurückzubehalten,  bis  alle  schwe- 
benden Geschäfte,  welche  vor  dem  Ausscneiden  begonnen  waren,  erledigt  sind. 

340.  Nach  Auflösung  der  Gesellschaft  kann  kein  Gesellschafter  die 
Gesellschaflsfirma  bei  irgend  einer  Verpflichtung  gebrauchen,  auch  wenn 
dieselbe  vor  dem  Zeitpunkte  der  Auflösung  kontrahirt  oder  zur  Bezahlung 
gesellschaftlicher  Schulden  verwendet  worden  ist. 

341.  Ein  Wechselbrief  oder  Provinzialwechsel,  welcher  von  einem 
Gesellschafter  nach  der  in  gehöriger  Weise  publicirten  Auflösung  der  Gesell- 
schaft ausgestellt  oder  acceptirt  worden  ist,  kann  gegen  die  übrigen  Gesell- 
schafter nicht  eingeklagt  werden,  auch  wenn  der  Indossatar  beweisen  kann, 
dass  er  den  Wechsel  in  gutem  Glauben  aus  Mangel  an  Nachricht  genommen 
hat,  oder  selbst,  wenn  er  beweist,  dass  der  Wechsel  von  dem  Gesellschafter, 
der  ihn  ausgestellt  oder  angenommen  hat,  zur  Liquidation  gesellschaftlicher 
Schulden  verwendet  worden  ist,  oder  dass  er  das  Geld  zum  Gebrauche  der  Firma 
während  der  Dauer  der  Gesellschaft  vorgeschossen  hat,  unbeschadet  der 
Rechte,  welche  dem  Gesellschafter,  der  den  Wechsel  ausgestellt  oder  acceptirt 
hat,  gegen  die  anderen  Gesellschafter  zustehen  können. 

342.  Wenn  den  Schuldnern  nach  Auflösung  der  Gesellschaft  mit- 
getheilt  worden  ist,  dass  ein  bestimmter  Gesellschafter  damit  beauftragt 
worden  ist,  die  Forderungen  der  Gesellschaft  einzuziehen,  so  befreit  der  von 
einem  der  übrigen  Gesellschafter  später  ertheilte  Empfangsschein  den 
Schuldner  nicht. 

343.  Wenn  zur  Zeit  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ein  Gesellschafter 
die  Einziehung  der  Forderungen  und  die  Bezahlung  der  Schulden  über- 
nimmt, indem  er   den   andern  Gesellschaftern   für  jede   zukünftige  Verant- 
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^ortlichkeit  Bürgschaft  leistet,  so  schädigt  diese  Bürgschaft  Dritte  nur  dauD, 
wenn  sie  ausdrücklich  ihre  Zustimmung  ertheilt  oder  mit  demselben  eine 
Novation  des  Vertrages  vorgenommen  haben  (Art.  438).  Wenn  jedoch  der 
Gesellschafter,  welcher  die  Bürgschaft  geleistet  hat,  den  Betrieb  von  Ge- 
schäften, welche  die  aufgelöste  Gesellschaft  zum  Gegenstande  hatte^  unter 
derselben  oder  unter  einer  neuen  Firma  fortsetzt,  so  werden  die  Gesellschafter, 
welche  aus  der  Gesellschaft  ausgeschieden  sind,  vollständig  entlastet,  wenn 
der  Gläubiger  mit  dem  GesellschaJFter,  welcher  unter  derselben  oder  unter  einer 
neuen  Firma  Geschäfte  zu  betreiben  fortföhrt,  später  Verträge  abschlies>t, 
aus  denen  hervorgeht,  dass  er  seinem  Kredit  vertraut. 

Abschnitt  VIII. 
Von    der   Liquidation   der    Gesellschaft. 

344.  Nach  Auflösung  einer  Handelsgesellschaft  müssen  die  Gesell- 
schafter, welche  während  ihres  Bestehens  mit  der  Geschäftsführung  beauf- 
tragt waren,  die  Liquidation  unter  derselben  Firma,  und  zwar  mit  dem  Zu- 
sätze: „in  Liquidation",  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Vertrage  etwas 
anderes  festgesetzt  worden  ist,  oder  dass  die  Gesellschafter  einstimmig  oder, 
bei  Verschiedenheit  der  Meinungen,  mit  Stimmenmehrheit  verlangen,  die 
Liquidation  einem  andern  Gesellschafter,  der  nicht  Gerant  ist,  oder  einer 
ausserhalb  der  Gesellschaft  stehenden  Person  zu  übertragen. 

345.  Die  Liquidatoren  sind  verpflichtet: 

1.  innerhalb  14  Tagen  unmittelbar  nach  ihrer  Ernennung  ein  Inventar 
und  eine  Bilanz  über  das  Gesellschaftsvermögen  aufzustellen  und 
dieselben  sofort  zur  Kenntniss  aller  Gesellscliafter  zu  bringen,  bei 
Strafe,  dass  vom  Gericht  auf  Kosten  der  Liquidatoren,  falls  sie 
Gesellschafter  sind,  eine  Liquidationsverwaltung  ernannt  werden 
kann;  falls  sie  es  nicht  sind,  haben  sie  auf  irgend  eine  Entschädi- 
gung für  die  geleistete  Arbeit  keinen  Anspruch; 

2.  jedem  Gesellschafter  monatlich  den  Stand  der  Liquidation  mitzu- 
theilen  unter  derselben  Strafe; 

3.  nach  Beendigung  der  Liquidation  sofort  zur  Auseinandersetzung  und 
Vertheilung  des  gesellschaftlichen  Vermögens  zu  schreiten,  h\h  die 
Gesellschafter  nicht  dahin  übereinkommen,  dass  nach  Erfüllung 
sämmtlicher  Verpflichtungen  der  Gesellschaft  die  Dividenden  nach 
Prozenten  und  in  dem  Maasse,  wie  die  Liquidation  des  besagten  Ver- 
mögens vorwärts  schreitet,  zur  Vertheilung  gebracht  werden. 

346.  Im  Falle  der  Kassenbestand  der  Gesellschaft  zur  Bezahlung  der 
exigibelen  Schulden  nicht  hinreicht,  sind  die  Liquidatoren  verpflichtet,  die 
erforderlichen  Gelder  von  den  Gesellschaftern  einzuziehen,  in  den  Fällen,  in 
welchen  letztere    zur  Leistung  derselben  verpflichtet  sind. 

347.  Die  Liauidatoren  haften  den  Gesellschaftern  gegenüber  für  den 
Schaden,  welcher  aer  Masse  durch  eine  Vernachlässigung  bei  der  Erfüllung 
ihrer  Funktionen  und  durch  irgend  welchen  Missbrauch  der  Effekten  der 
Gesellschaft  erwächst. 

Im  Falle  der  strafbaren  Unterlassung  oder  Vernachlässigung  können 
sie  von  dem  Handelstribunal  oder  an  den  Orten  ausserhalb  des  Sitzes  dieses 
Tribunals  von  dem  Handelsrichter  abgesetzt  werden  und  haben  keinen  An- 
spruch auf  irgend  eine  Bezahlung  ihrer  Arbeit;  wenn  Treulosigkeit  oder 
Betrug  nachgewiesen  wird,  findet  gegen  dieselben  eventuell  die  betreffende 
strafrechtliche  Klage  statt. 
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348*  Nach  Beendigung  der  Liquidation  und  Festsetzung  der  Art  und 
Weise  der  Auseinandersetzung  und  Vertheilung  udd  Billigung  dieser  beiden 
Massnahmen  Seitens  der  in  Liquidation  befindlichen  Gesellschafter  hört  jede 
Reklamation  von  Seiten  der  letzteren  sowohl  gegenseitig  untereinander,  als 
auch  gegen  die  Liquidatoren  auf.  Der  Gesellschailer,  welcher  die  Liquidation 
oder  vertheilung  nicht  billigt,  ist  verpflichtet ,  innerhalb  10  Tagen  nach  der 
Mittheilung  derselben  an  ihn  seine  Reklamation  zu  erheben,  bei  Strafe,  dass  er 
nicht  mehr  zu  dieser  Reklamation  zugelassen,  und  dass  diese  Liquidation  und 
Vertheilung  für  richtig  erachtet  wird. 

Wenn  eine  Reklamation  rechtzeitig  erhoben  worden  ist  und  die  Inter- 
essenten sich  hierüber  nicht  einigen  können,  so  muss  über  dieselbe  inner- 
halb anderweitiger  10  utiliter  gerechneter  Tage  durch  Schiedsrichter  ent- 
schieden werden;  diese  Frist  kann  der  Handelsrichter  um  fernere  10  Tage, 
die  nicht  prorogabel  sind,  verlängern. 

349.  Kein  Gesellschafter  kann  verlangen,  dass  ihm  seine  Dividende 
ausgehändigt  werde,  so  lange  die  Passiven  der  Gesellschaft  noch  nicht  voll- 
ständig bezahlt  oder  eine  zu  ihrer  Bezahlung  genügende  Summe  hinterlegt 
worden  ist;  er  kann  jedoch  die  Hinterlegung  der  liquidirten  Beträge  ver- 
langen. 

Diese  Bestimmung  umfasst  nicht  diejenigen  Gesellschafter,  welche  der 
Gesellschaft  ein  Darlehn  gewährt  haben;  dieselben  müssen  für  die  als  Dar- 
lehn gef^ebenen  Beträge  in  derselben  Weise,  wie  die  anderen  Gläubiger,  be- 
friedigt werden. 

350  Das  Privatvermögen  der  Gesellschafter  kann  für  die  Schulden 
der  Gesellschaft  erst  in  Anspruch  genommen  werden,  nachdem  in  das  ge- 
sammte  Vermögen  der  Gesellschaft  die  Exekution  vollstreckt  worden  ist. 

351.  Die  Liquidatoren  können  über  die  gesellschaftlichen  Interessen 
ohne  specielle,  schriftlich  ertheilte  Ermächtigung  der  Gesellschafter  weder 
Vergleiche  abschliessen,  noch  Kompromisse  unterzeichnen,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit. 

352.  Nach  der  definitiven  Liquidation  und  Vertheilung  werden  die 
Handelsbücher  und  bezüglichen  Dokumente  der  Gesellschaft  in  dem  Hause 
eines  der  Gesellschafter  aufbewahrt,  welcher  durch  Stimmenmehrheit  hierzu 
erwählt  worden  ist. 

353.  Bei  den  Liquidationen  von  Handelsgesellschaften,  bei  denen 
Minderjährige  interessirt  sind,  muss  die  Liquidation  und  Vertheilung  unter 
Hinzuziehung  ihrer  Vormünder  und  eines  vom  Vormundschaftsrichter  zu 
diesem  Zwecke  denselben  bestellten  Specialkurators  vorgenommen  werden; 
alle  mit  diesen  Vormündern  und  Kuratoren  ausgeführten  Handlungen  sind 
gültig  nnd  unwiderruflich,  ohne  dass  gegen  dieselben  zu  irgend  emer  Zeit 
die  Rechtswohlthat  der  Restitution  geltend  gemacht  werden  kann,  indem  nur  den 
Minderjährigen  das  Recht  unbenommen  bleibt,  von  ihren  Vormündern  und 
Kuratoren  die  Schäden  erstattet  zu  verlangen,  welche  ihnen  aus  der  straf- 
baren Nachlässigkeit,  einem  Dolus  oder  Betrüge  derselben  erwachsen. 

TITEL  XVI. 

Von  den  Wechseln,  den  Promessen  und  Handels- 
kreditscheinen. 

Dieser  Abschnitt  (Art.  354 — 427)  ist  bereits  in  der  ,» Vollständigen  Samin« 
lang''  etc.  i)  Übersetzt  und  hier  nicht  nochmals  zum  Abdruck  gelangt. 

^)  „Vollständige  Sammlung  der  geltenden  Wechselgesetze  aller  Länder"  von 
Dr.  S.  Borchardt,  Berlin  1871. 
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TITEL  XVn. 

Von  der  Art  und  Weise  der  Aufhebung  und  des  Erlöschens 
der  Handelsobligationen. 

KAPITEL  L 

Allgemeine  Bestimmungen. 

428-  Die  Handelsobligationen  werden  durch  alle  diejenip^en  Mittel  auf- 
gehoben, welche  das  Civilrecht  far  das  Erlöschen  und  die  Aufhebang  der 
Obligationen  im  Allgemeinen  zulässt,  mit  den  Modifikationen  dieses  Gesetz- 
buches. 

{iAPITEL  n. 

Von  den  kaufmännischen  Zahlungen. 

429.  Die  Zahlung  ist  nur  dann  gültig,  wenn  sie  an  den  Gläubiger 
selbst  oder  an  eine  in  gehöriger  Weise  von  demselben  zur  Empfangnahme 
ermächtigten  Person  erfolgt  ist. 

430.  In  Ermangelung  der  Festsetzung  eines  Ortes  muss  die  Zahlung 
an  dem  Domicil  des  Schuldners  erfolgen. 

431.  Der  Gläubiger  kann  nicht  verpflichtet  werden,  die  Zahlung  an 
einem,  von  Hem  vertragsmässig  festgesetzten,  verschiedenen  Orte,  noch  vor 
der  Yerfallzeit  anzunehmen,  noch  in  einzelnen  Posten  das  in  Eimpfieing  zu 
nehmen,  was  vollständig  geschuldet  worden  ist,  es  sei  denn,  dass: 

1.  der  übrigbleibende  Betrag  noch  illiquide  ist; 

2.  verschiedene    Summen    oder    Leistungen    geschuldet    werden,    oder 
solche,  welche  aus  verschiedenen  Rechtsgründen  oder  Titeln  hervor- 

Sehen; 
ie  Obligation  von  Rechtswegen  theilbar  ist,  wie  bei  den  Antheilen 
der  Gläubiger,  Gesellschafter  oder  Erben; 
4.  bei   gerichtlichen  Zwangsvollstreckungen    die   mit  Beschlag  bellten 

Yermögensstücke  zur  vollständigen  Bezahlung  nicht  ausreichen. 
Wenn  die  Schuld  in  Metallgeld  besteht,  so  kann  die  Zahlung,  in  E^ 
mangelung  desselben,  in  der  laufenden  Landesmünze  nach  dem  Wechsel- 
course  des  Ortes  und  des  Tages  der  Fälligkeit  bewirkt  werden;  wenn  der 
Wechselcours  bei  eintretendem  Verzuge  sinkt,  nach  dem  Course  des  Tages, 
an  welchem  die  Zahlung  hätte  erfolgen  müssen,  es  sei  denn,  dass  aus- 
drücklich festgesetzt  worden  ist,  dass  die  Zahlung  in  einer  bestimmten  und 
verabredeten  Münzsorte  und  nach  einem  festen  Wechselcourse  geleistet 
werden  müsse. 

432.  Der  Vermerk  in  dem  von  dem  Gläubiger  unterzeichneten  Konto- 
korrent oder  in  den  Handelsbüchern  desselben  (Art.  23)  des  Inhalts,  dass 
dem  Schuldner  Kredit  gegeben  worden  ist,  lässt  die  Zahlung  vermuthen, 
auch  wenn  die  Schuld  durch  öfiFentliche  oder  private  Urkunde  kontrahirt 
worden  ist. 

433.  Wenn  eine  Schuld  aus  verschiedenen  Rechtsgründen  oder  meh- 
reren Titeln  herrührt  und  aus  den  Empfangsscheinen  oder  Büchern  nicht 
hervorgeht,  zur  Bezahlung  welcher  Schuld  der  gezahlte  Betrag  verwendet 
worden  ist,  so  wird  vermuthet,  dass  die  Zahlung  erfolgt  ist: 

1.  auf  Rechnung  der  liquiden  Schuld,    wenn  eine  andere  illiquide  kon- 
kurrirt; 

2.  bei   der  Konkurrenz   gleich   liquider  Schulden    für    Rechnung   der- 
jenigen, welche  die  lästigere  gewesen  ist; 
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3.  wenn  in  der  Beschaffenheit  der  Schulden  Gleichheit  vorhanden  ist, 
so  wird  die  Zahlung  auf  die  ältere  Schuld  angerechnet; 

4.  wenn  die  Schulden  Ton  demselben  Datum  und  gleicher  Beschaffen- 
heit sind,  wird  angenommen,  dass  die  Zahlung  für  Rechnung  aller 
nach  dem  gehörigen  Yerhältniss  erfolgt  ist; 

5.  wenn  die  Schuld  Zinsen  trägt^  werden  die  a  conto  Zahlungen  zuerst 
auf  die  Zinsen  angerechnet,  soweit  dieselben  zur  Tilgung  der  fälligen 
ausreichen. 

434.  Wenn  der  Schuldner  sich  mit  der  einfachen  Uebergabe  des  Titels 
nicht  begnügt,  so  ist  der  Gläubiger  verpflichtet,  demselben  eine  Quittung 
oder  einen  Empüangsschein  auszuhändigen^  und  zwar  in  zwei  oder  drei 
Exemplaren,  falls  derselbe  mehr  als  eins  verlangt. 

Wenn  die  Quittung  oder  der  Empfangsschein  in  allgemeinen  Aus- 
drücken ohne  Vorbehalt  oder  Einschränkung  ertheilt  worden  ist,  und  wenn 
dieselben  den  Vermerk:  „Rechnungsabschlüsse^,  „Rest  einer  grosseren 
Summe''  oder  irgend  einen  anderen  gleichbedeutenden  enthalten,  so  wird 
vermuthet|  dass  sie  jede  Schuld  begreifen ,  welche  aus  einem  Rechtsgrund 
herrührt,  der  vor  dem  Datum  dieser  Quittung  oder  dieses  Empfangsscheines 
liegt.  ' 

435.  Wenn  einer  Verwaltung  Generalquittung  ertheilt  worden  ist,  so 
kann  gegen  dieselbe  irgend  eine  Reklamation  nicht  mehr  erhoben  werden, 
es  sei  denn,  dass  ein  Rechnungsfehler,  Dolus  oder  Betrug  nachgewiesen  wird. 

436.  Die  Leistung  oder  Zahlung  Seitens  eines  Dritten  entlastet  den 
Schuldner;  wenn  letzterer  jedoch  ein  Interesse  daran  hatte,  dass  die  Zahlung 
nicht  erfolgte,  weil  er  die  Klage  des  Gläubigers  aus  irgend  einem  Rechts- 
grunde hätte  illusorisch  machen  können,  so  wird  die  Zahlung  Seitens  des 
Dritten  für  unbefugt  und  ungehörig  erfolgt  angesehen,  und  der  Anspruch  und 
die  Klage  des  Gläubigers  gegen  seinen  ochuldner  gehen  nicht  verloren. 

Wenn  die  Zahlung  vor  der  Verfallzeit  erfolgt  ist,  kann  der  subrogirte 
Cessionar  gegen  den  Schuldner  erst  nach  Ablauf  der  Frist  Klage  erheben. 

437.  Der  Schuldner,  in  dessen  Händen  irgend  ein  Geldbetrag  mit  Be- 
schlag belegt  wird,  und  der  Käufer  irgend  einer  Sache,  welche  mit  einer 
Auflage  oder  einer  Verpflichtung  belastet  ist,  werden  befreit,  wenn  sie  den 
Preis  oder  die  Sache  gerichtlich  hinterlegen,  unter  persönlicher  Vorladung 
der  bekannten  Gläubiger  und  Edictalcitation  der  unbekannten. 

Die  Edictalcitation  präjudicirt  in  keiner  Weise  das  Recht  der  bekannten 
Gläubiger,  welche  eine  Hypothek  auf  die  verkaufte  Sache  für  eine  bestimmte, 
gesetzlich  oder  vertra^smässig  bezeichnete  Zeit  haben,  sofern  diese  Frist 
noch  nicht  abgelaufen  ist. 

KAPITEL  ni. 
Von  der  Handelsnovation  und  -Kompensation. 

438.  Eine  Novation  ist  vorhanden: 

1.  wenn  der  Schuldner  mit  dem  Gläubiger  eine  neue  Obligation  kon- 
trahirt,  welche  das  Wesen  der  ersteren  verändert; 

2.  wenn  ein  neuer  Schuldner  an  die  Stelle  des  alten  tritt  und  der 
letztere  entlastet  wird; 

3.  weim  durch  einen  neuen  Vertrag  ein  Gläubiger  an  die  Stelle  eines 
anderen  tritt  und  durch  diese  Handlung  der  Schuldner  von  dem 
ursprünglichen  Gläubiger  befreit  wird. 

Die  Novation  befreit  alle  Mitverpflichteten,  welche  an  derselben  nicht 
Theil  genommen  haben  (Art.  262). 
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•439.  Wenn  ein  Eaufmann  einem  anderen  zur  Zahlung  einer  be- 
stimmten Summe  in  baarem  Gelde  oder  in  Effekten  verpflichtet  ist  und  der 
Gläubiger  oder  der  Schuldner  dem  anderen  zu  mehr  oder  weniger  eben- 
falls verpflichtet  ist,  so  ist  der  Schuldner,  welcher  von  dem  anderen  ver- 
klagt wird,  berechtigt,  falls  beide  Schuldforderungen  in  gleicher  Weise 
liquide  und  bestimmt  oder  die  Effekten  von  gleicher  Beschaffenheit  und 
Art  sind,  zu  verlangen,  dass  eine  Kompensation  oder  gegenseitige  Auf- 
hebung der  einen  Schuld  mit  der  anderen  erfolgt,  und  zwar  insoweit,  als 
beide  konkurriren. 

440.  Wenn  jedoch  ein  Kaufmann,  der  auf  Herausgabe  einer  be- 
stimmten Geldsumme  oder  irgend  eines  anderen  Werthes  verklagt  wird, 
welcher  ihm  zur  Aufbewahrung  oder  als  Depositum  übergeben  worden 
war,  den  Einwand  erhebt,  dass  der  Gläubiger  ihm  einen  anderen  gleichen 
Betrag  oder  Werth  verschulde,  so  kann  die  Kompensation  nicht  eintreten, 
und  derselbe  ist  verpflichtet,  das  Depositum  herauszugeben,  es  sei  denn. 
dass  die  Schuld  aus  emem  gleichen  Kechtsgrunde  herrührt. 


TITEL  XVIII. 
Von  der  Verjährung. 

441.  Alle  in  diesem  Gesetzbuch  bezeichneten  Fristen,  innerhalb  deren 
eine  Klage  oder  ein  Protest  erhoben  oder  irgend  eine  andere  Handlung  vor- 
genommen werden  muss,  sind  Nothfristen  und  improrogabel,  ohne  dass  gegen 
den  Ablauf  derselben  eine  Reklamation  oder  die  Rech ts wohl that  der  Resti- 
tution, nicht  einmal  zu  Gunsten  der  Minderjährigen,  geltend  gemacht  wer- 
den kann. 

Ausser  in  den  in  verschiedenen  Artikeln  dieses  Gesetzbuches  speciali- 
sirten  Fällen  (Art.  109,  211,  512,  527  und  718)  findet  eine  Verjährung  in 
denjenigen  Fällen  statt,  von  denen  die  folgenden  Artikel  handeln. 

442-  Alle  Klagen,  welche  auf  Handelsobligationen  gegründet  werden, 
die  durch  öffentliche  oder  private  Urkunde  kontrahirt  worden  sind,  ver- 
jähren, sofern  sie  nicht  innerhalb  20  Jahren  angestellt  werden. 

443.  Die  Wechselklagen  verjähren  nach  Ablauf  von  5  Jahi*en,  von 
dem  Datum  des  Protestes  oder,  in  Ermangelung  eines  solchen,  von  dem 
Verfalltage  an  gerechnet,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art.  381. 

444.  Die  Klagen  eines  Dritten  gegen  Gesellschafter,  die  nicht  Liqui- 
datoren sind,  gegen  die  Wittwen,  Erben  oder  Rechtsnachfolger  derselben 
veijähren  nach  Ablauf  von  5  Jahren,  falls  sie  nicht  schon  aus  einem  an- 
deren Rechtsgrunde  verjährt  sind,  und  zwar  von  dem  Tage  der  Beendigung 
der  Gesellschaft  an  gerechnet,  wenn  die  Auflösung  in  das  Handelsregister 
eingetragen  und  die  im  Art.  337  bestimmten  Bekanntmachungen  vorge- 
nommen worden  sind;  ausgenommen  jedoch  sind  solche  Klagen,  welche  von 
anderen  innerhalb  der  erforderlichen  Frist  angestellten  abhängig  waren. 

Die  Klagen  der  Gesellschafter  unter  einander  und  gegen  die  Liqui- 
datoren verjähren  innerhalb  10  Tagen  nach  der  Mittheilung  der  Liquidation, 
falls  gegen  die  letztere  keine  Reklamation  erhoben  worden  ist  (Art.  348). 

445.  Die  Forderungen,  welche  durch  übergebene  und  angenommene 
Kontokorrente  oder  durch  Verkaufsrechnungen  bewiesen  werden,  die  von 
einem  Kaufmann  an  einen  anderen  Kaufmann  gegeben  und  für  liquide  er- 
achtet werden  (Art.  219),  verjähren  nach  Ablauf  von  4  Jahren,  von  ihrem 
Datum  an  gerechnet. 


V.    Brasilien.  587 

446.  Das  Recht,  die  Bezahlung  von  Waaren  zu  verlang:en,  welche 
ohne  schriftliche,  von  dem  Schuldner  unterzeichnete  Urkunde  auf  Kredit 
gegeben  worden  sind,  verjährt  nach  Ablauf  von  2  Jahren,  falls  der  Schuldner 
in  derselben  Provinz  wie  der  Gläubiger  wohnt,  nach  Ablauf  von  3  Jahren, 
wenn  er  in  einer  anderen  Provinz  sich  aufhält,  und  nach  Verlauf  von 
4  Jahren,  wenn  er  ausserhalb  des  Kaiserreichs  seinen  Wohnsitz  hat. 

Die  Klage  auf  Erfüllung  irgend  einer  Handelsobligation,  welche  nur 
durch  Zeugen  bewiesen  werden  kann,  verjährt  innerhalb  2  Jahren. 

447.  Die  Klagen,  welche  aus  Bödmereibriefen  oder  Seeversicherungs- 
urkunden herrühren,  verjähren  nach  Ablauf  eines  Jahres,  und  zwar  von  dem 
Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Obligationen  exigibel  geworden  sind 
(Art.  638,  660  und  667  No.  9  und  10),  felis  dieselben  innerhalb  des  Kaiser- 
reichs, und  nach  Ablauf  von  3  Jahren,  falls  sie  im  Auslande  kontrahirt 
wordeh  sind. 

448.  Die  Klagen  auf  Gehalt,  Löhnung,  Tagelohn  oder  Bezahlung  über- 
nommener Leistungen  gegen  Kaufleute  verjähren  nach  Ablauf  eines  Jahres, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Agenten,  Gehülfen  oder 
Arbeiter  aus  dem  Dienste  des  Kaufmannes  ausgetreten  sind  oder  das  über- 
nommene Werk  abgeliefert  worden  ist.  Wenn  jedoch  diese  Forderungen 
durch  schriftliche  Urkunden  bewiesen  werden,  so  richtet  sich  die  Verjährung 
nach  der  Natur  dieser  Urkunden. 

449.  Es  verjähren  in  gleicher  Weise  mit  dem  Ablauf  eines  Jahres: 

1 .  die  Klagen  unter  denjenigen,  welche  zur  gemeinschaftlichen  Havarie 
beitragen  müssen,  wenn  die  Regulirung  und  verhältnissmässige  Ver- 
theilung  derselben  innerhalb  eines  Jahres  nicht  herbeigeführt  ist,  und 
zwar  von  der  Beendigung  der  Reise  an  gereclmet,  auf  w^elcher  der 
Verlust  stattgefunden  hat; 

2.  die  Klagen  auf  Uebergabe  der  Ladung,  von  dem  Tage  an  gerechnet, 
an  welchem  die  Reise  beendet  worden  ist; 

3.  die  Klagen  auf  Fracht  und  Kaplaken,  Liege-  und  Ueberliegetage, 
sowie  diejenigen  wegen  besonderer  Havarien,  von  dem  Tage  der 
Uebergabe  der  Ladung  an  gerechnet; 

4.  das  Gehalt  und  die  Heuer  der  Schiffsmannschaft,  von  dem  Tage 
an  gerechnet,  an  welchem  die  Reise  endigt; 

5.  die  Klagen  wegen  der  den  Seeleuten  auf  Befehl  des  Kapitains 
gelieferten  Lebensmittel,  von  dem  Tage  der  Empfangnahme  an 
gerechnet ; 

6.  die  Klagen  auf  den  Tagelohn  der  bei  der  Erbauung  oder  Aus- 
besserung des  Schiffes  beschäftigten  Arbeiter  oder  wegen  einer  für 
das  Schiff  gelieferten  Arbeit,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 
die  Arbeiter  entlassen  oder  die  Arbeit  übergeben  worden  ist. 

Falls  in  allen  in  No.  3  und  den  folgenden  Nummern  erwähnten  Fällen 
die  Forderung  durch  eine  schriftliche,  von  dem  Kapitain,  dem  Rheder  oder 
dem  Konsignatar  unterzeichnete  Obligation  bewiesen  wird,  richtet  sich  die 
Verjährung  nach  der  Natur  der  schriftlichen  Urkunde. 

450.  Die  Verjährung  läuft  nicht  zu  Gunsten  des  Depositars,  noch  auch 
zu  Gunsten  des  rfendgläubigers,  jedoch  findet  dieselbe  zu  Gunsten  des- 
jenigen statt,  welcher  die  hinterlegte  oder  als  Pfand  gegebene  Sache  auf 
Grund  eines  gesetzlichen  Titels  als  Rechtsnachfolger  erlangt,  und  zwar 
nach  Ablauf  von  30  Jahren,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  der 
Hechtsnachfolger  in  den  Besitz  gekommen  ist,  es  sei  denn,  dass  bewiesen 
^ird,  dass  der  Besitzer  mala  fide  gehandelt  hat. 
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451.  Der  Kapitain  eines  Schiffes  kann  auf  Grund  der  Veijährung  das 
Eigenthum  des  Fahrzeuges,  auf  welchem  er  angestellt  ist,  nicht  erwerben, 
noch  auch  das  Eigenthum  irgend  einer  zu  demselben  gehörigen  Sache. 

452.  Gegen  diejenigen,  welche  sich  im  Dienste  der  Kaiserlichen  MariDe 
oder  des  Kaiserlichen  Landheeres  zur  Zeit  eines  Krieges  befinden,  läuft  die 
Verjährung  nicht,  so  lange  der  Eürieg  dauert,  und  noch  1  Jahr  nachher. 

453.  Die  Verjährung  wird  durch  irgend  eine  der  folgenden  Ursachen 
unterbrochen: 

1.  wenn  eine  Novation  der  Obligation  vorgenommen  oder  der  ursprüng- 
liche Rechtsgrund  derselben  verändert  wird; 

2.  durch  eine  gerichtliche  Vorladung,  auch  wenn  dieselbe  nur  vor  ein 
Vergleichsgericht  erfolgt  ist; 

3.  vermittelst  eines  gerichtlichen  Protestes,  welcher  dem  Schuldner 
persönlich  oder,  falls  er  abwesend  ist,  durch  öffentliche  Bekannt- 
machungen, von  denen  er  jedoch  keine  Kenntniss  zu  haben  braucht, 
zugestellt  worden  ist. 

Die  unterbrochene  Verjährung  beginnt  von  Neuem  zu  laufen :  in  dem 
ersteren  Falle  von  dem  Datum  der  Novation  oder  der  Veränderung  des 
Rechtsgrundes,  in  dem  zweiten  Falle  von  dem  Datum  des  letzten  gericht- 
lichen Termins,  welcher  auf  Grund  der  Vorladung  anberaumt  worden  war, 
und  in  dem  dritten  Falle    von  dem  Datum  der  Zustellung  des  Protestes  an. 

454.  Die  Vorladung  oder  die  Zustellung  des  Protestes,  welche  an 
einen  Schuldner  des  gemeinschaftlichen  Erben  erfolgt  ist,  unterbricht  nicht 
die  Verjährung  gegen  die  übrigen  Mit  verpflichteten  der  Schuld;  ausgenommen 
sind  die  Gesellschafter,  bezuglich  deren  die  Verjährung  stets  unterbrochen 
wird,  wenn  einem  der  Gesellschafter  die  Vorladung  oder  der  Protest  per^ 
sönlich  zugestellt  worden  ist. 

455.  Es  wird  angenommen,  dass  derjenige,  welcher  durch  seine  Agenten, 
Angestellte  oder  Mandatare,  Väter,  Vormunder  oder  Kuratoren  besitzt-,  selbst 
besitzt. 

Es  wird  vermuthet,  dass  derjenige,  welcher  nachweist,  dass  er  selbst 
oder  durch  seine  Vorbesitzer  zur  Zeit  des  Anfanges  der  Verjährung  besessen 
hat,  immer  ohne  Unterbrechung  im  Besitz  gewesen  sei. 

456.  Die  Zeit  für  die  Verjährung  von  Handelsobligationen  und  -An- 
sprüchen, welche  vor  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzbuches  kontrahirt, 
beziehungsweise  erworben  worden  sind,  wird  in  Gemässheit  der  in  dem- 
selben enthaltenen  Bestimmungen  berechnet  und  festgestellt,  indem  der 
Anfang  der  Frist  von  dem  Datum  dieser  Veröffentlichung  an  gerechnet  wird. 


TheU  n. 

Vom   Seehandel. 

TITEL  L 
Von  den  Fahrzeugen« 

457.  Die  den  Brasilianischen  Fahrzeugen  bewilligten  Vorrechte  und 
Begünstigungen  können  nur  diejenigen  Fahrzeuge  geniessen,  welche  aas- 
schliesslich  Unterthanen  des  Kaiserreichs  gehören,  ohne  dass  irgend  ein 
Ausländer  von   denselben  einen  Theil  besitzt  oder  ein  Interesse  daran  hat 
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Wenn  nachgewiesen  wird,  dass  ein  Fahrzeug,  welches  als  Brasilianisches 
in  die  Kegister  eingetragen  worden  ist,  ganz  oder  theilweise  einem  Aus- 
lander gehört,  oder  dass  ein  solcher  an  demselben  irgend  ein  Interesse  hat, 
so  wird  dasselbe  wie  ein  verloren  gegangenes  mit  Beschlag  belegt  und  die 
eine  Hälfte  des  Erlöses  aus  demselben  dem  Denuncianten,  falls  ein  solcher 
vorhanden,  zugewiesen  und  die  andere  Hälfte  zu  Gunsten  der  Kasse  des  be- 
treffenden Handelstribunals  verwendet. 

Die  im  Auslande  domicilirten  Brasilianischen  Unterthanen  können  ein 
Brasilianisches  Fahzeug  nicht  besitzen,  es  sei  denn,  dass  irgend  ein  Bra- 
silianisches Handlungshaus,  welches  innerhalb  des  Kaiserreichs  errichtet  ist, 
daran  participirt. 

458-  Wenn  es  sich  ereignet,  dass  irgend  ein  Brasilianisches  Fahrzeug 
unter  irgend  einem  Titel  ganz  oder  theilweise  in  das  Eigenthum  eines  Aus- 
länders übergeht,  so  kann  es  als  Brasilianisches  Eigenthum  nicht  fahren, 
falls  es  nicht  an  einen  Unterthanen  des  Reiches  yeräussert  worden  ist. 

459.  Es  ist  erlaubt,  die  Fahrzeuge  in  der  Art  und  Weise  zu  bauen, 
Avelche  am  passendsten  erscheint,  es  kann  jedoch  kein  Fahrzeug  ausgerüstet 
werden,  ohne  dass  es  vorher  nach  einer,  gemäss  den  Verordnungen  der  Re- 
gierung erfolgten  Besichtigung  für  seetüchtig  erklärt  worden  ist. 

Die  Originalurkunde  über  die  Besichtigung  wird  in  dem  Sekretariat 
des  betreffenden  Handelstribunals  deponirt,  und  vor  dieser  Hinterlegung  wird 
kein  Fahrzeug  zur  Eintragung  in  das  Register  zugelassen. 

460.  Jedes  zur  Schifffahrt  auf  hoher  See  bestimmte  Brasilianische 
Fahrzeug,  mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  ausschliesslich 
zur  Küstenfischerei  verwendet  werden,  muss  bei  dem  Handelstribunal  an  dem 
Domicil  seines  offenbaren  Eigenthümers  oder  des  Rheders  (Art.  484)  ein- 
getrafipen  werden,  und  es  wird  ohne  das  Vorhandensein  dieser  Einregistrirung 
zur  Verklarung  nicht  zugelassen. 

461.  Das  Register  muss  enthalten: 

1.  die  Angabe  des  Ortes,  wo  das  Fahrzeug  erbaut  worden  ist,  den 
Namen  des  Erbauers  und  die  Beschaffenheit  der  hauptsächlichsten 
Bauhölzer; 

2.  die  Dimensionen  des  Fahrzeuges  in  Füssen  und  Zollen,  sowie  seinen 
Tonnengehalt,  wie  er  aus  dem  Visirungscertifikat,  mit  Angabe  des 
Datums  desselben,  hervorgeht; 

3.  die  Ausrüstung  desselben  und  die  Anzahl  der  Verdecke; 

4.  den  Tag,  an  welchem  es  vom  Stapel  gelaufen  ist; 

5.  den  Namen  eines  jeden  der  Eigenthümer  oder  Theilhaber,  sowie  den- 
jenigen der  betreffenden  Domicile  derselben; 

6.  eine  specialisirte  Angabe  des  Antheiles  eines  jeden  Theilhabers, 
falls  es  mehr  als  einem  Eigenthümer  gehört,  sowie  den  Zeitpunkt 
der  bezüglichen  Erwerbung,  mit  Angabe  der  Beschaffenheit  und 
des  Datums  der  Urkunde,  welche  dem  Antrage  auf  Einregistrirung 
beigefügt  werden  muss. 

Der  Name  des  eingetragenen  Fahrzeuges  und  des  ersichtlichen  Eigen- 
thümers oder  des  Rheders  muss  durch  Bekanntmachungen  in  den  Zeitungen 
des  Ortes  publicirt  werden. 

462.  Wenn  das  Fahzeug  im  Auslande  gebaut  worden  ist,  so  muss, 
ausser  den  oben  erwähnten  speciellen  Angaben,  in  dem  Register  die  Nation, 
welcher  es  gehört  hat,  der  Name,  welchen  es  geführt,  und  derjenige, 
welchen  es  angenommen  hat,  sowie  die  Urkunde,  durch  welche  es  in  Bra- 
silianisches Eigenthum  übergegangen  ist,  vermerkt  werden,  wobei  jedoch  der 
Name  des  Erbauers  fortgelassen  werden  kann,  wenn  er  nicht  aus  diesen 
Urkunden  hervorgeht. 
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463.  Der  Eigen thümer,  welcher  Rheder  ist,  hat  entweder  selbst  oder 
durch  seinen  Vertreter  in  die  Hände  des  Präsidenten  des  Tribunals  einen  Eid 
dahin  zu  leisten,  dass  seine  Deklaration  wahrheitsgemäss  ist,  und  dass  sämmt- 
liehe  Eigenthümer  des  Fahrzeuges  in  der  That  Brasilianische  Unterthanen  sini 
indem  er  sich  ausdrücklich  verpflichtet,  von  dem  Register  keinen  ungesetzlichen 
Gebrauch  zu  machen  and  dasselbe  innerhalb  eines  Jahres  diesem  TribaDa! 
zurückzugeben,  falls  das  Fahrzeug  verkauft  wird,  verloren  geht  oder  rar 
seeuntüchtig  erklärt  wird,  bei  Strafe  einer  Gddbusse,  welche  in  demselben 
iSchriftstück  angegeben  und  von  dem, Gericht  festgesetzt  wird. 

An  den  Orten,  an  welchen  ein  Handelstribunal  nicht  besteht,  müssen  alle 
oben  erwähnten  Massregeln  vor  dem  Handelsrichter  vorgenommen  werdeo. 
welcher  dem  zuständigen  Tribunal  die  erforderlichen  Mittheilungen  nebst  den 
betreffenden  Urkunden  zu  übersenden  hat. 

464.  Jedesmal,  wenn  irgend  ein  Fahrzeug  seinen  Eigenthümer  (»der 
Namen  verändert,  muss  das  Register  dem  zuständigen  Handelstribunal,  Bekf^ 
Vornahme  der  betreffenden  Vermerke,  vorgelegt  werden. 

465.  Sobald  das  Fahrzeug  den  Kapitain  wechselt,  muss  diese  Ter- 
änderung  von  der  Behörde  in  dem  Register  vermerkt  werden,  welche  dk 
Schiffsmatrikel  in  dem  Hafen,  wo  die,  Aenderung  stattfindet,  unter  sich  bat. 

466.  Jedes  Brasilianische  Fahrzeug,  welches  sich  auf  der  Reise  be- 
findet, ist  verpflichtet,  an  Bord  zu  haben: 

1.  sein  Register  (Art.  460); 

2.  den  Schiffspass; 

3.  die  Mannscnaftsrolle  oder  Matrikel; 

4.  den  Geleitschein  oder  die  Bescheinigung  der  Zollbehörde  des  Bra- 
silianischen Hafens,  aus  dem  es  abgefahren  ist,  welche  in  Gemäss- 
heit  der  Gesetze,  der  fiskalischen  Verordnungen  und  Instruktionen  ab- 
gefasst  sind; 

5.  den  Frachtbrief  in  den  Fällen,  in  welchen  ein  solcher  vorhanden  ist,  qdJ 
die  Konnossemente  über  die   etwa  an  Bord  vorhandene  Ladung; 

6.  die  Quittungen  über  die  Ausgaben  in  den  Häfen,  aus  denen  es  ai)- 
gefahren  ist,  mit  Einseht uss  der  Lootsen-,  Anker-  und  anderen  Ge- 
bühren oder  Auflagen  bei  der  Schiff  fährt; 

7.  ein  Exemplar  des  Handelsgesetzbuches.^) 

467.  Die  Matrikel  muss  in  dem  Hafen  der  Ausrüstung  des  FaIl^ 
Zeuges  ausgestellt  werden  und  enthalten: 

1.  die  Namen  des  Schiffes,  des  Kapitains,  der  Offiziere  und  der 
Schiffsmannschaft^  mit  Angabe  ihres  Alters,  ihres  Standes,  ibrer 
Nationalität  und  ihres  Domicils,  und  die  Beschäftigung  eines  Jeden 
an  Bord; 

2.  den  Ab&hrts-  und  Bestimmungshafen  und  die  Rückreise,  falls  eine 
solche  bestimmt  worden  ist; 

3.  die  vereinbarte  Heuer  mit  specieller  Angabe,  ob  dieselbe  för  "^'^ 
Reise  oder  monatsweise,  gegen  eine  bestimmte  Summe  oder  nach 
der  Fracht,  nach  einem  Antheile  oder  Gewinne  auf  der  Reise  fe^i* 
gesetzt  worden  ist; 

4.  die  vorgeschossenen  Beträge,  welche  auf  Rechnung  der  Heuer  bf 
zahlt  worden  oder  zu  zahlen  versprochen  sind;  . 

5.  die  Unterschrift  des  Kapitains  und  aller  Offiziere  des  Schiflfes  m 
der  übrigen  Schiffsleute,  welche  schreiben  können  (Art.  oll 
und  512). 

1)  Entsprechend  dem  Holländischen  (Art.  357,  No.  7)  und  Portugiesi- 
sch em  H.  «.  B.  (Art.  1379,  No.  6). 
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468.  Die  Veräusserungen  oder  HypotheciruDgen  Brasilianischer  Fahr- 
zeuge, welche  zur  Schiff  fahrt  auf  hoher  See  bestimmt  sind,  können  nur 
durch  öffentliche  Urkunde  bewirkt  werden,  in  welche  der  Inhalt  des  Re- 
gisters des  Schiffes  mit  allen  darin  vorhandenen  Vermerken  aufzunehmen  ist 
(Art.  472  und  474),  bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

Sämmtliche  an  Bord  eines  Schiffes  zur  Zeit  des  Verkaufs  desselben 
befindlichen  Ausrüstungsgegenstände,  Geräthe  und  sonstiges  Zubehör  werden 
als  in  diesen  mit  einbegriffen  angesehen,  auch  wenn  dieselben  nicht  aus- 
drucklich erwähnt  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Vertrage  eine  ent- 
gegengesetzte Vereinbarung  getroffen  ist. 

469.  Wenn  irgend  ein  Schiff  auf  der  Reise  verkauft  wird,  so  gebührt 
dem  Käufer  die  Fracht,  welche  auf  dieser  Reise  gewonnen  wird;  wenn 
jedoch  das  Schiff  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Vertrages  an  seinen  Be- 
stimmungsort gelangt  ist,  so  gehört  dieselbe  dem  Verkäufer,  vorbehaltlich 
einer  entgegenstehenden  Vereinbarung. 

470.  Im  Falle  eines  freiwilligen  Verkaufes  geht  das  Eigenthum  des 
Fahrzeuges  mit  allen  seinen  Lasten  auf  den  Käufer  über,  mit  Ausnahme  der 
Ansprüche  der  bevorrechtigten  Gläubiger,  welche  eine  stillschweigende 
Hypothek  auf  dasselbe  haben.    Diese  sind: 

1.  die  Löhne,  welche  für  die  dem  Schiffe  geleisteten  Dienste  geschuldet 
werden,  einschliesslich  der  Bergungs-  und  Lootsengebühren ; 

2.  alle  Hafengebühren  und  Schiffmhrtsabgaben; 

'6.  die  Gebühren  der  Depositare,  sowie  die  für  die  Bewachung  des 
Schiffes  gemachten  nothwendigen  Ausgaben,  mit  Einschluss  der 
Miethe  für  die  Lagerräume  der  Ausrüstungsgegenstände  und  Ge- 
räthe des  Schiffes; 

4.  alle  Ausgaben  für  das  Schiff  und  sein  Zubehör,  welche  zu  dem 
Schutze  und  zur  Erhaltung  derselben  nach  der  letzten  Reise  und 
während  seines  Aufenthaltes  in  dem  Verkaufshafen  gemacht 
worden  sind; 

5.  das  Gehalt  des  Kapitains,  der  Offiziere,  und  der  Schiffsmannschaft 
für  die  letzte  Reise; 

0.  das  Kapital  und  die  Prämie  der  von  dem  Kapitain  auf  den  Rumpf 
und  die  Ausrüstung  oder  auf  die  Fracht  (Art.  651)  während  der 
letzten  Reise  aufgenommenen  Bodmereidarlehne,  wenn  der  Vertrag 
vor  der  Abfithrt  des  Schiffes  aus  dem  Hafen,  in  welchem  diese 
Obligationen  kontrahirt  worden  sind,  geschlossen  und  unterzeichnet 
worden  ist; 

7.  das  Kapital  und  die  Prämie  der  auf  den  Rumpf  und  die  Ausrüstung 
oder  die  Fracht  vor  dem  Beginn  der  letzten  Heise  im  Ladungshafen 
aufgenommenen  Bodmereidarlehne  (Art.  515); 

8.  die  dem  Kapitain  dargeliehenen  Beträge  oder  die  von  demselben  zur 
Ausbesserung  und  Bestreitung  der  Kosten  des  Schiffes  während  der 
letzten  Reise  kontrahirten  Scnulden,  einschliesslich  der  betreffenden 
Versicherungsprämien,  wenn  der  Kapitain  durch  solche  Darlehne  es 
vermieden  hat,  Bödmereibriefe  zu  unterzeichnen  (Art.  515); 

9.  die  Mängel  bei  der  Ablieferung  der  Ladung,  die  Prämien  von 
Versicherungen  des  Schiffes  oder  der  Fracht,  sowie  die  besonderen 
Havarien  und  überhaupt  alles,  was  sich  nur  auf  die  letzte  Reise 
bezieht. 

471.  In  gleicher  Weise  sind  bevorrechtigt,  auch  wenn  sie  vor  der 
letzten  Reise  kontrahirt  worden  sind: 

1.  die  aus  dem  Vertrage  über  die  Erbauung  des  Schiffes  herrührenden 
Schulden  nebst  den  betreffenden  Zinsen,  für  die  Zeit  von  3  Jahren, 
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von     dem    Tap;e    an    gerechnet,    an    welchem    der    Bau    beendet 
worden  ist; 
2.  die  Kosten   fQr  die  Ausbesserung  des  Schiffes  und  seines  Zubehörs 
nebst  den  betreffenden  Zinsen,  für  die  Zeit  der  letzten  beiden  Jahre, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Ausbesserung  beendet 
worden  ist. 
'472.    Die  Forderungen,  welche   sich  aus  den  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  und  in  No.  4,  6,  7  und  8  des  Art.  470  specialisirten  Schulden  er- 
geben, werden  nur  dann  als  bevorrechtigt  angesehen,  wenn  sie   rechtzeitig 
(Art.  10  No.  2)  in  das  Handelsregister  eingetragen  und  ihre  Betrage  in  dem 
Register  des  Fahrzeuges  vermerkt  worden  sind  (Art.  468). 

Wenn  diese  Schulden  ausserhalb  des  Kaiserreichs  kontrahirt  worden 
sind,  werden  sie  nur  dann  berücksichtigt,  wenn  sie  mit  dem  Visum  des 
betreffenden  Konsuls  beglaubigt  worden  sind. 

473.  Die  in  den  Art.  470  und  471  erwähnten  Gläubiger  sind  nnter 
einander  nach  der  Reihenfolge  der  Nummern,  in  welchen  sie  aufgezähli 
worden  sind,  bevorrechtigt.  Die  in  derselben  Nummer  aufgeführten  und  in 
demselben  Hafen  kontrahirten  Schulden  haben  unter  einander  nach  der 
Reihenfolge  den  Vorzugs  in  welcher  sie  klassjficirt  worden  sind,  und  kon- 
kurriren  mit  einander,  wenn  sie  von  gleicher  Beschaffenheit  sind;  venn 
jedoch  gleichartige  Schulden  nothweudigerweise  in  anderen  Häfen  oder  in 
demselben  Hafen,  zu  welchem  das  Schiff  zurückgekehrt  ist,  gemacht  wor- 
den sind,  so  haben  die  späteren  vor  den  vorhergehenden  den  Vorzug. 

474.  Hinter  den  m  den  Art.  470  und  471  erwähnten  Forderungen 
ist  ebenfalls  der  noch  nicht  bezahlte  Kaufpreis  des  Schiffes  bevorrechtigt, 
nebst  den  betreffenden  Zinsen,  und  zwar  für  die  Zeit  von  3  Jahren,  von  dem 
Datum  der  Vertragsurkunde  an  gerechnet,  vorausgesetzt  jedoch,  dass  diese 
Forderungen  durch  schriftliche,  in  das  Handelsregister  rechtzeitig  eingetra- 
gene Urkunden  bewiesen  werden  und  ihr  Betrag  sich  in  dem  Schiffsregister 
vermerkt  vorfindet. 

475.  ^  Im  Falle  des  Falliments  oder  der  Zahlungsunfähigkeit  des  Ehe; 
ders  des  Schiffes,  haben  alle  Forderungen  zu  Lasten  des  Fahrzeuges,  bei 
denen  sich  die  in  den  Art.  470,  471  und  474  präcisirt^n  Umstände  vor- 
finden, auf  den  Preis  des  Schiffes  vor  den  anderen  Gläubigern  der  Masse 
den  Vorzug. 

476.  Der  Verkäufer  eines  Fahrzeuges  ist  verpflichtet,  dem  Käufer  ein 
von  ihm  unterschriebenes  Verzeichniss  aller  bevorrechtigten  Forderungen, 
für  welche  dieses  Fahrzeug  haftet  (Art.  470,  471  und  474)  zu  übergeben: 
dasselbe  muss  im  Anschluss  an  das  Schiffsregister  in  die  Verkaufeurkunde 
aufgenommen  werden.  Der  Mangel  einer  Erklärung  über  irgend  eine  be- 
vorrechtigte Forderung  bewirkt  die  Vermuthung  der  mala  fides  von  Seiten 
des  Verkäufers,  gegen  den  der  Käufer  die  betreffende  strafrechtliche  Klage 
erheben  kann,  falls  er  zur  Zahlung  irgend  einer  nicht  deklarirten  For- 
derung verpflichtet  wird. 

477.  Bei  den  gerichtliehen  Verkäufen  erlischt  jede  Haftbarkeit  de> 
Fahrzeuges,  den  sämmtlichen  Gläubigem  gegenüber,  von  dem  Datum  des 
Versteigerungstermins,  an  und  sie  bleibt  nur  auf  den  Erlös  bestehen,  so 
lange  dieser  nicht  erhoben  wird. 

Wenn  jedoch  aus  dem  Register  des  Schiffes  hervoi^eht,  dass  dieses 
für  irgend  eine  bevorrechtigte  Forderung  haftet,  so  wird  der  Erlös  der  Ver- 
steigerung als  Depositum  aufbewahrt,  und  zwar  in  einem  Betrage,  welcher 
zur  Bezahlung  der  aus  dem  Register  hervorgehenden  bevorrechtigten  For- 
derungen genügt,  und  derselbe  kann  nicht  früher  erhoben  werden,  als  bis 
die  Verjährungsfrist   für   die    bevorrechtigten    Forderungen    abgelaufen  ist, 
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oder  bewiesen  wird,  dass  alle  bezahlt  sind,  selbst  wenn  der  Exequirende 
ein  bevorrechtigter  Gläabiger  ist,  es  sei  denn,  dass  er  eine  geeignete  Bürg- 
schaft leistet,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Erhebung  des  Depositums,  in- 
dem dem  geschädigten  Gläubiger  eine  Klage  auf  Erstattung  gegen  denjenigen, 
welcher  dasselbe  unrechtmässigerweise  erhalten  hat,  und  auf  Entschädigung 
der  Verluste  und  Nachtheile  solidarisch  gegen  den  Richter  und  den  Ge- 
richtsschreiber zusteht,  welche  den  Befehl  oder  den  Auftrag  erlassen  und 
unterzeichnet  haben. 

478.  Auch  wenn  die  Fahrzeuge  als  bewegliches  Vermögen  betrachtet 
werden,  so  müssen  doch  bei  den  gerichtlichen  Verkäufen  die  Bestimmungen 
beobachtet  werden,  welche  die  Gesetze  für  die  Versteigerung  von  Immobilien 
vorschreiben,  indem  diese  Verkäufe,  ausser  durch  Anschlag  von  Bekannt- 
machungen an  den  öffentlichen  Orten  und  besonders  an  den  Handelsplätzen, 
durch  dreimalige,  in  einem  Zwischenraum  von  je  8  Tagen  erfolgende  Inser- 
tionen in  den  Lokalblättern,  welche  gewöhnlich  Bekanntmachungen  ver- 
öffentlichen, und,  in  Ermangelung  derselben,  in  denjenigen  des  zunächst 
gelegenen  Ortes  publicirt  werden  müssen. 

Bei  diesen  Verkäufen  haben  die  Gerichtskosten  für  das  Vollstreckungs- 
und Versteigerungsverfahren  den  Vorzug  vor  allen  bevorrechtigten  For- 
derungen. 

479.  So  lange  die  Haftbarkeit  des  Fahrzeuges  für  die  bevorrechtigten 
Obligationen  dauert,  kann  dasselbe  auf  Antrag  von  Gläubigem,  welche  ge- 
setzliche Titel  vorlegen  (Art.  470,  471  und  474),  mit  Beschlag  belegt  und 
detinirt  werden,  in  welchem  Hafen  des  Kaiserreichs  es  sich  auch  befinden 
mag,  und  mag  es  ohne  Ladung  sein  oder  an  Bord  noch  nicht  mehr  als  den 
vierten  Theil  der  seiner  Tragfähigkeit  entsprechenden  Ladung  erhalten 
haben;  die  Beschlagnahme  ist  jedoch  nicht  zulässig,  wenn  das  Fahrzeug 
die  erforderlichen  Verklar ungs Urkunden  besitzt,  um  für  frei  erklärt  werden 
zu  können,  welches  auch  der  Zustand  der  Ladung  sein  mag,  es  sei  denn, 
dass  die  Schuld  von  Lieferungen  herrührt,  welche  in  demselben  Hafen  und 
zu  derselben  Reise  gemacht  worden  sind. 

480.  Kein  Fahrzeug  kann  wegen  einer  nicht  bevorrechtigten  Schuld 
mit  Beschlag  belegt  oder  detinirt  werden,  es  sei  denn  im  Hafen  seiner  Ma- 
trikel, und  selbst  in  diesem  letzteren  nur  in  den  Fällen,  in  welchen  die 
Schuldner  von  Rechtswegen  verpflichtet  sind,  bei  dem  Gericht  Bürgschaft 
zu  leisten,  wenn  die  betreffenden  Klagen  vorher  angestellt  worden  sind. 

481-  Kein  Fahrzeug  kann,  nachdem  es  mehr  als  den  vierten  Theil 
der  seiner  Tragfähigkeit  entsprechenden  Ladung  aufgenommen  hat,  wegen 
privater  Schulden  des  Rheders  mit  Beschlag  belegt  oder  detinirt  werden, 
es  sei  denn,  dass  dieselben  kontrahirt  worden  sind,  um  das  Schiff  für  diese 
Reise  auszurüsten,  und  der  Schuldner  nicht  anderes  Vermögen  besitzt,  mit 
welchem  er  Zahlung  leisten  könnte;  aber  selbst  in  diesem  letzteren  Falle 
muss  die  Aufhebung  der  Beschlagnahme  angeordnet  werden,  wenn  die 
übrigen  Theilhaber  mit  dem  Werthe  ihrer  bezüglichen  Antheile  Bürgschaft 
leisten  und  der  Kapitain  sich  schriftlich  verpflichtet,  nach  Beendigung  der 
Reise  an  denselben  Ort  zurückzukehren,  und  die  an  der  Expedition  Inter- 
essirten  eine  zur  Tilgung  der  Schuld  geeignete  Bürgschaft  leisten,  im  Falle 
das  Fahrzeug  durch  irgend  ein  Ereigniss,  selbst  wenn  höhere  Gewalt  vor- 
liegt, nicht  zurückkehrt. 

Der  Kapitain,  welcher  die  Erfüllung  der  erwähnten  Verpflichtung  unter- 
lässt,  haftet  persönlich  für  die  Schuld,  ausgenommen  im  Falle  höherer  Ge- 
walt, und  eine  Unterlassung  seinerseits  wird  als  Baraterie  qualificirt. 

482  Die  in  den  Häfen  Brasiliens  ankernden  ausländischen  Schiffe 
können,    auch  wenn  sie    sich  ohne  Ladung  befinden,    für  Schulden,   welche 
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sieht  im  Brasilianischen  Gebiete  zum  Natzen  dieser  Schiffe  oder  der  La- 
dung derselben  kontrahirt  worden  sind,  nicht  mit  Beschlag  belegt,  noch 
auch  detinirt  werden,  es  sei  denn,  dass  die  Schuld  von  einem  Bodmereibrief 
oder  Wechsel  herrührt,  welche  im  Auslande  in  den  Fällen  des  Art.  651 
gezogen  und  an  irgend  einem  Platze  des  Kaiserreichs  fällig  sind. 

483.  Kein  Schiff  kann  für  Privatschulden  eines  Theilhabers  detinirt 
oder  mit  Beschlag  belegt,  noch  in  seiner  Gesammtheit  in  Anspruch  genom- 
men werden ;  es  kann  ledoch  die  Vollstreckung  in  den  Werth  des  Antheiles 
des  Schuldners  stattfinden,  unbeschadet  der  freien  Schifflfahi*t  dieses  Schiffes, 
falls  die  übrigen  Theilhaber  eine  genügende  Bürgschaft  leisten. 


TITEL  n. 

Von  den   Eigenthümem,   Theilhabem   und  Kassirem  der 

Schiffe. 

484.  Alle  Brasilianischen  Bürger  können  Brasilianische  Schiffe  er- 
werben und  besitzen;  jedoch  kann  die  Ausrüstung  und  Expedition  derselben 
nur  unter  dem  Namen  und  der  Verantwortlichkeit  eines  Eigenthumers  oder 
Theilhabers,  Rheders  oder  Kassirers,  welche  die  für  einen  Kaufmann  er- 
forderlichen Eigenschaften  haben  (Art.  1  und  4),  vorgenommen  werden. 

485.  Wenn  die  Theilhaber  eines  Schiffes  dasselbe  gemeinschaftlich 
gebrauchen,  so  wird  diese  Seegcsellschaft  oder  •  Genossenschaft  nach  den  Be- 
stimmungen für  die  Handelsgesellschaften  (Theil  I  Titel  XV)  geregelt,  mit 
Ausnahme  der  in  diesem  Titel  enthaltenen  Verfugungen. 

486.  Bei  den  Schiffsgenossenschaften  oder  -Gesellschaften  pravalirt 
die  Meinung  deijenigen,  welche  rücksichtlich  des  Werthes  der  Antheile  die 
Mehrheit  bilden,  über  die  Meinung  derjenigen,  welche  bei  diesen  Antheilen 
die  Minderheit  vertreten,  auch  wenn  diese  letztere  durch  eine  grössere  An- 
zahl von  Gesellschaftern  und  jene  nur  durch  einen  einzigen  reprasentirt 
wird.  Die  Stimmen  werden  im  Verbal tniss  der  Antheile  berechnet;  der 
geringste  An  theil  wird  als  eine  Stimme  gerechnet;  im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  Loos,  wenn  die  Gesellschafter  nicht  vorziehen, 
sich  der  Entscheidung  eines  Dritten  zu  unterwerfen. 

487.  Wenn  ein  Schiff  noth wendigerweise  der  Ausbesserung  bedarf 
und  die  Mehrheit  dieselbe  genehmigt,  so  sind  die  dissidirenden  Gesell- 
schafter verpflichtet,  falls  sie  nicht  einwilligen  wollen,  ihre  Antheile  den 
anderen  Theilhabem  zu  verkaufen,  indem  der  Preis  vor  dem  Beginne  der 
Ausbesserung  abgeschätzt  werden  muss;  wenn  diese  letzteren  den  Kauf 
nicht  beabsichtigen,  so  muss  zum  Verkauf  in  öffentlicher  Versteigeram; 
geschritten  werden. 

488.  Wenn  die  Minderheit  behauptet,  dass  das  Fahrzeug  einer  Aus- 
besserung bedarf  und  die  Mehrheit  Widerspruch  dagegen  erhebt,  so  ist  die 
Minorität  berechtigt,  die  Vornahme  einer  gerichtlichen  Besichtigung  zu  ver- 
langen. Wenn  entschieden  wird,  dass  die  Ausbesserung  erforderlich  ist, 
sind  alle  Theilhaber  verpflichtet,  zu  derselben  beizutragen. 

489.  Wenn  irgend  ein  Theilhaber  an  dem  Fahrzeuge  seinen  Antheil 
zu  verkaufen  beabsicntigt,  so  ist  er  verpflichtet,  den  anderen  Theilhabem 
dies  anzuzeigen;  letztere  haben  ein  Vorrecht  bei  dem  Kaufe  bei  Gleichheit 
der  Bedingungen,  vorausgesetzt,  dass  sie  die  Uebergabe  des  Preises  sofort 
bewirken    oder   denselben    gerichtlich   deponiren,    im  Falle   ein  Streit  ent- 
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steht.*)  Wenn  der  Verkauf  des  Schiffes  durch  Beschlu3s  der  Mehrheit  an- 
geordnet wird,  so  kann  die  Minderheit  verlangen,  dass  derselbe  in  öffent- 
licher Versteigerung  erfolge. 

480.  Alle  Theilhaber  haben  bei  der  Befrachtung  vor  jedem  Dritten 
bei  Gleichheit  der  Bedingungen  den  Vorzug;  wenn  zwei  oder  mehrere  Theil- 
haber für  dieselbe  Reise  bei  dem  Vorzuge  konkurriren,  so  wird  derjenige 
vorgezogen,  welcher  den  grössten  Antheil  an  dem  Fahrzeuge  besitzt,  im 
Falle  der  Gleichheit  der  Antheile  entscheidet  das  Leos;  dieses  Vorzugsrecht 
giebt  indessen  nicht  die  Befugniss,  zu  verlangen,  dass  der  Bestimmungsort 
der  von  der  Mehrheit  bewilligten  Reise  verändert  werde. 

491.  Die  ganze  SchiffsgenossenschafI;  oder  -Gesellschaft  wird  von 
einem  oder  mehreren  Kassirern  verwaltet,  welche  vor  Gericht  und  ausserhalb 
desselben  die  Interessenten  reprasentiren  und  dieselben  verantwortlich 
machen,  vorbehaltlich  der  in  dem  Gesellschaftsvertrage  oder  in  den  in  der 
gehörigen  Weise  einregistrirten  (Art.  10  No.  2)  Vollmachten  zu  diesem 
Mandate  enthaltenen  Beschränkungen. 

492.  Der  Kassirer  muss  aus  der  Zahl  der  Theilhaber  erwählt  werden, 
es  sei  denn,  dass  alle  zu  der  Ernennung  einer  der  Genossenschaft  fern- 
stehenden Person  ihre  Zustimmung  geben;  in  allen  Fällen  ist  es  erforderlich, 
dass  der  Kassirer  die  in  dem  Art.  484  geforderten  Eigenschaften  besitzt. 

493.  Dem  Kassirer  kommt  es  zu,  falls  nicht  eine  entgegenstehende 
Vereinbarung  getroffen  ist,  den  Kapitain  und  die  übrigen  Offiziere  des 
Schiffes  zu  erwählen,  anzuwerben  und  zu  entlassen,  alle  Anordnungen  zu 
treffen  und  alle  auf  die  Verwaltung,  die  Befrachtung  und  die  Reisen  des 
Schiffes  bezuglichen  Verträge  abzuschliessen,  indem  er  jedoch  stets  in  üeber- 
ßinstimmung  mit  dem  Beschlüsse  der  Mehrheit  und  in  Gemässheit  seines 
Mandats  handeln  muss,  unter  seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit  den 
Theilhabem  gegenüber  für  dasjenige,  was  er  gegen  diesen  Beschluss  oder 
sein  Mandat  ausführt. 

494.  Alle  Eigen thümer  und  Theilhaber  haften  solidarisch  für  die 
Schulden,  welche  der  Kapitain  Behufs  Ausbesserung,  Instandsetzung  und 
Verproviantirung  des  Schiffes  kontrahirt  hat,  ohne  dass  diese  Haftbarkeit 
dadurch  illusorisch  gemacht  werden  kann,  dass  angeführt  wird,  der  Kapitain 
habe  die  Grenzen  seiner  Befugnisse  oder  Instruktionen  überschritten,  falls 
die  Gläubiger  beweisen,  dass  die  geforderte  Summe  zum  Nutzen  des  Schiffes 
verwendet  worden  ist  (Art.  517). 

Diese  Eigenthümer  und  Theilhaber  sind  solidarisch  für  die  Nachtheile 
verantwortlich,  welche  der  Kapitain  einem  Dritten  durch  A  usserachtlassung 
der  Sorgfalt  zufügt,  die  er  zur  guten  Bewachung,  Verpackung  und  Auf- 
bewahrung der  an  Bord  genommenen  Effekten  anzuwenden  verpflichtet  ist 
(Art.  519).  Diese  Haftbarkeit  cessirt,  wenn  dieselben  das  Schiff  und  die 
auf  der  betreffenden  Reise  gewonnenen  und  noch  zu  erhaltenden  Fracht- 
gelder abandonniren. 

Der  Abandon  ist  dem  Eigenthümer  oder  Theilhaber,  der  zu  gleicher 
Zeit  Kapitain  des  Schiffes  ist,  nicht  gestattet. 

^)  Nach  Argentinischem  (Art.  1045,  s.  S.  201),  Costa-Ricanischem 
^Art,  558,  ofr.  Bd.  11  S.  194}  und  Qua te mala nis ehern  Recht  (Art. 738,  cir.  Bd.  11 
S.  736)  haben  die  Mittheilhaber  ebenfalls  das  Vorkaufsrecht,  jedoch  ist  die  Ans- 
ilbung  desselben  an  die  peremptorische  Frist  von  3  Ta^en  geknüpft;  nach  Chileni- 
schem Recht  (Art.  860,  s.  unten)  können  die  Mittheflhaber  sich  dem  Verkauf  nicht 
v?idersetzen,  noch  von  dem  Verkaufs-  oder  Retractsrecht  Gebrauch  machen,  ausser  bei 
entgegenstehender  Vereinbarung,  ebenso  nach  Golumbianischem  Recht  (Art.  52 
les  See-H.  G.  B.,  cfr.  Bd.  11  S.  93),  jedoch  werden  die  Mittheilhaber  bei  gleichem  Ge- 
bot einem  Dritten  vorgezogen  und  ein  Mittheilhaber  dem  anderen  je  nach  dem  Mehr- 
^ebot. 

88* 
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495.  Der  Kassirer  ist  verpflichtet,  den  Eigenthümern  oder  Theilhaben 
am  Ende  einer  jeden  Reise  über  seine  Geschlftsfuhran^  Rechenschaft  ti 
geben,  sowohl  bezüglich  des  Zustandes  des  Schiffes  und  aer  Genossenschafu 
als  auch  bezuglich  der  beendigten  Reise,  and  die  betreffenden  Urkunden 
beizufügen,  sowie  ohne  Verzag  den  liquiden  Saldo,  welcher  einem  Jeden  zu- 
fällt, auszuzahlen.  Die  Eigenthümer  oder  Theilhaber  sind  Yerpflicbtet,  d» 
Rechnung  des  Kassirers,  sobald  sie  ihnen  vorgelegt  ist,  zu  prüfen  und  ohoe 
Verzug  die  ihren  Antheilen  entsprechende  Quote  zu  bezahlen. 

Die  von  der  Mehrheit  der  Schiffstheilhaber  ertheilte  Genehmigung  de: 
Rechnungen  des  Kassirers  hindert  nicht,  dass  die  Minorität  der  Cresell- 
schafier  dagegen  die  für  passend  erachteten  Ansprüche  geltend  macht 


TITEL  m. 
Von  den  Kapitainen  oder  Schiffsmeistem. 

496.  Um  Rapitain  oder  Meister  eines  Brasilianischen  Fahrzeuges  zj 
sein  —  Ausdrücke,  welche  in  diesem  Gesetzbuch  bezüglich  aller  rechtlicheL 
Wirkungen  synonym  gebraucht  werden  —  ist  erforderlich.  Brasilianisch': 
Burger  zu  sein,  im  Kaiserreiche  zu  domiciliren  und  die  civile  Fahigkei: 
zu  besitzen,  in  gültiger  Weise  Verträge  abschliessen  zu  können. 

497.  Der  Kapitain  ist  der  Kommandant  des  Fahrzeuges,  die  gesammte 
Schiffsmannschaft  ist  demselben  untergeben  und  verpflichtet,  seinen  Befehltü 
zu  gehorchen  und  dieselben  zu  erfüllen  in  allem,  was  sich  auf  den  Scbi^f^ 
dienst  bezieht. 

498.  Der  Kapitain  hat  die  Befugniss,  denjenigen  Leuten  der  Schiffs- 
mannschaft Korrektionalst]*afen  aufzuerlegen,  welche  die  Scbi£&ordD33ir 
stören,  Disciplinar vergehen  begehen  oder  die  Erfüllung  des  ihnen  ob.ie- 
gendcn  Dienstes  unterlassen,  und  sogar  wegen  Insubordination  oder  irgeoii 
eines  andejeu  an  Bord  begangenen  Verbrechens  zur  Verhaftung  zu  schreicec 
auch  wenn  der  Delinquent  ein  Passagier  ist;  er  muss  die  erforderliches 
Verhandlungen  aufnehmen  und  dieselben,  sowie  die Ge&ngenen,  den  zastan- 
digen  Behörden  im  ersten  Hafen  des  Kaiserreichs,  in  welchen  er  einlaafi 
übergeben. 

499.  Es  steht  dem  Kapitain  zu.  die  Schiffsmannschaft  auszuwählec 
und  anzuwerben  und  dieselbe  in  den  Fällen  zu  entlassen,  in  Vielehen  <ii<' 
Entlassung  stattfinden  kann  (Art.  555),  indem  er  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Eigenthümer  oder  Rheder,  Kassirer  oder  Konsignatar  des  Schiffes  an  cer 
Orten,  wo  die  letzteren  anwesend  sind,  handeln  muss.  Der  Kjipitain  kaun 
nicht  verpflichtet  werden,  gegen  seinen  Willen  irgend  eine  Person  unter  ck 
Schiffsmannschaft  aufzunehmen.*) 

500.  Der  Kapitain,  welcher  einen  auf  einem  anderen  Fahrzeuge  imuft- 
trikulirten  Matrosen  verleitet  oder  verführt,  wird  für  jeden  Seemann,  welche« 
er  verleitet  hat,  mit  einer  Geldbusse  von  100  Milreis  bestraft  und  ist  ver- 
pflichtet, den  verleiteten  Matrosen,  falls  er  sich  an  Bord  seines  Schiffes  l«- 
iindet,  auszuliefern,  und  wenn  das  Fahrzeug  durch  das  Fehlen  desselben  ver- 
hindert ist,  sich  segelfertig  zu  machen ,  ist  er  für  die  Tage  der  Verzögerung 
verantwortlich. 

501.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  über  alles,  was  sich  auf  die  Ver 
waltung  des  Schiffes  und  seine  Fahrt  bezieht,   regelmässig  Buch  zu  fuhren. 


1)  EbeuRo  nach  Argentinischem  (Art.  1065,  s.  S.  204),  Gosta-Ricaaisches. 
(Art.  585,  cfr.  Bd.  II  S.  197)  und  Spanischem  Recht  (ArL  G39). 
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indem  er  zu  diesem  Zwecke  drei  verschiedene  Bacher  zu  führen  hat,  die 
eingebunden  und  von  der  Behörde,  welche  die  Matrikel  der  Schiffe  zu  be- 
sorgen hat,  rubricirt  sein  müssen,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  Ver- 
luste und  Schäden,  welche  aus  dem  Mangel  einer  regelrechten  Buchführung 
erwachsen. 

502  In  das  erste,  welches  „Ladungsbuch^^  genannt  wird,  muss  er 
täglich  den  Eingang  und  Ausgang  der  Ladung  eintragen,  mit  specieller  An- 
gabe der  Marken  und  Nummern  der  Ballen,  der  Namen  der  Verlader  und 
Konsignatare,  der  Ladungs-  und  Löschungshäfen,  der  vereinbarten  Fracht 
und  irgend  welcher  anderer  Umstände,  welche  zu  späteren  Aufklärungen 
dienen  könnten.  In  dasselbe  Buch  sind  auch  die  Namen  der  Passagiere  ein- 
zutragen, mit  Angabe  ihres  Bestimmungsortes,  des  Ueberfahrtspreises  und 
der  Bedingungen  der  Reise  und  mit  einem  Vermerke  über  ihr  Gepäck. 

503.  Das  zweite  Buch  dient  für  die  „Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Fahrzeuges^',  und  in  dasselbe  muss  in  den  betreffenden  Abtheilungen  in  der 
Form  der  Kontokorrente  alles  das  eingetragen  werden,  was  der  Kapitain  be- 
züglich des  Fahrzeuges  empfangt  und  ausgiebt;  für  einen  jeden  von  der 
Schiffsmannschaft  wird  ein  Konto  eröffnet,  mit  Angabe  seiner  Heuer  und 
einer  jeden  Verrichtung,  zu  der  er  sich  verdungen  Tiat,  und  des  Betrages, 
welchen  er  auf  Rechnung  seiner  Heuer  erhalten  nat. 

504.  In  das  dritte  Buch,  welches  „Schifffahrtstagebuch^^  genannt  wird) 
sind  täglich,  sobald  das  Schiff  sich  in  einem  Hafen  befindet,  die  Arbeiten, 
welche  an  Bord  stattgefunden  haben,  und  die  Ausbesserungen  und  Repara- 
turen des  Schiffes  einzutragen. 

In  demselben  Buche  muss  auch  die  ganze  Reiseroute  vermerkt  werden, 
indem  täglich  die  Beobachtungen,  welche  die  Kapitaine  und  die  Steuerleute 
zu  machen  verpflichtet  sind,  alle  für  die  Schifffahrt  merkwürdigen  Ereignisse, 
alle  ausserge wohnlichen  Vorfalle,  welche  sich  an  Bord  zugetragen  haben, 
und  speciell  das  Wetter,  sowie  die  Schäden  oder  Havarien,  welche  das 
Schiff  oder  die  Ladung  erlitten  hat,  die  Beschlüsse,  welche  von  den  Offi- 
zieren des  Fahrzeuges  gefasst  worden  sind,  und  die  betreffenden  Proteste  ein- 
zutragen sind. 

505.  Alle  als  Beweismittel  dienenden  Verhandlungen  und  Proteste, 
welche  an  Bord  angenommen  worden  sind  und  den  Zweck  haben,  Unfälle, 
Havarien  oder  irgend  welche  Verluste  zu  beweisen,  müssen  von  dem  Kapitain 
eidlich  vor  der  zuständigen  Behörde  des  ersten  Ortes,  an  welchen  er  gelangt, 
bestätigt  werden;  diese  Behörde  muss  den  Kapitain  selbst,  die  Offiziere,  die 
Schiffsmannschaft  (Ait.  545  No.  7)  und  die  Passagiere*)  über  die  Wahrheit 
der  Thatsachen  und  ihrer  Umstände  befragen,  unter  Vorlegung  des  Schiff- 
fahrtstagebuchs, &lls  es  gerettet  worden  ist. 

508.  Am  Abend  vor  der  Abfahrt  aus  dem  Ladungshafen,  muss  der 
Kapitain,  in  Gegenwart  des  Steuermannes  und  des  Hochbootsmannes,  die 
Taue,  Anker,  Segel  und  die  Masten  inventarisiren ,  mit  Angabe  des  Zu- 
Standes,  in  welchem  sie  sich  befinden.  Dieses  Inventar  muss  von  dem 
Kapitain,  dem  Steuermann  und  dem  Hochbootsmann  unterzeichnet  werden. 


*)  Die  gleiche  Bestimmung  enthalten  das  Aesyptische  (Art  62,  s.  S.  48), 
Argentinische  (Art.  1097,  s.  S.  210),  Belgische  (Art.  37,  s.  S.  858),  Chile- 
nische (Art.  905  ^0.  9),  Columbianische  (Art.  98  No.  9,  cfr.  Bd.  II  S.  103), 
Costa-Ricanische  (Art  598,  cfr.  Bd.  II  S.  199),  Französische  (Art.  247, 
cfr.  Bd.  II  S.  565),  Griechische  (Art  247,  cfr.  Bd.  II  S.  651),  üuatemala- 
nische  (Art,  783,  clr.  Bd.  11  S.  737)  und  Haitianische  H.  G.  B.  (Art.  244,  cfr. 
Bd.  n  S.  782),  während  das  Deutsche  H.  G.  B.  (Art  493,  cfr.  Bd.  U  S.  403)  nur 
die  Vernehmung  der  Schiffsbesatzung  Torsohreibt 
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Alle  YeränderuDgen,  welche  während  der  Reise  irgend  einer  der  oben 
erwähnten  Gegenstände  erleidet,  müssen  in  das  Schifffahrtstagebocb  ver- 
zeichnet und  mit  denselben  Unterschriften  versehen  werden. 

507.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  an  Bord  zu  bleiben,  von  dem 
Moment  an,  in  welchem  die  Abfahrt  ins  Meer  beginnt,  bis  zur  Ankunft  de» 
Schiffes  an  einen  sicheren  Ankerplatz  und  in  einem  guten  Hafen,  und  die 
Anordnungen  zu  treffen,  welche  der  Gebrauch  und  die  Klugheit  erfordeni, 
bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  Verluste  und  Schäden,  welche  aus  einer 
Unterlassung^  seinerseits  erwachsen* 

508.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  das  Fahrzeug  zu  verlassen,  wie 
gross  die  Gefahr  auch  sein  mag,  ausgenommen  im  Falle  eines  Schiffbruchs; 
wenn  das  Verlassen  für  durchaus  erforderlich    erachtet  wird,  so  ist  er  ver- 

§  fliehtet,  die  grösstmöglichste  Sorgfalt  darauf  zu  verwenden,  dass  alle  Effekten 
es  Schiffes  und  der  Ladung  gerettet  werden,  und  zwar  vorzugsweise  die  Papiere 
und  Bücher  des  Fahrzeuges,  das  baare  Geld  und  die  Waaren  von  höherem 
Werthe. 

Wenn  trotz  aller  Sorgfalt  die  aus  dem  Schiff  entnommenen  Gegen- 
stände oder  diejenigen,  welche  darin  verblieben  sind,  verloren  gehen  oder 
ohne  seine  Schuld  geraubt  werden,  so  ist  der  Kapitain  nicht  verantwortlich. 

509.  Keine  Entschuldigung  kann  den  Kapitain  entlasten,  der  die  Route 
verändert,  welcher  er  zu  folgen  verpflichtet  ist,  oder  der  irgend  eine  ausser- 
gewöhnliche  Handlung  vornimmt,  aus  welcher  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
ein  Schaden  erwachsen  kann,  ohne  dass  ein  Beschluss  vorhergegangen  i^t, 
der  in  einer  Versammlung  der  sämmtlichen  Schiffsoffiziere  oder  in  Gegen- 
wart der  an  dem  Schiffe  oder  an  der  Ladung  Interessirten,  falls  einer  der- 
selben sich  an  Bord  befindet,  gefasst  worden  ist. 

Bei  diesen  Beschlüssen  und  bei  allen  übrigen,  welche  er  in  lieber- 
einstimmung  mit  den  Schiffsoffizieren  fassen  muss,  hat  der  Kapitain  die 
entscheidende  Stimme,  und  er  kann  sogar  gegen  den  gefassten  Beschluss 
unter  seiner  persönlichen  Verantwortlichkeit  handeln,  sofern .  er  es  für  an- 
gemessen erachtet.^) 

510.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  in  einen,  von  dem  des  Bestimmungs- 
ortes verschiedenen  Hafen  einzulaufen,  und  wenn  er  sich  durch  höhere 
Gewalt  dazu  gezwungen  sehen  sollte  (Art.  740),  ist  er  verpflichtet,  bei  der 
ersten  sich  darbietenden  günstigen  Gelegenheit  wieder  abzusegeln,  bei  Strafe 
der  Haftbarkeit  für  die  Schäden  und  Verluste,  welche  dem  Schiffe  oder  der 
Ladung  aus  dem  Verzuge  erwachsen  (Art.  748). 

511.  Der  Kapitain,  welcher  in  einen  ausländischen  Hafen  einlaofi. 
ist  verpflichtet,  innerhalb  der  ersten  24  utiliter  gerechneten  Stunden  sich 
dem  Konsul  des  Kaiserreichs  vorzustellen  und  in  seine  Hände  den  Geleii^- 
schein  oder  die  Deklaration  der  Zollbehörde,  falls  er  aus  einem  Brasilianischen 
Hafen  kommt,  sowie  die  Matrikel  zu  hinterlegen  und  vor  demselben  Konsul 
bei  der  Vorstellung  jede  Veränderung,  welche  auf  dem  Meere  bei  der  Schiffs- 
mannschaft vorgefallen  ist,  sowie  vor  der  Abfahrt  diejenigen,  welche  während 
seines  Aufenthaltes  in  diesem  Hafen  eingetreten  sind,  zu  deklariren  and  in 
der  Matrikel  vermerken  zu  lassen. 

Wenn  das  Einlaufen  in  einem  Hafen  des  Kaiserreichs  erfolgt,  so  ibu>'^ 
die  Hinterlegung  der  Deklaration  bei  der  betreffenden  Zollbehörde  stattfinden, 
falls  eine  solche  vorhanden  ist,  und  diejenige  der  Matrikel  bei  der  Abtheilang, 
in  welcher  letztere  gewöhnlich  geschieht,  nebst  den  obenerwähnten  Angaben. 


*)  üeber  die  abweichenden  Bestimmnngen  in  anderen  Gesetsbüchem  efr.  Notew 
Art  1091  des  Argentinischen  H.  G.  £.,  S.  209. 
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512.  Bei  der  Rückkehr  des  Fahrzeuges  nach  dem  Ab£ährtshafen  oder 
Dach  demjenigen,  in  welchem  der  Kapitain  sein  Kommando  niederlegt,  ist 
derselbe  verpflichtet,  die  Originalraatrikel  bei  der  mit  der  Matrikel  der  Schiffe 
betrauten  Aotheilung  innerhalb  24  utiliter  gerechneten  Stunden,  nachdem  er 
Anker  geworfen  hat,  vorzulegen  und  die  selben,  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
angeordneten  Deklarationen  zu  machen. 

Nach  Ablauf  von  8  Tagen  nach  der  angegebenen  Zeit  verjährt  eine 
jede  Klage,  welche  gegen  den  Kapitain  auf  Grund  der  von  demselben  in 
der  Matrikel  während  der  Reise  begangenen  Versehen  angestellt  werden  kaüu. 

Der  Kapitain,  welcher  nicht  alle  immatrikulirten  Schiffsleute  aufweisen 
oder  in  gehöriger  Weise  den  Grund  ihres  Fehlens  angeben  kann,  wird  von 
der  mit  der  Matrikel  der  Schiffe  betrauten  Behörde  mit  einer  Geldbusse 
von  100  Milreis  für  jede  Person,  welche  er  weniger  vorstellt,  bestraft,  jedoch 
unter  Zulassung  des  Rekurses  an  das  zuständige  Handelstribunal. 

513.  Wenn  die  Eigenthumer,  ihre  Mandatare  oder  Konsignatare  nicht 
gegenwärtig  sind,  so  liegt  dem  Kapitain  ob,  gemäss  den  erhaltenen  Instruk- 
tionen, Frachtverträge  abzuschliessen  (Art.  569). 

514.  Der  Kapitain  kann  in  den  Häfen,  in  welchen  die  Eigenthumer, 
ihre  Mandatare  oder  Konsignatare  wohnen,  ohne  specielle  Ermächtigung  der- 
selben keine  aussergewöhnUche  Ausgabe  für  das  Fahrzeug  machen. 

515.  Wenn  während  der  Reise  Fonds  fehlen  und  keiner  der  Eigen- 
thumer des  Fahrzeuges,  ihrer  Mandatare  oder  Konsignatare  und,  in  Er- 
mangelung derselben,  kein  an  der  Ladung  Interessirter  anwesend  ist,  oder 
selbst  wenn  sie  anwesend  sind,  aber  keine  Mittel  haben,  ist  es  dem 
Kapitain  erlaubt,  Schulden  zu  kontrahiren,  Bodmereidarlehne  auf  den  Rumpf 
UDQ  das  Zubehör  des  Schiffes  und  auf  den  Ueberschuss  der  Fracht  nach 
Bezahlung  der  Heuer  aufzunehmen  und  sogar  beim  gänzlichen  Mangel  irgend 
ei  Des  anderen  Hulfsmittels  die  Waaren  der  Ladung  zu  verkaufen,  Behufs 
Ausbesserung  oder  Verproviantirung  des  Fahrzeuges,  indem  er  in  den  Ur- 
kunden der  von  ihm  unterzeichneten  Obligationen  den  Entstehungsgrund 
derselben  deklarirt  (Art  517). 

Die  Waaren  der  Ladung,  welche  in  solchen  Fällen  verkauft  werden, 
müssen  den  Verladern  nach  dem  Preise  bezahlt  werden,  welchen  andere  von 
gleicher  Beschaffenheit  in  dem  Löschungshafen  erhalten  haben,  oder  nach 
demjenigen,  welcher  durch  Sachverständige  abgeschätzt  wird,  im  Falle,  dass 
der  Verkauf  sämmtliche  Waaren  dieser  Qualität  umfasst  hat  (Art.  621). 

516.  Damit  irgend  eine  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen 
Massregeln  stattfinden  kann,  ist  es  durchaus  erforderlich: 

1.  dass  der  Ka{)itain  den  gänzlichen  Mangel  von  Geldern  in  seinen 
Händen  beweist,  welche  dem  Fahrzeuge  gehören; 

2.  dass  der  Eigenthumer  des  Fahrzeuges  oder  sein  Mandatar  oder  die 
Konsignatare  und,  in  Ermangelung  derselben,  irgend  einer  von  den 
an  der  Ladung  Literessirten  nicht  anwesend  ist,  oder  dass  dieselben, 
wenn  sie  gegenwärtig  sind,  dem  an  sie  von  demselben  gerichteten 
Ersuchen  um  Geldbewilligung  nicht  entsprochen  haben; 

3.  dass  der  Beschluss  in  Uebereinstimmung  mit  den  Offizieren  des 
Fahrzeuges  gefasst  und  ein  Vermerk  über  die  Nothwendigkeit  der 
getroffenen  Massregel  in  das  Schifffahrtstagebuch  eingetragen  worden 
ist  (Art.  504). 

Der  Nachweis  dieser  Erfordernisse  ist  vor  dem  Handelsrichter  des 
Hafens  zu  führen,  in  welchem  das  Bodmereidarlehn  aufj^enommen  oder  die 
Waaren  verkauft  worden  sind,  und  muss  von  demselben  in  einem  besonderen 
Verfahren  geprüft  werden;  in  den  ausländischen  Häfen  hat  dies  vor  den 
Konsuln  des  Reiches  zu  geschehen. 
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517.  Der  Kapitain,  welcher  in  den  Titeln  oder  Urkunden  der  Obliga- 
tionen über  die  von  ihm  Behufs  Ausbesserung,  Instandsetzung  oder  Aus- 
rüstung des  Fahrzeuges  gemachten  Ausgaben  den  Entstehungsgrund  der- 
selben anzugeben  unterlässt,  bleibt  personlich  denjenigen  gegenüber,  mit 
welchen  er  tontrahirt  hat,  verpflichtet,  unbeschadet  der  Klage,  welche  die^ 
letzteren  g^en  die  Bigenthümer  des  Schiffes  erheben  können,  wenn  sie 
beweisen,  dass  die  geschuldeten  Beträge  in  der  That  zum  Vortheile  des- 
selben verwendet  worden  sind  (Art.  477). 

518.  Der  Kapitain,  welcher  Geld  auf  den  Rumpf  des  Schiffes  and 
das  Zubehör  desselben  aufnimmt,  Waaren  in  anderen,  als  den  ihm  durch 
dieses  Gesetzbuch  gestatteten  Fällen  verpfändet  oder  verkauft,  und  derjenige, 
welcher  des  Betruges  in  seinen  Rechnungen  überführt  wird,  ist  ausserdem, 
dass  er  für  die  Verluste  und  Schäden  zur  Schadloshaltung  verpflichtet  ist, 
der  eventuellen  strafrechtlichen  Klage  unterworfen. 

519.  Der  Kapitain  wird  als  wirklicher  Depositar  der  Ladung  and 
aller  an  Bord  genommener  Effekten  betrachtet  und  ist  als  solcher  zu  ihrer 
Bewachung,  guten  Aufbewahrung  und  Lagerung,  sowie  zur  sofortigen  Ueber- 
gabe  bei  Vorzeigung  der  Konnossemente  verpflichtet  (Art.  586  und  587). 

Die  Haftbarkeit  des  Kapitains  bezüglich  der  Ladung  beginnt  mit  dem 
Augenblicke,  in  welchem  er  dieselbe  emprangt,  und  dauert  fort  bis  zu  dem 
Momente  ihrer  üebergabe  an  dem  Orte,  welcher  vereinbart  worden  oder  m 
dem  Löschungshafen  gebräuchlich  ist. 

520.  Der  Kapitain  ist  berechtigt,  von  den  Eigenthümem  eine  Ent- 
schädigung für  alle  nothwendigen  Ausgaben  zu  fordern,  welche  er  zum 
Nutzen  des  Fahrzeuges  mit  eigenen  oder  fremden  Geldern  gemacht  hat, 
vorausgesetzt,  dass  er  seine  Instruktionen  oder  die  Befugnisse  nicht  über- 
schritten, welche  ihrer  Natur  nach  seiner  Eigenschaft  als  Kapitain 
inhäriren. 

521.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  irgend  welche  Ladung  auf  der 
Kühl  des  Fahrzeuges  ohne  schriftliche  Anweisung  oder  Einwilligung  der 
Verlader  niederzulegen,  bei  Strafe  der  persönlichen  Haftbarkeit  für  jeden 
Nachtheil,  der  daraus  erwachsen  kann. 

522.  Wenn  das  Fahrzeug  im  Ganzen  verfrachtet  ist  und  der 
Kapitain  Ladung  von  einem  Dritten  annimmt,  so  ist  der  Befrachter  be- 
recntigt,  dieselbe  wieder  ausladen  zu  lassen. 

523.  Der  Kapitain  oder  irgend  ein  anderer  von  der  Schiffsmannschaft, 
welcher  Waaren  für  seine  Privatrechnung  ohne  schriftliche  Einwilhgung  de? 
Eigenthümers  des  Schiffes  oder  der  Befrachter  in  das  Fahrzeug  ladet,  wenn 
auch  unter  dem  Verwände,  dass  dies  in  seiner  Kabine  oder  in  seinen  Schlaf- 
räumlichkeiten  erfolgt,  kann  gezwungen  werden,  doppelte  Fracht  zu  zahlen. 

524.  Der  Kapitain,  welcher  mit  Antheil  an  aem  gemeinschaftlichen 
Gewinn  aus  der  Ladung  fahrt,  kann  für  seine  Privatrechnung  keinen  Handel 
treiben,  falls  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen  ist,  bei 
Strafe,  dass  für  Rechnung  desselben  alle  Gefahren  und  Verluste  gehen, 
während  den  übrigen  Theilhabem  die  etwaigen  Gewinne  gehören. 

525.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  mit  den  Verladern  öffentliche  oder 
geheime  Verträge  abzuschüessen,  welche  zu  seinem  Privatvortheile  gereichen, 
unter  welchem  Titel  oder  Verwände  es  auch  sein  mag,  bei  Strafe,  dats 
für  Rechnung  desselben  und  der  Verlader  alle  eintretenden  Gefahren  gehen. 
während   dem  Eigenthümer  des  Schiffes  der  ganze  erzielte  Gewinn  gehoru 

526.  Es  ist  Pflicht  des  Kapitains,  sich  mit  allen  Mitteln,  welche  ihm 
seine  Vorsicht  eingiebt,  jeder  Gewalt  zu  widersetzen,  welche  gegen  das  Fahr 
zeug,    sein  Zubehör  und   seine  Ladung  gerichtet  werden  könnte;   wenn  er 

gezwungen  wird,  das  Ganze  oder  einen  Theil  auszuliefern,  so  muss  er  sich 
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ait  den  erforderlichen  Protesten  und  Rechtfertigungen  in  demselben  Hafen 
)der  in  dem  ersten,    in  welchen  er  einläuft,    versehen    (Art.  504  und  505). 

527.  Der  Eapitain  kann  die  Effekten  der  Ladung  als  Sicherheit  für 
lie  Fracht  an  Bord  nicht  zurückbehalten;  er  ist  jedoch  berechtigt,  von  den 
Ligenthümern  oder  Konsignataren  im  Momente  der  Ucbergabe  der  Ladung 
u  verlangen,  dass  sie  den  Betrag  der  Fracht,  der  gemeinschaftlichen  Hava- 
ien  und  der  für  ihre  Rechnung  gehenden  Ausgaben  hinterlegen  oder  dafür 
Mcberheit  leisten,  und  er  kann,  in  Ermangelung  der  sofortigen  Zahlung, 
linterlegung  oder  Sicherheitsleistung,  für  die  Frachtgelder,  Havarien  und 
Auslagen  die  Beschlagnahme  der  Waaren  der  Ladung  nachsuchen,  so  lange 
lieselben  sich  in  der  Gewahrsam  der  Eigenthümer  oder  Konsignatare  be- 
inden,  mögen  dieselben  ausserhalb  oder  innerhalb  der  öffentlichen  Speicher 
agern;  er  ist  sogar  berechtigt,  den  sofortigen  Verkauf  derselben  zu  fordern, 
alls  sie  leicht  sich  verschlechtem  oder  ihre  Aufbewahrung  gefahrlich  oder 
icostspielig  ist. 

Der  Anspruch  auf  Beschlagnahme  verjährt  in  ßO  Tagen,  von  dem 
Datum  des  letzten  Löschungstages  an  gerechnet. 

528.  Wenn  der  Kapitain  in  Folge  der  Abwesenheit  des  Konsignatars, 
oder  weil  sich  der  Inhaber  des  Konnossements  an  Ordre  nicht  einfindet, 
nicht  weiss,  an  wen  er  in  gehöriger  Weise  die  üebergabe  bewirken  soll,  so 
muss  er  von  dem  Handelsrichter  und,  wo  ein  solcher  nicht  vorhanden  ist, 
von  der  zuständigen  Ortsbehörde  die  Ernennung  von  Depositaren  veran- 
lassen, Behufs  Empfangnahme  der  Gegenstande  und  Zahlung  der  geschul- 
deten Fracht  für  Rechnung  desjenigen,  den  es  angeht. 

529.  Der  Kapitain  haftet  für  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  durch 
seine  Schuld,  Unterlassung  oder  Unkenntniss  dem  Schiffe  oder  der  Ladung 
zustossen,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klagen,  zu  welchen  eine  Ver- 
untreuung oder  ein  Dolus  seinerseits  Veranlassung  geben  kann.    (Art.  608.) 

Der  Kapitain  haftet  gleichfalls  civiliter  für  die  Diebstähle  oder  irgend 
welche  anderen  Schäden,  welche  an  Bord  durch  die  Schiffsmannschaft  an 
den  Gegenständen  der  Ladung  verübt  worden  sind,  so  lange  sich  letztere 
unter  seiner  Verantwortlichkeit  befindet. 

530.  Von  dem  Kapitain  müssen  alle  Geldstrafen  bezahlt  werden, 
welche  dem  Fahrzeuge  wegen  Unterlassung  der  genauen  Beobachtung  der 
Gesetze  und  Verordnungen  der  Zollbehörden  und*^der[Hafenpolizei  auferlegt 
worden  sind ,  und  in  gleicher  Weise  die  Nachtheile,  welche  durch  Streit 
unter  den  Schiffsmannscnaften  im  Dienste  desselben  entstehen,  falls  er  nicht 
nachweist,  dass  er  alle  geeigneten  Massregeln  ergriffen  hat,  um  solche  zu 
vermeiden. 

531.  Der  Kapitain,  welcher  ausser''dem  Falle  einer  gesetzlich  bewie- 
senen Seeuntüchtigkeit  das  Schiff  ohne  specielle  Ermächtigung  der  Eigen- 
thümer verkauft,  ist  für  die  Verluste  und  Schäden  verantwortlich,  abgesehen 
von  der  Nichtigkeit  des  Verkaufes  und  dem  eventuell  stattfindenden  straf- 
rechtlichen Verfahren. 

532.  Der  Kapitain,  welcher,  für  eine  bestimmte "^ Fahrt  engagirt,  die- 
selbe ohne  gerechten  Grund  zu  beendigen  unterlässt,  haftet  den  Eigenthümern, 
Befrachtern  und  Verladern  für  die  Verluste  und  Schäden,  welche  aus  dieser 
Unterlassung  erwachsen. 

In  reciproker  Weise  muss  der  Kapitain,  welcher  mit*)  gerechtem 
Grund  vor  Beendigung  der  Reise  entlassen  worden  ist,  sein  Gehalt  voll- 
ständig  erhalten,    auf  Rechnung   des  Eigenthümers   oder  Befrachters   nach 


')  „£m  jubta  caiiea*' ;  es  dürfte  ein  Druckfehler  vorliegen  und  „sem  justa  causa" 
(ohne  gerechten  Grund)  gemeint  sein. 
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dem  Orte,  wo  die  Reise  begODnen  hat,  zurück  befördert  und  für  alle  Yor- 
theile,  welche  er  durch  die  Entlassung  eingebösst  haben  könnte,  entschädigt 
werden. 

Er  kann  jedoch  vor  Beginn  der  Reise  ohne  Anspruch  auf  Entschädi- 
gung entlassen  werden,  falls  nicht  eine  entgegenstehende  Abrede  getroffen  ist. 

533.  Wenn  ein  Fahrzeug  nach  einem  bestimmten  Hafen  gefruchtet 
ist,  so  kann  der  Eapitain  sich  nur  dann  weigern,  die  Reise  anzutreten,  wenn 
Pest,  Erieg,  Blokade  oder  eine  gesetzliche  Behinderung  des  Fahrzeuges  aa( 
unbestimmte  Zeit  dazwischen  tritt. 

534.  Wenn  irgend  ein  Passagier  oder  Jemand  von  der  Schiffsmann- 
schaft während  der  Reise  stirbt,  so  muss  der  Eapitain  das  gesammte  Ver^ 
mögen,  welches  der  Verstorbene  hinterlässt,  inventarisiren,  unter  Assistenz 
der  Offiziere  des  Fahrzeuges  und  zweier  Zeugen,  welche  vorzugsweise  Passa- 
giere sein  sollen,  und  alles  gut  aufbewahren;  und,  sobald  er  nach  dem 
Abfahrtshafen  gelangt  ist,  muss  er  das  Inventar  und  das  Vermögen  den 
zustandigen  Behörden  überliefern. 

535.  Nach  Beendigung  der  Reise  ist  der  Eapitain  verpflichtet,  obe 
Verzug  dem  Eigenthümer  oder  Eassirer  des  Schifies  über  seine  Greschäfts- 
führung  Rechnung  abzulegen,  unter  gleichzeitiger  Uebergabe,  des  haaren 
Geldes,  welches  er  mit  sich  führt,  der  Bücher  und  aller  übrigen  Papiere. 
Der  Eigenthümer  oder  Eassirer  ist  verpflichtet,  die  Rechnungen  des  Kapi- 
tains,  sobald  er  sie  erhalten  hat,  abzuschliessen  und  die  demselben  geschoi- 
dete  Summe  zu  bezahlen.  Falls  Streit  über  die  Rechnung  entsteht,  ist 
der  Eapitain  gleichwohl  berechtigt,  unverzüglich  die  Bezahlung  des  falligen 
Oehaltes  zu  verlangen,  wenn  er  dafür  Bürgschaft  leistet,  dasselbe  eventaell 
z  urückzuerstatten. 

536.  Wenn  der  Eapitain  der  einzige  Eigenthümer  des  Fahrzeuges  ist, 
haftet  er  in  gleicher  Weise  den  Befrachtern  und  Verladern  gegenüber  für 
alle  den  Eapitainen  und  den  Rhedern  auferlegten  Verpflichtungen. 

537.  Jede  Verpflichtung,  durch  welche  der  Eapitain  als  Theilhabcr 
am  Schiffe  der  Genossenschaft  gegenüber  verantwortlich  ist,  hat  ein  Vor- 
recht auf  den  Antheil  und  den  Gewinn,  welchen  derselbe  an  dem  Schiffe 
und  den  Frachtgeldern  hat. 


TITEL  IV. 
Von  dem  Steuermann  imd  Hoehbootsmajin. 

538.  Die  Qualifikation  und  die  Pflichten  der  Steuerleute  and  Hoch- 
bootsleute sind  in  den  Marineverordnungen  vorgeschrieben. 

539.  Wenn  der  Steuermann  es  für  erforderlich  erachtet,  den  Kurs  zo 
verändeiTi,  so  muss  er  dem  Eapitain  die  Gründe,  welche  ihn  hierzu  zwingeo, 
mittheilen;  und,  wenn  letzterer  Widerspruch  dagegen  erhebt,  indem  er  die 
Bemerkungen,  welche  in  einem  solchen  Falle  der  Steuermann  in  Gegenwart 
der  übrigen  Schiffsoffiziere  zu  wiederholen  hat,  unbeachtet  lässt,  so  moss 
er  seinen  Protest  in  das  Schifffahrtstagebuch  eintragen  (Art.  504),  welchen 
alle  zu  unterzeichnen  haben,  und  den  Befehlen  des  Kapitains  gehorcheii, 
auf  welchen  die  ganze  Verantwortlichkeit  fallt. 

540.  Der  Steuermann,  welcher  durch  Unkenntniss,  Unterlassung  oder 
Böswilligkeit  den  Verlust  des  Schiffes  herbeiführt  oder  demselben  einen 
Schaden  zufügt,  ist  verpflichtet,  den  Nachtheil  zu  ersetzen,  welchen  das  Schiff 
oder  die  Ladung  erlitten  hat,  abgesehen  davon,  dass  er  in  die  eventuell  ein- 
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tretenden  Eriminalstrafen  verfallt;  die  Haftbarkeit  des  Steuermanns  schliesst 
diejenige  des  Kapitaius  in  don  Fällen  des  Art.  529  nicht  aus. 

541.  Bei  dem  Tode  oder  einer  Verhinderung  des  Kapitains  geht  das 
Kommando  des  SchifiFes  auf  den  Steuermann  über  und,  in  Ermangelung  des 
letzteren  oder  bei  seiner  Verhinderung,  auf  den  Hochbootsmann  mit  allen 
Berechtigungen,  Befugnissen,  Verpflichtungen  und  der  Haftbarkeit,  welche 
dem  Amte  des  Kapitains  inhäriren. 

542.  Der  Hochbootsmann,  welcher  bei  dem  Empfange  oder  der  Abliefe- 
rung von  Waaren  die  Anweisungen,  Empfangsbescheinigungen  oder  irgend 
welche  anderen,  seine  Handlungsweise  rechtfertigenden  Urkunden  nicht  an 
den  Kapitain  aushändigt,  haftet  für  die  daraus  erwachsenden  Verluste  und 
Schäden. 


TITEL  V. 

Von   der   Heuer   und   dem   Gehalt   der  Offiziere   und   der 
Schiffsmannschaft,  ihren  Rechten  und  Verpflichtungen. 

543-  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  denjenigen  aus  der  Schiffsmann- 
schaft, welche  es  verlangen,  einen  von  ihm  unterzeichneten  Vermerk  zu 
geben,  in  welchem  die  Natur  des  Vertrages  und  die  Höhe  der  Heuer  näher 
bezeichnet  wird,  und  in  diese  Bescheinigung  die  Beträge  einzutragen,  welche 
für  Rechnung  bezahlt  worden  sind. 

Die  Bedingungen  des  Vertrages  zwischen  dem  Kapitain  und  der  Schiffs- 
mannschaft weraen,  in  Ermangelung  einer  anderen  Vertragsurkunde,  durch 
die  Musterrolle  oder  Matrikel  bewiesen,  wobei  zu  berücksichtigen  ist,  dass 
der  Unterhalt  der  Mannschaft  in  der  Heuer  stets  als  mit  einbegriffen  an- 
gesehen wird. 

Wenn  aus  der  Matrikel  oder  einer  anderen  Vertragsurkunde  die  be- 
stimmte Zeit  des  Vertrages  nicht  hervorgeht,  so  wird  immer  angenommen, 
dass  derselbe  für  die  ganze  Reise  oder  für  die  Hinreise  und  die  Rückkehr 
nach  dem  Orte,  an  welchem  die  Immatrikulirung  stattgefunden  hat,  ge- 
schlossen worden  ist. 

544.  Wenn  das  Einnahmen-  und  Ausgabenbuch  des  Schiffes  mit  der 
Matrikel  übereinstimmt  (Art.  467)  und  regelmässig  geführt  worden  ist 
(Art.  503),  so  liefert  dasselbe  vollständigen  Beweis  zur  Lösung  von  irgend 
welchen  Zweifeln,  welche  über  die  Bedingungen  des  Heuervertrages  entstehen 
können;  es  haben  jedoch  bezüglich  der  für  Rechnung  erhaltenen  Beträge, 
im  Falle  des  Zweifels,  die  in  den  Bescheinigungen,  von  denen  der  vorher- 
gehende Artikel  handelt,  eingetragenen  Vermerke  den  Vorzug. 

545.  Die  Pflichten  der  Offlziere  und  der  Schiffsmannschall  sind  folgende: 

1.  sich  Behufs  Antritts  der  Reise  zur  festgesetzten  Zeit  pünktlich  an 
Bord  zu  begeben,  bei  Strafe,  entlassen  werden  zu  können; 

2.  ohne  Erlaubniss  des  Kapitains  das  Schiff  nicht  zu  verlassen,  noch 
eine  Nacht  ausserhalb  desselben  zuzubringen,  bei  Strafe  des  Ver- 
lustes der  Heuer  für  einen  Monat; 

3.  ihre  Effekten  nicht  von  Bord  zu  entfernen,  ohne  dass  dieselben 
von  dem  Kapitain  oder  dem  zweiten  Offizier  revidirt  worden  sind, 
bei  derselben  Strafe; 

4.  ohne  Widerspruch  dem  Kapitain  und  den  übrigen  Offizieren  in 
ihren  betreffenden  Funktionen  zu  gehorchen  und  sich  aller  Streitig- 
keiten zu  enthalten,  bei  den  in  den  Art.  498  und  555  bezeichneten 
Strafen; 
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5.  dem  Kapitain ,  im  Falle  eines  AngriflFes  auf  das  Schiff  oder  eines 
dem  Schiff  oder  der  Ladung  zustossenden  Unfalles,  beizustehen,  wie 
beschaffen  auch  der  Unfall  sein  mag,  bei  Strafe  des  Verlustes  der 
verdienten  Heuer; 

6.  nach  Beendigung  der  Reise  das  Schiff  vor  Anker  zu  legen  und 
abzutakeln,  dasselbe  an  einen  sicheren  Ankerplatz  zu  fuhren  und 
zu  befestigen,  sobald  es  der  Kapitain  verlangt,  bei  Strafe  des  Ver- 
lustes der  verdienten  Heuer; 

7.  die  erforderlichen  Angaben  zu  deponiren,  Behufs  Rechtfertigung  der 
an  Bord  aufgenommenen  Beweisvernandlungen  und  Proteste  (Art.  506), 
indem  sie  für  die  Tage  des  Aufenthaltes  eine  ihrer  verdienten  Heuer 
entsprechende  Entschädigung  zu  erhalten  haben;  wenn  sie  dieser 
Pflicht  nicht  genügen,  so  können  sie  die  verdiente  Heuer  nicht  ge- 
richtlich einklagen. 

546.  Die  OfGziere  und  irgend  welche  anderen  Leute  aus  der  Schiffs- 
mannschaft, welche,  nachdem  sie  immatrikulirt  worden  sind,  die  Reise  vor 
dem  Beginne  derselben  anheben  oder  sich  vor  ihrer  Beendigung  ent- 
fernen, können  durch  Haft  zur  Erfüllung  des  Vertrages  gezwungen  werden, 
sowie  zur  Rückerstattung  desjenigen,  was  ihnen  vorausbezahlt  worden  ist, 
und  müssen  einen  Monat  ohne  Anspruch  auf  Löhnung  dienen. 

547.  Wenn  nach  der  Immatrikulation  der  Schiffsmannschaft  die  Reise 
in  dem  Matrikelhafen  durch  eine  Handlung  des  Eigenthümers,  des  Kapitains 
oder  des  Befrachters  aufgehoben  wird,  so  muss  allen  Leuten  der  Schiffs- 
mannschaft, welche  monats weise  geheuert  sind,  die  Heuer  für  einen  Monat 
als  Vergütigung  gezahlt  werden,  ausser  derjenigen,  welche  sie  bereits  ver- 
dient haben ;  denjenigen,  welche  für  die  Reise  geheuert  worden  sind,  ist  die 
Hälfte  der  vereinbarten  Heuer  als  Entschädigung  zu  zahlen. 

Wenn  jedoch  die  Aufhebung  nach  der  Abfahrt  aus  dem  Matrikel- 
hafen stattfindet,  so  haben  die  monatsweise  geheuerten  Schiffsleute  Ansprach 
auf  die  Heuer  nicht  nur  für  die  Zeit,  welche  abgelaufen  ist,  sondern  auch 
für  diejenige,  welche  erforderlich  ist  zur  Rückkehr  nach  dem  Ab&hrtshafen 
oder  zur  Erreichung  des  Bestimmungshafens,  indem  derjenige  für  die  Be- 
rechnung zu  Grunde  gelegt  wird,  welcher  der  nächste  ist;  die  für  die  ganze 
Reise  geheuerten  werden  bezahlt,  wie  wenn  die  Reise  beendet  worden  wäre. 

Sowohl  die  für  die  Reise,  als  auch  die  monatsweise  geheuerten  Leute 
der  Schiffsmannschaft  haben  das  Recht,  dass  ihnen  der  UeberfiEihrtspreis 
von  dem  Hafen  der  Entlassung  bis  zu  demjenigen,  an  welchem  oder  bis  zn 
welchem  sie  sich  verdungen  haben,  gezahlt  werde,  welcher  von  beiden  der 
nächste  ist.  Diese  Verpflichtung  cessirt,  sofern  die  Leute  der  Schiffsmannschaft 
in  dem  Hafen  der  Entlassung  einen  neuen  Heuervertrag  abschliessen  können. 

548.  Wenn  die  Reise  in  Folge  höherer  Gewalt  unterbrochen  wird,  so 
ist  die  Mannschaft,  falls  das  Fahrzeug  sich  in  dem  Anwerbungshafen  be- 
findet, nur  berechtigt,  die  verdiente  Heuer  zu  verlangen. 

Gründe  der  höheren  Gewalt  sind: 

1.  eine  Kriegserklärung  oder  ein  Handelsverbot  zwischen  dem  Abfahrts- 
hafen und  dem  Bestimmungshafen  für  die  Reise; 

2.  die  Blokadeerklärung  des  Hafens  oder  die  Angabe,  dass  die  Pest  in 
demselben  vorhanden  ist; 

3.  ein  Einfuhrverbot  in  diesen  Hafen  bezüglich  der  in  dem  Fahrzeug 
verladenen  Waaren; 

4.  Detinirung  oder  Beschlagnahme  des  Fahrzeuges  —  in  dem  Falk-, 
dass  eine  Bürgschaft  nicht  zulässig  ist  oder  nicht  gestellt  werden 
kann  — ,  w^^lche  die  Zeit  von  90  Tagen  übersteigt; 

5.  Seeuntüchtigkeit  des  Fahrzeuges  in  Folge  eines  Unfalles. 
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549.  Wenn  die  Aufhebung  der  Reise  in  Folge  höherer  Gewalt  eintritt 
und  das  Fahrzeug  sich  in  irgend  einem  Ausladungshafen  befindet,  so  hat  die 
monatsweise  geheuerte  Mannschaft  Anspruch  auf  Bezahlung  nur  für  die 
Zeit,  welche  seit  der  Abfahrt  aus  dem  Hilfen  bis  zu  dem  Tage  der  Entlassung 
verflossen  ist,  und  die  fQr  die  Reise  geheuerte  Mannschaft  hat,  falls  die 
Reise  nicht  beendet  wird^  keinen  Anspruch  auf  Löhnung. 

550.  Im  Falle  der  Beschlagnahme  oder  Detinirung  müssen  die  monats- 
weise geheuerten  Schiffsleute  die  Hälfte  ihrer  Heuer  während  der  Dauer  des 
Hindernisses,  falls  dasselbe  90  Tage  nicht  übersteigt,  erhalten;  nach  Ab- 
lauf dieser  Zeit  ist  der  Vertrag  hinföllig.  Diejenigen  jedoch,  welche  für  die 
ganze  Reise  geheuert  worden  sind,  sind  verpflichtet,  ihre  Verträge  bis  zur 
Beendigung  der  Reise  zu  erfüllen. 

Wenn  jedoch  der  Eigenthümer  des  Fahrzeuges  für  die  Beschlagnahme 
oder  Detinirung  eine  Entschädigung  erhält,  so  ist  er  verpflichtet,  den  monats- 
weise Geheuerten  die  Heuer  vollständig  und  den  für  die  ganze  Reise  Ge- 
heuerten iu  dem  entsprechenden  Verhältniss  zu  bezahlen. 

551.  Wenn  der  Eigenthümer  vor  dem  Beginne  der  Reise  dem  Fahr- 
zeuge eine  andere,  als  die  in  dem  Vertrage  erklärte  Bestimmung  giebt,  so 
muss  eine  neue  Anwerbung  stattfinden;  und  diejenigen,  welche  sich  nicht 
anwerben  lassen,  sind  nur  berechtigt,  die  verdiente  Heuer  zu  beanspruchen 
oder  dasjenige,  was  sie  vorausgezahlt  erhalten  haben,  zu  behalten. 

552.  Wenn,  nachdem  das  Fahrzeug  im  Bestimmungshafen  angelangt 
und  die  Löschung  beendet  ist,  dei"  Kapitain,  anstatt  die  Rückreise  anzutreten, 
das  Fahrzeug  verfrachtet  oder  beladet,  um  nach  einem  anderen  Bestimmungs- 
orte zu  fahren,  so  steht  es  den  Leuten  der  Schiffsmannschaft  frei,  sich  von 
Neuem  anwerben  zu  lassen  oder  zurückzukehren,  falls  nicht  im  Vertrage 
eine  entgegengesetzte  Vereinbarung  getroffen  worden  ist. 

Wenn  der  Eapitain  jedoch  ausserhalb  des  Kaiserreichs  es  für  gut 
befindet,  nach  einem  anderen  freien  Hafen  zu  fahren  und  dort  zu  laden 
oder  zu  löschen,  so  kann  die  Schiffsmannschaft  nicht  entlassen  werden, 
wenn  sich  auch  die  Reise  über  die  vertragsmässige  Dauer  verlängert,  indem 
die  für  die  Reise  geheuerten  Schiffsleute  eine  Erhöhung  der  Heuer  im 
Verhältniss  der  Verlängerung  zu  erhalten  haben. 

553*  Wenn  die  Mannschaft  auf  Antheil  oder  Betheiligung  an  der  Fracht 
geheuert  worden  ist,  so  wir^  derselben  keine  Entschädigung  für  die  durch 
höhere  Gewalt  veranlasste  Aufhebung,  Verzögerung  oder  Verlängerung  der 
Reise  geschuldet;  wenn  jedoch  die  Aufhebung,  Verzögerung  oder  Verlän- 
gerung aus  einer  Handlung  der  Verlader  herrührt,  so  hat  dieselbe  an  den 
dem  Schiffe  gewährten  Entschädigungen  Antheil,  indem  die  Vertheilung  unter 
die  Eigenthümer  der  Schiffe  und  die  Mannschaft  in  demselben  Verhältniss 
zu  erfolgen  hat,  in  welchem  die  Fracht  hätte  vertheilt  werden  müssen. 

Wenn  die  Aufhebung,  Verzögerung  oder  Verlängerung  aus  einer 
Handlung  des  Eapitains  oder  des  Eigenthümers  des  Schiffes  herrührt,  so 
sind  dieselben  zu  den  betreffenden,  verhältnissmässigen  Entschädigungen 
verpflichtet. 

Wenn  die  Reise  nach  einem  näheren  Hafen  geändert  oder  durch  irgend 
eine  Ursache  abgekürzt  wird,  so  müssen  die  für  die  Reise  geheuerten 
Schiffsleute  vollständig  bezahlt  werden. 

554.  Wenn  irgend  einer  von  der  Schiffsmannschaft  nach  der  Ln- 
matrikulirung  ohne  gerechten  Grund  entlassen  worden  ist,  so  hat  er  An- 
spruch auf  aie  vollständige  vereinbarte  Heuer,  falls  er  für  die  ^nze  Reise 
angeworben  worden  ist,  und,  falls  er  monats weise,  erfolgt  die  Berechnung 
nach  der  durchschnittlichen  Dauer,  welche  auf  die  Reisen  nach  dem  Hafen 
der  Anwerbung    verwendet   zu    werden    pflegt.    In   solchen  Fällen    ist    der 
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Kapitain  nicht  berechtigt,  von  dem  Eigenthümer  des  Schiffes  die  Ent- 
schädigungen erstattet  zu  verlangen,  zu  deren  Zahlung  er  verpflichtet  ist, 
es  sei  denn,  dass  er  mit  Ermächtigung  desselben  gehandelt  hat 

555.  Gerechte  Gründe  zur  Entlassung  sind  folgende: 

1.  die  Verübung  irgend  eines  Verbrechens  oder  groben  Unfugs,  der 
die  Schiffsordnung  stört,  Rückfall  in  Insubordination,  Disciplin fehler 
oder  Mangel  in  der  Pflichterfüllung  (Art.  498); 

2.  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

3.  Unkenntniss  des  Dienstes ,  zu  welchem  der  Entlassene  angeworben 
worden  ist; 

4.  irgend  ein  Umstand;  welcher  ihn  unfähig  macht,  seinen  Ver- 
pflichtungen nachzukommen,  mit  Ausnahme  des  im  Art.  560  vor- 
gesehenen Falles. 

556.  Die  Offiziere  und  die  Schiffsmannschaft  können  vor  Beginn  der 
Reise  in  folgenden  Fällen  entlassen  werden: 

1.  wenn  der  Kapitain  den  vereinbarten  Bestimmungsort  verändert 
(Art.  551); 

2.  wenn  nach  der  Anwerbung  das  Kaiserreich  in  einen  Seekrieg 
verwickelt  wird  oder  sichere  NachricliJ;  von  der  Fest  im  Bestimmungs- 
orte eintrifft; 

3.  wenn  dieselben  geheuert  sind,  um  mit  einem  Convoi  zu  fahren, 
und  dies  nicht  erfolgt; 

4.  wenn  der  Kapitain  stirbt  oder  entlassen  wird. 

557.  Kein  Schiffsmann  kann  vor  Beendigung  der  Reise  gegen  das 
Schiff  oder  den  Kapitain  eine  Klage  erheben;  wenn  sich  jedoch  das  Schiff 
in  einem  sicheren  Hafen  befindet,  können  die  Schiffsleute,  welche  misshandelt 
worden  sind,  oder  denen  der  Kapitain  den  schuldigen  Unterhalt  zu  gewähren 
unterlassen  hat,  die  Aufhebung  des  Vertrages  nachsuchen. 

558.  Wenn  das  Fahrzeug  weggenommen  wird  oder  Schiffbruch  er- 
leidet, hat  die  Schiffsmannschaft  keinen  Anspruch  auf  die  Heuer,  welche 
während  der  Reise,  auf  der  der  Unfall  sich  ereignet  hat,  verdient  worden 
ist,  noch  ist  der  Eigen thümer  des  Schiffes  berechtigt,  die  vorausbezahlte 
zu  reklamiren. 

559.  Wenn  das  weggenommene  Fahrzeug  zurückerlangt  wird  und 
die  Mannschaft  sich  noch  an  Bord  befindet,  so  muss  dieselbe  ihre  Heuer 
vollständig  bezahlt  erhalten. 

Wenn  aus  dem  Schiffbruche  irgend  ein  Theil  des  Schiffes  oder  der 
Ladung  gerettet  wird,  so  hat  die  Mannschaft  Anspruch  auf  Bezahlung  der 
auf  der  letzten  Reise  verdienten  Heuer,  und  zwar  mit  Vorzugsi'echt  vor 
jeder  anderen  früheren  Schuld,  soweit  der  Werth  des  etwa  geretteten  Theils 
des  Schiffes  ausreicht,  und,  falls  derselbe  nicht  ausreicht  oder  kein  Theil 
gerettet  worden  ist,  vermittelst  der  Fracht  der  geretteten  Ladung. 

Es  wird  unter  der  letzten  Reise  die  Zeit  verstanden,  welche  verflossen 
ist,  seitdem  das  Fahrzeug  anfing,  den  Ballast  oder  die  Ladung  aufzunehmen, 
bis  zu  dem  Moment,  in  welchem  sich  die  Wegnahme  oder  der  Schiffbruch 
an  Bord  ereignet  hat. 

Wenn  die  Schiffsmannschaft  auf  Antheil  geheuert  worden  ist,  so  wird 
sie  nur  mit  der  Fracht  der  geretteten  Gegenstände  bezahlt,  und  zwar  in 
dem  gehörigen  Verhältniss  zu  dem,  was  der  Kapitain  erhält. 

060.  Ein  jeder  aus  der  Schiffsmannschaft,  welcher  während  der 
Reise  im  Dienste  des  Schiffes  erkrankt^),  empfangt  die  vereinbarte  Heuer 
weiter,   und  die  ärztliche  Behandlung  erfolgt  auf  Kosten  des  Schiffes;  der 

*)  Cfr.  Art  656  No.  4. 
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Bezug  der  Heuer  hört  auf,  wenn  die  Krankheit  langwierig  wird,  und  die 
Kurkoslen  werden  aus  der  verdienten  Heuer  und,  falls  dieselbe  nicht  aus- 
reicht, aus  seinem  Vermögen  oder  der  Heuer,  welche  er  später  verdienen 
sollte,  entnommen.^) 

561.  Wenn  irgend  einer  von  der  Schiflfsmannschaft  während  der 
Reise  stirbt,  so  werden  die  Kosten  für  seine  Bestattung  für  Rechnung  des 
Schiffes  bezahlt,  und  seine  Erben  haben  Anspruch  auf  die  geschuldete 
Heuer  bis  zu  dem  Todestage,  falls  er  monatsweise  geheuert  war,  und  bis 
zu  dem  Bestimmungshafen ,  wenn  der  Tod  auf  der  Hinreise  eingetreten  ist 
und  derselbe  für  die  Reise  angeworben  war,  und  für  die  Hin-  und  Rück- 
reise, wenn  der  Tod  auf  der  Rückreise  erfolgt  und  der  Vertrag  für  die 
ganze  Reise  abgeschlossen  worden  ist. 

562.  Welcher  Art  auch  der  Vertrag  sein  mag,  so  wird  der  Schiffs- 
mann, welcher  bei  der  Vertheidigung  des  Fahrzeuges  getödtet  wordien  ist, 
rucksichtlich  aller  Vortheile  und  aller  Interessen,  welchen  den  Leuten  seiner 
Klasse  zufallen  könnten,  als  lebend  betrachtet,  bis  das  Fahrzeug  in  dem 
Bestimmungshafen  angelangt  ist. 

Dieselbe  Vergünstigung  geniesst  derjenige,  welcher  bei  der  Ver- 
theidigung des  Fahrzeuges  ge&ngen  genommen  worden  ist,  falls  dasselbe 
gerettet  wird. 

563.  Nach  Beendigung  der  Reise  kann  die  Mannschaft;  innerhalb 
3  Tagen  nach  Vollendung  der  Löschung  die  Bezahlung  verlangen,  nebst 
den  gesetzlichen  Zinsen  im  Falle  des  Verzuges  (Art.  449  No.  4). 

Wenn  die  Offiziere  und  die  Schiffsmannschaft  für  verschiedene  Reisen 
geheuert  worden  sind,  so  können  sie  nach  Beendigung  einer  jeden  Reise 
die  verdiente  Heuer  verlangen. 

564-  Alle  Schiffsleute  haben  eine  stillschweigende  Hypothek  auf  das 
Schiff  und  die  Fracht  bezüglich  der  Bezahlung  der  auf  der  letzten  Reise 
verdienten  Heuer,  und  zwar  mit  Vorzugsrecht  vor  anderen  weniger  bevor- 
rechtigten Schulden;  und  in  keinem  Falle  wird  der  Schuldner  gehört,  wenn 
er  nicht  die  verlangte  Summe  hinterlegt. 

Es  werden  unter  Mannschaft  oder  Schiffsleuten  in  dieser  Hinsicht  und 
bezüglich  aller  übrigen  Bestimmungen  in  diesem  Titel  der  Kapitain,  die 
Offiziere,  die  Matrosen  und  alle  übrigen  im  Dienste  des  Schiffes  verwendeten 
Personen  verstanden,  jedoch  nicht  die  Superkargos. 

565.  Das  Schiff  und  die  Fracht  haften  den  Eigenthümern  der  Ladung 
gegenüber  für  die  Schäden,  welche  sie  durch  Vergehen,  Culpa  oder  culpose 
Unterlassung  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft,  die  im  Schiffsdienste 
begangen  worden  sind,  erlitten  haben,  unbeschadet  der  Klagen  der  Eigen- 
thümer  des  Fahrzeuges  gegen  den  Kapitain  und  dieses  letzteren  gegen  die 
Schiffsmannschaft. 

Das  Gehalt  des  Kapitains  und  die  Heuer  der  Mannschaft  bilden  eine 
besondere  Hypothek  bei  diesen  Klagen. 


0  Ueber  die  abweichenden  Bestimmnngen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zu 
Art.  1174  des  Argentinischen  H.  G.  B.,  S.  221. 
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TITEL  VI. 

Von  der  Befrachtiuig. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Natur  und  der   Form  des  Frachtvertrages   und  den 

Chartepartien. 

566.  Der  Frachtvertrag  über  ein  Fahrzeug,  mag  er  dasselbe  in  seiner 
'  Gesammtheit  oder  nur  zu    einem  Theile   betreffen,    mr   eine   oder    mehrere 

Reisen,  mag  er  nach  Last,  Raum  oder  Planke  geschlossen  sein,  d.  b.  wenn 
der  Eapitain  von  Allen,  welche  sich  melden,  Ladung  annimmt,  muss  schrift- 
lich bewiesen  werden;  in  dem  ersteren  Falle  muss  die  Urkunde,  welche 
Ohartepartie  oder  Frachtbrief^)  heisst,  von  dem  Verfrachter  und 
dem  Betrachter  und  von  allen  anderen  Personen,  welche  bei  dem  Vertrage 
intervenirten,  unterzeichnet  werden;  ein  jeder  der  Betheiligten  erhält  ein 
Exemplar  desselben;  in  dem  zweiten  Falle  heisst  die  Urkunde  Kon- 
nossement, und  es  genügt,  dass  es  von  dem  Eapitain  und  dem  Verlader 
unterzeichnet  wird. 

Unter  Verfrachter  wird  derjenige  verstanden,  welcher  das  Fahrzeug 
zur  Fracht  giebt,  und  unter  Befrachter  derjenige,  welcher  es  nimmt. 

567.  Die  Chartepartie  muss  angeben: 

1.  den  Namen  des  Kapitains  und  denjenigen  des  Schiffes,  die  Trag- 
fähigkeit desselben,  die  Nation,  welcher  es  angehört,  und  den  Hafen 
seines  Registers  (Art.  460); 

2.  den  Namen  des  Verfrachters  und  denjenigen  des  Befrachters,  sowie 
ihre  betreffenden  Domicile;  wenn  der  Frachtvertrag  für  Rechnung 
eines  Dritten  geschlossen  ist,  muss  ebenfalls  der  Name  und  das 
Domicil  desselben  angegeben  werden; 

3.  die  Bezeichnung  der  Reise,  ob  dieselbe  die  Hin-  und  Rückreise 
betrifft  oder  monatlich  ist,  für  eine  oder  mehrere  Reisen,  und  ob 
diese  letzteren  hin  und  zurück  oder  nur  hin  oder  nur  zurück 
sind,  und  endlich,  ob  das  Fahrzeug  im  Ganzen  oder  theilweise  ge- 
f rächtet  ist; 

4.  die  Art  und  Menge  der  Ladung,  welche  das  Schiff  erhalten  muss, 
mit  Bezeichnung  der  Tonnen,  der  Anzahl,  des  Gewichts  oder  der 
Ballen,  und  für  wessen  Rechnung  dieselbe  an  Bord  und  von  dort 
an  das  Land  gebracht  werden  soll; 

5.  die  Zeit  für  das  Laden  und  Löschen,  die  Skalahäfen,  falls  solche 
vorhanden  sind,  die  Liege-  und  Ueberliegetage  oder  den  Aufenthalt 
und  die  Art  und  Weise,  in  welcher  diese  zu  entschädigen  und  zu 
berechnen  sind; 

6.  den  Frachtpreis,  wie  viel  an  Kaplaken  oder  Gratifikationen  und  für 
die  Liege-  und  Ueberliegetage  zu  zahlen  ist,  sowie  die  Form,  die 
Zeit  und  den  Ort  der  Zahlung; 

7.  ob  sich  auf  dem  Schiffe  noch  reservirte  Räume  befinden,  ausser  den 
zum  Gebrauch  und  zur  Unterbringung  des  im  Schiffsdienste  ver- 
wendeten Personals  und  Materials    erforderlichen  Räumlichkeiten; 

8.  alle  übrigen  Festsetzungen,  über  welche  die  Parteien  sich  geeinigt 
haben. 

568.  Die    Frachtbriefe    müssen    in    das    Handelsregister   eingetragen 
werden,  nud  zwar  innerhalb    14  Tagen,  von  der  Abfahrt  des  Fahrzeuges    an 

0  Oarta  partida  on  carta  de  fretamento. 
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gerechnet,  an  den  Platzen,  wo  Handelstribanale  vorbanden  sind,  und  an  den 
anderen  innerhalb  der  von  den  letzteren  bezeichneten  Frist  (Art.  31). 

569.  Der  Frachtbrief  wird  als  eine  öffentliche  Urkunde  angesehen, 
wenn  er  durch  Yermittelung  eines  Schiffsmaklers  aufgenommen  und  mit 
seiner  Unterschrift  versehen  ist  oder,  in  Ermangelung  eines  Mäklers,  von 
einem  Notar,  welcher  bescheinigt,  dass  er  in  seiner  Gegenwart  und  in  der- 
jenigen zweier  Zeugen,  welche  mit  ihm  unterzeichnen,  ausgestellt  worden 
ist.  Der  Frachtbrief,  welcher  nicht  in  einer  von  den  beiden  erwähnten 
Formen  beglaubigt  ist,  verpflichtet  die  eigenen  Parteien,  giebt  aber  keinen 
Anspruch  gegen  Dritte. 

Die  von  dem  Kapitain  unterzeichneten  Frachtbriefe  haben  Gültigkeit, 
auch  wenn  dieser  die  Befugnisse  seiner  Instruktionen  überschritten  hat, 
unbeschadet  des  Anspruches  der  Eigenthümer  des  Schiffes  gegen  denselben 
wegen  der  Verluste  und  Schäden  und  der  von  ihm  begangenen  Missbräuche. 

570.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  wird,  so  wird  an- 
genommen, dass  nur  die  Kajüte  des  Eapitains,  die  Kabinen  der  Mannschaft 
und  die  für  das  Schiffsmaterial  erforderlicnen  Räumlichkeiten  reservirt 
bleiben. 

571.  Der  Frachtvertrag  wird  aufgehoben,  ohne  dass  gegenseitig  irgend 
eine  Entschädigung  gefordert  werden  kann: 

1.  wenn  vor  der  Abreise  die  Abfahrt  des  Schiffes  durch  höhere  Gewalt 
auf  unbestimmte  Zeit  verhindert  wird; 

2.  wenn  vor  Beginn  der  Reise  eine  Exiegserklärung  eintritt  oder  ein 
Handelsverbot  mit  dem  Lande,  nach  welchem  das  Fahrzeug  bestimmt 
ist,  in  Folge  dessen  das  Schiff  and  die  Ladung  gemeinschaftlich 
nicht  mehr  als  neutrales  Eigenthum  betrachtet  werden  kann; 

3.  durch  ein  Ausfuhrverbot  bezüglich  aller  oder  des  grössten  Theiles 
der  in  dem  Frachtbrief  einbegriffenen  Waaren  ans  dem  Orte,  aus 
welchem  das  Fahrzeug  abfahren  muss,  oder  durch  ein  Einfuhrverbot 
nach  dem  Bestimmungsorte; 

4.  durch  die  Blokadeerklärung  des  Ladungs-  oder  des  Bestimmungs- 
hafens vor  der  Abfahrt  des  Schiffes. 

In  allen  erwähnten  Fällen  gehen  die  Kosten  der  Löschung  für  Rechnung 
des  Befrachters  oder  der  Verlader. 

572.  Wenn  das  Handelsverbot  mit  dem  Bestimmungshafen  des 
Schiffes  während  seiner  Reise  eintritt  und,  wenn  das  Schiff  hierdurch  ge- 
zwungen wird,  mit  der  Ladung  zurückzukehren,  so  wird  nur  die  Fracht  für 
die  Hinreise  geschuldet,  auch  wenn  das  Schiff  für  die  Hin-  und  die  Rückreise 
gefrachtet  worden  ist. 

573.  Wenn  das  Schiff  mit  Ballast  nach  einem  anderen  Hafen  be- 
frachtet worden  ist,  um  dort  Ladung  aufzunehmen,  so  wird  der  Vertrag  auf- 
gehoben, wenn  es  in  diesem  Hafen  angekommen  ist  und  irgend  eins  der 
in  den  Art.  571  und  572  erwähnten  Hindernisse  eintritt,  ohne  dass  irgend 
eine  Entschädigung  von  einer  der  Parteien  gefordert  werden  kann,  mag  das 
Hindemiss  nur  von  dem  Schiffe  oder  von  dem  Schiffe  und  der  Ladung 
herrühren.  Wenn  jedoch  das  Hindemiss  durch  die  Ladung  und  nicht  durch 
das  Schiff  verursacht  worden  ist,  so  ist  der  Befrachter  verpflichtet,  die  Hälfte 
der  vereinbarten  Fracht  zu  zahlen. 

574.  In  gleicher  Weise  kann  der  Frachtvertrag  auf  Antrag  des  Be- 
frachters au%elöst  werden,  wenn  der  Kapitain  demselben  die  wahre  Flagge 
des  Fahrzeuges  verheimlicht  hat,  indem  dieser  letztere  dem  Befrachter  persön- 
lich für  alle  Ladungs-  und  Löschungskosten  und  für  die  Verluste  und 
Schäden  haftet,  wenn  der  Werth^  des  Schiffes  nicht  ausreicht,  um  den 
Schaden  zu  decken. 

B orebar dt,  Handelsrecht  I.    8.  Auflage.  ^^ 
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KAPITEL  IL 

Von  den  Konnossementen. 

575.  Das  Konnossement  muss  datirt  werden  und  enthalten: 

L  den  Namen  des  Kapitains  nnd  des  Verladers  und  des  Konsignatars 
—  der  Name  dieses  letzteren  kann  ausgelassen  werden,  wenn  das 
Konnossement  an  Ordre  lautet  — ,  sowie  den  Namen  und  die  Trag- 
fähigkeit des  Schiffes; 

2.  die  Qualität  und  Quantität  der  Ladangsgegenstände,  die  Marken 
and  Nummern,  mit  einem  bezuglichen  Vermerk  am  Etande; 

3.  den  Ab&brtsort  und  den  Bestimmungsort  mit  Angabe  der  eren- 
tuellen  Skalahäfen; 

4.  den  Frachtpreis  und  die  Kaplaken,  üedls  die  letzteren  festgesetzt 
worden  sind,  sowie  den  Ort  und  die  Art  und  Weise  der  Bezahlung; 

5.  die  Unterschrift  des  Kapitains  und  des  Verladers.^) 

576.  Wenn  die  Ladung  auf  Grund  des  Frachtbriefes  genommen 
worden  ist,  so  ist  der  Inhaber  des  Konnossements  fär  irgend  eine  in  dieser 
Urkunde  enthaltene  specielle  Bedingung  oder  Verpflichtung  nicht  yerant- 
wortlich,  es  sei  denn,  dass  das  Konnossement  den  Vermerk  trägt:  „gemäss 
dem  Frachtbriefe." 

577.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  alle  Exemplare  desselben  Konnosse- 
ments, welche  der  Verlader  foraert,  zu  unterzeichnen,  indem  sie  sämmtlich 
denselben  Inhalt  und  dasselbe  Datum  haben  und  die  laufende  Nummer  des 
Exemplars  tragen  müssen.  Ein  Exemplar  bleibt  in  Händen  des  Kapitains, 
die  anderen  gehören  dem  Verlader. 

Wenn  der  Kapitain  zu  gleicher  Zeit  der  Verlader  ist,  so  werden  die 
betreffenden  Konnossemente  von  zwei  Leuten  der  Bemannung^  unterzeichnet, 
welche  in  dem  Kommando  fiber  das  Schiff  demselben  unmittelbar  folgen; 
das  eine  Exemplar  wird  bei  dem  Rheder  oder  dem  Konsignatar   hinterlegt 

578-  Die  Konnossemente  müssen  innerhidb  24  Stunden  nach  Be- 
endigung der  Ladung  unterzeichnet  und  g^n  die  provisorischen  Emp&ngs- 
bescheinigungen  ausgetauscht  werden,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  for  iQle 
Schäden,  welche  aus  der  Verzögerung  der  Reise  erwachsen,  sowohl  Seitens 
des  Kapitains,  als  auch  Seitens  der  Verlader,  welche  in  der  Uebergabe  der 
betreffenden  Konnossemente  lässig  gewesen  sind. 

579.  Welcher  Art  das  Konnossement  auch  sein  mag,  so  kann  der 
Verlader  die  Konsignation  nicht  durch  neue  Konnossemente  verändern,  ohne 
dass  er  vorher  dem  Kapitain  alle  von  demselben  unterzeichneten  Exemplare 
ausgehändigt  hat. 

Der  Kapitain,  welcher  neue  Konnossemente  unterzeichnet,  ohne  alle 
Exemplare  des  ersten  zurückerhalten  zu  haben,  ist  den  gesetzlichoi  Inhabern, 
welche  irgend  eins  dieser  Exemplare  vorlegen,  verantwortlich. 

580.  Wenn  die  ersten  Konnossemente  verloren  gehen ,  ist  der 
Kapitain  nicht  verpflichtet,  ohne  dass  der  Verlader  zur  Deckung  f&r  den 
Werth  der  in  denselben  deklarirten  Ladung  Bürgschaft  leistet 

581.  Wenn  der  Kapitain  des  Fahrzeuges,  bevor  dasselbe  unter  Segel 
gegangen  ist,  stirbt  oder  aufhört,  sein  Amt  zu  versehen,  so  sind  die  Ver- 
lader berechtigt,  von  dem  Nachfolger  zu  verlangen,  dass  er  mit  seiner  Unter- 
schrift die  von  dem  ersteren  unterzeichneten  Konnossemente  bekräftige,  in- 
dem er  die  Ladung  mit  diesen  Konnossementen  vergleichen  muss;  der 
Kapitain,  welcher  ohne  diesen  Vergleich   dieselben  unterzeichnet,  haftet   für 


^)  lieber  die  abweichenden  Bestimmnngen  in  anderen  Gtesetsbüchem  efr.  Note  n 
Art.  100  des  Aegyptischen  H.  Q.  B^  8.  6S. 
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das  Fehlende ,  es  sei  denn ,  dass  die  Verlader  gestatten,  dass  er  in  den 
Konnossementen  erkläre,  die  Ladung  nicht  verglichen  za  haben. 

Im  Falle  des  Todes  des  Eapitains .  oder  seiner  Entlassung  ohne  ge- 
rechten Grund,  müssen  die  Kosten  für  den  Vergleich  von  dem  Eigenthümer 
des  SchiiFes  bezahlt  werden;  wenn  jedoch  die  Entlassung  durch  eine 
Handlung  des  Kapitains  verursacht  worden  ist,  so  gehen  sie  für  seine 
Rechnung. 

582.  Wenn  die  verladenen  Waaren  nicht  der  Zahl,  dem  Gewichte  oder 
dem  Maasse  nach  übergeben  worden  sind,  oder,  felis  ein  Zweifel  bei  der 
Zählung  entsteht,  kann  der  Kapitain  in  den  Konnossementen  erklären,  dass 
die  Zahl,  das  Gewicht  oder  das  Maass  ihm  nicht  bekannt  ist;  wenn  jedoch 
der  Verlader  dieser  Erklärung  nicht  zustimmt,  so  muss  zu  einer  neuen 
Zählung  geschritten  werden,  wobei  die  Kosten  für  Rechnung  desjenigen 
gehen,  der  dieselbe  veranlasst  hat. 

Wenn  der  Verlader  in  die  oben  erwähnte  Erklärung  einwilligt,  so  ist 
der  Kapitain  nur  verpflichtet,  im  Löschungshafen  die  Gegenstände  aus- 
zuliefern, welche  sich  m  dem  Fahrzeug  als  diesem  Verlader  gehörig  vor- 
finden, ohne  dass  der  letztere  berechtigt  wäre,  mehr  Ladung  zu  foroern,  es 
sei  denn,  dass  bewiesen  wird,  dass  dieselbe  von  dem  Kapitain  oder  der 
Schiffsmannschaft  bei  Seite  geschafft  worden  ist. 

583-  Wenn  dem  Kapitain  bekannt  ist,  dass  mehrere  Inhaber  der  ver- 
schiedenen Exemplare  eines  Konnossements  über  dieselben  Waaren  vor- 
handen sind,  oder  dass  dieselben  sequestrirt,  arrestirt  oder  gepfändet  worden 
sind,  so  ist  er  verpflichtet,  gerichtliche  Hinterlegung  für  Rechnung  des- 
jenigen, den  es  angent,  zu  verlangen. 

584-  Keine  Pfändung  oder  Beschlagnahme  Seitens  eines  Dritten,  der 
nicht  Inhaber  eines  der  Exemplare  des  Konnossements  ist,  kann,  ausser  im 
Falle  der  Vindikation,  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches 
(Art  874  No.  2),  dem  Inhaber  dieses  Konnossements  die  Befugniss  ent- 
ziehen, die  gerichtliche  Hinterlegung  oder  den  gerichtlichen  Verkauf  der 
Waaren  in  dem  oben  erwähnten  Falle  nachzusuchen,    unbeschadet  des  An- 

S)ruches  des  Exequirenden   oder  des  Einspruch  erhebenden  Dritten  auf  den 
rlös  des  Verkaufes. 

585.  Der  Kapitain  kann  die  gerichtliche  Hinterlegung  nachsuchen, 
sofern  sich  die  Inhaber  der  Konnossemente  nicht  sofort  nach  Beginn  der 
Löschung  zur  Empfangnahme  der  Ladung  einfinden,  sowie  in  allen  Fällen, 
in  welchen  der  Konsignatar  abwesend  oder  gestorben  ist. 

586*  Das  mit  den  im  Art.  675  erwähnten  Abgaben  abgefasste  Kon- 
nossement liefert  vollständigen  Beweis  zwischen  allen  an  der  Ladung  und 
der  Fracht  interessirten  Parteien  und  zwischen  diesen  und  den  Versicherern, 
indem  jedoch  den  letzterem  und  den  Eigen thümern  des  Schiffes  der  Gegen- 
beweis vorbehalten  bleibt. 

587.  Das  in  der  gewöhnlichen  Form  abgefasste  Konnossement  (Art.  575) 
ist  wirksam  und  hat  die  Kraft,  wie  eine  öffentliche  Urkunde. 

Wenn  es  an  Ordre  ausgestellt  ist,  kann  es  durch  Indossament  über- 
tragen und  negocirt  werden. 

588.  Gegen  die  Konnossemente  kann  nur  eine  Fälschung,  Quittung, 
Beschlagnahme,  Arrestirung  oder  Pföndung  und  gerichtliche  Hinterlegung 
oder  Verlust  der  verladenen  Effekten  in  Folge  eines  Prozesses  geltend  ge- 
macht werden. 

589.  Keine  Klage  ist  zwischen  dem  Kapitain  oder  den  Verladern  oder 
Versicherern  vor  Gericht  zulässig,  wenn  derselben  nicht  das  Originalkonnosse- 
ment beigefügt  wird.  Das  Fehlen  desselben  kann  nicht  durch  die  provi* 
sorischen  Empfangsbescheinigungen  über  die  Ladung  ersetzt  werden,  es  sei 

39» 
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denn ,  dass  bewiesen  wird ,  dass  der  Verlader  alle  Sorgfalt  angewendet  bat, 
um  dasselbe  zu  erhalten,  und  dass  er,  als  das  SebifiF  unter  Segel  ging,  ohne 
dass  der  Eapitain  dasselbe  ausgestellt  hat,  innerhalb  der  ersten  3  otiliter, 
von  der  Abfahrt  des  SchifiFes  an  gerechneten  Tage  den  erforderlichen  Protest 
unter  gleichzeitiger  Benachrichtigung  des  Rheders,  des  Konsignatars  oder 
irgend  eines  anderen  Interessenten  und,  in  Ermangelung  der  letzteren,  durch 
öffentliche  Bekanntmachungen  erhoben  hat,  oder  wenn  es  sich  um  die 
Versicherung  eines  im  Ladungshafen  eingetretenen  Unfalles  handelt,  dass  be- 
wiesen wird,  dass  dieser  Unfall  sich  ereignet  hat,  bevor  das  Konnossement 
unterzeichnet  werden  konnte. 


KAPITEL  m. 

Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Verfrachters  und  Befrachtei-s. 

590.  Der  Verfrachter  ist  verpflichtet,  das  Schiff  zur  Aufnahme  der 
Ladung  bereit  zu  halten,  und  der  Befrachter,  dieselbe  innerhalb  der  im  Ver- 
trage vermerkten  Zeit  zu  liefern. 

591.  Wenn  in  dem  Frachtbrief  die  Zeit,  in  welcher  mit  dem  Laden 
begonnen  werden  soll,  nicht  bestimmt  worden  ist,  so  ist  anzunehmen,  dass 
dieselbe  von  dem  Tage  an  zu  laufen  beginnt,  an  welchem  der  Kapitain  er- 
klärt, dass  er  zur  Aufnahme  der  Ladung  bereit  ist;  wenn  die  Zeit,  welche 
das  Laden  und  Löschen  dauern  soll,  nicht  festgesetzt  worden  ist,  oder  wie- 
viel für  Kaplaken-,  Liege-  und  Ueberliegetage  gezahlt  werden  muss,  noch  aach 
die  Zeit  und  die  Art  und  Weise  der  Zahlung,  so  wird  alles  nach  dem  Ge- 
brauche^) in  dem  Hafen  festgesetzt,  in  welchem  das  eine  oder  das  andere 
vorgenommen  werden  muss. 

592.  Wenn  die  Ladezeit  und  die  vereinbarten  Liege-  und  Ueberliege- 
tage und,  in  Ermangelung  einer  Abrede,  die  im  Ladungshafen  üblichen  ab- 
gelaufen sind,  ohne  dass  der  Befrachter  irgend  welche  Rekten  verladen  hat^ 
so  hat  der  Kapitain  die  Wahl,  entweder  den  Vertrag  aufzuheben  und  von 
dem  Befrachter  die  Hälfte  der  vereinbarten  Fracht,  sowie  die  Kaplaken, 
nebst  den  Liege-  und  Ueberliegetagen  zu  verlangen,  oder  die  Reise  ohne 
Ladung  anzutreten  und  nach  Beendigung  derselben  von  ihm  die  ganze 
Fracht  und  die  Kaplaken,  nebst  den  etwa  geschuldeten  Havarien  und  den 
Liege-  und  Ueberliegetagen  zu  fordern. 

593.  Wenn  der  Befrachter  nur  einen  Theil  der  Ladung  in  der  fest- 
gesetzten Zeit  verladet,    so  ist  der  Kapitain,    nach  Ablauf  der  Liege-  und 


^)  Die  gleiche  Bestimmung  enthalten  das  Argentinische  (Art.  1214, s. S. 2S^\ 
Belgische  (Art.  67  des  Gesetzes  vom  21.  August  1879,  s.  S.  363),  Coeta-Kica- 
nische  (Art.  684,  cfr.  Bd.  11,  S.  210).  Französische  (Art.  274,  cfr.  Bd.  II,  S.568), 
Griechische  (Art.  274,  ctr.  Bd.  11,  S.652),  Haitianische  (Art.  271,  cfr.  Bd.  II, 
S.  782)  und  Spanische  H.  G.  B.  (Art,  744;;  während  das  Aegyp tische  H.  G.  B. 
(Art  91,  s.  S.  52)  in  diesem  Falle,  nur  in  Ermangelung  eines  Ortsgebrauches,  15  Tage, 
nachdem  sich  der  Kapitain  zum  Laden  oder  Löschen  bereit  erklärt  hat,  festsetzt.  Stci 
dem  Deutschen  H.  G.  B.  (Art  569,  cfr.  Bd.  11,  S.  487)  gilt,  wenn  örtliche  Verord- 
nungen des  Abladiingshafens  oder  ein  Ortsgebrauch  nicht  bestehen,  als  Ladezeit  eine 
den  umständen  des  Falles  angemessene  i^'rist;  wenn  die  Dauer  der  Ueberliegezeit  durch 
Vertrag  nicht  bestimmt  ist,  so  beträgt  dieselbe  14  Tage.  Nach  Chilenischem 
(Art.  987,  8.  unten),  Oolumbianischem  (Art.  176,  cfr. Bd.  II,  S.  117)  und  G u a t e- 
malanischem  Recht  (Art.  863,  cfr.  Bd.  II,  S.  740)  beträgt  die  Frist  in  diesem 
Falle,  wenn  das  Laden  oder  Löschen  in  den  Häfen  des  Staates  stattfindet.  15  T^^ 
nachdem  der  Kapitain  sich  zum  Laden  oder  Löschen  bereit  erklärt  hat;  für  die  Sciiifie 
des  kleinen  Küstenhandels  beträgt  die  Frist  3  Tage,  von  dem  Datum  des  Vennsei. 
beziehnngsweise  von  der  Ankauft  des  Schiffes  an  gerechnet;  in  den  analändiscben 
Häfen  ist,  in  Ermangelung  einer  Vertragsbestimmung,  der  Ortsgebrauch  massgebend. 
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üeberliegetage,  berechtigt,  entweder  für  RechDung  des  Befrachters  die 
Löschung  vorzunehmen  und  die  halbe  Fracht  zu  fordern,  oder  die  Reise  mit 
dem  Theil  der  Ladung,  welche  sich  an  Bord  befindet,  anzutreten  und  in  dem 
Bestimmungshafen  die  ganze  Fracht  nebst  den  übrigen  im  vorhergehenden 
Artikel  angegebenen  UnKosten  zu  verlangen. 

594.  Wenn  der  Befrachter  vor  dem  Beginn  der  Üeberliegetage  von  dem 
Vertrage  zurücktritt,  so  ist  er  verpflichtet,  die  Hälfte  der  Fracht  und  die 
Kaplaken  zu  bezahlen. 

595.  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  kann  der 
Befrachter  den  Verfrachter  zwingen,  mit  dem  Schiffe  abzusegeln,  sobald  er 
die  zur  Deckung  der  Fracht  und  der  Kaplaken,  sowie  der  Liege-  oder  üeber- 
liegetage genügende  Ladung  an  Bord  geschafft  oder  für  die  Zahlung  Bürg- 
schaft geleistet  hat.  Der  Kapitain  kann  in  diesem  Falle  weder  Ladung  eines 
Dritten  ohne  schriftliche  Einwilligung  des  Befrachters  aufnehmen,  noch  die 
Abfahrt  verweigern,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  nicht  segelfertig  ist  und 
dies,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Frachtvertrages,  dem  Verfrachter  nicht 
zur  Last  gelegt  werden  kann. 

596.  Wenn  der  Verfrachter  berechtigt  ist,  mit  dem  Schiffe  ohne  La- 
dung oder  nur  mit  einem  Theil  derselben  abzusegeln  (Art.  592  und  593),  so 
kann  er  zur  Sicherheit  für  die  Fracht  und  die  übrigen  eventuell  stattfinden- 
den Entschädigungen  die  Ladung  durch  andere  Verlader,  unabhängig  von 
der  Zustimmung  des  Befrachters,  vervollständigen  lassen;  der  Vortheil  der 
neuen  Fracht  jedoch  gebührt  dem  letzteren. 

597.  Wenn  der  Verfrachter  in  der  Chartepartie  eine  grössere  Trag- 
fähigkeit des  Schiffes  angegeben  hat,  als  dasselbe  in  Wirklichkeit  besitzt,  so 
hat  der  Verfrachter^),  falls  dieselbe  den  zehnten*)  Theil  nicht  übersteigt,  die 
Wahl,  entweder  den  Vertrag  zu  annuUiren  oder  eine  entsprechende  Er- 
mässigung der  Fracht,  nebst  Entschädigung  für  die  Verluste  und  Schäden 
zu  verlangen,  es  sei  denn,  dass  die  Angabe  dem  Aichungsschein  des  Schiffes 
entspricht. 

598.  Der  Verfrachter  kann  auf  Kosten  des  Befrachters  die  Effekten 
ausladen  lassen,  welche  der  letztere  in  das  Schiff  über  die  in  dem  Fracht- 
briefe angegebene  Ladung  hinaus  hineinschafft,  es  sei  denn,  dass  derselbe 
sich  erbietet,  die  entsprechende  Fracht  zu  zahlen,  falls  das  Schiff  die  Effekten 
noch  aufnehmen  kann. 

599.  Die  Verlader  oder  Befrachter  haften  für  die  Schäden,  welche 
daraus  erwachsen,  dass  sie  ohne  Wissen  und  Einwilligung  des  Eapitains 
Waaren  in  das  Schiff  hineinschaffen,  deren  Ausfuhr  oder  Einfuhr  verboten 
ist,  sowie  aus  irgend  einer  anderen  unerlaubten  Handlung,  welche  sie  beim 
Laden  oder  Löschen  begehen ;  und  selbst  wenn  die  Waaren  konfiscirt  worden 
sind,  sind  sie  verpflichtet,  die  Fracht  und  die  Eaplaken  vollständig  zu  be- 
zahlen, sowie  die  Havarie. 

600.  Wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Kapitain  das  Verladen  der  ver- 
botenen Waaren  genehmigt  hat,  oder  dass  er,  nachdem  dies  rechtzeitig  zu 
seiner  Kenntniss  gelangt  ist,  dieselben  nicht  hat  ausladen  lassen  oder,  nach- 
dem er  nach  Beginn  der  Reise  davon  unterrichtet  worden  ist,  dieselben  nicht 
bei  der  ersten  Visitation  der  Steuerbehörde ,  welche  an  Bord  im  Bestim- 
mongshafen  vorgenommen  wird,  zur  Anzeige  gebracht  hat,  so  ist  er  den 
Interessenten  gegenüber  solidarisch  für  die  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  er- 
wachsenden Verluste  und  Schäden  verpflichtet  und  hat  keine  Klage  auf  Erlangung 


^}  Es  dürfte  ein  Druckfehler  vorliegen  und  afretador  (Befrachter)  gemeint  sein. 
')  Ueber  die  abweichenden  bestimmungen  in  anderen  (iesetcbüchem  cf^.  Note  xu 
Art.  109  des  Aegyptiachen  See-H.  U.  B^  S.  65. 
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der    Fracht   oder   irgend   einer  Entschädigung  Seitens  des  Yeriaders,  sdbß 
wenn  die  letztere  festgesetzt  worden  ist 

601.  Wenn  das  Schiff  auf  allgemeine  Ladung  verfrachtet  ist,  sc 
kann  der  Kapitain,  sobald  er  einen  Theil  der  Ladung  erhalten  hat,  skli 
nicht  weigern,  die  übrige  aufzunehmen,  welche  ihm  f&r  die  gleiche  Frack 
angeboten  wird,  falls  er  nicht  eine  andere  vortheilhaftere  findet,  bei  Strafe, 
von  den  Verladern  der  aufgenommenen  Effekten  gezwungen  werden  m 
können,  mit  dem  ersten  günstigen  Winde  abzusegeln,  und  die  aus  im 
Verzuge  erwachsenden  Verluste  und  Schäden  bezahlen  zu.  müssen. 

602.  Wenn  der  Eiipitain  bei  einer  Verfrachtung  auf  Siückgfiter  die 
Zeit  festsetzt,  während  welcher  das  Fahrzeug  beladen  werden  soll,  so  ist  er 
verpflichtet,  nach  Ablauf  der  angegebenen  Zeit  mit  dem  ersten  günstigeD 
Winde  abzusegeln,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  aus  der  Verzögeraag 
der  Reise  erwachsenden  Verluste  und  Schäden,  es  sei  denn,  dass  die  Uelu^ 
zahl  der  Verlader,  rücksichtlich  des  Werthes  der  Fracht,  in  den  Verzi^ 
einwilligt, 

603-  Wenn  der  Kapitain  die  Zeit  der  Abfahrt  nicht  festgesetzt  hsk 
ist  er  verpflichtet,  mit  dem  ersten  günstigen  Winde  abzusegeln,  sobald  er 
mehr  als  zwei  Drittel  der  dem  Aichungsschein  des  Schiffes  entsprecheDdei) 
Ladung  erhalten  hat,  wenn  es  die  Mehrheit  der  Verlader,  rücksichtlicb  de^ 
Werthes  der  Fracht,  verlangt,  ohne  dass  irgend  einer  der  anderen  die  as 
Bord  befindlichen  Waaren  zurücknehmen  kann. 

604.  Wenn  der  Kapitain  in  dem  Falle  des  vorhergehenden  Artikel? 
nicht  mehr  als  zwei  Drittel  der  Ladung  innerhalb  eines  Monats  erhält, 
nachdem  er  das  Schiff  zu  allgemeiner  Fracht  bereit  gestellt  hatte,  so  kann 
er  ein  anderes  Fahrzeug  zum  Transport  der  Ladung,  welche  sich  an  Bore 
befindet,  an  die  Stelle  setzen,  sofern  dieses  in  gleicher  Weise  geeignet  k 
die  Reise  machen  zu  können ,  indem  er  die  Kosten  der  Umladung  dr 
Waaren  und  die  Erhöhung  der  Fracht  und  der  Versicherungsprämie  zu 
bezahlen  hat ;  es  steht  jedoch  den  Verladern  frei ,  ihre  Waaren  von  ßörd 
zurückzuziehen ,  ohne  Fracht  zu  bezahlen ,  wenn  sie  die  Kosten  der  Ver- 
stauung  und  der  Löschung  auf  ihre  Rechnung  übernehmen,  die  provisori- 
schen Empfangsbescheinigungen  oder  Konnossemente  zurückerstatten  ani 
Bürgschaft  für  diejenigen  leisten,  welche  versandt  worden  sind.  Wenn  de: 
Kapitain  kein  Schiff  nndet  und  die  Verlader  nicht  löschen  wollen,  so  ii* 
er  verpflichtet,  60  Tage,  nachdem  er  das  Schiff  für  die  Ladung  bereit  ge- 
stellt hat,  mit  derjenigen,  welche  er  an  Bord  hat,  abzusegeln. 

605.  Wenn  das  Fahrzeug  nicht  genügenden  Raum  hat,  um  die  m.t 
verschiedenen  Verladern  oder  Befrachtern  kontrahirte  Ladung  aufEimehmes. 
so  hat  diejenige  den  Vorzug,  welche  sich  an  Bord  befindet,  und  nach  der^ 
selben  diejenige,  welche  dem  Datum  der  Verträge  nach  die  frühere  ist,  uod 
wenn  dieselben  sämmtlich  dasselbe  Datum  haben,  so  findet  eine  verhäitniiS- 
mässige  Vertheilung  statt,  indem  der  Kapitain  für  die  Schadloshaltong  der 
verursachten  Schäden  verantwortlich  bleibt. 

606.  Wenn  das  Fahrzeug  getrachtet  wird ,  um  Ladung  in  einem  ab* 
deren  Hafen  aufzunehmen,  so  muss  der  Kapitain,  sobald  er  dort  angelangt 
ist,  sich  ohne  Verzug  dem  Konsignatar  vorstellen  und  von  demselben  V6^ 
langen,  dass  er  schriftlich  in  dem  Frachtbrief  den  Tag,  den  Monat  und  das 
Jahr  seiner  Vorstellung  vermerkt,  bei  Strafe,  dass  die  Zeit  der  Befrachtang 
nicht  vor  dieser  Vorstellung  zu  laufen  beginnt. 

Wenn  der  Konsignatar  sich  weigert,  den  erbetenen  Vermerk  in  dem 
Frachtbrief  zu  machen,  so  muss  der  Kapitain  Protest  erheben  und  den  P^ote^t 
demselben  zustellen  lassen  und  den  Betrachter  benachrichtigen.  Wenn  naci 
Ablauf  der  Ladezeit  und  der  Verzugszeit  oder  der  Liege-  und  Ueberlie;||[etage 
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der  EoDsignatar  das  Sch]£F  nicht  beladen  hat,  so  mnss  der  Eapitain  ver- 
mittelst eines  neaen  Protestes  denselben  vorher  auffordern  lassen,  die  Ueber- 
gabe  der  Ladung  innerhalb  der  vereinbarten  Zeit  za  bewirken,  und,  wenn  dies 
nicht  erfolgt,  noch  der  Eapitain  Befehle  von  Seiten  des  Befrachters  erhalten 
hat,  muss  er  sich  bemühen,  ilQr  Rechnung  des  letzteren  Ladung  nach  dem 
Bestimmungshafen  zu  kontrahiren  und  mit  oder  ohne  Ladung  nach  dem- 
selben abfahren,  in  welchem  der  Befrachter  verpflichtet  ist,  ihm  die  voll- 
ständige Fracht  mit  den  falligen  Yerzögerungszinsen  zu  bezahlen,  jedoch 
unter  Abrechnung  der  Fracht  der  für  seine  Rechnung  etwa  genommenen 
Ladung. 

607.  Wenn  ein  Schiff  bei  der  Abfahrt,  auf  der  Reise  oder  im 
Löschungsorte  durch  eine  Handlung  oder  Unterlassung  des  Befrachters  oder 
irgend  eines  der  Verlader  mit  Beschlag  belegt  worden  ist,  so  bleibt  der 
Schuldige  dem  Verfrachter  oder  dem  Eapitain  und  den  übngen  Verladern 
gegenüber  fbr  die  Verluste  und  Schäden  verantwortlich,  welche  das  Schiff 
oder  die  Waaren  erlitten  haben  und  hierdurch  entstanden  sind. 

608-  Der  Eapitain  ist  dem  Eigen thümer  des  Schiffes,  dem  Befrachter 
nnd  den  Verladern  für  die  Verluste  und  Schäden  verantwortlich,  wenn  durch 
Culpa  eeinerseits  das  Schiff  bei  der  Abfahrt,  während  der  Reise  oder  im 
Bestimmungshafen  mit  Beschlag  belegt  oder  aufgehalten  wird. 

608.  Wenn  vor  Beginn  der  Reise  oder  im  Verlauf  derselben  die  Ab- 
fahrt des  Fahrzeuges  zeitweise  durch  Beschlagnahme  oder  höhere  Gewalt 
verhindert  wird,  so  besteht  der  Vertrag  weiter  fort,  ohne  dass  eine  Ent- 
schädigung für  Verluste  und  Schäden  auf  Grund  der  Verzögerung  gefordert 
werden  kann. 

Der  Verlader  kann  in  diesem  Falle  seine  Waaren  während  des  Ver- 
zuges löschen  lassen,  wenn  er  die  Eosten  bezahlt  und  Bürgschaft  dafür 
leistet,  dass  er  dieselben,  sobald  das  Hinderniss  aufhört,  wieder  verladen 
oder  die  ganze  Fracht  und  die  Liege-  und  Ueberliegetage  bezahlen  werde, 
falls  er  dieselben  nicht  wieder  in  das  Fahrzeug  zurückschafft. 

610.  W^enn  das  Schiff  in  den  Bestimmungshafen  in  Folge  einer 
Eriegserklärung,  eines  Handelsverbots  oder  einer  Blokade  nicht  einlaufen 
kann,  so  ist  der  Eapitain  verpflichtet,  unverzüglich  nach  demjenigen  zu 
fahren,  welcher  in  seiner  Ordrekarte  vorher  bestimmt  worden  ist.  Wenn  ein 
solcher  nicht  vorher  bestimmt  worden  ist,  muss  er  den  nächsten  Hafen,  der 
frei  ist,  aufsuchen  und  von  dort  die  erforderlichen  Benachrichtigungen  an 
den  Verfrachter  und  die  Befrachter  absenden,  deren  Befehle  er  so  lange  er- 
warten muss,  wie  zum  Empfange  einer  Antwort  erforderlich  ist.  Wenn  der 
Eapitain  eine  solche  nicht  erhält,  muss  er  nach  dem  Abfahrtshafen  mit 
der  Ladung  zurückkehren. 

61 L    Wenn  ein  Schiff  während  der  Reise  auf  Befehl  einer  Macht  an- 

! gehalten  wird,  so  wird  füj*  die  Zeit  der  Detinirung  keine  Fracht  geschuldet, 
ialls  dasselbe  monatsweise,  noch  eine  Erhöhung  der  Fracht,  falls  es  für  die 
Reise  gefrachtet  worden  war. 

Wenn  das  Schiff  für  zwei  oder  mehrere  Häfen  gefrachtet  ist  und  es 
sich  ereignet,  dass  in  einem  derselben  in  Erfiährung  gebracht  wird,  dass 
gegen  die  Macht,  welcher  das  Schiff  oder  di^  Ladung  gehört,  Erieg  erklärt 
worden  ist,  so  muss  der  Eapitain,  wenn  weder  die  letztere,  noch  das  erstere 
frei  sind,  falls  er  nicht  mit  einem  Convoi  oder  auf  irgend  eine  andere  sichere 
Weise  ab£ahren  kann,  in  dem  Hafen,  in  welchem  er  die  Eenntniss  erhalten 
hat,  bleiben,  bis  er  von  dem  Eigenthümer  des  Schiffes  oder  von  dem  Be- 
frachter Befehle  erhält. 

Wenn  nur  das  Schiff  nicht  frei  ist,  so  kann  der  Verfrachter  von  dem 
Vertrage  zurücktreten,  mit  Ans  pruch  auf  die  fällige  Fracht,  die  Liege-  und 
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Ueberliegetage  und  die  gemeiDSchaftliche  Havarie,   üeJIs   er  die  Löscliangs- 
kosten  bezahlt. 

^eDn  dagegen  nur  die  Ladung  nicht  frei  ist,  so  ist  der  Befirschter 
berechtigt,  den  Vertrag  aufzuheben,  wenn  er  die  Löschungskosten  bezahlt 
und  der  Eapitain  hat  in  Gemässheit  der  Art  692^)  und  596  zu  Terfabreii. 

612.  Wenn  das  Schiff  gezwungen  ist,  nach  dem  Abüahrtshafen  zorfick 
zukehren  oder  in  irgend  einen  anderen  einzulaufen  wegen  der  Gefahr  to; 
Seeräubern  oder  Feinden,  so  können  die  Verlader  oder  Konsignatare  die 
vollständige  Löschung  desselben  bewilligen,  wenn  sie  die  Kosten  hierfHr 
und  die  volle  Fracht  für  die  Hinreise  bezahlen  und  die  im  Art  609  be- 
stimmte Bürgschaft  leisten. 

Wenn  der  Frachtvertrag  monatsweise  geschlossen  ist ,  so  wird  die 
Fracht  nur  für  die  Zeit  geschuldet,  welche  das  Schiff  verwendet  worden  ist 

613.  Wenn  der  Kapitain  gezwungen  ist ,  das  Fahrzeugwäbrend  der 
Reise  ausbessern  zu  lassen,  so  können  der  Befrachter,  die  Verlader  oder 
Konsignatare,  wenn  sie  die  Ausbesserung  nicht  abwarten  wollen,  ihr« 
Waaren  zurückziehen,  indem  sie  die  ganze  Fracht,  die  Liege-  und  Oebe^ 
liege  tage  und  eine  eventuelle  gemeinschaftliche  Havarie,  sowie  die  Kosten 
der  Löschung  und  Yerstauung  bezahlen. 

614.  Wenn  das  Schiff  nicht  ausgebessert  werden  kann,  so  ist  de 
Kapitain  verpflichtet,  für  seine  Rechnung  und  ohne  Anspruch  aaf  etoea 
Frachtzuschlag  ein  oder  mehrere  Fahrzeuge  Behufs  Transportes  der  Ladas;: 
nach  dem  Bestimmungsorte  zu  frachten. 

Wenn  der  Kapitain  innerhalb  60  Tagen,  nachdem  das  Fahrzeug  Ar 
seeuntüchtig  erklärt  worden  ist,  ein  oder  mehrere  andere  Schiffe  iiA 
frachten  kann,  und  wenn  die  Ausbesserung  unausführbar  ist,  so  mosser 
die  gerichtliche  Hinterlegung  der  Ladung  nachsuchen  und  die  erforderlicba 
Proteste  zu  seiner  Sicherheit  erheben ;  in  diesem  Falle  ist  der  Vertrag  anf- 
gehoben,  und  es  wird  nur  die  fällige  Fracht  geschuldet  Wenn  jedoch  & 
Befrachter  oder  Verlader  beweisen,  dass  das  für  untauglich  erklärte  Schi! 
bereits  bei  der  Abfahrt  seeuntüchtig  gewesen  ist,  so  sind  sie  nicbt  Te^ 
pflichtet,  irgend  welche  Fracht  zu  zahlen,  und  haben  wegen  der  VerlosH 
und  Schäden  eine  Klage  gegen  den  Verfrachter.  Dieser  Beweis  ist  zulasse 
ungeachtet  des  bei  der  Abfahrt  ausgestellten  Bcsichtigungscertifikats,  ucd 
gegen  dasselbe. 

615.  W^enn  die  Fracht  nach  Gewicht  vereinbart  worden  ist,  ohce 
Bezeichnung,  ob  Netto  oder  Brutto,  muss  angenommen  werden,  dassBraUo- 

fewicht  gemeint  sei,  indem  in  demselben  jede  Art  von  Veraackung,  Kiste  oder 
'ass,  einbegriffen  ist,  in  welcher  die  Waaren  sich  befinden. 

616.  Wenn  die  Fracht  nach  Zahl,  Gewicht  oder  Maass  bedüngcE 
worden  ist,  unter  der  Bedingung,  dass  die  Ladung  an  der  Treppenluke  <fe 
Schiffes  übergeben  werden  muss,  so  ist  der  Kapitain  bei^chtigt,  zu  verlang?!- 
dass  die  Effekten  vor  der  Löschu^  an  Bord  des  Schiffes  gezählt,  gemesj^B 
oder  gewogen  werden,  und  nach  Vornahme  dieser  Massregel  haftet  er  nicii' 
für  Mängel,  welche  sich  am  Lande  herausstellen  könnten;  wenn  jedoch  die 
Waaren  gelöscht  worden  sind,  ohne  dass  sie  gezählt,  gemessen  oder  p 
wogen  sind,  so  ist  der  Konsignatar  berechtigt,  am  Lande  die  Identität,  & 
Zahl,  das  Maass  oder  das  Gewicht  zu  prüfen,  und  der  Kapitain  ist  ver- 
pflichtet, sich  nach  dem  Resultat  dieser  Prüfung  zu  richten. 

617.  Bei  den  Waaren,  welche  ihrer  Natur  nach  einer  VenäehranJ 
oder  Verminderung,  unabhängig  von  schlechter  Stauung  oder  Mangel  jß 
Gleichgewicht  des  Schiffes    oder  einem    Fehler  im  Ge&sse,  wie  z.  B.  beim 

0  Es  dürfte  ein  Druckfehler  vorliegen  und  Art  6^  gemeint  sein. 
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Salz,  unterließen,  geht  irgend  welche  Verminderung  oder  Vermehrung, 
welche  diese  Waaren  auf  dem  Schi£fe  etwa  erleiden,  för  Rechnung  des 
EigenthQmers,  und  in  beiden  F&Uen  wird  die  Fracht  für  dasjenige  geschuldet, 
was  bei  der  Laschung  gezählt,  gemessen  oder  gewogen  wird. 

618.  Wenn  die  Vcrmuthung  besteht,  dass  die  Waaren  beschädigt, 
beraubt  oder  yermindert  worden  sind,  so  ist  der  Eapitain  verpflichtet,  und 
der  Konsignatar,  sowie  irgend  welche  andere  Interessenten  sind  berechtigt, 
zu  Terlangen,  dass  dieselben  gerichtlich  besichtigt  und  geprüft  und  die 
Schäden  an  Bord  vor  der  Löschung  oder  innerhalb  24  Stunden  nachher 
abgeschätzt  werden;  und  selbst  wenn  dieses  Verfahren  von  dem  Eapitain 
verlangt  worden  ist,  so  präjudicirt  dies  nicht  seine  Vertheidigungsmittel. 

Wenn  die  Waaren  ohne  die  erwähnte  Prüfung  überliefert  worden  sind, 
so  sind  die  Eonsignatare  berechtigt,  innerhalb  der  genauen  Frist  von  48  Stun- 
den nach  der  Löschung  die  gerichtliche  Prüfung  vornehmen  zu  lassen,  und 
nach  Ablauf  dieser  Frist  kann  keine  Reklamation  mehr  stattfinden. 

Wenn  jedoch  die  Beschädigung  oder  Verminderung  äusserlich  nicht 
sichtbar  ist,  so  kann  die  gerichtliche  Prüfung  in  gültiger  Weise  innerhalb 
10  Tagen  erfolgen,  nachdem  die  Waaren  in  die  Hände  der  Eonsignatare 
gelangt  sind,  in  Gemässheit  des  Art.  211. 

619.  Der  Eapitain  oder  der  Verfrachter  kann  nicht  Waaren  im  Schiffe 
zurückbehalten  unter  dem  Verwände  der  mangelnden  Bezahlung  der  Fracht, 
der  gemeinschaftlichen  Havarie  oder  der  Unkosten;  er  kann  jedoch  nach 
vorhergegangenem  entsprechenden  Proteste  die  Hinterlegung  von  Waaren  in 
diesem  Betrage  nachsuchen  und  den  Verkauf  derselben  verlangen,  indem 
ihm,  im  Falle  der  Insufficienz  des  Depositums,  für  den  Rest  der  Anspruch 
gegen  den  Verlader  vorbehalten  bleibt. 

Dieselbe  Bestimmung  greift  Platz,  wenn  der  Eonsignatar  die  Annahme 
der  Ladung^  verweigert. 

In  den  beiden  erwähnten  Fällen  ist  es  dem  Eapitain  gestattet,  wenn 
die  gemeinschaftliche  Havarie  nicht  unverzüglich  regulirt  werden  kann,  die 
gerichtliche  Hinterlegung  der  arbitrirten  Summe  zu  verlangen« 

620.  Der  Eapitain,  welcher  Waaren  übergiebt,  bevor  er  die  Fracht, 
die  gemeinschaftliche  Havarie  und  die  Eosten  erhalten  hat,  ohne  die  Mittel 
des  vorhergehenden  Artikels  anzuwenden  oder  diejenigen,  welche  ihm  die 
Gesetze  oder  Gebräuche  am  Löschungsorte  gestatten,  ist  nicht  berechtigt, 
von  dem  Verlader  oder  Befrachter  Zahlung  zu  verlangen,  falls  dieser  beweist, 
dass  er  die  Waaren  für  Rechnung  eines  Dritten  verladen  hat. 

62L  Es  zahlen  die  ganze  Fracht  diejenigen  Waaren,  welche  sich 
durch  Havarie  verschlechtert  oder  durch  schlechte  Verpackung  der  Gefasse, 
Eisten,  Bedeckungen  oder  irgend  welcher  anderer  Umhüllung,  in  welchen  die- 
selben verladen  worden  sind,  vermindert  haben,  &lls  der  Eapitain  beweist, 
dass  der  Schaden  nicht  von  der  Stauung  oder  Aufbewahrung  herrührt 
(Art.  624). 

In  gleicher  Weise  ist  die  volle  Fracht  für  die  Waaren  zu  zahlen, 
welche  der  Eapitain  bei  den  im  Art.  515  vorgesehenen  Umständen  zu  ver- 
kaufen gezwungen  ist. 

Die  Fracht  für  die  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  des  Schiffes  und 
der  Ladung  über  Bord  geworfenen  Waaren  wird  vollständig  geschuldet, 
ebenso  wie  die  gemeinschaftliche  Havarie  (Art.  764). 

622.  Nicht  geschuldet  wird  die  Fracht  für  die  durch  Schiffbruch 
oder  Strandung  verloren  gegangenen,  von  Seeräubern  geraubten  oder  von  Fein- 
den weggenommenen  Waai*en,  und,  fa^Us  sie  im  Voraus  bezahlt  worden  ist, 
kann  sie  zurückverlangt  werden,  vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Ver- 
einbarung. 
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Wenn  jedoch  das  ScbifF  und  die  Waaren  losgekauft  oder  aus  dem 
Schiffbruch  gerettet  worden  sind/  so  wird  die  entsprechende  Fracht  bis  zu 
dem  Orte  der  Wegnahme  oder  des  Schiffbruchs  geschuldet,  und  sie  ist  yoll- 
standig  zu  bezahlen,  wenn  der  Kapitain  die  geretteten  Waaren  nach  dem 
Bestimmungsorte  befördert,  indem  der  letztere  dem  Verfrachter  für  die  ge- 
meinschaftliche Havarie  bei  dem  Schaden  oder  dem  Lösegeld  Beitrag 
leisten  muss. 

623.  Wenn  auf  hoher  See  oder  an  den  Küsten  ohne  Mitwirkung  den 
Schiffsmannschaft  Waaren,  die  einen  Theil  der  Ladung  gebildet  haben,  ge- 
rettet werden  und  nach  der  Bergung  von  fremden  Personen  übergeben  wor- 
den sind,  so  wird  für  dieselben  keine  Fracht  geschuldet. 

624.  Der  Verlader  kann  die  Waaren  für  die  Fracht  nicht  abtreten. 
Jedoch  kann  der  Abandon  von  Flüssigkeiten  stattfinden,  deren  Gef^isse  leer 
oder  fast  leer  sind. 

625.  ^  Hinsichtlich  aller  Wirkungen  bezüglich  der  Fähigkeit  der  Fracht- 

Slder  beginnt  die  Reise,  üalls  etwas  anderes  nicht  vereinbart  wird,  von  dem 
oment  an  zu  laufen,  in  welchem  die  Ladung  unter  der  Verantwortlichkeit 
des  Eapitains  steht. 

626.  Die  Frachtgelder  und  die  gemeinschaftlichen  Havarien  haben 
eine  stillschweigende  und  specielle  Hypothek  auf  die  Effekten,  welche  den 
Gegenstand  der  Ladung  gebildet  haben,  während  30^)  Tagen  nach  der  Ueber- 
gäbe,  falls  sie  vor  dieser  Zeit  nicht  in  das  Eigenthum  eines  Dritten  über- 
gegangen sind. 

627.  Die  Schulden  für  Frachtgelder,  Eaplaken,  Liege-  und  Ueber- 
liegetage,  Havarien  und  Ladungsimkosten  haben  vor  allen  anderen  ein  Vor- 
recht auf  den  Werth  der  verlaaenen  Effekten,  ausgenommen  in  den  Fällen, 
von  welchen  Art.  470  No.  1  handelt. 

628.  Der  Frachtvertrag  über  ein  ausländisches  Schiff,  welcher  in  Bra- 
silien zur  Ausführung  gelangt,  wird  nach  den  in  diesem  Gesetzbuche  vor- 
geschriebenen Regeln  bestimmt  und  abgeurtheilt,  mag  er  innerhalb  des 
Kaiserreichs  oder  im  Auslande  abgeschlossen  sein. 

KAPITEL  IV. 
Von  den  Passagieren. 

629.  Der  Passajjier  eines  Schiffes  muss  sich  an  dem  Tage  und  zu  der 
Stunde,  welche  der  E^pitain  bezeichnet,  an  Bord  einfinden,  mag  es  im  Ab- 
fahrtshafen oder  in  irgend  einem  anderen  Skala-  oder  Anlandungsbafen  sän, 
bei  Strafe,  zur  Zahlung  des  vollständigen  Ueberfifthrtspreises  verpflichtet  zu 
sein,  wenn  das  Schiff  ohne  ihn  absegelt 

630.  Kein  Passagier  kann  ohne  Einwilligung  des  Kapitains  seinen 
Anspruch  auf  die  Deberfahrt  einem  Dritten  abtreten. 

Wenn  der  Passagier  vor  Beginn  der  Reise  von  dem  Vertrage  zarück- 
tritt,  so  hat  der  Kapitain  auf  die  Hälfte  des  Ueberfiihrtspreises  Ansprach 
und  auf  die  Zahlung  des  ganzen,  wenn  dieser  nach  Beginn  derselben  sie 
nicht  fortsetzen  will. 

Wenn  der  Passagier  Tor  dem  Beginn  der  Reise  stirbt,  wird  nur  die 
Hälfte  des  Ueberfahrtspreises  geschuldet') 


')  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zu 
Art.  196  des  Aegyptischen  See-H. (3^. B.,  S.  6a 

*)  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  GesetsMicäem  cfr.  Note  n 
Art  1274  des  Argentinischen  fl.  Qt.  B^  S.  287. 
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631.  Wenn  die  Reise  in  Folge  höherer  Gewalt  im  ÄbjEfthrtshafen  sas- 
pendirt  oder  unterbrochen  wird,  so  wird  der  Vertrag  aufgehoben,  ohne  dass 
'weder  der  Kapitain,  noch  der  Passagier  einen  Anspruch  auf  irgend  welche 
f]iitschädigung  haben;  wenn  die  Suspension  oder  Unterbrechung  in  irgend 
einem  anderen  Skala-  oder  Anlandungshafen  stattfindet,  so  wird  nur  der  der 
zurückgelegten  Reise  entsprechende  Fahrpreis  geschuldet. 

Wenn  die  Reise  nach  dem  Beginn  derselben  in  Folge  eines  Verzuges 
bei  der  Ausbesserung  des  Schiffes  unterbrochen  wird,  so  muss  der  Passagier 
seine  Ueberfahrt  auf  einem  anderen  Schiffe  fortsetzen  und  den  der  zurück- 
gelegten Reise  entsprechenden  Fahrpreis  entrichten.  Wenn  er  die  Ausbesse- 
rung abzuwarten  beabsichtigt,  so  ist  der  Kapitain  nicht  zu  seinem  Unter- 
halt vej pflichtet,  es  sei  denn,  dass.  der  Passagier  kein  anderes  Schiff  findet, 
mit  welchem  er  bequem  befördert  werden  kann,  oder  dass  der  neue  Ueber- 
fahrtspreis   den   ersten  im  Verhältniss  der  zurückgelegten  Reise  übersteigt. 

d32.  Der  Kapitain  hat  ein  bevorrechtigtes  Pfandrecht  Behufs  Bezah- 
lung des  Ueberfahrtspreises  auf  alle  Effekten,  welche  der  Passagier  an  Bord 
hat  und  ist  berechtigt,  dieselben  zu  retiniren,  so  lange  er  nicht  bezahlt 
worden  ist. 

Der  Kapitain  haftet  nur  dann  für  den  Schaden,  welcher  den  Effekten  zu- 
stösst,  die  der  Passagier  an  Bord  unter  seiner  unmittelbaren  Bewachung  hat, 
wenn  der  Schaden  durch  eine  Handlung  seinerseits  oder  Seitens  der  Schiffs- 
mannschaft hervorgegangen  ist. 


TITEL  VIL 
Von  dem  Bodmereiverträge  oder  dem  Seewechsel. 

633.  Der  Bodmereivertrag  oder  der  Seewechsel,  durch  welchen  der  Geber 
mit  dem  Nehmer  eine  sichere  und  bestimmte  Prämie  als  den  Preis  der  See- 
gefahren, welche  er  übernimmt,  stipulirt,  indem  er  eine  besondere  Hypothek 
an  dem  Gegenstande  hat,  auf  welcnem  das  Darlehn  genommen  wird,  und  er 
sich  zum  Verluste  des  Kapitals  und  der  Prämie  bereit  erklärt,  &lls  das  be- 
sagte Objekt  in  Folge  der  übernommenen,  der  Zeit  und  dem  Orte  nach  ver- 
abredeten Gefahren  verloren  geht,  kann  nur  durch  eine  öffentliche  oder  pri- 
vate Urkunde  bewiesen  werden,  welche  innerhalb  8  Tagen  nach  dem  Datum 
der  Urkunde  oder,  des  Wechsels  bei  einem  Handelstribtmal  eingetragen 
werden  muss.  Wenn  der  Vertrag  im  Auslande  durch  Brasilianische  Unter- 
thauen  abgeschlossen  wird,  muss  die  Urkunde  mit  dem  Visum  des  Kon- 
suls des  Kaiserreichs,  falls  ein  solcher  dort  vorhanden  ist,  beglaubigt  und 
in  jedem  Falle  auf  der  Rückseite  des  Schiffsregisters  vermerkt  werden,  wenn 
es  sich  um  Schiff  oder  Fracht  handelt.  Wenn  in  der  Vertragsurkunde  irgend 
eine  der  erwähnten  Förmlichkeiten  fehlen,  bleibt  der  Vertrag  zwischen 
den  Parteien  selbst  bestehen,  er  begründet  aber  keinen  Anspruch  gegen 
einen  Dritten. 

Es  ist  gestattet,  ein  Bodmereidarlehn  nicht  nur  in  baarem  Gelde  zu 
geben,  sondern  auch  in  Effekten,  welche  zum  Dienst  oder  Verbrauch  des 
Schiffes  gehören,  oder  welche  Gegenstand  des  Handels  sein  können;  jedoch 
muss  in  solchen  Fällen  die  dargeliehene  Sache  auf  einen  bestimmten  Werth 
Behafs  Bezahlung  in  baarem  Gelde  abgeschätzt  werden. 

634.  Die  Urkunde  über  einen  Bodmereivertrag  muss  angeben: 

1.  das  Datum  und  den  Ort,  an  welchem  das  Darlehn  erfolg  ist; 

2.  das    dargeliehene    Kapital     and    den    Seegewinn,     beide    getrennt 
specificirt; 
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3.  den  Namen  des  Gebers  und  des  Nehmers,  sowie  denjenigen  des 
Schiffes  und  des  Eapitains  desselben; 

4.  das  Objekt  oder  den  Gegenstand,  auf  welche  das  Darlehn  ge- 
nommen wird; 

5.  die  übernommenen  Gefahren ,  mit  specieller  Erwähnung  jeder 
einzelnen ; 

6.  ob  das  Darlehn  für  eine  oder  mehrere  Reisen  gegeben  ist,  far 
welche  Reise  und  für  welche  Zeit; 

7.  den  Zeitpunkt  der  Rückzahlung  und  den  Ort,  wo  dieselbe  bewirkt 
werden  muss; 

8.  eine  jede  andere  von  den  Parteien  vereinbarte  Bedingung,  voraus- 
gesetzt, dass  dieselbe  nicht  der  Natur  dieses  Vertrages  entgegen- 
steht oder  gesetzlich  verboten  ist. 

Die  Urkunde,  in  welcher  irgend  eine  der  erwähnten  Angaben  fehlt, 
wird  nur  als  eine  Urkunde  über  ein  einfaches  Gelddarlehn  mit  gesetzlichen 
Zinsen  betrachtet,  welches  keine  Hypothek  auf  die  Effekten,  auf  die  es  ge- 
geben worden  ist,  noch  irgend  ein  Vorrecht  besitzt. 

635.  Der  an  Ordre  ausgestellte  Bodmereibrief  hat  die  Kraft  eines 
Wechsels  gegen  den  Nehmer  und  die  Geranten  und  ist  vermittelst  Indossa- 
ments mit  denselben  Rechten  und  durch  dieselben  Klagen  wie  die  Wechsel 
übertragbar,  beziehungsweise  exigibel. 

Der  Cessionar  tritt  an  die  Stelle  des  Indossatars,  sowohl  rücksichtlich 
des  Kapitals,  als  auch  rücksichtlich  der  Prämie  und  der  Gefahren;  jedoch  ist 
die  Garantie  für  die  Zahlungsfähigkeit  des  Nehmers  auf  das  Kapital  beschrankt, 
vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Bestimmung  bezüglich  der  Prämie. 

636.  Wenn  der  Bodmereibrief  nicht  an  Ordre  ausgestellt  worden  ist, 
kann  derselbe  nur  durch  Cession  übertragen  werden,  mit  denselben  Förm- 
lichkeiten und  Wirkungen  der  civilen  Cessionen,  ohne  eine  andere  Verant- 
wortlichkeit Seitens  des  Gedenten,  als  diejenige  der  Garantie  für  die  Existenz 
der  Schuld. 

637.  Wenn  in  der  Vertrags  Urkunde  nicht  speciell  die  Risikos  mit 
Vorbehalt  irgend  einiger  erwähnt  worden  sind  oder  die  Festsetzung  der  2j€it 
unterlassen  ist,  so  wird  angenommen,  dass  der  Geldgeber  alle  Seegefahren, 
und  zwar  für  dieselbe  Zeit,  übernommen  hat,  welche  gewöhnlich  die  Ver- 
sicherer zu  übernehmen  pflegen. 

638.  Wenn  in  dem  Bödmereibriefe  nicht  angegeben  wird,  ob  das  Dar- 
lehn nur  für  die  Hinreise  oder  nur  für  die  Rückreise  oder  für  beide  zugleich 
gegeben  ist,  so  kann  die  Zahlung,  wenn  das  Darlehn  auf  Waaren  genommen 
ist,  an  dem  in  den  Konnossementen  oder  in  dem  Frachtvertrage  bezeich- 
neten Bestimmungsorte  gefordert  werden  und,  wenn  es  auf  das  Schiff  ge- 
nommen ist,  nach  Ablauf  von  2  Monaten  nach  der  Ankunft  im  Bestim- 
mungshafen, falls  nicht  für  die  Rückfahrt  Zurüstungen  getroffen  werden. 

639.  Das  Bodmereidarlehn  kann  genommen  werden: 

1.  auf  den  Rumpf,  die  Fracht  und  das  Zubehör  des  Schiffes; 

2.  auf  die  Ladung; 

3.  auf  die  Gesammtheit  dieser  Gegenstände,  zusammen  oder  getrennt 
oder  auf  einen  bestimmten  Theil  eines  jeden  derselben. 

640.  Wenn  das  Bodmereidarlehn  auf  den  Rumpf  und  das  Zubehör 
des  Schiffes  genommen  wird,  so  umfasst  es  auch  hinsichtlich  seiner  Haft- 
barkeit die  Fracht  der  betreffenden  Reise. 

Wenn  der  Vertrag  auf  Schiff  und  Ladung  abgeschlossen  worden  ist, 
so  ist  das  Vorrecht  des  Gebers  solidarisch  auf  die  eine  und  die  andere  Sache. 

Wenn  das  Darlehn  auf  die  Ladung  oder  auf  einen  bestimmten 
Gegenstand  des  Schiffes  oder  der  Ladung   gegeben   worden   ist,    so    gehen 
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die  Wirkungen  desselben    über   diesen  Gegenstand    oder   die  Ladung   nicht 
hinaus. 

641.  Damit  der  Vertrag  seine  gesetzliche  Wirkung  erlange,  ist  es  er- 
forderlich, dass  auf  dem  SchiflFe  zur  Zeit  des  Unfalles  der  Betrag  der  als 
Bodmereidarlehn  gegebenen  Sumnie  in  Waaren  oder  in  einem  Aequivalent 
derselben  vorhanden  ist. 

642.  Wenn  der  Gegenstand,  auf  welchen  das  Bodmereidarlehn  ge- 
nommen worden  ist,  in  der  That  einer  Gefahr  nicht  ausgesetzt  wird,  weil 
die  Reise  nicht  unternommen  wird,  so  isrt  der  Vertrag  aufgehoben,  und  der 
Geber  ist  in  diesem  Falle  berechtigt,  das  Kapital  mit  den  gesetzlichen  Zinsen, 
seit  dem  Tage  der  Uebergabe  des  Geldes  an  den  Nehmer  ohne  irgend  eine 
Prämie  zu  fordern,  und  er  geniesst  nur  hinsichtlich  des  Kapitals  das  Vor- 
zugsrecht. 

643-  Der  Nehmer,  welcher  Waaren  nicht  zu  dem  Gesammtwerthe  der 
auf  das  Risiko  genommenen  Summe  verladet,  ist  verpflichtet,  den  Ueber- 
rest  dem  Geber  vor  der  Abfahrt  des  SchiflFes  zurückzuerstatten  oder  das 
ganze,  wenn  er  nichts  verwendet;  und,  falls  er  nichts  zurückerstattet,  ist  die 
persönliche  Klage  gegen  den  Nehmer  für  den  nicht  gedeckten  Theil  zu- 
lässig, auch  wenn  der  gedeckte  oder  verwendete  Theil  verloren  gehen 
sollte  (Art.  655). 

Dasselbe  findet  statt,  wenn  das  Bodmereidarlehn  Behufs  Instand- 
setzung des  Schifi^es  aufgenommen  worden  ist,  falls  der  Nehmer  nicht  in 
der  Lage  ist,  von  demselben  oder  dem  ubschätzbaren  Gegenstande,  im  Ganzen 
oder  zum  Theil,  Gebrauch  zu  machen. 

644.  Wenn  in  dem  Bodmereiverträge  über  Waaren  die  Befugniss  er- 
theilt  worden  ist,  Skala  zu  machen,  so  haften  aus  dem  Vertrage  nicht  nur 
das  in  specie  zum  Gebrauch  während  der  Reise  verladene  Geld  und  die  in 
dem  Abfahrtsorte  verladenen  Waaren,  sondern  auch  diejenigen,  welche  auf  der 
Rückfahrt  für  Rechnung  des  Nehmers  verladen  worden  sind,  falls  der  Ver- 
trag für  die  Hin-  und  Rückreise  abgeschlossen  ist,  und  der  Nehmer  bat  in 
diesem  Falle  die  Befugniss,  dieselben  zu  vertauschen  oder  zu  verkaufen  und 
andere  in  allen  Skalahäfen  zu  kaufen. 

645.  Wenn  zur  Zeit  des  Unfalls  ein  Theil  der  Effekten,  die  Gegen- 
stand des  Risikos  sind,  sich  bereits  auf  dem  Lande  befinden,  so  wird  der 
Verlust  des  Gebers  auf  dasjenige  reducirt,  was  innerhalb  des  Schiffes  zurück- 
geblieben ist,  und  wenn  die  geretteten  Effekten  auf  einem  anderen  Schiffe 
nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungshafen  befordert  worden  sind  (Art.  614), 
so  bleiben  auch  in  diesem  die  Risikos  des  Gebers  bestehen. 

646.  Der  Bodmereigeber  auf  Waaren,  welche  auf  einem  im  Vertrage 
genau  bezeichneten  Schiffe  verladen  sind,  haftet  nicht  für  den  Verlust  dieser 
Effekten,  auch  wenn  derselbe  durch  Seegefahr  eingetreten  sein  mag,  felis 
dieselben  auf  ein  anderes  Schiff  gebracht  oder  umgeladen  worden  sind,  es 
sei  denn,  dass  in  gesetzlicher  Weise  bewiesen  würde,  dass  die  Umladung  in 
Folge  höherer  Gewalt  stattfinden  musste. 

647.  Wenn,  im  Falle  eines  Unglückes,  einige  Effekten  der  Ladung, 
welche  Gegenstand  des  Risikos  sind,  gerettet  werden,  so  wird  die  Ver- 
pflichtung zur  Bezahlung  des  Bodmereidarlehns  auf  den  Werth  dieser 
Gegenstände  reducirt,  der  in  der  in  dem  Art.  694  flgd.  bestimmten  Art  und 
Weise  abgeschätzt  worden  ist.  üer  Geber  bat  in  diesem  Falle  Anspruch  auf 
Bezahlung  des  Kapitals  nebst  der  Prämie  aus  eben  diesem  Werthe,  soweit 
derselbe  ausreicht^  nach  Abzug  der  Bergungskosten  und  der  auf  dieser  Reise 
verdienten  Heuer. 

Wenn  Geld  auf  das  Schiff  gegeben  worden  ist,  so  umfiasst  das  Vor- 
recht des  Gebers  nicht  nur  die  schiffbrüchigen  Trümmer  dieses  Schiffes,  son- 
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dem  auch  die  von  den  geretteten  Waaren  erhaltene  Fracht,  nach  Abzag  d^ 
Bergungskosten  und  der  auf  der  Reise  verdienten  Heuer,  &Us  kein  Bod- 
mereidariehn  oder  keine  Versicherung  speciell  auf  diese  Fracht  genommen  ist 

848.  Wenn  auf  dasselbe  Schiff  oder  dieselbe  Ladung  <^in  Bodmerei- 
vertrag  und  ein  Versicherungsvertrag  vorhanden  ist  (Art.  650),  so  mass  der 
Erlös  der  geretteten  Effekten  zwischen  dem  Versicherer  und  dem  Bodmerei- 
geber, jedoch  nur  für  dessen  Kapital,  im  Verhältniss  ihrer  betreffenden  An- 
tlieile,  getheilt  werden. 

8ft9.  Wenn  nicht  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen  worden 
ist,  behält  der  Qeber  seine  Rechte  vollkommen  gegen  den  Nehmer,  selbst 
dann,  wenn  der  Verlust  oder  die  Beschädigung  der  Sache,  die  Gecjensund 
des  Risikos  ist,  aus  irgend  einer  der  im  Art.  711  aufgezahlten  Ursachen 
hervorgegangen  ist. 

650.  Wenn  einige,  jedoch  nicht  alle  Grefahren  oder  nur  ein  Theil  de? 
Schiffes  oder  der  Ladung  versichert  worden  ist,  so  können  Bodmereidarlefane 
für  die  Gefahren  oder  den  Theil,  welche  nicht  versichert  sind,  bis  zam  Be- 
trage des  ganzen  Werthes  derselben  kontrahirt  werden  (Art.  682). 

651.  Die  Handelswechsel,  welche  aus  einem  Darlehn  herrükren,  da> 
von  dem  Kapitain  für  die  nothwendigen  Ausgaben  des  Schi£Fes  oder  der 
Ladung,  in  (jemässheit  der  Bestimmungen  der  Art.  515  und  516,  ange- 
nommen worden  ist,  sowie  die  Prämien  der  entsprechenden  Versicherung, 
falls  ihr  Beti*ag  wirklich  versichert  worden  ist,  haben  das  Vorrecht  der 
Bödmereibriefe,  wenn  sie  die  gedruckte  Erklärung  enthalten,  dass  der  Be- 
trag zu  den  erwähnten  Aasgaben  bestimmt  worden  war,  und  sie  sind  eiü- 
gibel,  auch  wenn  solche  Gegenstände  durch  irgend  ein  späteres  Ereigni^s 
verloren  gehen,  sobald  der  Geber  beweist,  dass  das  Geld  in  der  That  zum 
Vortheile  des  Schiffes  oder  der  Ladung  verwendet  worden  war  (Art  515 
und  517). 

852.  Das  Bodmereidarlehn ,  welches  auf  das  Schiff  von  dem  Kapitaio 
an  dem  Orte  des  Domicils  des  Eigenthumers  ohne  schriftliche  Genehmigung 
des  letzteren  genommen  worden  ist,  gewährt  einen  Anspruch  und  ein  Vor- 
recht nur  auf  den  Theil,  welchen  der  Kapitain  etwa  an  dem  Schiff  and  der 
Fracht  besitzt,  und  verpflichtet  nicht  den  Eigenth&mer,  auch  wenn  beabsieb- 
tigt  wird,  zu  beweisen,  dass  das  Geld  zum  Vortheil  des  Fahnceoges  Ter- 
wendet  worden  war. 

853-  Das  Bodmereidarlehn,  welches  vor  dem  Beginn  der  Reise  ad 
Waaren  kontrahirt  worden  ist,  muss  in  den  Konnossementen  and  der 
Ladungsdeklaration  erwähnt  werden,  mit  Bezeichnung  desjenigen ,  welcheic 
der  Kapitain  die  glückliche  Ankunft  am  Bestimmungsorte  mittheilen  moss- 
Wenn  eine  solche  Erklärung  ausgelassen  worden  ist,  hat  der  Konsignatär, 
welcher  Wechsel  acceptirt  oder  Vorschüsse  im  Vertrauen  auf  die  Kon- 
nossemente gemacht  hat,  den  Vorzug  vor  dem  Inhaber  des  Bodmereibriefes. 
Beim  Mangel  der  Erklärung,  wem  der  Kapitain  die  Ankunft  mittheil^ 
muss,  kann  derselbe  die  Waaren,  ohne  irgend  welche  persönliche  HaftW- 
keit  dem  Inhaber  des  Bodmereibriefes  gegenüber,  löschen  lassen. 

854.  Wenn  zwischen  dem  Bodmereigeber  und  dem  Kapitain  irgead 
eine  Kollusion  stattgefunden  hat,  wodurch  die  Rheder  oder  Verlader  ein« 
Nachtheil  erlittf^n  haben,  so  müssen  diese  solidarisch  von  dem  Bodmera- 
geber  und  dem  Kapitain  schadlos  gehalten  werden,  gegen  welche  die  even- 
tuell entsprechende  strafrechtliche  Klage  eingeleitet  werden  kann. 

655.  Des  Verbrechens  des  Stellionates  macht  sich  der  Nehmer  schuldig, 
welcher  ein  Bodmereidarlehn  für  einen  den  Gegenstand  des  Risikos  übei^ 
steigenden  Werth  aufnimmt,  oder  wenn  der  letztere  in  der  That  nicht  ver- 
schifft   worden   ist  (Art.  643),    und  desselben  Verbrechens  macht  sich  aucb 
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der  Geber  schuldig,  der,  obwohl  oicht  unbekannt  mit  diesem  umstände, 
denselben  demjenigen  nicht  erklärt,  welchem  er  den  Bodmereibrief  indossirt. 
In  dem  ersten  Falle  haftet  der  Nehmer  und  in  dem  zweiten  der  Geber 
solidarisch  fftr  den  Betrag  des  Briefes,  auch  wenn  der  Gegenstand  des 
Risikos  untergegangen  ist. 

656.  Der  Bodmereivertrag  ist  nichtig: 

1.  wenn  das  Darlehn  der  Schiffsmannschaft  gegeben  worden  ist; 

2.  wenn  das  Darlehn  nur  die  zu  verdienende  Fracht  oder  den  aus 
irgend  einem  Geschäft  erhofften  Gewinn  oder  etwas  anderes  gleich- 
zeitig und  ausschliesslich  zum  Gegenstande  hat; 

3.  wenn  der  Geber  kein  Risiko  bei  den  Gegenständen  hat,  auf  welche 
das  Geld  gegeben  worden  ist: 

4.  wenn  er  Gegenstände  betrifft,  deren  Geiahren  schon  von  einem  anderen 
ffir  ihren  vollen  Werth  übernommen  worden  sind  (Art.  650); 

5.  wenn  das  Register  fehlt  oder  die  in  dem  Art.  516  fOLr  den  dort  behan- 
delten Fall  geforderten  Förmlichkeiten  nicht  beobachtet  worden  sind. 

In  allen  den  erwähnten  Fallen  haftet  der  Nehmer,  auch  wenn  der  Ver- 
trag nicht  seine  gesetzlichen  Wirkungen  hat,  persönlich»  f&r  das  dargeliehene 
Kapital  und  die  gesetzlichen  Zinsen,  selbst  wenn  der  Gegenstand,  das  Objekt 
des  Vertrages,  in  der  Zeit  und  an  dem  Orte  des  Risikos  untergegangen  ist. 

657.  Das  Vorrecht  des  Bodmereigebers  auf  das  Schiff  umfasst  ver- 
hältnissmässig  nicht  nur  die  Schiffstrümmer,  sondern  auch  die  fär  die  ge- 
retteten Waaren  erworbene  Fracht,  nach  Abzug  der  Bergungskosten  und 
der  für  diese  Reise  geschuldeten  Heuer,  £ei11s  keine  Versicherung,  noch  ein 
specieller  Bodmereivertrag  auf  diese  Fracht  geschlossen  worden  ist. 

658.  Wenn  der  Bodmereivertrag  Schiff  und  Ladung  umfasst,  so  bilden 
die  geborgenen  Waaren  ein  Pfand  des  Gebers,  selbst  wenn  das  Schiff 
untergeht;  und  dasselbe  findet  umgekehrt  statt,  wenn  das  Schiff  gerettet 
wird  und  die  Waaren  untergehen. 

658.  Es  ist  den  Kontrahenten  erlaubt,  die  Höhe  der  Prämie  und  die 
Art  der  Bezahlung  nach  ihrem  Belieben  festzusetzen;  wenn  sie  jedoch  ein- 
mal vereinbart  worden  ist,  giebt  ein  später  eintretendes  Risiko  nicht  das  Recht, 
eine  Erhöhung  oder  eine  Verminderung  der  Prämie  zu  verlangen,  es  sei 
denn,  dass  etwas  anderes  in  dem  Vertrage  verabredet  worden  ist. 

660.  Wenn  der  Zeitpunkt  der  Zahlung  nicht  festgesetzt  worden  ist, 
wird  dieselbe  als  fällig  angesehen,  sobald  die  Gefahren  aufgehört  haben. 
Yen  diesem  Tage  an  laufen  für  den  Geber  die  gesetzlichen  Zinsen  vom 
Kapital  und  der  Prämie  im  Falle  des  Verzuges,  welcher  nur  durch  einen 
Protest  bewiesen  werden  kann. 

661.  Der  Inhaber  ist  verpflichtet,  Mangels  Zahlung  am  Fälligkeitstage 
Protest  zu  erheben  und  alle  Obliegenheiten  der  Inhaber  von  Wechseln  vor- 
zunehmen, Behufs  Erlangung  der  Zinsen  und  Erhaltung  des  Regressanspruches 
gegen  die  Giranten   des  Bodmereibriefes. 

662.  Der  Bodmereigeber  erwirbt  ein  Pfandrecht  an  dem  G^enstand, 
aaf  welchen  das  Darlehn  gegeben  wird,  er  ist  jedoch  dem  Verluste  eines  jeden 
Anspruches  auf  die  dargeliehene  Summe  ausgesetzt,  wenn  der  hypothecirte 
Gegenstand  in  der  Zeit  und  an  dem  Orte  und  durch  die  Gefahren,  welche 
vereinbart  worden  sind,  untergeht,  und  er  hat  auf  die  vollständige  Rück- 
erstattung des  Kapitals  nebst  der  Prämie  nur  Anspruch,  im  Falle  der  glück- 
lichen Ankunft. 

663.  Dem  'Nehmer  liegt  es  ob,  den  Verlust  zu  beweisen  und  darzu- 
than«,  dass  die  E£Fekten,  welche  Gegenstand  des  Darlehns  waren,  zur  Zeit 
des  XJn&Ues  in  dem  Fahrzeuge  vorhanden  gewesen  sind. 
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664.  WetiD  das  Schiff  oder  die  Waareti,  auf  welche  das  Bcklmerei- 
darlehn  gegeben  worden  ist,  genommen  werden  oder  denselben  ein  Seeiiny. 
zustösst,  so  hat  der  Nehmer  die  Verpflichtung,  dem  Geber  das  Ereigniv 
mitzutheilen,  sobald  die  Nachricht  hierül^er  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  k 
Wenn  sich  der  Nehmer  zu  dieser  Zeit  auf  dem  Schiffe  oder  in  der  Nahe 
der  Gegenstände,  auf  welche  das  Darlehn  genommen  worden  ist,  befindet 
so  ist  er  verpflichtet,  bei  der  Reklamation  und  der  Rettung  derselben  & 
Sorgfalt  eines  gewissenhaften  Verwalters  anzuwenden,  bei  Strafe  der  Haftl«r- 
keit  für  die  Verluste  und  Schäden,  welche  aus  seiner  Unterlassung  en^achsei 

665.  Wenn  hinsichtlich  eines  Bodmereivertrages  ein  Fall  eintriti. 
welcher  in  diesem  Titel  nicht  vorgesehen  ist,  so  muss  die  Entscheiduas 
desselben  durch  Analogie,  so  weit  es  möglich  ist,  in  dem  Titel:  „Von  d?>D 
Seeversicherungen^,  gesucht  werden,  und  umgekehrt. 


TITEL  Vm. 
Von  den  Seeversicherimgen. 

KAPITEL  I. 
Von  der  Natur  und  der  Form  des  Seeversicherungsvertrages. 

666  Der  Versicherungsvertrag,  durch  welchen  der  Versicherer  bei 
Uebernahme  der  Seeunfalle  und  Gefahren  sich  verpflichtet,  den  Versicherten 
fQr  den  Verlust  und  den  Schaden  zu  entschädigen,  welcher  dem  Gegci- 
Stande  der  Versicherung  etwa  zustossen  sollte,  gegen  eine  dem  über 
nommenen  Risiko  entsprechende  bestimmte  Prämie  oder  Summe,  kaDn  dot 
schriftlich,  bewiesen  werden;  die  Vertragsurkunde  heisst  Police;  jedoch  wini 
der  Vertrag  Behufs  reciproker  Verpflichtung  des  Versicherers  und  des  Ver- 
sicherten von  dem  Momente  an  als  bestehend  erachtet,  in  welchem  die 
Parteien  sich  einigen  und  beide  die  Urkunde  unterzeicbDeD,  welche  alie 
Erklärungen,    Bestimmungen   und  Bedingungen  der  Police  enthalten  mass. 

667.  Die  Versicherungspolice  muss  von  den  Versicherern  untcrzeicliB« 
werden  und  enthalten: 

1.  den  Namen  und  das  Domicil  des  Veraicherers  und  des  Versicherte! 
mit  der  Erklärung  des  letzteren,  ob  er  für  eigene  Rechnung  oder 
für  Rechnung  eines  Dritten,  dessen  Name  ausgelassen  werden  bon 
versichert;  wenn  der  Name  des  Versicherten  ausgelassen  wird,  « 
bleibt  der  Dritte ,  welcher  die  Versicherung  in  seinem  Namen  ab- 
schliesst,  persönlich  und  solidarisch  verantwortlich. 

Die   Police  kann  in    keinem  Falle   auf  den   Inhaber  ausgestellt 
werden ; 

2.  den  Namen,  die  Klasse  und  die  Flagge  des  Schiffes,  sowie  den 
Namen  des  Kapitains,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherte  keine  G^ 
wissheit  über  das  Schiff  hat  (Art.  670); 

3.  die  Natur  und  Beschaffenheit  des  versicherten  Gegenstandes  und  den 
festgesetzten  oder  abgeschätzten  Werth  desselben; 

4.  den  Ort,  wo  die  Waaren  verladen  worden  sind  oder  verladen  werden 
sollten  oder  sollen; 

5.  die  Häfen  oder  Rheden,  in  welchen  das  Schiff  laden  und  löscheo 
muss,  sowie  diejenigen,  in  welchen  es  Skala  machen  soll; 

6.  den  Hafen,  aus  welchem  das  Schiff  abgefahren  ist,  abfahren  sollte 
oder  soll,  sowie  die  Zeit  der  Abfahrt,  falls  dieselbe  positiv  Ter- 
einbart  worden  ist; 
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7.  eine  speciellc  Angabe  aller  Gefahren,  welche  der  Versicherer  über- 
nimmt; 

8.  die  Zeit   und  den  Ort  des  Anfanges  und  des  Endes  der  Gefahren; 

9.  die  Versicherungsprämie,    sowie   den  Ort,   den  Zeitpunkt   und  die 
Art  und  Weise  der  Bezahlung; 

10.  die  Zeit,  den  Ort  und  die  Art  und  Weise  der  Bezahlung  bei  einem 
ünfaUe; 

11.  die  Erklärun^^  Seitens  der  Parteien,  dass  sie  sich  bei  einer  etwaigen 
Streitigkeit  einem  Schiedsgericht  unterwerfen  wollen,  sofern  sie 
dieses  vereinbart  haben; 

12.  das  Datum  des  Tages,  an  welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  wor- 
den ist,  mit  der  Angabe,  ob  Vor-  oder  Nachmittags;  und 

13.  überhaupt  alle  anderen  Bedingungen,  welche  die  Parteien  verabredet 
haben. 

Eine  Police  kann  zwei  oder  mehrere  verschiedene  Versicherungen 
enthalten. 

668.  Wenn  mehrere  Versicherer  vorhanden  sind,  so  muss  ein  jeder 
den  Betrag  angeben,  für  welchen  er  sich  verpflichtet,  und  diese  Erklärung 
muss  datirt  und  unterschrieben  sein.  Mangels  dieser  Erklärung  bewirkt 
die  Unterschrift  solidarische  Haftbarkeit  fßr  den  ganzen  versicherten  Werth. 

Wenn  einer  der  Versicherer  sich  für  einen  gewissen  und  bestimmten 
Betrag  verpflichtet,  so  bleiben  die  Versicherer,  welche  nach  demselben  ohne 
Angabe  des  Betrages,  für  den  sie  sich  verpflichten,  unterzeichnet  haben, 
ein  jeder  für  eine  andere  gleiche  Summe  verantwortlich. 

669.  Die  Versicherung  kann  auf  den  ganzen  Gegenstand  oder  nur 
auf  einen  Theil  desselben  erfolgen  und  kann  abgeschlossen  werden,  vor  dem 
Beginn  der  Reise  oder  während  des  Verlaufes  derselben,  für  die  Hin-  und 
Rückreise  oder  nur  für  die  Hinreise  oder  nur  für  die  Rückreise,  für  die 
ganze  Reise  oder  nur  für  eine  bestimmte  Zeit  derselben,  sowie  g^en  die 
Gefahren  der  Reise  und  des  Transportes  nur  zur  See  oder  gleichzeitig  auch 
gegen  die  Gefahren  des  Transportes  auf  Kanälen  und  Flüssen. 

670.  Wenn  der  Versicherte  die  Art  der  Waaren,  welche  verladen 
werden  sollen,  nicht  kennt,  oder  keine  Gewissheit  über  das  Schiff  hat,  in 
welchem  dies  erfolgt,  so  kann  er  in  gültiger  Weise  die  Versicherung  unter 
dem  allgemeinen  Namen:  Waaren,  in  dem  ersten  FaMe,  und:  auf  einem 
oder  mehreren  Schiffen,  in  dem  zweiten  Falle,  zur  Ausführung  bringen, 
ohne  dass  der  Versicherte  verpflichtet  ist,  den  Namen  des  Schiffes  anzu- 
geben, sobald  er  nur  in  der  Police  erklärt,  dass  er  denselben  nicht  kennt, 
und  wenn  er  das  Datum  und  die  Unterschrift  des  zuletzt  erhaltenen  Avises 
oder   Ordrebriefes  vermerkt. 

671.  Wenn  die  Versicherung  unter  dem  allgemeinen  Namen:  Waaren, 
abgeschlossen  wird,  so  ist  der  Versicherte  bei  einem  Unfalle  verpflichtet,  zu 
beweisen,  dass  in  der  That  die  Waaren  mit  dem  in  der  Police  deklarirten 
Werthe  verladen  worden  sind;  und  wenn  die  Versicherung:  auf  einem  oder 
mehreren  Schiffen,  abgeschlossen  ist,  so  liegt  demselben  der  Beweis  ob, 
dass  die  versicherten  Waaren  in  der  That  auf  dem  Schiff,  welches  den 
Unfall  erlitten  hat,  verladen  worden  sind  fArt.  716). 

672«  Die  allgemeine  Bezeichnung:  Waaren,  umfasst  nicht  Geld  irgend 
welcher  Art,  noch  Juwelen,  Gold  oder  Silber,  Perlen  oder  Edelsteine,  noch 
Kriegsmunitionen.  Bei  Versicherungen  dieser  Art  ist  es  erforderlich,  dass  die 
Species  des  Gegenstandes,  auf  welchen  die  Versicherung  genommen  ist,  an- 
gegeben wird. 

673.    Wenn  Zweifel  über  die  Auslegung  einer  oder  einiger  Bedingungen 
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und  BestimmuDgeD  der  Police  eDtsteben,  so  muss  die  Entscheidung  derselbeD 
nach  folgenden  Regeln  bestimmt  werden: 

1.  die  f2:eschriebenen  Bestimmungen  haben  mehr  Kraft,  als  die  ge 
druckten; 

2.  diejenigen,  welche  deutlich  sind  und  die  Natur,  den  Geffenstaod  oder 
den  Zweck  der  Versicherung  ausdrücken,  dienen  als  Norm  zur  Er- 
klärung der  dunklen  und  zur  Feststellung  der  Absicht  der  Parteipi 
beim  Abschluss  des  Vertrages; 

3.  der  allgemeine  Gebrauch,  welcher  in  ähnlichen  Fällen  an  dem  PlaUc 
beobachtet  worden  ist,  an  welchem  der  Vertrag  abgeschlossen  :^t. 
hat  den  Vorzug  vor  jeder  anderen  Bedeutung,  welche  die  Worte  in 
gewöhnlichen  Gebrauch  haben  können; 

4.  im  Falle  der  Zweideutigkeit,  welche  einer  Interpretation  bedarl 
muss  dieselbe  nach  den  im  Art.  181  angestellten  Regeln   erfolgen 

674.  Die  Bestimmung,  Skala  machen  zu  können,  um&ssi  die  Be- 
fugniss,  an  dem  Skalaorte  Waaren  zu  laden  und  zu  löschen,  auch  wenn 
diese  Bedingung  in  der  Police  nicht  ausdrücklich  erwähnt  ist  (Art.  767  No.5i. 

675-  Die  Versicherungspolice  ist  vermittelst  Indossaments  übertragbar 
und  exigibel,  indem  der  Indossatar  dem  Versicherten  in  alle  Verpflichtungen. 
Rechte  und  Klagen  desselben  substituirt  wird  (Art  363). 

676.  Wenn  die  versicherten  Effekten  wähi*end  der  Dauer  des  Ver- 
trages ihren  Eigenthümer  wechseln,  geht  die  Versicherung  auf  den  nece^j 
Eigenthumer  über,  unabhängig  von  der  Uebertragung  der  Police,  vorbehält- 
licn  einer  entgegenstehenden  Abrede. 

877.     Der  Versicherungsvertrag  ist  nichtig: 

1.  wenn  er  von  einer  Person  abgeschlossen  worden  ist,  welche  ^k 
Interesse  an  dem  versicherten  Gegenstande  hat; 

2.  wenn  derselbe  irgend  einen  von  den  im  Art.  686  verbotenen  G^b- 
standen  betrifft; 

3.  sobald  Betrug  oder  Fälschung  Seitens  irgend  einer  der  Parteien  nach- 
gewiesen wird; 

4.  wenn  der  Gegenstand  der  Versicherung  nicht  dazu  kommt,  wirklicli 
der  Gefahr  ausgesetzt  zu  'werden; 

5.  wenn  bewiesen  wird,  dass  das  Schiff  vor  dem  in  der  Police  bezeich- 
neten Zeitpunkte  abgefahren  ist,  oder  dass  es  über  denselben  hiosi^ 
sich  au%enAten  hat,  ohne  durch  höhere  Gewalt  hierzu  gezwungen 
zu  sein; 

6.  wenn  die  Versicherung  Gegenstände  betrifft,  welche  schon  for  ihm 
vollen  Werth  und  gegen  dieselben  Gefahren  versichert  worden  siiti 
Wenn  jedoch  die  erste  Versicherung  nicht  den  vollen  Werth  der  Sache 
umfasst  oder  mit  Ausnahme  eines  oder  einiger  Risikos  abgeschlos^s 
worden  ist,  so  hat  die  Versicherung  Gültigkeit  bezüglich  des  Theüe^ 
und  für  die  ausgenommenen  Gefahren; 

7.  bei  einer  Versicherung  des  erhofften  Gewinnes,  bei  der  nicht 
eine  bestimmte  Summe  als  Werth  des  Ver8icherung8gegenstande^ 
fixirt  ist; 

8.  bei  einer  Versicherung  von  Waaren,  welche  auf  dem  obersten  Y^ 
deck  mitgeführt  werden,  falls  nicht  eine  ausdrückliche  ElrkUunutf 
dieses  Umstandes  in  der  Police  erfolgt  ist; 

9.  wenn  er  über  Gegenstände  abgeschlossen  worden  ist,  welche  zar 
Zeit  des  Vertrages  bereits  verloren  gegangen  oder  gerettet  worden 
sind,  falls  eine  b^ründete  Vermuthung  vorliegt,  dass  der  Ver- 
sicherte oder  der  Versicherer  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  Ver- 
sicherung  von   dem   Ereigniss   Eenntniss   erhalten    haben    könnes. 
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Diese  Vermulhung  besteht,  wenn  auf  irgend  eine  Art  bewiesen  wird, 
dass  die  Nachricht  nach  dem  Orte,  an  welchem  die  Versicherung 
erfolgt  ist,  oder  nach  demjenigen,  von  welchem  der  Auftrag  zum 
Abschlüsse  derselben  ertheilt  worden  ist,  zur  Zeit  des  Datums  der 
Police  oder  der  Ertheilung  dieses  Auftrages  gelangt  sein  konnte, 
und  dass  der  Versicherte  oder  der  Versicherer  Eenntniss  hiervon 
gehabt  hat. 

Wenn  jedoch  die  Police  die  Bestimmung  enthält:  Verloren  oder 
Nichtverloren,  oder:  auf  gute  oder  schlechte  Nachricht, 
so  cessirt  die  Vermuthung,  es  sei  denn,  dass  Betrag  nachgewiesen  wird. 

678.  Die  Versicherung  kann  gleichfalls  annuUirt  werden: 

1.  wenn  der  Versicherte  die  Wahrheit  verheimlicht  oder  Angaben  macht, 
welche  nicht  auf  Wahrheit  beruhen; 

2.  wenn  er  eine  irrthümliche  Angabe  macht,  indem  er  Thatsachen  oder 
Umstände  verschweigt,  verfälscht  oder  verändert,  oder  nicht  vorhan- 
dene Thatsachen  oder  Umstände  vorbringt,  welche  von  solcher  Art 
und  Wichtigkeit  sind,  dass  die  Versicherer,  wenn  dieselben  nicht 
verschwiegen,  verfälscht  oder  vorgebracht  worden  wären,  entweder 
die  Versicherung  nicht  zugelassen  hätten  oder  dieselbe  gegen  eine 
höhere  Prämie  und  unter  eingeschränkteren  Bedingungen  abge- 
schlossen haben  würden. 

679.  Im  Falle  des  Betruges  Seitens  des  Versicherten  wird  derselbe, 
abgesehen  von  der  Nichtigkeit  der  Versicherung,  verurtheilt,  an  den  Ver- 
sicherer die  festgesetzte  Prämie  doppelt  zu  bezahlen;  wenn  der  Betrug  von 
Seiten  des  Versicherers  erfolgt  ist,  wird  dieser  verurtheilt,  die  erhaltene 
Prämie  zurückzuerstatten  und  an  den  Versicherten  einen  gleichen  'Betrag  zu 
zahlen.*) 

In  beiden  Fällen  kann  gegen  den  Betrüger  die  strafrechtliche  Klage 
eingeleitet  werden. 

680.  Die  freiwillige  Abweichung  von  der  Reiseroute  und  Veränderung 
in  der  Reihenfolge  der  Skalahäfen,  welche  nicht  durch  zwingende  Noth- 
wendigkeit  oder  höhere  Gewalt  veranlasst  worden  ist,  annuUirt  die  Ver- 
sicherung für  den  Rest  der  Reise  (Art.  509). 

681.  Wenn  das  Schiff  verschiedene,  in  der  Police  bezeichnete  Skala- 
häfen hat,  ist  es  dem  Versicherten  erlaubt,  die  Reihenfolge  der  Skalahäfen 
zu  verändern,  jedoch  kann  in  einem  solchen  Falle  nur  in  einem  einzigen 
Hafen  von  den  in  dieser  Police  speciell  angegebenen  Skala  gemacht  werden. 

682.  Wenn  die  Versicherung  ein  Bodmereidarlehn  betrifft,  so  muss  in 
der  Police  nicht  nur  der  Name  des  Schiffes,  des  Kapitains  und  des  Darlehns- 
nehmers  angegeben,  sondern  auch  das  Risiko,  welches  der  letztere  versichern 
und  der  Geber  ausnehmen  will,  erwähnt  werden,  oder  welches  der  unge- 
deckte Werth  ist,  auf  den  die  Versicherung  gestattet  ist  (Art.  650).  Ausser 
dieser  Angabe  ist  es  erforderlich,  dass  ebenfalls  in  der  Police  die  Ursache  der 
Schuld,  zu  welcher  das  Geld  diente,  erwähnt  wird. 

683.  Wenn  ohne  Betrug  verschiedene  Versicherungen  auf  denselben 
Gegenstand  abgeschlossen  worden  sind,  so. hat  die  dem  Datum  der  Police 
nach  älteste  den  Vorzug.  Die  Versicherer,  deren  Policen  später  sind,  sind 
verpflichtet,  die  erhaltene  Prämie  zurückzuerstatten,  indem  sie  als  Entschä- 
digung V2  Procent  des  versicherten  Werthes  zurückbehalten  können. 

684.  In  allen  Fällen,  in  welchen  die  Versicherung  durch  eine  nicht 
direkt  von  höherer  Gewalt  herrührende  Thatsache  annuUirt  wird,  erhält  der 


')  lieber  die  abweichenden  Bestimmuneen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zu 
Art.  210  des  Aegyptischen  See-H.  G.  B.,  S.  69. 
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Versicherer  die  ganze  Prämie,  wenn  der  Gegenstand  der  Versicherung  der 
Gefahr  ausgesetzt  worden  ist;  und,  falls  er  nicht  der  Gefahr  ausgesetzt 
worden  ist,  behält  er  ^/t  Procent  des  versicherten  Werthes  zurück. 

Wenn  jedoch  irgend  eine  Versicherung  für  die  ganze  Reise  mit  einer 
einheitlichen  Prämie  annullirt  wird,  so  erhält  der  Versicheier  die  Hälfte  (and 
nur  so  viel)  der  vereinbarten  Prämie. 

KAPITEL  IL 

Von  den  Sachen,  welche  Gegenstand  der  Seeversicherung  sein 

können. 


Eine  jede  Sache   und  ein  jedes  in  Geld  abschätzbares  Interesse, 

welches  der  Seegefahr  ausgesetzt  worden  ist  oder  werden  soll,  kann  Gegen- 
stand  einer  Seeversicherung  sein,  falls  nicht  ein  entgegenstehendes  Verbot 
vorhanden  ist. 

686.  Verboten  ist  die  Versicherung: 

1.  auf  Sachen,  deren  Handel  nach  den  Gesetzen  des  Kaiserreichs  nicht 
erlaubt  ist,  und  auf  die  nationalen  oder  ausländischen  Schiffe,  welche 
bei  diesem  Handel  verwendet  werden; 

2.  auf  das  Leben  einer  freien  Person; 

3.  auf  die  zu  verdienende  Heuer  irgend  eines  von  der  Mannschaft. 

687.  Der  Versicherer  kann  durch  andere  Versicherer  dieselben  Gegen- 
stände, welche  er  versichert  hat,  versichern  lassen,  unter  denselben  oder  ab- 
weichenden Bedingungen  und  für  eine  gleiche,  eine  höhere  oder  eine  gerin- 
gere Prämie. 

Der  Versicherte  kann  von  Neuem  versichern,  wenn  der  Versicherer  vor 
der  Nachricht  von  der  Beendigung  des  Risikos  insolvent  wird,  indem  er  vor 
Gericht  die  AnnuUirun^  der  ersten  Police  verlangt;  wenn  zu  dieser  Zeit  ein 
Risiko  vorhanden  ist,  fär  welches  dem  Versicherten  irgend  eine  Entschädi* 
gung  geschuldet  wird,  so  tritt  dieser  letztere  mit  dem  Beti^e  derselben  in 
die  Masse  des  falliten  Versicherers  ein. 

688.  Wenn  in  der  Police  einer  Versicherung  eines  Bodmereidarlehns 
nicht  erklärt  wird,  ob  die  Versicherung  das  Kapital  und  die  Prämie  nm- 
&sst,  so  wird  angenommen,  dass  sie  nur  das  Kapital  umfasst,  welches  bei 
einem  Unfälle  in  der  im  Art.  647  bestimmten  Art  und  Weise  ent* 
schädigt  wird. 

689.  Das  Schiff,  die  Fracht  desselben  und  die  Waaren  können  in  der^ 
selben  Police  versichert  werden;  in  diesem  Falle  muss  aber  der  Werth  eines 
jeden  Gegenstandes  besonders  angegeben  werden;  in  Ermangelung  dieser 
speciellen  Angabe,  wird  die  Versicherung  nur  auf  den  in  der  Police  ver- 
merkten Gegenstand  reducirt. 

690«  Wenn  in  der  Police  allgemein  angegeben  wird,  dass  das  Schiff 
versichert  wird,  ohne  eine  andere  specielle  Angabe,  so  wird  angenommen, 
dass  die  Versicherung  den  Rumpf  und  das  ganze  Zubehör  des  Fahrzeuges, 
die  Ausrüstung,  die  Geräthe,  die  Masten  und  Segel,  Schaluppen,  Jollen« 
Boote,  Utensilien  und  Lebensmittel  oder  Vorräthe  umfasst,  jedoch  in  keinem 
Falle  die  Fracht,  noch  die  Ladung,  selbst  wenn  dieselbe  för  Rechnung  des 
Eapitains,  des  Eigenthumers  oder  des  Rheders  des  Schiffes  ist. 

691.     Die   Policen   einer   Versicherung   für   die   Hin-   und    Bückreise      ^ 
decken  auch  die  versicherten  Gefahren,  welche  während  der  inzwischen  ein- 
tretenden Liegetage  vorgekommen  sind,    selbst  wenn   diese  Bestimmung   in 
der  Police  ausgelassen  worden  ist. 
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KAPITEL  m. 

Von  der  Abschätzung  der  versicherten  Gegenstande. 

692.  Der  Werth  des  VersicherungsgegeDStandes  muss  in  der  Police 
in  einem  bestimmten  Betrage  deklarirt  werden,  sofern  der  Versicherte  hier- 
von genaue  Eenntniss  hat. 

Bei  der  Versicherung  des  Schiffes  ist  diese  An^be  ein  wesentliches 
Erfordemiss,  und,  in  Ermangelung  derselben,  wird  die  Versicherung  als  un- 
wirksam erachtet 

Bei  den  Versicherungen  auf  Waaren  genügt  es,  wenn  der  Versicherte 
eine  genaue  Eenntniss  des  wirklichen  Betrages  aerselben  nicht  hat,  dass  der 
Werth  schätzungsweise  deklarirt  wird. 

693.  Der  in  der  Police  deklarirte  Werth,  mag  dieselbe  den  Vermerk: 
Werth  grösser  oder  Werth  geringer,  enthalten  oder  nicht,  wird  vor 
Gericht  hinsichtlich  aller  Wirkungen  der  Versicherung  als  vereinbart  und 
uoter  den  Parteien  zugelassen  erachtet.  Wenn  indessen  der  Versicherer  an- 
fuhrt, dass  die  versicherte  Sache  zur  Zeit  des  Vertrages  ein  Viertel  weniger 
oder  mehr,  als  der  Preis,  auf  welchen  der  Versicherte  dieselbe  abgeschätzt  hat, 
werth  gewesen  ist,  so  ist  es  demselben  gestattet,  gegen  die  Abschätzung 
eine  Reklamation  zu  erheben,  indem  ihm  obliegt,  die  Reklamation  durch  die 
im  Handel  zulässigen  Beweismittel  zu  rechtfertigen.  Zu  diesem  Zwecke 
und  zur  Unterstützung  anderer  Beweise  kann  der  Versicherer  den  Ver- 
sicherten zur  Vorlegung  der  Dokumente  oder  der  Beweisgrunde  zwingen, 
auf  welche  er  sich  bei  der  Berechnung  der  in  der  Police  angegebenen  Ab- 
schätzung gestützt  hat,  und  es  wird  vermuthet,  dass  von  Seiten  des  Ver- 
sicherten ein  Dolus  vorgelegen  hat,  wenn  er  diese  Vorlegung  verweigert. 

694.  Wenn  in  der  Police  der  bestimmte  Werth  der  Versicherung  auf 
Waaren  nicht  deklarirt  worden  ist,  so  wird .  derselbe  nach  dem  Kaufpreise 
dieser  Waaren  bestimmt,  unter  Hinzurechnung  der  Kosten,  welche  dieselben 
bis  zur  Einschiffung  verursacht  haben,  und  femer  der  Versicherungsprämie 
und  der  Effektuirungsprovision ,  sofern  diese  bezahlt  worden  ist,  so  dass, 
im  Falle  des  vollständigen  Verlustes,  dem  Versicherten  der  ganze  dem  Risiko 
ausgesetzt  gewesene  Werth  erstattet  wird. 

Bei  der  Police  einer  Versicherung  der  Fracht  ohne  festgesetzten  Werth 
"wird  derselbe  durch  den  Frachtbrief  oder  durch  die  Konnossemente  und 
durch  den  Ladeschein  oder  das  Ladungsbuch  bestimmt,  und  zwar  kumulativ 
in  beiden  Fällen. 

695.  Der  Werth  einer  Versicherung  auf  ein  Bodmereidarlehn  wird 
durch  den  Originalvertrag  bewiesen  und  einer  Versicherung  der  für  das 
Schiff  oder  die  Ladung  während  der  Reise  (Art.  515  und  651)  gemachten 
Ausgaben  durch  die  betreffenden  in  gehöriger  Weise  legalisirten  Rechnungen. 

696.  Der  Werth  von  Waaren,  welche  aus  den  Fabriken,  Bergwerken 
oder  Grundstücken  des  Versicherten  herstammen,  wird,  falls  er  in  der  Police 
nicht  bestimmt  worden  ist,  nach  dem  Preise  abgeschätzt,  welchen  andere 
derartige  Waaren  an  dem  Löschungsorte  beim  Verkaufe  daselbst  hätten  er- 
halten können,  mit  dem  in  dem  Art.  694  angegebenen  Zuschlage. 

697.  Die  im  Tausch  erworbenen  Waaren  werden  nach  dem  Preis  ab- 
geschätzt, welchen  diejenigen,  die  für  dieselben  eingetauscht  worden  sind, 
auf  dem  Markte  an  dem  Löschungsorte  hätten  erhalten  können,  mit  dem  im 
Art.  694  angegebenen  Zuschlage. 

698.  Die  Abschätzung  bei  Versicherungen,  welche  in  ausländischer 
Münze  erfolgt  sind,  wird  durch  Reduktion  dieser  auf  den  Werth  der  laufen- 
den Münze  im  Kaiserreich  nach  dem  Wechselcourse  am  Datum  der  Police 
bewirkt. 
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699.  Der  Versicherer  kann  in  keinem  Falle  den  Versicherten  zwingen, 
die  Versicberangsgegenstände  za  verkaufen,  Behufs  Bestimmung  des  Werthes 
derselben. 

700.  Sobald  bewiesen  wird,  dass  der  Versicherte  bei  der  Angabe  des 
in  der  Police  deklarirten  Werthes  oder  bei  der  später  vorgenommenen,  falls 
dieselbe  nicht  beim  Vertragsschlusse  erfolgt  ist  (Art.  692  und  694),  betrü- 
gerisch gehandelt  hat,  muss  der  Richter,  unter  Reduktion  der  Abschätzung 
des  versicherten  Gegenstandes  auf  seinen  wahren  Werth,  den  Versicherten 
verurtheilen,  an  den  Versicherer  das  Doppelte  der  vereinbarten  Prämie  zu 
zahlen. 

701*  Die  in  die  Police  aufgenommene  Bestimmung:  Werth  grösser 
oder  Werth  geringer,  enthebt  den  Versicherten  nicht  der  Verurtheilang 
wegen  Betruges,  noch  kann  sie  gültig  sein,  wenn  bewiesen  wird,  dass  der 
versicherte  Gegenstand  um  ein  Viertel  des  in  der  Police  festgesetzten  Preises 
weniger  werth  war  (Art.  692  und  693). 

KAPITEL  IV. 

Von  dem  Anfange  und  dem  Ende  der  Gefahren. 

702.  Wenn  aus  der  Versicherungspolice  die  Zeit  nicht  hervorgeht,  zu 
welcher  die  Risikos  anfangen  und  endigen  sollen,  so  beginnen  die  Risikos 
einer  Versicherung  auf  ein  SchifF  für  Rechnung  des  Versicherers  von  dem 
Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  das  Fahrzeug  seinen  ersten  Anker  zur 
Abfahrt  lichtet,  und  endigen,  sobald  es  in  dem  Bestimmungshafen  an  dem 
Orte  Anker  geworfen  hat  und  befestigt  worden  ist,  welcher  dort  für  die 
Löschung  bestimmt  worden  ist,  wenn  es  Ladung  mit  sich  führt,  oder  an 
dem  Orte,  an  welchem  es  Anker  wirft  und  befestigt  wird,  wenn  es  mit 
Ballast  fährt. 

703.  Wenn  das  Schiff  für  die  Hin-  und  Rückreise  oder  für  mehr  als 
eine  Reise  versichert  wird,  so  laufen  die  Gefahren  ohne  Unterbrechung  für 
Rechnung  des  Versicherers,  von  dem  Beginn  der  ersten  Reise  bis  zum  Ende 
der  letzten  (Art.  691). 

704.  Bei  der  Versicherung  von  Schiffen  während  des  Aufenthaltes  in 
irgend  einem  Hafen  beginnen  die  Gefabren  zu  laufen,  sobald  das  Schiff  in 
diesem  Hafen  Anker  geworfen  hat  und  befestigt  worden  ist,  und  endigen  in 
dem  Momente  y  in  welchem  es  seinen  ersten  Anker  Behufs  Fortsetzung  der 
Reise  lichtet. 

705.  Wenn  die  Versicherung  Waaren  betrifft,  nehmen  die  Risikos 
ihren  Anfang  in  dem  Momente,  in  welchem  das  Verladen  derselben  an  den 
Quais  oder  an  dem  Ufer  des  Ladungsplatzes  begonnen  hat,  und  endigen  erst, 
sobald  dieselben  wohlbehalten  an  dem  Löschungsorte  angekommen  sind, 
selbst  in  dem  Falle,  dass  der  Eapitain  gezwungen  worden  ist,  dieselben  in 
irgend  einem  Skala-  oder  Nothhafen  zu  löschen. 

706«  Bei  einer  Versicherung  von  Waaren,  welche  abwechselnd  zu 
Wasser  und  zu  Lande ,  auf  Flüssen  oder  Eanälen,  auf  Schiffen,  Barken, 
Karren  oder  Thieren  befördert  werden  müssen,  beginnen  die  Risikos,  sobald 
die  Effekten  an  dem  Orte,  wo  sie  verladen  werden  sollen,  übergeben  worden 
sind,  und  endigen  erst,  wenn  sie  wohlbehalten  an  dem  Bestimmungsorte  gelöscht 
worden  sind. 

707.  Die  Risikos  einer  Versicherung  auf  Fracht  nehmen  ihren  Anfang 
in  dem  Augenblicke  und  in  dem  Maasse,  in  welchem  die  Waaren,  welche 
Fracht  zahlen,  an  Bord  aufgenommen  worden  sind,  und  endigen,  sobald  sie 
aus  der  Treppenluke  des  Schiffes  herausgeschafft  werden,  und  zwar  in  dem 
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VerhällDiss,  in  welchem  8ie  herausf^eschafft  werden,  es  sei  denn,  dass  in  Folf^e 
einer  Abrede  oder  eines  Bafengebrauches  das  Schiff  verpflichtet  ist,  die 
Ladung  f&r  seine  Rechnung  am  Ufer  aufzunehmen  und  an  das  Land  zu 
schaffen. 

Das  Risiko  der  Fracht  ist  in  diesem  Falle  mit  dem  Risiko  der  Waaren 
identisch. 

708*  Das  Risiko  der  Bodmereidarlehne  beginnt  und  endigt  f&r  die  Ver- 
sicherer in  derselben  Weise,  wie  es  fär  den  Bodmereigeber  läuft;  in  dem  Falle 
jedoch,  dass  in  der  Urkunde  des  Bodmereivertrages  die  übernommenen  Ge- 
fahren nicht  speciell  erwähnt  worden  sind  oder  die  Zeit  nicht  festgesetzt 
ist,  wird  angenommen,  dass  die  Versicherer  alle  Ge&hren  und  für  dieselbe 
Zeit  übernommen  haben,  welche  im  Allgemeinen  die  Bodmereigeber  zu 
übernehmen  pflegen. 

709.  Bei  der  Versicherung  des  erhofften  Gewinnes  sind  die  Risikos 
von  dem  Schicksal  der  betreffenden  Waaren  abhängig. 


KAPITEL  V. 

Von  den  gegenseitigen  Verpflichtungen   des  Versicherers  und  des 

Versicherten. 

710.  Zu  Lasten  des  Versicherers  sind  alle  Verluste  und  Schäden, 
welche  dem  versicherten  Gegenstande  durch  irgend  eins  der  in  der  Police 
specialisirten  Risikos  zustossen. 

711.  Der  Versicherer  haftet  nicht  für  den  Schaden  oder  die  Havarie, 
welche  durch  eine  Handlung  des  Versicherten  oder  durch  irgend  eine  der 
folgenden  Ursachen  entsteht: 

1.  freiwillige  Abweichung  von  der  gewöhnlichen  und  gebräuchlichen 
Reiseroute ; 

2.  freiwillige  Veränderung  in  der  Reihenfolge  der  in  der  Police  be- 
zeichneten SkaJahäfen,  vorbehaltlich  der  im  Art.  680  vorgesehenen 
Ausnahme; 

3.  freiwillige  Verlängerung  der  Reise  über  den  in  der  Police  bestimm- 
ten letzten  Hafen  hinaus.  Wenn  die  Reise  verkürzt  wird,  so  hat 
die  Versicherung  volle  Wirkung,  falls  der  Hafen,  in  welchem  sie 
endigt,  zu  den  in  der  Police  vermerkten  Skalahäfen  gehört,  ohne 
dass  der  Versicherte  berechtigt  ist,  eine  Reduktion  der  festgesetzten 
Prämie  zu  verlangen; 

4.  willkürliche  Trennung  von  einem  Convoi  oder  einem  anderen  be- 
waffneten Schiffe,  wenn  in  der  Police  festgesetzt  worden  war,  unter 
Bedeckung  desselben  zu  fahren; 

5.  Verminderung  und  Verschüttung  von  Flüssigkeiten  (Art.  624); 

6.  Mangel  an  Gleichgewicht  des  Schiffes  oder  fehlerhafte  Stauung  der 
Ladung; 

7.  natürliche  Verminderung  der  Waaren,  welche  ihrer  Beschaffenheit 
nach  der  Auflösung,  Verminderung  oder  der  Abnahme  im  Gewicht 
oder  Maass  fähig  sind,  während  der  Zeit  ihrer  Verladung  bis  zur 
Löschung,  es  sei  denn,  dass  das  Schiff  auf  den  Strand  gelaufen  ist, 
oder  dass  diese  Waaren  in  Folge  höherer  Gewalt  gelöscht  worden  sind, 
indem  in  solchen  Fällen  die  gewöhnliche  Verminderung  abgerechnet 
werden  muss,  welche  bei  Waaren  einer  ähnlichen  Beschaffenheit  ei  o- 
zutreten  pflegt  (Art.  617); 
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8.  weDn  diese  oatürliche  VerminderuDg  bei  Getreide,  Zucker,  Kaffee, 
Mehl,  Tabak,  Reis,  Käse,  getrockneten  oder  grünen  Fruchten, 
Büchern  oder  Papier  und  anderen  Waaren  ähnlicher  Art  eintritt^ 
sofern  die  Beschädigung  nicht  10  Procent  des  versicherten  Werthes 
übersteigt,  es  sei  denn,  dass  das  Fahrzeug  auf  den  Strand  gesetzt 
worden  ist,  oder  dass  diese  Waaren  in  Folge  höherer  Gewalt  ge- 
löscht worden  sind,  oder  dass  das  Gegentheil  in  der  Police  festgesetzt  ist: 

9.  Beschädigung  der  Taue,  der  Masten,  der  Segel  oder  irgend  eines 
anderen  Zubehörs  des  Schiffes,  weiche  durch  den  gewöhnlicben  be- 
stimmungsgemässen  Gebrauch  entstanden  ist; 

10.  inneren  Fehler,  schlechte  Bescha£Eenheit  oder  schlechte  Verpackung 
des  versicherten  Gegenstandes; 

11.  einfache  oder  besondere  Havarie,  welche  einschliesslich  der  Kosten 
für  die  Beweisurkunden  3  Prozent  des  versicherten  Werthes  nicht 
übersteigt; 

12.  Rebellion  des  Eapitains  oder  der  Schiffsmannschaft;  es  sei  denn, 
dass  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  in  der  Police  vermerkt 
worden  ist.  Diese  Festsetzung  ist  nichtig,  falls  die  Versicherung 
durch  den  Kapitain  für  Rechnung  desselben  oder  eines  anderen  oder 
durch  einen  Dritten  für  Rechnung  des  Eapitains  erfolgt  ist 

712.  Jede  ihrer  Natur  nach  verbrecherische  Handlung,  welche  von 
dem  Kapitain  bei  der  Ausübung  seines  Amtes  oder  von  der  Schiffsmann* 
Schaft  oder  von  beiden  zusammen  vorgenommen  worden  ist,  und  durch 
welche  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  schwerer  Schaden  verursacht  wird ,  im 
Widerspruch  mit  dem  präsumtiven  gesetzlichen  Willen  des  Eigenthümers 
des  Schiffes,  ist  Rebellion. 

713.  Der  Versicherer,  welcher  das  Risiko  der  Rebellion  übernimmt, 
haftet  für  den  Verlust  oder  Schaden,  der  aus  einem  Akt  der  Rebellion  des 
Eapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  hervorgeht  oder  unmittelbare  Folge 
desselben  oder  selbst  ein  zufälliger  ist,  sofern  nur  der  Verlust  oder  Schaden 
innerhalb  der  Zeit  der  übernommenen  Risikos  und  auf  der  Reise  und  in  den 
Häfen  der  Police  eingetreten  ist. 

714.  Die  Bedingung:  „frei  von  Havarie",  befreit  die  Versicherer  von 
den  einfachen  und  besonderen  Havarien,  die  Bedingung:  „frei  von  allen 
Havarien^',  befreit  sie  ebenfalls  von  den  gemeinschaftlichen.  Eeine  dieser 
Bedingungen  jedoch  befreit  dieselben  in  den  Fällen,  in  welchen  der  Abandon 
stattfindet. 

715.  Bei  den  Versicherungen  mit  der  Bedingung:  „frei  von  Feind- 
seligkeiten", ist  der  Versicherer  befreit,  sofern  die  versicherten  Effekten  in 
Folge  von  Feindseligkeiten  untergehen  oder  verschlechtert  werden.  Die  Vei^ 
Sicherung  cessirt  in  diesem  Falle,  sobald  in  Folge  von  Feindseligkeiten  die 
Reise  verzögert  oder  die  Route  verändert  worden  ist. 

716.  Wenn  die  Versicherung  über  Waaren  die  Bedingung  enthält: 
„auf  einem  oder  mehreren  Schiffen  verladen^',  so  hat  die  Versicherung  volle 
Wirkung,  wenn  bewiesen  wird,  dass  die  versicherten  Waaren  vollständig 
auf  einem  einzigen  Schiffe  oder  in  Theilen  auf  verschiedenen  Fahrzeugen  ver- 
laden worden  sind. 

717.  Wenn  es  nach  Beginn  der  Reise  in  Folge  von  Seenntüchtigkeit 
oder  höherer  Gewalt  erforderlich  ist,  die  Ladung  auf  ein  anderes,  als  das  in 
der  Police  bezeichnete  Fahrzeug  umzuladen,  so  gehen  die  Risikos  für 
Rechnung  des  Versicherers  weiter,  bis  das  substituirte  Schiff  in  dem  Be- 
stimmungshafen ankommt;^  selbst  wenn  ein  solches  Schiff  eine  andere  Flagge 
führt,  falls  dieselbe  nur  nicht  eine  feindliche  ist. 
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718.  Wenn  auch  der  Versicherer  far  die  Verluste  nicht  haftet,  welche 
dem  Schiffe  durch  ungeoaue  Beobachtung  der  Gesetze  und  Verordnungen 
der  Zollbehörden  und  oer  Hafenpolizei  erwachsen  (Art.  530),  so  befreit  diese 
Unterlassung  denselben  jedoch  nicht  von  der  Haftbarkeit  für  die  der  Ladung 
dadurch  verursachten  Schäden. 

719.  Der  Versicherte  muss  unverzüglich  dem  Versicherer  und,  wenn 
mehr  als  einer  vorhanden  ist,  dem  ersten  in  der  Reihe  der  Unterschriften 
alle  Nachrichten  übermitteln,  welche  er  über  einen  dem  Schiffe  oder  der 
Ladung  zugestossenen  Un£Edl  erhält.  Eine  culpose  Unterlassung  des  Ver- 
sicherten in  dieser  Hinsicht  kann  die  Vermuthung  der  mala  fides  begründen. 

720.  Wenn  nach  Ablauf  eines  Jahres,  von  der  Abfahrt  des  Schiffes 
an  gerechnet,  bei  den  Reisen  nach  irgend  einem  Hafen  Amerikas,  oder  zweier 
Jahre  nach  irgend  einem  anderen  Hafen  der  Welt  und,  nachdem  die  in  der 
Police  festgesetzte  Zeit  verstrichen  ist,  keine  Nachricht  von  dem  Schiffe  er- 
halten worden  ist,  so  wird  vermuthet,  dass  dasselbe  untergegangen  ist,  und 
der  Versicherte  kann  den  Abandon  an  den  Versicherer  vornehmen  und  die 
Bezahlung  der  Police  verlangen,  welche  er  jedoch  zurückzuerstatten  ver- 
pflichtet ist,  wenn  das  Schiff  nicht  untergegangen  ist  oder  bewiesen  wird,  dass 
der  Unfall   nach  Ablauf  der  Zeit  des  Risikos  sich  ereignet  hat. 

721.  In  den  Fällen  von  Schiffbruch  oder  Strandung,  Wegnahme  oder 
Aufbringung  durch  Feinde  ist  der  Versicherte  verpflichtet,  alle  mögliche 
Sorgfalt  anzuwenden,  um  die  versicherten  Gegenstände  zu  retten  oder  zu 
reklamiren,  ohne  dass  zu  diesen  Handlungen  die  Vollmacht  des  Versicherers 
erforderlich  ist,  von  dem  jedoch  der  Versicherte  einen  hinreichenden  Geld- 
vorschuss  für  die  unternommene  oder  beabsichtigte  Reklamation  fordern 
kann  ,  ohne  dass  der  schlechte  Erfolg  d^r  letzteren  die  Entschädigung  des 
Versicherten  für  die  gehabten  Unkosten  präjudicirt. 

722.  Wenn  der  Versicherte  die  erforderlichen  Reklamationen  selbst 
nicht  vornehmen  kann,  weil  dieselben  ausserhalb  des  Kaiserreichs  oder  seines 
Domicils  stattfinden  müssen,  so  muss  er  zu  diesem  Zweck  einen  geeigneten 
Mandatar  ernennen  und  von  dieser  Ernennung  dem  Versicherer  Mittheilung 
machen  (Art.  719).  Wenn  die  Ernennung  und  Mittheilung  erfolgt  ist,  hört 
jede  Verantwortlichkeit  auf,  auch  haftet  er  nicht  für  die  Handlungen  des 
Mandatars,  indem  er  nur  verpflichtet  ist,  dem  Versicherer,  sobald  dieser  es 
verlangt,  die  ^twa  zustehenden  Klagen  zu  cediren. 

723.  Der  Versicherte  ist  im  Falle  einer  feindlichen  Wegnahme*)  oder 
Aufbringung  nur  verpflichtet,  die  Reklamation  bis  zur  Verkündigung  des 
Urtheiles  erster  Instanz  zu  betreiben. 

724  In  den  Fällen  der  drei  vorhergehenden  Artikel  ist  der  Versicherte 
verpflichtet,  in  Uebereinstimmung  mit  den  Versicherern  zu  handeln.  Wenn 
keine  Zeit  vorhanden  ist,  um  dieselben  zu  Rathe  zu  ziehen,  muss  er  nach 
bestem  Ermessen  handeln,  indem  die  Kosten  für  Rechnung  der  Versicherer 
gehen. 

Im  Falle  der  Abandon  von  den  Versicherern  zugelassen  wird  oder  die 
letzteren  die  Massregeln,  bezüglich  der  Bergung  oder  der  Reklamationen, 
übernehmen,  hören  alle  oben  erwähnten  Verpflichtungen  des  Kapitains  und 
des  Versicherten  auf. 

725.  Das  Urtheil  eines  ausländischen  Gerichts,  selbst  weijn  es  auf 
oflPenbar  ungerechten  Grundlagen  oder  notorisch  falschen  oder  entstellten 
Thatsachen  zu  beruhen  scheint,  befreit  nicht  den  Versicherer,  wenn  der 
Versicherte  beweist,  dass  er  alle  Mittel,  die  in  seiner  Macht  standen,  ange- 


1)  Das  im  Text  sich  vorfindende  Wort  „prova"  dürfte  auf  einem  Druckfehler  be- 
mhen  und  „presa^  gemeint  sein. 
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wendet  und  alle  Beweise  producirt  hai^  die  ihm  beizubringen  möglich  waren^ 
um  die  Ungerechtigkeit  des  Urtheils  zu  verhindern. 

726.  Die  versicherten  Gegenstände,*  welche  unentgeltlich  von  denjenigen 
zurückerstattet  werden,  welche  sie  weggenommen  haben,  kehren  in  das 
Eigenthum  ihrer  Eigenthümer  zurück,  auch  wenn  die  Rückerstattung  zu 
Gunsten  des  Kapitains  oder   irgend  eines  anderen  erfolgt  ist. 

727.  Jede  Vereinbarung,  welche  mit  den  Kapern  auf  hoher  See,  Be* 
hufs  Wiedererlangung  der  versicherten  Sache,  getroffen  wird,  ist  nichtig,  es 
sei  denn,  dass  in  der  Police  schriftlich  eine  Ermächtigung  hierzu  erUieilt 
worden  ist. 

728-  Wenn  der  Versicherer  einen  dem  versicherten  Gegenstande  zu- 
gestossenen  Schaden  bezahlt,  wird  er  hierdurch  in  alle  Rechte  und  An- 
sprüche, welche  dem  Versicherten  gegen  einen  Dritten  zustehen  sollten, 
substituirt,  und  der  Versicherte  kann  keine  Handlung  zum  Nachtheile  des 
von  den  Versicherern  erworbenen  Rechtes  vornehmen. 

729.  Die  Versicherungsprämie  wird  vollständig  geschuldet,  sobald  der 
Versicherte  die  Entschädigung  für  den  Unfall  erhält. 

730.  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  dem  Versicherten  die  Ent- 
schädigungen, auf  welche  derselbe  Anspruch  hat,  innerhalb  14  Tagen  nach 
Vorlegung  der  mit  den  betreffenden  Urkunden  belegten  Rechnung  zu  be- 
zahlen, es  sei  denn,  dass  die  Zahlungsfrist  in  der  Police  festgesetzt  wor- 
den ist. 


TITEL  IX. 
Von  dem  Schiffbruch  und  der  Bergung. 

731.  Niemand  kann  schiffbrüchige  Waaren  auf  dem  Meer  oder  an 
den  Küsten,  wenn  der  Kapitain  oder  dessen  Stellvertreter  anivesend  ist,  ohne 
die  Erlaubniss  desselben  einsammeln. 

732'  Der  betreffende  Handelsrichter  muss,  sobald  ihm  bekannt  wird, 
dass  irgend  ein  Schiff  Schiffbruch  erlitten  hat  oder  in  Gefahr  ist,  Schiff- 
bruch zu  erleiden,  sich  unverzüglich  an  den  Ort  des  Schiffbruches  begeben 
und  alle  Massregeln  anwenden,  welche  zur  Rettung  der  Mannschaft,  des 
Schiffes  und  der  Ladung  ausgeführt  werden  können,  und  wenn  der  Kapitain 
oder  dessen  Stellvertreter  nicht  vorhanden  ist  oder  bei  dieser  Gelegenheit 
der  Eigenthümer,  der  Konsignatar  oder  ein  Vertreter  derselben  nidit  er- 
scheint, so  muss  er  die  Aufnahme  des  Inventars  der  geretteten  Gegenstände 
anordnen  und  dieselben  in  gute  und  sichere  Aufbewahrung  bringen  lassen. 

Wenn  der  Schiffbruch  in  dem  Hafen  sich  ereignet,  in  welchem  sieb 
ein  Steueramt  oder  eine  Rentenkasse  befindet,  oder  au  benachbarten  Küsten, 
so  müssen  die  Massregeln  bezüglich  des  Inventars  und  der  Einsammlung  mit 
Hülfe  der  betreffenden  Beamten  und,  in  Ermangelung  derselben,  mit  Holte 
der  Steuerbeamten  vorgenommen  werden. 

733.  Die  geretteten  Gegenstände,  welche  durch  eine  Verzögerung  sich 
verschlechtern  können,  müssen  in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft  und 
der  Erlös  derselben  für  Rechnung  desjenigen,  den  es  angeht,  deponirt  werden. 
Diejenigen  Gegenstände,  welche  sich  in  gutem  Zustande  befinden,  werden 
nach  dem  betreffenden  Zollamt  gebracht,  indem  bezüglich  derselben  in  6e- 
mässheit  des  Reglements  der  Zollämter  verfahren  werden  muss. 

734.  Wenn  der  Kapitain  oder  der  Eigenthümer  der  Waaren  oder  der 
Stellvertreter  derselben  anwesend  ist,  muss  er  die  geretteten  Waaren  be- 
rechnen, und  er  kann  dieselben  nach  ihrem  Bestimmungshafen  oder  nach  irgend 
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einem  anderen  schaffen  lassen,  unter  der  Bedingung  jedoch,  dass,  wenn  die 
Waaren  ihres  fremden  Ursprunges  wegen  der  Entrichtung  irgend  welcher 
Steuern  unterworfen  sind,  falls  der  Kapitain  oder  der  Eigenthumer  vorzieht, 
dieselben  nach  einem  Hafen  des  Kaiserreichs  zu  befördern,  die  Reise  dem- 
selben nur  dann  gestattet  wird,  wenn  in  diesem  Hafen  ein  Zollamt  sich  be- 
findet. 

735.  Jeder,  der  ein  Schiff,  Schiffstrummer  oder  eine  Ladung,  welche  auf 
hoher  See  oder  an  den  Küsten  verlassen  sind,  retten  kann  und  alles  sofort 
und  unverkürzt  dem  Handelsrichter  des  Bezirks  überliefert,  erhält  eine 
Prämie  von  10  bis  50  Prozent  des  Werthes  derselben ;  unterlässt  er  die  Ab- 
lieferung vorzunehmen,  so  verf&llt  er  in  die  Kriminalstrafen,  welche  den- 
jenigen auferlegt  sind,  die  eine  fremde  verlorene  Sache  nicht  abliefern. 

736.  Der  Lohn,  welchen  die  zur  Dienstleistung  bei  der  Bergung  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  verwendeten  Personen  zu  erhalten  haben,  sowie  die 
Prämien,  welche  eventuell  geschuldet  werden,  müssen  von  Sachverstandigen 
festgestellt  werden,  unter  Berücksichtigung  der  Gefahr  und  der  Art  des 
Dienstes,  der  Schnelligkeit,  mit  welcher  derselbe  geleistet  worden  ist,  sowie 
der  Gewissenhaftigkeit,  mit  welcher  die  hiermit  Beschäftigten  die  geretteten 
Gegenstände  abgeliefert  haben. 

737.  Der  Kapitain  und  diejenigen  von  der  Schiffsmannschaft,  welche 
das  Schiff,  die  Schiffstrümmer  oder  die  Ladung  retten  oder  bei  der  Kettung 
derselben  Hülfe  leisten,  haben  ausser  ihrer  Heuer  für  die  Reise  (Art.  559; 
Anspruch  auf  eine  Gratifikation,  welche  ihrer  Arbeit  und  den  Ge&hren  ent- 
spricht, denen  sie  sich  unterzogen  haben. 

738.  Die  Bergangskosten,  sowie  diejenigen,  welche  zur  Instandsetzung 
des  Schiffes  zur  Fahrt  erforderlich  sind,  und  diejenigen,  welche  bei  dem 
Transporte  der  Ladung  verwendet  worden  sind  (Art.  614),  haben  eine 
Specialhypothek  und  ein  Vorzugsrecht  auf  die  geretteten  Gegenstände  oder 
auf  den  Erlös  derselben. 

739.  Die  Streitfragen,  welche  bezüglich  der  Zahlung  des  Bergelohnes 
entstehen,  müssen  durch  Sachverständige  an  dem  Orte  entschieden  werden, 
an  welchem  der  Schiffbruch  sich  ereignet  hat. 


TITEL  X. 
Von  der  gezwungenen  Anlandung. 

740.  Wenn  ein  Schiff  nothwendiger  Weise  in  einen  Hafen  oder  Ort 
einlaufen  muss,  welcher  von  dem  für  die  beabsichtigte  Reise  bestimmten  ver- 
schieden ist,  so  findet  eine  gezwungene  Anlandung  statt  (Art.  510). 

741.  Ein  gerechter  Grund  zu  einer  gezwungenen  Anlandung  ist: 
1.  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  an  Wasser; 

.    2.  irgend   ein    der  Mannschaft,    der  Ladung   oder   dem    Schiffe   zuge- 
stossenes  Ereigniss,    welches   die  Fortsetzung   der  Fahrt  unmöglich 
macht; 
3.  begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern. 

742.  Indessen  kann  die  Anlandung  nicht  gerechfertigt  werden: 

1.  wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  an  Wasser  davon  herrührt, 
dass  die  nach  Schiffsgebrauch  und  -Gewohnheit  erforderliche  Ver- 
proviantirung  nicht  erfolgt  ist,  oder  dass  dieselben  durch  schlechte 
Aufbewahrung  oder  Unaditsamkeit  verloren  gegangen  oder  verdorben 
sind,  oder  weil  der  Kapitain  irgend  einen  Theil  der  Lebensmittel 
oder  des  Wasser vorraths  verkauft  hat; 
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2.  wenn  die  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  durch  schlechte  Ausbesserung, 
mangelhafte  Ausrüstung  oder  Equipirung  oder  schlechte  Staanng  de- 
Ladnng  entstanden  ist; 

3.  wenn  sich  die  Furcht  vor  Feinden  pder  Seeräubern  nicht  aaf  posi- 
tive Thatsachen  gründet,  welche  keinen  Zweifel  zulassen. 

743.  Innerhalb  der  ersten  24  utiliter  gerechneten  Stunden  nach  dr: 
Einfahrt  in  den  Anlandungshafen ,  xnuss  sich  der  Eapitain  der  zustandigec 
Behörde  vorstellen,  Behufs  Erhebung  des  Protestes  wegen  der  Anlandung. 
den  er  vor  derselben  Behörde  rechtfertigen  muss  (Art.  505  und  512). 

744.  Die  durch  die  gezwungene  Anlandung  verursachten  Kosten  geba: 
für  Rechnung  des  Verfrachters  oder  des  Befrachters  oder  beider,  je  nach  d€j 
Ursache,  welche  dieselben  veranlasst  hat,  mit  Regressansprach  gegen  den 
Betreffenden. 

745.  Wenn  die  Anlandung  gerechtfertigt  ist,  so  haftet  weder  d€r 
Eigenthüiner  des  Schiffes,  noch  der  Kapitain  für  die  Nachtheile,  welche  der 
Ladung  erwachsen  können;  wenn  dieselbe  jedoch  nicht  gerechtfertigt  ist,  >o 
haften  beide  solidarisch  bis  zum  Betrage  dfes  Werthes  des  Schiffes  and  der 
Fracht. 

746.  Die  Löschung  in  dem  Anlandungshafen  kann  nur  dann  geneh- 
migt werden,  wenn  dieselbe  Behufs  Ausbesserung  des  Schiffes  oder  Reparatur 
der  Beschädigung  der  Ladung  durchaus  erforderlich  ist  (Art.  614).  Der 
Kapitain  ist  in  diesem  Falle  für  die  gute  Aufbewahrung  und  Ejrhaltnng  der 
ausgeladenen  Effekten  verantwortlich,  ausgenommen  aliein  in  den  Fallen 
von  höherer  Gewalt  oder  der  Beschaffenheit,  dass  dieselben  nicht  vorher- 
gesehen werden  konnten. 

Die  Löschung  wird  vor  Gericht  als  gesetzlich  erachtet,  wenn  sie  rdo 
dem  Handelsrichter  autorisirt  worden  ist.  lin  Auslande  kommt  es  den 
Konsuln  des  Kaiserreichs  zu,  die  erforderliche  Autorisation  za  ertheilen, 
und ,  wo  dieselben  nicht  vorhanden  sind,  muss  die  zustandige  Ortsbefaorde 
angegangen  werden. 

747.  Die  beschädigte  Ladung  muss  reparirt  oder  verkauft  werden,  ^e 
es  am  passendsten  erscheint;  in  jedem  Falle  muss  jedoch  die  erforderlicbe 
Autorisation  vorhergehen. 

748.  Der  Kapitain  kann  unter  keinem  Verwände  die  Abfahrt  aus  dem 
Anlandungshafen  verschieben,  sobald  der  Grund  hierzu  aufgehört  hat,  be 
Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  aus  der  freiwilligen  Verzögerung  erwachsenden 
Verluste  und  Schäden  (Art.  510). 


TITEL  XI. 
Von  dem  durch  Zusammenstoss  verursachten  Schaden. 

749«  Wenn  ein  Schiff  von  einem  anderen  angefahren  wird,  so  mu>^ 
der  gesammte,  dem  angefahrenen  Schiffe  und  der  Ladung  desselben  ver 
ursachte  Schaden  von  demjenigen  bezahlt  werden,  welcher  den  Zusammen- 
stoss verursacht  hat,  wenn  der  letztere  durch  Nichtbeachtung  des  Hafen- 
reglements, Unkenntniss  oder  Nachlässigkeit  des  Eapitains  oder  der  Mann- 
schaft sich  ereignet  hat,  indem  die  Abschätzung  durch  Sachverständige 
erfolgt. 

750.  Alle  Fälle  eines  Zusammenstosses  mQssen  mit  möglichst  geringer 
Verzögerung  durch  Sachverständige  entschieden  werden,  die,  in  üebereinstim- 
mung    mit   den  Vorschriften    des    Hafen reglements    und    den    örtlichen  Ge- 
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brauchen  und  GewohnbeiteD,  abzuurtheilen  haben,  welches  der  Schiffe  den 
Schaden  verursacht  hat. 

Im  Falle  die  Schiedrichter  erklären^  dass  sie  nicht  mit  Sicherheit  ent- 
scheiden können,  welches  Schiff  die  Schuld  trägt,  so  muss  jedes  einzelne 
den  Schaden  tragen,  welchen  es  erlitten  hat.^) 

751-  Wenn  beim  Eintritt  eines  Zusammenstosses  auf  hoher  See  das 
ange&hrene  Schiff  gezwungen  ist,  einen  Anlandungshafen  Behufs  Vornahme 
der  Ausbesserung  aufzusuchen,  und  auf  dem  Wege  dorthin  verloren  geht,  so 
wird  Termuthet,  dass  der  Verlust  des  Schiffes  durch  den  Zusammenstoss 
verursacht  worden  ist. 

752.  Alle  aus  einem  Zusammenstoss  erwachsenden  Verluste  gehören 
zur  Klasse  der  besonderen  oder  einfachen  Havarien,  mit  Ausnahme  des 
einen  Falles,  in  welchem  das  Schiff,  um  einen  grösseren  Schaden  von  einem 
drohenden  Zusammenstoss  zu  vermeiden,  seine  Ankertaue  kappt  und  zu 
seiner  eigenen  Bettung  das  andere  anfahrt  (Art.  764).  Die  Schäden,  welche 
das  Schiff  oder  die  Ladung  in  diesem  Falle  erleiden,  werden  als  gemein- 
schaftliche Havarie  auf  das  Schiff,  die  Fracht  und  die  Ladung  vertheilt. 


TITEL  XII. 
Von  dem  Abandon. 

753.  Es  ist  dem  Versichei-ten  erlaubt,  den  Abandon  der  versicherten 
Gegenstände  vorzunehmen  und  von  dem  Versicherer  die  Entschädigung  für 
den  ganzen  Verlust  in  folgenden  Fällen  zu  verlangen: 

1.  bei  Wegnahme  oder  Aufbringung  auf  Befehl  einer  fremden  Macht, 
6  Monate  nach  der  Mittheilung  hiervon,  falls  die  Beschlagnahme 
über  diese  Zeit  hinaus  dauert; 

2.  bei  Schiffbruch,  Strandung  oder  irgend  einem  anderen  in  der  Police 
einbegriffenen  Seeunfall,  aus  welchem  die  Seeuntüchtigkeit  des 
Schiffes  resultirt,  oder  dessen  Ausbesserung  drei  Viertel  oder  mehr 
des  Wej'thes  beträgt,  für  welchen  das  Schiff  versichert  worden  war; 

3.  bei  gänzlichem  Verlust  des  versicherten  Gegenstandes  oder  bei  einer 
Deterioration,  welche  mindestens  drei  Viertel  des  Werthes  der  ver- 
sicherten Sache  beträgt  (Art.  759  und  777); 

4.  beim  Mangel  einer  Nachricht  von  dem  Schiffe,  auf  welches  die  Ver- 
sicherung erfolgt  ist,  oder  auf  dem  die  versicherten  Effekten  verladen 
worden  sind  (Art.  720). 

754.  Der  Versicherte  ist  nicht  verpflichtet,  den  Abandon  vorzunehmen ; 
wenn  er  denselben  jedoch  in  den  Fällen,  in  welchen  dieses  Gesetzbuch  ihn 
gestattet,  nicht  bewirkt,  so  kann  er  von  dem  Versicherer  keine  grössere 
Entschädigung  verlangen,  als  diejenige,  welche  er  zu  fordern  berechtigt  wäre, 
wenn  der  vollständige  Verlust  sich  ereignet  hätte,  mit  Ausnahme  der  Fälle 
eines  von  dem  Eapitain  ausgestellten  Wechsels  (Art.  515),  eines  Schiff- 
bruchs, einer  Reklamation  wegen  feindlicher  Wegnahme  oder  Aufbringung 
und  eines  Zusammenstosses. 

755.  Der  Abandon  ist  nur  zulässig,  wenn  die  Verluste  nach  dem  Be- 
ginn der  Heise  eintreten. 

Er  kann  nicht  ein  theilweiser  sein,  sondern  muss  alle  in  der  Police 
enthaltenen  Gegenstände  umfassen.    Wenn  jedoch  in  derselben  Police  Schiff^ 


1)  Cfr.  Note  2  zu  Tit  VIII  des   Belgischen  Gesetzes  vom  21.  August  1879t, 
S.  381,  und  die  übrigen  Noten  dieses  Titels. 
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und  Ladung   versichert   worden   ist,    kann  der  Abandon  eines   jeden  dieser 
beiden  Gegenstände  getrennt  stattfinden  (Art.  689). 

756.  Nicht  zulässsig  ist  der  Abandon  aof  Grund  der  Seeantöchtigkei:. 
wenn  das  Schiff  nach  der  Ausbesserung  in  den  Stand  gesetzt  werden  kann, 
die  Heise  bis  zum  Bestimmungsorte  fortzusetzen,  es  sei  denn,  dass  nach 
Vorlegung  der  gesetzlichen  Abschätzungen,  welche  vorgenommen  werderi 
müssen,  die  Ueberzeugung  erlangt  wird,  dass  die  Kosten  der  Ausbesserao^ 
mindestens  drei  Viertel  des  in  der  Police  abgeschätzten  Preises  übersteiget. 

757.  Wenn  im  Falle  der  Seeuntüchtigkeit  des  Schiffes  der  Kapitain. 
die  Verlader  oder  die  Vertreter  derselben  innerhalb  (50  Tagen  nach  der  Er- 
klärung der  Seeuntüchtigkeit  (Art.  614)  ein  anderes  Scbiff,  Behufs  Tran- 
ports  der  Ladung  nach  ihrem  Bestimmungsorte,  nicht  frachten  können ,  ^' 
kann  der  Versicherte  den  Abandon  vornehmen. 

758.  Wenn  in  den  Fällen  der  Wegnahme  feststeht,  dass  das  Schif 
vor  der  Mittheilung  des  Abandons  zurückgenommen  worden  ist,  so  ist  der 
letztere  nicht  zulässig,  es  sei  denn,  dass  der  durch  die  Wegnahme  erlittene 
Schaden  und  die  Kosten  nebst  der  Prämie  für  die  Wiedergewinnung  ode: 
Rettung  mindestens  drei  Viertel  des  versicherten  Werthes  betragen,  oder  da-- 
in  Folge  der  Wiedernahme  die  versicherten  Gegenstände  in  das  Eigenthum 
eines  Dritten  übergegangen  sind. 

759.  Der  Abandon  des  Schiffes  umfasst  die  Fracht  für  die  etwa  ge- 
retteten Waaren,  welche  als  Eigenthum  der  Versicherer  betrachtet  wird,  ue- 
beschadet  des  Vorzugsrechtes,  welches  der  Mannschaft;  für  die  auf  der  Reise 
verdiente  Heuer  (Art.  S>64)  und  irgend  welchen  anderen  bevorrechtigties 
Gläubigern  (Art.  738)  auf  dieselbe  zustehen  könnte. 

760.  Wenn  die  Fracht  versichert  worden  ist,  so  gehört  die  für  die 
geretteten  Waaren  geschuldete  den  Versicherern  dieser  Fracht,  nach  Abzji: 
der  Bergungsunkosten  und  der  für  die  Reise  der  Mannschaft  geschnldet^c 
Heuer  (Art.  559). 


TITEL  Xm. 
Von  den  Havarien. 

KAPITEL  I. 

Von  der  Natur  und  der  Klassifikation  der  Havarien, 

761.  Alle  aussergewöhnlichen  Unkosten  ^  welche  zum  Natzen  des 
Schiffes  oder  der  Ladung  zusammen  oder  getrennt  gemacht  sind,  sowie  alle 
Schäden,  welche  dem  Schiffe  oder  der  Ladung,  von  der  Verladung  und  Ab- 
fahrt bis  zu  seiner  Rückkehr  und  Loschung,  zugestossen  sind,  werden  aK 
Havarie  betrachtet. 

762.  Wenn  unter  den  Parteien  keine  besondere  Vereinbarung  in  de: 
Chartepartie  oder  in  dem  Konnossement  getroffen  worden  ist,  werden  die 
Havarien  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  quaUficirt  ana 
regulirt. 

763.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Havarien:  „grosse  oder  gemeinschaftliche 
Havarien''  und  „einfeche  oder  besondere  Havarien".  Der  Bekag  der  crsteren 
wird  verhältnissmässig  unter  das  Sdiiiff,  seine  Fracht  und  die  Ladung  ver- 
theilt,  und  denenige  der  letzteren  wird  entweder  nur  von  dem  Schiffe  oder 
nur  von  dem  ü-egenstande  getragen,  welcher  den  Schaden  erlitten  oder  die 
Ausgabe  verursacht  hat. 
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764.     Grosse  Havarien  sind: 

1.  Alles,  was  den  Feinden,  Eorsaren  oder  Seeräubern  vergleichsweise 
oder  als  Lösegeld  für  das  Schiff  und  die  Waaren,  zusammen  oder 
getrennt,  gegeben  wird; 

2.  die  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  über  Bord  geworfenen  Gegenstände ; 

3.  die  Taue,  Masten,  Segel  oder  irgend  welche  anderen  Schiff sgeräthe, 
welche  zur  Rettung  des  Schiffes  und  der  Ladung  absichtlich  zer- 
schnitten oder  durch  die  Gewalt  der  Segel  zerstört  worden  sind; 

4.  die  Anker,  Ankertaue  und  irgend  welche  anderen  Gegenstände, 
welche  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  oder  zum  gemeinsamen  Vor- 
theile  im  Stich  gelassen  sind; 

5.  die  durch  den  Seewurf  den  an  Bord  verbleibenden  Waaren  ver- 
ursachten Schäden; 

6.  die  dem  Schiffe  absichtlich  Behufs  Erleichterung  der  Entleerung  des 
Wassers  zugefügten  Schäden,  sowie  die  bei  dieser  Gelegenheit  der 
Ladung  zugestossenen  Schäden; 

7.  die  Behandlung,  die  Heilung,  der  Unterhalt  und  die  Entschädi- 
gungen der  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  verwundeten  oder 
verstümmelten  Schiffsmannschaft; 

8.  die  Entschädigung  oder  das  Lösegeld  für  die  Mannschaft, *  welche 
im  Dienste  des  Schiffes  und  der  Ladung  auf  das  Meer  oder  an  das 
Land  geschickt  und  bei  dieser  Gelegenheit  gefangen  genommen  oder 
zurückgehalten  worden  ist; 

9  die  Heaer  und  der  Unterhalt  der  Schiffsmannschaft  während  der  ge- 
zwungenen Anlandung; 

10.  die  Lootsen gebühren  und  andere  bei  der  Einfahrt  und  Ausfahrt  in 
einem  Hafen  der  gezwungeneu  Anlandung  zu  entrichtende  Gebühren; 

11.  die  Miethe  für  die  Lagerräume,  in  denen  die  Waaren,  welche  während 
der  Ausbesserung  des  Schiffes  nicht  an  Bord  verbleiben  konnten,  im 
Hafen  der  gezwungenen  Anlandung  niedergelegt  worden  sind; 

12.  die  Kosten  für  die  Reklamation  des  Schiffes  und  der  Ladung,  welche 
von  dem  Kapit&in  zusammen  in  ein  und  demselben  Prozesse  aufge- 
wendet worden  sind,  sowie  der  Unterhalt  und  die  Heuer  der  Schiffs- 
mannschaft während  dieser  Reklamation,  sobald  das  Schiff  und  die 
Ladung  freigelassen  und  zurückgegeben  worden  sind; 

13.  die  Kosten  für  die  Löschung  und  der  Lohn,  um  das  Schiff  zu  er- 
leichtern und  in  eine  Rhede  oder  einen  Hafen  zu  schaffen,  wenn  das 
Schiff  durch  Sturmwind  oder  feindliche  Verfolgung  hierzu  gezwungen 
wird,  sowie  die  Schäden ,  welche  die  Waaren  durch  die  Löschung 
und  die  Wiederbeladung  des  gefährdeten  Schiffes  erlitten  haben; 

14.  die  dem  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  dadurch  zugefügten  Schäden, 
dass  dasselbe  absichtlich  zum  Stranden  gebracht  worden  ist,  um  den 
vollständigen  Verlust  oder  die  Wegnahme  zu  vermeiden; 

15.  die  zur  Flottmachung  des  gestrandeten  Schiffes  aufgewendeten  Kosten, 
sowie  alle  Belohnungen  för  aussen^ewöhnliche  Dienste,  welche  zur 
Vermeidung  seines  vollständigen  Verlustes  oder  der  Wegnahme  ge- 
leistet worden  sind; 

16.  die  Verluste  oder  Schäden,  welche  den  in  Folge  der  Gefahr  auf 
Barken  oder  Schaluppen  verladenen  Waaren  zugestossen  sind; 

17.  die  Heuer  und  der  tjnterhalt  der  Mannschaft,  wenn  das  Schiff  nach 
Beginn  der  Reise  gezwungen  wird,  dieselbe  auf  Befehl  einer  fremden 
Macht  oder  durch  inzwischen  erfolgten  Ausbruch  eines  Krieges  zu 
unterbrechen,  und  zwar  für  die  ganze  Zeit,  welche  das  Schiff'  und 
die  Ladung  verhindert  worden  sind: 
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18.  die  Prämie  eioes  Bodmereidarlehns,  welches  zur  Deckung  der  zor 
Klasse  der  grossen  Havarie  gehörigen  Kosten  aii^enomiDei 
worden  ist; 

19.  die  Prämie  der  Versicherung  der  Unkosten  der  grossen  Havarie  and 
die  Verluste,  welche  beim  Verkauf  eines  Theiles  der  Ladung  in  des 
Hafen  der  gezwungenen  Anlandung  zur  Deckung  dieser  ^sten  e^ 
litten  worden  sind; 

20.  die  gerichtlichen  Kosten  Behufs  Begulirung  der  Havarien  und  yo^ 
nähme  der  Vertheilung  der  grossen  Havarien; 

21.  die  Kosten  einer  aussergewöhnlichen  Quarantäne. 

Und  im  Allgemeinen  die  Schäden,  welche  im  Falle  der  Gefahr  oder 
eines  unvorhergesehenen  Unfalles  absichtlich  verursacht  und  in  nnmittdbarer 
Folge  dieser  Ereignisse  erlitten  worden  sind,  sowie  in  gleicher  Weise  die 
Ausgaben,  welche  unter  gleichen  Umständen  nach  begründeten  Berathangen 
(Art.  509)  zur  gemeinschaftlichen  Bettung  und  zum  gemeinsamen  Vortheile  de» 
Schiffes  und  der  Waarcn,  von  der  Verladung  und  Abfahrt  an  bis  zur  Rück- 
kehr und  Löschung,  gemacht  worden  sind. 

765.  Es  werden  nicht  als  grosse  Havarien  angesehen,  aach  wenn  sie 
freiwillig  und  nach  motivirtem  Beschluss  zum  Nutzen  des  Schiffes  und  der 
Ladung  erfolgt  sind,  die  durch  einen  inneren  Fehler  des  Schiffes  oder  durch 
eine  Unterlassung  oder  Nachlässigkeit  des  Kapitaius  oder  der  Schiffsmann- 
schaft verursachten  Ausgaben.  Alle  diese  Ausgaben  sind  zu  Lasten  des 
Kapitains  oder  des  Schiffes  (Art.  565). 

766.  Einfache  und  besondere  Havarien  sind: 

1.  der  den  Waaren  durch  Sturm,  Wegnahme,  Schiff  brach  oder  zo- 
iällige  Strandung  während  der  Beise  zugestossene  Schaden  und  die 
zu  ihrer  Rettung  aufgewendeten  Kosten; 

2.  der  durch  Sturm  oder  einen  anderen  Seeunfall  verursachte  Verlost 
von  Tauen,  Kabeltauen,  Ankern,  Segeln  und  Masten; 

3.  die  Reklamationskosten,  wenn  das  Schiff  und  die  Waaren  getrenat 
reklamirt  worden  sind; 

4.  die  besondere  Ausbesserung  der  Gefässe  und  die  Behufe  Erhal- 
tung der  havarirten  Effekten  aufjgewendeten  Kosten; 

5.  die  Erhöhung  der  Fracht  und  die  Laduugs-  und  LoschungskosteSt 
wenn  die  Waaren,  nachdem  das  Schiff  für  seeuntüchtig  erklärt  wordeo 
ist,  nach  dem  Bestimmungsort  auf  einem  oder  mehreren  Schiffes 
geschafft  worden  sind  (Art.  614);  und 

im  Allgemeinen  die  nur  von  dem  Schiff  oder  nur  von  der  Ladoog 
während  der  Dauer  der  Gefahren  aufgewendeten  Kosten,  sowie  der 
von  denselben  Gegenständen  erlittene  Schaden. 

767.  Wenn  das  Schiff  in  Folge  von  bekannten  Untiefen  oder  Sand- 
bänken nicht  mit  der  ganzen  Ladung  vom  Abfahrtsorte  absegeln,  noch  nach 
dem  Bestimmungsort  gelangen  kann,  ohne  einen  Theil  der  Ladung  aal 
Barken  ausladen  zu  müssen,  so  werden  die  Behufs  Erleichterung  des  Schiffe^ 
aufgewendeten  Kosten  nicht  für  Havarien  erachtet  und  gehen  nur  furfiedi- 
nung  des  Schiffes,  falls  nicht  in  der  Chartepartie  oder  in  den  Konnosse- 
menten eine  entgegenstehende  Vereinbarung  getroffen  worden  ist. 

768.  Es  werden  in  gleicher  Weise  nicht  als  Havarien  angesehen,  son- 
dern als  einfache  Unkosten  zu  Lasten  des  Schiffes:  die  Lootsengebubren  an 
der  Küste  und  den  Barren  und  andere  bei  der  Einfahrt  und  Aus&hrt  in 
den  Rheden  oder  Flüssen  zu  entrichtende  Gebühren,  sowie  die  Licenz-, 
Visitations-,  Tonnen-,  Feuer-,  Anker-  und  die  anderen  der  Schifl&hrt  aaf- 
erlegten  Gebühren. 
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Weon  es  durchaus  erforderlich  ist,  irgend  eiDen  Theil  der  Ladung 
in  das  Meer  zu  werfen,  so  muss  mit  den  Waaren  und  Effekten  begonnen 
werden,  welche  auf  dem  obersten  Verdeck  sich  befinden,  dann  müssen  die 
schwersten  und  am  wenigsten  werthvollen  und,  bei  vorhandener  Gleichheit,  die- 
jenigen über  Bord  geworfen  werden,  welche  auf  dem  Verdeck  und  am 
meisten  zur  Band  sind,  wobei  alle  mögliche  Sorgfalt  anzuwenden  ist,  um 
die  Marken  und    die  Zahl  der  über  Bord  geworfenen  Ballen   zu  vermerken. 

770.  Im  Anschluss  an  das  Protokoll  über  den  Beschluss,  welcher,  Behufs 
des  Seewurfes,  gefasst  worden  ist  (Art.  509),  muss  eine  genaue  specificirte 
Angabe  der  in  das  Meer  geworfenen  Waaren  gemacht  werden,  und  wenn 
durch  die  Vornahme  des  Seewurfes  irgend  ein  Schaden  dem  Schiffe  oder 
der  übrig  bleibenden  Ladung  verursacht  worden  ist,  muss  gleichfalls  dieses 
Ereigniss  erwähnt  werden. 

771.  Die  Beschädigungen,  welche  die  Waaren  erleiden,  die  zu  ihrem 
gewöhnlichen  Transport  oder  zur  Erleichterung  des  Schiffes  im  Falle  der 
Gefahr  an  Bord  von  Barken  geschafft  worden  sind,  müssen  nach  den  in 
diesem  Kapitel  aufgestellten  Vorschriften,  welche  darauf  anwendbar  sind, 
regulirt  werden,  je  nach  den  verschiedenen  Ursachen,  aus  denen  der  Schaden 
resultirt 

KAPITEL  n. 

Von  der  Liquidation,  der  Vertheilung  und  dem  Beitrage  zur  grossen 

Havarie. 

772.  Damit  der  von  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  erlittene  Schaden 
als  Havarie  zu  Lasten  des  Versicherers  betrachtet  werden  kann,  ist  es  er- 
forderlich, dass  derselbe  von  zwei  sachverständigen  Schiedsrichtern  geprüft 
werde,  welche  erklären  müssen: 

1.  woher  der  Schaden  entstanden  ist; 

2.  welcher  Theil  der  Ladung  und  durch  welche  Ursache  derselbe 
havarirt  ist,  nebst  Angabe  der  Marken,  Nummern  oder  Ballen  des- 
selben ; 

3.  wenn  es  sich  um  das  Schiff  oder  sein  Zubehör  handelt,  welchen 
Werth  die  havarirten  Gegenstände  haben,  und  wieviel  deren  Aus- 
besserung oder  Wiederherstellung  betragen  kann. 

Alle  diese  Massnahmen,  Prüfungen  und  Besichtigungen  müssen  von 
dem  Handelsrichter  des  betreffenden  Bezirks  angeordnet  und  unter  Vor- 
ladung der  Interessenten  selbst  oder  der  Vertreter  derselben  vorgenonunen 
werden,  indem  der  Richter  im  Falle  der  Abwesenheit  der  Parteien  von 
Amtswegen  eine  intelligente  und  geeignete  Persönlichkeit  zu  ihrem  Ver- 
treter ernennen  kann  (Art.  618). 

Die  Massnahmen,  Prüfungen  und  Besichtigungen,  betreffend  den  Rumpf 
des  Schiffes  und  sein  Zubehör,  müssen  vor  dem  Beginn  der  Ausbesserung, 
in  den  Fällen,  wo  dieselbe  stattfinden  kann,  vorgenommen  werden. 

773.  Die  havarirten  Gegenstände  müssen  immer  in  öffentlicher  Ver- 
steigerung an  den  Meistbietenden  verkauft  und  beim  Zuschlage  bezahlt 
weraen,  und  dasselbe  findet  mit  dem  Schiffe  statt,  wenn  es  nach  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzbuches  verkauft  werden  muss.  In  solchen  Fällen 
kann  der  Richter,  wenn  er  es  in  dieser  Weise  für  angemessen  erachtet,  oder 
wenn  irgend  ein  Interessent  es  verlangt,  bestimmen,  dass  der  Rumpf  und 
jedes  einzelne  Stück  seines  Zubehörs  getrennt  verkauft  wird. 

774.  Die  Abschätzung  des  Werthes  rücksichtlich  der  Berechnung  der 
Havarie  erfolgt  nach  dem  Unterschiede  zwischen  dem  betreffenden  Brutto- 
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ertrage  der  unversehrten  Waaren  und  demjenigen  der  havarirten,  welche  zur 
Zeit  der  Uebergabe  gegen  Baarzahlung  verKauft  worden  sind,  und  in  keinem 
Falle  nach  dem  Reinertrage  derselben,  noch  nach  demjenigen,  welchen  sie  bei 
Verzögerung  des  Verkaufes  oder  bei  einem  Zeitkäufe  hatten  erlangen  können. 
775-  Wenn  der  Eigenthümer  oder  Konsignatar  den  Theil  der  un- 
versehrten Waaren  nicht  verkaufen  will,  so  kann  er  dazu  nicht  gezwungen 
werden,  und  der  Preis  für  die  Berechnung  ist  in  solchem  Falle  der  laufende, 
welchen  diese  Waaren,  wenn  sie  zur  Zeit  der  Uebergabe  verkauft  worden 
wären,  auf  dem  Markte  hätten  erzielen  können;  derselbe  n^uss  durch  die 
laufenden  Preiskourante  des  Ortes  certificirt  oder,  in  Ermangelung  derselben, 
durch  zwei  glaubwürdige  Eaufleute,  welche  mit  Waaren  derselben  Art  han- 
deln, eidlich  attestirt  werden. 

776.  Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet,  mehr  als  zwei  Drittel  der 
laufenden  Kosten  der  Havarien  zu  bezahlen,  welche  dem  versicherten  Schiffe 
durch  .Seeunfall  zugestossen  sind,  vorausgesetzt,  dass  das  Schiff  in  der  Police  auf 
seinen  wahren  Werth  abgeschätzt  worden  war  und  die  Ausbesserungen  nicht 
drei  Viertel  dieses  Werthes  nach  dem  Gutachten  der  sachverständigen  Schieds- 
richter übersteigen.  Wenn  dieselben  jedoch  der  Meinung  sind,  dass  sich 
durch  die  Ausbesserungen  der  wirkliche  Werth  des  Schiffes  um  ein  Drittel 
der  Summe,  welche  diese  gekostet  haben,  erhöhen  würde,  so  muss  der  Ver- 
sicherer die  Kosten  bezahlen,  nach  Abzug  des  überschiessenden  Werthes 
des  Schiffes. 

777.  Wenn  die  Kosten  drei  Viertel  des  Werthes  des  Schiffes  übe^ 
steigen,  so  wird  das  letztere  rücksichtlich  der  Versicherer  für  seeuntüchtig 
erklärt  angesehen,  welche  in  diesem  Falle  verpflichtet  sind,  falls  nicht  ein 
Abandon  stattgefunden  hat,  die  versicherte  Summe  zu  bezahlen,  indem  von 
derselben  der  Werth  des  beschädigten  Schiffes  oder  seiner  Schife- 
trümmer  nach  dem  Gutachten  der  sachverständigen  Schiedsrichter  abge- 
zogen werden  muss. 

778.  Wenn  es  sich  um  die  besondere  Havarie  der  Waaren  handelt 
und  dieselben  in  der  Police  auf  einen  bestimmten  Werth  abgeschätzt  worden 
sind,  so  erfolgt  die  Berechnung  des  Schadens  nach  dem  Preis,  welchen  die 
havarirten  Waaren  in  dem  Hafen  der  Uebergabe  erzielt  haben,  and  dem  Ver- 
kaufspreise der  nicht  havarirten  an  demselben  Orte  und  zur  selben  Zeit, 
falls  sie  von  gleicher  Art  und  Beschaffenheit  sind,  oder,  wenn  alle  havarirt 
angekommen  sind,  nach  dem  Preise,  welchen  andere  ähnliche,  nicht  hava- 
rirte,  erzielt  haben  oder  hätten  erlangen  können;  und  die  verhältnissmässige 
Differenz  zwischen  beiden  ist  die  dem  Versicherten  geschuldet«  Sunune. 

779.  Wenn  der  Werth  der  Waaren  in  der  Police  nicht  festgesetzt 
worden  ist,  so  ist  die  Art  und  Weise,  die  geschuldete  Summe  zu  ermitteln, 
dieselbe,  wie  in  dem  vorhergehenden  Artikel,  wobei  zuerst  der  Werth  der 
nicht  havarirten  Waaren  bestimmt  wird,  welches  in  der  Weise  erfolgt,  dass 
dem  Betrage  der  Originalfakturen  die  nachfolgenden  Kosten  hinzugerechnet 
werden  (Art.  694).  Und  nachdem  die  verhältnissmässige  Differenz  zwischen 
dem  Verkaufspreise  der  nicht  havarirten  und  der  havarirten  genommen 
worden  ist,  muss  das  Verhältniss  bezüglich  des  Theiles  der  havarirten 
Waai-en  nach  ihrem  ersten  Betrage  und  ihren  Kosten  angewendet  werden. 

780-  Wenn  die  Police  die  Bedingung  enthält,  dass  die  Havarie  nach 
Marken,  Stucken,  Kisten,  Säcken  oder  Species  zu  bezahlen  ist,  so  wird  jeder 
einzelne  der  bezeichneten  Theile  rücksicntlich  der  Art  und  Weise  der  Liqui- 
dation der  Havarien  als  eine  besondere  Versicherung  angesehen ,  auch  wenn 
dieser  Theil  in  dem  Gesammtwerthe  der  Versicherung  mit  eingeschlossen 
ist  (Art.  689  und  692). 

781  •    Jeder  Theil  der  Ladung,    welcher  vollständig  verloren  geht  oder 
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durch  irgend  eine  der  durch  die  betrefPeude  Police  gedeckten  Gefahren  in 
der  Weise  beschädigt  worden  ist,  dass  er  gar  keinen  Werth  mehr  hat,  muss, 
falls  derselbe  Gegenstand  einer  besonderen  Abschätzung  sein  kann,  Yon  dem 
Versicherer  wie  ein  Totalverlust  entschädigt  werden,  auch  wenn  er  rück- 
sichtlich der  ganzen  oder  der  versicherten  Ladung  nur  ein  theilweiser  ist 
und  der  Werth  des  durch  den  Schaden  verloren  gegangenen  oder  zerstörten 
Theiles  sich  in  dem  Gesammtbetrage  der  Versicherung  befindet. 

782.  Wenn  die  Police  die  Bestimmung  enthält,  dass  die  Havarien  wie 
ein  Verlust  an  geborgenen  Waaren  zu  bezaUen  sei,  so  bildet  die  Differenz 
des  Minderwerthes  zu  dem  in  der  Police  festgesetzten  Werthe,  die  aus  dem 
Reinverkauf  resultirt,  welchen  die  havarirten  Waaren  an  dem  Verkaufs* 
orte  erzielt  haben,  ohne  irgend  eine  Berücksichtigung  des  Bruttoerlöses, 
welchen  sie  auf  dem  Markte  ihres  Bestimmungshafens  ha^n,  die  Abschätzung 
der  Havarie. 

783.  Die  B«gulirung  und  verhältnissmässige  Vertheilung  der  Havarien 
erfolgt  durch  Sachverständige,  welche  von  beiden  Parteien  auf  Antrag  des 
Eapitains  ernannt  werden. 

Wenn  die  Parteien  die  Schiedsrichter  nicht  annehmen  wollen,  so  er- 
folgt die  Ernennung  derselben  durch  das  betreffende  Handelstribunal  oder  an 
den  Plätzen,  welche  vom  Sitz  dieses  Tribunals  entfernt  sind,  durch  den  dazu 
befugten  Handelsrichter. 

Wenn  der  Kapitain  unterlassen  hat,  die  verhältnissmässige  Vertheilung 
der  grossen  Havarien  vornehmen  zu  lassen ,  so  kann  die  Massregel  von 
jedem  anderen  Interessenten  veranlasst  werden. 

784.  Der  Kapitain  ist  berechtigt,  bevor  er  die  Schiffsluken  öffnet,  zu 
verlangen,  dass  die  Konsignatare  der  Ladung  geeignete  Bürgschaft  fär  die 
Bezahlung  der  grossen  Havarie  stellen,  zu  welcher  ihre  betreffenden  Waaren 
bei  der  verhältnissmässigen  Vertheilung  des  gemeinsamen  Beitrages  ver- 
pflichtet sind. 

785.  Wenn  die  Konsignatare  sich  weigern,  die  gefordei'te  Bürgschaft 
zu  stellen,  so  kann  der  Kapitain  die  gerichtliche  Deposition  der  zum  Bei- 
trage verpflichteten  Effekten  bis  zur  Bezahlung  desselben  verlangen,  indem 
der  Verkaufspreis  an  die  Stelle  tritt,  um  durch  denselben  die  Bezahlung  der 
grossen  Havarie  zu  leisten,  sobald  die  Vertheilung  stattfindet. 

786.  Die  Regulirung  und  Vertheilung  der  grossen  Havarie  muss  im 
Hafen  der  Uebergabe  der  Ladung  erfolgen.  Wenn  jedoch  das  Schiff  in 
Folge  eines  nach  der  Abfahrt  eingetretenen  Schadens  gezwungen  ist,  in  den 
Ladungshafen  zurückzukehren,  so  können  die  zur  Ausbesserung  der  Schäden 
der  grossen  Havarie  erforderlichen  Kosten  in  diesem  letzteren  vereinbart 
werden. 

787.  Wenn  die  grossen  oder  gemeinschaftlichen  Havarien  in  dem 
Hafen  der  Uebergabe  der  Ladung  Equidirt  werden,  so  müssen  zur  Be- 
gleichung derselben  beitragen: 

1.  die  Ladung   mit  Einschluss   des    haaren  Geldes,   des   Silbers,   des 
Goldes,    der   Edelsteine   und   aller    übrigen   an   Bord    befindlichen 
Werthe; 
-  2.  das  Schiff   und    sein  Zubehör   nach  der  Abschätzung   desselben  in 
dem   Löschungshafen,    welches    auch  der   Zustand    desselben   sein 
mag; 
3.  die  Fracht  zur  Hälfte  ihres  Werthes  in  gleicher  Weise. 
Es  tragen  nicht  bei:  der  Werth  der  Lebensmittel,  welche  sich  an  Bord 
zur  Erhaltung  des  Schiffes  befinden,  das  Gepäck  des  Kapitains,  der  Mann- 
schaft und  der  Passagiere,   welches   zu  ihrem   persönlichen  Gebrauch  dient, 
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noch  anch  die  auf  Kosten  des  Eigen thümers  durch  Taucher  aus  dem  Meer 
geholten  Gegenstände. 

788.  Wenn  die  Liquidation  im  Ladnngshafen  erfolgt,  so  wird  der 
Werth  der  Ladung  nach  den  betreffenden  Fakturen  abgeschätzt,  indem  zu 
dem  Kaufpreise  die  Kosten  bis  zur  Anbordschaffung  hinzugerechnet  werden 
müssen,  und  hinsichtlich  des  Schiffes  und  der  Fracht  sind  die  in  dem  vor- 
hergehenden Artikel  aufgestellten  Yorschriften  zu  beobachten. 

789.  Mag  die  Liquidation  im  Ladungs-  oder  im  Löschungshafen  er- 
folgen, so  tragen  zu  den  grossen  Havarien  die  Summen  bei,  welche  ver- 
mittelst des  betreffenden  Beitrages  ersetzt  worden  waren. 

790.  Die  auf  das  Verdeck  verladenen  Gegenstände  (Art.  521  und  677 
No.  8)  und  diejenigen,  welche  ohne  vom  Kapitain  unterzeichnete  Konnosse- 
mente verladen  worden  sind  (Art.  599),  und  diejenigen,  welche  der  Eigen- 
thümer  oder  dessen  Vertreter  bei  Gelegenheit  eines  Seeunfalles  von  dem 
Orte,  an  welchem  sie  aufbewahrt  waren,  ohne  Erlaubniss  des  Kapitains  fort- 
gescnafft  haben,  tragen,  wenn  sie  gerettet  worden  sind,  nach  ihren  betreffen- 
den Werthen  bei;  der  Eigen thumer  hat  jedoch  in  dem  zweiten  Falle  keinen 
Anspruch  auf  die  reciproke  Entschädigung  ,  auch  wenn  dieselben  deteriorirt 
oder  zum  gemeinsamen  Wohle  über  Bord  geworfen  worden  sind. 

791.  Wenn  irgend  ein  Gegenstand  in  Folge  einer  beschlossenen  Mass- 
regel, aus  welcher  grosse  Havarie  resultirt,  gerettet  wird,  so  kann  derjenige, 
welcher  den  hierdurch  verursachten  Nachtheil  erlitten  hat,  keine  Entschä- 
digung durch  Beitrag  der  geretteten  Gegenstände  verlangen ,  wenn  die  letz- 
teren durch  irgend  einen  Zufall  nicht  in  die  Hände  des  Eigenthumers  oder 
der  Konsignatare  gelangt  sind,  oder  wenn  dieselben,  nachdem  sie  in  ihre 
Hände  gelangt  sind,  keinen  Werth  mehr  haben,  vorbehaltlich  der  Fälle  in 
den  Art.  651  und  764  No.  12  und  19. 

792.  Wenn  im  Falle  des  Seewurfs  das  Schiff  aus  der  Gefahr,  welche 
denselben  veranlasst  hat,  gerettet  worden  ist,  jedoch  nachher  bei  Fortsetzung 
der  Reise  untergeht,  so  sind  die  aus  der  zweiten  Gefahr  geretteten  Waaren 
auf  Grund  der  grossen  Havarie  zum  Beitrage  zu  dem  Verlust  derjenigen 
verpflichtet,  welcne  bei  Gelegenheit  der  ersten  Gefahr  über  Bord  geworfen 
worden  sind. 

Wenn  das  Schiff  bei  der  ersten  Gefahr  zu  Grunde  geht  und  einige 
Waaren  gerettet  werden  konnten,  so  tragen  diese  letzteren  zu  der  Entschä- 
digung derjenigen  nicht  bei,  welche  bei  Gelegenheit  des  Unfalles,  der  den 
Schiffbruch  verursacht  hat,  über  Bord  geworfen  worden  sind. 

793.  Das  Urtheil,  welches  die  Vertheilung  der  grossen  Havarien  unter 
Yerurtheilung  eines  jeden  der  Beitragspflichtigen  bestätigt,  hat  die  Kraft 
eines  definitiven  und  kann  sofort  vollstreckt  werden,  auch  wenn  gegen  das- 
selbe Rekurs  eingelegt  ist. 

794.  Wenn  nach  Bezahlung  des  Beitrages  die  Eigenthümer  die  aaf 
Grund  der  grossen  Havarie  entschädigten  Waaren  wiedererhalten,  so  sind 
sie  verpflichtet,  allen  Beitragspflichtigen  den  reinen  Werth  der  wiedererhaltenen 
Effekten  pro  rata  zurückzuerstatten.  Wenn  sie  bei  der  verhältnissmässigen 
Vertheilung  für  die  Entschädigung  nicht  berücksichtigt  worden  sind,  so  sind 
sie  nicht  verpflichtet,  den  Beitrag  zur  grossen  Havarie  mit  dem  Werthe  der 
wiedererlangtien  Waaren  nach  der  Vertheilung  zu  leisten,  bei  welcher  sie  un- 
berücksichtigt geblieben  waren. 

795-  Wenn  der  Versicherer  einen  gänzlichen  Verlust  bezahlt  hat  and 
nachher  beweisen  kann,  dass  derselbe  nur  partiell  war,  so  ist  der  Versicherte 
nicht  verpflichtet,  das  erhaltene  Geld  zurückzuerstatten;  der  Versicherer  ist 
jedoch   in    diesem  Falle   in   alle   Rechte   und    Ansprüche  des  Versidierteii 
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substituirt  und  erhält  alle  Yortheile,  welche  etwa  aas  den  geretteten  Effekten 
erwachsen. 

796.  Wenn  unabhängig  von  jeder  Liquidation  oder  Prüfung  der  Ver- 
sicherer einen  bestimmten  Entschädigungspreis  vereinbart,  indem  er  sich 
schriftlich  in  der  Police  oder  in  irgend  einer  anderen  Form  zur  Zahlung 
innerhalb  einer  bestimmten  Frist  verpflichtet,  und  nachher  die  Bezahlung 
verweigert,  indem  er  verlangt,  dass  aer  Versicherte  den  wirklichen  Wertn 
des  Scnadens  in  genügender  Weise  nachweisen  soll,  so  ist  der  letztere  zu 
dem  Beweise  nur  in  dem  einen  Falle  verpflichtet,  in  welchem  der  Versicherer 
rechtzeitig  gegen  die  Vereinbarung  wegen  offenbaren  Betruges  Seitens  des 
Versicherten  Reklamation  erhoben  hat 


TheU  m. 

Von  den  Fallimenten, 

TITEL  L 

Von  der  Natur  und  der  Erklärung  der  Fallimente  und  den 
Wirkungen  derselben. 

797.  Jeder  Kaufmann,  welcher  seine  Zahlungen  einstellt,  wird  als 
Gemein  Schuldner  oder  Fallit  angesehen. 

798*  Der  Konkurs  oder  das  Falliment  kann  zufällig,  schuldbar  oder 
betrügerisch  sein. 

799.  Es  ist  ein  zufälliges,  wenn  die  Zahlungsunfähigkeit  eine  Folge 
von  unvorhergesehenen  Zufallen  oder  höherer  Gewalt  ist  (Art.  898). 

800.  Das  Falliment  wird  als  schuldbares  qualificirt,  wenn  die  Zahlungs- 
unfähigkeit irgend  einem  der  folgenden  Umstände  zugeschrieben  werden  kann: 

1.  einem  üebermaass  der  Ausgaben  für  den  persönlichen  Unterhalt  des 
Falliten,  mit  Rücksicht  auf  sein  Kapital  und  die  Zahl  seiner 
Familienmitglieder ; 

2.  grossen  Verlusten  beim  Spiel  oder  bei  der  Spekulation  in  Wetten 
oder  Agiotage; 

3.  einem  Verkauf  der  Waaren,  welche  der  Fallit  innerhalb  6  Monaten 
vor  dem  Falliment  gekauft  hai,  und  für  welche  er  noch  Schuldner 
ist,  unter  dem  laufenden  Preise; 

4.  wenn  es  sich  ereignet,  dass  der  Fallit  in  der  Zeit  zwischen  dem 
Datum  seiner  letzten  Bilanz  (Art.  10  No.  4)  und  demjenigen  des 
Falliments  (Art.  806)  für  direkte  Verpflichtungen  das  Doppelte  seines 
aus  dieser  Bilanz  ersichtlichen  reinen  Kapitals  schuldet. 

801.  Das  Falliment  kann  als  schuldbares  qualificirt  werden: 

1.  wenn  der  Fallit  seine  Buchführung  und  kaufmännische  Korrespondenz 
nicht  nach  den  durch  dieses  Gesetzbuch  vorgeschriebenen  Bestim- 
mungen geführt  hat  (Art.  13  und  14); 

2.  wenn  er  sich  nicht  in  der  gehörigen  Zeit  und  Form  gestellt  hat 
(Art.  805); 

3.  wenn  er  abwesend  ist  oder  sich  verbirgt. 
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Das  Falliment  ist  in  den  Fällen  ein  betrügerisches,   in  welchen 
irgend  einer  der  folgenden  Umstände  zutrifft: 

1.  fingirte  Ausgaben  oder  Verluste  oder  der  Mangel  eines  Nachweises 
über  die  Verwendung  aller  Einkünfte  Seitens  des  Falliten; 

2.  Verheimlichung  irgend  einer  Summe  Geldes  oder  irgend  welcher 
Vermögensstücke  oder  Titel  in  der  Bilanz  (Art  805); 

3.  Veruntreuung  oder  Verwendung  von  Fonds  oder  Werthen,  welche 
der  Fallit  als  Depositar  oder  Mandatar  in  Händen  gehabt  hatte; 

4.  Verkäufe,  Negociationen  oder  Schenkungen  oder  Schulden,  welche 
nur  unter  Simulation  oder  Fingirung  gemacht,  beziehungsweise  kon- 
trahirt  worden  sind; 

5.  der  Kauf  von  Vermögensstücken  im  Namen  eines  Dritten; 

6.  wenn  der  Fallit  die  erforderlichen  Bücher  (Art.  11)  nicht  geführt 
hat,  oder  wenn  er  dieselben  verstümmelt  oder  verfälscht  vorlegt. 

803.    Es  sind  Mitschuldige  an  dem  betrügerischen  Falliment: 

1.  diejenigen,  welche  sich  auf  irgend  eine  Weise  mit  dem  Falliten  zum 
Betrüge  der  Gläubiger  verbunden  haben,  sowie  diejenigen,  weiche 
ihm  behülflich  gewesen  sind,  Vermögensstücke  zu  verheimlichen  oder 
bei  Seite  zu  schaffen,  welcher  Art  dieselben  auch  sein  mögen,  und 
mag  es  vor  oder  nach  dem  Falliment  erfolgen; 

2.  diejenigen,  welche  Vermögensstücke,  Forderungen  oder  Titel,  welche 
sie  von  dem  Falliten  haben,  den  Verwaltern  verheimlichen  oder 
deren  üebergabe  verweigern; 

3.  diejenigen,  welche  nach  Publikation  der  Erklärung  des  Falliments 
Cessionen  oder  Indossamente  des  Falliten  zulassen  oder  mit  dem- 
selben irgend  einen  Vertrag  oder  Vergleich  abschliessen ; 

4.  die  legitimen  Gläubiger,  welche  mit  dem  Falliten  zum  Nachtheile 
der  Masse  Vereinbarungen  treffen; 

5.  die  Mäkler,  welche  nach  der  Erklärung  des  Falliments  irgend  ein 
Handelsunternehmen  des  Falliten  vermittelt  haben. 

8M.  Die  Fallimente  der  Mäkler  und  der  Auktionskommissare  werden 
stets  als  betrügerische  vermuthet.^) 

805.  Jeder  Kaufmann,  welcher  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  ist 
verpflichtet,  genau  innerhalb  3  Tagen  auf  dem  Sekretariat  des  Handels- 
tribunals an  seinem  Domicil  eine  datirte  und  mit  seiner  oder  seines  Bevoll- 
mächtigten Unterschrift  versehene  Deklaration  vorzulegen,  in  welcher  er  die 
Ursachen  seines  Falliments  und  den  Stand  seines  Geschäftes  auseinander- 
setzt, unter  Hinzufügung  der  genauen  Bilanz  seiner  Aktiva  und  Passiva 
(Art.  10  No.  4),  nebst  den  Urkunden,  welche  seiner  Meinung  nach  zum 
Beweise  oder  zur  Instruktion  dienen  können.  Diese  Erklärung,  deren  Voir 
legung  der  Sekretär  des  Tribunals  nach  Tag  und  Stunde  bescheinigen  muss, 
und  von  der  dem  Präsentirenden  eine  Empfangsbescheinigung  zu  ertheilen 
ist,  muss  namentlich  alle  solidarisch  haftenden  Gesellschafter  erwähnen, 
nebst  Angabe  des  Domicils  eines  jeden,  wenn  das  Falliment  sich  auf  ebe 
Kollektivgesellschaft  bezieht  (Art.  311,  316  und  811). 

806.  Nachdem  die  Deklaration  des  Falliments  vorgelegt  worden  ist, 
muss  das  Handelstribunal  unverzüglich  die  Eröfinung  des  Falliments  erklären, 
d.  h.  es  setzt  den  gesetzlichen  Zeitpunkt  seines  Anfanges  fest,  welcher  ge- 
rechnet wird  von  dem  Datum  der  Deklaration  des  Falliten  oder  seiner  Ent- 
fernung oder  der  Schliessung  seiner  Waarenlager,  Läden  oder  Komtoire 
oder  endlich  von  einer  anderen  früheren  Zeit  ab,  in  welcher  eine  Zahlungsein- 
stellung in  der  That  stattgefunden  hat,  indem  jedoch  zu  berücksichtigen  ist, 

1)  0fr.  Note  zu  Art  1520  des  Argentinischen  H.  Gh.  B.,  S.  276. 
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dass  das  Erkenntniss,  welches  die  Eröffnung  des  Falliments  festsetzt,  das- 
selbe nicht  auf  einen  Zeitpunkt  zurückdatiren  kann,  welcher  40  Tage^)  vor 
seinem  wirklichen  Datum  zurückliegt. 

807.  Das  Falliment  kann  auch  auf  Antrag  eines  oder  einiger  recht- 
mässiger Gläubiger  des  Falliten  nach  der  Zahlungseinstellung  des  letzteren 
erklärt  werden,  auch  kann  das  Handelstribunal  dasselbe  von  Amtswegen  er- 
klären, wenn  es  hiervon  durch  öffentliche,  auf  solchen  Thatsachen  beruhende 
Notorietät  Kenntniss  erhält,  welche  einen  wirklichen  Zustand  der  Insolvenz 
anzeigen  (Art.  806).  Es  ist  jedoch  weder  dem  Haussohne  bezüglich  des 
Vaters,  dem  Vater  bezüglich  des  Sohnes,  noch  der  Frau  bezüglich  des  Ehe- 
mannes oder  umgekehrt  gestattet,  sich  gegenseitig  für  fallit  erklären  zu 
lassen. 

Der  Eintritt  des  Todes  des  Falliten,  welcher  bei  Lebzeiten  seine 
Zahlungen  eingestellt  hat,  verhindert  nicht  die  Erklärung  des  Falliments, 
noch  den  Fortgang  der  nachfolgenden  und  sich  daraus  ergebenden  Mass- 
nahmen, wenn  das  Falliment  vorher  erklärt  worden  ist. 

808.  Im  Falle  des  vorhergehenden  Artikels  kann  der  Fallit  gegea 
die  Entscheidung,  welche  das  Falliment  erklärt,  Einspruch  erheben,  wenn  er 
beweist,  dass  er  seine  Zahlungen  nicht  eingestellt  hat. 

Der  Einspruch  hat  keine  Suspensivwirkung;  wenn  er  jedoch  ange- 
nommen und  lür  bewiesen  erachtet  worden  ist,  was  innerhalb  20  improrogir- 
baren  Tagen,  von  dem  Tage  der  Präsentation  an  gerechnet,  stattfinden  muss, 
und  in  Folge  dessen  die  Entscheidung  über  die  Erklärung  des  Falliments 
widerrufen  wird,  so  wird  alles  in  den  früheren  Zustand  zurückversetzt,  und  der 
beleidigte  Kaufmann  kann  eine  Klage  wegen  der  Verluste  und  Schäden  gegen 
den  Urheber  der  Beleidigung  anstellen,  wenn  er  beweist,  dass  der  letztere 
offenbar  in  doloser,  fälschlicher  oder  ungerechter  Weise  vorgegangen  ist. 

809-  In  dem  Erkenntniss  über  die  Eröffnung  des  Falliments  muss  das 
Handelstribunal  anordnen,  dass  auf  alle  Vermögensstücke,  Bücher  und  Papiere 
des  Falliten  die  Siegel  gelegt  werden;  es  bezeichnet  eins  seiner  Mitglieder 
aus  den  kaufmännischen  Deputirten  als  Richterkommissar  oder  Konkurs- 
richter und  einen  von  den  Sekretariatsbeamten,  um  als  Gerichtsschreiber 
bei  diesem  Verfahren  zu  dienen,  und  ernennt  einen  oder  mehrere  von  den 
Gläubigern,  welche  als  provisorische  fiskalische  Kuratoren  dienen  sollen,  oder, 
falls  solche  nicht  vorhanHen  sind,  welche  sich  zur  Uebernahme  dieses  Amtes 
eignen,  eine  andere  Person  oder  Personen,  welche  die  erforderliche  Fähig- 
keit besitzen.  Die  ernannten  Kuratoren  müssen  in  die  Hände  des  Präsi- 
denten einen  Eid  leisten;  dem  letzteren  liegt  es  ob,  sofort  dem  betreffenden 
Friedensrichter  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Erkenntnisses  über  die  Er- 
öffnung des  Falliments  zu  übermitteln,  nebst  einer  Mittheilung  über  die  er- 
nannten fiskalischen  Kuratoren,  damit  derselbe  zur  Anlegung  der  Siegel 
schreiten  kann. 

Wenn  es  möglich  ist,  das  gesammte  Vermögen  des  Falliten  an  einem 
Tage  zu  inventarisiren,  so  muss  unverzüglich  zu  dieser  Massnahme  geschritten 
werden,  indem  die  Anlegung  der  Siegel  nicht  erforderlich  wird. 

810.  Wenn  es  feststeht,  dass  irgend  ein  kaufmännischer  Schuldner, 
welcher  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  beabsichtigt,  sich  zu  entfernen,  oder 
damit  umgeht,  sein  Aktivvermögen  ganz  oder  theilweise  bei  Seite  zu  schaffen, 
so  kann  der  Präsident  des  Handelstribunals  auf  Antrag  des  Fiskals  oder 
irgend  eines  Gläubigers  die  provisorische  Anlegung  der  Siegel  anordnen,  als 


')  Nach  Belgi  scbem  (Art.  442  des  Gesetzes  vom  16.  April  1851,  s.  S.  387)  und 
Cos ta-ßicanis ehern  Kecht  (Art.  97  des  üesetzes  vom  3.  Oktober  1865,  cfr.  Bd.  II, 
Sl  264)  beträgt  diese  Frist  6  Monate. 
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Massregel  zur  Wahmng  des  Rechtes  der  Gläubiger,  indem  er  sofort  das  Tri- 
bunal Behufs  Beschluss£eissung  über  die  Erklärung  des  Falliments  zasammec- 
berufen  muss  (Art.  807). 

811.  Sofort  nach  dem  Emp&ng  des  das  Falliment  erklärendeo  Er- 
kenntnisses muss  der  Frieden sricnter  an  das  ganze  Vermögen^  die  Bficfaer 
und  Dokumente  des  Falliten,  welche  dieselben  erhalten  können,  die  Siegel 
anlegen,  mögen  die  Yermögensstücke  dem  gesellschaftlichen  Etablissement 
und  Handlungshause  oder  einem  jeden  einzelnen  der  solidarisch  haftendes 
Gesellschafter  der  falliten  Firma  gehören. 

Es  können  jedoch  nicht  versiegelt  werden  die  Wäschegegeostände  und 
Möbel,  welche  zum  Gebrauch  des  Falliten  oder  der  Falliten  and  der  Famihe 
derselben  durchaus  erforderlich  sind,  es  darf  jedoch  nicht  unterlassen  werdea. 
dieselben  in  dem  Inventar  au&ufuhren. 

Diejenigen  Yermögensstücke,  welche  Siegel  nicht  erhalten  können. 
müssen  provisorisch  bei  einer  Yertrauensperson  deponirt  und  derselben  üb»^ 
geben  werden. 

812.  Nach  Anlegung  der  Siegel  und  Publikation  des  Erkenntnisses 
über  die  Eröfhung  des  Falliments  Seitens  des  Richterkommissars  —  die 
Publikation  desselben  muss  innerhalb  3  Tagen  nach  dem  Empüemge  dorck 
Bekanntmachungen  erfolgen,  welche  auf  der  Handelsbörse,  an  aie  Thür  d& 
Gerichtsgebäudes  und  an  die  Thüren  des  Eomtoirs,  der  Läden  oder  Waareo- 
lager  des  Falliten  anzuheften  sind,  —  muss  der  genannte  Richter  durch  die- 
selben Bekanntmachungen  alle  Gläubiger  des  Falliten  einberufen,  damit  sie 
an  einem  bestimmten  Orte  und  Tage  und  zu  einer  festgesetzten  Stunde,  woba 
die  Frist  6  Tage  nicht  übersteigen  darf,  vor  demselben  erscheinen,  um  zar 
Ernennung  des  Depositars  oder  der  Depositare  zu  schreiten,  welche  proTi- 
sorisch  das  fietUite  üandlungshaus  übernehmen  sollen. 

813*  Nachdem  der  Depositar  oder  die  Depositare  in  der  erwähntes 
Form  ernannt  worden  sind,  muss  der  fiskalische  Kurator  bei  dem  Frie- 
densrichter die  Abnahme  der  Siegel  beantragen  und  die  Beschreibung  und 
die  Inventur  des  gesammten  Vermögens  und  der  Effekten  des  Falliten  voi^ 
nehmen;  diese  Inventur  erfolgt  mit  Ermächti|^ung  und  vor  dem  Richter- 
kommissar, in  Gegenwart  des  ernannten  Depositars  oder  der  Depositare, 'so- 
wie des  Falliten  oder  seines  Bevollmächtigten,  und  zwar  bei  Strafe  für  die 
Widersetzlichkeit,  wenn  der  letztere  nicht  erscheint  (Art.  822). 

Wenn  Yermögensstücke  an  entfernten  Oilen  gelegen  sind,  so  mfissen 
die  Funktionen  des  Richterkommissars  von  dem  oder  von  den  b^^reffendea 
Friedensrichtern  ausgeübt  werden. 

814.  Sobald  die  Siegel  abgenommen  worden  sind  und  die  Beschrei- 
bung und  Inventur  des  Vermögens  erfolgt  ist,  muss  dasselbe  dem  Depositar 
oder  den  Depositaren  übergeben  werden,  welche  sich  ausdrücklich  zur  gatea 
Aufbewahrung,  Erhaltung  und  Uebergabe,  wie  es  gewissenhaften  Depositaren 
oder  Mandataren  geziemt,  verpflichten. 

Der  Richterkommissar  muss  in  den  Büchern  des  Falliten  den  Zustand, 
in  welchem  sich  dieselben  befinden,  konstatiren  und  die  Titel  und  übrigeo 
Papiere,  welche  er  für  geeignet  erachtet,  rubriciren  und  nach  Beendigung  der 
Inventur  den  Falliten  oder  dessen  Bevollmächtigten  ersuchen,  eidlich  zu  er- 
klären, ob  er  noch  andere  Yermögensstücke  besitzt,  welche  verzeichnet  werden 
müssen. 

815.  Nach  Schluss  des  Inventars  muss  der  fiskalische  Kurator  dem 
Richterkommissar  zwei  oder  mehrere  Personen  vorschlagen,  welche  die  ver- 
zeichneten Vermögensstücke  abschätzen  sollen;  der  Richter  kann  den  ersten 
Vorschlag  ablehnen  und  anordnen,  dass  ein  zweiter  gemacht  werde,  und  weno 
er  auch  mit  diesem  letzteren  nicht  einverstanden  ist^  muss  er  selbst  Personen 
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erDenoeD,  die  er  f&r  die  Abschätzung  geeignet  erachtet,  und  zwar  in  gleicher 
Zahl,  damit  dieselben  zusammen  mit  den  zweiten,  von  dem  fiskalischen 
Earalor  Vorgeschlagenen  die  Abschätzung  vornehmen. 

816.  I)ie  Gegenstände  oder  Waaren,  welche  leicht  einer  Deterioration 
ausgesetzt  sind,  oder  welche  ohne  Gefahr  oder  grosse  Unkosten  nicht  auf- 
bewahrt werden  können»  müssen  nach  Bestimmung  des  Richterkommissars 
und  nach  Anhörung  des  fiskalischen  Kurators  in  öffentlicher  Versteigerung 
yerkauft  werden.  Alle  anderen  VermögensstQcke  können  nur  auf  Befehl  oder 
Anordnung  des  Tribunals  verkauft  werden. 

817.  Wenn  der  Fallit  der  Deklaration  des  Falliments  die  Bilanz  seines 
Handlungshauses  nicht  beigefügt  hat  (Art.  805),  oder  wenn  er  dieselbe  nicht 
vorlegt,  nachdem  er  aufgefordert  worden  ist,  dies  innerhalb  3  Tagen  zu  thun, 
so  muss  der  fiskalische  Kurator  die  Aufstellung  derselben  nach  Einsicht  in 
die  Bücher  und  Papiere  des  Falliten  und  mit  Hülfe  der  Information  vor- 
nehmen, welche  er  von  dem  Falliten  selbst,  seinen  Kassirem,  Buchhaltern 
und  irgend  welchen  anderen  Handlungsgehülfen  erhalten  kann. 

In  die  Bilanz  sind  alle  Vermögensstücke  des  Falliten  aufzunehmen, 
welcher  Art  und  Beschaffenheit  dieselben  auch  sein  mögen,  seine  Aktiven 
und  Passiven  (Art.  10  No.  4),  sowie  seine  Gewinne  und  Verluste  unter 
Hinzufügung  der  Bemerkungen  und  Erläuterungen,  welche  erforderlich  er- 
scheinen. 

818*  Nach  Schluss  der  Bilanz  und  selbst  schon  während  der  Auf- 
stellung derselben  muss  der  Richterkommissar  zusammen  mit  dem  fiskalischen 
Kurator  zur  Prüfung  und  Untersuchung  der  Bücher  des  Falliten  schreiten,  um 
nachzuforschen,  ob  dieselben  in  der  gesetzlichen  Form  (Art.  13)  und  regel- 
mässig ond  ohne  Fehler  (Art.  14)  geführt  worden  sind.  Er  muss  ausserdem 
den  Gmnd  oder  die  wahren  Ursachen  des  Falliments  untersuchen,  indem  er 
zu  diesem  Zweck  die  Zeugen,  welche  er  für  geeignet  und  mit  der  Sache 
vertraut  hält,  vernehmen  kann ;  dieselben  müssen  in  Gegenwart  des  Falliten 
oder  seines  Bevollmächtigten  und  des  fiskalischen  Kurators  befragt  werden; 
einem  j^den  der  letzteren  ist  es  erlaubt,  die  Aussagen  in  demselben  Akt  zu 
bestreiten  und  jede  Massnahme  zu  verlangen,  welche  zur  Entdeckung  der 
Wahrheit  dienen  kann,  wobei  es  jedoch  dem  Ermessen  des  Richters  über- 
lassen bleibt,  diese  Massnahme  abzulehnen,  wenn  ihm  dieselbe  überflüssig 
oder  ungehörig  erscheint. 

Ueber  die  Prüfung  der  Bücher,  die  Vernehmung  der  Zeugen  und  über 
das  Bestreiten  ihrer  Aussagen  und  über  irgend  eine  andere  vorgenommene 
Massnahme  müssen  die  erforderlichen  Protokolle  oder  Vermerke  aufge- 
nommen werden,  jedoch  alles  nur  in  einem  einzigen  Verfahren. 

819.  Nach  Beendigung  des  InstruktionsvoHahrens  muss  der  Richter- 
kommissar die  Akten  dem  Handelstribnnal  übermitteln,  unter  Beifügung  eines 
ausführlichen  Berichtes  unter  Bezugnahme  auf  alle  Untersnchungshandlungen 
und  unter  Anschluss  seines  Gutachtens  und  Urtheils  über  die  Ursachen  des 
Falliments  und  die  Qualificirung  desselben,  indem  er  bei  seinen  Schluss- 
folgerungen die  in  den  Art.  799 — 804  angestellten  Vorschriften  zu 
beachten  hat. 

820.  Nachdem  die  Akten  dem  Tribunal  vorgelegt  worden  sind,  muss 
der  Sachverhalt  auseinandergesetzt  und  in  der  ersten  Sitzung  hierüber  ent- 
schieden werden. 

Wenn  das  Falliment  als  zur  zweiten  oder  dritten  Klasse  gehörig  quali- 
ficirt  worden  ist,  muss  dem  Falliten,  sowie  den  etwaigen  Mitschuldigen 
desselben  (Art.  803)  das  Urtheil  nach  Lage  der  Sache  verkündet  werden, 
und  es  müssen  alle  verhaftet  und  mit  einer  Abschrift  der  Verhandlung  dem  zu- 
ständigen Strafrichter  übersandt  werden,    um  von  der  Jury   abgeurtheilt  zu 
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werden,   ohne   dass   denselben   gegen   das  Urtheil  irgend   ein    Rekurs   ge- 
stattet wird. 

Welches    auch  immer  der  endgültige  Spruch   der  Jury  sein  mog«. 
bleiben  die  civilen  Wirkungen  des  Urtheils  des  Handelstribanals  davon  oa- 
beruhrt. 

821.  Sofern  in  dem  Strafgesetzbuche  für  das  schuld  bare  Fallimen* 
keine  andere  Strafe  festgesetzt  ist,  wird  dasselbe  mit  Greföngniss  von  cineci 
bis  zu  acht  Jahren  bestraft. 

822.  Sobald  das  Untersuchungsverfahren  über  das  FaUiment  be^nci, 
muss  der  Fallit  in  den  Akten  eine  Erklärung  abgeben,  sich  persönlich  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  bei  allen  Verhandlungen  ond  Mass- 
nahmen des  Verfahrens  einzufinden,  bei  Strafe  der  Widersetzlichkeit. 

823.  Der  Schuldner,  welcher  seine  Deklaration  des  Falliments  in  der 
gehörigen  Zeit  (Art.  805)  vorlegt  und  persönlich  allen  Verhandlan^en  und 
den  sich  daran  anschliessenden  Massnahmen  beiwohnt,  kann  vor  dem  Ürtlieil^- 
Spruche  nicht  verhaftet  werden. 

824.  Gegen  alle  diejenigen,  welche  sich  nicht  zur  gehörigen  Zeit 
stellen  oder  unterlassen,  den  Verhandlungen  und  den  sich  daran  anschliessen- 
den Massnahmen  beizuwohnen,  kann  das  Tribunal  anordnen,  dass  sie  anter 
Bewachung  gestellt  werden,  wenn  sich  während  des  Verlaufs  des  Verfiüiren« 
herausstellt,  dass  der  Schuldner  des  schuldbaren  oder  betrügerischen  Falli- 
ments überführt  worden  ist,  oder  wenn  sie  sich  entfernt  oder  verborgen  ^e 
halten  haben. 

825.  Wenn  keine  Vermuthung  einer  Verschuldung  oder  eines  Betruges 
beim  Falliment  vorhanden  ist,  so  ist  der  Fallit,  welcher  sich  nicht  verbirgt 
und  sich  zu  allen  Verhandlungen  und  Massnahmen  des  Instruktionsver&h- 
rens  eingefunden  hat  (Art.  822),  berechtigt,  als  Unterstützung  eine  von 
seinem  Vermögen  abzuziehende  Summe  zu  verlangen,  welche  von  den  Ver- 
waltern vorgeschlagen  und  von  dem  Tribunal  nach  Anhörung  des  Richte*^ 
kommissars  festgesetzt  worden  ist,  und  zwar  unter  Berücksichtigung  der  Be- 
dürfnisse und  der  Familie  des  Falliten,  seiner  bona  fides  und  des  grosseren 
oder  geringeren  Verlustes,  welcher  durch  das  FaUiment  den  Qläubigem  er^ 
wachsen  wird. 

828.  Der  Fallit  wird  von  Rechtswegen  von  der  Verwaltung  und  Ver- 
fügung über  sein  Vermögen  von  dem  Tage  an  ausgeschlossen,  an  welchem 
das  Erkenntniss  über  die  EröfiFnung  des  Falliments  publicirt  worden  ist, 

827.  Es  sind  nichtig,  jedoch  nur  zum  Vortheile  der  Masse : 

1.  die  Schenkungen,  welche  unter  unentgeltlichem  Titel  von  dem  Fal- 
liten nach  der  letzten  Bilanz  gemacht  worden  sind,  sofern  aas  der- 
selben hervorgeht,  dass  sein  Aktivvermögen  zu  dieser  Zeit  geringer 
war,  als  seine  Passiven; 

2.  die  Garantiehypotheken  für  Schulden,  welche  vor  dem  Datum  der 
Urkunde  kontrahirt  worden  sind,  innerhalb  4()  Tagen  vor  dem  ge- 
setzlichen Zeitpunkte  des  Falliments  (Art.  806). 

Die  von  dem  Falliten  für  nicht  fällige  Schulden  innerhalb  der  40  Tbs^ 
vor  dem  gesetzlichen  Zeitpunkt  des  Falliments  gezahlten  Beträge  kehren  zur 
Masse  zurück.^) 

828.  Alle  Handlungen  des  Falliten,  durch  welche  unbewegliches  oder  be- 
wegliches Vermögen  oder  Moventien  veraussert  werden,  sowie  alle  übrigen  Akte 
und  Verpflichtungen,  auch  wenn  sie  Uandelsunternehmungen  sind,  könnes 
annuUirt    werden,    zu  welcher  Zeit  dieselben  auch  kontrahirt  worden   sind, 


1)  Heber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Xote  1 
m  Art  235  des  Aegyptischen  H.  a.  B.,  S.  U. 
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sofern  sie  noch  nicht  yerjährt  sind,  wenn  bewiesen  wird,  dass  bei  denselben 
ein  Betrag  zum  Schaden  der  Gläubiger  vorgelegen  hat.') 

829.  Gegen  einen  falliten  Kaotmann  laufen  keine  Zinsen,  auch  wenn 
dieselben  stipulirt  sind,  sofern  die  fallite  Masse  zur  Bezahlung  des  Haupt- 
kapitals nicht  ausreicht;  wenn  Ueberschüsse  vorhanden  sind,  so  wird  eine 
verhältnissmässige  Vertheilung  Behufs  Bezahlung  der  stipulirten  Zinsen 
vorgenommen,  indem  den  bevorrechtigten  und  den  Hypothekargläubigem  nach 
der  im  Art.  880  festgesetzten  Reihenfolge  der  Vorzug  gegeben  wird. 

830.  Die  Zwangsvollstreckungen,  welche  zur  Zeit  der  Erklärung  des 
Falliments  gegen  den  falliten  Kaufmann  vorgenommen  werden,  bleiben  bis 
zur  Verifikation  der  Forderungen,  falls  dies  30  Tage  nicht  übersteigt,  suspen- 
dirt,  unbeschadet  irgend  welcher  anderer  Massregeln  zur  Wahrung  der  Rechte 
und  Ansprüche  der  bevorrechtigten  oder  Hypothekargläubiger. 

Wenn  die  Exekution  von  einer  Vinditation  herrührt  (Art.  874),  so 
muss  dieselbe  ohne  Suspension  gegen  den  fiskalischen  Kurator  fortgesetzt 
werden. 

Wenn  ledoch  das  mit  der  Exekution  in  Anspruch  genommene  Ver- 
mögen sich  oereits  auf  dem  Marktplatze  an  dem  JBehufs  seiner  Versteige- 
rang durch  Bekanntmachung  festgesetzten,  definitiven  Tage  befindet,  so  kann 
der  fiskalische  Kurator  mit  der  Ermächtigung  des  Richterkommissars  die 
Fortsetzung  gestatten,  indem  zur  Masse  der  Erlös  fliesst,  falls  die  Elxekution 
von  Forderungen  herrührt,  welche  nicht  bevorrechtigte  oder  hypothekarische 
sind,  oder  der  Ueberschuss,  welcher  von  denselben  herrührt. 

831.  Die  Qualificirung  des  Falliments  macht  alle  Passiven  des  Falliten 
exigibel,  selbst  wenn  dieselben  noch  nicht  fallig  sind,  mögen  sie  Handelsschulden 
oder  civile  sein,  mit  Abzug  der  entsprechenden  gesetzlichen  Zinsen  für  die 
Zeit,  welche  an  der  Fälligkeit  noch  fehlt. 

832.  Die  Mitverpflichteten  des  Falliten  bei  einer  zur  Zeit  des  Falli- 
ments noch  nicht  fälligen  Schuld  sind  verpflichtet,  für  die  Bezahlung  am 
Fälligkeitstage  Bürgschaft  zu  leisten,  falls  sie  nicht  vorziehen,  sofort  dieselbe 
zu  bezahlen  (Art.  379). 

Diese  Bestimmung  gilt  jedoch  nur  für  den  Fall,  dass  dieselben  gleich- 
zeitig mitverpflichtet  sind,  aber  nicht,  wenn  sie  es  successiv  sind.  Wenn 
die  Obligation  eine  successive  ist,  wie  bei  den  Indossamenten,  so  berechtigt 
das  Fallinnent  des  nachfolgenden  Indossatars  nicht,  die  vorhergehenden  In- 
dossatare vor  der  Fälligkeit  zu  verklagen  (Art.  390). 

{83.  Es  liegt  dem  fiskalischen  Kurator  ob,  den  Richterkommissar 
zu  ersuchen,  alle  zum  Vortheile  der  Masse  erforderlichen  Massnahmen  zu 
autorisiren,  und  er  ist  verpflichtet,  alle  zur  Wahrung  der  Rechte  und  An- 
sprüche der  Gläubiger  erforderlichen  Akte  vorzunehmen  und  speciell  die  in 
den  Bestimmungen  der  Art.  277  und  387  vorgesehenen,  indem  er  zu  diesem 
Zweck  die  sofortige  Eröffnung  und  Abnahme  der  Siegel  an  den  Büchern 
und  Papieren  nachsucht. 

Wenn  Ausgaben  gemacht  werden  müssen,  so  sind  dieselben  von  dem 
Depositar,  nach  vorhergegangener  Ermächtigung  des  Richters,  zu  bezahlen 
(Art.  876  No.  2). 

B34.  Der  fiskalische  Kurator  ist  verpflichtet,  die  Annahme  und  Be- 
zahlung von  Wechseln  und  von  allen  Forderungen  des  Falliten  zu  bewirken, 
indem  er  die  erforderlichen  Quittungen  ausstellt,  welche  von  ihm    und   dem 

^)  Und  zwar  mnss  nachgewiesen  werden,  dass  ein  Betrug  auf  beiden  Seiten  statt- 
gefunden hat.  Die  Verordnung  vom  6.  Juli  1857,  welche  diese  Bestimmung  im  Gegen- 
satz zu  dem  Portugiesischen  H.  ö.  B.,  Art.  1136,  festsetzt,  giebt  dieser  authen- 
tischen Auslegung  den  Vorzug,  weil  dieselbe  „mais  razoavel  e  coni'orne  aos  principios 
de  direito"  sei. 
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Depositar    zu    nnterzeicbnen    und    von    dem     Ricbterkommissar     gegenn- 
zeichnen  sind. 

835.  Die  an  verschiedenen  Domicilen  exigibelen  Forderang^en  köna^i 
in  gültiger  Weise  durch  Mandatare  eingezogen  werden,  welche  ia  der  ge- 
hörigen Weise  von  dem  erwähnten  Richter  autorisirt  worden  sind. 

836.  Die  aus  dem  Verkauf  der  Effekten  oder  erfolgten  Einziehar;^?: 
herrührenden  Summen  müssen,  nach  Abzug  der  Ausgaben  und  Kosten,  r 
eine  Kasse  mit  zwei  Schlüsseln  gelegt  werden,  von  denen  den  einen  «1« 
fiskalische  Kurator  und  den  anderen  der  Depositar  erhält,  es  sei  denn,  d^^' 
die  Gläubiger  sich  dahin  einigen,  dass  dieselben  bei  irgend  einer  Handeln 
bank  oder  im  öffentlichen  Depositum  niedergelegt  werden  sollen. 

837.  Die  Herausnahme  von  Geldern  aus  dieser  Kasse  kann  nor  auf 
Grund  einer  Verfügung  des  Richterkommissars  stattfinden. 

838.  Von  dem  Amtsantritt  des  fiskalischen  Kurators  an  können  sJl^ 
gegen  den  falliten  Schuldner  schwebenden  Klagen,  sowie  diejenigen,  welche 
nach  dem  Falliment  erhoben  werden  sollen^  nur  gegen  diesen  fiskaHscbe: 
Kurator  fortgeführt  oder  eingeleitet  werden.  Derselbe  kann  jedoch  keir« 
Klage  im  Namen  der  Masse  ohne  Ermächtigung  des  Richterkommissars  e^ 
heben,  fortführen  oder  beantworten. 

839.  Der  fiskalische  Kurator  und  die  Depositare  erhalten  eine  Ge- 
bühr, welche  von  dem  Handels  tri  bunal  unter  Berücksichtigung  des  Betrage? 
der  Masse  und  des  Fleisses,  der  Arbeit  und  der  Verantwortlichkeit  der  du» 
und  der  anderen  festgesetzt  werden  muss. 

840.  Das  Tribunal  bestimmt  auf  den  Vorschlag  des  Richterkommis^r^ 
nnd  nach  Anhörung  des  fiskalischen  Kurators  die  Gratifikation,  welche 
den  Buchhaltern  und  Gehülfen  gezahlt  werden  soll,  die  zur  Bachfuhron^ 
des  Falliments  und  den  übrigen  damit  zusammenhängenden  Geschäften  ood 
Arbeiten  noth wendigerweise  verwendet  werden  mussten,  und  zwar  nnter  Be- 
rücksichtigung ihrer  Arbeit  und  des  Betrages  der  Masse. 

841.  Es  ist  selbstversländlich,  dass  alle  Ausgaben  und  Kosten,  wekbe 
bei  den  mit  der  erforderlichen  Ermächtigung  vorgenommenen,  aaf  das  Falli- 
ment bezüglichen  Massnahmen  entstanden  sind,  aus  der  Miasse  des  Ve^ 
mögens  des  Falliten  bezahlt  werden  müssen  (Art.  876  No.  2). 


TITEL  n. 
Von  der  Versammlung  der  Gläubiger  und  dem  Akkord. 

842.  Nach  Beendigung  des  Instruktions Verfahrens  des  Falliments  id3>s 
der  Richterkommissar  innerhalb  acht  Tagen  die  Gläubiger  des  Falliten  r« 
einer  Versammlung  an  einem  bestimmten  Tage  und  zu  einer  bestimmten 
Stunde,  und  zwar  in  seiner  Gegenwart,  zusammenberufen,  damit  die  Forde- 
rungen verificirt,  über  den  vom  Falliten  etwa  vorgeschlagenen  Akkord' 
Beschluss  geiasst  oder  der  Vereinigungsvertrag  geschlossen  and  zur  Er- 
nennung von  Verwaltern  geschritten  werde. 

Die  Einberufung  rücksichtlich  der  bekannten  Gläubiger  erfolgt  dureli 
einen  Brief  des  Gerichtsschreibers  und  rücksichtlich  der  unbekannten  darcL 
Bekanntmachungen  und  Anzeigen  in  den  Zeitungen;  in  diesen  Briefen,  Be- 
kanntmachungen und  Anzeigen  muss  auch  die  Benachrichtigung  eutbalteo 
sein,  dass  kein  Gläubiger   durch    einen    Bevollmächtigten   zugelassen  wird. 

^)  Die  Verordnung  vom  28.   September  1859  bestimmt,   dass  frenndsebattiiebe 
Akkorde  nach  Bröfinung  des  Falliments  miziüässig  sind. 
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wenn  der  letztere  nicht  eine  Specialvolhnacht  hierzu  erhalten  hat  (Art.  14d),  and 
dass  die  Vollmacht  nicht  einer  Person  ertheilt  werden  kann,  welche  Schuldner 
des  Falliten  ist,  noch  auch  dass  ein  und  dei*selbe  Bevollmächtigte  zwei 
verschiedene  Gläubiger  vertreten  darf  (Art.  822). 

843.  Der  fiskalische  Kurator,  die  Verwalter  und  alle  personlich 
anwesenden  oder  durch  ihre  Bevollmächtigten  vertretenen  Gläubiger  müssen 
bei  dem  Fallimentsverfiahren  eine  Erklärung  unterzeichnen,  dass  sie  von 
allen  Beschlössen  des  Handelstribunals,  welche  in  öffentlicher  Sitzung  yer« 
kündet  worden  sind,  und  von  den  Entscheidungen  des  Richterkommissars, 
welche  bei  dem  betreffenden  Gerichtsschreiber  ausliegen,  Kenntniss  erhalten 
haben. 

844.  Es  wird  angenommen,  dass  diejenigen  Gläubiger,  welche  zu 
einer  Versammlung  nicht  erscheinen,  zu  der  sie  in  gehöriger  Weise  ein- 
berufen sind,  den  Beschlüssen  zustimmen,  welche  durch  die  Majorität  der 
Stimmen  der  erschienenen  Gläubiger  gefasst  werden,  vorausgesetzt,  dass 
bezüglich  der  Annahme  oder  Verweigerung  des  Akkordes  die  im  Art.  847 
geforderte  Anzahl  Gläubiger  anwesend  ist.^) 

845.  Nachdem  die  Gläubiger  unter  dem  Vorsitz  des  Richterkom- 
missars sich  versammelt  haben,  und  in  Gegenwart  des  fiskalischen  Kurators 
und  des  persönlich  anwesenden  oder  durch  seinen  Bevollmächtigten  ver- 
tretenen Falliten  oder  in  seiner  Abwesenheit  (Art.  822),  erstattet  der  Richter- 
kommissar einen  genauen  Bericht  über  den  Stand  des  Falliments  und  die 
Umstände  desselben,  wie  sie  sich  aus  dem  Verfahren  ergeben,  und  nachdem 
darauf  die  Liste  der  bekannten  Gläubiger ,  welche  von  dem  fiskalischen 
Kurator  vorher  angefertigt  worden  ist,  und  in  welcher  diejenigen,  welche 
sich  gemeldet  haben,  mit  ihrem  Namen,  ihrem  Domicil,  dem  Betrage  and 
der  Art  ihrer  betreffenden  Forderungen  verzeichnet  stehen  (Art.  873),  vor- 
gelegt worden  ist,  und  nachdem  in  Fortsetzung  hiervon  die  Gläubiger  ein- 
getragen sind,  welche  sich  bei  dieser  Gelegenheit  erst  melden,  muss  der 
erwähnte  Richter  die  Wahl  einer  Kommission  veranlassen,  welche  die  an- 
gemeldeten Forderungen  zu  verificiren  hat,  falls  die  Versammlung  dieselbe 
nicht  sofort  für   verificirt  erachtet. 

Diese  Kommission  besteht  aus  drei  Gläubigem,  und,  nachdem  sie  die 
Bücher  und  Papiere  des  Falliten  in  dem  Komtoir,  wo  sie  sich  befinden, 
geprüft  hat,  ist  sie  verpflichtet,  ihr  Gutachten  in  einer  zweiten  Versammlung 
vorzulegen,  welche  nicnt  mehr  als  8  Tage  nach  der  ersten  hinausgeschoben 
werden  kann. 

Die  Forderungen  der  Mitglieder  der  Kommission  werden  von  dem 
fiskalischen  Kurator  verificirt. 

846.  In  der  zweiten  Versammlung  der  Gläubiger  muss  der  Richter- 
kommissar, nachdem  die  Gutachten  der  Kommission  und  des  fiskalischen 
Kurators  vorgelegt  worden  sind,  und  wenn  über  die  Zulassung  der  aus  der 
Liste  hervorgehenden  Forderungen  kein  Zweifel  sich  erhoben  hat,  und, 
nachdem  dieselben  nur  zu  dem  Zweck  für  verificirt  erachtet  worden  sind, 
am  den  Gläubiger  zu  befähigen,  abstimmen  und  Stimmen  erhalten  zu  können, 
der  Beschlussfassung  der  Versammlung  den  von  dem  Falliten  etwa  vor- 
gelegten Vergleichsvorschlag  unterbreiten. 

Wenn  jedoch  irgend  eine  Forderung  bestritten  wird  und  der  Richter- 
kommissar die  Parteien  nicht  vereinigen  kann,  so  müssen  sich  dieselben  in 
dieser  Versammlung  über  zwei  Schiedsrichter  verständigen,  welche  innerhalb 
5  Tagen  ihr  Gutachten  diesem  Richter  übergeben  müssen.  Wenn  die  beiden 
Schiedsrichter  sich  nicht  einigen  können,    so   giebt    der   Richterkommissar 


^)  Siehe  Note  su  Art  847. 
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mit  seinem  Votum  für  die  Partei  den  Ausschlag,  welche  ihm  Becht  zu 
haben  scheint,  und  zwar  nur  zu  dem  oben  erwähnten  Zwecke;  g^en  diese 
schiedsrichterliche  Entscheidung  findet  kein  Rekurs  statt. 

847.  Nachdem  der  schiedsrichterliche  Spruch  in  einer  neuen  Ver- 
sammlung vorgelesen  worden  ist,  wird  sofort  zur  Berathung  über  den  Akkord 
oder  über  den  Vereinigungsvertrag  geschritten  (Art.   855). 

Wenn  sich  in  dieser  Versammlung  wiederum  neue  Gläubiger  melden, 
so  können  dieselben,  unbeschadet  der  bereits  eingetragenen  und  anerkannteD, 
zugelassen  werden;  wenn  sie  jedoch  nicht  zugelassen  worden  sind,  können 
sie  nicht  an  den  Beschlussfassungen  der  Versammlung  theilnehmen,  was 
jedoch  die  denselben  etwa  zustehenden  Rechte,  wenn  dieselben  später  an- 
erkannt werden,  nicht  prajudicirt  (Art.  888).*) 

Damit  der  Akkord  wirksam  sei,  ist  es  erforderlich,  dass  er  von  einer 
Anzahl  Gläubiger  bewilligt  worden  ist,  die  mindestens  die  Majorität  de^ 
selben  der  Zahl  nach  und  zwei  Drittel  aller  den  Wirkungen  des  Akkordes 
unterworfenen  Forderungen  dem  Werthe  nach  repräsentirt.  *) 

848.  Es  ist  nicht  gestattet,  über  den  Akkord  zu  verhandeln,  bevor  alle 
in  diesem  und  in  dem  vorhergehenden  Titel  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten 
erfüllt  worden  sind,  und  wenn  derselbe  mit  üebergehung  irgend  einer 
dieser   Vorschriften  bewilligt  worden  ist,  kann  er  jederzeit  annullirt  werden. 

Ein  Akkord  kann  in  dem  Falle  nicht  bewilligt  werden,  in  welchem  der 
Fallit  für  schuld  bar  oder  betrügerisch  erachtet  worden  ist,  und,  felis  er  vo^ 
her  bewilligt  worden  ist,  muss  er  widerrufen  werden. 

848.  Der  Akkord  kann  aus  denselben  Gründen  aufgehoben  werden, 
aus  denen  ein  Widerruf  des  Moratoriums  stattfindet,  indem  in  diesen  Fällen 
und  in  denen  der  Annullirung  nach  der  im  Art.  902  bestimmten  Art  and 
Weise  zu  verfahren  ist 

850.  Der  Akkord  muss  in  derselben  Versammlung,  in  welcher  er  vor- 
geschlagen  wird,  abgelehnt  oder  angenommen  und  unterzeichnet  werden. 
Wenn  Dissidirende  nicht  vorhanden  sind,  so  muss  der  Richterkommissar 
denselben  sofort  bestätigen ;  wenn  jedoch  solche  vorhanden  sind,  so  mnss  er 
allen  Dissidirenden  gemeinschaftlich  8  Tage  bestimmen,  um  innerhalb  der- 
selben ihre  Einreden  vorzubringen;  er  muss  anordnen,  dass  dem  fiskiili- 
schen  Kurator  und  dem  Falliten  von  denselben  Eenntniss  gegeben  werde, 
welche  verpflichtet  sind,  dieselben  innerhalb  5  Tagen  zu  beantworten.  Die 
Einwendungen  nebst  der  Beantwortung  müssen  von  dem  Richterkommissar 
dem  zuständigen  Handelstribunal  innerhalb  der  festgesetzten  Frist  von  3  Tagen 
nach  Vorlegung  der  Beantwortung  übermittelt  werden. 

851.  Nach  Vorlegung  und  Prüfung  der  Einwendungen  muss  das  Tri- 
bunal sein  Urtheil  fällen,  indem  es  dieselben  verwirft  oder  annimmt  und  fär 
sofort  erwiesen  erachtet.  Wenn  das  Tribunal  der  Meinung  ist,  dass  das 
Material  der  Einwendungen  erheblich  ist,  aber  nicht  genügend  bewiesen,  so 
kann    es  10  Tage  für   den    Beweis   gestatten,  und  nach  Ablauf  dieser  Frist 


^)  üeber  die  durch  das  Dekret  No.  3065  vom  6.  Mai  1882  herbeigefiihrten  Modifi- 
kationen vergl.  unten  dies  Dekret  Eb  mag  noch  bemerkt  werden,  &sb  das  Dekret 
No.  1368  vom  18.  April  1864,  welches  im  Art.  1  die  Bestimmungen  der  Art  842  b,  847 
des  Handelsgesetzbuches  dahin  modificirt  hatte,  dass  die  gehörig  vorgeladenen  jm 
weder  persödich  anwesenden,  noch  durch  Bevollmächtigte  vertretenen  Glänbiger  al« 
dem  AKkord  zustimmend  angesehen  und  die  Stimmen  der  Abwesenden  bei  der 
Bewilligung  des  Akkordes  mitgerechnet  werden  sollten,  durch  das  Dekret  No.  48® 
vom  1.  Eebn>ar  1872  unter  Bestituirung  der  Artikel  des  Handelsgesetzbuches  wieder 
aufgehoben  worden  ist 

•)  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbfichem  vergleiche 
Note  1  EU  Art  827  des  Aegyptischen  H.  G.  £.,  S.  24. 
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muss  es  endgiltig  entscheiden ,  nachdem  nur  noch  der  Fiskal  gehört 
worden  ist. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Richterkommissars,  welcher  den  Akkord 
bestätigt,  ist  kein  anderer  Rekurs,  als  die  in  der  oben  erwähnten  Form  vor- 
gebrachten Einwendungen  zulässig;  gegen  das  Urtheil  des  Tribunals  jedoch, 
welches  die  Einwendungen  der  der  Bestätigung  widersprechenden  Gläubiger 
verwirft,  ist  das  Rechtsmittel  der  Berufung  an  das  Appellationsgericht  zu- 
lässig, jedoch  nur  mit  Devolutivwirkung. 

Die  in  diesem  und  den  vorhergehenden  Artikeln  bestimmten  Fristen 
sind  improrogirbar. 

852.  Der  Akkord  ist  in  seiner  Verbindlichkeit  auf  alle  Gläubiger  aus- 
gedehnt, mit  alleiniger  Ausnahme  der  Eigenthumsgläubiger  (Art.  874),  der 
bevorrechtigten  (Art.  876)  und  der  Hypothekargläubiger  (Art.  879). 

853.  Die  Eigenthums-,  die  bevorrechtigten  und  die  Hypothekargläubiger 
können  an  den  Berathungen  über  den  Akkord  nicht  Theil  nehmen,  bei  Strafe, 
allen  in   dieser  Beziehung  gefassten  Beschlüssen  unterworfen  zu  sein. 

854  Nachdem  der  Akkord  dem  fiskalischen  Kurator,  sowie  dem 
Depositar  oder  den  Depositaren  mitgetheilt  worden  ist,  müssen  die  letzteren 
dem  Schuldner  alle  Vermögensstücke,  welche  sie  in  ihrer  Gewahrsam  haben, 
aushändigen,  und  ersterer  muss  Rechnung  über  seine  Verwaltung  vor  dem 
Richterkommissar  legen,  welchem  es  obliegt,  etwaige  Zweifel  zu  entscheiden, 
welche  über  die  Aushändigung  der  Vermögensstücke  oder  die  Rechnungs- 
legung entstanden  sind,  indem  er  dieselben  auch  auf  Verlangen  der  Parteien 
der  Entscheidung  von  Schiedsrichtern  überweisen  kann. 


TITEL  m. 

Von  dem  Vereinigxmgsvertrage,  den  Verwaltern,  der  Liqui- 
dation lind  den  Dividenden 

KAPITEL  I. 
Von  dem  Vereinigungsvertrage. 

855.  Wenn  ein  Akkord  nicht  vorliegt,  so  muss  zwischen  den  Gläu- 
bigern in  derselben  Versammlung  der  Vereinigungsvertrag  gebildet  werden, 
falls  der  Fallit  seinen  Vorschlag  nicht  vorgelegt  hat  (Art.  846),  oder  in 
einer  zweiten,  falls  derselbe  einen  solchen  vorgelegt  hat,  welche  der  Richter- 
kommissar innerhalb  8  Tagen  einberufen  muss,  nachdem  ihm  das  Urtheil 
des  Tribunals,    welches  denselben  abgelehnt  hat,  zugestellt  worden  ist. 

856«  Auf  Grund  des  Vereinigungsvertrages  müssen  die  anwesenden 
Gläubiger  aus  ihrer  Mitte  einen,  zwei  oder  mehrere  Verwalter  zur  Ver- 
waltung des  falliten  Handlungshauses  ernennen  und  denselben  Vollmacht 
ertheilen  zur  Liquidation,  Eintreibung,  Bezahlung  und  Einklagung  der  Ak- 
tiven und  Passiven,  sowie  zur  Vornahme  aller  Handlungen,  welche  zum 
Wohle  der  Masse  vor  Gericht  und  ausser  Gericht  erforderlich  sind. 

Die  Wahl  muss  vorzugsweise  auf  eine  Person  fallen,  welche  kauf- 
männischer Gläubiger  ist,  und  deren  Forderung  verificirt  worden  ist,  und 
durch  die  Majorität  der  Stimmen  der  anwesenden  Gläubiger  erfolgen,  indem 
zum  Skrutinium  geschritten  werden  muss,  im  Falle  eine  solche  über  die- 
jenigen, welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  nicht  erlangt  worden 
ist,  und  zwar  in  doppelter  Anzahl  der  Verwalter,  welche  ernannt  werden 
sollen,  und  wenn  aucn  hierbei  in  gleicher  Weise  eine  Majorität  nicht  ensielt 
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wird,  muss  die  Wahl  auf  diejeDigen  fallen,  welche  die  meisten  Stimmen  er- 
halten haben,  indem  bei  Stimmengleichheit  das  Loos  entscheidet. 

Wenn  mehr  als  ein  Verwalter  ernannt  wird,  so  m&ssen  sie  gemein- 
schaftlich handeln,  und  ihre  Verantwortlichkeit  ist   solidarisch. 

857.  Der  Verwalter,  welcher  gegen  die  Masse  eine  Klage  anstellt  oder 
vor  Gericht  gegen  die  in  der  Versammlung  der  Gläubiger  gefassten  Be- 
schlüsse Widerspruch  erhebt,  wird  durch  diese  Handlung  zur  Fortffthrong 
der  Verwaltung  unfähig,  und  es  muss  zu  einer  neuen  Wahl  geschritten 
werden. 

858.  Es  ist  den  Gläubigern  erlaubt,  direkt  bei  dem  Handelstribanal 
die  Absetzung  der  Verwalter  zu  beantragen,  ohne  dass  es  erforderlich  ist, 
einen  gerechtfertigten  Grund  anzuführen,  vorausgesetzt,  dass  der  Antrag  von 
der  Majorität  der  Gläubiger  rücksichtlich  der  Forderungen  unterzeichDet 
worden  ist.  Wenn  ein  gerechtfertigter  Grund  angeführt  wird,  so  kann  die 
Absetzung  auf  den  von  irgend  einem  Gläubiger  unterzeichneten  Antrag  and 
sogar  von  Amtswegen  stattfinden.  0 

KAPITEL  IL 
Von  den  Verwaltern,  der  Liquidation  und  den  Dividenden. 


9.  Sobald  die  Verwalter  die  Ausübung  ihrer  Funktion  abernoomien 
haben,  müssen  sie  die  Bilanz,  welche  von  dem  Falliten  oder  dem  fiskali- 
schen Kurator  vorgelegt  worden  ist  (Art.  817),  prüfen  und  eine  andere 
aufstellen,  falls  ihnen  dieselbe  nicht  genau  erscheint.  Ausserdem  müssen  sie 
den  Bericht  der  Gläubiger  durchsehen,  deren  Titel  innerhalb  der  Frist  von 
8  Tagen  ihnen  übergeben  werden  müssen; '  und,  je  nach  dem  dieselben  mit  den 
Büchern  und  den  übrigen  Papieren  des  Falliten  verglichen  worden  sind, 
müssen  sie  auf  jeden  einzelnen  folgenden  Vermerk  setzen: 

„Zugelassen  zur  Passivmasse  des   Falliments   des  N.  N.  . . .    for 

den  Betrag  von ^'  oder:    „Nicht  zugelassen  aus  den   und  den 

Gründen", 
je  nach  dem  sie  es  für  gerecht  erachten  und  befinden ;  dieser  Vermerk  moss 
von  den  Verwaltern  datirt  und  unterzeichnet  werden. 

860.  Wenn  über  die  Gültigkeit  oder  über  die  Klassificirung  ^Art  873) 
irgend  einer  Forderung  Streit  entsteht,  so  muss  der  Richterkommissar  an- 
ordnen, dass  die  Parteien  innerhalb  der  peremtorischen  Frist  von  5  Tages 
vor  ihm  ihr  Recht  kurz  und  summarisch  deduciren;  nach  Ablauf  dieser 
Frist  übermittelt  er  die  Verhandlung  dem  Handelstribunal,  und  wenn  dieses 
letztere  findet,  dass  die  Sache  nach  dem  aus  den  Anführungen  und  Be- 
weisen sich  ergebenden  Sachverhalte  entschieden  werden  kann,  so  fallt  es 
ein  definitives  Urtheil  hierüber,  indem  die  Berufung  auf  Antrat  bei  dem 
Appellationsgericht  des  Bezirks  zulässig  ist,  oder  es  verweist  die  Parteien 
auf  den  ordentlichen  Rechtsweg,  falls  eine  eingehendere  Untersuchung  ei^ 
forderlich  ist. 

In  dem  zweiten  Falle  und  iedes  Mal,  wenn  in  dem  ersteren  ein  Rekois 
eingelegt  wird,  kann  das  Tribunal  anordnen,  dass  die  Inhaber  der  bestrittenen 
Forderungen  provisorisch  als  einfache  oder  Chiro^raphargläubiger,  bei  den 
Dividenden  der  Masse  für  den  Betrag  berücksichtigt  werden,  welchen  das- 
selbe als  angemessen  festsetzt  (Art.  888). 

Die  Kosten  des  Verfiihrens  müssen,  wenn  der  Einspruch  von  Seiten 
der  Verwalter  erfolgt  ist   und  dieselben  unterlegen  sind,   von  der  Masse  be- 

1)  Art  S  der  Verordnimg  vom  18.  April  1854  bestimmt,  dass  die  abgesetitei 
Verwalter  nicht  wieder  ernannt  werden  dürfen. 
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zahlt  werden,   wenn  er  jedoch  von   einem  Dritten  erhoben  worden  ist,  so 
werden  sie  von  diesem  letzteren  bezahlt. 

861.  Wenn  aus  den  Büchern  und  Eintragangen  des  Falliten  oder  aus 
irgend  einem  beuchtenswerthen  Dokumente  hervorgeht,  dass  abwesende  Gläu* 
biger  vorhanden  sind,  so  mass  das  Handelstribanal  auf  Yorstellang  der  Ver- 
walter und  Information  des  Richterkommissars  hin  entscheiden^  ob  dieselben 
bei  den  Vertheilungen  der  Masse  berücksichtigt  werden  sollen,  und  für 
welchen  Betrag  (Art.  886). 

862.  Die  Verwalter  des  Falliments  müssen,  ohne  dass  irgend  ein  an- 
derer Titel,  als  die  Ausfertigung  des  Yereinigungsvertrages  erforderlich  ist, 
und  unabhängig  von  der  Anhörung  des  Falliten,  den  Yerkauf  des  gesammten 
Yermogens  desselben,  der  Effekten  und  Waaren,  welcher  Art  dieselben  auch 
sein  mögen,  und  die  Liquidation  seiner  Forderungen  und  Schulden  vor- 
nehmen. Der  Yerkauf  muss  in  öffentlicher  Versteigerung  erfolgen,  nach 
vorhergegangener  Ermächtigung  des  Richterkommissars  und  unter  Beobach- 
tung der  gesetzlichen  Förmlichkeiten. 

863*  Weder  der  Richterkonunissar  und  sein  Gerichtsschreiber,  noch 
die  Verwalter  und  der  fiskalische  Kurator  können  für  sich  oder  einen  an- 
deren irgend  welche  Vermögensstücke  der  Masse  kaufen,  bei  Strafe  des 
Verlustes  der  Sache  und  des  Preises  zum  Vortheile  der  gemeinschaftlichen 
Masse. 

864.  Es  ist  den  Verwaltern  ^stattet,  die  Forderungen  der  Masse, 
welche  schwer  zu  liquidiren  oder  einzuziehen  sind,  zu  verkaufen  und  be- 
züglich derselben  jeden  Vergleich  oder  jede  Vereinbarung  zu  treffen,  welche 
ihnen  zur  Beschleunigung  der  Liquidation  nützlich  erscheinen,  vorausgesetzt 
jedoch,  dass  die  Zustimmung  der  Gläubiger  und  die  Ermächtigung  des 
Richterkommissars  vorhergegangen  ist. 

865.  Die  Verwalter  können  zur  Dienstleistung  bei  der  Verwaltung  und 
Liquidation  der  Masse  die  Buchhalter,  Kassirer  und  sonstige  Gehülfen, 
welche  erforderlich  sind,  berufen  (Art.  840). 

866.  Alle  eingenommenen  Beträge  müssen  in  einer  Kasse  mit  zwei 
Schlüsseln  aufbewahrt  werden,  von  denen  sich  der  eine  stets  in  Händen  des 
Richterkommissars  und  der  andere  in  Bänden  eines  der  Verwalter  befinden 
muss,  es  sei  denn,  dass  die  Gläubiger  sich  dahin  geeinigt  haben,  dass  die 
Beträfe  bei  irgend  einer  Handelsbank  oder  in  einem  öffentlichen  Depositum 
hintenegt  werden  sollen. 

867.  Die  Verwalter  müssen  dem  Richterkommissar  jeden  Monat  eine 
genaue  Berechnung  über  den  Stand  des  Falliments  und  die  Betraf  in  der 
Kasse  vorlegen,  und  der  Richter  muss  die  Vornahme  einer  Vertheilung  der 
Dividenden  ^ordnen,  sobald  die  Rate  5  Prozent  beträfet  Die  bezahlten 
Summen  müssen  auf  den  betreffenden  Forderungen  oder  Titeln  vermerkt  und 
auf  einem  Blatte  verzeichnet  werden,  welches  die  Gläubiger  zu  unterschreiben 
haben.  Der  Saldo  zu  Gunsten  der  Masse  bestimmt  die  letzte  Verhältnisse 
massige  Vertheilung. 

868.  Nach  Beendigung  der  Li<^uidation^)  muss  der  Richterkommissar 
die  Gläubiger  zusammenberufen,  damit  sie  in  einer  Versammlung  der  Rech* 
nungslegung  der  Verwalter  beiwohnen,  deren  Funktionen  aufhören,  sobald 
die  Rechnung  abgelegt  ist. 

869.  Wenn  es  sich  ereignet,  dass  nach  Bezahlung  aller  Gläubiger 
Ueberschüsse  verbleiben,  so  müssen  dieselben  dem  Falliten  oder  seinen  Erben 


1)  Durch  Yerordnung  vom  6.  Juli  1857  ist  bestimmt  worden,  dass  die  Gläubiger 
und  nicht  das  Gericht  wenn  auch  unter  Leitung  desselben,  darüber  su  befinden  haben» 
ob  die  fallite  Masse  als  liquidirt  auEUsehen  ist. 
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nnd  Rechtsnachfolgern  zurfickerstattet  werden  nnd,  falls  dieselben  nicht  er- 
scheinen, nachdem  dieselben  durch  Bekanntmachangen  and  Inserate,  dk 
dreimal  in  den  Zeitungen  mit  einem  Zwischenraum  von  3  Tagen  wiederhcyl: 
sind,  einberufen  worden  sind,  so  müssen  die  üeberschüsse  för  Rechnung 
desjenigen,  den  es  angeht,  in  einem  öffentlichen  Depositum  aofbewafan 
werden. 

870.  Wenn  das  Vermögen  zur  vollst&ndigen  Bezahlung  der  Grläabiger 
nicht  ausreicht,  so  muss  der  Kichterkommissar  in  derselben  VersammlaD^. 
von  welcher  der  Art.  868  handelt,  beantragen,  ob  dem  Falliten  vollständig 
Quittung  ertheilt  werden  soll  oder  nicht.  Wenn  zwei  Drittel  der  Gläabiger 
in  einer  Anzahl,  welche  zwei  Drittel  der  zu  bezahlenden  Scholdfordernngec 
reprasentirt,  die  Quittung  ertheilen  wollen,  so  ist  dieselbe  selbst  bezögiicL 
der  dissidirenden  Gläubiger  verbindlich,  und  der  Fallit  wird  darch  diese 
Handlung  von  jeder  Verantwortlichkeit  fQr  die  Zukunft  befreit. 

871.  Die  Quittung  hat  jedoch  keine  Wirkung,  wenn  innerhalb  derdre 
unmittelbar  darauf  folgenden  Jahre  bewiesen  wird,  dass  der  Fallit  irgend  mt 

geheime  Vereinbarung  oder  Abrede  mit  irgend  einem  Gläubiger  gelroffai 
at,  um  ihn  gegen  das  Versprechen  oder  die  wirkliche  Leistnnfj^  ii^^end  eioes 
Werthes  zur  Unterzeichnung  der  Quittung  zu  veranlassen.  Dnd  in  diesem 
Falle  kann  sowohl  gegen  den  Falliten,  als  auch  gegen  denjenigen  oder  die- 
jenigen, mit  denen  er  koUudirt  hat,  wegen  Stellionats  strafrechtlich  voi^ 
gangen  werden. 

872.  Das  Vermögen,  welches  der  Fallit  später  etwa  erwirbt,  bleibt 
den  vor  seinem  Falliment  kontrabirten  Schulden  unterworfen,  wenn  die 
Gläubiger  demselben  Quittung  nicht  ertheilt  haben. 

TITEL  IV. 

Von  den  versohiedenen  Arten  der  Forderungen   und  der 
Rangordnung  derselben. 

873.  Die  Gläubiger  des  Falliten  werden  in  vier  verschiedenen  Listen 
verzeichnet,  je  nach  der  Natur  ihrer  Titel;  in  der  ersten  werden  die  Ei^en- 
thumsgläubiger  vermerkt,  in  der  zwejten  die  bevorrechtigten  Gläubiger,  in 
der  dritten  die  Hypothekargläubiger  und  in  der  vierten  die  einfachen  oder 
Chirographargläubiger. 

874.  Es  gehören  zur  Klasse  der  Eigenthumsgläubiger: 

1.  die  Gläubiger  von  Yermögensstücken ,  welche  der  Fallit  auf  Grand 
eines  Depositums,  eines  Pfandes,  einer  Verwaltung^  einer  Pacht, 
einer  Miethe,  eines  Kommodats  oder  eines  Niessbrauchs  besitzt; 

2.  die  Gläubiger  von  Waaren,  welche  zum  Kauf  oder  Verkauf,  zum 
Transit  oder  zur  Aushändigung  in  Kommission  g^ben  sind; 

3.  die  Gläubiger  von  Wechseln  oder  anderen  Uandelsorkanden, 
welche  ohne  Debertragung  des  Eigenthums  indossirt  worden  sind 
(Art.  361  No.  3); 

4.  die  Gläubiger  von  Rimessen,  welche  an  den  Falliten  zu  einem  be- 
stimmten Zwecke  erfolgt  sind; 

5.  der  Haussohn  für  das  castrensische  und  adventicische  Vermögen 
und  der  Erbe  und  Legatar  für  das  Vermögen  der  Erbschaft  (^ 
des  Legates  und  der  Bevormundete  für  das  Vermögen  der  Vor- 
mundschaft oder  Kuratel; 

6.  die  Ehefrau: 

a)  für  das  Dolal-  und  Parapliernalvermögen ,  welches  sie  vor  der 
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Yerheirathung  besesBen  hat,  wenn  die  betreffenden  Titel  in 
das  Handelsregister  innerhalb  14  Tagen  nach  dem  Eheschluss 
eingetragen  worden  sind  (Art.  31), 
b)  für  das  Vermögen,  welches  während  des  Bestehens  der  Ehe 
auf  Grund  einer  Schenkung,  einer  Erbschaft  oder  eines  Legates 
erworben  worden  ist,  unter  der  Bedingung,  dass  dasselbe  nicht 
in  die  Oemeinschafii  eintreten  solle,  sobala  durch  eine  gehörige 
Urkunde  bewiesen  wird,  dass  dieses  Vermögen  in  der  xhat  in 
den  Besitz  des  Ehemannes  gelangt  ist,  und  dass  die  betreffenden 
Titel  und  Urkunden  in  das  Handelsregister  innerhalb  14  Ta- 
^en  nach  dem  Empfange  eingetragen  worden  sind  (Art.  31); 

7.  der  Eigen thümer  der  in  specie  vomandenen,  gestohlenen  Sache; 

8.  der  Verkäufer  vor  der  Ueoergabe  der  verkauften  Sache,  wenn  der 
Verkauf  nicht  auf  Kredit  abgeschlossen  war  (Art.  198). 

875.  Das  Depositum  einer  Gattung  ohne  Bezeichnung  der  Species, 
sowie  das  baare  Geld,  welches  Zinsen  tragt,  gehört  nicht  zur  Klasse  der 
Eigenthumsforderuugen,  zu  derselben  Art  gehören  auch  die  den  Banquiers 
ülKsrgebenen  Summen,  welche  nach  Belieben  zurückgezogen  werden  können, 
mögen  dieselben  Zinsen  tragen  oder  nicht. 

876.  Es  sind  bevorrechtigte  Gläubiger  diejenigen,  deren  Forderungen 
irgend  eine  der  folgenden  Ursachen  veranlasst  hat: 

1.  die  Begräbnisskosten,  welche  ohne  Luxus  und  unter  Berücksichtigung 
der  gesellschaftlichen  Stellung  der  Falliten  gemacht  sind,  sowie 
diejenigen,  welche  die  Krankheit,  an  der  er  gestorben  ist,  ver- 
anlasst hat; 

2.  die  Ausgaben  und  Unkosten  der  Verwaltung  des  falliten  Hand- 
lungshauses, wenn  sie  mit  der  erforderlichen  Ermächtigung  gemacht 
worden  sind  (Art  833  und  841k 

3.  das  Salair  oder  Gehalt  der  Faktoren,  Buchhalter,  Kassirer,  Ge- 
hülfen und  Diener  des  Falliten,  welches  in  dem  dem  Datum  der 
Erklärung  des  Falliments  unmittelbar   vorhergehenden  Jahre   f&Uig 

Seworden  ist  (Art.  806); 
ie  Heuer  der  Schiffsleute,  welche  nicht  verjährt  ist  (Art*  449  No.4); 

5.  specielle,  stillschweigende  Hypothek; 

6.  generelle,  stillschweigende  Hypothek. 

87i.    Der  Gläubiger  hat  eine  specielle,  stillschweigende  Hypothek: 

1.  an  den  Mobilien,  welche  sicn  innerhalb  des  Hauses  bennden,  für 
die  Bezahlung  der  fälligen  Miethen  und  an  den  hängenden  Früchten 
bezüglich  der  Rente  oder  des  Zinses  der  Landgüter; 

2.  an  den  Verbesserungen  oder  dem  Werthe  derselben  für  das  Material 
und  den  Tagelohn  der  zu  diesen  Verbesserungen  verwendeten 
Arbeiter; 

3.  der  Pfandgläubiger  an  der  zum  P£Euide  gegebenen  Sache; 

4.  an  der  geretteten  Sache  deijenige,  welcher  dieselbe  gerettet  hat,  für 
die  Bergungskosten  (Art.  738); 

5.  an  dem  Fahrzeuge  und  den  Frachtgeldern  der  letzten  Reise  die 
Mannschaft  des  Schiffes  (Art.  564); 

6.  an  dem  Schiff  diejenigen,  welche  zu  seinem  Ankauf^  zu  seiner  Aus- 
besserung, zu  den  Geräthen  oder  zur  Verproviantirung  mit  G^ld 
beigesteuert  haben  (Art.  475); 

7.  an  den  verladenen  Waaren  die  Miethe  oder  Fracht,  die  Unkosten 
und  die  grosse  Havarie  (Art.  117,  626  und  627); 

8.  an  dem  Gegenstande,  auf  welchen  das  Bodmereidarlehn  gegeben 
worden  ist,  der  Bodmereigeber  (Art.  633  und  662); 
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9.  in  den  übrigen  in  verschiedenen  Bestimmangen  dieses  GeseUbnobes 
erwähnten  Fällen  (Art.  108,  156,  189,  537,  565  und  632). 

878.  Es  hat  eine  generelle,   stillschweigende  Hypothek  an  dem  ge- 
sammten  Vermögen  des  Falliten: 

1.  der  Gläubiger  f&r  den  Rechnungssaldo  der  Kuratel  oder  Vormond- 
schaft,  welche  der  Fallit  geführt  hatte; 

2.  der  Gläubiger  wegen  der  Erbschaft  oder  des  Legates; 

3.  der  Gläubiger,  welcher  dem  Falliten^  und  seiner  Familie  oder  aaf 
Anweisung  des  Falliten  in  den  6  Monaten  vor  dem  Falliment  Alimente 
gewährt  hat. 

879.  Hypothekargläubiger   sind  diejenigen,   deren  Forderungen  durch 
eine  specielle  Hypothek  garantirt  sind  (Art.  266). 

Alle  übrigen  sind  einfache  oder  Ghirographargläubiger. 


TITEL  V. 
Von  den  Yorzugsreohten  und  den  Vertheilungen. 

880.  Die  Gläubiger  haben  untereinander  nach  der  Reihenfol^,  in 
welcher  sie  klassificirt  worden  sind ,  den  Vorzug  und  in  derselben  Klasse 
nach  der  Reihenfolge,  in  welcher  sie  aufgezählt  sind. 

881.  Wenn  kein  Zweifel  über  die  Eigenthnmsgläubiger  (Art  874} 
oder  über  die  bevorrechtigten  Gläubiger  (Art.  876)  entsteht,  so  kann  der 
Richterkommissar  sofort  (ue  Ueberga^  des  Gegenstandes  an  die  ersteren 
und  des  beanspruchten  Betrages  an  die  letzteren  anordnen. 

Der  Gegenstand  wird  in  derselben  Species,  in  welcher  er  erludteD 
worden  ist,  oder  in  derjenigen,  in  welcher  er  vorhanden  ist,  falls  er  subrofi:irt 
worden  ist,  übergeben;  in  Ermangelung  der  Species,  muss  der  Wertk  des- 
selben bezahlt  werden. 

882.  Die  in  No.  1,  2,  3  und  4  des  Art.  876  angezählten  bevoiiech- 
tigten  Gläubiger  müssen  aus  der  Masse  bezahlt  werden,  die  in  No.  5  aaf- 
gef&hrten  können  nur  mit  dem  Erlös  der  Vermögensstücke,  auf  welche  sie 
eine  specielle,  stillschweigende  Hypothek  haben,  und  zwar  nur  soweit,  wie 
die  letztere  reicht,  bezahlt  werden,  die  in  No.  6  erwähnten  müssen  aas  der 
Masse  befriedigt  werden,  nachdem  die  bevorrechtigten,  welche  Vorzog  tot 
ihnen  haben,  bezahlt  worden  sind,  indem  unter  den  letzteren  bei  Gleichheit 
der  Ansprüche  und  in  Ermangelung  ausreichender  Yermögensstücke  eine 
verhältnissmässige  Vertheilung  stattfinden  muss. 

863.  Die  Verwalter  können  die  P&nder  zum  Vortheile  der  Masse  einr 
lösen ,  und  wenn  es  nicht  möglich  ist,  dieselben  einzulösen,  so  muss  i& 
Richterkommissar  die  Pfandgläubiger  vorladen  lassen,  um  die  Versteigenmg 
derselben  herbeizuführen.  Der  etwaige  (Jeberschuss  fliesst  zur  Masse;  wenn 
jedoch  der  Erlös  nicht  genügt,  so  tritt  die  Differenz  in  die  verhältnissmlssige 
Vertheilung  unter  den  rfeind-  und  den  Chirographargläubigern  ein. 

884-  Wenn  zwei  oder  mehrere  Gläubiger  mit  specieller  Hypothek  aaf 
denselben  Gegenstand  konkurriren,  so  haben  sie  unteremander  nach  folgender 
Reihenfolge  den  Vorzug: 

1.  derjenige,  welcher  ausser  der  speciellen  Hypothek  noch  das  Vonecht 
einer  si>eciellen  oder  generellen,  stillschweigenden  Hypothek  aaf 
Grund  eines  der  in  dem  Art.  877  angeführten  Titel  besitzt; 

2.  derjenige,  welcher  in  der  Priorität  des  Hypothekenregisters  der 
ältere  ist. 
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Wenn  zvei  Hyrotheken  an  demselben  Datum  eingetragen  worden 

sind,  so  hat  diejenige  den  Vorzug,  bei  welcher  in  der  Urkunde  die  Stunde 
angegeben  ist,  zu  welcher  die  Eintragung  erfolgte.  Wenn  beide  gleichzeitig 
zur  Einregistrirung  vorgelegt  worden  sind,  so  müssen  die  Inhaber  der  Ur- 
kunde untereinander  eine  verhältnissm&ssige  Yertheilung  erhalten. 

886.  Die  Hypothekargläubiger,  bezüglich  deren  kein  Streit  entsteht, 
oder  welche  ein  Erkenntniss  erstritten  haben,  müssen  mit  dem  Verkaufserlös 
der  hypothecirten  Vermögensstücke  befriedigt  werden;  der  etwaige  Ueber- 
schuss  fliesst  zur  Masse,  und  hinsichtlich  eines  Ausfalles  oder  einer  Differenz 
konkurriren  sie  pro  rata  mit  den  Chirographargläubigern. 

887.  Wenn  es  sich  ereignet,  dass  der  Hypothekarffl&ubiger  von  den 
hypothecirten  Vermögensstücken  nichts  erhalten  bat,  weil  dieselben  von  einem 
anaeren,  welcher  bei  derselben  Hypothek  vorgezogen  werden  muss,  absorbirt 
worden  sind,  so  tritt  er  in  die  Verdieilung  als  Chirographargläubiger  ein. 

888.  Wenn  vor  der  definitiven  Feststellung  des  Vorzu^rechtes  irgend 
eines  bevorrechtigten  oder  Hypothekai^äubigers  irgend  eme  Vertheilung 
vorgenommen  wird,  so  muss  er  in  der  Eigenschaft  eines  Chirographaxgläu* 
bigers  berücksichtigt  werden,  und  die  ihm  gebührende  Quote  bleibt  in  der 
Kasse  reservirt,  um  die  Bestimmung  zu  erhalten,  welche  derselben  nach  dem 
endgültigen  Urtheile  des  Prozesses  gegeben  werden  muss.  Dasselbe  findet 
statt  rücksichtlich  eines  jeden  anderen  Gläubigers,  dessen  provisorische  Be- 
rücksichtigung bei  den  Katenzahlungen  oder  vertheilungen  angeordnet  wor- 
den ist^)  (Art  860  und  861). 

886.  Die  Gläubiger,  welche  durch  Bürgschaften  gesichert  sind,  werden 
in  der  allgemeinen  Masse  der  Chirographargläubiger  berücksichtigt,  nach 
Abzug  der  Beträge,  welche  sie  von  dem  bürgen  erhalten  haben,  und  dieser 
letztere  wird  in  der  Masse  fär  alles  dasjenige  aufgeführt,  was  er  zur  Ent- 
lastung des  Falliten  gezahlt  hat  (Art.  260). 

880.  Die  Gläubiger  der  vierten  Klasse  haben  alle  den  gleichen  An- 
spruch auf  verhältnissmässige  Bezahlung  mit  dem  Ueberrest,  welcher  nach 
Befriedigung  der  Gläubiger  der  anderen  Klassen  verbleibt 

891.  Kein  Chirographargläubiger,  welcher  sich  mit  einem  Erkenntniss, 
das  ^simplesmente  de  preceito^'^  ist  und  vor  der  Erklärung  des  Falliments 
erstritten  worden  ist,  gestellt,  nat  Anspruch  auf  Berücksichtigung  bei  den 
verhältnissmässigen  Vertheilungen. 


Der  Gläubiger,  welcher  Inhaber  eines  von  dem  Falliten  und  an- 

•deren  gleichfiiUs  feüliten  Mitverpflichteten  solidarisch  garantirten  Titels  ist, 

^^vird  bei  allen  Massen  fär  den  mminalwerth  seiner  Forderung  zugelassen 

und  participirt  an  allen  Vertheilungen,  weiche  in  denselben  vorgenommen 

werden,  bis  zu  seiner  vollständigen  Befriedigung  (Art  391). 


^)  Nach  der  Verordnimg  vom  9.  Juli  1857  betreifen  diese  fiestimmungen  nur  die 
sni  vertheflende  ChirographarmasBe  und  pr&judiciren  nicht  die  Ansprüche  der  bevorrech- 
teten und  Hypothekargl&ubiger,  deren  Vorzugsrecht  von  den  Verwaltern  der  lEasse  be* 
stritten  worden  ist. 

*)  Unter  einem  Erkenntniss  nSimplesmente  de  preceito*  wird  nach  Art.  683  des 
I>ekret8  No.  787  von  1860  ein  Erkenntmss  verstanden,  welches  sich,  ausser  dem  Zoge- 
Btändniss,  auf  eine  öffentliche  oder  private  Urkunde  stützt 
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TITEL  VL 
Von  der  Behabilitatioii  der  Falliten. 

893.  Der  Fallit,  welcher  von  seinen  Qläabigern  vollständige  Quittaq 
erlangt  liat^),  kann  bei  dem  Handelstribunal,  welches  das  Falliment  erkürt 
bat,  seine  Rehabilitation  nachsachen.') 

8M.  Dem  Antrage  ist  die  Quittung  der  Gläubiffer  and  das  Attest 
über  die  Verbüssung  der  Strafe,  £ei11s  demselben  eine  solche  auferlegt  woideo 
ist,  beizufOgen.  Wenn  das  Fallimentjedoch  als  schuldbar  qualifieirt  woidea 
ist^  so  steht  es  in  dem  Ermessen  des  Tribunals,  nach  Vornahme  der  erfordff- 
lich  erachteten  Untersuchungen,  die  Behabilitation  zu  bewilligen  oder  za  TE^ 
weigern. 

895.  Der  Fallit,  dessen  Falliment  ein  betrügerisches  gewesen  ist,  kwu 
niemals  rehabilitirt  werden.^) 

896.  Gegen  das  Erkenntniss,  welches  die  Rehabilitation  bewilligt 
oder  verweigert,  ist  kein  Rekurs  zulässig.  Jedoch  kann  das  Erkenntnis 
welches  dieselbe  verweigert  hat  nach  Ablauf  von  6  Monaten  reformirt  werd^ 
wenn  der  Betheiligte  neue  Urkunden  vorlegt,  welche  seine  gute  Ffthroog 
nachweisen. 

897.  Nachdem  der  Fallit  durch  Erkenntniss  des  zuständigen  Trilxuab 
rehabilitirt  worden  ist,  hören  alle  gesetzlichen  Interdiktionen  auf,  weiche  auf 
Grund  der  Erklärung  des  Falliments  veranlasst  worden  waren. 


TITEL  VII. 
Von  den  Moratorien. 

898.  Ein  Moratorium  kann  nur  der  Kaufmann  erlangen,  wdcher  be- 
weist, dass  seine  Unfähigkeit,  sofort  den  kontrahirten  Yerpflichtangen  n 
genfigen,  von  aussergewöhnlicnen,  unvorhei^^esehenen  Ereigmssen  oder  toi 
höherer  Gewalt  herrührt  (Art  799),  und  welcher  gleichseitig  durch  eiae 
genaue  und  mit  Urkunden  bele^  Bilanz  darthut,  dass  er  genfigende  Geld" 
mittel  zur  vollständigen  Bezahlung  aller  Gläubiger  besitzt,  wenn  ihm  da 
Aufschub  bewilligt  wird. 

899.  Das  Uandelstribunal  des  Bezirks  des  Antragstellers  kann,  Mi 
der  Antrag  in  ^  den  im  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  BWlen  gcstdk 
wird,  sofort  eine  Verfügung  erlassen,  dass  alle  schwebenden  Zvangs^oll- 
streckungsver&hren  oder  diejenigen,  welche  später  gegen  denselben  eisj;^ 
leitet  werden,  bis  zur  definitiven  Entscheidung  Aber  das  Moratoriom  eiop* 
stellt  werden  sollen.  Mag  eine  solche  Yerfflgung  erlassen  werden  oder  nk»^ 
so  muss  das  Tribunal  somrt  zwei  Gläubiger  des  Antragstellers,  welche  ib 
am  geeignetsten  erscheinen,  ernennen,  Behufs  Prüfung  der  Genauigkeit  der 
voreeleg^n  Bilanz  an  der  Hand  der  Bücher  und  Papiere,  welche  der  Antrag 
steller  denselben  in  seinem  Komtoir  zur  YerfQgung  stellen  moss,  rmi  ^ 
gleich  mit  der  Ernennung  muss  es  den  zuständigen  Handelsrichter  bettu- 
tragen ,  alle  in  seinem  Gerichtsbezirke  vorhandenen  Gläubiger  des  Antrag 


^)  Die  Bewilligimg  des  Akkordes  bewirkt  nicht  nothwendigerweiBe  die  QmtW^ 
leiatmiff  der  Gläubiger.  . 

*)  Die  Rehabilitation  ist  nach  der  Verordnung  vom  9.  Juli  1867  nicht  m^^ 
matijkulirten  £aiiflente  beschränkt. 

*)  üeber  die  abweichenden  Bestimmangen  in  anderen  üesetabüchem  cfr.  riote » 
Art  1720  des  Argentinischen  H.  Q,  B^  S.  807. 
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stellers  an  einem  bestinunten  und  improrogirbaren  Tage  vor  sich  susammen  za 
berufen,  um  auf  das  Moratorium  zu  antworten,  indem  die  Einberufung  durch 
Briefe  des  Gerich tsscbreibers  und  durch  Bekanntmachungen  oder  Anzeigen 
in  den  Zeitangen  erfolgen  muss. 

900.  Nachdem  die  Gläubiger  an  dem  festgesetzten  Termin  sich  ver* 
sammelt  haben,  welcher  nicht  früher  als  10  und  nicht  später  als  20  Tage 
nach  dem  Tage  anberaumt  sein  darf,  an  welchem  die  Verfügung  des  Tribunals 
dem  Richter  präsentirt  worden  ist,  und,  natchdem  der  Bericht  der  prüfenden 
Gläubiger,  welchen  sie  dem  letzteren  vorher  zugestellt  haben  müssen,  ver^ 
lesen  worden  ist,  müssen  diese  Gläubiger  und  der  Antragsteller  persönlich 
oder  deren  Bevollmächtigte  mündlich  vernommen  werden,  und,  nachdem  die 
Streitfragen  und  die  Antworten  darauf  in  successiver  Verhandlung  zu  Proto- 
koll genommen  sind,  muss  der  Richter  alle  Papiere  mit  seinem  Gutachten 
dem  Tribunal  übermitteln. 

Das  Tribunal  muss  nach  Anhörung  des  Fiskals  das  Moratorium  be- 
willigen oder  verweigern,  je  nach  dem  es  für  angemessen  erachtet  wird,  indem 
es  vor  der  definitiven  Entscheidung  die  Vornahme  jeder  Prüfung  oder  Mass- 
nahme anordnen  kann,  welche  es  zur  besseren  Eenntniss  des  wahren  Standes 
des  Geschäftes  für  erforderlich  erachtet,  wobei  zur  Bewilligung  erforderlich 
ist,  dass  die  Majorität  der  Gläubiger  der  Zahl  nach  ihre  Zustimmung  giebt, 
und  dass  diese  Majorität  gleichzeitig  zwei  Drittel  der  Gesammtheit  der  For- 
derungen der  den  Wirkungen  des  Moratoriums  unterworfenen  Gläubiger 
repräsentirt. 

901.  In  keinem  Falle  kann  ein  Moratorium  für  einen  grösseren  Zeit- 
raum als  3  Jahre  bewilligt  werden. 

Die  Frist  wird  vom  Tage  der  Bewilligung  des  Moratoriums  an  gerechnet. 

902.  Nachdem  das  Moratorium  bewilligt  worden  ist,  muss  das  Tribunal 
zwei  Gläubiger  des  Antragstellers  ernennen,  damit  dieselben  seine  Führung 
während  dieses  Moratoriums  überwachen,  und  dasselbe  muss  auf  Antrag 
der  überwachenden  Gläubiger  und  selbst  irgend  eines  anderen  widerrufen 
werden,  sobald  bewiesen  wird,  dass  der  Antragsteller  mala  fide  und  zum 
Nachtheil  der  Gläubiger  handelt,  oder  dass  die  Lage  seiner  Geschäfte  sich 
derartig  verschlechtert  hat,  selbst  ohne  Oulpa  seinerseits,  dass  das  Aktiv- 
vermögen nicht  mehr  zur  vollständigen  Deckung  der  Passiva  ausreicht. 

In  diesen  Fällen  muss  das  Tribunal  nach  dem  Widerruf  des  Moratoriums 
anverzüglich  zur  Erklärung  des  Falliments  schreiten  und  die  übrigen  späteren 
und  sich  daran  anschliessenden  Massnahmen  treffen. 

903.  Die  Wirkung  des  Moratoriums  besteht  darin,  dass  jede  Zwangs- 
vollstreckung suspendirt  und  die  Verpflichtung  zur  Bezahlung  der  rein  per- 
sönlichen Schulden  desjenigen,  dem  dasselbe  bewilligt  worden  ist,  aufge- 
hoben wird ;  jedoch  suspendirt  das  Moratorium  nicht  den  gewöhnlichen  Fort- 
gang der  anhängigen  Prozesse  und  derjenigen,  welche  von  neuem  angestellt 
werden,  es  sei  denn  rücksichtlich  der  Vollstreckung  derselben. 

Das  Moratorium  umfasst  nicht  die  Klagen  oder  Vollstreckungen,  welche 
▼er  oder  nach  der  Bewilligung  desselben  eingeleitet  worden  sind  und  von 
Eigenthums-,  bevorrechtigten  oder  Hypothekarforderungen  herrühren,  noch 
kommt  es  den  Mitverpflichteten  oder  Bürgen  des  Schuldners  zu  statten. 

904.  Der  Schuldner,  welcher  ein  Moratorium  erlangt  hat,  kann  sein' 
unbewegliches  oder  bewegliches  Vermögen  oder  seine  Moventien  weder  ver* 
äussern,  noch  in  irgend  einer  Weise  belasten,  ohne  Mitwirkung  oder  Er- 
mächtigung der  aufsichtführenden  Gläubiger.  Die  Kontravention  g^^  diese 
Yorschrifb  annullirt  nicht  nur  den  Akt,  sondern  kann  auch  den  Widerruf 
des  Moratoriums  herbeiführen,  wenn  es  so  dem  Tribunal  nach  der  Schwere 
des  Falles  erforderlich  erscheint 
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Das  Moratoriam,  bei  welchem  irgend  eine  der  in  diesem  Gesetz- 
buche  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  erfüllen  unterkssen  worden  ist, 
kann  iederzeit  annallirt  werden. 

906.  Gegen  das  Erkenntniss  des  Handelsüibunals,  welches  das  Mon- 
torinm  verweigert,  ist  nur  das  Rechtsmittel  des  Einspruches  in  der  im 
Art  851  bestimmten  Form  zulässig;  es  findet  jedoch  dasjenige  der  Berafang 
an  das  Appellationsgericht  des  Bezirks  in  den  Fällen  der  Bewilligung  statt, 
jedoch  nur  mit  Devolutivwirkung. 

TITEL  Vm. 
Allgemeine  BestimxnuiigeiL 

907.  Gegen  die  Entscheidungen  des  Richterkommissars  giebt  es  das 
Rechtsmittel  der  Beschwerde  bei  dem  Handelstribunal,  welches  in  der  perem- 
torischen  Frist  von  5  Tagen  eingelegt  und  am  ersten  Sitzungstage  dieses 
Tribunals  nach  der  Einlegung  desselben  entschieden  werden  muss. 

908.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  bezüglich  der  Fallimente 
oder  Eonkurse  finden  nur  auf  den  Schuldner  Anwendung,  welcher  immatri- 
kulirter  Kaufmann  ist.^) 

909.  Bei  der  Einziehung,  Verwaltung  und  Yertheilung  des  Vermögens 
der  Handeltreibenden ,  welche  nicht  immatrikulirt  sind,  müssen  jedoch  in 
den  Fällen  des  Falliments  bei  dem  gewöhnlichen  Gericht  alle  Bestimmungen 
dieses  Gesetzbuches  bezüglich  der  Fallimente  der  immatrikulirten  SLaufleate, 
soweit  dieselben  anwendbar  sind,  beobachtet  werden. 

910.  Die  civilen  Ansprüche  und  die  civile  Verantwortlichkeit  der 
£Edliten  Gläubiger  gehen  auf  die  Erben  und  Rechtsnachfolger  derselben  über, 
soweit  das  Vermögen  der  ersteren  reicht  und  nicht  weiter. 

911.  Die  mmderjährigen  Erben  der  Falliten,  welche  in  gesetzlicher 
Weise  durch  ihre  Vormünder  oder  Kuratoren  vertreten  worden  sind,  ge- 
messen kein  Vorrecht  in  den  Fällen  des  Falliments,  und  es  findet  raä- 
sichtlich  derselben  die  Bestimmung  des  Art.  353  Anwendung. 

912.  Das  g^enwärtige  Gesetzbuch  wird  erst  6  Monate  nach  dem 
Datum  seiner  Publikation  in  der  Residenz  verbindlich  und  tritt  von  diesem 
Zeitpunkte  an  in  Kraft. 

913.  Von  dem  erwähnten  Zeitpunkte  an  gerechnet,  sind  die  Gresetze 
und  rechtlichen  Bestimmungen  bezüglich  der  Handelsmaterien  und  alle 
übrigen,  welche  mit  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  in  Widerspruch 
stehen,  aufgehoben. 


Dekret  No.  3065, 

betreffend  verschiedene  Bestimmungen  über  den  Akkord. 
Vom  6.  Mai  1882. 

Art.  ].  Zur  Gültigkeit  des  Akkordes  genügt  es,  dass  derselbe  von 
der  Majorität  der  in  der  Versammlung  anwesenden  Gläubiger  bewillijft 
worden  ist,  vorausgesetzt,  dass  diese  Majorität  zwei  Drittel  des  Werthes 
aUer  den  Wirkungen  des  Akkordes  unterworfenen  Forderungen  repräsentirt, 
indem  die  Bestimmungen  der  Ai-t.  844  und  847  des  Ebndelsgesetzbaches 
in  dieser  Weise  modificirt  werden. 


1)  Cfr.  Note  2  zu  Art.  893,  S.  662. 
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2.  Die  gemäss  Art.  842  des  Handelsgesetzbuches  zusammenberufenen 
Ol&abiger  können  an  den  Beschiussfassungen  über  den  Akkord  durch 
Handatare  theilnehmen. 

Es  ist  einer  einzigen  Person  gestattet,  Mandatar  mehrerer  Gläubiger 
SU  sein,  nnd  er  hat  auf  so  viel  Stimmen  Anspruch,  als  er  Mandanten  vertritt. 

Die  BeTollmächtigung  kann  durch  eine  Privaturkunde  erfolgen  und 
muss  dem  Mandatar  Specialvollmacht  ertheilen. 

3.  An  der  BeschlussfEtösung  über  den  Akkord  können,  Behufs  Bewilli- 
gung oder  Verweigerung  desselben,  die  Angestellten,  die  Verwalter,  die 
*&eranten  und  die  gesetzlichen  Vertreter  eines  jeden  Gläubigers  theilnehmen, 
Jiucli  wenn  ihnen  die Befugniss,  zu  veraussern,  nicht  ertheilt  worden  ist;  esge- 
nüe^  für  die  Wirkungen  dieses  Artikels,  dass  sie  bevollmächtigt  sind,  Ver- 
waltungshandlungen vorzunehmen. 

4.  Der  Akkord  durch  vollständige  oder  theilweise  Abtretung  des 
Aktivvermögens  des  Falliten  ist  gestattet. 

Die  Bildung,  die  Wirkungen,  die  AnnuUirung  und  die  Authebung  des 
Akkordes  durch  Abtretung  werden  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  anderen  Arten  des  Akkordes  geregelt. 

Die  Liquidation  und  die  Vertheilung  des  abgetretenen  Aktivvermögens 
■erfolgt  nach  den  Vorschriften,  welche  für  die  gleichen  Geschäfte  in  dem 
Fallimentsveriahren  festgesetzt  sind. 

5.  Der  Gläubiger,  welcher  sich  besondere  Vortheile  mit  Rücksicht 
4iuf  seine  Abstimmung  bei  den  Beschluss&ssungen  über  den  Akkord  stipulirt 
hat,  verliert  zu  Gunsten  der  Masse  den  Betrag  seiner  Forderung,  sowie 
jeden  aus  einem  solchen  Vertrage  resultirenden  pekuniären  Vortheil,  unbe- 
schadet der  Strafen,  welche  er  nach  dem  Strafgesetz  etwa  verwirkt  hat. 

6.  Alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden  und  bleiben  auf« 
i;ehoben. 

Gesetz, 

vom  25.   Juni    1850. 

Einziger  Titel. 
Von  der  Gerichtsbarkeit  bei  Handelsgeschäften  und  in  Handelssachen. 

Kapitel  I. 
Von  den  Handelstribunalen  und  -Gerichten. 

Abschnitt  I. 
Von  den  Handelstribunalen.  ^) 

Art.  1.  Es  giebt  Handelstribunale  in  der  Hauptstadt  des  Kaiserreichs, 
iD  den  Hauptstädten  der  Provinzen  Bahia  und  Pemambuco  und  in  den 
.Provinzen,  m  welchen  sie  später  errichtet  werden,  wobei  jedes  einzelne  als 
Bezirk  die  betrefPende  Provinz  hat. 

In  denjenigen  Provinzen,  in  welchen  kein  Handelstribunal  besteht, 
werden  die  Befugnisse  desselben  von  den  Appellationsgcrichten  ausgeübt  und, 
in   Ermangelung    der    letzteren,    in   dem   administrativen    Theile   von   den 

^)  Die  Handelstribonaie  und  Handelskonservatorien  (cir.  hierüber  das  Dekret 
Ko.  15d7  vom  1.  Mai  1855)  sind  durch  das  Dekret  No.  2662  vom  9.  Oktober  1875  anf- 
l^ehoben  und  deren  Befugnisse  bis  auf  wenige  Ausnahmen  den  zu  errichtenden  Handels- 
Junten  und  Inspektionen  übertragen  worden,  cfr.  unten  das  Dekret  No.  2662  und  die 
zwei  Dekrete  vom  80.  November  1876  No.  6384  und  6385. 
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Yerwaltungsbehörden  und  in  dem  gerichtlichen   Theile   von   den   Gerichts- 
behörden, welche  die  Begierung  dazu  bezeichnet  (Art  27). 

2.  Das  Handelstribonal  der  Hauptstadt  des  Kaiserreichs  besteht  aus 
einem  Präsidenten,  der  Rechts^elehrter  ist,  6  deputirten  Kaofleuten,  von 
denen  einer  als  Sekretär  fun^irt,  und  3  Vertretern,  ebenfalls  E^aufieuten, 
und  hat  als  Adjunkt  einen  Fiskal,  welcher  stets  ein  am  Appellationsgericht 
zu  EUo  de  Janeiro  thätiger  Oberrichter  sein  muss. 

Die  Tribunale  der  Provinzen  bestehen  aus  einem  rechtsgelehrtea 
Präsidenten,  4  deputirten  Eaufleuten,  von  denen  einer  als  Sekretär  fungirt, 
und  2  Vertretern,  ebenfalls  Eaufleuten,  und  haben  als  Adjunkten  einen  FisLd, 
welcher  stets  ein  am  Appellationsgericht  der  betreffenden  Provinz  thätiger 
Oberrichter  sein  muss. 

3.  Die  Präsidenten  und  die  Fiskale  werden  vom  Kaiser  ernannt  und 
können  stets  abgesetzt  werden,  wenn  es  das  Wohl  des  Dienstes  erfordert. 

Die  Deputirten  und  die  Stellvertreter  werden  durch  Wahl  der  Eaaf- 
leute  erwählt. 

4.  Die  deputirten  Kaufleute  und  die  Vertreter  bleiben  4  Jahre  im 
Dienst,  indem  die  Hälfte  derselben  alle  2  Jahre  ergänzt  wird. 

Bei  der  ersten  Ergänzung  werden  diejenigen  ausgeschieden,  weiche  die 
wenigsten  Stimmen  erhalten  haben,  indem  bei  Stimmengleichheit  das  Loos 
entscheidet. 

In  den  Fällen  der  Vakanz  der  Stelle  eines  Deputirten  oder  eines  Ver- 
treters muss  eine  neue  Wahl  vorgenommen  werden;  der  Neuerwählte  jedoch 
bleibt  nur  für  die  Zeit  im  Dienste,  welche  demjenigen  noch  gefehlt  liat,  an 
dessen  Stelle  er  getreten  ist 

5.  Kein  Kaufmann  kann  sich  dem  Amte  eines  Deputirten  oder  Ve^ 
treters  bei  den  Handelstribunalen  entziehen,  ausgenommen  bei  voi^rücktem 
Alter  oder  schwerer  und  anhaltender  Krankheit,  welche  denselben  absolot 
daran  verhindert.  Diejenigen,  welche  ohne  gerechten  Grund  die  Wahl  nicht 
annehmen,  können  bei  den  Handelswahlen  niemals  aktives  oder  passives 
Stimmrecht  mehr  ausüben. 

Die  Annahme  ist  jedoch  nicht  obligatorisch  vor  Ablauf  von  4  Jahreo 
Zwischenraum  zwischen  der  Dienstthätigkeit  der  vorhergehenden  und  der 
neuen  Ernennung. 

6.  Es  können  bei  demselben  Tribunal  die  Verwandten  innerhalb  des 
zweiten  Verwandtschaftsgrades,  so  lange  die  Schwägerschaft  noch  besteht, 
zusammen  nicht  thätig  sein,  ebensowenig  diejenigen  innerhalb  des  vierten 
Grades  der  Blutsverwandtschaft,  noch  auch  zwei  oder  mehr  deputirte  Kaof- 
leute,  welche  unter  einander  eine  Gesellschaft  bilden. 

7.  Bei  jedem  Handelstribunal  muss  ein  Sekretariat  bestehen,  mit 
einem  Bureau  Vorsteher  und  den  fär  die  Erledigung  der  Geschäfte  noth- 
wendigen  Schreibern  und  sonstigen  Beamten. 

Die  erste  Ernennung  des  Büreauvorstehers,  der  Schreiber  und  sonstigen 
Beamten  erfolgt  durch  den  Kaiser,  indem  diejenigen  vorgezogen  werden 
sollen,  welche  gegenwärtig  im  Dienste  des  Tribunals  der  Handelsjnnta 
stehen,  sofern  sie  besonders  geeignet  erscheinen.  Die  nachfol^nden  Er- 
nennungen und  Entlassungen  der  Büreauvorsteher,  Schreiber  und  der  Ge* 
richtsboten  findet  auf  Beschluss  der  betrefPenden  Tribunale  statt,  weldienin 
Zukunft  die  freie  Ernennung  und  Entlassung  aller  übrigen  Subaltembeamten 
überlassen  ist. 

8.  Den  Handelstribunalen  steht  ausser  den  im  Handelsgesetzbache 
ausdrücklich  erwähnten  Befugnissen  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  zu, 
welche  in  der  Natur  ihrer  Institution  liegt  und  in  den  Verordnungen  der 
Exekutivgewalt  bezeichnet  ist  (Art.  27). 
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9.  Dem  HaBdeletribuimle  der  Heichsbauptstadt  liegt  besonders  ob, 
die  jährliche  Statistik  über  den  Handel,  den  Ackerbau,  die  Industrie  und  die 
Schifffahrt  des  Reiches  aufzustellen,  und  zu  dieser  Feststellung  muss  es  sich 

^        mit  den  Tribunalen  der  Provinzen  und  auch  mit  anderen  Behörden  inVer^ 
bindung  setzen,  welche  verpflichtet  sind,  ihren  Requisitionen  zu  entsprechen. 

10.  Die  einüetchen  Ezpeditionsgeschäfte  können  von  drei  Mitgliedern 
des  Tribunals,  von  denen  einer  der  Präsident  ist,  erledigt  werden;  alle 
übrigen  müssen  von  der  Majorität  der  dasselbe  bildenden  Mitglieder  mit 
Einschluss  des  Präsidenten  erledigt  werden,  mit  alleiniger  Ausnahme  der 
Fälle,  von  denen  die  Art.  806,  820  und  894  des  Handelsgesetzbuches 
handeln,  zu  deren  Entscheidung  durchaus  erforderlich  ist,  dass  das  Tribunal 
vollständig  besetzt  ist«  In  allen  Fällen  giebt  die  absolute  Majorität  der 
Stimmen  den  Ausschlag. 

11.  In  den  Sekretariaten  der  Handelstribunale  muss  ein  öffentliches 
Handelsregister  gefuhrt  werden,  in  welches  in  die  betreffenden,  von  dem 
Präsidenten  des  Tribunals  rubricirten  Bücher  die  Matrikel  der  Eaufleute 
(Art  4  des  H.  G.  B.)  einzutragen  ist  und  alle  Papiere,  welche  in  Ge- 
mässheit  der  Besünunungen  des  Ebndelsgesetzbuches  einregistriit  werden 
müssen  (Art.  10  No.  2  des  H.  G.  B.). 

12.  Die  Präsidenten  der  Handelstribunale  der  Provinzen  sind  ver- 
pflichtet, jährlich  Berichte  über  die  vor  diesen  Tribunalen  verhandelten  Ge- 
schäfte nebst  den  getroffenen  Entscheidungen  anzufertigen;  eine  Abschrift  der- 

I  selben  muss  dem  Präsidenten  des  Tribunals  der  Reichshauptstadt  nebst  den 

geeignet  erscheinenden  Bemerkungen  übermittelt  werden. 

13.  Der  Präsident  des  Handelstribunals  der  Reichshauptstadt  muss 
seinerseits  einen  gleichen  Bericht  anfertigen  und  die  sämmtlichen  Berichte, 
mit  seinen  Bemerkungen  versehen,  der  Regierung  zur  Eenntnissnahme  ein- 
senden, damit  diese  die  für  das  Ressort  oesselben  geeigneten  Massnahmen 
trifft  und  der  legislativen  Gewalt  die  Vorlagen  macht,  welche  von  legisla- 
tiven Massregeln  abhängen. 

Abschnitt  IL 
Von  der  Wahl  der  deputirten  Eaufleute. 

14.  In  den  Handelskollegien  können  stimmen  und  Stimmen  erhalten, 
alle  Eaufleute  C^rt.  4),  welche  in  dem  Bezirk  ein  Etablissement  errichtet 
haben,  wo  die  Wahl  stattfindet,  und  welche  Brasilianische  Bürger  sind  und 
die  freie  Ausübung  ihrer  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  besitzen,  auch 
wenn  sie  die  ^ewerbemässige  Ausübung  des  Handels  nicht  mehr  betreiben« 

Wenn  bei  der  ersten  Wahl  nicht  mindestens  zwanzig  bei  dem  Tribunal 
der  Handelsjunta  immatrikulirte  Eaufleute  Behufs  Bildung  des  Handels- 
kollegiums vorhanden  sind,  so  können  auch  die  Handeltreibenden  zur  Ab- 
stimmung und  zur  Wahl  zugelassen  werden,  welche  ein  Eapital  von  40 
Contos^)  besitzen,  oder  von  denen  vermuthet  wird,  dass  sie  es  besitzen. 

Es  sind  jedoch  von  dem  aktiven  und  jMtssiven  Stimmrecht  ausgeschlossen 
diejenigen  Eaufleute,  welche  zu  irgend  einer  Zeit  des  Meineides,  der  Fäl- 
schung oder  des  schuldbaren  oder  betrügerischen  Falliments  überführt  wor- 
den smd,  auch  wenn  sie  die  erkannten  Strafen,  zu  welchen  sie  verurtheilt 
worden  sind,  verbüsst  haben  oder  rehabilitirt  worden  sind. 

15.  Eein  Eaufmann  kann  Deputirter  oder  Stellvertreter  sein,  wenn 
er  nicht  30  Jahre  alt  ist  und  mindestens  5  Jahre  gewerbemässig  Handel  ge- 


^)  1000  Jfilreis  (d.  h.  1 000  000  Reis)  werden  ein  Conto  genannt. 
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trieben   hat.    Die  Wahl   des  Präsidenten  kann  nicht  auf  eine  Person  biHm, 
welche  das  erwähnte  Lebensalter  noch  nicht  erreicht  hat. 

16.  Die  Handelstribunale  müssen  den  Zeitpunkt  angeben,  in  welchem 
die  Yersammlung  des  Wahlkollegiums  der  Eaufleute  stattfinden  soll;  der- 
selben prSsidirt  der  Präsident  des  Tribunals. 

Die  Bezeichnung  des  Tages  der  ersten  Wahl  erfolgt  durch  den  Minister 
des  Reichs  in  der  Residenz  und  durch  die  Präsidenten  in  den  ProTinzen. 

Abschnitt  III. 
Yon  dem  Handelsgericht 

17.  Die  in  dem  Handelsgesetzbuche  den  Handebrichtem  übertragenen 
Befiimisse  werden  von  den  gewöhnlichen  Gerichten  ausgeübt,  welche  auch 
für  die  Entscheidung  der  Handelssachen  in  erster  Instanz  mit  Rekurs  ao 
die  betreffenden  Appellationsgerichte  zuständig  sind,  mit  den  im  Handels- 
gesetzbuch rficksicntlich  der  Fallimente  aufgestellten  Ausnahmen. 

18.  Als  Handelssachen  werden  alle  diejenigen  angehen,  welche 
aas  Ansprüchen  und  Obligationen  herrühren,  die  den  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  unterworfen  sind ,  vorausgesetzt,  dass  eine  der  Parteien 
Kaufmann  ist 

19.  Es  werden  gleichfalls  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  und  nach  derselben  Form  des  Yer&hrens  eDtschieden, 
auch  wenn  kein  Handeltreibender  dabei  betheiligt  ist: 

1.  die  Klagen  zwischen  Privatpersonen  auf  Grund  öffentlicher  Schuld- 
titel und  irgend  welcher  anaerer  Kreditjpapiere  der  Regierang; 

2.  die  Klagen  der  Kompagnien  oder  GreseUschaften ,  welcnes  auch  ihre 
Natur  oder  ihr  Zweck  sein  mag; 

3.  die  Klagen,  welche  aus  Pachtverträgen  herrühren,  die  in  den  Be- 
stimmungen des  Titel  X  des  Handelsgesetzbuches  einbegriffen  sind, 
mit  alleiniger  Ausnahme  derjenigen,  welche  ^ich  auf  die  Pacht  dm 
ländlichen  oder  städtischen  Besitzungen  beziehen. 

20.  Es  müssen  nothwendigerweise  durch  Schiedsrichter  die  Klagen 
und  Streitigkeiten  entschieden  werden,  für  welche  das  Handelsgesetzbuch 
diese  Form  der  Entscheidung  vorschreibt 

21.  Jedes  Tribunal  oder  jeder  Richter,  welche  über  Handelsgeschäfte 
oder  Handelssachen  erkennen,  jeder  Schiedsrichter  oder  sachverständige 
Schiedsrichter,  welche  über  Handelgegenstände,  -Akte  oder  -Verpflichtungen 
zu  entscheiden  haben,  sind  verpflichtet,  in  den  vorkommenden  Fällen  die 
£andel8gesetzgebung  zur  Anwendung  zu  bringen. 

Kapitel  II. 
Von  der  Gerichtsordnung  in  Handelssachen. 

22.  Alle  Handelssachen  müssen  bei  allen  Gerichten  und  Instanzen 
kurz  und  summarisch,  ein&ch  und  nach  Kenntniss  des  Sachverhalts  ver- 
handelt werden,  ohne  dass  es  erforderlich  ist,  alle  gewohnlichen  für  die  Giril- 

Prozesse  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  streng  zu  beobachten,  indem  änzig 
und  allein  nothwendig  ist,  dass  die  wesentlichen  Förmlichkeiten  und  Vo]> 
Schriften  beobachtet  werden,  damit  die  Parteien  ihren  Anspruch  begründen 
und  ihre  Beweise  produciren  können. 

23.  Ein  Sühnever&hren  ist  bei  den  Handelssachen  nicht  erforderlich, 
welche  sich  auf  indossirte  Handelskreditpapiere  stützen,  und  auch  nicht  bei  den- 
jenigen, bei  welchen  die  Parteien  einen  Vergleich  nicht  schliessen  können, 
noch  auch  bei  den  Verhandlungen  über  die  Erklärung  des  Falliments. 
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24.  Bei  den  HandelssacheD  ist  nur  nothwendig.  dass  die  erste  Yorla- 
dimg  and  dieienige,  welche  beim  Beginn  der  YoUstreckang  zugestellt  werden 
muss,  persönlich  erfolgt. 

25.  Wenn  der  Beklagte  sich  ausserhalb  des  Ortes  befindet,  wo  die 
Obligation  kontrahirt  worden  ist,  so  kann  er  in  der  Person  seiner  Man- 
datare, Verwalter.  Faktoren  oder  Geschäftsführer  in  den  Fällen  vorgeladen 
werden,  in  welcnen  die  Klage  aus  Handlungen  herrührt,  die  von  diesen 
Mandataren,  Verwaltern,  Faktoren  oder  Geschäftsfahrern  ausgeführt  sind. 
Dasselbe  findet  statt  bezüglich  der  von  den  Kapitainen  oder  Schiffsmeistem, 
Konsignataren  und  Superkargos  kontrahirten  Verpflichtungen,  wenn  der 
Principalschuldner  oder  -Verpflichtete  sich  nicht  anwesend  befindet. 

26.  Das  Rechtsmittel  der  Berufung  findet  bei  den  Handelssachen 
(Art.  18)  nicht  statt,  deren  Werth  200  Milreis  nicht  übersteigt,  noch  das- 
jenige der  Revision,  wenn  der  Werth  2  Contos^  nicht  übersteigt. 

27.  Die  Regierung  ist  ermächtigt,  ausser  den  zu  ihrer  Kompetenz  ge- 
hörigen Verordnungen  und  Instruktionen,  Behu&  genauer  Ausführung  des 
Handelsgesetzbuches,  in  einer  geeigneten  Verordnung  die  Gerichtsordnung 
fär  das  Handelsverfahren  festzusetzen,  und  besonders  Behufs  Ausführung 
des  zweiten  Alineas  des  Art.  1  und  des  Art.  8,  unter  Berücksichtigung  der 
Bestimmungen  dieses  Titels  und  derjenigen  des  Handelsgesetzbuches,  und 
ausserdem  die  Vorschriften  und  Förmlichkeiten  festzusetzen,  welche  bei  den 
Beschlagnahmen  vop  Vermögensstücken  und  bei  der  Personalhaft  des  Schuld- 
ners, welcher  eine  Handelsschuld  zu  zahlen  ünterlässt,  befolgt  werden 
müssen. 

28.  Die  Aemter  des  Präsidenten,  des  Deputirten  und  des  Fiskals  der 
Handelstribunale  sind  Ehrenämter  und  diejenigen,  welche  sie  bekleiden, 
erhalten  für  dieses  Amt  diejenigen  Emolumente,  welche  ihnen  direkt  zu- 
stehen. Wenn  die  Wahl  des  Präsidenten  auf  einen  Oberrichter  fallt,  so 
muss  derselbe  beide  Aemter  zusammen  verwalten,  erhält  aber  nur  sein  ge- 
wöhnliches Gehalt,  sofern  er  bei  dem  Appellationsgericht  des  Ortes  beschäf- 
tigt ist,  wo  das  Handelstribunal  sich  befindet. 

Die  übrigen  Beamten  dieser  Tribunale  erhalten  eine  Gratifikation, 
welche  von  der  Regierung  auf  das  Gutachten  der  betreffenden  Tribunale  hin 
bemessen  und  aus  der  Kasse  der  Emolumente  bezahlt  wird. 

29.  Die  Regierung  setzt  den  Tarif  der  Emolumente  fest,  welche 
die  Handelstribunale  erhalten  müssen.  Alle  in  dem  Handelsgesetzbuche  ohne 
Angabe  einer  besonderen  Verwendung  dekretirten  Geldstrafen  fliessen  in  die 
Kasse  der  Emolumente  der  betreffenden  Handelstribunale. 

30.  Das  Tribunal  der  Handelsjunta  wird  aufgehoben.  Die  Mitglieder 
dieses  Tribunals  werden  mitdenEhren  und  Vorrechten,  welche  sie  genossen  haben^ 
und  dem  ihrer  Dienstzeit  entsprechenden  Gehalte  in  den  Ruhestand  versetzt. 

Die  übrigen  Beamten  dieses  Tribunals,  welche  nicht  in  die  Sekretariate 
der  Handelstribunale  aufj^nommen  werden  können,  beziehen  ihr  ganzes 
Gehalt  weiter,  so  lange  sie  nicht  von  neuem  angestellt  werden. 

Wir  befehlen  daher  allen  Behörden,  welchen  die  Kenntniss  und  Aus- 
führung dieses  Gesetzes  zukommt,  dass  sie  dasselbe  genau  nach  seinem 
Inhalte  erfüllen  und  veranlassen,  dass  es  erfüllt  und  beobachtet  werde. 

Der  Staatssekretär  des  Justizwesens  soll  dasselbe  drucken,  publiciren 
tmd  verbreiten  lassen. 


^)  Ueber  den  Werth  des  Gontos  siehe  Note  zu  Art.  14  S.  667. 
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Dekret  No.  2694 

vom  17.  November  1860. 

Behufs  guter  Ausführung  des  §  10^)  dos  Art.  1  des  Gesetses  No.  1083 
vom  22.  August  1860  wird  folgendes  angeordnet: 

Art.  1.  Die  Emission  oder  das  Belassen  im  Umlauf  von  Billets,  Notoi, 
eigenen  Wechseln,  Outscheinen,  Anweisungen  oder  irgend  welcher  Titel, 
Papiere  oder  Urkunden,  welche  eine  Verpflichtung  über  einen  Werth  ent- 
halten, der  in  Depositum  oder  zur  Zahlung  an  den  Inhaber  empfimgen  ist, 
oder  mit  dem  Namen  des  letzteren  in  Blanco,  kann  ohne  Erm&cbtigaiig  der 
legislativen  Gewalt  nicht  erfolgen,  bei  Strafe  einer  Oeldbusse  lo  Höhe  des 
vierfachen  Werthes  jedes  einzelnen  Stückes,  welches  zur  Emission  gelaogt 
ist;  die  Strafe  verwirkt  vollständig  sowohl  der  Emittent,  als  auch  der 
Inhaber. 

Einziger  Paragraph.  Von  der  in  diesem  Artikel  aufstellten  Regel 
sind  ausgenommen: 

1.  die  Emission  der  bestehenden  Banken,  welche  durch  die  v<mi  der 
zuständigen  Behörde  genehmigten  Statuten  und  den  geltenden  Ge- 
setzen gemäss  autorisirt  woroen  ist; 

2.  die  Empfangsscheine  oder  Mandate  auf  den  Inhaber  über  einen  Be- 
trag von  mehr  als  50  Milreis,  welche  von  Banquiers  und  Eanileat« 
einer  Börse  ausgestellt  sind,  um  an  derselben  Börse  bezahlt  za  wer- 
den; dieselben  müssen  in  der  Frist  von  3  Tagen,  von  den  betreffen- 
den Daten  an  gerechnet,  präsentirt  werden,  bei  Striae  des  Yerlastes 
des  Regressrechtes  gegen  den  Inhaber.') 

2.  Die  Frist  von  3  Monaten  nach  der  Publikation  dieses  Dekrets  in 
den  Zeitungen,  in  denen  die  Bekanntmachunf^en  der  Be^erung  gewöhnlich 
inserirt  werden,  wird  festgesetzt  zum  Zurückziehen  der  in  den  AusnahmeD 
des  vorhergehenden  Artikels  nicht  einbegrifienen  BiUets  oder  Urkunden  dieser 
Art,  indem  von  diesem  Datum  an  in  Zukunft  die  Emittenten  und  Inhaber 
derselben  der  Strafe  des  Art.  1  §  10  des  Gesetzes  No.  1083  unterworfen  sind, 
wenn  sie  die  etwa  vor  dieser  Publikation  emittirten  in  Umlauf  belassen. 

3.  Die  Gerichts-  oder  Verwaltungs-,  sowie  die  Polizei-  und  fiskalischen 
Behörden  sind  verpflichtet,  bei  der  Strafe  des  Art.  7  des  Gesetzes  No.  1083'). 
den  vorgesetzten  Behörden  und  diese  dem  Handelsministerium  und  den  Prä- 
sidenten der  Provinzen  die  Vorbereitung  und  den  Versuch  einer  Ehnisaon 
solcher  Titel  oder  das  Vorhandensein  derselben  im  Umlauf  mitzutheilen  nod 
von  Amtswegen  die  in  diesem  Artikel  erwähnten  BiUets  und  Urkunden  an* 
zuhalten,  indem  sie  hierüber  ein  Protokoll  aufnehmen,  welches  mit  den  ge 


^)  Derselbe  lautet :  Keine  Bank ,  welche  nicht  zu  den  durch  VerfBgim^  der 
Exekutivgewalt  thatsächlich  errichteten  gehört,  keine  Kompagnie  oder  Gesellschaft  rrgend 
welcher  Art,  kein  Kaufmann  oder  eine  andere  Person,  welches  Gewerbe  sie  such  be- 
treiben mag»  kann  ohne  Ennächtiffong  der  legislativen  Gewalt  Noten,  BiUets.  Gutscheine. 
Papiere  oder  Titel  auf  den  Inhaber  oder  mit  dessen  Namen  in  Blanco  emittiren,  bei 
Strafe  einer  Geldbusse  des  Tierfachen  Werthes  desselben;  die  Strafe  verwirkt  voUstäs^ 
sowohl  der  Emittent,  als  auch  der  Inhaber. 

Diese  Verordnung  umfasst  jedoch  nicht  die  Empfangsscheine  und  Mandate  m 
den  Inhaber,  welche  ausgestellt  smd,  um  an  derselben  Börse  auf  Grund  der  KoDto* 
korrente  bezahlt  zu  werden,  vorausgesetzt,  dass  sie  über  einen  Betrag  von  mehrai? 
60  Müreis  lauten. 

Solche  Empfangsscheine  und  Mandate  müssen  in  der  Frist  von  3  Tagen,  von  den 
betreffenden  Daten  angerechnet,  präsentirt  werden,  bei  Strafe  des  Verlustes  des  Begress- 
anspmches  des  Inhabers  gegen  den  Aussteller. 

>)  ,,portador",  es  dürfte  ein  Druckfehler  vorliegen  und  ^jPassador^  (Aussteller)  g^ 
meint  sein,  vergl.  Alinea  3  des  in  der  vorhergehenden  Note  citirten  §  10. 

')  100  Müreis  bis  1000  Milreis. 
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hörigen   InformationeD   der  betreffenden  Behörde,   Behufs  Auferlegung  der 
Strafe,  übersandt  werden  muss. 

4.  Die  Strafen,  von. welchen  die  vorhergehenden  Artikel  handeln,  wer- 
den im  Verwaltungswege  von  dem  Polizeidelegirten  des  Bezirks  auferlegt,  in 
welchem  die  Emission  oder  Cirkulation  stattgefunden  hat,  oder  von  dem  zu- 
ständigen Polizeichef^  und  zwar  mit  Rekurs  Yon  der  ersten  Behörde  an  die 
letztere  und  von  der  letzteren  in  der  Hauptstadt  an  den  Handelsminister,  in 
den  Provinzen  an  die  Präsidenten  und  schliesslich  von  den  Präsidenten  der 
Provinzen  an  den  Handelsminister. 

Einziger  Paragraph.  Diese  Strafen  werden  exekutivisch  in  derselben 
Weise  eingezogen,  wie  die  Forderungen  der  Staatskasse,  und  der  Erlös  der- 
selben wira,  nachdem  er  in  dem  &hatze  und  den  Schatzämtern  der  Pro- 
vinzen deponirt  worden  ist,  nach  Anweisung  des  Handelsministers  zu  dem 
Kapital  der  Unterstützungsanstalten  verwendet,  welche  auf  Grund  der  Be- 
stimmung des  Art  2  §  19  des  genannten  Gesetzes  geschaffen  werden,  und 
zwar  in  der  Stadt,  in  welcher  die  betreffende  Bank  in  Thätigkeit  ist,  oder 
in  der  zunächst  gelegenen  Ortschaft,  nach  Abzug  des  Theiles,  welcher  diesem 
Gesetze  gemäss  den  Personen  oder  Beamten  zusteht,  welche  die  Auferlegung 
derselben  veranlasst  oder  die  betreffende  Uebertretung  zur  Eenntniss  ge- 
bracht haben. 

5.  Die  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden  aufgehoben. 


Dekret  No.  2662, 

betreffend  die  Organisation  der  Handelsjunten  und  -Inspektionen, 
vom  9.  Oktober  1875. 

Art.  1.  Die  Regierung  wird  ermächtigt,  die  Handelstribunale  und  Kon- 
servatorien aufzuheben,  indem  die  betreffenden  Befugnisse  derselben  auf  die 
zu  errichtenden  Handelsjunten  und  -Inspektionen  übergehen,  mit  Ausnahme 
Aer  folgenden,  für  welche  die  Handelsrichter  in  ihren  Bezirken  zuständig  sind: 

1.  der  Beschluss  über  die  Rehabilitation  der  Falliten  (Art.  893  bis 
897  H.  G.  B.); 

2.  die  Bewilligung  oder  Verweigerung  eines  Moratoriums  (Art.  898 
bis  906); 

3.  die  Ernennung  der  Verwalter  und  Fiskale  bei  Erbschaften,  in  den 
Fällen  des  Art.  310; 

4.  die  Absetzung  der  Liquidatoren  der  aufgelösten  Handelsgesellschaften, 
in  den  Fällen  des  Art.  347; 

ö.  die  schriftliche  Verpflichtung  der  Speicher-  und  Lagerverwalter  als 
gewissenhafte  Depositare  (Art.  87)  m  den  Bezirken  ausserlialb  des 
oitzes  der  Handelsjunten  und  -Inspektionen. 

§  1.  Bezüglich  der  Kompetenz,  der  Ordnung  und  der  Form  der  Amts- 
wirksamkeit der  Handelsjunten  und  -Inspektionen  müssen,  soweit  möglich, 
die  Bestimmungen  des  einzigen  Titels  des  Handelsgesetzbuches,  Titel  I  der 
Verordnung  No.  738  vom  25.  November  1850  und  Titel  II  des  Dekrets 
No.  1597  vom  1.  Mai  1855  beobachtet  werden. 

§2 

§3 

2.  Die  entg^nstehenden  Besümmangen  werden  aufgehoben. 
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Dekret  No.  6384, 

betreffend   die  Organisatioii    der   Handelsjunten   and  -Inspektionen  and  die 
Regalirang  der  Funktionen  derselben. 

Vom  30.  November  1876. 

Kapitel  I. 

Von  den  Handels)  unten. 

Art.  1.    Handelsjunten  giebt  es  in  der  Hauptstadt  des  Reiches  und  in  den 
Städten  Bel^m,  San  Luiz,  Fortaleza,  Recife,  San  Salvador  und  Porto-AJegre. 

2.  Die  Gerichtsbezirke  der  Handelsjunten  sind  folgende: 

1.  der  Bezirk  der  Hauptstadt  des  Kaiserreichs  umfiEtöst  das  neatrale 
Municipium  und  die  Provinzen  Elspirito-Santo,  Rio  de  Jan^ro^ 
Läo  Paulo,  ParanÄ,  Minas-Geraes,  Goyaz  und  Mato-Grosso; 

2.  der  Bezirk  von  Bel^m  die  Provinzen  rar4  und  Amazonas; 

3.  der  Bezirk  von  San  Luiz  die  Provinzen  Maranhao  und  Piaohy; 

4.  der  Bezirk  von  Fortaleza  die  Provinzen  Ceard  und  Rio  Grande 
do  Norte; 

5.  der  Bezirk  von  Recife  die  Provinzen  Pemambaco,  Parahyba  und 
Alagöas; 

6.  der  Bezirk  von  San  Salvador  die  Provinzen  Bahia  and  Se^pe; 

7.  der  Bezirk  von  Porto- Alegre  die  Provinzen  San  Pedro  und  Santa 
Gatharina. 

3.  Die  Handelsjunta  der  Hauptstadt  des  Reiches  besteht  aus: 

1  Präsidenten; 

1  rechtsgelehrten  Sekretär; 

6  deputirten  Kaufleuten; 

3  kaufmännischen  Stellvertretern. 
Die  übrigen  Handelsjunten  bestehen  aus: 

1  rräsidenten; 

1  rechtsgelehrten  Sekretär; 

4  deputirten  Kaufleuten; 

2  kaufmännischen  Vertretern. 

4.  Die  Präsidenten  der  Junten  werden  von  der  'Kaiserlichen  Regierung^ 
ans  3  von  den  Handelskollegien  erwählten  Kaufleuten  ernannt  and  bleiben 
im  Amte,  wenn  sie  sich  bewähren. 

Durch  dieselben  Kollegien  werden  auch  die  Depuürten  and  die  Ve^ 
treter  erwählt,  welche  4  Jahre  im  Amte  bleiben,  die  Deputirten  werden  Eor 
Hälfke  alle  2  Jahre  von  Neuem  erwählt. 

Die  Sekretäre  werden  von  der  Kaiserlichen  Re^erang  ernannt  nnd 
können  abgesetzt  werden,  wenn  das  Wohl  des  öffentlichen  Dienstes  es  er- 
fordert.*) 

5.  Bei  der  Wahl,  Ergänzung  und  Besetzung  der  Vakanzen  der  Pri- 
sidenten,  Deputirten  und  Vertreter  müssen  die  geltenden  Bestimmungen  des 
Handelsgesetzbuches  einziger  Titel  Art  4,  5,  6,  14,  15  und  16  and  der  Ver- 
ordnung No.  696  vom  5.  November  1850  beobachtet  werden. 

§  1.  Bei  den  Handelskollegien  hat  die  Wahl  zu  dem  Präsidenten  der 
Junten  den  Vorzug,  indem  jeder  Wähler  f&r  3  Kaufleate  sdmmt,  gemäss 
Art.  14  und  15  des  einzigen  Titels  des  H.  G.  B.  und  der  Art  3  und  4 
Alinea  1  und  10  Alinea  2  der  Verordnung  No.  696  vom  Jahre  1850. 


*)  Vergl.  Verordnnnjf  vom  20.  April  und  16.  Angnst  1877. 
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§  2.    Die  Bestimmang  des  Art.  4  Alinea  2  der  Verordnang  No. 
ist  nur  auf  die  Wahl  der  Deputirten  und  Vertreter   der  Handelsjunten   an- 
v^endbar,  welche  an  Orten  errichtet  werden,  wo  keine  Handelstribanale  sind. 

§  3.  An  den  erwähnten  Orten  müssen  die  Handelskoll^en,  welche 
Sehufs  Ausführung  dieser  Verordnung  die  ersten  Wahlen  vornehmen  sollen, 
von  den  Präsidenten  der  Handelsvereinigungen  und,  in  Ermangelung  der- 
selben, von  dem  kaufmännischen  Wähler,  welchen  der  Präsident  der  Provinz 
ernennt,  zusammenberufen  und  geleitet  werden. 

§  4.  Die  in  Thätigkeit  bändlichen  Deputirten  und  Stellvertreter  der 
Eandelstribunale  nehmen  den  Dienst  in  den  betreffenden  Junten  auf,  und 
zwar  für  die  Zeit,  welche  denselben  noch  fehlt,  indem  die  Handelskollegiea 
nur  zur  Wahl  der  Präsidenten  zusammenberufen  werden. 

6.  Die  Handelsjunten  behalten  dieselben  Vorrechte  und  alle  Ver- 
waltungsbefugnisse der  Handelstribunale  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
durch  das  Dekret  No.  6385  desselben  Datums^)  den  Handelsrichtern  über- 
tragen werden. 

Die  Handelsjunten  haben  sich  hinsichtlich  ihrer  Kompetenz,  der  Ord« 
Dung  und  Form  ihrer  Amtsverrichtung  nach  dem  einzigen  Titel  des  Handels- 

Sesetzbuches ,  dem  Titel  I  der  Verordnung  No.  738  vom  25.  November  1850, 
em  Dekret  No.  1597  vom  1.  Mai  1855  und  den  übrigen  in  Geltung  befind- 
lichen Bestimmungen  zu  richten,  welche  nicht  ausdrücklich  durch  das  gegen- 
wärtige Dekret  aufgehoben  worden  sind.') 

7.  Es  gehören  besonders  zur  Kompetenz  der  Handelsjunta  der  Reichs- 
hauptstadt die  in  den  Art.  21,  22,  23  und  27  der  Verordnung  No.  788^ 
vom  Jahre  1850  erwähnten  Befugnisse,  indem  die  für  die  Herstellung  der 
jährlichen  Statistik  über  Handel,  Ackerbau,  Industrie  und  Handelsschiffffthrt 
gesammelten  Angaben  der  allgemeinen  Abtheilung  für  Statistik  übermittelt 
werden  müssen. 

8.  Die  gewöhnlichen  Sitzungen  der  Junten  finden  am  Donnerstage 
statt  und  bei  eintretender  Verhinderung  an  dem  ersten  folgenden  geeigneten 
Tage. 

Kapitel  H. 
Von  den  Mitgliedern  der  Handelsjunten. 

9.  Die  Präsidenten  und  Deputirten  der  Handelsjunten  haben  die  Ver- 
waltungsbefugnisse, welche  gegenwärtig  die  Präsidenten  und  Deputirten  der 
Handelstribunale  ausüben  (Kap.  HI  und  IV  der  Verordnung  No.  738  vom 
Jähre  1850  und  Kap.  II  des  Dekrets  No.  1597  vom  Jahre  1855.») 

§  1.  Die  Präsidenten  werden  bei  ihrer  Behinderung  von  dem  kauf- 
männischen Deputirten,  der  die  meisten  Stimmen  erhalten  nat,  vertreten. 

§  2.  Das  Amt  des  Präsidenten  und  der  Deputirten  der  Handels) unten 
ist  ein  Ehrenamt  und  diejenigen,  welche  es  verwalten,  erhalten  nur  hierfür 
die  Emolumente  der  Rubricirung  der  Bücher. 

10.  Die  Sekretäre  der  Handelsjunten  müssen  aus  der  Zahl  der  Rechts- 
bakkalauren  ernannt  werden. 

§  1.  Die  Pflichten  und  Obliegenheiten  derselben  sind  diejenigen, 
weiche  den  Sekretären  und  Fiskalen  der  Handelstribunale  zukommen,  indem 
die  in  Kraft  befindlichen  Bestimmungen  der  Kap.  V  und  VI  der  Verordnung 
No.  738  vom  Jahre  1850  auf  dieselben  anwendbar  sind* 


^)  8.  outen. 

*)  Vergl.  Dekret  No.  2682  vom  Jahre  1875  und  Verordnung  vom  4.  Dezember  1877» 

»)  Vergl.  auch  Verordnung  vom  1.  Hai  1877. 

Borcbardt,  Haodelsreeht.  I.    S.  Auflage.  43 
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§  2.    Es  geboren  ausserdem  zu  ihrer  Kompetenz: 

1.  die  den  Vorstehern  der  Sekretariate  der  Handeistribunale  durch  die 
Art.  57,  60,  68,  70  und  71  der  Verordnung  No.  738  vom  Jahre  1850 
übertragenen   Befugnisse; 

2.  die  Verhinderung  oder  Annullirung  der  Einregistrirung  der  Gesell- 
schafiisvertrage  zu  beantragen,  wenn  in  denselben  wesentliche  Form- 
fehler vorhanden  sind; 

3.  den  Sitzungen  der  Junten  beizuwohnen,  in  welchen  sie  über  die  der 
Diskussion  und  Entscheidung  unterworfenen  Gegenstande  gehört 
werden  müssen,  ohne  jedoch  mitstimmen  zu  können. 

Kapitel  III. 
Von  den  Sekretariaten  der  Handeisjunten. 

11.  Das  Sekretariat  der  Handeisjunta  der  Beichshauptstadt  be 
steht  aus: 

2  Beamten, 
2  Gehülfen, 
1  Gerichtsboten, 
1  Hülfsgerichtsboten. 
Einem   der  Beamten  liegt   die  Führung   des  Archivs  ob,    der  andere 
dient  als  Gerichtsschreiber   bei   den   Verhandlungen,    bei    denen   in  dieser 
Eigenschaft  die  Vorsteher   der  Sekretariate  der  Handeistribunale  schreiben, 
einer  der  Gohüifen  als  Interpret  und  der  Hüifsgerichtsbote  als  Gerichtsdiener. 
§  1.    Bei   den  Sekretariaten   der  Handeisjunten   in  San  Salvador  and 
Becife   ist  dassell)e  Personal,   wie  das  für  die  Keichshauptstadt   festgesetste, 
vorhanden,  jedoch  ein  Gehülfe  weniger  und  kein  Hülfsgerichtsdiener. 
§  2.    In  den  anderen  Sekretariaten  ist  nur  vorhanden: 
1  Beamter, 
1  Gehülfe, 
1  Gerichtsbote. 
§  3.     Als  Schatzmeister  dient  der  Beamte,  welchen  die  Präsidenten  der 
Junten  dazu  bezeichnen,   indem  die  betreffende  Kaution  von  denselben  fest- 
gesetzt wird. 

12.  Die  ersten  Ernennungen  der  Beamten  der  Sekretariate  der  Junten 
erfolgen  durch  Erlass  des  Justizministeriums,  indem  die  bei  den  Handels- 
tribunalen beschäftigten  Beamten  den  Vorzug  haben. 

Die  nachfolgenden  Ernennungen  finden  in  derselben  Form  statt,  aof 
Vorschlag  der  Junten,  und  den  letzteren  steht  in  Zukunft  die  Emennong 
und  Entlassung  der  Gerichtsboten  und  der  übrigen  Subaltembeamten  zu. 

13.  Die  Sekretäre  und  die  Beamten  der  Sekretariate  der  Junten  e^ 
halten  das  Gehalt  und  die  Gratifiicationen ,  weiche  aus  der  diesem  Dekret 
l)eigefugten  Tabelle   ersichtlich  sind,    unbeschadet  dessen,  rücksichtlich  der 

Segenwärtig    angestellten  Beamten,   was   sie  ausserdem   als  Gehalt  bezogen 
aben. 

14.  Bei  den  Sekretariaten  der  Handeisjunten  müssen  die  in  Kraft  be- 
findlichen Bestimmungen  der  Art.  46 — 71  der  Verordnung  No.  738  vom 
Jahre  1850  beobachtet  werden. 

Kapitel  IV. 
Von  den  Handeisinspektionen. 

15.  In  den  Provinzen,  weiche  keine  Junten  erhalten  hal)eD,  giebt  es 
Handelsinspektoren,    deren  Amt   in    den    Seestädten   von    den   Inspektoren 
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der  Zollämter  oder  von  den  Rentenkassenverwaltern  und  in  den  anderen 
Städten  von  den  Lispektoren  der  Handelsschatzämter  verwaltet  wird. 

§  1.  Der  Sitz  der  Inspektionen  von  Piauhy,  San  Paulo,  Paranä 
und  Matto-Grosso  befindet  sich  in  den  Städten  Parahyba,  Santos,  Para- 
nagaä  und  Corumbä,  der  Sitz  der  übrigen  in  den  Hauptstädten  der  be- 
trdSenden  Provinzen. 

§  2.  Die  Befugnisse,  die  Kompetenz  und  der  Dienst  der  Handels- 
inspektionen werden  durch  das  Dekret  No.  1597  vom  Jahre  1855,  Kap.  lU 
Tit.  n,  das  Dekret  No.  4327  vom  30.  Januar  1869  und  durch  die  übrigen 
geltenden  Bestimmungen,  betreffend  die  Handelskonservatorien,  geregelt. 

§  3.    Das  Amt    des  Handelsinspektors  ist  ein  Ehrenamt,  indem  den- 

J'enigen,  welche  es  ausüben,  nur  die  Emolumente  der  Rubricirung  der 
Bücher  zustehen. 

Kapitel  V. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

16.  Die  Emolumente,  welche  bei  den  Handelsjunlen  und  -Inspektionen 
erhoben  werden,  müssen  monatlich  an  die  Staatskassen,  wie  eine  allgemeine 
Einnahme  abf^f&hrt  werden  (Dekret  No.  2662  vom  9.  Oktober  1875  §  3^. 

§  1.  Die  Emolumente  der  Rubricirung  der  Bücher  werden  in  eine 
Kasse  gesammelt  und  n^onatlich  an  diejenigen,  denen  sie  zukommen,  vertheilt 

§  2.  Den  Sekretären  der  Handelsjunten  kommen  die  Emolumente  zu, 
welche  die  Fiskale  der  Handelstribunale  erhalten. 

17.  Die  Handelsjunten  und  -Inspektionen  haben  bei  den  betreffenden 
Behörden  die  erforderlichen  Massnahmen  Behufs  thatsächlicher  Ausfühnmg 
ihrer  Anordnungen  und  Entscheidungen  nachzusuchen. 

§  1.  Wenn  die  von  ihnen  auferlegten  Geldstrafen  in  den  bezeichneten 
Fristen  nicht  bezahlt  worden  sind,  werden  die  betreffenden  Urkunden  den 
fiskalischen  Handelsprokuratoren  Behufs  Beitreibung  in  der  gesetzlichen 
Form  übermittelt.. 

§  2.  Die  Tribunale,  die  Richter  und  die  übrigen  Gerichtsbeamten  erhalten 
für  die  von  ihnen  auf  Grund  der  Re<]^uisition  der  Handelsjunten  und  -In- 
spektionen ausgeführten  Handlungen  die  Emolumente,  welche  in  dem  dem 
Ijekret  No.  5737  vom  2.  September  1874  beigefügten  Regulativ  angegeben  sind. 

18.  Die  Handelstribunale  und  -Konservatorien  werden  au&äob^i,  in- 
dem die  Befugnisse  derselben  auf  die  Handelsiunten  und  -Inspektionen,  so- 
bald dieselben  errichtet  worden  sind,  diesem  Dekrete  gemäss  übergehen« 


Dekret  No.  6385, 

betreffend  die  Befugnisse  der  Handelsrichter. 
Vom  30.  November  1876. 

Art.  1.    Den  Handelsrichtern  kommen  folgende  Befugnidse  zu: 

1.  der  Beschluss  über   die  Rehabilitation   der  Falliten   (Art  893  bis 
897H.  G.B.); 

2.  die  Bewilligung  oder  Verweigerung  eines  Moratoriums  (Art.  898  bis 
996  H.  G.Tb.); 

3.  die  Ernennung  der  Verwalter  und  Fiskale  bei  Erbschaften  in  den 
Fällen  des  Art.  310  des  erwähnten  Gesetzbuches; 


0  Versl.  Dekret  No.  6686  vom  Jabre  1877  und  Art.  4  §  2  des  Dekrets  No.  4856 
Tom  Jahre  1868  und  Verordnung  vom  7.  November  1877. 
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4.  die  Absetzung  der  Liquidatoren  der  au^elösten  Handelsgesellschaften 
in  den  Fällen  des  Art.  347  desselben  Gesetzbuches; 

5.  die  schrifUiebe  Verpflichtung  der  Speicher-  und  Lagerverwalter  als 
gewissenhafte  Depositare  (Art.  87  U.  6.  B.)  in  den  Bezirken  aa8se^ 
halb  des  Sitzes  dfer  Haudelsj  unten  und  -Inspektionen. 

2.  Diese  Befugnisse  werden  in  der  Hauptstadt  und  in  den  Provinzial- 
hauptstadten  Bahia,  Pernambuco  und  Maranhäo  von  besonderen  Handds- 
richtem  ausgeübt,  in  den  Hauptstädten  Parä,  Cearä.  Rio  de  Janeiro,  San 
Paulo,  Minas-Geraes,  San  Pedro  do  Rio-Grande  do  Sul,  Matto-Grosso  und 
Goyaz  durch  die  Richter  des  Civilgerichts  erster  Instanz,  in  den  übrigen 
Bezirken  durch  die  betreffenden  Richter. 

3.  Die  freiwillige  und  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  der  gegenwartig 
bestehenden  Handelstribunale  und  -Konservatorien  geht  hinsichtlich  der  im 
Art.  1  dieses  Dekrets  erwähnten  Befugnisse  von  jetzt  ab  auf  die  Handels- 
richter über,  welche  sieh  bei  der  Ausübung  derselben  nach  den  zutreffenden 
Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches,  der  Verordnungen  No.  737  und  738 
vom  25.  November  1850,  des  Dekrets  No.  1597  vom  1.  Mai  1865  und  den 
übrigen  in  Kraft  befindlichen  Vorschriften  zu  richten  haben. 

4.  Zur  Kompetenz  der  Bezirksappellationsgerichte  gehört  die  Ent- 
scheidung über  die  Rekurse,  welche  nach  Art.  8  No.  1  des  Dekrets  No.l597 
vom  1.  Mai  1855  beim  Staatsrathe  eingelegt  werden  müssen. 

5.  Die  Gerichtskosten  für  Verwaltungsmassregeln  und  -Verfiihren, 
welche  aus  der  Ausübung  der  im  Art.  1  erwähnten  Befugnisse  resaltiren, 
werden  nach  dem  durch  das  Dekret  No.  5737  vom  2.  September  1874  ge- 
nehmigten Reglement  berechnet. 

6.  Die  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden  aufgehoben. 


Gesetz  No.  3150^ 

betreffend  die  Errichtung  der  anonymen  Kompagnien  und  Gesellschafiten.  ^) 

Vom  4.  November  1882. 

Art.  1.  Die  anonymen  Kompagnien  oder  Gesellschaften,  möffen  sie 
einen  Handels-  oder  einen  civilen  TjwSck  haben,  können  ohne  Ermächügong 
der  Regierung  errichtet  werden.') 

Beide  Gesellschaftien  werden  durch  dieses  Gesetz  geregelt. 

§  1.  Die  Emissionsbanken  können  ohne  vorhergehende  gesetzliche 
Ermächtigung  nicht  errichtet  werden. 

§  2.  Es  können  auch  in  Zukunft  ohne  Ermächtigung  der  Regierung 
nicht  errichtet  werden: 

1.  die  religiösen  Vereine  und  Korporationen; 

2.  die  Alterversorgungs-  (monte-pios)   und  Pensionskassen,  die  Leih- 
häuser, Sparkassen  und  gegenseitige  Versicherungsgesellschaften; 

3.  die   anonymen  Gesellschaften,   wdche  als  Zweck  den  Handel  mit 
Lebens-  oder  Nahrungsmitteln  oder  die  Lieferung  derselben  haben. 


1)  Vergleiche  hierzu  Reglement  vom  30.  Dezember  1882,  welches  in  168  Artikeln 
und  10  Kapiteln  die  dnrch  dieses  Gesetz  gegebenen  Grandlagen  erörtert  und  einseke 
Bestimmongen  desselben  erläutert. 

')  Nach  Art.  130  des  Reglements  vom  30.  Dezember  1882  sind  die  anonymei 
Gesellschaften,  welche  die  Erbauung  von  concessionirten  Eisenbahnen  zum  Zweck  haben» 
der  Genehmigung  der  Regierung  nicht  unterworfen. 
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Die  ausländischen  anonymen  Gesellschaften  bleiben  auch  fernerhin 
der  Nothwendigkeit  der  Genehmigung  der  Regierung  unterworfen,  um  inner- 
halb des  Reiches  Geschäfte  treiben  zu  können. 

2.  Die  anonymen  Eompafnien  oder  Gesellschaften  werden  durch 
eine  besondere  Benennung  oder  durch  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes 
ihres  Unternehmens  qualificirt 

Die  Bezeichnung  oder  die  Benennung  muss  von  derjenigen  einer  jeden 
anderen  Gesellschaft  yerschieden  sein;  wenn  sie  identisch  oder  analog  ist^ 
so  dass  ein  Irrthum  oder  eine  Verwechselung  herbeigd%hrt  werden  kann, 
so  bat  jeder  Interessent  das  Recht,  dieselbe  modinciren  zu  lassen  und 
Schadloshaltung  für  den  durch  die  Identität  oder  die  Aehnlichkeit  verursachten 
Schaden  zu  foraem. 

§  t.  Sie  dürfen  weder  eigene  Unterschrift,  noch  eine  Gesellschafts- 
firma  f&hren. 

§  2.  Die  Gesellschafter  haften  nur  bis  zur  Höhe  des  Betrages  des 
von  ihnen  gezeichneten  oder  an  sie  cedlrten  Aktienkapitals. 

§  3.  Zur  ausschliesslichen  Zuständigkeit  der  Handelsgerichtsbarkeit 
gehören  die  Streitfragen  bezüglich  des  Yorhandenseins  der  Kompagnien,  der 
Kechte  und  Pflichten  der  Gesellschafter  untereinander  oder  zwischen  ihnen 
und  der  Gesellschaft,   der  Auflösung,  der  Liquidation  und  der  Yertheilung. 

3.  Die  anonymen  Gesellschaften  können  erst  definitiv  konstituirt 
werden,  wenn  das  Gesellschaftskapital  vollständig  gezeichnet  und  der  zehnte 
Theil  aes  Werthes  einer  jeden  Aktie  in  baarem  Gelde  effektiv  in  eine  Bank 
oder  in  die  Hände  einer  akkreditirten  Person,  je  nach  der  Wahl  der 
Majorität  der  Subscribenten,  eingezahlt  worden  ist. 

Die  Mitwirkung  von  mindestens  7  Gesellschaftern  ist  ftir  die  Errich- 
tung der  anonymen  Gesellschaften  ein  wesentliches  Erfordemiss. 

§  1.    Die  anonymen  Gesellschaften  oder  Kompagnien  werden  errichtet: 

1.  entweder  durch  eine  von  allen  Subscribenten  unterzeichnete  Urkunde, 
welche  enthalten  muss: 

die  Erklärung  ihrer  Absicht,  eine  Gesellschaft  zu  bilden; 
die  Reglements  oder  Statuten,  nach  welchen  sie  geleitet  werden 

sollen; 
die  Abschrift  des  Hinterlegungsscheins  über  den  zehnten  Theil 

des  Gesellschaflskapitals; 

2.  oder  durch  einen  in  Gemässheit  des  Art.  15  §  4  gefassten  Beschluss 
der  Generalversammlung,  nachdem  die  Statuten  überreicht,  gelesen 
und  vorher  von  allen  Subscribenten  unterzeichnet  worden  sind  und 
die  Urkunde  über  die  Hinterlegung  des  zehnten  Theils  des  Kapitals 
gleich£ftlls  präsentirt  worden  ist. 

§  2.  Die  Einzahlungen  oder  Einlagen,  welche  nicht  in  baarem  Gelde, 
sondern  in  Yermögensstücken,  Sachen  oder  Rechten  bestehen,  werden  nur  zu 
dem  Werthe  angenommen,  welcher  denselben  von  drei,  in  der  ersten  General- 
versammlung der  Aktionäre  ernannten  Sachverständigen  beigelegt  worden  ist 

Die  anonyme  Gesellschaft  wird  erst  nach  Grenehmigung  dieser  Ab- 
schätzung Seitens  der  Generalversammlung  als  gesetzlich  konstituirt  erachtet. 

Im  Falle  des  Betruges  oder  einer  wesentlichen  Verletzung  haften  die 
Sachverständigen  für  die  daraus  erwachsenden  Verluste  und  Schäden. 

§  3.  Es  ist  erlaubt,  nach  der  Konstituirung  der  Gesellschaft  den 
Gründern  oder  den  Dritten,  welche  durch  ihre  Dienste  bei  der  Errichtung 
der  Kompagnie  mitgewirkt  haben,  Vortheile,  welche  in  einem  Antheile  an 
dem  liquiden  Gewinn  bestehen,  zu  bewillig. 

§  4.  Die  in  gehöriger  Weise  konstituirten  anonymen  Gesellschaften 
können  erst  anfangen,   in  Wirksamkeit  zu   treten  und  gültige  Handlungen 
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Yorsunehmeiii  nachdem  sie  Behufs  Emtragapg  in  das  Register  dem  Sekretariat 
der  Handelsjunta  xmd,  in  Ermangelung  einer  solchen ,  dem  Bezirkagrond- 
buchamt  übermittelt  haben: 

1.  die  Konstituirunffsurkande  oder  die  Statuten  der  Gesellschaft; 

2.  die  namentliche  Liste  der  Subscribenten  mit  Anrabe  der  Zaiil  der 
Aktien  und  der  von  jedem  derselben  bewirkten  Einzahlnn|{en; 

3.  den  Hinterleffungsschein  über  den  zehnten  Theil  des  Kapitals; 

4.  das  Protokoll  über  die  Abhaltung  der  Generalversammlung  and  die 
Wahl  der  Verwalter. 

§  5.  Bevor  die  Kompagnien  ihre  Geschäftsthätigkeit  beginnen,  müssen 
bei  der  im  vorhergehenden  Paragraphen  angedrohten  Strafe  der  Nichtigkeit 
die  Statuten  oder  der  Gesellschafts  vertrag,  nebst  der  Angabe  des  Datums, 
an  welchem  dieselben  eingetragen  worden  sind,  sowie  der  Namen,  des  Berufs 
und  des  Aufenthalts  der  Verwalter  in  den  Zeitungen  des  Municipalbezirks 
oder  der  benachbarten  Ortschaft  publicirt  und  sodann  in  der  Hauptstadt 
in  den  „Diario  ofücial*'  und  in  den  Provinzen  in  das  Blatt,  welches  die  amtr 
liehen  Bekanntmachungen  der  Regierung  publicirt;  inserirt  werden. 

Ein  Exemplar  des  Blattes,  in  welchem  diese  Publikationen,  sowie  die 
im  Art.  6  aufgezählten,  erfolgt  sind ,  muss  auf  dem  Grundbuchamt  am  Sitze 
der  Gesellschaft  deponirt  werden,  und  es  ist  jedem  gestattet,  Einsicht  in  die- 
selben zu  nehmen  und  gegen  Zahlung  der  bezüglichen  Kosten  Ausfertigungen 
derselben  zu  verlangen. 

4.  Ein  Vertrag  oder  ein  Geschäftsuntemehmen  kann  für  Rechnung 
der  Gesellschaft  oder  Kompagnie  erst  dann  geschlossen  werden,  nachdem 
dieselbe  in  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebenen  Form  konstitoirty 
und  nachdem  die  in  den  §§  4  und  5  desselben  Artikels  erwähnten  Förm- 
lichkeiten erfüllt  worden  sind. 

5.  Für  die  vor  der  gesetzlichen  Konstituirung  der  Gesellschaft  und 
der  Erfüllung  der  Förmlichkeiten  der  §§  4  und  5  desArL  3  vorgenommenen 
Akte  haften  die  Gründer  oder  Verwalter,  vorbehaltlich  des  Falles,  in  weldiem 
die  Generalversammlung  nach  Konstituirung  der  Gesellschaft  die  Verant- 
wortlichkeit für  diese  Akte  übernimmt. 

Die  Gründer  haften  den  Interessenten  gegenüber  solidarisch  für  die 
aus  der  Nichtbeobachtung  der  Vorschriften  dieses  Gesetzes,  welche  sich  auf 
die  Verhältnisse  und  die  Konstituirung  der  Kompagnien  beziehen  (Art  2  u.  3)» 
erwachsenden  Schäden  und  Verluste. 

6.  Der  in  dem  Art.  3  §§  4  und  5  angeordneten  Publicitat  unterliegen, 
bei  Strafe,  Dritten  nicht  entgegengesetzt  werden  zu  können,  die  JJüe^ 
welche  betreffen; 

1.  die  Modifikation  der  Statuten: 

2.  die  Erhöhung  des  Kapitals;  das  Gesellschaftskapital  kann  nur  hek 
Insufficienz  des  gezeichneten  Kapitals,  Vermehrung  der  Arbeitea 
oder  Erweiterung  der  Dienstzweige  oder  Unternehmungen  der  Gtesell* 
Schaft  vermehrt  werden; 

3.  die  Verlängerung  der  Gesellschaft  über  den  festgesetzten  Zeitpunkt 
hinaus ; 

4.  die  Auflösung  vor  der  Zeit; 

5.  den  Liquidationsmodus. 

Der  Mangel  der  Eintragung  in  das  Register  und  der  Mangel  der 
Publicitat  kann  von  der  Gesellscmift  oder  von  den  Gesellschaftem  dritten 
nicht  entgegen  gesetzt  werden. 

Einziger  §.  Jede  anonyme  Kompagnie  oder  Gesellschaft,  welche 
ohne  die  erforderlichen  Eigenschaften  und  die  im  Art  3  §§  1  und  2  er- 
wähnten Förmlichkeiten  konstituirt  worden  ist,  ist  von  Rechtswegen  nichtig« 
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7.  Das  Gesellschafitskapital  wird  in  Aktien  eingetheilt,  und  diese 
können  in  gleichwerthijf^e  Antheilsscheine  zerlegt  werden,  welche,  zu  einer 
Anzahl  vereinigt,  die  dem  Betrage  der  Aktie  gleichkommt,  dieselben  Rechte 
wie  diese  übertragen. 

§  1.  Die  Aktien  müssen  bis  zu  ihrer  vollständigen  Bezahlung  auf 
Namen  lauten,  erst  nach  derselben  können  sie  vermittelst  Indossaments  in 
Inhaberpapiere,  gemäss  den  Festsetzungen  in  den  Statuten,  konvertirt 
werden. 

V2.  Die  Aktien  können  erst  nach  der  Einzahlung  des  fünften  Theiles 
erthes  negocirt  werden. 

Die  Haftbarkeit  des  Cedenten  besteht  jedoch  der  Gesellschaft  gegenüber 
bezüglich  der  zur  Yollzahlung  der  übertragenen  Aktien  noch  fehlenden 
Sommen  in  dem  Falle  fort,  dass  dieselbe  insolvent  wird,  unbeschadet  des 
Regressrechtes  des  Cedenten  gegen  denjenigen,  an  welchen  die  Cession 
erfolgt  ist,  und  gegen  die  späteren  Gessionare,  welche  solidarisch  ver- 
pflichtet sind. 

Die  Haftbarkeit  des  Cedenten  verjährt  in  5  Jahren,  von  dem  Tage  der 
Bekanntmachung  der  Cession  an  gerechnet. 

§  3.  An  dem  Sitze  der  Kompagnien  wird  ein  in  Gemässheit  des 
Art.  13  des  Handelsgesetzbuches  eröffnetes,  foliirtes,  rubricirtes  und  ge- 
stempeltes Buch  oder  Register  gef&hrt,  in  welches  eingetragen  werden  müssen : 

1.  der  Name  eines  jeden  Aktionärs  mit  Angabe  der  Zahl  seiner 
Aktien; 

2.  die  Deklaration  der  erfolgten  Einzahlungen; 

3.  die  Uebertragungen  von  Aktien  nebst  ihrem  Datum,  welche  von 
dem  Cedenten  und  dem  Cessionar  oder  von  ihren  gesetzlichen  Ver- 
tretern unterzeichnet  sind; 

4.  die  Konversion  der  Aktien  in  Inhaberpapiere. 

§  4.  Die  Verpfandung  der  auf  Namen  lautenden  Aktien  wird  durch 
einen  Vermerk  bei  der  Eintragung  der  Uebertragung  bewirkt,  diejenige  der 
Inhaberaktien  und  der  vermittelst  Indossaments  übertragbaren  Aktien  in 
der  in  den  Art.  271  und  272  des  Handelsgesetzbuches  festgesetzten  Form. 

Die  Verpfändung  suspendirt  nicht  die  Ausübung  der  Rechte  des 
Aktionärs. 

8.  Jede  Aktie  ist  der  Gesellschaft  gegenüber  untheilbar. 

Wenn  eine  dieser  Urkunden  mehreren  Personen  gehört,  suspendirt  die 
Gesellschaft  die  Ausübung  der  mit  diesen  Urkunden  verknüpften  Rechte,  bis 
eine  Person  als  alleinige  Eigenthümerin  bezeichnet  worden  ist. 

9.  Die  anonymen  Gesellschaften  oder  Kompagnien  werden  von  Man- 
dataren verwaltet,  welche,  auf  Zeit  ernannt,  absetzbar  und  wieder  wählbar 
sind,  Gesellschafter  sein  können  oder  nicht  und  besoldet  oder  unbesoldet 
sind;  die  Dauer  ihres  Mandates  kann   indessen  6  Jahre   nicht   übersteigen. 

Die  Verwalter  können,  falls  in  dieser  Hinsicht  in  deA  Statuten  ooer 
in  dem  Gesellschaftsvertrage  eine  andere  Vereinbarung  nicht  getroffen  ist, 
Agenten  ernennen,  welche  ihnen  bei  der  täglichen  Geschäftsführung  der 
Kompagnie  Hülfe  leisten,  unbeschadet  ihrer  jederzeitigen  Haftbarkeit  für  die 
Hanalungen  dieser  Agenten. 

10.  Die  Zahl  der  Verwalter  der  Gesellschaft,  das  Gehalt  derselben, 
der  Modus  ihrer  Ernennung,  die  Dauer  ihrer  Geschäftsführung,  ihre  Ab- 
setzung, ihre  Vertretung  und  ihre  Befugnisse  werden  durch  die  Statuten  oder 
durch  den  Gesellschaftsvertrag  bestimmt. 

§  1.  Vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Bestimmung  ia  den 
Statuten : 

1.  bezeichnen  im   Falle   der  Vakanz   der  Stelle   eines    Verwalters   die 
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funktioDirenden  Verwalter  und  die  Fiskale  einen  provisorischen 
Vertreter,  dessen  definitive  Ernennung  der  Generalversammlnnf^  za- 
steht,  welche  dieselbe  in  der  ersten  Versammlung  nach  dem  Eintritt 
der  Vakanz  vornehmen  muss; 
2.  werden  die  Verwalter  als  bevollmächtigt  angesehen,  alle  Verwaltaogs- 
handlungen  vorzunehmen,  welche  sich  auf  den  Zweck  und  den 
Gegenstand  der  Gesellschckfib  beziehen,  und  dieselbe  vor  Gericht  als 
Klägerin  oder  als  Beklagte  zu  vertreten.  Die  Verwalter  können  in* 
dessen  nicht: 

a)  Vergleiche  abschliessen,  auf  Rechte  verzichten  und  das  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  hypotheciren  oder  verpf&nden; 

b)  Verpflichtungen  kontrahiren  und  Vermögen  und  Rechte  ver* 
äussern,  ausser  wenn  solche  Akte  in  den  Unternehmungen 
einbegriffen  sind,  welche  den  Zweck  der  Gesellschaft  bilden. 

§  2.  Die  Verwalter  übernehmen  auf  Grund  der  von  ihnen  in  der 
Ausübung  ihres  Mandates  kontrahirten  Verträge  oder  Geschäfte  keine  per- 
sönliche, individuelle  oder  solidarische  Verpflichtung. 

§  3.  Die  Verwalter  müssen  vor  ihrem  Amtsantritt  mit  der  durch  die 
Statuteji  festgesetzten  Anzahl  Aktien  als  Bürgschaft  für  ihre  Geschäftsftihrung 
Kaution  leisten. 

Die  Kautionsleistung  erfolgt  vermittelst  eines  in  das  Register  au%^ 
nommenen  Vermerks,  und  die  Aktien  bleiben,  falls  sie  auf  den  Inhaber 
lauten,  in  der  Kasse  der  Gesellschaft  oder  in  den  Händen  einer  von  der 
Generalversammlung  be^ichneten  Person  deponirt. 

Diese  Ejtution  kann  zu  Gunsten  des  Verwalters  von  jedem  Aktionär 
geleistet  werden. 

§  4.  Die  den  Verwaltern,  Gründern  oder  allen  andern  Angestellten 
der  Gesellschaft  geschuldete  Tantieme  wird  aus  dem  liquiden  Gewinn  nach 
Abzug  des  für  den  Reservefonds  bestimmten  Theiles  gezahlt. 

11.  Die  Verwalter  haften: 

1.  der  Gesellschaft   gegenüber   für  Nachlässigkeit,  Culpa  oder  Dolus, 
welche  sie  in  der  Ausübung  ihres  Mandates  begangen  haben; 

2.  der  Gesellschaft  und  den  geschädigten  Dritten  gegenüber,    wenn  sie 
die  Grenzen  ihres  Mandates  überschreiten; 

3.  der  Gesellchaft  und  den  geschädigten  Dritten  gegenüber   solidarisch 
für  die  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  und  der  Statuten. 

Einziger  Paragraph.  Der  Aktionär  hat  stets  ein  Klagerecht,  um  von 
den  Verwaltern  Schadensersatz  für  die  Verletzung  dieses  Gesetzes  und  der 
Statuten  zu  erlangen. 

Die  Klage  kann  von  zwei  oder  mehreren  Aktionären  zusammen  ange- 
stellt werden. 

12.  Der  Verwalter,  welcher  bei  einem  Gesellschaftsunternehmen  ein 
dem  Interesse  der  Gesellschaft  entgegenstehendes  Interesse  hat,  kann  an  der 
hierauf  bezüglichen  Beschlussfassung  nicht  theilnehmen  und  ist  verpflichtet, 
dies  den  anderen  Verwaltern  mitzutheilen,  was  in  dem  Sitzungsprotokoll 
vermerkt  werden  muss. 

In  dem  in  diesem  Artikel  vorgesehenen  Falle  wird  der  Beschluss  von 
den  anderen  Verwaltern  und  den  Fiskalen  nach  Stimmenmehrheit  gefasst. 

13.  Die  Verwalter,  welche  ohne  ein  Inventar  oder  trotz  des  Inventars 
oder  vermittelst  eines  betrügerischen  Inventars  nicht  geschuldete  Dividenden 
vertheilt  haben,  sind  persönlich  verpflichtet,  der  Gesellschaftskasse  den  Betarag 
dieser  Dividenden  zu  erstatten,  und  erleiden  ausserdem  die  etwa  verwirkten 
Kriminalstrafen. 
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Im  Falle  der  Insolvenz  der  Gesellschaft  sind  die  Aktionäre,  welche 
nicht  geschuldete  Dividenden  erhalten  haben,  subsidiär  zur  Rückerstattung 
verpflichtet,  sie  können  indessen  das  beneficium  discussionis  geltend  machen. 

Diese  Verpflichtung  verjährt  nach  Ablauf  von  5  Jahren,  von  dem 
Datum  der  Vertheilung  dieser  Dividenden  an  gerechnet. 

Einziger  §.  Zu  den  Dividenden  der  anonymen  Gesellschaften  können 
nur  die  liquiden  Gewinne  verwendet  werden,  welche  aus  den  in  dem  Halb- 
jahre wirklich  abgeschlossenen  Geschäftsuntemehmungen  herrühren. 

14.  Die  Generalversammlung  ernennt  jedes  Jahr  3  oder  mehrere  Fis- 
kale, welche  Gesellschafter  sein  können  oder  nicht  und  den  Auftrag  haben, 
ihr  Gutachten  über  die  Geschäfte  und  Unternehmungen  des  folgeuden  Jidhres 
abzugeben,  indem  sie  die  Bilanz,  das  Inventar  und  die  Rechnungen  der  Ver- 
waltung als  Grundlage  nehmen. 

§  1.  Nichtig  ist  jeder  Beschluss  der  Generalversammlung,  welcher  die 
Rechnungen  und  die  Bilanz  genehmigt,  wenn  demselben  nicht  der  Bericht 
der  Fiskde  vorhergegangen  ist 

§  2«  Wenn  die  Fiskale  nicht  ernannt  worden  sind,  oder  wenn  die- 
selben dieses  Amt  nicht  annehmen,  oder  wenn  sie  verhindert  sind,  das- 
selbe auszuüben,  so  muss  der  Präsident  der  Handelsjunta  und  an  den  Orten, 
wo  eine  solche  nicht  vorhanden  ist,  der  Bezirkshandelsrichter,  auf  Antrag 
eines  der  Verwalter,  Vertreter  ernennen,  welche  sie  ersetzen  oder  deren 
Funktionen  während  der  Behinderung  verrichten. 

§  3.  Während  des  Vierteljahrs,  welches  der  ordentlichen  Sitzung  der 
Generalversammlung  vorhergeht,  haben  die  Fiskale  das  Recht,  Einsicht 
in  die  Bücher  zu  nehmen,  die  Kasse  und  das  Portefeuille  zu  prüfen,  von 
den  Verwaltern  über  die  gesellschaftlichen  Geschäftsuntemehmungen  Auf- 
klärung^ zu  verlangen  und  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  ein- 
zuberuien. 

§  4.  Die  Wirkungen  der  Haftbarkeit  der  Fiskale  bestimmen  sich  nach 
den  Vorschriften  über  das  Mandat. 

15.  Jedes  Jahr  wird  eine  Generalversammlung  der  Aktionäre  an  dem 
durch  die  Statuten  festgesetzten  Zeitpunkte,  welcher  14  Tage  vorher  durch 
die  Zeitungen  bekannt  gemacht  werden  muss,  abgehalten. 

§  1.  Der  Bericht  der  Fiskale  wird  in  dieser  Versammlung  verlesen, 
in  welcher  die  Bilanz,  die  Verwaltungsrechnungen  und  das  Inventar  vor- 
gelegt, berathen  und  genehmigt  werden. 

§  2.  Die  Generalversammlung  wird  von  einer  Anzahl  Aktionäre  |^e- 
bildet,  die  mindestens  den  vierten  Tneil  des  Gesellschaftskapitals  repräsenürt. 

§  3.  Wenn  die  genügende  Anzahl  nicht  versammelt  ist,  muss  eine 
neue  Generalversammlung  vermittelst  Zeitungsinsertionen  zusammenberufen 
werden,  indem  in  diesen  Bekanntmachungen  erklärt  wird,  dass  Beschlüsse  ge- 
fasst  werden,  welches  auch  der  Betrag  des  von  den  anwesenden  Aktionären 
Yertretenen  Kapitals  sein  mag. 

§  4.  Die  Generalversammlung  jedoch,  welche  über  die  in  den  Art.  3 
und  6  vorgesehenen  Fälle  Beschluss  mssen  muss,  erfordert  zu  ihrer  gültigen 
Konstituirung  eine  Anzahl  Aktionäre,  welche  mindestens  zwei  Drittel  des 
Gesellschaftskapitals  repräsentirt. 

Wenn  die  Zahl  der  Aktionäre,  welche  in  diesem  Paragraphen  gefordert 
wird,  weder  in  der  ersten,  noch  in  der  zweiten  Versammlung  erscheint,  so 
muss  eine  dritte  mit  der  Erklärung  einberufen  werden,  dass  die  Versamm- 
lung beschluss&hig  ist,  welches  auch  der  Betrag  des  von  den  anwesenden 
Aktionären  vertretenen  Kapitals  sein  mag.  In  diesem  Falle  erfolgt  die 
Einberufung,  ausser  durch  die  Zeitungen,  auch  durch  Briefe  an  die  ein- 
zelnen. 
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Die  Beschlüsse  der  Oeneralversammlosg  werden  in  diesem  Falle,  vb 
in  dem  im  §  2  erwähnten,  durch  die  Majorität  der  Stimmen  der  an^veeeeoca 
Gesellschafter  gefasst. 

§  5.  Die  Einberufung  zu  einer  ausserordentlichen  GeneratyersaxniiilQq 
muss  stets  motivirt  werden. 

§  6.  Die  Statuten  setzen  die  Geschäftsordnung  fest,  welche  in  de- 
GeneraWersammlung  beobachtet  werden  muss,  die  Zahl  der  zum  Stimiorect: 
in  der  Generalversammlung  erforderlichen  Aktien  und  die  Zahl  der  eines 
jeden  Aktionär  mit  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  Aktien,  deren  Inhaber  e 
ist,  zustehenden  Stimmen. 

§  7.  Jeder  Aktionär  hat,  selbst  wenn  er  in  Folge  des  Nichibesiti^ 
der  durch  die  Statuten  geforderten  Anzahl  Aktien  kein  Stimmrecht  hai« 
die  Befugniss,  der  Generalversammlung  beizuwohnen  und  dort  über  die 
zum  Bescnluss  stehenden  Fragen  zu  diskutiren. 

§  8.  Die  Stimmen,  welche  durch  Bevollmächtigte  mit  SpecudvoU- 
macht  abgegeben  werden,  sind  für  die  Wahl  der  Verwalter  nnd  der  Ge- 
sellschaftsbeamten ,  sowie  bei  Beschlüssen  jeder  Art  zulässig,  sofern  diese 
Stimmen  nicht  den  Verwaltern    und   den  Fiskalen  übertragen  worden  sind. 

§  9.  Die  Generalversammlung  muss  einberufen  werden,  sobald  es  von 
7  oder  mehr  Aktionären  gefordert  wird,  vorausgesetzt,  dass  sie  mindestens 
den  fünften  Theil  des  realisirten  Kapitals  repräsentiren. 

Die  Einberufung  muss  motivirt  werden  und  kann  durch  die  Aktiocäi^ 
welche  dieselbe  beantragt  haben,  erfolgen,  wenn  die  Verwalter  und  der  Anf- 
sichtsrath  (die  Fiskale)  sich  geweigert  haben,  es  zu  thun. 

In  den  Fällen,  in  welchen  dieses  Gesetz  oder  die  Statuten  ausdrücklich 
die  Einberufung  einer  Generalversammlung  anordnen,  ist  es  jedem  Aktionär 
erlaubt,  wenn  die  Einberufung  mehr  als  2  Monate  verzögert  wird,  bei  dem 
Bezirkshandelsrichter  die  Autorisation  zur  Einberufung  der  Generalver- 
sammlung nachzusuchen. 

In  den  Bekanntmachungen  dieser  Einberufung  muss  der  Richter  er* 
wähnt  werden,  welcher  dieselbe  autorisirt  hat,  sowie  das  Datum  der  Ver- 
fugung. 

§  10.     Bei  den  Generalversammlungen  dürfen  nicht  stimmen: 

die  Verwalter,  bezüglich  der  Genehmigung  der  Bilanz,   der  Ver- 
waltungsrechnungen und  des  Inventars; 

die  Fiskale,  bezüglich  der  Genehmigung  ihrer  Berichte; 
die  Aktionäre,  bezüglich  der  Genehmigung  der  Abschätzung  ihrer 
Einlagen  oder  aller  anderen  in  den  Statuten  oder  im  Gesellschafb- 
vertrage  stipulirten  Vortheile. 

16.  Einen  Monat  vor  der  Sitzung  der  ordentlichen  Geueralversammloiij^ 
müssen  auf  dem  Sekretariat  der  Bandeisjunten  und,  in  Ermangelung  derselben, 
auf  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  niedergelegt  und  den  Aktio- 
nären auf  Verlangen  zur  Prüfung  überlassen  werden: 

1.  eine  Abschrift  des  Inventars,  enthaltend  die  Angabe  der  beweglichen 
und  unbeweglichen  Werthe  und  sämmtlicher Forderungen  undSchulden 
der  Gesellschaft; 

2.  eine  Abschrift  der  namentlichen  Liste  der  Aktionäre  mit  der  Angabe 
der  Aktienanzahl  und  des  Standes  der  Einzahlung  derselbeu. 

§  1.  Innerhalb  derselben  Frist  müssen  mittelst  der  Presse  publicirt 
werden:  die  Uebertragung  der  in  dem  Jahre  realisirten  Aktien,  die  Bilanz 
mit  einem  Resum^  über  die  Lage  der  Gesellschaft  und  der  Bericht  des 
Aufsichtsrathes. 
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§  2.  Vierzehn  Tage  nach  der  Abhaltung  der  Generalversammlung 
muss  das  bezügliche  Protokoll  ebenfalls  vermittelst  der  Presse  veröffentlicht 
werden. 

§  3.  Einem  Jeden  muss,  ohne  Nachforschung  nach  dem  Interesse, 
welches  er  hat,  eine  Ausfertigung  der,  gemäss  den  Bestimmungen  des  Art  3 
§  5,  eingetragenen  Akte  und  der  namentlichen  Liste  der  Aktionäre  (No.  2 
dieses  Artikels)  ertheilt  werden. 

17.  Die  anonjmen  Gesellschaften  oder  Kompagnien  werden  aufgelöst: 

1.  durch  gemeinsame  Uebereinstimmung  sämmtlicher  Aktionäre; 

2.  durch  Beschluss  der  Generalversammlung  (Art.  15  §  4); 

3.  durch  Insolvenz  oder  Zahlungseinstellung; 

4.  durch  Ablauf  der  Zeit; 

ö.  durch  die  Reduktion  der  Zahl  der  Gesellschafter  unter  7;  in  diesem 
Falle  wird  die  Gesellschaft  erst  dann  für  aufgelöst  erachtet,  wenn 
die  gesetzliche  Zahl  der  Gesellschafter  innerhalb  der  Frist  von 
6  Monaten  nicht  wieder  erreicht  worden  ist. 

Die  Verwalter  und  Aktionäre  sind  solidarisch  verhaftet  für  die 
von  der  Kompagnie  vorgenommenen  Akte,  nachdem  die  Anzahl  der 
Aktionäre  unter  7  reducirt  worden  ist,  wenn  nicht  innerhalb  der 
angegebenen  Frist  von  6  Monaten  die  gesetzliche  Anzahl  erreicht 
worden  ist; 
6.  wenn    bewiesen   wird,    dass   es    ihnen    unmöglich   ist,  den  GeseU- 

schaftszweck  zu  erreichen. 
Im  Falle  des  Verlustes  der  Hälfte  des  Gesellschaftskapitals,   sind  die 
Verwalter  verpflichtet,    die  Generalversammlung   über  die   Zweckmässigkeit 
einer  anticipirten  Liquidation  zu  befragen. 

Im  Falle  des  Verlustes  von  <&ei  Vierteln  des  Gesellschaftskapitals 
indessen,  kann  jeder  Aktionär  die  gerichtliche  Liquidation  der  Gesellschaft 
beantragen. 

18.  Die  anonymen  Gesellschaften  und  Kompagnien  sind  dem  Falliment 
nicht  unterworfen,  vorbehaltlich  jedoch  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit 
ihrer  Vertreter  und  Gesellschafter  auf  Grund  verbrecherischer  Handlungen, 
welche  sie  persönlich  gegen  die  Gesellschaft  und  Dritte  begangen  haben. 

19.  Die  Bestimmungen  des  Handelsgesetzbuches  bezuglich  des  Falli- 
ments auf  civilem  und  administrativem  Gebiete  sind  in  ihrer  Modificirung 
durch  die  Art.  20  —  25  dieses  Gesetzes  auf  die  Zwangsliquidation  der 
anonymen  Gesellschaften  anwendbar. 

§  1.    Die  Liquidation  kann  nur  erklärt  werden: 

1.  vermittelst  eines  Antrages,  dem  die  Bilanz  und  das  Inventar  in  ge- 
höriger Weise  beigefügt  ist,  Seitens  der  Gesellschaft  oder  Seitens 
eines  ihrer  Aktionäre  in  den  im  Art.  17  No.  3  und  6  letztes 
Alinea  vorgesehenen  Fällen; 

2 .  vermittelst  eines  Antrages,  dem  die  Beweisstücke  in  gehöriger  Weise 
beigefugt  sind,  von  einem  oder  mehreren  Gläubigern  im  Falle  der 
Einstellung  der  Zahlung  liquider  und  fälliger  Schulden; 

Das  Rechtsmittel  der  Beschwerde  kann  gegen  das  Urtheil,  welches 
die  Liquidation  angeordnet  hat,  eingelegt  werden. 

§  2.  Ausser  dem  Falle  der  Zahlungseinstellung  kann  die  Liquidation 
auf  freundschaftlichem  Wege  erfolgen. 

20.  Nach  dem  Erlass  des  Erkenntnisses,  welches  die  Gesellschaft  in 
Liquidation  erklärt,  muss  der  Handelsrichter  zwei  Verwalter  von  den 
fünf  Hauptgläubigern    ernennen,    deren    Funktionen   so    lange   dauern,    bis 
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die  Gläubiger  über  den  ihnen  etwa  vorgeschlagenen  Akkord  oder  über  die 
definitive  Liquidation  Beschlnss  gefasst  haben. 

§  1.  Die  ernannten  Verwalter  übernehmen  das  Gesellschaftsvermögen 
Behufs  Erhaltung  desselben  bei  den  für  die  Depositare  festgesetzten  Strafen, 
und  sie  verrichten  nur  reine  Verwaltungshandlungen. 

§  2.  Unverzüglich  müssen  sie  mit  Hülfe  von  Sachverstandigen  zor 
Aufstellung  der  Bilanz  und  des  Inventars  der  Gesellschaft  oder  zur 
Verifikation  der  einen  oder  des  anderen  schreiten,  wenn  diese  üebersichten 
bereits  aufgestellt  sind. 

21.  Nach  der  Uebergabe  der  Bilanz  und  des  Inventars  nebst  dem 
Bericht  der  Verwalter  über  die  Ursachen,  welche  die  Liquidation  der 
Kompagnie  oder  Gesellschaft  veranlasst  haben,  ist  der  Handelsrichter  ye^ 
pflichtet,  die  Gläubiger  Behufs  Beschlussfassung  über  den  Akkord  oder  die 
Liquidation  einzuberufen,  und  zwar  vermittelst  Aushanges  mit  einer  hin- 
reichenden Frist  und  unter  Berücksichtigung  der  Entfemongen ,  damit  die 
Einberufung  zur  Ecnntniss  der  abwesenden  Interessenten  gelangt  sein  kann. 

Einziger  §.  Um  gültig  zu  sein,  muss  der  Beschluss  unter  den  Bedin- 
gungen gefetsst  sein,  welche  durch  das  Gesetz  für  die  Gültigkeit  der  im 
Laufe  des  gewöhnlichen  Fallimentsverfahrens  beantragten  Akkorde  gefordert 
werden. 

22.  Die  Versammlung  der  Gläubiger  ist  nicht  erforderlich,  wenn  die 
Vertreter  der  Gesellschaft  oder  Kompagnie  dem  Richterkommissar  einen 
Akkord  präsentiren,  welcher  von  den  uläubigem  mit  der  im  vorhergehenden 
Artikel  vorgeschriebenen  Anzahl  schriftlich  bewilligt  worden  ist  Dieser 
Akkord  oder  derjenige,  welcher  in  der  Gläubigerversammlung  bewillig 
worden  ist,  wird  nach  der  Bestätigung  für  alle  Gläubiger  verbindlich. 

23.  Der  Akkord  kann  abgeschlossen  werden,  welches  auch  immer  der 
Stand  der  Liquidation  sein  ma^,  selbst  wenn  er  unter  den  angegebenen  Ver- 
hältnissen abgelehnt  worden  ist,  vorausgesetzt,  dass  er  in  der  Form  des 
einzigen  §  des  Art.  21  bewilligt  worden  ist. 

24.  Wenn  der  Akkord  abgelehnt  oder  au%ehoben  worden  ist,  so  muss 
die  Liquidation  bis  zu  ihrer  Beendigung  fortgesetzt  werden,  indem  die  ernannten 
Verwalter  mit  Vollmacht  handeln;  sie  können  jedoch  auf  Antrag  der  Glün- 
biger  abgesetzt  werden,  ohne  dass  diese  irgend  eine  Rechtfertigung  hierfür 
anzuführen  brauchen,  vorausgesetzt,  dass  sie  die  Majorität  der  Zahl  und 
den  Forderungen  nach  repräsentiren. 

25.  Die  Gläubiger,  welche  zwei  Drittel  der  Forderungen  repräsentiren, 
können: 

1.  die  Geschäfte  der  Gesellschaft  oder  Kompagnie  fortführen; 

2.  dieselbe  an  eine  andere  bestehende  oder  zu  diesem  Zwecke  za  er 
richtende  Gesellschaft  abtreten. 

26.  Mit  einer  Strafe  von  200—5000  Milreis  werden  bestraft: 

1.  die  Gründer  von  Gesellschaften,  welche  unterlassen  haben,  im 
Moment  ihrer  Eonstituirung  die  durch  Art.  3,  dessen  Para- 
graphen und  Nummern  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  zu  beob- 
achten; 

2.  die  Verwalter,  welche,  nachdem  sie  durch  die  öffentliche  Urkunde 
über  die  Konstituirung  der  Gesellschaft  oder  in  der  in  No.  2  des 
§  1  des  Art.  3  erwähnten  Generalversammlung  erwählt  worden  sind, 
die  Vorschriften  des  §  4  und  seiner  Nummern  und  des  §  5  des  citirten 
Art.  3  zu  beobachten  versäumt  haben; 
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3.  die  Verwalter,  welche  die  Vorschriften  des  Art  6  und  seiner  Num- 
mern^ des  Art.  12  und  des  Art.  15  nicht  beobachtet  haben,  indem  sie 
die  ordentliche  Generalyersammlung  nicht  za  den  in  den  Statuten  an- 
gegebenen Zeitpunkten  einberufen  haben; 

4.  die  Verwalter,  welche  die  Vorschriften  des  Art.  16  und  seiner  Para- 

Sraphen  verletzt  haben; 
ie  Verwalter,   welche  Inhaberobligationen  in  Kontravention  zu  den 
Bestimmungen  des  §  1  des  Art.  32  emittirt  haben. 

27.  Die  Bestimmungen  des  §  4  des  Art.  264  des  Stra^esetzbuches 
finden  Anwendung  auf: 

1.  die  Verwalter,  welche  die  Vorschriften  des  Art.  31  verletzt  haben; 

2.  die  Verwalter  oder  Geranten,  welche  nicht  geschuldete  Dividenden 
vertheilt  haben  (Art.  13); 

3.  die  Verwalter,  welche  vermittelst  betrügerischer  Manöver  einen 
fialschen  Coursstand  der  Aktien  herbeigeführt  haben; 

4.  die  Verwalter,  welche  Aktien  der  eigenen  Kompagnie  Behufs  Garantie 
der  gesellschaftlichen  Forderungen  als  Pfand  angenommen  haben. 

Einziger  Paragraph.  Die  Fiskale,  welche  unterlassen  haben,  in  ihren 
jährlichen  Berichten  (Art.  14)  die  Zahlung  nicht  geschuldeter  Dividenden 
und  alle  anderen  betrügerischen  Handlungen  anzuzeigen,  welche  im  Laufe 
des  Jahres  begangen  worden  sind  und  aus  den  von  ihnen  zu  prüfenden 
Büchern  und  Papieren  sich  ergeben,  werden  als  Mitschuldige  der  Urheber 
dieser  Vergehen  betrachtet  und  als  solche  bestraft. 

28.  Im  Falle  der  Auflösung  der  anonymen  Gesellschaft  in  Folge  von 
Insolvenz  oder  Zahlungseinstellung  werden  gleichfalls  mit  den  im  Art.  264 
des  Strafgesetzbuches  angedrohten  Strafen  die  Verwalter  oder  Geranten  be- 
straft, welche  die  Bücher  der  Gesellschaft  bei  Seite  ^schafft,  dieselben  zer- 
stört oder  deren  Inhalt  verändert  haben,  welche  einen  Theil  des  Aktiv- 
vermögens vermindert,  bei  Seite  geschafft  oder  verheimlicht  haben,  oder 
welche  in  öffentlichen  Urkunden,  in  Privatschriftstücken  oder  in  den  Bilanzen 
die  Gesellschaft  als  Schuldnerin  von  Summen  erklärt  haben,  welche  die- 
selbe  in  Wirklichkeit  nicht  schuldet. 

29.  Rücksichtlich  der  Verbrechen,  von  denen  in  dem  Art  26  die  Rede 
ist,  richtet  sich  das  Verfahren  nach  den  Bestimmungen  der  Art.  47  und  48 
des  Dekrets  No.  4824  vom  22.  November  1871,  und  das  Erkenntniss  wird  von 
dem  Bezirkshandelsrichter  gefallt,  unbeschadet  der  gesetzlichen  Rechtsmittel. 

30.  Die  öffentliche  Klage  ist  bei  allen  in  diesem  Gesetz  vorgesehenen 
Vergehen  zulässig. 

31.  Es  ist  den  anonymen  Gesellschaften  verboten,  ihre  eigenen  Aktien 
zu  kaufen  oder  zu  verkaufen. 

Die  Amortisation  der  Aktien  ist  diesem  Verbote  nicht  unterworfen^ 
vorausgesetzt,  dass  sie  mit  disponiblen  Fonds  vorgenommen  wird. 

32.  Es  ist  den  anonymen  Gesellschaften  erlaubt,  baare  Darlehne  ver- 
mittelst Emission  von  Inhaberobligationen  aufsunehmen. 

§  1.  Der  Betrag  des  Darlehns  kann  niemals  denjenigen  des  gesammten 
Gesellschaftskapitals  übersteigen. 

§  2.  Die  Inhaber  der  Obligationen  können  einen  Fiskal  ernennen, 
welcher  zusammen  mit  denjenigen,  von  welchen  im  Art.  14  die  Rede  ist, 
sein  Amt  ausübt  und  die  gleichen  Befugnisse  wie  diese  letzteren  besitzt. 

§  3.  Es  ist  diesen  Inhabern  auch  erlaubt,  den  Generalversammlungen 
beizuwohnen  und  an  den  Berathungen  Theil  zu  nehmen,  jedoch  ohne  Stimm- 
recht zu  haben. 
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33.  Auf  die  bestehenden  anonymen  Gesellschaften  sind  anwendbar  die 
Bestimmungen  der  §§  1,  2  und  3  des  Art.  2,  des  Art.  6  und  seiner  Num- 
mern, der  §§  1  und  2  des  Art.  10,  der  Art.  11,  13,  17  und  18  bis  25  in- 
clusive, der  Nummern  3  und  5  des  Art.  26,  der  Nummern  1,  2  und  3  des 
Art.  27,  der  Art.  28,  31  und  32  und,  sechs  Monate  nach  Publikation  dieses 
Gesetzes,  die  Bestimmungen  des  §  3  des  Art.  7  und  der  Art.  12,  14,  15 
und  16,  der  Nummer  3  des  Art.  26  und  des  Art.  27  mit  seinen  Nommem 
und  Paragraphen. 

34.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sind  nicht  anwendbar  auf  die 
gegenseitigen  Unterstützungsgesellschaften,  noch  auf  die  literarischen,  wissen- 
schaftlichen, politischen  und  Wohlthätigkeitsgesellschaften,  welche  die  ano- 
nyme Form  nicht  angenommen  haben.  Diese  Gesellschaften  können  ohne 
Ermächtigung  der  Regierung  gebildet  werden  und  werden  nach  dem  gemeinen 
Recht  geregelt. 

Von  den  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien. 

35.  Es  ist  den  Kommanditgesellschaften  erlaubt  (Art.  311—314 
H.  G.  B.),  das  durch  die  Einlage  der  Kommanditgesellschafter  gebildete 
Kapital  in  Aktien  zu  zerlegen. 

§  1.  Bei  den  Aktien-Kommanditgesellschaften  haften  solidarisch  die 
Geranien,  die  Gesellschafter,  welche  mit  ihrem  Namen,  Vor-  and  Beinamen 
in  der  Gesellschaftsfirma  figuriren,  und  diejenigen,  welche  die  Unterschrift 
der  Gesellschaft  führen,  ohne  ausdrücklich  anzugeben,  dass  dies  in  Vollmacht 
geschieht. 

§  2.  Die  Namen  der  Geranten  müssen  in  der  Konstituirungsorkonde 
der  Gesellschaft  angegeben  werden. 

36.  Die  Aktien  -  Kommanditgesellschaft  wird  durch  eine  öffentliche 
oder  durch  eine  von  allen  Gesellschaftern  unterzeichnete  Privaturkunde  er- 
richtet und  kann  erst  nach  der  Zeichnung  des  gesammten  Kapitals  and  der 
Hinterlegung  des  zehnten  Theiles  der  Einlage  oder  der  Leistung  eines  jedoi 
Gesellschafters  in  eine  Bank  oder  in  die  Hände  einer  von  der  Mehrheit 
der  Subscribenten  gewählten  akkreditirten  Person  als  gesetzlich  konstituirt 
erachtet  werden. 

37.  Die  Befugnisse  des  Geranten,  die  Rechte  der  KommanditisteD  b^ 
züglich  der  Beschluss&ssung  und  der  Aufsichtshandlungen,  sowie  die  Falle 
der  Auflösung,  abgesehen  von  den  im  Art.  17  erwähnten,  werden  durch  die 
Statuten  oder  durdi  die  Gesellschaftsurkunde  geregelt. 

38.  Vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung  oder  Fest- 
setzung: 

§  1.  kann  die  Generalversammlung  Akte,  welche  die  Gesellschaft  Dritten 
gegenüber  interessiren,  oder  welche  eine  Veränderung  oder  Modifikation  des 
Gesellschaftsvertrages  bewirken,  nur  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  oder 
der  Geranten  yomdimen  oder  bestätigen; 

§  2.  im  Falle  des  Todes,  der  gesetzlichen  Unfähigkeit  oder  der  Behin- 
derung des  Geranten  ist  es  Pflicht  der  Fiskale,  einen  provisorischen  Te^ 
Walter  zu  bezeichnen,  welcher  nur  reine  Verwiütungshandlungen  und  solche 
Akte  vornehmen  darf,  die  zur  Erhaltung  der  Rechte  der  Gesellschaft  ^fo^ 
derlich  sind. 

Innerhalb  14  Tagen  nach  der  Ernennung  des  provisorischen  Verwalters 
muss  die  Generalversammlung  Behufs  Wahl  des  definitiven  Greranten  ein- 
berufen werden. 
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Eine  Abschrift  des  Protokolls  Qber  die  Wahl  des  Geranten  muss  ge- 
mäss Art.  3  §§  4  and  5  eingetragen  und  publicirt  werden; 

§  3.  wird  die  Aktien-Kommanditgesellschaft  durch  den  Tod  eines  der 
Geranten  beendet. 

39.  Die  Fiskale  können  die  Gesellschaft  vor  Gericht  vertreten,  um 
gegen  die  solidarischen  Gesellschafter  die  erforderlichen  Klagen  anzustellen, 
wenn  die  Generalversammlung  es  so  beschliesst,  jedoch  unbeschadet  des 
Rechtes  eines  jeden  der  Kommanditisten. 

40.  Auf  die  Aktien-Kommanditgesellschaften  sind  die  Bestimmungen 
der  §§  1  und  2  des  Art  1,  der  Art.  4  bis  7  und  ihrer  Paragraphen  und  der 
Axt.  8,  11  und  13  bis  17  anwendbar. 

41.  E^  sind  auch  anwendbar  auf  diese  Gesellschaften  die  Bestimmungen 
des  Art.  26  No.  1  bis  4  und  der  Art.  27,  29  und  30. 

42.  Alle  entgegenstehenden  Bestimmungen  werden  und  bleiben  auf- 
gehoben. 
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Vi.  CHILE. 


I  /as  für  die  Republik  Chile  mit  Genehmigung  des  Nationalkongresses 
vom  Präsidenten  Jos6  Joaquin  P^rez  zu  Santiago  unter  dem  23,  November 
1865,  mit  Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1867  ab,  publicirte  Handelsgesetzbuch 
lautet  in  seiner  jetzigen  durch  eine  Reihe  nachträglicher  Gesetze  ^)  modifi- 
cirten  Gestalt,  wie  folgt: 


Einleitender  Titel. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Das  Handelsgesetzbuch  regulirt  die  Verpflichtungen  der 
Kaufleute,  welche  sich  auf  Handelsunternehmungen  bezienen,  diejenigen, 
welche  Personen,  die  nicht  Handel  treiben,  Behufs  Sicherung  der  Erfüllung 
der  Handelsverpflichtungen  eingehen,  und  diejenigen,  welche  ausschliesslich 
aus  Handelsverträgen  resultiren. 

2.  In  den  Fällen,  welche  nicht  besonders  durch  dieses  Gesetzbuch 
entschieden  worden  sind,  sind  die  Vorschriften  des  Civilgesetzbuches *) 
anwendbar. 

3.  Es  sind  Handelsakte  entweder  auf  Seiten  beider  Kontrahenten  oder 
auf  Seiten  eines  derselben: 

1.  der  Kauf  und  Tausch  von  Mobilien,  in  der  Absicht,  diese  in  der- 
selben Form  oder  in  einer  anderen  veränderten  zu  verkaufen,  um- 
zutauschen oder  zu  vermiethen,  und  der  Verkauf,  der  Tausch  oder 
das  Miethen  dieser  selben  Gegenstände. 

Es  ist  jedoch  kein  Handelsakt:  der  Kauf  oder  Umtausch  von 
Gegenständen,  welche  dazu  bestimmt  sind,  in  accessorischer  Weise 
die  principalen  Unternehmungen  eines  nicht  kaufmännischen  Ge- 
werbes zu  vervollständigen; 

2.  der  Kauf  eines  Handelsetablissements; 


')  Soweit  die  später  erlassenen  Gesetze  nicht  bei  den  betreffenden  Artikeln  des 
Handeu^esetzbuchs,  auf  welche  sie  sich  beziehen,  zu  berticksichtigeD  gewesen  sind, 
folgen  dieselben,  soweit  sie  überhaupt  hier  in  Betracht  kommen,  am  Schlüsse  des 
Handelsgesetzbuches. 

*)  nC6digo  cinil**  vom  1.  Dezember  1856. 
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3.  die  Miethe  von  Mobilien  mit  der  Absicht,  dieselben  wieder  za 
vermiethen ; 

4.  die  Handelskommission  oder  das  Handelsmandat; 

5.  die  Unternehmungen  von  Fabriken,  Manufakturen,  Waarenlagern, 
Läden,  Bazars,  Gasthöfen,  Caf^s  und  anderen  ähnlichen  Etablisse- 
ments; 

6.  die  Transportunternehmungen  zu  ]jande,  auf  Flüssen  oder  schiff- 
baren  Ean&len; 

7.  die  Unternehmungen  eines  Depositums  von  Waaren,  Lebensmitteln 
oder  Lieferungen,  die  Geschäftsagenturen  und  die  Versteigerangen; 

8.  die  Unternehmungen  von  öffentlichen  Schauspielen,  unbeschadet  der 
polizeilichen  Massregeln,  welche  zu  treffen  der  Verwaltungsbehörde 
zusteht; 

9.  die  Unternehmungen  von  Land  Versicherungen  gegen  Prämie,  mit 
Einschluss  derjenigen,  welche  auf  Kanälen  oder  Flüssen  beförderte 
Waaren  versichern; 

10.  das  Giro  von  Wechseln  oder  Zahlungsanweisungen  zwischen  jeder 
Klasse  von  Personen  und  die  Ucbersendungen  von  baarem  Gelde 
von  einem  Platze  nach  einem  anderen ,  welche  auf  Grund  eines 
Wechselvertrages  erfolgt  sind; 

11.  die  Bank-,  Wechsel-  und  Mäklergeschäfte; 

12.  die  Börsengeschäfte; 

13.  die  Unternehmungen  Behufs  Erbauung,  Ausbesserung,  Ankaufs 
und  Verkaufs  von  Schiffen,  Takelwerk  und  Proviant  derselben; 

14.  die  Vereinigungen  der  Rheder; 

15.  die  Seeexpeditionen,  -Ti-ansporte,  -Depositen  oder  -Konsi^ationen; 

16.  die  Frachtverträge,  ßodmereidarlehne,  Versicherungen  und  die  übrigen 
auf  den  Seehandel  bezüglichen  Verträge; 

17.  die  Handlungen,  welche  in  den  Fällen  von  Havarien,  Schiffbrächen 
und  Bergungen  Obligationen  hervorrufen; 

18.  die  Vereinbarungen  bezüglich  des  Gehaltes  der  Superkargos,  des 
Rapitains,  der  Offiziere  und  der  Mannschaft; 

19.  die  Verträge  der  Seemäkler,  der  Hafenlootsen  und  der  Seeleute  für 
den  Dienst  der  Schiffe. 

4.  Die  Handelsgewohnheiten  ergänzen  das  Stillschweigen  des  Gesetzes, 
wenn  die  Handlungen,  welche  dieselben  begründen,  gleichförmige  und 
öffentliche  sind  und  im  Allgemeinen  in  der  Republik  oder  in  einer  be- 
stimmten Ortschaft  ausgeübt  und  eine  lange  Zeit  hindurch  wiederholt 
worden  sind,  was  nach  vernünftigem  Ermessen  durch  die  Handelsgerichte 
in  Erwägung  zu  ziehen  ist. 

5.  Wenn  bei  den  Handelsgerichten,  welche  über  eine  Streitfrage  unter 
den  Parteien  zu  entscheiden  haben,  die  Rechtsbeständigkeit  der  Gewohnheit, 
auf  welche  die  Parteien  sich  berufen,  nicht  feststeht,  so  kann  dieselbe  aar 
durch  eins  der  folgenden  Mittel  nachgewiesen  werden: 

1.  durch  ein  zuverlässiges  Zeugniss  zweier  Erkenntnisse,  welche,  unter 
Behauptung  des  Vorhandenseins  der  Gewohnheit,  dei-selben  ent- 
sprechend verkündet  worden  sind; 

2.  durch  drei  öffentliche  Urkunden,  welche  den  Thatsachen  vorher- 
gegangen sind,  die  das  Urtheil,  in  dem  der  Beweis  geführt  werden 
muss,  motiviren. 

6.  Die  Handelsgewohnheiten  dienen  als  Richtschnur  Behufe  Be- 
stimmung des  Sinnes  der  technischen  Worte  oder  Redewendungen  im 
Handel  und  Behufs  Interpretation  der  Handelsakte  oder  -Verträge. 
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Buch  L 

Von   den   Kaufleuten   und   den   Handelsagenten. 

TITEL  I. 

Von   der   Qualifikation   der   Kaufleute   und   dem  Handels- 
register. 

§  1.     Von  der  Qualifikation  der  Kaufleute. 
7.     Kaufleute  sind    diejenigen,    welche  im  Besitz    der  Fähigkeit,  Ver- 


träge abzuschliessen,  aus  dem  Handel  ihr  gewöhnliches  Gewerbe  machen. 

8.  Derjenige,  welcher  gelegentlich  einen  Handelsakt  ausfuhrt,  ist  kein 
Kaufmann,  er  ist  jedoch  bezüglich  der  Wirkungen  dieses  Aktes  den  Han- 
delsgesetzen unterworfen. 

9.  Die  minderjährigen  Kaufleute,  welche  emancipirt  sind,  können 
ihre  Immobilien  Behufs  Sicherung  der  Erfüllung  der  von  ihnen  kontrahirten 
Handelsverpflichtungen  hypotheciren. 

Sie  können  dieselben  auch  in  den  Fällen  und  mit  den  Förmlichkeiten, 
welche  die  Art.  393  und  o94  des  Civilgesetzbuches  vorschreiben,  verkaufen. 

10.  Wenn  die  Haussöhne  und  die  Minderjährigen,  welche  ihr  gewerb- 
liches Peculium  auf  Grund  der  Ermächtigung  verwalten,  die  denselben  die 
Art.  246  und  439  des  Civilgesetzbuches  ertheilen,  irgend  einen  Handels- 
akt ausführen,  so  sind  sie  bis  zu  dem  Betrage  ihres  Peculiums  verpflichtet 
und  den  Handelsgesetzen  unterworfen. 

11.  Es  kann  ebenfalls  die  verheirathete  Frau,  die  älter  als  25  Jahre 
ist,  mit  vorhergehender  Ermächtigung  des  Ehemannes,  die  in  einer  öffent- 
lichen Urkunde  ertheilt  sein  muss,  Handel  treiben. 

Wenn  jedoch  die  verheirathete  grossjährige  Frau  öffentlich  Handel 
treibt,  so  wird  die  Ermächtigung  des  Ehemannes  za  allen  auf  dieses  Gewerbe 
bezüglichen  Akten  vermuthet,  auch  wenn  eine  öffentliche  Urkunde  nicht 
aufgestellt  worden  ist,  so  lange  keine  Reklamation  oder  kein  Protest  von 
Seiten  ihres  Ehemannes  vorliegt,  welche  im  Voraus  dem  Publikum  oder 
speciell  dem  mit  der  Ehefrau  Kontrahirenden  notificirt  worden  sind. 

12.  Die  Ehefrau,  welche  älter  als  21  Jahre  und  jünger  als  25  ist, 
kann  gleichfalls  Handel  treiben,  wenn  folgende  Erfordernisse  erfüllt  sind: 

1.  dass  der  grossjährige  Ehemann  derselben  die  erforderliche  Ermäch- 
tigung ertheilt;  wenn  der  Ehemann  jünger  als  21  Jahre  ist,  muss 
die  Ermächtigung  durch  die  ordentliche  Justizbehörde  genehmigt 
worden  sein; 

2.  dass  die  genehmigende  Verfügung  in  der  durch  das  Gesetz  vorge- 
schriebenen Form  eingetragen  und  veröffentlicht  worden  ist. 

13.  Nachdem  die  der  Ehefrau  ertheilte  Ermächtigung  widerrufen  wor- 
den ist,  muss  der  Ehemann  einen  Auszug  aus  der  Urkunde  über  den  Wider- 
ruf eintragen  und  publiciren  lassen,  bei  Strafe  der  Haftbarkeit  für  die  von 
der  Ehefrau  nach  dem  Widerruf  kontrahirten  Verpflichtungen  den  gutgläu- 
bigen Dritten  gegenüber. 

14.  Die  Ehefrau  ist  nicht  als  Handelsfrau  anzusehen,  wenn  sie  nicht 
einen  von  dem  Handel  ihres  Ehemannes  getrennten  Handel  betreibt. 

15.  Die  Ehefrau,  welche  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender 
Ermächtigung  Handel  treibt,  macht  das  Vermögen  ihres  Ehemannes,  das- 
jenige der  Ehegemeinschaft  und  ihr  eigenes,  welcher  Art  es  auch  sein  möge, 
für  ihre  Handlungen  haftbar.     Wenn  sie  mit  ausdrücklicher  Ermächtigung 
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des  Ehemannes  Handel  treibt,  kann  die  Ermächtiguugsurkunde  die  Haft- 
barkeit begrenzen,  indem  der  Ehemann  sein  Vermögen  und  dasjenige  der 
Gemeinschaft  davon  ausschliesst. 

16.  Die  geschiedene  Ehefrau  und  diejenige,  bei  welcher  Gütergemein- 
schaft ausgeschlossen  worden  ist,  können,  falls  sie  grossjährig  sind,  nach 
vorhergehender  Eintragung  und  Publikation  des  Urtheils  über  die  Scheidoog 
und  Gütertrennung  Handel  treiben. 

Wenn  die  geschiedene  Frau  älter  als  21  und  jünger  als  25  Jahre  ist, 
muss  sie  die  Emanzipation  nachsuchen. 

Wenn  die  in  Grütertrennung  lebende  Frau  älter  als  21  und  jünger  als 
25  Jahre  ist,  muss  sie  sich  der  Bestimmung  des  Art.  12  unterwerfen. 

17.  Die  verhcirathete  grossjährige  Frau,  welche  Handelsfrau  ist,  kann 
ihre  Immobilien  frei  hypotheciren  una  verkaufen. 

Wenn  sie  älter  als  21  und  jünger  als  25  Jahre  ist,  kann  sie  dieselben 
gleichfalls  hypotheciren  und  verkaufen,  indem  bei  dem  Verkaufe  die  Be- 
stimmungen aer  Art.  393  und  394  des  Civilgesctzbuches  beobachtet  werden 
müssen. 

18.  Der  minderjährige  Kaufmann  und  die  geschiedene  oder  in  Güter- 
trennung lebende  Ehefrau  können  selbstständig  bei  allen  auf  ihren  Handel 
bezüglichen  Streitfragen  vor  Gericht  auftreten. 

Die  nicht  geschiedene  und  nicht  in  Gütertrennung  lebende  Ehefraa 
kann  ohne  schriftliche  Ermächtigung  ihres  Ehemannes  oder  subsidiär  der 
ordentlichen  Justizbehörde  vor  Gericht  nicht  erscheinen. 

19.  Die  von  Personen,  denen  gesetzlich  die  Ausübung  des  Handels 
verboten  worden  ist,  abgeschlossenen  Verträge  erzeugen  keine  Klage  gegen 
den  föhigen  Kontrahenten,  sie  gewähren  jedoch  dem  letzteren  das  Reät, 
nach  seiner  Wahl  die  Nichtigkeit  od^r  die  Erfüllung  derselben  zu  verlangen, 
es  sei  denn,  dass  bewiesen  wird,  dass  er  mala  fide  gehandelt  habe. 

§  2.     Von  dem  Handelsregister. 

20.  In  der  Hauptstadt  eines  jeden  Departements  ist  ein  Register  zu 
führen,  in  welches  alle  Urkunden  eingetragen  werden  müssen,  die  nach  die- 
sem Gesetzbuche  der  Eintragung  unterliegen. 

21.  Die  Vorschriften  uod  Förmlichkeiten  bezüglich  der  Einrichtung 
des  Handelsregisters,  der  Pflichten  und  Verrichtungen  des  mit  der  Führung 
desselben  beauftragten  Sekretärs  und  der  Form  und  Solemnität  der  Ein* 
tragungen  werden  in  einer  besonderen  Verordnung^)  festgesetzt. 

TITEL  II. 
Von  den  Verpflichtungen  der  Kauf leute. 

§  1.     Von  der  Eintragung  der  Urkunden. 

22.  In  das  Handelsregister  sind  im  Auszuge  und  in  der  Reihenfolge 
der  Nummern  und  Daten  folgende  Urkunden  einzutragen: 

1.  die  Eheverträge,  die  form  liehen  In  ventare,  die  Testamente,  Vertheilungs- 
urkunden,  Zuschlagsurtheile,  die  öffentlichen  Urkunden  über  Schen- 
kung, Verkauf,  Tausch  oder  andere  von  gleicher  Authenticität,  welche 
dem  Ehemanne  irgend  eine  Haftbarkeit  zu  Gunsten  der  Ehefraa 
auferlegen ; 

')  Diese  Yerordnnng  ist  am  1.  August  1866  erlassen,  s.  unten. 
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2.  die  Urtheile  über  Ehescheidung  oder  Gütertrennung  und  die  Liqui- 
dationen, welche  Behufs  Bestimmung  der  Gegenstande  oder  Beträge 
ausgeführt  worden  sind,  welche  der  Ehemann  seiner  geschiedenen 
oder  von  der  Gütergemeinschaft  ausgeschlossenen  Ehefrau  übergeben 
muss; 

3.  die  f^eweisurkunden  über  das  Vermögen  des  Haussohnes  oder  Mün- 
dels, welche  sich  unter  der  Potestas  des  Vaters  oder  des  Vormundes 
befinden; 

4.  die  Urkunden  über  eine  Gesellschaft,  mag  dieselbe  eine  ofiFene,  eine 
Kommandit-  oder  eine  anonyme  Gesellschaft  sein,  und  diejenigen, 
in  welchen  die  Gesellschafter  einen  Geranten  der  Gesellschaft  in 
Liquidation  ernannt  haben; 

5.  die  Vollmachten,  welche  die  Kaufleute  ihren  Faktoren  oder  Gehülfen 
zur  Verwaltung  ihrer  Geschäfte  ertheilt  haben. 

23.  Die  Eintragung  der  in  dem  vorhergebenden  Artikel  angegebenen 
Urkunden  muss  jeder  Kaufmann  innerhalb  der  Frist  von  14  Tagen  bewirken 
lassen,  welche,  je  nach  dem  Falle,  von  dem  Tage  der  Vollziehung  der  der 
Eintragung  unterliegenden  Urkunde  oder  von  dem  Datum  an  gerechnet 
werden,  an  welchem  der  Ehemann,  Vater  oder  Vormund  die  Ausübung  des 
Handels  beginnt.^) 

24.  Die  Gesellschaftsurkunden  und  die  Vollmachten,  welche  nicht  ein- 
getragen worden  sind,  erzeugen  keine  Wirkung  zwischen  den  Gesellschaftern, 
noch  zwischen  dem  Mandanten  und  dem  Mandatar;  die  von  den  Gesell- 
schaftern oder  Mandataren  ausgeführten  Akte  oder  abgeschlossenen  Verträge 
haben  Dritten  gegenüber  volle  Wirkung. 

§  2*     Von  der  kaufmännischen  Buchführung. 

25.  Jeder  Kaufmann  ist  verpflichtet,  bei  seiner  Buchführung  und 
Korrespondenz  zu  führen: 

1.  das  Tagebuch; 

2.  das  Haupt-  oder  Kontokorrentbuch; 

3.  das  Buch  der  Bilanzen; 

4.  das  Briefkopirbuch. 

26.  Die  Bücher  können  in  Spanischer  oder  in  jeder  anderen  fremden 
Sprache  geführt  werden. 

In  den  Fällen  der  gerichtlichen  Vorlegung  müssen  die  in  fremder 
Sprache  abgefasstcn  Bücher  auf  Kosten  des  Eigenthümers  durch  einen  von 
Amtswegen  ernannten  Dolmetscher  übersetzt  werden. 

27.  In  das  Tagebuch  sind  in  chronologischer  Reihenfolge  und  Tag 
für  Tag  die  Handelsunternehmungen,  welche  der  Kaufmann  ausführt,  unter 
detaillirter  Angabe  des  Charakters  und  der  Umstände  eines  jeden  derselben, 
einzutragen. 

28.  Wenn  ein  Kassen-  und  Fakturenbuch  geführt  wird,  kann  in  dem 
Tagebuch  die  detaillirte  Eintragung  sowohl  der  eingegangenen  Beträge,  als 
auch  der  von  dem  Kaufmann  vorgenommenen  Käufe,  Verkäufe  und  Absen- 
dungen von  Waaren  unterlassen  werden. 

29.  Bei  der  Eröffnung  seines  Geschäftsbetriebes  muss  jeder  Kauf- 
mann in  dem  Buch  der  Bilanzen,  unter  Abschätzung,  sein  gesammtes  Ver- 
mögen, sowohl  bewegliches,  als  auch  unbewegliches,  und  alle  seine  Forde- 
rungen und  Schulden  angeben. 


^)  Die  Fassung  ist  nicht  ganz  korrekt;  es  dürfte  gemeint  sein:  Handel  zu  treiben 
gestattet. 
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Am  Ende  eines  jeden  Jabres  muss  er  in  demselben  Buche  eine  General- 
bilanz  aller  seiner  Geschäfte  aufstellen,  unter  der  Verantwortlichkeit,  welche 
im  Buch  IV  dieses  Gesetzbuches  festgestellt  ist. 

30.  Die  EaujQeute  des  Kleinhandels  müssen  ein  in  Leder  gebundenes 
und  foliirtcs  Buch  führen,  in  welches  sie  täglich  die  von  ihnen  sowohl  acf 
Kredit,  als  auch  gegen  Baarzahlung  abgeschlossenen  Käufe  und  Verkäde 
einzutragen  haben. 

In  diesem  selben  Buche  müssen  sie  am  Ende  eines  jeden  Jahres  eine 
allgemeine  Bilanz  aller  Unternehmungen  ihres  Geschäftsbetriebes  aufteilen. 

Als  Kaufmann  des  Kleinhandels  wird  derjenige  angesehen,  welcher 
direkt  und  gewerbemässig  an  den  Konsumenten  verkauft. 

31.  Es  ist  den  Kaufleuten  verboten: 

1.  bei    den  Eintragungen    die   Reihenfolge  und    das    Datum   der  Yer- 
merkten  Unternehmungen  zu  verändern; 
•  2.  bei    den  Eintragungen   selbst   oder   in  Fortsetzung   derselben   leere 
Räume  zu  lassen; 

3.  bei  denselben  Eintragungen  Einschaltungen,  Radirungen    oder  Ver- 
besserungen vorzuuehmen ; 

4.  die  Eintragungen  oder  einen  Theil  derselben  zu  durchstreichen; 

5.  Blätter  auszureissen,    den  Einband    und  die  Foliirung  zu  verändern 
und  irgend  «inen  Theil  der  Bücher  zu  zerstören. 

32*  Die  Irrthümer  oder  Auslassungen,  welche  bei  der  Vornahme  einer 
Eintragung  vorgekommen  sind,  müssen  in  einer  anderen  neuen  an  dem 
Datum,  an  welchem  der  Fehler  bemerkt  worden  ist,  verbessert  werden. 

33.  Der  Kaufmann,  welcher  irgend  eins  seiner  Bücher  verheimlicht, 
wenn  die  Vorlegung  desselben  angeoranet  worden  ist,  wird  nach  den  Ein- 
tragungen der  Bücher  seines  Gegners  beurtheilt,  falls  dieselben  sich  in 
Ordnung  befinden,  ohne  dass  ihm  ein  Gegenbeweis  gestattet  wird. 

34.  Die  Bücher,  welche  die  im  Art.  31  aufgeführten  Mängel  aaf- 
weisen,  haben  vor  Gericht  zu  Gunsten  des  Kaufmannes,  dem  sie  gehören, 
keinen  Werth,  und  die  Differenzen,  welche  er  mit  einem  anderen  Kaufmann 
über  Handelsgeschäfte  hat,  sind  nach  den  Büchern  des  letzteren  zu  ent- 
scheiden, falls  sie  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  gemäss  gefuhrt 
worden  sind  und  ein  Gegenbeweis  nicht  geltend  gemacht  wird. 

35.  Die  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des  Art.  31  geführten  Handels- 
bücher haben  bei  den  Haudelsprozessen,  welche  die  Kaufleute  untemnander 
führen,  Beweiskraft. 

36.  Wenn  die  Bücher  beider  Parteien  nicht  mit  einander  überein- 
stimmen, so  müssen  die  Gerichte  die  vorkommenden  Streitfragen  nach  dem 
Ergebniss,  welches  die  übrigen  vorgebrachten  Beweise  gewähren,  entscheiden. 

37.  Wenn  einer  der  Streitenden  sich  erbietet,  sich  an  das  zu  halten, 
was  aus  den  Büchern  seines  Gegners  hervorgeht,  und  dieser,  ohne  einen 
nach  dem  Ermessen  der  Handelsgerichte  genügenden  Grund,  sich  weigert, 
dieselben  vorzulegen,  so  können  diese  Gerichte  der  Partei,  welche  die  Vor- 
legung verlangt  hat,  den  Ergänzungseid  auferlegen. 

38.  Die  Bücher  haben  Beweiskraft  gegen  den  Kaufmann,  der  dieselben 
führt,  und  es  ist  ihm  kein  Beweis  gestattet,  welcher  das  beseitigen  soll,  was 
aus  seinen  Eintragungen  resultirt. 

39.  Die  Beweiskraft  der  Bücher  ist  untheilbar,  und  die  Partei,  welche 
die  Eintragungen  der  Bücher  ihres  Gegners,  in  soweit  dieselben  ihr  günstig 
sind,  annimmt,  ist  verpflichtet,  alle  darin  enthaltenen  ungünstigen  Angaben 
gelten  zu  lassen. 

40.  Die  Hülfsbücher  haben  vor  Gericht,  unabhängig  von  denjenigen, 
welche  Art.  25  erfordert,    keine  Beweiskraft;  wenn  jedoch  der  Eigenthnmer 
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der   letzteren   dieselben   ohne   sein  Verschulden    verloren    hat,    haben    diese 
Sucher  Beweiskraft,  sofern  sie  ordnungsmässig  geführt  worden  sind. 

41.  Es  ist  verboten,  von  Amtswegen  Nachforschungen  vorzunehmen, 
um  in  Erfahrung  zu  bringen,  ob  die  Kaufleute  Bücher  führen  oder  nicht, 
oder  ob  dieselben  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzbuches  eingerichtet 
worden  sind  oder  nicht. 

42.  Die  Gerichte  können  weder  von  Amtswegen,  noch  auf  Antrag  einer 
Partei  die  Vorlegung  und  allgemeine  Prüfung  der  Bücher  anordnen,  aasge- 
nommen in  den  Fällen  von  Universalsuccession,  Gütergemeinschaft,  Liqui- 
dation der  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen  Gesellschaften  und  bei  Falli- 
menten. 

43.  Die  tbeilweise  Vorlegung  der  Bücher  eines  der  Streitenden  kann 
auf  Antrag  der  Partei  oder  von  Amtswegen  angeordnet  werden. 

Nachdem  die  Vorlegung  stattgefunden  hat,  muss  die  Prüfung  und  An- 
fertigung der  Abschrift  an  dem  Orte  erfolgen,  an  welchem  die  Bücher  ge- 
führt werden,  und  zwar  in  Gregenwart  des  Eigenthümers  oder  der  Person, 
welche  er  damit  beauftragt  hat,  und  auf  diejenigen  Eintragungen  beschränkt 
werden,  welche  eine  nothwendige  Beziehung  zu  der  Streitfrage,  um  welche 
es  sich  handelt,  haben,  und  auf  die  Untersuchung,  welche  erforderlich  ist, 
um  festzustellen,  dass  die  Bücher  mit  der  geforderten  Regelmässigkeit  ge- 
führt worden  sind. 

Nur  die  Handelsrichter  sind  befugt,  die  Prüfung  der  Bücher  vorzu- 
nehmen. 

44.  Die  Kaufleute  müssen  ihre  Handelsbücher  so  lange  aufbewahren, 
bis  die  Liquidation  ihrer  Geschäfte  vollständig  beendigt  ist.^) 

Dieselbe  Verpflichtung  geht  auf  ihre  Erben  über. 

§  3.     Von  der  Korrespondenz. 

45.  Die  Kaufleute  müssen  eine  vollständige  und  wörtliche  Abschrift 
aller  Briefe,  welche  sie  über  die  Geschäfte  ihres  Handelsbetriebes  schreiben, 
in  das  zu  diesem  Zwecke  bestimmte  Buch  eintragen. 

46«  Die  Briefe  müssen  in  das  Kopirbuch  einer  nach  dem  anderen,  ohne 
Zwischenräume  zu  lassen,  und  in  der  Keihenfolge  ihrer  Daten  eingeschrieben 
werden. 

47.  Die  Handelsgerichte  können  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  einer 
Partei  die  Vorlegung  der  Originalbriefe,  welche  auf  die  streitige  Eintragung 
Bezug  haben,  verfügen  und  anordnen,  dass  aus  den  betreffenden  Büchern 
von  denjenigen  gleicher  Art,  welche  die  Streitenden  an  einander  gerichtet 
haben,  beglaubigte  Abschrift  genommen  werde. 

In  beiden  Fällen  müssen  diejenigen  Briefe,  welche  vorgelegt  oder  kopirt 
werden  sollen,  vorher  und  bestimmt  bezeichnet  werden. 


TITEL  III. 
Von  den  Mäklern. 

48.  Die  Mäkler  sind  öffentliche  Beamte,  welche  von  dem  Gesetz  be- 
stellt worden  sind,  um  den  Kaufleuten  ihre  salarirte  Vermittelung  anzubieten 
und  denselben  den  Abschluss  ihrer  Verträge  zu  erleichtern. 


0  lieber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  2 
2U  Art.  80  des  Argentinischen  U.  G.  B.,  S.  91. 


698  VI.    Chile. 

49.  An  den  Handelsplätzen,  welche  der  Präsident  der  Republik  be- 
zeichnet, ist  eine  festgesetzte  Zahl  von  Mäklern  vorhanden,  welche  im  Yer- 
hältniss  zu  seiner  Bevölkerung  und  zur  Ausdehnung  des  Handelsbetriebes 
besteht. 

Die  Zahl  wird  durch  besondere  Verordnungen^)  festgesetzt 

50.  Die  Mäkler  werden  von  dem  Präsidenten  der  Republik  auf  Vor- 
schlag der  dreifachen  Anzahl  Seitens  der  Handelsgerichte  ernannt. 

In  den  Bezirken,  in  welchen  zwei  oder  mehr  Gerichte  vorhanden  sind, 
welche  in  Handelssachen  erkennen ,  ist  der  Vorschlag  von  demjenigen  zu 
machen,  welches  zur  Zeit  der  Errichtung  der  Stelle  oder  der  Vakanz  der- 
selben an  der  Reihe  ist. 

51.  Um  die  dreifache  Zahl  zu  bilden,  fordern  die  Handelsgerichte  zu 
einer  Mitbewerbung  auf,  und  die  Personen,  welche  daran  Theil  zu  nehmen 
beabsichtigen,  müssen  in  glaubwürdiger  Weise  ihre  gesetzliche  und  moralische 
Befähigung  und  den  Besitz  der  zur  genauen  Ausübung  der  Funktionen  eines 
Mäklers  erforderlichen  Kenntnisse  nachweisen. 

52  Vor  dem  Beginn  der  Ausübung  ihrer  Funktion  müssen  die  Mäkler 
vor  dem  betreflfenden  Handelsgericht  einen  Eid  leisten,  dass  sie  ihr  Amt 
treu  und  gewissenhaft  verwalten  werden,  und  eine  Bürgschaft  stellen,  welche 
für  die  Verurtheilungen  haftet,  die  gegen  dieselben  auf  Grund  der  auf  die 
Ausübung  ihres  Gewerbes  bezüglichen  Handlungen  ausgesprochen  werden. 

53.  Die  Bürgschaft  der  Mäkler  beträgt  1000—5000  Pesos.*) 

Der  Präsident  der  Republik  bestimmt  den  Betrag  der  Bürgschaft,  je 
nach  der  Wichtigkeit  der  Handelsplätze,  an  welchen  die  Mäkler  ihre  Funk- 
tionen ausüben  müssen. 

54.  Wenn  auf  irgend  eine  Weise  zur  Kenntniss  des  Handelsgerichts 
gelangt,  dass  die  Bürgschaft  des  Mäklers  vermindert  oder  erschöpft  worden 
ist,  muss  es  anordnen,  dass  er  dieselbe  innerhalb  30  Tagen  ergänze,  und 
wenn  der  Mäkler  dies  nicht  thut,  muss  seine  Stelle  für  vakant  erklärt 
werden. 

55.  Es  können  nicht  Mäkler  sein: 

1.  diejenigen,  denen  es  verboten  ist,  Handel  zu  treiben; 

2.  diejenigen,  welche  jünger  als  25  Jahre  sind,  auch  wenn  sie  die 
Emancipation  erlangt  haben,  und  die  Frauen; 

3.  diejenigen,  welche  von  diesem  Amte  abgesetzt  worden  sind; 

4.  dieienigen,  welche  zu  einer  Leibes-  oder  infemirenden  Strafe  ver- 
urtneilt  worden  sind. 

56.  Die  Mäkler  sind  verpflichtet: 

1.  für  die  Identität  der  Personen,  welche  durch  ihre  Vermittelung  kon- 
trahiren,  zu  haften  und  sich  von  der  gesetzlichen  Fähigkeit  de^ 
selben  zu  vergewissem. 

Wenn  sie  bei  Verträgen  interveniren,  welche  von  unfähigen  Per- 
sonen abgeschlossen  worden  sind,  haften  sie  für  die  Nachtheile, 
welche  direkt  aus  der  Unfähigkeit  erwachsen; 

2.  persönlich  die  ihnen  übertragenen  Negociationen  auszuführen; 

3.  ein  eingebundenes  und  foliirtes  Register  zu  führen,  in  welches  sie 
Tag  für  Tag,  nach  der  Reihenfolge  der  Daten,  in  fortschreitender 
Numerirung,  ohne  Radirungen,  Einschaltungen,  Randbemerkungco. 
Abkürzungen  oder  Chiffern,  alle  Käufe  und  Verkäufe,  Versiche- 
rungen, Bodmereidarlehne,  Frachtverträge  und  überhaupt  alle  darch 


*)  Die  betreffende  Verordnung  vom  1.  September  1876  ß.  unten. 
*)  Der  Werth  eines  Peso  vanirt  je  nach  dem  Goldconrse;  durchschnitüieh  betrügt 
er  ungefähr  3.83  Mk. 
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ihre  Yermittelung  zar  Ausführung  gelangten  Geschäftsunternehmungen 
eintragen  müssen. 

Wenn  sie  persönlich  die  Eintragungen  nicht  bewirken  können, 
ist  es  ihnen  gestattet,  dieselben  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  durch 
einen  Gehülfen  vornehmen  zu  lassen,  und  zwar  unter  der  Be- 
dingung, dieselben  am  Rande  zu  unterzeichnen; 

4.  ein  Handbuch  zu  führen,  in  welches  sie  die  Namen  und  die  Do- 
micile  der  Kontrahenten,  den  Gegenstand  des  Yertrages  und  die 
Bedingungen,  unter  welchen  derselbe  abgeschlossen  ist,  vermerken 
müssen. 

Die  Eintragungen  müssen  bei  dem  Abschluss  der  Geschäfbs- 
unternehmungen  erfolgen. 

Wenn  Wechsel  negocirt  werden,  müssen  sie  die  Daten  derselben, 
den  Inhalt  und  die  Y erfallzeiten ,  die  Plätze,  auf  welche  dieselben 
gezogen  sind,  die  Namen  des  Ausstellers,  der  Indossanten  und  des 
Zahlers,  diejenigen  des  letzten  Cedenten  und  des  Nehmers,  sowie 
den  zwischen  diesen  letzteren  vereinbarten  Cours  eintragen; 

5.  von  dem  Cedenten  die  Handelsurkunden,  welche  negocirt  worden 
sind, ,  in  Empfang  zu  nehmen  und  dieselben  dem  Nehmer  aus- 
zuhändigen, von  welchem  sie  den  Preis  Behufs  Abführung  an  den 
Cedenten  erhalten  müssen; 

6.  einem  jeden  der  Interessenten  innerhalb  24  Stunden  nach  Abschluss 
des  Geschäfts  einen  von  ihnen  und  den  Interessenten  selbst  unter- 
zeichneten Auszug  aus  der  in  ihrem  Register  gemachten  Eintragung 
zu  übergeben.  Dieser  von  den  Parteien  unterzeichnete  Auszug  be- 
weist den  Vertrag; 

7.  ihr  Register  und  Handbuch  den  Gerichten  oder  Schiedsrichtern 
vorzulegen,  sobald  sie  dazu  aufgefordert  sind. 

57.  Es  ist  den  Mäklern  verboten,  unter  ihrem  eigenen  oder  unter 
einem  fremden  Namen,  direkt  oder  indirekt,  für  eigene  Rechnung  Handels- 
unternehmungen auszufuhren  oder  sich  an  denselben  zu  betheiligen  und 
auch  in  dem  Handel  das  Amt  eines  Eassirers,  Buchhalters  oder  Gehülfen 
zu  verwalten,  welches  auch  immer  die  Bezeichnung  sein  mag,  welche 
sie  führen. 

58.  Es  ist  ihnen  ebenfalls  verboten: 

1.  höhere  Gebühren,  als  die  in  den  betreffenden  Tarifen  angegebenen, 
zu  verlangen  oder  anzunehmen; 

2.  Bescheinigungen*  über  Thatsachen  zu  ertheilen,  welche  aus  den  Ein- 
tragungen ihrer  Register  nicht  hervorgehen. 

Sie  können  jedoch  auf  Grund  einer  Verfügung  des  kompetenten 
Gerichts,  aber  auf  keine  andere  Weise,  erklären,  was  sie  bei  irgend 
einem  Geschäft  gesehen  oder  gehört  haben. 

59.  Diejenigen  Mäkler,  welche  die  ihnen  durch  diedes  Gesetzbuch 
auferlegten  Verpflichtungen  nicht  erfüllt,  oder  welche  irgend  eine  der  ihnen 
verbotenen  Handlungen  ausgeführt  haben,  können  nach  dem  Ermessen  der 
Handelsgerichte  von  ihrem  Amte  suspendirt  oder  abgesetzt  werden. 

60.  Die  Register  der  Mäkler  beweisen  die  Verität  des  Vertrages,  auf 
welchen  dieselben  sich  beziehen,  nicht;  wenn  jedoch  die  Parteien  über  das 
Vorhandensein  des  letzteren  einverstanden  sind,  so  kann  Behufs  Bestimmung 
seines  Charakters  und  der  Bedingungen  auf  das  Bezug  genommen  werden, 
was  aus  diesen  Registern  hervorgeht. 

61.  Die  Origmale,  welche  sie  ihren  Klienten  aushändigen,  und  die- 
jenigen, welche  sie  sich  gegenseitig  ertheilen  in  den  Fällen,  in  welchen  zwei 
oder  mehr  Mäkler  bei  dem  Abschlüsse  eines  Geschäftes   im  Auftrage    ver- 
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schiedener  Personen  konkarriren,  beweisen  gegen  den  Mäkler,   welcher  die- 
selben unterschreibt. 

62.  Die  Bucher  der  Mäkler,  welche  ihr  Amt  niederlegen,  werden  von 
den  Sekretären  der  Handelsgerichte  in  Empfang  genommen  und  in  dem 
Sekretariate  niedergelegt 

63.  Die  Haftbarkeit  der  Mäkler  bezöglich  der  Unternehmungen  ihres 
Amtes  verjährt  in  2  Jahren,  von  dem  Datum  einer  jeden  derselben  an 
gerechnet. 

64     Die  Fallimente  der  Mäkler  werden  als  betrügerisch  vermutheL^) 

65.  Die  Mäkler  sind  nicht  persönlich  verpflichtet,  die  durch  ihre  Ver- 
mittelung  abgeschlossenen  Verträge  zu  erfüllen,  noch  die  Zahlungsfähigkeit 
ihrer  Klienten  zu  gewährleisten,  vorbehaltlich  der  in  diesem  Oesetzbach 
bezüglich  der  Negoziationen  mit  öffentlichen  Effekten  festgesetzten  Ausnahmen. 

66.  Eine  besondere,  von  dem  Präsidenten  der  Republik  erlassene 
Verordnung  wird  die  Mäklergebühren   festsetzen. 

67.  Die  mit  dem  Ankauf  oder  dem  Verkauf  von  öffentlichen  Effekten 
betrauten  Mäkler  sind  persönlich  für  die  Zahlung  des  Kaufpreises  und  die 
Vornahme  der  üebergabe  der  verkauften  Effekten  verpflichtet,  und  in  keinem 
Falle  ist  denselben  der  Einwand  des  Mangels  an  Geldmitteln  gestattet. 

68.  Unter  der  Bezeichnung:   „öffentliche  Effekten",  sind   einbegriffen: 

1.  die  als  negocirbar  anerkannten  Staatsschuldscheine; 

2.  die  Schuldscheine  der  öffentlichen  Anstalten  und  der  Privatuntei^ 
nehmungen,  welche  ermächtigt  sind,  solche  Scheine  zu  kreiren  und 
in  Umlauf  zu  setzen; 

3.  die  von  den  ausländischen  Regierungen  emittirten  Schuldscheine, 
sofern  deren  Negocirung  nicht  verboten  ist. 

69.  Derjenige,  welcher  einen  Mäkler  zu  dem  Ankauf  oder  Verkauf 
von  öffentlichen  Effekten  verwendet  hat,  besitzt  nur  einen  Anspruch  gegen 
den  Mäkler,  welchen  er  beauftragt  hat. 

70.  Der  Mäkler  kann  nicht  die  Summen,  welche  er  zum  Ankauf  von 
öffentlichen  Effekten  erhalten  hat,  noch  den  Preis,  welcher  ihm  für  die  von 
ihm  verkauften  übergeben  worden  ist,  mit  den  Beträgen  kompensiren,  welche 
ihm  sein  Klient,  Käufer  oder  Verkäufer  schuldet. 

71.  Der  Mäkler  haftet  für  die  Echtheit  der  letzten  Unterschrift  auf 
den  Urkunden,  welche  er  negocirt. 

Diese  Haftbarkeit  hört  uuf,  wenn  die  Interessenten  direkt  mit  einander 
verhandelt  haben  und  der  Mäkler  bei  der  Negocitung  nur  als  einfacher 
Vermittler  fungirt  hat. 

72.  Er  ist  gleichfalls  verantwortlich  für  die  gesetzliche  Gültigkeit  der 
öffentlichen,  auf  den  Inhaber  lautenden  Effekten,  welche  durch  seine  Ver- 
mittelung  negocirt  worden  sind.  Wenn  jedoch  die  Urkunden  keine  äusseren 
und  sichtbaren  Zeichen  tragen,  durch  welche  ihre  Identität  festgestellt  werden 
kann,  so  ist  er  nicht  verantwortlich. 

73.  Der  Mäkler,  welcher  beim  Verkauf  von  Waaren  intervenirt,  ist 
verpflichtet: 

1.  die  Qualität,  die  Menge  und  den  Preis  der  verkauften  Sache,  den 
Ort  und  die  Zeit  der  Uebergabe  und  die  Art  und  Weise,  in  welcher 
der  Preis  gezahlt  werden  soll,  anzugeben; 


>)  Hiernach,  sowie  nach  Art.  1335  ist  der  Gegenbeweis,  abweichend  vom  Spani- 
schen H.  G.  B.  (Art.  1009),  welches  eine  präsumptio  juris  et  de  jure  festsetzt  nicht 
ausgeschlossen,  cfr.  Note  zu  Art.  1520  des  Argentinischen  H.  G.  B^  S.  SI76. 
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2.  der  Uebergabe  derjenigen,  welche  dnrch  seine  Yermittelang  verkauft 
worden  sind,  beizuwohnen,  sofern  er  durch  irgend  einen  der  Kon- 
trahenten hierzu  aufgefordert  worden  ist. 

74.  Der  Mäkler  haftet  nicht  für  die  Menge  der  verkauften  Waaren, 
noch  für  deren  Qualität,  auch  wenn  dieselben  nicht  mit  den  Proben  über- 
einstimmen, welche  er  dem  Käufer  vorgelegt  hat,  ausgenommen  im  Falle 
der  mala  fides. 

75.  Der  Mäkler  kann  in  seinem  Namen  den  Preis  der  durch  seine 
Vermittelung  verkauften  Waaren  nicht  einfordern,  noch  dieselben  Mangels 
Zahlung  vindiciren. 

Wenn  jedoch  der  Mäkler  als  Kommissionär  handelt,  bleibt  er  allen 
Verpflichtungen  unterworfen  und  kann  alle  Rechte  ausüben,  welche  aus  dem 
Vertrage  hervorgehen. 

76.  Die  Eigenschaft  eines  Vermittlers  macht  den  Mäkler  nicht  unfähig, 
die  Funktionen  eines  Mandatars  des  Verkäufers  auszuüben  und  in  dieser 
Eigenschaft  den  Preis  der  durch  seine  Vermittelung  verkauften  Waaren  in 
Emp&ng  zu  nehmen. 

77.  Der  Mäkler,  welchem  sein  Klient  eine  Handelsurkunde  übergiebt, 
die  mit  dem  Vermerk:  „Werth  baar  erhalten'',  indossirt  ist,  wird  als  ein 
zur  Empfangnahme  des  Preises  und  zu  rechtsgültiger  Entlastung  des  Käufers 
bestellter  Mandatar  angesehen. 

78.  Bei  Versicherungen  sind  die  Funktionen  der  Mäkler  folgende: 
bei  der  Realisirung  der  Verträge  über  See-  oder  Flussversicherungen  zu 
interveniren,  die  Policen  im  Voraus  mit  den  öffentlichen  Beamten  abzu- 
fassen, die  zwischen  den  Parteien  ausgeführten  zu  autorisiren  und  vorher  den 
Betrag  der  Prämien  bei  allen  Reisen  zur  See,  auf  Flüssen  und  schiffbaren 
KanaJen  zu  bescheinigen. 

Bei  den  Eintragungen,  welche  sie  in  Gemässheit  der  No.  3  des  Art.  56 
vorzunehmen  haben,  müssen  sie  die  Namen  der  Kontrahenten,  den  versicherten 
Gegenstand,  den  für  denselben  von  ihnen  festgesetzten  Werth,  den  Ladun^s- 
und  Löschungsort,  die  verabredete  Prämie,  den  Namen  des  Schiffes,  seine 
Matrikel,  Flagge  und  Tragfähigkeit  und  den  Namen  des  Kapitains,  welcher 
dasselbe  befehligt,  ausdrücklich  angeben. 

79.  Bei  den  Geschäften  der  Seesensarie  müssen  die  Mäkler  in  das 
Register,  von  welchem  die  No.  3  des  Art.  56  handelt,  die  von  ihnen  ver- 
mittelten Frachtverträge  eintragen,  mit  ausdrücklicher  Angabe  der  Namen 
des  Kapitains  und  des  Befrachters,  des  Namens,  der  Flagge,  der  Matrikel 
und  der  Tragfähigkeit  des  Schiffes,  des  Ladungs-  und  Löschungshafens,  der 
Fracht,  der  Gegenstände  der  Ladung,  der  vereinbarten  Ueberliegetage  und 
der  für  den  Anfang  und  die  Beendigung  des  Ladens  festgesetzten  Frist. 

Sie  müssen  in  gleicher  Weise  auch  ein  Exemplar  der  Frachtbriefe  der 
durch  ihre  Vermittelung  abgeschlossenen  Frachtverträge  aufbewahren. 

80.  Nur  die  wirklich  ernannten  Mäkler  haben  die  Eigenschaft  öffent- 
licher Beamten.  Jedoch  es  kann  ein  jeder  das  Mäkleramt  ausüben,  der  nicht 
in  einem  der  im  Art.  55  festgesetzten  Verbote  aufgeführt  ist. 


TITEL  IV^ 
Von  den  AuktionskommiBBaren. 

81.  Die  Auktionskommissare  sind  öffentliche  Beamte,  welche  damit 
beauftragt  sind,  an  den  Meistbietenden  Naturprodukte,  Mobilien  und  Waaren 
in  gutem  oder  havarirtem  Zustande  öffentlich  zu  verkaufen. 
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82.  Der  Präsident  der  Republik  wird  die  Handelsplätze  bezeichneii, 
an  welchen  Auktionslokale  eingerichtet  werden  sollen,  sowie  die  ZaU  der- 
selben, welche  die  Bedürfnisse  des  Handels  erfordern.*) 

83.  Die  Ernennung  der  Auktionskommissare  erfolgt  durch  den  Prä- 
sidenten der  Republik  in  der  durch  Art.  50  dieses  Gesetzbuches  bestimmten 
Form. 

84.  Die  Bestimmungen  der  Art.  51—55  inclusive  und  diejenigen  des 
Art.  63  sind  auf  die  Auktionskommissare  anwendbar. 

85.  Die  Auktionskommissare  müssen  drei  Bücher  führen,  nämlieh: 
das  tägliche  Eingangsbuch; 

das  tägliche  Ausgangsbuch; 
das  Eontokorrentbuch. 

In  das  erste  müssen  sie  in  strenger  Reihenfolge  der  Daten  die  Waaren 
oder  anderen  Gegenstände,  welche  sie  empfangen  haben,  eintragen  und  dabei 
folgende  Umstände  ausdrücklich  erwähnen:  ihre  Menge,  ihr  Gewicht  and 
Maass,  die  Kollis,  aus  welchen  sie  bestehen,  deren  Marken  and  Zeichen, 
den  Vor-  und  Zunamen  desjenigen,  welcher  dieselben  übergeben  hat,  und 
desjenigen,  für  dessen  Rechnung  sie  verkauft  werden  sollen,  ihren  Preis 
und  ob  der  Verkauf  mit  oder  ohne  Garantie  erfolgen  solle. 

In  dem  zweiten  müssen  sie  einzeln  die  verkauften  Gegenstände  ver- 
merken und  angeben,  für  wessen  Ordre  und  Rechnung  der  Verkauf  erfolgt 
ist,  sowie  den  Vor-  und  Zunamen  des  Käufers,  den  Preis  und  die  Bedingungen 
der  Zahlung. 

In  dem  dritten  müssen  sie  das  Kontokorrent  mit  einem  jeden  einzehien 
ihrer  Kommittenten  führen. 

88.  Die  drei  Bücher,  von  denen  der  vorhergehende  Artikel  handelt,  sind 
den  im  §  2  Titel  II  des  gegenwärtigen  Buches  dieses  Gesetzbuches  angegebenen 
Bestimmungen  unterworfen,  soweit  dieselben  hierauf  anwendbar  sind. 

87.  Die  Auktionskommissare  müssen  frühzeitig  genug  einen  gedruckten 
oder  geschriebenen  Katalog  der  Gegenstände,  welche  zum  Verkaufe  stehen, 
pubiiciren  und  in  demselben  den  Ort,  an  welchem  sie  niedergelegt  sind,  die 
Tage  und  Stunden,  an  welchen  sie  besichtigt  werden  können,  und  den  Tag 
und  die  Stunde  bezeichnen,  an  welchen  die  Versteigerung  beginnen  ond 
endigen  soll. 

88.  Es  ist  den  Auktionskommissaren  verboten: 

1.  irgend  ein  Uebergebot  auszurufen,  ohne  dass  der  Bieter  dasselbe  mit 
lauter  und  verständlicher  Stimme  ausgedrückt  hat; 

2.  an  der  Licitation  persönlich  oder  mit  Hülfe  Dritter  Thcil  zu  nehmen; 

3.  irgend  einen  der  Gegenstände  zu  erwerben,  mit  deren  Verkauf  sie 
beauftragt  worden  sind,  vermittelst  eines  Vertrages,  welcher  mit 
demjenigen  abgeschlossen  worden  ist,  der  denselben  bei  der  Ver 
Steigerung  erhalten  hat. 

Die  Uebertretung  dieser  Verbote  unterwirft  den  Auktionskommissar  der 
Zahlung  einer  Geldstrafe,  welche  nicht  unter  100  und  nicht  über  300  Pesos 
beträgt. 

89.  Die  Auktionsverkäufe  können  nicht  suspendirt  werden,  und  die 
Gegenstände  müssen  dem  Meistbietenden  definitiv  zugeschlagen  werden,  welches 
auch  immer  der  Betrag  des  angebotenen  Preises  sein  mag. 

Der  Auktionskommissar  kann  jedoch  die  Versteigerung  suspendiren 
und  aufschieben,  wenn  für  die  Gebote  ein  Minimum  festgesetzt  worden  ist 
und  Bieter  für  dieses  Minimum  nicht  auftreten. 


^)  Ein  Reglement  für  die  Auktionskommissare  ist  am  8.  September  1866  erlasses 
worden. 
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90.  Jeder  Auktionsverkauf  ist  gegen  Baarzahlung. 

91.  Wenn  irgend  ein  Zweifel  oder  eine  Differenz  über  die  Person  des 
Adjudikatars  oder  den  Schluss  der  Versteigerung  entsteht,  so  muss  der 
Aoktionskommissar  die  Licitation  wieder  eröffnen,  ohne  irgend  eine  spätere 
Reklamation  von  Seiten  der  früheren  Bieter. 

92.  Wenn  48  Stunden  nach  der  erfolgten  Versteigerung  der  Adjudi- 
katar  den  Preis  des  Gegenstandes  nicht  bezahlt,  so  bleibt  durch  diese  That« 
sache  allein  die  Adjudikation  ohne  Wirkung,  und  es  muss  von  neuem  die 
Licitation  eröffnet  werden. 

Die  Differenz  des  Preises  und  die  Kosten,  welche  durch  die  neue  Ver- 
steigerung verursacht  werden,  gehen  für  Rechnung  des  früheren  Adjudikatars. 

93.  Innerhalb  des  dritten  Tages  nach  dem  Stattfinden  der  Versteige- 
rung, muss  der  Auktionskommissar  seinem  Kommittenten  eine  unterzeichnete 
Rechnung  präseutiren,  indem  er  ihm  gleichzeitig  den  zu  seinen  Gunsten  re- 
sultirenden  Saldo  übergiebt. 

Der  mit  der  Vorlegung  der  Rechnung  oder  der  Uebergabe  des  Saldos 
säumige  Auktionskommissar  verliert  seine  Provision  und  haftet  dem  Inter- 
essenten für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  er  demselben  verursacht  hat. 

94.  In  den  in  diesem  Titel  nicht  vorgesehenen  Fällen  müssen  sich  die 
Auktionskommissare  nach  den  Vorschriften  über  das  Handelsmandat  und 
besonders  nach    denjenigen  richten,  welche  die  Verkaufskommission  regeln. 

95.  Eine  besondere  Verordnung^)  soll  die  zur  Aufrechterhaltung  der 
Ordnung  in  den  Auktionslokalen  erforderlichen  Bestimmungen  vorschreiben 
und  die  Provision  festsetzen,  welche  die  Auktionskommissare  in  Ermangelung 
einer  Abrede  einziehen  dürfen. 


Buch  n. 

Von   den   Handelsverträgen   und  -Verpflichtungen 
im  Allgemeinen. 

TITEL  I. 
Allgemeine  Bestimmungeii. 

§  1.     Von  der  Abfassung,  der  Form  und  den  Wirkungen  der 
Verträge  und  Obligationen. 

96«  Die  Vorschriften  des  Civilrechtes  über  die  Obligationen  und  Ver^ 
träge  im  Allgemeinen  sind  auf  die  Handelsgeschäfte  anwendbar,  vorbehaltlich 
der  in  diesem  Gesetzbuch  vorgesehenen  Modifikationen. 

97.  Damit  die  mündliche  Offerte  eines  Geschäfts  dem  Proponenten  die 
betreffende  Verpflichtung  auferlegt,  ist  es  erforderlich,  dass  sie  in  dem  Augen- 
blick angenommen  wird,  in  welchem  sie  zur  Kenntniss  desjenigen  gelangt 
ist,  an  den  sie  gerichtet  worden  ist;  und  bei  nicht  erfolgender  Annahme  in 
dieser  Weise  bleibt  der  Proponent  von  jedem  Versprechen  befreit. 

1)  Diese  Verordnuig  ist  am  3.  September  1866  erlassen  worden. 
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98.  Die  schriftlich  gemachte  Offerte  mass  innerhalb  24  Standen,  wenn 
derjenige,  an  welchen  sie  gerichtet  worden  ist,  an  demselben  Ort  wie  der 
Proponent  wohnt,  oder  bei  der  Rückkehr  der  Post,  wenn  er  sich  an  einem 
anderen  Orte  befindet^  angenommen  oder  abgelehnt  werden. 

Nach  Ablauf  der  angegebenen  Fristen  wird  die  Offerte  als  nicht  erfolgt 
angesehen,  auch  wenn  sie  angenommen  worden  ist. 

Im  Falle  einer  nicht  rechtzeitigen  Annahme  ist  der  Proponent  ver- 
pflichtet, unter  Verantwortlichkeit  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  sofort 
von  seiner  Rücknahme  Mittheilung  zu  machen. 

99.  Der  Proponent  kann  in  der  Zeit,  welche  zwischen  der  Absend ang 
der  Offerte  und  der  Annahme  liegt,  dieselbe  zurückziehen,  vorausgesetzt, 
dass  er  bei  Stellung  derselben  nicht  versprochen  hat,  eine  Antwort  abzu- 
warten oder  erst  dann  über  den  Gegenstand  des  Vertrages  zu  verfugen, 
nachdem  derselbe  abgelehnt  oder  eine  bestimmte  Frist  verlaufen  ist. 

Der  Rücktritt  wird  nicht  vermuthet. 

100.  Die  rechtzeitige  Rücknahme  legt  dem  Proponenten  die  Verpflich- 
tung auf,  die  Kosten  zu  erstatten,  welche  derjenige,  an  den  die  Offerte  ge- 
richtet worden  war,  gehabt  hat,  sowie  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche 
derselbe  erlitten  hat. 

Der  Proponent  kann  sich  jedoch  von  der  Verpflichtung  zum  Schadens- 
ersatz befreien,  wenn  er  den  vorgeschlagenen  Vertrag  erfüllt 

101-  Wenn  in  der  ertheilten  Antwort  die  Offerte  pure  und  einfach  ge- 
billigt wird,  so  ist  der  Vertrag  sofort  perfekt  und  erzeugt  alle  seine  gesetz- 
lichen Wirkungen,  es  sei  denn,  dass  vor  dem  Ertheilen  der  Antwort  die 
Rücknahme,  der  Tod  oder  die  gesetzliche  Unfähigkeit  des  Proponenten  er- 
folgt ist. 

102.  Die  bedingungsweise  Annahme  wird  als  eine  Offerte  betrachtet. 

103.  Die  stillschweigende  Annahme  erzeugt  dieselben  Wirkungen,  wie 
die  ausdrückliche,  und  ist  denselben  Vorschriften  unterworfen. 

104.  Wenn  die  Interessenten  an  verschiedenen  Orten  wohnen,  so  ist 
der  Vertrag,  hinsichtlich  aller  seiner  gesetzlichen  Wirkungen,  als  an  dem 
Wohnorte  desjenigen  abgeschlossen  anzusehen,  welcher  die  ursprungliche 
oder  die^  modificirte  Offerte  angenommen  hat 

105.  Die  in  Cirkularen,  Katalogen,  Preislisten,  Prospekten  oder  in 
irgend  welcher  anderen  Art  von  gedruckten  Anzeigen  enthaltenen  unbe- 
stimmten Anerbietungen  sind  für  denjenigen,  welcher  dieselben  gemacht 
hat,  nicht  verbindlich.  ^ 

Die  an  bestimmte  Personen  gerichteten  Ankündigungen  schliesseo 
implicite  die  Bedingung  in  sich,  dass  die  angebotenen  Gegenstände  zur  Zeit 
der  Nachfrage  nicht  veräussert  worden  sind,  dass  sie  keine  Preisveränderang 
erlitten  haben,  und  dass  sie  an  dem  Domicil  des  Offerenten  vorhan- 
den sind. 

106.  Der  untei  Vermittelung  eines  Mäklers  vorgeschlagene  Vertrag 
ist  von  dem  Moment  an  als  perfekt  anzusehen,  in  welchem  die  Interessenten 
den  Vorschlag  ohne  weiteres  und  einfach  angenommen  haben. 

107.  Die  Hingabe  einer  Arrha  schliesst  nicht  den  Vorbehalt  des 
Rechtes  in  sich,  von  dem  schon  perfekten  Vertrag  zurücktreten  zu  können, 
es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  stipulirt  worden  ist. 

106.  Das  Anerbieten,  die  Arrha  aufzugeben  oder  in  doppeltem  Be- 
trage zurückzuerstatten,  befreit  die  Kontrahenten  nicht  von  der  Verpflichtung, 
den  perfekten  Vertrag   zu  erfüllen   oder  die  Schäden  und  Nachtheile  zu  be 
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109.  Nach  ErfüUan^  des  Vertrages  oder  Zahlung  einer  Entschädigung 
muss  die  Arrha  zurückerstattet  werden,  welches  auch  immer  die  Partei  ge- 
wesen sein  mag,  welche  die  Erfüllung  des  Verti^ages  verweigert  hat. 

110.  Bei  der  Berechnung  der  Fristen  nach  Tagen,  Monaten  und 
Jahren  müssen  die  Bestimmungen  beobachtet  werden,  welche  die  Art.  48 
und  49  des  Civilgesetzbuches  enthalten,  es  sei  denn,  dass  das  Gesetz  oder 
die  Vereinbarung  etwas  anderes  festsetzt. 

111.  Die  Obligation,  welche  an  einem  Sonntage  oder  an  einem  an- 
deren Feiertage  fallig  wird,  ist  am  folgenden  Tage  zu  bezahlen. 

112.  Es  werden  keine  Respekt-  oder  Usotage  anerkannt,  welche  die 
Erfüllung  der  Obligationen  über  die  vertragsmässig  oder  gesetzlich  bezeich- 
nete Frist  hinausschieben. 

113.  Alle  Handlungen,  welche  sich  auf  die  Ausführung  der  im  Aus- 
lande geschlossenen  und  in  Chile  zu  erfüllenden  Verträge  beziehen,  werden 
nach  dem  Chilenischen  Gesetz  beurtheilt,  in  Gemässheit  der  Vorschrift  des 
Schlussalioeas  des  Art.  16  des  Civilgesetzbuches. 

Deshalb  müssen  die  Uebergabe  und  Zahlung,  die  Münzsorte,  in 
welcher  die  letztere  erfolgen  soll,  die  Maasse  jeder  Art,  die  Quittungen  und 
deren  Form,  die  Verantwortlichkeit,  welche  die  unterlassene  oder  unvoll- 
ständige oder  verzögerte  Erfüllung  hervorrufen,  und  jeder  andere  Akt, 
welcher  sich  auf  die  reine  Ausführung  des  Vertrages  bezieht,  nach  den  Be- 
stimmungen der  Gesetze  der  Republik  geregelt  werden,  es  sei  denn,  dass  die 
Kontrahenten  etwas  anderes  vereinbart  haben. 

114.  Sofern  in  den  im  ersten  Alinea  des  vorhergehenden  Artikels  er- 
wähnten Verträgen  festgesetzt  wird,  dass  die  Zahlung  in  den  gesetzlichen 
Münzsorten  oder  Maassen  des  Ortes  erfolgen  muss,  an  welchem  sie  abge- 
schlossen worden  sind,  müssen  diese  durch  Vereinbarung  der  Parteien  oder 
nach  dem  Gutachten  Sachverständiger,  auf  die  gesetzlichen  Münzen  oder 
Maasse  von  Chile  zur  Zeit  der  Erfüllung  reducirt  werden. 

Dieselbe  Vorschrift  ist  anzuwenden,  wenn  in  den  in  Chile  abgeschlos- 
senen Verträgen  festgesetzt  worden  ist,  dass  die  Uebergabe  oder  Zahlung  in 
ausländischen  Maassen  oder  Münzen  erfolgen  solle. 

115.  Wenn  die  Parteien  sich  auf  Maasse  beziehen,  welche  durch  das 
Gesetz  nicht  anerkannt  worden  sind,  so  sind  die  an  dem  Erfüllungsorte  des 
Vertrages  gebräuchlichen  die  verbindlichen. 

116.  Wenn  vor  dem  Ablauf  der  Frist  die  Geldstücke,  auf  welche  die 
Verpflichtung  sich  bezieht,  ausser  Cirkulation  gesetzt  worden  sind,  so  muss 
die  Zahlung  in  den  zur  Zeit  der  Erfüllung  des  Vertrages  laufenden  Münzen 
nach  dem  gesetzlichen  Werth,  welchen  die  letzteren  haben,  erfolgen. 

117.  Der  Gläubiger  ist  nicht  verpflichtet,  die  Zahlung  vor  der  Fällig- 
keit der  Obligation  anzunehmen. 

118.  Ebensowenig  ist  er  verpflichtet,  mehr  als  5  Prozent  in  kleiner 
Silbermünze  oder  mehr  als  1  Prozent  iu  Kupfergeld  in  Zahlung  anzunehmen. 

Unter  kleinem  Silbergeld  werden  die  Stücke  von  20  Centavos  und  die 
übrigen  von  geringerem  Werthe  verstanden. 

119.  Der  Schuldner,  welcher  bezahlt,  ist  berechtigt,  eine  Quittung  zu 
verlangen,  und  ist  nicht  verpflichtet,  sich  mit  der  Rückgabe  oder  Aushän- 
digung der  Schuldurkunde  zufrieden  zu  geben. 

Die  Quittung  beweist  die  Befreiung  von  der  Schuld. 

120.  Die  Schlussquittung  einer  Rechnung  lässt  diejenige  der  vorher- 
gehenden vermuthen,  wenn  der  Kaufmann,  welcher  sie  gegeben  hat,  seine 
Rechnungen  in  bestimmten  Zeitabschnitten  regulirt. 

121.  Der  Gläubiger,  welcher  mehrere  fällige  Forderungen  gegen  einen 
Schuldner  hat,    kann  die  Zahlung   auf  irgend   eine  der  Schulden  anrechnen, 
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wenn    der  Schuldner   zur  Zeit    der  Leistung   der   Zahlung    die  Anrechnang 
nicht  bestimmt  hat. 

122.  Der  Kaufinann,  welcher  beim  Empfang  einer  Rechnung  Zahlang 
leistet  oder  Schiassquittung  ertheilt,  verliert  nicht  das  Recht,  die  Berichti- 
gung der  Irrthümer,  Auslassungen,  doppelten  Posten  oder  anderer  Fehler, 
welcne  dieselbe  enthält,  zu  veranlassen. 

123.  Es  findet  keine  Novation  statt,  wenn  der  Gläubiger  negocirbare 
Urkunden  in  Zahlung  annimmt,  bei  der  Erfällung  einer  accessorischen  Ye^ 
einbarung  zu  dem  Vertrage,  aus  welchem  die  Schuld  herrührt. 

124.  Ebensowenig  verursacht  eine  Novation  die  Hingabe  von  nej;o- 
cirbaren  Urkunden  an  Zahlungsstatt,  welche  in  Gemässheit  eines  neuen 
Vertrages  erfolgt  ist,  wenn  die  ursprüngliche  Obligation  und  diejenige  zu- 
sammen fortbestehen  können,  welche  der  Schuldner  durch  die  übergebenen 
negocirbaren  Urkunden  kontrahirt. 

125.  Wenn  jedoch  die  in  Zahlung  gegebenen  negocirbaren  Urkunden 
auf  den  Inhaber  lauten,  wird  eine  Novation  verursacht,  wenn  der  Gläubiger 
bei  der  Empfangnahme  derselben  sich  seine  Rechte  für  den  Fall ,  dass  die- 
selben nicht  bezahlt  werden,  nicht  in  förmlicher  Weise  vorbehalten  hat. 

126.  Eine  Aufhebung  wegen  laesio  enormis  findet  bei  Handelsverträgen 
nicht  statt. 

§  2.     Von  dem  Beweise  der  Verträge  und  Obligationen. 

127.  Die  Privaturkunden,  welche  mit  den  Böchern  der  Kaofleute 
übereinstimmen,  haben  bezüglich  ihres  Datums  Dritten  gegenaber  Beweis- 
kraft, selbst  ausser  den  Fällen,  welche  der  Art.  1703  des  Civilgesetzbache< 
aufzählt. 

128.  Der  Zeugenbeweis  ist  bei  Handelsgeschäften  zulässig,  welches 
auch  der  Betrag  sein  mag,  auf  welchen  sich  die  zu  beweisende  Obligation 
bezieht,  mit  Ausnahme  derjenigen  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  eine  öffent- 
liche Urkunde  erfordert. 

129.  Die  Handelsgerichte  können  unter  Berücksichtigung  der  Sach- 
lage des  Prozesses  den  Zeugenbeweis  zulassen,  auch  wenn  derselbe  den  In- 
halt der  öffentlichen  Urkunden  verändert  oder  diesem  etwas  hinzufügt. 


TITEL  II. 
Von  dem  Kaufe  und  dem  Verkaufe. 

§  1.     Von  der  verkauften  Sache. 

130.  Bei  dem  Verkaufe  einer  Sache,  welche  zur  Ansicht  aasli^t  und 
zur  Zeit  des  Vertrages  nur  ihrer  Art  nach  bezeichnet  worden  ist,  wird  nicht 
angenommen,  dass  der  Käufer  sich  die  Befugniss,  dieselbe  zu  prüfen,  vo^ 
behält. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  nicht  auf  diejenigen  Gegenstande, 
welche  gewöhnlich  nach  dem  Geschmack  gekauft  werden. 

131.  Wenn  der  Käufer  einer  Sache  nach  dem  Augenschein  sich  aus- 
drücklich die  Prüfung  vorbehält,  ohne  eine  Frist  zur  Vornahme  derselben 
festzusetzen,  so  wird  der  Kauf  als  unter  einer  suspensiven  Potestativbedin- 
gung mit  einer  Frist  von  3  Tagen  abgeschlossen  angesehen. 

Diese  Frist  ist  von  dem  Tage  an  zu  rechnen,  an  welchem  der  Ver- 
käufer den  Käufer  auffordert,  die  Probe  vorzunehmen,  und  wenn  der  Käufer 
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dieselbe   innerhalb   der  Frist  nicht  stattfinden  lässt,    so  wird  angenommen, 
dass  er  vom  Vertrage  zurücktritt. 

132«  Wenn  die  nach  Besichtigung  verkaufte  Sache  zu  denjenigen  gehört, 
welche  gewöhnlich  nach  dem  Geschmack  gekauft  werden,  wird  der  Vor-: 
behalt  der  Prüfung  vermuthet,  und  diese  Prüfung  schliesst  die  Suspensiv- 
bedingung in  sich,  dass  die  Sache  unversehrt  und  von  gewöhnlicher  Qua- 
Htät  sei. 

133.  Wenn  der  Vertrag  zu  gleicher  Zeit  die  Art  und  die  Qualität 
der  nach  Besicht  verkauften  Sache  bestimmt,  so  ist  anzunehmen,  dass  der 
Kauf  unter  der  vom  Zufall  abhängigen  Suspensivbedingung  abgeschlossen 
ist,  dass  die  Sache  von  der  vereinbarten  Art  und  Qualität  sei. 

Wenn  zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Sache,  welche  den  Gegenstand  des 
Vertrages  gebildet  hat,  der  Käufer  behauptet,  dass  die  Art  und  Qualität 
derselben  mit  der  festgesetzten  Art  und  Qualität  nicht  übereinstimmt,  muss 
die  Sache  von  Sachverständigen  geprüft  werden. 

134.  Der  Kauf  einer  nur  ihrer  Art  nach  bezeichneten  Sache  auf 
Ordre,  welche  der  Verkäufer  dem  Käufer  übersenden  muss,  schliesst  für  den 
letzteren  die  Befugniss  in  sich,  den  Vertrag  aufzuheben,  wenn  die  Sache 
nicht  unversehrt  und   von  gewöhnlicher  Qualität  ist. 

Wenn  die  Sache  zu  gleicher  Zeit  ihrer  Art  und  Qualität  nach  be- 
zeichnet ist,  hat  der  Käufer  ebenfalls  die  Befugniss,  den  Vertrag  aufzuheben, 
wenn  die  Sache  nicht  von  der  festgesetzten  Qualität  ist. 

Wenn  in  den  beiden  vorstehenden  Fällen  unter  den  Parteien  Streit 
entsteht,  muss  angeordnet  werden,  dass  die  Sache  von  Sachverständigen  ge- 
prüft werde. 

135.  Wenn  der  Kauf  nach  Mustern  ausgeführt  worden  ist,  schliesst 
er  implicite  die  Bedingung  in  sich,  dass  der  Vertrag  aufgehoben  werden 
kann,   wenn  die  Waaren  nicht  mit  den  Mustern  übereinstimmend  ausfallen. 

136.  Wenn  eine  Sache  während  ihres  Transports  zur  See,  zu  Lande, 
auf  Flüssen  oder  schiffbaren  Kanälen  verkauft  worden  ist,  kann  der 
Käufer  den  Vertrag  jedes  Mal  aufheben,  wenn  die  Sache  nicht  annehmbar 
oder  nicht  von  der  vereinbarten  Art  und  Qualität  ist. 

137.  Wenn  die  unter  der  Bedingung  der  Uebergabe  an  einem  be- 
stimmten Orte  verkaufte  Sache  auf  Ordre  gekauft  und  befördert  worden 
ist,  wird  angenommen,  dass  der  Kauf  unter  der  vom  Zufall  abhängigen  Sus- 
pensivbedingung abgeschlossen  worden  ist,  dass  die  Sache  ihren  Be- 
stimmungsort erreicht. 

Nach  Erfüllung  der  Bedingung  kann  der  Käufer  den  Vertrag  nicht 
aufheben,  es  sei  denn,  dass  die  Sache  nicht  annehmbar  oder  nicht  von  der 
festgesetzten  Art  und  Qualität  ist. 

138.  Der  Kauf  eines  Schiffes  oder  irgend  eines  anderen  Gegenstandes, 
welcher  nicht  vorhanden  ist  und  als  vorhanden  vorausgesetzt  wird,  ist 
ungültig. 

Wenn  jedoch  ein  solcher  Kauf  unter  Berücksichtigung  der  Gefahren, 
welche  der  verkaufte  Gegenstand  läuft,  abgeschlossen  worden  ist,  wird  der 
Vertrag  als  gültig  angesehen,  wenn  der  Verkäufer  beim  Abschlüsse  desselben 
von  dem  Verluste  dieses  Gegenstandes  keine  Kenntniss  gehabt  hat. 

§  2.     Vom   Preise. 

139.  Es  ist  kein  Kauf  oder  Verkauf  vorhanden,  wenn  die  Kontrahenten 
nicht  in  dem  Preise  oder  in  der  Art,  denselben  zu  bestimmen,  über- 
einkommen. 

46* 
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Wenn  jedoch  die  verkaufte  Sache  übergeben  worden  ist,  ist  zu.  ver- 
muthen,  dass  die  Parteien  den  laufenden  Preis  angenommen  haben,  welchen 
dieselbe  ati  dem  Tage  und  an  dem  Orte  des  Vertragsabschlusses  gehabt  hat. 

Bei  der  Verschiedenheit  der  Preise  an  demselben  Tage  und  Ortemoss 
der  Käufer   den  Durchschnittspreis  bezahlen. 

Diese  Regel  ist  auch  für  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  die  Parteien 
sich  auf  den  Preis  beziehen,  welchen  die  Sache  zu  einer  anderen  Zeit  ond 
an  einem  anderen  Orte,  als  der  Zeit  und  dem  Orte  des  Vertrages  hat. 

140.  Wenn  der  Dritte,  dem  die  Bezeichnung  des  Preises  übertragen 
worden  ist,  denselben  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  angiebt,  und  der  ver- 
kaufte Gegenstand  bereits  übergeben  worden  ist,  so  muss  der  Vertrag  zu 
dem  Preise  zum  Abschluss  kommen,  welchen  die  Sache  am  Tage  des  Ver- 
tragsabschlusses gehabt  hat,  und,  im  Falle  der  Verschiedenheit  der  Preise, 
nach  dem  Durchschnittspreise. 

141.  In  dem  Falle  des  Kaufes  von  Waaren  nach  dem  Preise,  welchen 
ein  anderer  anbietet,  kann  der  Käufer  im  Momente  der  Aufforderung  durch 
den  Verkäufer  entweder  den  Kauf  zur  Ausführung  bringen  oder  von  dem- 
selben zurücktreten.  Wenn  3  Tage  verflossen  sind,  ohne  dass  der  Ver- 
käufer  den  Käufer  auffordert,  bleibt  der  Vertrag  ohne  Wirkung. 

Wenn  jedoch  der  Verkäufer  die  Waaren  übergeben  hat,  so  muss  der 
Käufer  den  Preis  bezahlen,  welchen  dieselben  an  dem  Tage  der  üebergabe 
gehabt  haben. 

§  3.     Von  den  Wirkungen  des  Verkaufs  Vertrages. 

142.  Der  Verlust,  die  Verschlechterung  oder  die  Verbesserung  der 
Sache  nach  Perfektion  des  Vertrages  gehen  für  Elechnung  des  Käufers,  vor- 
behaltlich des  Falles  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung,  oder  dass  der 
Verlust  oder  die  Verschlechterung  durch  Betrug  oder  Verschulden  des  Ver- 
käufers oder  durch  einen  inneren  Fehler  der  verkauften  Sache  eingetreten  ist 

143.  Auch  wenn  der  nach  Perfektion  des  Vertrages  eingetretene 
Verlust  oder  die  Verschlechterung  durch  Zu£all  entstanden  sind,  so  sind  sie 
dennoch  zu  Lasten  des  Verkäufers: 

1.  wenn  der  verkaufte  Gegenstand  kein  bestimmter  und  festgesetzter 
Körper  ist,  mit  Marken,  Nummern  oder  irgend  welchen  anderen 
Zeichen,  welche  seine  Identität  feststellen  und  ihn  von  einem  anderen 
derselben  Art  unterscheiden; 

2.  wenn  der  Käufer  der  Abrede,  dem  Brauche  oder  dem  Gesetze 
gemäss  die  Befugniss  hat,  die  Sache  zu  prüfen  und  zu  probiren, 
und  dieselbe  untergeht  oder  sich  verschlecntert,  bevor  der  Käufer 
anzeigt,  dass  er  mit  derselben  zufrieden  ist; 

3.  wenn  die  Waaren,  welche  nach  Gewicht,  Zahl  oder  Maass  übergeben 
werden  müssen,  untergehen  oder  sich  verschlechtem,  bevor  sie 
gewogen,  gezählt  oder  gemessen  worden  sind,  es  sei  denn,  dass  sie 
nach  Besicht  und  zu  einem  vereinbarten  Preise  gekauft  worden  sind, 
oder  dass  der  Käufer  in  Verzug  gerathen  ist,  das  Wiegen,  Zahlen 
oder  Messen  vorzunehmen. 

Diese  Vorschrift  ist  auch  bei  dem  alternativen  Verkauf  von  zwei 
oder  mehr  fungiblen  Sachen  anwendbar,  welche  der  Zahl,  dem 
Gewicht  oder  dem  Maasse  nach  übergeben  werden  müssen; 

4.  sobald  der  Verkauf  unter  der  Bedingung  erfolgt  ist,  dass  die  Sache 
erst  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Frist  oder  erst  dann  übergeben 
werden  soll,    wenn  sie    sich    in    demjenigen    Znstande    befindet,  in 
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welchem    sie    nach    den    Bestimmungen    des    Vertrages    übergeben 
werden  muss; 

5.  wenn  der  Käufer  bereit  ist,  die  Sache  in  Empfang  zu  nehmen,  und 
der  Verkäufer  mit  der  üebergabe  derselben  in  Verzug  geräth,  es  sei 
denn,  dass  dieselbe  in  gleicher  Weise  in  Händen  des  Käufers  hätte 
zu  Grunde  gehen  müssen,  wenn  der  letztere  sie  erhalten  haben  würde; 

6.  wenn  bei  alternativen  Obligationen  eine  der  verkauften  Sachen  durch 
Zufall  zu  Grunde  geht 

Wenn  beide  zu  Grunde  gehen,  und  zwar  eine  derselben  durch 
eine  Handlung  des  Verkäufers,  so  schuldet  dieser  den  laufenden  Preis 
der  letzteren,  welche  zu  Grunde  gegangen  ist,  sofern  ihm  die  Wahl 
zugestanden  hat. 

Wenn  die  W^ahl  nicht  dem  Verkäufer  gebührt  und  eine  der  Sachen 
durch  Zufall  verloren  gegangen  ist,  so  muss  sich  der  Käufer  mit 
der  vorhandenen  begnügen ;  wenn  sie  jedoch  durch  Schuld  des  Ver- 
käufers untergegangen  ist,  kann  er  die  Üebergabe  der  vorhandenen 
oder  den  Preis  der  verloren  gegangenen  fordern. 

§  4.     Von  den  Verpflichtungen  des  Verkaufers  und   des  Käufers. 

144.  Nach  Perfektion  des  Vertrages  muss  der  Verkäufer  die  verkauften 
Sachen  in  der  vereinbarten  Frist  und  an   dem  festgesetzten  Orte  übergeben. 

Wenn  keine  Frist  bezeichnet  worden  ist,  so  muss  der  Verkäufer  die 
verkauften  Sachen  innerhalb  24  Stunden  nach  Abschluss  des  Vertrages  zur 
Verfügung  des  Käufers  halten. 

Bei  mangelnder  Angabe  des  Ortes  der  Üebergabe  muss  dieselbe  an 
dem  Orte  erfolgen,  wo  die  Waaren  zur  Zeit  der  Perfektion  des  Kaufs  und 
Verkaufs  sich  befunden  haben. 

145.  Wenn  die  verkauften  Waaren  nicht  individualisirt  worden  sind, 
so  erfüllt  der  Verkäufer  seine  Verpflichtung,  wenn  er  dieselben  gut  erhalten 
und  von  gewöhnlicher  Qualität  abliefert. 

146.  Bei  der  Üebergabe  kann  der  Verkäufer  von  dem  Käufer  die  voll- 
ständige Prüfung  der  Qualität  und  Quantität  der  Waaren  verlangen. 

Wenn  der  Käufer  die  Prüfung  nicht  vornimmt,  so  ist  anzunehmen, 
dass  er  auf  jede  spätere  Reklamation  wegen  eines  Mangels  in  der  Quantität 
oder  eines  Fehlers  in  der  Qualität  verzichtet. 

147.  Wenn  in  der  Zeit  zwischen  dem  Datum  des  Vertrages  und  dem 
Momente  der  üebergabe  die  Vermögensverhältnisse  des  Käufers  sich  ver- 
schlechtert haben,  so  ist  der  Verkäufer  nicht  verpflichtet,  die  verkaufte  Sache 
zu  üben^eben,  auch  wenn  er  ein  Ziel  für  die  Zahlung  des  Preises  gewährt 
hat,  falls  ihm  nicht  eine  Bürgschaft  geleistet  wird,  welche  ihm  genügende 
Sicherheit  bietet 

148.  Die  von  dem  Verkäufer  nach  dem  Wohnorte  des  Käufers  oder 
nach  irgend  einem  anderen  vereinbarten  Orte  bewirkte  Uebersendung  der 
Waaren  ist  mit  der  thatsächlichen  Üebergabe  derselben  gleichbedeutend. 

Die  Uebersendung  umfasst  nicht  die  üebergabe,  wenn  dieselbe  ohne 
die  Absicht,  das  Eigenthum  zu  übertragen,  erfolgt  ist,  z.  B.,  wenn  der  Ver- 
käufer die  Waaren  an  einen  Konsignatar  mit  dem  Auftrage  übersandt  hat, 
dieselben  nicht  eher  zu  übergeben,  als  bis  der  Käufer  den  r  reis  bezahlt  oder 
genügende  Garantien  geleistet  hat. 

149.  Die  üebergabe  der  verkauften  Sache  wird  als  erfolgt  angesehen : 
1.  durch  die  Aushändigung  des  Konnossementes,  des  Frachtbriefes  oder 

der  Faktura,  in  den  Fällen  des  Verkaufs  von  Waaren,    welche    zur 
See  oder  zu  Lande  befördert  werden  sollen; 
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2.  durch  die  Thatsache,    dass    der    Käufer   mit  Einwilligung   des  Ver- 
käufers seine  Marke  an  die  gekauften  Waaren  heftet; 

3.  durch  irgend  ein    anderes,    durch    den    konstanten  Handelsgebrauch 
autorisirtes  Mittel. 

150.  So  lange  der  Käufer  die  Waaren  nicht  zurückzieht  oder  an  einen 
anderen  Ort  schaflFt,  haftet  der  Verkäufer  für  ihre  Bewachung  und  Aufbe- 
wahrung bis  zu  Dolus  und  Culpa  lata. 

151.  Wenn  sich  die  Waaren  in  Händen  des  Verkäufers  befinden,  auch 
wenn  dies  in  Folge  eines  Depositums  stattfindet,  so  kann  er  bis  zur  voll- 
ständigen Zahlung  des  Preises  und  der  entsprechenden  Interessen  dieselben 
retiniren. 

152.  Wenn  nach  Perfektion  des  Verkaufes  der  Verkäufer  die  ver- 
kauften Waaren  verbraucht,  verändert  oder  veräussert  und  einem  anderen 
übergiebt,  muss  er  dem  Käufer  andere,  der  Art,  Qualität  und  Quantität  nach 
gleiche,  übergeben  oder,  in  Ermangelung  derselben,  ihren  Werth  unter  Ent- 
schädigung der  Nachtheile  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  erstatten. 

153.  Wenn  der  Käufer  ohne  gerechten  Grund  die  Annahme  der  ge- 
kauften Waaren  verweigert,  so  kann  der  Verkäufer  die  Aufhebung  des  Ver- 
kaufes unter  Entschädigung  der  Nachtheile  oder  die  Bezahlung  des  Preises 
nebst  den  gesetzlichen  Zinsen  beanspruchen,  indem  er  die  Waaren  zur  Ver- 
fügung des  Handelsgerichts  stellt,  damit  dieses  die  Hinterlegung  derselben 
und  ihren  Verkauf  in  öffentlicher  Versteigerung  für  Rechnung  des  E[äufers 
anordne. 

Der  Verkäufer  kann  gleichfalls  die  Hinterlegung  nachsuchen,  sobald 
der  Käufer  mit  der  Annahme  der  Waaren  in  Verzug  geräth;  in  diesem 
letztern  Falle  sind  die  Kosten  der  üeberführung  der  Waaren  nach  dem 
Depositum  und  ihre  Aufbewahrung  daselbst  zu  Lasten  des  letzteren. 

154.  Der  Verkäufer  ist  verpflichtet,  die  verkauften  Waaren  zu  gewähr- 
leisten und  für  etwaige  verborgene  Fehler  zu  haften,  in  Gemässheit  der  in 
dem  Titel  des  Civilgesetzbuches :  „Von  dem  Kauf  und  Verkauf",  festgesetzten 
Bestimmungen. 

Die  actio  redhibitoria  verjährt  nach  Ablauf  von  6  Monaten,  vom  Tage 
der  wirklichen  Uebergabe  der  Sache  an  gerechnet. 

155.  Nachdem  die  Sache  zur  Verfügung  des  Käufers  gestellt  worden 
ist  und  derselbe  sich  mit  ihr  zufrieden  erklärt  hat,  muss  er  den  Preis  an 
dem  festgesetzten  Orte  und  zu  der  vereinbarten  Zeit  bezahlen. 

Wenn  keine  Frist  oder  kein  Ort  für  die  Zahlung  des  Preises  ange- 
geben worden  ist,  muss  der  Käufer  dieselbe  an  dem  Ort  und  zur  Zeit 
der  Ablieferung  vornehmen  und  kann  nicht  verlangen,  dass  die  letztere  ohne 
gleichzeitige  Bezahlung  des  Preises  bewirkt  werde. 

156.  Wenn  der  Verkäufer  die  verkauften  Waaren  innerhalb  der  fest- 
gesetzten Frist  nicht  übergiebt,  kann  der  Käufer  entweder  die  Erfällang 
oder  die  Aufhebung  des  Vertrages  nachsuchen  und  in  beiden  Fällen  die 
Erstattung  der  erlittenen  Nachtheile  verlangen. 

157.  Der  Käufer,  welcher  im  Ganzen  über  eine  bestimmte  Menge 
Waaren  kontrahirt  hat,  ist  nicht  verpflichtet,  einen  Theil  derselben  mit 
dem  Yersprechen  anzunehmen,  dass  der  Rest  ihm  später  geliefert  werden 
würde. 

Wenn  jedoch  der  Käufer  die  Theillieferungen  annimmt,  so  wird  der 
Verkauf  bezüglich  der  erhaltenen  Quantitäten  für  abgeschlossen  angesehen, 
auch  wenn  der  Verkäufer  die  übrigen  ihm  nicht  übergiebt 

In  diesem  Falle  kann  der  Käufer  den  Verkäufer  veranlassen,  dass  er 
vollständig  den  Vertrag  erfülle,  oder  dass  er  ihn  für  die  ihm  durch  dlie  anvoll- 
ständige Erfüllung  desselben  verursachten  Nachtheile  entschädige. 
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158-  Nach  der  Uebergabe  der  verkauften  Waaren  kann  der  Käufer 
liegen  eines  Fehlers  in  der  Qualität  oder  eines  Mangels  in  der  Quantität 
Is einen  Einwand  erheben,  sofern  er  dieselben  zur  Zeit  der  Uebergabe  geprüft 
und  ohne  vorhergegangenen  Protest  in  Empfang  genommen  hat. 

159.  Wenn  die  Waaren  in  Ballen  oder  unter  einei'  Verpackung,  welche 
ilire  Prüfung  verhindern,  übergeben  worden  sind  und  der  Käufer  einen 
förmlichen  und  ausdrücklichen  Vorbehalt  des  Rechts,  dieselben  zu  prüfen, 
g^emacht  hat,  kann  er  innerhalb  3  Tagen  nach  der  Uebergabe  die  Mängel 
in  der  Quantität  oder  die  Fehler  in  der  Qualität  reklamiren,  indem  er  im 
ersteren  Falle  nachweist,  dass  die  Enden  der  Stücke  unverletzt  sind,  und  in 
dem  zweiten,  dass  die  Beschädigungen  oder  Mängel  derartig  sind,  dass  sie 
in  seinem  Waarenlager  nicht  durch  einen  Zufall  haben  entstehen  können, 
und  dass  sie  nicht  in  doloser  Weise  hätten  verursacht  worden  sein  können, 
ohne  dass  Spuren  eines  Betrugs  vorhanden  sind. 

160.  Der  Käufer  ist  berechtigt,  von  dem  Verkäufer  zu  verlangen, 
dass  er  eine  Faktura  über  die  verkauften  Waaren  aufstelle  und  ihm  über- 
mittele, und  dass  er  am  Fusse  derselben  eine  Empfangsbescheinigung  über 
den  gesammten  Preis  oder  über  denjenigen  Theil,  welcher  ihm  übergeben 
worden  ist,  aufsetze. 

Wenn  gegen  den  Inhalt  der  Faktura  innerhalb  8  Tagen  nach  der 
Uebergabe  derselben  keine  Reklamationen  erhoben  werden,  so  gilt  dieselbe 
für  unwiderruflich  angenommen. 


TITEL  III. 
Vom  Tausch. 

161.  Der  Handelstausch  qualificirt  und  richtet  sich  nach  denselben 
Bestimmungen,  welche  den  Kauf  und  Verkauf  regeln,  insoweit  dieselben 
nicht  der  Natur  dieses  Vertrages  entgegenstehen. 


TITEL  IV. 
Von  der  CesBion  der  Handelsförderungen. 

162.  Die  Cession  einer  nicht  indossablen  Forderung  ist  den  in  dem 
Titel  des  Civilgesetzbuches:  „Von  der  Cession  der  Rechte",  festgestellten 
Bestimmungen  unterworfen. 

Die  Mittheilung  der  Cession  muss  durch  einen  Beamten  mit  öffentlichem 
Glauben^)  stattfinden,  unter  Vorlegung  des  betreffenden  Titels. 

Damit  dieselbe  erfolgt,  genügt  der  einfache  Antrag  des  Cessionars. 

163.  Der,  Schuldner,  dem  die  Cession  mitgetheilt  wiid,  und  der  Ein- 
wendungen entgegenzustellen  beabsichtigt,  welche  sich  nicht  aus  dem 
cedirten  Titel  ergeben,  muss  dieselben  in  dem  Momente  der  Mittheilung 
oder  spätestens  bis  zum  dritten  Tage  vorbringen,  bei  Strafe,  dass  sie  später 
nicht  mehr  zugelassen  werden.^) 


*)  Durch  diese  Bestimmung  wird  eine  Lücke  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  aus- 
gefüllt, welche  nach  der  Botschaft  vom  5.  Oktober  1865  „bei  der  Schnelligkeit  der 
Transaktionen^  sehr  erheblich  gewesen  ist. 

>;  Dieselbe  Bestimmung  findet  sich  auch  im  Argentinischen  B.  G.  B. 
(Art.  564,  S.  159). 


712  VI,    Chile. 

Die  Einwendungen,  welche  sich  aus  der  Urkunde  ergeben  oder  aus 
dem  Vertrage  hervorgehen,  können  dem  Cessionar  in  derselben  Form  entgegen- 
gestellt werden,  wie  sie  gegen  den  Cedenten  hätten  gehend  gemaclit 
werden  können. 

164.  Die  Cession  der  Urkunden  an  Ordre  erfolgt  vermittelst  In- 
dossaments und  diejenige  der  Urkunden  auf  den  Inhaber  durch  einfache 
Aushändigung, 

165  Die  Cession  von  negocirbaren  öffentlichen  Effekten  muss  in  der 
Form  erfolgen,  welche  die  Gesetze  ihrer  Kreirung  oder  die  ihre  Emission 
autori sirenden  Verordnungen  bestimmen. 


TITEL  V, 

Von  dem  Transport  zu  Lande,  auf  Seen,  auf  schiffbaren 
Kanälen  oder  Flüssen. 

§  1.     Definitionen  und  allgemeine  Regeln. 

166.  Der  Transport  ist  ein  Vertrag,  auf  Grund  dessen  sich  jemand 
gegen  einen  bestimmten  Preis  verpflichtet,  von  einem  Orte  nach  eiDem 
anderen  zu  Lande,  auf  schiffbaren  Kanälen,  Seen  oder  Flüssen  Passagiere 
oder  fremde  Waaren  zu  befördern  und  die  letzteren  demjenigen  zu  über- 
geben, an  welchen  sie  gerichtet  worden  sind. 

Frachtführer  heisst  derjenige,  welcher  die  Verpflichtung  der 
Beförderung  kontra  hirt. 

Derjenige,  welcher  die  Beförderung  zu  Wasser  übernimmt,  fuhrt  den 
Namen  Patron  oder  Schiffer. 

Verlader,  Remittent  oder  Konsignant  wird  derjenige  geDannt, 
welcher  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  die  Beförderung  überträgt. 

Es  heisst  Konsignatar  derjenige,  an  welchen  die  Waaren  geschickt 
werden.  Ein  und  dieselbe  Person  kann  gleichzeitig  Verlader  und  Eonsig- 
natar sein. 

Der  Betrag,  welchen  der  Verlader  fiir  die  Beförderung  zu  bezahlen 
sich  verpflichtet,  heisst  Fracht. 

Derjenige,  welcher  den  Transport  von  Personen  oder  Waaren  durch 
seine  besoldeten  Gehülfen  und  in  seinen  eigenen  Wagen  oder  in  solchen, 
welche  zu  seiner  Verfugung  stehen,  gewerbemässig  betreibt,  heisst  Trans- 
portunternehmer, auch  wenn  er  einige  Male  den  Transport  persönlich 
ausführt. 

167.  Der  Transport  hat  gleichzeitig  die  Eigenschaft  der  Dienstmiethe 
und  des  Depositums. 

168.  Auch  wenn  der  Transport  die  Verpflichtung,  etwas  zu  thun, 
auferlegt,  so  kann  derjenige,  welcher  sich  verpflichtet,  Personen  oder  Waaren 
zu  befördern,  unter  semer  Verantwortlichkeit  einem  Dritten  die  Beförderung 
übertragen. 

In  diesem  Falle  bewahrt  derjenige,  welcher  ursnrünglich  die  Ver- 
pflichtung der  Beförderung  übernommen  hat,  dem  Verlaaer  gegenüber,  mit 
dem  er  kontrahirt  hat,  seine  Eigenschaft  als  Frachtführer  und  nimmt  dem- 
jenigen gegenüber,  welcher  in  der  That  die  Beförderung  der  Personen  oder 
Waaren  bewirkt,  die  Eigenschaft  eines  Verladers  an. 

169.  Der  Transportvertrag  kann  nach  dem  Belieben  des  Verladers 
vor  oder  nach  dem  Beginn  der  Reise  aufgehoben  werden. 
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In  dem  ersten  Falle  muss  der  Verlader  dem  Frachtführer  die  Hälfte 
und  in  dem  zweiten  den  ganzen  Betrag  der  vereinbarten  Fracht  zahlen. 

170.  Er  kann  gleichfalls  von  Seiten  beider  Kontrahenten  aufgehoben 
'^^erden  wegen  eines  inzwischen  eingetretenen  Ereignisses,  welches  den 
Seginn  der  Reise  verhindert,  wie  z.  B.  Verlust  der  Waaren,  Kriegserklärung, 
Handelsverbot,  Unterbrechung  der  Wege  von  feindlichen  Truppen  oder 
andere  analoge  Vorkommnisse. 

In  jedem  dieser  Fälle  erfolgt  die  Aufhebung  ohne  Schadensersatz, 
und  jede  der  Parteien  trägt  die  Verluste  ihrer  Vorbereitungen  und  die 
iN'achtheile,  welche  ihr   die  Aufhebung  verursacht. 

171.  Die  Bestimmungen  dieses  Titels  sind  für  jede  Klasse  von 
Frachtführern  verbindlich,  welches  auch  immer  die  Benennung  sein  mag, 
die  ihnen  gewöhnlich  zuertheilt  wird,  mit  Einschluss  derjenigen,  welche 
sich  gelegentlich  verpflichten,  Passagiere  oder  Waaren  zu  befördern. 

172.  Es  giebt  private  und  öffentliche  Unternehmer  von  Beförderungen. 
Es   sind  Privatunternehmer  diejenigen,  welche  bei  der  Ausübung  des 

Gewerbes  eines  FrachtfÖhrers  dem  Publikum  ihre  Dienste  nicht  angeboten 
haben  und  die  Beförderung  von  Personen  oder  Waaren  zu  vereinbarten 
Preisen  frei  übernehmen. 

Es  sind  öffentliche  Unternehmer  diejenigen,  welche  dem  Publikum  ein 
ßeförderungsunternehmen  angezeigt  und  eröffnet  haben  und  die  Beförderungen 
in  den  Zeitabschnitten,  zu  dem  Preise  und  unter  den  Bedingungen  ausführen, 
welche  ihre  Bekanntmachungen  festsetzen. 

§  2.     Von  dem  Fracht-  oder  Begleitbrief. 

173.  Frachtbrief  heisst  die  Urkunde,  welche  die  Parteien  ausstellen, 
um  das  Vorhandensein  und  die  Bedingungen  des  Vertrages  und  die  Ueber- 
gabe  der  Waaren  an  den  Frachtführer  zu  beweisen. 

174-  Nachdem  die  Kontrahenten  in  der  Aufstellung  des  Frachtbriefes 
übereingekommen  sind,  müssen  sie  denselben  in  2  Exemplaren  ausfertigen 
und  unterzeichnen. 

175.  Der  Frachtbrief  muss  angeben: 

1.  den  Vor- und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Verladers,  Frachtführers 
und  Konsignatars; 

2.  die   allgemeine  Beschaffenheit   der   Waaren,    ihr  Gewicht    und   die 
Marken  und  die  Zahl  der  KoUis,  welche  dieselben  enthalten; 

3.  den  Ort  der  Uebergabe; 

4.  den  Preis  ftr  die  Beförderung; 

5.  die  Frist,  in  welcher  die  Ablieferung  der  Ladung  erfolgen  muss; 

6.  den  Ort,  den  Tag,  den  Monat  und  das  Jahr  der  Ausfertigung; 

7.  irgend  welche  andere  Vereinbarungen  oder  Bedingungen,  welche  die 
Kontrahenten  festsetzen. 

176.  Der  Frachtbrief  kann  auf  den  Namen,  an  Ordre  oder  auf  den 
Inhaber  lauten. 

Der  Cessionar,  Indossatar  oder  Inhaber  des  Frachtbriefes  tritt  in  alle 
Verpflichtungen  und  Rechte  des  Verladers  ein. 

177.  Die  Auslassung  irgend  einer  der  Angaben,  welche  der  Art.  175 
vorschreibt,  beseitigt  die  Beweiskraft  des  Frachtbriefes  nicht,  und  die 
ausgelassenen  Bezeichnungen  können  durch  jedes  gesetzliche  Beweismittel 
ergänzt  werden. 

178.  Gegen  den  Inhalt  des  Frachtbriefes  werden  keine  anderen  Ein- 
wendungen zugelassen,  als  diejenigen  einer  Fälschung,  einer  Auslassung  und 
eines  unfreiwilligen  Irrthums. 
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179.  In  ErmaDgeluDg  eines  Frachtbriefes,  kann  die  durch  den  Ver- 
lader an  den  Frachtf&hrer  erfolgte  Uebergabe  der  Ladung  durch  jedes  Beweis- 
mittel nachgewiesen  werden. 

§  3.     Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Verladers. 

180.  Der  Verlader  ist  verpflichtet,  die  Waaren  dem  Frachtfahrer  in 
gutem  Zustande  und  zu  der  festgesetzten  Zeit  und  am  vereinbarten  Orte  zu 
übergeben  und  demselben  die  zu  dem  freien  Durchzuge  oder  zu  der  freien 
Durchfahrt  der  Ladung  erforderlichen  Urkunden  zu  beschaffen. 

181.  Wenn  kein  Frachtbrief  vorhanden  oder  in  demselben  der  Zustand 
der  Waaren  nicht  vermerkt  ist,  wird  vermuthet,  dass  dieselben  unversehrt 
und  in  gutem  Zustande  dem  Frachtführer  übergeben  worden  sind. 

IftS.  Wenn  die  Uebergabe  der  Waaren  zu  der  vereinbarten  Zeit  und 
an  dem  festgesetzten  Orte  nicht  stattfindet,  so  kann  der  Frachtfahrer  die 
Aufhebung  des  Vertrages  und  die  Bezahlung  der  Hälfte  der  stipdirten  Fracht 
verlangen;  wenn  er  jedoch  vorzieht,  die  Beförderung  auszufahren,  so  muss 
der  Verlader  demselben  die  Vermehrung  der  durch  die  verzögerte  Uebergabe 
ihm  verursachten  Kosten  bezahlen. 

183.  Für  die  Konfiskationen,  Geldstrafen  und  im  Allgemeinen  fär  alle 
Schäden  und  Nachtheile,  welche  der  Frachtführer  dadurch  erleidet,  dass  er 
mit  den  zur  ungehinderten  Durchfehrt  der  Waaren  erforderlichen  Urkunden 
nicht  versehen  worden  ist,  hat  der  Verlader  ausschliesslich  zu  haften. 

184  Die  Waaren  werden  auf  Gefeihr  und  gutes  Glück  des  Verladers, 
des  Konsignatars  oder  desjenigen  befördert,  welcher  den  Charakter  eines 
Eigen thümers  derselben  hat,  und  demgemäss  gehen  für  Rechnung  derselben 
die  Verluste  und  Beschädigungen,  welche  sie  während  der  Beförderung  durch 
Zufall  oder  eigene  fehlerhafte  Beschaffenheit  der  Waaren  selbst  erleiden,  mit 
Ausnahme  der  folgenden  Fälle: 

1.  wenn  eine  Handlung  oder  Schuld  des  Frachtführers  zum  Eintritt 
des  Zufalles  beigetragen  hat; 

2.  wenn  der  Frachtführer  nicht  alle  Sorgfalt  und  Umsicht  angewandt 
hat,  welche  erforderlich  ist,  um  die  Wirkungen  des  Ereignisses, 
welches  den  Verlust  oder  die  Beschädigung  verursacht  hat,  zu  ver- 
hindern oder  abzuschwächen; 

3.  wenn  er  bei  der  Verladung,  Beförderung  und  Aufbewahrung  der 
Ladung  nicht  diejenige  Sorgfalt  und  Umsicht  angewandt  hat,  welche 
die  erfahrenen  und  vorsichtigen  Frachtführer  gewöhnlich  anwenden. 

185.  Auch  wenn  der  Verlader  nicht  der  Eigenthümer  der  Waaren  ist, 
muss  er  die  Verluste  und  Beschädigungen  derselben  tragen,  sofern  er  ihnen 
bei  der  Ab&ssung  des  Frachtbriefes  eine  andere  allgemeine  Beschaffenheit 
beigelegt  hat,  als  sie  wirklich  haben. 

In  keinem  Falle  kann  der  Verlader  den  Frachtfühi'er  für  die  Verluste 
und  Beschädigungen  verantwortlich  machen,  welche  die  nicht  in  dem  Fracht- 
briefe angegebenen  Effekten  erleiden,  noch  behaupten,  dass  die  in  dem  Fracht- 
briefe vermerkten  Effekten  eine  bessere,  als  die  in  demselben  angegebene 
Qualität  haben. 

188.  Unbeschadet  der}BestimmuDg  des  vorhergehenden  Artikels,  haftet 
der  Frachtführer  für  die  Verluste,  Mängel  oder  Beschädigungen,  wenn  die- 
selben durch  Untreue  oder  Dolus  seinerseits  entstanden  sind,  unbeschadet  der 
Anwendung  der  dem  Vergehen  entsprechenden  Strafen. 

187.  Der  Verlader  kann  den  Bestimmungsort  und  die  Konsignation 
der  Waaren  verändern,  so  lange  sich  dieselben  unterwegs^  befinden,  sofern 
er  sie  nicht  mit  dem  Konsignatar  oder  einem  anderen  Dritten  negocirt  hat; 
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der  Frachtführer  muss  den  Auftrag,  welchen  er  zu  diesem  Zwecke  erhalten 
hat,  erfüllen,  vorausgesetzt,  dass  ihm  bei  der  Ertheilung  desselben  das 
Duplikat  des  Frachtbriefes  zuri^ckgeschickt  wird. 

Wenn  der  Frachtführer  den  Auftrag  ohne  dieses  Erfor.derniss  erfüllt, 
haftet  er  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  die  durch  den  Wechsel 
des  Bestimmungsortes  oder  der  Konsignation  geschädigte  Person  nachweist. 

188.  Wenn  die  Veränderung  des  Bestimmungsortes  den  Wechsel  der 
Reiseroute  oder  eine  längere  und  kostspieligere  Keise  erforderlich  macht, 
müssen  der  Verlader  und  der  Frachtführer  die  Veränderung  vereinbaren, 
welche  bei  der  festgesetzten  Fracht  stattfinden  soll,  und,  in  Ermangelung 
einer  Abrede,  erfüllt  der  Frachtführer  seine  Verpflichtung,  wenn  er  die 
Waaren  an  dem  im  Vertrage  bezeichneten  Orte  abliefert. 

189.  Wenn  der  Werth  der  Waaren  zur  Deckung  der  Fracht  und  der 
Kosten  für  die  Erhaltung  nicht  hinreicht  und  der  Konsignatär  die  Waaren 
aus  diesem  Grunde  nicht  annehmen  will,  muss  der  Verlader  die  Unkosten 
bezahlen. 

190.  Der  Verlader  hat  vor  allen  Gläubigern  des  Frachtführers  ein 
Vorzugsrecht,  um  den  Betrag  der  Entschädigungen,  auf  welche  er  in  Folge 
von  Verzug,  Verlusten,  Mängeln  oder  Beschädigungen  Anspruch  hat,  aus  dem 
Werthe  der  Thiere,  Wagen,  Kähne,  Ausrüstun^sgegenstänae  und  der  übrigen 
principalen  oder  accessorischen  Beförderungsmittel  bezahlt  zu  erhalten. 

§  4.      Von   den  Verpflichtungen  und  Rechten   des  Frachtführers. 

191.  Der  Frachtführer  ist  verpflichtet,  die  Waaren  zur  festgesetzten 
Zeit  und  am  vereinbarten  Orte  in  Empfang  zu  nehmen,  dieselben  nach  dem 
Gebrauche  erfahreoer  Personen  zu  verladen  und  die  Reise  in  der  Frist  und 
auf  dem  Wege,  welche  der  Vertrag  bezeichnet,  zu  beginnen  und  zu  vollenden. 

Die  Verletzung  irgend  einer  dieser  Pflichten  macht  den  Frachtführer 
für  die  dem  Verlader  verursachten  Verluste  und  Nachtheile    verantwortlich. 

192.  Wenn  keine  Frist  für  die  Verladung  der  Waaren  vorher  fest- 
gesetzt worden  ist,  so  muss  der  Frachtführer  dieselben  in  Fmpfang  nehmen 
und  auf  der  ersten  Reise,  welche  er  nach  dem  Bestimmungsorte  derselben 
unternimmt,  befördern. 

193.  Wenn  der  Weg  nicht  bezeichnet  worden  ist,  so  kann  der  Fracht- 
fuhrer,  wenn  zwei  oder  mehrere  vorhanden  sind,  denjenigen  auswählen, 
welcher  ihm  am  meisten  zusagt,  sofern  der  erwählte  direkt  in  gerader 
Richtung  auf  den  Punkt  führt,  an  welchem  er  die  Waaren  abhefern  muss. 

194-  Die  freiwillige  Veränderung  der  vereinbarten  Route  macht  den 
Frachtführer  sowohl  für  die  Verluste,  Mängel  oder  Beschädigungen,  aus  welchem 
Grunde  dieselben  auch  entstanden  sein  mögen,  als  auch  für  die  festgesetzte 
Geldstrafe  verantwortlich. 

195.  Wenn  nach  Beginn  der  Reise  ein  Hindemiss  von  höherer  Gewalt 
eintritt,  so  kann  der  Frachtführer  den  Vertrag  aufheben  oder  die  Reise, 
sobald  das  Hinderniss  beseitigt  worden  ist,  auf  einem  anderen  oder  auf  dem 
bezeichneten  Wege  fortsetzen. 

Nachdem  er  die  Aufhebung  gewählt  hat,  kann  er  die  Ladung  an  dem 
ihrem  Bestimmungsorte  zunächst  gelegenen  Orte  niederlegen  oder  sie  nach 
dem  Abgangsorte  zurückbringen,  mdem  er  die  Fracht  im  Verhältniss  zu  dem 
Wege,  welchen  er  sowohl  auf  der  Hin-,  als  auf  der  Rückreise  zurückgelegt 
hat,  einzieht,  die  jedoch  in  keinem  Falle  die  vollständige  Fracht  über- 
steigen kann. 

Wenn  der  Weg,  den  der  Frachtführer  wählt,  weiter  und  kostspieliger 
als  der  bezeichnete  ist,  so  hat  er  auf  eine  Erhöhung  der  Fracht  Anspruch; 
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wenn  er  jedoch  nach  Beseitigung  des  Hindernisses  die  Reise  auf  dem  ver- 
einbarten Wege  fortsetzt,  kann  er  keine  Entschädigung  für  die  erlittene 
Versau mniss  verlangen. 

196.  Der  Frachtführer  ist  für  alle  Verletzungen  der  Gesetze,  Ver- 
ordnungen und  Reglements  verantwortlich,  welche  er  sowohl  im  Verlauf  der 
Reise,  als  auch  bei  seinem  Eintritt  in  den  Bestimmungsort  der  Waaren  b^eht 

197.  Wenn  die  Verletzung  in  förmlicher  Weise  von  dem  Verlader 
oder  Konsignatar  angeordnet  worden  war,  hat  der  Frachtführer  einen  Kegress 
gegen  dieselben  bezüglich  der  civilrechtlichen  Haftbarkeit,  zu  welcher  er 
verurtheilt  ist. 

198.  Wenn  ein  Wagen  gemiethet  worden  ist,  damit  er  leer  mitfEthre, 
und  zwar  mit  dem  ausschliesslichen  Zwecke,  Waaren  an  einem  bestimmten 
Orte  aufzunehmen  und  dieselben  nach  dem  Domicil  des  Verladers  zu  be- 
fördern, so  hat  der  Frachtführer  Anspruch  auf  die  festgesetzte  Fracht^  andi 
wenn  er  die  Beförderung  nicht  realisirt,  falls  er  die  folgenden  Thaisachen 
vorher  nachweist: 

1.  dass  der  Verlader   oder    sein   Kommissionär   ihm   die   angebotenen 
Waaren  nicht  übergeben  hat; 

2.  dass  er  trotz  seiner  Bemühungen   eine   andere   Ladung   nach    dem 
Abgangsorte  nicht  erhalten  hat. 

Wenn  der  Frachtführer  Ladung  auf  der  Rückreise  befördert  hat,  so 
kann  er  von  dem  ursprünglichen  Verlader  nur  denjenigen  Betrag  einfordern, 
welcher  zur  Deckung  der  mit  demselben  vereinbarten  Fracht  fenlt. 

199.  Der  Frachtführer  ist  zur  Bewachung  und  Erhaltung  der  Waaren 
in  derselben  Weise  verpflichtet,  wie  der  bezahlte  Depositar. 

200.  Die  Haftbarkeit  des  Frachtführers  beginnt  von  dem  Momente 
an,  in  welchem  die  Waaren  zu  seiner  Verfugung  oder  zu  deijenigen  seiner 
Gehülfen  stehen  und  endigt  mit  der  zur  Zufriedenheit  des  Eonsignatars  er- 
folgten Uebergabe. 

201«  Der  Transportvertrag  verpflichtet  den  Frachtführer  direkt  zu 
Gunsten  des  bezeichneten  Eonsignatars,  indem  er  in  Folge  dessen  die 
Waaren  an  den  letzteren  abb'efem  muss,  bei  Strafe  der  Schadloshaltnng,  so- 
bald er  mit  denselben  ihren  Bestimmungsort  erreicht  hat. 

Der  Frachtführer  hat  keine  Befugniss,  die  Gültigkeit  des  Titels  zu 
prüfen,  welchen  der  Eonsignatar  zur  Empfangnahme  der  konsignirten 
Effekten  besitzt. 

202.  Wenn  der  Frachtbrief  cedirt  oder  negocirt  worden  ist,  muss  die 
Uebergabe  der  Waaren  an  den  Cessionar,  Indossatar  oder  Inhaber  je  nach 
dem  Falle  erfolgen. 

203.  Wenn  die  Angaben  des  Frachtbriefes  unzureichend  sind,  um  den 
Eonsignatar  aufzufinden,  oder  wenn  dieser  von  dem  Orte  abwesend  ist  oder, 
falls  er  gegenwärtig  ist,  die  Annahme  der  Waaren  verweigert,  so  muss  der 
Frachtführer  dieselben  an  dem  Orte,  welchen  das  Handelsgericht  bestimmt, 
für  Rechnung  desjenigen  niederlegen,  welchem  die  Empfangnahme  derselben 
zukommt. 

Diese  Niederlegung  kann  erst  stattfinden,  nachdem  der  Zustand  der 
Waaren  von  einem  oder  drei  von  demselben  Gericht  erwählten  Sachver- 
ständigen vorher  geprüft  und  bescheinigt  worden  ist. 

204.  Wenn  der  Frachtführer  die  Waaren  in  Eisten,  Ballen,  Fässern 
oder  sonst  verpackt  erhalten  hat,  so  erföllt  er  seine  Pflicht,  wenn  er  die 
Eisten,  Ballen,  Fässer  oder  Packete  ohne  irgend  eine  äussere  Verletzung  ab- 
liefert. 

In  diesen  Fällen  kann  der  Frachtführer  von  dem  Eonsignatar  die  Oeff- 
nung  und  Prüfung  der  Eollis  bei  ihrer  Empfangnahme  verlangen,  und,  wenn 
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der  letztere  die  VorDahme  der  verlangten  Massregel  ablehnen  oder  unter- 
lassen sollte,  ist  der  Frachtführer  durch  diese  Thatsache  allein  jeder  Verant- 
wortlichkeit enthoben,  welche  nicht  aus  einem  Betrüge  oder  einer  Untreue 
herrührt. 

205.  Der  Frachtführer  ist  nicht  verpflichtet,  die  Waaren  nach  Gewicht, 
Zahl  oder  Maass  abzuliefern,  es  sei  denn,  dass  in  dem  Frachtbriefe  vermerkt 
ist,  dass  er  die  Waaren  in  einer  dieser  Formen  erhalten  hat. 

Auch  in  diesem  Falle  hört  die  Verpflichtung  des  Frachtführers  auf, 
wenn  der  Remittent  einen  Superkargo  oder  einen  Wächter  bestellt  hat, 
welcher  für  die  Erhaltung  der  Waaren  zu  sorgen  hat. 

2JW.  Wenn  eine  Geldstrafe  als  Entschädigung  für  den  Verzug  festge- 
setzt ist,  so  kann  der  Eonsignatar  dieselbe  durch  die  einfeushe  Thatsache  der 
Verzögerung,  und  ohne  dass  es  erforderlich  ist,  einen  Nachtheil  nachzuweisen, 
geltend  machen,  indem  er  den  Betrag  derselben  von  dem  vereinbarten  Preise 
abzieht. 

Die  Zahlung  der  Geldstrafe  befreit  den  Frachtführer  nicht  von  der 
Verpflichtung,  die  Nachtheile  zu  erstatten,  ^welche  der  an  der  Ankunft  der 
Waaren  Interessirte  als  direkte  oder  unmittelbare  Folge  des  Verzuges  er- 
litten hat. 

207.  Der  Frachtführer  haftet  für  culpa  levis  bei  der  Erfüllung  der 
Verpflichtungen,  welche  ihm  der  Transport  auferlegt. 

Es  wird  vermuthet,  dass  der  Verlust,  die  Beschädigung  oder  die  Ver- 
zögerung durch  culpa  des  Frachtführers  entstanden  sind. 

208.  Wenn  Differenzen  zwischen  dem  Frachtführer  und  dem  Konsig- 
natär über  den  Zustand  der  Waaren  vorkommen,  müssen  sie  gerichtlich  oder 
aussergerichtlich  einen  oder  mehrere  Sachverständige  ernennen,  welche  die- 
selbenprGifen  und  das  Resultat  ihrer  Untersuchung  bescheinigen. 

Wenn  das  Gutachten  des  oder  der  Sachverständigen  die  Differenz 
nicht  beseitigt,  müssen  die  Waaren  an  dem  von  dem  Handelsgericht  be- 
zeichneten Orte  niedergelegt  werden,  und  die  Interessenten  haben  von  ihrem 
Hechte,  wie  es  ihnen  am  besten  erscheint,  Gebrauch  zu  machen. 

^M.  Im  Falle  des  Verlustes  muss  der  Frachtführer  die  Waaren  zu 
dem  Preise  bezahlen,  welchen  sie  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger  an 
dem  Tage  und  Orte  haben,  an  welchem  er  die  Uebergabe  hätte  statänden 
lassen  müssen. 

Die  Abschätzung  muss  mit  genauester  Beachtung  der  Angaben  des 
Frachtbriefes  erfolgen. 

210«  Wenn  die  Waaren  in  einer  solchen  Weise  beschädigt  worden 
sind,  dass  sie  zu  ihrem  Verkauf  und  Verbrauch  unbrauchbar  geworden  sind, 
kann  der  Eonsignatar  dieselben  für  Rechnung  des  Frachtführers  abtreten 
und  ihren  Werth  nach  den  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  ver- 
langen. 

Wenn  die  Beschädigung  nur  eine  Verminderung  des  Werthes  der 
Waaren  herbeigeführt  hat,  muss  der  Konsignatar  dieselben  in  Empfang 
nehmen  und  von  dem  Frachtführer  den  Betrag  des  Verlustes  einziehen. 

Wenn  sich  unter  den  beschädigten  Waaren  einige  vollständig  unver- 
sehrte Stücke  befinden,  ist  der  Konsignatar  verpflichtet,  dieselben  in  Empfetng 
zu  nehmen,  es  sei  denn,  dass  sie  Theile  eines  Ganzen  bilden. 

211.  Nach  Ablauf  von  24  Stunden  nach  der  Debergabe  der  Waaren, 
kann  der  Frachtführer  die  vereinbarte  Fracht  und  die  Ausgaben,  welche  er 
zur  Erhaltung  derselben  gemacht  hat,  einziehen. 

Wenn  er  Zahlung  nicht  erhält,  kann  er  die  Hinterlegung  und  den  Ver- 
kauf in  öffentlicher  Versteigerung  von  denjenigen  nachsuchen,  welche  er  zur 
Dedkung  seiner  Forderung  für  genügend  erachtet. 
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212*  Der  Frachtfahrer  geniesst  auf  die  Effekten,  weiche  er  befördert 
das  Vorrecht,  mit  Vorzug  vor  allen  übrigen  Gläubigem  des  Eigenthümeß 
für  die  Fracht  und  die  gehabten  Kosten  bezahlt  zu  werden. 

Dieses  Vorrecht  übertragt  sich  von  einem  Frachtführer  auf  den  an 
deren,  bis  zu  dem  letzten,  welcher  die  Uebergabe  bewirkt. 

213.  Das  Vorrecht  des  Frachtführers  hört  auf: 

1.  wenn  die  Waaren  auf  Grund  eines  gesetzlichen  Titels  nach  Ablauf 
von  3  Tagen  nach  der  Uebergabe  auf  einen  dritten  Besitzer  übe^ 
gegangen  sind; 

2.  wenn  der  Frachtführer  innerhalb  eines  Monats,  von  dem  Datomder 
Uebergabe  an  gerechnet,  von  seinem  Rechte  keinen  Gebrauch  ge- 
macht hat. 

214.  Die  Haftbarkeit  des  Frachtführers  für  Verluste,  Mankos  und 
Beschädigungen  erlischt: 

1.  durch  die  Abnahme  der  Waaren  und  die  Zahlung  der  Fracht  und 
der  Kosten,  es  sei  denn,  dass  irgend  eine  dieser  Thatsachen  unter 
dem  erforderlichen  Vorbehalt  bewirkt  worden  ist. 

Die  Auswechselung  des  Originals  der  Frachtbriefe  beweist  die 
Abnahme  der  Waaren  und  die  Bezahlung  der  Fracht  und  der 
Kosten; 

2.  wenn  der  Konsignatar  die  KoUis,  welche  äussere  Zeichen  von 
Mängeln  oder  Beschädigungen  aufweisen,  in  Empfang  nimmt  und 
nicht  gleichzeitig  durch  Erhebung  des  Protestes  von  seinem  Rechte 
Gebrauch  macht; 

3.  wenn  zur  Zeit  der  Oeffnung  der  Kollis  eine  Entwendung  oder  Be- 
schädigung bemerkt  wird  und  der  Konsignatar  nicht  innerhalb 
24  Stunden  nach  der  Empfangnahme  irgend  eine  Reklamation 
geltend  macht; 

4.  durch  die  Verjährung  von  6  Monaten ,  bei  den  innerhalb  der  Re- 
publik ausgeführten  Expeditionen,  und  eines  Jahres,  bei  den  nach  dem 
Auslande  gerichteten. 

Im  Falle  des  Verlustes  fangt  die  Verjährung  von  dem  Tage  an 
zu  laufen,  au  welchem  die  Beförderung  hätte  beendigt  jsein  müssen, 
und,  im  Falle  der  Beschädigung,  von  dem  Datum  der  Ablieferong 
der  Waaren. 

215.  Die  Bestimmungen  des  vorhergehenden  Artikels  beziehen  sich 
ausschliesslich  auf  die  Verantwortlichkeit,  welche  nur  aus  einer  Handlang 
oder  culpa  des  Frachtführers  herrühren. 

Diejenigen,  welche  aus  einem  Betrug,  einer  untreue  oder  einem  Ve^ 
^ehen  entstanden  sind,  erlöschen  nur  nach  Ablauf  der  im  Strafgesetzbuch 
testgesetzten  Fristen. 

§  5.     Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Konsignatärs. 

216.  Der  Kpnsignatar  hat  ausser  den  Verpflichtungen ,  welche  den 
Rechten  des  Frachtführers  entsprechen,  die  folgenden: 

1.  dem  Frachtführer  einen  Empfangsschein  über  die  Waaren,  welche 
ihm  derselbe  übergeben  hat,  auszustellen,  sofern  die  Auswechselang, 
von  der  No.  1  des  Art.  214  handelt,  nicht  bewirkt  werden  kann. 
weil  ein  Frachtbrief  nicht  ausgefertigt  worden  oder  derselbe  ver- 
loren gegangen  ist; 

2.  die  Fracht  und  die  Kosten  sofort  nach  Ablauf  der  im  Art  211  be- 
zeichneten Frist  zu  bezahlen. 

217.  Der  Konsignatar  haftet  dem  Verlader  für  die  Erfüllung  der 
Verpflichtungen,  welche  ihm  seine  Eigenschaft  als  Kommissionär   auferl^ 
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oder  ii^Dd  einer  anderen,  welche  ihn  ermächtigt,  die  beförderten  Waaren  för 
seine  Kechnnng  oder  diejenige  des  Verladers  in  Empfang  zu  nehmen. 

218.  Der  Eonsignatar  hat  die  den  Verpflichtungen  des  Verladers  und 
des  Frachtführers  entsprechenden  Rechte,  er  kann  jedoch  in  keinem  Falle 
den  letzteren  zwingen,  die  beförderten  Waaren  in  Zahlung  der  geschuldete  n 
Fracht  und  Kosten  anzunehmen. 

§  6.     Besondere  Vorschriften   bezüglich   des   mit  öffentlichen 
Unternehmern  vereinbarten  Transportes. 

219.  Die  öffentlichen  Transportunternehmer  sind  nicht  allein  den  Be- 
stimmungen dieses  Titels,  sondern  auch  den  Verordnungen  unterworfen, 
welche  zur  Regelung  der  Ausübung  ihres  Gewerbes  erlassen  werden. 

220.  Der  Vertrag  einer  Beförderung  von  Passagieren  oder  Waaren 
wird  als  unter  den  Bedingungen  abgeschlossen  angesehen,  welche  die  Ver- 
ordnungen und  Ankündigungen  des  Unternehmens  enthalten,  unbeschadet 
des  Rechtes  der  Parteien,  je  nach  den  Umstanden  andere  hinzuzufügen. 

221.  Die  Führer  von  Wagen  oder  Reitthieren,  die  Chefs  von  Stationen 
und  die  Schiffspatrone  können  Passagiere  und  Effekten  während  der  Reise 
aufoehmen,  und,  wenn  sie  solche  au&ehmen,  legen  sie  dem  betreffenden 
Unternehmer  alle  die  den  Frachtführer  betreffenden  Verpflichtungen  auf. 

Wenn  auf  dem  Wege  Bureaus  vorhanden  sind,  welche  die  Aufnahme 
und  Einschreibung  zu  besorgen  haben,  so  können  nur  diese  Passagiere  zu- 
lassen und  Ladung  annehmen. 

222.  Die  Unternehmer  sind  verpflichtet: 

1.  ein  Register  zu  führen,  in  welches  sie  in  fortschreitender  Reihen- 
folge der  Nummern  das  Geld,  die  Effekten,  die  Koffer,  die  Reise- 
taschen und  Packete,  welche  sie  befördern,  eintragen  müssen; 

2.  den  Passagieren  Fahrscheine  zu  geben  und  über  die  Gegenstände, 
zu  deren  Beförderung  sie  sich  verpflichten,  Empfangsbescheinigungen 
oder  Konnossemente  auszustellen; 

3.  ihre  Reisen  an  den  Tagen  und  zu  den  Stunden,  welche  ihre  An- 
küudigungen  festgesetzt  haben,  zu  beginnen  und  zu  beendigen,  auch 
wenn  nicht  alle  Sitzplätze  belegt  sind  oder  sie  die  zur  Vervoll- 
ständigung der  Ladung  erforderlichen  Effekten  nicht  erhalten  haben. 

223.  Die  Unternehmer  müssen  die  Eintragungen  in  ihre  Register  vor- 
nehmen, ohne  dass  ein  Antrag  von  Seiten  des  Reisenden  oder  des  Verladers 
nothwendig  ist,  und  selbst  wenn  die  letzteren  Widerstand  entgegensetzen  sollten. 

224.  Bezüglich  des  Inhaltes  der  Packete,  Koffer  oder  Kisten,  welcher 
Art  derselbe  auch  sein  mag,  ist  der  Passa^er  oder  der  Verlader  verpflichtet, 
denselben  auf  mündliche  Aufforderung  des  Unternehmers  oder  seiner  Agenten 
oder  Faktoren  zu  deklariren. 

225.  Die  Passagiere  sind  nicht  verpflichtet,  die  Nachtsäcke,  Hand- 
taschen oder  Felleisen  eintragen  zu  lassen,  welche  gewöhnlich  keine  Fracht 
zahlen ;  wenn  sie  jedoch  dieselben  den  Führern  in  dem  Augenblicke  der  Ab- 
fiahrt  übergeben ,  so  sind  die  Unternehmer  für  die  Rückerstattung  derselben 
verpflichtet. 

226.  Im  Falle  des  Verlustes  der  den  Unternehmern,  ihren  Agenten 
oder  Faktoren  übergebenen  Gegenstände,  muss  der  Passagier  oder  Verlader 
die  Uebergabe  und  den  Betrag  derselben  nachweisen. 

227.  Wenn  der  Beweis  Behufs  Festsetzung  des  Werthes  der  verloren 

fegangenen  Gegenstände   unmöglich   oder    unzureichend   ist,   so  muss  dem 
^assagier    oder   Verlader   über    diesen    einen   Punkt   der   Eid  zugeschoben 
werden. 
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Nach  Leistung  des  Eides  bestimmt  der  Richter  nach  yernünftigem  E^ 
messen  den  Betrag,  welchen  die  Unternehmer  als  Entschädigung  zahlen 
müssen ,  unter  Berücksichtigung  des  Standes  und  der  Moralität  des  Rekla- 
mirenden,  seiner  pekuniären  Verhältnisse  und  der  besonderen  Umstände 
des  Falles. 

228.  Die  Unternehmer  haften  nicht  für  das  baare  Geld,  die  Kleinodien, 
die  Dokumente  oder  Effekten  von  grossem  Werthe,  welche  die  beförderten 
Koffer,  Packete  oder  Eisten  enthalten,  wenn  die  Passagiere  oder  Verlader  zor 
Zeit  der  Uebergabe  den  Inhalt  derselben  nicht  deklarirt  haben. 

229.  Die  von  den  Unternehmern  übergebenen  gedruckten  Billets,  welche 
Bedingungen  enthalten,  die  ihre  Verantwortlichkeit  auf  einen  bestimmten 
Betrag  beschränken,  befreien  dieselben  nicht  von  der  Verpflichtung,  die  Pas- 
sagiere und  Verlader  in  Gemässheit  der  vorhergehenden  Artikel  mi  die  Ver- 
luste, welche  sie  nachweisbar  erlitten  haben,  zu  entschädigen. 

230-  Wenn  innerhalb  6  Monaten  nach  Beendigung  der  Reise  die  Pas- 
sagiere oder  Konsignatare  die  beförderten  Gegenstände  nicht  reklamiren,  so 
muss  das  Handelsgericht,  welches  die  Hinterlegung  gemäss  Art.  203  ange- 
ordnet hat,  von  dem  Vorhandensein  der  hinterlegten  Effekten  dem  Inten- 
danten der  Provinz  Mittheilung  machen ,  damit  derselbe  ihren  Verkauf  in 
öffentlicher  Versteigerung  verfüge  und  den  liquiden  Erlös  derselben  in  die 
fiskalischen  Kassen  für  Eechnung  desjenigen,  dem  die  Reklamation  zasteht, 
hinterlege. 

23L  Wenn  sich  der  Eigenthümer  innerhalb  eines  Jahres,  von  dem 
Datum  des  Verkaufs  an  gerechnet^  Behufs  Reklamation  des  hinterlegten 
Preises  nicht  meldet,  so  wird  der  letztere  dem  Fiskus  überwiesen. 

232.  Die  Bestimmungen  dieses  Paragraphen  heben  das  Eisenbahnpolizei- 
gesetz nicht  auf. 


TITEL  VI. 
Vom  Handelsmandat. 

§  1.     Definitionen  und  Klassifikationen. 

Das  Handelsmandat  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  Jemaod  die 

Ausführung  eines  oder  mehrerer  erlaubter  Handelsgeschäfte  einem  aDdercu 
überträgt,  welcher  sich  verpflichtet,  dieselben  unentgeltlich  oder  gegen  ein« 
Entschädigung  vorzunehmen  und  über  die  Erledigung  derselben  Rechnung 
abzulegen. 

SQ4.    Es  giebt  drei  Arten  des  Handelsmandats: 
die  Kommission; 
das  Mandat  der  Faktoren  und  Handlungsbevollmächtigten  oder  -G^ 

hülfen; 
das  Mäklergeschäft,  von  welchem   bereits   in  Titel  III  des  Bach  1 
gebandelt  worden  ist*). 

235.  Das  Handelsmandat  führt  den  Namen  JKommission**,  wenn  t 
sich  auf  eine  oder  mehrere  individuell  bestimmte  Handelsanternehmungen 
bezieht. 

236.  Derjenige,  welcher  eine  Kommission  ausführt,  heisst  ^Komoi^' 
sionär**. 

Es  giebt  4  Arten  von  Kommissionären: 
Einkaufskommissionäre ; 
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Verkaufskommissionäre ; 

Kommissionäre  für  den  Transport  zu  Lande,    auf  Seen,    schiffbaren 

Flüssen  oder  Kanälen; 
Kommissionäre  zur  Ausführung  von  Bankgeschäften. 
Von  dieser  letzteren  Art  ist  in  dem  Titel:  „Von  dem  Wechsel  vertrage 
und  den  Wechseln",  die  Rede. 

237.  „Faktor"  ist  der  Gerant  eines  Geschäfts  oder  eines  Handels-  oder 
Fabriketablissements  oder  eines  Theiles  desselben,  welcher  dasselbe  nach 
seinem  vernünftigen  Ermessen  für  Rechnung  seines  Mandanten  leitet  oder 
verwaltet. 

Es  heissen  „Hanulungbevollmächtigte  oder  -Gehülfen"  die  subalternen 
Beamten,  welche  der  Kaufmann  zu  seiner  Unterstützung  bei  den  verschie- 
denen Unternehmungen  seines  Handelsbetriebes  zur  Seite  hat,  indem  sie 
unter  seiner  unmittelbaren  Leitung  arbeiten. 

Der  Mandant  führt  den  Namen  „Principal"  seinen  Faktoren  oder  Ge- 
hülfen gegenüber. 

§  2.     Allgemeine  Regeln  bezüglich  der  Kommission. 

238*  Die  Kommission  kann  für  fremde  Rechnung  überti*agen  werden, 
und  in  diesem  Falle  beziehen  sich  die  Wirkungen,  welche  sie  hervorbringt, 
nur  auf  den  dritten  Interessenten  und  den  Kommissionär. 

239.  Die  Kommission  ist  ihrer  Natur  nach  entgeltlich. 

240.  Die  Kommission  endigt  nicht  durch  den  lod  des  Kommittenten^ 
^eine  Rechte  und  Pflichten  gehen  auf  seine  Erben  über. 

241.  Der  Kommittent  kann  die  angenommene  Kommission  nicht  nach 
seinem  Belieben  widerrufen,  wenn  die  Ausführung  derselben  den  Kommis- 
sionär oder  Dritte  interessirt. 

242.  Der  Verzicht  beendigt  die  Kommission  nicht,  sobald  derselbe 
dem  Kommittenten  einen  unersetzbaren  Nachtheil  verursacht,  sei  es,  weil  er 
nicht  personlich  die  erforderlichen  Schritte  des  übertragenen  Geschäftes  voi-- 
nehmen  kann,  sei  es,  wegen  der  Schwierigkeit,  einen  Stellvertreter  für  den 
Kommissionär  zu  beschaffen. 

§  3.     Gemeinschaftliche  Bestimmmigen  für  jede  Art  von 
Kommissionären. 

243.  Der  Kommissionär  kann  nach  seinem  Gutdünken  den  erhaltenen 
Auftrag  annehmen  oder  ablehnen,  wenn  er  ihn  jedoch  ablehnt,  so  ist  er 
unter  Verantwortlichkeit  für  die  Schäden  und  Nachtheile  verpflichtet: 

1.  dem  Kommittenten  bei  der  ersten  Gelegenheit  von  seiner  Weigerung 
Mittheilung  zu  machen; 

2.  so  lange  die  Mittheilung  dem  Kommittenten  noch  nicht  zugegangen 
ist,  die  konservatorischen  Massregeln  zu  treffen,  welche  die  Natur 
des  Geschäfts  erfordert,  wie  z.  B.  solche,  welche  den  Verlust  oder 
die  Verschlechterung  der  konsignirten  Waaren,  die  Wirkungslosigkeit 
eines  Titels,  eine  Verjährung  oder  irgend  einen  anderen  drohenden 
Schaden  zu  verhindern  bezwecken. 

244.  Wenn  der  Kommittent  nach  der  erhaltenen  Mittheilung  der  Ab- 
lehnung, innerhalb  einer  unter  Berücksichtigung  der  Entfernung  verhältniss- 
mässig  festgesetzten  Frist,  nicht  einen  Vertreter  des  Kommissionärs  erwählt, 
kann  letzterer  bei  dem  Handelsgericht  die  Hinterlegung  der  konsignirten 
Waaren  und  den  Verkauf  derjenigen  verlangen,  welche  er  zur  Deckung  der 
von  ihm  vorgeschossenen  Beträge  für  ausreichend  erachtet. 
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245.  Nach  ausdrücklicher  oder  stillschweigeDder  Annahme  der  Kom- 
mission, mnss  der  Kommissionär  dieselbe  ausf&bren  und  beendigen,  uDd. 
wenn  er  dies  o];ine  gesetzlichen  Grund  nicht  thut,  haftet  er  dem  Kommit- 
tenten fQr  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  ihn  treffen. 

246.  Der  Kommissionär  haftet  für  die  Aufbewahrung  und  ErkaliuD^ 
der  Effekten,  auf  welche  sich  die  Kommission  bezieht,  welches  auch  immer 
der  Zweck  sein  mag,  zu  welchem  sie  ihm  übergeben  worden  sind. 

247.  In  keinem  Falle  kann  der  Kommissionär  die  Marke  der  Effekten 
ohne  ausdrückliche  Ermächtigung  seines  Kommittenten  verändern. 

248.  Für  die  Verschlechterung  oder  den  Verlust  der  in  Händen  de- 
Kommissionärs befindlichen  Waaren  haftet  der  letztere  nicht,  wenn  dieselben 
durch  Zutall  oder  durch  einen  den  Waaren  selbst  anhaftenden  Fehler  ein- 
getreten sind. 

Wenn  die  Verschlechterung  oder  der  Verlust  durch  Schuld  des  Kom- 
missionärs eintritt;  muss  der  letztere  seinem  Kommittenten  alle  Schäden  qdq 
Kachtheile,  welche  er  erlitten  hat,  vollständig  ersetzen. 

Derselben  Haftbarkeit  bleibt  der  Kommissionär  unterworfen,  wenn  die 
Verschlechterung  oder  der  Verlust,  die  durch  einen  Zufall  oder  durch  die 
eigene  fehlerhafte  Beschaffenheit  der  Sache  verursacht  worden  sind,  eine 
Folge  seiner  Culpa  sind. 

248.  Es  ist  Pflicht  des  Kommissionärs,  in  gesetzlicher  Form  die  Ver- 
schlechterung oder  den  Verlust  der  konsignirten  Waaren  feststellen  zu  la.«>eD 
und  seinem  Kommittenten  unverzüglich  Mittheilung  davon  zu  machen. 

250-  Der  Kommissionär  muss  dem  Interessenten  rechtzeitig  alle  Mit- 
theilungen zugehen  lassen,  welche  sich  auf  das  ihm  übertragene  Gescbä!; 
beziehen  ,  und  welche  seinen  Kommittenten  veranlassen  können,  seine  In- 
struktionen zu  bestätigen,  zu  widerrufen  oder  zu  modificiren. 

251.  Der  Kommissionär,  welcher  nach  Empfangnahme  von  Geldern 
Behufs  Ausiührung  eines  Auftrages  dieselben  bei  Seite  schafft,  um  sie  zu  einem 
eigenen  Geschält  zu  verwenden,  muss  dem  Kommittenten  die  gesetzlichen 
Zinsen  des  Betrages  von  dem  Tage  an  erstatten,  an  welchem  diese  Gelder 
in  seine  Gewahrsam  gelangt  sind,  und  denselben  auch  für  die  aus  der  unter- 
lassenen Erfüllung  des  Auftrages  resultirenden  Nachtheile  schadlos  halten. 

Er  verwirkt  ausserdem  die  Strafen  des  Vertrauensmissbrauchs  und  wini 
im  Falle  eines  Falliments  als  betrügerischer  Fallit  behandelt. 

252.  Es  ist  dem  Kommissionär  verboten,  die  Waaren,  welche  er  zu 
irgend  einem  Zwecke  in  Konsignation  erhalten  hat,  als  Pfand  für  seine  eigenei 
Verpflichtungen  zu  geben. 

Wenn  er  in  Kontravention  gegen  dieses  Verbot  dieselben  seinem  Glau- 
biger aushändigt,  kann  der  Kommittent  dieselben  nur  vindiciren,  indem  er 
die  garantirte  Schuld  bis  zu  dem,  dem  Werthe  der  Waaien  entsprechende!; 
Betrage  bezahlt,  es  sei  denn,  dass  er  beweist,  dass  der  Gläubiger  bei  der 
Empfangnahme  derselben  Kenntniss  davon  hatte,  dass  sie  dem  KommissioDär 
nicht  gehörten. 

Allein  durch  die  Thatsache  der  Konstituirung  des  Pfandes  begebt  der 
Kommissionär  einen  Vertrauensmissbrauch  und  muss  in  Gemässheit  des  Stnu- 
gesetzbuches  bestraft  werden. 

253.  Es  sind  zu  Lasten  des  Kommissionärs  die  Dailehne,  Vorscbü.ve 
und  Verkäufe  auf  Kredit,  sobald  er  ohne  Ermächtigung  seines  Kommittenten 
gehandelt  hat,  und  in  einem  solchen  Falle  kann  der  letztere  verlangen,  i^ 
ihm  die  geliehenen,  vorgeschossenen  oder  krcditirten  Beträge  baar  übergebefi 
werden,  indem  er  die  abgeschlossenen  Verträge  für  Rechnung  des  Ko]umi^' 
sionärs  lässt. 
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254.  Der  KommissioDär  kann  in  eigenem  Nameü  oder  im  Namen 
seiner  Kommittenten  handeln. 

255.  Der  Kommissionär,  welcher  in  eigenem  Namen  handelt,  ver- 
pflichtet sich  persönlich  und  ausschliesslich  zu  Gunsten  derjenigen,  welche 
mit  ihm  kontrahiren,  auch  wenn  der  Kommittent  beim  Abschluss  des  Ver- 
trages anwesend  ist,  sich  als  Interessent  am  Geschäft  zu  erkennen  giebt 
oder  es  notorisch  ist,  dass  dieses  för  seine  Recimung  ausgeführt  worden  ist. 

256.  Der  Kommissionär  kann  sich  das  Recht  vorbehalten,  später  zu 
erklären,  für  wessen  Rechnung  er  den  Vertrag  abgeschlossen  hat. 

Nach  Vornahme  der  Erklärung  wird  der  Kommissionär  von  jeder  Ver- 
bindlichkeit entbunden^  und  die  benannte  Person  tritt  für  ihn  mit  rück- 
wirkender Kraft  in  alle  aus  dem  Vertrage  resultirenden  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen ein. 

257.  Der  Kommittent  hat  keine  direkte  Klage  gegen  die  Dritten,  mit 
denen  der  Kommissionär  in  seinem  eigenen  Namen  kontrahirt  hat,  er  kann 
ihn  jedoch  zwingen,  die  erworbenen  Ansprüche  ihm  zu  cediren. 

258.  Der  Kommittent  kann  den  Dritten,  welche  mit  dem  Kommissionär 
kontrahirt  haben,  erklären,  dass  der  Vertrag  ihn  betreffe,  und  dass  er  die 
Erfüllung  desselben  übernehme. 

Die  Erklärung  in  einem  solchen  Falle  lässt  die  zwischen  dem  Kom- 
missionär und  den  Dritten  geschaffenen  Beziehungen  fortbestehen  und  macht 
den  Kommittenten  zum  Bürgen  derjenigen  Verträge,  welche  der  erstere  in 
seinem  eigenen  Namen  abgeschlossen  hat. 

259-  Im  Falle  der  Zweifels  wird  vermuthet,  dass  der  Kommissionär 
in  seinem  Namen  kontrahirt  hat. 

260.  Wenn  der  Kommissionär  im  Namen  seines  Kommittenten  han- 
delt, bleibt  nur  der  letztere  zu  Gunsten  der  Dritten,  welche  mit  jenem  ver- 
handelt haben,  verpflichtet. 

Der  Kommissionär  bewahrt  jedoch  dem  Kommittenten  und  Dritten 
gegenüber  die  Rechte  und  Pflichten  des  Handelsmandatars. 

261.  Der  Kommissionär  muss  persönlich  die  Kommission  ausführen 
und  kann  dieselbe  ohne  vorhergehende,  ausdrückliche  oder  selbstverständ- 
liche Ermächtigung  seines  Kommittenten  nicht  übertragen. 

262.  Das  vorhergehende  Verbot  umfasst  nicht  die  Ausfuhrung  der- 
jenigen untergeordneten  Handlungen,  welche  nach  dem  Handelsgebrauche 
den  Gehülfen  übertragen  werden. 

263.  Wenn  der  Kommissionär  ausdrücklich  zur  Uebertragung  er- 
mächtigt worden  ist,  muss  er  denjenigen  auswählen,  welchen  der  Kom- 
mittent bezeichnet  hat. 

Wenn  die  bezeichnete  Persönlichkeit  zur  Zeit  der  Substituirung  nicht 
mehr  den  Riif  der  Rechtschaffenheit  und  Zahlungs&higkeit  geniesst,  welchen 
sie  zur  Zeit  der  Bezeichnung  hatte,  und  das  Geschätt  nicht  dringend  ist, 
muss  er  seinem  Kommittenten  davon  Mittheilung  machen,  damit  er  die- 
jenigen Vorkehrungen  treffe,  welche  ihm  für  seine  Interessen  am  zweck- 
mässigsten  erscheinen. 

Wenn  das  Geschäft  dringend  ist,  muss  er  einen  anderen,  als  den  be- 
zeichneten, substituiren. 

264.  £s  ist  anzunehmen,  dass  der  Kommissionär  die  stillschweigende 
Ermächtigung  zur  Uebertragung  hat,  wenn  er  verhindert  ist,  persönlich  zu 
handeln,  und  Ge&hr  im  Verzuge  liegt. 

Wenn  keine  Gefahr  vorhanden  ist,  so  muss  der  behinderte  Kommissionär 
sofort  von  dem  Hindemiss  Mittheilung  machen  und  die  Anordnungen  seines 
Kommittenten  abwarten. 

46» 
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265.  Derieuige,  \^elcber  seiae  Funktionen  auf  Grund  einer  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Ermächtigung  überträgt,  indem  der  Betreffende 
von  dem  Kommittenten  nicht  bezeichnet  worden  ist,  haftet  für  die  dem 
letzteren  verursachten  Schäden  und  Nachtheile,  wenn  der  Erwählte  nicht 
eine  notorisch  fähige  und  solvente  Persönlichkeit  ist,  oder  wenn  er  bei  Vo^ 
nähme  der  Substitution  in  irgend  einer  Weise  die  Form  der  Kommission  ver- 
ändert hat. 

266.  Die  im  Namen  des  Kommittenten  bewirkte  Delegation  beendig 
die  Kommission  bezuglich  des  Kommissionärs. 

Nach  Vornahme  der  Delegation  im  Namen  des  Kommissionärs,  besteht 
die  Kommission  mit  allen  ihren  gesetzlichen  Wirkungen  fort,  und  es  wird 
eine  andere  neue  zwischen  dem  Deleganten    und    dem  Delegatar  geschaffen. 

267.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Kommissionär  seine  Kommission 
überträgt,  muss  er  seinem  Kommittenten  von  der  Delegation  und  dem 
Delegatar  Mittheilung  machen. 

268.  Der  Kommissionär  muss  sich  bei  der  Ausführung  der  Kom- 
mission genau  an  die  von  seinem  Kommittenten  empfangenen  Befehle  oder 
Instruktionen  halten. 

Wenn  er  jedoch  meint,  dass  bei  wörtlicher  Erfüllung  derselben  seinem 
Kommittenten  ein  schwerer  Schaden  erwachsen  muss,  ist  es  seine  PiSicbt, 
die  Ausfuhrung  zu  suspendiren  und  demselben  bei  der  ersten  GelegeDbeit 
Nachricht  zu  geben. 

In  keinem  Falle  kann  er  gegen  die  ausdrücklichen  und  deutlichen 
Bestimmungen  seines  Kommittenten  handeln. 

269.  In  allen  von  dem  Kommittenten  nicht  vorgesehenen  Fällen 
muss  der  Kommissionär  denselben  um  Rath  fragen  und  die  AusfahruBg 
seines  Auftrages  so  lange  suspendiren,  bis  er  neue  Instruktionen  erhält 

Wenn  die  Dringlichkeit,  und  der  Stand  des  Geschäftes  keinen  Verzag 
zulassen,  oder  wenn  der  Kommissionär  ermächtigt  worden  ist,  nach  seinem 
Ermessen  zu  handeln,  so  kann  er  dasjenige  thun,  was  ihm  seine  Vorsicht 
eingiebt,  und  was  am  meisten  mit  den  Bräuchen  und  Verfiahren  der  er- 
fahrenen und  umsichtigen  Kaufleute  in  Uebereinstimmung  steht. 

270.  Nur  der  Kommittent  kann  gegen  eine  Verletzung  der  dem 
Kommissionär  mitgetheilten  Befehle  oder  Instruktionen  eine  Reklamation 
erheben. 

Weder  der  Kommissionär,  noch  die  Dritten,  welche  mit  ihm  kontrahirt 
haben,  können  in  irgend  einem  Falle  die  Verletzung  als  ein  Mittel  der 
Nichtigkeit  geltend  machen. 

271.  Es  ist  dem  Kommissionär  verboten,  vorbehaltlich  des  Falle» 
einer  formellen  Ermächtigung,  für  Rechnung  zweier  Kommittenten  oder  far 
eigene  und  fremde  Rechnung  Verträge  abzuschliessen ,  sofern  er ,  Behufs 
Abschlusses  derselben,  unvereinbare  Interessen  zu  vertreten  hat. 

Er  kann  daher  nicht: 

1.  für  Rechnung  eines  Kommittenten  VVaaren  kaufen  oder  verkaufen, 
welche  er  für  Rechnung  eines  anderen  Kommittenten  verkaufen 
muss  oder  zu  kaufen  beauftragt  ist; 

2.  für  sich  Waaren  seiner  Kommittenten  kaufen  oder  für  dieselben 
Effekten,  welche  ihm  gehören,  erwerben. 

272.  Wenn  die  Kommission  die  Beschaffung  von  Geldmitteln  erfordert 
und  der  Kommittent  dieselben  nicht  in  genügender  Menge  beschafft  hat, 
kann  der  Kommissionär  jederzeit  auf  seinen  Auftrag  verzichten  oder  die 
Ausführung  desselben  suspendiren,  es  sei  denn,  dass  er  sich  verpflichtet  hau 
die  zur  Ausführung  der  Kommission  erforderlichen  Beträge  unter  einer 
bestimmten  Form  der  Rückerstattung  vorzuschiessen. 
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273.  Er  kann  in  gleicher  Weise  auf  die  Kommission  verzichten, 
sobald  der  voraussichtliche  Werth  der  Waaren  zur  Deckung  der  Kosten 
des  Transports  und  der  Empfangnahme  nicht  hinreicht. 

In  diesem  Falle  muss  der  Kommissionär  sofort  seinem  Kommittenten 
Nachricht  geben  und  die  gerichtliche  Hinterlegung   der  Waaren    verlangen. 

274.  Der  Kommissionär  kann  verlangen,  dass  ihm  seiae  Vorschüsse, 
die  laufenden  Interessen  und  die  Kosten  baar  bezahlt  werden ,  auch  wenn  er 
das  übertmgene  Geschäft  noch  nicht  vollständig  erledigt  hat. 

Um  von  diesem  Recht  Gebrauch  zu  machen,  muss  er  seine  Rechnung 
mit  den  Beweisurkunden  vorlegen. 

275.  Der  Kommissionär  hat  darauf  Anspruch,  dass  ihm  seine  Dienste 
in  entsprechender  Weise  bezahlt  werden. 

Wenn  die  Parteien  die  Quote  der  Entschädigung  nicht  bestimmt  haben, 
kann  der  Kommissionär  diejenige  verlangen,  welche  an  dem  Platze,  wo 
er  die  Kommission  ausgeführt  hat,  allgemein  üblich  ist,  und,  in  Ermangelung 
einer  solchen,  die  an  dem  nächstgelegenen  Platze  gebräuchliche. 

Wenn  die  übliche  Quote  nicht  bestimmt  festzustellen  ist,  muss  das 
Handelsgericht  die  Summe  festsetzen,  welche  dem  Kommissionär  vergütet 
werden  muss,  indem  der  Werth  des  Geschät'tsunternehmens  einschliesslich 
der  Kosten  in  Rechnung  gezogen  wird. 

276.  Wenn  der  Kommissionär  irgend  einen  der  Verträge,  von  welchen 
der  Art.  271  handelt,  ohne  die  vorhergehende  Ermächtigung  seines  Kom- 
mittenten ausfährt,  so  erhält  er,  in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Ab- 
rede, nur  die  Hälfte  der  gewohnlichen  Kommissionsgebühr. 

277.  Nach  dem  Widerruf  der  Kommission  vor  der  Erledigung  des 
Auftrages  muss  der  Kommittent  dem  Kommissionär  eine  Entschädigung  ge- 
währen, welche  im  Verhältniss  zu  dem  Theile  steht,  den  der  letztere  von  dem 
erhaltenen  Auftrage  schon  ausgeführt  hat. 

•  Die  Entschädigung  kann  der  Kommissionär  nur  für  die  Arbeit  ein- 
ziehen, welche  er  ausgeführt  hat,  bevor  der  Widerruf  zu  seiner  Kenntniss 
gelangt  ist. 

278.  Ausser  seinen  Gebühren,  kann  der  Kommissionär  keinen  Gewinn 
aus  der  Negociation  erlangen,  welche  ihm  anvertraut  worden  ist. 

Demgemäss  muss  er  seinem  Kommittenten  jeden  direkten  oder  in- 
direkten Vortheil  zu  Theil  werden  lassen,  welchen  er  bei  der  Ausführung 
seines  Mandates  erhalten  hat. 

279.  Nach  Erledigung  der  übertragenen  Negociation  ist  der  Kom- 
missionär verpflichtet: 

1.  seinem  Kommittenten  unverzüglich  Nachricht  zu  geben; 

2.  innerhalb  der  kürzesten  Frist  in  die  Hände  desselben  eine  detaillirte 
und  mit  Beweisstücken  versehene  Rechnung  über  seine  Verwaltung 
zu  legen,  unter  Rücksendung  der  Titel  und  übrigen  Schriftstücke, 
welche  der  Kommittent  ihmi  übergeben  hat,  mit  Ausnahme  der 
Briefe; 

3.  dem  Kommittenten  den  Saldo  zu  erstatten,  welcher  zu  seinen 
Gunsten  resultirt,  indem  er  sich  hierzu  der  Mittel  bedienen  muss, 
welche  der  Kommittent  bezeichnet  hat,  oder,  in  Ermangelung  der- 
selben, derjenigen,  welche  allgemein  im  Handel  üblich  sind. 

280.  Die  von  dem  Kommissionär  gelegten  Rechnungen  müssen  mit 
den  Eintragungen  seiner  Bücher  übereinstimmen. 

Wenn  dieselben  nicht  in  Uebereinstimmung  mit  ihnen  sich  befinden, 
so  wird  der  Kommissionär  als  des  Diebstahles  und  der  Fälschung  schuldig 
bestraft. 

In  diesell>e  Strafe  verfallt  der  Kommissionär,    welcher  in  seinen  Rech-^ 
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Dungen  die  Preise  oder  die  Bedingungen  der  Vertrage  Terändert,  Ansgaben 
fingirt  oder  die  gehabten  übertreibt. 

281.  Der  Kommissionär  mnss  seinem  Kommittenten  die  lanfendea 
Zinsen  erstatten»  auch  wenn  keine  Aufforderung  vorhergemigeii  ist,  &II9  er 
bei  der  Rechnungslegung  oder  der  Uebersendung  des  baidos  in  der  im 
Art.  279  specialisirten  Form  säumig  gewesen  ist. 

282'  Die  Gefahren  der  Uebersendung  des  Saldos  sind  zu  Lasten  des 
Kommittenten,  sofern  der  Kommissionär  dieselbe  in  der  in  No.  3  d^ 
Art.  279  angegebenen  Form  bewirkt  hat. 

283.  Wenn  der  Kommissionär  bei  der  Ablegung  seiner  Rechnung 
säumig  ist,  kann  er  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  er  in  Verzug  gerathen 
ist,  keine  Zinsen  für  seine  Vorschüsse  beanspruchen. 

2M.  Der  Kommissionär  ist  berechtigt,  die  konsignirten  Wa^i-en  bis 
zur  bevorzugten  und  wirklichen  Zahlung  seiner  Vorschüsse,  Zinsen^  Kosten 
und  Gebühren  zu  retiniren,  wenn  folgende  Umstände  zusammentreffen : 

1.  dass    die    Waaren    von    einem   Platze   zum   andern    ihm    Qbersandt 
worden  sind; 

2.  dass    sie    dem    Kommissionär    wirklich    oder    figurlich     übergeben 
worden  sind. 

285*  Um  zu  bestimmen,  ob  eine  Uebersendung  von  einem  Platze  zu 
einem  anderen  vorliegt,  ist  weder  das  Domicil  des  Kommittenten,  noch  das- 
jenige des  Kommissionärs  zu  berücksichtigen. 

286.  Es  liegt  eine  wirkliche  Uebergabc  vor,  wenn  sich  die  Waaren 
zur  Verfügung  des  Kommissionärs  in  seinen  Waarenlagern  oder  in  fremden, 
in  den  Zollniederlagen  oder  an  irgend  einem  anderen  öffentlichen  oder  pri- 
vaten Orte  befinden. 

Es  liegt  eine  figürliche  Uebergabe  vor,  wenn  der  Kommissionär,  bevor 
die  Waaren  zu  seiner  Verfugung  stehen,  nachweisen  kann,  dass  dieselben 
mit  einem  Frachtbriefe  oder  einem  Konnossement,  welche  auf  seinen  Namen 
oder  an  Ordre  lauten,  an  ihn  abgesendet  worden  sind. 

287.  Der  Kommissionär  geniesst  in  gleicher  Weise,  Behufs  bevor- 
rechtigter Bezahlung  vor  den  übrigen  Gläubigem  des  Kommittenten,  das 
Retentionsrecht  des  Ei  loses  der  konsignirten  Waaren,  in  welcher  Form  der- 
selbe auch  immer  zur  Zeit  des  Falliments  des  Kommittenten  vorhanden 
sein  mag. 

288.  Der  Kommissionär,  welcher  von  einem  Platze  zu  einem  anderen 
expedirte  Waaren  als  Pfand  f&r  ein  Darlehn  oder  einen  Vorschuss  erhalten 
hat,  geniesst  das  Retentionsrecht,  vorausgesetzt,  dass  die  Faktura  die  An- 
gabe der  geliehenen  oder  vorgeschossenen  Summe  und  die  Art  und  Be- 
schaffenheit der  übersandten  Effekten  enthält. 

289.  Wenn  keine  Uebersendung  von  einem  Platze  nach  einem  anderen 
vorliegt,  geniesst  der  Kommissionär  nur  das  Pfandrecht  auf  diejenigen 
Waaren,  welche  ihm  wirklich  oder  figürlich  übergeben  worden  sind. 

290*  Die  von  vielen  Kommittenten  gemeinschaftlich  übertragene  Kom- 
mission bewirkt  bei  denselben  solidarische  Verpflichtungen  zu  Gunsten  des 
Kommissionärs  in  derselben  Weise,  wie  die  gemeinschaftliche  Annahme  von 
Seiten  mehrerer  Kommissionäre  eine  solidarische  Verpflichtung  zu  Gunsten 
des  Kommittenten  erzeugt. 

§  4.     Von  den  Einkaufskominissionären. 

291.  Der  Kommissionär,  welcher  zu  kaufen  beauftragt  ist,  muss  genau 
die  Instruktionen  beobachten,  welche  er  bezüglich  der  Art,  der  Qualität,  der 
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Quantität,  des  Preises  und  der  übrigen  Umstände  der  Waaren,    welche  sein 
Kommittent  von  ihm  verlangt,  erhalten  hat. 

292.  Wenn  der  Kommissionär  seine  Instruktionen  bezuglich  der  Art 
und  der  Qualität  der  Waaren  überschreitet,  ist  der  Kommittent  nicht  ver- 
pflichtet, dieselben  in  Empfang  zu  nehmen. 

Wenn  jedoch  die  Üeberschreilung  in  der  Quantität  stattfindet,  muss 
der  Kommittent  die  verlangten  Waaren  annehmen,  indem  er  die  übrigen 
zu  Lasten  des  Kommissionärs  lässt 

293.  Der  Kommittent  kann  von  dem  Rechte  Gebrauch  machen, 
welches  ihm  das  erste  Alinea  des  vorhergehenden  Artikels  gewährt,  auch 
wenn  er  den  Transportpreis  der  Waaren  bezahlt  hat,  sofern  er  bei  der 
Eröffnung  der  dieselben  enthaltenden  Verpackungen  gegen  die  Annahme  der- 
selben Protest  erhebt,  weil  sie  nicht  von  derselben  Art  und  Beschaffenheit 
sind,  welche  er  in  seinen  Instruktionen  angegeben  hatte. 

294*  Die  zu  höheren,  als  den  in  den  Instruktionen  bezeichneten.  Preisen 
gekauften  Waaren  kann  der  Kommittent  annehmen  oder  für  Rechnung  des 
Kommissionärs  lassen. 

Wenn  letzterer  damit  einverstanden  ist,  nur  den  bezeichneten  Preis  zu 
erhalten,  so  ist  der  Kommittent  verpflichtet,  die  Waaren  in  Empfang  zu 
nehmen. 

295.  Der  Kommissionär,  welcher  beauftragt  ist,  Waaren  zu  festen 
Preisen  zu  kaufen  und  befördern  zu  lassen,  kann  nicht  verlangen,  dass  der 
Xleberschnss  des  Preises  bei  einem  dieser  Geschäfte  mit  der  bei  dem  anderen 
erhaltenen  Differenz   kompensirt  werde. 

296*  Er  kann  für  Rechnung  seines  Kommittenten  Effekten  nicht  zu 
höherem  Preise  kaufen,  als  demjenigen,  welchen  die  verlangten  am  Platze 
haben,  auch  wenn  der  Kommittent  ihm  einen  anderen,  höheren  Preis  be- 
zeichnet hatte. 

Wenn  der  Kommissionär  gegen  dieses  Verbot  handelt,  muss  er  dem 
Kommittenten  die  Differenz  zwischen  dem  Platzpreise  und  dem  Kaufpreise 
erstatten. 

297.  Wenn  er  zu  ungünstigeren  Bedingungen,  als  den  am  Platze 
herrschenden,  kauft,  haftet  er  seinem  Kommittenten  für  den  ihm  verursachten 
Nachtheil,  ohne  dass  er  sich  des  Einwandes  bedienen  könnte,  dass  er  für 
eigene  Rechnung  Käufe  zu  gleichen  Bedingungen  abgeschlossen  habe. 

298.  Das  Eigenthum  der  von  dem  Kommissionär  gekauften  und  er- 
haltenen Waaren  gebührt  dem  Kommittenten,  unbeschadet  der  dem  ersteren 
im  Art.  246  auferlegten  Verpflichtung. 

299.  Nach  Absendung  der  Waaren  hört  die  Verantwortlichkeit  des 
Kommissionärs  auf,  und  dieselben  gehen  für  Rechnung  und  Gefahr  des 
Kommittenten,  es  sei  denn,  dass  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  ge* 
troffen  worden  ist. 

300.  Der  Kommissionär  geniesst  das  im  Art.  284  gewährte  Reten- 
tionsrecht auch  bezüglich  der  Waaren,  welche  sich  zur  Zeit  des  Falliments 
seines  Kommittenten  unterwegs  befinden. 

301.  Das  Retentionsrecht  hört  von  dem  Momente  an  auf,  in  welchem 
die  Waaren  dem  Kommittenten  wirklich  übergeben  worden  sind. 

§  5.     Von  den  Verkaufskommissionären. 

302.  Der  Kommissionär,  welcher  beim  Empfang  der  Effekten  bemerkt, 
dass  dieselben  beschädigt  sind  oder  sich  in  einem  anderen,  als  dem  im 
Frachtbriefe  oder  dem  Konnossemente  angegebenen.  Zustande  befinden^ 
muss  unverzüglich  die  Massregeln  treffen,  welcne  Art.  249  vorschreibt. 
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303.  Wenn  der  KommissioDär  die  Beschädigunoren  nicht  nach  den 
Bestimmungen  des  vorher  citirteu  Artikels  feststellen  lässt,  wird  vermuthet, 
dass  er  die  Waaren  in  demselben  Zustande  erhalten  hat,  welchen  der  Fracht- 
brief oder  das  Konnossement  angiebt,  und  er  haftet  für  dieselben  seinem 
Kommittenten,  es  sei  denn,  dass  er  nachweist,  dass  sie  vor  ihrer  Empfang- 
nahme beschädigt  worden   sind. 

304.  Wenn  die  Veränderung  der  Waaren,  den  Verkauf  derselben  so 
dringend  erforderlich  macht,  dass  keine  Zeit  vorhanden  ist,  um  dem  Kom- 
mittenten Nachricht  zu  geben,  muss  sich  der  Kommissionär  an  das  Han- 
delsgericht wenden,  damit  dasselbe  den  Verkauf  in  den  Grenzen  gestattei 
welcne  es  für  die  Interessen  des  Eigenthümers  am  vortheilhaftesten  erachtet. 

305.  Bezüglich  des  Preises,  des  Ortes,  der  Zeit,  der  Art  und  der 
übrigen  Umstände  des  aufgetragenen  Verkaufes  muss  sich  der  Kommissionär 
streng  an  seine  Instruktionen  halten. 

306.  A^enn  der  Kommissionär  zu  höheren  Preisen,  als  den  in  den 
Instruktionen,  Fakturen  oder  der  Korrespondenz  bezeichneten,  verkauft, 
muss  er  seinem  Kommittenten  dieselben  vollständig  erstatten,  es  sei  denn, 
dass  nach  einer  besonderen  Uebereinkunft  der  Verkauf  mit  gemeinschati- 
lichem  Vortheil  stattfindet. 

Wenn  der  Kommissionär  zu  niedrigeren  Preisen,  als  den  bezeichneten, 
verkauft,  haftet  er  für  die  Differenz. 

307.  Der  Kommissionär  kann  nach  den  am  Platze  allgemein  üblichen 
Fristen  auf  Zeit  verkaufen,  es  sei  denn  ,  dass  seine  Instruktionen  es  ihm 
verbieten. 

308.  Auch  wenn  der  Kommissionäi'  stillschweigend  oder  ausdrücklich 
ermächtigt  worden  ist,  auf  Zeit  zu  verkaufen,  so  kann  er  dies  nur  an 
notorisch  zahlungsfähige  Personen  thun. 

309.  Wenn  er  auf  Zeit  verkauft,  muss  er  in  den  Rechnungen,  welche 
er  ablegt,  die  Namen  der  Käufer  angeben,  und,  wenn  er  dies  nicht  thui, 
wird  angenommen,  dass  die  Verkäufe  gegen  Baarzahlung  stattgefunden 
haben. 

Auch  bei  denjenigen,  welche  er  in  dieser  Form  vornimmt,  muss  er  die 
Kamen  der  Käufer  angeben,  wenn  es  der  Kommittent  so  verlangt. 

310.  Der  Kommissionär,  welcher  den  Auftrag  hat,  gegen  Baarzahlung 
und  zu  einem  festgesetzten  Preise  zu  verkaufen,  und  auf  Kredit  zu  einem 
anderen  höheren  Preise  verkauft,  kann  die  Differenz  behalten,  sobald  der 
Kommittent  die  Zahlung  in  der  in  seinen  Instruktionen  vorgeschriebenen 
Art  und  Weise  von  ihm  verlaugt. 

311.  Wenn  der  Kommissionär  zu  den  ihm  bezeichneten  Preisen  und 
Bedingungen  nicht  verkaufen  kann,  muss  er  davon  Mittheilung  machen  und 
die  Anweisungen  seines  Kommittenten   abwarten. 

In  keinem  Falle  kann  er  die  Waaren  ohne  vorhergegangene  Ordre 
seines  Kommittenten  zurückschicken. 

312.  Der  Kommissionär  muss  die  Einziehungen  der  Forderangen  seine> 
Kommittenten  an  den  Zeitpunkten  bewirken,  an  welchen  dieselben  exigibel 
sind,  und,  wenn  er  dies  nicht  thut,  haftet  er  für  die  Nachtheile,  welcht^ 
seine  Unterlassung  verursacht. 

313.  Wenn  der  Kommissionär  Waaren  von  verschiedenen  Kommit- 
tenten empfängt,  muss  er  dieselben  durch  eine  das  betreffende  Eigenibuiu 
bezeichnende  Contremarke  von  einander  unterscheiden. 

314.  Wenn  in  einem  und  demselben  Geschäft  Waaren  von  verschiedeneij 
Kommittenten  oder  von  ihm  selbst  und  irgend  einem  seiner  Kommittenten 
einbegriffen  sind,  ist  er  verpflichtet,  dieselben  in  den  Fakturen  mit  ihreo 
betreffenden    Marken    und    Contremarken    von    einander    zu    unterscheiden 
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und  in  seinen  Büchern  die  einem  jeden  Eigenthümer  zukommenden  zu 
vermerken . 

315.  Der  Kommissionär,  welcher  gegen  ein  und  dieselbe  Person  ver- 
schiedene Forderungen  hat,  welche  von  Geschäften  herrühren,  die  für 
Rechnung  verschiedener  Kommittenten  oder  für  eigene  und  fremde  Rechnung 
ausgeführt  worden  sind,  muss  in  seinen  Büchern  und  in  den  Quittungen, 
^'elche  er  ausfertigt,  den  Namen  des  Interessenten  vermerken ,  für  dessen 
Rechnung  der  Schuldner  Theillieferungen  macht. 

316-  Wenn  der  im  vorhergehenden  Artikel  vorgeschriebene  Vermerk 
unterlassen  worden  ist,  so  erfolgt  die  Anrechnung  der  Zahlungen  in  Ge- 
mässheit  der  folgenden  Vorschriften: 

1.  wenn  die  Forderung  aus  einem  einzigen,  für  Rechnung  verschiedener 
Personen  ausgeführten  Geschäft  hervorgeht,  müssen  die  Lieferungen, 
welche  der  Schuldner  macht,  von  dem  Kommissionär  unter  die 
Interessenten  pro  rata  ihrer  betreflfenden  Guthaben  vertheilt  werden ; 

2.  wenn  die  Forderungen  aus  verschiedenen,  mit  einer  einzigen  Person 
vorgenommenen  Geschäften  herrühren,  so  muss  die  Zahlung  auf  die 
Forderung  angerechnet  werden,  welche  der  Schuldner  bezeichnet, 
vorausgesetzt,  dass  keine  derselben  fällig  ist,  oder  dass  es  alle 
gleichzeitig  sind; 

3.  wenn  zur  Zeit  der  Zahlung  irgend  eine  oder  einige  der  Fristen  ab- 
gelaufen sind  und  andere  noch  ablaufen  werden,  muss  der  Betrag, 
welchen  der  Schuldner  übergiebt,  auf  die  fälligen  Forderungen  an- 
gerechnet werden  und  der  etwaige  Uebcrschuss  verhältnissmässig 
unter  die  nicht  falligen  Forderungen  vertheilt  werden. 

317.  Der  Kommissionär,  welcher  die  Zahlungsfähigkeit  der  Schuldner 
versichert  hat  und  kein  Risiko  läuft,  hat  nur  auf  die  Zahlung  der  einfachen 
Kommissionsgebühr  Anspruch. 

Daher  kann  er  die  Garantiegebühr  nicht  beziehen,  auch  wenn  sie  ver- 
einbart worden  ist: 

1.  wenn  die  Verkäufe  unter  der  Bedingung  abgeschlossen  worden  sind, 
den  Preis  bei  der  Empfangnahme  der  Waaren  zu  übergeben; 

2.  wenn  zur  Zeit  der  Empfangnahme  der  auf  Frist  verkauften  Effekten 
der  Käufer  den  Preis  mit  Diskonto  bezahlt. 


§  G.      Von   den    Kommissionären    für    Transpoite    zu  Lande,    auf 
schiffbaren  Flüssen  und  Kanälen. 

318.  Trausporlkommissionär  ist  derjenige,  welcher  in  seinem  eigenen 
Namen,  aber  für  fremde  Rechnung  die  Beförderung  von  Waaren  von  einem 
Orte  nach  einem  anderen  mit  einem  Frachtführer  vereinbart. 

319.  Es  ist  deijenige  kein  Transportkommissionär,  welcher  Waaren 
durch  Korrespondenz  verkauft  hat  und  die  Zusendung  derselben  an  den 
Käufer  übernimmt. 

Die  Annahme  dieses  Auftrages  legt  jedoch  dem  Verkäufer  die  Ver- 
pflichtungen eines  Mandatars  auf,  und  er  haftet  demgemäss  als  solcher  auch 
für  die  culpa^  welche  er  bei  der  Auswahl  des  Frachtführers  begeht. 

320.  Ausser  den  Büchern,  deren  Führung  der  Art.  25  vorschreibt, 
muss  der  Kommissionär  ein  besonderes  Register  führen,  in  welches  er  die 
von  ihm  unterschriebenen  Frachtbriefe  vollständig  zu  kopiren   hat. 

321-  Der  Kommissionär  ist  verpflichtet,  die  Waaren,  welche  er  für 
fremde  Rechnung  übersendet,  zu  versichern,  wenn  er  Auftrag  und  Gelder 
hierzu  besitzt,    oder  seinem    Kommittenten    sofort  Mittheilung    zu    machen. 
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wenn  er  die  Versicherung   zu  dem  Preise    und    den   Bedingungen,  welche 
ihm  seine  Instruktionen  bezeichnet  haben,  nicht  realisiren  kann. 

Beim  Falliment  des  Versicherers,  während  das  Risiko  der  Waaren 
noch  schwebt,  muss  der  Kommissionär  die  Versicherung  erneuern,  auch 
wenn  er  in  dieser  Hinsicht  keinen  speciellen  Auftrag  hat. 

322.  Der  Kommissionär  haftet  für  die  Handlungen  des  Zwischen- 
kommissionärs,  welchem  er  die  Führung  der  Waaren  anvertraut  hat,  es  sei 
denn,  dass  der  letztere  von  dem  Kommittenten  bezeichnet  worden  ist. 

323.  Der  Zwischenkommissionär  übernimmt  die  Erfüllung  der  Ver- 
pflichtungen, welche  der  Hauptkommissionär  seinem  Kommittenten  g^^über 
kontrahirt. 

Er  haftet  jedoch  nicht  für  die  Verluste  oder  Schäden ,  welche  dadarch 
verursacht  werden,  dass  er  die  Instruktionen  des  HaupikommissioDärs 
wörtlich  erfüllt  hat,  auch  wenn  dieselben  denjenigen  des  Kommittenten  ent- 
gegengesetzt wären. 

324.  Die  im  Titel  V  dieses  Buches  enthaltenen  Bestimmungen  sind 
für  die  Transportkommissionäre  und  die  an  einem  besonderen  und  be- 
stimmten Geschäft  Betheiligten  verbindlich,  auch  wenn  sie  nicht  selbst  die 
Beförderung  der  Waaren  bewirken. 

§    7.      Gemeinschaftliche    Bestimmungen    für    die    Faktoren    und 

Handlunpjsgehölfen. 

325.  Wenn  die  Faktoren  und  Gehülfen  im  Namen  ihrer  Kommittenten 
kontrahiren,  müssen  sie  in  der  Unterschrift  der  von  ihnen  ausgefertigten 
Urkunden  ausdrücken,  dass  sie  in  Vollmacht  unterschreiben. 

326.  Wenn  die  Faktoren  und  Gehülfen  in  dor  im  vorhei^eheDdcn 
Artikel  angegebenen  Art  und  Weise  handeln,  verpflichten  sie  ihre  Kommit- 
tenten zur  Erfüllung  der  abgeschlossenen  Verträge,  ohne  dass  sie  selbst 
persönlich  verpflichtet  bleiben. 

327.  Die  Verletzung  der  Instruktionen,  die  Aneignung  des  Ergebnisses 
eines  Geschäftes  oder  der  Vertrauensmissbrauch  von  Seiten  der  Faktoren 
oder  Gehülfen  befreien  ihre  Kommittenten  nicht  von  der  Verpflichtung,  die 
Verträge  auszuführen,  welche  die  ersteren  im  Namen  der  letzteren  ab- 
geschlossen haben. 

328.  Die  Faktoren  oder  Gehülfen,  welche  in  ihrem  eigenen  Namen 
handeln,  sind  persönlich  verpflichtet,  die  abgeschlossenen  Verträge  zu  erfbUen, 
es  wird  jedoch  angenommen,  das>  sie  dieselben  in  folgenden  Fällen  für 
Rechnung  ihrer  Kommittenten  abgeschlossen  haben: 

1.  wenn  ein  solcher  Vertrag  dem  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe  des 
von  ihnen  verwalteten  Etablissements  entspricht; 

2.  wenn  derselbe  im  Auftrage  des  Kommittenten  abgeschlossen  worden 
ist,  auch  wenn  er  nicht  in  dem  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  des 
Etablissements  einbegriffen  ist; 

3.  wenn  der  Kommittent  ausdrücklich  oder  stillschwegend  den  Vertrag 
genehmigt  hat,  auch  wenn  er  ohne  seinen  Auftrag  abgeschlossen 
worden  ist; 

4.  wenn  das  Ergebniss  des  Geschäftes  zu  Gunsten  des  Kommittenten 
ausgefallen  ist. 

329.  in  jedem  der  im  vorhergehenden  Artikel  aufgezählten  Fälle  können 
die  Dritten,  welche  mit  einem  Faktor  oder  Gehülfen  kontarahirt  haben,  nach 
ihrer  Wahl  ihre  Klagen  gegen  die  letzteren  oder  gegen  deren  Kommittenten 
richten,  aber  nicht  gegen  beide. 
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330*  Ii^  keinem  Falle  köDnen  die  Faktoren  oder  Qehülfen  die  Funk- 
tionen ihres  Amtes  ohne  Eenntniss  und  Einwilligung  ihres  Kommittenten 
abertra^n. 

331.  Es  ist  den  Faktoren  und  Gehulfen  verboten,  für  ihre  Rechnung 
Handel  zu  treiben  und  sich  in  eigenem  oder  fremdem  Namen  an  Geschäfte- 
Unternehmungen  derselben  Art,  wie  diejenigen,  welche  sie  für  Rechnung 
ihrer  Kommittenten  auszuführen  haben,  zu  betheiligen,  es  sei  denn,  dass  sie 
ausdrücklich  hierzu  ermächtigt  worden  sind. 

Durch  die  Thatsache  der  Kontravention  gegen  dieses  Verbot  kommen 
dem  Kommittenten  die  Yortheile  zu,  welche  sich  aus  den  Geschäftsunter- 
nehmungen  des  Faktors  oder  Gehülfen  ergeben,  während  die  Verluste  aus- 
schliesslich zu  Lasten  der  letzteren  bleiben. 

332.  Es  ist  weder  den  Faktoren  oder  Gehülfen,  noch  ihren  Principalen 
erlaubt,  ohne  gesetzlichen  Grund  die  Verträge  aufzuheben,  welche  sie  unter- 
einander auf  eine  festgesetzte  Zeit  abgeschlossen  haben,  und  derjenige,  welcher 
es  thut  oder  zu  der  Aufhebung  Veranlassung  giebt,  muss  den  andern  für 
die  entstehenden  Nachtheile  schadlos  halten. 

333*  Gesetzliche  Gründe  der  Aufhebung  von  Seiten  des  Principals 
sind  nur: 

1.  jeder  Akt  eines  Betruges  oder  Vertrauensmissbrauches,  welchen  der 
Faktor  oder  Gehülfe  begeht; 

2.  die  Ausübung  irgend  eines  der  dem  Faktor  oder  Gehülfen  verbotenen 
Geschäfte; 

3.  die  Beleidigungen  oder  Akte,  welche  nach  dem  Ermessen  des  Handels- 
gerichts die  persönliche  Sicherheit,  die  Ehre  oder  die  Interessen  des 
Kommittenten  in  Gefahr  bringen. 

334.  Gesetzliche  Gründe  der  Aufhebung  von  Seiten  der  Faktoren  oder 
Gehülfen  sind  nur: 

1.  die  Beleidigungen  oder  Akte,  von  denen  No.  3  des  vorhergehenden 
Artikels  handelt; 

2.  die  schlechte  Behandlung  von  Seiten  des  Principals,  welche  als  ge- 
nügend von  dem  Handelsgericht  erachtet  wird; 

3.  die  Rückbehaltung  ihresGehaltes  während  zweier  aufeinander  folgender 
Termine. 

335.  Wenn  für  das  Engagement  der  Faktoren  oder  Gehülfen  mit  ihren 
Principalen  kein  bestimmter  Termin  festgesetzt  worden  ist,  so  kann  es  ein 
jeder  derselben  für  beendet  erklären,  wenn  er  den  anderen  einen  Monat  vor- 
her davon  benachrichtigt. 

Der  Principal  kann  in  jedem  Falle  vor  dem  Ablaufe  des  Monates  die 
Entlassung  des  Faktors  oder  Gehülfen  bewirken,  wenn  er  demselben  das 
entsprechende  Monatsgehalt  bescahlt. 

336.  Die  Faktoren  und  Gehülfen  haben  Anspruch: 

1.  auf  das  festgesetzte  Gehalt,  auch  wenn  sie  in  Folge  irgend  eines 
unverschuldeten  Ereignisses  2  aufeinander  folgende  Monate  0  hin* 
durch  ihre  Dienste  nicht  geleistet  haben,  vorbehaltlich  des  Falles, 
in  welchem  sie  nach  der  Vereinbarung  tageweis  bezahlt  werden; 

2.  auf  die  Entschädigung  der  Verluste  und  aussergewöhnlichen  Kosten, 
welche  sie  in  unmittelbarer  Folge  des  geleisteten  Dienstes  gehabt  haben. 

387.  Ausser  den  im  Civilgesetzbuch  festgesetzten  Arten  erlischt  das 
Mandat  der  Faktoren  und  Gehülfen: 

1.  durch    die  absolute  Unf&higkeit  zu  der  vereinbarten  Dienstleistung; 

2.  durch  die  Veräusserung  des  Etablissements,  in  welchem  sie  dienen. 

»)  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note 
zum  Art.  159  des  Bolivianischen  H.  G.  B.,  S.  469. 
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§  8,     Besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Faktoren. 

338.  Faktor  kann  jeder  sein,  welcher  die  freie  Verwaltung  seines  Ver- 
mögens hat. 

Jedoch  können  es  der  Haassohn,  der  minderjährige  Emancipirte  und 
die  Ehefrau  sein,  welche  das  17.  Jahr  zurückgelegt  haben,  wenn  sie  aus- 
drücklich von  ihrem  Vater,  Vormund  oder  Ehemann  ermächtigt  worden  sind, 
mit  dem  Kommittenten  zu  kontrahiren  und  das  Amt  eines  Faktors  auszauben. 

339.  Die  Faktoren  müssen  mit  einer  Specialyollmacht  versehen  sein, 
welche  von  dem  Eigenthümer  des  Etablissements,  dessen  Verwaltung  ihnen 
übertragen  ist,  ausgestellt  sein  muss. 

Die  Vollmacht  muss  in  der  im  §  1,  Titel  II,  Buch  I  vorgeschriebenen 
Form  eingetragen  und  veröffentlicht  werden. 

340.  Die  Faktoren  werden  zu  allen  Handlungen,  welche  die  Verwaltung 
des  ihnen  übertragenen  Etablissements  erfordert,  als  ermächtigt  angesehen 
und  können  alle  zur  guten  Ausführung  ihres  Amtes  erforderlichen  Befugnisse 
gebrauchen,  es  sei  denn,  dass  der  Kommittent  dieselben  ausdrücklich  in  der 
ihnen  ertheilten  Vollmacht  beschränkt  hat. 

341.  Die  Faktoren  müssen,  bezüglich  des  Etablissements,  welches  >ie 
verwalten,  alle  den  Kaufleuten  im  Allgemeinen  vorgeschriebenen  BestimmungeL 
über  die  Buchführung  beobachten. 

§  9.     Besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Handlungsgehülfen. 

342.  Handlungsgehülfen  können  alle  diejenigen  sein,  welche  gemä<> 
Art.  338  Faktoren  sein  können. 

343.  Die  Handlungsgehülfen  können  ihre  Kommittenten  nicht  ver- 
pflichten, es  sei  denn,  dass  die  letzteren  denselben  ausdrücklich  die  Befugni^^ 
übertragen,  in  ihrem  Namen  gewisse  und  bestimmte,  auf  ihren  Geschäftsbetrieb 
bezügliche  Unternehmungen  auszuführen. 

344.  Die  Ermächtigung,  Wechsel  auszustellen ,  zu  acceptiren  oder  zu 
indossiren,  Belastungs-  oder  Entlastungsurkunden  zu  unterzeichnen,  Geld  ein- 
zuziehen und  in  Empfang  zu  nehmen,  muss  dem  Handlungsgehülfen  durch 
eine  öffentliche  Urkunde  übertragen  werden,  mit  specieller  Angabe  der  Akte 
und  Negociationen,  auf  welche  sich  der  Auftrag  erstreckt. 

Die  Vollmacht  muss  in  der  im  §  1,  Titel  II,  Buch  I  festgestellten 
Form  eingetragen  und  veröffentlicht  werden. 

345.  Die  Verträge,  welche  der  Handlungsgehülfe  mit  denjenigen  ab- 
schliesst,  welchen  sein  Kommittent  durch  Cirkulare  davon  Kenntniss  ge- 
geben hat,  dass  er  ihn  zur  Ausführung  einiger  Geschäfcsunternehmungen  er- 
mächtigt hat,  verpflichten  den  Prinzipal,  sofern  die  Verträge  sich  auf  die 
dem  Gehülfen  übertragenen  Geschäftsunternehmungen  beschränken. 

Es  ist  gleichfalls  der  Prinzipal  für  die  Verpflichtungen  verantwortlich, 
welche  der  Handlungsgehülfe  brieflich  kontrahirt  hat,  vorausgesetzt,  dass  er 
zur  Unterzeichnung  der  Korrespondenz  seines  Prinzipals  ermächtigt,  und 
dass  die  Ermächtigung  durch  Cirkulare  bekannt  gemacht  worden  ist. 

346.  Die  Handlungsgehülfen,  welche  mit  dem  Verkauf  im  Kleinen 
beauftragt  sind,  werden  als  ermächtigt  angesehen,  den  Erlös  der  vorgenom- 
menen Verkäufe  einzuziehen,  aber  sie  müssen  die  Quittungen,  welche  >ie 
ausstellen,  im  Namen  ihrer  Kommittenten  ausfertigen. 

Die  gleiche  Befugniss  haben  die  Handlungsgehülfen,  welche  im  Grossen 
verkaufen,  sobald  die  Verkäufe  gegen  Baarzahlung  erfolgen,  und  die  Zah- 
lung in  dem  Waarenlager  selbst,  welches  sie  verwalten,  stattfindet. 

Wenn  die  Verkäufe  auf  Kredit  erfolgen  oder  die  Zahlungen  ausserhalb 
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des  Waarenlagers  stattfinden  müssen,  sind  die  Quittungen  nothwendigerweise 
von  dem  Kommittenten  oder  von  einer  zur  Einkassirung  ermächtigten  Person 
Äu  unterzeichnen. 

347.  Die  Eintragungen^  welche  die  mit  der  Buchführung  beauftragten 
Handlungsgehülfen  in  die  Bücher  ihrer  Kommittenten  machen,  präjudiciren 
die  letzteren,  als  ob  sie  dieselben  selbst  vorgenommen  hätten. 


TITEL  VII. 
Von  der  Handelsgesellsoliaft. 

348.     Das  Gesetz  erkennt  3  Arten  von  Gesellschaften  an: 

1.  die  Kollektivgesellschaft; 

2.  die  anonyme  Gesellschaft; 

3.  die  Kommanditgesellschaft. 

Es  erkennt  auch  die  Vereinigung  oder  die  Gesellschaft  auf  Theiihaber- 
schafb  an. 


§   1.     Von  der  Bildung  und  dem  Beweise  der  Kollektivgesellschaft. 

349.  Den  Gesellschaftsvertrag  kann  jeder  abschliessen,  der  die  Fähig- 
keit besitzt,  sich  zu  verpflichten. 

Der  Minderjährige  und  die  Ehefrau,  auch  wenn  sie  geschieden  ist  oder 
in  Gütertrennung  lebt,  bedürfen  der  besonderen  Ermächtigung,  um  eine 
Kollektivgesellschaft  einzugehen,  auch  wenn  sie  zum  Handeltreiben  ermäch- 
tigt worden  sind. 

Die  Ermächtigung  des  Minderjährigen  wird  durch  die  ordentliche  Justiz- 
behörde und  die  der  Ehefrau  durch  ihren  Ehemann  ertheilt. 

350*  Die  offene  Gesellschaft  wird  durch  eine  öffentliche  Urkunde  ge- 
bildet und  bewiesen,  welche  nach  den  Bestimmungen  des  Art.  355  einge- 
tragen, angeheftet  und  publicirt  werden  muss. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft,  welche  vor  dem  Ablauf  des  festge- 
setzten Termins  stattfindet,  die  Verlängerung  derselben,  der  Wechsel,  der 
Rücktritt  oder  der  Tod  eines  Gesellschafters,  die  Veränderung  der  Gesell- 
schafbsfirma  und  im  Allgemeinen  jede  Reformirung,  Erweiterung  oder  Modi- 
fikation des  Vertrages  müssen  vermittelst  einer  öffentlichen  Urkunde  mit 
den  im  vorhergehenden  Alinea  angegebenen  Förmlichkeiten  festgestellt 
werden. 

351.  Der  in  einer  Privaturkunde  aufgesetzte  Vertrag  hat  unter  den 
Gesellschaftern  keine  andere  Wirkung,  als  dass  er  sie  verpflichtet,  die  öffent- 
liche Urkunde  auszufertigen,  bevor  die  Gesellschaft  ihre  Geschäftsunter- 
nehmungen beginnt. 

352.  Die  Gesellschaftsurkunde  muss  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen  und  die  Domicile  der  Gesellschafter; 

2.  die  Gesellschaftsfirma; 

3.  die  mit  der  Verwaltung  und  der  Führung  der  Gesellschaftsfirma 
beauftragten  Gesellschafter; 

4.  das  Kapital,  welches  jeder  einzelne  der  Gesellschafter  einlegt,  sei  es, 
dass  es  in  Geld,  in  Forderungen  oder  in  irgend  einer  anderen  Art 
von  Vermögensstücken  besteht;  der  Werth,  welcher  den  in  Mobilien 
oder  Immobilien  bestehenden  Einlagen  beigelegt  wird,  und  die  Form, 
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in  >Kelcfaer  die  Abschätzung  dieser  Einlagen  erfolgen  soll,   falls  tür 
dieselben  kein  Werth  angegeben  worden  ist; 

5.  die  Geschäftsuntemehmungen,  welche  die  Gesellschaft  betreiben  k)Ii: 

6.  der  Antheil    an  den  Gewinnen  oder  Verlusten,   welcher  jedem    niii 
Kapital  betheiligten  oder  industriellen  Gesellschafter  zuertheilt  wird: 

7.  die    Zeit,    in     welcher    die    Gesellschaft    beginnen    und    aafgelü^t 
werden  soll; 

8.  den  Betrag,    welchen  jeder  Gesellschafter   für  seine  Privatausgaben 
jährlich  entnehmen  kann; 

9.  die  Form,    in  welcher  die  Liquidation  und  Vertheilung   des  Gesell- 
Schaftsvermögens  erfolgen  soll; 

10.  ob  die  Streitigkeiten,  welche  während  der  Dauer  der  Gesellschaft  vor- 
kommen, der  Entscheidung  von  Schiedsrichtern  unterworfen  w^erden 
sollen  oder  nicht,  und  in  dem  ersteren  Falle  die  Form,  in  welcher 
die  Ernennung  erfolgen  soll; 

11.  das  Domicil  der  Gesellschaft; 

12.  die  übrigen  Vereinbarungen,  welche  die  Gesellschafter  getroffen 
haben. 

353.  Es  ist  kein  Beweis  irgend  welcher  Art  gegen  den  Inhalt  der  in 
Gemässheit  des  Art.  350  ausgestellten  Urkunden  zulässig,  noch  auch  um 
das  Vorhandensein  von  Vereinbarungen  nachzuweisen,  welche  in  demselben 
nicht  angegeben  sind. 

354.  Innerhalb  14  Tagen  nach  dem  Datum  der  erwähnten  Urkunden. 
müssen  die  Gesellschafter  im  Sekretariat  des  Handelsgerichts  des  Bezirk», 
in  welchem  das  Gesellschaft&domicil  errichtet  worden  ist,  einen  von  dem 
Notar,  welcher  dieselben  aufgesetzt  hat,  beglaubigten  Auszug  aus  denselben 
einreichen. 

Der  Auszug  muss  die  in  den  No.  1,  2,  3,  4,  6  und  7  des  Art.  ä5i^ 
erwähnten  Angaben,  das  Datum  der  betreffenden  Urkunden  und  die  An- 
gabe des  Namens  und  des  Domicils  des  Notars,  welcher  dieselben  ausge- 
fertigt hat,  enthalten. 

355.  Der  Auszug  wird  in  das  Handelsregister  eingetragen,  3  Monate 
hindurch  in  dem  Sekretariat  des  betreffenden  Gerichts  angeheftet  und  10  Mal 
in  einer  Zeitung  des  Bezirks  publicirt;  wenn  in  dem  Departement  keine 
Zeitung  vorhanden  ist,  erfolgt  die  Publikation  durch  Anschlagzettel,  welche 
an  drei  der  öffentlichsten  Orte  an  dem  Gesellschaftsdomicil  angeheftet  werden 
müssen. 

Wenn  die  Gesellschaft  in  verschiedenen  Gegenden  der  Republik  Hand- 
lungshäuser errichtet,  erfolgt  die  Eintragung,  Anheftung  und  Publikation  an 
allen  Orten,  mindestens  14  Tage  vor  der  Eröffnung  des  neuen  Handlungshauses. 

356.  Um  die  Insertion  in  eine  Zeitung  nachzuweisen,  müssen  die 
Gesellschafter  dem  Handelsgericht  ein  Exemplar  einer  jeden  der  zehn  Num- 
mern vorlegen,  in  welchem  die  Insertion  stattgefunden  hat. 

Die  Publikation  durch  Anschlagzettel  wird  durch  eine  Bescheinigung 
des  Gerichtsschreibers  bewiesen,  welche  an  den  Fuss  eines  der  abgenommenen 
Exemplare  zu  setzen  ist. 

oS7.  Die  Unterlassung  der  Gesellschaftsurkunde  und  irgend  einer  der 
im  Art.  355  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  bewirkt  absolute  Nichtigkeit 
unter  den  Gesellschaftern. 

Dieselben  haften  jedoch  solidarisch  den  Dritten  gegenüber,  mit  welchen 
sie  im  Namen  und  im  Interesse  der  faktischen  Gesellschaft  kontrahirt  haben. 

358*  Die  verspätete  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten, 
die  ausdrückliche  Genehmigung  und  die  freiwillige  Ausführung  des  Vertrages 
befreien  denselben  nicht  von  dem  Mangel  der  Nichtigkeit. 
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Wenn  die  Nichtigkeit  erklärt  wird,  während  die  Gesellschaft  in 
TYirklichkeit  noch  besteht,  müssen  die  Gesellschafter  die  Liquidation  der 
vorhergehenden  Unternehmungen  vornehmen,  indem  sie  sich  den  Vor- 
schriften des  Quasi kontraktes  der  Gemeinschaft  unterwerfen. 

360.  Die  Gesellschafter  können  weder  vermittelst  einer  Klage,  noch 
vermittelst  einer  Einrede  die  Nichtigkeit  des  Vertrages  geltend  machen, 
nachdem  die  Gesellschaft  de  facto  aufgelöst  worden  ist. 

36L  Ebensowenig  können  sie  den  Mangel  einer  oder  mehrerer  der 
erwähnten  Förmlichkeiten  gegen  dritte,  an  dem  Vorhandensein  der  Gesell- 
schaft Interessirte  geltend  machen,  und  letztere  können  dieselbe  durch  irgend 
eines  der  in  diesem  Gesetzbuch  anerkannten  Beweismittel  nachweisen. 

Noch  können  die  Gesellschafter  den  Dritten  gegenüber  die  private 
Kenntniss  anführen,  welche  sie  von  den  Bedingungen  der  Gesellschaft  de 
facto  gehabt  haben. 

3iB2.  Die  Dritten  können  Dritten  gegenüber  die  Ausserachtlassung  der 
festgesetzten  Förmlichkeiten  entgegenhalten,  und  derjenige,  welcher  seinen 
Antrag  auf  das  Vorhandensein  der  Gesellschaft  gründet,  muss  beweisen, 
dass  dieselbe  in  Gemässheit  der  Vorschriften  dieses  Titels  konstituirt 
worden  ist. 

363.  Derjenige,  welcher  mit  einer  Gesellschaft  kontrahirt,  welche 
nicht  in  der  gesetzlichen  Weij^e  konstituirt  worden  ist,  kann  sich  aus 
diesem  Grunde  der  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  nicht  entziehen. 

364.  Die  im  Alinea  2  des  Art.  350  aufgeführten  Handlungen  erzeugen 
Dritten  gegenüber  keine  Wirkung,  wenn  sie  nicht  in  der  im  Art.  355  an- 
gegebenen Form  urkundlich  aufgesetzt,  eingetragen,  angeheftet  und  publicirt 
worden   sind. 

§  2.     Von  der  Gesellschaftsfirma  bei  der  Kollektivgesellschal't. 

365.  Die  Gesellschaftsfirma  ist  die  Formel,  welche  die  Namen  aller 
Gesellschafter  oder  irgend  eines  derselben  unter  Hinzufügung  der  Worte: 
^und  Kompagnie",  angiebt. 

366.  Nur  die  Namen  der  ofiFenen  Gesellschafter  können  zur  Bildung 
der  Gesellschaftsfirma  genommen  werden. 

Der  Name  des  Gesellschafters,  welcher  gestorben  ist  oder  sich  von  der 
Gesellschaft  getrennt  hat,  muss  aus  der  Gesellschaftsfirma  fortgelassen 
werden. 

367.  Der  Gebrauch  der  Gesellschaftsfirma  nach  der  Auflösung  ^der 
Gesellschaft  wird  als  ein  Vergehen  der  Fälschung  angesehen,  und  die  Auf- 
nahme des  Namens  einer  fremden  Person  ist  Betrug. 

Die  Fälschung  und  der  Betrug  werden  in  Gemässheit  des  Strafgesetz- 
buches bestraft. 

368.  Derjenige,  welcher  die  Aufnahme  seines  Namens  in  die  Han- 
delsfirma einer  fremden  Gesellschaft  duldet,  bleibt  zu  Gunsten  derjenigen, 
welche  mit  derselben  kontrahirt  haben,  verantwortlich. 

369.  Die  Gesellschaftsfirma  ist  nicht  ein  Accessorium  des  Gesell- 
schafts- oder  Fabriketablissements,  welches  den  Gegenstand  der  Gesell- 
schaftsunternehmungen bildet,  und  demgemäss  ist  sie  mit  demselben  nicht 
übertragbar. 

370.  Die  in  der  Gesellschaftsurkunde  bezeichneten  offenen  Gesell- 
schafter haften  solidarisch  für  alle  unter  der  Gesellschaftsfirma  gesetzmässig 
kontrahirten  Verpflichtungen. 

In  keinem  Falle  können  die  Gesellschafter  vertragsmässig  die  Solidarität 
bei  den  Kollektivgesellschaften  ausschliessen. 
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371.  Die  Gesellschaftsfirroa  können  nur  der  oder  die  Gesellschafter 
führen,  denen  diese  Befugniss  durch  die  betrefifende  Urkunde  übertragen 
worden  ist. 

In  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Uebertragung  können  alle  Ge- 
sellschafter die  Gesellschaftsfirma  gebrauchen. 

372.  Die  Führung  der  Gesellschaftsfirma  kann  einer  der  Gesellschaft 
fernstehenden  Person  übertragen  werden. 

Der  Delegatar  muss  bei  den  öffentlichen  oder  privaten  Urkunden  an- 
geben, dass  er  dieselben  „in  Vollmacht**  unterzeichnet,  bei  Strafe,  die  Han- 
delsefiPekten ,  welche  er  in  Circnlation  gesetzt  hat,  bezahlen  za  mosseD, 
sobald  die  Fortlassung  dieses  Vermerks  über  seine  Qualität  Dritten  gegen- 
über, welche  dieselben  angenommen  haben,  einen  Irilhum  hervorruft 

373.  Wenn  ein  nichtbefugter  Gesellschafter  die  Gesellschaftsfirma  ge- 
braucht, so  wird  die  Gesellschaft  für  die  Erfüllung  der  Verpflichtungen, 
welche  jener  unterschrieben  hat,  nicht  verantwortlich,  es  sei  denn,  dass  die 
Verpflichtung  der  Gesellschaft  zum  Vortheil  gereicht  hat. 

Die  Haftbarkeit  beschränkt  sich  in  diesem  Falle  auf  den  Beti-ag, 
welcher  dem  von  der  Gesellschaft  erlangten  Vortheil  entspricht. 

374.  Die  Gesellschaft  haftet  nicht  für  die  mit  der  Gesellschaftsfirma 
unterschriebenen  Urkunden,  wenn  die  Verpflichtungen,  welche  dieselben 
veranlasst  haben,  sie  nicht  betreffen  und  der  Dritte  dieselben  mitKenntniss 
dieses  Umstandes  angenommen  hat. 

§  3.     Von  dem  Gesellschaftfifonds  und  der  Vertheilung  der  Gewinnt* 
und   Verluste  bei  der  offenen  Gesellschaft. 

375.  Der  Gesellschaftsfonds  setzt  sich  aus  den  Einlagen  zusammeD, 
welche  jeder  einzelne  der  Gesellschafter  der  Gesellschaft  übergiebt  oder  zu 
übergeben  verspricht. 

376.  Gegenstand  der  Einlage  können  sein:  baares  Geld,  Forderungen, 
Mobilien  und  Immobilien,  Einkünfte,  Erfindungsprivilegien,  Handarbeit, 
einfache  Thätigkeit  und  im  Allgemeinen  jeder  Handelsgegenstand ,  welcher 
irgend  einen  Nutzen  gewähren  kann. 

377.  Das  öffentliche  Amt  eines  Mäklers,  eines  Wechselagenten  und 
irgend  ein  anderes,  welches  auf  Grund  einer  Ernennung  des  Präsidenten  der 
Republik  bekleidet  wird,  können  nicht  Gegenstand  einer  Einlage  bilden. 

378.  Die  Gesellschafter  müssen  ihre  Einlagen  in  der  Zeit  and  Form 
einliefern,  welche  im  Vertrage  festgesetzt  sind. 

In  Ermangelung  einer  Festsetzung,  muss  die  Uebergabe  an  dem  Gesell- 
schaftsdomicil  erfolgen,  sobald  die  Gesellschafts  Urkunde  unterschrieben  wor* 
den  ist. 

379.  Die  Verzögerung  bei  der  Uebergabe  der  Einlage,  welches  auch 
der  Grund  gewesen  sein  mag,  der  dies  veranlasst  hat,  ermächtigt  die  Ge- 
sellschafter, den  säumigen  Gesellschafter  aus  der  Gesellschaft  auszuschlies^ea 
oder  gegen  seine  Person  und  sein  Vermögen  exekutivisch  vorzugehen,  um 
ihn  zur  Erfüllung  seiner  Verpflichtung  zu  zwingen. 

In  beiden  Fällen  haftet  der  säumige  Gesellschafter  für  die  Schäden  und 
Nachtheile,  welche  die  Verzögerung  der  Gesellschaft  verursacht. 

380.  Die  persönlichen  Glaubiger  eines  Gesellschafters  können  während 
der  Dauer  der  Gesellschaft  die  Einlage,  welche  derselbe  gemacht  hat^  nicht 
mit  Beschlag  belegen;  es  ist  denselben  jedoch  gestattet,  die  Zarückbehaltong 
des  Interessenantheiles  zu  veranlassen,  welchen  er  an  derselben  hat,  um 
diesen    zur  Zeit    der  Vertheilung  der  Gesellschaft  in   Empfiing  zu  nehmen. 
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Auch  können  sie  beim  Falliment  der  Gesellßchaft  mit  den  Gesellschafts- 
gläabigern  nicht  konkurriren,  sie  sind  aber  berechtigt,  den  ihrer  Forderung 
entsprechenden  Theil  aus  dem  Rest  der  Konkursmasse  zu  beanspruchen« 

381*  Die  Gesellschafter  können  die  Rückerstattung  ihrer  Einlagen  vor 
dem  Schluss  der  Liquidation  der  Gesellschaft  nicht  verlangen,  es  sei  denn, 
dass  sie  in  dem  Niessbrauche  der  zum  gemeinschaftlichen  Fonds  gegebnen 
Objekte  bestehen.' 

382.  Die  Gesellschafter  mit  Kapitaleinlage  vertheilen  unter  sich  die 
Gewinne  und  Verluste  in  der  festgesetzten  Form.  In  Ermangelung  einer 
Abrede  vertheilen  sie  dieselben  pro  rata  ihrer  betreffenden  Einlagen. 

383.  Bezüglich  der  Gewinne  und  Verluste ,  welche  dem  industriellen 
Gesellschafter  zukommen,  ist  das  im  Vertrage  Festgesetzte  zu  beachten,  und, 
wenn  keine  Abrede  getroffen  worden  ist,  muss  der  industrielle  Gesellschafter 
bei  den  Gewinnen  eine  Quote  erhalten,  welche  derjenigen  gleich  ist,  die  der 
niedrigsten  Einlage  entspricht,  ohne  irgend  einen  Antneil  zu  den  Verlusten 
beizutragen. 

§  4.     Von  der  Verwaltung  der  Kollektivgesellschaft. 

384.  Die  Leitung  der  Kollektivgesellschaft  hat  sich  den  Vereinbarungen 
anzupassen,  welche  die  GeseUschaftsurkunde  enthält,  und  bezüglich  dessen, 
was  in  denselben  nicht  vorgesehen  worden  ist,  den  in  Folgendem  angegebenen 
Vorschriften. 

385.  Die  Verwaltung  kommt  von  Rechtswegen  allen  und  jedem  ein- 
zebien  Gesellschafter  zu,  und  dieselben  können  diese  persönlich  oder  durch 
Beauftragte,  welche  Gesellschafter  oder  Fremde  sein  können,  ausüben. 

3B8.  Wenn  der  Gesellschaftsvertrag  die  Person  des  Verwalters  nicht 
bezeichnet,  so  ist  anzunehmen,  dass  die  Gesellschafter  sich  gegenseitig  die 
Befogniss  der  Verwaltung  und  diejenige  übertragen,  solidansäi  die  Hafl- 
bttrkeit  idler  ohne  ihre  Kenntniss  und  Einwilligung  herbeizuführen. 

387.  Auf  Grund  des  gesetzlichen  Mandates  kann  jeder  einzelne  der 
Gesellschafter  in  gültiger  Weise  alle  Akte  und  Verträge  vornehmen,  welche 
zu  dem  gewöhnlichen  Geschäftsbetriebe  der  Gesellschaft  gehören  oder  zur 
Erreichung  der  Zwecke,  welche  dieselbe  sich  gesetzt  hat,  führen  oder  er- 
forderlich sind. 

388.  Jeder  einzelne  der  Gesellschafter  ist  berechtigt,  gegen  den  Ab- 
schluss  der  von  einem  anderen  beabsichtigten  Akte  und  Verträge  Wider- 
spruch zu  erheben ,  es  sei  denn ,  dass  sie  sich  auf  die  reine  Erhaltung  der 
gemeinschaftlichen  Sachen  beziehen. 

389.  Der  Widerspruch  suspendirt  provisorisch  die  Ausführung  des  be- 
absichtigten Aktes  oder  Vertrages,  bis  <Ee  numerische  Majorität  der  Gesell- 
schaftler die  Zweckmässigkeit  oder  Unzweckmässigkeit  desselben  festsetzt. 

390.  Der  Beschluss  der  Majorität  verpflichtet  die  Minderheit  nur  dann, 
wenn  derselbe  sich  auf  Handlungen  der  einfachen  Verwaltung  oder  auf  Mass- 
nahmen bezieht,  welche  in  dem  Kreis  der  im  Gesellschaftsvertrage  angegebenen 
Geschäftsuntemehmungen  einbegriffen  sind. 

Wenn  bei  den  Berathungen  der  Gesellschaft  zwei  oder  mehr  Meinungen 
resultiren,  welche  nicht  die  absolute  Majorität  erlangen,  müssen  die  Gesell- 
schidfter  von  der  Ausübung  des  beabsichtigten  Aktes  oder  Vertrages  ab- 
stehen. 

391.  Wenn  trotz  des  Widerspruches  der  Akt  oder  Vertrag  mit  gut- 
gläubigen Dritten  abgeschlossen  wird,  so  bleiben  die  Gesellschafter  solidarisch 
verpflichtet,  denselben  zu  erfüllen,  unbeschadet  ihres  Anspruches,  von  dem 
Gesellschafter,  welcher  ihn  ausgeführt  hat,  entschädigt  zu  werden. 

Borchardt,   Handelsrecht  I.    2.  Auflage.  47 
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392.  Wenn  die  Befugniss  zur  Verwaltung  eiBem  oder  mehreren  6e- 
Bellschaftern  übertragen  worden  ist,  sind  die  übrigen  allein  durch  diese  That- 
sache  an  jeder  Einmischung  in  die  GesellschaftsverwaUung  verhindert 

393.  Die  Befugniss  zur  Verwaltung  bringt  das  R^ht  mit  sich,  die 
Gesellschaftsfirma  zu  gebrauchen. 

394.  Der  Beauftragte  hat  nur  die  Befugnisse ,  welche  sein  Titel  an- 
giebt,  und  jede  Ueberschreitung,  welche  er  in  Ausübung  derselben  begebt, 
macht  ihn  der  Gesellschaft  gegenüber  für  alle  Schaden  und  Nachtheile  Ter- 
Äntwortlich,  welche  sie  erleiden  könnte. 

395.  Die  delegirten  Verwalter  repräsentiren  die  Gesellschaft  gerichtlich 
und  aussergerichtlich ,  wenn  sie  jedoch  nicht  mit  einer  Special  vollmacht 
ausgerüstet  sind,  können  sie  die  Vermögensstücke ,  welche  ihrer  Natur  oder 
Bestimmung  nach  Immobilien  sind,  weder  verkaufen,  noch  hypotheciren, 
noch  ihre  Form  verändern,  noch  über  die  Gesellschaffcsgeschatte,  welcher 
Art  dieselben  auch  sein  mögen,  Vergleiche  oder  Kompromisse   abschliessen. 

396.  Die  Veränderungen  in  der  Form  der  Gesellschaftaimmobilien, 
welche  der  Verwalter  unter  den  Augen  und  ohne  Widerspruch  der  Gesell- 
schafter vornimmt,  werden  hinsichtlich  aller  gesetzlichen  Wirkungen  als 
von  diesen  autorisirt  und  gebilligt  angesehen. 

397.  Die  Verwalter  bedürfen  zum  Verkaufe  der  Gesellschaftsim- 
mobilien  keiner  Specialvollmacht,  sofern  ein  solcher  Akt  in  der  Zahl  der 
Geschäftsuntemehmungen  mit  einbegriffen  ist,  welche  den  gewöhnlichen  Ge- 
schäftsbetrieb der  Gesellschaft  bilden,  noch  zur  Au&ahme  eines  Darlehns 
in  Höhe  der  Beträge,  welche  durchaus  erforderlich  sind,  um  die  Geschäfte 
ihres  Amtes  ins  Werk  zu  setzen,  die  dringenden  Ausbesserungen  an  den 
Gesellschaftsimmobilien  vorzunehmen,  die  I^potheken,  welche  auf  denselben 
lasten,  zu  löschen  oder  andere  unabweisbare  Bedürfnisse  zu  decken. 

398.  Die  Verwalter  haben  die  gesetzliche  Vertretung  der  Gesellschaft 
vor  Gericht,  mag  dieselbe  als  Klägerin  oder  als  Beklagte  auftreten. 

399.  Wenn  zwei  Verwalter  vorhanden  sind,  wache,  in  Gemässhdt 
ihres  Titels,  in  Uebereinstimmung  handeln  müssen,  so  verhindert  der  Wider- 
spruch eines  von  ihnen  den  Abschluss  der  von  dem  anderen  beabsichtigten 
Akte  oder  Verträge. 

Wenn  drei  oder  mehrere  gemeinschaftliche  Verwalter  vorhanden  sind, 
so  müssen  sie  in  Gemässheit  der  Abstimmung  der  Majorität  handeb  osd 
von  der  Ausführung  derjenigen  Akte  oder  Verträge  abstehen,  welche  dieselbe 
nicht  erlangt  haben. 

Wenn  trotz  des  Widerspruchs  oder  trotz  des  Mangels  der  Majorität 
der  Akt  oder  Vertrag  ausgeführt  wird,  so  hat  derselbe  alle  seine  Wirkungen 
den  gutgläubigen  Dritten  gegenüber;  und  der  Verwalter,  welcher  dieselben 
abgeschlossen,  haftet  der  Gesellschaft  für  die  Nachtheile,  welche  derselben 
daraus  erwachsen. 

400.  Der  durch  eine  besondere  Klausel  der  Gesellschaftsurkun(k 
ernannte  Verwalter  kann  trotz  des  Widerspruches  seiner  von  der  Verwalton? 
ausgeschlossenen  Mitgesellschafter  alle  Akte  und  Verträge  ausführen,  aufweiche 
sich  sein  Mandat  erstreckt,  vorausgesetzt,  dass  er  ohne  Betrug  handelt 

Wenn  jedoch  seine  Geschäftsführung  der  gemeinschamichen  Hftsse 
offenbare  Nachtheile  verursacht,  so  kann  die  Majorität  der  Gesellschafter  ihm 
einen  Mitverwalter  ernennen  oder  die  Auflösung  der  Gesellschaft  tvt^ 
anlassen. 

401.  Die  Befugniss  zur  Verwaltung  ist  auf  die  Erben  des  Geschäfts- 
führers nicht  übertragbar,  auch  wenn  festgesetzt  worden  ist,  dass  die  G^ 
Seilschaft  unter  den  überlebenden  Gesellschaftern  und  den  Erben  des  Ve^ 
storbenen  fortbestehen   soll. 
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402.  Wenn  die  Gesellschafter  bei  der  Emennuiig  des  Verwalters  den 
ümfap^  der  demselben  übertragenen  Vollmachten  nicht  festgesetzt  haben, 
80  wird  der  Delegirte  als  einüetcher  Mandatar  betrachtet  und  hat  keine 
anderen  Be^nisse  als  diejenigen,  welche  zu  den  im  Art.  387  erwähnten 
Akten  und  Verträgen  erforderüch  sind. 

403.  Die  Verwalter  sind  verpflichtet,  die  Bücher  zu  führen,  welche 
jeder  Eaufinann  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  haben  muss, 
und  dieselben  jedem  Gesellschafter  auf  Verlangen  vorzulegen. 

§  5.     Von  den  Verboten,  denen  die  Gesellschafter  bei  der  offenen 
Gesellschaft  unterworfen  sind. 

404.  Es  ist  den  Gesellschaftern  besonders  verboten: 

1.  aus  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  einen  grösseren,  als  den  an- 
gewiesenen Betrag  für  ihre  Privatansgaben  zu  entnehmen. 

Die  einfache  Entnahme  ermächtigt  die  Mitgesellschafter  desjenigen, 
welcher  dieselbe  vorgenommen  hat,  diesen  zur  Rückerstattung  zu 
verpflichten  oder  einen  Betrag  zu  entnehmen,  welcher  im  Verhältniss 
zu  dem  Antheil  steht,  den  ein  jeder  von  ihnen  an  der  Gesellschafts- 
masse hat; 

2.  die  gemeinschaftlichen  Fonds  zu  ihren  Privatgeschäften  zu  ver- 
wenden und  bei  diesen  die  Gesellschafbsfirma  zu  gebrauchen. 

Der  Gesellschafter,  welcher  dieses  Verbot  verletzt  hat,  mnss  die 
Gewinne  an  die  gemeinschaftliche  Masse  abfahren  und  allein  die 
Verluste  des  Geschäftes  tragen,  zu  welchem  er  die  entnommenen 
Gelder  verwendet  hat,  unbeschadet,  dass  er  der  Gesellschaft  dieselben 
•  zurückerstatten  und  die  Schäden  ersetzen  muss,  welche  dieselbe 
erlitten  hat» 

Er  kann  auch  von  seinen  Mitgesellschaftern  von  der  Gesellschaft 
ausgeschlossen  werden; 

3.  unter  irgend  einem  Titel  ihren  Antheil  an  der  Gesellschaft  zu 
cediren  und  sich  bei  der  Ausübung  der  Funktionen  vertreten  zu 
lassen,  welche  ihnen  bei  der  Verwaltung  zukommen. 

Die  Cession  oder  Substitution  ohne  vorhergehende  Ermächtigung 
aller  Gesellschafter  ist  nichtig; 

4.  für  eigene  Rechnung  den  Industriezweig,  in  welchem  die  Gesell- 
schaft Geschäfte  macht,  auszunutzen  und,  ohne  Einwilligung  aller 
Mitgesellschafter,  Privatgeschäfte  irgend  welcher  Art  vorzunehmen, 
wenn  die  Gesellschaft  nicht  einen  bestimmten  Handelszweig  betreibt. 

Die  Gesellschafter,  welche  |[egen  diese  Verbote  Verstössen,  sind 
verpflichtet,  zur  ^meinschaftlichen  Masse  die  Gewinne  abzuführen 
und  i)ersönlich  die  entstandenen  Verluste  zu  tragen. 

405.  Ehe  Gesellschafter  können  die  Ermächtigung  nicht  verweigern, 
-welche  einigen  von  ihnen  Behufs  Ausführung  eines  Handelsgeschäfts  erueilt 
-werden  soll,  ohne  den  Nachweis,  dass  die  beabsichtigten  Unternehmungen 
ihnen  einen  sicheren  und  offenbaren  Nachtheil  bereiten. 

406-  Der  industrielle  Gesellschafter  kann  kein  Geschäft  irgend  welcher 
Art  unternehmen,  welches  ihn  seinen  f|;esellschaftüchen  Verpflichtungen 
entzieht^  bei  Strafe  des  Verlustes  der  Gewmne^  welche  er  bis  zu  dem  Augen- 
bUcke  aer  Uebertretung  erworben  hat 

%  6.     Von  der  Auflösung  und  Liquidation  der  EoUektivgesellschaft. 

407.  Die  Eollektivgesellschaft  wird  in  der  Weise  aufgelöst,  welche 
das  Givilgesetzbuch  bestimmt. 
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4l0&  Nach  AoflösuDg  der  Gresellschaft  muss  zur  Liquidation  durch 
denjenigen  geschritten  werden,  welcher  hierzu  in  der  OeseUschafUorknp^B 
oder  in  derjenigen  der  Auflösung  ernannt  worden  ist 

409.  Wenn  in  der  Gesellschaftsurkunde  oder  in  deijenigen  der  Auf- 
lösung die  Ernennung  eines  Liquidators  bewilligt  worden  ist^  ohne  die  Foryi 
der  Ernennung  festzusetzen,  so  muss  dieselbe  durch  einstimmigen  Beschloss 
der  Gesellschafter  erfolgen  und,  im  Falle  der  Uneinigkeit,  durch  das  B[aQ4eb- 
gericht 

Die  Ernennung  kann  auf  einen  der  Gesellschafter  oder  auf  önen 
Fremden  fallen. 

Nur  im  Falle,  dass  alle  Gesellschafter  damit  einverstanden  sind,  könneD 
sie  gemeinschaftlich  die  Liquidation  vornehmen. 

410.  Der  Liquidator  ist  ein  wirklicher  Mandatar  der  Gesellschaft,  and 
als  solcher  muss  er  sich  streng  an  die  Vorschriften  halten,  welche  ihm  sein 
Titel  giebt,  und  den  Gesellschaftern  ftLr  die  Nachtheile  haften,  weldie  aas 
seinen  dolosen  oder  culposen  Geschäfiten  erwachsen. 

411.  Wenn  die  Befugnisse  des  Liquidators  nicht  bestimmt  sind,  kann 
er  keine  anderen  Akte  und  Verträge  ausftihren,  als  diejenigen,  welche  direkt 
zur  Erfüllung  seines  Auftrages  gehören. 

Demgemäss  kann  der  Liquidator  weder  Hypotheken,  PfSuider  oder 
antichretische  Pfandverträge  konstituiren ,  noch  Darlehne  au&ehmen,  noch 
Waaren  Behufs  Wiederverkaufs  ankaufen,  noch  Handelseffekten  indossiroi, 
noch  Transaktionen  über  Gesellschaftsrechte  vornehmen  oder  dieselben  einem 
Vergleiche  unterwerfen. 

412.  Die  in  den  beiden  ersten  Alineas  des  Art.  399  angeführten  Vor- 
schriften sind  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  zwei  oder  mehrere  ^ 
meinschaftliche  Liquidatoren  vorhanden  sind. 

Die  unter  denselben  entstehenden  Uneinigkeiten  müssen  der  Entschei- 
dung der  Gesellschafter  und,  bei  Abwesenheit  oder  einer  anderen  Behin- 
derung der  Majorität  derselben,  der  Entscheidung  des  Handelsgerichts  unter 
werfen  werden. 

418.  Ausser  den  Pflichten,  welche  dem  Liquidator  sein  Titel  auferlegt, 
ist  derselbe  verpflichtet: 

1.  beim  Antritt  seines  Amtes,  ein  Inventar  von  allen  Beständen  imd 
Schulden  jeglicher  Art,  von  den  Büchern,  der  Korrespondenz  and 
den  Papieren  der  Gesellschaft  aufzustellen; 

2.  die  zur  Zeit  der  Auflösung  schwebenden  GeschäffcsunternehmungeD 
fortzusetzen  und  zu  beendigen; 

3.  von  den  Geranten  oder  irgend  einem  anderen^  der  die  Interessen  der 
Gesellschaft  wahrgenommen  hat,  Rechenschaft  über  seine  Verwaltung 
zu  verlangen; 

4.  die  Rechnungen  der  Gesellschaft  mit  Dritten  und  mit  jedem  ein- 
zelnen der  Gesellschafter  zu  liquidiren  und  zu  tilgen; 

5.  die  Forderungen  einzuziehen,  ihren  Betrag  in  Empfang  zu  nehmen 
und  die  beträPenden  Quittungen  auszustellen; 

6.  die  Waaren  und  Mobilien  und  Immobilien  der  Gesellschaft  zu  ver- 
kaufen, auch  wenn  irgend  ein  Minderjähriger  unter  den  Geseli- 
scbaftern  sich  befindet,  vorausgesetzt,  dass  von  den  letzteren  nicht 
bestimmt  worden  ist,  dieselben  in  natura  zu  vertheilen; 

7.  Uebersichten  über  die  Liquidation  vorzulegen,  wenn  die  Gesellschafter 
es  verlangen; 

8.  nach  Beendigung  der  Liquidation  eine  allgemeine  Rechnung  ihrer 
Verwaltung  abzulegen. 

Wenn   der  Liquidator   selbst  der  Garant   der  au^elösten  Gesell- 
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Schaft  gewesen  ist,  muss  er  zu  dieser  Zdt  die  Rechnung  über  seine 
Geschäftsführung  vorlegen. 
414    Die  Streitfh^n,   zn  welchen   die  Voilegung  der  Rechnung  des 
gesch&ftsfahrenden  GeseUschafters  oder  des  Liquidators  Veranlassung  giebt, 
D?erden  dem  Spruch  von  Schiedsrichtern 'unterworfen. 

415.  Wenn  in  der  Gesellschaftsurkunde  die  in  No.  10  des  Art  352 
enthaltene  Angabe  fortgelassen  ist,  muss  angenommen  werden,  dass  die  unter 
den  GeseUschaftem,  sei  es  während  der  Dauer  ddr  Gfesellschaft  oder  zur 
Zeit  der  Auflösung,  entstehenden  Streitfragen  einem  Schiedssprüche  unter- 
worfen werden  sollen. 

416.  Die  Liquidatoren  vertreten  aktiv  und  passiv  die  Gesellschafter 
vor  Grericht. 

417.  Die  in  dem  Gesellschaftsvertrage  ernannten  Liquidatoren  können 
aus  den  Ursachen  und  in  der  Form,  welche  der  Art.  2072  des  Civilgesetz- 
buches  bezeichnet,  verzichten  oder  abgesetzt  werden. 

Derjenige,  welcher  in  anderer  Form  ernannt  worden  ist,  kann  nach  den 
allgemeinen  Vorschriften  über  das  Mandat  Verzicht  leisten  oder  abgesetzt 
werden. 

418.  Wenn  die  Gesellschafter  die  Liquidation  selbst  vomdunen, 
müssen  sie  sich  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  richten  und  bei  ihren 
Seraihungen  die  Vorschriften  der  Art.  387 — 391  inclusive  beobachten. 

§  ?•     Von  der  Verjährung  der  Klagen,  welche  aus  der  Kollektiv- 
gesellschaft hervoirg^en. 

419.  Alle  Klagen  gegen  die  Gesellschafter,  welche  nicht  Liauidatoren 
sind»  die  Erben  oder  Rechtsnachfolger  derselben  verjähren  in  5  Janren,  von 
dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Gesellschalt  aufgelöst  wird,  sofern 
die  Gesellschaftsurkunde  die  Dauer  derselben  festgesetzt  nat  oder  die  Auf- 
lösungsurkunde in  Gemässheit  der  Art.  350,  354  und  356  eingetragen,  an- 
geheftet und  publicirt  worden  ist. 

Wenn  die  Forderung  eine  bedingte  ist,  läuft  die  Verjährung  von  dem 
Eintritt  der  Bedingung  an. 

420.  Die  Veijärung  läuft  gegen  die  Minderjährigen  und  die 
juristischen  Personen,  welche  die  Secnte  solcher  geniessen,  auch  wenn  die 
Forderungen  illiquide  sind,  und  wird  nur  durch  die  gerichtlichen  Massnahmen 
unterbrochen,  welche  die  Gläubiger  inneHiftlb  der  5  Jahre  gegeü  die  Gesell- 
schafiar,  welche  nicht  Liquidatoren  sind,  tortiehäien. 

421.  Nach  Ablauf  der  5  Jahre  sind  die  Gesellschafter,  welche  nicht 
Liquidatoren  sind,  nicht  mehr  verpflichtet.  Über  das  Bestehen  der  Gesell- 
schaftsschulden vor  Gericht  eine  Erklärung  äb^ügebeü. 

422.  Die  Yerjährung  findet  nicht  statt,  wenn  die  Gesdlschaft^r  selbst 
die  Liouidation  vornehmen  oder  die  Gesellscnttft  sidi  im  Falliment  befindet. 

428.  Die  Klagen  der  Gläubiger  g&gm  den  oder  die  Gesellschafter, 
welche  Liquidatoren  sind,  mit  Rücksicht  auf  diese  letzte  Eigenschafk,  una 
diejenigen,  welche  die  Gesellschafter  gegen  einftnder  haben,  veijähren  durch 
den  Ablauf  der  im  Civilgesetzbuch  bezeichneten  Fristen. 

§  8.     Von  den  anonymen  Gesellschaften« 

424.  Die  anonyme  Gesellschaft  ist  eine  juristische  Person,  welche 
durch  die  Vereinigung  eines  gemeinschaftlichen  Fonds  gebildet  wird,  der  von 
nur  bis  zum  Betrage  ihrer  betrefiFenden  Einlagen  verantwortlichen  Aktionären 
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beschafft  worden  ist,  und  welche  durch  absetzbare  Mandatare  verwaltet  und 
durch  die  Bezeichnung  des  Gegenstandes  des  Unternehmens  bekannt  wiid. 

425.  Die  BestiniDiungen  der  Art.  350,  353,  356,  358—361,  363, 
414  und  415  sind  auf  die  anonyine  Gesellschaft  anwendbar,  insoweit  sie  mit 
der  Natur  dieses  Vertrages  vereinbar  sind. 

426.  Die  Gesellschaftsurkunde  muss  enthalten: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen,  den  Beruf  und  das  Domicil  der  Gründer 
der  Gesellschaft; 

2.  das  Domicil  der  Gesellschaft; 

3.  das  Unternehmen  oder  Geschäft,  welches  die  Gesellschaft  betreibt, 
und  den  Gegenstand,  von  dem  sie  ihre  Benennung  hernimmt,  indem 
von  beiden  eine  deutliche  und  vollständige  Angabe  zu  machen  ist; 

4.  das  Kapital  der  Gesellschaft,  die  Anzahl  und  den  Betrag  der  Aktien, 
in  welche  es  eingetheilt  ist,  und  die  Form  und  die  Fristen,  in  welcher 
die  Gesellschafter  ihren  Beitrag  der  Gesellschaftskasse  zuweisen 
müssen; 

5.  die  festgesetzte  Zeit,  in  welcher  das  Inventar  und  die  Bilanz  ge- 
bildet und  die  Dividenden  bewilligt  werden  müssen; 

6.  die  Dauer  der  Gesellschaft; 

7.  den  Modus  der  Verwaltung,  die  Befugnisse  der  Verwalter  und  die- 

Siigen,  welche    sich   die  Generalversammlung   der  Aktionäre  vor- 
hält; 

8.  die  Quote  der  Gewinne,  welche  in  der  Kasse  der  Gesellschaft,  Be- 
hufs Bildung  eines  Reservefonds,  verbleiben  muss; 

9.  das  Deficit  des  Kapitals,  welches  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
herbeiführen  muss; 

10.  die  Form,  in  welcher  die  Liquidation  und  Vertheilung  des  Gresell- 
schaftsvermögens  beim  Eintritt  des  Falles  der  Auflösung  vorgenommen 
werden  soll; 

11.  die  Angaben,  welche  die  No.  10  und  12  des  Art.  362  enthalten. 

427.  Die  anonymen  Gesellschaften  besteben  auf  Grund  eines  dieselben 
autorisirenden  Dekrets  des  Präsidenten  der  Bepublik. 

Die^e  Autorisation  ist  in  gleicher  Weise  erforderlich,  um  ihre  Statuten 
zu  modificiren,  die  für  eine  bestimmte  Zeit  errichteten  Gesellschaften  zu  ver- 
längern und  dieselben  vor  der  festgesetzten  Zeit  und  ausser  den  ^esetzUck 
vorgesehenen  Fällen  aufzulösen. 

428.  Es  wird  keinem  Antrage  Behufs  Bildung  einer  Gesellschaft  statt- 
gegeben, wenn  er  nicht  von  einer  Anzahl  Subscribenten  unterzeichnet  ist, 
welche  wenigstens  den  dritten  Theil  der  Aktien,  in  die  das  Kapital  eingetheilt 
wird,  ausmacht,  und  von  einer  beglaubigten  Abschrift  der  G^sellschafts- 
urkunde  und  der  in  einer  Generalversammlung  der  Subscribenten  angenom- 
menen G^ellschaftsstatuten  begleitet  ist. 

429.  Es  ist  verboten,  die  Gründung  von  anonymen  Gesellschaften  za 
genehmigen,  welche  gegen  die  öffentliche  Ordnung,  die  Gesetze  oder  die  guten 
Sitten  Verstössen. 

490.  In  gleicher  Weise  ist  die  Genehmigung  verboten,  wenn  sich  ans 
der  Prüfung  der  GesellschsdDtsurkunde  ergiebt,  dass  das  kreirte  Kapital  nicht 
effektiv  vorhanden  ist,  oder  dass  seine  Realisirung  nicht  genügend  gesichert 
ist,  oder  dass  es  zu  der  Grösse  des  Unternehmens  in  keinem  Verhältniss 
steht,  oder  dass  die  Leitung  der  Gesellschaft  den  Aktionären  keine  Grarantio 
einer  guten  Verwaltung,  keine  Mittel,  die  Geschäfte  der  Geranten  zu  über 
wachen,  und  kein  Recht  bietet,  von  der  Verwendung  der  Gesellschaftsfonds 
Kenntniss  zu  erhalten. 
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431.  Das  Etablissement  einer  anoDymen  Gesellschaft  für  uDbestimmte 
Zeit  ist  nicht  zu  genehmigen,  es  sei  denn,  aass  das  beabsichtigte  Unternehmen 
seiner  Natur  nach  feste  una  bekannte  Grenzen  hat. 

432.  Bei  den  Versicherungsgesellschaften  für  bestimmte  Gegenstände 
muss  die  Genehmigung  das  Maximum  des  Werthes  einer  jeden  Police  fest- 
setzen, wenn  es  nicht  in  der  Urkunde  bestimmt  worden  ist,  unter  Berück- 
sichtigung des  gesellschaftlichen  Kapitals  und  der  Art  und  Ausdehnung  der 
Risikos. 

433.  Die  Genehmigung  muss  immer  die  Bedingung  enthalten,  inner- 
halb der  in  derselben  bezeichneten  Frist  die  Quote  des  Gesellschaftsfonds 
flüssig  zu  machen,  welche  der  Präsident  der  Republik  für  erforderlich  er- 
achtet, damit  die  Gesellschaft  ihre  Unternehmungen  beginnen  und  die  Aktien, 
mit  welchen  das  Gesellschaftskapital  zu  ergänzen  ist,  unterbringen  kann. 

Sie  muss  ebenfalls  die  Festsetzung  der  Quote  der  Gesellschaftsgewinne 
enthalten,  welche  zur  Bildung  des  Reservefonds  bestimmt  w^erden  soll,  sofern 
dies  nicht  in  den  Statuten  geschehen  oder  die  bezeichnete  Quote  nach  dem 
Ermessen  des  Präsidenten  der  Republik  unzureichend  ist 

Der  Werth  der  Industrie-  und  bevorrechtigten  Aktien  ist  zur  Bestim- 
mung der  Quote ,  von  welcher  das  erste  Alinea  dieses  Artikels  handelt,  nicht 
in  Rechnung  zu  ziehen. 

434.  Nachdem  bewiesen  worden  ist,  dass  in  der  Gesellschaftskasse  die 
Quote  vorhanden  ist,  auf  welche  sich  das  erste  Alinea  des  vorhergehenden 
Artikels,  bezieht,  erlässt  der  Präsident  der  Republik  ein  Dekret,  in  welchem 
er  erklärt,  dass  die  Gesellschaft  sich  in  der  gesetzlichen  Weise  konstituirt 
bat,  und  die  Frist  bezeichnet,  in  welcher  sie  ihre  Funktionen  beginnen  muss. 

435.  Nachdem  die  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  angegebenen 
Fristen  abgelaufen  sind,  ohne  dass  die  erwähnte  Quote  realisirt  äer  die 
Subscription  des  Gesellschaftskapitals  vervollständigt  worden  ist,  oder  ohne 
dass  die  Geschäftsuntemehmungen  der  Gesellschaft  begonnen  haben,  ist  die 
Genehmigung  wirkungslos,  es  sei  denn,  dass  in  dem  ersten  Falle  der  Prä- 
sident der  Gepublik  die  Quote  herabsetzt  oder  in  dem  zweiten  der  Gesell- 
schaft gestattet,  das  fest^^esetzte  Kapital  zu  reduciren,  oder  in  dem  dritten 
eine  Verlängerung  bewilligt. 

436.  Der  Präsident  der  Republik  kann  einen  Kommissar  ernennen, 
welcher  die  Unternehmungen  der  Verwalter  überwacht  und  ihm  über  die 
Nichtbefolgung  oder  Verletzung  der  Statuten  Mittheilong  macht. 

Der  Präsident  der  Republik  bezeichnet  die  Entschädigung  des  Kom- 
missars, welche  von  der  Gesellschaft  zu  zahlen  ist. 

437.  Die  Genehmigung  kann  wegen  Nichtbefolgung  oder  Verletzung 
der  Statuten  widerrufen  werden. 

Die  Aktionäre  und  Dritte  können  in  solchem  Falle  von  den  Ver- 
waltern Entschädigung  für  die  ihnen  verursachten  Nachtheile  beanspruchen. 

438.  Das  Dekret  des  Widerrufs  muss  in  der  im  Art.  355  vorgesehenen 
Form  angeheftet  und  veröffentlicht  werden. 

Die  Verwalter,  welche  den  Anschlag  und  die  Publikation  unterlassen, 
müssen  eine  Strafe  von  1000  Pesos  bezahlen. 

439.  Das  Dekret,  in  welchem  die  Genehmigung  einer  anonymen  Ge- 
sellschaft verweigert  wird,  ist  zu  motiviren. 

440.  Innerhalb  30  Tagen  nach  dem  Datum,  an  welchem  die  Geneh- 
migung ausgefertigt  worden  ist,  müssen  das  Genehmigungsdekret  und  die 
Urkunde  und  die  Statuten  der  Gesellschaft  in  das  betreffende  Handels- 
register am  Domicil  der  Gesellschaft  eingetragen  und  vollständig  an  den  Orten, 
in  der  Form  und  während  der  Zeit,  welche  der  Art.  355  angiebt,  angeheftet 
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und  publicirt  werden.  Dieses  Dekret,  diese  Urkunden  und  diese  Statuten 
müssen  ebenüails  in  dem  Amtsblatte  und  in  dem  Boletin  de  las  Leyes 
publicirt  werden. 

Die  Urkunden,  in  welchen  der  Vertrag  und  die  Statuten  refoniiiit 
oder  modificirt  werden  oder  die  Fortdauer  der  Gesellschaft  nach  dem  Ablauf 
der  festgesetzten  Frist  bewilligt  wird,  sowie  das  Dekret,  welches  dieselben 
genehmigt,  müssen  ebenCEdls  nach  den  angegebenen  Bestimmungen  eioge- 
tragen,  publicirt  und  angeheftet  werden. 

Es  sind  in  gleicher  Weise  den  Förmlichkeiten  der  Eintragung,  des  An- 
schlages und  der  Publikation  die  Urkunden  über  eine  antidpute  Auflösung 
der  (jesellschaft  unterworfen. 

441.  Die  Unterlassung  der  Gesellschaftsurkunde  oder  irgend  einer 
der  in  den  Art.  427  und  440  festgesetzten  Förmlichkeiten  bewirkt  die  Nich- 
tigkeit. 

Die  Aktionäre,  welche  direkt  oder  indirekt  an  der  Verwaltung  einer 
Gesellschaft  theilgenommen  haben,  welche  diese  Förmlichkeiten  nicht  erf&llt 
hat,  werden  als  Kollektivgesellschafter  betrachtet,  und  sie  haften  als  soldie 
solidarisch  für  die  zu  Gunsten  Dritter  kontrahirten  Obligationen. 

442.  Das  Gesellschaftskapital  muss  in  einer  genauen  und  nnrer- 
finderlichen  Weise  festgesetzt  werden  und  kann  während  der  Dauer  der 
Gesellschaft  nicht  vermmdert  werden. 

448.  In  Ermangelung  einer  Vereinbarung  muss  jede  Einlage,  welche 
nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  durch  Sachverständige  abgeschätzt  werden, 
und  die  Abschätzung  ist  durch  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  zu 
genehmigen. 

444.  Wenn  ein  Aktionär  an  den  vereinbarten  Zeitpunkten  seine  Quote 
oder  irgend  einen  Theil  derselben  nicht  bezahlt,  kann  die  Gresellschaft  durdi 
Vermittelung  eines  ordentlichen  Mäklers  für  Rechnung  und  Gefahr  des 
säumigen  Gesellschafters  die  Aktien,  welche  ihm  zukommen,  verkaufen  oder 
die  Beträge,  welche  der  letztere  eingezahlt  hat,  sich  aneignen,  indem  ihm 
der  Titel,  welchen  er  hat,  rectificirt  wird,  oder  irgend  eine  andere  Massregel 
Behufs  Entschädigung  tre£Fen,  welche  die  Statuten  zulassen. 

445.  Der  GeseDschaftsfonds  wird  in  Aktien  getheilt  und  eine  jede 
derselben  kann  wieder  in  Antheilsscheine  von  gleichem  Werthe  eingetneslt 
werden. 

446.  Wenn  der  Gesellschafitsfonds  in  Kapital-  und  Industrieaktien 
eingetheilt  worden  ist,  sind  zwei  Serien  zu  bilden,  und  jede  Aktie  muss 
einen  Vermerk  der  Serie,  zu  welcher  sie  gehört,  und  der  Kummer,  weicbe 
ihr  in  derselben  zukommt,  enthalten. 

Die  Industrieaktien  bleiben  in  der  Gesellschaftskasse  hinterlc^,  bi£ 
der  industrielle  Gesellschafter  sein  Amt  erfüllt  hat 

447.  Die  Industri^iktien  gewähren  nur  einen  Anspruch  auf  meinen 
yerb&ltnissmässigen  Antheil  an  den  Gewinnen  der  Gesellschaft. 

Es  wird  vermuthet,  dass  die  industriellen  Gesellschafter  ebenfiüls  An- 
spruch auf  den  Gesellschaftsfonds  in  allen  den  Fällen  haben,  in  welcheo 
die  Eintheilung  in  Kapital*  und  Industrieaktien  nicht  stattgefunden  hat. 

448.  Diejenigen,  welche  beabsichtigen  in  eine  bestehende  GeseUschaft 
einzutreten,  müssen  eine  Urkunde  unterzeichnen,  in  welcher  sie  den  Geaell- 
schafitsvertrag  in  allen  seinen  Theilen  annehmen. 

449.  oo  lange  der  Werth  der  Aktien  nicht  gedeckt  ist,  bedeuten  die 
Titel,  welche  den  Antheil  der  Subscribenten  nachweisen,  nur  eine  reine 
Aktienpromesse. 

450.  Die  Aktienpromessen  sind,  auch  bevor  die  Gesellschaft  die  Ge- 
nehmigung erlangt  hat,  übertragbar. 
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Die  ErlangaDg  der  GenehmiguDg  ist  keine  Suspensiv-  oder  Resolutiv- 
bedisgnng  der  Cession. 

451.  Die  definitiven  Aktien  können  auf  den  Namen  oder  den  In- 
haber lauten. 

Die  ersteren  sind  durch  Eintragung  oder  durch  Indossament  ohne 
Garantie  und  die  zweiten  durch  die  einfache  Uebergabe  des  Titels  über- 
tragbar. 

452.  Die  Uebertragung  einer  Aktie  oder  einer  Aktienpromesse,  mögen 
Zahlungen  auf  Rechnung  derselben  erfolgt  sein  oder  nicht^  lässt  die  Ver- 
pflichtungen des  Cedenten  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  nicht  erlöschen.^) 

453.  Die  Aktien  oder  Aktienpromessen  der  Gesellschafter  können  mit 
Beschlag  belegt  werden,  jedoch  erzeugt  die  Beschlagnahme  keine  andere 
Wirkung,  als  die  Adjudikaüon  oder  den  Verkauf  der  mit  Beschlag  belegten 
Aktien  oder  Aktienpromessen. 

454.  lu  den  Fällen  des  Verlustes ,  des  Diebstahls  oder  des^  Raubes 
einer  Aktie  auf  den  Inhaber  muss  dem  Eigenthümer  derselben  ein  neuer 
Titel  ausgefertigt  werden,  nach  vorhergegangener  Bürgschaftsleistung  zur 
Zufriedenheit  der  Verwalter. 

455.  Die  Aktionäre  haften  nur  bis  zum  Betrage  ihrer  Aktien  und 
sind  nicht  verpflichtet,  zur  Gesellschaftskasse  die  Betrage  zurückzuzahlen, 
welche  sie  als  Gewinnantheile  erhalten  haben. 

456.  Die  Aktionäre  haften  direkt  und^  ausschliesslich  der  Gesellschaft 
gegenüber  für  die  Einzahlung  des  Werthes  ihrer  Aktien. 

Dritte  können  dieselben  nur  auf  Grund  einer  förmlichen  Cession  und 
unter  der  Bedingung  beanspruchen,  dass  sie  die  Wirkung  aller  Einwen- 
dungen übernehmen,  welche  der  Aktionär  gegen  die  Gesellschaft  hat. 

457.  Die  anonyme  Gesellschaft  wird  von  Mandataren  verwaltet,  die 
auf  Zeit  ernannt  und  absetzbar  sind,  Gesellschafter  sein  können  oder  nicht, 
besoldet  oder  unbesoldet  sind  und  in  der  Form  erwählt  werden,  welche  die 
Statuten  der  Gesellschaft  vorschreiben. 

Wirkungslos  sind  die  Bestimmungen,  welche  die  Unabsetzbarkeit  der 
Verwalter  festzustellen  bezwecken,  auch  wenn  deren  Ernennung  eine  der 
Bedingungen  des  Gesellschaftsvertrages  ist. 

408.  Die  Verwalter  haften  nur  für  die  Ausführung  des  erhaltenen 
Mandates. 

Nichtig  ist  jede  Festsetzung,  welche  bezweckt,  die  Verwalter  von  dieser 
Haftbarkeit  zu  befreien  oder  dieselbe  zu  beschränken. 

4B0.  Die  vor  der  Erlangung  der  Genehmigung  des  Präsidenten  der 
Republik  ausgeführten  Verwaltungsakte  begründen  nicht  die  Verantwort- 
lichkeit der  Gesellschaft;,  es  sei  denn,  dass  sie  vorbereitende  Arbeiten  oder 
andere  zur  Errichtung  der  Gesellschaft  nothwendige  Unternehmungen  zum 
Zweck  gehabt  haben. 

460.  Die  in  den  Art  395  —  400  inclusive  enthaltenen  Bestimmungen 
setzen  die  Ausdehnung  der  Befugnisse  der.  Verwalter  in  allen  den  Punkten 
fest,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen  worden  sind. 

461.  Die  Verwalter  müssen  der  Generalversammlung  zu  den  Zeiten, 
in  welchen  sie  stattfindet,  ein  begründetes  Memoire  über  die  Lage  der  Ge- 
sellschaft vorleben,  nebst  einer  Bilanz  des  Vermögens  und  der  Schulden 
and  einem  detaiUirten  und  genauen  Inventar  der  Bestände,  und  eine  Ab- 
schrift desselben  an  die  betreffende  Intendantur  und  eine  andere  an  das 
Handelsgericht  des  Gesellsdiaftsdomicils  übersenden. 


^)  Vergl.  die  Verordnung  vom  6.  September  1878,  s.  unten. 
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Die  GesellscbafteD,  welche  Aktien  auf  den  Inhaber  emittiren,  müssen 
diese  Stücke  in  einer    der  Zeitungen  des  erwähnten  Domicils  publiciren. 

Die  Bilanz,  das  Inventar,  die  Verhandlungen,  die  Bücher  und. die 
übrigen  Belagsblätter  des  Memoire  müssen  in  dem  Verwaltangsbüreaa 
8  Tage  vor  dem  für  die  Abhaltung  der  Generalversammlung  bezeichneten 
Tage  hinterlegt  werden. 

462.  Die  Aktionäre  können  die  Buchführung  der  Verwaltung  nur  in 
dem  Zeitraum  prüfen,  welcher  in  dem  Schlussalinea  des  vorhergehenden 
Artikels  bezeichnet  worden  ist,  oder  zu  der  Zeit  und  in  der  Form,  welche 
die  Statuten  zulassen. 

463.  Die  Vertheilung  von  Dividenden  vor  der  Vervollständigung  des 
Reservefonds  ist  verboten. 

Wenn  der  Reservefonds  zur  Deckung  des  Deficits  des  Kapitals  unza- 
reichend  ist,  muss  nur  zu  diesem  Zweck  allein  der  ganze  Gewinn  der 
Gesellschaft  verwendet  werden. 

Die  Dividenden  müssen  ausschliesslich  von  den  liquiden  Gewinnen 
entnommen  werden  ^  welche  durch  die  von  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  gebilligten  Inventare  und  Bilanzen  nachgewiesen  worden  sind. 

464.  Nach  dem  Verluste  von  50  Prozent  des  Gesellschaftskapitals 
oder  nach  der  Verminderung  desselben  bis  auf  das  Minimum,  welches  die 
Statuten  als  Auflösungsgrund  festsetzen,  müssen  die  Geranten  diese  That- 
sache  in  einer  von  allen  unterzeichneten  Erklärung  feststellen. 

Eine  von  den  Verwaltern' beglaubigte  Abschrift  dieser  Erklärung  mass 
den  im  Art.  461  bezeichneten  Behörden  übermittelt  und  in  der  im  Alinea  2 
dieses  Artikels  erwähnten  Form  publicirt  werden,  und  zwar  alles  bei  der  im 
Art.  438  angedrohten  Strafe  und  der  solidarischen  Haftbarkeit  für  die 
Schäden  und  Verluste« 

In  irgend  einem  der  beiden  vorgesehenen  Fälle  müssen  die  Verwalter 
unverzüglich  zur  Liquidation  der  Gesellschaft  schreiten,  bei  Strafe,  für  die 
Folgen  der  späteren  Verträge  und  Unternehmungen  persönlich  und  solidarisch 
haften  zu  müssen. 

465.  In  allen  Fällen  der  Auflösung  müssen  die  Verwalter  die  Lioni- 
dation  selbst  vornehmen,  es  sei  denn,  dass  die  Statuten  etwas  anderes  fest- 
setzen oder  die  Generalversammlung  es  anders  beschliesst. 

Die  Verwalter  haben  sich  bei  der  Ausführung  dieses  Auftrages  nach 
den  im  §  6  dieses  Titels  aufgestellten  Vorschriften  zu  richten,  insoweit  diese 
Vorschriften  nicht  mit  den  in  diesem  Paragraphen  gegebenen  im  Widersprach 
stehen. 

466.  Die  Generalversammlung  der  Aktionäre  muss  zu  bestimmten 
Zeiten  zusammentreten,  um  die  Lage  der  Gesellschaft  zu  prüfen ,  die  Er- 
nennung der  Geranten  zu  widerrufen  oder  zu  bestätigen,  die  ökonomische 
Leitung  der  Verwaltung  zu  modificiren  und  alle  Massnahmen  zu  bewilligen, 
welche  die  Erfüllung  des  Gesellschaftsvertrages  und  das  gemeinschafUich« 
Interesse  der  Gesellschafter  erfordern. 

Nichtig  sind  die  Beschlüsse  der  Versammlung,  auch  wenn  sie  ein- 
stimmig angenommen  worden  sind,  wenn  sie  sich  auf  Gegenstände  beziehen» 
welche  der  Ausführung  des  Vertrages  fernliegen,  oder  wenn  sie  die  durch 
die  Statuten  voijgeschriebenen  Grenzen  überschreiten. 

467.  Die  Verwalter  können  eine  ausserordentliche  General versammlang 
einberufen,  sobald  dies  unvorhergesehene,  dringende  Bedürfnisse  der  Ver 
waltung  erfordern. 

468.  Die  ausländischen  anonymen  Gesellschaften  können  ohne  Ge- 
nehmigung des  Präsidenten  der  Kepublik  in  Chile  keine  Agenten  an- 
stellen. 
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Die  AgenteD,  welche  für  diese  Gesellschaften,  ohne  die  Genehmigimg 
der  Regierune  erhalten  zu  haben,  auftreten,  bleiben  persönlich  für  die  Er- 
f&Uang  der  abgeschlossenen  Vertrage  verpflichtet  und  allen  im  Vorhergehen- 
den festgesetzten  Verantwortlichkeiten  unterworfen,  unbeschadet  der  Klage, 
zu  welcher  gegen  diese  Gesellschaften  Veranlassung  vorliegt. 

469.  Eine  Verordnung  wird  die  Art  und  Weise  der  Ausfuhrung  der 
in  diesem  Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen  festsetzen. 

§    9.     Bestimmungen  über  die  Kommanditgesellschaft. 

470.  Eine  Kommanditgesellschaft  ist  diejenige,  welche  zwischen  einer 
oder  mehreren  Personen,  die  in  die  Gesellschaftskasse  eine  bestimmte  Einlage 
zu  machen  versprechen,  und  einer  oder  mehreren  Personen  geschlossen 
üvird,  welche  sich  verpflichten,  die  Gesellschaft  ausschliesslich  selbst  oder 
durch  ihre  Beauftragte  und  unter  ihrem  persönlichen  Namen   zu  verwalten. 

Es  heissen  die  ersteren  Gesellschafter  Kommanditisten  und  die  zweiten 
Geranten. 

471.  Es  giebt  zwei  Arten  der  Kommanditgesellschaft,  die  einÜEUshe 
und  die  Aktienkommanditgesellschaft. 

472.  Die  einfache  Kommanditgesellschaft  wird  durch  die  Vereinigung 
eines  Fonds  gebildet,  welcher  in  seiner  Gesammtheit  durch  einen  oder 
mehrere  Kommanditgesellschafter  oder  durch  diese  letzteren  und  die  Ge- 
ranten gleichzeitig  aufgebracht  worden  ist. 

47o.  Die  Aktienkommanditgesellschaft  wird  durch  die  Vereinigung 
eines  Kapitals  konstituirt,  welches  in  Aktien  oder  Aktien  an  theilsscheine 
eingetheilt  und  von  Gesellschaftern  aufgebracht  worden  ist,  deren  Name 
nicht  in  der  Gesellschaftsurkunde  figurirt. 

§  10.     Von  der  einfachen  Kommanditgesellschaft. 

474.  Die  einfache  Kommanditgesellschaft  wird  wie  die  offene  Gesell- 
schaft gebildet  und  bewiesen  und  ist  den  in  den  ersten  sieben  Paragraphen 
dieses  Titels  festgestellten  Vorschriften  unterworfen',  insoweit  diese  Vor- 
schriften nicht  mit  der  juristischen  Natur  dieses  Vertrages  und  den  folgen- 
den Bestimmungen  im  Widerspruch  stehen. 

475.  Der  Name  der  Kommanditgesellschafter  darf  nicht  in  dem  Auszuge 
vorkommen,  von  welchem  die  Art.  354  und  355  handeln. 

476.  Die  Kommanditgesellschaft  muss  unter  einer  Gesellschaftsfirma 
gefuhrt  werden,  welche  nothwendiger  Weise  den  Namen  des  geschäfts- 
führenden Gesellschafters,  falls  es  nur  einer  ist,  oder  den  Namen  eines  oder 
mehrerer  der  Geschäftsführer,  wenn  es  viele  sind,  enthalten  muss. 

Der  Name  eines  Kommanditisten  kann  nicht  in  die  Gesellschaftsfirma 
aufgenommen  werden. 

Die  Worte:  „und  Kompagnie^,  welche  zu  dem  Namen  eines  Geranten 
hinzugefQgt  worden  sind,  bewirken  nicht  die  Einschliessung  des  Namens 
des  Kommanditisten  in  die  Gesellschaftsfirma,  noch  legen  sie  demselben 
andere  Verantwortlichkeiten  auf,  als  diejenigen,  welche  er  in  seiner  Eigen- 
schaft als  solcher  hat. 

477.  Der  Kommanditist,  welcher  die  Aufnahme  seines  Namens  in  die 
Gesellschaftsfirma  gestattet  oder  duldet,  macht  sich  für  alle  Verpflichtungen 
und  Verluste  der  Gesellschaft  in  demselben  Umfange  haftbar,  wie  der 
Gerant. 

478.  Der  Kommanditist  kann  seine  Fähigkeit,  seinen  Kredit  oder 
seine  personliche  Thätigkeit   nicht  als  Einlage  in  die  Gesellschaft  einlegen. 
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Trotzdem  kann  seine  Einlage  in  der  Mittheiiung  eines  Kunst-  ode; 
wissenschaftlichen  Geheimnisses  bestehen,  sofern  er  es  nicht  selbst  anwendet, 
noch  auch  tnUefa  bei  seiner  Anwendung  mitwirkt. 

479.  Wenn  die  Einlage  in  dem  ein£Achen  Genuss  oder  Niessbiaadi 
besteht,  so  trägt  der  Kommanditist  keinen  anderen  Verlast,  als  denjenigCD 
der  Produkte  des  Gegenstandes,  welcher  seine  Einlage  bildet. 

In  keinem  Falle  ist  er  verpflichtet,  die  Betrage  zuruckzuerstatteo, 
welche  er  bona  fide  als  Gewinn  erbalten  hat. 

480.  Die  Kommanditisten  haben  die  Verantwortlichkeit,  welche 
Art  456  den  Aktionären  der  anonymen  Gesellschaften  auferlegt,  and  das 
Recht,  welches  derselbe  Artikel  jenen  gewährt. 

481.  Der  Kommanditist  lumn,  ohne  seine  Eigenschaft  als  solcher  zl 
Tcrlieren,  den  Versammlungen  beiwohnen,  in  welchen  er  eine  berathend« 
Stimme  hat. 

482.  Er  kann  sogar  seine  Rechte  cediren,  jedoch  nicht  die  Befa^i:^ 
übertragen,  die  Bucher  und  Papiere  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  so  lange  die 
letztere  ihre  Unternehmungen  nicht  beendet  hat. 

483.  Die  Geranten  sind  unbegrenzt  und  solidarisch  SSoc  alle  Verpflich- 
tungen und  Verluste  der  Gesellschaft  yerantwortlich. 

Die  Kommanditisten  haften  nur  für  beide,  bis  zu  dem  Betrage  ihrer 
versprochenen  oder  eingezahlten  Einlagen. 

484.  Es  ist  dem  Kommanditisten  verboten,  irgend  einen  Akt  der  Ge- 
sellschaftsverwaltung auszuführen,  selbst  in  der  Eigenschaft  eines  Bevoll- 
mächtigten der  Geranten. 

485.  Der  Kommanditist,  welcher  das  Verbot  des  vorhergehenden 
Artikels  verletzt,  haftet  solidarisch  mit  dem  Geranten  für  alle  Verluste  und 
Verpflichtungen  der  Gesellschaft,  mögen  dieselben  vor  oder  nach  det  Ueber^ 
tretung  stattgefunden  haben. 

4B6.  Der  Kommanditist,  welcher  aus  irgend  einem  der  in  den  Art  477 
und  484  angegebenen  Gründe  die  Gläubiger  der  Gesellschaft  bezahlt,  ist 
berechtigt,  von  den  Geranten  die  Erstattung  des  Betrages  zu  veiJangoi, 
welcher  seine  Einlage  übersteigt. 

In  keinem  dieser  Fälle  Können  die  Geranten  irgend  eine  Entschädi- 
gung von  dem  Kommanditisten  auf  Grund  der  einfachen  Thatsache  der  Ueber- 
tretung  beanspruchen. 

w7.    Es  sind  keine  Verwaltungsakte  von  Seiten  der  Kommanditisten: 

1.  die  Verträge,  welche  sie  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  mit  den 
Geranten  abschliessen; 

2.  die  Ausfuhrung  einer  Kommission  an  einem  anderen  Platze,  als  dem- 
jenigen, an  welchem  das  Domicil  der  Gesellschaft  errichtet  ist; 

3.  die  Serathung,  Prüfung,  Untersuchung,  Ueberwachung  und  die  fibrirai 
inneren  Akte,  welche  zvnschen  den  Gesellschaftern  vorkommen,  sotem 
sie  die  freie  und  ungehinderte  Thätigkeit  der  Geranten  nicht  stöien; 

4.  die  Akte,  welche  sie  gemeinschaftlich  oder  einzeln  als  Verbündete 
nach  Auflösung  der  (Gesellschaft  ausftihren. 

488.  Der  Kommanditist,  welcher  ein  Etablissement  derselben  Art  wie 
das  Gesellschaftsetablissement  gründet  oder  als  Kollektivgesellschafter  oder 
Kommanditist  an  einem  von  einer  anderen  Person  errichteten  theilnintimt, 
verliert  das  Recht,  die  Bücher  der  Gesellschaft  zu  prüfen,  es  sei  denn,  dass 
die  Interessen  eines  solchen  Etablissements  nicht  mit  denjenigen  der  Ciesdl- 
Schaft  im  Widerspruch  stehen. 

Wenn   ein    oder   mehrere  Kommanditisten    und  viele  Kollektir- 


gesellschafter  vorhanden  sind,    sei  es,   dass    alle  diese  zusammen,  oder  dass 
einer   oder  mehrere   für  alle  die  Verwaltung  führen,    so   ist  die  Gesellschaft 
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zu  fi^leicher  Zeit  bezüglich   der  ersteren  eine  EommaDditgesellschaft  und  be- 
züglich der  letzteren  eine  o£Pene. 

480.  Im  Falle  eines  Zweifels,  wird  die  Gesellschaft  für  eine  KoUektiv- 
gesellschaft  angesehen, 

§  11.     Von  der  Aktienkommanditgesellschaft/) 

491.  Die  in  dem  vorhergehenden  Paragraphen  aufgestellten  Vor- 
schriften sind  aaf  die  Aktienkommanditgesellschait  anwendbar,  soweit  sie 
mit  den  Bestimmungen  des  gegenwärtigen  nicht  im  Widerspruch  stehen. 

492.  Die  Kommanditgesellschaften  können  ihr  Kapital  nicht  in  Aktien 
oder  Aktienantheile  unter  je  100  Pesos  eintheilen,  wenn  dasselbe  50000 
nicht  überschreitet 

Wenn  das  Kapital  diese  Summe  überschreitet,  so  können  die  Aktien 
oder  Aktienantheile  nicht  unter  500  Pesos  betragen. 

493.  Die  Kommanditgesellschaften  sind  erst  definitiv  konstituirt,  nach- 
dem das  ganze  Kapital  gezeichnet  worden  ist  und  jeder  Aktionär  mindestens 
den  vierten  Theil  des  Betrages  seiner  Aktien  eingezahlt  hat. 

Die  Zeichnung  und  Einzahlung  müssen  durch  die  Erklärung  des 
Geranten  in  einer  öffentlichen  Urkunde  bewiesen  werden  und  derselben  ist 
die  Liste  der  Subscribenten,  eine  Uebersicht  der  Einzahlungen  und  die  Ge- 
sellschafitsurkunde  beizufügen. 

494.  Die  Aktien  der  Kommanditgesellschaften  müssen  bis  zu  dem 
Moment  auf  Namen  lauten^  in  welchem  sie  vollständig  eingezahlt 
worden  sind. 

495.  Die  Subscribenten  der  Aktien  haften,  ungeachtet  jeder  entgegen- 
stehenden Vereinbarung,  für  den  vollen  Betrag  der  Aktien,  welche  sie  bei 
der  Gesellschaft  genommen  haben. 

Die  Aktien  oder  Aktienantheile  sind  erst  nach  erfolgter  Einzahlung  von 
zwei  Fünfteln  ihres  Werthes  negocirbar. 

496.  Sobald  irgend  einer  der  Gesellschafter  eine  Einlage  macht,  die 
nicht  in  baarem  Gelde  besteht,  oder  sich  zu  seinen  Gunsten  irgend  welche 
besonderen  Vortheile  ausbedingt,  muss  die  Generalversammlung  den  Werth  der 
einen  und  der  anderen  prüfen  und  abschätzen,  und,  so  lange  die  Gesellschaft  in 
einer  späteren  Versammlung  ihre  Genehmigung  nicht  ertheilt,  ist  sie  nicht 
definitiv  konstituirt. 

Die  Beschlüsse  der  Versammlung  müssen  nach  der  Majorität  der 
Stimmen  der  Anwesenden  und  vertretenen  Aktionäre  angenommen  werden, 
und  diese  Mehrheit  muss  aus  dem  vierten  Theil  der  Aktionäre  bestehen, 
welche  den  vierten  Theil  des  Gesellschaftskapitals  repräsentiren. 

Die  Gesellschafter,  welche  die  Einlage  gemacht  oder  die  der  Abschätzung 
der  Versammlung  unterworfenen  Vortheile  sich  ausbedungen  haben,  haben 
keine  entscheidende  Stimme. 

497.  Nichtig  und  ohne  jegliche  Wirkung  bezüglich  der  Gesellschafter 
ist  die  Aktienkommanditgesellschaft,  welche  mit  Uebertretung  irgend  einer 
der  in  den  vorhergehenden  Artikeln  enthaltenen  Vorschriften-  konstituirt 
worden  ist,  jedoch  können  die  Gesellschafter  diese  Nichtigkeit  Dritten  nicht 
entgegenstellen. 

498.  In  jeder  Aktienkommanditgesellschaft  muss  ein  Aufsichtsrath  ge- 
bildet werden,  welcher  wenigstens  aus  drei  Aktionären  besteht. 


0  Dieser  Paragraph  beruht  wesentlich  auf  dem  Französischen  Gesetz  vom 
23.  Jali  la'jG,  welches  jedoch  durch  das  (besetz  vom  24.  Juli  18G7  vielfiich  modificirt 
worden  ist,  cfr.  Bd.  II  S.  533. 
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Der  Aufsichtsrath  muss  von  der  Generalversammlung  sofort  nach  der 
definitiven  Konstituirung  der  Gesellschaft  und  vor  jedem  Gesellschaftsontei- 
nehmen  ernannt  werden. 

Der  erste  Aufsichtsrath  wird  für  ein  Jahr  und  die  folgenden  for  fünf 
Jahre  ernannt. 

499.  Die  Mitglieder  des  Äufsichtsraths  müssen  prüfen,  ob  die  GeseE- 
Schaft  in  der  gesetzlichen  Weise  konstituirt  worden  ist,  sie  müssen  die  Bücher 
untersuchen,  das  Vorhandensein  der  Gesellschaftswerthe  in  baarem  Gelde. 
in  Urkunden  oder  in  irgend  einer  anderen  Form  nachweisen  und  am  £nd« 
eines  jeden  Jahres  der  Generalversammlung  eine  Uebersicht  über  die  In- 
ventarien  und  die  Vorschläge  vorlegen,  welche  der  Gerant  Behufe  Vertheiiimg 
der  Dividenden  macht. 

500*  Der  Aufsichtsrath  ist  berechtigt,  die  Generalversammlung  ein- 
zuberufen und  die  Auflösung  der  Gesellschaft  zu  veranlassen. 

501.  Nachdem  die  Gesellschaft  in  Folge  der  Verletzung  der  for  ihre 
Konstituirung  vorgeschriebenen  Bestimmungen  annuUirt  worden  ist,  können 
die  Mitglieder  des  Äufsichtsraths  mit  den  Geranten  für  alle  Unternehmungen 
Als  solidarisch  haftbar  erklärt  werden,  welche  nach  ihrer  Ernennung  und  der 
Annahme  derselben  ausgeführt  worden  sind. 

Dieselbe  Haftbarkeit  kann  gegen  die  Gründer  der  Gesellsohafi;  ausge- 
sprochen werden,  welche  eine  Einlage  in  natura  gemacht  oder  sich  besondere 
Vortheile  zu  ihren  Gunsten  stipulirt  haben. 

502.  Jedes  einzelne  Mitglied  des  Aufsichtsrathes  haftet  solidarisch  mit 
den  Geranten: 

1.  wenn  es  wissentlich  gestattet  hat,  dass  in  den  Inventarien  schwere 
Ungenauigkeiten  begangen  worden  sind,  welche  die  Gesellschaft  oder 
Dritte  schädigen; 

2.  sobald  es  mit  Kenntniss  der  Umstände  eingewilligt  hat,  dass  Divi- 
denden vertheilt  werden,  welche  nicht  durch  ordnungsmässige  und 
richtige  Inventare  gerechtfertigt  werden. 

503«  Die  Emission  von  Aktien  oder  Aktienantheilen  bei  einer  mit 
Uebertretung  der  Art.  492,  493  und  494  konstituirten  Gesellscilafk  wird  mit 
einer  Geldstrafe  von  500—1000  Pesos  bestraft. 

In  dieselbe  Strafe  verfällt  der  Gerant,  welcher  die  Gesellschaftsgeschäfte 
angefangen  hat,  bevor  der  Anfsichtsrath  seine  Funktionen  begonnen  hat 

504.  Die  Kegocirung  von  Aktien  oder  AktienantheUen  von  einem 
Werthe  oder  einer  Form,  welche  den  Bestimmun^n  der  Art  492  und  494 
entgegen  sind,  oder  von  Aktien  oder  Aktienantheilen,  auf  deren  Rechnung 
nicht  zwei  Fünftel  ihres  Werthes  in  Gemässheit  des  Art  4^  eingezahlt 
worden  sind,  wird  mit  einer  Strafe  von  500—2000  Pesos  belegt 

Mit  derselben  Strafe  sind  diejenigen  zu  belegen,  wdche  an  den  er^ 
wähnten  Negociationen  theilgenommen  haben,  sowie  diejenigen,  welche  den 
Werth  der  angegebenen  Aktien  oder  Aktienantheilsscheme  haben  veröffent- 
lichen lassen. 

505.  ^  Es  müssen  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des  Strafgeseizbackes 
bestraft  werden: 

1.  diejenigen,  welche  durch  Simuljrung  von  Subscriptionen  oder  Ein- 
zahlungen, durch  betrügerische  Publikation  von  Subscriptionen  oder 
Einzahlangen,  welche  nicht  vorhanden  sind,  oder  vermittelst  anderer 
falscher  Tnatsachen  Subscriptionen  oder  Einzahlungen  erlangt  oder 
zu  erlangen  beabsichtigt  haben; 

2.  diejenigen,  welche  Benufs  Herbeiführung  von  Subscriptionen  oder 
Einzahlungen   mala  fide   die  Namen  von  Personen  veröffentlichen, 
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welche  angeblich  zu  der  Gesellschaft   in  Beziehungen  stehen  sollen, 
unter  welchem  Titel  es  auch  sei. 

506.  Die  Aktionäre,  welche  als  Kläger  oder  Beklagte  einen  Prozess 
^egen  die  Geranten  oder  die  Mitglieder  des  Aufsichtsraths  zusammen  f&hren 
Teollen,  mQssen  durch  Bevollmächtigte  vertreten  werden,  welche  die  General- 
versammlung ernennt. 

Wenn  die  Ernennung  in  Folge  irgend  eines  Hindernisses  durch  die 
Generalversammlung  nicht  vorgenommen  werden  kann,  muss  sie  auf  Antrag 
der  betreibenden  Partei  durch  das  Handelsgericht  erfolgen. 

Wenn  der  Prozess  G^enstände  des  besonderen  Interesses  einzelner 
Aktionäre  betri£Pt,  müssen  die  Bevollmächtigten  in  einer  Versammlung  der 
an  dem  Rechtsstreit  Betheiligten  ernannt  werden. 

In  jedem  der  beiden  erwähnten  Fälle  können  die  Aktionäre  persönlich 
bei  dem  Rechtsstreit  interveniren ,  wenn  sie  die  Kosten  der  Intervention 
ihrerseits  tragen. 

§  12.     Von  der  Vereinigung  oder  der  Gesellschaft  auf 
Theilhaberschaft. 

507.  Die  Participation  ist  ein  Vertrag,  durch  welchen  zwei  oder  mehrere 
Kauf leute  sich  an  einer  oder  mehreren  augenblicklichen  oder  suocessiven 
Handelsgeschäften  betheiligen,  welche  einer  von  ihnen  nur  unter  seinem 
Namen  und  unter  seinem  persönlichen  Kredit  ausführen  muss,  mit  der  Ver- 
pflichtung, Rechnung  abzulegen  und  mit  seinen  Mitgesellschaftem  den  Gewinn 
und  Verlust  in  dem  festgesetzten  Verhältnisse  zu  vertheilen. 

50B.  Die  Participation  ist  bezüglich  ihrer  Bildung  den  für  die  Kon- 
stituirung  der  Gesellscnaften  vorgeschriebenen  Förmlichkeiten  nicht  unter- 
worfen. 

Die  Vereinbarung  der  Genossen  setzt  den  Zweck,  die  Form,  den  An- 
theil  und  die  Bedhigungen  der  Participation  fest. 

509.  Die  Participation  ist  wesentlich  privater  Natur,  sie  begründet 
keine  juristische  Person  und  hat  keine  Gesellschaftsfirma,  kein  gemeinschaft- 
liches Vermögen  und  Domicil. 

Die  Errichtung,  Modifikation,  Auflösung  und  Liquidation  derselben 
kann  durch  die  Bücher,  die  Korrespondenz,  Zeugen  und  irgend  welchen 
anderen  gesetzlichen  Beweis  festgestellt  werden. 

510.  Der  Gerant  wird  als  der  alleinige  Eigenthümer  des  Geschäftes 
rücksichtlich  der  äusseren  Beziehungen,  welche  die  Participation  schafft,  an- 


Dritte haben  nur  eine  Klage  gegen  den  Verwalter,  in  gleicher  Weise 
wie  die  nicht  thätigen  Theilhaber  eine  solche  Dritten  gegenüber  nicht  geltend 
machen  können. 

Beide  jedoch  können  von  den  Klagen  des  Geschäftsführers  auf  Grund 
«iner  förmlichen  Cession  Gebrauch  machen. 

511«  Vorbehaltlich  der  aus  der  juristischen  Natur  der  Participation 
hervorgehenden  Modifikationen  erzeugt  dieselbe  unter  den  Theilhabem  die- 
selben Rechte  und  Verpflichtungen,  welche  die  Handelsgesellschaften  den 
Oesellschaftem  untereinander  gewähren  und  auferlegen. 
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TITEL  Vm. 

Von  der  Venioherung  im  Allgemeinen  und  von  den  Land- 
venioherungen  im  Besonderen« 

§  1.    Definitionen. 

512.  Die  Yersicherung  ist  ein  zweiseiti^r,  bedingter  und  aleatorischer 
Yertrag,  durch  welchen  eine  natürliche  oder  juristische  Person  f&r  eine  be- 
stimmte Zeit  alle  oder  einige  GefeJiren  des  Verlustes  oder  der  Deterioration 
übernimmt,  welche  bestimmte,  einer  anderen  Person  gehörige  Gegenstände 
laufen,  indem  sie  sich  verpflichtet,  gegen  eine  vereinbarte  EntschSdigong  den 
Verlust  oder  irgend  einen  anderen  abschätzbaren  Schaden,  welchen  die  ver* 
sicherten  Gegenstande  erlitten  haben,  derselben  zu  erstatten. 

513.  Es  heisst  Versicherer  de]jeni£;e,  welcher  das  Risiko  fftr  seine 
Rechnung  übernimmt,  und  Versicherter  aerjenige,  welcher  von  dem  Risiko 
be&eit  wird,  und  Prämie  die  Entschädigung  oder  der  Pi^s  der  Versicherang. 

Unter  Risiko  wird  die  Eventualität  eines  jeden  ZufiEÜles  verstanden, 
welcher  den  Verlust  oder  die  Deterioration  der  versicherten  Gegenstände 
verursachen  kann. 

Unfall  ist  der  Verlust  oder  Schaden  der  versicherten  Sachen. 

Mit  grossem  Unfall  wird  der  vollständige  oder  fiust  vollständ]|;e  Ver* 
lust  und  mit  kleinem  Unfall  die  einfache  Beschädigung  der  versicherten 
Sache  bezeichnet. 

Di^r  Verlust  oder  die  Verschlechterung  von  drei  Vierteln  des  Werdies 
der  versicherten  Sache  wird  nur  in  den  von  dem  Gesetze  beseichneten 
Fällen  als  vollständiger  Verlust  angesehen. 

Die  Versicherungen  sind  Land-  oder  Seeversicherungen. 

§  2.     Gemeinschaftliche   Bestimmungen    fiir    die   Land-  und   See- 

versichermigen* 

514.  Die  Versicherung  wird  durch  eine  öffentliche,  private  oder  amt* 
liehe  Urkunde  abgeschlossen  und  bewiesen^);  eine  amtliche  Urkunde  ist  die- 
jenige,  welche   von-  einem  Mäkler   oder   eventuell   von  einem  Chilenischen 

Konsul  beglaubigt  worden  ist 

Die  Beweisurkunde  der  Versicherung  heisst  Police. 

Die  Police  kann  auf  den  Namen  zu  Gunsten  des  Versicherten,  an  die 
Ordre  desselben  oder  auf  den  Inhaber  ausgestellt  werden. 

Wenn  eine  private  oder  amtliche  Urkunde  ausgefertigt  wird,  milssen 
zwei  Exemplare  zu  gegenseitiger  Sicherheit  der  Parteien  angefertigt  werden. 

515.  Die  mündlich  abgeschlossene  Versicherung  gilt  wie  eine  Pro- 
messe, sofern  die  Kontrahenten  in  formeller  Weise  sich  über  die  Sache,  das 
Risiko  und  die  Prämie  geeinigt  haben. 

Die  Promesse  kann  durch  iedes  der  in  Handelssachen  zugelassenen 
Beweismittel  bewiesen  werden  und  ermächtigt  jede  der  Parteien,  von  der  an* 
deren  die  Aasfertigung  der  Police  zu  verlangen. 

516.  Jede  Police  muss  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen  des  Versicherers  und  des  Versicherten  and 
das  Domicil  beider; 

2.  die  ErkläruM  der  Eigenschaft,    welche   der   Versicherte    beim   Ab- 
schliiss  des  Versicherungsvertrages  hat; 

1)  Nach  Argentinischem  Recht  (Art  645,  s.  8.  168)  wird  der  VersicheningB 
trag  durch  einfachen  Konsens  perfekt. 
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3.  die  deutliche  und  genaue  Angabe  des  Werthes  und  der  Art  der  ver- 
sicherten Gegenstande; 

4.  den  versicherten  Betrag; 

5.  die  Gefahren,  welche  der  Versicherer  übernimmt; 

6.  den  Zeitpunkt,  in  welchem  das  Risiko  für  den  Versicherer  beginnen 
und  endigen  soll; 

7.  die  Versicherungsprämie  und  die  Zeit,  den  Ort  and  die  Form,  in  welcher 
sie  bezahlt  werden  muss; 

8.  das  Datum  mit  Angabe  der  Stunde; 

9.  die  Angabe  aller  Umstände,  welche  dem  Versicherer  eine  genaue 
und  vollständige  Kenntniss  der  Risikos  verschaffen  können,  sowie 
diejenige  aller  übrigen  Vereinbarungen,'^  welche  die  Parteien  ge- 
troffen haben. 

517.  Bezüglich  des  Versicherten  ist  die  Versicherung  ein  reiner  Ent- 
schädigungsvertrag, und  dieselbe  kann  niemals  für  ihn  eine  Gelegenheit  zum 
Gewinn  sein. 

518.  Es  können  alle  Personen,  welche  &hig  sind,  sich  zu  verpflichten, 
eine  Versicherung  abschliessen. 

Jedoch  ist  von  Seiten  des  Versicherten  ausser  der  gesetzlichen  Fähige 
keit  erforderlich,  dass  er  zur  Zeit  des  Vertrages  ein  wirkliches  Interesse 
daran  hat,  die  Gefahren  zu  vermeiden,  sei  es  in  seiner  Eigenschaft  als  Eigen- 
thümer,  Mittheilhaber,  Fideikommissar,  Usnfrnctuar,  Miether,  Gläubiger  oder 
Verwalter  eines  fremden  Vermögens,  sei  es  in  irgend  einer  anderen  Eigen- 
schaft, welche  ihn  an  der  Erhaltung  des  versicherten  Gegenstandes  ein 
Interesse  haben  lässt. 

Die  Versicherung,  bei  welcher  dieses  Interesse  fehlt,  ist  nichtig  und 
ohne  jeden  Werth. 

519.  Die  Versicherung  kann  für  eigene  Rechnung  oder  für  diejenige 
eines  Dritten  auf  Grund  einer  Special-  oder  Generalvollmacht  und  selbst 
ohne  dessen  Kenntniss  und  Ermächtigung  abgeschlossen  werden. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Versidierung  denjenigen  angeht,  welcher 
dieselbe  koutrahirt  hat,  sobald  die  Police  nicht  ausdrücklich  angiebt,  dass 
sie  für  Rechnung  eines  Dritten  ist. 

520-  Auf  Grund  der  Thatsache,  dass  der  Mandatar  die  Versicherung  des 
Gegenstandes,  dessen  Versicherung  auftragen  worden  ist,  für  eigene  Rech- 
nung genommen  hat,  ist  anzunehmen,  dass  derselbe  in  Uebereinstimmung 
mit  den  Instruktionen  seines  Mandanten  versichert. 

In  Ermangelung  von  Instruktionen,  wird  die  Versicherung  als  unter 
den  Bedingungen  realisirt  angesehen,  welche  an  dem  Orte  üblich  sind,  wo 
der  Mandatar  das  Mandat  ausführen  muss. 

521-  Von  keinem  Werth  ist  die  von  einem  betriebsamen  Agenten  ab- 
geschlossene Versicherung,  wenn  der  Interessent  oder  dessen  Mandatar,  ohne 
Kenntniss  von  dem  Vorhandensein  dieses  Vertrages,  denselben  Gegenstand 
haben  versichern  lassen. 

522.  Es  können  alle  körperlichen  und  unkörperlichen  Sachen  ver- 
sichert werden,  sofern  sie  zur  Zeit  des  Vertrages  oder  in  dem  Zeitpunkte 
vorhanden  sind,  in  welchem  die  Risikos  für  I^chnung  des  Versicherers  zu 
laufen  beginnen,  einen  in  Geld  abschätzbaren  Werth  haben,  Gegenstand  einer 
erlaubten  Spekulation  sein  können  und  die  Möglichkeit  vorliegt,  dass  sie 
durch  die  Gefahr  zu  Grunde  gehen,  welche  der  Versicherer  übernimmt. 

Demgemäss  können  nicht  Gegenstand  einer  Versicherung  sein : 

1.  die  erhofften  Gewinne  oder  Vortheile; 

2.  die  Gegenstände,  deren  Handel  verboten  ist; 
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3«  die  schon  vollst&ndig  YersicherteD  Sachen,  es  8ei  denn,  dass  die 
letzte  Versicherang  sich  aaf  eine  andere  Zeit  oder  aaf  Risikos  an- 
derer Art,  als  diejenigen,  bezieht,  welche  die  frühere  umfiitöst; 

4.  die  Sachen,  welche  das  Risiko  schon  gelaufen  sind,  mögen  sie  dabei 
gerettet  oder  verloren  gegangen  sein. 

Die  Versicherung  von  Sachen,  welche  nicht  idle  im  ersten  Alinei 
dieses  Artikels  erwähnten  Bedingungen  in  sich  vereinigen,  ist  von  Rechts- 
wegen nichtig. 

523.  Der  Versicherer  kann  unter  günstigeren  oder  ungfinsti^ren  Be- 
dingungen, als  den  vereinbarten,  dieselben  Sachen,  welche  er  versicfaert  bat, 
wieder  versichern  lassen. 

Die  Rückversicherung  Ifisst  die  Verpflichtungen  des  Versicherers  nicht 
erlöschen,  noch  gewährt  sie  dem  Versicherten  eine  direkte  Klage  gegen  den 
Rückversicherer. 

Der  Versicherer  und  der  Versicherte  können  nicht  einen  RUckver- 
sicherungsvertrag  abschliessen,  jedoch  kann  der  zweite  die  Kosten  der  Ver- 
sicherung und  das  Risiko  der  Zahlungsunfähigkeit  des  ersteren  versichen 
lassen. 

52i.  Die  Handelsetablissements,  wie  die  Waarenlager,  Baz&re,  Laden. 
Fabriken  und  andere,  und  die  Ladungen  zu  Lande  und  zur  See  können 
mit  oder  ohne  specificirte  Angabe  der  Waaren  und  anderen  Gegenstände, 
welche  sie  enthalten,  versichert  werden. 

Die  Mobilien,  welche  zu  einer  Haushaltung  gehören,  können  in  dieser 
selben  Form  versichert  werden,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  einen 
grossen  Werth  haben,  wie  z.  B.  die  Kleinodien,  Familiengemälde,  Knnst- 
gegenstände  oder  andere  ähnliche  Sachen,  welche  mit  specieller  Angabe  ver- 
sichert werden  müssen. 

In  beiden  Fällen  muss  der  Versicherte  die  versicherten  Oegenstinde 
individuell  angeben  und  das  Vorhandensein  und  den  Werth  derselben  aur 
Zeit  des  Un&lles  nachweisen. 

525.  Wenn  viele  auf  einander  folgende  Versicherungen  bona  fide  an  ver* 
sohiedenen  Daten  abgeschlossen  worden  sind,  so  hat  nur  die  erste  Gültig- 
keit, vorausgesetzt,  dass  sie  den  vollen  Werth  des  versicherten  Gregenstand^ 
deckt. 

Wenn  sie  denselben  nicht  deckt,  haften  die  späteren  Versicherer  f&r 
den  freien  Werth  nach  der  Reihenfolge  der  Daten  ihrer  betreffenden  Ver 
träge. 

Die  Versicherer,  deren  Verträge  in  Folge  des  Fehlens  eines  ver- 
sicherungsfähigen Werthes  annullirt  worden  sind,  müssen  die  Prämie  surück- 
erstatten,  unbeschadet  ihres  eventuellen  Entschädigungsanspruches. 

526.  Wenn  verschiedene  Versicherer  zusammen  oder  getrennt  an  ein 
und  demselben  Datum  einen  Betrag  versichern,  welcher  den  wahren  Werth 
des  versicherten  Gegenstandes  übersteigt,  so  haften  sie  nur  bis  cor  Höhe 
dieses  Werthes  und  im  Verliältniss  der  Summe,  welcher  jeder  einzelne  von 
ihnen  versichert  hat. 

Es  wird  yermuthet,  dass  die  nicht  datirte  Versicherung  unter  dem 
Datum  der  ihr  unmittelbar  folgenden  abgeschlossen  worden  ist. 

527.  In  den  in  den  beiden  vorheivehendcn  Artikeln  voi^gesehenen 
Fällen  kann  der  Versicherte  eine  frühere  Versicherung  nicht  aufheben,  ob 
die  späteren  Versicherer  haftbar  zu  machen. 

^  Wenn  der  Versicherte  die  früheren  Versicherer  ihrer  Vernflichtangefl 
entbindet,  so  tritt  er  an  die  Stelle  derselben,  und  zwar  in  derselben  Reihen- 
folge und  für  dieselbe  Summe,  welche  jene  versichert  hatten. 


VI   Ohüe.  755 

In  diesem  Falle  nehmen  die  Versichereri  fietlls  der  Yersicherte  eine  neae 
Versicherung  kontrahirt,  ihre  Stelle  in  der  Form  ein,  welche  das  vorher- 
gehende Alinea  angiebt. 

528.  Auch  wenn  eine  Sache  f&r  ihren  vollen  Werth  versichert  worden 
ist,  ist  es  erlaubt,  dieselbe  von  neuem  unter  der  Bedingung  zu  versichern, 
dass  der  zweite  Versicherer  nur  dann  haften  solle,  wenn  der  Versicherte 
von  dem  ersten  Versicherer  nicht  vollständig  entschädigt  wird. 

In  diesem  Falle  müssen  der  oder  die  früheren  Verträge  in  der  neuen 
Police  deutlich  beschrieben  werden,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  und  es  sind 
die  in  den  Art.  525  und  526  festgesetzten  Bestimmungen  anwendbar. 

529.  Wenn  der  Versicherte  in  gesetzlicher  Form  von  einer  kontra- 
hirten  Versicherung  zurücktritt,  kann  er  die  versicherte  Sache  für  dieselbe 
Zeit  und  dieselben  Ge&hren  von  neuem  versichern  lassen. 

In  der  neuen  Police  muss  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  sowohl  die  vor- 
hergehende Versicherung,  als  auch  der  Rücktritt  erwähnt  werden. 

530.  Wenn  das  Eigenthum  der  versicherten  Sache  durch  Universal- 
oder Singulartitel  übertragen  worden  ist,  läuft  die  Versicherung  zu  Gunsten 
des  Erwerbers,  ohne  dass  eine  Gession  erforderlich  ist»  von  dem  Moment  an 
weiter,  von  welchem  an  das  Risiko  ihn  tri£Pt,  es  sei  denn,  dass  offenbar 
hervorgeht,  dass  die  Versicherung  von  dem  Versicherer  unter  Berücksich- 
tigung der  versicherten  Person  kontrahirt  worden  ist. 

531.  Im  Falle  der  Uebertragung  durch  Singulartitel  kann  der  Ver- 
sicherer verlangen,  dass  der  Erwerber  bei  der  gerichtlichen  Aufforderung 
erklärt,  ob  er  die  Versicherung  benutzen  will  oder  nicht. 

Wenn  er  es  verweigert  und  der  Versicherte  irgend  ein  Interesse  an 
der  Sache  behalten  hat,  besteht  die  Versicherung  für  lu^chnung  des  letzteren 
bis  zum  Betrage  dieses  Interesses  fort. 

Wenn  er  kein  Interesse  mehr  daran  behalten  hat,  wird  die  Versicherung 
von  dem  Momente  der  Veräusserung  ab  für  erloschen  angesehen,  und  der 
Versicherer  kann  von  dem  Versicherten  die  Zahlung  der  ganzen  Prämie  oder 
eine  Entschädigung  fordern,  je  nach  der  Natur  der  Versicherung. 

532.  Die  Versicherung  ist  nur  bis  zum  Betrage  des  wirklichen  Werthes 
des  versicherten  Gegenstandes  wirksam,  auch  wenn  sich  der  Versicherer  für 
eine  diesen  überschreitende  Summe  haftbar  erklärt  hat. 

Wenn  der  volle  Werth  der  Sache  nicht  versichert  worden  ist,  so  ist 
der  Versicherer  nur  verpflichtet,  den  Unfall  in  dem  Verhältnisse  zwischen 
dem  versicherten  Betrage  und  demjenigen,  welcher  es  nicht  ist,  zu  ersetzen. 

Die  Interessenten  können  jedoch  vereinbaren,  dass  der  Versicherte  irgend 
einen  Theil  des  Verlustes  oder  der  Verschlechterung  nur  dann  tragen  muss, 
wenn  der  Betrag  des  Unfalles  die  versicherte  Summe  überschreitet. 

533*  Wenn  in  der  Police  die  Bestimmung  des  Werthes  der  versicherten 
Sachen  fortgelassen  worden  ist,  kann  der  Versicherte  denselben  durch 
alle  in  diesem  Gesetzbuche  zugelassenen  Beweismittel  feststellen. 

534    Auch  wenn  der  Werth  in  der  Police  in  formeller  Weise  ange- 

5 eben  worden  ist,  können  der  Versicherer  und  der  Versicherte  beweisen, 
ass  die  Abschätzung  irrthümlicher  oder  doloser  Weise  übertrieben  worden  ist. 
Wenn  erklärt  wird,  dass  irrthümlicher  W^eise  eine  zu  hohe  Abschätzung 
erfolgt  ist,  muss  die  versicherte  Summe  und  die  Prämie  bis  zu  dem  Betrage 
des  wahren  Werthes  der  versicherten  Gegenstände  reducirt  werden,  und  &r 
Versicherer  kann  eine  eventuelle  Entschädigung  wegen  der  Differenz  zwischen 
diesem  Werthe  und  dem  in  der  Police  angegebenen  verlangen. 

Wenn  der  Versicherer  beweist,  dass  oie  Differenz  zwischen  dem  wahren 
Werth  der  Gegenstände  und  dem  versicherten  Betrage  durch  Dolos  des 
Versicherten  hervorgerufen  worden  ist,  kann  der  letztere  im  Falle  eines  Un- 

48» 
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£ftlles  die  Zahlung  der  Versicherung  nicht  verlangen,  noch  auch  sich  weigern, 
dem  Versicherer  die  volle  Prämie  zu  bezahlen,  unbeschadet  der  strafrecht- 
lichen Klage. 

Wenn  jedoch  der  versicherte  Gegenstand  durch  Sachverständige  abge- 
schätzt worden  ist,  welche  von  den  Parteien  erwählt  sind,  so  kann  der 
Versicherer  den  Werth,  welchen  jene  demselben  beigemessen  haben,  nicht 
anfechten,  ausgenommen  im  Falle  eines  Dolus. 

535.  Wenn  die  Police  die  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Be- 
zeichnung des  versicherten  Betrages  nicht  enthält,  wird  angenommen,  dass 
der  Versicherer  sich  verpflichtet,  den  Verlust  oder  die  Deterioration  bis  mr 
Höhe  des  Werthes  der  versicherten  Sache  zur  Zeit  des  Unfalles  zu  ersetzen. 

Es  liegt  eine  ausdrückliche  Bezeichnu  )g  nicht  nur  dann  vor,  wenn  der 
versicherte  Betrag  ausdrücklich  angegeben  ist,  sondern  auch,  wenn  derV^er- 
sicherer  sich  verpflichtet,  den  vollen  Werth  oder  einen  Theil  des  Werthes 
des  versicherten  Gegenstandes  nach  der  Abschätzung  zu  bezahlen,  welche 
von  ihm  zur  Zeit  des  Unfalles  erfolgt,  oder  wenn  in  der  Police  die  Art  and 
Weise,  die  versicherte  Summe  festzusetzen,  bestimmt  worden  ist. 

Es  liegt  eine  stillschweigende  Bezeichnung  vor,  sobald  die  Police  die 
Abschätzung  des  Werthes  des  versicherten  Gegenstandes,  die  Festsetzung 
der  Prämie  oder  irgend  ein  anderes  Merkmal  enthält,  welches  zur  Bestim- 
mung der  versicherten  Summe  ausreicht. 

536.  Der  Versicherer  kann  alle  oder  einige  der  GeBahren  übernehmen, 
welchen  die  versicherte  Sache  ausgesetzt  ist. 

Wenn  die  Versicherung  nicht  ausdrücklich  auf  bestimmte  Gefahren 
beschränkt  wird,  haftet  der  Versicherer  für  alle,  vorbehaltlich  der  gesetz- 
lichen Ausnahmen. 

537.  In  Ermangelung  einer  Vereinbarung,  &ngen  die  Risikos  für 
Rechnung  des  Versicherers  an  zu  laufen,  sobald  die  Parteien  die  Police  un- 
terschrieben haben,  es  sei  denn,  dass  das  Gesetz  etwas  anderes  bestimmt 

Die  Gerichte  bestimmen  unter  der  erwähnten  Voraussetzung  die  Daoer 
der  Risikos  unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  der  Police,  der  ört- 
lichen Gewohnheiten  und  der  übrigen  Umstände  des  Falles. 

538*  Der  Versicherte  kann  allein  den  Ort  des  Risikos  oder  irgend 
einen  anderen  der  Umstände,  welche  zur  Feststellung  desselben  berücksichtigt 
worden  sind,  nicht  verändern. 

Die  ohne  Einwilligung  des  Versicherers  ausgeführte  Veränderung  er- 
mächtigt zur  Aufhebung  des  Vertrages,  wenn  nach  dem  Urtheile  des  zu- 
ständigen Gerichts  die  Risikos  sich  erweitem  oder  vergrössern. 

539.  Es  wird  vermuthet,  dass  der  Un&U  durch  ein  zu&IIiges  Ereigoiss 
eingetreten  ist;  der  Versicherer  kann  jedoch  beweisen,  dass  derselbe  durch 
ein  Ereigniss  verursacht  worden  ist,  weiches  ihn  vertragsmässig  oder  nach 
dem  Gesetze  für  seine  Folgen  nicht  haftbar  macht. 

540.  Die  Bedingung,  in  welcher  der  Versicherer  sich  verpflichtet,  die 
Schätzung  anzunehmen,  welche  der  Versicherte  von  dem  erlittenen  Schaden 
macht,  hat  keine  andere  Wirkung,  als  die,  dass  dem  ersteren  die  Beweislast 
auferlegt  wird. 

m1.  Die  ohne  Festsetzung  einer  Prämie  kontrahirte  Versicherung  ist 
nichtig  und  ohne  Werth. 

542.  Der  Versicherer  erhält  unwiderruflich  die  Prämie  von  dem  Mo- 
mente ab,  von  welchem  die  Risikos  für  seine  Rechnung  zu  laufen  beginnen. 

543.  Die  Prämie  kann  in  einem  Betrage  baaren  Geldes  bestehen  od^ 
in  der  Leistung  einer  Sache  oder  in  einer  Handlung,  welche  ^leich&lis 
in  Geld  abschätzbar  sind,  und  kann  sofort  ganz  oder  theilweise,  monatlich 
oder  jährlich  bezahlt  werden. 
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In  ErmaDgeluDg  einer  Abrede  ist  die  Prämie  in  Geld  zahlbar,  und, 
i^enn  sie  in  einem  Prozentsatze  oder  in  einer  festen  Summe  besteht,  ist  sie 
exigibel,  sobald  für  den  Versicherer  die  Risikos  zu  laufen  anfangen. 

Die  Prämie,  deren  Zahlung  für  bestimmte  Zeitabschnitte  festgesetzt  ist, 
muss  am  Anfange  eines  ieden  Zeitabschnittes  bezahlt  werden. 

544.  Die  Nichtzahlung  der  Prämie  beim  Ablauf  der  vertragsmässigen 
oder  gesetzlichen  Frist  ermächtigt  den  Versicherer,  die  üebergabe  derselben 
oder  die  Aufhebung  der  Versicherung  mit  Entschädigung  der  Schäden  und 
Nachtheile  zu  fordern. 

Die  Einklagung  der  Prämie  lässt  die  Versicherung  fortbestehen. 

Nach  Erhebung  der  rescissorischen  Klage  hören  die  Risikos  auf  fär 
für  Rechnung  des  Versicherers  zu  laufen,  und  der  Versicherte  kann  die 
Schadloshaltung  für  einen  späteren  Unfall  nicht  fordern,  nicht  einmal,  wenn 
er  die  Zahlung  der  Prämie  anbietet. 

545.  Der  Versicherer  muss  die  Rechte,  welche  ihm  der  vorhergehende 
Artikel  gewährt,  innerhalb  der  Frist  von  drei  Tagen,  von  dem  Ablauf  der 
Frist  an  gerechnet,  geltend  machen,  und,  wenn  er  dies  nicht  thut,  wird  die 
Versicherung  hinsichtlich  aller  ihrer  Wirkungen  als  fortbestehend  angesehen, 
und  der  Versicherer  kann  nur  die  Üebergabe  der  Prämie  einklagen. 

546.  Wenn  für  die  Zahlung  der  Prämie  eine  Nachfrist  bewilligt  wor- 
den ist,  bleiben  die  Versicherer  zur  Erstattung  des  Unfalles  verpflichtet, 
welcher  vor  dem  Ablauf  derselben  eintritt;  wenn  er  jedoch  später  eintreten 
sollte,  so  sind  sie  nur  in  dem  Falle  zu  einer  Entschädigung  desselben  ver- 
pflichtet, in  welchem  die  Prämie  innerhalb  der  angegebenen  Frist  bezahlt 
worden  ist 

Wenn  sie  nicht  bezahlt  worden  ist,  können  die  Versicherer  von  dem 
Rechte  Gebrauch  machen,  welches  ihnen  das  Alinea  1  des  Art.  541  ge- 
währt. 

547.  Wenn  die  für  Monate  oder  Jahre  kontrahirte  Versicherung  ver- 
fallt, schuldet  der  Versicherte  keinen  Betrag  für  die  Monate  oder  Jahre, 
welche  noch  nicht  angefangen  haben,  noch  kann  er  irgend  einen  Theil  der 
Prämie  zurückverlangen,  welche  er  für  den  Theil  des  Monats  oder  Jahres 
bezahlt  hat,  der  noch  nicht  angefangen  hat. 

548.  Die  Vorausbezahlung  der  entsprechenden  Prämien  für  die  späteren 
Monate  oder  Jahre  lässt  die  monatliche  oder  jährliche  Eintheilung  der  Zah- 
lung erlöschen,  und  in  solchem  Falle  wird  vermuthet,  dass  die  Parteien  an 
die  Stelle  der  ursprünglichen  Versicherung  eine  einzige  Versicherung  mit 
nur  einer  Prämie  und  für  eine  bestimmte  Anzahl  von  Jahren  gesetzt  haben. 

549.  Nachdem  die  Versicherung  zwischen  dem  Versicherer  und  dem 
Versicherten  oder  seinem  Mandatar  abgeschlossen  worden  ist,  muss  der 
erstere  dem  letzteren  innerhalb  24  Stunden,  von  dem  Datum  der  Vereinba- 
rung an  gerechnet,  die  unterzeichnete  Police  einhändigen. 

Wenn  die  Versicherung  durch  Vermittelung  eines  Mäklers  geschlossen 
worden  ist,  muss  die  Police  in  der  Zeit  von  vier  Tagen,  von  dem  Abschlüsse 
des  Vertrages  an  gerechnet,  unterzeichnet  und  den  Parteien  übergeben  werden. 

Die  Ausserachtlassung  der  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden 
Alineas  giebt  dem  Versicherten  das  Recht,  von  dem  Versicherer  oder 
eventuell  von  dem  Mäkler  den  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile  zu 
fordern. 

550.  Der  Versicherer  kontrahirt  principaliter  die  Verpflichtung,  dem 
Versicherten  die  versicherte  Summe  oder  einen  Theil  derselben  zu  bezahlen, 
sobald  der  versicherte  Gegenstand  ganz  oder  zum  Theil  verloren  geht  oder 
in  Folge  des  Zufalles,  welchen  er  übernommen  hat,  irgend  einen  Schaden 
erleidet. 
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Die  Haftang  des  Versicherers  kann  in  keinem  Falle  den  versicherten 
Betrag  übersteigen. 

551.  Wenn  das  Ereigniss,  welches  vor  dem  Ablaaf  der  Yersicherangs* 
frist  eingetreten  ist  nnd  nach  demselben  fortdauert,  den  Verlast  oder  die 
Verschlechterung  der  versicherten  Sache  herbeifuhrt,  haften  die  Versicherer 
fikr  den  vollen  Werth  des  Unfalles. 

Wenn  es  jedoch  eintritt,  bevor  die  Risikos  für  Rechnung  der  Ver* 
sicherer  zn  laufen  begonnen  haben,  und  nachher  fortdauert,  so  sind  die* 
selben  für  den  Unfall  nicht  haftbar. 

552.  Der  Versicherer  ist  nicht  verpflichtet,  den  Verlust  oder  die 
Deterioration  zu  ersetzen,  welche  von  der  eigenen  fehlerhaften  Beschaffen- 
heit der  Sache,  einer  persönlichen  Handlung  des  Versicherten  oder  einer 
fremden  Handlung  herrühren,  die  civilrechtlich  die  Verantwortlichkeit  des 
letzteren  begründet. 

Der  Versicherer  kann  jedoch  auf  Qrund  einer  ausdrücklichen  Verein- 
barung die  aus  der  eigenen  fehlerhaften  Beschaffenheit  der  Sache  hervor^ 
gehenden  Risikos  übernehmen^  es  ist  ihm  aber  verboten,  sich  für  die  per- 
sönlichen Handlungen  des  Versicherten  verantwortlich  zu  machen. 

Unter  der  eigenen  fehlerhaften  Beschaffenheit  wird  der  Keim  der  Zer- 
störung oder  Deterioration,  den  die  Sachen  ihrer  eigenen  Natur  oder  Be- 
stimmung nach  in  sich  tragen,  verstanden,  auch  wenn  sie  zu  denen  der 
vollkommensten  Qualit&t  in  ihrer  Art  gerechnet  werden. 

SS3*  Der  Versicherer,  welcher  den  versicherten  Betrag  bezahlt,  kann 
von  dem  Versicherten  die  Cession  der  Rechte  verlangen,  welche  er  auf 
Grund  des  Unfalles  gegen  Dritte  hat,  und  der  Versicherte  ist  für  alle  die- 
jenigen Akte  verantwortlich,  welche  die  Ausübung  der  cedirten  Elagerechte 
schäigen  können. 

Auch  ohne  dass  eine  Cession  nöthig  ist,  kann  der  Versicherer  in 
seiner  Eigenschaft  als  Interessent  an  der  Erhaltung  der  versicherten  Sache 
die  Schäden  und  Nachtheile  von  den  Urhebern  des  Unfieklles  einfordern. 

Der  Versicherer  kann  jedoch  in  diesem  Falle  eine  Vermuthung  oder 
irgend  eine  andere  gesetzliche  Rechtswohlthat,  welche  der  versicherten  I^erson 
zusteht,  nicht  geltend  machen. 

554.  Durch  die  einfache  Thatsache  der  Bezahlung  des  UnfitUes  wird 
derjenige,  welcher  die  Zahlungsfähigkeit  des  Versicherers  der  Sache  Ter- 
sichert,  an  die  Stelle  des  Versicherten  in  alle  Rechte  eingesetzt,  welche  dem 
letzteren  die  erste  Versicherung  gewährt 

555.  Die  Sache,  welche  Gegenstand  der  Versicherung  ist,  wird  darcsk 
den  versicherten  Betrag  ersetzt,  hinsichtlich  der  Wirkung,  bezüglich  des 
letzteren  die  mit  jener  bestellten  Privilegien  und  Hjrpotheken  geltend  zu 
machen. 

556.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet: 

1.  alle  Umstände  offen  darzulegen,  welche  erforderlich  sind,  am  die 
versicherte  Sache  zu  identificiren  und  die  Ausdehnung  der  Risikos 
abzuschätzen; 

2.  die  Prämie  in  der  verabredeten  Form  und  Zeit  zu  bezahlen; 

3.  die  ganze  Sorgfalt  und  den  Eifer  eines  gewissenhaften  Haasvaters 
anzuwenden,  um  dem  Un&Ue  vorzubeugen; 

4.  alle  Vorsichtsmassregeln  zu  treffen,  welche  erforderlich  sind,  am  die 
versicherte  Sache  zu  retten  oder  wieder  zu  erlangen  oder  am  ihre 
Reste  zu  erhalten; 

5.  dem  Versicherer  innerhalb  3  Tagen  nach  dem  Emp&nge  der  Nach- 
richt den  Eintritt  irgend  eines  Ereignisses  mitzutheilen,  welches 
seine  Haftbarkeit   herbeiführt,    indem   er   in    der   Mittheilung 
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deutliche  DarleguDi^  der  Ursachen  und  Umstände  des   eingetretenen 
Ereignisses  yermerkt; 

6,  zur  Zeit,  wenn  er  die  Bezahlung  eines  Unfalles  fordert,  die  Ver- 
sicherungen anzugeben,  welche  er  bezüglich  des  versicherten  Gegen- 
standes abgeschlossen,  oder  deren  Abschluss  er  angeordnet  hat; 

7.  das  Vorhandensein  aller  Umstände  zu  beweisen,  welche  erforderlich 
sind,  um  die  Haftbarkeit  des  Versicherers  festzustellen. 

Der  letztere  haftet  für  alle  Kosten,  welche  der  Versicherte  zur  Er- 
füllung der  in  den  No.  3  und  4  angeführten  Verpflichtungen  gehabt  hat. 

557.  Die  Versicherung  wird  aufgehoben: 

1.  durch  falsche  oder  irrthümliche  Angaben  oder  durch  das  Ver- 
schweigen derjenigen  Umstände  von  Seiten  des  Versicherten,  welche, 
weim  sie  dem  Versicherer  bekannt  gewesen  wären,  denselben  hätten 
veranlassen  können,  von  dem  Abschluss  des  Vertrages  zurückzu- 
treten oder  irgend  eine  wesentliche  Modifikation  in  den  Bedingungen 
desselben  herbeizuführen; 

2.  durch  die  Ausserachtlassung  der  kontrahirten  Verpflichtungen; 

3.  durch  das  absolute  Fehlen  oder  durch  das  Erlöschen  der  Risikos. 

Wenn  das  Fehlen  oder  Erlöschen  der  Risikos  nur  ein  theilweisea 
ist,  wird  die  Versicherung  theilweise  aufgehoben. 

558.  Nachdem  die  Nichtigkeit  oder  die  Aufhebung  der  Versicherung 
auf  Grund  eines  Dolus  oder  eines  Betruges  von  Seiten  des  Versicherten  aus- 
gesprochen worden  ist,  kann  der  Versicherer  die  Zahlung  der  Prämie  fordern 
oder  dieselbe  zurückbehalten,  unbeschadet  der  strafrechtlichen  Klage,  auch 
wenn  er  kein  Risiko  irgend  welcher  Art  zu  tragen  gehabt  hat. 

559.  Nachdem  das  Falliment  des  Versicherers  bei  schwebenden  Risikos 
erklärt  worden  ist,  kann  der  Versicherte  die  Aufhebung  der  Versicherung 
veranlassen  oder  verlangen,  dass  das  Falliment  iür  die  Erfüllung  der  Ver- 
pflichtungen des  Falliten  Bürgschaft  leiste. 

Der  Versicherer  hat  dieselbe  Wahl,  wenn  das  Fallimeut  des  Ver- 
sicherten vor  der  Zahlung  der  Prämie  eintritt. 

Wenn  der  Fallit  oder  der  Verwalter  des  Falliments  innerhalb  3  Tagea 
nach  der  Zustellung  der  Klage  die  Bürgschaft  nicht  beschafft,  so  wird  die 
Versicherung  aufgehoben. 

560.  Uie  anonymen  Versicherungsgesellschaften  auf  Gegenseitigkeit 
sind  den  in  diesem  Paragraphen  enthaltenen  Bestimmungen   unterwerft  in 

Allem ,    was    sich  auf  die  Festsetzung   der  Rechte  und  Verpflichtungen  der 
Gesellschaft  und  der  Aktionäre  in  den  Fällen  eines  Unfalles  bezieht. 

§  3,     Besondere  Bestimmungen  bezüglich  der  Landversicherungen« 

561'     Die  LandverFicherungen  sind  gegenseitige  oder  auf  Prämien. 

Die  gegenseitigen  Tersicheiungen  sind  gleichzeitig  Versicherungs-  und 
GeseU  Schafts  vertrage,  und  sie  sind,  obwohl  sie  ihrer  f^atur  nach  civilrechtliche 
Verträge  sind,  der  flandelsgesetzgebung  gemäss  den  Vorschriften  dea 
Art.  2064  des  Civilgesetzbuches  unterworfen. 

562.  Die  Land  Versicherungen  auf  Prämie  haben  gewöhnlich  zum  Ge- 
genstande der  Versicherung: 

1.  die  Lebensdauer  einer  oder  mehrerer  Personen; 

2.  die  Feuersgefahren; 

3.  die  Gefahren  der  Ernten,  während  sie  noch  auf  dem  Halme  stehen, 
oder  nachdem  sie  eingebracht  sind; 

4.  die  Gefahren  des  Transportes  zu  Lande ,  auf  Seen ,  Flüssen  und 
schiffbaren  Kanälen. 
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563.  Der  Abandon  der  versicherten  Sachen  ist  bei  den  Landver- 
Sicherungen  nicht  zulässig,  es  sei  denn  im  Falle  der  Vereinbarung  der  Parteioi. 

Ebensowenig  ist  die  Aufhebung  durch  den  blossen  Willen  des  Ver- 
sicherten zulässig,  nicht  einmal,  vrenn  er  eine  Entschädigung  zahlt. 

564.  Wenn  die  Aufhebung  durch  einen  Zufall  oder  höhere  Gewali 
verursacht  worden  ist,  hat  der  Versicherer  kein  Recht,  irgend  eine  Ent- 
schädigung zu  beanspruchen,  es  sei  denn,  dass  eine  en^egenstehende  Ver- 
einbarung getroffen  worden  ist. 

Wenn  sie  jedoch  durch  eine  strafbare^)  Handlung  des  Versicherten  er^ 
folgt  ist,  kann  der  Versicherer  eine  Entschädigung  der  Schäden  und  Nach- 
theile in  Gemässheit  der  allgemeinen  Grundsätze  nachsuchen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  und  diejenigen  des  vorhergehenden 
sind  auf  die  Versicherung  der  Landtransporte  nicht  anwendbar.  . 

565.  Die  Entschädigung,  zu  welcher  sich  der  Versicherer  verachtet, 
ist  innerhalb  der  Grenzen  der  Vereinbarung  auf  der  Grundlage  desWerthes 
zu  reguliren,  welchen  der  versicherte  Gegenstand  zur  Zeit  des  Unfalles  hat 

566.  In  dem  in  der  No.  4  des  Art.  522  vorgesehenen  Falle  wird 
die  Versicherung  als  nicht  abgeschlossen  angesehen,  auch  wenn  der  Ve^ 
sicherer  und  der  Versicheite  mit  Unkenntniss  des  Verlustes  oder  der 
Rettung  des  versicherten  Gegenstandes  vorgegangen  sind. 

Wenn  jedoch  einer  von  ihnen  mit  Kenntniss  des  Verlustes  oder' der 
Bettung  der  Sache  gehandelt  hat,  ist  er  verpflichtet,  den  anderen  in  der 
gehörigen  Weise  zu  entschädigen,  unbeschadet  der  Anwendung  der  durch  das 
Gesetz  auferlegten  Strafe. 

Wenn  beide  Parteien  den  Vorfall  gekannt  haben,  welcher  den  Risiko« 
ein  Ziel  gesetzt  hat,  so  wird  die  Versicherung  hinsichtlich  aller  ihrer  Wi^ 
kungen  als  einfache  Wette  angesehen. 

567.  Die  Bestimmung  des  Schlussalineas  des  Art.  556  ist  auf  die 
Landversicherungen  anwendbar,  mit  Ausnahme  derjenigen  von  Transporten, 
auch  wenn  die  Kosten  der  Bergung  den  Werth  der  versicherten  Gegejistände 
übersteigen. 

5C^.  Die  aus  der  Land  Versicherung,  mit  Ausnahme  derjenigen  ?o& 
Transporten,  hei^vorgehenden  Klagen  verjähren  nach  Ablauf  von  5  Jahren. 

Wenn  die  Prämie  nach  Quoten  in  festen  und  periodischen  Zeitpankten 
zu  zahlen  ist,  verjährt  das  Klagerecht  auf  Einziehung  einer  jeden  Qaote 
in  5  Jahren,  von  dem  Momente   an  gerechnet,  an  welchem  sie  exigibel  ist 

§  4*     Von  der  Lebensversicherung. 

569.  Das  Leben  einer  Person  kann  durch  sie  selbst  oder  durch  eioeo 
Dritten  versichert  werden,  welcher  an  der  Erhaltung  desselben  ein  gegen- 
wärtiges und  wirkliches  Interesse  hat. 

In  dem  zweiten  Falle  ist  der  Versicherte  der  Dritte,  zu  dessen  Gunsten 
die  Versicherung  erfolgt,  und  welcher  sich  verpflichtet,  die  Prämie  zu  bezahlen. 

570.  Die  durch  einen  Dritten  abgeschlossene  Versicherung  kann  ohoe 
Kenntniss  und  Einwilligung  desjenigen  realisirt  werden,  dessen  Leben  ver* 
sichert  ist. 

571.  Die  Versicherung  kann  auf  bestimmte  Zeit  oder  auf  Lebenszeit  seb. 
Wenn  die  Angabe  der  Zeit,  welche  die  Versicherung  dauern  soll,  forl- 
gelassen ist,  wird  angenommen,  dass  die  Versicherung  auf  Lebenszeit  ist 

572.  Das  Risiko,  welches  der  Versicherer  übernimmt,  kann  dasjenige 
des  Todes  des  Versicherten  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit   und  unter  ge- 

1)  im  Text  findet  sich  wohl  irrthümlicher  Weise  das  Wort  „incolpable*^ ;  es  dfirfte 
„culpable^  gemeint  sein. 
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wissen  von  den  Parteien  vorgesehenen  Umstanden  sein  oder  dasjenige  der 
Terlängerung  des  Lebens  über  einen  vertragsmässig  festgesetzten  Zeitpunkt 
hinaus. 

573.  Ausser  den  im  Art.  516  enthaltenen  Angaben,  muss  die  Police 
das  Alter,  das  Gewerbe  und  den  Gesundheitszustand  desjenigen  enthalten, 
dessen  Leben  versichert  wird. 

574.  Nichtig  ist  die  Versicherung,  wenn  zur  Zeit  des  Vertrages  der- 
jenige, dessen  Leben  versichert  wird,  nicht  ezistirt,  auch  wenn  die  Parteien 
von  seinem  Tode  keine  Eenntniss  haben. 

575*    Die  Lebensversicherung  wird  aufgehoben: 

1.  wenn  derjenige»  welcher  sein  Leben  bat  versichern  lassen,  dasselbe 
durch  Selbstmord  oder  Todesstrafe  verliert,  oder  wenn  er  dasselbe 
in  einem  Zweikampf  oder  in  einem  anderen  verbrecherischen  Unter- 
nehmen verliert,  oder  wenn  er  durch  seine  Erben  getödtet  wird. 

Diese   Bestimmung   ist   auf  den    Fall   einer    von   einem  Dritten 
kontrahirten  Versicherung  nicht  anwendbar; 

2.  wenn  derjenige,  welcher  den  versicherten  Betrag  beansprucht,  Urheber 
oder  Mitschuldiger  des  Todes  desjenigen  gewesen  ist,  dessen  Leben 
versichert  ist. 

576.  Die  einfache  Abwesenheit  oder  das  Verschwinden  desjenigen, 
dessen  Leben  versichert  worden  ist,  macht  die  versicherte  Summe  nicht 
ezigibel,  es  sei  denn,  dass  die  Interessenten  etwas  anderes  vereinbaren. 

Wenn  jedoch  die  vermuthlichen  Erben  des  Verschwundenen  den 
definitiven  Besitz  des  Nachlasses  erlangen,  können  sie  die  Zahlung  des 
versicherten  Betrages  verlangen,  unter  der  Leistung  einer  Kaution  für  Rück- 
erstattung desselben,  wenn  der  Abwesende  wieder  erscheint. 

577.  Die  Feststellung  des  versicherten  Betrages  und  alle  accidentalen 
Bedingungen  des  Vertrages  bleiben  dem  Gutdünken  der  Parteien  überlassen. 

578.  Die  vorhergehenden  Bestimmungen  sind  nicht  auf  die  Tontinen 
oder  £;egenseitigen  Lebensversicherungen,  noch  auf  die  übrigen  Verträge  an- 
wendbar, welche  den  Zuschuss  eines  festen  Betrages  erfordern. 

§  5.     Von  der  Feuerversicherung. 

579.  Ausser  den  Angaben,  welche  der  Art.  516  erfordert,  muss  die 
Police  enthalten: 

1.  die  Lage  der  versicherten  Immobilien  und  die  specificirte  Bezeichnung 
ihrer  Umgebung; 

2.  die  Bestimmung  und  Benutzung  der  versicherten  Immobilien; 

3.  die  Bestimmung  und  Benutzung  der  angrenzenden  Gebäude,  insoweit 
diese  Umstände  auf  die  Beurtheilung  der  Gefahren  von  Einfluss 
sein  können; 

4.  die  Orte,  an  welchen  sich  die  Mobilien,  die  den  Gegenstand  der 
Versicherung  bilden,  aufgestellt  oder  aufgespeichert  befinden; 

5.  die  Dauer  der  Versicherung. 

580.  Die  Versicherung  eines  Gebäudes  umfasst  nicht  das  Risiko, 
welches  der  Eigenthümer  desselben  läuft,  die  Schäden  ersetzen  zu  müssen, 
welche  der  Brand  des  versicherten  Gebäudes  den  benachbarten  verursacht. 

581.  Per  gegen  die  Gefahr  beim  Nachbar  oder  gegen  die  örtlichen 
Risikos  Versicherte  kann  die  vereinbarte  Entschädigung  nicht  eher  ver- 
langen, als  bis  er  ein  rechtskräftiges  Erkenntniss  vorlegt,  in  welchem  er  in 
dem  ersten  Falle  für  die  MittheiTung  des  Feuers  oder  in  dem  zweiten  für 
die  in  dem  versicherten  Gebäude  entstandene  Feuersbrunst  haftbar  er* 
klärt  wird. 
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Zu  Last<>D  des  Versicherers  sind: 

1.  alle  Verluste  und  Yerschlechterungen,  welche  durch  die  direkte  Em- 
Wirkung  des  Feuers  verursacht  worden  sind,  auch  wcdd  dieses  Er- 
eigniss  durch  culpa  levis  oder  levissima  von  Seiten  des  Versicherten 
oder  durch  eine  fremde  Handlung  entstanden  ist,  für  welche  der 
letztere  anderenfalls  civilrechtlich  haftbar  sein  würde; 

2.  die  Verluste  und  Verschlechterungen,  welche  eine  unmittelbare  Folge 
der  Feuersbrunst  sind,  wie  z.  B.  diejenigen,  welche  durch  die  Hitze  und 
den  Rauch  oder  Dampf,  durch  die  zur  Löschung  oder  Einschränkung 
des  Feuers  angewandten  Mittel,  die  Fortschaffung  der  Mobilien  und 
die  auf  Grund  eines  Befehls  der  zustandigen  Behörde  ausgef&hrten 
Zerstörungen  verursacht  worden  sind. 

583«  Die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  hört  auf,  wenn  das  ver- 
sicherte Gebäude  nach  dem  Abschluss  des  Vertrages  zu  einem  Zwecke  be- 
stimmt worden  ist,  welcher  die  Feuersgefahren  derartig  erhöht,  dass  die  Ver- 
muthung  nahe  liegt,  dass  der  Versicherer  es  nicht  versichert  haben  würde 
oder  nur  unter  anderen  Bedingungen. 

Dieselbe  Vorschrift  ist  bei  der  Versicherung  von  Mobilien  anwendbar, 
sobald  sie  der  Versicherte  von  dem  Orte,  wo  sie  sich  zur  Zeit  des  Ab- 
schlusses der  Versicherung  befunden  haben,  fortschafft  und  an  einem  anderen 
Orte  aufstellt. 

584.  Die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  hört  gleichfalls  auf,  wenn 
das  Feuer  dadurch  entstanden  ist,  dass  der  Versicherte  die  Gesetze  oder 
polizeilichen  Verordnungen  verletzt  hat,  welche  bezwecken,  einem  solehen 
£reigniss  vorzubeugen. 

585.  Wenn  der  versicherte  Betrag  in  einer  Quote  besteht,  so  ist  an- 
zunehmen, dass  dieselbe  sich  auf  den  Werth  bezieht,  welchen  der  vez^ 
sicherte  Gegenstand  im  Moment  des  Unglücksfalles  hat. 

586.  Vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung,  sind  die 
Ausdrücke:  „Mobiliarvermögen"  oder  „Hausmobilien",  ohne  nähere  Angabe,  in 
dem  Sinne  aufzufassen,  welcher  ihnen  im  Art.  574  des  Civilgesetzbuch» 
gegeben  wird. 

§  6.     Von  der  Versicherung  gegen  die  Gefahren,  denen  die  land- 
wirthschaftlichen  Erzeugnisse  ausgesetzt  sind. 

587.  Unabhängig  von  den  im  Art.  516  enthaltenen  Angaben  mnss 
die  Police  erwähnen: 

1.  die  Lage,  den  Flächeninhalt  und  die  Umgebungen  der  L&ndereien, 
Weinberge,  künstlichen  Weiden  oder  der  Baumg^ten,  deren  Erzeug- 
nisse versichert  werden; 

2.  die  Art  der  Saaten  oder  Anpflanzungen,  zu  welchen  die  Ländereien 
bestimmt  sind,  und  ob  sie  bestellt  oder  noch  zu  bestellen  sind; 

3.  den  Ort  der  Niederlage,  wenn  die  Versicherung  schon  eingesammelte 
Früchte  betrifft; 

4.  den  Durchschnittswerth  der  versicherten  Früchte. 

588.  Die  Versicherung  kann  für  ein  oder  mehrere  Jahre  abgeschlossen 
werden. 

Wenn  die  Zeit  in  der  Police  nicht  bestimmt  worden  ist,  ist  anza* 
nehmen,  dass  die  Versicherung  nur  das  ländliche  Jahr  dauern  soll,  in 
welches  die  versicherte  Ernte  mllt. 

589.  Der  Versicherer  haftet  für  den  Verlust  oder  den  Schaden  do^ 
Früchte,  aber  nicht  dafür,  dass  die  Weinberge,  Baumgärten,  Saatfelder  oder 
Anpflanzungen  diesen  oder  jenen  Ertrag  hervorbringen. 
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580.  Im  Falle  eines  UDÜalies  mass  der  Versicherer  die  vereinbarte 
ISntschädigung  nach  der  Vorschrift  des  Art.  565  bezahlen. 

Bei  der  R^nlirong  des  Un&Iles  durch  Sachverständige  ist  Behafe  Be- 
rechnung und  Festsetzung  der  Entschädigung  zu  berücksichtigen,  ob  in  Anb»* 
tracht  der  Zeit,  in  welcher  das  Unglück  eingetreten  ist,  es  noch  möglich  ist 
oder  nicht,  eine  zweite  Aussaat  oder  Anpflanzung  zu  machen,  oder  ob  nach 
dem  Zustande  der  Früchte   noch  irgend  eine  Ernte  erwartet  werden  kann. 

§  7.     Von  der  Versicherung  der  Ijandtransporte. 

591.  Ausser  den  im  Art.  516  geforderten  Angaben  muss  die  Ver- 
sicherungspolice enthalten: 

1.  den  Namen  und  das  Domicil  des  Frachtführers; 

2.  die  Bezeichnung  des  Punktes,  wo  die  Effekten  zur  Verladung  in 
Empfang  genommen  werden  sollen,  und  diejenige  des  Ortes,  wo  die 
Abbeferung  erfolgen  soll; 

8.  die  Beise,   für   welche  die  Versicherung   stattfindet,    und  den  Weg, 

den  die  Frachtführer  einschlagen  müssen; 
4.  die  Art  und  Weise,  in  welcher  der  Transport  erfolgen  soll. 

592.  Der  Frachtführer  von  Waaren  zu  Lande,  auf  Seen,  Flüssen  und 
schiffbaren  Kanälen  kann  dieselben  für  seine  eigene  Bechnong  veraieheni. 

Die  Police  muss  in  diesem  Falle  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des 
vorhergehenden  Artikels  ausgefertigt  werden. 

593.  Die  Risikos  beginnen  und  endigen  für  den  Versicherer  in  den  im 
Art.  200  angegebenen  Zeitpunkten. 

594.  Wenn  die  Effekten  abwechselnd  zu  Lande  oder  zu  Wasser  be- 
fordert werden  müssen,  ist  der  Versicherer  für  die  Schäden  nicht  verant- 
wortlich, welche  sie  erleiden,  sofern  die  Beförderung  unnöthiger  Weise  auf 
ungewöhnlichen  Wegen  oder  in  nicht  gebräuchlicher  Weise  erfolgt  ist. 

595*  Wenn  in  dem  Frachtbriefe  und  in  der  Versicherungspolice  die 
Dauer  der  Reise  festgesetzt  worden  ist,  haftet  der  Versicherer  nicht  für  die 
Schäden,  welche  nach  der  bezeichneten  Frist  vorfallen. 

596.  Wenn  während  des  Verlaufs  der  vereinbarten  Reise  die  Effekten, 
abgeladen,  auf  Lager  gebracht  und  wieder  auf  andere  Lastthiere  oder  auf 
andere  Karren  oder  auf  andere  Wagen  oder  Schiffe  verladen  werden,  dauera 
die  Risikos  für  Rechnung  des  Versicherers  fort. 

Ausgenommen  ist  der  Fall,  in  weichem  ausdrücklich  vereinbart  worden 
ist,  dass  der  Transport  auf  einem  bestimmten  Schiffe  ausgeführt  werden  soll^ 
aber  selbst  dann  haftet  der  Versicherer  für  die  Gefahren  der  Ueberführung, 
welche  Behufs  Flottmachung  des  Schiffes  stattgefunden  hat. 

597.  Der  Versicherer  haftet  iür  die  Schäden,  welche  durch  culpa  oder 
dolus  der  mit  der  Empfangnahme,  Beförderung  oder  Ablieferung  der  ver- 
sicherten Effekten  Beaufl^ragten  verursacht  worden  sind. 

598.  Wenn  irgend  welche  Schäden  eintreten,  die  von  der  Ver- 
sicherung ausgenommen  sind,  ist  es  Sache  des  Versicherers,  dieselben  in 
gehöriger  Weise  nachzuweisen. 

599.  Wenn  die  Versicherung  ganz  oder  theilweise  ohne  culpa  des 
Versicherers  aufgehoben  wird,  muss  der  Versicherte  ihm  als  Entschädigung 
V2  Prozent  des  versicherten  Werthes  bezahlen. 

600.  Der  Versicherte  kann  den  Abandon  der  beschädigten  Effekten  zu 
Gunsten  des  Versicherers  innerhalb  eines  Monates,  von  dem  Tage  an 
gerechnet,  an  welchem  er  Eenntniss  von  dem  Unfälle  erhalten  hat,  vor- 
nehmen. 
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Wenn  er  dies  innerhalb  der  angegebenen  Frist  nicht  that,  so  kann  er 
es  später  nicht  mehr  thun. 

601.  In  den  in  diesem  Paragraphen  nicht  vorgesehenen  Fällen  sind 
die  in  dem  Titel:  „Von  der  Seeversicherung",  vermerkten  Bestimmungen 
anwendbar. 


TITEL  IX. 
Von  dem  Eontokorrentvertrage. 

602.  Das  Kontokorrent  ist  ein  zweiseitiger  und  wechselseitiger  Ver- 
trag, durch  welchen  eine  der  Parteien  der  anderen  Geldbeträge  oder  andere 
Werthe  übersendet  oder  von  derselben  zu  Eigenthum  erhält,  ohne  dieselben 
für  einen  bestimmten  Zweck  zu  verwenden  und  ohne  verpflichtet  zu  sein, 
einen  gleichen  Betrag  oder  Werth  zur  Verfügung  zu  halten,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dem  Absender  für  seine  Rimessen  zu  kreditiren,  dieselben 
an  den  vereinbarten  Zeitpunkten  zu  liquidiren,  dieselben  stets  bis  zu  dem 
Betrage  des  Debet  und  Credit  zu  kompensiren  und  den  Saldo  zu  bezahlen. 

603.  Die  Rechnungen,  welche  nicht  alle  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  erwähnten  Bedingungen  in  sich  vereinigen,  sind  einfache  oder 
Geschäftsrechnungen  und  den  Vorschriften  dieses  Titels  nicht  unterworfen. 

604.  Alle  Ncgociationen  zwischen  Eaufleuten,  Welche  an  demselben 
Orte  domicilirt  sind  oder  nicht,  oder  zwischen  einem  Kaufmann  und  einem 
anderen,  welcher  es  nicht  ist,  sowie  alle  Werthe,  deren  Eigenthum  übe^ 
tragbar  ist,  können  Gegenstand  des  Kontokorrents  sein. 

605.  Vor  dem  Abschluss  des  Kontokorrents  wird  keiner  der  Interes- 
senten als  Gläubiger  oder  Schuldner  angesehen. 

606.  Es  gehört  zur  Natur  des  Kontokorrents: 

1.  dass  der  für  Rimessen  in  Handelseffekten  gewährte  Kredit  die  Be 
dingung  in  sich  schliesst,  dass  dieselben  bei  Verfeill  bezahlt  werden; 

2.  dass  alle  Werthe  des  Debet  und  Credit  die  gesetzlichen  Zinsen 
tragen  oder  diejenigen,  welche  die  Parteien  vereinbart  haben; 

3.  dass  die  Kontrahenten  ausser  den  Zinsen  des  Kontokorrents  aof 
eine  Provision  von  dem  Betrage  aller  Rimessen  Ansprach  haben, 
deren  Realisirung  die  Ausfahrung  von  Handlungen  einer  wirklichen 
GeschäftsfÖhrung  erforderlich  macht. 

Die  Höhe  der  Provision   wird    durch  Vereinbarung    der  Parteien 
oder  durch  den  Brauch  festgestellt; 

4.  dass  der  definitive  Saldo  von  dem  Momente  seiner  Anerkennune  an 
exigibel  ist,  es  sei  denn,  dass  auf  der  Creditseite  der  Partei,  welcbe 
denselben  erhalten  hat,  eventuelle  Summen  eingetragen  sind,  weJche 
dem  Betrage  des  Saldos  gleichkommen  oder  denselben  überschreiten, 
oder  dass  die  Interessenten  übereingekommen  sind,  denselben  aof 
neue  Rechnung  vorzutragen. 

607.  Die  Aufnahme  von  Werthen  in  das  Kontokorrent,  welche  von 
einem  der  Kontrahenten  dem  anderen  unter  irgend  einem  Titel  vorher  ge- 
schuldet worden  sind,  bewirkt  eine  Novation,  es  sei  denn,  dass  der  Gläubiger 
oder  der  Schuldner  bei  der  Ertheilung  seiner  Einwilligung  einen  förmlichen 
Vorbehalt  der  Rechte  gemacht  hat. 

In  Ermangelung  eines  ausdrücklichen  Vorbehalts  ist  zu  vermathen, 
dass  die  Aufnahme  eines  Werthes  in  das  Kontokorreni  einfach  und  bedin- 
gungslos erfolgt. 

608.  Die  im  Kontokorrent  übersandten  oder    erhaltenen  Werthe  sind 
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nicht  als  Theilzahlung  der  Posten,  welche  dieses  enthält,  anzurechnen,  noch 
während  der  Dauer  des  Eontos  exigibel. 

609.  Die  Summen  oder  Werthe,  welche  zu  einem  bestimmten  Zwecke 
verwendet  worden  sind,  oder  welche  zur  Verfügung  des  Absenders  gehalten 
werden  müssen,  sind  nicht  in  das  Kontokorrent  aufzunehmen  und  sind  als 
solche  nicht  der  reinen  kaufmännischen  Kompensation  unterworfen,  welche 
die  Art.  602  und  613  festsetzen. 

610.  Die  Beschlagnahme  oder  Retention  der  in  das  Kontokorrent  auf- 
genommenen Werthe  ist  nur  bezuglich  des  Saldos  wirksam,  welcher  beim 
Abschluss  des  Kontos  zu  Gunsten  des  Schuldners  resultirt,  gegen  den  die- 
selben gerichtet  sind. 

611.  Das  Kontokorrent  endigt  durch  den  Ablauf  der  vertragsmässig 
festgesetzten  Zeit  oder  vor  derselben  durch  Einwilligung  der  Parteien. 

Es  endigt  ebenfalls  durch  den  natürlichen  oder  bürgerlichen  Tod,  die 
Interdiktion,  Geisteskrankheit,  das  Falliment  oder  irgend  ein  anderes  gesetz- 
liches Ereigoiss,  welches  einem  der  Kontrahenten  die  freie  Verfügung  über 
sein  Vermögen  entzieht. 

812-  Der  Abschluss  des  Kontokorrents  ist  definitiv,  wenn  kein  Ge- 
schäftsuntemehmen  darauf  folgen  soll,  und  theil weise  in  dem  umgekehrten  Falle. 

613.  Der  definitive  Abschluss  des  Kontokorrents  fixirt  in  unveränder- 
licher Weise  den  Stand  der  juristischen  Beziehungen  der  Parteien,  bewirkt 
von  Rechtswegen,  unabhängig  von  dem  Schluss  des  Kontos,  die  Kompen- 
sation des  ganzen  Betrages  des  Debet  und  Credit,  bis  zu  der  entsprechenden 
Summe,  und  bestimmt  die  Person  des  Gläubigers  und  des  Schuldners. 

614.  Der  definitive  oder  theilweise  Saldo  ist  als  ein  zinsentr^endes 
Kapital  anzusehen. 

615.  Der  Saldo  kann  mit  Hypotheken  garantirt  werden,  welche  bei 
dem  Vertragsabschlüsse  bestellt  worden  sind. 

616.  Im  Falle  der  Schuldner  die  Zahlung  verzögert,  kann  der  Gläu» 
biger  den  Betrag  des  Saldos  der  Rechnung  gegen  denselben  giriren. 

617.  Die  Parteien  können  die  Zinsen  in  Zeitabschnitten,  welche  nicht 
weniger  als  6  Monate  betragen  dürfen,  kapitalisiren,  den  Zeitpunkt  der 
partiellen  Bilanzen,  die  Höhe  der  Zinsen  und  die  Provision  bestimmen  und 
alle  übrigen  accessorischen  Bedingungen  festsetzen,  welche  nicht  gesetzlich 
verboten  sind. 

618*  Das  Vorhandensein  des  Kontokorrentvertrages  kann  durch  jedes- 
der  in  diesem  Gesetzbuch  zugelassenen  Beweismittel,  jedoch  nicht  durch 
Zeugen,  festgestellt  werden, 

619.  Die  Klage  auf  Regulirung  des  Kontokorrents,  Zahluzig  des  ffe- 
richtlich  oder  aussergerichtlich  anerkannten  Saldos  oder  auf  Berichtigung  des 
Kontos  wegen  Rechenfehler,  Auslassungen,  fremder  oder  ungehöriger  Weise 
auf  der  Debet-  oder  Creditseite  eingetragener  Posten  oder  doppelter  Eintra- 
gung  derselben  verjährt  in  dem  Zeitraum  von  5  Jahren. 

In  derselben  Zeit  verjähren  die  Zinsen  des  Salldos,  wenn  dieselben 
jährlich  oder  in  kürzeren  Zeitabschnitten  zahlbar  sind. 
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TITEL  X. 

Von  dem  WechBelvertarage  und  von  den  Wechseln 
(Art.  82D-764). 

und 

TITEL  XI. 

Ton  den  Anweisungen  und  eigenen  Wechseln  oder  Zahlungs- 

scheinen  an  Ordre  (Art.  765—781), 

sind  bereits  in  der  nYoUständiffeii  Sammlnnff  der  geltenden  Wechselgesetse*)  etc.**  fiber- 
«ettt  und  daher  hier  nicht  nochmalB  zom  Abdruck  gelangt 

TITEL  XII. 
Von  den  Kreditbriefen. 

782.  Die  Kreditbriefe  haben  zum  Zweck,  einen  bedinfrten  Wechsel- 
Tertrag  zu  realisii^n,  welcher  zwischen  dem  Geber  und  dem  Nehmer  abf^ 
schlössen  worden  ist,  und  dessen  Perfektion  davon  abhängt,  dass  der  letztere 
von  dem  Kredite  Gebrauch  macht,  welchen  jener  ihm  eröffnet 

783.  Die  Kreditbriefe  müssen  einer  bestimmten  Person  and  nicht  an 
Ordre  ertheilt  werden. 

Wenn  dieselben  in  dieser  letzteren  Form  ausgestellt  sind,  kann  der 
Nehmer  sie  persönlich  einziehen,  aber  nicht  indossiren. 

Das  Indossament  eines  Kreditbriefes  überträgt  auf  den  Indossatar 
nicht  das  Recht,  denselben  einzuziehen. 

784.  In  dem  Kreditbriefe  ist  die  Zeit  anzugeben,  innerhalb  welcher 
der  Nehmer  von  demselben  Gebrauch  machen  muss,  sowie  das  Mazimain 
•des  Betrages,  welcher  ihm  übergeben  werden  soll. 

Wenn  der  Kreditbrief  keine  Zeitbestimmung  enthält,  so  wird  diesdbe 
Ton  dem^  betreffenden  Handelsgericht  festgesetzt,  unter  Berücksichtignng  der 
Yeriiältnisse  des  Gebers  und  des  Nehmers  und  der  Natur  des  uandeis- 
luntemehmens,  welches  die  Eröffnung  des  Kredites  veranlasst  hat. 

^  785«     Der  Nehmer  eines  Kreditbriefes  muss  auf  denselben  seine  Unter- 
:8chrift  setzen  oder  dem  Geber  ein  Faasimile  derselben  aushändigen. 

786.  Der  Geber  eines  Kreditbriefes  kann  denselben  nicht  widermfiBD, 
es  sei  denn,  dass  irgend  ein  Ereigniss  eintritt,  welches  den  Eüredit  des 
I^ehmers  schmälert. 

Wenn  derselbe  zur  Unzeit  und  ohne  ernste  und  wohlbegründete  Ursache 
*wideEEu£Bn.  wird,  iiafiet  der  Gebec  ftr  die  Sekiden  und  NM^theile,  wekke 
-dem  Nehmer  dadurch  erwachsen. 

787.  Der  Geber  ist  verpflichtet,  seinem  Korrespondenten  den  Betrag 
zu  bezahlen,  welchen  er  auf  Grund   des   Kreditbriefes   dem   Nehmer  fibei^ 

;geben  hat 

788.  Der  Kreditbrief  gewährt,  dem  Nehmer ^  auch  wenn  er  nickt 
honorirt  wird,  kein  Recht  gegen  den  Geber,  noch  gegen  denjenigen,  n 
•dessen  Lasten  er  ausgestellt  worden  ist. 

Demgemäss   können   die   Kreditbriefe  nicht  protestirt  werden. 


^)  Yollständige    Sammlung    der    geltenden    Weehselgesetze    aller    Linder    vn 
i£)r.  S.  Borchardt    Berlin,  1871. 
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789.  Der  Inhaber  eines  Kreditbriefes  ist  yerpflichtet,  die  Identität 
Beiner  Person  zu  beweisen,  wenn  der  Zahler  es  verlangt. 

790.  Sofern  der  Kehmer  von  dem  Kreditbrief  innerhalb  der  TereiiL- 
barten  Frist  keinen  Gebrauch  macht,  muss  er  ihn  dem  Geber  zorfickstelleit, 
sobald  er  hierzu  ao^efordert  worden  ist,  oder  f&r  seinen  Betrag  BQrgschaft 
leisten,  bis  der  Widerruf  zur  Kenntniss  des  Zahlers  gelangt  ist. 

791.  Nachdem  der  Kreditbrief  bezahlt  worden  ist,  muss  der  Inhaber 
ohne  Verzug  dem  Geber  den  erhaltenen  Betrag  zurückerstatten. 

Wenn  er  es  nicht  thut,  kann  der  Geber  die  Zahlung  des  übergebenen 
Betrages  nebst  den  laufenden  Zinsen,  von  dem  Tage  der  Uebergabe  an.  und 
der  laufenden  Coursdifferenz  zwischen  dem  Platze,  an  welchem  die  Zanlung 
erfolgt  ist,  und  dem  Orte,  an  welchem  die  Rückerstattung  bewirkt  werden 
muss,  einfordern. 

792.  Derjenige,  welcher  einen  Kreditbrief  honorirt,  hat  keine  Klage 
gegen  den  Inhaber  auf  Rückerstattung  des  ihm  übergebenen  Betrages,  es 
sei  denn,  dass  aus  dem  Inhalte  des  Kreditbriefes  hervorgeht,  dass  der  Geber 
sich  nur  für  den  Betrag  als  Bulben  aufstellen  wollte,  welchen  der  Inhaber 
erhalten  hat. 

793.  Die  Kreditbriefe  können  an  verschiedene  Korrespondenten,  welche 
an  verschiedenen  Orten  wohnen,  gerichtet  werden,  damit  sie  dieselben 
aaccessive  bis  zu  dem  in  denselben  bezeichneten   Betrage  honoriren. 

In  diesem  Falle  muss  der  Korrespondent,  welcher  dem  Inhaber  einen 
Theil  der  Summe  aushändigt,  diesen  auf  dem  Kreditbriefe  vermerken,  unter 
der  Haftbarkeit  für  die  Schäden  und  Nachtheile. 

794*  Der  Kreditbrief,  welcher  nicht  die  Bezeichnung  eines  Betrages 
enthält,  ist  als  einfacher  Einführungs-  und  Empfehlungsbrief  anzusehen, 
nnd  der  Geber  desselben  haftet  dem  Korrespondenten,  an  den  er  gerichtet 
worden  ist,  nicht  für  die  Resultate  irgend  eines  Vertrages,  den  der  letztere 
mit  dem  Nehmer  abschliesst,  mit  Ausnahme  des  Falles  eines  in  der  gesete- 
liehen  Form  bewiesenen  Dolus. 


TITEL  Xm. 
Von  dem  Darlehn. 

795.  Die  auf  unbestimmte  Zeit  gegebenen  Darlehne  sind  erst  10  Tage 
nach  der  Aufforderung  zu  ihrer  Rückerstattung  ezigibel. 

796.  Wenn  die  Zathlungsinst  des  Darlehns  nicht  fest  bestimmt  worden 
ist,  muss  das  Handelsgericht  dieselbe  nach  vernünftigem  Ermessen  festsetzen, 
unter  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  des  Vertrages,  der  Natur  des 
Unternehmens,  zu  welchem  das  Darlehn  bestimmt  worden  war,  nnd  der 
personlichen  Umstände  des  Darleihers  und  des  Darlehnsempf&ngers. 

797.  Wenn  das  Darlehn  in  speciell  ange^benen  Münzen  koatrahirt 
i^orden  ist,  erfüllt  der  Darlehnsemjpänger  sttne  Verpflichtung,  wenn  er 
Münzen  derselben  Art,  wie  die  empnngenen,  zurückerstattet,  welches  aach 
immer  der  Werth  derselben  zur  Zeit  der  Rückerstattung  sein  mag. 

798.  Die  Unent^eltlichkeit  wird  bei  Handelsdurlehnen  nicht  ver- 
muthet,  und  sie  tragen  gesetzliche  Zinsen,  es  sei  denn,  dass  die  Parteien 
das  Gegentheil  vereinbart  haben. 

79i9.  Die  Festsetzung  von  Zinsen  oder  diejenige,  welche  den  Darlehns- 
oehmer  von  der  Zahlung  derselben^  befreit,  muss  schriftlich  getroffen  werden, 
nnd  ohne  dieses  Erfordemiss  ist  sie  vor  Gericht  unwirksam. 
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800.  Die  Zinsen  müssen  in  bestimmten  Geldbetragen  stipulirt  werden, 
auch  wenn  das  Darlehn  in  Waaren  irgend  welcher  Art  besteht. 

Um  in  diesem  letzteren  Falle  die  Berechnung  der  Zinsen  vorzunehuiea, 
müssen  die  Waaren  nach  dem  laufenden  Preise  abgeschätzt  werden,  welchen 
sie  an  dem  Tage  und  dem  Orte  der  Vornahme   der   Rückerstattung  hab^. 

801.  Der  Darlehnsempfanger,  welcher  die  Erfüllung  der  ihm  dnrdi 
das  Darlehn  auferlegten  Verpflichtungen  verzögert,  mag  eine  Zinsenfestr 
setzung  getroffen  sein  oder  nicht,  ist  verpflichtet,  die  laufenden  Zinsen  von 
dem  Tage  an  zu  zahlen,  an  welchem  die  Zahlung  auf  Grund  einer  gericht- 
lichen   verfugung  reklamirt  wird. 

802.  Der  Lauf  der  vertragsmässigen  Zinsen  hört  nicht  durch  das 
Eintreten  der  Frist  auf,  zu  welcher  die  Rückerstattung  des  Kapitals  ea^ 
folgen  muss. 

803.  Die  Quittung  über  die  entsprechenden  Zinsen  der  letzten  drei 
Zahlungstermine  lässt  vermuthen,  dass  die  früheren  gedeckt  worden  sind, 
es  sei  denn,  dass  die  Quittung  irgend  eine  Bedingung  enthält,  in  welcher 
sich  der  Gläubiger  sein  Recht  vorbehält. 

804.  Die  Zinsen  eines  geliehenen  Kapitals  können  neue  Zinsen  tragen, 
entweder  in  Fol^e  einer  gerichtlichen  Klage  oder  einer  besonderen  Verein- 
barung, sofern  die  Klage  oder  die  Vereinbarung  sich  auf  Zinsen  bezieht, 
welche  wenigstens  für  ein  volles  Jahr  geschuldet  werden. 

805.  Der  Darlehn  sempfanger,  welcher  einen  Zahlungsschein  oder  eine 
Empfangsbescheinigung  unterzeichnet  hat,  indem  er  sich  als  Scholdner 
eines  Geldbetrages  oder  einer  Waaren  menge  bekennt,  kann  nach  den  Umstanden 
des  Falles  zu  dem  Beweise  zugelassen  werden,  dass  ihm  das  Geld  oder  die 
Waaren  nicht  übergeben  worden  sind. 

806.  Die  Saldos  der  Geschäfbsrechnungen  oder  die  auf  Ebmdelsnntei^ 
nehmungen  bezüglichen  Vorschüsse  werden  als  wirkliche  Darlehne  betrachtet 
nnd  nach  den  Vorschriften  dieses  Titels   behandelt. 


TITEL  XIV. 
Von  dem  Depositum. 

807.  Das  Handelsdepositum  wird  in  derselben  Form  wie  die  Kom* 
mission  begründet. 

808.  Die  Rechte  und  Verpflichtungen  des  Deponenten  und  des  Depo- 
sitars der  Waaren  sind  dieselben,  welche  dieses  Gresetzbuch  den  Kommit- 
tenten und  Kommissionären  gewährt  und  auferlegt. 

809.  Der  Depositar  hat  das  Recht,  eine  Entschädigung  für  seine  Dienste 
zu  fordern. 

Die  Quote  der  Entschädigung  ist  von  den  Parteien  oder,  in  Ermange- 
lung einer  Vereinbarung,  nach  dem  Brauche  eines  jeden  Platzes  festzustellen. 

810.  Der  Depositar,  welcher  die  deponirte  Sache  gebraucht,  selbst  in 
den  Fällen,  in  welcnen  es  ihm  das  Gesetz  oder  die  Vereinbarung  gestattet, 
verliert  den  Anspruch  auf  die  vereinbarte  oder  übliche  Entschädigung. 

811.  Wenn  das  Depositum  in  Schuldurkunden  besteht,  welche  Zinsen 
tragen,  ist  der  Depositar  verpflichtet,  dieselben  einzuziehen  nnd  alle  Hass- 
regeln zu  treffen,  welche  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Deponenten  erfor- 
derlich sind. 

812.  Die  Depots  bei  den  öffentlichen,  in  der  gehörigen  Weise  ge- 
nehmigten Banken  werden  nach  den  Statuten  derselben  ger^elt. 
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TITEL  XV. 
Von  dem  Pfandvertrage. 

813.  Der  Pfandvertrag  wird  bezuglich  des  Gläubigers  und  des  Schuld- 
ners wie  die  übrigen  Handelsverträge  abgeschlossen  und  bewiesen. 

814.  Der  P&ndvertrag  gewährt  dem  Gläubiger  das  Recht,  sich  mit 
dem  Werthe  der  verpfändeten  Sache  mit  Vorzug  vor  den  übrigen  Gläu- 
bigem des  Schuldners  bezahlt  zu  machen. 

815.  Damit  der  P&ndgläubiger  das  erwähnte  Vorrecht  den  anderen 
Gläubigern  gegenüber  geniesst,  ist  erforderlich: 

1.  dass  der  Pfandvertrag  in  öffentlicher  Urkunde  oder  in  einem  proto- 
koUirten  Privatdokumente  aufgenommen  ist,  in  welchem  vorher  das 
Datum  dieser  durch  den  betreffenden  Notar  vorgenommenen  Mass- 
nahme bescheinigt  worden  ist; 

2.  dass  die  Urkunde  oder  das  Dokument  die  Angabe  des  Schuld-» 
betrages  und  die  Art  und  Natur  der  verpfändeten  Sache  enthält, 
oder  dass  eine  Beschreibung  der  Qualität,  des  Gewichtes  und  des 
Maasses  derselben  beigefügt  ist. 

818.  Die  Bestimmung  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auf  das  in 
einer  Forderung  bestehende  Pfand  anwendbar,  unbeschadet  der  Mittheilung, 
welche  in  diesem  Falle  der  Art.  2389  des  Civilgesetzbuches  vorschreibt. 

817.  Das  Vorrecht  entsteht,  besteht  und  erlischt  mit  dem  Besitze 
des  Pfandes,  mag  denselben  der  Pfandgläubiger  oder  ein  von  den  Parteien 
erwählter  Dritter  haben. 

818.  Die  Verpflichtung,  welche  der  Art.  811  dem  Depositar  auferlegt 
erstreckt  sich  auch  auf  den  Gläubiger,  welcher  eine  Forderung  als  Pfand 
erhält. 

819.  Wenn  die  als  Pfand  gegebene  Forderung  Zinsen  trägt,  muss  der 
Gläubiger  dieselben  auf  die  Zahlung  derjenigen  anrechnen,  welche  ihm  ge- 
schuldet werden. 

Wenn  jedoch  die  durch  das  Pfand  gesicherte  Forderung  keine  Zinsen 
trägt,  müssen  diejenigen,  welche  die  verpfändete  Forderung  trägt,  auf  die 
Zahlung  des  versicherten  Kapitals  angerecnnet  werden. 


TITEL  XVI. 
Von  der  Bürgschaft. 

Die  Bürgschaft  muss  schriftlich  geleistet  werden,  und  ohne  dieses 
Erforderniss  ist  dieselbe  von  keinem  Werth  und  wirkungslos. 

821.  Der  Bürge  kann  mit  demjenigen,  für  welchen  er  bürgt,  eine 
Entschädigung  für  die  Haftbarkeit  festsetzen,  welche  er  zu  seinen  Gunsten 
kontrahirt. 

TITEL  XVn. 
Von  der  Verjährung. 

822.  Die  Klagen,  welche  zu  ihrer  Geltendmachung  vor  Gericht  keine 
in  diesem  Gesetzbuche  bestimmte  Frist  haben,  verjähren  je  nach  ihrer  Natur 
in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Civilgesetzbuches. 
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Buch  ni. 

Von  dem  Seehandel. 

TITEL  I. 
Von  den  Handelsschiflfen  und  den  Eigenthümem  und  Kit- 
eigenthümem  derselben. 

§  1.     Von  den  Handelsschiffen. 
Das  Wort  „SchifiF"  bezeichnet  den  Rumpf  und  Kiel,  das  Takel- 


werk und  Zubehör  eines  jeden  Hauptfahrzeuges,  weiches  auch  immer  seine 
Bezeichnung  und  Grösse  sein  mag,  und  mag  es  ein  Segel-,  Rader-  oder 
Dampfschiff  sein. 

824.  Der  EoIIektivname  „Takelwerk^  bezeichnet  die  Masten,  Boote, 
Anker,  Ankertaue,  das  Tau-,  Masten-  und  Segel  werk,  die  Raaen  und  alk 
übrigen  festen  oder  losen  Gegenstände,  welche,  ohne  Theile  des  SckiS^- 
körpers  zu  bilden,  zu  der  Bedienung,  den  Manövern  und  der  Schifffahrt  dorcbao« 
erforderlich  sind. 

Er  bezeichnet  nicht,  ncch  umfasst  er  die  Ausiüstung,  die  LebensmiiteL 
die  verdiente  Fracht  und  die  der  Schiffsmannschaft  vorgeschossene  Heaer. 

825.  Die  Schiffe  sind  Mobilien.  Jedoch  haften  sie  für  die  gevök- 
liehen  und  bevorrechtigten  Schulden  des  Eigenthümers  und  können  in  den 
Händen  Dritter  für  die  betreffenden  Gläubiger  mit  Beschlag  belegt  verdei 

826.  Das  Schiff  bewahrt  seine  Identität,  auch  wenn  die  Materialien, 
aus  welchen  es  besteht,  successive  gewechselt  werden. 

Wenn  das  Schiff  auseinandergenommen  und  wieder  au%ebaat  lii 
wenn  auch  mit  denselben  Materialien,  wird  es  als  ein  neues  und  anderer 
Fahrzeug  ai^esehen. 

827.  Kein  Schiff  kann  als  ein  Chilenisches  angesehen  werden,  veos 
es  nicht  nach  den  Bestimmungen,  welche  das  Schifffahrtsgesetz ^)  entbäl'. 
immatrikulirt  worden  ist. 

828.  Um  das  Schiff  durch  Verjährung  erwerben  zu  können,  istau^:^: 
einem  Titel  und  der  bona  fides  der  Ablauf  von  10  Jahren  erfbrderlict 
welche  in  der  im  Art.  2508  des  Civilgesetzbuches  festgesetzten  Form  f^ 
rechnet  werden. 

Wenn  ein  das  Eigen th um  übertragender  Titel  fehlt,  kann  das  Fige:* 
thum  des  Schiffes  nur  durch  die  im  Art.  2511  des  citirten  Gesetzbod^ 
bezeichnete  ausserordentliche  Verjährung  von   30  Jahren   erworben  werde: 

Der  Eapitain  kann  durch  Verjährung  das  Eigenthum  des  von  ihmii^ 
Namen  eines  anderen  geleiteten  Schiffes  nicht  erlangen. 

829.  Nachdem  die  Erbauung  oder  Ausbesserung  eines  Schiffes  br 
endigt  worden  ist,  kann  der  Eigenthümer  desselben  es  nicht  eher  u' 
Schifffahrt  benutzen,  als  bis  es  von  Sachverständigen,  welche  die  zustincb 
Behörde  zu  ernennen  hat,  visitirt,  geprüft  und  zur  Schifffahrt  tao^-i - 
erklärt  worden  ist. 

830.  Das  Eigenthum  der  Chilenischen  Schiffe,  welche  ausserhalb ce^ 
Gebietes  der  Republik  verkauft  worden  sind,  wird  nach  den  Gesetzen  ('•"' 
Gebräuchen  übertragen,  die  an  dem  Vertragsorte  in  Geltung  sind. 

')  S.  Tinten. 
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831.  Die  Veräasseruiig  des  Schiffes  umfasst  diejenige  aller  hierzu 
gehörigen  Takelagen  und  Ausrüstungsgegenstande,  es  sei  denn,  dass  sie 
durch  Vereinbarung  der  Parteien  ausgenommen  worden  sind. 

832.  Wenn  das  Schiff  verkauft  worden  ist,  während  es  sich  auf  der 
Reise  befindet,  so  gehören  dem  Käufer  vollständig  die  Frachtgelder,  welche 
auf  der  Beise  verdient  werden,  seitdem  es  seine  letzte  Ladung  erhalten  hat. 

Wenn  jedoch  das  Schiff  zur  Zeit  des  Verkaufes  seinen  Bestimmungsort 
erreicht  hat,  so  gehören  die  Frachtgelder  dem  Verkäufer. 

Die  Parteien  können  jedoch  in  beiden  Fällen  das,  was  ihnen  am  vor- 
theilhaftesten  erscheint,  vereinbaren. 

833.  Das  Eigenthum  des  vertraffsmässig  erworbenen  Schiffes  kann 
gegen  Dritte  nur  durch  eine  öffentliche  Urkunde  bewiesen  werden,  welche 
in  einem  speciell  hierzu  bestimmten  Register  aufgesetzt  werden  muss. 

Dieselbe  Vorschrifi)  ist  bei  dem  Eigenthum  des  Schiffes  anwendbar, 
welches  jemand  fär  seine  Rechnung  erbaut  oder  erbauen  lässt. 

Das  durch  testamentarische  oder  Intestaterbfolge  oder  Aufbringung 
erworbene  Eigenthum  kann  nur,  je  nach  dem  Falle,  durch  eine  beglaubigte 
Bescheinigung  des  Testaments,  die  Adjudikationsakten  oder  durch  ein  Er- 
kenntniss  des  zuständigen  Gerichts  bewiesen  werden. 

Die  Bestimmungen  des  Alinea  1  erstrecken  sich  nicht  auf  die  Schiffe, 
welche  weniger  als  10  Tonnen  messen. 

834.  Die  innerhalb  oder  ausserhalb  der  Republik  erfolgte  Veräusserung 
des  Schiffes  wird  als  mit  allen  demselben  anhaftenden  Verbindlichkeiten,  und 
unbeschadet  der  gesetzlich  festgestellten  Vorrechte,  erfolgt  angesehen. 

Der  Verkäuter  muss  dem  Käufer  eine  unterschriebene  Aufzeichnung 
aller  bevorrechtigten  Schulden,  welche  das  Schiff  anerkennen  muss,  über- 
mitteln, und  dieses  Verzeichniss  muss  in  die  betreffende  Urkunde  auf- 
g^enommen  werden. 

Wenn  Schulden  vorhanden  sind,  so  begründet  der  Mangel  dieses 
Verzeichnisses  oder  die  Auslassung  irgend  einer  Schuld  die  Vermuthung  der 
mala  fides  gegen  den  Verkäufer. 

835.  Bevorrechtigte  Forderungen  auf  das  Schiff  oder  seinen  Preis  sind: 

1.  die  Avisprämie,  die  Gratifikation,  die  Bergungskosten  und  die 
Löhne  der  Hafenlootsen; 

2.  die  Hafengebühren; 

3.  der  Lohn  der  Depositare  und  Wächter  des  Schiffes  und  die  für  die 
Erhaltung  des  Rumpfes  und  des  Takelwerks,  von  der  Einfahrt  in 
den  Hafen    an  bis  zu  seinem  Verkauf,  verursachten  Kosten; 

4.  die  Lagermiethe  für  die  Magazine,  in  welchen  das  Takelwerk  und 
die  Ausrüstungsgegenstände  des  Schiffes  aufbewahrt  worden  sind; 

5.  die  Heuer,  die  Gratifikationen  und  die  Auslagen  des  Eapitains  und 
die  Löhne  der  Offiziere  und  Seeleute,  welche  die  Schiffsmannschaft 
bilden,  für  die  letzte  Reise,  unbeschadet  ihres  Vorrechtes  auf  die 
Fracht. 

Wenn  sie  für  die  Hin-  und  Rückreise  angeworben  worden  sind, 
werden  diese  beiden  Reisen  Behufs  Anwendung  dieses  Vorrechtes 
als  eine  einzige  betrachtet 

Der  Eapitain  und  die  Mannschaft  geniessen  dieses  Vorrecht 
nicht,  wenn  sie  auf  Antheil  oder  auf  Fracht  angeworben  worden  sind; 

6.  alle  Schulden,  welche  der  Kapitain  während  der  letzten  Reise  zu 
Gunsten  des  Schiffes  in  der  Absicht  kontrahirt  hat,  einem  dringen- 
den und  unvermeidlichen  Bedürfnisse  abzuhelfen,  einschliesslich  der- 
jenigen, welche  durch  die  Wegnahme  der  Lebensmittel  den  Passa- 
gieren verursacht  worden  sind,  und  derjenigen,  welche  aus  dem  Ver- 
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kauf  eines  Theiles   der  Ladung   zu   dem  angegebenen  Zwecke  her- 
rühren ; 

7.  die  dem  letzten  Verkäufer  des  Schiffes  oder  den  Lieferanten  m 
Materialien,  den  Handwerkern  und  Arbeitern,  welche  bei  der  E^ 
bauung  desselben  verwendet  worden  sind,  geschuldeten  Beträge,  leon 
es  nach  dem  Verkauf  oder  der  Erbauung  noch  keine  Reise  gemidii 
hat,  und  die  für  Arbeiten,  Handarbeit  und  Lieferungen,  welche  zor 
Ausbesserung,  Ausrüstung  und  Verproviantirung  des  SchifliK  für 
seine  letzte  Reise  verwendet  sind,  geschuldeten  Summen,  wenn  es 
schon  gefahren  ist. 

Das  Vorrecht  der  Lieferanten,  Handwerker  und  Arbeiter,  Ton 
dem  das  vorhergehende  Alinea  handelt,  erstreckt  sich  auch  aof  den 
Fall,  in  welchem  die  Erbauung  oder  Ausbesserung,  die  Aosrüstonf; 
oder  Verproviantirung  durch  einen  fest  abgeschlossenen  Vertrag  be- 
wirkt worden  ist,  es  sei  denn,  dass  der  Eigenthümer  nachweist,  da$s 
er  den  Lieferanten,  Handwerkern  und  Arbeitern  durch  Bebumt- 
machungen  in  den  Zeitungen  oder  auf  andere  gesetzliche  Weise  von 
dem  Vertrag  Kenntniss  gegeben  hat. 

Auch  in  diesem  Falle  können  die  Lieferanten,  Handwerker 
und  Arbeiter  die  subsidiarische  Klage  anstellen,  welche  die  No.  5 
des  Art.  2003  des  Civil gesetzbuches  ihnen  gewährt,  und  von  dem 
Eigenthümer  den  dem  Unternehmer  geschuldeten  Betrag  rekkoiirea. 

Das  in  dem  zweiten  Theile  des  ersten  Alineas  gewährte  Vorrecitt 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Beträge,  welche  für  die  Ausbesserang  der 
Verschlechterungen  geschuldet  werden,  die  das  neu  erbaute  Schif 
vor  dem  Beginn  seiner  ersten  Reise  erlitten  hat; 

8.  die  auf  Bodmerei  geliehenen  Summen  auf  den  Rumpf  und  Kid  des 
Schiffes,  und  zwar  zu  dem  Zwecke,  dasselbe  für  seine  letzte  Beise 
auszubessern,  auszurüsten  und  zu  verproviantiren; 

9.  die  Prämien  von  Versicherungen,  welche  für  die  letzte  Reise  aof 
die  in  der  vorhergehenden  Nummer  angegebenen  Gegenstände  kon- 
trahirt  worden  sind; 

10.  die  Entschädigungen,  welche  für  den  Werth  der  verladenen  und  nichi 
abgelieferten  Waaren  und  für  die  durch  culpa  des  Kapitains  oder 
der  Schiffsmannschaft  erlittenen  Havarien  geschuldet  werden,  and 
diejenigen,  welche  dem  Passagier  für  die  auf  das  Schiff  gebrachten 
und  der  Sorgfiftlt  des  Kapitains  anvertrauten  Gegenstände  gesckoldet 
werden. 

836.  Die  im  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Vorrechte  um£issen 
sowohl  das  Kapital,  als  auch  die  vereinbarten  Zinsen,  und  bei  den  Bodmerei- 
darlehnen  erstrecken  sie  sich  auf  den  Seenutzen  und  die  Landzinsen,  welche 
von  dem  Aufhören  der  Risikos  bis  zu  der  wirklichen  Rückerstattung  des 
Kapitals  laufen. 

837.  Wenn  das  Schiff  in  Konkurs  geräth,  wird  die  Rangordnung  der 
in  dem  Art.  835  aufgezählten  Forderungen  nach  der  Reihenfolge  unterein- 
ander festgestellt,  in  welcher  sie  daselbst  aufgezählt  sind. 

Die  in  derselben  Nummer  aufgeführten  Forderungen  werden  pro  rta 
bezahlt,  sofern  der  Preis  des  Schiffes  zur  vollständigen  Deckung  derselbefl 
unzureichend  ist. 

Wenn  bevorrechtigte  Forderungen  von  gleicher  Art,  welche  succesate 
in  demselben  Hafen  entstanden  sind,  mit  einander  zusammentreffen,  so 
müssen  sie  ebenfalls  pro  rata  bezahlt  werden ;  wenn  sie  jedoch  im  VerUafe 
der  Fahrt  in  verschiedenen  Häfen  kootrahirt  worden  sind,  so  ist  bei  ihrff 
Rangordnung  die  umgekehrte  Reihenfolge  ihrer  Daten  zu  beobachten. 
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Wenn  die  konkurrirenden  Forderungen  aus  Bodmereidarlehnen  her- 
rühren, 80  wird  die  Rangordnung  ders^ben  untereinander  in  der  im 
Art.  1204  vermerkten  Weise  Ssstgestellt. 

Die  gewdlinlichen  Gläubiger  werden  verhäitnissmässig  bezahlt. 

838.  Im  Falle  des  Falliments  des  Eigenthümers  haben  die  bevor- 
rechtigten Gläubiger  des  Schiffes  bei  der  Yertheilung  des  Preises  desselben 
vor  den  übrigen  uläubigem  der  Masse  den  Vorzug;  dieses  Vorrecht  erstreckt 
sich  auf  die  Beträge,  welche  die  Versicherer  zu  bezahlen  haben. 

839.  um  die  Vorrechte  zu  geniessen,  welche  der  Art.  835  gewährt, 
müssen  die  Gläubiger  ihre  Forderungen  durch  die  im  Folgenden  erwähnten 
Beweismittel  glaubhaft  machen: 

1.  die  Avisprämie,  die  Gratifikation  und  die  Bergungskosten  durch  eine 
Bescheinigung  der  Behörde,  welche  diesem  Akte  vorgestanden  hat; 

2.  das  Lootseni^d  durch  eine  Bescheinigung  über  den  geleisteten 
Dienst,  welche  von  dem  Marinegouvemeur  oder  von  dessen  Stellver- 
treter ausgestellt  sein  muss; 

3.  die  Hafengebühren  durch  eine  von  dem  Marinegouverneur  ertheilte 
Bescheinigung  über  die  Thatsache,  welche   dieselben  veranlasst  hat; 

4.  das  Gehalt  und  die  Kosten  der  Aufbewahrung  durch  eine  Bescheini- 
gung der  Beschlüsse  des  Handelsgerichts,  welches  dieselben  autorisirt 
und  gebilligt  hat; 

5.  die  Lagermiethe  für  die  Räumlichkeiten,  in  welchen  das  Takelwerk 
und  die  Ausrüstungsgegenstände  des  Schiffes  niedergelegt  und  auf- 
bewahrt worden  sind,  ebenfalls  durch  eine  Bescheinigung  des  das 
Depositum  autorisirenden  Beschlusses; 

6.  das  Gehalt  und  die  Gratifikationen  des  Eanitains  und  die  Heuer 
Her  Schiffsmannschaft  durch  die  auf  Grund  aer  Schiffsrolle  und  des 
Rechnungsbuches  des  Schiffes  ausgeführte  und  von  dem  Marine- 
gouverneur genehmigte  Liquidation; 

7.  die  während  der  letzten  Reise  kontrahirten  Schulden  durch  die  von 
dem  Eapitain  ausgestellten  Urkunden. 

Die  Wegnahme  der  Lebensmittel  und  der  Verkauf  der  Waaren 
durch  die  von  dem  Kapitain  unterzeichneten  Empfangsbescheinigungen 
und. durch  ein  Zeugniss  über  den  von  den  Schiffsomzieren  gefassten 
Beschluss; 

8.  die  von  dem  Verkauf  oder  der  Erbauung  des  Schiffes  herrührenden 
Forderungen  durch  die  im  Art.  833  vorgesehenen  Urkunden,  und 
die  durch  Lieferungen  von  Proviant  oder  Materialien  entstandenen 
durch  eine  von  den  Lieferanten  unterzeichnete,  von  dem  Eapitain 
am  Fusse  anerkannte  und  von  dem  Rheder  visirte  Rechnung,  vor- 
ausgesetzt, dass  ein  genaues  Duplikat  derselben  in  dem  Sekretariat 
des  Handelsgerichts  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  zu  Protokoll  ge- 
nommen worden  ist; 

9.  die  Bodmereidarlehne  durch  öffentliche,  amtliche  oder  private  Ur- 
kunden und  durch  die  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des  Art.  1173 
ausgeführte  Eintragung  derselben; 

10.  die  Versicherungsprämien  durch  die  betreffenden  Policen; 

11.  die  den  Befirachtern  und  Passagieren  geschuldeten  Entschädigungen 
durch  ein  gerichtliches  oder  schiedsrichterliches  Urtheil,  welches  die- 
selben feststellt. 

840-  Ausser  den  allgemeinen  Arten  des  Erlösqhens  der  Obligationen 
erlöschen  die  im  Art.  835  erwähnten  Vorrechte  und  das  Recht,  welches  den 
Gläubigern  im  Allgemeinen  der  Art.  825  gewährt: 

1.  durch  den  gerichtlichen  Verkauf  des  Schiffes,  welcher  in  der  im 
Art  847  vorgeschriebenen  Form  ausgeführt  worden  ist; 
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2.  durch  den  aassereerichtlichen  Verkauf  des  Schiffes,  welches  sieh  in 
dem  Hafen  befindet ,  wenn  nach  Vornahme  dieses  Verkaufes  das 
Schiff  im  Namen  und  für  Rechnung  und  auf  die  Gefiihr  des  Käofers 
verklärt  worden  ist  und  60  Tage  hindurch  ohne  Widerspruch  oder 
Protest  der  Gläubiger  &hrt. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  das  Schiff  im  Namen  des  neuen  Eigen- 
thümers  f&hrt,  wenn  der  letztere  die  Uebertragung  in  der  Matrikel 
und  in  dem  Certifikat,  von  welchem  das  SchifffiEihrtsgesetz  handelt^ 
hat  vermerken  lassen. 

841.  Wenn  die  Haftbarkeit  des  Schiffes  noch  schwebt,  können  die  be- 
vorrechtigten oder  gewöhnlichen  Gläubiger  die  Aufhebung  des  Privstver« 
kaufes  aus  dem  Grunde  nachsuchen,  weil  der  Preis  nicht  bezahlt,  oder  weil 
der  Verkauf  zur  Schädigung  ihrer  Rechte  vorgenommen  worden  ist 

842.  Jeder  Gläubiger  kann  die  Beschlagnahme  und  Versteigerong  des 
Schiffes  beantragen,  in  welchem  Hafen  der  Republik  es  sich  auch  be- 
finden mag, 

843.  Das  Schiff,  welches  verklart  ist,  kann  nicht  mit  Beschlag  belegt 
werden,  es  sei  denn  wegen  Schulden,  welche  zum  Zwecke  der  Ausrüstung 
und  Verproviantirung  desselben  Behufs  Realisirung  der  Reise  kontiahirt 
worden  sind. 

Das  Schiff  wird  hinsichtlich  der  Wirkungen  des  vorhergehenden  Alineas 
als  verklart  von  dem  Moment  ab  angesehen,  in  welchem  der  Eapitain  von 
dem  Marinegouvemeur  den  Befehl  erhält:  unter  Segel  zu  gehen.') 

844.  Die  ausländischen  Schiffe,  welche  in  den  Häfen  der  Republik 
vor  Anker  lie|;en,  können  wegen  Schulden  nicht  mit  Beschlag  belegt  werden, 
welche  nicht  im  Chilenischen  Gebiet  wegen  oder  zum  Nutzen  derselben  kon- 
trahirt  worden  sind. 

845-  Die  Kapitaine,  Schiffsmeister  oder  Patrone  sind  auf  Grund  ihres 
Amtes  nicht  befugt,  die  von  ihnen  befehligten  Schiffe  zu  veräussern. 

Wenn  jedoch  das  Schiff,  welches  sich  auf  der  Reise  befindet,  see- 
untüchtig wird,  können  sie  den  Verkauf  desselben  bei  dem  Handei^erichs 
des  ersten  Skala-  oder  Anlandungshafens  nachsuchen,  indem  sie  den  Beweis 
des  erlittenen  Schadens  und  der  Thatsache  anbieten,  das^  es  zur  Fortsetzung 
der  Reise  nicht  wieder  in  den  Stand  gesetzt  werden  kann. 

Nachdem  diese  Punkte  bewiesen  worden  sind,  muss  das  Handelsgericht 
den  gerichtlichen  Verkauf  genehmigen,  und  derselbe  hat,  falls  das  Schiff  sich 
in  irgend  einem  der  Häfen  der  Republik  befindet,  in  der  Form  zu  erfolgen, 
welche  der  Art.  847  und  die  in  demselben  angezogenen  Gesetze  vorschreiben. 

846.  Wenn  die  Nothwendigkeit,  das  Schiff  zu  verkaufen,  in  einem 
ausländischen  Hafen  erkannt  worden  ist,  so  muss  der  Antrag  und  die  Un- 
tersuchung vor  dem  Chilenischen  Konsul  stattfinden  oder,  in  Ermangelung 
desselben,  vordem  Handelsgericht  und,  falls  ein  solches  nicht  vorhanden  ist, 
vor  der  gewöhnlichen  Justizbehörde  des  Ortes. 

847.  Die  Schiffe  können  nicht  gerichtlich  verkauft  werden,  ohne  dass 
vorher  der  "Erkauf  18  Tage  hindurch  vermittelst  Anschlagzettel  and  Be- 
kanntmachungen in  den  Zeitungen,  falls  solche  an  dem  Orte  des  Gerichts 
vorhanden  sind,  angezeigt  worden  ist. 

Die  Anschlagzettel  müssen  an  den  gewöhnlichen  Stellen  des  Gerichts- 
ortes,  in  dem  Hafeu,  wo  das  Schiff  sich  befindet,  falls  der  letztere  von  dem 
ersteren  verschieden  ist,  und  an  dem  Haupteingang  des  Schiff&hrtsamtes 
angeheftet  werden. 


>)  D^se  a  la  vela. 
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Die  Anheftang  der  Anschlagzettel  und  die  Yeröffentlichang  der  Bekannt- 
machungen m&ssen  in  dem  betreffenden  Protokolle  festgestellt  werden,  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  und  der  Schadloshaltung. 

Die  Versteigerung  erfolgt  in  der  Form  und  mit  den  Solemnitäten, 
welche  die  Gesetze  für  die  gerichtlichen  Verkäufe  Yorschreiben. 

§  2.    Von  den  Eigenthümern  und  Miteigenthümern  des  Schiffes. 

848.  Die  ausländischen  Eigenthümer  eines  Chilenischen  Schiffes  sind 
den  Vorschriften  des  Schiff&hrtsgesetzes  und  allen  Sicherheitsmassregeln 
unterworfen,  welche  der  Präsident  der  Republik  im  Falle  eines  Krieges  mit 
der  Nation,  zu  welcher  sie  gehören,  treffen  sollte. 

94S.  Das  Miteigen  thum  an  einem  Schiffe  begründet  keine  Gesellschaft, 
sondern  nur  eine  Interessengemeinschaft. 

850.  Der  Eigenthümer  eines  Schiffes  oder,  im  Falle  dasselbe  mehreren 
gehört,  die  Mittheilhaber,  können  dasselbe  selbst  verwalten,  wenn  sie  die 
Eigenschaften  besitzen,  welche  der  Art.  863  erfordert,  um  Rheder  zu  sein. 

Wenn  sie  diese  Eigenschaften  nicht  haben,  sind  sie  verpflichtet,  eine 
Person  zu  ernennen,  welche  dieselben  besitzt,  die  dann  das  Schiff  im  Namen 
und  für  Rechnung  und  Gefahr  derselben  verwaltet.  Die  Ernennung  hat 
durch  eine  öffentliche  Urkunde  zu  erfolgen,  welche  in  das  Handelsregister 
nach  den  im  Art.  22  vorgeschriebenen  Bestimmungen  eingetragen  werden  muss. 

851.  Der  Verwalter  des  Schiffes  hat  dieselben  Befugnisse,  wie  der 
Rheder,  vorbehaltlich  der  Modifikationen  und  Einschränkungen,  welche  in 
seiner  Ernennungsurkunde  enthalten  sind. 

852.  In  Ermangelung  von  ausdrücklichen  und  formellen  Vereinbarungen, 
welche  den  Verwaltungsmodus  der  Mittheilhaber  des  Schiffes  regeln,  müssen 
alle  Beschlüsse  von  gemeinschaftlichem  Interesse  nach  Stimmenmehrheit  ge- 
fasst  werden,  vorbehaltlich  der  Fälle,  in  welchen  das  Gesetz  etwas  anderes 
bestimmt. 

Die  Majorität  wird  durch  die  Vereinigung  einer  Anzahl  von  Eigen- 
thumsantheilen  an  dem  Schiffe  gebildet,  welche  mehr  als  die  Hälfte  seines 
Werthes  betragen,  vorausgesetzt,  dass  diese  Vereinigung  nicht  in  der  Person 
eines  einzigen  Theilhabers  stattfindet.*) 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  ist  die  Entscheidung  dem  Handels* 
gericht  zu  überlassen;  wenn  jedoch  die  Stimmengleichheit  bezüglich  der 
Fortsetzung  der  Ausrüstung  oder  der  Abtakelung  des  Schiffes  voikommt, 
so  ist  die  dem  ersteren  der  beiden  Punkte  günstige  Meinung  zur  Ausfuhrung 
zu  bringen. 

853.  Von  gemeinschaftlichem  Interesse  sind  die  Beschlüsse,  welche 
sich  auf  die  Ausrüstung,  Equipirung  und  Verproviantirung  des  Schiffes,  die 
Emennunfi^  des  Verwalters,  die  Wahl  des  Kapitains  und  der  Schiffsmann- 
schaft und  die  mit  diesen  abgeschlossenen  Verträge,  die  Ausbesserung,  die 
Befrachtung  und  die  Instruktionen  für  die  Reise  und  im  Allgemeinen  auf 
alles  das  beziehen,  was  das  Schiff  und  seine  Verwendung  betrifft. 

Der  freiwillige  Verkauf  des  gemeinschaftlichen  Schiffet,  die  Ver- 
sicherung desselben  und  die  Beförderung  einer  Ladung  für  Rechnung  und 
Gefahr  aller  Miteigenthümer  sind  keine  Akte  von  gemeinschaftlichem 
Interesse. 

854.  Wenn  bezüglich  des  freiwilligen  Verkaufs  des  Schiffes  Uneinig- 
keit herrscht,    so    können    die  Miteigenthümer,    wenn    sie  alle  grossjährig 

0  Entgegengesetzt  dem  Colnmbianischen  Recht  (Art  43  See-H.  (St.  B., 
cfr.  Bd.  U  g.  m 
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sind,  durch  Licitaiion  untereinaDder  aus  der  GemeiDSchaft  ausscheiden ;  wenn 
jedoch  Minderjährige  vorhanden  sind,  so  muss  das  Schiff  auf  Antrag  ii^^d 
eines  der  Gros^ährig^n  oder  des  gesetzlichen  Vertreters  der  MindeijähngeD 
in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft  werden. 

Jeder  der  Theilhaber  kann  die  Zulassung  fremder  Bieter  verlangen. 

855.  Wenn  sich  das  Schiff  im  Hafen  seiner  Matrikel  oder  Ausrüstaog 
befindet,  haftet  der  Eigenthümer  persönlich  für  die  Kosten  der  Aosbesserong 
nnd  för  die  übrigen,  welche  dasseloe  betreffen,  sofern  sie  auf  seine  Anordnung 
gemacht  worden  sind. 

In  gleicher  Weise  und  bis  zur  Höhe  ihres  Antheiles  haften  die  Mit- 
theilhaber für  alle  Kosten,  welche  nach  dem  Beschluss  der  Majorität  zom 
Vortheile  des  Schiffes  gemacht  werden. 

856.  Die  Miteigenthümer  sind  ver{)flichtet,  im  Verhaltniss  ihrer  An- 
theile  am  Schiff  zu  der  Ausrüstung,  Equipirung,  Verproviantirnng  und  zu 
den  Ausbesserungen  desselben  beizutragen,  sobald  die  Majorität  irgend  eine 
dieser  Massregeln  beschlossen  hat. 

Wenn  es  sich  jedoch  darum  handelt,  das  Schiff  auszubessern,  ist  die 
Majorität  nicht  berechtigt,  nach  ihrem  Gutdünken  die  Art  der  Ausbesserongeo 
und  deren  Kosten  festzusetzen,  und  wenn  die  Minorität  über  diese  Ponkte 
anderer  Meinung  ist,  kann  dieselbe  verlangen,  dass  ein  Kostenanschlag  von 
Sachverständigen  aufgestellt,  und  dass  die  Ausführung  der  Arbeit  bei 
Gleichheit  der  Bedingungen  demjenigen  übertrafen  werde,  welcher  sich 
erbietet,  die  Ausbesserung  für  den  niedrigsten  Preis  herzustellen. 

857*  Wenn  die  Ausbesserung  des  Schiffes  beschlossen  worden  ist  und 
die  im  vorhergehenden  Artikel  verlangten  Erfordernisse  erfüllt  sind,  ist  die 
Minorität  verpflichtet,  mit  dem  ihr  entsprechenden  Betrage  innerhalb  der 
peremtorischen  Frist  von  8  Tagen,  von  der  zu  diesem  Zwecke  an  sie  er^ 
folgten  Mittbeilung  an  gerechnet,  beizutragen  oder  innerhalb  derselben  Frist 
zu  Gunsten  ihrer  Miteigenthümer  auf  ihren  Antheil  am  Schiffe  zu  verzichteiL 

Wenn  die  Minorität  in  der  angegebenen  Frist  keine  Wahl  trifft ,  ist 
anzunehmen,  dass  sie  auf  ihre  Antheile  am  Schiffe  verzichtet,  und  in  diesem 
Falle  müssen  dieselben  privatim  den  übrigen  Theilhabern  für  den  Werth, 
welchen  sie  nach  genauer  Abschätzung  haben,  adjudicirt  werden,  es  sei  denn, 
dass  irgend  einer  ^er  Interessenten  minderjährig  ist  oder,  ohne  es  zu  sein, 
beantragt,  die  Adjudikation  in  öffentlicher  Versteigerung  vorzunehmen. 

Vor  dem  Beginn  der  Ausbesserung  muss  die  Abschätzung  durch  Sadi- 
verständige  erfolgen,  welche  von  den  Parteien  oder,  falls  eine  derselben  sich 
weigert,  die  Ernennung  vorzunehmen,  von  dem  Handelsgericht  erwählt 
werden  müssen. 

858.  Wenn  die  Majorität  die  Adjudikation  des  Antheils  oder  der  An- 
theile der  Minorität  nicht  annimmt,  so  kann  sie  von  dem  Handelsgericht 
die  erforderliche  Ermächtigung  extrahiren,  um  Geld  in  Bodmerei  auf  die- 
selben au&unehmen,  oder  die  Beschlagnahme  und  den  Verkauf  derselben 
in  öffentlicher  Versteigerung  verlangen. 

859.  Sofern  die  Minderheit,  auch  wenn  sie  nur  aus  einem  einzigen 
Mittheilhaber  gebildet  wird,  der  Meinung  ist,  dass  der  Zustand  des  Schiffes 
eine  sofortige  Ausbesserung  erfordert,  welche  von  der  Majorität  verweis 
wird,  so  kann  sie  eine  gerichtliche  Untersuchung  durch  Sachverstand 
veranlassen,  die  vom  Handelsgericht  ernannt  worden  sind,  und  wenn 
letzteren  ihr  Gutachten  dahin  abgeben,  dass  die  Ausbesserung  durchaus  er- 
forderlich ist,  so  sind  die  dissidirenden  Mittheilhaber  verpflichtet,  die  erfor- 
derlichen Geldmittel  beizutragen  und,  falls  sie  es  nicht  thun,  kann  die 
Minorität  von  irgend  einem  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  an* 
gegebenen  Hülfsmittel  nach  ihrem  Belieben  Gebrauch  machen. 
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Wenn  sich  ergiebt,  daes  die  Ausbesserang  Dicht  nöthig  ist,  müssen 
die  Mittheilhaber,  welche  die  Untersuchung  beantragt  haben,  die  Kosten 
dieser  Massnahme  tragen. 

880-  Jeder  MitUieilhaber  hat  das  Recht,  seinen  Antheil  am  Schiffe 
an  einen  Dritten  zu  verkaufen^),  und  seine  Mittheilhaber  können  sich  dem 
Verkauf  nicht  widersetzen,  noch  das  Vorkaufs-  oder  Retractsrecht  ausüben, 
es  sei  denn  im  Falle  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung. 

861.  Die  Bestimmungen  dieses  Buches  sind  auf  die  Schifffahrt  in 
Binnengewässern  nicht  anwendbar. 


TITEL  IL 
Von  den  Personen,  welche  beim  Seehandel  vorkommen. 

§  1.     Von  dem  Rheder. 

862.  Rheder  heisst  derjenige,  welcher  das  Schiff,  mag  er  Eigenthumer 
desselben  sein  oder  nicht,  in  eigenem  Namen  und  für  seine  Rechnung  und 
Gefahr  ausrüstet,  verproviantirt  und  expedirt,  den  producirten  Nutzen  in 
Empfang  nimmt  und  alle  mit  demselben  verbundene  Verantwortlichkeit  trägt. 

863*  Um  Rheder  sein  zu  können,  ist  die  Fähigkeit,  Handel  zu  treiben, 
erforderlich. 

864.  Die  Befugnisse  des  Rheders  sind: 

1.  denjenigen  zu  ernennen,  welcher  das  Schiff  leitet,  oder  dasselbe 
selbst  zu  befehligen,  wenn  er  ein  Kapitainspatent  besitzt; 

2.  die  Seeleute,  welche  die  Schiffsmannschaft  bilden  sollen,  unter  den- 
jenigen auszuwählen,  welche  der  Kapital  n  ihm  vorschlägt,  ohne  dass  er 
den  letzteren  zwinfi^en  kann,  irgena  einen  anzunehmen,  der  nicht  zu 
den  von  ihm  erwählten  gehört; 

3.  die  betreffenden  Heueryerträge  mit  dem  Eapitain  und  der  Mann- 
schaft, die  Befrachtung  und  im  Allgemeinen  alle  diejenigen  Verträge 
abzuschliessen,  welche  die  Verwaltung  des  Schiffes  erforderlich 
macht; 

4.  dem  Eapitain  die  zur  Leitung  des  Schiffes  und  Führung  der  ihm 
übertragenen  Geschäfte  erforderlichen  Instruktionen  zu  ertheilen; 

5.  den  Eapitain  und  die  übrigen  Seeleute  ohne  Angabe  eines  Grundes 
vor  der  Abfahrt  oder  während  der  Reise  des  Schiffes  zu  entlassen. 

Auf  dieses  Recht  kann  der  Rheder  in  gültiger  Weise  nicht  Ver- 
zicht leisten. 

865.  Der  Rheder  ist  verpflichtet: 

1.  dem  Eapitain  und  den  Seeleuten  die  vereinbarte  Heuer  und  Be- 
lohnung und  die  ihnen  gesetzlich  oder  vertragsmässig  im  Falle 
der  Entlassung  zukommenden  Entschädigungen  zu  bezahlen. 

Die  Liquidation  und  Zahlung  der  Heuer  muss  innerhalb  der 
Frist  von  8  Tagen,  von  der  Beendigung  der  Reise  oder  der  Ent- 
lassung des  Eapitains  oder  Seemannes  an  gerechnet,  stattfinden; 

2.  dem  Eapitain  die  Vorschüsse  zu  erstatten,  welche  er  zum  Vortheile 
des  Schiffes  in  Erfüllung  seiner  Instruktionen  oder  in  Ausübung 
seiner  Befugnisse  gemacht  hat; 

3.  die  Schulden  zu  l:^zahlen,  welche  der  Eapitain  zur  Instandsetzung 
und  Verproviantirung  des  Schiffes  gemacht  hat,  auch  wenn  er  ohne 

^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmnng;en  in  anderen  Gesetzen  cfir.  Note  zu 
Art.  489  des  Brasilianischen  H.  Q.  B.,  S.  596. 
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seinen  Befehl  und  seine  Billigung  in  den  gesetzlich  gestatteten  Fällen 
verfahren  ist; 

4.  ciyiliechtlich  für  die  Handlungen  des  Eapitains  und  der  Mannschaft 
zu  haften,  mögen  dieselben  ein  Delict  oder  Quasidelict  b^rftnden 
oder  nur  eine  ein&che  Culpa; 

5.  die  erlaubten  Verträge  zu  erfüllen,  welche  der  Kapitain  zum  Nutzen 
des  Schiffes  oder  der  Expedition  abschliesst; 

6.  Die  Frachtverträge  auszuführen,  welche  er  selbst,  sein  Eonsignatar 
oder  der  Kapitain  des  Schiffes  abschliesst; 

7.  die  Verlader  für  die  Nachtheile  zu  entschädigen,  welche  sie  dadurch 
erleiden,  dass  über  mehr  Ladung  kontrahirt  worden  ist,  als  dem 
Rauminhalt  des  Schiffes  entspricht. 

866.  Wenn  der  Kapitain  vor  der  Abfieihrt  des  Schiffes  entlassen  worden 
ist,  muss  ihm  der  Rheder  das  Gehalt  bezahlen,  welches  er  verdient  bat,  und 
der  Kapitain  kann  keine  andere  Entschädigung  beanspruchen,  es  sei  denn^ 
dass  eine  solche  schriftlich  vereinbart  worden  ist. 

Wenn  der  Kapitain  während  der  Reise  entlassen  worden  ist,  muss  ihm 
der  Rheder  das  verdiente  Gehalt  und  dasjenige  entrichten,  welches  der  Zeit 
entspricht,  die  absolut  erforderlich  ist,  um  nach  dem  Orte  zurückzukehrai, 
wo  er  engagirt  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  er  irgend  einen  der  Fehler  oder 
Delicte  begangen  hat>,  welche  Art.  872  bezeichnet. 

Die  Vorschriften  sind  auch  auf  den  Kapitain  anwendbar,  welcher  Mit* 
eigenthümer  ist  und  von  einem  fremden  Rheder'  erwählt  worden  ist 

867.  Die  Majorität  der  Mittheilhaber,  weiche  das  Amt  eines  Rheders 
in  irgend  einer  der  im  Art.  850  angegebenen  Formen  ausüben,  kann  vor 
oder  nach  Beginn  der  Reise  den  von  ihr  erwählten  Kapitain,  der  Mitei^n- 
thümer  ist,  entlassen;  wenn  sie  ihn  jedoch  ohne  gerecnten  Grund  enüässt, 
muss  der  Kapitain  das  verdiente  Gehalt  bezahlt  erhalten  und  ist  berechtigt, 
von  den  Mittheilhabern,  welche  die  Majorität  gebildet  haben,  die  Erstattung 
des  Werthes  seines  Antheiles  am  Schiffe  zu  verlangen,  welcher  durch 
Uebereinkunft  oder  durch  Sachverständige  festzustellen  ist. 

868.  Die  Vorschrift  des  vorhergehenden  Artikels  ist  auf  den  Kapitain 
anwendbar,  welcher  Miteigenthümer  ist  und  den  Oberbefehl  über  das  Schiff 
durch  Vertrag  mit  seinen  Mittheilhabern  erlangt  hat. 

In  diesem  Falle  jedoch  ist  der  entlassene  Kapitain  ausserdem  berechtigt, 
eine  Entschädigung  für  die  erlittenen  Schäden  und  Nachtheile  zu  Ter- 
langen 

869.  Die  Cession  der  Nutzniessung  des  Schiffes  zu  Gunsten  eines 
Dritten  bewirkt  von  Rechtswegen  die  Entlassung  des  Kapitains,  der  Mit- 
theilhaber ist,  und  in  solchem  Falle  kann  der  letztere,  &lls  er  von  den 
Miteigenthümern  ernannt  worden  ist,  von  diesen  die  Erstattung  seines  An- 
theils  am  Schiffe  in  der  im  Art.  867  vorgeschriebenen  Form  verlangen. 

Wenn  der  Kapitain  die  Leitung  des  Schiffes  vertragsmässig  erhalten 
hat,  kann  ei*  ebenfalls  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile  beanspruchen. 

870  Wenn  der  Seemann  für  eine  unbestimmte  Zeit  oder  Reise  an- 
geworben worden  ist,  so  muss  ihm  der  Rheder,  welcher  ihn  mit  oder  ohne 
Grund  entlässt,  bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  die  verdiente  Heuer 
bezahlen. 

Im  Falle  der  Entlassung  desselben  ohne  Grund,  muss  er  ihm  ebenfalls 
eine  Entschädigung  bezahlen,  \ienn  dies  schriftlich  vereinbart  worden  ist. 

Wenn  der  Seemann  während  der  Reise  ohne  Grund  entlassen  worden  ist, 
muss  der  Rheder  demselben  die  verdiente  Heuer  und  diejenige  auszahlen, 
welche  bis  zu  seiner  Rückkehr  nach  dem  Heuerhafen  fällig  wird;  wenn  er 
jedoch  mit  Grund  aus  dem  Dienste  entfernt  worden  ist,  so  ist  der  Rheder  nur 


VI.    Chile.  779 

yerpflichtet,  demselben  die  Heuer  ssu  bezahlen,  welche  er  bis  zu  dem  Momente 
der  Trennung  verdient  hat. 

In  den  beiden  im  yorhergehenden  Alinea  vorgesehenen  Fällen  hat  der 
Rheder  die  Kosten  des  Transportes  des  Seemannes  bis  zu  dem  Hafen  zu 
tragen,  in  welchem  der  Heuer  vertrag  abgeschlossen  worden  ist. 

871.  Wenn  der  Seemann  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  Reise  angeworben 
worden  ist,  so  kann  der  Bheder  ihn  nach  seinem  Belieben  vor  oder  nach 
Beginn  der  Reise  entlassen,  falls  er  ihm  die  Heuer  bezahlt,  welche  der  ganzen 
Zeit  der  Dauer  des  Vertrages  entspricht;  wenn  er  jedoch  mit  Grund  entlassen 
worden  ist,  so  muss  ihm  nur  die  verdiente  Heuer  bezahlt  werden. 

Wenn  die  Entlassung  des  Seemannes  während  der  vereinbarten  Reise 
mit  oder  ohne  Grund  stattfindet ,  so  muss  die  Bestimmung  des  Alineas  4 
des  vorhergehenden  Artikels  beobachtet  werden. 

872.  Gesetzliche  Grunde  zur  Entlassung  des  Kapitains  und  der  See- 
leute sind: 

1.  Unfähigkeit,  die  Funktionen  ihres  betreffenden  Amtes  auszuüben 
und  die  Pflichten  desselben  zu  erfüllen; 

2.  Verletzung  der  Instruktionen  hinsichtlich  des  Kapitains; 

3.  Ungehorsam  in  Betreff  ihrer  bezüglichen  Verpflicntungen ; 

4.  Verlassen  der  Schiffiswache; 

5.  gewohnheitsmässige  Trunkenheit; 

6.  Begehung  eines  Verbrechens; 

7.  der  dem  Schiff  oder  der  Ladung  durch  Dolus  oder  Nachlässigkeit 
verursachte  Schaden; 

8.  irgend  eine  andere  Handlung,  welche  nach  dem  Ermessen  des 
Handelsgerichts  von  gleicher  oder  grösserer  Schwere,  wie  die  an- 
gegebenen ist. 

878.  Die  in  der  No.  4  des  Art.  865  festgesetzte  Verantwortlichkeit 
trifft  den  Rheder,  auch  wenn  er  nicht  Eigenthümer  des  Schiffes  ist. 

Der  Rheder  ist  in  jedem  Falle  berechtigt,  von  den  Schuldigen  die 
entsprechende  Entschädigung  zu  beanspruchen. 

874.  Der  Rheder  haftet  auch  für  die  Handlungen  des  Stellvertreters, 
welchen  sich  der  Eapitain  während  der  Reise  ernannt  hat,  selbst  in  dem 
Falle,  dass  ihm  eine  solche  Ernennung  durch  den  Vertrag  oder  die  Instruk- 
tionen verboten  worden  ist. 

875«  Wenn  zwei  oder  mehr  Rheder  vorhanden  sind,  haftet  jeder  der* 
selben  bis  zu  dem  Betrage  des  Antheils,  welchen  er  an  dem  Schiffe  hat. 

876.  Die  Verantwortlichkeit  des  Rheders  hört  auf: 

1.  wenn  die  Handlungen  des  Kapitains  oder  der  Schiffsmannschaft  sich 
nicht  auf  das  Schiff  oder  die  Expedition  beziehen; 

2.  wenn  derjenige,  welcher  diese  Haftbarkeit  geltend  macht,  Mit- 
schuldiger an  den  Handlungen  des  Kapitains  oder  der  Mann- 
schaft ist; 

3.  wenn  die  Handlungen  des  Kapitains  eine  Verletzung  derjenigen 
Verpflichtungen  begründen,  welche  ihm  aus  Gründen  des  öffent- 
lichen Interesses  das  Gesetz  in  seiner  Eigenschaft  als  Führer  des 
Schiffes  auferlegt. 

877.  Der  Rheder  haftet  nicht  für  die  von  dem  Kapitain  zu  seinem 
Privatvortheile  kontrahirten  Verpflichtungen,  noch  für  diejenigen,  welche  ihm 
verboten  sind,  noch  für  die  erlaubten,  bei  welchen  die  erforderlichen  Be- 
dingungen oder  die  wesentlichen  gesetzlichen  Formvorschriften  fortgelassen 
worden  sind. 

878.  Um  die  civile  Haftbarkeit  des  Rheders  für  eine  Handlung  des 
Kapitains  herbeizuführen,  kann  der  Gläubiger  einen  jeden  derselben  beson- 
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ders  oder  beide  gleichzeitig  verklagen,  und  das  yerküodete  Urtheil  kann 
ohne  Unterschied  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  einen  oder  des 
anderen  vollstreckt  werden. 

Der  Gläubiger,  welcher  dies  auf  Grund  eines  mit  dem  Eapitain  ab- 
geschlossenen Vertrages  ist,  kann  seine  Klage  nach  den  BestimmnngeD  des 
vorhergehenden  Alineas  geltend  machen;  wenn  ledoch  der  Kapitain  allein 
oder  zusammen  mit  dem  Rheder  verurtheilt  worden  ist,  muss  das  Urtheil 
ausschliesslich  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  letzteren  vollstreckt 
werden. 

Es  kann  auch  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  Eapitains 
vollstreckt  werden,  sofern  der  letztere  sich  persönlich  für  die  Erfüllung  des 
Vertrages  verpflichtet  hat. 

879.  Der  Rheder,  mag  er  Eigenthfimer  des  Schiffes  sein  oder  niclit, 
kann  sich  von  der  Haftbarkeit  f&r  die  Handlungen  des  Kapitains  und  der 
Schiffsmannschaft  und  von  den  von  dem  ersteren  kontrahirten  Verpflich- 
tungen befreien,  wenn  er  das  Schiff  und  die  Frachtgelder,  welche  er  aa{ 
Grund  der  Reise^  auf  die  sich  diese  Handlungen  und  Verpflichtungen  be- 
ziehen, erhalten  oder  noch  zu  einpfangen  hat,  abtritt. 

Der  Rheder,  mag  er  ein  Fremder  oder  Miteigenthümer  sein,  bleibt 
durch  den  Abandon  verpflichtet,  vollständig  den  Eigenthümer  oder  Mittheil- 
haber des  Schiffes  zu  entschädigen. 

880.  Wenn  die  Ladung  dem  Rheder  gehört,  so  ist  der  letztere  nicht 
verpflichtet,  dieselbe  abzutreten;  er  muss  jedoch  den  Gläubigem  die  ent- 
sprechende durch  Sachverständige  abgeschälte  Fracht  dafür  bezahlen. 

Auch  ist  er  nicht  verpflichtet,  den  Abandon  der  Entschädigung  vorzu- 
nehmen, welche  er  von  den  Versicherern  des  Schiffes  erhält. 

881.  Der  Rheder,  welcher  dem  Eapitain  eine  Special  vollmacht  Behufs 
Verwaltung  der  ihm  gehörenden  Ladung,  Aufiiahme  eines  Bodmereidarlehns 
oder  Ausübung  anderer  analoger  Handlungen  übertragen  hat,  kann  sich 
durch  Vornahme  des  Abandons  von  den  Verpflichtungen  nicht  befreien, 
welche  sein  Mandatar  innerhalb  der  Grenzen  des  Mandats  kontrahirt  hat 

882.  Der  Rheder,  Eigenthümer  oder  Mittheilhaber,  welcher  zu  gleicher 
Zeit  Kapitain  des  Schiffes  ist,  kann  sich  durch  den  Abandon  nicht  der  Haft- 
barkeit für  seine  eigenen  Handlungen,  noch  für  die  Verpflichtungen,  welche 
er  kontrahirt  hat,  entziehen. 

Wenn  jedoch  der  Kapitain  nur  Mittheilhaber  ist,  haftet  er  mit  seinem 
gesammten  Vermögen  für  die  wegen  und  zum  Nutzen  des  Schiffes  oder  der 
Expedition  kontrahirten  Verpflichtungen  nur  im  Verhältniss  des  Antheiles, 
welchen  er  an  dem  Schiffe  hat. 

883.  In  den  Fällen  des  Art.  850  genügt  die  Stimme  der  Majorität, 
um  den  Abandon  zu  Gunsten  der  Gläubiger  vorzunehmen;  wenn  jedoch  die 
Majorität  vorzieht,  das  Schiff  zu  behalten  und  die  Schulden  zu  bezahlen, 
so  ist  die  Minorität  nicht  verpflichtet,  sich  diesem  Beschlüsse  zu  unter- 
werfen, und  sie  kann  die  ihr  zustehenden  Antheile  abtreten. 

Diese  Bestimmung  ist  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  die  Majorität 
den  Kapitain  gegen  die  Stimme  der  Minorität  ermächtigt  hat,  alle  Mitei^Q- 
thümer  des  Schiffes  unbegrenzt  zu  verpflichten. 

884.  Der  Verlust  des  Schiffes  lässt  die  Befugniss,  dasselbe  zu  abao- 
donniren,  nicht  erlöschen;  jedoch  muss  in  diesem  Falle  der  Rheder  deo 
Gläubigern  die  erhaltene  Fracht  abliefern. 

Der  Abandon  des  Schiffes  uiid  der  Fracht  zu  Gunsten  der  Ve^ 
sicherer  lässt  diese  Befugniss  ebenfalls  nicht  erlöschen. 

885.  Der  Rheder  kann  das  Schiff  nach  der  Beschlagnahme  desselben 
und   in  jedem    Stadium   des  Verfahrens   abandonniren,    sofern  er   nicht  in 
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formeller  Weise  amf  die  vom  Gesetjs  gewährte  Befagniss  verzichtet  hat,  and, 
sofern  der  Abandon  stattfindet,  bevor  dasselbe  gerichtlich  verkauft  worden  ist. 

886.  Ber  Abandon  überträft  nicht  das  Eigenihum  des  Schiffes,  and 
es  muss  demgemäss  der  Preis,  welcner  nach  Befriedigung  der  Gläubiger  übrig 
bleibt,  dem  Rheder  abgeliefert  werden. 

887.  Durch  den  zu  Gunsten  eines  der  Gläubiger  erfolgten  Abandon 
erlöschen  die  Anspräche  der  übrigen  gegen  den  Rheder  vollständig. 

Wenn  jedoch  diese  Ansprüche  aus  einem  Delikt  oder  Quasidelikt  des 
Kapitains  herrühren,  so  entzieht  der  Abandon  den  Gläubigern  nicht  das 
Recht,  denselben  kriminell  zu  verfolgen. 

888*  Der  Abandon  muss  in  öffentlicher  Urkunde  erfolgen  und  den 
Gläubigern  mitgetheilt  werden. 

§  2.     Von  dem  Kapitain. 

889.  Der  Kapitain  ist  der  Oberbefehlshaber  des  Handelsschiffes, 
welcher  mit  seinem  Kommando  und  seiner  Leitung  gegen  eine  mit  dem 
£heder  vereinbarte  Entschädigung  betraut  ist. 

Die  Mannschaft  und  die  Passagiere  sind  ihm  Respekt  und  Gehorsam 
in  Allem  schuldig,  was  sich  auf  den  Dienst  des  Schiffes  und  die  Sicherheit 
der  Personen  und  der  Ladung,  welche  es  fuhrt,  bezieht. 

890.  Der  Kapitain  ist  ein  Delegirter  der  öffentlichen  Behörde  zur 
Erhaltung  der  Ordnung  auf  dem  Schiffe  und  zur  Rettung  der  Passagiere, 
des  Schiffsvolks  und  der  Ladung. 

Er  ist  gleichzeitig  Faktor  des  Rheders  und  Vertreter  der  Verlader  in 
Allem,  was  sich  auf  das  Interesse  des  Schiffes  und  seiner  Ladung  und  auf 
das  Resultat  der  Expedition  bezieht. 

891.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  die  Gesetze  und  die  fiskalischen,  Marine*, 
Sanitäts-  und  Polizei  Verordnungen  der  Abfahrts-,  Skala-,  Anlandun^-  und 
Bestimmungshäfen  des  Schiffes  zu  respectiren  und  zu  beachten  und  m  allen 
diesen  Häfen  an  dem  für  die  Sicherheit  des  Schiffes  und  der  übrigen  in 
demselben  Hafen  befindlichen  geeignetsten  Orte  vor  Anker  zu  gehen. 

892.  Kapitain  kann  der  Minderjährige  nicht  sein,  noch  auch  der 
Grossjährige,  welcher  nicht  nachweist,  dass  er  ö  Jahre  hindurch  auf  einem 
Kriegs-  oder  Handelsschiffe  gefahren  ist,  ein  befriedigendes  Examen  in  der 
Theorie  und  Praxis  der  Schifffahrtskunde  abgelegt  und  das  Kapitainspatent 
erlangt  hat. 

Eine  besondere  Verordnung^)  wird  die  Materien  des  Examens,  die 
Kommission,  vor  welcher  dasselbe  abgelegt  werden  muss,  und  die  Urkunden 
festsetzen,  durch  welche  die  Ausübung  der  Schifffahrt  während  der  im 
vorhergehenden  Alinea  bezeichneten  Zeit  naciigewiesen  werden  muss. 

WS.  Der  Rheder,  welcher  ein  Kapitainspatent  nicht  besitzt,  kann  sein 
Schiff  nicht  befehligen;  er  kann  jedoch  die  ökonomische  Verwaltung  desselben 
übernehmen  unter  der  Bedingung,  dass  er  sich  jeder  Handlung  enthält, 
welche  auf  die  Schifffahrt  Bezug  hat. 

894.  Nachdem  der  Kapitain  für  eine  Reise  engagirt  worden  ist,  ist 
er  verpflichtet,  dieselbe  zu  Gunsten  des  Rheders  und  der  Verlader  persönlich 
anzutreten  und  zu  vollenden,  indem  er  bei  der  ersten  günstigen  Gelegenheit, 
die  sich  ihm  bietet,  nachdem  das  Schiff  ausgerüstet,  segelfertig  gemacht, 
verproviantirt,  beladen  und  verklart  worden  ist,  unter  Segel  gehen  muss,  es 
sei  denn,  dass  das  Wetter  ungunstig  ist,  oder  dass  die  Pest,  ein  Krieg  oder 


*)  Dieselbe  ist  unter  dem  25.  September  1872  ei^gangen. 
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irgend  ein  andei'es  Ereigniss  von  höherer  Gewalt  eintritt,  welches  ihn  danc 
hindert. 

895.  Das  Vorrecht,  welches  der  Art.  835  dem  Kapitain  auf  das  Schiff 
bezüglich  seines  Gehaltes,  seiner  Giatifikationen  nnd  Aaslagen  gewahn. 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Frachtgelder  desselben. 

896.  Der  Kapitain  kann  die  vollständige  Zahlung  seines  Gehaltes. 
seiner  Gratifikationen  und  Auslagen  in  dem  Momente  verlangen,  in  welchem 
seine  Rechnungen  von  dem  Rheder  genehmigt  worden  sind. 

Wenn  diese  Einwendungen  hervorrafen,  welche  ihren  definitiven  Ab- 
schluss  verzögern,  kann  der  Kapitain  die  Zahlung  fordern,  wenn  er  zur 
Zufriedenheit  des  Rheders  Bürgschaft  dafür  leistet,  den  erhaltenen  Betrag 
zurückzuerstatten,  falls  er  als  Schuldner  resultirt. 

897.  Unbeschadet  der  dem  Kapitain  in  den  übrigen  Titeln  die>e^ 
Buches  gewährten  Befugnisse  und  auferlegten  Verpflichtungen  und  Verbote, 
hat  er  auf  Grund  seines  Amtes  diejenigen,  welche  die  folgendea  Artikel 
angeben. 

898*    Es  sind  Befugnisse  des  Kapitains: 

1.  die  zum  Kommando  und  zur  Leitung  des  Schiffes  erfordeiiicfaen 
Befehle  zu  ertheilen; 

2.  an  Bord  die  durch  das  Gesetz  oder  die  Verordnungen  festgestellten 
Korrektionalstrafen  denjenigen  aufzuerlegen,  welche  die  Schiffsordnor^ 
stören,  Fehler  gegen  die  Disciplin  b^hen  und  sich  weigern  oder 
unterlassen,  den  ihnen  zukommenden  Dienst  zu  leisten ; 

3.  diejenigen,  welche  sich  irgend  eines  Vergehens  schuldig  machen, 
festzunehmen,  eine  Untersuchung  des  Thatbestandes  aufzanehmen 
und  die  Delinquenten  der  zuständigen  Behörde  zu  übergeben; 

4.  dem  Rheder  die  Seeleute  vorzuschlagen,  welche  die  Mannschaft 
bilden  sollen,  und  dieselben  mit  oder  ohne  Grund  aus  dem  Dienste 
zu  entlassen. 

In  diesem  letzten  Falle  ist  die  geschuldete  Entschädigung  aa>- 
schliesslich  zu  Lasten  des  Kapitains; 

5.  die  Massregeln  zu  treffen,  welche  erforderlich  sind,  um  das  Schiff 
in  gutem  Zustande,  segelfertig,  ausgerüstet  und  verproviantirt  zu 
erhalten y  sofern  die  Umstände  es  nicht  gestatten,  die  £rmächtiga£g 
und  die  Instruktionen  des  Rheders  oder  seines  Konsifi^natars  ein- 
zuholen ; 

6.  die  Frachtverträge  zu  kontrahiren  und  die  Mannschaft  anzuwerbec, 
jedoch  nur  in  Abwesenheit  des  Rheders  oder  seines  Konsignatars. 

7.  selbst  während  der  Fahrt  die  Ausbesserungen  anzuordnen,  welche 
das  Schiff,  das  Takelwerk  und  die  Ausrüstungsgegenstände  7iir 
Fortsetzung  und  Beendigung  der  Reise  dringend  erforaem ;  wenn  sich 
jedoch  in  dem  Hafen,  wo  die  Ausbesserungen  vorgenommen  werden 
sollen,  der  Rheder  oder  ein  Stellvertreter  desselben  befindet,  dar: 
der  Kapitain  ohne  vorhergehende  specielle  Ermächtigung  des  eineE 
oder  des  andern  nichts  vornehmen; 

8.  in  Abwesenheit  des  Rheders  oder  seines  Konsignatars  auf  den  Rumpf, 
den  Kiel  und  das  Takelwerk  des  Schiffes  Geld  in  Bodmerei  aufzo- 
nehmen,  um  die  Kosten  der  Ausbesserungen  und  der  Verprovianti- 
rung,  welche  dringend  und  absolut  nothwendig  sind,  zu  bestreiten, 
sofern  er,  nachdem  die  Gelder  des  Rheders  erschöpft  sind,  von  des 
Korrespondenten  des  letzteren  oder  den  *an  der  Ladung  Interessirten 
keine  erhalten  kann. 

Selbst  in   diesem  Falle  kann  der    Kapitain  ein  Bodmereidarlebc 
ohne    vorhergehende  Klarlegung  der  Notwendigkeit  und  ErmächCh 


VI.   Chile.  783 

|2;aDg  des  Handelsgerichts  des  Hafens,  in  dem  er  sich  befindet,  wenn 
derselbe  zur  Republik  gehört,  d^s  Chilenischen  Konsuls,  wenn  der 
Hafen  ein  ausländischer  ist,  oder,  in  Ermangelung  desselben,  der  Orts- 
behörde, welche  in  Handelssachen  erkennt,  nicht  kontrahiren; 
9.  Wechsel  auf  den  Rheder  zu  ziehen,  wenn  die  im  ersten  Alinea  der 
vorhergehenden  Nummer  vorgesehenen  Umstände  vorliegen  und  er 
ein  Bodmereidarlehn  nicht  erhalten  kunn. 

Wenn  der  Eapitain  dieselben  als  Mandatar  des  Rheders  unter- 
zeichnet, ist  er  nicht  persönlich  für  die  Annahme  und  Bezahlung 
der  Wechsel  verantwortlich. 

Es  wird  angenommen ,  dass  er  dieselben  in  der  Eigenschaft 
eines  Mandatars  ausgestellt  hat,  auch  wenn  er  dies  nicht  ansarücklich 
erwähnt,  sobald  die  Wechsel  die  Klausel  enthalten:  „Werth  erhalten 
für  Rechnung  des  Schiffes^  oder  eine  andere  gleichbedeutende; 

10.  in  öffentlicher  Versteigerung  mit  vorhergegangener  gerichtlicher  Er- 
mächtigung den  Theil  der  Ladung  zu  verkaufen,  welcher  zur 
Deckung  der  dringenden  Bedür&iisse  des  Schiffes  ausreicht,  wenn  er 
sich  durch  keins  der  in  den  beiden  vorhergehenden  Nummern  an- 
gegebenen Mittel  Gelder  verschaffen  kann. 

In  diesem  Falle  muss  der  Kapitain  für  den  laufenden  Preis 
haften,  welchen  die  verkauften  Waaren  in  ihrem  Bestimmungshafen 
haben,  oder  für  den  Verkaufspreis,  nach  Wahl  des  Eigenthümers. 

Wenn  nur  ein  Verlader  vorhanden  ist,  oder,  falls  es  mehrere 
sind,  sie  in  Uebereinstimmung  sich  befinden,  können  sie  sich  dem 
Verkaufe  ihrer  Waaren  widersetzen  und  dieselben  löschen,  indem  sie 
die  Fracht  im  Verhältniss  des  zurückgelegten  Weges  bezahlen. 

Wenn  in  dem  zweiten  Falle  die  Befrachter  nicht  überein- 
stimmen, so  muss  derjenige,  welcher  seine  Waaren  auszuladen  beab- 
sichtigt, die  Fracht  vollständig  bezahlen; 

11.  diejenigen,  welche  für  ihre  Privatrechnung  Lebensmittel  haben,  zu 
zwingen,  dieselben  zu  gemeinschaftlichem   verbrauche  zu  verkaufen. 

Der  Kapitain  kann  von  dieser  Befugniss  nur  in  dem  Nothfalle 
Gebrauch  machen,  wenn  die  Vorräthe  des  Schiffes  aufgezehrt  sind, 
und  zwar  nach  vorher  eingeholtem  Gutachten  der  Offiziere  desselben. 

Die  Zahlung  muss  baar  erfolgen,  und,  wenn  der  Eigen thümer 
es  vorzieht,  muss  sie  in  dem  ersten  Anlandungshafen  oder  in  dem 
Löschungshafen  zu  dem  laufenden  Preise  stattfinden,  welchen  die 
Lebensmittel  in  diesem  oder  jenem  haben; 

12.  denjenigen  Theil  der  Ladung,  des  Takelwerks  oder  der  Ausrüstungs- 
gegenstände über  Bord  zu  werfen,  dessen  Wegwerfen  Behufs 
Rettung  des  Schiffes  aus  einer  bekannten  und  wirklieben  Gefahr 
erforderlich  ist. 

Der  Seewurf  muss  in  der  Form  erfolgen,  welche  die  Art.  1101 
und  1102  vorschreiben,  und  nachdem  vorher  das  Gutachten  der 
Offiziere  in  Gegenwart  der  Verlader  oder  des  Superkargos  angehört 
worden  ist; 

13.  den  Steuermann  zu  veranlassen,  den  Kurs  zu  ändern,  wenn  er  es 
für  durchaus  erforderlich  erachtet,  auch  wenn  dieser  gegen  die  Be- 
stimmung des  Kapitains  Widerspruch  erhebt  und  protestirt; 

14.  auf  hoher  See  die  Testamente  der  auf  dem  Schiff  befindlichen  Per- 
sonen in  Empfang  zu  nehmen  und  zu  beglaubigen,  mögen  dieselben 
zur  Schiffsmannschaft  gehören  oder  nicht,  indem  er  die  in  den 
Art.  1048,  1049  und  1050  des  Civilgesetzbuches  enthaltenen  Be- 
stimmungen zu  beobachten  hat; 
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15.  die  Geburts-  and  Todesurkanden   auf  hober  See  anfiEiinehmeii  und 

dieselben  der  Mannschafibsrolle  anzaschliessen. 
899.    Der  Eapitain  ist  vor  BegiDn  der  Reise  verpflichtet: 

1.  sich  mit  dem  Matrikelcertifikat  des  Schiffes,  dem  Schiff&hrtspiiteiite} 
der  ManDSchaftsroUe,  dem  Gesundheitsatteste,  den  Frachtpolicen^ 
den  Konnossementen  der  Ladung;,  einem  Exemplar  dieses  Gesetz- 
buches  und  mit  den  übrigen  Urkunden,  welche  die  Gtesetze  oder 
Verordnungen  erfordern,  zu  versehen; 

2.  drei  eingebundene  und  foliirte  und  von  dem  Handels^richt  rubri- 
cirte  Bücher  anzulegen,  von  denen  das  erste  Schiffmhrtstageboch, 
das  zweite  Rechnuugsbuch  und  das  dritte  Ladungsbuch  betitelt  ist; 

3.  persönlich,  bevor  er  unter  Segel  geht,  eine  ausgedehnte  Untersuchung 
des  Zustandes  des  Schiffes  in  Bereitung  der  Schiffsoffiziere,  eines 
Schiffszimmermannes  und  eines  Kalefatermeisters,  welche  letztere 
von  dem  Marinegouverneur  ernannt  worden  sind,  vorzanehmen. 

Die  Verhandlung  über  die  Untersuchung  muss  in  das  SchiffEahrts- 
tagebuch  eingetragen  und  von  den  erwähnten  Personen  ontei^ 
zeichnet  werden,  und  wenn  sich  ergiebt,  dass  das  Schiff  nicht  see- 
tüchtig ist,  muss  die  Reise  so  lange  suspendirt  werden,  bis  die 
erforderlichen  Ausbesserungen  gemacht  worden  sind. 

Die  Verlader  können  das  Besichtigungsprotokoll  anfechten  and 
gegen  den  Inhalt  desselben  die  in  diesem  Uesetzbuch  zugelassenen 
Beweismittel  vorbringen; 

4.  das  Schiff  kiel-  und  seitenfrei,  sowie  zur  Aufnahme  der  Ladung 
innerhalb  der  mit  dem  Befrachter  vereinbarten  Frist  bereit  zu  halten; 

5.  mit  der  ganzen  Mannschaft  an  Bord  zu  bleiben,  so  lange  das  Schiff 
die  Ladung  aufnimmt,  und  für  die  gute  Stauung  derselben  Sorge 
zu  tragen; 

6.  dafür  zu  sorgen,  dass  in  das  Schiff  nicht  mehr  geladen  wird,  sls 
seinem  Ranmmhalte  entspricht,  und  zur  Verfügung  oes  Eigentbümers, 
falls  er  bekannt  ist,  oder,  im  entgegengesetzten  Falle,  des  Handels- 
gerichts die  Waaren  an  das  Land  zu  setzen,  welche  heimlich  mehr 
hineingebracht  worden  sind; 

7.  einzelne  Empfangsscheine  über  die  Waaren  zu  ertheilen,  welche 
saccessive  eingeladen  werden  und  dieselben  bei  geeigneter  Gelegen- 
heit gegen  die  von  ihm  unterzeichneten  Konnossemente  umzo- 
tauschen; 

8.  an  Bord  keine  offenbar  beschädigten,  verringerten  oder  schledit 
beschaffenen  Waaren  aufzunehmen,  ohne  in  den  einzelnen  Empfangs- 
scheinen und  Konnossementen  den  Mangel,  welchen  er  an  denselben 
bemerkt,  za  erwähnen. 

Wenn  dieser  Vermerk  unterlassen  worden  ist,  so  wird  vermnthet, 
dass  der  Kapitain  die  Waaren  gut  erhalten,  unversehrt  und  in 
gutem  Zustande  verladen  hat; 

9.  dem  Rheder  eine  genaue  und  vollständige  Uebersicht  der  verladenen 
Waaren  zu  übergeben  oder  zu  übersenden  und  ihm  die  Namen  and 
Wohnorte  der  Verlader  und  die  vereinbarten  Frachten  mitzutheilen; 

10.  vor  der  Abfahrt  aus  dem  Hafen  die  Vorräthe,  die  Anker,  Segel 
das  Takelwerk,  die  Taue  und  die  übrigen  Ausrüstungsgegenstände 
des  Schiffes  mit  ausdrücklicher  Angabe  des  Zustandes,  in  welcheoi 
sie  sich  befinden,  zu  inventarisiren. 

Das  Inventar  ist  im  Beisein  des  Steuermannes  und  Hochboots- 
mannes aufzunehmen  und  von  denselben  und  dem  Kapitain  za 
unterzeichnen. 
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Das  Inventar  kann  fortgelassen  werden,  wenn  es  suder  Zeit  auf- 
genommen worden  ist,  als  der  Kapitain  das  Kommando  über  das 
ScbifF  erhalten  hat. 

Die  Verluste   oder  Deteriorationen,  welche   während    der  Schiff* 
&hrt  bei  den  inventarisirten  Gegenständen  vorkommen,  müssen  in 
dem  Rechnungsbuche  vermerkt  werden,  indem    die  Eintragung  die 
erwähnten  Offiziere  unterzeichnen  müssen. 
900.    Die  MannschaffcsroUe  mnss  enthalten: 

1.  den  Namen  des  Schiffes  und  die  Vor-  und  Zunamen  des  Eapitains, 
der  Offiziere  und  der  Seeleute,  mit  Angabe  ihres  Geburtsortes,  ihres 
Alters,  Standes,  Domicils,  ihrer  Verwendung  an  Bord  und  ihrer 
vereinbarten  Heuer; 

2.  den  Abffthrts-  und  Bestimmungshafen  des  Schiffes; 

3.  den  Vor-  und  Zunamen  der  Passagiere  und  den  Namen  des  Ortes, 
nach  weichem  sie  reisen. 

Die  Rolle  muss  von  dem  Kapitain,  den  Offizieren  und  den  Leuten  der 
Mannschaft,  welche  schreiben  können,  unterzeichnet  werden  und  ist  von 
dem  Marinegouverneur  zu  visiren,  in  dessen  Händen  eine  beglaubigte  Ab- 
schrift zurückgelassen  wird. 

901*  In  dem  Schifffahrtstagebuche  muss  der  Kapitain  taglich  den 
Stand  des  Wetters  und  der  Winde  vermerken,  den  täglichen  Fortschritt 
oder  die  Verzögerung  des  Schiffes,  den  Längen-  und  Breitengrad,  unter 
welchem  sich  dassell^  Tag  für  Tag  befindet,  die  erlittenen  Schäden  oder 
Verloste,  den  eingeschlagenen  Kurs,  die  Gründe  der  freiwilligen  oder  ge- 
zwungenen Abweichungen  von  demselben,  die  Begegnung  mit  anderen  Fahr- 
zeugen und  alle  Beschlüsse,  welche  sich  auf  das  Schiff  und  die  Ladung 
beziehen  und  das  Gutachten  der  Offiziere  erfordern. 

In  das  Rechnungsbuch  muss  der  Kapitain  Alles  eintragen,  was  er  für 
Kechnung  des  Schiffes  erhält,  die  Ausgaben,  welche  er  für  Ausbesserungen, 
ZuTÜstun^en,  Lebensmittel,  Gehalt  oder  zu  irgend  einem  anderen  Zwecke 
macht,  die  Verträge  der  Schiffsmannschaft,  die  Beträge,  welche  jeder  einzelne 
der  Seeleute  als  Heuer  erhält,  und  die  Anweisungen,  welche  er  für  seine 
Familie  machen  lässt. 

In  das  Ladungsbuch  muss  der  Kapitain  den  Ausgang  und  Eingang 
der  auf  das  Schiff  verladenen  Waären  eintragen,  mit  Angabe  der  Marken 
and  Nummern  der  Kollis,  des  Namens  der  Verlader  und  der  Konsignatare, 
der  Ladungs-  und  Löschungshäfen  und  der  vereinbarten  Frachten. 

902.  Nachdem  das  Schiff  verklart  worden  ist,  kann  der  Kapitain 
wegen  einer  civilen  Schuld  nicht  detinirt  werden,  es  sei  denn,  dass  sie  von 
Gegenständen    herrührt,  welche  für  die  Reise  geliefert  worden  sind. 

Selbst  in  diesem  Falle  kann  der  Kapitain  die  Detinirung  vermeiden, 
wenn  er  Bürgschaft  leistet. 

903.  Das  der  Person  des  Kapitains  bewilligte  Vorrecht  erstreckt  sich 
auf  sein  Reisegepäck,  aber  nicht  auf  sein  Gehalt,  seine  Gratifikationen,  die 
für  seine  Rechnung  verladenen  Waaren  und  die  übrigen  ihm  gehörigen,  an 
Bord  befindlichen  Gegenstände. 

Die  Gläubiger  können  die  Waaren  des  Kapitains  mit  Beschlag  belegen 
lassen,  wenn  sie  für  Rechnung  desselben  die  Fautfracht  bezahlen,  sofern  die 
Löschung  keinen  grösseren  Verzug  verursacht,  welcher  die  Interessen  des 
Schiffes  und  der  Verlader  schädigt. 

904.  Die  im  Art.  902  enthaltene  Bestimmung  ist  auf  die  Kapitaine 
ausländischer  Schiffe  nicht  anwendbar,  jedoch  können  dieselben  die  Auf- 
hebung der  Detinirung  herbeiführen,  weun  sie  für  die  Schuld  zur  Zufrieden* 
heit  des  Gläubigers  Bürgschaft  bestellen. 

Borebar  dt,  Handelsrecht.  I.    S.  Auflage.  50 
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Der  Kapitain  ist  während  der  Reise  verpflichtet: 

1.  die  OrdDUDg  auf  dem  Schiffe  aufrecht  zu  erlialten,  für  die  Oesund- 
heit  der  Mannschaft  und  die  Aufbewahrung  der  Ladung  Sorge  za 
tragen  und  die  Schiffämanöver  zu  leiten; 

2.  an  Bord  des  Schiffes  zu  bleiben,  von  dem  Momente  an,  in  welchem 
die  Reise  beginnt,  bis  dass  es  in  einem  sicheren  Hafen  Anker  wirft; 

3.  die  in  dem  Art.  901  erwähnten  Bücher  zu  führen  und  täglich  mit 
seinem  zweiten  Offizier  die  Vermerke  zu  unterzeichnen,  welche  er 
in  dem  Scbifffahrtstagebuch  macht; 

4.  das  Schiff  mit  allen  Mitteln,  welche  ihm  die  Vorsicht  eingiebt,  zu 
vertheidigen  und  dasselbe  durch  die  Flucht  zu  retten,  wenn  es  von 
Feinden  oder  Seeräubern  angegriffen  worden  ist; 

5.  gegen  die  Aufbringung,  Beschlagnahme  oder  Detinirung  des  Schiffes 
und  seiner  Ladung  Reklamationen  zu  erheben,  dem  Rheder  und 
den  Verladern  diese  Ereignisse  durch  alle  möglichen  Mittel  mit- 
zutheilen  und,  so  lange  er  keine  Instruktionen  erhält,  alle  zur  E^ 
haltung  des  Schiffes  und  der  verladenen  Waaren  erforderlichen  Vor- 
kehrungen zu  treffen; 

6.  die  Auslösung  des  aufgebrachten  Schiffes  zu  vereinbaren,  in  das 
betreffende  Buch  die  Geldbeträge  oder  Waaren,  welche  er  in  Er- 
füllung des  Vertrages  übergiebt,  einzutragen,  den  entsprechenden 
Protest  in  dem  ersten  Skala-  oder  Anlandungshafen  innerhalb 
24  Stunden  zu  erheben,  und  zwar  von  dem  Zeitpunkt  an  gerechnet, 
an  dem  er  zur  freien  Verhandlung  zugelassen  worden  ist,  und  io 
dem  Bestimmungshafen  die  in  dem  Protest  erwähnten  Thatsachen 
zu  rechtfertigen; 

7.  sich  innerhalb  der  in  der  vorhergehenden  Nummer  bezeichneten 
Frist  bei  dem  Marinegouverneur  vorzustellen,  sofern  er  in  einen 
Hafen  der  Republik  einläuft,  demselben  Rechenschaft  über  die  Ur- 
sachen der  Anlandung  abzulegen  und  eine  Bescheinigung  darüber 
zu  eztrahiren,  dass  er  diese  Vorschriften  erfüllt  hat,  und  eine  solche 
über  die  Zeit  seiner  Anlandung  und  Abfahrt  aus  dem  Hafen. 

Wenn  der  Hafen  der  Anlandung  ein  ausländischer  ist,  mass  er 
die  erwähnten  Massnahmen  vor  den  in  dem  Alinea  2  der  No.  17  an- 
gegebenen Behörden  vornehmen; 

8.  das  Geld,  die  Bücher  und  den  werth vollsten  Theil  der  Ladung  aas 
dem  Schiffe  zu  nehmen,  sobald  er  in  die  Lage  versetzt  worden  ist. 
dasselbe  nicht  mehr  retten  zu  können,  und  beschliesst,  dasselbe  zu 
verlassen; 

9.  sich  der  Behörde  vorzustellen,  welche  dem  Orte  am  nächsten  ist, 
an  welchem  das  Schiff  scheitert  oder  strandet,  vor  derselben  eidlich 
einen  Bericht  des  Ereignisses  abzustatten,  denselben  mit  den  Aus- 
sagen der  Mannschaft  und  der  Passagiere  zu  beweisen  und  die 
Uebergabe  der  Originalprotokolle  zur  Wahrung  seiner  Rechte  nach- 
zusuchen. 

Die  an  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  Betheiligten  können  g^a 
die  Erklärungen  des  Eapitains,  der  Mannschaft  oder  der  Passagiere 
einen  Beweis  vorbringen,  selbst  in  dem  Falle,  dass  sie  über- 
einstimmen ; 

10.  den  Verkauf  des  Schiffes  in  dem  im  Art.  845  vorgesehenen  Falle 
zu  veranlassen; 

11.  an  allen  Orten,  wo  das  Gesetz,  die  Gewohnheit  oder  die  Vorsi(it 
es  erfordern,  sich  der  Hafenlootsen  zu  bedienen; 

12.  an    Bord   die   zur   Ausführung    aller    nothwendigen    Manöver   hin- 
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reicLende  Anzahl  Matro&en   zu  behalten;   wenn  sich  das  SchifF  in 
irjjend  einem  Hafen  vor  Anker  befindet; 

13.  ein  Inventar  der  Papiere  nnd  Vermögen sstücke  des  Passagiers  oder 
Seemannes  aufzustellen,  welcher  auf  dem  Schiffe  stirbt,  nnd  dieselben 
in  gute  Aufbewahrung  zu  schaffen. 

Das  Inventar  muss  in  Gegenwart  zweier  Passagiere  oder,  in  Er- 
mangelung derselben,  zweier  Leute  der  Mannschan,  welche  dasselbe 
als  Zeugen  unterzeichnen  müssen,  angenommen  werden; 

14.  dem  Bheder  bei  allen  sich  darbietenden  günstigen  Gelegenheiten 
von  dem  Zustande  des  Schiffes  und  der  Ladung  Nachricht  zu  geben; 

16.  in  einen  neutralen  Hafen  einzulaufen,  wenn  nach  seiner  ALD&hrt 
Krie^  zwischen  der  Republik  und  der  Nation,  zu  welcher  der 
Bestimmungshafen  gehört,  ausbricht,  und  in  demselben  bis  zur 
Wiederherstellung  des  Friedens  oder  bis  zur  Empfangnahme  von 
Befehlen  des  Rheders  und  der  Verlader  zu  verbleiben. 

Wenn  der  Hafen,  nach  welchem  das  Schiff  gerichtet  ist,  blokirt  wird, 
muss  der  Kapitain  in  den  nächsten,  welcher  frei  ist,  einlaufen  und 
dort  die  Aufnebung  der  Blokade  oder  die  Befehle  des  Rheders  und 
der  Verlader  erwarten; 

16.  mit  den  Offizieren  des  Schiffes,  ausser  den  speciell  in  diesem  Gesetz- 
buch vorgesehenen  Fällen,  sich  zu  berathen ,  sobald  es  während  der 
Reise  erforderlich  ist,  einen  wichtigen  Beschluss  zu  fassen,  wie  z.  B. 
unter  Segel  zu  gehen,  die  Anker  des  Schiffes  im  Stich  zu  lassen. 
Taue  oder  Masten  zu  kappen,  die  Auslösung  des  Schiffes  oder 
seiner  Ladungabzuschliessen,  zu  toppen  oder  andere  Unternehmungen 
von  gleicher  Wichtigkeit  und  Tragweite  auszufahren; 

17.  in  dem  Anlandungs-*  oder  Skalahafen  innerhalb  der  in  No.  6  dieses 
Artikels  bezeichneten  Frist  die  Verluste  oder  Havarien  des  Schiffes 
oder  der  Ladung  durch  Protest  festzustellen,  welche  nach  seinem 
eigenen  Beschlüsse  oder  demjenigen  der  Versammlung  der  Offiziere 
durch  höhere  Gewalt  oder  Seeunfllle  verursacht  worden  sind,  das 
Schifffahrtstagebuch  von  der  zuständigen  Behörde  nach  der  Vorschrift 
des  folgenden  Alineas  visiren  zu  lassen  und  in  dem  Bestimmungs- 
hafen die  Thatsache  zu  beweisen,   welche  dieselben  verursacht  hat. 

Die  Beweisführung  muss  vor  dem  Handelsgericht  erfolgen^  wenn 
der  Skala-  oder  Anlandungshafen  zu  der  Republik  gehört.  Wenn 
es  ein  ausländischer  ist,  so  muss  der  Beweis  vor  dem  Chilenischen 
Konsul  geführt  werden  und,  falls  ein  solcher  nicht  vorhanden,  vor 
der  Ortsbehörde,  welche  in  Handelssachen  erkennt,  und,  in  Er- 
mangelung derselben,  vor  der  gewöhnlichen  Justizbehörde. 
906.     Nach  der  Beendigung  der  Keise  ist  der  Kapitain  verpflichtet: 

1.  dem  Rheder  sofort  von  seiner  Ankunft  Mitlheilung  zu  machen,  falls 
sich  derselbe  nicht  in  dem  Hafen  befindet; 

2.  innerhalb  der  in  der  No.  6  des  vorhergehenden  Artikels  bezeichneten 
Frist  die  bekannten  oder  vermuthlichen  Verluste  und  Havarien  des 
Schiffes  oder  seiner  Ladung  durch  Protest  festzustellen,  innerhalb 
derselben  Frist  die  Proteste,  welche  er  im  Verlaufe  der  Fahrt  er- 
hoben hat,  zu  bestätigen  und  das  Tagebuch  visiren  zu  lassen,  wenn 
es  vorher  nicht  visirt  worden  ist; 

3.  die  Ladung  mit  ihrem  Zuwachs  den  Konsignataren,  welche  die 
Konnossemente  angeben,  abzuliefern. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  müssen  die  Waaren  gezählt,  gewogen 
oder  gemessen  werden,  sofern  der  Kapitain  sich  für  die  Zahl,  das 
Gewicht  oder  das  Maass  derselben  verantwortlich  gemacht  hat; 

50* 
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4.  zur  Zeit  der  Deber^be  der  Ladang  die  Konnossemente,  welche  er 
unterzeichnet  hat,  einzuziehen,  auf  einem  derselben  die  Ablieferang 
sich  bescheinigen  zu  lassen  und  das  Konnossement,  welches  er  vom 
Verlader  erhalten  hat,  zurückzugeben; 

5.  die  Ladung  zur  Verfügung  des  Handelsgerichts  zu  stellen,  damit  es 
ihre  Hinterlegung  anordne,  wenn  die  Konsignatare  ihre  Äbliefenmg 
nicht  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  verlangen,  sich  weigern, 
dieselbe  in  Empfang  zu  nehmen,  oder  derjenige  nicht  bekannt  ist, 
dem  sie  übergeben  werden  muss; 

6.  ein  individuelles  Verzeichniss  der  Waaren  aufzustellen,  welche  er  in 
Raten  abliefert,  und  dasselbe  in  das  Ladungsbuch  abzuschreiben; 

7.  dem  Marinegouverneur  von  den  Leuten  iRechenschaß  zu  geben, 
welche  an  der  Schiffsmannschaft  in  Folge  von  Desertion,  Tod  oder 
irgend  einer  anderen  Ursache  fehlen,  und  die  Uebergabe  des  Inventars 
und  der  Vermögensstücke  deijenigen  zu  bewirken,  welche  auf  dem 
Schiffe  verstorben  sind,  damit  er  dieselben  zur  Verfugung  der  be- 
treffenden Erben  stelle; 

8.  in  die  Hände  der  erwähnten  Behörde  beglaubigte  Abschriften  der 
Geburts-  oder  Todesurkunden  zu  legen,  damit  sie  dieselben  dem  mit 
der  Führung  des  betreffenden  Registers  betrauten  Beamten  über- 
mitteln. 

In  den  Anlandungs-  oder  Skalahäfen  muss  er  die  erwähnten 
Kopien,  dem  Chilenischen  Konsul  übergeben ,  damit  derselbe  sie  dem 
Marineministerium  zu  den  in  dem  vorhergehenden  Alinea  erwähnten 
Zwecken  übersende; 

9.  die  Abtakelung  des  Schiffes  zu  leiten; 

10.  dem    Rheder    über   die   Verwaltung   des    Schiffes   und   der  Tiadiing 
Rechenschaft  abzulegen    und  ihm  gegen  Empfangsbescheinigung  alle 
Papiere,  Bücher  und  Gelder,  welche  ihm  gehören,  zu  übergeben. 
907.     Es  ist  dem  Kapitain  verboten: 

1.  ohne  gerechten  Grund  von  seinem  Vertrage  mit  dem  Rheder 
abzugehen;  und,  wenn  er  es  thut,  haftet  er  nicht  allein  für  die 
Schäden  und  Nachtheile,  sondern  wird  auch  für  4  Jahre  für  unfähig 
erklärt,  das  Amt  eines  Kapitains  auszuüben; 

2.  dem  Biieder,  Seeleute  vorzuschlagen  und  dieselben  anzuwerben,  von 
denen  er  weiss,  dass  sie  auf  einem  anderen  Schiffe  engagirt  worden 
sind,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  des  Vertrages  und  einer  Geldbasse 
von  100  Pesos; 

3.  das  im  Vertrage  bezeichnete  Schiff  durch  ein  anderes  zu  ersetzen, 
vorbehaltlich  der  durch  das  Gesetz  vorgesehenen  Fälle  und  der  Ein- 
willigung des  Verladers; 

4*  Gegenstände,  deren  Handel  verboten  ist,  in  das  Schiff  au&onehmen ; 

5.  mehr  Ladung,  als  dem  Rauminhalte  des  Schiffes  entspricht,  zu  kon- 
trahiren; 

6.  die  Reise  wegen  Unfähigkeit  irgend  eines  der  Offiziere  oder  Seeleate 
aufzuschieben,  welche  durch  Krankheit  oder  ein  anderes  anfreiwilliges 
Ereigniss  verursacht  worden  ist. 

In  diesem  Falle  ist  er  verpflichtet,  unverzüglich  die  behinderte 
Person  durch  eine  andere  zu  ersetzen; 

7.  irgend  einen  Theil  der  Ladung  auf  Deck  unterzubringen^  m  sei 
denn,  dass  der  Rheder,  die  Offiziere  und  Verlader  einstimniig 
schriftlich  darin  einwilligen. 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Schiffe  des  kieineji 
Küstenhandels; 


VL    Chile.  789 

8«  eine  andere  Ladung  in  Empfang  zu  nehmen,  als  diejenige,  welche 
dem  Befrachter  des  ganzen  Schiffes  gehört,  es  sei  denn,  dass  dieser 
schriftlich  seine  Einwilligung  erklärt; 

9.  Waaren  ohne  schriftliche  Erlanbniss  des  Rheders  oder  desjenigen, 
welcher  das  Schiff  ganz  gefrachtet  hat,  far  seine  Privatrechnang  zu 
verladen  und  zu  gestatten,  dass  irgend  einer  der  Schiffsmannschaft 
oder  ein  Passagier  dies  thue; 

10.  mit  den  Verladern  öffentlich  oder  privatim  Verträge  abzuschliessen, 
welche  zu  seinem  Privatvortheil  gereichen; 

11.  für  seine  ausschliessliche  Rechnung  ein  Geschäft  zu  machen,  wenn 
er  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn  aus  der  Befrachtung  fahrt ,  bei 
Strafe,  dass  der  Nutzen  den  übrigen  Interessenten  zugewiesen  wird, 
während  die  Verluste  zu  seinem  Nachtheile  gereichen. 

Dieses  Verbot  erstreckt  sich  auch  auf  aen  Fall,  dass  er  ein 
Geschäft  auf  einem  anderen  Schiffe  macht,  welches  denselben 
Bestimmungsort  wie  das  seinige  hat. 

Wenn  der  Kapituin  auf  gemeinschaftliche  Fracht  oder  auf  ein 
Drittel  derselben  fährt,  kann  er  für  seine  Rechnung  verladen,  falls 
er  an  seine  Mitbetheiligten  die  entsprechende  Fracht  zahlt; 

12.  an  seine  Stelle  einen  anderen  ETapitain  ohne  Einwilligung  des 
Rheders,  seiner  Bevollmächtigten  oaer  eventuell  des  Chilenischen 
Konsuls  zu  setzen. 

Wenn  er  es  thnt,  kann  der  Rheder  ihn  seines  Amtes  entsetzen, 
unbeschadet,  dass  der  Kapitain  in  jedem  Falle  für  die  Handlungen 
seines  Stellvertreters  haftet; 

13.  das  Schiff  bei  der  Einfahrt  und  Ausfahrt  aus  den  Häfen  und  Flüssen 
zu  verlassen  und  während  der  Reise  ausserhalb  des  Schiffes  zu 
übernachten,  es  sei  denn,  dass  dies  irgend  ein  wichtiges  Geschäft 
seines  Amtes  erfordert; 

14.  ein  Bodmereidarlehn  auf  das  Schiff  für  seine  Privatgeschäfte  au&u- 
nehmen,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit. 

Wenn  der  Kapitain  Miteigenthümer  ist,  kann  er  ein  Bodmerei- 
darlehn auf  den  Theil  kontrahiren,  welchen  er  besitzt,  sofern  vorher 
ein  solches  auf  denselben  oder  auf  das  ganze  Schiff  nicht  auf- 
genommen worden  ist. 

In  .  dem  vorgesehenen  Falle  muss  genau  ausgedrückt  werden, 
welches  der  Antheil  ist,  der  dem  Nehmer  an  dem  Schiffe  zukommt ; 

15.  Bodmereidarlehne  auf  die  Ladung  zu  kontrahiren,  auch  wenn  er 
derselben  Behufs  Ausbesserung  xmer  Verproviantirung  des  Schifies 
nöthig  bedarf. 

Wenn  der  Kapitain  gegen  dieses  Verbot  verstösst,  ist  er  f&r  das 
Darlehn  ausschliesslich  verantwortlich; 

16.  eine  Route  einzuschlagen,   welche  der   vorgeschriebenen    entgegen- 

Sesetzt  ist,  den  Kurs  zu  ändern  oder  in  einen  anderen  Hafen,  ats 
en  Bestimmungshafen,  einzulaufen,  ohne  vorher  die  Meinung  der 
Offiziere  in  Gegenwart  der  etwa  an  Bord  befindlichen  Verlader  oder 
des  Superkargos  gehört  zu  haben. 

VTeun  der  Kapitain  in  anderer  Weise  verfahrt,  wird  ihm  kein 
Einwand  gestattet,  den  er  zur  Entlastung  seiner  Verantwortlichkeit 
anführt; 

17.  das  Schiff  zu  verlassen,  wie  gross  die  Gefahr  auch  sein  mag,  welche 
es  läuft,  so  lange  er  noch  Hoffnung  hat,  dasselbe  zu  retten,  und  in 
keinem  Falle  ohne  vorher  die  Meinung  der  Offiziere  gehört  zu 
haben; 
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18.  die  Luken  zu  öfiFnen,  beTor  er^die  bekannten  oder  yermatheteii  Ver- 
luste oder  Havarien  durch  Protest  festgestellt  und  die  Thatsacben 
bewiesen  bat,  aus  denen  dieselben  hervorgegangen  sind; 

19.  den  Interessenten,  bevor  es  ihm  durch  das  Handelsgericht  angeordnet 
wird,  den  Grund  auseinanderzusetzen,  aus  welchem  die  Waaren  in 
das  Meer  geworfen  oder  fds  Lösegeld  den  Seeräubern  übergeben 
worden  sind; 

20.  irgend  einen  Seemann  in  einem  ausländischen  Hafen  zu  lassoi; 

21.  den  Leuten  der  Mannschaft  mehr  als  ein  Drittel  ihrer  Heuer  während 
der  Reise  im  Voraus  zu  zahlen. 

908-  Der  Eapitain  ist  civilrechtlich  selbst  für  culpa  levis  verantwort- 
lich, welche  er  bei  der  Ausübung  seiner  Befugnisse  begeht,  für  die  Ausseracht- 
lassung  der  Pflichten  seines  Amtes  und  für  die  Verletzung  der  ihm  durch 
das  Gesetz  auferlegten  Verbote. 

Demgemäss  rouss  der  Kapitain  den  Interessenten  die  Schäden  and 
Nachtheile  vollständig  ersetzen,  welche  sie  direkt  und  unmittelbar  aus  irgend 
einer  der  erwähnten  Ursachen  erlitten  haben. 

Wenn  die  Schäden  und  Nachtheile  dem  Dolus  oder  Betrug  des 
Eapitains  zuzurechnen  sind,  muss  er  in  Gemässheit  der  Stra%esetze  bestraft 
werden,  ohne  deshalb  von  der  Schadlosbaltung  enthoben  zu  sein,  welche  er 
den  geschädigten  Personen  schuldet. 

909.  Er  haftet  gleichfalls  für  die  durch  die  Mannschaft  begangenen 
Diebstähle,  vorbehaltlich  seines  Anspruches  gegen  die  Schuldigen,  und  for 
die  durch  die  Streitigkeiten  des  Scniffsvolks  und  durch  seine  Fehler  im 
Schiffsdienste  verursachten  Schäden,  es  sei  denn,  dass  er  nachweist,  dass  er 
seine  Autorität  zur  Geltung  gebracht  hat,  um  dieselben  rechtzeitig  zu  ver- 
hindern. 

910.  Er  haftet  in  gleicher  Weise  für  die  Geldstrafen,  Konfiskationen, 
Verluste,  Schäden  und  Nachtheile,  welche  seine  Kontravention  gegen  die 
Gesetze  und  die  fiskalischen,  Marine-,  Sanitäts-  und  Polizeiverordnungen  der 
Abffthrts-,  Skala-,  Anlandungs-  und  Löschungshäfen  verursacht  baL 

91  !•  Die  Haftbarkeit  des  Kapitains  dem  Rheder  gegen&ber  beginnt, 
sobald  er  als  Oberbefehlshaber  des  Schiffes  anerkannt  worden  ist,  und  endigt 
mit  der  Abtakelung  und  Uebergabe  desselben. 

Bezüglich  der  Verlader  l^ginnt  die  Verantwortlichkeit  des  SLapitains, 
sobald  die  Ladung  auf  das  Schiff  kommt,  und  hört  in  dem  Momente  au^  in 
welchem  dieselbe  an  der  Seite  des  Schiffes  in  dem  Bestimmungshafen  abge- 
liefert worden  ist,  es  sei  denn,  dass  die  Interessenten  etwas  anderes  Ter- 
einbart  haben. 

912.  Der  Kapitain  haftet  nicht  für  die  Schäden,  welche  das  Schiff 
oder  die  Ladung  durch  höhere  Gewalt  oder  Zufäll  erleidet,  es  sei  denn,  dass 
diese  Ereignisse  durch  seine  culpa  ermöglicht  worden  sind,  noch  auch  für 
diejenigen,  welche  den  Waaren  durch  ihre  eigene  fehlerhafte  Beschaffenhdt 
zugefugt  worden  sind. 

913.  Der  Kapitain,  welcher  das  Schiff  verkauft,  ein  Bodmereidarlehn 
auf  den  Rumpf  und  Kiel  aufnimmt,  Wechsel  auf  den  Rheder  zieht,  Waaren 
oder  Lebensmittel  verkauft  oder  den  Passagieren  gehörige  Vorrätbe,  aosser 
den  Fällen  und  ohne  die  Förmlichkeiten,  welche  durch  das  Gesetz  vorge- 
sehen sind,  fortnimmt,  Ausgaben  fingirt  oder  die  gemachten  übertreibt  ooer 
irgend  einen  anderen  Betrug  in  seinen  Rechnungen  begeht,  wird  als  des 
Diebstahls  schuldig  bestraft  und  muss  ausserdem  den  Interessenten  alle 
Schäden  und  Nachtheile  ersetzen. 

914.  Wenn  der  Kapitain  wegen  eines  bei  der  Ausübung  seiner  Fant 
tionen  oder  bei  der  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  begangenen  Dolos  nx- 
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anheilt  worden  ist,  bleibt  er  für  die  Dauer  von  6*)  Jabren  von  der  Beklei- 
dung irgend  eines  Amtes  auf  den  Handelsschiffen  ausgeschlossen. 

§  3.     Vom  Steuermann. 

915.  Der  Steuermann  übernimmt  das  Kommando  und  die  Leitung  des 
Schiffes  beim  Tode,  in  Abwesenheit  oder  bei  Unfähigkeit  des  Eapitains,  es 
sei  denn,  dass  der  Rheder  einen  Stellvertreter  ernannt  hat. 

In  diesem  Falle  sind  alle  Bestimmungen,  welche  der  vorhergehende 
Paragraph  enthält,  auf  den  Steuermann  anwendbar. 

916.  Um  Steuermann  sein  zu  können,  sind  dieselben  Bedii^ngen, 
bezüglich  des  Alters,  der  Prüfung,  der  Schifffahrtspraxis  und  des  Patentes 
erforderlich,  welche  der  Art.  892  für  die  Uebernahme  des  Amtes  eines 
Kapitains  verlangt. 

917.  Dem  Steuermann  kommt  es  zu,  die  Reiseroute  innezuhalten  und 
dea  Kurs  des  Schiffes  zu  führen. 

918.  Der  Steuermann  ist  verpflichtet: 

1.  sich  mit  den  zur  guten  Ausführung  seiner  Funktionen  erforderlichen 
Schiff fahrtskarten,  Büchern  und  Instrumenten  zu  versehen; 

2.  selbst  das  Buch  des  Nachthauses')  zu  führen,  in  demselben  täglich 
die,  Sonnenhöhe,  den  Kurs,  den  Breiten-  und  Längengrad,  anter 
welchem  sich  das  Schiff  befindet,  zu  vermerken  und  dem  Eapitain 
von  dem  Resultat  seiner  Beobachtungen  Mittheilung  zu  machen. 

919.  Es  ist  dem  Steuermann  verboten,  ohne  vorherige  Einwilligung 
<les  Kapitains  den  Kurs  zu  ändern. 

Wenn  der  letztere  jedoch  Widerspruch  dagegen  erhebt,  dass  der  Steuer- 
mann den  beabsichtigten  Kurs  innehält,  so  muss  der  Steuermann  demselben 
seine  Vorstellungen  in  Gegenwart  der  übrigen  Schiffsofßziere  machen  und, 
wenn  der  Kapitain  darauf  beharrt,  die  ihm  ertheilten  Befehle  erfüllen;  er 
kann  aber  in  dem  Schifffahrtstagebuch  den  entsprechenden  Protest  zur  Ent- 
lastung seiner  Verantwortlichkeit  aufsetzen. 

820.  Der  Steuermann  haftet  für  die  Verluste  und  Havarien,  welche 
das  Schiff  oder  die  Ladung  durch  seine  Unkenntniss,  Nachlässigkeit  oder 
Unvorsichtigkeit  erleidet. 

Wenn  die  Verluste  und  Schäden  aus  einem  Dolus  herrühren,  so  wird 
der  Steuermann  in  Gemässheit  der  Vorschrift  des  Strafgesetzes  bestraft  und 
ausserdem  iür  die  Dauer  von  6')  Jahren  von  der  Ausübung  irgend  eines 
Amtes  auf  Handelsschiffen  ausgeschlossen. 

921.  Die  bosondeic  Verantwortlichkeit  des  Steuermannes  schliesst 
diejenige  des  Kapitains  in  denselben  Fällen  nicht  aus. 

§  4.     Vom  Hochbootsmann. 

922.  Bei  Behinderung  und  Unfähigkeit  des  Steuermannes  übernimmt 
der  Hochbootsmann  das  Kommando  und  die  Leitung  des  Schiffes,  indem 
er  allen  gesetzlichen  Vorschriften  'bezüglich  des  Kapitains  unterworfen  bleibt 

923.  Es  kann  nicht  Hochbootsmann  sein  derjenige,  welcher  nicht 
Steuermann   sein  kann. 


»)  Nach  Columbianischem  Recht  (Art  107,  cfr.  Bd.  11  S.  107)  verliert  der 
Kapitain  auf  immer  die  BefähigUDg«  irgend  ein  Amt  auf  Eandelsschiften  zu  übernehmen« 

»")  bitAcora. 

')  Nach  Columbianischem  Recht  auf  die  Dauer  von  10  Jahren  (cfr.  Art.  112 
Bd.  II  S.  107). 
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924.  Der  HochbootsinanD  ist  der  unmittelbare  Bef^bhaber  der 
Mannschaft,  und  in  dieser  Eigenschaft  steht  es  ihm  zu,  die  Manö?er  nnter 
den  Befehlen  des  Eapitains  anzuordnen,  die  mechanischen  Arbeiten  an  Bord 
unter  die  Seeleute  zu  vertheilen  und  darüber  zu  wachen,  dass  sie  dieselben 
in  der  gehörigen  Weise  ausführen. 

925.  Der  Hochbootsmann  ist  verpflichtet: 

1.  das  Takelwerk  und  alle  übrigen  zum  Dienste  des  Sdiiffes  erforde> 
liehen  Gegenstände  zu  prüfen,  für  die  Erhaltung  derselben  Sor|;e 
zu  tragen  und  dem  Kapitain  von  den  bemerkten  Fehlem  und  Te^ 
schlechterungen  Mittheilung  zu  machen; 

2.  für  die  gute  Yerstauung  der  Ladung  Soi^e  zu  tragen  und  hlofig 
den  Schiffsraum  zu  untersuchen,  um  sich  zu  überzeugen ,  dass  die- 
selbe sich  in  guter  Ordnung  befindet; 

3.  das  Schiff  für  alle  Manöver,  welche  die  Schiff&hrt  erfordert,  bereit 
zu  halten; 

4.  die  Ordnung  und  Disciplin  unter  der  Schiffsmannschaft  aufrecht  zu 
erhalten,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Leute,  welche  dieselbe  bilden, 
ihre  betreffenden  Pflichten  erfüllen,  und  sofort  dem  Kapitain  von 
allen  Vorfällen,  welche  die  Geltendmachung  seiner  Autorität  erfor- 
dern, Mittheilung  zu  machen; 

5.  das  Takelwerk  und  die  Ausrüstungsgegenstande  des  Schiffes  za 
sammeln,  zu  inventarisiren  und  zu  bewachen,  nachdem  die  Ab- 
takelung  vorgenommen  worden  ist,  es  sei  denn,  dass  der  Rheder 
ihn  dieser  Verpflichtung  enthebt. 

926.  Der  Hochbootsmann  haftet  für  die  Schäden  und  Nacbtheile. 
welche  durch  eine  Culpa  seinerseits  entstehen,  und,  wenn  dieselben  diuck 
Dolus  verursacht  worden  sind,  muss  er  in  Gemässheit  des  Strafgesetzes 
bestraft  werden. 

§  5.    Vom  Superkargo. 

927.  Der  Superkargo  ist  ein  von  dem  Rheder  oder  von  den  Ve^ 
ladem  ernannter  Faktor  und  demgemass  bezüglich  seiner  i'ähigkeit,  der 
Art  und  Weise,  zu  kontrahiren,  und  der  Verantwortlichkeiten  den  in  den 
§§  7  und  8  des  Titel  VI,  Buch  II  dieses  Gesetzbuches  enthaltenen  Be- 
stimmungen unterworfen. 

928«  Der  Rheder  oder  die  Verlader  müssen  dem  Superkargo  eine 
Spedal vollmacht  ertheilen,  welche  in  der  im  Art.  22  vorgeschriebenen  Art 
und  Weise  einzutragen  und  zu  publiciren  ist. 

Die  Vollmacht  muss  ausserdem  dem  Kapitain  mitgetheilt  werden. 

929.  Der  von  dem  Rheder  ernannte  Superkargo  übt  die  ökonomische 
Verwaltung  des  Schiffes  aus  oder  den  Theil  der  Verwaltung ,  welcher  ihm 
ausdrücklich  und  bestimmt  in  der  Vollmacht  anvertraut  worden  ist,  and  er 
führt  das  Rechnungsbuch,  von  welchem  Alinea  2  des  Art.  901  handelt 

Ist  der  Superkargo  von  den  Verladern  ernannt  worden,  so  muss  er  für 
die  Erhaltung  und  den  Verkauf  der  Ladung  Sorge  tragen,  die  Waaren  der 
Rückfracht  einkaufen,  den  Versammlungen  der  OfG^iere,  in  denen  das  Ge- 
setz seine  Gegenwart  erfordert,  beiwohnen  und  über  alle  seine  Geschäfts- 
Unternehmungen  ein  eingebundenes  und  foliirtes  und  von  dem  Handels- 
gericht rubricirtes  Rechnungsbuch  fuhren. 

In  keinem  Falle  kann  sich  der  Superkargo  in  die  Ausübung  der  Be- 
fugnisse einmischen,  welche  ausschliesslich  dem  Kapitain  zur  sacbgemässen 
Leitung  des  Schiffes  und  der  Reise  zustehen. 
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930.  Die  Befugnisse  und  Verantwortlichkeiten  des  Kapitains  cessiren 
bezüglich  des  Theiles  der  Verwaltung,  welchen  der  Rheder  oder  die  Ver- 
lader dem  Superkargo  übertragen  haben,  es  bestehen  aber  diejenigen  fort, 
welche  er  auf  Gruna  seines  Amtes  und  seiner  Autorität  hat. 

931.  Sofern  deijenige,  an  welchen  die  Ladung  konsignirt  worden  ist, 
sich  weigert,  dieselbe  in  Empfang  zu  nehmen,  muss  der  Superkargo,  welcher 
für  diese  Eventualität  keine  Instruktionen  besitzt,  den  gewöhnlichen  Protest 
erheben  und,  je  nach  dem  Falle,  dem  Handelsgericht  oder  dem  Chilenischen 
Konsul  oder,  in  Ermangelung  des  letzteren,  der  Ortsbehörde  Mittheilung 
machen,  damit  ein  Eonsignatar  ernannt  werde,  welcher  die  Waaren  in  Empfang 
nimmt  und  die  Anweisungen  des  Eigenthümers  derselben  erfüllt. 

932.  Es  ist  dem  Superkargo  verboten,  für  seine  Rechnung  während 
der  Reise  Geschäfte  zu  machen,  es  sei  denn,  dass  sein  Kommittent  oder  der 
Gebrauch  im  Abfialirtshafen  ihm  gestattet,  eine  Beilast  mitzunehmen. 

In  diesem  letzteren  Falle  kann  der  Superkargo,  ohne  specielle  Ermäch- 
tigung seines  Kommittenten,  zu  der  Rückfracht  keinen  Betrag  verwenden, 
welcher  den  Erlös  der  Beilast  überbteigt. 


TITEL  III. 
Von  den  Verträgen  der  Seeleute. 

Die  Worte:  „Seeleute**,  „ Schiffs volk",  umfassen  in  ihrer  gesetz- 
lichen Bedeutung  dieselben  Personen,  welche  unter  den  Worten:  „Mannschaft** 
oder  «Bemannung**,  verstanden  werden. 

Die  letzteren  umfassen  die  Matrosen  und  die  Schiffsjungen  und  die 
Offiziere  des  Schiffes  mit  Ausnahme  des  Kapitains. 

934.  Das  Alter  und  die  übrigen  Eigenschaften,  welche  der  einfache 
Matrose  haben  muss,  sind  in  dem  Marinereglement  bestimmt. 

985.  Der  Vertrag,  welchen  die  Seeleute  mit  dem  Rheder  abschliessen, 
sei  es,  dass  der  letztere  persönlich  oder  durch  den  Kapitain  vertreten  handelt, 
besteht  rücksichtlich  der  ersteren  darin,  an  Bord  die  stipulirten  Dienste  zu 
leisten,  und  von  Seiten  des  zweiten  darin,  dieselben  auf  das  Schiff  aufzu- 
nehmen, sie  zu  unterhalten  und  ihnen  die  vereinbarte  Heuer  oder  Entschä- 
digung zu  bezahlen. 

936.  Die  Anwerbung  der  Seeleute  gegen  einen  bestimmten  Betrag  für 
die  Reise  oder  gegen  eine  gewisse  Summe  für  den  Monat  ist  eine  Dienst- 
miethe. 

Die  Anwerbung  auf  die  Fracht  oder  auf  einen  Antheil  an  den  even- 
tuellen Gewinnen  der  Expedition  ist  ein  Gesellschaftsvertrag. 

937.  Die  Verträge  zwischen  dem  Rheder  und  den  Seeleuten  müssen 
schriftlich  in  dem  Rechnungsbuche  aufgesetzt  und  von  denselben  oder,  falls 
sie  nicht  zu  schreiben  verstehen,  auf  ihre  Bitte  unterzeichnet  werden. 

Bei  allen  Differenzen,  w^elche  zwischen  dem  Rheder  und  der  Mannschaft 
auf  Grund  ihrer  Verträge  und  über  die  Vorschüsse,  welche  letztere  erhalten 
hat^  vorkommen,  beweist  das  erwähnte  Buch,  sofern  es  augenscheinlich  in 
Gemässheit  der  gesetzlichen  Vorschriften  gefuhrt  worden  und  jeder  Verdacht 
einer  Veränderung  in  seinen  Eintragungen  ausgeschlossen  ist. 

Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  den  Interessenten  eine  von  ihm  beglau- 
bigte Abschritt  ihrer  betrenenden  Verträge  zu  ertheilen. 

938.  In  Ermangelung  einer  schriftlichen  Abrede  und  von  Beweis- 
mittelu  für  die  Bedingungen  der  Anwerbung,  werden  die  letzteren  in  Gemäss- 
heit    des  Ortsgebraucnes  bestimmt. 
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939.  Im  Falle  eioes  Zweifels  über  die  Dauer  der  AnwerbaDg  der  See- 
leute ist  aDzunehmeo,  dass  dieselben  für  die  Hinreise  und  die  Röckrdse 
nach  dem  Abfahrtshafen  angeworben  worden  sind. 

940.  Wenn  der  Seemann  sich  zum  Dienste  auf  zwei  Schiffen  anfrerbeD 
lasst,  so  ist  der  zweite  Vertrag  wirkungslos,  und  der  Rheder  oder  Kapitab^ 
welcher  denselben  zuerst  geheuert  hat,  kann  ihn  zur  Erfüllung  seines  Dienstes 
zwingen  lassen  oder  auf  Kosten  desselben  einen  anderen  suchen,  welcher 
ihn  ersetzt. 

In  dem  vorgesehenen  Falle  verliert  der  Seemann  zu  Ganaten  des 
Schiffes  die  verdiente  Heuer,  indem  er  gleichzeitig  die  im  Voraus  erhalteneD 
Betrage  zurückerstatten  muss,  und  der  Rheder  oder  Kapitain,  welcher  mit 
Eenntniss  seiner  früheren  Anwerbung  mit  ihm  kontrahirt  hat»  verwirkt  die 
in  No.  2  des  Art.  907  bezeichnete  Geldstrafe. ') 

941.  Die  Seeleute,  welche  zur  Zeit  der  Anwerbung  durch  den  Rheder 
oder  Kapitain  erklären ,  dass  sie  bereits  in  der  Schiff&hrt  er&hren  sind^ 
haften  aurch  diese  Thatsache  allein  für  die  durch  ihre  Unkenntniss  Te^l^ 
sachten  Schäden  und  Nachtheile. 

942.  Der  Seemann  kann  mit  oder  ohne  Grund  vor  oder  nach  Beginn 
der  Reise  entlassen  werden;  wenn  dies  jedoch  ohne  gesetzlichen  Grund 
erfolgt,  muss  er  je  nach  dem  Falle  in  der  durch  die  Art.  870  und  871  vor- 
geschriebenen Art  und  Weise  von  demjenigen  entschädigt  werden,  welchem  es 
zukommt,  dies  zu  thun. 

943.  Die  Mannschaft  hat  An^^pruch,  an  Bprd  in  angemessener  Weise 
verpflegt  zu  werden,  unbeschadet  ihrer  Heuer  und  der  eventuellen  verein- 
barten oder  gesetzlichen  Entschädigungen. 

944.  Der  während  der  Fahrt  erkrankte,  verwundete  oder  Terstümmeite 
Seemann  erhält  stets  seine  Heuer  bis  zu  seiner  Rückkehr  nach  dem  Abfifthrts- 
hafen,  und,  falls  er  auf  einem  anderen  Schiffe  zurückkehrt,  muss  er  ausser- 
dem eine  Entschädigung  für  die  Kosten  der  Rückreise  empfangen,  es  sei 
denn,  dass  die  Krankheit,  Verwundung  oder  Verstümmelung  darch  eiae 
strafbare  Handlung  seinerseits  verursacht  worden  ist. 

Welches  auch  immer  der  Grund  dieser  Zufälligkeiten  sein  mag,  so 
werden  indessen  die  Kosten  für  Pflege  und  Heilung  aus  dem  SchiffdEonds 
mit  oder  ohne  Verpflichtung  der  Rückerstattung  bezahlt. 

Wenn  die  Krankheit,  Verwundung  oder  Verstümmelung  ans  einer 
strafbaren  Handlung  des  Seemannes  herrührt,  wie  z.  B.,  wenn  er  das  Schif 
ohne  Erlaubniss  des  Kapitains  verlassen  hat,  so  gehen  die  erwähnten  Kostea 
für  seine  Privatrechnung,  und  er  muss  dieselben  aus  seiner  Heuer  erstatten 
und,  falls  dieselbe  nicht  ausreicht,  aus  seinem  übrigen  Vermögen,  welches 
er  besitzt. 

Wenn  diese  Zufälle  durch  die  gewöhnlichen  Dienste  auf  dem  Schiffe 
veranlasst  sind,  sind  die  Kosten  ausschliesslich  für  Rechnung  des  Rheders 
wenn  sie  jedoch  von  aussergewöhnlichen^  dem  Schiffe  und  der  Ladung  ge- 
leisteten Diensten  herrühren,  so  werden  die  Kosten  wie  die  gemeinschafUid)« 
Havarie  unter  den  Rheder  und  die  Verlader  vertheilt 

945.  Der  bei  der  Vertheidigung  des  Schiffes  getödtete  OfiBzier  oder 
Matrose  wird  Behufs  Erhaltung  der  Heuer  oder  der  vereinbarten  Eot- 
Schädigungen  als  lebend  betrachtet,  sofern  das  Schiff  seine  Reise  beendet. 

Die  Vorschrift  ist  auch  auf  den  Offizier  oder  Matrosen  anwendbar, 
welcher  bei  Gelegenheit  der  Vertheidigung  des  Schiffes  gefsingen  genonunea 
worden  ist. 
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946.  Die  Erben  des  monatsweise  angeworbenen  Seemannes,  welcher 
während  der  Reise  in  Folge  einer  anderen  Ursache,  als  derjenigen  der  Yer- 
theidignnff  des  SchiiSes,  stirbt,  haben  Anspruch  auf  die  bis  zum  Todestage 
irerdiente  Heuer. 

Wenn  die  Anwerbung  filr  die  Reise  erfolgt  ist,  haben  die  Erben  nur 
auf  die  Hälfte  des  festgesetzten  Betrafi;e8  Anspruch,  wenn  der  Tod  auf  der 
Hinreise  eintritt;  wenn  er  jedoch  auf  oer  Rückreise  erfolgt,  können  sie  die 
Zahlunff  des  ganzen  Betrages  verlangen. 

Wenn  der  Vertrag  auf  Antheil  oder  auf  die  Fracht  abgeschlossen  ist 
und  der  Seemann  nach  Beginn  der  Reise  stirbt,  so  muss  seinen  Erben 
die  ganze  vereinbarte  Quote  vollständig  vergütet  werden ;  wenn  er  jedoch 
Tor  Beginn  der  Reise  stirbt,  so  haben  die  letzteren  keinen  Anspruch  irgend 
welcher  Art  auf  die  stipulirte  Entschädigung. 

947.  Die  für  mehrere  auf  einander  folgende  Reisen  angeworbene  Mann- 
schaft kann  die  Zahlung  der  stipulirten  Heuer  oder  der  Entschädigungen  nach 
Beendigung  einer  ieden  Reise  verlangen. 

MS*  Im  Falle  einer  Aufbringung  oder  eines  Schiffbruchs  unter  gänz- 
lichem Verlust  des  Schiffes  und  der  Ladung  haben  die  Seeleute  keinen  An- 
spruch irgend  welcher  Art  auf  die  vereinbarte  Heuer  oder  Entschädigung; 
sie  können  aber  auch  nicht  gezwungen  werden ,  die  erhaltenen  Vorscnüsse 
zurückzuerstatten. 

Der  Erlös  aus  den  Schiffsresten  und  die  Fracht  der  geretteten  Waaren 
haften  mit  Vorrecht  für  die  Zahlung  der  Heuer  der  monatlich  oder  gegen 
einen  bestimmten  Betrag  angeworbenen  Mannschaft. 

Der  Kapitain  ist  bei  der  Vertheilung  für  den  verhältnissmässigen  An- 
theil, welcher  seinem  Gehalt  zukommt,  eingeschlossen. 

948.  Wenn  die  Anwerbungen  der  Seeleute  auf  die  Fracht  erfolgt  sind, 
so  sind  dieselben  nur  berechtigt,  in  dem  im  vorhergehenden  Artikel  vor- 
gesehenen Fall,  die  Zahlung  ihrer  Heuer  im  Verbältniss  der  übrigen  Mit- 
theilhaber aus  der  Fracht  der  geretteten  Waaren  zu  verlangen. 

Im  Falle,  dass  sie  bei  der  Reitung  der  Schiffstrümmer  gearbeitet  haben, 
ist  ihnen  eine  Gratifikation  zuzusprechen,  welche  im  Verbältniss  zu  ihren 
Bemühungen  und  den  Gefahren  steht,  welche  sie  bei  der  Rettung  derselben 
ausgestanden  haben. 

950.  Das  im  Art.  902  dem  Kapitain  gewährte  Vorrecht  erstreckt  sich 
auch  auf  die  Seeleute. 

951.  Das  Schiff  und  die  Frachtgelder  haften  vorrechtlich  für  die  den 
monatlich  oder  für  die  Reise  angeworbenen  Seeleuten  geschuldeten  Hener- 
beträge  und  Entschädigungen. 

952     Der  Seemann  kann  seinen  Vertrag  aufheben: 

1.  wegen  einer  Aenderung  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes  vor  dem 
Beginn  der  Reise,  für  welche  er  angeworben  worden  ist; 

2.  wegen  einer  Kriegserklärung  zwischen  der  Republik  und  der  Nation, 
nach  deren  Gebiet  das  Schiff  bestimmt  ist; 

3.  we^en  erhaltener  sicherer  Nachrichten  über  das  Vorhandensein  einer 
Epidemie  im  Löschungshafen  vor  dem  Beginn  oder  während  einer 
Anlandung ; 

4.  wegen  des  Todes  oder  der  Entlassung  des  Kapitains  vor  der  Ab- 
fahrt des  Schiffes; 

5.  wegen   des  Fehlens  eines  Convois,  wenn   vereinbart  worden  ist,  in 
«Begleitung  eines  Kriegsschiffes  zu  fahren; 

6.  wegen  einer  Krankheit,  welche  ihn  un&hig  macht,  den  über- 
nommenen Dienst  zu  leisten; 

7.  wegen  schlechter  Behandlung  oder  Mangel  an  angemessenen  Lebens- 
mitteln. 
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Die  Aufhebung  kann  in  diesem  Falle  während  der  Reise  vor  des: 

Handelsgericht  iu  den  Häfen  der  Republik  und  in  den  ausllndischec 

vor  dem  Chilenischen  Konsul   und,  in  Ermangelung  desselben,  vor 

der  Ortsbehörde  nachgesucht  werden. 

9S3.    Es  ist  den  Seeleuten  bei  Strafe   des  Verlustes  ihrer  Heuer  yei^ 

boten,  den  Eapitain  während  der  Reise  zu  verklagen,  ausgenommen  in  den 

in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehenen  Fällen. 

954-  Die  Mannschaft  kann  ohne  Einwilligung  des  Rheders  oder  des* 
jenigen,  welcher  das  Schiff  im  Oanzen  gefrachtet  hat,  keine  Waaren  för 
eigene  Rechnung  verladen,  es  sei  denn,  oass  der  Ortsgebrauch  dies  gestattet 

955.  Die  Seeleute  sind  verpflichtet: 

1.  ihren  Vertrag  zu  erfüllen  unter  der  Verantwortlichkeit,  für  die  Schä- 
den und  Nachtheile  und  bei  den  in  den  Gesetzen  und  Marinever- 
ordnungen angedrohten  Strafen,  es  sei  denn,  dass  sie  einen  triftigeD 
Grund  haben,  denselben  nicht  zu  erfüllen. 

Demgemäss  müssen  sie,  um  einen  Dienst  auf  einem  anderen 
Schiffe  übernehmen  zu  können,  ohne  in  die  erwähnten  Verantwon- 
lichkeiten  zu  gerathen,  die  schriftliche  Erlaubniss  des  Rheders  oder 
Kapitains  erhalten,  von  welchem  sie  geheuert  worden  sind; 

2.  sich  in  dem  Momente  an  Bord  zu  begeben,  in  welchem  es  der 
Kapitain  verlangt,   und  das  Schiff  auszurüsten  und  zu  beladen; 

3.  dem  Eapitain  und  eventuell  den  Offizieren  ohne  Widerspruch  in 
Allem,  was  sich  auf  den  Schiffsdienst  bezieht,  zu  gehorchen; 

4.  an  Bord  zu  bleiben  und  das  Schiff  ohne  Erlaubniss  des  Kapitains 
oder  seines  Stellvertreters  nicht  zu  verlassen; 

5.  das  von  Feinden  oder  Seeräubern  angegriffene  Schiff  zu  vertheidigeo 
und  dem  Kapitain  in  allen  Fällen,  in  welchen  das  Schiff  Gefiüir 
läuft,  thStige  Hülfe  zu  leisten; 

6.  die  Erklärungen  abzugeben,  welche  der  Kapitain  von  ihnen  Bebofs 
j                                         Rechtfertigung  seiner  l^roteste  verlangt; 

7.  das  Schiff  nach  Beendigung  der  Reise  abzuladen  und  abzutakeln 
und  an  einem  sicheren  Ort  zu  befestigen. 

956.  Die  gegenseitigen  Verpflichtungen  des  Rheders  und  des  Schiffs- 
I  Volkes  beginnen  in  dem  Moment  der  Unterzeichnung  ihrer  Verträge  und 
I                           endigen  mit  der  Abtakelung  des  Schiffes. 

957.  Die  Verpflichtungen  des  Seemannes  erlöschen: 

;  1.  durch  den  Ablauf  der   Zeit   der  Anwerbung   oder   die   Beendigung 

I  der  Reise,  für  welche  er  angeworben  worden  ist; 

2.  durch  seinen  Tod; 

1  3.  durch  seine  Entlassung  aus  dem  Dienst; 

[  4.  durch  den  Verkauf,  die  Aufbringung  oder  den  Schiffbruch  des  Schiffes: 

[  5.  durch  die  Veränderung  des  Bestimmungsortes  des  Schiffes; 

^  6.  durch  den  freiwilligen  oder  gezwungenen  Widerruf  der  Reise. 

I  958.     Wenn  der  Widerruf  der  Reise  durch  eine   freiwillige   Handlung 

I  des  Rheders  erfolgt,    bevor   das  Schiff  in    dem  Hafen   die  Anker  gelichtet 

hat,    so   erhalten    die   monatlich  angeworbenen    Seeleute   als  Entschädigung 

einen  Monat  ihrer  betreffenden  Heuer  und  die  bereits  verdienten  Tageg^der. 

Wenn  die  Mannschaft  für  einen  bestimmten  Preis  angeworben  worden 

;  ist,  so  werden  der  Monatslohn    und    die  Tagegelder  bestimmt,   indem   icc 

Preis  durch  die  Anzahl  der  Tage  dividirt   wird,  welche  annähernd  die  Reise 
dauern  muss.     Diese  Berechnung  muss  durch  Sachverständige  erfolgen. 

Wenn  berechnet  wird,  dass  die  Dauer  der  beabsichtigten  Reise  einen 
Monat  nicht  überschreiten  wird,  so  muss  die  Entschädigung   auf  die  Heuer 

f  für  14  Tage  reducirt  werden. 
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Die  der  Mannschaft  vorgeschossenen  Sammen  müssen  von  dem  Betrag 
der  Entschädigung  and  der  Tagegelder   abgezogen  werden. 

959.  Sofern  der  Widerruf  nach  dem  Beginn  der  Reise  eintritt ,  er- 
halten die  monatsweise  angeworbenen  Seeleute  die  verdiente  Heuer  und 
ausserdem  diejenige,  welche  der  Zeit  entspricht,  die  sie  noth wendig  ge- 
brauchen, um  nach  dem  Bestimmungshafen  des  Schiffes  zu  gelangen,  und 
die  für  die  Reise  angeworbeneu  erhalten  den  ganzen  Betrag,  welcher  stipulirt 
worden  ist. 

Sowohl  den  einen,  als  auch  den  anderen  muss  eine  Fahrgelegenheit 
nach  dem  Abfiahrts-  oder  Löschungshafen,  je  nach  ihrer  Wahl,  verschafft 
werden. 

960.  Die  Bestimmungen  der  beiden  vorhergehenden  Artikel  sind  selbst 
auf  die  Fälle  anwendbar,  in  welchen  der  Widerruf  der  Reise  aus  einer 
freiwilligen  Handlung  der  Verlader  herrührt,  unbeschadet  des  Rechtes  des 
Rheders,    von  denselben  die  entsprechende  Entschädigung  zu  beanspruchen« 

961.  Wenn  die  Reise  vor  der  Abfährt  des  Schiffes  aus  einem  von 
denn  Rheder  oder  den  Yerladern  unabhängigen,  triftigen  Grunde  widerrufen 
wird,  haben  die  Seeleute  keinen  Anspruch  auf  irgend  welche  Entschädigung; 
und  sie  können  nur  die  Zahlung  der  bis  zu  dem  Tage  des  Widerrufs  ver^ 
dienten  Heuer  fordern. 

962-     Gerechte  Gründe  zu  dem  Widerruf  der  Reise  sind: 

1.  die  Kriegserklärung  zwischen  der  Republik  und  der  Nation,  zu 
welcher  der  Löschungshafen  gehört,  una  das  Handelsverbot  mit  der- 
selben Nation; 

2.  die  Blokade  des  Hafens,  nach  welchem  das  Schiff  bestimmt  worden 
ist,  oder  die  in  demselben  herrschende  Pest; 

3.  das  Verbot,  in  den  Hafen,  nach  welchem  das  Schiff  gerichtet  ist, 
Waaren  der  gleichen  Art,  wie  die  auf  demselben  verladenen,  ein- 
zuführen ; 

4.  die  Beschlagnahme  des  Schiffes  auf  Befehl  des  Präsidenten  der 
Republik  oder  die  Detinirung  desselben  aus  einem  von  dem  Willen 
des  Rheders  unabhängigen  Grunde; 

5.  irgend  eine  Havarie  des  Schiffes,  welche  es  zu  der  Fahrt  unfähig 
macht; 

963.  Wenn  nach  Beginn  der  Reise  irgend  einer  der  in  den  drei  ersten 
Nummern  des  vorhergehenden  Artikels  vorgesehenen  Fälle  eintritt,  haben 
die  monatlich  geheuerten  Seeleute  in  dem  ersten  Aulandungshafen  die  ihrer 
Dienstzeit  entsprechende  Heuer  zu  erhalten,  und  die  Verträge  sind  auf- 
gehoben. 

Wenn  die  Verträge  gegen  eine  bestimmte  Summe  abgeschlossen  wor- 
den sind,  so  wird  der  Betrag  der  Heuer  in  der  in  dem  Alinea  2  des  Art.  958 
vorgeschriebenen  Art  und  Weise  festgesetzt. 

Wenn  jedoch  das  Schiff  die  Fahrt  fortsetzen  soll,  können  der  Eapitain 
und  die  Mannschaft  gegenseitig  die  Erfüllung  ihrer  Verträge  verlangen. 

964.  In  dem  in  der  No.  4  des  Art.  962  vorgesehenen  Falle  muss  der 
monatlich  geheuerten  Mannschaft  die  Hälfte  ihrer  Heuer  während  der 
Dauer  der  Beschlagnahme  oder  Detinirung  vergütet  werden;  wenn  jedoch 
beide  mehr  als  90  Tage  dauern  sollten,  so  ist  der  Vertrag  ohne  Entschä- 
digung aufgehoben. 

Der  gegen  eine  bestimmte  Summe  abgeschlossene  Vertrag  ist  ebenfedls 
nach  Ablauf  der  90  Tage  aufgehoben. 

965.  Die  Mannschaft  kann  in  dem  in  No.  5  des  citirten  Artikels  er- 
wähnten Falle  nicht  mehr  als  die  Zahlung  der  verdienten  Heuer  ver^ 
langen. 
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Wenn  die  Unbraach barkeit  des  Schiffes  durch  Dolus  oder  Colm  des 
Kapitains  oder  des  Steuermannes  verursacht  worden  ist,  kann  die  mann- 
Schaft  von  denselben    die  ents[)rechende  Entschädigung  beanspruchen. 

966.  Nachdem  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  vor  seiner  Ab&hrt 
geändert  worden  ist,  und  wenn  die  Seeleute  mit  der  Aendemng  nicht  ein- 
verstanden  sind,  muss  der  Kheder  ihnen  die  betreffende  Heuer  &r  die  Tage, 
welche  seit  dem  Datum  des  bezüglichen  Vertrages  verflossen  sind,  vergüten 
und  eine  Monatsheuer  als  Entschädigung.  ^ 

V7enn  sie  in  die  Aenderung  einwilligen  und  die  Entfernung  and  an- 
dere Umstände  eine  grössere  Heuer  oder  Ejitschädigung  begründen,  so  muss 
die  Erhöhung  durch  Sachverständige  festgestellt  wer&n,  sobald  die 
Parteien  sich   nicht  gütlich  einigen. 

Die  in  dem  Alinea  1  aufgestellte  Vorschrift  ist  gleich&lls  auf  den  Fall 
anwendbar,  in  welchem  die  Aenderung  durch  eine  Handlung  der  Verlader 
veranlasst  ist,  unbeschadet  der  dem  Rheder  zukommenden  EntschädigangeiL 

967.  Die  Verlängerung  der  Reise  nach  entfernteren  Häfen,  als  d^ 
bezeichneten,  welche  durch  eine  freiwillige  Handlung  des  Rheders  oder  der 
Verlader  verursacht  worden  ist,  giebt  den  gegen  eine  feste  Summe  ange- 
worbenen Seeleuten  den  Anspruch  auf  eine  Erhöhung  ihrer  Heuer,  welche 
mit  der  in  ihren  betreffenden  Verträgen  vereinbarten  im  Verhältniss  steht 

Die  Abkürzung  der  Reise  entzieht  den  Seeleuten  nicht  ihren  An- 
spruch auf  die  vollständige  Bezahlung  der  festgesetzten  Heuer. 

968.  Die  auf  Antheil  geheuerten  Seeleute  sind  nicht  berechti|;ri^  Tage- 
gelder oder  eine  Entschädigung  wegen  des  Widerrufs,  der  Aenderung,  der 
Verspätung  oder  Verlängerung  der  Reise  zu  verlangen,  welche  durch  Zu&II 
oder  höhere  Gewalt  veranlasst  worden  sind. 

Wenn  jedoch  diese  Ereignisse  durch  eine  Handlung  des  Rheders  oder 
des  Kapitains  verursacht  worden  sind,  so  hat  das  Schiffsvolk  Ansprach  anf 
eine  Entschädigung  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger. 

Wenn  sie  durch  eine  Handlung  der  Verlader  eingetreten  sind,  so  haben 
die  Seeleute  nur  auf  die  verhältnissmässige  Quote  Anspruch,  welche  ihnen 
in  Gemässheit  ihrer  Verträge  auf  die  Entschädigung  zukommt,  die  jene  dem 
Rheder  gegeben  haben. 

969.  Die  Vorschriften  dieses  Titels  sind  auf  die  Verträge  des  Kapitains 
anwendbar,  sofern  sie  nicht  den  im  §  2  des  vorhergehenden  Tite&  auf- 
gestellten  widersprechen. 


TITEL  IV. 

Von  dem  Frachtvertrage,  dem  Konnossement  und  den 

Passagieren. 

§  1.    Definitionen  und  Vorschrifiten  bezüglich  des  Frachtvertrages. 

970.     Der  Frachtvertrag  ist  ein  Transportvertrag,   durch  welchen  der 

'Rheder  persönlich  oder  durcn  einen  Vertreter  einem  anderen  das   bemannte 

und  ausgerüstete   Schiff  vermiethet  und  sich  verpflichtet,  in  demselben  nach 

«inem   bestimmten   Orte   Waaren   oder  Personen   gegen   einen   vereinbarten 

Preis  zu  befördern. 

Dieser  Preis  heisst  „Fracht". 

„Verfrachter"  heisst  derjenige,  welcher  das  Schiff  vermiethet  und  den 
Transport  verspricht,  und  „Befrachter"  derjenige,  welcher  das  Schiff  beladet 
«nd  den  vereinbarten  Preis  bezahlt. 
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971.  Das  Schiff  kann  im  Ganzen  oder  zum  Theil  verfrachtet  werden. 

972.  Der  Frachtvertrag  über  das  ganze  Schiff  wird  abgeschlossen: 
für  eine  volle  Reise,  welches  auch  immer  ihre  Dauer  sein  mag, 

indem  als  Fracht  ein  bestimmter  Betrag  festgesetzt  wird; 

für  eine  bestimmte  Zeit  und  gegen  eine  festgesetzte  Summe; 
monatlich,   indem   als  Fracht   für  jeden   einzelnen    der   Monate, 
welche  die  Reise  dauert,  ein  bestimmter  Betrag  festgesetzt  wird. 
Die  Reise  umfasst  die  Hin-  und  Rückfahrt  des  ochiffes,  es  sei  denn, 
dass  die  Parteien  etwas  anderes  vereinbaren. 

Die  ganze  Befrachtung  des  Schiffes  umfasst  nicht  die  Kajüte  des 
Kapitains,  noch  auch  den  Raum,  welcher  zur  Unterbringung  der  Mannschaft 
und  Aufbewahrung   des  Takelwerkes  und  der  Lebensmittel  erforderlich  ist« 

973.  Die  theilweise  Befrachtung  wird  ab|^eschlossen: 
für  einen  bestimmten  Theil  des  Schiffes; 

fftr  eine  bestimmte  Menge  von  Waaren  dem  Räume  nach  und 
gegen  einen  festen  Preis; 

nach  dem  Gewicht  oder  gegen  einen  bestimmten  Betrag  für  den 
Gentner; 

nach  dem  Rauminhalte  oder  gegen  einen  bestimmten  Betrag  für 
die  Tonne; 

auf  allgemeine  Ladung. 

974.  Der  Frachtvertrajg  ist  „auf  allgemeine  Ladung^ ,  wenn  der  Ver- 
frachter sich  verpflichtet,  die  Waaren  des  Befrachters  in  dem  Falle  zu  be- 
fördern, dass  er  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  die  Ladung  des  Schiffes 
•vermittelst  anderer  Frachtvertrage  vervollständigen  kann. 

Der  Frachtvertrag  auf  allgemeine  Ladung  schliesst  implicite  eine 
Resolutivbedingung  in  sich,  welche  als  erfüllt  anzusehen  ist,  wenn  der  Ver- 
frachter innerhalb  der  festgesetzten  Frist  nicht  drei  Viertel  der  Ladung, 
welche  das  Schiff  tragen  kann,  vervollständigt. 

975.  Die  Frachtvertrage  ausländischer  Schiffe,  welche  in  den  H&fen 
der  Republik  abgeschlossen  worden  sind,  sind  den  Bestimmungen  dieses 
Gesetzbuches  unterworfen,  auch  wenn  der  Eapitain  ebenfalls  Ausländer  ist. 

Wenn  sie  ausserhalb  der  Republik  abgeschlossen  worden  sind,  so  sind 
sie  denselben  Bestimmungen  in  Allem,  was  sich  auf  die  Löschung  oder 
irgend  einen  anderen  Akt  bezieht,  welcher  in  dem  Chilenischen  Gebiete 
ausgeführt  werden  muss,  unterworfen. 

§  2*     Von  der  Fähigkeit,    das  Schiff  zu  verfrachten  und  der 

Frachtpolice. 

976.  Nur  der  Rheder  kann  einen  Frachtvertrag  abschliessen. 

977.  Der  Eapitain  kann  in  dem  in  No.  6  des  Art.  898  vorgesehenen 
Falle  die  Eigenschaft  des  Verfrachters  annehmen;  wenn  er  jedoch  das  Schiff 
SJB.  Wohnorte  des  Rheders  oder  seines  Konsignatars  verfrachtet,  so  ist  der 
Frachtvertrag  gültig,  sofern  der  Befrachter  bona  fide  gehandelt  hat. 

Der  in  Abwesenheit  des  Rheders  oder  seines  Konsignatars  abge- 
schlossene Frachtvertrag  ist  gültig,  auch  wenn  der  Kapitain  gegen  seine 
Instruktionen  gehandelt  hat. 

In  beiden  Fällen  ist  der  Eapitain  für  die  Schäden  und  Nachtheile  ver- 
antwortlich, welche  der  Rheder  eneidet. 

978.  Befrachter  kann  jeder  sein,  welcher  die  Fähigkeit  hat,  sich  zu 
Terpflichten. 
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979.  Der  Fracbtv-ertrag  muss  schriftlich  abeefEisst  werden,  be^cff  oder 
nachdem  die  Ladung  in  Empfang  genommen  worden  ist,  und  kann  nicht 
durch  Zeugen  bewiesen  werden,  wenn  die  Fracht  200  Pesos  übersteigt. 

Die  Urkunde,  in  welcher  die  Bedingungen  des  Vertrages  vermerkt 
werden^  heisst  ,, Frachtpolice^'  und  kann  eine  öffentliche,  eine  amtliche  oder 
eine  private  sein. 

Wenn  die  Urkunde  eine  amtliche  oder  eine  private  ist,  müssen  so 
viele  Exemplare  ausgefertigt  werden,  als  Kontrahenten  vorhandcoi  sind,  nod, 
wenn  irgend  einer  derselben  nicht  zu  schreiben  versteht,  muss  dies  ein  an- 
derer auf  seine  Bitte  thuii. 

980.  Die  durch  Vermittelung  eines  Seemäklers  ausgefertigten  Fradit- 
policen  beweisen  vor  Gericht,  sofern  der  letztere  die  Aechtbeit  der  Unter- 
schriften bescheinigt,  und  dass  dieselben  in  seiner  Gegenwart  durch  die 
Parteien  selbst  oder  einen  anderen  auf  ihre  Bitte  darauf  ^setzt  worden  sind. 

Wenn  die  von  den  Kontrahenten  vorgelegten  Policen  nicht  überein- 
stimmen, so  beweist  diejenige,  welche  mit  derjenigen  übereinstinDuaiit|  die  der 
Mäkler  in  sein  Register  eingetragen  hat. 

981.  Es  haben  auch  die  rrivatpolicen  Beweiskraft,  sobald  die  Par- 
teien ihre  Unterschriften  anerkennen. 

Wenn  sie  dieselben  ableugnen,  so  können  das  Vorhandensein  and  die 
Bedingungen  des  Frachtvertrages  durch  die  in  diesem  Gesetzbach  ange- 
stellten Beweismittel  bewiesen  werden. 

982.  Die  Urkunde  über  den  Frachtvertrag  muss  ausdrücken: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Rheders,  des  Kon- 
signatars oder  des  Kapitains,  wenn  irgend  einer  derselben  den  Fracht- 
vertrag abschliesst; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Befirachters  and,  wenn 
derselbe  im  Auftrage  handelt,  denjenigen  der  Person,  für  deren 
Rechnung  der  Frachtvertrag  abgeschlossen  wird; 

3.  die  Klasse,  den  Namen,  die  Tragfähigkeit,  die  Flagge  und  den 
Matrikelhafen  des  Schiffes; 

4.  den  Ladungs-  und  Löschungshafen; 

5.  den  Rauminhalt,  die  Tonnenzahl  oder  die  Menge  nach  Maass  oder 
Gewicht,  welche  die  Parteien  sich  gegenseitig  verpflichten,  za  laden 
und  zu.  befördern; 

6.  die  Fracht  und  den  Ort,  wo  die  Zahlung  stattfinden  soll,  und  oh 
dieselbe  gegen  eine  feste  Summe  für  die  Reise,  für  einen  gewissen 
Betrag  monatlich  oder  für  die  Räume,  welche  eingenommen  werden,. 
oder  nach  dem  Gewicht  oder  dem  Maass  der  Waaren,  aas  welchen 
die  Ladung  besteht,  vereinbart  worden  ist; 

7.  ob  die  Befrachtung  im  Ganzen  oder  theilweise  geschlossen  ist; 

8.  die  Zahl  der  für  das  Laden  und  Löschen  vereinbarten  Tage; 

9.  die  Liege-  und  Ueberliegetage,  welche  für  den  Fall  gewährt  worden 
sind,  dass  das  Laden  oder  Löschen  nicht  innerhalb  der  za  diesem 
Zweck  bezeichneten  Tage  beendet  wird,  und  die  Entschädigang,. 
welche  für  jeden  derselben  zu  zahlen  ist; 

10.  den  Betrag,  welcher  dem  Kapitain  als  Kaplaken  zu  zahlen  ist; 
IL  alle  übrigen  Vereinbarungen,  welche  die  rarteien  treffen. 

983.  Wenn  in  der  Police  einegrössere  Tragfähigkeit  angegeben  wird^ 
als  diejenige,  welche  das  Schiff  in  Wirklichkeit  hat,  so  kann  der  Befirachter 
von  dem  Frachtvertrage  zurücktreten  oder  eine  Redaktion  der  Fracht  Yer> 
langen. 

In  dem  einen  oder  dem  anderen  Falle  muss  der  Verfrachter  dem  Be- 
frachter die  Nachtheile,  welche  er  erleidet,   ersetzen,  es  sei  denn,   dass  die 
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Differenz  zwischen  der  angefi;ebenen  Trap;fah]gkeit  und  dem  wirklichen  Baum- 
in hiüte  des  Schiffes  ein  YierzigsteP)  nicht  fibersteifi^  oder  dass  die  Angabe 
mit  dem  Matrikelcertifikat  abereinstimmt. 

Wenn  die  Differenz  ein  Vierzigsiel  übersteigt^  so  muss  dieselbe  zur 
Bestimmung  des  Betrages  der  dem  Befirachter  geschuldeten  Entschädigung 
mit  in  Rechnung  gezogen  werden. 

984-  Wenn  die  angegebene  Tragfähigkeit  geringer  ist,  als  der  wirkliche 
Kauminhalt  des  Schiffes,  welches  im  Granzen  gegen  einen  bestimmten  Betrag 
Ter£rachtet  worden  ist,  so  ist  der  Befirachter  verpflichtet,  Ladung  nur  bis 
zu  dem  Betrage  der  erklärten  Trag&higkeit  zu  befem,  und  der  Verfrachter 
kann  keine  Erhöhung  der  Fracht  verlangen. 

Wenn  jedoch  die  Fracht  gegen  einen  bestimmten  Betra||^  f&r  die  Tonne 
vereinbart  worden  ist,  muss  der  Befrachter  den  Preis  entrichten,  welcher 
allen  von  ihm  in  Beschlag  genommenen  Tonnen  entspricht. 

985*  Auch  wenn  in  der  Police  einer  Befrachtung  auf  allgemeine 
Ludung  die  Tragfähigkeit  des  Schiffes  genau  angegeben  worden  ist,  muss 
der  Verfrachter,  falls  er  versprochen  hat,  eine  grössere  Waarenmenge  auf- 
zunehmen, als  das  Schiff  bef<^rdern  kann,  die  Befrachter,  welche  wegen 
Mangel  an  Baum  nicht  verladen,  entschädigen. 

986.  Wenn  in  der  Police  die  wahre  Flagge  verheimlicht  worden  ist, 
kaum  der  Befrachter  den  Frachtvertrag  aufbeben  und  der  Yerfi-achter  muss 
ihn  f&r  die  Konfiskation,  die  Erhöhung  der  Gebühren  und  irgend  einen 
anderen  Nachtheil,  welchen  er  in  Folge  der  Verheimlichung  erleidet,  entschfidi^^. 

987.  Wenn  in  der  Police  die  Frist  für  das  Laden  und  Löschen  nicht 
bezeichnet  worden  ist,  so  muss  jedes  einzelne  dieser  Geschäfie  in  den  Häfen 
der  Republik  innerhalb  der  Frist  von  15  (14)  utiliter  gerechneten  und 
aufeinander  folgenden  Tagen  erfolgen,  sobald  der  Eapitain  den  Befrachter 
oder  seinen  Eonsignatar  benachrichtigt  hat,  dass  er  zum  Laden  oder  Löschen 
bereit  ist 

In  demselben  Falle  muss  das  Laden  bei  den  Schiffen  des  kleinen 
Eüstenhandels  innerhalb  3  utiliter  gerechneter  und  aufeinander  folgcoider 
Tage  erfolgen,  welche  von  dem  Datum  des  Vertrages  an  gerechnet  werden, 
und  das  Löschen  innerhalb  derselben  Frist,  von  der  Ankunft  des  Schiffes 
an  gerechnet 

In  den  ausländischen  Häfen  muss  das  Laden  und  Löschen,  in  Er- 
mangelung einer  Vereinbarung,  innerhalb  der  durch  die  Ortsgebr&uche  be- 
zeichneten Frist  stattfinden.') 

988.  Wenn  in  der  Police  die  Angabe  der  Liege-  oder  Ueberliegetage 
unterlassen  worden  ist,  so  bestimmt  sich  die  Dauer  derselben  nach  deii 
Ortsgebrauchen. 

§  3.     Von  den  Rechten  und  Verpflichtungen  des  Verfrachters. 

989.  Der  Verfrachter  ist  principaliter  verpflichtet ,  unter  der  Verant* 
wortlichkeit  für  die  Schäden  und  Nachtheile,  das  Schiff  ausgerüstet  und 
verproviantirt  zur  Verfügung  des  Befrachters  zu  stellen,  ihn  in  dem  freien 
Gebrauche  desselben  in  der  festgesetzten  Weise  und  während  der  verab- 
redeten Zeit  zu  belassen  und  die  Konnossemente  der  Ladung  zu  unterzeichnen. 

990.  Vorbehaltlich  der  in  den  Art  998  und  1019  vorgesehenen  Fälle 
kann  der  Verfrachter  den  Transport  auf  keinem  anderen,  als  dem  in  der 
Frachtpolice  bezeichneten  Schiffe  vornehmen. 

^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmnngen  in  anderen  Citesetzbüchem  ofr.  Note  zu 
Art.  109  des  Aepypt  lachen  See-H.  G.  B.,  8.  66. 

>)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmiingen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zn 
Art.  691  des  Brasilianischen  H.  G.  B.,  S.  612. 
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991.  Der  Verfrachter  haftet  den  Befrachtern  für  die  Schäden  and 
Nachtheile,  wenn  das  Schiff  durch  seine  culpa  bei  der  Abfahrt,  während  der 
Reise  oder  in  dem  Löschungshafen  eine  Yerzofi^erang  erleidet 

Es  liegt  eine  Verzögerung  bei  der  Abfahrt  vor,  wenn  das  Schiff  die 
Reise  nicht  in  der  Zeit  und  in  den  Fristen  antritt,  welche  die  Art  996, 
997  und  998  bestimmen. 

Der  Befrachter  jedoch  kann  die  Nachtheile,  welche  ihm  durch  die  fra- 
willige  Verzögerung  der  Abfahrt  des  Schiffes  verursacht  werden,  nicht  rekla- 
miren,  wenn  er  nicht  den  Verfrachter  vermittelst  eines  comminatoriscben 
Protestes  aufgefordert  hat,  die  Reise  zu  beginnen. 

992.  Auch  wenn  der  Befrachter  des  ganzen  Schiffes  nicht  die  gaaze 
dem  Rauminhalte  des  Schiffes  entsprechende  Ladung  an  Bord  bringt.  Kann 
der  Verfrachter  ohne  Einwilligung  desselben  keine  anderen  Waaren  zar 
Vervollständigung  der  Ladung  aufnehmen. 

"Wenn  er  es  gestattet,  gebührt  die  Fracht  der  ergänzenden  Waaren, 
welche  es  auch  sein  mag,  ausschliesslich  dem  Befrachter. 

993.  Wenn  der  Verlader  dem  Verfrachter  verbietet,  die  Ladung  zu 
vervollständigen,  so  kann  ihn  der  letztere  zwingen,  eine  Menge  Waar^  zu 
verladen,  welche  zur  Deckung  der  Fracht  genügt 

994.  Nachdem  der  Verfrachter  ermächtigt  worden  ist,  die  Ladung  zo 
vervollständigen,  kann  er  keine  Waaren  zu  einem  niedrigeren«  als  dem  too 
dem  Befrachter  bezeichneten  Frachtpreise  annehmen,  und,  wenn  er  es  thoL 
haftet  er  dem  letzteren  für  die  Differenz. 

995-  Bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  kann  der  Verfrachter  die- 
jenigen Waaren  herausschaffen,  welche  in  das  Schiff  ohne  seine  Einwilligung 
gebracht  worden  sind,  oder  dieselben  zu  dem  höchsten  Frachtpreise  bef5rdem, 
welchen  er  auf  dieser  Reise  erlangt  hat. 

Die  Ausschiffung  erfolgt  auf  Kosten  des  Eigen thümers,  nachdem  ihm 
vorher  Nachricht  gegeben  ist. 

Wenn  der  Verfrachter  während  der  Reise  die  heimliche  Einfuhrong 
solcher  Waaren  entdeckt,  ist  er  verpflichtet,  dieselben  auf  dem  Schiffe  za 
behalten;  er  kann  dieselben  jedoch  alsdann,  ausserdem,  dass  er  fiir  dieselben 
die  höchste  Fracht  verlangt,  in  die  Hände  einer  vermögenden  Person  in  dem 
Hafen  der  ersten  Anlandung  niederlegen,  indem  er  dem  Eigenthümer  ge- 
legentlich Mittheilung  hiervon  macht. 

Auch  wenn  die  heimlich  hineingeschafften  Waaren  das  Schiff  nicht 
übermässig  belasten,  muss  der  Verfrachter  die  Hinterlegung  vornehmen,  so- 
bald die  Befrachtung  im  Ganzen  abgeschlossen  worden  ist  und  die  Belo^ 
derung  derselben  die  Interessen  des  Befrachters  schädigen  kann. 

996-  Wenn  das  Schiff  im  Ganzen  verfrachtet  worden  ist,  muss  der 
Verfrachter  in  der  im  Art.  894  bestimmten  Zeit  unter  Segel  gehen. 

Auch  in  dem  Falle,  dass  die  Ladung  noch  nicht  vervollständigt  worden 
ist,  muss  der  Verfrachter  die  Reise  auf  Verlangen  des  Befrachters  antreten, 
sobald  der  letztere  eine  Menge  Waaren  verladen  hat,  welche  zur  Sicherung 
der  Fracht  genügt. 

997.  Bei  den  theilweisen  Befrachtungen  ist  der  Verfrachter  verpflichtet, 
8  Tage,  nachdem  er  drei  Viertel  der  dem  Rauminhalte  des  Schiffes  ent- 
sprechenden Ladung  an  Bord  erhalten  hat,  die  Reise  anzutreten. 

998.  Sofern  der  Verfrachter,  nachdem  ein  Theil  der  Ladung  einge- 
schifft worden  ist,  drei  Viertel  der  dem  Rauminhalte  des  Schiffes  ent- 
sprechenden Ladung  nicht  erhalten  kann,  darf  er  ein  anderes  Schiff  an  die 
Stelle  setzen,  welches  untersucht  und  für  die  Reise  tauglich  erklärt  wordeo 
ist,  indem  die  Kosten  der  Ueberfuhrung  und  der  eventuelle  Frachtzaschlag 
für  seine  Rechnung  gehen. 
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Wenn  der  Verfrachter  ein  anderes  Schiff  nicht  an  die  Stelle  setzt» 
muss  er  die  Reise  mit  der  Ladung,  welche  er  an  Bord  hat,  innerhalb 
30  Tagen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  er  mit  dem  Laden  be- 
gonnen hat,  antreten. 

Der  Verfrachter  kann  die  Umladung  nicht  stattfinden  lassen  ohne  Ein- 
willigong aller  Verlader  in  dem  Falle  einer  Verfrachtung  im  Ganzen,  noch 
in  demjenigen  einer  theilweisen  Befi'achtung,  wenn  er  zwei  Drittel  der  der 
Tragfähigkeit  des  Schiffes  entsprechenden  Ladung  eingesammelt  hat. 

999.  Wenn  ein  Theil  der  auf  allgemeine  LiMung  aufgenommenen 
Waaren  eingeschifft  worden  ist,  kann  der  Verfrachter  sich  nicht  weigern,  die 
übrigen  zu  verladen,  welche  ihm  zu  gleichem  Preise  und  unter  gleichen 
Bedingungen,  wie  diejenigen,  welche  mr  die  schon  erhaltenen  vereinbart 
worden  sind,  angeboten  werden,  es  sei  denn,  dass  er  andere  Waaren  findet, 
welche  ihm  grössere  Vortheile  bieten. 

Wenn  der  Verfrachter  sieh  weigert,  das  Anerbieten  anzunehmen  und 
die  Verladung  fortzusetzen,  so  kann  er  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel 
gewährte  Einstellung  eines  anderen  Schiffes  nicht  stattfinden  lassen,  auch 
wenn  er  noch  nicht  drei  Viertel  der  VolUadung  eingesammelt  hat,  und  er  ist 
verpflichtet,  mit  der  an  Bord  befindlichen  Ladung  abzusegeln. 

1000.  Nachdem  die  f&r  das  Laden  und  Löschen  des  Schiffes  bewilligte 
Frist,  sowie  diejenige  der  Liege-  oder  Ueberliegetage  abgelaufen  ist,  ohne 
dass  der  Befrachter  die  Ein-  oder  Ausladung  hat  stattfinden  lassen,  kann  der 
Verfrachter  die  ffir  den  Verzug  stipulirte  Entschädigung  beanspruchen  und, 
in  Ermangelung  einer  solchen,  die  von  Sachverständigen  festgestellte. 

Wenn  der  Verzug  dadurch  entsteht,  dass  der  Befrachter  die  Ladung 
nicht  an  die  Seite  des  Schiffes  gebracht  hat,  so  kann  der  Verfrachter  ausser- 
dem den  Frachtvertrag  aufheben,  indem  er  die  Hälfte  der  vereinbarten 
Fracht  fordert. 

Wenn  der  Verzug  darin  besteht,  dass  die  Ladung  nicht  abgenommen 
wird,  so  muss  der  Verfrachter  nach  den  Bestimmungen  verfahren,  welche 
No.  5  des  Art.  906  vorschreibt. 

lOOL  Wenn  der  Befrachter  nur  einen  Theil  der  Ladung  während  der 
vereinbarten  Frist  und  in  den  Liege-  und  Ueberliegetagen  verladen  hat^  so 
hat  der  Verfrachter  dieselben  Rechte,  welche  ihm  in  den  beiden  ersten 
Alineas  des  vorhergehenden  Artikels  zugestanden  werden. 

1002.  Der  Verfrachter,  welcher  sich  verpflichtet  hat,  in  einem  anderen, 
als  dem  Hafen  des  Frachtvei<trages,  Ladung  aufzunehmen,  und  dieselbe  von 
dem  Konsignatar  nicht  innerhalb  der  bezeichneten  Frist  erhält,  muss  dem 
Befrachter  davon  Mittheilung  machen  und  dessen  Listruktionen  abwarten; 
inzwischen  laufen  die  vertragsmässig  oder  nach  dem  Ortsgebrauch  festge- 
setzten Liege-  und  Ueberliegetage  weiter. 

Wenn  der  Verfrachter  innerhalb  einer  angemessenen  Frist  keine  In- 
struktionen erhält^  muss  er  einen  neuen  Frachtvertrag  zu  kontrahiren  suchen, 
und,  wenn  er  einen  solchen  nach  Ablauf  der  Frist  der  Liege-  und  Ueber- 
liegetage nicht  oder  nur  theilweise  erlangt,  muss  er  seinen  Protest  erheben 
und  nach  dem  Abfahrtshafen  zurückkehren. 

Der  Befrachter  muss  in  dem  ersten  Falle  die  vereinbarte  Fracht  be- 
zahlen und  in  dem  zweiten  die  Differenz  zwischen  derselben  und  derjenigen, 
welche  das  Schiff  verdient  hat. 

1003.  Sobald  das  Schiff  nach  seinem  Bestimmungshafen  gekommen 
ist,  muss  der  Kapitain  die  Ladung  in  G^mässheit  der  in  No.  3,  4,  5  und 
6  des  Art.  906  vorgesehenen  Bestimmungen  abliefern. 

1004.  Wenn  in  dem  in  No.  3  des  eben  citirten  Artikels  vorgesehenen 
Falle   der  Verfrachter  die  Waaren  ausladet,  ohne   dieselben   zu   zählen,  zc( 
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wiegen  oder  zu  messen,  so  kann  der  Befrachter  oder  dessen  Konsignatär 
die  Identität,  die  Anzahl,  das  Gewicht  und  dasMaass  derselben  selbst  dnrdi 
die  Erklärung  derjenigen  feststellen  lassen,  welche  ihm  bei  dem  Löschen 
ihre  Dienste  geleistet  haben. 

1005.  Wenn  die.  KoUis  der  Waaren  äussere  Zeichen  von  Mangeln 
öder  Beschädigungen  aufweisen,  kann  der  Eapitain,  der  Eonsignatar  oder 
irgend  ein  anaerer  Interessent  vor  der  Vornahme  der  Löschung  eine  gericht- 
liche Untersuchung  und  die  Abschätzung  der  Mängel  oder  Beschädigungen 
beantragen. 

Diese  Massnahme  beeinträchtigt  nicht  die  Yertheidigungsmittel  des 
Kapitains,  auch  wenn  dieselbe  von  ihm  veranlasst  worden  ist 

1006.  Wenn  die  Waaren  ohne  vorhergehende  Pr&fung  oder  mit  durch- 
strichenem  Protest,  Empfangsschein  oder  Konnossement,  auf  welchem  der 
Mangel  oder  die  Beschädigung  angegeben  war,  übergeben  worden  sind,  so 
kann  der  Konsignatär  die  gerichtliche  Prüfung  derselben  innerhalb  48  Stan- 
den, von  der  vollständigen  oder  theilweisen  Ablieferung  an  gerechneti  Ter- 
langen. 

Nach  Ablauf  der  bezeichneten  Frist  ist  keine  Reklamation  wegen 
Mängel  oder  Beschädigungen  zulässig« 

1007.  Wenn  an  den  KoUis  keine  äusseren  Zeichen  von  Mängeln  oder 
Beschädigungen  vorhanden  sind,  so  kann  die  gerichtliche  Prufungin  gältieer 
Weise  vorgenommen  werden,  auch  wenn  sich  die  Waaren  in  Händen  des 
Konsignatars  befinden,  sofern  sie  innerhalb  72  Stunden,  von  der  Uebergabe 
an  gerechnet,  und  nach  vorhergegangener  Feststellung  der  Identität  der- 
selben erfolgt. 

§  4.     Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Befrachters* 

1006*  Der  Befrachter  des  Schiffes  kann  dasselbe  ranz  oder  theilwdse 
ohne  Einwilligung  des  Verfrachters,  aber  unter  der  Beaingung  wieder  Yer- 
frachten,  dass  er  dem  letzteren  gegenüber  stets  für  die  EnuUung  des  Ver- 
trages haftet 

Auch  wenn  der  Frachtvertrag  gegen  eine  feste  Summe  abgeschlossen 
worden  ist,  kommt  dem  Unterver&Eu^hter  jeder  Yortheil  zo,  welcnen  er  bei 
der  Unterverfrachtung  erlangt. 

1000.  Der  Verkauf  des  gefrachteten  Schiffes  lässt  das  von  dena  Be- 
frachter erworbene  Recht  nicht  erlöschen  und  der  neue  Eigenthümec  ist 
verpflichtet,  den  von  seinem  Vorgänger  abgeschlossenen  Frachtvertrag  sa 
respektiren  und  zu  erfüllen,  unbeschadet  seines  Anspruches,  von  dem  letsteran 
den  Ersatz  der  Schäden  und  Nachtheile,  welche  ihm  hieraus  erwachsea  siad, 
zu  verlangen. 

1010.  Die  principalen  Verpflichtangen  des  Befrachters  bestehen 
darin^  das  Schiff  in  der  vereinbarten  Zeit  zu  beladen  and  sa  löschen  und 
die  stipulirte  Fracht  zu  bezahlen. 

1011.  Das  Beladen  und  Löschen  des  Schiffes  muss  innerhalb  der  in 
der  Police  bezeichneten  principalen  Frist  oder  während  der  hinzugefügten 
eventuellen  L^RS*  oder  Ueberliegetage  erfolgen. 

1012.  Wenn  der  Frachtvertrag  sich  nicht  auf  eine  festgesetzte  Toaneii- 
zahl  beschrankt,  kann  der  Befrachter  das  ganze  Schiff  beladen,  sofern  es 
leer  ist,  oder  den  Theil,  welcher  zur  Zeit  des  Vertrages  frei  ist. 

1013«  Wenn  die  Tragfähigkeit  des  theilweise  verfraditeten  Sehi&s 
zur  Aufnahme  der  ganzen  kontrahirten  Ladung  nicht  ausreicht,  müssen  die 
Befrachter  nach  der  Priorität  ihrer  Verträge  den  Vorzug  erhalten,  und. 
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dieselben  das  gleiche  Datam  haben,  müssen  sie  pro  rata  der  Gewichte  öd^r 
Raomverh&ltnisse  verladen,  welche  jeder  einzelne  kontrahirt  hat. 

In  beiden  Fällen  mass  der  Verfrachter  den  Befrachtern  die  Nachtheite 
ersetzen,  welche  denselben  die  Nichterfallang  oder  die  unvollständige  Er- 
füllung ihrer  belrefiPenden  Verträge  verursacht. 

Der  Befrachter,  welcher  das  Schiff  zuerst  beladen  bat,  bleibt  im  Besitz 
des  Theiles,  den  er  in  Beschlag  genommen  hat,  welches  auch  immer  d^s 
Datum  seines  Frachtvertrages  sein  mag. 

1014.  Der  Befrachter,  welcher  nicht  die  gesammte  kontrahirte  Ladung 
«inschiflFt,  muss  die  Fracht  für  den  Theil  bezahlen,  den  er  zu  verladen 
onterlässt. 

1015-  Wenn  der  Befrachter  eine  grossere  Waarenmenge,  als  die  ver- 
einbarte, verladet,  muss  er  für  den  Ueberschuss  dieselbe  Fracht  bezahlen, 
welche  in  der  Frachtpolice  stipulirt  worden  ist. 

1016.  Der  Befrachter  kann  keine  Waaren  verladen,  deren  Handel 
verboten  ist,  oder  andere,  als  die  dem  Verfrachter  bezeichneten  oder  dekla- 
rirten,  und,  wenn  er  solche  verladet,  sind  alle  Schäden  und  Nachtheile,  welche 
dem  Schiffe  und  den  Mitbefrachtern  zustossen,  für  seine  Rechnung. 

Wenn  er  mit  Kenntniss  des  Verfrachters  verbotene  Waar.en  verladejt, 
60  haften  beide  definitiv  und  solidarisch  für  alle  Nachtheile,  welche  das 
Schiff  und  die  übrigen  Verlader  erleiden,  auch  wenn  sie  untereinander  das 
Oegentheil  vereinbart  haben. 

1017.  Wenn  durch  eine  Handlung  deö  Verladers  oder  seines  Kon- 
signatars das  für  die  Hin-  und  Bückreise  gefrachtete  Schiff  ohne  Ladung 
zurückkehrt,  so  wird  dem  Verfrachter  die  ganze  vereinbarte  Fracht  und 
eine  Entschädigung  für  den  Verzug  geschuldet. 

1018.  Wenn  der  Eapitain  sich  genöthigt  dicht,  anzulanden,  um 
dringende  Ausbesserungen  an  dem  Rumpfe,  dem  Takelwerk  oder  den  Aus- 
Tüstangsgegenständen  des  Schiffes  vorzunehmen,  müssen  die  Befrachter 
30  Tage  ohne  Entschädigung  warten,  es  sei  denn,  dass  sie  vorziehen,  ihre 
Waaren  auszuladen. 

Wenn  sie  dieselben  innerhalb  der  angegebenen  Frist  ausladen,  müssen 
«ie  die  vereinbarte  Fracht  vollständig  bezahlen;  wenn  sie  dies  jedoch  nach 
dem  Ablaaf  derselben  thun,  haben  sie  nur  diejenige  zu  entrichten,  welche 
im  Verhältniss  des  zurückgelegten  Weges  steht. 

Wenn  das  Schiff  monatlich  gefrachtet  ist,  so  schuldet  der  Befrachter 
keine  Fracht  während  der  Dauer  der  Ausbesserung,  noch  einen  Fracht- 
zuschlag, wenn  das  Schiff  für  die  Reise  gemiethet  worden  ist. 

1019.  Wenn  das  Schiff  durch  die  Ausbesserung  nicht  wieder  seetüchtig 
gemacht  werden  kann,  muss  der  Kupitain  ein  anderes  für  seine  Rechnung 
dachten  und  in  demselben  die  Beförderung  stattfinden  lassen,  ohne  Anspruch 
auf  einen  Frachtzuschlag. 

In  diesem  Falle  muss  er  die  Ladung  bis  zu  ihrer  Uebergabe  an  dem 
Bestimmungsort  begleiten. 

Wenn  der  Eapitain  in  den  Häfen,  welche  130  Kilometer  entfernt 
liegen,  ein  anderes  Schiff  nicht  findet,  muss  er  die  Ladung  für  Rechnung 
der  Befrachter  deponiren,  indem  er  aie  entsprediende  Mittbeilunf^  hiervon 
macht,  und  kann  die  Fracht,  ohne  irgend  eine  andere  Entschädigung,  im 
Verhältniss  der  Entfernung,  welche  er  mit  dersdben  zurückgelegt  nat,  ver- 
langen. 

1020.  Sofern  durch    böswillige  Absicht  oder  Nachlässigkeit  des  Ea- 

Sitains  kein  Schiff  zur  Beförderung  der  Ladung  beschafft  wird,  können  die 
Befrachter  ein  solches  für  Rechnung  und   unter   der  Verantwortlichkeit  des 
Verfrachters  suchen  und  frachten,  nachdem  sie   den  Eapitain  innerhalb  der 
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letzten  14  Tage  der  im  Art  1018  bezeichneten  Frist  zweimal  gerichtlich 
angefordert  haben. 

Der  von  den  Verladern  abgeschlossene  Frachtvertrag  ist  trotz  des 
Widerspruchs  des  Eapitains  wirksam.  ' 

1021.  Wenn  die  Verlader  beweisen ,  dass  sich  das  Schiff  bei  der 
Empfangnahme  der  Ladung  nicht  in  seetüchtigem  Zustande  befanden  hat, 
so  sind  sie  nicht  verpflichtet,  irgend  welche  Fracht  zu  zahlen,  und  können 
vom  Verfrachter  die  erlittenen  Schaden  und  Nachtheile  reklamiren. 

Der  Beweis  ist  trotz  des  BesichtigungsprotokoUes  zulässig,  von  welchem 
No.  3  des  Art.  899  handelt. 

1022*  Bevor  oder  nachdem  die  ganze  Ladung  oder  ein  Theil  derselben 
eingeschifft  ist,  kann  der  Befrachter  von  dem  Frachtvertrage  zurücktretoi, 
mag  derselbe  im  Qanzen  oder  theilweise  abgeschlossen  gewesen  sein,  wenn 
er  die  Hälfte  der  vereinbarten  Fracht  zahlt. 

In  dem  zweiten  Falle  muss  er  auch  die  Kosten  der  Löschung  und 
die  durch  diese  Massnahme  verursachten  Nachtheile  bezahlen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  sind  auch  beim  Rucktritt  von  einem 
Frachtvertrage  für  die  ganze  Reise  anwendbar. 

Wenn  die  Befrachtung  monatlich  abgeschlossen  worden  war,  beträgt 
die  Fautfracht,  welche  der  Befrachter  zahlen  muss,  so  viel,  wie  diejenige, 
welche  der  Hälfte  der  wahrscheinlichen  Dauer  der  Reise  nach  der  Berech* 
nung  Sachverständiger  entspricht. 

1023.  Der  Befrachter,  welcher  freiwillig  und  ausser  den  Fällen  einer 
unüberwindlichen  Gewalt  seine  Waaren  vor  der  Ankunft  des  Schiffes  im 
Bestimmungshafen  ausladet,  muss  die  vereinbarte  Fracht  vollständig  be- 
zahlen, sowie  die  Kosten  der  zu  einem  solchen  Zwecke  gemachten  Anlandong. 

1024.  Bei  den  Frachtverträgen  nach  Monaten  oder  Tagen  läafk  die 
Fracht  von  dem  Tage  ab,  an  welchem  das  Laden  beginnt,  bis  za  demjenigen, 
an  welchem  die  Löschung  im  Konsignationshafen  beendigt  wird. 

Behufs  Feststellung  des  Betrages  der  Frachten  wird  der  angefangene 
Monat  als  beendet  angesehen. 

1025-  Wenn  das  Schiff  für  eine  bestimmte  Zeit  gefrachtet  worden  ist, 
so  läuft  die  Fracht  von  dem  Tage  des  Vertrages  ab. 

1026.  Bei  der  Befrachtung  nach  dem  Gewicht  wird  die  Fracht  nach 
dem  Bruttogewicht  berechnet  und,  in  Ermangelung  einer  besonderen  Abrede, 
ist  anzunehmen ,  dass  die  Parteien  sich  auf  die  am  Orte  der  Yerladong  ge- 
bräuchliche Gewichtseinheit  bezogen  haben. 

1027.  Die  Fracht  wird  geschuldet: 

1.  für  die  Waaren,  welche  der  Kapitain  während   der   Reise  verkauft, 
um  die  dringenden  Bedürfnisse  des  Scbifles  zu  befriedigen; 

2.  für  die  durch  Zufall,  eigene  innere  Fehler,  schlechte  Qualität  odtf 
Beschaffenheit  der  Behälter  deteriorirten  oder  verminderten  Waaren; 

3.  für  diejenigen,    welche   zur   Rettung   des  Schiffes  und  der  Laduof 
absichtlich  in  das  Meer  geworfen  worden  sind; 

4.  für  die  Zunahme  der  verladenen  Waaren  an  Gewicht  oderüm&ng. 

1028.  Keine  Fracht  wird  geschuldet  für  die  Waaren,  welche  bei 
einem  Schiffbruch  oder  einer  Strandung  verloren  gegangen,  von  Seeräubern 
geraubt  oder  von  Feinden  gewaltsam  weggenommen  worden  sind. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  der  Befrachter  berechtigt,  die  Rückerstattung 
des  Theiles  der  Fracht  zu  verlangen,  welchen  er  im  Voraus  bezahlt  hatte. 

1029.  Wenn  die  Waaren  gerettet  oder  ausgelöst  woi*den  sind,  moss 
der  Befrachter  die  Fracht  bezahlen,  welche  bis  zu  dem  Orte  des  Schiffbruchs 
oder  der  Aufbringung  fallig  ist. 
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Wenn  nach  der  Ausbesserang  des  Schiffes  die  geretteten  Waaren  auf 
demselben  nach  ihrem  Bestimmungshafen  gebracht  worden  sind,  so  mass 
der  Befrachter  die  Fracht  vollständig  entrichten,  unbeschadet  dessen,  was 
bezüglich  der  Havarie  beschlossen  wird, 

1030.  Es  wird  ebenfalls  keine  Fracht  für  die  Waaren  geschuldet, 
welche  auf  hoher  See  oder  an  der  Eüste  ohne  Mitwirkung  des  Kapitains 
oder  der  Mannschaft  gerettet  worden  sind. 

1081.  Die  Fracnt  wird  von  dem  Momente  an  geschuldet  und  exigibel, 
in  welchem  die  beforderten  Waaren  zur  Yeifügung  des  Eonsignatars  gestellt 
werden. 

1032.  Der  Verfrachter  ist  nicht  verpflichtet,  unversehrte  oder  havarirte 
Waaren  in  Zahlung  der  Fracht  anzunehmen;  die  Yerlader  können  ihm  je- 
doch für  die  Fracht  diejenigen  Flüssigkeiten  abtreten,  deren  Behälter  mehr 
als  die  Hälfte  ihres  Inhaltes  verloren  haben. 

1033.  Der  Verfrachter  erleidet  keine  Verminderung  der  in  Gemässheit 
der  Police  verdienten  Frachten,  ausser  in  den  von  dem  Gesetze  vorgesehenen 
Fällen. 

1034.  Der  Eapitain  kann  die  Ladung  zur  Sicherung  der  Bezahlung 
der  Fracht  nicht  an  Bord  retiniren ;  er  kann  jedoch  die  Hinterlegung  der- 
selben nachsuchen,  bis  ihm  die  Fracht  entrichtet  worden  ist. 

1035.  Die  Eaplaken  müssen  in  demselben  Verhältniss,  wie  die  Frachten, 
und  mit  den  Modifikationen,  denen  dieselben  je  nach  dem  Falle  unterworfen 
sind,  dem  Eapitain  bezahlt  werden. 

1036.  Die  Ladung  haftet  vorrechtlich  für  die  Zahlung  der  Fracht, 
der  Eaplaken  und  der  von  den  Verladern  auf  Grund  des  Frachtvertrages  ge- 
schuldeten Entschädigungen. 

Das  Vorrecht  dauert  30  Tage*)  von  der  Beendigung  der  Löschung  an 
gerechnet;  der  Verfrachter  kann  innerhalb  derselben  den  gerichtlichen  Ver- 
kauf der  Waaren  nachsuchen,  welche  zur  Deckung  der  erwähnten  Forderungen 
ausreichen,  auch  wenn  der  Eonsignatar  fallit  geworden  ist. 

Die  Waaren,  welche  während  der  Dauer  dieser  Frist  auf  Grund  eines 
gesetzlichen  Titels  in  die  Hände  eines  Dritten  übergehen,  sind  lediglich 
nach  Ablauf  von  8  Tagen  nach  der  Uebergabe  derselben  von  jeder  Haftung 
befreit. 

Nach  Verlauf  der  30  Tage  werden  die  Forderungen  des  Verfrachters 
als  gewöhnliche  Forderungen  angesehen. 

§  5.     Von  der  Aufhebung  des  Frachtvertrages. 

1037.  Ausser  den  im  Vorhergehenden  vorgesehenen  Fällen  der  Auf- 
hebung wird  der  Frachtvertrag,  mag  er  im  Ganzen  oder  theil weise  ab- 
geschlossen sein,  ohne  Entschädigung  vor  Beginn  der  Reise  durch  folgende 
Gründe  aufgehoben: 

1.  durch  das  Ausfuhrverbot  aus  dem  Orte  der  Verladung  oder  das 
Einfuhrverbot  in  denjenigen  der  Löschung,  bezüglich  aller  oder  eines 
Theiles  der  in  ein  und  derselben  Police  einbegriffenen  Waaren,  es 
sei  denn,  dass  der  Befrachter  andere  erlaubte  Waaren  zu  verladen 
beabsichtigt: 

2.  durch  das  Handelsverbot,  die  Eri^serklärun^  zwischen  der  Republik 
und  der  Nation,  für  welche  das  Schiff  bestimmt  worden  ist,  und 
die  Blokade  des  Löschungshafens; 


^)  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  GeaetzbUcliem  cfr.  Note  zu 
Art  126  des  Aegyptiscken  See-H.  (j.  £^  S.  68. 
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3.  darch   irgend  einen  ander^i  Zu&U  oder  höhere  Gewalt,   wdche  die 
Reise  verhindert. 

Wenn  der  Zu&U  der  Schuld  irgend  einer  der  Parteien  beigemessen 
werden  kann,  so  findet  die  Aufhebung  mit  Ersatz  der  Schäden  nnd 
Nachtheile  statt. 

1038.  Wenn  aus  irgend  einer  der  erwähnten  Ursachen  der  Fnchl- 
yertrag  aufgehoben  wird,  nachdem  das  Schiff  beladen  worden  ist,  muss  der 
Befrachter  alle  Kosten  der  Ausladung  tragen  und  der  Verfrachter  die  Heuer 
und  Ausgaben  der  Mannschaft,  unbeschadet  des  Anspruches,  welchen  der 
letztere  bezüglich  der  Zahlung  der  Liege-  und  Ueberliegetage  and  der 
gemeinschaftlichen  Havarie  fär  einen  vor  der  Aufhebung  eingetretenen 
Schaden  erlangt  hat. 

1039.  Wenn  die  Abfahrt  des  Schiffes  durch  Schliessung  des  Hafens^ 
durch  Beschlagnahme  auf  höheren  Befehl  oder  durch  irgend  ein  anderes 
Ereigniss  von  höherer  Gewalt  zeitweise  suspendirt  worden  ist,  so  besteht  der 
Frachtvertrag  ohne  Anspruch  auf  Entschädigung  fort,  und  die  Kosten  des 
Unterhaltes  und  die  Heuer  der  Mannschaft  werden  als  gemeinschaftiiche 
Havarie  bezahlt. 

In  dem  vorgesehenen  Falle  kann  der  Befrachter  seine  Waaren  aas- 
laden und  von  neuem  verladen*  und,  falls  er,  nachdem  die  Ursache,  welche 
die  Abfahrt  des  Schiffes  verhinderte,  aufgehört  hat,  innerhalb  der  hierza  be- 
willigten Frist  nicht  wieder  verladet,  ist  er  verpflichtet,  Liegetage  zu  be 
zahlen. 

1040.  Wenn  während  der  Reise  irgend  eins  der  in  den  No.  1  and  2 
des  Art.  1037  erwähnten  Ereignisse  eintritt,  muss  der  Eapitain  die  f&r  solebe 
Fälle  vom  Befrachter  erhaltenen  Instruktionen  befolgen,  und  wenn  er  in  6e- 
m&ssheit  derselben  handelt  und  in  den  ihm  bezeichneten  Hafen  einläuft  oder 
nach  demjenigen  der  Abfahrt  zurückkehrt,  hat  er  nur  die  Fracht  för  die 
Hinreise  einzuziehen,  auch  wenn  das  Schiff  f&r  die  ganze  Reise  gefiacbtet 
worden  ist. 

1041.  In  Ermangelang  von  Instruktionen  fbr  die  erwähnten  FUle, 
muss  der  Eapitain  in  der  in  No.  15  des  Art.  905  bestimmten  Art  und 
Weise  verfahren  und  dem  Befrachter  unverzüglich  Mittbeilang  machen. 

Wenn  der  Eapitain  innerhalb  einer  nach  dem  Ermessen  des  Handek- 
gerichts  oder  der  gewöhnlichen  Gerichtsbehörde   des  Anlandungshafens  ent- 

S rechenden  Frist  keine  Instruktionen  erhält,    kann  er  die  Hinterlegung  der 
tdung,  die  Zahlung  der  Fracht,  jedoch  nur  für  die  Hinreise,  und  den  Ver^ 
kauf  der  zur  Deckung  derselben  genügenden  Waaren  verlangen. 

Die  während  der  Detinirung  des  Schiffes  gemachten  Ausgaben  ood 
die  fldlig  gewordene  Heuer  werden  als  gemeinschaftliche  Havarie  angesdes 
und  als  solche  bezahlt;  die  Eosten  der  Löschung,  der  Hinterlegung  und  des 
Verkaufes  jedoch  sind  ausschliesslich  für  Rechnung  des  Befrachters. 

1042.  Wenn  das  Schiff  wegen  Unwetters  oder  aus  Furcht  vor  See- 
räubern oder  Feinden  nach  dem  Abfahrtshafen  zurückkehrt  und  die  Ver 
lad  er  seine  vollständige  Ausladung  beschliessen,  so  kann  der  Verfrachter  sich 
nicht  weigern,  dies  zu  thun,  und  er  ist  in  solchem  Falle  berechtigt,  die  ent- 
sprechende Fracht  für  die  Hinreise  vollständig  zu  verlangen,  auch  wenn  da^ 
Schiff  für  die  ganze  Reise  gefrachtet  worden  ist. 

Wenn  der  Frachtvertrag  monatsweise  abgeschlossen  worden  ist,  so 
müssen  die  Verlader  die  Fracht  bezahlen,  welche  der  Anzidil  der  Monate 
entspricht,  die  nach  der  Berechnung  Sachverständiger  die  Hinreise  gedankt 
haben  würde. 

1043.  Die  Befrachter  können  gleichfalls  das  Schiff  vollständig  us- 
laden  und  die  Reise  beendigen,   wenn  dasselbe  aus  irgend  einer  der  ro  den 
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Alinea  1  des  Torhen^ehenden  Artikels  angegebenen  Ursachen  in  einen  an- 
deren, als  den  Elzpeditionshafen  einläuft. 

In  solchem  Falle  müssen  die  Befrachter  die  Fracht  vollständig  für  die 
Hinreise  bezahlen,  wenn  der  Anlandungshafen  über  die  Hälfte  der  Entfer- 
nnng  zwischen  dem  Expeditions-  und  dem  Bestimmungshafen  des  Schiffes 
hinansliegt,  und  nur  die  Hälfte,  wenn  die  Entfernung  geringer  ist. 

1M4*  Wenn  das  Schiff  in  einen  anderen,  als  seinen  Bestimmungs- 
hafen, wegen  eines  Mangels  an  Lebensmitteln,  welcher  durch  nichtgehörige 
^erproviantirnng  hervorgerufen  worden  ist,  oder  in  Folge  von  Havarien,  (Ue 
von  der  Unkenntniss  des  Kapitains  herrühren,  einläuft,  so  sind  die  Verlader 
berechtigt,  den  Vertrag  aufeuheben  und  eine  Entschädigung  f^r  die  er- 
littenen Schäden  zu  verlangen. 

1045.  Wenn  das  Schiff  während  der  Reise  auf  Befehl  einer  auslän- 
dischen Macht  detinirt  worden  ist,  besteht  der  Frachtvertrag  fort;  es  wird 
iedodli  keine  Fracht  für  die  Zeit  der  Detinirung  geschuldet,  wenn  der 
Frachtvertrag  monatsweise  abgeschlossen  worden  ist,  noch  ein  Frachtzuschlag, 
wenn  dies  für  die  Reise  geschehen  ist. 

Die  Unterbrechung  der  Fracht  in  dem  ersten  der  angegebenen  Fälle 
ist  unbeschadet  der  Vorschrift  des  Art.  1039  zu  verstehen. 

§  6.     Von  deai  Konnossement* 

1046.  „Konnossement"  oder  „Ladungspolice"  heisst  die  private  Urkunde, 
in  welcher  der  Eapitain  und  der  Verlader  die  Tbatsache  der  Einschiffung 
der  Waaren  anerkennen  und  die  Bedingungen  des  vereinbarten  Transportes 
ausdrücken. 

1047.  Das  Konnossement  muss  enthalten: 

1.  den  Namen,  die  Matrikel  und  die  Tragfähigkeit  des  Schiffes; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Kapitains; 
3«  die  Vor-  und  Zunamen  des  Verladers  und  Konsignatars; 
4*  die  Qualität,  Quantität,  Zahl  und  Marke  der  Kollis; 

5.  den  Ladungs-  und  Löschungshafen; 

6.  die  vereinbarte  Fracht  und  die  festgesetzten  Kaplaken; 

7.  das  Datum  und  die  Unterschriften  des  Kapitains  und  des  Verladers.^) 

1048.  Das  Konnossement  muss  mindestens  in  vier  Originalexemplaren 
desselben  Inhalts  und  Datums  ausgefertigt  werden: 

eins  für  den  Verlader, 
ein  anderes  für  den  Konsignatar, 
eins  für  den  Kapitain  und 
eins  für  den  Rheder. 
Jedes  Konnossement  muss  die  Angabe  der  Nummer  enthalten,  welche 
ihm  nach  der  Reihenfolge  der  unterzeichneten  Exemplare  zukommt. 

Der  Kapitain  muss  ausserdem  so  viele  Exemplare,  als  der  Verlader 
verlangt,  unterzeichnen. 

1048.  Der  Verlader  muss  dem  Kapitain  die  Konnossemente  innerhalb 
24  Stunden  nach  Beendigung  der  Verladung  seiner  Waaren  vorlegen,  und 
beide  müssen  dieselben  in  der  gleichen  Frist  unterzeichnen,  unter  der  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Schäden  und  Nachtbeile,  auch  wenn  eine  Fracht- 
police nicht  ausgefertigt  worden  ist. 

Das  für  den  Verlader  bestimmte  Exemplar')  muss  von  dem  Kapitain 
geschrieben  oder,  wenn  es  gedruckt  ist,  von  ihm  ausgefüllt  werden. 

^)  Ueber  die  abweichenden  Bestimmmiffen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  zu 
Art.  100  des  Aegyptischen  See-H.  G.  £.,  S.  58. 

>)  0£r.  Note  zu  Art  100  des  Aegyptischen  See-H.  G.  B.,  S.  53. 
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1050.  Wenn  der  Eapitain  oder  irgend  einer  seiner  Verwandten  inner- 
halb des  Grades,  für  welchen  die  Äblegang  des  Zeugnisses  verboten  ist,  der 
Verlader  ist,  müssen  die  Konnossemente  von  den  beiden  Haaptoffizieren  des 
SchifPes  unterzeichnet  werden. 

1051-  Die  Konnossemente  können  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person 
mit  dem  Vermerk  „an  Ordre^  oder  zu  Gunsten  einer  bestimmten  Person 
ohne  diesen  Vermerk  oder  zu  Gunsten  des  Inhabers  ausgestellt  werden. 

In  dem  ersten  Falle  werden  die  Rechte  des  Befrachters  auf  die  Tiadnng 
durch  Indossament  übertragen,  welches  in  Gemässheit  der  Vorschriften  des 
§  5,  Titel  X,  Buch  II  dieses  Gesetzbuches  ausgeführt  worden  ist,  in  dem 
zweiten  durch  Cession,  welche  dem  Kapitain  in  der  im  Art.  1903  des  Civil- 
gesetzbuehes  angegebenen  Form  notificirt  worden  ist,  und  in  dem  dritten 
durch  die  einfache  Uebergabe  des  Konnossements. 

Der  Verfrachter  kann  dem  Gessionar  alle  Einreden  entgegenstellen, 
welche  er  hätte  gegen  den  Cedenten  geltend  machen  können,  somm  sie  sich 
aus  dem  Frachtvertrage  herleiten  lassen. 

1052*  Der  Kapitain,  welcher  Ladung  ohne  vorhergehende  Prfifiing 
derselben  aufnimmt,  kann  durch  irgend  eine  der  im  Seehandel  ablieben 
Formeln  in  den  Konnossementen  vermerken,  dass  ihm  die  Art,  das  Gewicht, 
die  Zahl  oder  das  Maass  der  Waaren  unbekannt  sind,  es  sei  denn,  dass  die 
Verlader  sich  erbieten,  diese  Eigenschaften  in  Gegenwart  des  Kapitains  and 
auf  ihre  Kosten  feststellen  zu  lassen. 

Trotz  eines  solchen  Vermerkes  haftet  der  Kapitain  sowohl  für  die  An- 
zahl der  Tonnen,  Kisten,  Bündel,  Ballen  und  irgend  welcher  anderer  KoUis, 
als  auch  für  die  innere  Beschaffenheit  der  darin  enthaltenen  Waaren,  sofisrn 
dieselben  während  der  Heise  unnöthiger  Weise  geöfhet  worden  sind. 

1053.  Die  Verlader  können  ihre  Waareo  nicht  ausladen,  no<^  die 
Konsignation  verändern,  ohne  dem  Kapitain  alle  Konnossemente  zar&ck  zo 
stellen,  welche  er  ihnen  übergeben  hat. 

Wenn  der  Kapitain  in  die  Ausladung  oder  den  Wechsel  der  Konsig^ 
nation  einwilligt,  ohne  die  Konnossemente  zurückgezogen  zu  haben,  haftet 
er  für  die  Ladung  dem  rechtmässigen  Inhaber  derselben. 

1054.  Sofern  die  Verlader  die  Konnossemente  nicht  zurAckffeben 
können,  müssen  sie  zur  Zufriedenheit  des  Kapitains  für  den  vollständigen 
Betrag  der  Ladung  Bürgschaft  leisten,  und,  ftills  sie  dieselbe  nicht  leisten, 
kann  er  nicht  gezwungen  werden,  die  Waaren  abzuliefern,  noch  auch  neue 
Konnossemente  mit  einer  anderen  Konsignation  zu  unterzeichnen. 

1055.  Wenn  der  Kapitain  stirbt  oder  aas  seinem  Amte  ausscheidet, 
bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  müssen  die  Verlader  von  dem  Nach- 
folger die  Bestätigung  der  Konnossemente  verlangen,  und,  wenn  sie  dies 
nicnt  thun,  haftet  der  Nachfolger  nur  für  die  Ladung,  welche  sich  an  Bord 
befindet,  als  er  die  Ausübung  seines  Amtes  begonnen  hat. 

Der  Kapitain,  welcher  die  Konnossemente  seines  Vorgängers  ohne  vor- 
hergehende Prüfung  ihrer  Uebereinstimmung  mit  der  Ladung  bestätigt^ 
haftet  für  die  Mängel,  welche  später  bemerkt  werden. 

Wenn  der  Kapitain  Behufs  der  Bestätigung  die  Prüfung  der  Ladunf^ 
verlangt,  so  gehen  die  Kosten  dieser  Massnahmen  für  Rechnung  des  Rheders, 
unbeschadet  seines  Rechtes,  dieselben  von  dem  früheren  Kapitain  einzo- 
ziehen,  falls  der  letztere  aus  dem  Dienst  entlassen  worden  ist,  weil  er  zu 
seiner  Entfernung  Veranlassung  gegeben  hat. 

1056.  Vor  dem  Beginn  der  Löschung  muss  der  Inhaber  eines  Kon- 
nossementes dasselbe  dem  Kapitain  vorlegen,  damit  die  Waaren  direkt  an 
ihn  ausgeliefert  werden,  und,  falls  er   dies   zu    thun    unterlässt^   gehen   die 
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Kosten  der  Niederlegung  und  die  Hioterlegungsgebühr  für  seine  Rechnimg, 
wenn  der  Eapitain  diese  beantragt  hatte. 

1057.  Der  Inhaber  eines  Konnossements  haftet  nicht  f&r  die  Erf&Uung 
der  in  der  Vertragspolice  enthaltenen  Verpflichtongen,  es  sei  denn,  dass  das 
Konnossement  den  Vermerk :  ,,gemäss  der  Frachtpolice",  oder  einen  anderen 
gleichbedeutenden  enthält. 

1058.  Der  Konsignatar  mass  dem  Kapitain  die  Konnossemente  zur 
Zeit  des  Empfanges  der  Ladung  zurückgeben  und  auf  einem  der  Exemplare 
die  entsprechende  Empfangsbescheinigung  ausstellen. 

Wenn  der  Konsignatar  in  der  Uebergabe  des  Konnossements  nebst  der 
Empfangsbescheinigung  säumig  ist,  haftet  er  dem  Kapitain  fär  die  Schäden 
und  Nachtheile,  welche  diesem  der  Verzug  verursacht. 

Denenige  Konsignatar  geräth  nicht  in  Verzug,  welcher  die  Uebergabe 
der  Empfangsbescheinigung  bis  zu  dem  Resultat  der  Prüfung  seiner  Waaren 
hinausschiebt. 

1059.  Es  ist  dem  Kapitain  verboten,  die  Ladung  abzuliefern,  sobald 
mehrere  Inhaber  von  Konnossementen,  welche  sich  auf  dieselben  Waaren 
beziehen,  gleichzeitig  die  Uebergabe  verlangen. 

1060.  Wenn  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  vorgesehene  Fall 
eintritt,  muss  der  Kapitain  die  Ladung  zur  Verfügung  des  Handelsg^chts 
stellen  ,  damit  dasselbe  ihre  Hinterlegung,  unter  Benachrichtigung  der 
Interessenten,  anordne,  diese  vernehme  und  über  das  Eigenthum  und  die 
Auslieferung  der  Waaren  Beschluss  fasse. 

Die  Interessenten  und  der  Depositar  müssen  den  Verkauf  derjenigen 
Waaren  nachsuchen,  welche  ihrer  jßeschaffenheit  oder  ihrem  Zustande  nach 
irgend  einer  Deierioration  ausgesetzt  sind. 

Der  Erlös  des  Verkaufes  wird,  nach  Abzug  der  Kosten  und  Gebühren 
der  Hinterlegung,  gerichtlich  angewiesen. 

1061.  Die  in  der  im  Art.  1047  angegebenen  Form  abgefessten  und 
unterzeichneten  Konnossemente  haben  unter  den  bei  der  Ladung  interessirten 
Parteien  Beweiskraft,  sowie  zwischen  diesen  und  den  Versicherern,  vorbe- 
haltlich des  Beweises  eines  Betruges  oder  einer  Kollusion. 

1062.  Wenn  die  Konnossemente  über  dieselbe  Ladung  nicht  mit  ein- 
ander übereinstimmen,  so  ist  der  Inhalt  des  von  dem  Kapitain  vorgelegten 
massgebend,  wenn  dasselbe  von  dem  Verlader  selbst  oder  von  dem  mit  der 
Expedition  seines  Handelsbetriebes  beauftragten  Handlungsgehülfen  voll- 
standig  geschrieben  oder  ausgefüllt  worden  ist,  oder  der  Inhalt  des  von  dem 
Verlader  vorgezeigten,  wenn  dasselbe  von  dem  Kapitain  geschrieben  oder 
aasgef&llt  worden  ist. 

Wenn  die  vorgelegten  Konnossemente  gegenseitig  die  erwähnte  be- 
sondere Eigenschaft  besitzen,  so  ist  das  Resultat  der  übrigen  von  den 
Parteien  vorgebrachten  Beweise  massgebend. 

1063  In  Ermangelung  einer  Frachtpolice  wird  angenommen,  dass  der 
Frachtvertrag  nach  dem  Inhalte  und  unter  den  Bedingungen,  welche  die 
Konnossemente  aufweisen,  abgeschlossen  worden  ist. 

Die  Zweifel,  welche  die  Frachtpolice  bietet,  müssen  durch  die  Kon- 
nossemente entschieden  werden. 

1064.  Das  Konnossement  macht  die  [provisorischen  Empfiangsseheine 
früheren  Datums  ungültig,  welche  der  Kapitain  und  seine  Untergebenen 
dem  Verlader  ertheilt  haben. 

1065.  Dem  Kapitain  ist  der  Einwand  nicht  gestattet,  dass  er  die 
Konnossemente  im  Vertrauen  und  auf  das  Versprechen  hin  unterzeichnet 
hat,  dass  die  in  denselben  vermerkte  Ladung  ihm  übergeben  werden 
würde. 


812  VL    Chüe. 

1066.  Die  Klagen  zwischen  dem  Eapitain  und  dem  Verlader,  welche 
sich  anf  die  Ladung  beziehen,  m&ssen  sich  nothwendigerweise  anf  das  Kon- 
nossement stützen  und,  ohne  Vorlegung  desselben,  ist  ihnen  kmne  Folge 
zu  geben. 

§  7.     Von  den  Passagieren. 

1067.  In  Ermangelang  einer  Vereinbarung  zwischen  dem  Eapitain 
und  dem  Passagier  wird  der  Fahrpreis  Ton  dem  Handelsgericht  fest^gestet^ 
nachdem  es  vonier  das  Gutachten  Sachverständiger  gehört  hat,  £edls  es  dies 
für  erforderlich  erachtet. 

1068.  Der  Passagier  ist  berechtigt,  von  dem  Eapitain  die  nöthigen 
Lebensmittel  zu  erhalten,  es  sei  denn,  dass  das  Gegentheil  vereinbart 
worden  ist.*) 

Wenn  über  die  Quantität  oder  Qualität  der  Lebensmittel  eine  Rekla- 
mation erhoben  wird,  so  müssen  dieselben  durch  das  betre£Fende  Handels^ 
gericht  bestimmt  werden,  welches  zu  diesem  Zweck  den   für   den  Transport 

fezahlten  Preis  und  die  Quantität  und  Qualität  der  von  dem  Eapitain   oikI 
er  Mannschaft  verbrauchten  Lebensmittel  zu  berücksichtigen  hat. 

1068.  Wenn  ein  Passagier  sich  heimlich  einschiffig  so  kann  der 
Eapitain  von  dem  Rechte  Gebrauch  machen,  welches  ihm  Alinea  1  and  3 
des  Art.  995  gewährt,  mit  den  Modifikationen,  welche  die  Personenb^rde- 
rung  erheischt. 

1070.  Sowohl  in  dem  Abfahrts-,  als  auch  in  dem  Skala-  oder  Ad- 
landungshafen  muss  sich  der  Passaner  an  dem  Tage  und  zu  d^-  Stunde, 
welche  der  Eapitain  bezeichnet,  an  Bord  begeben,  und,  wenn  durch  setne 
Schuld  das  Schiff  ohne  ihn  abfahrt,  muss  er  den  vereinbarten  Ueberfiüirtd- 
preis  vollständig  bezahlen. 

1071.  Wenn  sich  das  Schiff  zur  Abfahrt  fertig  befindet,  können  die 
Passagiere  ohne  Erlaubniss  des  Eapitains  nicht  an  aas  Land  sehen,  unter 
der  Verantwortlichkeit,  welche  der  vorhergehende  Artikel  feststdlt. 

1072.  Der  Passagier  kann  ohne  Einwilligung  des  Eapitains  sesnec 
Anspruch  auf  die  Ueberfahrt  nicht  an  einen  anderen  cediren. 

1073.  Wenn  der  Passagier,  bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  frei- 
willig von  der  Reise  absteht,  muss  er  dem  Eapitain  die  Hälfte  des  verein- 
barten Ueberfahrtspreises  bezahlen,  und,  wenn  der  Rücktritt  während  der 
Fahrt  erfolgt,  muss  er  denselben  vollständig  entrichten. 

1074.  Der  Vertrag  wird  ohne  Entschädigung  durch  die  Sospensios 
der  Reise  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  aufgehoben,  sofern  ein  solches  Er- 
eigniss  durch  höhere  Gewalt  oder  durch  einen  Zufall  herbeigeführt  wordec 
ist,  der  nicht  von  einer  Culpa  des  Kapitains  herrührt. 

Wenn  die  Reise  nach  ihrem  beginn  suspendirt  oder  unterbrocbet 
worden  ist,  hat  der  Kapitain  nur  den  Ueber£Edirtspreis  einzufordern,  welche 
der  zurückgelegten  Entfernung  entspricht,  falls  letztere  dem  Passagier  za 
irgend  welchem  Yortheil  gereicht. 

1075.  Wenn  in  dem  im  Art.  1018  vorgesehenen  Falle  der  Passagier 
sich  entschliesst,  die  Ausbesserung  des  Schiffes  abzuwarten,  so  ist  er  nicht 
verpflichtet,  den  vereinbarten  Ueber&hrtspreis  zu  erhöhen. 

In  demselben  Falle  kann  der  Passagier  seine  Reise  auf  einem  anderen 
Schiff  fortsetzen,  wenn  er  den  Ueberfahrtspreis  im  Verhältniss  des  Thafe 
der  Reise,  welcher  zurückgelegt  ist,  entrichtet. 


')  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  andern  Gesetzbüchern  cfir.  Note  n 
ÄTt.  142  des  Aegyp tischen  See-H.  G.  B.,  S.  60. 
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1076.^  Es  ist  dem  Eapitain  verboteD,  auf  Yerlaoi^en  oder  im  Interesse 
der  Passagiere  irgendwo  anzulanden  oder  sich  aafzuhalten. 

Wenn  jedoch  ein  Passagier  von  einer  ansteckenden  Kranttesi  befidlen 
wird,  mass  er  denselben  an  einem  bewohnten  Orte  selbst  gegen  den  Willen 
dieses  Passagiers  an  das  Land  setzen. 

1077.  Wenn  die  Vorräthe  der  Passagiere  in  dem  im  Art.  1068  be- 
stimmten Ausnahmefalle  aus  irgend  einem  Grande  verbraucht  oder  un- 
brauchbar geworden  sind,  muss  der  Eapitain  denselben  die  erforderlichen 
Lebensmittel  zu  einem  angemessenen  Preise  verschaffen. 

1078.  Die  Verpflichtung,  den  Ueberfahrtspreis  zu  bezahlen,  hängt  von 
dem  Umstände  ab,  dass  das  Schiff  in  seinem  Bestimmungshafen   ankommt 

1079.  Wenn  der  Passagier  vor  Beginn  der  Reise  stirbt,  müssen  seine 
Erben  die  Hälfte^)  des  vereinbarten  üeberfehrtspreises  bezahlen,  nach  Ab.^ug 
der  Kosten  des  Unterhaltes,  falls  dieselben  m  dem  Transportpreise  ein- 
begriffen waren. 

Wenn  der  Tod  iedoch  während  der  Reise  eintritt,  so  sind  sie  ver* 
pflichtet,  den  Ueherfanrtspreis  voll  zu  entrichten. 

1060.  Es  wird  kein  Zuschlag  zu   dem   Fahrpreise   für   die  Personen, 
geschuldet,  welche  während  der  Fahrt  geboren  werden. 

1061.  Der  Passagier  wird  als  Verladet  der  Gegenstände  angesehen/ 
welche  er  auf  das  Schiff  bringt,  und  geniesst  die  Rechte  eines  solchen, 
sofern  er  diese  Gegenstände  dem  Eapitain  zur  Aufbewahrung  und  Be- 
wachung übergeben  hat. 

Wenn  der  Passagier  dieselben  jedoch  unter  seiner  eigenen  Obhut  belnllt, 
haftet  der  Eapitain  für  den  Verlust  oder  die  Schäden,  welche  sie  erleiden, 
nur  in  dem  Falle,  dass  diese  durch  eine  Handlung  seinerseits  oder  Seitens 
der  Mannschaft  veranlasst  sind. 

1062.  Die  Gegenstände,  welche  der  Passagier  auf  das  Schiff  bringt 
haften  vorrechtlich  rar  die  Zahlung  des  Ueber&hrtspreises  und  der  während 
der  Reise  verursachten  Eosten. 

1063.  Ausser  der  Verpflichtung,  welche  der  Art.  889  den  Passagieren 
aaferlegt,  sind  dieselben  verpflichtet,  dem  Eapitain  in  allen  dringenden 
Fällen  Beistand  zu  leisten,  in  welchen  dies  zur  Rettung  des  Schiffes  er- 
forderlich ist 


TITEL  V. 
Von  den  Oefaliren  und  Schäden. beim  Seetransporte« 

§  1*    Definitionen  und  allgemeine  Bestinamungen« 

lOBi.      Es    sind    Havarien    in    der   gesetzlichen    Bedeutung    dieses 
Woi-tes: 

1.  alle  Schäden,  welche  das  beladene  oder  mit  Ballast  fahrende  Schiff, 
bevor  es  unter  Segel  geht,  während  der  Reise  oder,  nachdem  es  in 
seinem  Bestimmungshafen  Anker  geworfen  hat,  erleidet,  sowie  die- 
jenigen, welche  die  Waaren  von  ihrer  Einschiffung  in  die  Schaluppen 
oder  andere  kleinere  Schiffe  am  Orte  der  Exp^ition  bis  zu  ihrer 
Ausladung  an  demjenigen  der  Eonsignation  davontragen; 

2.  alle  aussergewöhnlichen  und  unvorhergesehenen   Ausgaben,   welche 


0  üeber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfc  Note  zm 
Art.  1274  des  Argentinischen  H.  G.  S.,  S.  287. 
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während  der  Reise  zur  Erhaltung   des   Schiffes,   der   Ladung  oder 
beider  zugleich  gemacht  worden  sind. 
1065.    Es  sind  k^nß  Havarien  in  den  gewöhnlichen  Fällen: 

1.  die  Lootf?engelder  an  den  E&sten  und  Häfen; 

2.  die  Kosten  für  Schaluppen   und  Schlepper; 
8.  die  Hafengebühren; 

4.  die  Kosten  für  die  Erleichterung  des  Schiffes,  wenn  es  wegen  Mangel 
an  Fahrwasser  nicht  unter  Segel  ^ehen  oder  mit  seiner  vollen  La- 
dung in  den  Bestimmungshafen  einlaufen  kann; 

5.  im  Allgemeinen  alle  gewöhnlichen  Ausüben  der  SchifffahrL 

Alle  erwähnten  Ausgaben  sind  ausschbesslich  für  Rechnung  des 
Rheders,  es  sei  denn,  dass  in  den  Frachtpolicen  oder  Konnossementen  etwas 
anderes  vereinbart  worden  ist. 

10B6.  In  Ermangelung  besonderer  Abreden  wird  die  Verantwortlichkeit, 
Liquidation  und  Zahlung  der  Havarien  in  Gemässheit  der  Vorschriften 
dieses  Titels   bestimmt. 

10B7.  Bei  der  Regulirun g  der  Havarien,  welche  ausserhalb  des  Ge- 
bietes der  Republik  stattfindet,  sind  die  Gesetze  und  Gebräuche  des  Ortes, 
wo  diese  erfolgt,  zu  beobachten. 

1088.  Die  Havarie  ist  eine  grosse  oder  gemeinschaftliche,  eine 
einfache  oder  besondere. 

§  2.     Von    der    gemeinschaftlichen  Havarie,    von  dem  Beschlüsse 
über  die  Havarie  und  von  dem  Seewurf. 

1089.  Gemeinschaftliche  Havarien  sind  nicht  nur  die  Schäden,  welche 
auf  Grund  motivirter  Beschlüsse  vor  oder  nach  Beginn  der  Reise  dem 
Schiffe  und  seiner  Ladung  zusammen  oder  getrennt  zur  Rettung  derselben 
aus  einer  drohenden  Seegefahr  zugefügt  werden,  sondern  auch  aie  Schäden, 
welche  als  direkte  und  unvermeidliche  Folge  des  Seewurfes  eintreten,  sowie 
die  unvorhergesehenen  Ausgaben,  welche  zu  gemeinschaftlichem  Vortheile 
zu  den  erwähnten  Zeitpunkten  und  in  der  angegebenen  Form  |^;einacht 
worden  sind. 

1000.     Es  gehören  zur  Klasse  der  gemeinschaftlichen  Havarien: 

1.  die  Uebergabe  irgend  einer  Sache    an    Feinde    oder  Seeräuber  zom 

Vergleiche  und  als  Lösegeld    für  das    Schiff   und  die  Ladong  oder 

beide  zusammen; 
2.  die  Heuer  und  die  Ausgaben    für  die  Geissein   während   ihrer   De- 

tinirung  bis  zu   ihrer  Rückkehr   auf  das    Schiff  oder   nach    ihrem 

Wohnorte ; 

3.  die  zur  gemeinschaftlichen  Reklamation  der  Freigebung  des  ge- 
kaperten Schiffes  und  der  Ladung  aufgewendeten  Ausüben  and  die 
Rosten  des  Aufenthaltes  des  Kapitains,  der  Offiziere  und  der 
Mannschaft  während  der  Detinirung,  einschliesslich  der  Hener  und 
des   Unterhaltes ; 

4.  die  Schäden,  welche  das  Schiff  oder  die  Ladung  bei  der  Yertheidigang 
gegen  Feinde  oder  Seeräuber  erleidet,  der  Verlust  der  im  Kampfe 
verbrauchten  Eriegsmunitionen  und  die  den  Seeleuten  zur  An- 
sporn ung  ihres  Muthes  versprochenen  oder  gegebenen  Belohnangeo: 

5.  die  Kur-,  Unterhaltungs-  und  Pflegekosten  rar  die  bei  der  Ve- 
theidigung  des  Schiffes  oder  bei  der  i)ienstleistung  beim  Manövriren 
während  des  Kampfes  verwundeten,  verstümmelten  oder  gelähmtec 
Seeleute  und  Passagiere,  sowie  die  Heuer,  welche  die  ersteren  bis 
zu  ihrer  vollständigen  Wiederherstellung  verdienen; 
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6.  die  Heuer,  die  Unterhaltungskosten  und  das  Lösegeld  fQr  den  See- 
mann, welcher  im  Dienste  des  Schiffes  auf  dem  Lande  oder  zur 
See  beschäftigt  und  gefangen  genommen  oder  detinirt  worden  ist; 

7.  die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten  für  die  Seeleute  während 
der  Zeit,  in  welcher  das  Schiff  einen  Conyoi  erwartet  oder  in  einem 
neutralen  Hafen  wegen  begründeter  Furcht  vor  Feinden  oder  See- 
räubern bleibt  oder  deshalb,  weil  der  Bestimmungshafen  desselben 
blokirt  ist; 

^.  der  Verlust  der  zur  Erleichterung  des  Schiffes  in  das  Meer  geworfenen 
Gegenstände,  mögen  dieselben  zu  dem  Schiffe,  der  Ladung  oder 
der  Mannschaft  gehören,  sowie  der  Schaden,  welchen  der  Seewurf 
den  an  Bord  yerbliebenen  verursacht; 

9,  das  absichtliche  Kappen  oder  Unbraucfabarmachen  der  Masten,  Raaen, 
Taue,  Ankertaue,  Segel  oder  irgend  welcher  anderer  accessorischcr 
Geräthe  des  Schiffes; 

10.  das  freiwillige  Aufgeben  der  Anker,  Boote,  Schaluppen  und  des 
übrigen  Takelwerkes,  um  das  Schiff  vor  einem  Zusammenstoss  oder 
irgend  einer  anderen  Seegefahr  zu  bewahren  • 

11.  die  Schäden,  welche  durch  das  Beisetzen  der  Segel  verursacht  worden 
sind,  um  das  Schiff  oder  die  Ladung  vor  einer  drohenden  Gefahr 
zu  bewahren; 

12.  der  dem  Schiffe  absichtlich  zugefügte  Schaden,  um  eine  Feuersbrunst 
zu  löschen  oder  das  Herausschaffen  des  Wassers,  den  Seewurf,  das 
Lichten  oder  die  Herausschaffung  der  Ladung  zu  erleichtern ,  und 
der  in  Folge  dieser  Massnahmen  verursachte  Schaden; 

13.  die  Kosten  des  Lichtens  oder  der  Ueberführung  eines  Theiles  der 
Ladung,  mit  der  Absicht,  dieselben  in  einen  anderen  als  den  Be- 
stimmungshafen des  Schiffes  zu  bringen  und  letzteres  vor  der  Ver- 
folgung von  Feinden  oder  Seeräubern,  vor  einem  Sturm  oder  vor 
irgend  einer  anderen  Seegefahr  zu  retten,  sowie  der  Verlust  der  ge- 
lichteten oder  überführten  Waaren  oder  die  Deterioration ,  welche 
dieselben  durch  das  Lichten,  die  Ueberführung  oder  die  Wieder- 
verschiffung erleiden; 

14.  die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten  der  Mannschaft  in  den 
Fällen  einer  gezwungenen  Anlandung  zum  gemeinschaftlichen  Vor- 
theile,  jedoch  nur  diejenigen,  welche  der  Zeit  entsprechen,  die  zur 
Beseitigung  des  Bedürfnisses,  welches  dieselbe  veranlasst  hat,  durch- 
aus enorderlich  ist;  die  Hafengebühren  bei  der  Einfahrt  und  der 
Ausfahrt,  die  Kosten  der  Ausladung  und  Wiederverladung  und  die 
Miethe  für  die  Lagerräume,  in  welchen  die  Waaren  niedergelegt 
worden  sind,  welche  während  der  Ausbesserung  nicht  an  Bord 
bleiben  können; 

15.  der  Werthunterschied  der  Waaren,  welche  bei  einer  gezwungenen 
Anlandung  verkauft  worden  sind,  um  an  dem  Schiff  einen  Schaden 
auszubessern,  welcher  durch  ein  Ereigniss,  das  gemeinschaftliche 
Havarie  begründet,  erlitten  worden  ist,  der  Seenutzen,  die  Kom- 
missionsgebfihr  für  die  zur  Deckung  der  Ausbesserungskosten  auf- 
genommenen Bodmereidarlehne  und  die  Prämie  der  Versicherung 
dieser  Kosten; 

16.  die  Schäden,  welche  dem  Schiff  oder  der  Ladung,  zusammen  oder 
getrennt,  durch  eine  freiwillige  Strandung  verursacht  worden  sind, 
die  zu  dem  Zwecke  ausgeführt  worden  ist,  um  dieselben  aus  einer 
Seegefahr  zu  retten,  und  die  zur  Flottmachung  des  Schiffes  gehabten 
Kosten ; 
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17.  die  bei  der  Prüfaog,  Elassificirang  and  VertheUung  einer  gemein» 
schafdichen  Havarie  verursachten  Kosten; 

18.  im  Allgemeinen  alle  Verluste,   Schäden  und  Ausgaben,   weldie  die 
im  Art.  1089  erwähnten  Umstände  in  sich  vereinigen. 

1091.  Um  die  Verantwortlichkeit  des  Versicherers  des  Schiffes  und 
diejenige  des  Bodmereigebers  auf  Rumnf  und  Kiel  zu  bestimmen,  werdoi 
auch  als  gemeinschaftliche  Havarie  die  Schäden  angesehen,  welche  das  Schiff 
erleidet,  und  die  Ausgaben,  welche  verursacht  werden,  wenn  es  mit  Ballast 
fährt,  sofern  sie  von  der  Art  der  im  Art.  1089  erwähnten  sind. 

1092.  Für  die  gemeinschaftlichen  Havarien  haften  das  Schiff,  die 
Fracht  und  die  Waaren,  welche  sich  zur  Zeit  des  Risikos  aaf  demselbea 
befinden,  und  dieselben  werden  durch  Beitrag  der  Eigenthümer  der  erwähnten 
Gegenstände  bezahlt. 

Demgemäss  tragen  zur  Bezahlung  der  gemeinschaftlichan  Havarie  bei: 

1.  das  Schiff  für  den  Werth,  welchen  es  im  Löschungshafen  hat; 

2.  die  volle  Fracht,  welche  das  Schiff  durch  die  Passagiere,  die  ge- 
retteten und  zum  gemeinschaftlichen  VortheUe  geopferten  Waaren 
verdient,  nach  vorherigem  Abzüge  der  UnterhaltungSKosten  und  der 
Heuer  des  Eapitains  und  der  Mannschaüb; 

3.  die  an  Bord  befindlichen  Waaren,  einschliesslich  derjenigen,  welche 
ohne  die  erforderlichen  Konnossemente  auf  der  Euhl  oder  anter  Deck 
befördert  worden  sind; 

4.  die  Waaren,  welche  zur  Deckung  der  Schiffsbedürfnisse  verkauft 
worden  sind,  und  der  Betrag,  auf  welchen  die  geopferten  Waaren 
abgeschätzt  worden  sind; 

5.  das  dem  Schiffe,  den  Verladern  und  den  Passagieren  gehörige 
Metallgeld  nach  dem  Wechselcourse  an  dem  Orte,  wo  die  Reise 
endigt. 

Es  tragen  ebenfalls  bei  das  Gehalt  des  Eapitains  und  die  Heaer  der 
Mannschaft  im  Falle  eines  Loskaufes. 

1093.  Die  im  Alinea  1  des  vorhergehenden  Artikels  festgesetzte  Vor» 
Schrift  ist  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  die  Bettung  des  Schiffes 
oder  seiner  Ladung  nicht  den  absichtlich  zu  ihrer  Erhaltung  angewendeten 
Mitteln  zuzuschreiben  ist. 

Sie  ist  gleich&Us  auf  den  Fall  anwendbar,  in  welchem  das  ScEiff  imd 
die  Ladung,  nachdem  sie  aus  einem  Unfall  gerettet  worden  sind,  sp&ter 
durch  einen  anderen  im  Verlauf  der  Fahrt  eingetretenen  zu  Grande  gäien^ 
sofern  nur  einige  der  zur  Zeit  des  ersten  Unfedles  an  Bord  befin&chen 
Gegenstände  gerettet  werden. 

lOM.    Den  Vortheil  des  Beitrages  geniessen  nicht: 

1.  die  Havarie^  welche  den  hundertsten  Theil  des  Werthea  des  Sekiffea 
oder  der  Ladung  nicht  übersteigt,  zu  welchen  die  preisgegebenes 
Gegenstande  oder  Waaren  gehören; 

2.  die  Waaren,  welche  ohne  die  erforderlichen  Konnossemente  in  das 
>Schiff  gebracht  worden  sind; 

3.  die  Waaren,  welche  auf  der  Euhl  des  Schiffes  ohne  die  einstimmige 
Einwilligung  aller  der  in  No.  7  des  Art.  907  erwähnten  Personea 
verladen  worden  sind. 

In   dem   letzteren  Falle   haftet   der  Verfirachter   für   den  Verlost 
oder   die  ELavarie,   auch    wenn  die  Waaren  auf  die  Euhl  mit  Ein- 
willigung des  Verladers,  dem  sie  gehören,  geschafft  worden  sind. 
1095«    Die  ins  Meer  geworfenen  und  später  wieder  erlangten  Waaren 
sind  bei  der  Regulirung  der  Havarie  nur  für  den  Werth  des  erlitteaea  Ver- 
lustes nebst  den  zu  ihrer  Bettang  aufgewendeten  Eosten  zu  berücksichtigeiL 


VI.   Chüe.  817 

Wenn  der  Betrag  dieser  Waaren  in  diegemeinschafUiche  Havarie  ein- 
geschlossen nnd  den  Eigenthümem  vor  der  Wiedererlangang  bezahlt  worden 
ist,  müssen  die  letzteren  die  erhaltene  Quote  zurückerstatten,  indem  sie  nor 
das  zurückbehalten  können,  was  ihnen  för  die  Werthverminderung  und  die 
Rettungskosten  zukommt. 

1096.  Zu  der  Entschädigung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  tragen 
nicht  bei: 

1.  die  Eriegsmunitionen  und  die  zam  Verbrauch  des  Schiffes  be- 
stimmten Mundvorräthe; 

2.  die  Wäsche  und  die  schon  getragenen  Kleidungsstücke  des  Eapi- 
tains,  der  Offiziere  und  der  Mannschaft; 

3.  die  Wäsche  und  die  gleich&lls  gebrauchten  Kleidungsstücke  jedes 
einzelnen  der  Verlader,  Superkargos  und  der  Passa^ere  bis  zu  dem 
Betrage  des  Werthes,  welcher  denjenigen  zuertbeilt  wird,  die  der 
Kapitain  von  dem  Beitrage  ausschliesst; 

4.  die  bei  einem  früheren  iJnfalle  verloren  gegangenen  Waaren, 

1097.  Der  Versammlung  der  Schiffsoffiziere  kommt  es  zu,  die  Aas- 
führung der  Schäden  nnd  Ausgaben,  welche  gemeinschaftliche  Havarie  be- 
gründen, zu  beschliessen. 

Die  Verlader  oder  ihre  Superkargos  müssen  zur  Versammlung  zu- 
gezogen und  von  derselben  gehört  werden,  damit  sie  nach  Kenntnissnahme 
des  Beschlusses  den  ihnen  erforderlich  erscheinenden  Protest  erheben;  sie 
haben  jedoch  keine  entscheidende  Stimme. 

Die  Beschlüsse  der  Majorität  der  Versammlung  müssen  trotz  des 
Widerspruchs  der  Verlader  oder  Superkargos  und  unter  der  Verantwortlich- 
keit der  Mitglieder,  welche  sie  gefetsst  haben,  zur  Ausführung  gebracht 
werden. 

In  diesem  Falle  bleibt  den  Verladern,  welche  sich  für  geschädigt  halten, 
das  Recht  vorbehalten,  von  den  stimmenden  Mitgliedern  der  Versammlung 
Schadloshaltung  zu  beanspruchen,  welche  mit  Dolus,  Nachlässigkeit  oder 
Unkenntniss  die  Havarie  oeschlossen  haben. 

Bei  Stimmengleichheit  giebt  die  Stimme  des  Kanitains  den  Ausschlag.^) 

1098.  Wenn  die  Dringlichkeit  der  Gefahr  dem  Kapitain  nicht  ge- 
stattet, die  Meinung  der  Schiffsoffiziere  zu  erforschen  oder  aie  Verlader  oder 
Superkargos  zu  hören,  so  kann  er  allein  und  unter  seiner  Verantwortlich- 
keit die  Ausführung  des  Schadens  oder  der  Ausgaben  beschliessen,  welche 
er  zur  gemeinschaftlichen  Rettung  f&r  erforderlich  erachtet. 

Er  kann  auch  von  dem  Beschlüsse  der  Versammlung  abweichen,  so- 
fern er  denselben  dem  gemeinschaftlichen  Interesse  für  widersprechend  er- 
achtet; er  haftet  jedoch  allein  in  diesem  Falle  für  die  Schäden  und  Nach- 
theile, welche  sich  aus  seinen  Beschlüssen  era^eben. 

1099.  Wenn  die  Drindiichkeit  des  Falles  es  gestattet,  muss  der 
Kapitain  die  Beschlüsse  der  Versammlang  vor  ihrer  Ausführung  in  das 
Schifffahrtstagebuch  eintragen. 

Das  Protokoll  muss  die  Vorladung  und  Vernehmung  der  anwesenden 
Verlader  oder  Superkargos,  die  Gründe,  welche  den  Beschluss  veranlasst 
haben,  und  die  Gegenstimmen  mit  den  von  den  dissidirenden  Stimmberech- 
tigten angeführten  Begründungen  angeben  und  von  allen  Personen,  welche 
der  Versammlung  beigewohnt  haben,  persönlich  oder  auf  ihre  Bitte  unter- 
zeichnet werden. 

Der  Kapitain  muss  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Protokolls  in  dem 
Sekretariate  des  Handelsgerichts  in  dem  ersten  Chilenischen  Hafen,  in  welchen 

1)  CAr.  Note  zu  Art.  1091  des  Argentinischen  H.G.B.,  8.209. 
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er  einläuft,  innerhalb  24  Standen,  von  dem  Moment  an  gerechnet,  in  welchem 
das  Schiff  zoi*  freien  Verhandlung  zugelassen  worden  ist,  niederlegen,  iodem 
er  gleichzeitig  alle  darin  enthaltenen  Thatsachen  eidlich  bestätigt 

Wenn  der  erste  Anlandungshafen  ein  ausländischer  ist,  hat  die  Vor- 
legung und  Bestätigung  des  Protokolls  vor  dem  Chilenischen  Konsul  und, 
in  Emiangelung  eines  solchen,  vor  den  im  Alinea  2  der  No.  17  des  Art.  905 
bezeichneten  Behörden  zu  erfolgen. 

1100.  Wenn  die  Vorladung  und  Vernehmung  der  anwesenden  Ver^ 
lader  oder  Superkargos  unterlassen  worden  ist,  so  sind  dieselben  von  dem 
Beitrage  zur  gemeinschaftlichen  Havarie  befreit,  und  der  Eapitain  muss  fftr  die- 
selben die  Quote  entrichten,  welche  sie  bei  der  Vertheilung  trifft,  vorbehalt- 
lich des  im  Alinea  1  des  Art.  1098  vorgesehenen  Falles. 

1101.  Sobald  die  Gefahr  aufhört,  welche  den  Kapitain  veranlasst  hau 
allein  eine  gemeinschaftliche  Havarie  zu  beschliessen,  muss  er  in  dem  Schiff- 
fahrtstagebuch einen  umständlichen  Bericht  über  das  Ereigniss  eintragen 
und  unterzeichnen,  in  welchem  er  die  Grunde  seines  Entschlusses  and  die- 
ienigen  vermerkt,  welche  er  gehabt  hat,  von  der  Abhaltung  der  Versamm- 
lung und  der  Vernehmung  der  Verlader  oder  Superkargos  Abstand  za 
nehmen. 

Die  Offiziere  des  Schiffes  und  die  Eigenthümer  oder  Vertreter  der 
Ladung  können  die  Unterzeichnung  des  Berichtes  unterlassen;  wenn  sie 
jedoch  denselben  unterzeichnen,  müssen  sie  seinen  Inhalt  unter  eidlicher  Ver- 
sicherung eventuell  bestätigen. 

Der  Bericht  muss  von  dem  Eapitain  in  der  Form  und  innerhalb  der 
Frist,  welche  der  Art.  1099  vorschreibt,  vorgelegt  und  bestätigt  werden. 

1102.  Sofern  die  Versammlung  der  Offiziere  oder  der  Kapitain  aUein 
beschliesst,  einen  Theil  der  Ladung  oder  irgend  welche  Gegenstande  des 
Schiffszubehörs  in  das  Meer  zu  weifen,  hat  der  Seewurf  in  folgender  Weise 
stattzufinden: 

1.  die  auf  der  Kühl  des  Schiffes  untergebrachten  Waaren; 

2.  die  zum  Dienste   der  Mannschaft   oder   des  Schiffes   am    wenigste! 
erforderlichen  Gegenstände; 

3.  die  schwersten  und  am  wenigsten  werth vollen  Waaren; 

4.  diejenigen,  welche  sich  auf  dem  ersten  Deck  befinden,  und  dann  dk 
des  zweiten,  wenn  beide  zu  derselben  Art  gehören. 

Diese  Beihenfolge  kann  von  dem  Kapitain  in  Uebereinsümmang  mh 
den  Schiffsoffizieren  verändert  werden,  wenn  es  so  die  Bedingungen  der  V^^ 
Stauung  der  Ladung  und  die  übrigen  Umstände  des  Falles  erfordern. 

1103.  Nach  Beendigung  des  Seewurfes  muss  der  Kapitain  am  Fus>€ 
des  betreffenden  Berichtes  die  über  Bord  geworfenen  Gegenstände  und  dk 
Schäden  vermerken,  welche  das  Schiff  und  der  Best  der  Ladung  in  unmiuel- 
barer  und  direkter  Folge  dieser  Massnahme  erlitten  hat. 

Der  Vermerk  muss  von  dem  Kapitain  und  den  Schiffsoffizieren  uniei^ 
zeichnet  werden  und  kann  zur  Zeit  der  Löschung  berichtigt  werden,  wens 
in  der  Ueberstürzung  und  bei  der  Verwirrung  während  des  Seewurfes  irgend 
einer  der  über  Bord  geworfenen  Gegenstände  zu  erwähnen  unterlas^eL 
worden  ist. 

§  3.     Von  deni  Nachweis,  der  Regulirung  und  Vertheilung  der 
gemeinschaftlichen  Havarien. 

1104.  Der  Nachweis,  die  Regulirung  und  Vertheilung  der  gemeis- 
schafüichen  Havarie  erfolgt  auf  Antrag  des  Kitpitains  vor  dem  zostandigen 
Gericht  des  Löschungshafens,    mag   derselbe  ein  Chilenischer  oder  ein  aQ>' 
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ländischer  sein,  unter  Yorladang  und  instruktioneller  Vernehmung  aller  an- 
wesenden Interessenten  oder  ihrer  Konsignatäre,  in  der  gesetzlich  bdstinunten 
Art  und  Weise. 

Wenn  nicht  alle  Interessenten  zugegen  sind,  genügt  die  Vorladung  und 
Vernehmung  der  zwei  Hauptkonsignatore. 

In  Ermangelung  von  Personen,  welche  die  abwesenden  Interessenten  in 
der  gesetzlichen  Weise  vertreten,  ist  ein  Vermögenskurator  zu  ernennen, 
welcher  für  dieselben  handelt. 

HOS.  Wenn  der  Eapitain  die  ihm  im  Alinea  1  des  Yorhergehenden 
Artikels  auferlegte  Verpflichtung  nicht  rechtzdtig  erfüllt,  können  der  Rheder, 
die  Verlader  und  jeder  andere  Interessent  das  gerichtliche  Verfahren  be- 
ssüglich  der  Regulirung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  veranlassen,  vorbe- 
haltlich ihres  Rechtes,  für  die  durch  die  Verzögerung  verursachten  Schäden 
und  Nachtheile  Ersatz  zu  verlangen. 

1106.  Die  in  dem  Art.  1104  erwähnten  Massnahmen  können  in  fol- 
genden Fällen  im  Expeditionshafen  ausgeführt  werden: 

1.  wenn  nach  dem  Ermessen  des  Handelsgerichts  die  Vornahme  des 
Nachweises,  der  Regulirung  und  der  Vertheilung  der  Havarie  in  dem 
Löschungshafen  unmöglich  geworden  ist; 

2.  sofern  bei  der  Vornahme  des  Seewurfes  in  der  Nähe  des  Abfahrts- 
hafens das  Schiff  nach  demselben  zurückkehrt  oder  in  einen  anderen 
naheliegenden  einläuft  und  der  Eigenthümer  der  über  Bord  ge- 
worfenen Waaren  dieselben  durch  andere  von  gleicher  Art  und  Be- 
schaffenheit ersetzt. 

1107.  Unter  Löschungshafen  wird  nicht  nur  der  Bestimmungshafen 
der  Expedition,  sondern  auch  derjenige  Hafen,  in  welchem  der  grösste  Theil 
der  Laaung  mit  Rücksicht  auf  ihren  Werth  gelöscht  wird,  und  in  welchem 
die  Reise  wegen  Seeuntüchtigkeit,  Widerruf  oder  gezwungener  Abkürzung 
derselben  beendet  wird,  es  sei  denn,  dass  in  dem  ersten  der  drei  letzten 
Fälle  die  Ladung  auf  einem  anderen  Schiffe  befördert  wird. 

1108.  Die  Havarien  werden  mit  dem  Protokoll  oder  Bericht,  von 
welchen  die  Art.  1099  und  1101  bandeln,  nachgewiesen,  nachdem  dieselben 
von  denjenigen  ratificirt  worden  sind,  welche  sie  unterschrieben  haben. 

Der  Eapitain  kann  den  Inhalt  des  Protokolls  mit  der  Erklärung  der 
Passagiere  und,  in  Ermangelung  derselben,  mit  derjenigen  der  Leute  der 
Mannschaft  bestätigen. 

Das  Protokoll  lässt  den  Gegenbeweis  zu,  und  das  Fehlen  desselben 
kann  durch  jedes  der  in  diesem  Gesetzbuch  zugelassenen  Beweismittel  er- 
gänzt werden. 

1109.  Bei  der  Vorlegung  des  Protokolls  muss  der  Eapitain  die  Er- 
nennung Sachverständiger  verlangen,  welche  nach  ihrer  Vereidigung  eine 
Prüfung  vornehmen  und  bei  der  Oeffnun^  der  SchiSsluken  zugegen  sein 
und  sogleich  schriftlich  über  das,  was  sie  bezüglich  des  Zustandes  des 
Schiffes  und  der  Ladung  bemerkt  haben,  Bericht  erstatten  müssen. 

1110.  Auf  Grund  der  Beweise,  welche  die  Interessenten  vorbringen, 
muss  das  Gericht  die  Gesetzmässigkeit  oder  Ungesetzmässigkeit  der  Havarie 
aussprechen. 

In  dem  ersten  Falle  bestimmt  es  die  entsprechende  Klasse  der  Havarien 
und  verfügt,  dass  die  Interessenten  Sachverständige  ernennen,  sowohl  Behufs 
Abschätzung  des  Schiffes,  der  Ladung,  der  Verluste  und  der  Verschlechte- 
rungen, als  auch  Behufs  Liquidation  und  Vertheilung  der  gemeinschafdichen 
Havarie. 

In  dem  zweiten  Falle  wird  der  E^apitain  zur  Zahlung  der  Schäden 
nnd  Nachtheile  verurtheilt,  welche  von  Rechtswegen  stattzufinden  hat. 

62* 


820  VL    Chfle. 

1111.  Nachdem  die  sachverständigen  Taxatoren  ihr  Amt  angenmnmeii 
haben  und  vereidigt  worden  sind,  m&ssen  sie  die  verloren  gegangenen 
Waaren  und  die  Werthverminderang,  welche  die  geretteten  Waaren  erlitten 
haben,  abschätzen. 

Die  verloren  gegangenen  Waaren  sind,  nach  Abzog  der  Fracht,  der 
Einfahrgebühren  und  der  gewöhnlichen  Kosten,  nach  dem  laufenden  Preise 
abzuschätzen,  welchen  andere  derselben  Art  in  dem  Löschungshafen  habea 

Die  Art  und  die  Qualität  der  verloren  gegangenen  Waaren  ist  durch 
die  Konnossemente  festzustellen  und,  in  Ermangelung  derselben,  durch  die 
Fakturen  oder  irgend  ein  anderes  gesetzliches  Beweismittel. 

Die  dem  Schiffe  an  seinem  Rumpfe  und  seinem  Zubehör  verursachten 
Verluste  und  Schäden  sind  nach  dem  Werthe  abzuschätzen,  welchen  die 
preisgegebenen  Gegenstände  zur  Zeit  der  Havarie  gehabt  haben. 

1112-  Die  geretteten  Waaren  werden  nach  vorhergegangener  Be- 
sichtigung und  Prüfung  nach  dem  laufenden  Preise  des  Löschungshafens 
abgesehätzt,  nach  Abzug  der  Frachten,  der  Einfuhrgebühren,  der  gewöhn- 
lichen Kosten  und  der  besonderen  Havarie,  welche  sie  während  der  Fahrt 
erlitten  haben. 

Wenn  die  Liquidation  und  Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Havarie 
im  Abfahrtshafen  des  Schiffes  erfolgt,  müssen  die  geretteten  Waaren  nach  dem 
laufenden  Preise  abgeschätzt  werden,  welchen  sie  zur  Zeit  der  Verladung 
haben,  unter  Hinzurechnung  der  Einschiffungskosten  und  unter  Abzog  der 
eventuellen  Versicherungsprämie. 

In  den  Fällen  des  \Yiderrufs  der  Reise  oder  des  Verkaufs  der  Waaren 
in  dem  Hafen  einer  gezwungenen  Anlandung  Behufs  Deckung  der  dringend- 
sten Schiffsbedürfnisse  erfolgt  die  Abschätzung  der  geretteten  Waaren  nach 
dem  laufenden  Preise  des  Ortes,  wo  der  Widerruf  oder  der  Verkauf  statt- 
findet. 

Das  Schiff  und  sein  Zubehör  sind  nach  dem  Zustande  abzosohäUen, 
in  welchem  sie  sich  befinden. 

1113.  Wenn  die  Beschaffenheit  der  geretteten  Waaren  besser  ist,  als 
die  in  den  Konnossementen  angegebene,  so  tragen  sie  zur  Bezahlung  der 
Havarie  nach  der  Abschätzung  bei,  welche  von  ihnen  gemacht  wird. 

Die  verloren  gegangenen  Waaren  werden  in  dem  vorliegenden  Falle 
nach  dem  Preise  bezahlt,  welcher  ihnen  nach  der  deklarirten  Beschaffenheit 
beizumessen  ist. 

Wenn  dagegen  die  Beschaffenheit  der  geretteten  Waaren  geringer,  als 
die  in  den  Konnossementen  bezeichnete  ist,  so  haben  sie  nach  dem  Werthe 
beizutragen,  welcher  für  dieselben  gemäss  der  vermerkten  Beschaffenheit 
festgesetzt  ist. 

Die  verloren  gegangenen  Waaren  werden  nach  dem  laufenden  Preise 
.bezahlt. 

1114.  Nachdem  die  Abschätzung,  von  welcher  die  Art.  1111  und  1112 
handeln,  erfolgt  ist,  haben  die  mit  der  Liquidation  und  verhältnissmassigen 
Vertheilung  der  gemeinschaftlichen  Havarie  beauftragten  Sachverständen, 
drei  allgemeine  Uebersichten  aufzustellen: 

1.  über  die  zu  vertheilenden  Passiva; 

2.  über  die  beitragenden  Aktiva;  und 

3.  über  die  Vertheilung  der  Havarie  unter  die  Interessenten. 

1115.  Die  zu  vertheilenden  Passiva  müssen  enthalten: 

1.  die  zum  gemeinschaftlichen  Yortheile  gemachten  Ausgaben; 

2.  den  Betrag  der  während  der  Reise  oder  in  dem  LöschongshaCw 
gemachten  Auslagen  Behufs  Ersetzung  der  zum  Schiffe  gehörigen 
und  zu  dem  gemeinschaftlichen  Vortheile  preisgegebenen  Gegwstairae  ; 
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3.  den  laufenden  Preis,  welchen  die  verloren  fz^egangenen  Waaren  im 
Löschungshafen  haben,  und  den  Betrag  der  Werthvenninderung  der 
beschädigten ; 

4.  die  den  verloren  gegangenen  Waaren  entsprechende  Fracht;^ 

5.  das  Honorar  der  Sachverständigen,  welche  bei  dem  Nachweise,  der 
Kegnlirang  und  der  Vertheilong  der  gem^nschaftlichen  Havarie 
mitgewirkt  haben. 

Die  in  der  Ko.  3.  angeführten  Werthe  figuriren  in  dieser  Au&tellung 
nach  der  Abschätzung,  welche  die  sachverständigen  Taxatoren  gemacht 
haben. 

1116.  Die  beitragenden  Aktiva  setzen  sich  zusammen  aus: 

1.  dem  laufenden  rreise,  welchen  die  geretteten,  verloren  gegangenen 
und  havarirten  Waaren  im  Löschungsorte  haben; 

2.  dem  Werthe^  welchen  die  zum  Schiffe  gehörigen,  preisgegebenen 
Gegenstände  zur  Zeit  des  Unfalles  gehabt  haben; 

3.  dem  Werthe  des  Schiffes  und  seines  Zubehörs  und  der  vollen 
Fracht,  nach  Abzug  der  in  No.  2  des  Art.  1092  erwähnten  Beträge. 

In  dieser  Uebersicht  ngurirt  die  Fracht  der  über  Bord  geworfenen 
Waaren  nicht  als  ein  besonderer  Posten. 

1117.  In  der  dritten  Uebersicht  ist  der  Gesammtbetrag  der  Havarie 
nach  dem  entsprechenden  Prozentsatze  unter  die  Beitragspflichtigen  zu 
▼ei*theilen. 

1118.  Die  Beitragenden,  welche  keine  gemeinschaftliche  Havarie  er- 
litten haben,  müssen  den  ihnen  nach  der  Aufstellung  der  Yertheilung  zu- 
fallenden Antheil  bezahlen. 

Diejenigen,  welche  die  Havarie  erlitten  haben,  müssen  ihre  Forderung 
mit  dem,  was  sie  schulden,  bis  zu  dem  entsprechenden  Betrage  kompensiren 
und  die  Differenz  einziehen  oder  bezahlen. 

1119.  Alle  Massregeln  der  Liquidation  müssen  dem  hierüber  erken- 
Dienden  Gericht  Behufs  Genehmigung  derselben  nach  instruktioneller  Ver- 
nehmung der  anwesenden  Interessenten  oder  ihrer  gesetzmässigen  Vertreter 
vorgelegt  werden. 

1120.  Der  Eapitain  hat  die  Yertheilung  zur  Ausführung  zu  bringen 
und  haftet  den  hierbei  ßetheiligten  für  die  Schäden  und  Nachtneilc;  welche 
seine  Nachlässigkeit  oder  Yersäumniss  ihnen  verursacht. 

1121.  Die  Beitragspflichtigen  müssen  ihre  betreffenden  Quoten  inner- 
halb 72  Stunden,  von  der  Zustellung  des  Erkenntnisses,  welches  die  Yer- 
theilung geuehmigt,  an  gerechnet,  bezahlen. 

Weun  sie  innerhalb  dieser  Frist  nicht  zahlen,  kann  der  Rapitain  den 
Verkauf  der  geretteten  Waaren  verlangen,  und  zwar  bis  zu  dem  Betrage, 
welcher  zur  Deckung  der  ausstehenden  Quoten  und  der  Vollstreckungskosten 
erforderlich  ist 

1122.  Der  Eapitain  ist  nicht  verpflichtet,  den  Beitragenden  ihre  Waaren 
eher  auszuliefern,  als  bis  der  Beitrag  gedeckt  ist,  es  sei  denn,  dass  der  an 
der  Empfangnahme  derselben  Betheiligte  ihm  eine  solidarische  Bürgschaft 
für  den  Betrag  seiner  Quote  beschafft. 

1123.  Der  Eigenthümer  der  verloren  gegangenen  oder  deteriorirten 
Waaren  kann  die  entsprechende  Entschädigung  derselben  direkt  von  dem 
Versicherer  derselben  beanspruchen,  unbeschadet  des  Rechtes  des  letzteren, 
den  gezahlten  Betrag  von  allen  denjenigen  zurückfordern  zu  können,  welche 
zu  der  gemeinschaftlichen  Havarie  betragen  müssen. 
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§  4.     Von  der  besonderen  Havarie- 

1124.  Besondere  Havarie  ist  jeder  Schaden,  welchen  das  Schiff  oder 
die  Ladung  von  ihrer  Versdhiffnng  an  bis  zu  ihnsr  Löschung  durch  einen 
Seeunfiedl  oder  höhere  Gewidt,  eigene  fehlerhafte  Beschaffenheit  der  Sache 
oder  eine  Handlung  des  Rheders,  des  Eapitains,  der  Mannschaft,  der  Ver- 
lader, der  Passagiere  oder  irgend  einer  anderen  Person  erleidet,  und  iede 
Ausgabe,  welche  zum  ausschliesslichen  Vorthetle  des  Schiffes,  der  Laaung 
oder  eines  Theiles  der  letzteren  gemacht  worden  ist» 

1125.  Es  gehören  zur  Klasse  der  besonderen  Havarien: 

1.  die  Sachen,  welche  die  Erbeuter  des  Schiffes  ohne  vorhergehende 
Vereinbarung  fortnehmen,  und  dieienigen»  welche  denselben  irgend 
einer  der  Verlader  freiwillig  zur  Rettung  seiner  Waaren  iibei^ebt; 

2.  die  Kosten  für  die  Reklamation,  welche  getrennt  zur  Erlangung  der 
Freilassung  des  Schiffes  oder  der  Ladung  erhoben  worden  ist,  und 
die  Heuer   und  die  Unterhaltungskosten   der  Seeleute   w&hrend   d^ 

Serichtlichen  Verfahrens; 
er  Verlust  des  Schiffes  und  des  Restes  der  Ladung  nach  dem  See- 
wurfe; 

4.  die  Rettungskosten; 

5.  die  Ausbesserung  der  Fässer,  Piepen  oder  irgend  welcher  anderer 
Ge&sse  und  die  zur  Erhaltung  der  havarirten  Waaren  au^wend^en 
Kosten,  es  sei  denn,  dass  der  Schaden  unmittelbar  von  einer  Ursache 
herrührt,  welche  ihn  als  gemeinschaftliche  Havarie  charakterisirt; 

6.  die  Differenz  zwischen  dem  Verkaufspreise  und  demjenigen,  welchen 
die  zur  Deckung  der  dringendsten  Schiffsbedürinisse  in  dem  Falle 
einer  gezwungenen  Anlandung  in  Folge  eines  Seeun&Ues  verkauften 
Waaren  in  ihrem  Bestimmungshafen  haben; 

7.  die  Kosten  der  Anlandung,  welche  zu  dem  Zwecke  ausgeführt  worden 
ist,  das  Schiff  zu  verproviantiren  oder  die  durch  Sturm  oder  ein^i 
anderen  Seeun£all  verursachten  Schäden  an  demselben  auszubessern; 

8.  die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten  der  Seeleute  während  der 
Detinirung  in  Folge  eines  rechtmässigen  Befehles  oder  höherer  Ge- 
walt, mag  das  Schiff  f&r  die  Reise  oder  monatlich  gefirachtet 
worden  sein; 

9.  der  Frachtzuschlag  und  die  Kosten  der|  Ausladung  im  Falle  der 
Erklärung  der  Seeuntüchtigkeit,  sofern  die  Waaren  auf  einem  an- 
deren Schiffe  für  Rechnung  der  Verlader  befördert  worden  sind; 

10.  die  Unterhaltungskosten  und  die  Heuer  der  Mannschaft;,  so  lange  das 
Schiff  in  ordentlicher  Quarantäne  verbleibt; 

11.  im  Allgemeinen  alle  Schäden  und  Kosten,  welche  nicht  zum  gemein- 
schaftlichen Vortheile  des  Schiffes  und  seiner  Ladung  gereichen,  and 
welche  nicht  gemäss  Art.  1089  die  Bezeichnung  gemeinschaftliche 
Havarie  erhalten  können. 

1126.  Der  Eigenth  Ebner  der  Sache,  welche  den  Schaden  erlitten  oder 
die  Ausgabe  verursacht  hat,  muss  die  besondere  fiavarie  tragen,  unbeschadet 
seines  Rechtes,  die  entsprechende  Entschädigung  reklamiren  zu  kdonen^ 
wenn  dieselbe  durch  die  Handlung  eines  Dritten  verursacht  worden  ist. 

1127.  Von  der  vorhergehenden  Vorschrift  sind  auszunehmen: 

1.  das  Indengmndbohren  des  in  Brand  geimthenen  Schiffes  oder  des 
diesem  zunächst  liegenden,  um  die  Auraehnung  des  Feuers  sa  ver- 
meiden ; 

2.  die  Heuer  und  die  Unterhaltungskosten  der  Mannschaft  in  dem 
Falle  der  Detinirung  des  monatsweise  gefrachteten  Sdiifibs; 
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3.  die  Kosten  einer  zur  Zeit  des  Abschlusses  des  Frachtvertrages  an- 
vorhergeseheDen  Quarantäne  und  die  Heuer  und  der  Unterhalt  der 
Seeleute  während  der  Dauer  derselben; 

4.  der  Schaden  der  absichtlich  von  den  Verladern  oder  durch  Zu£all 
vermischten  Waaren,  sofern  es  nicht  möglich  ist,  den  Eigen thümer 
der  havarirten  oder  verloren  gegan^nen  Waaren  zu  bestimmen; 

5.  die  Schäden ,  welche  durch  einen  Zusammenstoss  mit  zweifelhafter 
Verschuldung  den  Schiffen  zu^efttgt  worden  sind,  welche  an  einander 
gefahren  sind  oder  sich  verwickelt  haben. 

In  allen  den  vorhergehenden  Fällen  muss  die  Havarie  durch  Beitrag 
der  Interessenten  bezahlt  werden. 

1128-  In  dem  Falle  einer  vollständigen  oder  tbeilweisen  Versicherung 
des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  müssen  die  Versicherer  die  besondere 
Havarie  in  Gemässheit  der  in  dem  Titel:  „Von  den  Seeversicherungen", 
festgesetzten  Vorschriften  bezahlen. 

§  5.     Vom  Zusammenstoss,  ^) 

1129.  Der  durch  einen  zufälligen  Zusammenstoss  verursachte  Schaden 
ist  ohne  Erstattungsanspruch  von  demjenigen  Schiffe  zu  tragen,  welches 
denselben  erlitten  hat,  unbeschadet  einer  etwaigen  Versicherung. 

1130.  Wenn  der  Zusammenstoss  durch  Dolus,  Nachlässigkeit  oder 
Unwissenheit  des  Eapitains  oder  der  Mannschaft  eines  der  zusammenstossendeti 
Schiffe  verursacht  worden  ist,  so  muss  der  Schaden  von  dem  Schuldigen 
ersetzt  werden. 

Wenn  er  in  Folge  einer  Handlung  beider  Eapitaine  oder  beider  Schiffs- 
mannschaften 'eingetreten  ist,  hat  jedes  Schiff  den  Schaden,  welchen  es 
erlitten  hat,  zu  tragen.^ 

1131.  In  den  Fällen  eines  verschuldeten  Zusammenstosses  haftet  der 
Kapitain  dem  Rheder  für  die  Havarien  des  Schiffes  und  der  Ladung,  un- 
beschadet seines  Anspruches  gegen  die  Offiziere  und  die  Mannschaft,  sofern 
der  Zusammenstoss  aenselben  zur  Last  gelegt  werden  kann. 

1132.  Wenn  der  Zusammenstoss  eintritt,  während  das  Schiff  von 
einem  Hafenlootsen  geführt  wird,  kann  der  zur  Bezahlung  der  Havarie  ver- 
urtheilte  Kapitain  von  diesem  die  entsprechende  Entschädigung  reklamiren. ') 

1133.  Im  Falle  eines  Zweifels  über  die  Ursache  des  Zusammenstosses, 
müssen  die  Schiffe,  welche  zusammengefahren  sind,  den  Schaden  zur  Hälfte 
unter  sich  theilen. 

UM.  Der  Zusammenstoss  wird  als  zuföUig  vermuthet,  er  wird  jedoch 
von  Seiten  des  Kapitains  desjenigen  Schiffes  für  verschuldet  angesehen, 
welches  sich  in  einem  der  folgenden  Fälle  befindet: 

1.  wenn  das  Schiff,  unter  Ausserachtlassung  der  Hafenverordnungen 
und  -Gebräuche,  schlecht  verankert  ist.  oder  wenn  seine  Anker 
nicht  mit  den  erforderlichen  Bojen  versenen  sind; 

2.  wenn  das  Schiff  zur  Nachtzeit  die  Anker  lichtet,  ohne  sich  vorher 
klar  gemacht  zu  haben,  oder  wenn  es  mit  vollen  Segeln  in  un- 
mittelbarer Nähe  eines  anderen  vorbeißlhrt,  welches  verankert  ist 
oder  beiliegt; 

3.  wenn  das  Schiff  bei  der  Einfeihrt   in   einen  Hafen   versacht,   ein 


^)  Vergl.  Reglement  vom  16.  April  und  22.  August  1863:  „Zur  Verhütung  von 
Zusammenstossen^ 

Gfr.  Note  2  EU  Art  229  des  Belgischen  Gesetzes  vom  21.  Angnst  1879,  S.  889L 
CfT.  Note  1  zu  Art  228  des  Belgischen  Gesetzes  vom  21.  August  1879,  S.  882» 


? 
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anderes,  welches  vor  ihm  f&hrt,  za  überholen,  oder  wenn  es  bei 
der  Ausfahrt  einem  in  den  Hafen  einfiethrenden  Schiffe  nicht  fräe 
Darchfahrt  lässt; 

4.  wenn  es  mit  günstigem  Winde  in  einer  solchen  Richtung  Ükrij  dass 
es  an  einem  Kreuzungspunkte  einem  anderen  begegnen  kann,  und 
nicht  die  nöthigen  Vorsichtsmassregeln  trifft,  um  den  Znsammen- 
stoss  zu  vermeiaen; 

5.  wenn  das  Schiff  bei  der  Nacht  keine  angezündete  Laterne  hat,  an 
welchem  Orte  es  sich  auch  befinden  möge. 

1135*  Wenn  das  Schiff  nach  dem  Zusammenstoss  auf  der  Fahrt 
nach  einem  Anlandungshafen  Behufs  Ausbesserung  seiner  Havarien  onter- 
geht,  wird  vermuthet,  dass  der  Verlust  durch  diesen  UnÜEdl  herb^gefiihrt 
worden  ist. 

§  6.     Von  der  gezwungenen  Anlandung. 

1186.  Gezwungene  Anlandung  heisst  das  nothwendige  Einlaufen  eines 
Schiffes  in  einen  anderen  Hafen  oder  einen  anderen  Ort,  welcher  von  dem 
för  die  verabredete  Reise  festgesetzten  verschieden  ist. 

1137.  Die  gezwungene  Anlandung  ist  gesetzmässig  oder  ungesetz- 
m&ssig. 

Gesetzmässig  ist  diejenige,  welche  durch  einen  unvermeidlichen  Zufall 
veranlasst  worden  ist,  und  ungesetzmässig  diejenige,  welche  eine  Folge  des 
Dolus,  der  Nachlässigkeit  oder  ünkenntniss  <les  Kapitains  ist 

1138.  Gerechte  Gründe  zu  einer  Anlandung  sind: 

1.  der  Mangel  an  Lebensmitteln; 

2.  die  begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern; 

3.  irgend  ein  Ereigniss  bei  der  Mannschaft  oder  auf  dem  Schiffe,  welches 
dieselben  zur  Fortsetzung  der  Reise  unfähig  macht. 

1189.  Die  Triftigkeit  des  Grundes  macht  die  Anlandung  in  den 
folgenden  Fällen  nicht  zu  einer  rechtmässigen: 

1.  wenn  der  Mangel  an  Lebensmitteln  davon  herrührt,  dass  dieselben 
in  Folge  ihrer  schlechten  Aufbewahrung  oder  der  Vemachlfissigong 
bei  ihrer  Bewachung  und  Erhaltung  verdorben  oder  verloren 
gegangen  sind,  oder  dass  die  nach  dem  Schiff&hrtsgebraache  und 
den  XJmständen  der  Fahrt  erforderliche  Verproviantirung  nieht  er- 
folgt ist; 

2.  wenn  die  Ge&hr  vor  Feinden  oder  Seeräubern  nicht  offenbar  und 
auf  positiven  und  nachweisbaren  Thatsachen  begründet  ist; 

3.  wenn  die  Pest  oder  andere  Krankheiten  der  Mannsohafk  von  der 
schlechten  Beschaffenheit  der  Lebensmittel  herrühren,  welche  den 
Proviant  des  Schiffes  bilden; 

4.  wenn  die  Untüchtigkeit  des  Schiffes  davon  herrührt,  dass  dasselbe 
nicht  in  geeigneter  Weise  für  die  Reise  ausgebessert,  ausgerastet 
und  bemannt  worden  ist,  dass  der  Kapitain  irgend  eine  nnaberleeie 
Massnahme  getroffen  hat,  oder  dass  er  die  zur  Vermeidung  des 
Unfalles  erforderliche  nicht  getroffen  hat. 

1140'  Der  Beschluss  über  die  gezwungene  Anlandung  muss  von  der 
Versammlung  der  Schiffsoffiziere  gefasst  werden,  und  es  ist  das  zur  Aus- 
führung zu  bringen,  was  die  Mehrheit  der  Stimmenden,  welche  nach  den 
Bestimmungen  des  Art.  1097  berechnet  wird,  beschliesst. 

Die  anwesenden  Verlader  oder  Superkargos  müssen  zu  der  Versunm* 
Jung  zu  dem  in  dem  vorher  citirten  Artikel  angegebenen  Zwecke  hinzu- 
gezogen werden. 
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Das  Protokoll  mass  in  der  im  Art.  1099  vorgeschriebenen  Form  ab- 
gefassti  unterzeichnet  und  vorgelegt  werden  und  die  Proteste  sind  wortlich 
in  dasselbe  aufzunehmen. 

1141.  Die  Kosten  einer  rechtmässigen  Anlandung  in  Folge  einer 
Thatsacbe,  welche  gemeinschaftliche  Havarie  begröndet,  sind  zu  Lasten  des 
Schiffes  und  der  Ladung;  wenn  jedoch  die  Anlandung  durch  eine  Thatsache 
veranlasst  worden  ist,  welche  besoudere  Havarie  begründet,  so  sind  die 
Kosten  ausschliesslich   für  Rechnung  des  Schiffes. 

Die  Kosten  einer  nngeselzmässigen  Anlandnng  sind  zu  Lasten  des 
Rheders,  unbeschadet  seines  Rechtes,  die  geschuldete  Entschädigung  von  dem* 
jenigen  zu  reklamiren,  welcher  dieselbe  verursacht  hat. 

1142.  Der  Rheder  und  der  Kapitain  haften  den  Verladern  nicht  für 
die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  denselben  die  geset/mässige  Anlandung 
verursacht. 

Wenn  jedoch  die  Anlandung  ungesetzmässig  gewesen  ist,  sind  beide 
solidarisch  verpflichtet,    die  Verlader  schadlos  zu  halten. 

1143.  Der  Kapitain  kann  die  Waaren  nur  in  folgenden  Fällen  in  dem 
Hafen  der  gezwungnen  Anlandung  ausladen: 

1 .  wenn  die  Verlader  es  verlangen,  um  eine  Beschädigung  der  Waaren 
zu  verhüten; 

2.  wenn  die  Ausladung  zur  Vornahme  der  Ausbesserung  des  Schiffes 
durchaus  erforderlich  ist; 

3.  wenn  erkannt  wird,  dass  die  Ladung  Havarie  erlitten  hat. 

In  den  beiden  letzten  Fällen  muss  der  Kapitain  die  erforderliche  Ge* 
nehmigung  des  Handelsgerichts  nachsuchen  und,  wenn  der  Anlandungshafen 
ein  ausländischer  ist,  des  Chilenischen  Konsuls  oder,  in  Ermangelung  eines 
solchen,  der  Ortsbehörde. 

Die  Kosten  der  Löschung  und  Wiederverladung  gehen  für  Rechnung 
der  Verlader. 

1144.  Wenn  bemerkt  wird,  dass  die  Ladung  Havarie  erlitten  hat, 
muss  der  Kapitain  den  in  No.  17  des  Art.  905  vorgeschriebenen  Protest 
Vor  der  zuständigen  Behörde  erheben  und  die  Anweisungen  befolgen,  welche 
ihm  der  anwesende  Verlader  oder  sein  Konsignatar  über  die  bavarirten 
Waaren  ertheilt.    • 

1145.  Wenn  der  Eigenthümer  der  bavarirten  Waaren  oder  der  Ver- 
treter desselben  sich  nicht  voi^ndet,  muss  der  Kapitain  von  dem  Handels- 

fericht,  dem  Konsularagenten  oder  der  Ortsbehörde  in  den  betreffenden 
allen  die  Ernennung  von  Sachverständigen  erbitten,  damit  dieselben  nach 
vorhergegangener  Prüfung  der  havarirten  Waaren  über  die  Art  und  Aus- 
dehnung der  Havarie,  über  die  Mittel,  dieselbe  auszubessern  oder  ihre  Ver- 
breitung zu  verhüten,  sowie  darüber  ihr  Gutachten  abgeben,  ob  die  Wieder- 
einschiffung und  Beförderung  der  Waaren  nach  dem  Konsignationshafen 
tingemessen  ist  oder  nicht. 

Auf  Grund  des  Berichtes  der  Sachverständigen  hat  die  über  den  Fall 
erkennende  Behörde  die  Ausbesserung  und  Wiederverschiffung  der  Waaren 
anzuordnen  oder  zu  bestimmen,  dass  dieselben  deponirt  werden,  je  nach  dem 
sie  es  für  die  Interessen  des  Eigentfaümers  am  vortheilhaftesten  hält,  und 
der  Kapitain  muss  unter  seiner  Yerantwoitlichkeit  den  Beschluss  derselben 
zur  Ausführung  bringen. 

1146.  Wenn  die  Ausbesserung  und  Wiederverschiffung  angeordnet 
wird,  muss  der  Kapitain  nach  einander  zur  Deckung  der  durch  diese  Mass- 
nahmen erforderten  Kosten  die  im  Folgenden  angegebenen  Hülfsmittel  an- 
wenden: 

'        1.  aus  der  Schiffskasse  den  erforderlichen  Betrag  entnehmen,  unter  der 
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Bedin^aog  der  Rückerstattung   und   der  Yergütang   der   laafendeft 
Zinsen ; 

2.  ein  Bodmereidarlehn  auf  die  Waaren  selbst  aufnehmen,  nach  vorher- 
gegangener Einholung  der  in  No.  8  des  Art.  898  vorgeschriebenen 
Ermächtigung; 

3.  bei  der  zuständigen  Behörde  den  Verkauf  der  havarirten  Waaren  in 
öffentlicher  Versteigerung  beantragen,  und  zwar  bis  zu  einem  Be- 
trage, welcher  zur  Deckung  der  Kosten  durchaus  erforderlich  ist 

Der  Kapitain  oder  eventuell  der  Geber  hat  vor  allen  Gläubigem  ein 
Vorrecht  bezüglich  der  Rückerstattung  des  Kapitals  und  der  Zinsen  des 
Darlehns  aus  dem  Erlös  der  havarirten   Waaren. 

1147.  Wenn  die  Niederlegung  angeordnet  wird,  muss  der  Kapitain 
dem  Verlader  oder  seinem  Konsignatar  davon  Mittheilung  machen,  wnit 
derselbe  das  ihm  am  besten  Erscheinende  beschliesst. 

Wenn  jedoch  der  schlechte  Zustand  der  Waaren  eine  drohende  Gefedir 
des  Verlustes  oder  eine  Vermehrung  der  Deterioration  befürchten  läsat,  moss 
der  Kapitain  verlangen,  dass  sofort  zu  dem  Verkauf  derselben  in  öffentlicher 
Versteigerung  geschritten  werde;  er  muss  mit  dem  Erlöse  hieraus  die  ver- 
ursachten Kosten  und  die  Frachten,  welche  das  Schiff  im  Verhältniss  des 
zurückgelegten  Wef^  verdient  hat,  bezahlen  und  den  Rest  an  die  Ordre 
des  Interessenten  hmterlegen,  indem  er  demselben  sofort  die  entsprechende 
MittheiluDg  zu  machen  hat. 

1148.  Der  Kapitain  ist  verpflichtet,  unter  der  Verantwortlichkeit  für 
die  Schäden  und  Nachtheile  die  Reise  fortzusetzen,  sobald  die  Ursache  der 
gezwungenen  Anlandung  aufhört. 

Wenn  die  letztere  jedoch  durch  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeraabem 
begründet  worden  war,  kann  der  Kapitain  ohne  vorhergep^genen  Beschluss 
der  Versammlung  der  Offiziere  in  der  im  Art  1097  bestimmten  Form  nicht 
wieder  in  See  gehen. 

1148.  Dem  Kapitain  kommt  die  Bewachung  der  ausgeladenen  Waaren 
zu,  bis  dieselben  abgeliefert,  wieder  eingeschifft,  hinterlegt  oder  verkauft 
worden  sind,  und  er  ist,  ausgenommen  bei  den  Zufällen  und  bei  höherer 
Gewalt,  für  die  Erhaltung  derselben  persönlich  verantwortlich. 

§  7.     Von  dem  Schiffbruche  und  der  Strandung. 

1150.  Wenn  der  Kapitain  die  Hoffnung  verliert,  das  Schiff  an  retten, 
und  die  Dringlichkeit  des  Falles  es  gestattet,  muss  er  die  Versammlong  der 
Offiziere  in  der  im  Art.  1097  vorgeschriebenen  Art  und  Weise  änbertif<» 
und  der  Beschlussfassung  derselben  unterbreiten,  ob  unter  den  obwaltenden 
Umständen  das  Schiff  verlassen  werden  muss  oder  nicht. 

Wenn  das  Verlassen  beschlossen  wird,  muss  der  Kapitain  die  ihm  in 
No.  8  und  9  des  Art.  905  auferlegten  Verpflichtungen  erfüllen  and,  wenn 
der  Schiffbruch  sich  vollzieht,  die  Schiffstrfimmer  und  die  Reste  d^  Lndung 
einsammeln. 

1151.  Wenn  das  Schiff,  welches  mit  einem  Convoi  oder  unter  Be* 
deckung  fahrt,  Schiffbruch  erleidet,  müssen  unter  die  CLbrigen  begleitenden 
Schiffe  im  Verhältniss  des  Raumes,  welchen  ein  jedes  derselben  veif&gbar 
hat,  die  Theiie  der  Ladung  und  die  Ausrüstungsgegenstände,  welche  geireltet 
worden  sind,  vertheilt  werden. 

Wenn  irgend  einer  dar  Kapitaine  ohne  gerechten  Grund  sich  wwerti 
den  ihm  zukommenden  Theil  der  Ladung  au&unehmen,  so  mass  der  &fir 
tain,  welcher  Schiffbruch  erlitten  hat,  vor  zwei  Seeoffizieren  gesen  den- 
selben wegen  der  Schäden  und  Nachtheile,  welche  die  Weigerung  desoelbeD 
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verursacht,   Protest   erheben   und   diesen   in   dem    ersten   Aniandungshafen 
innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  bestätigen  lassen. 

Eine  Abschrift  des  Protestes  muss  dem  Informationsprotokoll  beige- 
fugt werden,  von  welchem  No.  9  des  Art.  905  handelt. 

1152.  Der  Kapitain,  welcher  aus  einem  Schiffbrach  gerettete  Waaren 
aufnimmt,  ist  nicht  verpflichtet,  seinen  Kurs  zu  verandern,  um  dieselben 
nfuih  dem  Eonsignationshafen  zu  befördern;  er  muss  dieselben  jedoch  nach 
dem  Bestimmungshafen  seines  Schiffes  schaffen  und  an  die  Eigenthümer  oder 
Eonsignatare  abliefern. 

Wenn  die  einen  oder  die  anderen  nicht  vorhanden  sind,  muss  er  die 
Waaren  zur  Verfügung  des  Handelsgerichts  stellen,  damit  dieses  ihre  Hinter- 
legung für  Rechnung  der  Interessenten  anordne. 

1153.  Im  Falle  es  möglich  ist,  ohne  Veränderung  des  Kurses  und  bei 
Fortsetzung  derselben  Reise,  die  schiffbrüchigen  Waaren  in  ihrem  Bestim- 
mungshafen zu  löschen,  kann  der  Kapitain  zu  diesem  Zwecke  anlanden,  so- 
fern die  Verlader  oder  Superkargos  und  die  Passagiere  und  die  Schiffs- 
offiziere, in  der  im  Art.  1097  vorgeschriebenen  Form  um  Rath  gefragt,  darin 
einwilligen,  und  sofern  der  Hafen  keine  gef&hrliohe  Ein&hrt  bietet  und  keine 
begründete  Furcht  vor  Feinden  oder  Seeräubern  vorliegt. 

Für  die  Schäden  und  Nachtheile,  welche  die  ohne  die  Einwilligang 
aller  erwähnten  Personen  ausgeführte  Anlandung  verursacht,  haftet  der 
Kapitain. 

1154.  In  den  in  den  beiden  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehenen 
Fällen  haften  die  beforderten  Waaren  vorrechtlich  für  die  Bezahlung  der 
Fracht  und  die  Kosten  der  Anlandung,  der  Löschung  und  fiir  irgend  welche 
anderen,  welche  wegen  und  zum  Vortheile  derselben  gemacht  sind. 

Der  Eapitain  des  Schiffes,  welches  die  Beförderung  der  schiffbrüchigen 
Waaren  bewirkt,  geniesst  das  im  Schlussalinea  des  Art.  1146  festgestellte 
Vorrecht  bezüglich  der  von  ihm  vorgeschossenen  Beträge  und  der  laufenden 
Zinsen. 

Die  Fracht  muss,  in  Ermangelung  einer  Vereinbarung,  von  Sachver* 
ständigen  in  dem  Löschungshafen  regulirt  werden,  unter  Berücksichtigung^ 
der  zurückgelegten  Entfernung,  der  Verzögerung,  welche  das  Schiff  erutten 
hat,  der  überwimdenen  Schwierigkeiten  und  der  6e&hren>  welche  bei  dem 
Einsammeln  und  der  Anbordschaffung  der  Waaren  ausgestanden  sind. 

1155«  Der  Eapitain,  welcher,  ohne  in  dem  Momente  des  Schiffbruches 
zugegen  zu  sein,  schiffbrüchige  Waaren  findet,  ist  verpflichtet,  dieselben 
einzusammeln,  zu  befördern  und  dem  Eigenthümer  oder  dessen  Vertreter 
abzuliefern,  indem  er  die  Kosten  und  die  entsprechenden  Frachtbeträge 
einzieht. 

1156.  Sofern  der  schiffbrüchige  Ejapitain  oder  irgend  ein  Korrespondent 
der  Verlader  oder  Konsignatare  si<m  weigert,  die  zur  Zahlung  der  Frachten 
and  Kosten  erforderlichen  Beträge  vorzuschiessen,  muss  das  Handelsgericht 
in  öffentlicher  Versteigerung  den  Theil  der  geretteten  Waaren  verkaufen 
lassen,  welchen  es  zur  Deckung  dieser  Summe  für  hinreichend  erachtet. 

1157.  Keine  Privatperson  kann  unter  dem  Verwände,  dem  Schiffe  zu 
Hülfe  zu  kommen  und  dassdbe  vor  dem  Schiffbruch  oder  der  Strandung 
zu  retten,  sich  auf  dasselbe  begeben,  die  Rettung  des  gescheiterten  oder 
gestrandeten  unternehmen,  nodi  schiffbrüchige  Waaren,  welche  auf  dem 
Meere  treiben  oder  an  der  Küste  ausgeworfen  sind,  einsammeln,  ohne  aus- 
drückliche Zustimmung  des  anwesenden  Kapitains  oder  des  ihn  vertretenden 
Offiziers. 

1168.  Dieienigen,  welche  von  einem  Schiffbruch  oder  einer  Strand ung 
an  den  Küsten  der  Republik  oder  von  dem  Antreiben  von  Schiffstrümmem 
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oder  Laduogsresten  an  denselben  Eenntniss  erhalten  haben,  mässra  die  im 
Art.  635  des  Civilgesetzbuches  auferlegten  Verpflichtungen  erfüllen,  indem 
«ie  der  Klage  und  der  Strafe  unterworfen  bleiben,  welche  daselbst  festgesetzt 
ist,  sofern  sie  sich  die  gestrandeten  Gegenstände  aneignen. 

Im  Falle  der  Plünderung  muss  das  Benehmen  derjenigen,  welche  den 
Schiffbruch  oder  die  Strandung  nicht  angezeigt  haben,  von  der  zastandigen 
Behörde  geprüft  werden,  am  ihre  Mitschuld  an  diesem  Vergehen  fet- 
zustellen. 

1159.  Der  öffentliche  Beamte,  dem  ein  Schiffbruch  oder  eine  StrandoDg, 
weiche  in  seinem  Amtsbezirke  erfolgt  sind,  angezeigt  werden,  muss  sich 
unverzüglich  an  den  Ort  des  UnfiäUes  begeben  und  alle  Massnahmen  treffen, 
welche  zur  Rettung  der  Seeleute,  des  Schiffes,  seiner  Papiere,  Bücher  ond 
Ladung,  sowie  zur  Erhaltung  der  etwa  geretteten  Gegenstände  geeignet  sind. 

Nach  Erledigung  dieser  Massnahmen  muss  er  dem  nächstliegenden 
Handelsgericht  Bericht  erstatten,  damit  dieses  die  in  den  Art.  636,  637, 
638  und  689  des  Civilgesetzbucnes  enthaltenen  Bestimmungen  erfülle. 

1160.  Ausser  dem  im  Art.  1156  vorgesehenen  Falle  müssen  die  ge- 
retteten Gegenstände  nach  vorhergegangener  Verfügung  in  öffentlicher  Ve]> 
Steigerung  verkauft  werden,  wenn  es  nicht  möglich  ist,  dieselben  aufzube- 
wahren, weil  sie  havarirt  oder  der  Gefahr  ausgesetzt  sind,  durch  ihre  eigene 
fehlerhaite  Beschaffenheit  verloren  zu  gehen  loder  sich  zu  verschlechtem. 

Der  Erlös  des  Verkaufes  muss  gerichtich  für  Rechnung  des  Inter- 
essenten hinterlegt  werden. 

1161.  Der  Rheder  und  die  Verlader  können  von  dem  Elapitain  oder 
dem  Steuermann  die  betreffende  Entschädigung  in  Gemässheit  des  Art  108 
reklamiren,  sofern  der  Schiffbruch  oder  die  Strandung  durch  Dolos,  Culpa 
oder  Unkenntniss  eines  derselben  herbeigeführt  worden  ist* 

Wenn  der  Schifibruch  oder  die  Strandung  davon  herrührt,  dass  das 
Schiff  nicht  in  der  gehörigen  Weise  für  die  Heise  ausgebessert  ond  aas- 
gerüstet worden  war,  so  haftet  der  Rheder  ausschliesslich  den  Verladern 
rar  die  der  Ladung  verursachten  Nachtheile,  unbeschadet  seines  Ansipruches 
gegen  diejenigen,  welche  die  in  No.  3  des  Art.  899  angeordnete  Prüfung 
ausgeführt  haben. 

1162.  Die  aus  dem  Schiffbruch  oder  der  Strandung  geretteten  Gegen- 
stände oder  der  liquide  Erlös  ihres  Verkaufes  haften  vorrechtlich  für  die 
zu  ihrer  Rettung  gemachten  Ausgaben  und  die  für  die  hierbei  geleisteten 
Dienste  geschuldeten  Löhnungen,  und  die  Eigenthümer  müssen  den  Betrag 
beider  vor  der  Ablieferung  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  sie  zur  Zufriedenheit 
der  Interessenten  Bürgschaft  leisten. 

1163.  Fälle  der  Rettung  sind: 

1.  wenn  das  Schiff  oder  seine  Ladung  wieder  auf  das  hohe  Meer  ge- 
bracht oder  nach  einem  guten  Hafen  geführt  worden  ist,  ond  wenn 
einige  zu  dem  Schiffe  oder  der  Ladung  gehörige  Gegenstände  von 
dem  Meeresgrunde  heraufoeschafft  worden  sind; 

2.  wenn  das  Schiff  oder  Waaren,  welche  ohne  Führung  angetroffen 
werden,  auf  hoher  See  oder  an  der  Küste  gerettet  worden  sind ; 

3.  wenn  die  Ladung  des  an  der  Küste  gestrandeten  oder  gegen  die 
Riffe  geschleuderten  Schiffes  gerettet  wird,  nachdem  es  sidi  in  einer 
solchen  Gefahr  befunden  hat,  dass  es  für  die  Mannschaft  and  die 
Waaren  keine  Sicherheit  mehr  bietet; 

4.  wenn  die  Ladung  aus  einem  zerstörten  Schiffe  herausgenommen 
wird; 

5.  wenn  das  von  der  Mannschaft  verlassene  Schiff  von  P^^ouen, 
welche  zu   seiner  Rettung   entschlossen   sind,   besetzt  und  mit  der 
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Einzen  Ladung   oder   einem  Tbeil  derselben   nach   einem   sicheren 
afen  gefährt  worden  ist; 

1164.  Bei  der  Abschätzung  des  Bergangslohnes  müssen  berücksichtigt 
werden:  die  Schnelligkeit  des  Dienstes,  die  darauf  verwendete  Zeit,  die  zu 
einer  wirksamen  Hülfeleistang  erforderliche  Anzahl  von  Personen,  die  Art 
des  Dienstes,  die  bei  der  Leistung  desselben  ausgestandene  Gefahr  und  die- 
jenige, welcher  die  geretteten  Gegenstande  ausgesetzt  waren,  die  Ehrlichkeit, 
mit  welcher  letztere  abgeliefert  worden  sind,  und  der  durch  Sachverständige 
bestimmte  Werth  derselben. 

1165.  Die  Löhne  werden  durch  die  Behörde  festgesetzt,  welche  der 
Rettung  vorsteht,  und,  im  Falle  des  Streites,  durch  das  Handelsgericht 

1166.  Der  erste,  welcher  einen  Schiffbruch  oder  eine  Strandung  an- 
zeigt, hat  Anspruch  auf  eine  Meldeprämie,  welche  von  dem  Beamten,  der 
der  Kettung  beiwohnt,  unter  Berücksichtigung  der  Umstände  des  Falles  zu 
bestimmen  ist. 

Wenn  ein  und  dieselbe  Person  gleichzeitig  der  Entdecker  und  Better 
ist,  kann  die  Gratifikation  für  die  Rettung,  welche  die  Art.  636  und  638 
des  Givilgesetzbuches  gewähren,  bis  auf  den  dritten  Theil  des  Werthes  der 
geretteten  Gegenstände  ausgedehnt  werden,  nach  vorherigem  Abzüge  des  Be» 
träges  des  Lohnes  für  Hülfeleistung  und  Bergung. 

1167.  Die  Personen,  welche  das  Schiff  mit  der  Absicht,  dasselbe  zu 
retten,  besetzen,  müssen  es  zur  Verfugung  des  Eapitains  oder  der  Offiziere 
auf  die  erste  an  sie  gerichtete  Aufforderung  hin  stellen,  bei  Strafe  des  Ver- 
lustes ihres  Lohnes  und  der  Verantwortlichkeit  für  die  Schäden  und  Nach- 
theile 

Die  Cebergabe  des  Schiffes  lässt  die  für  die  Rettung  schon  erworbenen 
Ansprüche  unberührt. 


TITEL  VL 
Von  dem  Darlehn  auf  Bodmerei  oder  Seerisiko. 

§  1.     Definitionen. 

1168.  Das  Bodmereidarlehn  ist  ein  einseitiger,  bedingter,  lästiger  und 
aleatorischer  Realkontrakt,  durch  welchen  Jemana  einen  Geldbetrag,  der  mit 
Gegenständen  garantirt  wird,  die  den  für  seine  Rechnung  übernommenen 
Seegefahren  ausgesetzt  sind,  einem  anderen  übergiebt,  welcher  denselben 
unter  folgenden  Bedingungen  in  Empfang  nimmt: 

dass  er,  wenn  die  verpföndeten  Gegenstände  ihren  Bestimmungsort 

f lücklich  erreichen,    den  dargeliehenen  Betrag  mit  der  terabredeten 
'rämie  zurückerstatten  muss; 
dass  er,  wenn  dieselben  zum  Theil  verloren  gehen  oder  schlechter 
werden,    die   Rückerstattung    bis    zu    dem    Betrage    des    Werthes, 
welchen  sie  noch  haben,  vornehmen  muss; 

dass  er,    wenn    alle   in  Folge   eines  Seeunfalles  untergehen,    von 

jeder  Verantwortlichkeit  befreit  ist. 

Derjenige,    welcher    den   Betrag    übergiebt,    heisst    Darleiber    oder 

Geber,  derjenige,  welcher  denselben  empfangt,  Darlehnsempfänger  oder 

Nehmer    und   die    vereinbarte   Prämie    Seewechsel,     Seegewinn    oder 

Seezins. 
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§  2.     Von  der  Form    nnd  der  Eintragung  des  Darlehns   und  von 
der  Cession  der  Policen. 

1168.  Das  BodmereidarlehD  kann  entweder  ftLr  die  ganze  Reise  oder 
nur  für  die  Hinreise  oder  nur  für  die  Rückreise  erfolgen.  Es  kann  eb^ 
felis  für  eine  begrenzte  Zeit  kontrahirt  werden,  sei  es  mit  Angabe  der  Reise 
oder  far  alle  Reisen,  welche  das  SchifP  in  der  festgesetzten  Zeit  nntemimmt 

Im  Falle  des  Zweifels  über  die  vereinbarte  Reise  ist  anzanehmen,  dass 
das  Darlebn  für  die  Hin-  und  Rückreise  gegeben  worden  ist. 

1170.  Die  Bodmereiverträge  müssen  in  öffentlicher,  amtlicher  oder 
privater  Urkunde  abgeschlossen  werden. 

Die  amtlichen  oder  privaten  Policen  beweisen  vor  Gericht,  wenn  sie  in 
der  Form  beglaubigt  und  anerkannt  worden  sind,  welche  in  den  ersten 
Alineas  der  Art.  9ä)  und  981  angegeben  ist. 

Die  mündlich  abgeschlossenen  Bodmereidarlehne  sind  vor  Gericht  un- 
wirksam, und  es  wird  bezuglich  derselben  kein  Beweis  zugelassen,  es  sei 
denn,  dass  das  dargeliehene  Kapital  200  Pesos  nicht  erreicht. 

1171.  Die  Urkunde  eines  Bodmereidarlehns  muss  enthalten: 

1.  die  Vor-    und  Zunamen    und  die  Domicile   des  Darleihers    und  des 
Empfängers; 

2.  das  dargeliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Prämie; 

3.  die  für  die  Bezahlung  des  Darlehns  haftenden  Gegenstände; 

4.  die  Reise  und  die  Seegefahren,  welche  der  Geber  übernimmt; 

5.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Kapitains; 

6.  den  Zeitpunkt  der  Rückerstattung; 

7.  die  Klasse,  den  Namen  und  die  Matrikel  des  Schiffes; 

8.  den  Ort  und  das  Datum  des  Vertragsabschlusses. 

1172.  Wenn  in  der  Urkunde  oder  Police  die  in  der  No.  1,  2,  3  und  4 
des  vorhergehenden  Artikels  geforderten  Angaben  fortgelassen  worden  sini 
so  wird  das  Darlehn,  auf  welches  sie  sich  bezieht,  als  ein  Landdarlehn  be- 
trachtet,' und  der  Geber  hat  nur  Anspruch  auf  die  Rückerstattung  des 
Kapitals  und  die  Zahlung  der  laufenden  rlatzzinsen  ohne  Vorrecht 

1173.  In  das  Handelsregister  müssen  im  Auszuge  alle  Bodmerei- 
darlehne  innerhalb  8  Tagen  nach  ihrem  Datum  eingetragen  werden,  falls  sie 
in  der  Republik  abgeschlossen  worden  sind;  wenn  sie  jedoch  im  Anslaode 
erfolgt  sind,  muss  die  Eintragung  innerhalb  der  angegebenen  Frist  in  der 
Kanzlei  des  Chilenischen  Konsulats  stattfinden. 

Wenn  die  Eintragung  unterlassen  worden  ist,  erzeugen  die  Urkundes 
and  Policen  der  Bodmereiverträge  alle  ihre  Wirkungen  unter  den  Parteiai. 
welche  dieselben  unterzeichnet  haben ;  der  Geber  geniesst  jedoch  nicht  em 
Vorrecht  zum  Nachtheil  eines  Dritten. 

Die  an  einem  ausländischen  Platze  abgeschlossenen  Bodmereidarlehoe. 
wo  kein  Chilenischer  Konsul  vorhanden  ist,  unterliegen  nicht  der  Eintra^g- 
und  sie  haben  alle  die  gesetzlichen  Wirkungen,  auch  g^^n  Dritte,  veno 
sie  in  dem  Falle  und  mit  den  Förmlichkeiten  abgeschlossen  worden  äni 
welche  die  No.  8  des  Art.  898  vorschreibt. 

1174  Die  vor  dem  Beginn  der  Reise  abgeschlossenen  Bodmerei- 
darlehne  müssen  auf  den  Konnossementen  der  Ladung  vermerkt  werden 
unter  Angabe  desjenigen,  dem  der  Kapitain  von  seiner  glücklichen  Ankosfi 
im  Löschungshafen  Mittheilung  machen  muss. 

Wenn  der  erwähnte  Vermerk  und  diese  Angabe  fortgelassen  word« 
sind,  hat  der  Konsignatar,  welcher  Wechsel  für  Rechnung  der  Ladoof 
acceptirt  hat,  vor  dem  Inhaber  der  Darlehnspolice  den  Vorzug. 
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Wenn  der  Kapitain  nicht  weiss,  wem  er  die  glückliche  Ankunft  des 
Schiffes  mittheilen  soll,  kann  er  die  beforderten  Waaren  aasladen  and  ab' 
liefern,  ohne  irgend  eine  Verantwortlichkeit  dem  Inhaber  der  Darlehnspolice 
l^egenüber  za  übernehmen. 

1175.  Die  Policen  der  Bodmereidarlehne  können  in  derselben  Form 
viie  die  Konnossemente  aasgefertigt  und  cedirt  werden. 

Die  Cession  übertragt  dem  Cessionar  alle  Rechte  und  Verpflichtungen 
des  Gedenten  und  erzeugt  ein  Elagerecht  zu  Gunsten  desselben,  im  Falle  der 
Insolvenz  des  Nehmers  das  dargeliehene  Kapital,  die  laufenden  Landzinsen 
und  die  Kosten  von  dem  letzteren  einzufordern. 

Diese  Klage  erstreckt  sich  nicht  auf  den  Seegewinn,  es  sei  denn,  dass 
die  Parteien  ausdrücklich  das  Gegentbeil  vereinbaren. 

1176.  Wenn  das  Bodmereidarlehn  eine  feste  Frist  hat,  so  muss  der 
Cessionar  die  Zahlung  an  dem  Verfalltage  fordern  und,  falls  er  sie  nicht 
erhält,  den  entsprechenden  Protest  am  folgenden  Tage  erheben,  bei  Strafe 
der  Hinfälligkeit  der  Klage. 

Wenn  die  Frist  unbestimmt  ist,  muss  der  Cessionar  die  Rückerstattung 
an  demselben  Tage  verlangen,  an  welchem  er  von  dem  Ereigniss  Kenntniss 
erhält,  von  dem  die  Exigibilität  des  Vertrages  abhängt;  und,  wenn  er  nicht 
Bezahlung  erhält,  muss  er  an  dem  folgenden  Tage  den  betreffenden  Protest 
erheben. 

1177.  Die  Interpretation  der  anklaren  oder  zweifelhaften  Vertrags- 
l3edingungen  erfolgt  zu  Gunsten,  des  Nehmers. 

<§  3.    Von  den  Personen,  welche  ßlhig  sind,  Bodmereidarlehne  zu 

geben  oder  zu  nehmen. 

1178.  Es  können  alle  diejenigen  Bodmereidarlehne  geben,  welche  die 
freie  Verwaltung  ihres  Vermögens  haben. 

1179.  Es  sind  fähig,  ein  Bodmereidarlehn  zu  nehmen,  der  Eigen- 
thümer  des  Schiffes,  der  Rheder  und  die  Verlader. 

Der  Eigenthümer,  welcher  nicht  Rheder  ist,  kann  nur  ein  Bodmerei- 
darlehn auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  kontrahiren,  und,  wenn  viele 
Eigenthümer  vorhanaen  sind,  ist  der  Beschluss  der  Majorität  erforderlich. 

Der  einfache  Rheder  kann  nur  auf  die  Ausrüstung,  die  Lebensmittel 
und  die  übrigen  ihm  gehörenden  Gegenstände  Bodmereidarlehne  aufnehmen. 

1180.  Der  Eapitain  kann  in  keinem  Falle  ein  Bodmereidarlehn  an 
dem  Orte  kontrahiren,  an  welchem  der  Rheder  oder  sein  Konsignatar  wohnt, 
es  sei  denn,  dass  einer  derselben  bei  der  Abfassung  der  Urkunde  oder 
Police  intervenirt  oder  ihn  speciell  schriftlich  ermächtigt,  das  Darlehn 
aufzunehmen. 

1181*  Wenn  das  Schiff  an  einem  anderen  Orte  ausgerüstet  worden  ist, 
als  demjenigen  des  Wohnortes  des  Rheders  oder  EoQsignatars,  kann  der 
Kapitain,  welcher  nicht  mit  Geldmitteln  versehen  ist,  zur  Ausrüstung  und 
Instandsetzung  des  Schiffes  zur  Schifffahrt  Geld  auf  Bodmerei  entnehmen. 

1182.  Während  der  Fahrt  kann  der  Eapitain  ein  Darlehn  nur  in  dem 
Falle  und  mit  den  Förmlichkeiten  aufnehmen,  welche  in  der  No.  8  des 
Art  898  vorgesehen  sind. 

Wenn  der  Eapitain  gegen  die  Bestimmungen  der  citirten  Nummer 
verstösst,  ist  er  dem  gutgläubigen  Geber  für  die  Erfüllung  des  Vertrages 
persönlich  verantwortlich. 

Wenn  der  Rheder  den  Geber  bezahlt,  kann  er  von  dem  Eapitain  die 
Rückerstattung    des   geliehenen  Betrages    und  die  Prämie   verlangen   nach 
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vorhergegangenem  Abzüge   der  bei  der  Aasbesserang  des  Schiffes  nützlich 
verwendeten  Ausgaben. 

Der  Geber  eines  von  dem  Kapitain  aasserhalb  des  in  No.  8  des  vorlier 
citirten  Artikels  vorgesehenen  Falles  und  ohne  die  darin  vorgeschriebeneo 
Förmlichkeiten  kontrahirten  Darlehns.kann  nicht  die  bevorrechtigte  Zahlaog 
zum  Nachtheil  dritter  Interessenten  beanspmchen. 

§  4.    Von  dem  Kapital  und  der  Prämie  und  den  fär  das  Darlehn 
haftenden  Gegenstanden. 

1183.  Das  Bodmereidarlehn  kann  nicht  nur  in  baarem  Gelde,  sondern 
auch  in  fungibeln,  auf  einen  bestimmten  Betrag  abgeschätzten  Gegeostanden 
bestehen,  vorausgesetzt,  dass  sie  sich  zam  Verbrauch  der  Mannschaft;  and 
zum  Schiffsdienste  eignen  und  Gegenstand  einer  erlaubten  Spekalation  s^ 
können. 

1184.  Der  Seegewiim  ist  keiner  Taxe  unterworfen,  und  die  Partäen 
können  denselben  frei  bestimmen,  indem  sie  einen  festen  Betrag  fOr  die 
Reise  oder  eine  gewisse  Summe  monatlich  oder  für  die  Hin-  oder  Rückreise 
festsetzen,  und  darin  übereinkommen,  dass  die  Prämie  vermehrt  oder  ver^ 
mindert  wird,  je  nach  der  Vermehrung  oder  Verminderung  der  GreMren 
oder  der  Dauer  der  Reise. 

In  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Vereinbarung  berechtigt  das 
nachträgliche  Eintreten  einer  Vermehrung  oder  Verminderung  der  Ge&kren 
und  die  Verlängerung  oder  Abkürzung  der  Reise  nicht,  den  Seegewinn  zo 
erhöhen  oder  zu  vermindern. 

1185.  Es  können  für  das  Bodmereidarlehn  alle  verkäuflichen,  den 
Seegefahren  ausgesetzten  Gegenstände  verpfändet  werden. 

Demgemäss  kann  das  Bodmereidarlehn  nur,  zusammen  oder  getrenst, 
auf  folgende  Gegenstände  kontrahirt  werden : 

1.  den  Rumpf  und  Eiel  des  Schiffes; 

2.  das  Takelwerk  desselben; 

3.  die  Ausrüstung  und  die  Lebensmittel; 

4.  die  verladenen  Waaren. 

1186*  Wenn  das  Bodmereidarlehn  auf  den  Rumpf  and  Kiel  des 
Schiffes  gegeben  worden  ist,  haften  für  die  Bezahlung  des  Kapitals  und  der 
Seeprämie  vorrechtlich  das  Takelwerk  und  die  Ausrüstung  dieses  Schiffes 
und  im  Allgemeinen  alle  Accessorien  desselben. 

Wenn  es  auf  die  Ladung  ohne  andere  Bezeichnung  kontrahirt  worden 
ist,  haften  in  der  angegebenen  Form  alle  Waaren,  welche  dieselbe  bilden, 
sofern  der  geliehene  Betrag  dem  vertragsmässigen  oder  abgeschätzten  Werth 
derselben  gleichkommt;  in  dem  entgegengesetzten  Falle  jedoch  erstreckt  sich 
das  Vorrecht  gemäss  der  Taxe  auf  den  untrennbaren  Theil,  welcher  durch 
das  Verhältniss  der  geliehenen  Summe  zu  dem  vollen  Werthe  der  Ladang 
bestimmt  worden  ist. 

Wenn  das  Darlehn  auf  einen  bestimmten  Gegenstand  des  Schiffes  oder 
der  Ladung  gegeben  wird,  so  erstreckt  sich  das  Vorrecht  nur  auf  diesen 
Gegenstana,  und  zwar  in  dem  Verhältniss,  welches  das  vorhergehende  Alinea 
angiebt. 

1187.  Es  ist,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  jede  Vereinbarung  verboten, 
welche  direkt  oder  indirekt  bezweckt,  den  Geber  vor  dem  Verlast  des  da^ 
geliehenen  Kapitals  und  seiner  Prämie  zu  schützen. 

1188.  Es  darfein  Bodmereidarlehn  nur  bis  zu  dem  Betrage  entnommeo 
werden,  welcher  dem  Werthe  entspricht,  den  die  für  die  Zahlung  hafieoden 
Gegenstande  in  dem  Hafen  haben,  in  welchem  die  Risikos  zu  laufen  anfangeB. 
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118B*  Jedes  Bodmereidarlehn,  welches  die  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  bezeichnete  Grenze  überschreitet,  kann  auf  Antrag  des  Gibers  f&r 
nichtig  erklärt  werden,  wenn  derselbe  beweist,  dass  ein  Betrag  von  Seiten 
des  Nehmers  vorgelegen  hat;  und  in  diesem  Falle  mass  der  letztere  das 
Kapital  mit  der  vereinbarten  Prämie  zurückerstatten,  auch  wenn  der  Dar- 
leiher kein  Risiko  gehabt  hat 

Wenn  Betmg  nicht  vorliegt,  so  hat  das  Darlehn  bis  zur  Höbe  des 
Werthes  Gültigkeit,  welchen,  nach  dem  Gutachten  Sachverständiger,  die  für 
die  Zahlung  haftenden  Gegenstände  zur  Zeit  des  Vertrages  gehabt  haben^ 
und  der  überschüssige  Betrag  muss  dem  Geber  mit  den  lautenden  Platzzinsen 
erstattet  werden,  auch  wenn  die  fQr  das  Darlehn  haftenden  Gegenstände 
untergmtngen  sind. 

Die  Vorschriften  der  beiden  vorhergehenden  Alineas  sind  auch  auf  den 
Fall  anwendbar,  in  welchem  der  Nehmer  auf  die  Ladung  nicht  den  ganzen 
zu  diesem  Zweck  entliehenen  Betrag  verwendet  oder  nicht  alle  als  Darlehn 
empfangenen  Waaren  verladen  hat 

1190.  Ein  Bodmereidarlehn  kann  nicht  auf  folgende  Gegenstände  ge- 
nommen werden: 

das  Leben  der  Passagiere  und  der  Leute  der  SchifFsmannschaft; 
die  Heuer  des  Schiffs  Volkes; 
die  nicht  verdienten  Frachtgelder; 
die  erhofften  Gewinne; 

die  Gegenstände,  welche  zur  Zeit  des  Vertrages  den  Seegefidiren 
bereits  ausgesetzt  sind; 

die   versicherten   oder  fiir  die  Zahlung  eines  früheren  Bodmerei- 
darlehns    haftenden    Gegenstände,    ausgenommen    in    dem    Theile, 
welcher  noch  nicht  geschützt  oder  belastet  ist; 
die  Waaren,  deren  Handel  verboten  ist. 
1191*     Das  Bodmereidarlehn  auf  die  noch  nicht  verdiente  Fracht  oder 
die  erhofften  Gewinne  gewährt  dem  Geber  nur  den  Anspruch  auf  die  Rück- 
erstattung des  Kapitals  ohne  irgend  welche  Zinsen. 

llw.  Das  Vorrecht  des  Gebers  erstreckt  sich  entsprechend  auf  die 
von  dem  Verlader  schon  realisirten  Gewinne  und  auf  die  von  dem  Rheder 
verdienten  Frachtgelder,  auch  in  dem  Falle,  dass  er  dieselben  im  Voraus 
erhalten  hat 

Dieses  Vorrecht  kann  jedoch  nicht  bezüglich  der  Frachtbeträge  geltend 
gemacht  werden,  welche  unter  der  Bedingung  vereinbart  worden  sind,  dass 
sie  in  jedem  Falle  von  dem  Darlehnsempfllnger  erworben  werden  sollen. 

1193.  Wenn  in  der  Urkunde  oder  Poüce  eines  Bodmereidarlehns  auf 
die  Ladung  die  Befugniss,  Skala  zu  machen,  gewährt  wird,  haften  nicht 
Bur  die  in  dem  Abfahrtshafen  eingeschifften  Waaren,  sondern  auch  die  von 
dem  Nehmer  während  der  Reise  verladenen. 

Wenn  das  Bodmereidarlehn  für  die  ganze  Reise  kontrahirt  worden  ist,, 
so  wird  angenommen,  dass  die  in  das  in  der  Vertragspolice  bezeichnete 
Schiff  verladenen  Rückwaaren  für  das  Darlehn  haften. 

§  5.     Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Darlehnsnehmers 

und  des  -Gebers. 

1194.  Das  Bodmereidarlehn  kann  verbürgt  werden,  und  der  Bürge 
liaftet  solidarisch  mit  dem  Nehmer,  es  sei  denn,  dass  die  Parteien  etwas 
c&nderes  vereinbart  haben. 

1195.  Der  Bodmereigeber  übernimmt  für  seine  Rechnung  alle  Zufälle 
und  Ereignisse  höherer  Gewalt,  welche  unter  der  Bezeichnung  „Seeunglück^ 
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bekannt  sind  and  den  YoUständigen  Verlast  der  haftenden  Ge^nstände  in 
der  verabredeten  Zeit  und  an  den  festgesetzten  Orten  verursachen  können. 
Die  Gefahren  können  vertragsmässig  erweitert  werden;  der  Bodmerei- 
geber kann  dieselben  jedoch  nur  innerhalb  der  im  Alinea  2  des  Art.  1200 
gestatteten  Grenzen  beschranken. 

1196.  Wenn  der  Anfang  und  das  Ende  der  Ge&hren  in  der  Vertrag- 

Solice  nicht  festgesetzt  worden  sind,  so  b^innen  dieselben  f&r  Rechnung 
es  Gebers  bezüglich  des  SehifiFes,  des  Takelwerks,  der  Ausrfistang  und 
der  Lebensmittel  von  dem  Momente  an  zu  laufen,  in  welchem  das  Schiff 
unter  Segel  geht,  bis  es  in  seinem  Bestimmungshafen  verankert  wor- 
den ist 

Bezüglich  der  Waaren  beginnen  die  Risikos,  sobald  dieselben  in  die 
Schaluppen  oder  andere  kleinere  Schiffe  an  dem  Hafendamm  oder  dem 
Ufer  des  Expeditionshafens  verladen  worden  sind,  und  endigen  in  dem 
Moment,  in  welchem  sie  in  dem  Bestimmungshafen  an  das  Land  ^e&etzt 
worden  sind. 

Diese  Vorschrift  ist  nicht  auf  den  Fall  anwendbar,  es  sei  denn,  dass 
eine  entgegenstehende  Vereinbarung  vorliegt,  in  welchem  das  Laden  oder 
Loschen  stattfindet,  indem  ein  Fluss  hinauf-  oder  hinabgeiiahren  werden 
musste. 

1197.  Der  Bestimmungshafen  ist  derjenige,  nach  welchem  das  Schiff 
gerichtet  ist,  wenn  der  Geber  für  seine  Kedinung  nur  die  Ge&hren  der 
Hinreise  oder  der  Rückreise  übernimmt,  und  derjenige  der  Expedition,  wenn 
dieselben  zu  seinen  Lasten  cumulativ  für  die  Hinreise,  während  des  Aut- 
enthaltes und  für  die  Rückreise  des  Schiffes  laufen. 

1198.  Für  die  Risikos  des  Schwindens,  der  Deterioration  oder  des 
Verlustes  der  für  das  Bodmereidarlehn  haftenden  Gegenstande  ist  der  Geber 
nicht  verantwortlich,  wenn  diese  Ereignisse  aus  irgend  einer  der  folgenden 
Ursachen  hervorgegangen  sind: 

1.  eigener  fehlerhafter  Beschaffenheit  der  verpflichteten  Sache; 

2.  Dolus  oder  Culpa  des  Eapitains  oder  der  Mannschaft; 

3.  freiwilliger  Veränderung  der  Route  oder  der  Reise  nach  Begino 
der  letzteren; 

4.  dem  Wechsel  des  in  dem  Vertrage  bezeichneten  Schiffes,  es  ^ 
denn,  dass  nach  dem  Beginn  der  Risikos  ein  Zufall  oder  ein  Er- 
eigniss  höherer  Gewalt  eintritt,  welche  die  Ueberfiührung  der  Ladung 
durchaus  erforderlich  machen; 

5.  Dolu»  oder  Culpa  des  Nehmers; 

6.  der  Verwendung  des  Schiffes  zu  einem  verbotenen  Handel. 

In  allen  erwähnten  Fällen  hat  der  Geber  Anspruch  auf  die  Rück- 
erstattung des  geliehenen  Kapitals  und  die  vereinbarte  Prämie,  es  sei  deaa, 
dass  die  Parteien  das  Gegentheil  vereinbart  haben. 

1199.  Der  Bodmereigeber  kann  für  seine  Rechnung  die  ans  irgeoä 
einer  der  in  den  vier  ersten  Nummern  des  vorhergehenden  Artikels  er- 
wähnten Ursachen  hervorgehenden  Verluste  übernehmen. 

Es  ist  ihm  jedoch  verboten,  sich  für  diejenigen  haftbar  zu  macheo. 
welche  durch  die  in  den  beiden  letzten  Nummern  desselben  Artikels  er 
wähnten  Ursachen  herbeigeführt  worden  sind. 

1200.  Der  Bodmereigeber  muss  in  dem  Verhältniss  seines  Antbeiles 
zur  Bezahlung  der  gemeinschaftlichen  und  besonderen  Havarien  beitragen, 
welche  die  für  das  Darlehn  haftenden  Gegenstände  erleiden. 

Er  kann  sich  von  der  Verpflichtung,  die  gemeinschaftlichen  Havariea 
zu  tragen,  vertragsmässig  nicht  befreien;  es  ist  ihm  jedoch  gestattet,  sich 
von  dem  Beitrage  zur  Bezahlung  der  besonderen  Havarien  zu  entbinden. 
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Der  Betrag  der  Havarien  ist  auf  das  dargeliehene  Kapital  erst  von 
den)  Tage  anzurechnen,  an  igi^elchem  der  Geber  sich  mit  der  Bezahlung 
derselben  in  Verzag  versetzt. 

ISOl.  Der  Geber  hat  Anspruch  auf  die  Zahlung  des  Seezinses  von 
dem  Momente  an,  in  welchem  die  Risikos  zu  laufen  beginnen,  auch  wenn 
dieselben  vor  der  vereinbarten  Zeit  aufhören  oder  eine  Unterbrechung  der 
Reise  eintritt,  sofern  nur  ein  Seeunfall  den  Verlust  der  verpfändeten  Gegen- 
stände nicht  verursacht  hat. 

1202.  Die  Zahlung  des  Kapitals  und  der  Prämie  des  Bodmereidar- 
lehns  auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  muss,  in  Ermangelung  einer 
Vereinbarung,  an  dem  Orte  erfolgen,  an  welchem  sich  dasselbe  zur  Zeit  des 
Aufbörens  der  Risikos  befindet,  auch  wenn  dieser  Ort  nicht  der  Endpunkt 
der  Reise  ist. 

Wenn  das  Darlehn  auf  die  Ladung  gegeben  worden  ist,  muss  die 
Zahlung  in  dem  Hafen  erfolgen,  für  welchen  dieselbe  bestimmt  worden  ist. 

1203.  Wenn  in  der  rolice  der  Zeitpunkt  der  Rückerstattung  nicht 
angegeben  ist,  kann  der  Geber  das  Kapital  und  die  Prämie  verlangen,  falls 
das  Darlehn  die  Ladung  betrifft,  sobald  die  Risikos  aufgehört  haben,  für 
seine  Rechnung  zu  laufen;  im  Falle  des  Verzuges  muss  der  Nehmer  die 
Platzzinsen  von  dem  geliehenen  Kapital  bezahlen. 

Wenn  da^  Darlehn  auf  das  Schiff  kontrahirt  worden  ist,  kann  der 
Bodmereigeber  die  Zahlung  erst  einen  Monat  nach  dem  Aufhören  der 
Risikos  verlangen;  während  dieser  Frist  jedoch  muss  der  Nehmer  die  laufen- 
den Landzinsen  von  dem   geliehenen  Betrage  entrichten. 

Der  Darlehnsempfänger  muss  ebenialls  dem  Geber  die  erwähnten  Zinsen 
von  dem  Betrage  entrichten,  auf  welchen  sich  der  Seegewinn  belauft,  und 
zwar  von  dem  Datum  der  gerichtlichen  Klage  an. 

1204.  Die  auf  das  Schiff  f&r  seine  letzte  Reise  gegebenen  Bodmerei- 
beträge  m&ssen  mit  Vorrecht  vor  den  fiir  die  früheren  geliehenen  zurück- 
erstattet werden,  auch  wenn  die  letzteren  in  den  Händen  des  Nehmers  ver- 
mittelst einer  Verlängerung  oder  Erneuerung  gelassen  worden  sind. 

Die  während  der  Reise  kontrahirten  Bodmereidarlehne  haben  den  Vorzug 
vor  denjenigen,  welche  vor  der  Abfahrt  des  Schiffes  aufgenommen  sind; 
und  wenn  mehrere  zu  verschiedenen  Zeitpunkten  derselben  Reise  kontrahirte 
Darlehne  konkurriren,  haben  dieselben  untereinander  nach  der  umgekehrten 
Reihenfolge  ihrer  betreffenden  Daten  den  Vorzug. 

Die  an  demselben  Orte  und  zur  Deckung  derselben  Bedürfhisse  kon- 
trahirten Darlehne  müssen  ohne  Rücksicht  auf  ihr  Datum  pro  rata  bezahlt 
werden. 

1205.  Die  auf  die  Ladung  kontrahirten  Bodmereidarlehne  haben  unter- 
einander keinen  Vorzug  und  müssen  nach  Verhältniss  bezahlt  werden,  welches 
auch  der  Zeitpunkt  ihres  Abschlusses  gewesen  sein  mag,  und  selbst  wenn 
die  während  der  Reise  angenommenen  die  Vermehrung  der  Ladung  zum 
Zweck  gehabt  haben. 

1206.  Wenn  ein  vor  der  Reise  aufgenommenes  Bodmereidarlehn  und 
eine  Versicherung  auf  das  Schiff  oder  die  Ladung  konkurrirt,  muss  der 
Erlös  der  aus  einem  grösseren  Unfall  geretteten  Gegenstände,  nach  Abzug 
der  Bergungskosten  und  der  Heuer  des  Kapitains  und  der  Mannschaft,  nach 
Verhältniss  zwischen  dem  Darleiher  für  sein  Kapital  und  dem  Versicherer 
für  den  versicherten  Betrag  getheilt  werden,  sofern  der  letztere  zur  Zeit  des 
Abschlusses  der  Versicherung  mit  dem  freien  Werthe  der  verpfändeten 
Gegenstände  gedeckt  war. 

In  dem  entgegengesetzten  Falle  erhält  der  Versicherer  nur  den  Theil, 
welcher   zu   dem  Reste   des  Werthes   der    versicherten    Sache    verhältniss» 
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massig    ist,    und    zwar   nach    vorhergegangenem    Abzage    des    erwftlmteD 
Betrages. 

1207.  Wenn  zwei  Bodmereidarlehne  kontrahirt  werden,  das  eine  auf  den 
Rampf  und  Kiel  und  das  andere  auf  einen  oder  mehrere  aoeesfioriscke 
Gegenstande  des  Schiffes,  so  haben  beide  Darleiher  Ansnruch  auf  die  Fracht 
der  geretteten  Waaren  im  Yerh&itniss  zu  dem  Wertbe  aes  Schiffes  and  der 
accessorischen  Gegenstände. 

1206-  Die  Ansprüche  des  Gebers  erlöschen  durch  den  ▼ollstfttidigen 
Verlust  der  für  das  codmereidarlehn  haftenden  Gregenst&nde,  wenn  dieser 
an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit,  welche  für  die  Risikos  vereinbart  worden 
waren,  eintaritt  und  von  denjenigen  herrührt,  welche  derselbe  vertragsmässig 
für  seine  Rechnung  übernommen  hat  oder  auf  Grund  gesetzlicher  Bestim- 
mungen hat  übernehmen  müssen. 

Unter  dem  vereinbarten  Ort  wird  das  Schiff,  die  Reise  und  die  Route, 
welche  in  der  Police  angegeben  sind,  verstanden. 

1208.  In  dem  ersten  Falle  des  zweiten  Alineas  des  Art  1186  lässt 
der  theilweise  Verlust  die  Ansprüche  des  Gebers  bis  zu  dem  Betrage  er- 
löschen, welcher  dem  Erlös  der  geretteten  Waaren  entspricht,  und  zwar  nach 
dem  im  Art.  1206  angegebenen,  vorhergegangenen  Abzuee. 

In  dem  zweiten  Fall  des  citirten  Alineas  erlöschen  die  Ansprüche  des 
Gebers  ebenfidls  bis  zu  der  Summe,  welche  ihm  mit  dem  Nehmer  gemein- 
schaftlich auf  den  Erlös  der  geretteten  G^enstände  zukommt,  indem  der 
erstere  nur  sein  Kapital  und  der  zweite  den  Betrag  repräsentirt,  welcher  den 
Werth  der  verpfändeten  Gegenstände  kompletirt. 

1210*  Das  Bodmereiaarlehn  hat  keine  Wirkung^  wenn  die  Gegen- 
stände, auf  welche  es  sich  bezieht,  keinem  Risiko  ausgesetzt  werden,  sei  e$ 
in  Folge  einer  Handlung  des  Darlehnsempf&ngers  oder  durch  Zu&Il  oder 
höhere  Gewalt. 

In  dem  ersteren  Falle  kann  der  Darleiher  die  Rückzahlung  des  Kapitals 
mit  den  laufenden  LandzinseU;  von  dem  Tage  derUebergabe  an,  verlangen. 

In  dem  zweiten  Falle  kann  er  die  Rückerstattung  des  Kapitals  mit 
den  laufenden  Zinsen  des  Platzes  von  dem  Momente  an  fordern,  in  welchem 
der  Nehmer  in  Vwzug  geräth. 

Die  Rückerstattung  des  Kapitals  und  der  Zinsen  muss  mit  dem  ent- 
sprechenden Vorzugsrechte  erfolgen. 

1211-  Wenn  der  Nehmer  während  der  Fahrt  einen  Theil  der  f&r  das 
Darlehn  haftenden  Waaren  löscht,  weil  er  sich  ausdrücklich  die  Befogniss, 
dies  zu  thun,  vorbehalten  hat,  kann  der  Geber  diese  Waaren  nicht  in  An- 
spruch nehmen,  fEÜls  nach  ihrer  Ausladung  irgend  ein  grösserer  Unfall  ein- 
tritt; jedoch  ist  er  berechtigt,  von  dem  Nefamer  die  im  Art.  1214  angegebene 
Beweisführung  zu  verlangen. 

Wenn  die  zurückgebliebenen  Waaren  einen  geringeren  Werth  haben, 
als  die  dargeliehene  Summe,  kann  der  Geber  die  verhältnissmässige  Auf- 
hebung des  Darlehnsvertrages  verlangen. 

1212.  Wenn  die  für  das  Darlehn  haftenden  Sachen  ganz  oder  theil* 
weise  gerettet  werden,  so  muss  der  Nehmer  dem  Geber  das  Kapital  mit  der 
festgesetzten  Prämie  in  der  Form,  an  dem  Orte  und  zu  der  Zeit  bezahlen, 
welche  in  den  Art.  1168,  1202  und  1203  bestimmt  sind. 

1213.  Wenn  das  Schiff  oder  die  Ladung,  welche  f&r  das  Bodmerei- 
darlehn  haften,  einen  grösseren  Seeun&ll  erleiden,  so  ist  der  Nehmer  ver- 
pflichtet, unter  der  Verantwortlichkeit  für  die  Schäden  und  Nachtheile  dies 
dem  Geber  mitzutheilen,  sobald  das  Ereigniss  zu  seiner  Kenntniss  ge- 
langt ist. 

Er    muss   ausserdem   alle   Massnahmen   auf  Kosten   der   verpfändeten 
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OogeDst&nde  treffen,  welche  aar  Beitong  des  Sohifies  AhreD,  sofern  et  sich 
an  einem  Orte  in  aer  TSÜke  des  Unfalkss  befindet;  und  wenn  er  dies  nicht 
tbat^  haftet  er  lür  alle  Schäden  und  Naohtheile,  welche  seine  Nachlässigkeit 
dem  Darleiher  vcrupsacht. 

1214.  Der  Beweis  des  Verlustes  der  verpfikideten  Gegenstände  liegt 
dem  Nehmer  ob,  und,  wenn  das  Darlehn  auf  die  Ladung  kontrahirt  worden 
ist,  muss  er  ebenüeJls  beweisen ,  dass  zur  Zeit  des  Unfalles  auf  dem^  Schiffe 
für  seine  Rechnung  Waaren  Ton  einem,  der  geliehenen  Summe  gleichkom- 
menden Werthe  vorhanden  gewesen  sind ,  und  dass  diesdben  den  Gefahren 
ausgesetzt  waren. 

Der  Geber  ist  nicht  verpflichtet,  nachzuweisen,  dass  der  geliehene  Betrag 
von  dem  Nehmer  nützlich  verwendet  worden  ist. 

1215*  Der  Dritte,  welcher  bei  einem  grosseren  Seeunfiille  Schulden 
bezahlt,  welche  vor  den  aus  einem  Bodmereidarlehn  herrührenden  den  Vorzug 
haben,  wird  von  Rechtswegen  an  die  Stelle  des  befriedigten  Gl&ubigers 
j^esetzt. 


TITEL  VII. 
Von  der  Seeversicherung. 

§  1.     Von  der  inneren  Form  der  Versicherung. 

1216.  Die  Bestimmungen,  welche  die  Art.  514 — 560  inclusive  ent- 
halten, sind  auf  die  Seeversicherungen  anwendbar,  vorbehaltlich  der  in  dem 
gegenwärtigen  Titel  ausgenommenen  Fälle. 

1217.  GegenstancT der  Seeversicherung  sind: 

1.  der  Rumpf  und  Eiel  des  Schiffes,  ausgerüstet  oder  nicht  ausgerüstet, 
mit  Ladung  oder  ohne  dieselbe,  mag  dasselbe  im  Hafen  seiner 
Matrikel  oaer  in  demjenigen  seiner  Ausrüstung  vor  Anker  liegen, 
mag  dasselbe  allein,  unter  einem  Convoi  oder  einer  Bedeckung 
fahren; 

2.  das  Takelwerk  des  Schiffes; 

3.  die  Ausrüstung; 

4.  die  Lebensmittel; 

5.  die  Versicherungskosten; 

6.  die  auf  Bodmerei  gegebenen  Beträge; 

7.  das  Leben  und  die  Freiheit  der  Scheute  und  Passagiere; 

8.  die  verladenen  Waaren  und  im  Allgemeinen  alle  in  Geld  abschätz- 
baren Gegenstände,  welche  den  Risikos  des  Verlustes  oder  der 
Deterioration  durch  Zufälle  bei  der  Schiff&hrt  ausgesetzt  sind. 

1218.  Ausser   den   im   Alinea  2   des   Art.  522  angegebenen  Gegen- 
ständen können  nicht  versichert  werden: 

1.  das  Gehalt  des  Eapitains  und  der  Mannschaft; 

2.  die  für  die  an  Bord  befindliche  Ladung  noch  nicht  erworbene 
Fracht; 

3.  die  auf  Bodmerei  entnommenen  Beträge; 

4.  die  Prämien  der  Seedarlehne; 

5.  die  Gegenstände,  welche  Unterthanen  einer  feindlichen  Nation  ge- 
hören; 

6.  das  Schiff,  welches  gewohnheitsmässig  zu  dem  Schmugffelhandel 
verwendet  wird,  sowie  der  Schaden,  welcher  dasselbe  nierdurch 
trifft. 
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1219.  Die  generelle  Versicherang  des  Schiffes  oder  der  Taiilnng  er* 
streckt  sich  uar  aaf  den  in  der  Police  ausdrücklich  bezeichneten  Gregen* 
stand,  auch  wenn  beide  Sachen  dem  Rheder  selbst  gehören. 

Die  Yersichemng  auf  den  Rumpf  und  Kiel  des  Schiffes  nmfasst  das 
Takelwerk,  die  Ausrüstung,  die  Lebensmittel  und  alle  Accessorien  desselben 
vorbehaltlich  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung. 

Die  Versicherung  der  Ladung  ohne  andere  Bezeichnung  umfiisst  alle 
eingeschifften  Waaren  mit  Ausnahme  des  in  Münzen  geprägten  Goldes  oder 
Silbers,  der  Barren  dieser  Metalle,  der  Eriegsmnnitionen,  der  Diamanten, 
der  Perlen  und  der  übrigen  kostbaren  Gegenstände. 

Die  in  dem  vorhergehenden  Alinea  ansgenommenen  Gegenstände  müssen 
nothwendigerweise  in  der  Police  specificirt  werden. 

Wenn  die  Versicherung  für  die  ganze  Reise  abgeschlossen  worden  ist, 
umfasst  sie  gleichfalls  die  in  dem  Bestimmungshafen  und  in  den  Skala* 
häfen  auf  der  Rückfahrt  verladenen  Waaren. 

1220.  Das  Schiff  kann  für  den  vollen  Werth  des  Rumpfes  und  Kieles, 
des  Takelwerks,  der  Ausrüstung  und  der  Lebensmittel  nach  vorherigem 
Abzug  der  auf  Bodmerei  entnommenen  Beträge  versichert  werden. 

Die  Ladung  kann  ebenfalls,  nachdem  der  erwähnte  Abzug  vorher  ge- 
macht worden  ist,  fiir  den  vollen  Werth  versichert  werden,  den  die  Waaren 
im  Expeditionshafen  zur  Zeit  ihrer  Verladung  haben,  einschliesslich  der  bis 
zu  ihrer  Anbordschaffung  verursachten  Kosten  und  der  Versicherungsprämie. 

1221.  Die  Versicherung  kann  sich  im  Ganzen  oder  getrennt  auf  alle 
oder  einen  Theil  der  in  dem  Art.  1217  erwähnten  Gegenstände  beziehen  und 
abgeschlossen  werden: 

zu  Kriegs-  oder  Friedenszeiten ; 

vor  Beginn  der  Reise  oder  während  des  Verlaufes  derselben ; 

für  die  Hinreise  und  die  Rückreise  oder  nur  für  eine  derselben; 

für  die  ganze  Dauer  der  Reise  oder  für  eine  bestimmte  Zeit; 

gegen  aue  Seegefahren  oder  nur  gegen  einige  derselben; 

auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten. 
1222*  Durch  die  Thatsache  der  Unterzeichnung  der  Police  ist  zu  ver* 
muthen,  dass  die  Interessenten  die  in  derselben  enthaltene  Abschätzung  der 
versicherten  Sache  als  richtig  anerkannt  haben;  es  kann  jedoch  sowohl  der 
Versicherte,  als  auch  der  Versicherer  gegen  dieselbe  auf  Grund  des  ihnen 
im  Art.  534  gewährten  Rechtes  Reklamationen  erheben. 

Weder  der  Versicherte,  noch  der  Versicherer  können  dieses  Recht  aod- 
üben,  nachdem  sie  von  der  glücklichen  Ankunft  oder  von  dem  Verlust  oder 
der  Deterioration  der  versicherten  Gegenstände  Kenntniss  erhalten  haben. 

1223.  In  dem  Falle  des  Art.  533  muss  der  Werth  der  versicherten 
Waaren  durch  Sachverständige  festgesetzt  werden,  indem  als  Grundlage  der 
Preis  anzunehmen  ist,  der  denselben  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des 
Alinea  2  des  Art.  1220  zuertheilt  werden  muss. 

1224.  Wenn  in  der  Police  der  Werth  der  versicherten  Sachen  nicht 
bestimmt  worden  ist  und  die  letzteren  aus  Rück  waaren  bestehen,  weiche 
aus  einem  Lande  herrühren,  in  dem  nur  Tauschhandel  betrieben  wird,  so 
muss  die  Abschätzung  nach  dem  Preise  erfolgen,  welchen  die  eingetmaschten 
Waaren  in  ihrem  Ladungshafen  gehabt  haben,  einschliesslich  aller  späteren 
Kosten. 

1225.  Die  in  ausländischer  Münze  erfolgte  Abschätzung  muss  aof  die 
Münze  der  Republik  nach  dem  Wechselcourse  an  dem  Tage,  an  welchem 
die  Police  unterzeichnet  worden  ist,  reducirt  werden. 

1226.  Bei  der  Seeversicherung  laufen  die  versicherten  Gegenstande 
die  Gefahren  von  Sturm,  Schiffbruch,  Strandung  mit  oder  ohne  Bruch,  zo- 
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fälligem  ZasamineDstoss,  gezwungenem  Wechsel  der  Route,  der  Reise  oder 
des  ScbifiPes,  Seewurf,  Feuer,  Aufbringung,  Plünderung,  Ejriegserklärung, 
Beschlagnahme  auf  Befehl  des  Präsidenten  der  Republik,  Detinirung  auf 
Befehl  einer  fremden  Macht,  Repressalien  und  im  Allgemeinen  aller  Zu- 
fälligkeiten, welche  auf  dem  Meere  vorkommen,  Torbehaltlich  der  in  der 
Police  wörtlich  ausgenommenen. 

1227.  Wenn  in  der  Police  der  Anfang  und  das  Ende  der  Gefahren 
nicht  festgesetzt  worden  ist,  so  ist  anzunehmen,  dass  dieselben  für  die 
Versicherer  zu  den  im  Art.  1196  bestimmten  Zeitpunkten  anfangen  und 
endigen. 

Bei  der  Versicherung  von  Bodmereidarlehnen  beginnen  und  endigen 
die  Risikos  für  die  Versicherer  in  dem  Momente,  in  welchem  sie  für  den 
Geber  anfangen  und  aufhören,  gemäss  dem  Gesetze  oder  der  den  Versicherern 
mitgetheilten  Vereinbarung. 

12^.  Wenn  die  Reise  widerrufen  oder  geändert  wird,  bevor  die  ver- 
sicherten Gegenstände  angefangen  haben,  das  Risiko  zu  laufen,  wird  die 
Versicherung  aufgehoben. 

1229.  Von  keinem  Werthe  ist  die  Versicherung,  welche  nach  dem 
Aufhören  der  Risikos  kontrahirt  worden  ist,  wenn  zur  Zeit  der  Unter- 
zeichnung der  Police  der  Versicherte  oder  sein  Mandatar  von  dem  Verlust 
der  versicherten  Gegenstände  oder  der  Versicherer  von  ihrer  glücklichen 
Ankunft  Kenntniss  gehabt  hat. 

Diese  Kenntniss  kann  durch  jedes  der  in  diesem  Gesetzbuch  zuge- 
lasseneu Beweismittel  nachgewiesen   werden. 

1230-  Die  Kenntniss  des  Versicherers  oder  des  Versicherten  wird 
von  Rechtswegen  vermuthet,  wenn  unter  Berechnung  von  8  Kilometern  auf 
die  Stunde  es  sich  ergiebt,  dass  von  dem  Orte  der  Ankunft  oder  des  Ver- 
lustes des  Schiffes  oder  von  demjenigen  Platze,  an  welchen  die  erste  Nach- 
riebt davon  gelangt  ist,  diese  an  dem  Orte  des  Vertrages  vor  der  ünter- 
zeicliDung  der  Police  eintreffen  konnte. 

Diese  Vermuthung  findet  nicht  statt,  wenn  die  Police  ausdrückt,  dass 
die  Versicherung  auf  gute  oder  schlechte  Nachrichten  abgeschlossen 
worden  ist. 

In  solchem  Falle  wird  die  Versicherung  als  gültig  erachtet,  es  sei 
denn ,  dass  vermittelst  irgend  eines  der  anderen  gesetzlichen  Mittel  klar 
bewiesen  wird,  dass  der  Versicherte  von  dem  Verlust  oder  der  Versicherer 
von  der  glücklichen  Ankunft  vor  der  Unterzeichnung  der  Police  Kenntniss 
gehabt  hat. 

Trotz  des  erwähnten  Vermerkes  kann  der  Versicherer  die  Nichtigkeit 
der  Versicherung  beantragen,  wenn  zur  Zeit  des  Abschlusses  derselben  der 
Versicherte  ihm  vorhergehende  Thatsachen  verheimlicht  hat,  welche  ihn  den 
Verlust  der  versicherten  Gegenstände  befürchten  liessen. 

1231.  Wenn  der  Betrug  Seitens  des  Versicherten  oder  des  Ver- 
sicherers in  der  im  Alinea  3  des  vorhergehenden  Artikels  angegebenen 
Weise  bewiesen  worden  ist,  muss  der  erstere  eine  doppelte  Prämie  und 
der  letztere  das  Doppelte  derselben  bezahlen,  ausserdem,  dass  er  die  bereits 
erhaltene  Piämie  zurückerstatten  muss. 

Der  Versicherte  oder  der  Versicherer  werden  überdies  strafrechtlich 
von  dem  öffentlichen  Ministerium  verfolgt  und  mit  den  Strafen  für  ver- 
snobten Betrug  belegt. 

1232.  ^iachdem  die  Nichtigkeit  der  von  vielen  Versicherern  abge- 
schlossenen Versicherung  erklärt  worden  ist,  ist  der  Versicherte  der  Ver- 
pflichtung enthoben,  die  Prämie  selbst  an  die  Versicherer  zu  zahlen,  welche 
an  dem  Betrüge  nicht  Theil  genommen  haben. 
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Jedoch  haften  in  diesem  Falle  die  beirtlgerischen  Versichenir  d«i  gat- 
däabigen  gegenüber  für  die  denselben  nach  dem  Vertrage  zakomaeodeB 
Prämien. 

1838.  Die  in  dem  Art.  1229  aufgestellte  Yor8chri£k  ist  aodi  auf  die 
Yersicherung  anwendbar,  welche  in  Kommission  kontrahirt  worden  ist,  aoeh 
wenn  der  Versicherte  von  dem  Verlust  der  versicherten  Sache  keine 
Kenntniss  hat 

Der  Kommissionär  hat  unter  dieser  Voraussetzung  dieselbe  Yenot- 
wortlichkeit,  als  wenn  er  die  Versicherung  fiir  seine  eigene  Rechnong  ab- 
geschlossen hätte. 

1234.  Auch  wenn  der  Kommissionär  den  Verlust  nicht  kennt,  ist  die 
Versicherung  nichtig,  falls  der  Kommittent  zur  Zeit  der  Ertheilung  des 
Auftrages  zum  Abschlüsse  der  Versicherung  von  demselben  Kenntniss  hatte; 
und  in  diesem  Falle  bleibt  der  Kommittent  den  im  Art.  1281  festgesetetea 
Verantwortlichkeiten  unterworfen. 

1235.  Wenn  der  Kommittent  und  Kommissionär  Kenntniss  Ton  dem 
Verlust  haben,  müssen  beide  die  in  dem  vorher  citirten  Artikel  fiestgesetzteo 
Strafen  vollständig  tragen. 

1236.  Die  Parteien  können  vereinbaren,  dass  die  Prämie  im  Falle 
eines  Krieges  erhöht  oder  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  vermindert 
werde. 

Wenn  die  Festsetzung  der  Quote  unterlassen  worden  ist,  wird  die 
letztere  durch  Sachverständige,  unter  Berücksichtigung  der  Vermehrasf 
oder  Verminderung  der  Risikos,  bestimmt. 

1237.  Die  freiwillige  Abkürzung  der  Reise  ohne  Veränderang  der 
Route  berechtigt  nicht  zu  einer  Herabsetzung  der  Prämie. 

§  2.     Von  der  äiisseren  Form  der  Versicherung. 

1238-  Ausser  den  im  Art.  516  geforderten  Angaben  muss  die  V^ 
sicherungspolice  eines  Schiffes  oder  seiner  Ladung  entiialten: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Kapitains; 

2.  den  Namen  des  Schiffes,  seine  Tra^higkeit,  Flagge,  Matrikel 
Ausrüstung  und  Mannschaft,  mag  sich  die  Versicherung  auf  das 
Schiff  selbst  oder  auf  die  seine  Ladung  bildenden  Waaren  beziehen. 

Li  dem  ersten  Falle  muss  der  Versicherte  die  Hokart.  aas  der 
das  Schiff  gebaut  ist,  angeben,  und  ob  es  mit  Kupfer{Matten  be- 
schlagen ist  oder  nicht,  oder  er  muss  erklären,  dass  er  diese  Um- 
stände nicht  kennt; 

3.  den  Ladungs*  und  Löschungsort  und  die  Skalahäfen; 

4.  den  Hafen,  aus  welchem  das  Schiff  abge&hren  ist  oder  abfikhren 
muss,  und  seinen  Bestimmungshafen; 

5.  den  Ort,  an  welchem  die  Risikos  für  Rechnung  des  Versicherers 
zu  laufen  anfangen,  mit  specieller  Angabe  deijeiigen,  wdche  too 
der  Versicherung  ausgeschlossen  sind; 

6.  die  -versicherte  Keise  mit  der  Angabe,  ob  die  Versicherung  fiur  die 
ganze  Reise  oder  nur  für  die  Hinreise  oder  Ruckreise  abf^eschlossea  ist: 

7.  den  Zeitpunkt,  den  Ort  und  die  Art  und  Weise,  in  welcher  die 
Bezahlung  des  Verlustes,  der  Schäden  und  der  Prämie  erfolgen 
muss; 

8.  das  Datum  und  die  Stunde  des  Vertrages,  auch  wenn  die  Reise 
noch  nicht  begonnen  worden  ist; 

9.  alle  übrigen  Vereinbarungen  und  Bedingungen ,  welche  die  hUt- 
essenten  festsetzen. 
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128B.  Die  Vemeherangspolice  fiber  Bodmereidariahne  mass  ver- 
merkeD: 

1.  den  Namen  des  Nehiners,  auch  wenn  derselbe  der  Kapitain  ist; 

2.  den  Namen  und  den  Besiimmongsort  des  Schiffes,  welches  die 
Reise  machen  soll,  and  denjenigen  des  Kapitains,  welcher  dasselbe 
befehligt; 

3.  die  Risikos,  welche  der  Versicherer  übernimmt,  und  diejenigen, 
welche  von  dem  Geber  aasgenommen  worden  sind; 

4.  ob  die  dargeliehenen  Betrage  zur  Ausbesserung  des  Schiffes  oder 
zu  anderen  nothwendigen  Ausgaben  an  dem  Löschungsorte  oder  in 
dem  Hafen  der  gezwungenen  Anlandung  verwendet  worden  sind. 

124(K  Die  Lebensyersicherungspolice  muss  in  Oem&ssheit  der  Vor- 
schrift des  Art.  573  abgefasst  werden. 

1841.  Ausser  den  in  den  No.  1,  2  und  4  des  Art.  1238  enthaltenen 
Angaben  muss  die  Versicherungspolice  über  die  Freiheit  der  See&hrer  aus- 
drücklich angeben: 

1.  den  Vor^  und  Zunamen,  das  Alter  und  die  Merkmale,  welche  die 
Identität  der  versicherten  Person  feststellen; 

2.  den  für  den  Loskauf  und  die  Kosten  der  Rückkehr  nach  der  Republik 
vereinbarten  Betrag; 

3.  den  Vor*  und  Zunamen  und  das  Domicil  der  mit  dem  Loskauf 
beauftragten  Person; 

4.  die  Frist,  innerhalb  welcher  der  Loskauf  stattfinden  soll,  und  «die 
Entschädigung,  welche  dem  Versicherten  gegeben  werden  muss,  fiftUs 
er  nicht  bewirkt  wird. 

1242.  Die  Chilenischen  Konsuln  können  die  Policen  über  Versiche- 
rungen, welche  an  den  Handelsplätzen  ihres  Amtsbezirkes  abgeschlossen 
weraen,  beglaubigen,  hlls  einer  der  Kontraheoten  Chilenischer  I3nter- 
than  ist. 

Die  von  einem  Chilenischen  Konsul  beglaubigten  Policen  haben  in  der 
Republik   dieselbe  Beweiskraft,    wie   die  durch  Vermittelang   eines  Mäklers 


1243.  Wenn  viele  Versicherer  derselben  Sache  vorhanden  sind,  müssen 
sie  die  Police  gleichzeitig  oder  hinter  einander  unterzeichnen,  indem  jeder 
einzdne  in  dem  letzteren  Falle  das  Datum  und  die  Stunde  vor  seiner  Unter- 
schrift vermerkt. 

1244.  Eine  einzelne  Police  kann  verschiedene  Versicherangen  auf  das* 
selbe  SchifiP  umfitssen. 

Sie  kann  eben&Us  diejenige  des  SohifiPes  und  seiner  Ladung  umfassen ; 
jedoch  müssen  in  diesem  Falle  die  auf  jeden  einzelnen  dieser  Gregenstände 
versicherten  Beträge  getrennt  ang^eben  werden,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit 
der  Versicherung. 

124B.  Die  in  dem  Art»  1170  enthaltenen  Bestimmungen  sind  auf  die 
Seeversicherungspolicen  anwendbar. 

1246«  Die  Versicherungspolicen  sind  in  derselben  Form  und  mit  den- 
selben Wirkungen,  wie  die  Konnossemente  und  die  Policen  der  Bodmerei - 
darlehne,  cessio. 

1247.  Wenn  der  Versicherte  die  Art  der  Waaren,  welche  er  erwartet, 
oder  das  Schiff,  welches  dieselben  bef5rdem  soll,  nicht  kennt,  kann  er  die 
Versicherung  in  dem  ersten  Falle  unter  dem  allgemeinen  Namen:  „Waaren'', 
und  in  dem  zweiten  mit  dem  Vermerk :  „auf  einem  oder  mehreren  Schiffen'', 
abschliessen,  sofern  er  in  der  Police  erkl&rt,  dass  er  den  betreffenden  Um- 
stand nicht  kennt,,  und  das  Datum  und  die  Unterschrift  der  erhaltenen  An- 
iveisungen  oder  Avisbriefe  angiebt. 
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Bei  eiDem  Seeunfalle  jedoch  muss  der  Versicherte  die  Abfidirt  des 
SchiiFes  oder  der  Schiffe  aas  dem  LaduDgshafen,  die  Yerschiffdng^  der  to^ 
loren  gegaogenen  Waaren  auf  denselbeo,  den  wirklichen  Werth  der  letzteren 
und  den  Verlust  des  Schiffes  nachweisen. 

1248.  Die  för  eine  bestimmte  Zeit  ab|^schlos8ene  Versicherung  er- 
lischt durch  den  einfachen  Ablauf  der  verembarten  Frist,  anch  wenn  bei 
dem  Ablauf  derselben  die  Risikos  noch  schweben. 

1249.  Der  unfreiwillige  Aufenthalt  des  Schifies  in  dem  Expeditions- 
hafen bewirkt  eine  Verlängerung  der  vereinbarten  Frist  für  die  ganze  Zeit^ 
welche  Jener  dauert. 

1250.  Die  Auslassung  der  Bestimmung  der  Stunde  in  der  Police 
gereicht  der  Partei  zum  Nachtheile,  welcher  die  Auslassung  Vortheil  bringt. 


§  3.     Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Versicherers. 

1251.  Der  Versicherer  ist  verpflichtet,  dem  Versicherten  die  Verluste 
und  Havarien  der  versicherten  Gegenstände,  welche  durch  Seeunfälle  vei^ 
ursacht  worden  sind,  und  die  Ausgaben,  welche  zur  Vermeidung  od^r  Ver- 
minderung derselben  aufgewendet  sind,  zu  ersetzen,  sofern  die  ersteren  mehr 
als  1  Prozent  des  Werthes  des  verloren  gegangenen  oder  havarirten  G^en- 
Standes  betragen. 

.  1252.  Wenn  in  der  Police  der  Zeitpunkt  der  Bezahlung  der  vei^ 
sicherten  Sachen,  der  Schäden  und  Ausgaben,  f&r  welche  die  Versicherer 
haften,  nicht  angegeben  ist,  so  müssen  die  letzteren  dieselbe  innerhalb 
10  Tagen  bewirken,  nachdem  ihnen  der  Versicherte  seine  ordnungsmässig 
belegte  Rechnung  vorgelegt  hat. 

1253.  Sofern  verschiedene  Personen  die  Ladung  nach  getrennt^i 
Posten  oder  Quoten  versichern,  ohne  die  Gegenstände  ausdrücklich  anza* 
geben,  welche  jede  Versicherung  umfiasst,  müssen  die  Versicherer  den  voll- 
ständigen oder  theilweisen  Verlust,  den  die  Ladung  erlitten  hat,  pro  rata 
bezahlen. 

1254.  Die  Veränderung  des  Kurses  oder  der  Reise,  welche  durch 
höhere  Gewalt  zur  Rettung  des  Schiffes  oder  seiner  Ladung  herbeigefohrt 
worden  ist,  lässt  die  Verantwortlichkeit  der  Versicherer  nicht  erlöschen. 

1255.  Der  in  Folge  der  Seeuntüchtigkeit  oder  durch  höhere  Gewalt 
nach  Beginn  der  Reise  veranlasste  Wechsel  des  Schiffes  befreit  die  Ver- 
sicherer nicht  von  der  VerantwortUchkeit,  welche  ihnen  der  Vertrag  auferiegt, 
auch  wenn  das  zweite  Schiff  eine  andere  Tragfähigkeit  und  Flagge  hat,  es 
sei  denn,  dass  die  letztere  eine  feindliche  ist. 

Wenn  jedoch  die  Seeuntfichtigkeit  eintritt,  bevor  das  Schiff  ans  dem 
Expeditionshafen  abgefahren  ist,  können  die  Versicherer  die  Versicherang 
fortsetzen  oder  von  derselben  Abstand  nehmen,  indem  sie  die  Havarien 
bezahlen,  welche  die  Ladung  erlitten  hat. 

1256.  Der  Vermerk:  „frei  von  Havarie",  befreit  den  Versicherer  von 
der  Bezahlung  jeder  gemeinschaftlichen  oder  besonderen  Havarie,  mit  Aus- 
nahme derjenigen,   welche  den  Abandon  der  versicherten   Sache  gestatten. 

1257.  Wenn  die  Ladung,  welche  mit  Bezeichnung  der  Schiffe  and 
Festsetzung  des  auf  einem  jeden  derselben  versicherten  Betrages  versichert 
worden  ist,  auf  eine  geringere  Anzahl  Schiffe,  als  die  in  der  Police  be- 
zeichnete, oder  nur  auf  einem  einzigen  verladen  worden  ist,  so  beschrankt 
sich  die  Verantwortlichkeit  der  Versicherer  auf  die  Sommen,  welche  auf 
das  Schiff  oder  die  Schiffe  versichert  worden  sind,  die  Ladung  erhalten 
haben. 
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In  dem  letzteren  Falle  ist  die  VersichernDg  der  auf  die  übri^peii'Sohi£Fe. 
versicherten  Betrfige  unwirksam,  und  es  muss  den  Versicherem  die  gesetz- 
liche Entschädigong  entrichtet  werden. 

1258.  Die  Ermächtigung:  Skala  zu  machen,  überträgt  dem  Kapitain 
das  Recht,  anzulanden,  eine  Qnarantaine  vorzunehmen,  zu  löschen,  Waaren 
im  Kleinen  zu  verkaufen  und  sogar  eine  neue  Ladung  zu  kontrahiren, 
wobei  die  Risikos  stets  för  Rechnung  der  Versicherer  laufen. 

Die  in  einem  vereinbarten  Skalahafen  verladenen  Waaren  treten  r&ck- 
sichtlich  der  Wirkungen  der  Versicherung  an  die  Stelle  der  in  diesem  Hafen 
gelöschten. 

1259-  Wenn  die  Versicherung  mit  dem  Vermerk:  „frei  von  Feind- 
seligkeiten^ ,  abgeschlossen  worden  ist,  haftet  der  Versicherer  nicht  für  die 
Schäden  und  Verluste,  welche  durch  Gewalt,  Aufbringung,  Plünderung, 
Seeräuberei,  auf  Befehl  einer  fremden  Macht,  durch  Kriegserklärung  und 
Repressalien  verursacht  worden  sind,  auch  wenn  diese  Akte  der  Kriegs- 
erklärung vorhergegangen  sind. 

Die  Verzögerung  oder  der  Wechsel  der  Reise  der  versicherten  Gegen- 
stände in  Folge  von  Feindseligkeiten  lässt  die  Wirkungen  der  Versicherung 
aufhören,  unbeschadet  der  Verantwortlichkeit  der  Versicherer  für  die  vor 
Eintritt  der  Feindseligkeiten  stattgefundenen  Schäden  oder  Verluste. 

1260.  Die  Versicherer  haften  nicht  für  die  Schäden  oder  Verluste, 
welche  aus  irgend  einer  der  folgenden  Ursachen  herrühren : 

1.  freiwilligem  Wechsel  der  Route,  der  Reise  oder  des  Schiffes  ohne 
Einwilligung  der  Versicherer ; 

2.  willkürlicher  Trennung  von  einem  Convoi,  wenn  vereinbart  worden 
ist,  unter  Bedeckung-  zu  fahren ; 

3.  Verlängerung  der  versicherten  Reise  nach  einem  entfernteren  Hafen, 
als  dem  in  der  Police  bezeichneten; 

4.  Verminderungen,  Abfällen  und  Verlusten,  die  durch  die  eigene 
fehlerhafte  Beschaffenheit  der  versicherten  Gegenstände  entstanden 
sind ; 

5.  Verschlechterung  des  Segelwerkes  und  der  übrigen  Schiffsutensilien, 
welche  durch  ordnungsmässigen  Gebrauch  derselben  verursacht 
worden  ist; 

6.  Dolus  oder  Culpa  des  Kapitains  odier  der  Mannschaft,  es  sei  denn, 
dass  das  Gegentheil  vereinbart  worden  ist. 

Diese  Vereinbarung  ist  in  dem  Falle  verboten,  dass  der  Kapitaia 
gleichzeitig  Rheder  oder  Mittheilhaber  ist; 

7.  einer  Handlung  des  Versicherten  oder  irgend  eines  anderen,  der  dem 
Vertrage  fem  steht; 

8.  den  Schleppgebühren  und  den  übrigen  Kosten,  welche  nach  dem 
Art.  1085  keine  Havarie   begründen; 

9.  den  dem  Schiffe  oder  seiner  Ladung  auferlegten  Gebühren. 

1261.  Die  Liquidation  und  Bezahlung  der  besonderen  Havarie,  welche 
die  versicherten  Gegenstände  erleiden,  muss  in  Gemässheit  der  in  den  fol- 
genden Artikeln  enthaltenen  Vorschriften  erfolgen. 

1262  Die  verloren  gegangenen  und  die  während  der  Reise  in  Folge 
der  erlittenen  Havarie  verkauften  Gegenstände  werden  von  dem  Versicherer 
nach  dem  in  der  Versicherungspolice  angegebenen  Werth  bezahlt  oder,  in 
Ermangelung  desselben,  nach  dem  Fakturenpreise  unter  Hinzurechnung  der 
bis  zur  Anbordschaft'ung   verursachten  Kosten. 

Wenn  die  Waaren  ganz  oder  zum  Theil  havarirt  in  dem  Löschungs- 
hafen ankommen,  muss  von  Sachverständigen  der  Bruttopreis  festgesetzt 
werden,    welchen  sie  gehabt  haben  würden,    wenn    sie   unbeschädigt  ange- 
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kommen  wären,  und  ihr  gegenwärtiger  Preis,  ebenfiills  in  Bratto  gerechnet; 
-und  der  Versicheier  hat  dem  Versieb^ten  eine  Qaote  zu  bezahlen,  weldte 
mit  der  versicherten  Summe  in  dem  Verhältniss  steht,  welches  zwischen 
den  erwähnten  Preisen  vorhanden  ist. 

Der  Versicherer  muss  ausserdem  die  Kosten  der  Regulirung  bezahiea. 

1263.  Um  den  Werth  der  versicherten  Gegenstande  zu  ermittela  and 
festzustellen,  kann  der  Versicherer  in  keinem  Falle  den  Versicherten  zwingen, 
dieselben  zu  verkaufen. 

1264  Wenn  die  Waaren  äusserlich  beschädigt  oder  vermindert  an- 
kommen, muss  die  Prüfung  und  Abschätzung  des  Schadens  durch  Sach- 
verständige vor  der  Uebergabe  derselben  an  den  Versicherten  erfolgen. 

Wenn  jedoch  die  Havarie  zur  Zeit  der  Löschung  nicht  sichtbar  ist, 
muss  die  Prüfung  und  Begulirung  erfolgen,  nachdem  die  Waaren  zur  Ver- 
fügung des  Versicherten  gestellt  sind,  vorausgesetzt,  dass  beide  Massnahmen 
innerhalb  72  Stunden,  von  der  Löschung  angerechnet,  vorgenommen  werden, 
unbeschadet  der  übrigen  von  den  Interessenten  vorgebrachten  Beweise. 

1265.  Sofern  das  versicherte  Schiff  durch  einen  Seem&U  eine  Havarie 
erleidet,  muss  der  Versicherer  nur  zwei  Drittel  des  Betrages  der  Ans* 
besserungen  bezahlen,  mögen  dieselben  vorgenommen  werden  oder  nicht, 
und  zwar  in  dem  Verhältnisse  des  versicherten  Theiles  zu  demienigen, 
welcher  nicht  gedeckt  ist;  und  das  andere  Drittel  bleibt  zu  Lasten  des  Yer^ 
sicherten  für  den  grösseren  Werth,  welchen  das  Schiff  durch  die  Aus- 
besserung vermuthlicn  erlangt. 

12M.  Die  Ausbesserungskosten  müssen  durch  die  betreffenden  Rech- 
nungen bewiesen  werden  und,  in  Ermangelung  derselben,  durch  die  Ab- 
schätzung Sachverständiger  oder  irgend  ein  anderes  Beweismittel. 

Wenn  die  Ausbesserung  nicht  stattgefunden  hat,  so  muss  der  Betrag 
der  Kosten,  welche  dieselbe  erfordert,  ebenfalls  durch  Sachverständige  hm- 
sichtlich  der  Wirkungen  des  vorhergehenden  Artikels  regulirt  werden. 

1267.  Wenn  bewiesen  wird,  dass  die  Ausbesserungen  den  Werth  des 
Schiffes  um  mehr  als  ein  Drittel  erhöht  haben,  muss  der  Versicherer  die 
Kosten  derselben  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des  Art,  1265  bezahlen, 
nach  Abzug  des  darch  die  Ausbesserungen  erlangten  grösseren  Werthes. 

Der  Abzug  des  Drittels  findet  nicht  statt,  wenn  der  Versicherte  darch 
eia  Gutachten  Sachverständige!'  beweist,  dass  die  Ausbe-tsernngen  den  Werth 
des  Schiffes  nicht  vermehrt  haben,  sei  es,  weil  dasselbe  neu  gewesen  und 
der  Schaden  uuf  seiner  ersten  Reise  eingetreten  ist,  sei  es,  weil  die  Havarie 
Segel,  Anker  oder  andere  neue  accessorische  Gegenstände  betroffen  hat;  in- 
dessen sind  auch  in  diesem  Falle  die  Versicherer  berechtigt,  zu  verlangen, 
dass  ihnen  der  Betrag  der  Werthverminderung  in  Abzug  gebracht  werde, 
welche  die  angegebenen  Gegenstände  durch  ihren  gewöhnlichen  Gebraach 
erlitten  haben. 

1268.  Wenn  die  Versicherer  verpflichtet  sind,  den  durch  Filtration 
oder  Flüssigwerden  der  versicherten  Waaren  verursachten  Schaden  zu  be- 
zahlen, ist  von  dem  Betnu?e  des  Schadens  der  Prozentsatz  abzuziehen, 
welchen  nach  dem  Urtheile  Sachverständiger  gewöhnlich  Waaren  dieser  Art 
verlieren. 

1269.  Die  unentgeltliche  Rückgabe  des  gekaperten  Schiffes  oder  der 
aufgebrachten  Ladung  gereicht  den  betreffenden  Eigenthümem  zum  Vortheile, 
und  in  solchem  Falle  smd  die  Versicherer  nicht  verpflichtet,  den  versicherten 
Betrag  zu  bezahlen. 

1270.  Die  Versicherer  erhalten  die  vereinbarte  Prämie  in  jedem  der 
im  Art.  1260  erwähnten  Fälle,  sofern  die  versicherten  Gegenstände  die 
Risikos. zu  laufen  begonnen  haben. 
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1271.  Wenn  bei  einer  Versicherung  der  Ladang  für  die  Hin-  and 
Rückreise  das  Schiff  keine  Rückwaaren  befördert  oder  die  beförderten  niokt 
zwei  Drittel  derjenigen  erreichen,  welche  es  hätte  transportiren  können,  können 
die  Versicherer  nur  zwei  Drittel  der  der  Rückreise  entsprechenden  Prämie  ver- 
langen, es  sei  denn,  dass  in  der  Police  etwas  anderes  festgesetzt  worden  ist. 

1272.  Die  Versicherer  sind  berechtigt,  von  dem  Kommissionär  bei 
dem  Eintritte  eines  Unfalles  die  Nennung  desjenigen  zu  verlangen,  f&r  dessen 
Rechnung  die  Versicherung  abgeschlossen  worden  ist. 

Nacndem  die  Nennung  erfolgt  ist,  können  die  Versicherer  die  ver- 
einbarte Entschädigung  nur  an  den  Versicherten  selbst  oder  an  den  recht- 
mässigen Inhaber  der  Police  bezahlen. 

1273.  Sie  sind  in  gleicher  Weise  berechtigt,  die  Versicherung  aufzu- 
heben, sofern  das  Schiff  ein  Jahr  nach  der  Unterzeichnung  der  Police  ver- 
bleibt, ohne  die  versicherte  Reise  anzutreten. 

1274.  Die  Versicherer  haben  das  Recht,  Va  Prozent  des  versicherten 
Betrages  in  folgenden  Fällen  einzuziehen  oder  zurückzubehalten: 

1.  wenn  die  Nichtigkeit  der  Versicherung  in  Folge  irgend  eines  Um- 
standes  erklärt  worden  ist,  der  den  Versicherern  unverschuldeter^ 
Weise  unbekannt  gewesen  ist; 

2.  wenn,  bevor  das  Schiff  unter  Segel  geht,  die  beabsichtigte  Reiee 
widerrufen  wird,  auch  wenn  dies  durch  eine  Handlung  des  Ver- 
sicherten erfolgt,  oder  nach  einem  anderen  Bestimmungsorte,  als  dem 
in  der  Police  bezeichneten,  unternommen  wird; 

3.  wenn  das  Schiff  vor  Beginn  der  Reise  auf  Befehl  des  Präsidenten 
der  Republik  detinirt  worden  ist; 

4.  wenn  die  bezeichneten  Waaren  nicht  verladen  werden,  oder  wenn 
dieselben  auf  einem  anderen  Schiffe  und  durch  einen  anderen 
Kapitain,  als  vereinbart,  befördert  worden  sind; 

5.  wenn  die  Versicherung  einen  Gegenstand  betrifft,  welcher  vollständig 
für  ein  Bodmereidarlehn  haftet,  und  zwar  ohne  dass  der  Versicherer 
dies  weiss; 

6.  in  dem  im  Art.  1257  vorgesehenen  Falle; 

7.  in  allen  übrigen  Fällen  der  vollständigen  oder  theilweisen  Aufhebung, 
welche  der  Art.  557  umfasst. 

1275.  Die  Versicherer  können  den  Thatsachen  widersprechen,  auf 
welche  der  Versicherte  seine  Reklamation  stützt,  und  den  ihnen  angemessen 
erscheinenden  Beweis  vorbringen. 

Wenn  jedoch  die  Police  die  Vollstreckbarkeitsklausel  «nthält  und  der 
Versicherte  nach  dem  Ermessen  des  Handelsgerichts  genügende  Bürgschaft 
leistet,  eventuell  den  reklamirten  Betrag  zurückzuerstatten,  so  müssen  die 
Versicherer  denselben  innerhalb  des  zweiten  Tages  bezahlen,  unbeschadet 
der  Fortsetzung  ihres  Widerspruches,    wenn  ein  solcher  erhoben  worden  ist. 

Die  Bürgschaft  erlischt  nach  Ablauf  eines  Jahres,  falls  keine  Klage 
erhoben  wird,  welche  die  Verjährung  unterbricht. 

§  4,     Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Versicherten. 

1276.  Der  Versicherte  ist  verpflichtet,  unter  den  gesetzlichen  Verant- 
wortlichkeiten alle  im  Art.  556  erwähnten  Handlungen  ausznführen. 

1277.  Um  die  Entschädigung  für  einen  grösseren  oder  geringeren 
Seeunftill  zu  erhalten,  muss  der  Versicherte  nachweisen: 

die  Reise  des  SchiflPes; 

die  Verladung  der  versicherten  Gegenstände; 

den  Versicherungsvertrag; 

den  Verlust  oder  die  Deterioration  der  versicherten  Sachen. 
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Der  Nachweis  erfolf^t  je  nach  dem  Falle  darch  den  Versicherniifpveftnig, 
das  Konnossement  des  Kapitains,  die  Verklarangsurkanden  der  ZoUbeh6rdb, 
den  Avisbrief  des  Verladers,  die  Versicherungspolice,  die  Abschrift  ans  dem 
SchifiPfEthrtstagebuche,  den  Protest  des  Kapitains  und  die  ErklaroDgen  der 
Passagiere  und  der  Mannschaft,  unbeschadet  der  übrigen  in  diesem  Gesetz- 
buch  zugelassenen  Beweismittel. 

127iB.  Im  Falle  eines  Verlustes  oder  einer  Deterioration  der  Waaren, 
welche  der  Kapitain  versichert  und  für  seine  Rechnung  oder  in  Kommis- 
sion auf  dem  von  ihm  befehligten  Schiffe  verladen  hat,  ist  er  verpflichtet, 
ausser  den  in  dem  Alinea  1  des  vorhergehenden  Artikels  erwähnten  That- 
sachen,  noch  Folgendes  zu  beweisen: 

den  Kauf  der  Waaren    mit   den    Fakturen  der  Verkäufer  und  ihre 
Verladung  und  Beförderung  mit  dem  Konnossement,  welches  von 
zwei  der  Hauptoffiziere  des  Schiffes  unterzeichnet  sein  muss,  sowie 
.   die  Expeditionsurkunden  und 
die  Bezahlung  der  Zollgebühren. 

1279.  Wenn  der  Versicherte  mit  seinen  eigenen,  in  der  Republik 
versicherten  und  in  einem  auslandischen  üafen  verladenen  Waaren  fidirt, 
ist  er  verpflichtet,  den  Einkauf  derselben  mit  den  betreffenden  Fakturen  und 
ihre  Verladung  und  Beförderung  mit  der  Bescheinigung  des  Chilenischen 
Konsuls  oder,  in  Ermangelung  desselben,  des  Handelsgerichts  oder  der 
Civilbehörde  am  Ladungsorte  zu  beweisen. 

1280.  Der  Versicherte  kann  die  Versicherung  ohne  Angabe  des 
Grundes  aufheben,  wenn  er  dem  Versicherer  die  gesetzliche  Entschädigung 
vergütet. 

1281.  Wenn  in  der  Police  mehrere  Schiffe  zur  Verladung  der  ver- 
sicherten Waaren  bezeichnet  sind,  kann  der  Versicherte  dieselben  nach  seinem 
Gutdünken  unter  die  bezeichneten  Schiffe  vertheilen  oder  dieselben  nur  auf 
einem  einzigen  davon  verladen. 

Die  Ausübung  dieses  Rechtes  bewirkt  keine  Veränderung  in  den  Verant- 
wortlichkeiten der  Versicherer. 

1282.  Der  Versicherte  kann  den  Abandon  der  versicherten  Sachen  in 
den  von  dem  Gesetze  bestimmten  Fällen  vornehmen  und  von  den  Ver- 
sicherern die  Beträge  einziehen,  welche  sie  auf  dieselben  versichert  haben. 

Der  Kommissionär,  welcher  eine  Versicherung  abschliesst,  ist  ermächtigt, 
den  Abandon  vorzunehmen,  wenn  er  der  rechtmässige  Inhaber  der  Police  ist, 

1283.  Der  Abandon  findet  statt,  vorbehaltlich  einer  entgegenstehendeo 
Vereinbarung,  in  dem  Falle: 

1.  einer  Aufbringung  des  versicherten  Schiffes; 

2.  eines  Schiffbruchs  desselben: 

3.  einer  Strandnng  mit  Bruch; 

4.  der  absoluten  Seeuntüchtigkeit  in  Folge  eines  Seeunfalles  oder  der 
relativen  in  Folge  der  Unmöglichkeit,  das  Schiff  auszubessern; 

ö.  der  Beschlagnahme  oder  Detmirung  auf  Befehl  des  Präsidenten  der 
Republik  oder  einer  ausländischen  Macht; 

6.  des  Verlustes  oder  der  materiellen  Deterioration  der  versicherten 
Gegenstände,  welche  den  Werth  derselben  wenigstens  um  drei  Vi^tel 
ihres  Gesammtbetrages  vermindern; 

7.  des  vermutheten  Verlustes  derselben. 

Alle  übrigen  Schäden  werden  als  reine  Havarie  angesehen  und  müssen 
von  demjenigen  getragen  werden,  dem  dies  nach  dem  Gesetz  oder  vertrags- 
mässig  zukommt 

1284*     Der  Abandon  kann  weder  bedingt,  noch  theilweise  sein. 

Falls  das  Schiff  oder  seine  Ladung  nicht  für  ihren  vollen  Werth  ver- 
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sichert  worden  sind,  erstreckt  sich  der  Abandon  nar  bis  zur  Höhe  der  ver- 
sicherten Summe  in  dem  Verhältnisse  zu  dem  Betrage  des  nicht  gedeckten 
Theiles. 

Wenn  das  SchifiP  oder  seine  Ladung  getrennt  versichert  worden  sind, 
kann  der  Versicherte  den  Abandon  einer  der  Versicherungen,  aber  nicht  der 
anderen  stattfinden  lassen,  auch  wenn  beide  in  derselben  Police  ein- 
begriffen sind. 

1285.  Der  Abandon  des  Schiffes  umfetöst  den  Ueber£ährtspreis  der 
Passagiere  und  die  Fracht  der  geretteten  Waaren,  auch  wenn  dieselben 
vollständig  bezahlt  worden  sind,  unbeschadet  der  Ansprüche,  welche  dem 
Bodmereidarleiher,  der  Mannschaft  wegen  ihrer  Heuer  und  denjenigen  Gläu* 
bigern  zustehen,  welche  zur  Ausrüstung  des  Schiffes  oder  zur  Deckung  der 
während  der  letzten  Reise  verursachten  Kosten  Vorschüsse  gemacht  haben. 

1286.  Auf  Grand  der  Aufbringung  kann  der  Abandon  nur  in  dem 
Falle  vorgenommen  werden,  wenn  die  versicherten  Gegenstände  durch  die 
Rückerlangung  in  das  Eigenthum  eines  Dritten  übergehen. 

Wenn  die  Rückeroberung  des  Schiffes  den  Versicherten  in  das  Eigen- 
thum der  versicherten  Sachen  zurückversetzt,  werden  die  durch  die  Auf- 
bringung verursachten  Nachtheile  und  Ausgaben  als  Havarie  angesehen  und 
müssen  von  den  Versicherern  bezahlt  werden. 

1287.  Der  Versicherte  oder  in  seiner  Abwesenheit  der  Eapitain  kann 
selbst  den  Loskauf  der  aufgebrachten  Sachen  vornehmen;  er  muss  jedoch, 
nachdem  der  Loskauf  vereinbart  worden  ist,  die  Vereinbarung  den  Ver- 
sicherern bei  der  ersten  sich  ihm  darbietenden  günstigen  Gelegenheit  noti- 
ficiren  lassen. 

1288.  Die  Versicherer  können  diese  Vereinbarung  annehmen  oder  ab- 
lehnen, indem  sie  dem  Versicherten  oder  dem  Eapitain  innerhalb  24  Stunden 
nach  der  Notificirung  derselben  ihren  Entschluss  mittheilen  müssen. 

Wenn  die  Versicherer  die  Vereinbarung  annehmen,  müssen  sie  gleich- 
zeitig den  Betrag  der  Auslösung  übermitteln,  und  die  späteren  Gefahren  der 
Heise  gehen  gemäss  den  Festsetzungen  der  Police  für  ihre  Rechnung  weiter. 

Wenn  sie  dieselbe  ablehnen,  müssen  sie  den  versicherten  Betrag  be- 
zahlen, ohne  irgend  einen  Anspruch  auf  die  ausgelösten  Gegenstände  zu 
behalten. 

Es  wird  angenommen,  dass  die  Versicherer,  wenn  sie  nicht  innerhalb 
^er  in  dem  Alinea  1  bezeichneten  Frist  ihren  Entschluss  kundgeben,  die 
Vereinbarung  verworfen  haben. 

1289.  Die  einfache  Strandung  ermächtigt  nur  in  dem  Falle  zu  dem 
Abandon  des  Schiffes,  wenn  das  letztere  nicht  wieder  flott  gemacht  wer- 
den kann. 

Die  Strandung  mit  theil weisem  Bruch  ermächtigt  zu  dem  Abandon, 
wenn  ein  solches  Ereigniss  wesentliche  Theile  des  ochiffes  umfasst,  den 
Eintritt  des  Seewaasers  erleichtert  und  schwere  Schäden  verursacht,  auch 
wenn  die  letzteren  nicht  drei  Viertel  des  Werthes  des  Schiffes  erreichen. 

1290.  Der  Abandon  kann  nicht  wegen  der  Seeuntüchtigkeit  vor- 
genommen werden,  sofern  das  Schiff  zur  Fortsetzung  und  Beendigung  der 
Keise  wieder  in  Stand  gesetzt  werden  kann. 

Nach  erfolgter  Instandsetzung  haften  die  Versicherer  nur  für  die  ver- 
ursachten Ausgaben  und  Havarien. 

Es  wird  angenommen,  dass  das  Schiff  nicht  wieder  in  Stand  gesetzt 
werden  kann,  sobald  die  Kosten  der  Ausbesserung  drei  Viertel  der  ver- 
sicherten Summe  übersteigen. 

Die  Seeantüchtigkeit  muss  von  dem  Ebndelsgericht  erklärt  werden. 
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1281 .  Das  Nichtvorhandensein  des  Besiohtigangsprotokolles  des  SohifEes 
entzieht  dem  Versicherten  nicht  das  Recht,  zu  beweisen,  dass  die  Seeimilieh- 
tigkeit  durch  einen  Seean&ll  verursacht  worden  ist  und  nicht  durch  einen 
Fehler  in  der  Bannrt  oder  in  Folge  des  schlechten  Zustandes  oder  des  Alters 
des  Schiffes. 

1292.  Nachdem  das  Schiff  für  seeuntüchtij?  erklärt  worden  ist,  muss 
der  Eigenthümer  der  versicherten  Ladung  den  Beschluss  den  Yersicherera 
innerhalb  3  Tagen  notificiren  lassen,  und  zwar  von  dem  Momente  an  ge- 
rechnet, in  welchem  dieser  Beschluss  zu  seiner  Kenntniss  gelangt  ist 

1293.  Die  Versicherer  und  der  Versicherte  oder,  in  Abwesenheit  des 
letzteren,  der  Kapitain  müssen  im  Falle  der  Seeuntüchtigkeit  alle  möglichen 
Massregeln  treffen,  um  ein  anderes  Schiff  zu  fraohten,  welches  die  Waaren 
nach  ihrem  Bestimmungshafen  befördert. 

1294.  Wenn  die  Beförderung  auf  einem  anderen  Schiffe  stattfindet, 
tragen  die  Versicherer  die  Risikos  der  Ueberführung  und  diejenigen  der 
Reise  bis  zu  dem  in  der  Police  bezeichneten  Ort  und  haften  äusserem  für 
die  Havarien,  die  Kosten  der  Löschung,  der  Lagerung  und  der  Wieder- 
Verschiffung,  den  Frachtzuschlag  und  die  zur  Rettung  und  Ueberfbhnmg 
der  Waaren  verursachten  Ausfj^ben. 

1295-  Wenn  sich  die  Versicherung  auf  den  Rumpf  und  Eiel  des 
Schiffes  bezieht,  kann  der  Versicherte  den  Abandon  desselben  zu  der  Zeit 
vornehmen,  in  welcher  er  den  Versicherern  den  Beschluss  mittheilt,  welcher 
es  für  seeuntüchtig  erklärt. 

Wenn  sich  jedoch  die  Versicherung  auf  die  Ladung  bezieht,  kann  die- 
selbe erst  abandonnirt  werden:  nach  dem  Ablauf  von  6  Monaten,  wenn  die 
Seeuntüchti^keit  des  Schiffes  an  den  Küsten  von  Süd-  oder  Nordamerika 
eingetreten  ist,  nach  8  Monaten,  wenn  sie  an  denjenigen  Europas  sich  er^ 
eignet  hat,  und  nach  12  Monaten,  wenn  sie  in  irgend  einem  anderen  Erd- 
theile  vorgekommen  ist. 

Diese  Fristen  laufen  von  der  im  Art  1292  vorgeschriebenen  Mit- 
theilung an. 

1290.  Wenn  innerhalb  der  in  dem  vorhergehenden  Artikel  festgesetzten 
Fristen  kein  Schiff  gefunden  wird,  um  die  Reise  fortzusetzen  und  die  Be- 
förderung der  versicherten  Waaren  zu  vollenden,  kann  der  Versicherte  den 
Abandon  derselben  vornehmen. 

1297.  Wenn  das  Schiff  mit  Beschlag  belegt  worden  ist,  muss  der 
Versicherte  den  Versicherem  die  in  der  No.  6  des  Art.  556  vorgeschriebene 
Mittheilung  machen  und,  so  lange  nicht  die  im  Art.  1295  festgesetzten  Fristen 
abgelaufen  sind,  kann  er  nicht  den  Abandon  der  versicherten  Geg^iatände 
stattfinden  lassen. 

In  der  Zwischenzeit  muss  der  Versicherte,  allein  oder  zusammen  mit 
den  Versicherem,  diejenigen  Massnahmen  zur  Ausführung  bringen,  welche 
seiner  Meinung  nach  zur  Aufhebung  der  Beschlagnahme  führen  können. 

1298.  Nicht  zulässig  ist  der  Abandon  wegen  anderer  Verluste  oder 
Deteriorationen  des  versicherten  Gegenstandes,  als  derjenigen,  welche  sich 
ereignen,  nachdem  die  Risikos  gemäss  Art.  1227  für  Rechnung  der  Ver- 
sicherer zu  laufen  begonnen  haben. 

1299.  Um  zu  bestimmen,  ob  der  UnfiEtU  drei  Viertel  des  Werthes  der 
versicherten  Sache  beträgt  oder  nicht,  ist  der  Verlust  oder  die  materielle 
Deterioration,  welche  direkt  durch  einen  Seeunfall  verursacht  worden  oder 
eine  nothwendige  Folge  dieses  Unfalles  ist,  in  Betracht  zu  ziehen. 

Der  gestattete  Verkauf  von  Waaren,  welcher  während  der  Reise  aus- 
geführt wird,  ist  dem  Verlust  oder  der  materiellen  Deterioration  gleich  za 
achten,    wenn  er  erfolgt  ist,    um  die  Bedürfnisse  der  Expedition   zu  decken 
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oder  zu  vermeiden,  dass  die  durch  einen  SeeanfSaiU  erlittene  Deterioration  den 
vollständigen  Verlust  herbeifährt. 

1300.  In  den  Fällen  der  Aufbringung,  des  Schiffbruches  oder  der 
Strandung  mit  Bruch  bewirken  die  von  dem  Versicherten  in  Erfüllung  der 
ihm  in  No.  4  des  Art.  556  auferlegten  Verpflichtungen  ausgeführten  Mass- 
nahmen nicht  den  Verzicht  auf  sein  Recht,  den  Abandon  der  versicherten 
Gegenstände  vorzunehmen. 

Der  eidlichen  Behauptung  des  Versicherten  ist  bei  der  Festsetzung  der 
Rettungskosten  und  der  Kosten  für  die  Wiedererlangung  Glauben  zu 
schenken,  unbeschadet  der  Rechte  des  Versicherers,  ihre  Uebertreibung  zu 
beweisen. 

1301  i  Der  Versicherte  muss  den  Abandon  innerhalb  der  folgenden 
Fristen  vornehmen: 

innerhalb  6  Monaten,  wenn  der  Unfall  an  der  Westküste  Amerikas 
sich  ereignet  hat; 

innerhalb  8  Monaten,  wenn  er  an  der  Ost(cüste  Amerikas  oder 
der  Westküste  Afrikas  oder  an  irgend  einer  Küste  Europas  einge* 
treten  ist; 

innerhalb  12  Mooaten,    wenn  er  in  irgend  einem  anderen  Hafen 
der  Welt  stattgefunden  hat. 
Der  Abandon    erfolgt   vor  dem  Handelsgericht,    damit  dieses  anordne,  . 
dass  derselbe  den  Versicherern  hinsichtlich  der  rechtlichen  Wirkungen  mit- 
getheilt  werde. 

1302.  Die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  bezeichneten  Fristen  be- 
ginnen in  den  Fällen  der  Aufbringung  von  dem  Momente,  in  welchem  der 
Versicherte  die  Nachricht  erhält,  dass  das  Schiff  nach  irgend  einem  der 
Häfen  der  erwähnten  Küsten  gebracht  worden  ist 

In  den  Fällen  des  Schiffbruches,  der  Strand ung  mit  Bruch,  des  wirk- 
lichen Verlustes  oder  der  Deterioration  werden  die  Fristen  von  dem  Empfange 
der  Nachricht  des  Unfalles  an  gerechnet  und  in  denjenigen  der  Seeuntüchtig- 
keit oder  der  Beschlagnahme  nach  Ablauf  der  in  dem  Art.  1295  bezeich- 
neten Fristen. 

Das  Recht,  den  Abandon  vorzunehmen,  erlischt  durch  den  Ablauf  der 
betreffenden  Fristen. 

1308*  Die  Nachricht  wird  als  erhalten  angenommen,  wenn  bewiesen 
wird,  dass  der  Unfall  unter  den  Kaufieuten  an  dem  Wohnorte  des  Ver- 
sicherten notorisch  ist,  oder  dass  der  letztere  hiervon  durch  den  Kapitain, 
seinen  Kon  Signatar  oder  seine  Korrespondenten  benachrichtigt  worden  ist. 

1304-  Der  Versichertc  kann  auf  die  angegebenen  Fristen  verzichten^ 
den  Abandon  sogleich  bei  der  Notificirung  des  Versicherers  vornehmen,  mit 
j^usnahme  der  Fälle  der  Seeuntüchtigkeit  und  der  Beschlagnahme,  von  denen 
die  Art.  1295  und  1297  handeln,  und  die  vereinbarte  Entschädigung  unter 
Nachweis  des  Verlustes  der  versicherten  Gegenstände  einziehen. 

1305.  Der  Verlust  des  Schiffes  wird  vermuthet,  wenn  innerhalb  eines. 
Jahres  bei  den  gewöhnlichen  Reisen  oder  innerhalb  zweier  Jahre  bei  den 
aus  sergewöhnlichen  oder  langen  Reisen  keine  Nachrichten  von  demselben  er- 
halten worden  sind,  und  in  diesem  Falle  kann  der  Versicherte  den  Abandon 
vornehmen  und  von  den  Versicherem  die  Bezahlung  der  festgesetzten  Ent- 
schädigung verlangen,  ohne  dass  es  erforderlich  ist,  den  Verlust  zu  be- 
veeisen. 

Das  Jahr  oder  die  zwei  Jahre  werden  von  der  Ab&hrt  des  Schiffes 
oder  von  dem  Tage  an  gerechnet,  auf  welchen  sich  die  letzten  Nachrichten 
beziehen. 
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Der  Abandon  muss  innerhalb  der  im  Art.  1301  bezeichneten  Fristen 
erfolgen. 

Diese  Fristen  laufen  von  dem  Ablauf  des  Jahres  oder  der  zwei  er- 
mähnten Jahre;  um  die  Frist  zu  bestimmen,  welche  einem  f^egebcnen  Falle 
entspricht,  wird  der  Verlust  als  an  der  Küste  oder  in  dem  Häfen  eiae^etretea 
angesehen,  woher  die  letzten  Nachrichten  erhalten  worden  sind,  und  je  nach 
der  Lage  dieser  Oertlichkeiten  beträgt  die  Frist  6,  8  oder  12  Monate. 

1306.  Rücksichtlich  der  Anwendung  der  Bestimmung  in  dem  Alinea  1 
des  vorhergehenden  Artikels  werden  als  gewöhnliche  Reisen  diejenigen  an- 
gesehen, welche  an  der  Küste  der  Republik  oder  nach  irgend  einem  d*^ 
Häfen  des  Stillen  Oceans  unternommen  werden,  und  als  aussergewöhnliche 
oder  lange  Reisen  diejenigen,  welche  nach  irgend  einem  anderen  Theile  d«*r 
Erde  gerichtet  werden. 

1307.  Die  in  dem  Art.  1305  aufgestellte  Vermuthung  des  Verluste- 
ist auf  die  Versicherung  für  bestimmte  Zeit  anwendbar,  unbeschadet  des 
Rechtes  der  Versicherer,  die  Rückerstattung  des  Gezahlten  zu  verlangeo, 
M^enn  bewiesen  wird,  dass  der  Verlust  nach  Ablauf  der  vereinbarten  Frist 
eingetreten  ist. 

1308.  Ausser  der  in  der  No.  G  des  Art.  556  angeordneten  Deklaration 
muss  der  Versicherte  zur  Zeit  der  Vornahme  des  Abandons  eine  andere  ab- 
geben, in  welcher  er  die  Bodmereidarlehne  anführen  muss^  die  er  auf  die 
abandonnirten  Gegenstände  genommen  hat. 

Die  Frist  für  die  Bezahlung  der  vereinbarten  Eotvschädigung  &n^t 
erst  zu  laufen  an,  wenn  der  Versicherte  die  erwähnten  Deklarationen  ge- 
macht hat. 

Die  Verzögerung  der  vorgeschriebenen  Deklaration  verlängert  nicht  die 
Fristen,  welche  zur  Anstellung  der  Abandon  klage  bewilligt  worden  sind. 

1309.  Wenn  der  Versicherte  bei  den  vorgeschriebenen  Deklaration »«u 
einen  Betrug  verübt,  verliert  er  alle  Rechte,  welche  ihm  die  Versicherunp 
gewährt,  und  er  muss  ausserdem  die  Bodmereidarlehne  bezahlen,  welche  er 
entnommen  hat,  trotz  des  Verlustes  der  verpfändeten  Gegenstände 

Der  Versicherte  kann  jedoch  nachweisen,  dass  die  Auslassunpsi^^  oder 
Ungenauigkeiten,  welche  er  begangen  hat,  nicht  aus  einer  bctrügerischt^n 
Absicht  hervorgegangen  sind,  oder  dass  sie  den  Versicherern  keinen  Nath- 
theil  verursachen. 

1310.  Der  zugelassene  oder  bei  dem  kontradiktorischen  Ver&hreo  fü/ 
gültig  erklärte  Abandon  überträgt  von  seinem  Datum  an  dea  Veräicheram 
unwiderruflich  das  Eigenthum  der  versicherten  Sachen  mit  allen  Etechten 
und  Verpflichtungen  des  Versicherten. 

Wenn  das  Schiff  nach  der  Zulassung  des  Abandons  zurückkehrt,  i< 
der  Versicherer  dadurch  nicht  von  der  Zahlung  der  abandonnliten  Gegei- 
stände  befreit;  Wenn  jedoch  der  Unfall,  auf  welchen  sich  der  Abandoa 
gestutzt  hat,  nicht  eingetreten  ist,  kann  jede  der  Parteien  die  Nichügkei; 
desselben  verlangen. 

So  lange  der  Abandon  von  den  Versicherern  nicht  angenommen  o^ier 
durch  Erkenn tniss  festgestellt  worden  ist,  kann  der  Versicherte  denselUn 
zurücknehmen. 

1311-  Der  Versicherte  hat  die  Wahl  zwischen  der  Abandonk läge  ui\i 
der  Havarieklage;  er  kann  jedoch  beide  zugleich  nicht  gellend  inacl  »^ ». 
sondern  nur  subsidiarisch. 

Das  Erkenntniss,  welches  die  Zulassigkeit  des  Abandons  ablehnt, 
bewirkt  nicht  res  judicata  bezüglich  der  Havarieklage. 

1312.  Pie  abandonnirten  Sachen  haften  vorrechtlich  für  die  Bezahl d:.J 
des  versicherten  Betrages. 
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TITEL  VIII. 

T'on  der  Verjährung  der  dem  Seehandel  eigenthümlichen 

Verpflichtungen  und  von   der  Einrede  der  Unzulässigkeit 

einiger  besonderer  Klagj^n. 

§  1.     Von  der  Verjährungv 

1313.  Es  verjähren  in  6  Monaten  die  Elajo^eh  auf  Einziehung  des 
TJeberfahrtsß:clde&,  der  Frachtgelder  des  Schiffes  und  des  Beitrages  zu  den 
gemeinschaftlichen.  Havarien.  . 

Die  6  Monate  beginnen  '  in  dem   ersteren  Falle    von    der  Ankunft  des 

Schiffes  und  in  dem  zweiten  und  dritten  nach'  der   erfolgten  üebergabe  der 

AlVaaren   zu.  laufen,  welche  die  Fi^acht   und   den  Beitrag. verschulden;  Wenn 

jedoch   der  Kopitaiti   die  Regulirung  der  Havarie  vor  Gericht  beantragt,  so 

läuft  die  angegebene  Frist  von  der  Beendigung  des  Verfahrens  an. 

1314.  Es  verjähren  in  einem  Jahre  die  Klagen,  welche  gerichtet  sind 
a'uf  Erlangung  der  Zahlung: 

1.  der  Lieferungen  von  Bauholz  und  der  übrigen  zur  Erbauung,  Aus- 
besserung, Ausrüstung  und  Verproviantirung  des  Schiffes  erforder- 
lichen.  Gejijen  stunde; 

2.  der  den  Handwerkern  und  Arbeitern  für  die  bei  der  Erbauung  und 
Ausbessf^rung  des  Schiffes  ausgeführten  Arbeiten  geschuldeten  Löhne 
oder  des  Preises  der  zum  Dienste  des  Schiffes  bestimmten  Arbeiten; 

3.  der  Nahrungsmittel  und  des  Geldes,  welche  der  Mannschaft  auf 
Betehl  des  Kapitalns  geliefert  worden  sind; 

4.  der  den  Superkargos,  den  Offizieren  und  der  Mannschaft  des  Schiffes 
geschuldeten  Löhne  und  Gratifikationen. 

In  derselben  Zeit  verjährt  die  Klage,  welche  auf  die  Erlangung  der 
Üebergabe  der  Ladung  gerichtet  ist. 

1315.  In  den  in  den  drei  ersten  Nummern  des  vorhergehenden  Artikels 
bezeichneten  Fällen  wnrd  das  betreffende  Jahr  entweder  von  dem  Momente 
an  gerechnet,  in  welchem  die  Gegenstände  übergeben  worden  sind,  oder  von 
demjenigen,  in  welchem  der  Dienst  geleistet  worden  ist;  hierzu  ist  es  er- 
forderlich, dass  das  Schiff  innerhalb  desselben  Jahres  14  Tage  hindurch  in 
dem  Hafen  vor  Anker  gelegen  hat,  in  welchem  die  Schuld  kontrahirt 
worden  ist. 

In  dem  entgegengesetzten  Falle  bewahren  die  Gläubiger  ihre  Klage 
selbst  nach  Ablauf  des  Jahres  so  lange,  bis  das  Schiff  vor  Anker  geht,  und 
noch  14  Tilge  darüber. 

In  den  in  der  Nummer  4  und  dem  Schlussalinea  desselben  Artikels 
erwähnten  Fällen  läuft  das  Jahr  von  dem  Moment  ab,  in  welchem  das 
Schiff  znr  freien  Verhandlung  zugelassen  worden  ist. 

1316.  Die  aus  einem  Bodmereidarlehn  oder  einer  Versicherung  her- 
rührenden Klagen  verjähren  in  5  Jahren,  und  zwar  gerechnet  von  dem 
Patum  des  betreffenden  Vertrages  ab,  unbeschadet  der  besonderen  Ver- 
jährungen der  Abandonklage. 

1317.  Die  Verjährung  der  Abandonklage  lässt  die  Havarieklage  nicht 
erlöschen. 

1318*  Die  Klagen,  welche  von  den  Verpflichtungen  herrühren,  von 
denen  das  gegenwärtige  Buch  handelt,  und  für  welche  keine  Verjährungs- 
frist bezeichnet  ist,  dauern  5  Jahre. 

6i* 
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§  2.     Von  der  Einrede  der  Unzulässigkeit. 

1319.  Unzulässig  sind: 

1.  die  Klage  gegen  den  Eapitain  und  die  Versicherer  wegen  der  be- 
sonderen oder  gemeinschaftlichen  Havarie,  welche  die  Waaren  er- 
litten haben,  sofern  dieselben  ohne  Protest  angenommen  worden  sind; 

2.  die  Havarieklage  gegen  den  Befrachter,  sobald  der  Eapitfüa  die 
Waaren  abliefert  und  die  Fracht  erhält,  ohne  Protest  zu  erheben; 

3.  die  Klage  auf  Schadloshaltung  für  die  durch  einen  Zusammenstoss 
verursachte  Havarie,  wenn  der  Kapitain  nicht  rechtzeitig  Protest 
erhoben  hat. 

Diese  Bestimmung  erstreckt  sich  nicht  auf  den  Fall,  in  welchem 
der  Zusammenstoss  den  vollständigen  Verlust  des  Schiffes  verursacht. 

1320.  Die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  erwähnten  Proteste  haben 
keine  Wirkung: 

1.  wenn  sie  nicht  innerhalb  72  Stunden  in  den  in  den  beiden  ersten 
Nummern  erwähnten  Fällen  erhoben  und  zugestellt  worden  sind 
und  binnen  24  Stunden  in  dem  in  No.  3  angegebenen  Falle; 

2.  wenn,  nachdem  sie  in  den  angegebenen  Fristen  erhoben  imd  zage- 
stellt  worden  sind,  nicht  binnen  2  Monaten,  von  dem  Datum  des 
betreffenden  Protestes  an  gerechnet,  die  Klage  angestrengt  wor- 
den ist. 

1321.  Wenn  die  Ablieferung  der  offenbar  havarirten  Waaren  in  ein- 
zelnen Partien  erfolgt,  so  werden  die  72  Stunden  von  dem  Moment  an 
gerechnet,  in  welchem  die  Empfangnahme  vollständig  beendet  worden  ist 

In  jedem  Falle  l^uft  die  Frist,  wenn  die  Havarie  nicht  sichtbar  ist, 
von  dem  Momente,  in  welchem  die  Waaren  in  das  Waarenlager  des  Ver- 
sicherten gelangt  sind.- 

Wenn  die  Eröffnung  der  Kollis  in  dem  Zollamte  in  Gegenwart  des 
Yersicherten  oder  irgend  ein  dem  letzteren  bekannter  Zufall  das  Vorhanden- 
sein der  Havarie  konstatirt,  bevor  die  Waaren  in  seine  Waarenlager  hinein- 
geschafft worden  sind,  läuft  die  Frist  von  der  Entdeckung  der  Havarie  ao. 

1322.  Die  24  Stunden  laufen  im  Falle  des  Zusammenstosses,  an 
welchem  Orte  derselbe  auch  eingetreten  sein  mag,  von  dem  ersten  Momente 
an,  in  welchem  der  Kapitain  Protest  erheben  konnte. 

1323.  Die  Versicherer, können  die  Unzulässigkeit  und  Wirkungslosig- 
keit, welche  die  Art,  1319  und  1320  festsetzen,  nicht  geltend  macheo,  wenn 
die  Waaren  vor  der  Üebergabe  auf  Antrag  irgend  eines  Gläubigers  des  Ver- 
sicherten   verkauft  worden  sind. 

Sie  können  jedoch  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Uebei^be  und 
Empfangnahme  der  Waaren  stattgefunden  hat,  welche  Klage  auch  zustehen 
mag,  zu  welcher  der  von  denselben  erlittene  Schaden  Veranlassung  giebt 

1324.  In  gleicKer  Weise  kann  auch  der  Befrachter  die  in  den  Art  I3I9 
und  1320  festgesetzten  Einwendungen  nicht  geltend  machen,  wenn  er  zor 
Zeit  des  Unfalles  auf  dem  Schiffe  sich  befunden  und  das  Protokoll  aber  den 
Seewurf  unterschrieben  hat,  oder  wenn  er  vor  der  Empfangnahme  der 
Waaren  und  der  Bezahlung  der  Fracht  mit  dem  Kapitain  über  die  R^Q* 
lirung  der  Havarie  eine  schriftliche  Vereinbarung  getroffen  hat. 
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Buch  IV. 

Von    den    Fallimenten. 

TITEL  I. 
Von  dem  Falliment  im  Allgemeinen. 

§  1.    Allgemeine  Vorschriften» 

1325*  Das  Falliment  ist  der  Zustand  des  Kaufmanns,  welcher  die 
Zahlung  seiner  Handelsverpflichtungen  einstellt. 

1S86.  Die  einfache  Suspension  der  Zahlungen  begxt^ndet  nicht  den 
Zustand  des  Falliments,  wenn  alle  Gläubiger  einstimmig,  den^  gemeinschaft- 
lichen Schuldner  einen  Aufschub  bewilligen. 

1327.  Um  den  Zustand  des  Falliments  zu  begründen,  ist  .es  nicht 
erforderlich,  dass  die  Zahlungseinstellung  eine  allgemeine  sei. 

1328.  Das  Falliment  ist  ein  untheilbarer  Zustand  und  demgemäss 
um&8st  es  die  Gesammtheit  des  Vermögens  und  der  Schulden  des  Falliten. 

1329.  Das  Falliment  einer  offenen  oder  einer  Kommanditgesellschaft 
bewirkt  das  persönliche  Falliment  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter, 
welche  dieselbe  bilden;  jedoch  begründet  das  Falliment  eines  der  letzteren 
iiicht  das  f'alliment  der  GesellschiSt.  . 

§  2,    Von  der  Klassifikation  des  .Falliments. 

1330.  Das  Falliment  ist  ein  zufalliges,  schuldbares  oder  betrügerisches. 

1331.  Das  Falliment  ist  ein  zufMliges,  wenn  es  ausschliesslich  durch 
Zufalle  oder  höhere  Gewalt  entsteht. 

1332.  Es  wird  von  Rechtswegen  vermuthet,  dass  das  Falliment  in 
folgenden  Fällen  ein  schuldbares  ist: 

1.  wenn  die  häuslichen  und  persönlichen  Ausgaben  des  Falliten  mit 
Rücksicht  auf  sein  liquides  Kapital,  seine  gesellschaftliche  Stellung 
und  die  Zahl  seiner  Familienmitglieder  übermässig  gewesen  sind; 

2.  wenn  der  Fallit  beträchtliche  Summen  in  irgend  einer  Art  von 
Spiel,  in  hohen  Wetten  oder  in  fingirten  Börsengeschäften  ver- 
loren hat; 

3.  wenn  der  Fallit  in  der  Absicht,  das  Falliment  hinauszuschieben, 
Waarcn  gekauft ,  um  dieselben  zu  einem  geringeren  Preise,  als  dem 
laufenden,  wieder  zu  verkaufen,  Darlehne  kontrahirt,  Kreditwerthe 
in  Cirkulation  gesetzt  oder  andere  verderbliche  Mittel  angewendet 
hat,  um  sich  Geld  zu  verschaffen; 

4.  wenn  er  nach  der  Zahlungseinstellung  einen  Gläubige!  zum  Nach- 
theil der  übrigen  bezahlt  hat. 

1333.  Das  Falliment   wird    als    ein   schuldbares  in    folgenden  Fällen 
angesehen : 

1.  wenn  der  Fallit  keine  Bücher  oder  Inventarien  geführt  hat  oder, 
falls  er  solche  gehabt  hat,  die  Bücher  nicht  mit  der  erforderlichen 
Regelmässigkeit  geführt  worden  sind  oder  die  Inventare  nicht  genau 
und  vollständig  sind,  uüd  zwar  in  einer  solchen  Weise,  dass  beide 
nicht  den  wirklichen  Stand  der  Aktiva  und  Passiva. erkennen  lassen; 
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2.  weoD  er  die  Briefe  nicht  aufbewahrt  hat,  welche  an  ihn  bezof^ich 
seiner  Geschäfte  gerichtet  worden  sind; 

3i  wenn  er  die  Eintragung  der  in  dem  Art.  22  aufgezählten  Urkucden 
unterlassen  hat; 

4.  wenn  er  Bürgschaften  geleistet  oder  für  fremde  Rechnung  Ver|»flich- 
tungen  kontrahirt  hat,  welche  mit  seiner  Veimögenslaire  in  keioeoi 
Verhältniss  stehen,  ohne  äquivalente  Weiihe  als  Garantie  seiner 
Verantwortlichkeit  erhalten  zu  haben; 

5.  wenn  er  als  Darlehn  mit  oder  ohne  Zinsen  irgend  eine  Waaren- 
menge  zu  einem  höheren  Preise,  als  dem  laufenden  Platzpreise, 
empfangen  hat; 

6.  wenn  er  unmittelbar,  nachdem  er  Waaren  auf  Kredit  gekauft  hat,  die- 
5?elben  zu  einem  niedrigeren  Preise,  als  dem  laufenden,  verkauft; 

7.  wenn  er  innerhalb  3  Tagen  nach  der  Zahl ungstn'n Stellung  die  im 
Art.  1345' vorgeschriebene  Erklärung  nicht  gemacht  hat,  oder  wenn 

.  .         diese  Erklärung,  nicht  die  Namen  aller  seiner  solidarisch  haftenden 
Gesellschafter  enthält; 

8.  wenn  er,  indem  er  sich  Vor  oder  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falli- 
ments entfernt  hat  und  nicht  in  gesetzlicher  Weise  verhindert  isu 
sich  nicht  persönlich  vor  dem  Handelsgericht  oder  den  Verwaltern 
in    den    Fällen    einfindet,    in    welchen    ihm    das  Gesetz   diese  Ver- 

•     ■        pflichtung  auferlegt; 

9.  wenn  er  zum  zweiten  Mal  in  Falliment  erklärt  worden  ist,  ohne 
die  Verpflichtungen  erfüllt  zu  haben ,  welche  er  in  einem  vorher* 
gehenden  Akkord  kontrahirt  hat. 

1334.    Es  wird   von  Rechtswegen    vermuthet,  dass  das  Falliment  in 
den  im  Folgenden  erwähnten  Fällen  ein  betrügerisches  ist: 

1.  wenn  der  Fallit  in  dem  Inventar  und  der  jährlichen  Bilanz  oder  in 
derjenigen,  welche  er  der  Fallimentsanmeldung  beifügt,  Geld,  Waaren, 
Forderungen  oder  andere  Vermögensstücke,  welcher  Art  dieselben 
auch  sein  mögen,  verheimlicht  hat; 

2.  wenn  er  vor  oder  nach  der  Erklärung  des  Falliments  für  sich  and 
im  Namen  eines  Dritten  Immobilien,  Waaren  oder  Forderungen 
gekauft  oder  Handelseffekten  cedirt  hat,  ohne  den  Betrag  derseit<eD 
empfangen  zu  haben; 

3.  wenn  er  Veräusserungen  irgend  welcher  Art  fingirt  hat; 

4.  wenn  aus  den  Büchern  das  Vorhandensein  oder  die  Aasgabe  der 
Aktiva  seines  letzten  Inventars  nicht  hervorgeht  oder  diejenige  des 
Geldes  und  der  Werthe  irgend  welcher  Art,  welche  nach  der  Auf- 
stellung dieses  Inventars  in  seinen  Besitz  gelangt  sind; 

5.  wenn  er  sich  entfernt  oder  flieht,  indem  er  die  Bücher  oder  Urkunden 
seines  Geschäfts  oder  irgend  einen  Theil  seines  Vermögens  mit 
sich  nimmt  oder  verbirgt; 

6.  wenn  er  in  seinen  Büchern,  Bilanzen  oder  anderen  Urkunden  Schul- 
den, Ausgaben  oder  Verluste  fingirt  oder  den  Betrag  seiner  wirk- 
lichen Schulden,  Ausgaben  oder  Verluste  übertreibt; 

7.  wenn  er  fingirte  Schulden  unterzeichnet  oder  anerkannt  bat; 

8.  wenn  er  die  von  ihm  geführten  Bücher  verbirgt  oder  unbiauchbar 
macht; 

9.  wenn  er  zu  seinen  eigenen  Geschäften  Waaren  oder  Fonds  verwende* 
hat,  welche  ihm  in  Verwaltung,  als  Depositum  oder  in  KomIIl]ä^io« 
anvertraut  worden  sind; 
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10.  wenn  er  ohne  Ermächtigung  des  Eigenthümers  Wechsel,  Zahlungs- 
anweisungen oder  Zahl ungsscheine,  welche  sich  zu  ihrer  Einziehung, 
Uebersondung  oder  zu  einem  anderen  Zwecke,  als  dem  der  Nego- 
cirung ,  in  seinen  Händen  befinden ,  negocirt  und  den  Erlös  nicht 
übersendet  hat; 

11.  wenn  er,  mit  dem  Verkauf  von  Waaren  oder  der  Negocirung  von 
HnndoNefiFekten  heauftmgt,  die  Veräusserung  seinem  Kommittenten 
während  irgend  einer  Zeit  verheimlicht  hat; 

12.  wenn  er  nach  seiner  letzten  Bilanz  Wechsel  seines  eigenen  Geschäfts 
zu  Lasten  einer  Person  negocirt  hat,  in  deren  Händen  er  keine 
Fonds  besitzt,  oth^r  welche  ihn  nicht  ermächtigt  hat,  dieselben  zu 
begeben; 

13.  wenn  er  zum  Naehtheile  seiner  Gläubiger  die  Zahlung  einer  Schuld, 
welche  erst  nach  der  p]rklärung  des  Falliments  exigibel  wird,  im 
Voraus  geleistet  hat,  in  welcher  Form  es  auch  immer  sein  mag; 

14.  wenn  er  nach  der  E»klärung  des  Falliments  Geld,  Waareq  oder 
Forderungen  der  Masse  emptangen  und  zu  seinem  eigenen  Gebri^uclj 
verwendet  hat,  oder  wenn  er  irgend  einen  Theil  des  zur  Mks-it^ 
gehörenden  Vermögens  bei  Seite  geschafft  hat; 

15.  im  Allgemeinen  stets,  wenn  der  Fallit  irgend  ein  Unternehmen  aus- 
geführt hat,  welches  s^ine  Aktiva  vermindert  oder  seine  Passiva 
in  betrügerischer  Weise  vermehrt. 

1335  Es  wird  auch  von  Rechtswegen  als  betrügerisch  das  Falliment 
des  Wechselagenten  oder  Mäklers  vermuthet,  dem  nachgewiesen  wird,  dass 
er  für  seine  Rechnung  in  eigenem  oder  unter  fremdem  Namen  irgend  ein 
Handelsunternehmen  ausgeführt  hat,  oder  dass  er  sich  für  die  von  ihm  ver- 
mittelten Unternehmungen  verbürgt  hat,  auch  wenn  das  Falliment  davoa 
nicht  herrührt.*) 

1336.  Das  Falliment  wird  als  betrügerisch  vermuthet: 

1.  wenn  der  Fallit  öffentliche  Urkunden  oder  Privatdokumente  aus- 
gestellt hat,  in  welchen  er  sich  als  Schuldner  bekennt,  ohne  den 
Grund  der  Schuld  oder  einen  bestimmten  Werth  anzugeben; 

2.  wenn  er  innerhalb  6  Monaten  vor  der  Erklärung  des  Falliments 
Waaren  auf  Kredit  oder  Darlehne  oder  Geld  auf  Wechsel  ent- 
nommen hat; 

3.  wenn  er,  indem  er  aus  dem  Arrest  entsprungen  ist  oder  einen 
Geleitsbrief  erhalten  hat,  sich  vor  dem  Handelsgericht  nicht  ein- 
findet, sofern  dieses  es  ihm  befiehlt. 

1337.  Es  werden  als  Mitschuldige  des  betrügerischen  Falliments 
angesehen : 

1.  diejenigen,  welche  im  Ein  verstand niss  mit  dem  Falliten  Forderungen 
fingiren  oder  die  wirklich  vorhandenen  dem  Betrage  oder  Datum 
nach  verändern; 

2.  diejenigen,  welche  dem  Falliten  behülflich  sind,  Vermögensstücke, 
welcher  Art  dieselben  auch  sein  mögen,  vor  oder  nach  der  Erklärung 
des  Falliments  zu  verheiinlicbeu  oder  bei  Seite  zu  schaffen; 

3.  diejenigen,  welche  mit  Kenntniss  der  Erklärung  des  Falliments 
Mobilien  oder  Immobilien,  Urkunden  oder  Papiere,  welche  sich  in 
ihren  Hiinden  als  Eigen thum  des  Falliten  befinden,  verheimlichen 
oder  dieselben  dem  letzteren  und  nicht  den  Verwaltern  übergeben; 


>)  Cfr.  Note  zu  Art.  64,  S.  700,  und  Note  zu  Art.  1620  des  Argentinischen 
H.  G.  B..,  S.  276. 
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4.  diejenigen,  welche  nach  der  Erklärung  des  Falliments  Cessionen 
oder  Indossamente  von  Seiten  des  Falliten  zulassen; 

5.  die  rechtmässigen  Gläubiger,  welche  mit  dem  Falliten  zum  Nach* 
theil  der  Masse  private  Vereinbarungen  abschliessen; 

6.  die  Wechselagenten  und  Mäkler,  welche  nach  der  Erklärung  des 
Falliments  irgend  ein  Bandeisunternehmen  des  Falliten  vermitteln. 

1338.  Der  Ehemann  oder  die  Ehefrau  und  die  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten des  Falliten  in  auf-  und  absteigender  Linie,  welche  ohne  Keont- 
niss  desselben  zu  dem  Falliment  gehoiige  Vermögensstücke  bei  Seite  ge- 
schafft oder  verheimlicht  haben,  sind  nicht  Mitschuldige  des  betrQgeriscfaen 
Falliments,  sie  werden  jedoch  als  des  Diebstahls  schuldig  bestraft. 

1339.  Die  Gläubiger  und  das  öffentliche  Ministerium  können  vor  den 
zuständigen  Gerichten  die  Anklage  wegen  des  schuld  baren  oder  betrügerischen 
Falliments  und  der  Mitschuld  an  demselben  erheben  und  das  Ver&hren 
liierüber  betreiben. 

Die  Verwalter  können  ohne  vorhergehende  Ermächtigung  der  persön- 
lichen Majorität  der  Gläubiger  Anklage  nicht  erheben. 

1340.  Die  schuldbaren  oder  betrügerischen  Falliten  und  ihre  Mit- 
schuldigen werden  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Stra^esetzbaches 
bestraft. 

Unbeschadet  hiervon  werden  die  Mitschuldigen  civilrechtlich  Ter- 
■urt  heilt: 

1.  zu  dem  Verluste  eines  jeden  Anspruches,  welchen  sie  an  die  Masse 
haben; 

2.  zur  Rückerstattung  der  Vermögensstücke,  Rechte  und  Anspräche 
an  dieselbe,  bei  deren  Vorenthaltung  sie  mitschuldig  gewesen  sind; 

3.  der  Masse  als  Entschädigung  für  die  Schäden  und  Nachtheile  eine 
Summe  zu  bezahlen,  welche  dem  Betrage  desjenigen  gleich  ist,  was 
sie  zu  unterschlagen  beabsichtigten. 

1341.  Behufs  Qualifikatiou  des  Falliments  wird  vor  dem  Handels- 
|2;ericht'  ein  besonderes  Ver&hren  eingeleitet,  welches  nach  Vernehmung  des 
Falliten,  der  Verwalter  und  des  öffentlichen  Ministeriums  zu  instruiren  ist. 

nenn  keine  Veranlassung  vorliegt,  das  Falliment  als  schuldbar  oder 
betrügerisch  zu  qualificiren,  so  erklärt  das  Handelsgericht  dasselbe  als  ein 
zuföUiges;  im  entgegengesetzten  Falle  jedoch  muss  es  das  Aktenstück  der 
gewöhnlichen  Gerichtsbehörde  übersenden,  damit  dieselbe  nach  dem  Rechte 
verfahre. 

TITEL  IL 

Ton  der  Erklärung  des  Falliments  und  den  Wirkungen  der- 
selben, den  Wirkungen  der  Zahlungseinstellung  und  von  den 
Bechtsmitteln   gegen   das   Urtheü,   welches   das   Falliment 

ablehnt  oder  erklärt. 

§  1.     Von  der  Erklärung  des  Falliments. 

1342.  Jeder  Eau&nann,  mag  er  eine  natürliche  oder  eine  juristische 
Person  sein,  welcher  sich  in  dem  Falle  des  Art.  132Ö  befindet,  mos«  in 
Falliment  erklart  werden,  auch  wenn  er  zu  denjenigen  gehört,  denen  das  Ge- 
setz verbietet,  Handel  zu  treiben,  und  selbst  wenn  er  nur  einen  Gläubiger  hat. 

Die  Unfähigen  können  nicht  in  Falliment  erklärt  werden,  auch  wenn 
sie  sich  gewohnheitsmässig  mit  der  Ausübung  des  Handels  beschäftigt 
haben. 
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ISiS-  Die  Erbschaft  eines  EaufmanDes  kann  för  fallit  erklärt  werden, 
8ofem  der  letztere  im  Zustande  der  Zahlun^einstellung  gestorben  ist  und 
die  Erklärung  von  den  Gläubigern  verlangt  oder  von  Amtswegen  erfolgt 
ist,  und  zwar  innerhalb  eines  Jahres,  von  dem  Tode  des  Schuldners  an 
gerechnet. 

Wenn  die  Erklärung  innerhalb  der  erwähnten  Frist  nachgesucht  wor- 
den ist,  können  die  Handelsgerichte  dieselbe  in  gültiger  Weise  vornehmen 
auch  nach  Ablauf  des  Jahres. 

Die  Erklärung  des  Falliments  trennt  von  Rechtswegen  das  Vermögen 
des  Verstorbenen  von  dem  Vermögen  seiner  Erben. 

1344.  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  kann  auf  An- 
trag des  Falliten  oder  seiner  Erben,  auf  Betreiben  eines  oder  mehrerer 
Gläubiger  oder  von  Amtswegen  auf  Veranlassung  des  öffentlichen  Mini- 
steriums erfolgen. 

1345.  Jeder  Fallit  ist  verpflichtet,  innerhalb  3  Tagen,  von  der  Zahlungs- 
einstellung an  gerechnet,  einschliesslich  des  Tages,  an  welchem  dieselbe  ein- 
getreten ist,  schriftlich  seinen  Zustand  darzulegen. 

In  dem  im  Art.  1348  vorgesehenen  Falle  müssen  die  Erben  innerhalb 
der  daselbst  bezeichneten  Frist  die  Anzeige  erstatten. 

Die  Anzeige  ist  in  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  am  Domicil 
des  Falliten  zu  präsentiren,  auch  wenn  dieses  Domicil  nach  der  Zahlungs- 
einstellung gewechselt  worden  ist. 

Wenn  dieselbe  im  Namen  einer  offenen  oder  einer  Kommanditgesell- 
schaA;  erfolgt,  muss  sie  die  Angabe  des  Namens  und  des  Domicils  eines 
jeden  der  solidarisch  haftenden  Gesellschafter  enthalten. 

Der  Ort,  an  welchem  die  fallite  Gesellschaft  ihr  Hauptetablissement 
bat,  ist  hinsichtlich  der  Wirkungen  des«  gegenwärtigen. Artikels  das  gesell- 
schaftljchp.  DomiciU 

i348-  Zusammen  mit  dem  Scbriftstüc)ce,  ia  welchem  das  Falliment 
angezeigt  wird,  müssen  vorgelc^  werden: 

1.  die  General bilanz  der  Geschäfte  des  Schuldners,  und,  wenn  dieselbe 
nicht  vorgelegt  werden  kann,  müssen  in  dem  Schriftstucke  die  Hin- 
derungsgrQnde  angegeben  werden; 

2.  eine  motivirte  Denkschrift  über  die  direkten  und  unmittelbaren 
Ursachen  des  Falliments. 

Das  Schriftstück,  die  Bilanz  und  die  Denkschrift  müssen  von  dem 
Schuldner  oder  seinen  Eh*ben  oder  von  einem  mit  Specialvollmacht  hierzu 
versehenen  Bevollmächtigten  datirt  und  unterzeichnet  werden. 

Wenn  der  Schuldner  eine  Gesellschaft  ist,  müssen  die  angegebenen 
Schriftstücke  von  allen  solidarisch  haftenden  Gesellschaftern  unterzeichnet 
verdoD,  welchen  diese  Eigenschaft  nach  dem  Gesellschaftsvertrage  zu- 
kommt, und  die  an  dem  Domicil  der  Gesellschaft  anwesend  sind. 

1347.  Die  Bilanz  muss  die  Aufzählung  und  ungefähre  Abschätzung 
des  ganzen  beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögens  des  Schuldners,  den 
Stand  seiner  Forderungen  und  Schulden,  das  Gewinn-  und  Verlustkonto 
und  die  Uebersicht  seiner  Ausgaben  enthalten  und  mit  der  eidlichen  Ver- 
sicherung geschlossen  werden,  dass  sie  genau  und  vollständig  ist,  und  das 
Datnm  und  die  Unterschrift  des  Schuldners  oder  seiner  Erben  tragen. 

1348.  Der  Sekretär,  welcher  die  Anzeige  des  Falliments  in  Empfaug 
nimmt,  hat  am  Fusse  derselben  den  Tag  und  die  Stunde  ihrer  Präsentation 
zu  bescheinigen  und  hierbei  dem  Ueberbringer  auf  Verlangen  eine  Beschei- 
sigung  dieser  Massnahme  zu  ertheilen. 

1348.  In  der  Sitzung,  welche  dem  Tage  folgt,  an  welchem  die  An- 
zeige gemacht  worden  ist,  muss    das    Handelsgericht   das  Erkenntniss  über 
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die  ErkläruDg  des  Falliments  verkünden  und  in  demselben  provisorisch  den 
Zeitpunkt  der  Zahlun^^-einslellung  festsetzen  oder  sich  vorbehalten,  den- 
selben später  festzustellen. 

Der  Sekretär  muss  im  Anscbluss  an  das  Urtheil  die  Stunde  seiner 
Verkündigung  bescheinigen. 

Wenn  kein  Vorbohnlt  gemacht  worden  ist,  muss  angenommen  werden, 
da.^s  die  Zahlungbcinstellung  an  dem  Datum  des  Urtheils,  welches  da< 
Falliment  erklärt,  oder  an  dem  Todestage  des  Schuldners  in  dem  Falle  de> 
Art.   1343  eingetreten  ist. 

1350.  Ausser  der  Festsetzung  des  Tages  der  Zahlungseinstellung  oiler 
des  Vorbehaltes,  welche  in  dem  vorhergehenden  Artikel  erwähnt  siod,  mn-^ 
das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  enthalten: 

1.  die  piovisorisehe  Bezeichnung  von  einem,  zwei  oder  drei  Verwaltern, 
welche  die  Verwaltung  des  Vermögens    des   Falliten    öbernehmen* -; 

2.  den  Arrestbeiehl  des  Falliten  in  dem  öffentlichen  Gefängniss  oder 
in  seinem  eigenen  Hause  unter  Kautionsleistung  zu  Gunsten  der 
Masse  in  Höhe  eines  Betrages,  welchen  das  Gericht  nach  seiaem 
Ermessen,  nach  den  Umstanden  des  Falliments,  festsetzt'); 

3.  den  Befehl,  das  ganze  Vermögen  des  Falliten,  seine  Bacher,  C  »r- 
respondenz  und  Urkunden  gerichtlich  mit  Beschlag  zu   belegen; 

4.  den  Befehl,  dass  der  Verwalter  des  Postamtes  die  Briefe  des  Fal- 
liten an  die  Verwalter  übergeben  soll; 

5.  das  Verbot,  dem  Falliten  Waaren  zu  bezahlen  und  zu  abergeben, 
bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Zahlungen  und  Uebergaben,  and  di*Q 
Befehl  an  diejenigen,  welche  dem  Falliten  gehörige  Vermögens- 
stücke oder  Papiere  besitzen,  dass  sie  dieselben  innerhalb  3  Tag*»D 
zur  Verfügung  des  Handelsgerichts  stellen,  bei  Strafe,  für  Hehl^ 
und  Mitschuldige  des  Falliments  gehalten  zu  werden; 

6.  den  Befehl,  die  muthmasslichen  Gläubiger,  welche  in  denn  Gebiete 
der  Republik  wohnen,  zusammen  zu  berufen,  damit  sie  mit  den  Be- 
weisdokumenten ihrer  Forderungen  der  ersten  Genemi  Versammlung 
beiwv>hnen,  welche  an  dem  Tage  und  zu  der  Stunde  stattzufindt-a 
hat,  die  das  Handelsgericht  bezeichnet; 

7.  den  Befehl,  dass  allen  in  dem  Gebiete  der  Republik  woiinhaften 
Gläubigern  bekannt  gemacht  werde,  innerhalb  der  in  der  Civil- 
processordnung  bezeichneten  Laduugsfrist  an  dem  Orte  des  Ver- 
fahrens persönlich  oder  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  za 
erscheinen,  mit  der  Verwarnung,  dass  das  Fällimi-ntsvei  fahren  forl- 
gesetzt wird,  oh  e  dass  irgend  ein  Abwesender  von  neuem  vorge- 
laden wird; 

8.  den  Befehl,  dass  die  betreffenden  Requisitionsschreiben  expedirt 
werben,  um  die  Erklärung  des  Falliments  denjenigen  Gläubigers 
zur  Kenntniss  zu  bringen,  welche  sich  ausserhalb  der  Republik  l»e- 
finden,  indem  ihnen  anbefohlen  wird,  in  derselben  liadungsfnst  an 
dem  Orte  des  Verfahrens  unter  der  erwähnten  Verwarnung  zu  er- 
seheinen, und  indem  he^timmt  wird,  dass  sie  in  der  Zwischenzeit 
durch  das  öffentliche  Ministerium  vertreten  werden; 


1)  Durch  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  dahin  abgeändert: 

die  vorläufige  Bezeichnung:  eines  Verwalters    welcher  die  Verwaltonf  ie* 
VerraögenB  des  Falliten  überniusnjt 

^)  Die  Haft  findet  nach  dem  üeset/.   vom  23.  Jani  1868,   abgesehen   von  anderei 
Fällen,  nur  bei  dem  hcbuidbaren  und  betrüge rischen  Falliment  statt;  cfr.  Art.  1398. 
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9.  den  Befehl,  dass  oach  den  Bestimmungen  des  Art,  1357  die  Er- 
klärung des  Falliments  und  das  Verbot,  sowie  der  Befehl  der  Ueber- 
gabe,  von  welchen  No.  5  dieses  Artikels  handelt,  veröffentlicht 
werdend) 

1351.  Die  Gläubiger  können  die  Erklärung  des  Falliments  herbei- 
fahren, auch  wenn  ihre  Forderungen  nicht  exigibel  sind. 

Wenn  sie  dieselbe  beantragen,  müssen  sie  speciell  die  Thatsachen  und 
Umstände  angeben,  welche  die  Zahlungseinstellung  begründen,  und  die  Ur- 
kunden beifugen,  welche  die  letztere  beweisen,  oder  den  erforderlichen  Be- 
weis zu  führen  sich  erbieten. 

Der  Antrag  muss  bei  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  vorgelebt 
werden,  und  der  Sekretär  hat  am  Fusse  desselben  den  Tag  und  die  Stunde 
der  Vorlegung  zu  bescheinigen. 

Das  Gericht  muss  die  Erklärung  in  der  in  den  beiden  vorhergehenden 
Artikeln  fejJtgesetzten  Form  aussprechen  oder  dies  ablehnen,  und  zwar  so 
bald  als  möglich,  indem  es  den  Schuldner  summarisch  vernimmt,  falls  es  dies 
für  erforderlich  erachtet. 

Wenn  der  Antrag  abgelehnt  ist,  kann  der  Schuldner  von  demjenigen 
Gläubiger,  der  die  Erklärung  des  Falliments  herbeiführen  wollte,  Ersatz  der 
Schäden  und  Nachtheile  verlangen,  falls  er  beweist,  dass  der  letztere  culpos 
oder  dolos  gehandelt  hat.. 

1352  Die  civilen  Gläubiger  können  die  Erklärung  des  Falliments  nur 
unter  der  Bedingung  beantragen,  dass  sie  die  Zahlungseinstellung  von 
Handelsschulden  nachweisen. 

1353-  Der  Kommanditist  kann  die  Erklärung  des  Falliments  der  Ge* 
Seilschaft,  zu  welcher  er  gehört,  nicht  verlangen;  wenn  er  jedoch  Privat- 
gläubiger  derselben  ist,  kann  er  sie  in  dieser  Eigenschaft  beantragen. 

1354.  Der  Verzicht  auf  die  persönliche  Verfolgung  zu  Gunsten  des 
Schuldners  bedingt  nicht  den  Verzicht  auf  das  Recht,  die  Erklärung  des 
Falliments  zu  beantragen. 

1355.  Weder  der  Haussohn,  als  Gläubiger  seines  Vaters,  noch  der 
Vater  als  Gläubiger  seines  Sohnes,  noch  die  Ehefrau  als  Gläubigerin  ihres 
kaufmännii'chen  Ehemannes  können  gegenseitig  die  Erklärung  des  Falliments 
beantragen. 


0  Durch  das  Gesetz  vom  U.  Januar  1879  sind  folgende  Alineas  hinzugefügt 
worden : 

Wenn  das  Falliment  Depositen-  oder  Emissionsbanken  betrifft,  muss  die  in 
den  No.  6  u.  7  vorgeschriebene  £inbenifun^  und  Mittheilung  durch  zwei  Zeitungen 
des  Departements,  in  welchem  das  Falliment  erklärt  wird,  oder  durch  eine 
Zeitunff  erfolgen,  falls  dort  keine  weiteren  publicirt  werden.  Ausserdem  muss  der 
Verwalter  eine  Anzei&^e  der  Einberufung  durch  eingeschiiebene  Briefe  an  die- 
jenigen Gläubiger  richten,  deren  Domicil  ihm  bekannt  ist.  Diese  Form  der 
Vorladung  ist  auch  in  den  ttbrigen  Fällen  des  Verfahrens,  bei  denen  es  er- 
forderlich ist,  zu  beobachten. 

Das  Gericht  kann  jedoch  diese  Form  der  Vorladung,  ausser  den  Fällen,  auf 
welche  sich  das  yorhergeliende  Alinea  bezieht,  auf  die  übrigen  Verfahren  beim 
Falliment  ausdehnen,  sofern  dies  erforderlich  ist,  um  bedeutende  Kosten  und 
grossen  Zeitverlust  zu  vei  meiden,  oder  die  beträchtliche  Anzahl  der  Gläubiger 
dies  nothwtrudig  macht 

Wenn  dan  Falliment  eine  anonyme  Gesellschaft  betrifft,  müssen  die  Mit- 
theil un  gen,  welche  dem  Falliten  gemacht  werden  sollen,  an  die  Mitglieder  des 
letzten  Verwaltungsrathes,  wehhen  die  Gesellschaft  gehabt  hat,  erfol^^en,  es  sei 
denn,  dass  die  Aktionäre,  iu  der  in  den  Statuten  vorgesehenen  Form,  ihre  Ver- 
tretung einer  anderen  Person  oder  anderen  Personen  anvertraut  haben  oder 
anvertrauen. 


860  VI.    ühUe. 

1356.  Die  Handelsgerichte  können  die  Erklärung  des  Falliments  tod 
Amts  wegen  nur  dann  aussprechen,  wenn  der  Schuldner  flächtig  ist  oiei 
sich  verbirgt,  indem  er  seine  Komtoire  oder  Waarenlager  verschlossen 
zarücklässt,  ohne  eine  Person  ernanpt  zu  haben,  welche  seine  Geschäfte  Ter> 
waltet  und  der  Erfüllung  seiner  Verpflichtungen  nachkommt. 

In  diesem  Falle  kann  das  Gericht  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag 
des  öffentlichen  Ministeriums  oder  irgend  eines  der  Gläubiger  Anlqi^aiig  der 
Siegel  anordnen,  indem  es  die  Erklärung  des  Falliments  hinausschiebt,  &lls 
es  dies  för  angemessen  erachtet. 

1357.  Das  Erkenn tniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  ist  vollstreckbar, 
unbeschadet  irgend  eines  Widerspruchs  oder  Rechtsmittels,  welches  ein- 
gelegt wird. 

Wenn  es  binnen  6  Monaten,  von  seinem  Datum  an  gerechnet,  nicht 
ausgeführt  worden  ist,  hat  es  keinen  Werth,  noch  irgend  eine  gesetzliche 
Wirkung. 

Es   ist   im  Auszuge    in  der  Vorhalle  des  Sitzungssaales  des  HandeU- 

?erichts  anzuheften    und  in  der  gleichen  Weise   in  einer  der  Zeitungen    des 
)rtes,  in  welchem  die  Erklärung  erfolgt  ist,  und  in  allen  übrigen  Orten  zu 
publiciren,  in  welchen  der  Fallit  Handelsetablissements  besitzt. 

Wenn  die  Zahlungseinstellung   durch   ein  besonderes  Urtheil  bestimmt 
wird,  muss  dasselbe  in  der  erwähnten  Weise  angeheftet  und  publicirt  werden. 
Der  Anschlag  und  die  Insertion  muss  in  der  Frist  von  30  Tagen  statt- 
finden. 

1358.  Der  Sekretär  des  Gerichts  hat  an  das  öffentliche  Ministerium 
eine  beglaubigte  Abschrift  des  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisses 
innerhalb  4  Stunden,  nachdem  es  verkftndet  worden  ist,  einzusenden. . 

§2.     Von  den  Wirkungen  der  Erkläi-ung  des  Falliments. 

1859.  Das  Falliment  erzeugt  die  Wirkun^^en,  welche  ihm  dieses  Gesetz 
zuertheilt,  nur  auf  Grund  des  Urtheils,  welches  das  Vorhandensein  desselben 
erklärt,  und  seine  Wirkungen  erstrecken  sich  nicht  über  das  in  demselt>en 
annregebene  Datum  hinaus. 

1360.  Die  Erklärung  des  Falliments  entzieht  dem  Falliten  nicht  die 
Ausübung  der  bürgerlichen  Rechte,  mit  Ausnahme  der  in  dem  Gesetz  aus- 
drücklich bestimmten  Fälle. 

1361.  Das  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  fizirt  unwider- 
ruflich die  Rechte  aller  Gläubiger-  in  dean  Zustande,  welchen  sie  an  dem  Tage 
vor  der  Verkündigung  desselben  haben. 

1362.  Von  der  Stunde  an,  in  welcher  die  Erklärung  des  Falliments 
ausgesprochen  wird,  ist  der  Fallit  von  Rechtswegen  au  der  Verwaltung 
seines  ^esammten  Vermögens  verhindert. 

Die  Freigebung  künftiger  Vermögensstücke,  welche  unter  un^itgelt- 
lichem  Titel  .erworben  worden  sind,  lässt  die  Haftung  für  die  Lasten  and 
Bedingungen,  mit  denen  dieselben  dem  Falliten  überti*agen  worden  sind, 
nicht  erlöschen,  noch  schädigt  sie  die  Erbschafb^gläu biger.     ' 

Die  Verwaltung  der  Vermögensstücke,  welche  der  Fallit  unter  lästigem 
Titel  erworben  hat,  kann  einer  Intervention  unterworfen  werden;. die  Gläu- 
biger haben  jedoch  nur  Anspruch  auf  die  liquiden  Gewinne,  indem  sie  dem 
Falliten  das  zu  seinem  Lebensunterhalt  Erforderliche  lassen  müssen. 

1363.  Nach  der  Erklärung  des  Falliments  behält  der  Fallit  das  Eipn- 
thum  seines  Vermögens  und  die  Verwaltung  über  das  nicht  mit  Bes(£lag 
belegte    und    diejenige    über   das    persönliche  Vermögen   seiner  Kinder  und 
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seiner  Ehefrau,  es  sei  deoD,  dass  die  letztere  eine  Trennung  ihres  Vermögens 
erlangt  hat. 

Die  Früchte  des  Vermögens  der  Kinder  und  der  nicht  geschiedenen 
Ehefrau  gebühren  der  Eonkurs masse,  nach  Abzug  der  Kosten  ihrer  Produktion 
und  des  Betrages  der  gesetzlichen  oder  vertragsmässigen,  darauf  ruhenden 
Lasten. 

1364.  Die  Verwaltung,  von  welcher  der  Fallit  ausgeschlossen  ist,  geht 
von  Rechtswegen  auf  die  Verwalter  über,  und  demgemäss  kann  derselbe 
weder  als  Kläger,  noch  als  Beklagter  vor  Gericht  erscheinen,  unbeschadet 
dass  das  Gericht  ihn  in  der  Eigenschaft  eines  dritten  Streitgenossen  bei  den 
schwebenden  Processen  oder  bei  denjenigen  zulassen  kann,  welche  von 
Neuem  gegen  die  Masse  erhoben  werden. 

Der  Fallit  kann  jedoch  persönlich  alle  Klagen  ausüben^  welche  aus- 
schliesslich seine  Person  betreffen,  oder  welche  derselben  anhaftende  Rechte 
zum  Gegenstand  haben,  und  alle  Massregeln  zum  Schutze  seines  Vermögens, 
im  Falle  einer  Nachlässigkeit  Seitens  der  Verwalter,  treffen. 

1365.  Nach  der  Erklärung  des  Falliments  können  die  gewöhnlichen 
Gläubiger  gegen  die  Verwalter  keine  Exekution  veranlassen,  noch  diejenige 
fortsetzen  ,  welche  sie  gegen  die  Person  oder  das  Vermögen  des  Falliten 
eingeleitet  haben;  die  bevorrechtigten,  Hypothekar-  und  Pfandgiäubiger  nach 
Ablauf  der  Frist  können  jedoch  dieselbe  einleiten  oder  diejenige  fortführen, 
welche  gegen  das  zur  Sicherheit  und  für  die  Zahlung  ihrer  betreffenden 
Forderungen  haftende  Vermögen  anhängig  ist. 

Während  3Ü  Tagen  nach  der  Erklärung  des  Falliments  kann  jedoch 
der  Vermiether  die  zur  Ausbeutung  der  Geschäfte  des  Falliten  bestimmten 
Mobilien  wegen  falliger  Miethen  nicht' mit  Beschlag  belegen,  unbeschadet 
seines  Rechtes,  die  ihm  angemessen  erscheinenden  konservatorischen  Mass- 
regeln zu  veranlassen. 

Wenn  die  Miethe  in  Folge  irgend  eines  gesetzlichen  Grundes  abge* 
laufen  ist,  kann  der  Vermiether  das  vermiethete  Grundstück  in  Besitz  neh- 
men und  die  Exekutionen  veranlassen,  welche  rechtlich  zulässig  sind. 

1366.  Alle  Prozesse,  gewöhnliche  oder  exekutive,  civile  oder  handels- 
rechtliche, welche  zur  Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  gegen  den  Falliten 
schweben  und  sein  Vermögen  in  Anspruch  nehmen  können,  müssen  in  dem 
gemeinschaftlichen  Konkursverfahren  accumulirt  werden. 

1367.  Auf  Grund  der  Erklärung  des  Falliments  werden  rücksichtlich 
des  Falliten  alle  seine  Schulden  fallig  und  exigibel,  und  zwar  nur  zu  dem 
Zweck,  dass  die  Gläubiger  bei  den  Massnahmen  des  Falliments  inteVveniren 
und  die  dem  wirklichen  Werth  ihrer  betreffenden  Forderungen  entsprechenden 
Dividenden  in  Emp&ng  nehmen  können. 

Es  ist  unter  wirklichem  Werth  der  Betrag  zu  verstehen,  welcher  für 
die  Zeit,  die  an  dem  Ablauf  der  Frist  fehlt,  zu  den  laufenden  Zinsen  an- 
gelegt das  nominelle  Kapital  der  Schuld  bildet 

Der  wirkliche  Werth  bezieht  sich  auf  den  Zeitpunkt  der  betreffenden 
Dividenden. 

1368.  Der  Gläubiger,  welcher  gleichzeitig  Schuldner  des  Falliten  ist, 
kann  die  in  dem  vorhergehenden  Artikel  festgestellte  Exigibilität  nicht 
geltend  machen,  noch  als  Schuldner  auf  den  Vortheil  der  Frist  verzichten, 
um  die  Kompensation  beider  Schulden  zu  bewirken. 

Wenn  jedoch  die  Schulden  aus  einem  einzigen  Vertrage  herrühren, 
kann  die  Kompensation  geltend  gemacht  werden,  auch  wenn  sie  zu  ver- 
schiedenen Fristen  exigibel  sind. 
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1369.  Unbeschadet  der  BcstiminuDg  des  Alinea  1  des  Art  1367 
müssen,  wenn  der  Acxrepiant  eines  Wechsels,  der  Aussteller  eines  nicht 
acceptirten  Wechsels  oder  der  Unterzeichner  einer  Zahlungsanwei-^ung  an 
Ordre  falliren,  die  übnjT;en  Mitverpflichteten  unverzüglich  bezahlen  oder 
Bürgschaft  für  die  Zahlung  am  Fälligkeitstermine  leisten. 

1370  0er  bedingte  Gläubiger  kann  die  Hinterlegung  der  Dividenden 
verlangen,  welche  ihm  nach  Erfüllung  der  Bedingung  zukommen,  oder  deren 
Uebexgabe  unter  der  Bürgschaft  beanspruchen,  dieselben  der  Masse  naii  den 
laufenden  Zinsen  zurückzuerstatten,  sofern  die  Bedingung  nicht  cintritu 

1371-  Der  Lauf  der  Negociationen  in  dem  Kontokorrent  mit  dem 
Falliten  wird  durch  die  Erklärung  des  Falliments  suspendirt  und  demgemäss 
muss  zum  Abscbluss  geschritten  werden,  nach  dem  Stande,  der  sieh  an^'der 
letzten  gewöhnlichen  Geschäftsunternehmung  ergiebt,  welche  von  dta 
Interessenten  ausgeführt  worden  ist. 

1372  ßezQglich  der  Zahlung  der  von  dem  Falliten  gesteh uldoten 
Zinsen  ist  die  Bestimmung  des  Art.  2491  des  Civilgesetzbuches  zu  befolgen. 

§  3.     Von  den  Wirkungen  der  Zahlungvseinstellung. 

1373-  Es  sind  nichtig  und  von  keinem  Werthe  rücksichtlich  der 
Masse,  wenn  sie  nach  dem  Tage,  auf  welchen  das  Gericht  die  Zahlungs- 
einstellung festgesetzt  hat,  oder  innerhalb  der  10*)  vorh(;rgehenden  Tage 
ausgeführt  worden  sind: 

1.  jeder  Akt  einer  Eigenthumsübertragung  vonMobilien  oder  Immobilien 
unter  unentgeltlichem  Titel. 

Wenn  der  Akt  zu  Gunsten  eines  Descedentei»,  Ascedenten  oder 
Kollateralen  innerhalb  des  vierten  Grades  erfolgt  ist,  auch  wenn 
durch  Dazwischentreten  eines  Dritten,  müssen  die  in  dem  Aliot^a  1 
erwähnten  10  Tage  auf  120  vor  der  Zahlungseinstellung  erweiiert 
werden; 

2.  jede  anticipirte  Zahlung  einer  civilen  öder  Handelsschuld,  welche:? 
auch  die  Art,  in  der  sie  geleistet  worden  ist,  sein  mag. 

Es  liegt  eine  anticipirte  Zahlung  vor  bei  der  Diskonti run^  vun 
Zahlungsanweisungen  oder  Fakturen  zu  Lasten  des  Falliten  uni 
bei  derjenigen,  welche  unter  Verzichtleistung  auf  die  zu  Gan-tcD 
des  Schuldners  festgesetzte  Frist  erfolgt  ist; 

3.  jede  Zahlung  einer  falligen  Schuld,  welche  nicht  in  baarem  Gelde 
oder  in  Handelseffekten  geleistet  worden  ist; 

4.  jede  Hypothek,  jedes  Pfand  oder  jede  Antichrese,  welche  auf  da- 
Vermögen  des  Falliten  für  Schulden  konstituirt  wird,  die  vor  den 
angegebenen  10  Tagen  eingegangen  worden  sind. 

1374.  Die  Zahlungen  in  baarem  Gelde  oder  in  Ki^ditwerthen  für  fölli^ 
Schulden  und  die  'Akte  und  Verträge  unter  lästigem  Titel,  welche  in  der 
Zeit  Torgenomme(i  worden  sind,  die  zwischen  der  Zahlungseinstellung  und 
der  Erklärung  des  Falliments  liegt,  können  aufgehoben  werden,  falN  die 
befriedigten  Gläubiger  und  die  Dritten,  welche  mit  dem  Falliten  kontrahirt 
haben,  mit  Eenntniss  der  Zahlungseinstellung  gehandelt  haben. 

Diese  Bestimmung  ist  auf  die  Uebersendungen  von  Waaren  anwendbar. 
welche  wähtend  der  Dauer  eines  Kontokorrents  oder  nach  Abschla$>s  de. 
Rechnung,    unter  Anerkennung   eines  Saldos    gemacht    worden   sind,    vi»;l:- 


0,  lieber  die  abweichenden  Bestimmangen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  x: 
Art  235  des  Aegyptischen  H.  ö.  B.,  S.  14. 
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bewiesen  wird,  dass  der  KorrespondeDt,  an  den  sie  gerichtet  worden  sind, 
zur  Zeit  der  Empfangnahme  von  der  Zahlungseinstellung  des  Absenders 
Kenntniss  gehabt  hat. 

1375.  Wenn  der  Fallit  nach  dem  für  die  Zahlungseinstellung  bezeich- 
neten Datum  und  vor  der  Erklärung  des  Falliments  Wechsel  oder  Ordre- 
i)illets  bezahlt  hat,  kann  die  Rückerstattung  des  gezahlten  Betrages  nur 
von  demjenigen  gefordert  werden,  für  dessen  Rechnung  die  Zahlung  er- 
folgt ist. 

In  den  beiden  angegebenen  Fällen  ist  es  erforderlich,  zu  beweisen,  dass 
<lcrjenis2;e,  von  dem  die  Rückerstattung  gefordert  wird,  von  der  Zahlungs- 
einstellung an  dem  Datum  Kenntniss  gehabt  hat,  an  welchem  der  Wechsel 
gezogen  oder  die  Zahlungsanweisung  indossirt  worden  ist. 

1376.  Die  Akie  und  Verträge,  welcher  Art  dieselben  auch  sein  mögen, 
-die  vor  den  in  dem  Alinea  l  des  Art.  1373  bezeichneten  Zeitpunkten  ab- 
geschlossen worden  sind,  können  ebenfalls  aufgehoben  worden,  sofern  das 
gleichzeitige  Vorhandensein  aller  in  dem  Art  2468  des  Civilgesetzbuches 
ausdrücklich  angegebenen  Umstände  nachgewiesen  wird. 

1377.  Die  in  gültiger  Weise  erworbenen  Hypotheken  rechte  können 
bis  zu  dem  Tage  der  Erklärung  des  Falliments  eingetragen  werden. 

Es  können  jedoch  die  nach  der  Zahlungseinstellung  oder  in  den 
10  Tagen  vorher  erfolgten  Eintragungen  annuUirt  werden,  wenn  mehr  als 
14  Tage  zwischen  dem  Datum  der  die  Hypothek  begründenden  Urkunde 
und  dem  Dntum  der  Eintragung  verflossen  sind. 

Diese  Fi  i^t  wird  um  einen  Tag  für  je  5(J  Kilometer  Distance  zwischen 
dem  Orte,  au  welchem  die  Hypothek  konstituirt  worden  ist,  und  dem  Orte, 
an  welchem  die  Eintragung  stattfinden  muss,  vermehrt. 

1378-  Unbeschadet  der  Bestimmungen  in  dem  Art.  1374  und  in  No.  3 
des  Art.  1373  findet  die  Kompensation  der  vor  der  Erklärung  des  Falliments 
fälligen  Schulden  in  Gemässheit  der  Vorschriften,  welche  in  dem 
Titel  XV ll,  Buch  IV  des  Civilgesetzbuches  aufgestellt  sind,  statt  oder  nicht. 

Die  Forderungen  gegen  den  Falliten  jedoch,  welche  durch  Cession 
•oder  Indossament  erworben  sind,  bedürfen  ausserdem  Behufs  ihrer  Kompen- 
sation des  gesetzlichen  Nachweises  der  Richtigkeit  des  Datums  der  Cession 
•oder  des  Indossaments. 

§  4.    Von  den  Rechtsmitteln  gegen  das  Urtheil,  welches  das 
Falliment  ablehnt  oder  erklärt. 

1379.  Gegen  das  Urtheil,  welches  die  Erklärung  des  Falliments  ab- 
lehnt, kann  innerhalb  5  Tagen  nach  seiner  Zustellung  appellirt  werden. 

1380-  Der  Fallit  kann  den  W^iderruf  des  Erkenntnisses,  welches  das 
^Falliment  erklärt,  mag  es  den  Zeitpunkt  der  Zahlung-^cinstellung  festsetzen 
•  oder  nicht,  innerhalb  8  Tagen  beantragen,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  an 
^welchem  die  im  Art.  1357  vorgeschriebenen  Publikationen  stattgefunden  haben. 

Wenn  die  Erklärung  des  Falliments  von  dem  Falliten  herbeigeführt 
worden  ist,  wird  seinem  Antrage  auf  Widerruf  nicht  stattgegeben,  es  sei 
denn,  dass  er  in  demselben  einen  Inthum  in  der  Abschätzung  des  Standes 
seiner  Geschäfte  gellend  macht. 

Wenn  die  Erklärung  sich  auf  eine  Vereinbarung  mit  den  Gläubigern 
.gründet,  muss  der  Antrug  ohne  Weiteres  abgelehnt  werden. 

1381.  Die  Gläubiger  und  dritte  Interessenten  können  ebenfalls  den 
Widerruf  innerhalb  80  Tagen  beantragen,  welche  in  der  im  Alinea  1  des 
^vorhergehenden  Artikels  angegebenen  Art  zu  rechnen  sind. 
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Die  ZustimmuDg  des  Falliten  zu  der  Erklärung  des  Falliments  Ter- 
hindert  nicht  die  Ausübung  des  den  Gläubigem  und  den  dritten  Interessenten 
gewährten  Rechtes. 

1382.  Sofern  das  Handelsgericht  das  Datum  verändert,  aof  welches 
sich  in  dem  das  Falliment  erklärenden  Erkenntnisse  die  Zahlnngseinstellang 
zurückbezieht,  oder  sofern  es  dasselbe  später  durch  ein  besonderes  Er- 
kenntnisa  festsetzt,  laufen  die  Fristen  von  8  und  30  Tagen,  Behufs  Bean- 
tragung des  Widerrufs,  von  der  Publikation  des  neuen  Erkenntnisses,  an. 

1383.  Die  den  Gläubigem  in  dem  vorhergehenden  Artikel  für  die 
Reklamation  gegen  das  Erkenntniss,  welches  den  Zeitpunkt  der  Zahlungs- 
einstellung bestimmt,  gewährte  Frist  muss  erweitert  oder  eingeschränkt 
werden  bis  zu  dem  Ablauf  der  für  die  Prüfung  und  Bekräftigung  der 
Forderungen  bezeichneten  Fristen. 

Durch  den  Ablauf  dieser  Fristen  bleibt  der  Zeitpunkt  der  Zahlangs- 
einstellung bezüglich  der  anwesenden  und  der  aowesenden  Gläubiger 
unwiderruflich  festgesetzt 

1384.  In  den  im  Art.  1382  vorgesehenen  Fällen  geniessen  die  dritten 
Interessenten,  Behufs  Formulirung  des  Widerspruchs,  die  ganze  Frist,  welche 
der  genannte  Artikel  gewährt. 

Die  Hypothekargläubiger,  welche  sich  in  dem  Falle  des  Alinea  2  des 
Art.  1377  befinden,  werden  als  dritte  Interessenten  angesehen,  um  die  im 
Art.  1382  erwähnten  Erkenntnisse  anfechten  zu  können. 

1385.  Nach  Ablauf  der  Fristen  für  den  Widerspruch  wird  von 
Rechtswegen  vermutbet,  dass  der  Fallit  und  die  übrigen  Interessenten  die 
Erklärung  des  Falliments  und  die  Festsetzung  des  Zeitpunktes  der  Zahlungs- 
einstellung angenommen  haben. 

1386.  Der  von  irgend  einem  der  Gläubiger  oder  von  einem  Dritten 
gestellte  Antrag  auf  Widerruf  muss  durch  die  Vernehmung  der  Verwalter 
und  des  Falliten  substantiirt  werden;  wenn  er  jedoch  von  dem  letzteren 
ausgegangen  ist,  werden -taut  die  Verwalter  gehört. 

1387.  Die  Substantiirung  des  Antrages  kann  20  Tage,  von  dem 
Tage  der  Stellung  desselben  an  gerechnet,  nicht  überschreiten. 

1388.  Das  £k*kenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  mu3s  wider- 
rufen werden,  wenn  bewiesen  wird,  dass  der  Fallit  seine  Zahlungen  nicht 
eingestellt  hat. 

Dasjenige,  welches  das  Datum  der  Zahlungseinstellung  bestimmt,  muss 
ebenfalls  widerrufen  werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Fallit  an 
dem  bezeichneten  Tage  denselben  nachgekommen  ist. 

Nach  der  Bestätigung  des  Urtheils  über  den  Widerruf  durch  das  be- 
treflPende  Gericht  kann  der  Fallit  von  dem  Gläubiger,  welcher  die  Erklärung 
des  Falliments  beantragt  hat,  Schadensersatz   verlangen. 

1389.  Das  Urtheil,  welches  das  Erkenntniss  widerruft,   das  den  2«eit- 

()unkt  der  Zahlungseinstellung  bestimmt,  ist  mit  beiden  Wirkungen  appel- 
abel ;  dasjenige  jedoch,  welches  dem  Antrage  auf  Abänderung  des  das  Fal- 
liment erklärenden  Erkenntnisses  nicht  stattgiebt,  Ist  es  nur  mit  Devolutiv- 
effekt. 

1390.  Die  Verhandlung  über  den  Antrag  auf  Widerruf  ist  nach  den 
Vorschriften  zu  leiten,  welche  für  die  Handelssachen  in  der  Civilpiozess* 
Ordnung  gegeben  sind. 
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TITEL  in. 

Von  den  Massnahmen,  welche  der  Erklärung  des  FaUiments 

.  folgen. 

1391.  Das  öffentliche  Ministeriam  and  die  Verwalter  sind  sneciell  da- 
mit beauftragt,  die  Äasf abrang  des  Arrestbefehls  bezüglich  des  Falliten  her- 
beizuführen und  daßir  za  sorgen,  dass  dieselbe  an  dem  Tage  erfolgt,  an 
welchem  das  Urtheil  über  die  Erklärung  des  Falliments  verkündet 
worden  ist. 

1392.  Der  Arrest  des  Falliten  ist  eine  Präventivmassregel  und  nicht 
ein  Zwangsmittel,  um  ihn  zar  Zahlung  seiner  Schulden  za  veranlassen. 

Demgemäss  sind  diejenigen,  welche  von  der  Haft  wegen  Schulden 
eximirt  sind,  nicht  des  Arrestes  in  Folge  des  Falliments  befreit. 

Nachdem  der  Arrest  zur  Ausführung  gebracht  ist,  bleibt  von  Rechts- 
wegen die  Haft  für  Schulden  suspendirt,  in  welcher  sich  der  Fallit  zur 
Zeit  der  Erklärung  des  Falliments  befindet,  es  sei  denn,  dass  der  Gläubiger, 
welcher  sie  erlangt  hat,  ordnungsmässigen  Widerspruch  gegen  das  Er- 
kenntniss,  welches  das  Falliment  erklärt,  erhebt. 

Es  wird  kein  Widerspruch  gegen  die  Freilassung  des  Falliten  in  den 
Fällen  zugelassen,  in  welchen  dieses  Gesetzbuch  dieselbe  gestattet,  es  sei 
denn,  dass  die  Haft  dem  Falliten  als  Strafe  auferl^t  worden  ist. 

1393-  Sofern  der  Fallit  freiwillig  innerhalb  der  im  Art.  1345  bezeich- 
neten Frist  die  Einstellung  seiner  Zahlungen  anzeigt  und  sich  nicht  we^en 
Schulden  oder  aus  irgend  einem  anderen  Grunde  in  Haffe  befindet,  kann  ihn 
das  Handelsgericht  durch  dasselbe  Erkenntniss,  welches  das  Falliment  er- 
klärt, von  dem  Arrest  befreien. 

In  jedem  Stadium  des  Falliments  kann  die  Befreiung  von  dem  Arreste  je 
nach  den  Umständen  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  des  öffentlichen 
Ministeriums,  der  Verwalter  oder  irgend  eines  der  Gläubiger  widerrufen 
werden. 

1394.  Wenn  sich  aus  der  Prüfung  der  Bilanz,  der  Bücher  und  der 
Papiere  des  Falliten,  nach  dem  Ermessen  des  Handelsgerichts,  kein  ge- 
genügender Grund  ergiebt,  am  das  Falliment  als  schuldbar  zu  qualificiren^ 
mass  es  die  Haftentlassung  mit  provisorischem  freien  Geleit  anordnen. 

In  diesem  Falle  kann  der  Fallit  seine  Freilassung  unter  denselben 
Bedingungen  beantragen. 

Der  Antrag  des  Falliten  muss  zur  Kenntniss  des  öffentlichen  Mini- 
steriums und  der  Verwalter  gebracht  werden,  damit  dieselben,  &lls  sie  es 
für  erforderlich  erachten,  gegeo  die  Bewiiligang  des  freien  Geleites  Wider- 
sprach erheben. 

Wenn  das  Gericht  den  Antrag  des  Falliten  genehmigt,  muss  es  dem 
letzteren  besonders  die  Verpflichtung  auferlegen,  zu  erscheinen,  sobald  er 
von  dem  Gßricht  oder  von  den  Verwaltern  vorgeladen  wird.  Die  Ver- 
pflichtung muss  durch  Bürgschaft  in  Höhe  eines  bestimmten  Betrages  zu 
Gunsten  der  Masse  garantirt  werden. 

Das  Gericht  kann  jederzeit  je  noch  den  Umständen  das  freie  Geleit 
widerrufen. 

1395.  Die  Wirkungen  des  Arrestes  hören  auf,  wenn  der  Fallit  freies 
Geleit  erhalten  hat,  einen  Akkord  mit  seinen  Gläubigern  abschliesst  oder 
die  Realisirung  und  Liquidation  des  Falliments  beendigt  worden  ist. 

1396.  An  demselben  Tage,  an  welchem  die  Erklärung  des  Falliments 
stattfindet,  muss  das  Handelsgericht,  unter  Mitwirkung  der  Verwalter  und  in 
Gegenwart  des  Gerichtsschreibers,  die  Anlegung  der  Siegel  an  die  Wohnung, 
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die  Waarenlager,  die  Läden,  Eomtoire,  Niederlagen,  an  die  in  Händen  Dritter 
befindlichen  Waaren  and  die  dem  Falliten  gehörenden  Etablissements  jeder 
Art  vornehmen. 

Wenn  eine  offene  Gesellschaft  fallirt,  müssen  die  Siegel  ebenfalls  an 
alle  erwähnten  Orte  und  Gegenstände  angelegt  werden,  welche  einem  jedeu 
der  Gesellschafter  persönlich  gehören. 

Wenn  es  eine  Eommanditgesellschaft  ist,  werden  die  Siegel  nur  an  die 
Orte  und  Gegenstände  angeheftet,  welche  den  geschäftsführenden  Gesell- 
schaftern gehören,  auch  wenn  die  Kommanditisten  solidarisch  haften,  weil 
sie  sich  in  die  Verwaltung  hineingemischt  haben. 

Im  Falle  des  Falliments  einer  anonymen  Gesellschaft  werden  die 
Siegel  nur  an  das  Gosellschaftsdomicil  und  an  die  Gesellschaftsetablissemeais 
angelegt,  an  welchem  Orte  dieselben  sich  auch  befinden  mögen. 

Die  Anlegung  der  Siegel  kann  durch  den  Sekretär  des  Handelsgerichts 
vorgenommen  werden,  wenn  dieses  Gericht  demselben  diese  Funktion  über- 
trägt. 

Der  Sekretär  hat  in  diesem  Falle  in  Begleitung  von  zwei  durch  das 
Gericht  ernannten  Personen  von  anerkannter  Redhtschaffenheit  zu  handeln. 

1397.  Auf  Antrag  der  Verwalter  kann  das  Handelsgericht  von  der 
Anlegung  der  Siegel  ausnehmen: 

1.  die  in  der  No.  2  und  den  folgenden  Nummern  des  Art.  1618  de:* 
Civilgesetzbuches  erwähnten  Gegenstände  und  die  zum  Gebrauch 
des  Falliten  und  seiner  Familie  durdiaus  nothwendigen  Mobilien. 

Die  erwähnten  Mobilien  und  Ge^^enstände  werden  dem  Falliteu 
übergeben,  nachdem  sie  vorher  in  einer  von  demselben  nnterschrie- 
benen  Liste  verzeichnet  worden  sind; 

2.  die  Gegenstände,  welche  einer  baldigen  Deterioration  oder  einer 
drohenden  Entwerthung  ausgesetzt  sind,  und  diejenigen,  deren  Auf- 
bewahrung kostspielig  ist; 

3.  die  Gegenstände,  welche  augenblicklich  für  die  Arbeiten  in  den 
Handelsetablissements  des  Falliten  bestimmt  sind,  welcher  Art  die- 
selben auch  sein  mögen,  sofern  die  Unterbrechung  seiner  Unter- 
nehmungen den  Gläubigem  Nachtheil  verursachen  kann. 

Die  in  den  beiden  vorhergehenden  Nummern  erwähnten  G^eo- 
stände  müssen  sofort  von  den  Verwaltern  inventarisirt  und  von  den- 
selben oder  von  einem  Sachverständigen  abgeschätzt  werden; 

4.  die  Bücher  des  Falliten  und  die  falligen  oder  bald  fälligen  Handeh^- 
effekten,  diejenigen,  welche  an  einem  anderen  Orte,  als  dem  de^ 
Falliments,  zahlbar  sind,  und  diejenigen,  welche  acceptirt  oder  pro- 
testirt  werden  müssen. 

Die  erwähnten  Bücher  und  Effekten  werden  den  Yerwaltem 
unter  einem  von  denselben  unterzeichneten  Inventar  übergeben. 

Vor  der  Uebergabe  der  Bücher  muss  der  Richter  die  letzten  Eio- 
tragungen  und  die  leeren  Stellen,  welche  sie  enthaltep,  rabricire:. 
und  im  Anschluss  an  die  letzte  beschriebene  Seite  eines  jeden  der- 
selben einen  detaillirten  Vermerk  über  die  Zahl  der  beschriebeneii 
Blätter  und  den  äusseren  Zustand,  in  welchem  sie  sich  befinden 
setzen. 

1398.  Die  in  No.  2  des  vorhergehenden  Artikels  erwähnten  Gege4.- 
stände  müssen  unverzüglich  durch  die  Verwalter  nach  vorhergegangener  Er- 
mächtigung des  Handelsgerichts  verkauft  werden. 

Das  letztere  muss  bei  Ertheilung  derselben  die  Form  bestimm€3. 
in  welcher  der  Veikauf  stattfinden  soll. 

Der  Fallit  kann  dem  Handelsgericht  seine  Bemerkungen  über  die  Vz- 
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Zweckmässigkeit  des  Verkaufes  oder  die  Art,  denselben  vorzunehmen,  vor- 
tragen; es  ist  ihm  aber  nicht  gestattet,  bei  der  Ausführung  des  angeordneten 
Veäaafes  zu  interveniren. 

1S99.  Wenn  das  Oericht  der  Meinung  ist,  dass  das  Vermögen  des 
Falliten  an  einem  einzigen  Tage  inventarisirt  werden  kann,  ist  die  Anlegung 
der  Siegel  zu  unterlassen,  und  es  muss  sofort  zur  Aufstellung  des  ent- 
sprechenden Inventars  geschritten  werden. 

1400.  Wenn  die  Siegel  angelegt  worden  sind,  bevor  die  Verwalter  ihre 
Funktionen  begonnen  haben,  müssen  sie  innerhalb  3  Tagen,  von  der  An- 
nahme des  Amtes  an  gerechnet,  bei  dem  Handelsgericht  beantragen,  dass 
die  Siegel  sofort  gelöst  werden. 

Die  Siegel  werden  nach  und  nach  von  dem  Handelsgericht  in  Gegen- 
wart der  Verwalter,  des  Falliten  und  des  Sekretars  abgenommen. 

Die  Abnahme  der  Siegel  kann  in  der  im  Art.  1396  bestimmten  Form 
übertragen  werden. 

1401.  Das  Inventar  muss  in  Gegenwart  der  in  dem  vorhergehenden 
Artikel  erwähnten  Personen  aufgenommen  werden,  und  zwar  in  dem  Maasse, 
wie  die  Siegel  entfernt  worden  sind. 

Wenn  es  nothwendig  wird,  die  Massnahmen  zu  suspendiren,  muss  der 
schon  aufgenommene  Theil  des  Inventars  von  dem  Richter,  den  Verwaltern 
und  dem  Falliten  unterschrieben  und  von  dem  Sekretär  beglaubigt  werden. 

Wenn  einige  Gegenstände,  welche  inventarisirt  werden  müssen,  an  dem 
Orte  verbleiben,  von  dem  die  Siegel  entfernt  worden  sind,  muss  der  Richter 
von  Neuem  diese  Siegel  bis  zum  nächsten  Termin  anlegen. 

1402.  Das  Inventar  muss  in  Duplikat  geschrieben  werden  und  die 
individuelle  Bezeichnung  aller  Mobilien  und  Immobilien,  der  Dokumente, 
der  Korrespondenz,  der  Werthpapiere  und  der  Gegenstände  enthalten,  welche 
von  der  Anlegung  der  Siegel  ausgenommen  waren,  und  ausserdem  den  Tax- 
preis der  Mobilien  und  Immobilien,  welcher  von  den  Verwaltern  oder  von 
sachverständigen  festgestellt  worden  ist. 

Nach  Schluss  des  Inventars  muss  der  Richter  den  Verwaltern  das  ge- 
sammte  inventarisirte  Vermögen  aushändigen,  und  die  letzteren  haben  am 
Fusse  eines  jeden  der  Exemplare  den  Empfang  zu  bescheinigen. 

Die  Verwalter  müssen  eins  derselben  aufbewahren  und  das  andere  in 
dem  Sekretariate  des  Handelsgerichts  zur  Kenntnissnahme  der  Gläubiger 
deponiren. 

1403  Das  Nichterscheinen  des  Falliten,  welcher  zur  Abnahme  der 
Siegel  und  Aufstellung  des  Inventars  in  der  gehörigen  Weise  vorgeladen 
worden  ist,  verhindert  nicht  die  Ausführung  dieser  Massnahmen. 

1404.  Nach  der  Erklärung  des  Falliments  eines  verstorbenen  Kauf- 
mannes wird  kein  Inventar  von  dem  Vermögen  des  Nachlasses  aufgenommen, 
wenn  die  Erben  dasselbe  in  Gemässheit  der  Vorschriften  der  Civilprocess- 
ordnung  gebildet  haben. 

Wenn  jedoch  der  Tod  nach  der  Erklärung  des  Falliments  und  vor  der 
Aufoahme  des  Inventars  eintritt,  muss  dasselbe  unter  Vorladung  der  Wittwe 
und  der  Erben  angestellt  werden. 

1405.  Nach  Beendigung  des  Inventars  muss  das  Handelsgericht  auf 
Antrag  des  Falliten  demselben  provisorisch  eine  Unterstützung  zum  Lebens- 
unterhalt anweisen,  welche  im  Verhältniss  zu  seinen  persönlichen  Bedürf- 
nissen und  denjenigen  seiner  Familie  steht,  sofern  der  Fallit  seine  Zahlungs- 
einstellung freiwillig  angemeldet  hat  und  keine  Vermuthung  eines  Verschul- 
dens oder  eines  Betruges  bei  dem  Falliment  vorliegt. 

1406.  Nach  Beendigung  des  Inventars  kann  das  Handelsgericht  die 
Verwalter  ermächtigen,    den  Verkauf  der  Mobilien    ui^cl  der  Waaren    vorzu-. 
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Dehmen,    indem    es   gleichzeitig   die    Art    and   Weise    des   Verkaufes  be- 
stimmt. 

Der  Fallit  kann  von  dem  Rechte  Gebrauch  machen,  welches  ihm  Alinea  3 
des  Art.  1398  gewährt. 

1407.  Das  Handelsgericht  kann  die  Verwalter  ermächtigen,  provi- 
sorisch den  Betrieb  der  Handelsetablissements  des  Falliten  fortzosetzen, 
nachdem  dieser  vorher  vernommen  worden  i>t 

Diese  Ermächtigung  gewährt  den  Verwaltern  nur  die  Befugniss,  diejenigen 
Akte  auszuführen,  welche  die  Realisirung  zu  erleichtem  und  eine  fortschrei- 
tende Liquidation  Torzubereiten  bezwecken;  in  keinem  Falle  können  sie 
Spekulationen  unternehmen  oder  Geschäfte  aasf&hren,  welche  thatsächlich 
eine  Fortsetzung^  des  vom  Falliten  betriebenen  Handels  bilden. 

Die  Gläub^er  und  der  Fallit  können  gegen  die  den  Verwalter  eriheilte 
Ermächtigung  V^iderspruch  erheben. 

1408.  Die  Gläubiger  haften  für  die  Verpflichtungen,  welche  die  Ver- 
walter in  Ansflbung  der  erwähnten  Ermächtigung  kontrahiren,  und  zwar  bis 
zur  Höbe  des  Betrages  ihres  Guthabens  bei  dem  Falliment. 

1409-  An  dem  letzten  Tage  einer  jeden  Woche  mfissen  die  Verwalter 
bei  einer  Bank  oder  bei  den  Nationalkassen,  wo  eine  solche  nicht  Torhanden 
ist,  alle  die  Beträge,  welche  aus  den  Einkassirungen  und  den  vorgenom- 
menen Verkäufen  herrühren,  hinterl^en,  nach  vorherigem  Abzage  der 
Summe,  welche  das  Handelsgericht  zur  Deckung  der  Verwaltangsunkosten 
für  erforderlich  erachtet;  und,  falls  sie  es  nicht  in  dieser  Weise  thun,  können 
sie  abgesetzt  werden,  indem  sie  in  jedem  Falle  ßlr  die  laufenden  Zinsen  von 
dem  Datum  der  betre£Fenden  Einnahmen  an  haften. 

Die  Hinterlegung  muss  dem  Handelsgericht  an  demselben  Taf^e,  an 
welchem  sie  stattgefunden  hat,  durch  Vorlegung  der  Quittung  oder  der  be- 
treffenden Empfangsbescheinigung  nachgewiesen  werden. 

Die  hinterlegten  Gelder  können  nur  auf  Grund  einer  schriftlichen  Ver- 
fügung des  Handelsgerichts,  und  nachdem  die  Verwalter  vorher  die  angeord- 
neten Retentionen  festgestellt  haben,  herausgenommen  werden. 

1410*  Die  Beamten,  welche  die  Funktionen  des  öffentlichen  Ministeriams 
ausüben,  können  der  Aufstellung  des  Inventars  beiwohnen  und  jederzeit  die 
Mittheilung  der  Bücher  und  Papiere  des  Falliments  verlangen. 


TITEL  IV. 
Von  den  Verwaltern. 

1411.  Nachdem  sich  die  Gläubiger  in  der  ersten  Generalversammlung, 
von  der  No.  6  des  Art.  1350  handelt,  versammelt  haben,  muss  das  Handels- 
gericht veranlassen,  dass  jeder  einzelne  die  Beweisdokumente  seiner  For- 
derung vorlege,  und  darauf  dieselben  über  folgende  Punkte  befragen: 

1.  über  die  Zahl  der  Verwalter,  welche  ernannt  werden  soll,  und  über 
die  Personen,  welche  die  Gläubiger  für  dieses  Amt  geeign^  kalten: 

2.  über  die  Leitung,  welche  der  Verwaltung  des  Eonkursvermögens  rc 
geben  am  vortheilhaftesten  erscheint; 

3.  darüber,    ob  die  Verwalter  zur  Fortsetzung  des  Geschäftsbetriebe^ 
des  Falliten  ermächtigt  werden  sollen  oder  nicht; 

4.  darüber,  ob  dem  Falliten  Unterstützungsgelder  bewilligt  werden  soUea 
oder  nicht. 

1412.  Das  Handelsgericht  muss  nach  Anhörung  der  von  den  Glio- 
bigern  gemachten  Angaben  die  Zahl  der  Verwalter  bestimmen,  welche,  je  naci 


VI.   Chüe.  869 

der  grösseren  oder  geringeren  Schwierigkeit,  die  die  Verwaltang  des  Falliments 
bietet,  ernannt  werden  soll,  und  gleichzeitig  definitiv  die  Person  oder  die 
Personen  bezeichnen,  welche  das  Amt  auszuüben  haben. 

Es  können  nicht  mehr  als  drei  Verwalter  sein. 

Die  Ernennung  des  Verwalters  nimmt  das  Handelsgericht  unter  seiner 
Verantwortlichkeit  allein  vor,  und  es  muss  die  Wahl  stets  auf  eine  Person 
von  notorischer  Fähigkeit,  It^chtschaffenheit  und  Zahlungsfähigkeit  &llen.^) 

1413.  Verwalter  können  nicht  sein: 

1.  diejenigen,  welche  jünger  als  25  Jahre  sind,  auch  wenn  sie  emancipirt 
sind  und  die  Altershabilitation  erlangt  haben; 

2.  die  Frauen,  auch  wenn  sie  Handel  treiben; 

3.  die  Falliten,  so  lange  sie  nicht  ihre  Rehabilitation  erlangt  haben; 

4.  der  Ehegatte  und  die  Verwandten  des  Falliten  innerhalb  des  vierten 
Grades  der  Blutsverwandtschaft  oder  der  Schwägerschaft. 

1414.  Die  Verwalter  sind  Generalmandatare  der  Gläubiger,  und  als 
solche  vertreten  sie  dieselben  aktiv  und  passiv  vor  Gericht  und  ausserhalb 
desselben,  verwalten  das  Eonkursvermögen  und  liquidiren  das  Falliment 
nach  den  in  diesem  Gesetzbuch  angeordneten  Bestimmungen. 

1415.  Die  definitiv  ernannten  Verwalter  müssen,  wenn  sie  von  den- 
jenigen verschieden  sind,  welche  dieses  Amt  provisorisch  verwaltet  haben, 
m  kürzester  Frist  verlangen,  dass  die  letzteren  ihnen  über  ihre  Verwaltung 
in  der  im  Art.  1436  bestimmten  Form  Rechenschaft  ablegen. 

1416.  Die  Verwalter  können  ohne  specielle  Ermächtigung  der  Gläubiger 
keinen  Eompromiss  abschliessen;  sie  können  jedoch  mit  Ermächtigung  des 
Handelsgerichts  und  mit  Kenntniss  des  Falliten  über  alle  Fragen  sich  ver- 
gleichen, welche  die  Masse  interessiren,  auch  wenn  sie  sich  auf  Immobiliar- 
vermögensstücke und  «Ansprüche  beziehen. 

Wenn  der  Vergleich  Vermögensstücke  oder  Ansprüche  betrifft,  deren 
Werth  1000  Pesos  überschreitet,  muss  er  der  Zustimmung  des  Handelsgerichts 
unter  Vernehmung  des  Falliten  unterworfen  werden. 

1417.  Wenn  sich  der  Fallit  mit  oder  ohne  Bürgschaft  in  Freiheit 
befindet,  können  ihn  die  Verwalter  bei  der  Verwaltung  des  Falliments  ver- 
blenden, unter  der  Bedingung,  seine  Arbeit  mit  der  von  dem  Handelsgericht 
bezeichneten  Summe  zu  vergüten. 

1418.  Wenn  in  der  ersten  Versammlung  die  absolute  Majorität  der 
anwesenden  Gläubiger  dem  Falliten  die  Zahlung  von  Unterstützungsgeldern 
bewilligt  hat,  müssen  die  Verwalter  dem  Handelsgericht  den  Betrag  vorschlagen, 
iw^elcher  zugewiesen  werden  kann,  unter  Berücksichtigung  der  Höhe  des 
Aktivvermögens  und  der  Absicht  der  Gläubiger. 


*)  Dieser  Artikel  ist  durch  d&a  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  dahin  abgeändert 
^pvorden: 

Der  Richter  muss  sich  nach  den^eniffen  richten,  was  die  Majorität  der  an- 
wesenden Gläubiger  beschliesst,  sowolü  bezüglich  der  Zahl  der  Verwalter, 
welche  ernannt  werden  sollen,  als  auch  bezüglich  der  Person  oder  der  Per- 
sonen, welche  dieses  Amt  ausüben  soUen,  es  sei  denn,  dass  sie  zu  de^jeni^en 
gehören,  welche  nach  dem  folgenden  Artikel  unfähig  sind,  dasselbe  zu  ttoer- 
nehmen. 

Die  zur  Entscheidung  beider  Punkte  erforderliche  Majorität  muss  durch  die 
absolute  MMorität  aller  anwesenden  Gläubiger  gebUdet  werden,  sofern  dieselben 
ausserdem  orei  Fünftel  der  ^sammten  Forderungen  der  Stimmenden  vertreten. 

Wenn  diese  Majorität  nicht  vorhanden  ist,  hat  der  Richter  die  Zahl  der 
Verwalter  und  die  Person  oder  die  Personen  zu  bestimmen,  welche  dieses  Amt 
ausüben  sollen.  Die  Wahl  des  Richters  muss  auf  eine  Person  von  notorischer 
Fähigkeit,  Rechtschaffenheit  und  ZahlongsfUiigkeit  fallen. 

Jn  keinem  Falle  darf  die  Zahl  der  zu  ernennenden  Verwalter  8  übersteigen. 
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Das  Geriebt  hat  nach  seinem  Ermessen  den  Torgescblagenen  fietng 
za  bewilligen  oder  zu  reduciren. 

1419.  Die  Verwalter  sind  verpflichtet,  alle  zur  Erhaltung  der  ßeckte 
des  Falliten  erforderlichen  Akte  vorzunehmen ,  wie  z.  B.  HandeLseffekten 
zu  protestiren,  die  begonnenen  Yeijährungen  zu  unterbrechen  und  die  Ein- 
tragung der  zu  Gunsten  des  Falliten  testges^zten  Hypoüieken  nachzusuchen. 

1420.  Die  Verwalter  messen  die  Bücher  in  Gegenwart  des  Falliten 
abschliessen. 

Wenn  der  Fallit  auf  die  Vorladung  der  Verwalter  nicht  erscheint,  muss 
das  Handelsgericht  ihn  auffordern,  innerhalb  48  improrogabicr  Stunden  zo 
erscheinen 

Der  Fallit  muss  persönlich  erscheinen;  wenn  er  jedoch  irgend  ein 
gesetzliches  Hinderniss  nach  dem  Ermessen  des  Handelsgerichts  nachweist, 
kann  er  sich  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen. 

Wenn  der  Fallit  sich  mit  oder  ohne  Bürgschaft  in  Freiheit  befindet, 
veranlasst  sein  Nichterscheinen  den  Widerruf  des  Erkenntnisses,  durch 
welches  er  in  Freiheit  gesetzt  worden  ist,  oder  macht  die  Bürgschaft  exigibd; 
wenn  er  jedoch  im  Arrest  sich  befindet  oder  sich  verborgen  hält,  kann  er 
auf  Grund  der  Thatsache  des  Nichterscheinens  für  schuldlwir  erklärt  werden. 

1421.  Die  Verwalter  können  nicht  zur  Eröffnung  der  Korrespondenz 
des  Falliten  ohne  dessen  vorhergegangene  Vorladung  schreiten,  mlls  er 
anwesend  ist. 

Nach  Eenntnissnahme  derselben  müssen  sie  dem  Falliten  diejenigen 
Briefe  aushändigen,  welche  mit  den  Geschäften  des  Falliments  in  keiner 
Beziehung  stehen. 

14^.  Wenn  der  Fallit  seioe  Bilanz  nicht  vorgelegt  hat,  müssen  die 
Verwalter  dieselbe  innerhalb  8  Tagen  nach  der  Annahme  des  Amtes  auf- 
stellen und  in  dem  Sekretariat  des  Handelsgerichts  niederlegen,  damit  die 
Gläubiger  Einsicht  in  dieselbe  nehmen  können. 

In  dem  entgegengesetzten  Falle  haben  die  Verwalter  zu  prüfen,  ob  die 
vorgelegte  Bilanz  genau  und  vollständig  ist,  und,  wenn  sie  dies  ni(^t  ist, 
eine  andere  neue  aufzustellen. 

1423.  Die  Wittwe  und  die  Erben  des  nach  seinem  Tode  für  fidlii 
erklärten  Kaufmannes  oder  des  nach  der  Verkündigung  des  das  Fallimeni 
erklärenden  Erkenntnisses  verstorbenen  Kaufmannes  können,  persönlich  oder 
durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten,  der  Aufstellung  der  Büaoz  und 
allen  übrigen  Massnahmen  des  Falliments  beiwohnen. 

1424.  Die  Verwalter  haben  an  demselben  Tage,  an  welchem  sie  ihr 
Amt  annehmen,  die  in  No.  9  des  Art  1350  behandelten  Publikationen  zu 
veranlassen. 

Die  Unterlassung  oder  Verzögerung  der  erwähnten  Publikationen  kann 
als  ein  gesetzlicher  Grund  zu  ihrer  Absetzung  angesehen  werden. 

1425.  Sie  müssen  in  gleicher  Weise  gewissenhaft  die  Verität  der 
beim  Falliment  vorgelegten  Forderungen  prüfen  und  dem  Handelsgericht  be* 
züglich  derselben  die  Bemerkungen  mittheilen,  welche  sich  aus  dieser 
Prüfung  ergeben. 

1426.  Innerhalb  14  Tagen,  von  dem  Datum  ihres  Amtsantrittes  an 
gerechnet,  müssen  die  Verwalter  dem  Handelsgericht  ein  Memoire  über  den 
anscheineoden  Stand  des  Falliments,  seine  Hauptursachen  und  Umstinde 
und  den  Charakter,  welchen  es  darbietet,  vorlegen. 

Wenn  sie  das  Memoire  nicht  innerhalb  der  angegebenen  Frist  vorlogea. 
müssen  sie  dem  Handelsgericht  sofort  über  die  Gründe  des  Verzuges  Rechen- 
Bchaft  geben. 

Das  Handelsgericht  muss  die  Absetzung  der  Verwalter  anordnen. 
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die  V«re5gerQnff  nach  seinem  Ermessen  aus  einer  Nachlässigkeit  oder  einer 
Nachsicht  mit  dem  Falliten  herrührt. 

1^7.  '  Die  Verwalter  können  von  dem  Falliten  fordern,  dass  er  ihnen 
die  Mittheilangen  yerschafiPe,  welche  sie  zar  besseren  Ausfahrung  ihres 
Amtes  für  erforderlich  erachten. 

Wenn  der  Fallit  direkt  oder  indirekt  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung 
verweigert,   kann  er  wegen  schuldbaren  Falliments  angeklagt  werden. 

1428.  Die  Verwalter  müssen  dem  Handelsgericht  alle  14  Tnge  oder, 
wann  es  dies  verlangt,  eine  Uebersicht  zum  Nachweise  des  Umsatzes  vor- 
legen, welchen  die  Eonkursgelder  gehabt  haben. 

Die  Unterlassung  der  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  als  Grund 
zur  Absetzung  angesehen  werden. 

1429-  Wenn  in  der  ersten  Versammlung  der  Gläubiger  die  Verwalter 
ermächtigt  werden,  den  Geschäftsbetrieb  des  Falliten  fortzusetzen  ^  müssen 
in  demselben  Beschlüsse  die  Gegenstände  bestimmt  werden,  auf  welche  die 
Ermächtigung  sich  erstreckt,  deren  Dauer  und  die  Summe,  welche  sie  in 
Händen  behalten  sollen,  um  den  Anforderungen  des  Geschäftsbetriebes 
nachzukommen. 

Eine  solche  Ermächtigung  kann  nur  durch  einstimmigen  Beschlnss 
der  anwesenden  Gläubiger  übertragen  werden. 

Um  die  Einstimmigkeit  zu  erlangen,  können  die  Gläubiger,  welche  für 
die  Fortsetzung  ihre  Stimme  abgeben,  die  Dissidirenden  ausschliessen,  indem 
sie  denselben  die  ihnen  entsprechende  Quote  unter  Berücksichtigung  des 
Betrages  des  Aktivvermögens  des  Falliments  bezahlen. 

1430.  Die  Resultate  bei  der  Fortsetzung  des  Handelsbetriebes  des 
Falliten  gehen  in  jedem  Falle  für  Rechnung  und  Gefahr  der  Gläubiger,  und 
der  Fallit  bleibt  von  seiner  Schuld  bis  zum  Betrage  des  inventarisirten 
Aktivvermögens  befreit 

1431.  Falls  zwei  oder  mehr  Verwalter  vorhanden  sind,  müssen  die- 
selben in  Uebereinstimmung  handeln,  und  sie  haften  solidarisch  bis  zu  culpa 
levis,  welche  sie  bei  der  Ausübung  ihres  Amtes  begehen. 

Wenn  einer  der  Verwalter  allein  handelt,  kann  der- Akt  auf  Antrag 
der  übrigen  oder  irgend  eines  anderen  Interessenten  annuUirt  werden. 

Das  Handelsgericht  kann  jedoch  in  dringenden  Fällen  einem  oder 
mehreren  der  Verwalter  besondere  Ermächtigungen  übertragen,  um  getrennt 
gewisse  Verwaltungsakte  auszufuhren ;  in  solchem  Falle  haftet  der  ermächtigte 
Verwalter  allein  für  seine  Akte  und  Verträge  der  Masse  und  denjenigen 
gegenüber,  welche  mit  ihm  kontrahirt  haben. 

1432.  Wenn  die  Verwalter  uneinig  sind,  ist  der  Beschluss  der 
Majorität  zur  Ausfuhrung  zu  bringen. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  muss  das  Handelsgericht  den  Streit 
entscheiden. 

1433  Die  Reklamationen  gegen  irgend  eine  Massnahme  der  Ver- 
walter werden  von  dem  Handelsgericht  so  schnell   als  möglich   entschieden. 

1434.  In  jedem  Stadium  des  Falliments  kann  das  Bericht  die  Zahl 
der  ernannten  Verwalter  reduciren  oder  bis  auf  drei  vermehren,  wenn  es  so 
die  Erfordernisse  der  Verwaltung  erheischen. 

1435.  Die  Verwalter  können  von  Amtswegen  abgesetzt  werden,  sofern 
das  Handelsgericht  bemerkt  oder  begründete  Vermuthung  vorliegt,  dass  die 
Verwaltung  von  ihrer  Unkenntniss  oder  Nachlässigkeit  Schaden  hat,  oder 
dass  bei  derselben  ein  Betrug  begangen  worden  ist,  oder  dass  die  Verwalter 
mit  dem  Falliten  kolludirt  haben,  oder  dass  irgend  ein  anderer  Grund  vor- 
handen ist,  wodurch  die  Absetzung  den  Interessen  der  Masse  vortheilhaft 
sein  kann. 
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Die  Absetzung  kann  ebenÜEills  von  irgend  einem  der  Olfiafaiger  oder 
Yon  dem  Falliten  beantragt  werden. 

Nachdem  die  Absetzung  angeordnet  worden  ist,  muss  das  Handels- 
gericht  die  Verwalter  ernennen,  welche  an  die  Stelle  der  Abgesetzten  zq 
treten  haben. 

1436.  Die  neuen  Verwalter  haben  zu  veranlassen,  dass  die  abgesetzten 
ihnen  unverzüglich  über  ihre  Verwaltung  Rechenschaft  ablegen. 

Bei  der  Prüfung  dieser  Rechnung  können  die  Gläubiger  and  der  Fallit 
interveniren. 

Die  Streitfragen,  welche  hierüber  entstehen,  müssen  durch  das  Han- 
delsgericbt  entschieden  werden. 

1437.  Die  Verantwortlichkeit  der  Verwalter  veij&hrt  in  2  Jahren,  vnn 
der  Beendigung  des  Konkurses  an  gerechnet,  welchen  sie  zu  leiten  gehabt 
hatten. 

Im  Falle  eines  durch  eine  neue  Ernennung  verursachten  Rücktritts, 
eines  angenommenen  Verzichtes  oder  einer  Absetzung  beginnt  die  Veijähruog 
von  dem  Datum  eines  jeden  der  erwähnten  Akte  an  zu  laufen. 

1438.  Die  provisorischen  oder  definitiven  Verwalter  haben  Anspruch 
auf  eine  Entschädigung,  welche  durch  das  Handelsgericht  nach  Vorlegung 
und  Genehmigung  der  Verwaltungsrechnung  festgesetzt  werden  muss. 

TITEL  V. 

Von  der  Prüfung  und  Anerkennung  der  Forderungen 

gegen  das  Falliment 

1439.  Am  folgenden  Tage  nach  der  Einsetzung  der  definitiven  Ver- 
walter muss  das  Handelsgericht  anordnen,  dass  die  Gläubiger  zusammen- 
berufen  werden,  damit  sie  in  dem  von  diesem  Gericht  bezeichneten  Termin 
persönlich  oder  durch  Bevollmächtigte  vertreten  erscheinen  und  den  Ver- 
waltern oder  dem  Sekretär  des  Gerichts  die  Beweisurkunden  ihrer 
Forderungen,  Behufs  ihrer  Prüfung  und  Anerkennung  in  einer  General- 
versammlung, übergeben. 

Der  Fallit  ist  ebenfalls  vorzuladen,  damit  er  der  Versammlung  beiwohne. 

1440.  Die  Generalversammlung  setzt  sich  aus  den  anwesenden 
Gläubigern  zusammei',  welches  auch  ihre  Anzahl  sein  mag. 

Die  nicht  anwesenden  Gläubiger  verlieren  allein  durch  diese  Thatsache 
die  im  Alinea  2  des  Art.  1443  gewährte  Befagniss. 

1441.  Nachdem  die  Gläubiger  an  dem  zur  Abhaltung  der  Sitzung 
festgesetzten  Tage  sich  versammelt  haben,  müssen  sie  ihre  Urkunden  in 
der  im  Art.  1439  vorgesehenen  Form  vorlegen,  unter  Beifügung  einer 
genauen  Aufstellung  der  Beträge,  welche  für  Kapital,  Zinsen  und  Kosten 
geschuldet  werden,  und  der  Abzahlungen,  welche  der  Fallit  geleistet  hat. 

Die  Verwalter  oder  der  Sekretär  haben  den  Gläubigem  den  ent- 
sprechenden Empfangsschein  zu  ertheilen. 

Der  Gläubiger,  welcher  keine  Urkunde  hat,  muss  einfiich  die  Aul- 
stellung einreichen,  indem  er  in  derselben  die  Beweismittel  für  seine 
Forderung  angiebt. 

Wenn  der  Gläubiger  auf  die  Bücher  des  Falliten  Bezug  mmmt,  kann 
er  von  den  Verwaltern  einen  Auszug  der  betreffenden  Eintragnngen 
verlangen. 

1442.  Nachdem  die  Urkunden  vorgelegt  worden  sind,  ist  eur  Verifi- 
kation der  Forderungen  zu  schreiten,  welche  ohne  Unterbrechung  bis  za 
ihrer  vollständigen  Erledigung  fortgesetzt  werden  muss. 
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Wenn  die  Verifikation  nicht  an  dem  bezeichneten  Tage  beendet  wird, 
muss  das  Gericht  anordnen,  dass  sie  genau  an  den  darauf  folgenden  Tag^i 
fortgesetzt  werde. 

Bei  der  Verifikation  ist  der  Gläubiger  verpflichtet,  eidlich  zu  ver- 
sichern, dass  seine  Forderung  auf  Wahrheit  beruht. 

1443  Die  Falliten  und  die  in  der  Bilanz  eingetragenen  Gläubiger 
können  die  Forderungen  anfechten,  welche  zur  Verifikation  vorgelegt  werden. 

Sie  können  eben&Us  die  schon  zugelassenen  Forderungen  anfechten, 
sofern  sie  dies  vor  der  im  Art.  1450  vorgeschriebenen  Erklärung  thun. 

1444.  Ein  Bevollmächtigter  kann  nicht  zugleich  zwei  Gläubiger 
vertreten,  noch  ein  Gläubiger  einen  anderen. 

Es  ist  den  Verwaltern  bei  Strafe  der  Absetzung  verboten,  irgend  eine 
Vollmacht  zur  Verifikation  anzunehmen. 

1445.  Die  Bevollmächtigten,  welche  bei  der  Verifikation  zugegen  sind, 
müssen  ihr  Mandat  in  der  gehörigen  Form  nachweisen. 

Eine  Privaturkunde  beweist  es  nicht,  es  sei  denn,  dass  dieselbe  in 
der  gehörigen  Weise  beglaubigt  ist. 

1446.  Her  Cessionar  kann  von  sein«^m  Gedenten  verlangen,  dass  er 
bei  der  Verifikation  der  cedirten  Forderung  zugegen  sei  und  die  in  dem 
letzten  Alinea  des  Art.  1442  vorgeschriebene  eidliche  Versicherung  abgebe. 

Wenn  der  Cessionar  bei  der  Verifikation  anwesend  ist,  muss  er  die 
eidliche  Versicherung  wie  ein  Bevollmächtigter   in    eigener  Sache   abgeben. 

1447.  Das  Handelsgericht  muss  ein  Protokoll  über  die  Verifikation 
Aufnehmen,  welches  zu  enthalten  hat: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  eines  jeden  Gläubigers 
oder  seines  Bevollmächtigten; 

2.  die  summarische  Beschreibung  der  vorgelegten  Urkunde  und  die 
Angabe  der  darin  bemerkten  Verbesserungen,  Kadirungen,  Durch- 
streichungen und  Einschaltungen; 

3.  die  Angabe,  ob  die  Forderung  ohne  Weiteres  oder  mit  irgend 
einem  Vorbehalt  Seitens  der  Gläubiger,  des  Falliten  oder  des 
Interessenten  selbst  zugelassen  worden  ist. 

Wenn   die   Forderung   zurückgewiesen    worden    ist,    müssen    die 
Gründe  der  Abweisung  summarisch  erwähnt  werden; 

4.  die  Thatsache,  dass  der  in  Gemässheit  der  Bestimmung  des  Schluss- 
alineas des  Art.  1442  geforderte  Eid  von  den  Gläubigern  geleistet 
worden  ist; 

5.  das  Datum  der  Verifikation  und  die  Unterschrift  des  Richters,  der 
Gläubiger,  des  Falliten  und  des  Sekretärs. 

Ein  einziges  Protokoll  genügt,  um  die  in  jeder  Sitzung  vorgenommenen 
Verifikationen  zu  beweisen. 

1448.  Falls  eine  Forderung  bestritten  wird  oder  über  ihre  Rechts- 
gültigkeit, ihren  Betrag  oder  ihr  Vorrecht  Zweifel  sich  erheben,  kann  das 
Handelsgericht  von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  einer  legitimirten  Partei 
die  Vorlegung  und  Vergleichung  der  Bücher  des  Gläubigers  in  der  im 
Art.  43  vorgeschriebenen  Form  anordnen. 

Gegen  die  Verfügung  des  Handelsgerichts,  in  welcher  es  die  Vorlegung 
anordnet  oder  ablehnt,  ist  kein  Rechtsmittel  zulässig. 

144B.  Wenn  der  Gläubiger  sich  weigert,  seine  Bücher  vorzulegen,  oder 
anführt,  dass  er  solche  nicht  geführt  hat,  muss  das  Handelsgericht  diese 
Thatsache  in  dem  Verifikationsprotokoll  erwähnen  und  über  die  Frage  der 
Zulassung  der  Forderung  in  der  im  Art.  1451  vorgeschriebenen  Art  und 
Weise  seiner  Zeit  Beschlnss  fassen. 
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1460  Nach  Ablauf  von  8  Tagen,  Yon  der  betreSeDden  VerifikatioD 
AD  gerechnet,  muss  das  Handelsgericht  das  YerifikationsYer&bren  f&r  ge* 
üichlossen  erklären. 

Diese  Erklärung  fixirt  unwiderruflich  die  Rechte  der  Gläubiger,  welche 
unerkannt  worden  sind  und  ihre  Forderungen  eidlich  bekräftigt  haben,  der 
Masse  gegenüber,  vorbehaltlich  der  Fälle  eines  gesetzlich  bewiesenen  Be- 
trages oder  Dolus  und  eines  Vorbehaltes  Seitens  einer  legitimirten  Partd. 

1451.  Wenn  die  Forderung  bestritten  worden  ist,  eotscheidet  das 
Handelsgericht,  nach  Vernehmung  der  Parteien,  den  Streit  in  dersdben 
Sitzung  oder  lässt  je  nach  den  Umständen  ein  Beweisver&hren  ku. 

1452.  Die  bekannten  oder  unbekannten  Gläubiger,  welche  der  Verifi- 
kation nicht  beigewohnt  oder  die  Richtigkeit  ihrer  Forderungen  nicht  inner- 
halb der  betrefFeuden  Fristen  eidlich  versichert  haben,  werden  bei  der  Ver- 
theilun^  der  bewilligten  Dividenden  nicht  berücksichtigt. 

Sie  können  Jedoch,  so  lan^e  noch  irgend  ein  Theil  des  Vermögens  des 
Falliten  zu  vertheilen  ist,  die  Verifikation  ihrer  Forderungen  vor  dem  Gericht, 
unter  Vernehmung  der  Verwalter,  beantragen  oder  verlangen,  dass  ihnen  ge- 
staltet wird,  die  Richtigkeit  derselben  eidlich  zu  bekräftigen,  indem  sie  sich 
verpflichten,  die  verursachten  Kosten  zu  bezahlen. 

1453.  Der  Antrag  der  säumigen  Gläubiger  suspendirt  nicht  die  Aus- 
führung der  angeordneten  Ver theil nngen;  wenn  jedoch  eine  neue  angeordnet 
wird,  während  die  Verifikation  oder  eidliche  Bekräftigung  noch  schweb^ 
werden  sie  hierbei  für  die  entsprechende  Summe  mit  einbegriffen,  unter  der 
Bedingung,  dass  dieselbe  bis  zu  der  Beendigung  des  Verfahrens  deponirt 
bleibt. 

Wenn  die  Entscheidung  des  letzteren  den  reklamirenden  Gläubigem 
günstig  lautet,  sind  sie  berechtigt,  zu  verlangen,  dass  die  ihren  Forderungen 
hei  den  vorhergehenden  Vertheilungen  entsprechenden  Dividenden  mit  Vor- 
recht durch  die  nicht  vertheilten  Gelder  gedeckt  werden;  sie  können  jedoch 
von  den  bei  den  früheren  Vertheilungen  befriedigten  Gläubigem  nicht  die 
Rückerstattung  irgend  eines  Betrages  verlangen,  auch  wenn  das  Vermögen 
des  Falliten  zur  vollständigen  Deckung  ihrer  unbezahlten  Dividenden  nicht 
hinreicht. 


TITEL  VI. 
Von  dem  Akkord. 

§  1.     Von  dem  Akkorde  im  Allgemeinen  und  von  der  Einberufung 
der  Gläubiger  und  der  Bildung  der  Versammlung. 

1454.  Nach  Beendigung  der  Verifikation  der  Forderungen  in  der  im 
Art.  1450  vorgesehenen  Form,  kann  der  Fallit  seinen  Gläubigern  die  ihm 
angemessen  erscheinenden  Akkord  vorschlage  machen. 

Die  Gläubiger  können  dem  Falliten  ebenfalls  solche  machen. 

1455.  Der  Akkord  kann  Fristbewilligung,  Erlass  eines  Theils  der 
Forderungen  oder  vollständigen  oder  theilweisen  Abandon  des  Aktivvef^ 
mögens  des  Falliments  betreffen. 

1456.  Die  Akkordvorschläge  müssen  in  einer  Generalversammlung  der 
Gläubiger  gemacht  und  berathen  werden,  und  diejenigen,  welche  auf  andere 
Weise  angenommen  worden  sind,  haben  keinen  Werth.    . 

1457.  Nachdem  die  Vorschläge  vorgelegt  worden  sind,  mass  das 
Handelsgericht  den  Tag  und   die  Stunde  bezeichnen,  an  welchen  die  Gläu- 
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biger  nnd  der  Fallit  sich  zu  einer  Generalver^jnmlang  yereinigen,  um  über 
deo  Akkord  Beschluss  zu  fassen. 

Der  Versammlung  präsidirt  der  Richter.*) 

1458.  Die  Verwalter  mQssen  der  Versammlung  einen  detaillirten 
Bericht  über  die  Ursachen,  den  Charakter  und  den  Stand  des  Falliments, 
die  erfüllten  Förmlichkeiten  und  die  ausgeführten  Geschäftsunternehmungen, 
das  Resultat  ihrer  Verwaltung  und  das  Verhältniss  des  Aktivums  zu  dem 
Passivum  des  Falliments  vorlegen. 

Die  Gläubiger  und  der  Fallit  können  über  den  Inhalt  des  Berichtes 
die  ihnen  passend  erscheinenden  Bemerkungen  machen. 

1459.  Die  in  der  ersten  Generalversammlung,  von  welcher  der  Art.  1411 
handelt,  versammelten  Gläubiger  können  die  Verifikation  ihrer  Forderungen 
und  die  Berathung  und  Annahme  eines  Akkordes  mit  dem  Falliten  vor- 
Dehmen,  es  ist  jedoch  hierzu  erforderlich,  dass  die  einstimmige  Einwilligung 
der  anwesenden  Gläubiger  vorliegt.*) 

§  2.     Von  der  Bildung  des  Akkordes. 

1460.  Es  haben  bei  den  Berathungen  über  den  Akkord  alle  Gläubiger 
eine  Stimme,  deren  Forderungen  nach  dem  Gesetz  verificirt  worden  sind.') 

Die  bevorrechtigten,  Hypothekar-,  Pfand-  und  antichretischen  Gläubiger 
und  diejenigen,  welche  ein  Ketentionsrecht  geniessen,  können  der  Versamm- 
lung  beiwohnen  und  über  die  Akkord  vorschlage  beratben. 

Sie  können  auch  ihre  Stimme  abgeben,  wenn  sie  auf  die  Garantien 
ihrer  betreffenden  Forderungen  verzichten. 

Die  einfache  Thatsache  der  Abstimmung  bewirkt  von  Rechtswegen 
diesen  Verzicht. 

Wenn  die  Gläubiger,  von  denen  Alinea  2  handelt,  auf  ihre  Garantien 
bis  zu  einem  bestimmten  Betrage  verzichten,  können  sie  wie  gewöhnliche 
Gläubiger  mitstimmen,  indem  sie  ihre  Garantie  für  die  an  der  Ergänzung 
ihrer  Forderungen  restirende  Summe  behalten.^) 

1)  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  ist  folgendes  Alinea  hinzugefügt 
worden: 

Der  Kichter  kann  nach  vorhergegangener  Vernehmung  des  Verwalters  an- 
ordnen, dass  inzwischen  das  Fallimentsverfahren  suspendiil;  wird,  wecn  hieraus 
für  die  fallite  Masse  kein  schwerer  NachtheU  erwächst.  £in  gentUender  Onmd, 
um  diese  Suspension  anzuordnen,  ist  vorhanden,  wenn  der  Akkord  auf  der 
•  Erhaltung  der  O^enstände  begründet  ist,  welche,  auf  Grund  der  Genehmigung 

desselben,  dem  ^Uiten  zurüekerstattet  werden  müssen,  es  sei  denn,  dass 
diese  Gegenstände  grosse  Gefahr  laufen,  verloren  zu  gehen  oder  sich  zu  ver- 
schlechtern oder  eine  bedeutende  Werthsverringeruni;  zu  erleiden,  wenn  der 
Veikauf  oder  die  Bealisirmig  derselben  bis  zu  dem  far  die  Versammlung  der 
Glänbiffer  bezeichneten  Ta^  verzögert  wird. 
*)  Die  Schlussworte:  „es  ist  jedoch  etc."  sind  durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar 
1879  aufgehoben. 

*)  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  ist  Alinea  1  dahin  abgeändert: 

Bei  den  Berathungen  über  den  Akkord  haben  alle  diejenigen  Gläubiger 
Stimme,  deren  Forderungen  in  Gemässheit  des  Gesetzes  verificirt  worden  sind; 
wenn  jedoch  der  Akkord  vor  der  Verifikation  der  Forderungen  vorgelegt 
wird,  haben  bei  diesen  Berathungen  diejenigen  Gläubiger  Stimme,  welche  den 
betreffenden  Titel  ihrer  Forderung  vorleben  und  die  Richtigkeit  derselben 
eidlich  bekräftigen,  falls  dies  von  irgend  emem  der  anderen  (dllänbiffer  Verlan«^ 
wird,  es  sei  denn,  dass  ein  begründeter  und  detaillirter  Einwand  gegen  me 
Forderung  fceltend  gemacht  wird. 
*)  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  ist  folgendes  Aiinea  hiningefügt: 

Bei  den  Berathun^n  über  den  Akkord  haben  weder  der  Ehegatte,  noch  die 
Verwandten  des  Falliten  bis  zum  vierten  Grade  der  Blutsverwandschaft  oder 
bis  zum  zweiten  Grade  der  Schwäfferschaft  einschliesslich,  noch  der  Gläubiger, 
welcher  augenblicklich  Verwalter  des  Falliments  ist,  eine  Stimme. 
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1461.  Wenn  an  dem  fCir  die  Abhaltane  der  YersaramlaD^  bezeich- 
netenTage  einzelne  Streitfragen  bezüglich  der  Verifikation  der  Forderungen 
noch  schweben,  kann  das  Handelsgericht  die  Beschiussfassung  aussetzen,  bis 
diese  Fragen  definitiv  entschieden  worden  sind,  oder  provisorisch  die  Eigen* 
thümer  der  bestrittenen  Forderungen  zulassen,  unter  Festsetzung  des  Betrages, 
für  welchen  sie  bei  der  Beschiussfassung  figuriren  sollen.') 

Es  kann  der  Gläubiger  nicht  provisorisch  zugelassen  werden,  gegen 
welchen  in  Folge  der  Anfechtung  seiner  Forderung  ein  strafrechtliches 
Verfahren  eingeleitet  worden  ist.  Der  Richter  kann  in  diesem  Falle  die 
Beschlussfassung  aussetzen  oder  dieselbe  ohne  die  Betheiligung  des  be- 
schuldif^ten  Gläubigers  weiter  fortführen. 

Die  Beschlussfassung  ist  besonders  aufzuschieben,  wenn  nach  Führung 
des  Beweises  der  Thafsachen,  auf  welche  der  Einwand  sich  gründet,  der 
Fallit  o£Fenbar  in  dem  Zustande  eines  betrügerischen  Falliments  sich  be- 
findet. 

1462.  Kein  Gläubiger  hat  mehr  als  eine  Stimme  in  der  Versammlang, 
auch  wenn  er  Gläubiger  auf  Grund  verschiedener  direkter  oder  vor  oder  nach 
der  Erklärung  des  Falliments  cedirter  Titel  ist. 

Die  Cessionare  eines  Theiles  ein  und  derselben  Forderung  werden  Be- 
hufs Abstimmung  in  der  Versammlung  nur  als  ein  Gläubiger   angesehen. 

Der  Gläubiger,  welcher  im  Besitz  verschiedener  Forderungen  eine  der- 
selben indossirt,  um  die  Zahl  der  Stimmenden  zu  vermehren,  verliert  zu 
Gunsten  der  Masse  dier  indossirte  Forderung. 

1463.  Der  Akko  d  wird  durch  die  Annahme  von  drei  Vierteln  der 
Gläubiger  abgeschlossen,  welche  ihre  Forderungen  eidlich  bekräftigt  haben 
und  provisorisch  zugelassen  sind,  und  welche  vier  Fünftel  der  gesammten 
Passiven  des  Falliments  repräsentiren. 

Behufs  Berechnung  der  drei  Viertel  der  Gläubiger  sind  die  Verzicht- 
leistenden, von  denen  Alinea  3  des  Art.  1460  handelt,  mitzuzählen. 

In  der  Berechnung  der  vier  Fünftel  figuriren  die  provisorisch  zuge- 
lassenen Forderungen  für  die  Summe,  welche  das  Gericht  bezeichnet  hat. 

Der  Akkord  muss,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  sofort  nach  dem  Zu- 
standekommen der  Vereinbarung  unterzeichnet  werden.^) 


1)  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  ist  Alinea  1  dahin  abgeändert  worden: 
Wenn  in  der  Versammlung,  in  welcher  üher  die  Genehmigang  des  Akkordes 
herathen  wird,  irffend  eine  Forderung  bestritten  wird  oder  der  gegen  dieaalbe 
vorher  erhobene  Einwand  noch  nicht  entschieden  worden  ist,  kann  der  Richter 
anordnen,  dass  entweder  die  ßeschlussfassunff  bis  zur  Abstimmunff  fortreaetzt 
werde,  &ll8  der  ßetrag  der  bestrittenen  Forderung  für  das  Eeanitat  der  Ab- 
stimmung ohne  EinÜQss  ist  oder  die  Gründe,  auf  welche  der  Einwand  ffestätit 
wird,  kernen  Betrog  rücksichtlich  des  Falliten  in  sich  schliessen,  oder  oaas  die 
Beschlussfassung  aufgeschoben  werde,  bis  diese  Streitpunkte  definitiv  ent- 
schieden worden  sind,  oder  dass  die  Eigen  thümer  der  bestrittenen  Fordenmgefi 
provisorisch  zugelassen  werden,  unter  Festsetzung  des  Betraffes,  mit  welchem 
sie  bei  der  Beschlussfassansr  zu  fiffuriren  haben.  Der  Einwand,  welcher  gegen 
irgend  eine  noch  nicht  verificirte  Forderung  erhoben  wird,  ist  m  der  in  dea 
Art  1448—1451  inclusive  vorgeschriebenen  Form  zu  substantüren  and  m  ent- 
scheiden. 
>;  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  sind  die  Alineas  1,  2  und  S  dahin  ab- 
geändert worden: 

D3r  Akkord  gilt  als  angenommen,  wenn  sich  zu  seinen  Gunsten  die  abaohite 
Eajoritat  der  Stimmen  der  anwesenden  Gläubiffer  vereinigt,  sofern  der  Be- 
trag ihrer  Forderan^ren  mindestens  drei  Fünftel  der  Gesammtsumme  deijenig» 
beträgr,  welche  durch  die  Annahme  des  Akkordes  atfidrt  werden  können. 

Behufs  Berechnunff  der  abäoloten  Majorität  der  anwesenden  Oläubiicer 
müssen  die  Verzichtleistenden,  von  denen  Alinea  3  des  An.  1460  handelt 
mitgezählt  werden,  und  derBetirag,  bis  zu  welchem  ihr  Verzicht  sich  erstreekr. 
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1464  Der  Fallit  bleibt  einer  Intervention  unterworfen,  es  sei  denn, 
dass  der  Akkord  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  enthält. 

Die  Versammlung  nimmt  die  Wahl  des  Intervenienten  vor  und  be- 
zeichnet die  Entschädigung,  welche  demselben  für  Rechnung  des  Falliten 
gegeben  werden  muss. 

Das  Handelsgericht,  mag  eine  Intervention  stattfinden  oder  nicht, 
fixirt  den  monatlichen  Betrag,  über  welchen  der  Fallit  für  seine  persön- 
lichen Ausgaben  und  diejenigen  seiner  Familie  verfugen   kann. 

1465.  Der  Intervenient  muss  über  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Kasse,  von  welcher  er  hierzu  einen  zweiten  Schlüssel  hat,  Rechnung  führen 
und  ausserdem  dafür  Sorge  tragen,,  das«  der  Fallit  über  keinen  grösseren 
Betrag  verfügt,  als  den  vom  Gericht  bezeichneten,  noch  auch  sein  Ver- 
mögen zu  Zwecken  verwendet,  weiche  seinem  Geschäftsbetriebe  fern  liefen, 
und  dass  er  die  festgesetzten  Dividenden  rechtzeitig  deckt.  Der  Intervenient 
kann  sich  in  die  Vermögensverwaltung  des  Falliten  nicht  einmischen. 

1466.  Wenn  die  zum  A  bschlusse  des  Akkordes  erforderliche  zweifache 
Majorität  nicht  vorhanden  ist,  muss  die  Beschlussfässung  auf  8  improrogable 
Tage  aufgeschoben  werden.  Der  Aufschub  ist  ohne  Wirkung  tür  die  in 
der  ersten  Versammlung  gefassten  Beschlüsse  bezüglich  der  Annahme  und 
setzt  die  Gläubiger,  welche  Verzicht  geleistet  haben,  in  den  Genuss  ihrer 
Garantien  wieder  ein. 

1467.  An  dem  letzten  Tage  der  angegebenen  Frist  versammeln  sich 
die  Gläubiger,  ohne  dass  eine  neue  Einberufung  erforderlich  ist,  und,  wenn 
in  dieser  zweiten  Versammlung  der  Akkord  die  Zustimmung  der  beiden 
Majoritäten  nicht  erlangt,  ist  er  unwiderruflich  abgelehnt. 

1468.  Es  wird  von  Rechtswegen  vermuthet,  dass  der  Fallit  jeden 
Akkord  ablehnt,  auf  Grund  der  Thatsache,  dass  er  in  den  Versammlungen^ 
inf  welchen  über  die  Bildung  desselben  verhandelt  wird,  weder  persönlich 
uoch  durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten,  erscheint. 

1469.  Der  wegen  betrügerischen  Falliments  verurtheilte  Fallit  kann 
keinen  Akkord  mit  seinen  Gläubigem  abschli3ssen. 

Wenn  ein  Verfahren  wegen  betrügerischen  Falliments  eingeleitet  worden 
ist,  so  muss  jede  Berathung  bezüglich  des  Akkordes  susjpendirt  werden,  und 
das  Handelsgericht  hat  die  Gläubiger  einzuberufen,  damit  sie  über  die  Fort- 
setzung des  Fallimentsverfahrens  Beschluss  fassen  oder  sich  vorbehalten^ 
über  die  Zulassung  eines  Akkordes  zu  berathen,  falls  der  Fallit  freige- 
sprochen wird. 

ist  Behufs  Bildnojg;  der  Majorität  der  drei  Ffinftel  des  Gesamnitbetrages  der 
Forderungen  mit  m  Rechnung  zn  ziehen. 

bei  der  Berechnung  dieser  drei  Fünftel  üguriren  auch  die  provisorisch  zu- 
gelassenen Forderungen,  fUr  die  Summe,  welche  der  Richter  bezeichnet  hat. 
Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  1  zu 
Art  327  des  Aegyp tischen  H.  G.  B.,  S.  24. 

Dnrch    das   Gesetz  Tom   U.  Januar  1879   sind  folgende  2   Alineas  hinzu- 
gefügt worden: 

Wenn  der  Akkord  nicht  angenommen  worden  ist,  kann  er  von  dem  Falliten 
weder  wiederholt,  noch  ein  anderer  neuer  vor^eschiai?en  werden,  es  sei  denn, 
dass  er  von  der  absoluten  Mehrheit  der  hierbei  stimmfähigen  Gläubiger  unter- 
stützt wird. 

Wenn  nach  Vorlegung  der  Akkordvorscbläge  der  Proponent  nicht  recht- 
zeitig die  Vorladungen  und  die  übrigen  gesetzlich  erforderlichen  Massnahmen 
zur  Einberufung  der  Gläubiger  ausführen  lässt,  sodass  dieselben  an  dem  von 
dem  Richter  für  die  Versammlung  bezeichneten  Taee  zusammenkommen 
können,  wird  angenommen,  dass  der  Proponent  von  dem  Akkorde  absteht, 
und  der  letztere  kann  nicht  von  Neuem  durch  denselben  Proponenten  vor- 
gelegt werden,  auch  wenn  er  Modifikationen  enthält,  es  sei  denn  in  der  im 
vorhergehenden  Alinea  vorgeschriebenen  Form. 
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Zur  Beschluss&ssuDg  hierüber  ist  die  im  Art.  1463  bestimmte  Majo- 
rität erforderlich  und,  falls  sie  Dicht  Torhanden  ist,  muss  in  der  in  aen 
Art,  1466  und  1467  vorgesehenen  Art  und  Weise  verfahren  werden. 

1470.  Der  wegen  schuldbaren  Falliments  verurtheilte  Fallit  ist  befugt, 
einen  Akkord  mit  seinen  Gläubigern  abzuschliessen. 

Wenn  jedoch  ein  Yer&hren  wegen  schuldbaren  Falliments  eingeleitet 
worden  ist,  kann  die  in  der  angegebenen  Form  berechnete  Majorität 
der  Gläubiger  die  Beschlussfassung  üter  den  Akkord  bis  zur  Kenntniss- 
nahme  des  Schlussresultates  des  Verfahrens  suspendiren. 

147L  Die  Gläubiger  einer  offenen  oder  einer  Kommanditgesellschaft, 
welche  sich  im  Falliment  befindet,  können  mit  einem  oder  menreren  der 
Gesellschafter  einen  Akkord  abschliessen,  indem  sie  sich  zu  diesem  Zwecke 
mit  den  direkten  Gläubigern  der  letzteren  in  Verbindung  setzen. 

Dieser  Akkord  entbindet  den  Gesellschafter,  welcher  ihn  erhält,  von 
der  solidarischen  Haftung  und  lässt  die  Gesellschaftsschuld  bezüglich  der 
übrigen  Gesellschafter  bis  zu  dem  Betrage  der  Quote  erlöschen,  welche 
dieser  Gesellschafter  bezahlen  muss. 

Das  gesellschaftliche  Aktivvermögen  bleibt  der  Leitung  der  Gemein- 
schaft unterworfen,  und  das  Privatvermögen  des  Gesellschafters,  mit  welchem 
der  Akkord  Abgeschlossen  worden  ist,  muss  zur  Erfüllung  des  letzteren 
verwendet  werden. 

1472.  Der  von  der  gesetzlichen  Majorität  gewährte  Akkord  wird  als 
ein  einfacher  Vorschlag  angesehen,  so  lange  er  nicht  von  dem  Gericht  ge- 
nehmigt worden  ist. 

Demgemäss  können  alle  Gläubiger,  welche  ihre  Stimme  bei  der  Bildong 
desselben  abgeben  können,  und  diejenigen,  welche  innerhalb  der  in  dem 
Alinea  1  des  folgenden  Artikels  angegebenen  Frist  anerkannt  worden  sind, 
gegen  die  Genehmigung  des  Akkordes  Widerspruch  erheben. 

Der  als  Bürge  Verpflichtete  bezüglich  eines  zur  Abstimman^  zu- 
gelassenen Gläubigers  kann  gegen  den  Akkord  Widerspruch  erheben,  indem 
er  die  Rechte  des  Gläubigers  ausübt. 

Die  Annahme  des  Akkordes  entzieht  nicht  das  Recht,  gegen  die  Ge- 
nehmigung desselben  Widerspruch  zu  erheben. 

1473.  Der  Widerspruch  muss  innerhalb  8  Tagen  nach  der  Unter- 
zeichnung des  Akkordes  motivirt  und  deducirt  werden. 

Das  Handelsgericht  muss  von  Amtswegen  jeden  'Widerspruch  znröck- 
weisen,  welcher  sich  auf  unklar  oder  dunkel  specificirte  Mängel  gründet, 
sowie  diejenigen,  welche  nach   der  angegebenen  Frist  erhoben  worden  sind. 

Der  Widerspruch  muss  den  Verwaltern  und  dem  Falliten  mitgetheilt 
werden,  und  diese  müssen  zur  Beantwortung  in  der  Sitzung  erscheinen, 
welche  nach  dem  Tage  des  Ablaufs  der  angegebenen  Frist  abgehalten  wird. 

Wenn  der  gegen  den  Akkord  Widerspruch  Erhebende  der  einzige 
ernannte  Verwalter  ist,  so  muss  dieser  in  dem  Schriftstück,  betreffend  den 
Widerspruch,  die  Ernennung  eines  anderen  beantragen,  auf  welchen  die  Be- 
stimmung des  vorhergehenden  Alineas  Anwendung  findet. 

1474.  Jeder  der  Interessenten  kann  die  Genehmigung  des  Akkordes 
verlangen;  das  Gericht  kann  jedoch  vor  dem  Ablauf  der  in  dem  Alinea  l 
des  vorhergehenden  Artikels  festgesetzten  8  Tage  über  diesen  Ajitrag  keine 
Entscheidung  treffen. 

Wenn  innerhalb  dieser  Frist  mehrere  Widersprüche  formulirt  werden, 
so  hat  das  Gericht  in  einem  einzigen  Erkenntniss  über  alle  diese  and  über 
die  Genehmigung  des  Akkordes  zu  entscheiden. 

Die  Zurückweisung  des  Widerspruchs  bewirkt  nicht  von  Rechtswegen 
die  Genehmigung  des  Akkordes. 
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Nachdem  der  letztere  abgelehnt  worden  ist,  aachwenn  nur  auf  Antrag 
*ines  Gläubigers,  bleibt  er  bezüglich  aller  übrigen  ohne  Wirkung. 

1475.  Das  Handelsgericht  muss  seine  Genehmigung  zu  dem  Akkoinie 
verweigern,  wenn  die  Erklämng  des  Falliments,  die  Aufstellung  der  Bilanz 
^der  des  Inventars,  die  Verifikation  und  Bekräftigung  der  Forderungen  oder 
die  Erfüllung  irgend  einer  der  in  diesem  und  in  dem  vorhergehenden  Para- 
graphen bezüglich  der  Vorladung  der  Gläubiger,  der  Beschlussfassung  der 
Versammlung,  der  Berechnung  der  Majorität  oder  der  Unterzeichnung  des 
Akkordes  festgesetzten  Vorschriften  unterlassen  worden  ist. 

Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts  andere  aus  dem  öffentlichen 
Interesse  oder  dem  Interesse  der  Gläubiger  hergeleitete  Gründe  vorliegen^ 
kann  es  seine  Genehmigung  verweigern. 

1476.  Die  Genehmigung  des  Akkordes  verhindert  nicht,  dass  der  Fallit 
wegen  betrügerischen  oder  scfauldbaren  Falliments  kriminell  verfolgt  wird. 

1477.  Der  kaufmännische  Schuldner  geniesst  nicht  die  Rechtswohlthat 
der  cessio  bonorum,  welche  dem  zahlungsun&higen  Schuldner  der  Art.  1614 
des  Civilgesetzbuches  gewährt. 

§    3.     Von  den  Wirkungen  des  Akkordes. 

1478.  Der  von  dem  Gericht  genehmigte  Akkord  verpflichtet  alle 
Gläubiger  untereinander  und  zu  Gunsten  des  Falliten,  mit  Ausnahme  der 
in  dem  Alinea  2  des  Art.  1460  erwähnten,  welche  sich  der  Abstimmung 
enthalten  haben.  Demgemäss  können  die  Gläubiger  von  da  ab  die  Quote, 
welche  sie  dem  Falliten  erlassen  haben,  von  demselben  nicht  einfordern ; 
jedoch  bleibt  der  letztere  allen  durch  das  Falliment  hervorgerufenen  Un- 
fahigkdten  unterworfen,  so  lange  er  nicht  die  Rehabilitation  in  Gemässheit 
der  Vorschrifien  dieses  Gesetzbuches  erlangt  hat. 

1479*  Von  keinem  Werth  sind  die  besonderen  Yereinbaruugen,  welche 
den  Falliten  verpflichten,  einem  Gläubiger  einen  grösseren  Betrag,  als  den 
stipulirten,  zu  bezahlen,  sowie  die  Zahlungen,  welche  derselbe  vornimmt, 
indem  er  die  Bedingung  der  Gläubiger ,  welche  der  Akkord  verpflichtet, 
ausser  Acht  lässt. 

1480-  Das  Urtheil,  welches  den  Akkord  genehmigt,  erzeugt  eine 
Hypothek  zu  Gunsten  der  Gläubiger,  welche  derselbe  verpflichtet. 

Die  Verwalter  haben  die  Eintragung  nachzusuchen,  es  sei  denn,  dass 
die  Immobilien  des  Falliten  von  der  Hypothek  auf  Grund  des  Akkordes  be* 
freit  sind. 

Die  Rechtswohlthat  der  Hypothek  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Gläubiger, 
welche  sich  nicht  zur  Verifikation  ihrer  Forderungen  vor  dem  Tage  ein- 
gefunden haben,  an  welchem  die  Eintragung  erfolgt  ist. 

1481.  Der  dem  Falliten  in  dem  bestätigten  Akkorde  gewährte  Erlass 
kommt  auch  seinen  Mitschuldnern  oder  Bürgen  zu  Gute,  mögen  sie  soli- 
darisch oder  subsidiär  haften,  wenn  der  Gläubiger,  zu  dessen  Gunsten  die 
Bürgschaft  oder  die  Verpflichtung  übernommnn  worden  ist,  dem  Akkord 
ausdrücklich  zugestimmt  hat. 

1482.  Wäer  der  Fallit,  noch  die  Gläubiger  können  die  Forderungen, 
welche  in  dem  Akkorde  figurirt  haben,  anfechten,  auch  wenn  das  Vorhanden- 
sein oder  der  Betrag  irgend  einer  derselben  bei  dem  Akte  der  Verifikation 
zu  einem  Proteste  Veranlassung  gegeben  hat,  sofern  dieser  Protest  ohne 
Wirkung  geblieben  ist. 

IttS.  Die  Bestätigung  des  Akkordes  entzieht  den  Gläubigern  nicht 
das  Recht,  die  Summen  zu  fordern,  welche  den  nicht  zur  Zeit  verificirten 
Forderungen  entsprechen. 


880  VI.   Chile. 

14M-  Nachdem  das  Urtheil  über  die  Best&tigang  dea  Akkordes  rechts- 
kräftig geworden  ist,  wird  der  Fallit  wieder  in  den  Oenaas  seiner  Recht» 
und  Ansprüche  eingesetzt,  unbeschadet  der  im  Akkord  festgesetzten  Ein- 
schränkungen, und  die  Verwalter  hören  von  da  ab  auf,  ihr  Amt  auszaüben. 

Die  Verwalter  müssen  unrerzüglich  dem  Falliten  ihre  Rechnung  vor» 
legen  und  zur  Uebergabe  seines  gesammten  Vermögens,  der  Bücher  und 
Urkunden  schreiten. 

Die  bei  der  Prüfung  der  Rechnung  vorkommenden  Streitfragen  werden 
von  dem  Handelsgericht  entschieden. 


§  4.     Von  der  Annullirung  und  Aufhebung  des  Akkordes. 

1485.  Es  werden  keine  anderen  Klagen  auf  Nichtigkeit  des  Akkordes 
zugelassen,  als  diejenigen,  welche  sich  auf  eine  inzwisch^i  eingetretene 
Verurtheilung  des  Falliten  wegen  betrügerischen  Falliments  oder  aof  die 
Verheimlichung  der  Aktiva  oder  die  Uebertreibung  der  Passiva  gründen,, 
die  erst  nach  dem  Urtheile  über  die  Bestätigung  entdeckt  worden  sind. 

Die  Annullirung  des  Akkordes  macht  den  Falliten  unfähig,  einen 
anderen  neuen  abzuschliessen ,  und  lässt  von  Rechtswegen  die  Bürgschaften 
erloschen,  welche  denselben  garantiren 

1486.  Der  Akkord  kann  auf  Antrag  eines  einzigen  Gläubigers  wegen 
Ausserachtlassung  der  verabredeten  Festsetzungen  aufgehoben  werden. 

Die  Bürgen  müssen  bei  dem  Wiederaufhebungsverfahren  gehört  worden 
und  können  die  Fortsetzung  desselben  verhindern,  indem  sie  die  versprochenen 
Dividenden  innerhalb  3  Tagen,  von  der  Vorladung  an  gerechnet,  bezahlen. 

Die  Aufhebung  des  Akkordes  versetzt  den  Schuldner  in  den  Zustand 
des  Falliments;  sie  entlastet  jedoch  nicht  die  Bürgen,  welche  dessen  voll* 
standige  oder  theil weise  Ausführung  versichert  haben. 

Die  von  dem  Falliten  vor  der  Aufhebung  gezahlten  Betrage^  sowie 
diejenigen,  welche  sich  durch  die  Realisirung  der  Aktiva  des  Falliments 
ergeben,    kommen    den  Bürgen   zu  Gute,   ÜEills  die  Bürgschaft  sich  aof  die 

5anze    festgesetzte   Summe    erstreckt;    wenn    sie   jedoch    nur    einen    Theil 
erselben   umfasst,    werden    die  Bürgen   nur   für   den  Rest   nach   Deckung 
der  nicht  verbürgten  Quote  entlastet 

1487.  Die  Klagen  auf  Nichtigkeit  und  Aufhebung  des  Akkordes  ver- 
jähren in  zwei  Jahren. 

Wenn  sich  die  Nichtigkeit  auf  die  Verurtheilung  des  Falliten  wegen 
betrügerischen  Falliments  gründet,  fangen  die  beiden  «Jahre  von  dem  Datum 
des  Endurtheils  an  zu  laufen ;  wenn  sie  sich  jedoch  auf  einen  Dolus  stützt^ 
welcher  aus  der  Verheimlichung  der  Aktiva  oder  der  Uebertreibung  der 
Passiva  resultirt,  laufen  dieselben  von  der  Bestätigung  des  Akkordes  an. 

Im  Falle  der  rescissorischen  Klage  laufen  die  beiden  Jahre  von  dem 
Zeitpunkte  ab,  an  welchem  die  Klage  hätte  angestellt  werden  können. 

14SB'  Wenn  der  Schuldner  nach  der  Bestätigung  des  Akkordes  wegen 
betrügerischen  Falliments  angeklagt  worden  ist,  kann  das  Gericht  von  Amts* 
wegen  oder  auf  Antrag  irgend  eines  der  Gläubiger  die  konservatori5;chen 
Massregeln  anordnen,  welche  es  für  erforderlich  erachtet,  um  die  Verheim* 
Lichunj^  oder  Beiseiteschaffung  der  Aktiva  zu  verhindern. 

Die  Wirkungen  dieser  Massnahmen  dauern  bis  zu  dem  Tage  fort,  an 
welchem  das  Urtheil,  das  ihn  von  der  Anklage  freispricht,  oder  der  Beschluss 
über  die  tlinstellung  des  VerEahrens  verkündet  worden  ist 

1489.  In  demselben  Erkenntniss,  in  welchem  die  Nichtigkeit  oder  Auf- 
hebung des  Akkordes  ausgesprochen  wird,  oder  auf  Grund  desjenigen,  welches 
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den  Falliteii  wegen  betrügerischen  Falliments  verurtheilt,  muss  das  Gericht 
einen  oder  mehrere  Verwalter  ernennen.j9 

1480.  Die  Akte  und  Vertrage  des  Falliten,  welche  in  der  Zeit  zwischen 
der  Bestätigung  und  der  Annulhrung  oder  Aufhebung  des  Akkordes  aus- 
geführt oder  abgeschlossen  worden  sind,  können  nur  auf  Grund  eines  Be- 
truges angehoben  werden,  der  in  der  im  Art.  1376  Torgeschriebenen  Art 
und  Weise  bewiesen  worden  ist. 

Im  Falle  eines  zweiten  Falliments  können  die  erwähnten  Akte  und 
Verträge  gemäss  den  in  den  Art.  1373,  1374  und  1376  enthaltenen  Vor- 
schriften annullirt  oder  aufgehoben  werden. 

1481.  Die  Wiederversetzung  in  den  Zustand  des  Falliments  verschafft 
den  früheren  Gläubigern  nur  bezüglich  des  Falliten  alle  ihre  Rechte. 

Die  alten  Gläubiger  konkurriren  mit  den  neuen  bei  den  Vertheilungen 
des  Aktivvermögens  des  Falliments  f&r  den  vollen  Betrag  ihrer  Forderungen, 
sofern  sie  keinen  Theil  der  in  dem  Akkorde  festgesetzten  Quote  erhalten 
haben;  in  dem  entgegengesetzten  Falle  jedoch  können  sie  mit  den  neuen 
Gläubigern  nur  für  denjenigen  Theil  des  Kapitals  ihrer  ursprünglichen  For- 
derungen  konkurriren,  welcher  der  nicht  bezahlten  Quote  der  verabredeten 
Summe  entspricht 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  sind  auf  den  Fall  anwendbar,  in 
welchem  ein  zweites  Falliment  eintritt,  bevor  der  Akkord  annullirt  oder  auf- 
gehoben worden  ist. 

1482.  Nachdem  das  Urtheil,  von  welchem  der  Art.  1489  handelt, 
rechtskräftig  geworden  ist,  muss  das  Handelsgericht  wie  in  dem  Falle  einer 
Erklärung  des  Falliments  verfahren,  und  es  finden  alle  hierauf  und  auf  das 
spätere  Ver&hren  bezüglichen  Bestimmungen  Anwendung. 

1483.  Die  Gläubiger,  welche  früher  zugelassen  worden  sind  und  ihre 
Forderungen  eidlich  bekräftigt  haben,  werden  nicht  einer  neuen  Verifikation 
unterworfen. 

1484*  Die  durch  das  im  Art.  1489  erwähnte  Erkenntniss  ernannten 
Verwalter  müssen  an  dem  Tage  der  Annahme  ihres  Amtes  zu  dem  Nach- 
weise des  Vorhandenseins  aller  in  dem  Inventar  des  Falliments  beschrie- 
benen Gegenstände  unter  Mitwirkung  des  Handelsrichters,  des  Sekretärs  und 
des  Falliten  und  zur  Aufstellung  einer  eventuellen  Nachtragsbilanz  schreiten. 

Die  Verwalter  können  von  dem  Richter  die  Anlegung  der  Siegel  und 
die  Aufstellung  eines  Er^änzungsinventars  verlangen,  falls  die  Umstände 
die  Ausführung  dieser  beiden  Massnahmen  erfordern. 


TITEL  Vn. 
Von  der  Einstellung  des  Fallimentsverfalirens. 

1485.  Wenn  der  Lauf  der  Geschäfte  des  Falliments  wegen  Insufficieuz 
des  Aktivvermögens  zur  Deckung  der  hierfür  erforderlichen  Ausgaben  ge- 
hemmt ist,   kann  das  Handelsgericht   von  Amtswegen  oder  auf  Antrag  der 


^)  Durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  ist  dieser  Artikel  in  folgender  Weise 
abgeändert  worden: 

In  demselben  Erkenntniss,  in  welchem  die  Nichtigkeit  oder  die  Aufhebung 
des  Akkordes  ausgesprochen  wird,  oder  auf  Grund  desjenigen,  welches  den 
Falliten  wegen  betrügerischen  Falliments  verurtheilt,  muss  der  Richter  einen 
provisorischen  Verwalter  ernennen  und  anordnen,  dass  die  Gläubiger  zu  einer 
GeneralversammluDg,  Behufs  Ernennung  des  oder  der  dettnitiven  Verwalter, 
vorgeladen  werden. 
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Verwalter  oder  irgend  eines  Gläubigers  die  Einstellung  des  Falliments- 
verfahrens anordnen. 

M86.  Der  Beschluss,  welcher  die  Einstellung  anordnet,  l&sst  den  Zu- 
stand des  Falliments  fortbestehen,  giebt  aber  den  Gläubigem  das  Recht 
wieder,  individuell  gegen  die  Person  und  das  Vermögen  des  Falliten  exe- 
kntivisch  vorzugehen. 

Das  Gericht  jedoch  kann  nur  in  den  Fallen  eines  betrügerischen  oder 
schuld  baren  Falliments  einen  persönlichen  Exekutionsbefehl  erlassen. 

1497.  Der  Fallit  oder  irgend  ein  anderer  Interessent  kann  zu  jeder 
Zeit  den  Widerruf  des  Einstellungsbeschlusses  erwirken,  wenn  er  das  Vor- 
bandensein von  Werthen  in  natura  oder  in  Waaren  nachweist,  welche  zur 
Deckung  der  beim  Fallimentsverüahren  erforderlichen  Kosten  hinreichen,  oder 
wenn  er  eine  zur  Bestreitung  derselben  genügende  Geldsumme  zur  Verfügung 
des  Gerichts  anweist. 

Der  Widerruf  setzt  die  Dinge  in  den  Stand  zurück,  welchen  sie  vor 
der  Verkündigung  des  Einstellungsbeschlusses  gehabt  haben. 


TITEL  Vm. 
Von  der  Liquidation  der  Aktiva  und  Passiva  des  Falliments. 

1498.  Wenn  innerhalb  10  Tagen  nach  der  Beendigung  der  Verifikation 
der  Forderungen  von  dem  Falliten  oder  von  den  Gläubigern  keine  Akkord- 
vorschläge gemacht  werden,  oder  wenn,  falls  solche  innerhalb  der  ange- 
gebeneu Frist  vorgelegt  worden  sind,  diese  von  den  Gläubigern  spater  ab- 
gelehnt oder  von  dem  Richter  nicht  genehmigt  worden  sind,  müssen  die 
Verwalter,  als  Vertreter  der  Masse  der  Gläubiger,  zur  Liquidation  der  Akti\-a 
und  Passiva  des  Falliments,  gemäss  den  folgenden  Vorschriften,  schreiten. 

1499.  Wenn  die  Verwalter  zur  Fortsetzung  des  Geschäftsbetriebes  de> 
Falliten  nicht  ermächtigt  worden  sind,  müssen  sie  unverzüglich  zum  Ver- 
kauf der  Mobilien  und  Immobilien,  belastet  oder  frei,  welche  das  Aktivver- 
mögen des  Falliments  bilden,  zur  Realisirung  der  Forderungen  und  zur 
Liquidation  der  Schulden  schreiten. 

Die  Immobilien  müssen  in  öffentlicher  Subhastation  und  die  Mobilieo 
in  der  von  dem  Verwalter  bezeichneten  Versteigerung  verkauft  werden. 

1500.  Die  Verwalter  können  für  einen  bestimmten  Preis  die  F<>r> 
derungen  veräussern,  deren  Realisirung  sich  verzögert  oder  schwierig  i<t. 
und  über  alle  Differenzen  bezüglich  der  streitigen,  dem  Falliment  zukom- 
menden Rechte  Vergleiche  abschliessen,  indem  sie  sich  der  Bestimmung  de^ 
Art.  1416  unterwerfen. 

1501.  In  jedem  Zeitpunkte  des  Falliments  können  die  Verwalter  dio 
Rückerstattung  der  von  aem  Falliten  bestellten  Pfander  verlangen,  indeic 
sie  das  Kapital  der  Schuld,  nebst  den  Zinsen,  Kosten  und  EntschädigoDgec. 
bezahlen. 

Wenn  das  Pfand  auf  Antrag  des  Gläubigers  zu  einem  Preise  verkauft 
oder  adjudicirt  worden  ist,  der  den  Betrag  der  Hauptschuld  und  der  Acoe>- 
sorien  überschreitet,  muss  der  Ueberschuss  zu  dem  Aktiv verm^en  di^^ 
Falliments  gebracht  werden;  wenn  jedoch  der  Preis  zur  vollständigen  Deckanc 
der  Schuld  nicht  hinreicht,  muss  das  Deficit  wie  eine  gewöhnliche  Fordern nc 
bezahlt  werden. 

1502.  Die  Verwalter  können  in  jedem  Stadium  des  Falliments  m'v 
vorhergehender  Ermächtigung  des  Handelsgerichts  die  bevorrechtigten  Gliiu- 
biger   und  sogar  ohne    diese  Genehmigung   die   Hypothekargläubiger   befri^ 
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digen ,    welche   eyentaell    die   im    Art.    2479   des    Civilgesetzbuches    vor- 
geschriebene Konsignation  vornehmen  oder  die  betre£Fende  Bargschafib  leisten. 

1503.  Wenn  nach  der  Bezahlung  der  bevorrechtigten  und  der 
Hypothekargläubiger  und  nach  Deckung  der  Yerwaltnngsunkosten  und  der 
Unterstatzungsgelder  des  Falliten  ein  Betrag  deponirt  bleibt,  welcher  zu 
einer  Dividende  von  3  Procent  ausreicht,  so  kann  das  Handelsgericht  auf 
Grund  des  von  den  Verwaltern  vorgelegten  Vertheilungsplanes  eine  Ver- 
theilung  unter  die  gewöhnlichen  Gläubiger  anordnen,  welche  anerkannt  sind 
und  ihre  Forderungen  eidlich  bekräftigt  haben. 

1504.  Es  findet  keine  Yertheilung  unter  den  in  Chile  domicilirten 
Gläubigem  statt,  ohne  dass  nicht  vorher  diejenige  Quote  deponirt  belassen 
worden  ist,  welche  je  nach  der  Höhe,  die  cue  Schuld  in  der  Bilanz  auf- 
weist, den  ausserhalb  des  Chilenischen  Gebietes  wohnhaften  Gläubigem  und 
denienigen  zukommt,  deren  Fordemngen  zur  Zeit  der  Yertheilung  noch 
nicht  anerkannt  worden  sind. 

Das  Handelsgericht  kann  jedoch  die  Reservirung  einer  Summe  an* 
ordnen,  welche  den  Betrag  der  unter  die  im  Auslande  domicilirten  Gläubiger 
zu  vertheilenden  Dividende  übersteigt,  sofem  die  Forderung  der  letzteren 
nach  seinem  Ermessen  in  der  Bilanz  in  ungenauer  Weise  angenommen 
worden  ist. 

1505.  Der  fär  die  ausserhalb  der  Bepublik  wohnhaften  Gläubiger 
reservirte  Betrag  verbleibt  im  Depot  bis  zu  dem  Ablauf  der  in  der  Civil- 
processordnung  vermerkten  Yorladungsfrist;  und,  falls  diese  Gläubiger  nicht 
erscheinen  und  innerhalb  der  angegebenen  Frist  die  Anerkennung  ihrer 
Forderungen  beantragen,  muss  der  reservirte  Betrag  unter  die  Gläubiger 
vertheilt  werden,  welche  anerkannt  worden  sind  und  ihre  Forderungen 
eidlich  bekräftigt  haben. 

1506.  Die  Yerwalter  können  nur  nach  Yorlegung  d^r  Beweisurkunde 
der  Forderung  eine  Zahlung  leisten. 

Falls  die  Yorlegung  nicht  möglich  ist,  kann  das  Handelsgericht  die 
Zahlung  autorisiren,  indem  es  die  Grunde  berücksichtigt,  welche  sich  aus 
dem  Yerifikationsprotokoll  ergeben. 

Der  Gläubiger  muss  in  jedem  Fall  am  Rande  des  Yertheilungsplanes 
und  auch  auf  der  Ruckseite  der  Urkunde,  &lls  dieselbe  vorgelegt  worden 
ist,  Quittung  leisten. 

1507.  Während  der  Realisirung  und  Liquidation  muss  das  Handels- 
bericht  die  Gläubiger   alle   drei  Monate  zusammenberufen,    und    in   diesen 

Versammlungen    haben    die   Yerwalter    über    ihre   Yerwaltung   Bericht   zu 
erstatten. 

1508.  Nach  Beendigung  der  Realisirung  und  Liquidation  des  Falliments 
müssen  die  Gläubiger  zu  einer  Versammlung  einberufen  werden,  in  welcher 
die  Verwalter  ihre  Schlussrechnung  abzulegen  haben,  indem  sie  von  da  ab 
die  Ausübung  ihrer  Funktionen  einstellen. 

Der  Fallit  muss  rechtzeitig  vorgeladen  werden,  damit  er  der  Prüfung 
der  Rechnung  beiwohnt. 


TITEL  IX. 

Von  der  Vindikation,  der  Resoission  und  der  Retention 
im  Falle  des  Falliments. 

1509.      Es    können    vindicirt.  werden    die    HandelseflPekten    und    alle 
anderen  Erediturkunden ,    welche  nicht  bezahlt  sind  und    »ich    zur  Zeit   der 
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Erklärung  des  FallimeDts  in  Händen  des  Falliten  oder  eines  Dritten,  weld^ 
sie  im  Namen  desselben  aufbewahrt,  befinden,  sofern  der  Eigentbosf- 
dieselben  dem  Falliten  auf  Grund  eines  Titels,  der  nicht  das  Eigeotb&a 
überträgt,  ausgehändigt  oder  übersandt  hat. 

1510.  Es  können  auch  im  Ganzen  oder  zu  einem  Tbeile  die  an  ik 
Falliten  auf  Grund  eines  Depositums,  eines  PÜEuides,  einer  Yerlndr 
kommission  oder  unter  irgend  einem  anderen  Titel,  der  nicht  das  Eiges- 
thum  überträgt,  konsignirten  Waaren  yindidrt  werden,  so  lange  sie  ido- 
tificirt  werden  können. 

Nach  dem  Verkauf  der  Waaren  kann  der  Eigenthümer  derselben  des 
Preis  oder  den  Theil  des  Preises  vindiciren,  welcher  zur  Zeit  der  Erklanm? 
des  Falliments  noch  nicht  bezahlt  oder  in  dem  Kontokorrent  zwischen  do 
Falliten  und  dem  Käufer  kompensirt  worden  ist. 

Es  wird  der  Preis  nicht  als  bezahlt  angesehen  durch  die  ein&di^ 
Hingabe  der  Kreditdokumente,  welche  von  dem  Käufer  unterzmchnet  oder 
an  die  Ordre  des  Falliten  indossirt  worden  sind;  und,  wenn  solche  Ur- 
kunden in  Händen  des  letztei*en  sich  vorfinden,  kann  der  Eligenthüioer 
dieselben  vindiciren,  wenn  er  ihren  Ursprung  und  ihre  Identität  naehwebt 

1511.  Die  Vindikation  findet  nur  in  den  Fällen  statt,  welche  in  des 
beiden  vorhergehenden  Artikeln  vorgesehen  sind. 

1512.  Die  Verwalter  können  mit  Zustimmung  des  Handelsgerichi' 
die  Vindikationsansprüche  zulassen. 

1513-  So  lange  die  dem  Falliten  verkauften  and  übersandten  Waana 
sich  unterwegs  befinden,  kann  der  nicht  bezahlte  Verkäufer  die  Uebergabe 
rescindiren,  den  Besitz  derselben  wiedererlangen  und  sie  bis  zur  voilständigen 
Bezahlung  seiner  Forderung  retiniren. 

Die  Waaren  befinden  sich  von  dem  Momente  an  unterwegs,  in  welches 
sie  die  mit  ihrer  Beförderung  beauftragten  Agenten  in  Empfang  genommeQ 
haben,  bis  sie  an  ihrem  Bestimmungsorte  angekommen  und  zur  Verfof^o^ 
des  falliten  Käufers  oder  seines  Vertreters  gestellt  sind. 

1514.  Falls  die  Waaren  während  ihrer  Beförderung  an  einen  gut- 
gläubigen Dritten  vermittelst  der  von  dem  Absender  unterschriebeBeo 
Fakturen  und  Konnossemente  oder  Frachtbriefe  verkauft  worden  sind,  kann 
sich  der  Verkäufer  nicht  der  rescissorischen  Klage  bedienen. 

Wenn  jedoch  der  neue  Käufer  den  Preis  vor  der  Erklärung  de^ 
Falliments  nicht  bezahlt  hat,  kann  der  ursprüngliche  Verkäufer  die  Cebp^ 
gäbe  desselben  bis  zur  Höhe  des  ihm  goschuideten  Betrages  verlangen. 

1515.  Der  Verkäufer,  welcher  die  verkauften  und  übcrsendcteE 
Waaren  wieder  erlangt,  oder  welcher  den  Preis  von  dem  zweiten  Käufer  er- 
hält, ist  verpflichtet,  die  Beträge,  welche  er  a  conto  erhalten  hat,  and  alle 
Vorschüsse  für  Frachten,  Portos,  Kommissionen,  Versicherungen  und  Kostai 
der  Masse  zurück  zu  erstatten,  sowie  die  Summen  zu  bezahlen,  welche 
noch  aus  diesem  Grunde  geschuldet  werden. 

1516.  Der  Kommissionär,  welcher  die  auf  Ordre  und  Rechnung  de> 
Falliten  gekauften  und  übersandten  Waaren  mit  seinen  eigenen  Geldern 
bezahlt  hat  oder  zu  bezahlen  sich  verpflichtet    hat,    kann  die  rescissorische 

'  Klage   in    denselben  Grenzen    und    unter   denselben  Bedingungen,   wie  der 
Verkäufer  auf  Kredit,  geltend  machen. 

1517.  Ausser  den  in  den  vorhergehenden  Artikeln  angegebenen  Fallen 
ist  die  rescissorische  Klage  nicht  zulässig,  welche  sich  auf  die  Tbatsacbe 
gründet,  dass  der  Fallit  den  Vertrag  nicht  erfüllt  hat. 

1518-  Abgesehen  von  den  in  dem  gegenwärtigen  Gesetzbuche  und  in» 
Civilgeset/buche  ausdrücklich  bezeichneten  Fällen  findet  die  Reteution  sUU. 
sofern  derjenige,  welcher  für  den  Falliten  bezahlt  hat  oder  zu  bezahlen  sieb 
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verpflichtet  hat,  dem  letzteren  gehörige  Waaren  oder  Kreditwerthe  in  Händen 
hat,  vorausgesetzt,  dass  dieser  Besitz  aus  einer  freiwilligen  Handlung  des 
Falliten  herrührt,  und  dass  diese  Gegenstände  nicht  für  einen  bestimmten 
Zweck  übersendet  worden  sind. 

1519.  In  den  in  den  Art.  1514,  1516  und  1518  vorgesehenen  Fällen 
können  die  Verwalter  von  der  ihnen  im  Art.  15^)1  gewährten  Befugniss 
Gebrauch  machen,  wenn  sie  den  festgesetzten  Preis,  die  Zinsen,  Kosten  und 
Entschädigungen  bezahlen  oder  Bürgschaft  zur  Sicherung  für  die  Zahlung 
leisten. 

TITEL  X. 
Von  der  Rangordntuig  der  Gläubiger. 

1520.  Sobald  die  Verwalter  sich  in  der  Lage  befinden,  die  Realisining 
und  Liquidation  des  Falliments  gemäss  der  Vorschrift  des  Art.  1498  vor- 
zunehmen,  muss  das  Handelsgericht  seinerseits  die  Entscheidung  über  die 
Rangordnung  treffen,  unter  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Titel  XLl, 
Buch  IV  des  Civilgesetzbuches  und  der  besonderen  dieses  Gesetzbuches. 

1521.  Es  werden  als  zur  zweiten,  in  dem  Art.  2474  des  Civilgesetz- 
buches aufgestellten  Klasse  der  Forderungen  gehörig,  ausser  den  daselbst 
aufgezählten,  angesehen  die  Forderungen  der  folgenden  Personen: 

1.  diejenigen  der  in  dem  Art.  835  des  gegenwärtigen  Gesetzbuches  an- 
geriebenen Gläubiger  auf  den  Preis  des  in  dem  Aktivvermögen  des 
Fiuliments  des  Eigenthümers  einbegriffenen  Schiffes; 

2.  diejenigen  der  Gläubiger  wegen  der  Avisprämie,  der  Gratifikation 
und  der  Bei^ngskosten  auf  die  Waaren  und  die  übrigen  geretteten 
Gegenstände ; 

3.  diejenige  des  Verladers  auf  die  Thiere,  die  Wagen,  die  Kähne,  das 
Tatelwerk  und  die  übrigen  Haupt-  und  accessorischen  Gegenstände 
des  Landtransportes  für  die  Entschädigungen,  auf  welche  er  in  Folge 
dieses  Transportes  Anspruch  hat; 

4.  diejenige  des  Rheders  auf  die  Ladung  des  Schiffes,  wegen  der 
Fracht,  der  Kaplaken  und  der  von  dem  Befrachter  geschuldeten  Ent- 
schädigungen,  sowie  auf  die  von  dem  Passagier  auf  das  Schiff  ge- 
brachten Gegenstände  wegen  des  Ueberfahrtspreises  und  der  während 
der  Reise  verursachten  Ausgaben; 

5.  diejenige  des  Bodmereidarleihers  auf  die  für  das  Dar  lehn  haftende 
Ladung; 

6.  diejenige  des  Versicherers  wegen  der  Prämie  auf  die  versicherten 
Gegenstände. 

Wenn  im  Falle  der  Rettung  ein  Bodmereidarleiher  wegen  seines 
Kapitals  und  ein  Versicherer  wegen  des  versicherten  Betrages  kon- 
kurriren,  so  bestimmt  sich  ihre  Bangordnung  nach  der  im  Art.  1206 
vorgeschriebenen  Form; 

7.  diejenigen  der  Gläubiger  wegen  der  Erbauungs-,  Ausbesserungs- 
oder Erhaltungskosten,  so  lange  die  Sache,  auf  welche  dieselben  ver- 
wendet worden  sind,  sich  in  Händen  desjenigen  befindet,  für  dessen 
Rechnung  die  Kosten  gemacht  worden  smd. 

Diese  Bestimmung  um&sst  nicht  die  Erbauungs-  oder  Aus- 
besserungskosten des  Schiffes,  deren  Rangordnung  in  der  No.  l 
dieses  Artikels  festgestellt  worden  ist. 

1522.  Der  Gläubiger  von  Verpflichtungen,  welche  von  mehreren  Falliten 
solidarisch    unterschrieben,    indossirt  oder  garantirt  worden  sind,    kann  bei 
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alfen'  PaUimenten  für  den  Nominalwerth  seiner  Titel  bis  zu  seiner  yoll- 
ständigen  Bezahlung  figuriren  nnd  an  den  Dividenden  einer  jeden  derselben 
«Theil  nehmen. 

1523.  Die  Massen  der  Mitschuldner  haben  keinen  Ansprach,  unter- 
einander die  Rückerstattung  der  von  einer  jeden  derselben  gezahlten  Divi- 
denden zu  verlangen,  es  sei  denn,  dass  die  bezahlten  Dividenden  den  Betrag 
der  Forderung  an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  überschreiten. 

In  diesem  letzteren  Falle  muss  der  übersdiüssige  Betrag  nach  der 
Reihenfolge  und  der  Art  der  Verpflichtungen  den  Massen  der  von  den 
anderen  e^arantirten  Mitschuldner  zugewendet  werden. 

1S2Ü.  Der  Gläubiger  von  solidarischen  Verpflichtungen,  welcher  vor 
der  Erklärung  des  Falliments  irgend  einen  Betrag  a  conto  erhalten  hat, 
figurirt  bei  den  betreffenden  Massen  nur  für  die  Summe,  welche  ihm  noch 
geschuldet  wird. 

Der  Mitschuldner  oder  Bürge,  welcher  die  Theilzahlung  geleistet  hat, 
tritt  für  die  Summe  in  den  KouKurs  ein,  welche  diese  Zahlung  ausmacht. 

1S25.  Es  kann  nur  in  der  im  Art.  1506  vorgeschriebenen  Form  ii^ud 
eine  Zahlung  geleistet  werden. 


TITEL  XI. 
Von  der  Behabilitation. 

1526.  Jeder  Fallit  kann  rehabilitirt  werden,  mit  Ausnahme  derjenigen, 
denen  das  Gesetz  diese  Bechtswohlthat  verweigert. 

1527.  Es  können  nicht  rehabilitirt  werden: 

der  betrügerische  Fallit,  die  wegen  Diebstahls,  Stellionats,  Betruges 
oder  Vertrauensmissbrauchs  verurtheilten  Personen  und  die  Vor- 
münder, Kuratoren  und  Verwalter  eines  fremden  Vermögens,  weldie 
ibre  Rechnungen  nicht  unter  Zahlung  des  Saldos  abgelegt  haben. 

Jedoch  können  die  von  der  Rehabilitation  wegen  eines  Ver- 
gehens  ausgeschlossenen  Personen  5  Jahre,  nachdem  sie  ihre  Strafe 
verbüsst  haben,  rehabilitirt  werden,  sofern  sie  nachweisen,  dass  sie 
sich  während  dieser  Zeit  in  un tadelhafter  Weise  gefuhrt,  und  dass 
sie  ihre  Schulden  in  der  im  folgenden  Artikel  angegebenen  Form 
bezahlt  haben.^) 

1528.  Um  die  Rehabilitation  zu  erlangen,  muss  der  Fallit  vollständig 
die  Bezahlung  seiner  Schulden  an  Kapital,  Zinsen  und  Kosten  nachweisen. ') 

Der  schuldbare  Fallit  muss  ausser  der  vollständigen  Bezahlung  seiner 
Schulden  nachweisen,  dass  er  die  Strafe,  zu  der  er  verurtheilt  ist,  ver- 
büsst hat. 

1529.  Der  Antrag  auf  Rehabilitation  muss  bei  dem  E[andelsgericht 
eingebracht  und  mit  den  Quittungen,  den  Zahlungsscheinen  und  den  übrigeD 
erforderlichen  Beweisstücken  unterstützt  werden. 

Der  Antrag  muss  im  Auszuge  2  Monate  hindurch  in  den  von  d«n 
Handelsgericht  bezeichneten  zwei  Zeitungen  veröffentlicht  werden  und  an 
Orten,  l¥0  keine  Zeitung  vorhanden  ist.  mu$s  er  durch  Anschlagszettel 
veröffentlicht  werden,  welche  an  drei  aer  öffentlichsten  Punkte  anzu- 
heften sind. 


0  Ueber  die  abweichenden  Bestimmungen  in  anderen  Gesetzbüchern  cfr.  Note  sn 
Art  1720  des  Argentinischen  H.  G.  B.,  S.  S07. 

s)  Alinea  1  Ist  durch  das  Gesetz  vom  11.  Januar  1879  aufgehoben  worden. 
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1530.  Der  Antrag  auf  Rehabilitation  ist  nach  Anhörung  des  öffentlichen 
Ministeriums  in  der  Form  zur  Verhandlung  zu  bringen,  welche  die  Civil- 
prozessordnung  für  die  Handelssachen  vorschreibt. 

1531.  Die  Gläubiger,  welche  nicht  vollständig  bezahlt  worden  sind, 
sowie  irgend  welche  andere  Interessenten  können  schriftlich  gegen  den 
Antrag  auf  Rehabilitation  innerhalb  der  beiden  im  Art.  1529  bezeichneten 
Monat«  Widerspruch  erheben. 

Der  Widersprucherhebende  muss  seinem  Schriftsatze  alle  Urkunden 
beifugen,  welche  seinen  Widerspruch  rechtfertigen;  er  ist  jedoch  in  keinem 
Falle  als  Partei  in  dem  RehabiBtationsverfahren  zu  betrachten. 

1532.  Wenn  der  Antrag  auf  Rehabilitation  abgelehnt  worden  ist,  kann 
er  erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  erneuert  werden. 

Das  Erkenn tniss,  welches  die  Rehabilitation  bewilligt,  muss  in  den 
von  dem  Falliten  bezeichneten  Zeitungen  veröffentlicht  werden  und,  wo 
solche  nicht  vorhanden  sind,  hat  dies  durch  Anschlagzettel  zu  erfolgen, 
welche  an  drei  der  öffentlichsten  Punkte  angeheftet  werden  müssen. 

1533.  Die  Rehabilitation  des  Falliten  beendigt  alle  durch  die  Erklärung 
des  Falliments  herbeigeführten  Interdiktionen.  *) 


SchlusstiteL 
Von  der  Befolgting  dieses  Gesetzbuches. 

Schlussartikel.  Dieses  Gesetzbuch  tritt  vom  1.  Januar  1867  ab  in 
Kraft,  und  mit  diesem  Datum  werden  die  früheren  Gesetze  über  alle  in  ihm 
behandelten  Materien,  soweit  sie  sich  auf  Handelssachen  beziehen,  selbst  in 
dem  Theile,  welcher  nicht  im  Widerspruch  hiermit  steht,  aufgehoben. 


SchiffTahrtsgesetz. 

Vom  28.  Juli  1836. 

Art.  1.  Es  ist  ein  Chilenisches  Schiff  dasjenige,  welches,  in  den 
Werften  der  Republik  oder  in  denen  anderer  Nationen  gebaut,  Eigenthum 
von  geborenen  oder  naturalisirten  Chilenen  vermittelst  eines  erlaubten  Ver- 
trages oder  dadurch,  dass  es  durch  die  zustandige  Behörde  für  gute  Beute 
erklärt,  oder  dass  es  von  den  Gerichten  der  Republik  wesen  einer  Ver- 
letzung der  Gesetze  verurtheilt  worden  ist,  oder  auf  Grund  irgend  eines 
anderen  gesetzlichen  Titels  geworden  ist. 

2.  Es  geniesst  jedoch  nur  dasjenige  Schiff  die  Vorrechte  eines  Chile- 
nischen .  welches  ausschliesslich  einem  oder  mehreren  geborenen  oder  natu- 
ralisirten Bürgern  Chiles  gehört,  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
bemannt  und  immatrikulirt  worden  ist. 

1)  Durch  das  Gresetz  vom  11.  .Januar  1879  ist  folgendes  Alinea  hinzugefügt: 

Die  Bestimmungen  dieses  Titels  erstrecken  sich  nicht  auf  den  falliten  Kauf 
mann,  dessen  Falliment  nicht  für  ein  betrügerisches  oder  schnldhares  erklärt 
W(  rden  ist,  oder  der  sich  nicht  der  einfachen  Vergehen  schuldiff  gemacht  bat, 
auf  welche  sich  Alinea  1  des  Art.  1527  bezieht.  Seine  Behabuitation  erfolgt 
von  Bechtswegen  durch  das  vollstreckbare  Erkenntniss,  welches  das  Falliment 
für  zufällig  erklärt,  und  er  geniesst  das  beneficinm  competentiae,  welches 
No.  6  des  Art.  1626  des  Oivil^esetzbuches  dem  zahlungsunfähigen  Schuldner 
gewährt,  unbeschadet  der  Bestimmung  im  Art.  1477  dieses  Gesetzbuches. 
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3.  Der  General kommandant   der  Marine    muss  ein  Regster  oder  eint 
Matrikel  über  die  Chilenischen  Schi£Pe  fahren,  in  welchen  er  eintragen  miiss: 

den  Namen  oder  die  Namen  des  Eigenthümers  oder  der  Eigen- 
thümer  eines  jeden  Chilenischen  Schiffes; 

ihre  Beschäftigungen  und  Wohnorte; 

die  Tonnenzahl  von  je  40  Eastilianischen  Kubikfass,  welche 
das  Schiff  enthalt  i); 

den  Ort  und  die  Zeit  seiner  Erbauung; 

die  Zahl  der  Verdecke  oder  Brücken; 

die  Länge  vom  Steuer  bis  zum  Bugspriet  und  seine  grösste  Breite 
auf  dem  Hauptdeck ; 

seine  Höhe  zwischen  den  Brücken,  wenn  es  mehr  als  eine  hat, 
oder  die  grösste  Tiefe  der  Wölbung,  wenn   es  nur  eine  Brücke  hat; 

die  Zahl  der  Masten,  die  Art  des  Takelwerks,  das  Zeichen  des 
Bugspriets  und  alle  übrigen  bemerkenswerthen  EigenthfimUchkeiien; 

seinen  Namen  und  denjenigen,  mit  welchem  es  zuletzt  gefiihren 
ist,  wenn  es  im  Auslande  erbaut  und  ein  Chilenisches  geworden  ist 
und  sein  Eigenthümer  den  Namen  desselben  yerändem  will;  die 
Uebereinstimmung  des  Eigenthümers  oder  der  Eigenthümer  mit  der 
vorhergegangenen  Beschreibung,  indem  dabei  ausgedrückt  werden 
muss,  dass  die  von  diesem  Gesetz  geforderte  Bürgschaft  in  d^ 
gesetzlichen  Weise  geleistet  worden  ist; 

den  Namen  des  Erbauers,  wenn  es  im  Lande  erbaut  wordoi  ist; 

das  Erkenntniss  des  Richters,  welcher  das  Schiff  für  gute  Beate 
erklärt  hat; 

den  Namen   oder   die  Namen   der  Personen,   welche  es  Terkanft 

haben,  und  endlich  denjenig^i  des  Eapitains,  welcher  mit  demsdben 

gefahren  ist,  und  desjenigen,  welcher  mit  demselben  fahren  sc^L 

Diese  Eintragung    muss    von    dem  Generalkommandanten    der  Marine 

und    von   dem  Eigenthümer  oder  den  Eigenthümem  des  Schiffes  oder  ihren 

in    gesetzlicher  Weise    bestellten    Bevollmächtigten    unterschrieben    werden. 

In    diesem  Register    muss  auch   jedem  Schiffe   die  Zahl   zuertheilt   werden^ 

welche  ihm  nach  der  Reihenfolge  und  dem  Datum  der  Eintragungen  zukommt. 

4.  Der  oder  die  Eigentnümer  eines  Schiffes,  welche  zur  Tmmatrikn* 
lirung  desselben  sich  einfinden,  müssen  dem  Generalkommandanten  der 
Marine  den  Aichungsschein  una  die  übrigen  Umstände  vorlegen;  dtfsdbe 
muss  die  Prüfung  dieser  Urkunde  anordnen. 

5.  Zur  Immatrikulirung  eines  Schiffes  müssen  von  dem  Eigenthümer 
oder  den  Eigenthümern  oder  ihren  gesetzlich  bestellten  Bevollmächtigten 
dem  Gencralkommandanten  der  Marine  eine  in  der  gesetzlichen  Weise  be- 
glaubigte Abschrift  des  Vertrages,  des  Erkenntnisses  oder  eines  anderen 
gültigen  Eigenthumstitels  und  eine  Bürgschaft  zur  Zufriedenheit  des  er^ 
wähnten  Gencralkommandanten  der  Marine  vorgelegt  werden,  um  für  die  in 
diesem  Gesetze  festgestellten  Geldstrafen  zu  haften. 

6.  Der  Generalkommandant  der  Marine  muss  den  Eigenthfimem  ein 
Certifikat  über  die  Eintragung  oder  Matrikel,  mit  seiner  Unterschrift  and 
dem  Siegel  der  Generalkommandantur  der  Marine  versehen,  übergeben ;  das- 
selbe ist  von  dem  Marineminist^er  zu  visiren. 

7.  Konfiscirt  wird  das  Chilenische  Schiff,  welches  ohne  diese  Be- 
scheinigung und  ohne  das  Patent  fährt,  ausgenommen  d^i  Fall,  w<«in  es, 
auf   irgend    einer  Werft   der  Republik    erbaut  oder  in  irgend  einem  andern 


*)  Am  24  November  1874  ist  eine  Schiffsyermessungsordnimg  eriassen  wovdea. 
welche  von  der  deutschen  vom  5.  Juli  1872  beeinflnsst  erscheint 


VL   (Äfle.  889- 

seioer  Häfen  als  dem  von  Valparaiso  gekauft,  nach  dem  letzteren  fahren 
mass,  am  immatriknlirt  zu  werden.  Eine  proYisorische  Erlaubniss  von 
Seiten  des  Intendanten  der  Provinz,  in  welcher  das  Schiff  gefertigt  oder 
gekauft  ist,  ist  hinreichend  zur  Fahrt  nach  Valparaiso,  indem  dabei  zu  berück- 
sichtigen ist,  dass  solche  Schiffe  diese  Reise  auch  mit  Ladung  zurücklegen 
können,  wenn  dies  ihren  Eigenthümem  so  genehm  ist. 

8.  Das  Patent  wird  von  der  Re^erung  auf  Antrag  des  oder  der  Inter- 
essenten bewillig,  der  durch  Vermittelung  des  Generalkommandanten  der 
Marine  unter  Beifügung  des  Matrikelcertifikats  eingereicht  worden  ist. 

9.  Die  Eigentnümer  der  Chilenischen  Schiffe  können  denselben  keinen 
anderen  Namen  geben,  als  den  in  der  Matrikel  vermerkten ,  und  sie  sind 
verpiSichtet,  mit  weissen  oder  hellgelben  Buchstaben  von  mindestens  4  Zoll 
Län^  auf  schwarzem  Grunde  an  einer  sichtbaren  Stelle  des  Hintertheiles 
den  immatrikulirten  Namen  des  Schiffes  und  denjenigen  des  Ortes,  wo  seine 
Eigenthümer  wohnen  oder  diejenigen,  welche  es  verwalten,  anzubringen 
oder  anbringen  zu  lassen,  indem  der  Name  stets  in  lesbarem  Zustande  er- 
halten werden  muss,  und  indem  sie  im  Falle  der  Kontravention  einer  Geld- 
strafe von  100  Pesos  ausgesetzt  sind. 

10.  Wenn  ein  nationales  Schiff  veräussert  wird,  verliert  es  die  Vor- 
rechte eines  solchen,  wenn  derjenige  oder  diejenigen,  denen  das  Eigenthum 
übertragen  wird,  nicht  die  in  dem  Art.  5  tilr  die  Matrikel  vorgesehenen 
Erfordernisse  beobachten«  Die  Uebertragungttn  müssen  sowohl  in  dem 
Register,  als  auch  in  dem  Gertifikat  mit  der  Unterschrift  des  General- 
kommandanten der  Marine  vermerkt  werden. 

11.  Wenn  die  Yerausserung  in  einem  anderen  Hafen  als  dem  von 
Valparaiso  stattfindet,  erfüllt  der  neue  Eigenthümer,  vorausgesetzt,  dass  er 
fähig  ist,  ein  Chilenisches  Schiff  als  Eigenthum  zu  erlangen,  aie  Bestimmung 
des  vorhergehenden  Artikels,  wenn  das  so  verausserte  Schiff  nach  Valparaiso 
kommt,  und  bis  dahin  besteht  die  Bürgschaft,  welche  in  Gemässheit  des 
Art.  5  vorher  zu  Gunsten  des  Schiffes  gestellt  worden  ist. 

12.  Es  kann  keine  heimliche  oder  simulirte  Uebertragung  des  Schiffes 
stattfinden,  die  Gerichte  oder  Tribunale  der  Republik  dürfen  keine  Klage 
über  derartige  Verträge  zulassen.  Wenn  eine  solche  Uebertragung  statt- 
findet, müssen  derjenige  oder  diejenigen,  welche  nach  dem  letzten  Gertifikat 
Eigenthümer  des  Schiffes  sind,  als  Strafe  20  Pesos  für  jede  Tonne  des 
Rauminhaltes  bezahlen. 

13.  Sofern  die  Eigenthümer  eines  Schiffes  sich  einander  das  Eigen- 
thum ihrer  betreffenden  Antheile  übertragen,  müssen  sie  dies  in  einer  öffent- 
lichen Urkunde  vornehmen,  welche  zur  Eenntniss  des  Generalkommandantcn 
der  Marine  zu  bringen  ist,  damit  derselbe  es  in  seinem  Register  vermerkt. 
Dasselbe  hat  zu  geschehen,  wenn  eine  oder  mehrere  Personen  ihre  Ansprüche 
auf  das  Schiff  an  andere  übertragen,  welche  nach  der  letzten  Eintragung 
oder  Matrikel  nicht  als  Eigenthümer  fignriren. 

14.  Weder  die  Eigenthümer,  noch  die  Kapitaine  können  in  irgend 
einer  anderen  Weise,  als  in  der  durch  dieses  Gesetz  vorgeschriebenen,  das 
Gertifikat  an  einen  anderen  verkaufen,  verleihen  oder  übertragen,  bei  einer 
Geldstrafe  von  20  Pesos  für  jede  Tonne,  welche  in  dem  Gertifikat  an- 
gegeben ist. 

15.  Die  Eigenthümer  haften  für  die  von  den  Kapitainen  gegen  dieses 
Gesetz  begangenen  Uebertretungen. 

16.  FaUs  irgend  ein  Schiff  unbrauchbar,  zerstört  oder  von  dem 
Feinde  aufgebracht  wird  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise  die  Vorrechte 
eines  Ghilenischen  Schiffes  verliert,  muss  das  Gertifikat  dem  General- 
kommandanten der  Marine,  bei   einer  Strafe   von    10  Pesos  für  die  Tonne, 
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zurückgestellt  werden,  es  sei  denn,  dass  vor  demselben  Generalkommandanten 
der  Marine  der  Verlust  des  Zertifikats  vollgültig  bewiesen  wird ;  dieser 
Beweis  oder  die  Rückgabe  muss  innerhalb  der  Frist  von  18  Monaten 
bewirkt  werden. 

17.  Die  in  dem  Art.  5  vorgesehene  Bürgschaft  wird  nicht  eher  auf- 
gehoben, als  bis  das  Certifikat  vorgelegt  oder  der  Verlust  desselben  be- 
wiesen wird. 

18.  Wenn  in  Folge  des  Verlustes  eines  Certifikats  von  dem  Eigen- 
thümer  oder  den  Eigenthümern  ein  neues  verlangt  wird,  ist  dasselbe  von 
dem  Generalkommandanten  der  Marine  auszustellen,  indem  er  eine  Abschrift 
der  betreffenden  Eintragung  in  dem  Register  mit  allen  in  demselben  ge- 
machten Vermerken  übcrgiebt  und  dabei  die  Thatsache  des  Verlustes  des 
anderen  Certifikats  hinzulügt;  dies  hat  zu  erfolgen,  nachdem  der  Verlust  in 
genügender  Weise  bewiesen  worden  ist,  und,  falls  der  letztere  nur  fingirt 
worden  ist,  um  ein  doppeltes  Certifikat  zu  erhalten,  müssen  derjenige  oder 
diejenigen,  welche  damals  nach  der  Matrikel  Eigenthümer  des  Schiffes  ge- 
wesen waren,  25  Pesos  für  jede  Tonne  als  Strafe  zahlen. 

19.  Falls  ein  Certifikat  durch  den  Gebrauch  abgenutzt  wird,  kann 
dasselbe  durch  den  Gencralkommandanten  der  Marine  erneuert  werden,  in- 
dem er  eine  neue  Abschrift  der  das  Schiff  betreffenden  Eintragung  in  dem 
Register  übergiebt  mit  allen  hierin  eingetragenen  Vermerken,  und  das 
unbrauchbar  gewordene  dem  Marineminister  zur  Eassirung  und  das  neue 
zu  dem  im  Art.  6  vorgesehenen  Visum  (V.o  B.o)  des  Ministers  einsendet. 

20.  In  den  Fällen,  in  denen  dieses  Gesetz  die  Rückgabe  des  Certifikats 
verlangt,  ist  auch  das  Patent  unter  denselben  Strafen  zurückzugeben. 

21.  Kein  Schiff  geniesst  die  den  Chilenischen  Fahrzeugen  gewährten 
Vorrechte  weiter,  wenn  es  im  Auslande  ausgebessert  worden  ist  und  die 
Ausbesserung  mehr  als  3  Pesos  pro  Tonne  gekostet  hat,  es  sei  denn,  da>> 
dieselbe  in  Folge  irgend  einer  ausserordenüichen  Havarie  ausserhalb  der 
Meere  der  Republik  nöthig  gewesen  ist;  und,  wenn  ein  Schiff,  welches  b 
dieser  Weise  ausgebessert  worden  ist,  nach  irgend  einem  Hafen  von  Chile 
kommt,  muss  der  Eapitain  oder  sein  Stellvertreter  dem  Hafengonvemeur 
oder  -Kapitain  von  dieser  Ausbesserung  Mittheilung  machen,  ))ei  Strafe  von 
6  Pesos  pro  Tonne,  indem  er  ausserdem  unter  derselben  Strafe  verpflichtet 
ist,  die  ifothwendigkeit  der  Ausbesserung  vor  dem  Gencralkommandanten 
der  Mai*ine  zu  beweisen. 

22.  Wenn  das  Schiff  nach  der  Immatrikulation  sich  in  seiner  Form 
so  verändert,  dass  es  mit  dem  Matrikelcertifikat  nicht  übereinstimmt,  mu!>> 
es  von  neuem  immatrikulirt  werden,  ohne  Aenderung  des  Namens  und  der 
Originalnummer  des  Registers,  und  wenn  diese  Massnahme  unterlassen 
worden  ist,  so  wird  es  für  nicht  immatrikulirt  angesehen. 

23.  Von  dem  Tage  der  Publikation  dieses  Gesetzes  bis  zum  Ende 
des  Jahres  1837  muss  die  Mannschaft  der  Chilenischen  Schiffe  wenigsten- 
zum  vierten  Theile  aus  Chilenischen  Matrosen  bestehen,  zur  Hälfte  in  den 
Jahren  1838  und  1839  und  zu  drei  Vierteln  in  der  Zeit  nachher. 

24.  Die  Kapitaine  der  Chilenischen  Schiffe  müssen  nach  12  Jahren 
nach  der  Publikation  dieses  Gesetzes  geborene  oder  naturalisirte  Chilenec 
sein.  0 

25.  Jedes  Chilenische  Schiff  hat  die  Verpflichtung,  einen  Schüler  der 
in  Valparaiso  errichteten  Navigationsschule  oder  derjenigen  Akademier. 
welche  später  in  diesem  oder  in  irgend  einem  anderen  Hafen  der  RepubliA 
errichtet  werden  sollten,  wenn   der  Generalkommandant   der    Marine    ef&    ^ 


*)  Diese  ßestlnimang  ist  durch  das  Gesetz  vom  4.  August  1848  snspendbrt. 
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bestimmt,  an  Bord  aufzanehmen  und  in  anständiger  Weise  zu  unterhalten ;  und 
der  Eapitain  ist  verpflichtet,  ihn  im  Seedienst  und  in  der  praktischen  An- 
wendung der  auf  der  Akademie  erlangten  Principien  zu  unterrichten.  Das 
Chilenische  Schiff,  welches  die  Erfüllung  der  Bestimmung  dieses  Artikels 
verweigert,  wird  als  nicht  immatrikulirt  angesehen. 

26.  Wenn  das  Schiff,  welches  nach  ausländischen  Häfen  ge&hren  ist, 
nach  denen  der  Republik  zurückkehrt  und  ein  oder  mehrere  Chilenische 
Matrosen^)  weniger  an  Bord  hat,  als  esmitgefährt  hat,  somuss  der  Eapitain 
vor  dem  Generalkommandanten  der  Marine  in  befriedigender  Weise  den  Tod, 
die  Desertion  oder  irgend  einen  anderen  Grund,  welcher  das  Fehlen  ver- 
anlasst hat,  beweisen;  wenn  er  dies  nicht  thut,  sogeniesst  die  Ladung  nicht 
die  Vorrechte,  welche  derjenigen  gewährt  sind,  die  auf  Chilenischen  Schiffen 
importirt  wird. 

27.  Für  jeden  ausländischen  Matrosen,  welcher  in  der  Mannschaft 
eines  Chilenischen  Schiffes  das  gesetzliche  Verhältniss  übersteigt,  muss  der 
Eigenthümer  eine  Strafe  von  50  Pesos  bezahlen,  vorbehaltlich  der  durch 
dieses  Gesetz  bestimmten  noth wendigen  Fälle. 

28.  Die  Ausländer,  welche  in  der  Landesmarine  1  Jahr  in  Erie^s- 
zeiten  oder  3  Jahre  in  Friedenszeiten  gedient  haben,  werden  ab  befähigt 
angesehen,  Eapitaine  oder  Matrosen  Chilenischer  Schiffe  zu  sein,  wenn  sie 
ihre  gute  Führung  mit  dem  Berichte  des  Chefs,  unter  dessen  Befehlen  sie 
gedient  haben,  nachweisen. 

29.  Der  Präsident  der  Republik  kann  mit  Genehmigung  des  Staats- 
rathes  im  Falle  einer  ausserordentlichen  Armiruug  von  Eriegssehiffen  oder 
anderen  ähnlichen  Schiffen  erklären,  dass  das  Verhältniss  der  Seeleute  auf 
den  nationalen  Schiffen  ein  geringeres  sei,  als  das  in  diesem  Gesetz  fest- 
gestellte; und  die  Chilenischen  Schiffe,  welche  das  durch  diese  Erklärung 
bestimmte  Verhältniss  von  Chilenischen  Matrosen  haben,  werden  alsdann 
während  der  ganzen  Zeit,  welche  dieselbe  in  Eraft  bleibt,  als  gehörig  bemannt 
angesehen.  *) 

30.  Der  Chilene,  welcher  das  Bürgerrecht  aus  den  in  der  Yerfistssung 
angegebenen  Gründen  verloren  hat,  kann  nicht  Eigenthümer  eines  Chilenischen 
Schiffes  im  Ganzen  oder  eines  Theiles  desselben  sein,  es  sei  denn,  dass  er 
rehabilitirt  worden  ist. 

31.  Eein  ausserhalb  des  Gebietes  der  Republik  ansässiger  Chilene 
kann  Eigenthümer  eines  ganzen  Chilenischen  Schiffes  sein;  jedoch  kann  er 
an  demselben  Theil  haben,  wenn  er  Gesellschafter  oder  Mitglied  eines  in 
der  Republik  errichteten  Chilenischen  Handlungshauses  ist. 

3^.  Die  Schiffe,  welche  gegenwärtig  als  Chilenische  angesehen  werden, 
weil  sie  mit  einem  von  der  Regierung  der  Republik  ausgestellten  Patente 
fahren,  sind  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  unterworfen;  wenn  jedoch 
einige  derselben  ganz  oder  zum  Theil  Ausländern  gehören,  geniessen  sie 
weiter  die  den  Chilenischen  Schiffen  gewährten  Vorrechte,  bis  sie  zerstört 
werden  oder  in  das  Eigenthnm  eines  Ausländers  übergehen. 

33.  Der  Generalkommandant  der  Marine  muss  die  Bücher  jedem  vor- 
legen, welcher  dieselben  zu  sehen  wünscht,  um  die  in  denselben  enthaltenen 
Eintragungen  zu  prüfen,  und  in  gleicher  Weise  gestatten,  dass  Abschriften 
derselben  genommen  werden,  welche,    wenn    ihre   üebereinstimmung   durch 


^)  Ueber  die  Anwerbung  von  Matrosen  im  Allgemeinen  sind  anter  dem  19.  liai 
1868  und  11.  Februar  1873  B^lements  erlassen  worden,  die  Anwerbung  Gbilenischer 
Matrosen  auf  answ&rtigen  Schiffen  wird  durch  Beglement  vom  16.  Januar  1860  regulirt. 

')  Nach  der  Verordnung  vom  8.  Oktober  1873  kann  die  Zahl  der  ausländischen 
Matrosen  bis  auf  zwei  Drittel  der  Mannschaft  ausgedehnt  weiden. 


892  VI.    Chüe. 

die    Unterschritt   des    GeDeralkommaadanten    bewiesen    wird,    vor     Geridii 
dieselbe  Beweiskraft,  wie  die  Originale  haben. 

34.     Für  die  Matrikel,    das  Certifikat   oder   die  Vermerke >    welche  in 
dem  Register  gemacht  werden,  ist  keine  Gebühr  einzuziehen. 


Gesetz. 

Vom   29.    December   1848. 

Einziger  Artikel.  Die  in  Chile  domicilirten  Aasl&nder,  welche  drei 
Jahre  daselbst  wohnen,  ein  Handelshans  besitzen  oder  irgend  ein  anderes 
Gewerbe  betreiben,  können  Eigenthümer  Chilenischer  Schffe  sein,  wenn  sie 
sich  in  allem  Uebrigen  den  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  1836 
unterwerfen. 


Beglement   fBr   das   Handelsregister. 

Vom   1,  August  1866. 

Art.  1.  In  der  Hauptstadt  eines  jeden  Departements  ist  an  einem 
sicheren  und  für  den  öfientlichen  Dienst  geeigneten  Orte  ein  Register  an- 
zulegen, in  welchem  alle  Urkunden,  die  nach  dem  Handelsgesetzbuch  der 
Eintragung  unterliegen,  vermerkt  werden  müssen,  und  welches  Handels- 
register genannt  wird. 

Der  mit  der  Führung  dieses  Registers  Beaufkxagte  wird  Yon  dem 
Präsidenten  der  Republik  ernannt  und  föhrt  den  Titel  „Handelsconservador''. 

2.  Alles,  was  sich  auf  das  Bureau  bezieht,  in  welchem  das  Register 
geführt  werden  moss,  auf  die  innere  Geschäftsleitung,  den  Eid,  welchen  der 
mit  der  Führung  desselben  Beauftragte  leisten  muss,  und  auf  die  Stellyer- 
tretungen  bei  gelegentlicher  Behinderung,  ist  nach  den  Bestimmungen  in 
dem  Reglement^)  für  das  Grundbuch  auszuführen. 

3.  Jeder  Handelsconservador  hat,  bevor  er  sein  Amt  antritt,  eine 
Bürgschaft  zu  leisten,  eine  Hypothek  zu  bestellen  oder  in  die  fiskalischen 
Kassen  P&ndbriefe  zu  hinterlegen,  damit  dieselben  für  jede  Auslassung, 
Verzögerung,  jeden  Irrthum  und  im  Allgemeinen  för  jeden  Fehler  oder 
Defekt  haften,  welche  ihm  bei  der  Ausübung  seines  Amtes  zur  Last  gelegt 
werden  können. 

Die  Höhe  der  Bürgschaft,  der  Hypothek  oder  des  Depositums,  welche 
die  Handelsconservadoren  zur  Zufriedenheit  des  Präsidenten  des  betreffenden 
Appellationsgerichts  geben  oder  bestellen  müssen,  beträgt  2000  Pesos  in  den 
Departements  von  Santiago,  Valparaiso  und  Gopiapö,  1500  Pesos  in  den 
Departements,  in  welchen  mit  recht^gelehrten  Richtern  besetzte  Gerichte 
vorhanden  sind,  und  1000  Pesos  in  den  übrigen  Departements. 

Sofern  die  Führung  des  Handelsregisters  einem  Grerichtsschreiber  oder 
einem  öffentlichen  Notar  oder  irgend  einem  Grundbuchftthrer  übertragen 
wird,  ist  derselbe  von  der  Leistung  einer  neuen  Bürgschaft  befreit,  wenn  er 
die  für  das  innegehabte  Amt  bestellte  Garantie  auf  das  neue  Amt  ausdehnt 

4.  Wenn  in  irgend  einer  Hauptstadt  eines  Departements  ein  selbst- 
ständiges Bureau  für  das  Handelsregister  errichtet  wird,  so  kann  der 
Handelsconservador  als  Beamter  mit  öffentlichem  Glauben,   ebenso  wie  die 


^)  Reglement  vom  94.  Juni  1857. 
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übrigen  öflPeDtlicbeii  Notare  oder  Gerichtsschreiber  alle  diejenigen  Urkunden 
ausfertigen,  welche  in  das  ihm  unterstellte  Register  eingetragen  werden 
müssen. 

5.  In  keinem  Falle  kann  sich  der  Handelsconservador  definitiv  von 
seinem  Amte  entfernen,  ohne  dass  er  in  formeller  Weise  dasselbe  seinem  Nach- 
folger übergeben  hau  Die  Uebei^abe  mnss  mit  einem  formellen  Inventar 
erfolgen,  von  welchem  eine  beglaubigte  Abschrift  an  das  betreffende 
Appellationsgericht  zu  übersenden  ist. 

6.  Das  Bureau  des  Handelsconsei*vadors  ist  in  derselben  Weise,  wie 
die  öffentlichen  Gerichtsschreibereien,  zu  inspiciren,  und  die  mit  dieser  In- 
spicirung  beauftragten  Magistratspersonen  müssen  die  genaue  Erfüllung  aller 
in  diesem  Reglement  enthaltenen  Bestimmungen  verlangen. 

7.  In  das  Handelsregister  müssen  eingetragen  werden: 

1.  die  Eheverträge,  die  f5rmlichen  Inventare,  die  Testamente,  die 
Theilungsurkunden,  die  Zuschlagsurtheile,  die  öffentlichen  Ur- 
kunden über  eine  Schenkung,  einen  Verkauf  oder  einen  Tausch 
oder  andere  von  gleicher  Authenticitat,  welche  dem  Ehemanne 
irgend  eine  Haftbarkeit  zu  Gunsten  der  Ehefrau  auferlegen; 

2.  die  Erkenntnisse  über  Ehescheidung  oder  Gütertrennung  und  die 
Liouidationen,  welche  zur  Bestimmung  der  Gegenstände  oder 
Geldbeträge  vorgenommen  worden  sind,  die  der  Ehemann  seiner 
geschiedenen    oder    in    Gütertrennung    lebenden    Ehefrau    über- 

Seben  muss; 
ie  Beweisurkunden  über  das  Vermögen  des  Hanssohnes  oder  des 
Mündels,    welche   sich   unter  der  Protestas   des  Vaters   oder  des 
Vormundes  befinden; 

4.  die  Gesellschaftsurkunden,  mag  es  eine  offene,  eine  Eommandit- 
oder  eine  anonyme  Gesellschaft  sein;  diejenigen,  in  welchen  die 
Gesellschafter  einen  Geranten  der  Gesellschaft  in  Liquidation  er- 
nennen, und  diejenigen  der  Auflösung  der  Gesellschaft,  welche  vor 
dem  Ablauf  des  festgesetzten  Termins  stattfindet,  diejenigen  über 
die  Verlänfirerung  desselben,  den  Wechsel,  Rücktritt  oder  Tod 
eines  Gesellschaft^^TS,  die  Veränderung  der  Gesellschaftsfirma  und 
im  Allgemeinen  über  jede  Reformirung,  Erweiterung  oder  Modifi- 
kation des  Vertrages; 

5.  die  Vollmachten,  welche  die  Kaufleute  ihren  Faktoren  oder  Ge- 
hülfen zur  Verwaltung  ihrer  Geschäfte  ausstellen,  die  von  dem 
Eigenthümer  oder  den  Eigenthümern  des  Schiffes  dem  Rheder, 
der  dasselbe  verwalten  soll,  übertragenen  Vollmachten  und  die- 
jenigen, welche  dem  Superkargo  von  dem  Rheder  oder  den  Ver- 
ladern ertheilt  werden; 

6.  die  Verfügung,  welche  die  von  dem  Ehemanne,  der  jünger  als 
21  Jahre  ist,  ertheilte  Ermächtigung  genehmigt,  dass  seine  Ehe- 
frau, die  älter  als  21  und  jünger  als  25  Jahre  ist,  Handel  treiben 
kann,  und  der  Widerruf  dieser  Ermächtigung; 

7.  die  Bodmereidarlehne. 

8.  Der  Conservador  muss  die  ihm  vorgelegten  Urkunden  in  das  Re- 
gister eintragen,  und,  im  Falle  der  Weigerung,  die  aus  keinen  anderen  Ur- 
sachen entspringen  darf,  als  dass  die  Urkunde  dem  vorhergegangenen  Ver- 
zeichniss  nicht  entspricht,  dass  sie  nicht  auf  dem  vorgeschriebenen  Papier 
ausgefertigt  ist,  oder  dass  die  Vorschriften  des  Art.  18  nicht  erfüllt  worden 
sind,  kann  der  Interessent  sich  an  den  Handelsrichter  wenden,  welcher  nach 
Anhörung  des  Conservadors  beschliesst,  ob  die  Eintragung  bewirkt  werden 
muss    oder  nicht.     Falls    die  Eintragung    bewilligt    wird,  muss  dieselbe  die 
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VerfQguDg    enthalten,    welche    sie   angeordnet    hat.    Gegen   die  Yerfagong, 
welche  dieselbe  ablehnt,  kann  in  der  gewöhnlichen  Form  appellirt  werden. 

9.  Der  Conservador  hat  nur  ein  Buch  zu  führen,  in  welches  in  fort- 
laufender Reihenfolge  der  Nummern  und  Daten  und  im  Auszuge  die  der 
Eintragung  unterliegenden  Urkunden  eingetragen  werden  müssen. 

10.  Das  Register  ist  am  An&n^  eines  jeden  Jahres  mit  einer  Be- 
scheinigung «;u  eröffnen,  in  welcher  die  erste  Eintragung,  die  nodi  auszu* 
führen  ist,  angegeben  wird,  und  ist  am  Ende  eines  jeden  Jahres  mit  einer 
anderen  Bescheinigung  zu  schliessen,  in  welcher  die  Zahl  der  Blätter  und 
Eintragungen  aufgeführt  werden  muss,  sowie  die  Zahl  derjenigen,  welche  ohne 
Wirkung  geblieben  sind,  unter  genauester  Specificirung,  und  die  Verbesse- 
rungen der  Foliirung  und  alle  Einzelheiten,  welche  auf  das  Wesen  der  Ein- 
tragungen Yon  Einfluss  sein  können  und  dazu  beitragen,  &lsche  Voraus- 
setzungen oder  irgend  welchen  anderen  Betrug  zu  vermeiden.  Beide  Bescheini- 
gungen müssen  vollständig  von  dem  Conservador  selbst  geschrieben  werden. 

11.  Das  Register  muss  auf  Papier  zweiter  Klasse  geführt  werden  und 
in  derselben  Weise  eingerichtet  sein,  wie  die  Protokolle  der  Notare,  indem 
es  in  dem  Maasse,  als  es  ausgefüllt  wird^  foliirt  und  nothwendigerweise  mit 
jedem  Jahre  ange&ngen  und  geschlossen  wird. 

12.  Der  Conservador  muss  Hefte  von  SO  Blättern  anlegen,  welche  alle 
von  dem  Handelsrichter  rubricirt  werden  müssen,  bevor  die  Eintragungen 
begonnen  werden. 

13.  Am  Schlüsse  des  Jahres  muss  das  Register  sorgfaltig  eingebunden 
und  mit  einem  festen  Deckel  versehen  werden,  auf  welchem,  oder  auf  d^n 
Rücken,  ein  Etiquett  mit  dem  Namen  des  Registers  und  dem  betreffenden 
Jahre  anzubringen  ist. 

14.  Jedes  Buch  muss  ein  Inhaltsverzeichniss  in  alphabetischer 
Ordnung  haben,  in  welchem  die  Art  des  eingetragenen  Dokumentes  and 
der  Vor-  und  Zuname  derjenigen  Personen,  auf  welche  sich  dasselbe 
bezieht,  angegeben  werden  muss. 

Es  ist  ausserdem  ein  Buch  als  allgemeines  Inhaltsverzeicliniss  in 
derselben  Form  zu  führen,  wie  die  besonderen  der  Register  eines  jeden 
Jahres  und  mit  einem  Hinweis  auf  das  betreffende  Jahr. 

15.  Die  Beweisstücke,  welche  der  Conservador  nach  Art.  38  zaiiick- 
behalten  muss,  sind  numerirt  am  Ende  der  Register  beizufügen,  indem 
dieselbe  Reihenfolge  der  Eintragungen,  auf  welche  sie  sich  bezieben,  zu 
beobachten  ist,  und  mit  Angabe  der  Seitennummer  der  entsprechenden 
Eintragung. 

16.  Das  Inhaltsverzeichniss  muss  einen  Anhang  für  diese  Stücke 
enthalten. 

17.  Die  Eintragung  der  in  dem  Alinea  1,  2,  3  und  4  des  Art,  7 
angegebenen  Urkunden  erfolgt  in  dem  Register  des  Departements  oder  d^r 
Departements,  in  welchen  der  Kaufmann  sein  Geschäft  betreibt 

Diejenige  der  den  Faktoren  oder  Gehülfen  übertragnen  Vollmachten 
in  dem  K^ister  des  Ortes,  wo  dieselben  ihre  Dienste  leisten  müssen  ,  und 
diejenige  der  von  dem  Eigenthümer  oder  den  Eigenthümern  des  Schiffes 
dem  Blieder  und  der  von  dem  letzteren  oder  den  Verladern  dem  Snper- 
kargo  übertragenen  Vollmachten  in  dem  Register  des  betreffenden  Wohn- 
ortes der  Vollmachtgeber. 

Die  Verfügung,  welche  die  von  dem  minderjährigen  Ehemann  seiner 
Ehefrau  ertheilte  Ermächtigung  bestätigt,  und  der  Widerruf  dieser  Er- 
mächtigung müssen  in  das  Register  des  Handelsplatzes  eingetragen  werden, 
in  welchem  die  Ehefrau  ihr  Geschäft  etablirt. 

Die  Bodmereidarlehne  in  das  Register  des  Ortes  des  Vertragsabschk 
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18.  Um  die  Eintragung  vornehmen  za  können,  muss  der  Conservador 
verlangen,  dass  der  Interessent  oder  dessen  Bevollmächtigter  ihm  eine 
beglaubigte  Abschrift  der  Ehevertrage,  der  formellen  Inventarien,  der 
besonderen  Bestimmungen  des  Testaments,  der  Yertheilungsurknnden.  der 
öffentlichen  Urkunden  über  Schenkung,  Verkauf  und  Tausch  und  der 
anderen  gleicher  Art,  welche  dem  Ehemann,  dem  Vater  oder  dem  Vor- 
munde eine  Verpflichtung  zu  Gunsten  der  Ehefrau,  des  Sohnes  oder  des 
Mündels  auferlegen,  vorlege. 

Die  Zuschlagsurtheile  und  die  Verfugungen,  welche  die  Ermächtigung 
zum  Handeltreiben  ertheilen,  müssen  in  ihrem  beschli essenden  Theile  und 
mit  einem  Auszuge  der  Stücke  oder  Vorgänge  vorgelegt  werden,  auf  welche 
der  letztere  sich  bezieht,  und  welche  zu  seinem  Verständniss  erforderlich 
sind,  nebst  einer  Bescheinigung  des  betreffenden  Sekretärs  über  die 
Vollstreckbarkeit. 

Die  Eintragung  der  Gesellschaften  erfordert  die  Vorlegung  eines  Aus- 
zuges aus  ihren  Hauptbestimmungen,  der  von  dem  Notar,  vor  welchem  der 
Vertrag  aufgesetzt  worden  ist,  beglaubigt  sein  muss;  ein  gleicher  Auszug 
ist  in  dem  Falle  der  Auflösung  oder  Modifikation  erforderlicn. 

Die  Vollmachten  müssen  in  beglaubigter  Abschrift  und  die  Bodmerei- 
verträge in  einem  beglaubigten  Auszuge  vorgelegt  werden,  wenn  sie  in 
öffentlicher  Urkunde  abgefasst  worden  sind,  und  im  Originale,  wenn  die 
Urkunde  eine  amtliche  oder  private  gewesen  ist. 

19.  Die  im  Auslande  ausgefertigten  Urkunden  sind  den  Vorschriften 
der  Art.  63  und  64  des  Reglements  für  das  Grundbuch  unterworfen. 

20.  Nach  Erfüllung  der  im  Art.  18  bestimmten  Erfordernisse  muss 
der  Conservador  sofort  zur  Vornahme  der  Eintragung  schreiten. 

21.  Die  Eintragungen  müssen  zwischen  zwei  Rändern  gemacht  werden, 
und  zwar  in  der  Reihenfolge,  dass  zwischen  der  einen  und  der  andern 
Eintragung  nicht  mehr  als  eine  Zeile  und  der  für  die  Unterschrift  des 
Conservadors  duichaus  erforderliche  Raum  frei  bleibt.  Wenn  die  letzte 
Zeile  nicht  bis  zum  Rande  kommt,  muss  eine  starke  Linie  in  dem  frei 
bleibenden  Räume  gezogen  werden.  Wenn  sie  bis  zum  Rande  kommt, 
muss  die  Linie  in  der  folgenden  frei  gelassenen  Zeile  gezogen  werden. 

22.  Jede  Eintragung  muss  genau  mit  dem  Datum  anfangen,  an 
welchem  sie  stattfindet,  und  mit  der  Unterschrift  des  Conservadors  endigen. 
Sie  muss  ausserdem  an  dem  linken  Rande  einen  Vermerk  mit  der  ent- 
sprechenden Nummer  und  der  Art  der  Eintragung  enthalten.  Diese 
Nummer  ist  in  Ziffern  zu  schreiben  und  das  übrige  in  Buchstaben,  wobei 
jede  Abkürzung  absolut  verboten  ist. 

23.  Die  Eintragungen  der  Eheverträge  müssen  enthalten: 

1.  den  Vor-    und  Zunamen    und    das  Domicil    des  Ehemannes    und 
der  Ehefrau; 

2.  die   Verpflichtung,    welche  dem  ersteren  auferlegt  wird,    mit  An- 
gabe des  Betrages  und  der  Art  dieser  Verpflichtung; 

3.  das  Protokoll  des  Notars,  in  welchem  sie  aufgesetzt  worden  sind, 
und  das  Datum  der  Ausfertigung. 

24.  die  Eintragungen  der  formellen  Inventare  müssen  enthalten: 

1.  das  Datum  und  den  Betrag,  welchen  sie  repräsentiren ; 

2.  das  Archiv,  in  welchem  sie  vorhanden  sind. 

25.  Die  Eintragungen  der  Testamente  müssen  enthalten: 

1.  das  Datum    ihrer  Ausfertigung    und  den  Namen  des  Notars,  vor 
welchem  sie  aufgenommen  worden  sind ; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Testators; 

3.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  der  Ehefrau,  des  Haus* 
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Sohnes  oder  des  Mündels,  der  Erben  oder  Legatare,  mit  Angabe 
der  Quote  oder  des  Legates. 

26.  Die  Eintragungen   der  Urtheile   oder  Verfügungen   müssen   ent- 
halten : 

1.  das  Datum,  an  welchem  sie  erlassen  worden  sind; 

2.  die  Bezeichnung   des  Tribunals  oder  Gerichts  und  des  betreffen- 
den Sekretariats; 

3.  die  wörtliche  Abschrift  des  verfugenden  Theiles  mit  den  znr  toU- 
ständigen  Klarheit  erforderlichen  Hinweisen. 

27.  Die  Eintragungen  der  Yertheilungsurkun'den  müssen  enthalten: 

1.  das  Datum  der  Urkunde; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  des  Vertheilungsrichters  und  das  Archiv 
des  Notars  oder  Sekretärs,  wo  sie  sich  befindet; 

3.  die  Angabe  der  Theile  oder  Theilungsquoten,  welche  der  Ebefran, 
dem  Haussohne  oder  Mündel  zukommen. 

28.  Die  Eintragungen   der   öffentlichen   Urkunden   über  Schenkung, 
Verkauf  etc.  müssen  enthalten: 

L  das  Datum  der  Urkunde; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  des  Notars,  vor  welchem  sie  aufgenom- 
men worden  ist; 

3.  den  Betrag  der  Schenkung,  des  Tausches  oder  Verkaufes. 

29.  Die  Eintragungen  der  Liquidationen  müssen  enthalten: 

1.  das  Datum  der  Liquidation; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  des  Liquidators  und  das  Archiv,  wo  sie 
sich  befindet; 

3.  den  Saldo  der  Liquidation  mit  specificirter  Angabe  der  Greld- 
summe  oder  der  Gegenstande  und  des  Betrages  der  letzteren. 

30.  Die  Eintragungen  der  Urkunden  einer  offenen  Gesellschaft  mOssai 
enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen  und  die  Domicile  der  Gesellschafter; 

2.  die  Gesellschaftsfirma; 

3.  die  mit  der  Verwaltung  und  der  Führung  der  Gesellschaf tsfirma 
beauftragten  Gesellschwer; 

4.  das  Kapital,  welches  jeder  Gesellschafter  einlegt,  m5ge  dasselbe 
in  Geld,  Forderungen  oder  in  Vermögensstücken  iixcnd  welcher 
anderen  Art  bestehen,  den  Werth,  welcher  den  aus  flobilien  oder 
Immobilien  bestehenden  Einlagen  zuertheilt  wird,  und  die  Form, 
in  welcher  die  Abschätzung  dieser  Einladen  erfolgen  mass,  falls 
denselben  kein  Werth  zuertheilt  worden  ist; 

ö.  die  Negociationen,  auf  welche  sich  der  Geschäftsbetrieb  der  Ge- 
sellschaft erstrecken  soll; 
6.  den  Zeitpunkt,    an   welchem   die  Gesellschaft  an&ngen  und  auf- 
gelöst werden  soll,  das  Datum  der  Gesellschaftsurkunde  and  die 
Angabe   und    das  Domicil  des  Notars,    vor   welchem   sie  aafge- 
setzt  worden  ist. 
3L    Die   Eintragungen   der   Urkunden    einer    anonymen   GreseUschaft 
müssen  enthalten: 

1.  die  Vor-  und  Zunamen,  das  Domicil  und  den  Beruf  der  Qründer 
der  Gesellschaft; 

2.  das  Domicil  der  Gesellschaft; 

.3.  das  Unternehmen  oder  Geschäft,  welches  die  Gesellschaft  zu  be- 
treiben beabsichtigt,  und  den  Zweck  ^  von  welchem  sie  ihre 
Benennung  herninunt,  indem  von  beiden  eine  deutliche  und  voll- 
standige  Angabe  zu  machen  ist; 
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4.  das  Kapital  der  Kompagnie,  die  Zahl  and  die  Quote  der  Aktien, 
in  welcne  es  eingetheilt  worden  ist,  and  die  Form  und  die  Frist, 
in  welcher  die  öesellschafter  ihren  Beitrag  der  Gesellschaftskasse 
zuweisen  müssen; 

5.  die  Dauer  der  Kompagnie; 

6.  das  Deficit  des  Kapitals,  welches  die  Auflösung  der  Gesellschaft 
herbeifuhren  soll; 

7.  das  Datum  des  höchsten  Erlasses,  welcher  sie  genehmigt,  mit 
Angabe  der  Bedingung,  welche  derselbe  für  den  Annmg  der 
Unternehmungen  auferlegt; 

8.  das  Datum  der  Gesellschaftsarkunde  und  die  Bezeichnung  und 
das  Domicil  des  Notars,  vor  welchem  sie  au%enommen  wor- 
den ist. 

32.  Die  Eintragung  der  Urkunde  einer  einfachen  Kommanditgesell- 
schi^ft  erfolgt  in  derselben  Weise,  wie  die  einer  Kollektivgesellschaft,  mit 
dem  einzigen  Unterschiede,  dass  die  Namen  der  Kommanditgesellschafter 
nicht  erwähnt  werden. 

33.  Die  Eintragung  der  Urkunde  einer  Aktienkommanditgesellschaft 
muss  enthalten: 

1.  das  Domicil  der  Gesellschaft; 

2.  den  Vor-  und  Zunamen  der  Verwalter; 

3.  den  Zweck  der  Gesellschaft; 

4.  das  Kapital  oder  die  Aktien  oder  Aktienantheilsscheine,  in  welche 
es  eingetheilt  wird; 

5.  die  Dauer  der  Gesellschaft; 

6.  das  Datum  der  Gesellschutsurkunde  und  die  Bezeichnung  und 
das  Donxicil  des  Notars,  yor  welchem  sie  aufgenommen  wor- 
den ist, 

34.  Wenn  die  Urkunde  der  Auflösung  vor  der  vereinbarten  Frist  oder 
diejenige  über  Modifikationen  in  einem  wesentlichen  Theile  eingetragen 
werden  soll,  muss  das  Datum  ausdrücklich  angegeben  werden,  an  welchem 
die  Auflösung  oder  die  Modifikation  bewirkt  werden  sollen,  unter  ausdrück- 
licher Angabe  dessen,  worin  die  letzteren  bestehen,  und  unter  Bezugnahme 
auf  die  Gesellschaft,  ihre  Art,  das  Datum  ihrer  Gründung  und  der  Urkunde, 
welche  die  Modifikationen  festsetzt,  nebst  der  Bezeichnung  und  dem  Domicil 
des  Notars,  vor  welchem  sie  aufgenommen  worden  ist. 

35.  Die  Eintragungen  der  Vollmachten  müssen  enthalten: 

1.  das  Datum,  an  welchem  sie  ertheilt  worden  sind; 

2.  die  Ermächtigungen,  welche  sie  enthalten,  und  den  Vor-  und 
Zunamen  und  das  Domicil  des  Mandanten  und  des  Mandatars 
und  den  Vor-  und  Zunamen  des  Gerichtsschreibers. 

30.    Die  Eintragungen  der  Bodmereidarlehne  müssen  enthalten: 

1.  den  Vor-  und  Zunamen  und  das  Domicil  des  Darleihers  und  des 
Darlehnsempfangers ; 

2.  das  dargeliehene  Kapital  und  die  vereinbarte  Prämie; 

3.  die  für  die  Zahlung  haftenden  Gegenstände; 

•    4.  die  Klasse,  den  Namen  und  die  Matrikel  des  Schiffes. 

37.  Nach  Vornahme  der  Eintragung  muss  der  Gonservador  die  Ur- 
kunden, welche  ihm  gemäss  Art.  18  haben  vorgelegt  werden  müssen,  zurück- 
geben, indem  er  vorher  auf  denselben  die  Thatsache  vermerkt,  dass\  die 
Eintragung  stattgefunden  hat,  mit  Angabe  ihres  Datums  und  der  Nummer 
derselben,  der  Seite  des  Registers,  des  Datums  des  Vermerks  selbst  und 
der  Unterschrift  des  Conservadors. 
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38.  Wenn  diese  Urkunden  nicht  in  dem  Register,  Archiv  oder  Proto- 
koll eines  öffentlichen  Bureaus  vorhanden  sind,  werden  sie  nicht  zar&ck- 
gegeben,  sondern  der  Conservador  muss  dieselben  unter  seiner  Obhut  und 
Verantwortlichkeit  aufbewahren,  indem  er  der  Bestimmung  des  Art.  15 
unterworfen  ist, 

39.  Das  Handelsregister  ist  wesentlich  öffentlich  und  kann  demgemäss 
von  jedem  geprüft  werden,  welcher  dies  zu  thun  wünscht,  und  der  öonscr- 
vador  muss  alle  Abschriften  und  Bescheinigungen  ertheilen,  welche  ausser- 
gerichtlich  von  ihm  über  das  verlangt  werden,  was  aus  dem  Register  her- 
vorgeht oder  nicht  hervorgeht. 

40.  Alle  Bestimmungen  der  Titel  VIII  und  X  des  Reglements  über 
das  Grundbuch  und  alles,  was  sich  auf  falsche  Eintragungen,  Loschangen 
und  Strafen  bezieht,  denen  der  Grundbuchführer  unterworfen  ist,  sind  aach 
auf  das  Handelsregister  und  den  mit  der  Führung  desselben  beauftragten 
Beamten  anwendbar. 

41.  Die  Handelsconservadoren  haben  dieselben  Gebühren  einzuziehen 
welche  nach  der  Gebührenordnung  vom  21.  December  1865  für  die  Onuid- 
buchführer  festgestellt  sind. 

42.  In  dem  Bureau  des  Conservadors  müssen  an  einem  sichtbaren 
Orte  drei  gedruckte  Tabellen  aushängen,  von  denen  die  eine  dieses  Regle- 
ment, die  andere  die  Grundbuchordnung  und  die  dritte  die  Gerichtsgebühren- 
ordnung  enthält. 

43.  Das  gegenwärtige  Reglement  tritt  zusammen  mit  dem  Handels- 
gesetzbuch vom  1.  Januar  1867  ab  in  Kraft. 


Reglement  fQr  die  Mäkler. 

Vom  1.  September  1866. 

Titel  I. 

Von  der  Zahl  der  Mäkler  und  der  £[aution,  welche  sie  leisten  müssen. 

Art.  1.  Die  Handelsplätze  der  Republik  werden  in  vier  Klassen  ein- 
getheilt,  um  die  Anzahl  der  öffentlichen  Beamten  festzustellen,  welche  das 
Amt  der  Mäkler  in  Gemässheit  der  Bestimmungen  des  Titel  HI,  Bach  I 
und  der  übrigen  auf  sie  bezüglichen  Bestimmungen  des  Ebmdelsgesetzboches 
ausüben  sollen. 

2.  Zur  ersten    Klasse  gehören  die  Handelsplätze  Santiago  and  Val- 

Saraiso,  zur  zweiten  Copiapö,  Serena,  Talca  una  Concepcion,  zar  dritten 
iejenigen  aller  übrigen  Provinzialhauptstädte  und  der  Häfen  Caldera, 
Huasco^  Coquimbo,  Uonstitucion,  Tomä  und  Talcahuano  und  zur  vierten 
die  beiden  vereinigten  Häfen  von  San  Antonio  und  die  der  übrigen 
Departements  der  Republik. 

3.  An  jedem  Handelsplatze  der  ersten  Klasse  müssen  8  Mäkl^  vor^ 
banden  sein,  an  denen  der  zweiten  8,  an  denen  der  dritten  2  und  an  denen 
der  vierten  1. 

Wenn  die  Entwickelung  des  Handels  oder  die  Bedürfiiisse  des  Dienstes 
an  einem  Handelsplatze  eine  grössere  Anzahl  Mäkler,  als  die  der  Ejite|rorie 
seiner  Klasse  entsprechende,  erfordert,  muss  ein  höchster  Erlass  diese  ^abl 
vermehren  oder  den  Platz  zu  einer  anderen  höheren  Kategorie  erheben. 

4.  Die  Bürgschaft,  welche  die  Mäkler  zur  Zufriedenheit  des  betrefien- 
den  Handelsgerichts  leisten  müssen,  damit  dieselbe  für  die  genaue  Erf&Lilang 
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ihrer    Funktionen     hafte,    in    Gemässheit   der    Bestimmungen    der    Art.  52 
und  53  des  Hande^esetzbuches  besteht  aas  folgenden  Beträgen; 

für  die  B^ndelsplätze  der  ersten  Klasse  5000  Pesos; 

für  diejenigen  der  zweiten  Klasse  3000  Pesos; 

für  diejenigen  der  dritten  Klasse  2000  Pesos; 

für  denjenigen  der  vierten  Klasse  1000  Pesos. 

Titel  U. 
Von  den  Eigenschaften,  welche  die  Makler  haben  müssen. 

5.  Um  das  Amt  eines  Maklers  zu  erlangen  ist  erforderlich: 

1.  das  Nichtvorhandensein  der  Unfahigkeitsgründe ,  welche  der 
Art.  55  des  Handelsgesetzbuches  ausdrücklich  erwähnt; 

2.  die  Erfordernisse  zu  erfüllen,  welche  der  Art.  51  desselben  Gesetz* 
buches  verlangt; 

3.  deutlich  und  Korrekt  die  Spanische  Sprache  zu  sprechen  und  zu 
schreiben; 

4.  die  Hanptregeln  der  Arithmetik  zu  kennen; 

5.  die  zu  ihrem  Amte  erforderlichen  Bücher  zu  führen  zu  wissen; 

6.  sich  ein  Jahr  im  Handel  oder  in  einer  Geschäftsagentur  be- 
schäftigt zu  haben; 

7.  von  den  Bestimmungen  des  Civil-  und  Handelsgesetzbuches 
unterrichtet  zu  sein,  welche  bei  den  von  ihnen  vermittelten  Ver- 
trägen anzuwenden  sind,  sowie  von  denjenigen,  welche  die  Ver- 
pflichtungen und  Rechte  ihres  Amtes  festsetzen. 

In  den  Seehäfen  hat  derjenige  den  Vorzug,  welcher  ausserdem  irgend 
eine  der  lebenden  Enropäischen  Sprachen  spricht. 

Titel  m. 
Von  den  Gebühren  der  Mäkler. 

6.  und  7.  setzen  die  von  den  Mäklern  bei  den  einzelnen  Geschäften  einzuziehen- 
den Gebühren  fest. 

8.  Bei  den  Tauschverträgen  kann  der  Mäkler  doppelte  Gebühren  auf 
Grand  der  doppelten  Transaktion,  welche  sie  in  sich  scnliessen,  einziehen; 
es  kann  jedoch  vereinbart  werden,  dass  dieselben  auf  die  Hälfte  reducirt 
werden. 

9.  Wenn  der  Werth  der  Transaktion  20000  Pesos  übersteigt,  kann 
der  Mäkler  seine  Gebühren  für  den  ganzen  Ueberschuss  erlassen  oder 
herabsetzen. 

10.  Zur  Berechnung  der  Gebühren  sind  die  Kosten  des  Geschäfts 
nicht  in  Abzug  zu  bringen,  es  sei  denn  bei  einer  ausdrücklichen  entgegen- 
stehenden Vereinbarung ;  dieselben  müssen  jedoch  stets  nach  dem  efPektiven 
Werth  der  Transaktion  berechnet  werden. 

11.  Die  Rosten  des  Geschäfts  gehen  für  Rechnung  des  Mandanten;  der 
Mäkler  kann  jedoch  vereinbaren,  dass  dieselben  in  seinen  Gebühren  ein- 
begriffen sind. 

12.  Für  das  durch  Vermittelung  eines  Mäklers  eingeleitete  und  nachher 
von  den  Parteien  abgeschlossene  Geschäft  werden  oie  vollen  Gebühren 
geschuldet. 

Wenn  jedoch  der  Mandant,  nachdem  von  dem  Mäkler  derjenige  ge- 
nannt worden  ist,  mit  welchem  er  kontrahiren  wollte,  die  Kommission  wider- 
ruft und  der  Vertrag  direkt  oder  indirekt  mit  dieser  Person  abgeschlossen 
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wird,  kann   der  Mäkler  von  diesem  Mandanten  eine  doppelte  Provision  ein- 
ziehen. 

13.  Die  Zahlung  der  Mäklergebühren  lie^t  dem  Mandanten  ob,  sofern 
nicht  ausdrücklich  eine  entgegenstehende  Vereinbarung  vorhergegangen  ist. 

Wenn  der  Vertrag  im  Auftrage  beider  Parteien  abgeschlossen  wird, 
muss  der  Mäkler  seine  Gebühren  aul  dieselben  vertheilen,  es  sei  denn,  dass 
eine  derselben  die  Oebühren  voll  bezahlen  will  oder  dies  zu  thun  verein- 
bart hat 

14.  Diejenigen,  welche  das  Amt  eines  Mäklers  ausüben,  ohne  hierzu 
ernannt  worden  zu  sein ,  haben  die  Hälfte  der  in  diesem  Tarif  festgesetzten 
Gebühren  einzuziehen,  falls  sie  nicht  eine  abweichende  Vereinbarung  ge- 
troffen haben. 

15.  In  den  nicht  ausdrücklich  in  diesem  Tarif  einbegriffenen  Fällen 
sind  die  Gebühren  analog  festzusetzen;  wenn  jedoch  das  realisirte  Geschäft 
keinem  der  in  demselben  vorgesehenen  ähnlich  ist,  müssen  die  Gebühren 
von  dem  Handelsrichter  fixirt  werden,  falls  keine  Vereinbarung  vorher- 
gegangen ist. 

In  diesen  Fällen  muss  der  Richter  mündlich  und  summarisch  verfahren. 


Titel  IV. 

Von  den  Verpflichtungen  der  Mäkler. 

16-  Der  Mäkler  muss  nach  Perfektion  des  Vertrages  dem  Interesii^nten 
in  der  gehörigen  Form  alle  Urkunden  übergeben,  aus  welchen  seiner  Eigen- 
schaft und  Natur  nach  der  Vertrag  konstatirt  werden  muss. 

17.  In  dem  Auszuge  aus  der  Eintragung  eines  jeden  Geschäften, 
welchen  der  Mäkler  dem  Interessenten  in  Gemässheit  des  Alinea  6  des 
Art.  56  des  Handelsgesetzbuches  übergeben  muss,  hat  er  seine  Gebühren 
zu  vermerken. 

Die  Unterlassung  dieser  Pflichten  wird  mit  einer  Geldstrafe  belegt  in 
Höhe  des  doppelten  Betrages  der  Gebühren. 

18.  Der  Mäkler  muss  die  schriftlichen  Anweisungen  und  Instruktionen 
welche  er  von  irgend  einem  der  Interessenten  erhalten  hat,  in  seinem  Besitz 
aufbewahren,  bis  der  abgeschlossene  Vertrag  in  allen  seinen  Theilen  erfulU 
worden  ist 

19.  Die  Mäkler  müssen  abwechselnd  Jede  Woche  ein  Verzeichniss 
der  laufenden  Preise  aufstellen,  welches  sie  dem  Sekretär  des  betreffenden 
Handelsgerichts  um  1  Uhr  Nachmittags  an  jedem  Sonnabende  zu  übergeben 
haben,  damit  dasselbe  an  diesem  oder  dem  folgenden  Tage  in  den  Zeitungen 
veröffentlicht  werde,  denen  es  gestattet  ist,  unentgeltlich  eine  Abschrift  zu 
nehmen.  Diese  Abschrift  kann  auch  von  einem  jeden  anderen  entnommen 
werden. 

Die  Mäkler,  welche  nicht  an  der  Reihe  sind,  haben  sich  in  dem 
Komtoir  desjenigen,  der  es  ist,  um  12  Uhr  Mittags  am  Sonnabend  oder 
früher,  wenn  sie  es  so  verabreden,  zu  versammeln,  um  durch  Majorität  die 
Festsetzung  der  laufenden  Preise  für  die  Woche  zu  beschliessen. 

Jeder  Mäkler  muss  mindestens  2  Jahre  hindurch  diese  wöchentlichen 
Notizen  über  die  laufenden  Preise  aufbewahren. 

20.  Jeder  Mäkler  muss  an  einem  zugänglichen  Orte  seines  Komtoir> 
einen  ^druckten  Plan  dieses  Reglements  aushängen,  damit  er  von  allen 
Betheihgten  gesehen  und  durchgesehen  werden  kann. 
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Uebergangsbestimmungen. 

1.  Dieses  Reglement  tritt  vom  1.  Januar  des  nächsten  Jahres^)  an 
in  Kraft. 

2.  Die  Handelsrichter  haben  am  1.  Oktober  dieses  Jahres  zur  Bewer- 
bung um  das  Amt  eines  Mäklers  aufzufordern,  indem  sie  in  Allem  in  6e- 
mässheit  der  Art.  50,  51  und  52  des  Handelsgeststzbuches  zu  verfahren 
haben. 


Terordnttog, 

betreffend  die  Pinifung  der  Schiffe  und  ihrer  Ladung,  um  ihre  Ausfahrt  aus 
den  Häfen  der  Republik  zu  gestatten. 

Vom  4.  April  1874. 

Art-  1.  Die  Marinegouverneure  und  ihre  ünterbeamten  müssen  sich, 
bevor  sie  die  Aus&hrt  eines  Schiffes  aus  dem  Hafen  in  Gemässheit  der  in 
Kraft  befindlichen  Verordnungen  gestatten,  vergewissern,  dass  die  Stauung 
der  Ladung  und  der  Znstand  des  Schiffes  keine  Gemhr  für  die  Reise 
bieten. 

2.  Wenn  durch  die  schlechte  Stauung,  die  üeberladung  oder  durch 
den  Zustand  des  Schiffes  dieses  und  seine  Mannschaft  und  Passagiere 
während  der  Fahrt  Gefahr  laufen  können,  darf  der  Hafenkapitain  die  Er- 
laubniss  zur  Ausfahrt  nicht  eher  ertheilen,  als  bis  die  Mängel,  welche  die 
Reise  unsicher  machen  würden,  gehoben  worden  sind. 

3.  Falls  der  Eapitain  des  Schiiffes  oder  der  Eigenthümer  oder  Konsig- 
natar desselben  nicht  mit  dem  Beschluss  des  Hafenkapitains  einverstanden 
sind,  muss  der  letztere  unverzüglich  in  Valparaiso  der  Generalkommandantur 
der  Marine  und  in  den  übrigen  Häfen  der  Verwaltungsbehörde  davon  Mit- 
theilung machen,  damit  dieselbe  eine  Kommission  von  3  Sachverständigen 
ernenne,  welche  das  Schiff  oder  seine  Ladung  je  nach  dem  Falle  zu  priSen 
haben,  und  auf  Grund  des  günstigen  oder  ungünstigen  Berichtes,  den  diese 
Kommission  ertheilt,  muss  die  sofortige  Ausfahrt  des  Schiffes  gestattet  oder 
vorher  die  Massnahmen  an  der  Ladung  oder  die  Ausbesserung  an  dem 
Schiffe  erfolgen,  welche  der  Bericht  anrathet. 

4.  In  denjenigen  Häfen,  in  welchen  die  Marinebehörde  den  Zoll- 
beamten oder  anderen  Personen  übertragen  worden  ist,  die  nicht  diesen 
Beruf  haben,  muss  der  Hafenkapitain  Behufs  Beurtheilung  und  Prüfung 
des  Zustandes  des  Schiffes  und  semer  Ladung,  auf  welche  die  Art.  1  und  2 
sich  beziehen,  einen  oder  mehrere  Kapitaine  der  Schiffe  hinzuziehen,  welche 
in  dem  Hafen  vor  Anker  liegen. 

5.  Dieses  Dekret  tritt  2  Monate  nach  seiner  Publikation  in  Kraft. 


Gesetzentwurf, 

betreffend  die  Uebertragungen  von  Aktien  der  anonymen  Gesellschaften. 
Vom  6.  September  1878. 

Art.  1.  Die  Haftbarkeit,  an  welche  nach  dem  Art.  452  des  Handels- 
gesetzbuches der  Cedent  einer  Aktie  oder  Aktienpromesse  einer  anonymen 
Gesellschaft  gebunden  ist,  umfasst  die  Verpflichtung,  zur  Bezahlung  der 
Gesellschaftsschulden    zu    Gunsten    Dritter    bis  zur  Höhe    der  Summe  bei- 
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tragen  zu  müssen,  welche  er  der  Qesellschaft  für  den  Werth  der  üter- 
tragenen  Aktien  schuldet,  sofern  diese  Schulden  von  der  Gesellschaft  Tor 
der  Publikation,  welche  von  der  Uebertragung  gemacht  werden  muss, 
kontrahirt  worden  sind. 

Jede  entgegenstehende  Abrede  zwischen  dem  Cedenten  und  dem 
Cessionar  erzeugt   der  Gesellschaft  oder  Dritten  gegenüber  keine  Wirkung. 

2.  Die  Haftbarkeit  des  Cedenten  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  oder 
Dritter  für  den  ungedeckten  Werth  der  Aktien  oder  der  Aktienpromessen, 
welche   er  übertragen  hat,  ist  derjenigen  des  Gessionars  subsidiär. 

Wenn  iedoch  der  Cedent  an^eiordert  worden  ist,  zur  Bezahlung  der 
vor  der  Publikation  der  Cession  kontrahirten  Gesellschaftsschulden  beizu- 
tragen, hat  er  eine  solidarische  Klage  g^en  den  nächsten  Ceesionar  und 
die  späteren  Cessionare,  um  die  Rückerstattung  dessen  zu  erlangen,  was  er 
der  Gesellschaft  oder  Dritten  gezahlt  hat,  es  sei  denn,  dass  das  Gc^gentheil 
vereinbart  worden  ist 

3.  Um  die  Publikation,  auf  welche  sich  die  vorhei^gehenden  Artikel 
beziehen,  auszuführen,  ist  jede  anonyme  Gesellschaft  verpflichtet: 

1.  ein  besonderes  Yerzeichniss  der  auf  den  Namen  lautenden  Aktien 
oder  Aktienpromessen,  welche  sie  in  Gemässheit  ihrer  Statuten 
emittirt  hat,  zu  führen;  die  Form  dieses  Verzeichnisses  ist  nach 
der  Verordnung  einzurichten,  auf  welche  sich  der  Art.  469  des 
Handels(^etzbuches  bezieht; 

2.  das  Original  dieses  Verzeichnisses  in  dem  Hauptbureau  des  Ortes, 
wo  die  Gesellschaft  ihr  Domicil  hat,  und  von  dem  Geranten  und 
dem  betreffenden  Aufsichtsrathe  beglaubigte  Abschriften  hiervon  in 
jedem  einzelnen  der  Zweigetablissements,  welche  sie  an  anderen 
Orten  hat,  aufeubewahren; 

3.  zu  gestatten,  dass  die  Aktionäre  auf  Verlangen  in  dem  Bureau 
dieses  Register  einsehen  können; 

4.  zusammen  mit  der  Bilanz  über  die  Gesellschafteuntemehmungen 
und  an  den  Daten,  welche  für  die  Vorlegung  dieser  Bilanz  in  den 
Statuten  festgesetzt  worden  sind,  das  Namensverzeichniss  der 
Aktionäre  zu  publiciren,  welche  den  vollen  Werth  ihrer  Aktien 
oder  Aktienpromessen  noch  nicht  bezahlt  haben.  Diese  Publi- 
kation muss  8  Tage  hindurch  innerhalb  eines  Monates  wenigstens 
in  einer  der  Zeitungen  des  Ortes,  wo  die  Gesellschaft  ihr  Dioaucil 
hat,  und,  in  Ermangelung  einer  solchen,  in  dem  „Diario  Oficial* 
erfolgen. 

Eme  Abschrift  dieses  Namensverzeichnisses  ist  auch  an  die  im 
Art.  461  des  Handelsgesetzbuches  bezeichneten  Behörden  zu  aber- 
senden. 

4.  Der  Vorsteher  eines  jeden  Haupt-  oder  Nebenbureaus  der  Gesell- 
schaft muss  in  den  zum  Empfisrnge  des  Publikums  bestimmten  Räunüich- 
keiten  ein  Namensverzeichniss  aller  Aktionäre,  mögen  dieselben  den  rollen 
Werth  ihrer  Aktien  bezahlt  haben  oder  nicht,  zur  Hand  haben.  Die 
Aenderun^en,  welche  in  dem  Personal  der  Aktionäre  durch  Tod,  Cession, 
Adjudikation  oder  aus  einem  anderen  Grunde  vorkommen,  müssen  in  der 
erwähnten  Liste  vermerkt  werden,  und  zwar  in  den  Zeitnunkten,  welche  die 
No.  4  des  vorhergehenden  Artikels  für  die  Veröffentlichung  des  Namens* 
Verzeichnisses  derjenigen  Gesellschafter  festsetzt,  welche  den  vollen  oder 
theilweisen  Betrag  ihrer  Aktien  noch  schulden,  soiGdrn  die  Interessenten  die 
betreffende  Mittheilung  gemacht  haben  und  die  Aenderung  im  Register  der 
Aktionäre  vermerkt  woraen  ist. 
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Die  Vorsteher  der  Hauptbareaus  der  Gesellschaft,  welche  diesen  Ver- 
merk nicht  machen  oder  denselben  nicht  rechtzeitig  den  Zweigbureaas  mit- 
theilen,  und  die  Vorsteher  der  letzteren,  welche  denselben  nicht  machen, 
nachdem  er  ihnen  mitgetheilt  worden  ist,  haften  Dritten  gegenüber  f&r  die 
Nachtheile,  welchen  diese  ihre  Unterlassung  verursacht. 

5.  Jede  gerichtliche  Klage  der  Q-esellschaft  oder  Dritter,  welche  be- 
zweckt, die  im  Art.  1  dieses  Gresetzes  erwähnte  Haftbarkeit  in  Anspruch 
za  nehmen,  verjährt  in  3  Jahren,  welche  14  Tage  nach  dem  Datum  der 
ersten  Publikation  des  Namensverzeichnisses  der  Aktionäre  gerechnet  werden. 
Zu  diesem  Zwecke  ist  nur  die  Publikation  zu  berücksichtigen,  welche  von 
dem  erwähnten  Verzeichisse  an  dem  Orte  erfolgen  muss,  wo  die  Gesell- 
schaft ihr  Domicil  hat. 

Diese  Verjährung  läuft  in  der  Form  und  gegen  die  Personen,  welche 
die  Art  419  und  420  des  Handelsgesetzbuches  angeben. 

Uebergangsbestimmung. 

Einziger  Artikel.  Die  Uebertragungen  von  Aktien  oder  Aktienpro- 
messen,  auf  welche  sich  das  gegenwärtige  Gesetz  bezieht,  und  welche  vor 
seiner  Verkündigung  ausgeführt  worden  sind,  müssen  spätestens  innerhalb 
des  folgenden  Monats  nach  dem  Datum,  an  welchem  dieses  Gesetz  in  Kraft 
tritt,  publicirt  werden;  diese  Publikation  hat  in  der  in  No.  4  des  Art.  3 
festgestellten   Form  zu  erfolgen. 

Die  Cedenten  können  zu  ihren  Gunsten  die  Bcchtswohlthat  der  im 
Art.  5  festgesetzten  Verjährung  geltend  machen,  jedoch  ohne  rückwirkende 
Kraft  auf  das  Datum,  von  welchem  an  in  Gemässheit  des  vorerwähnten 
Art  5  die  Verjährungsfrist  zu  rechnen  ist. 


Inhalts -Yerseicliniss. 


8«it« 

Einleitender  Titel.    Allgemeine  Bestimmungen 691 

Bucli  L 
Tod  den  Kavflenten  nnd  den  Hwidelgagenteii« 

Titel      I.    Von  der  Qualifikation  der  Kanfleate  nnd  dem  Handelsregister     ...  693 

§  1.    Von  der  Qualifikation  der  Kaufleute 6^ 

§  2.    Von  dem  Handelsregister     . GM 

n      II.    Von  den  Verpflichtungen  der  Eaufleute 694 

§  1.    Von  der  Eintragung  der  Urkunden ^ 

§  2.    Von  der  kaufmännischen  Buchführung 695 

§  8.    Von  der  Korrespondenz G97 

„    m.    Von  den  Mäklern 697 

n     IV.    Von  den  Auktionskommissaren 701 


Buch  II. 

Von  den  HandelsTertrftgen  nnd  -Terpfllohtnngen  im  Allsemeinen. 

Titel     I.    Allgemeine  Bestimmungen 703 

§  1.    Von  der  Abfassung,  der  Form  und  den  Wirkungen  der  Vertrage 

und  Obligationen 703 

§  2.    Von  dem  Beweise  der  Verträge  und  Obligationen 706 

y,      II.    Von  dem  Kaufe  und  dem  Verkaufe 7(X) 

§  1.    Von  der  yerkauften  Sache 706 

§  2.    Vom  Preise 707 

§  3.    Von  den  Wirkungen  des  Verkaufsvertrages 708 

§  4.    Von  den  Verpflichtungen  des  Verkäufers  und  des  Käufers   .    .  709 

„     m.    Vom  Tausch 711 

„     IV.    Von  der  Gession  der  Handelsforderungen       711 

n      V.    Von  dem  Transport  su  Lande,  auf  Seen,  auf  schiffbaren  Kanälen  oder 

Flüssen 712 

§  1.    Definitionen  und  allgemeine  Regeln 712 

§  2.    Von  dem  Fracht-  oder  Begleitbrief 713 

§  3.    Von  den  Verpflichtungen  und  Bechten  des  Verladers   ....  714 
§  4.    Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Frachtführers      .     .  715 
§  5.    Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Konsignatars .    .    .  718 
§  6.    Besondere  Vorschriften   bezüglich  des  mit  öffentlichen  Unter- 
nehmern vereinbarten  Transportes 719 


VI.    Chile.  905 

Seit« 

Titel  Vr.    Vom  Handels mandat 720 

§  1.    Definitionen  und  Klassifikationen 720 

§  2.    Allgemeine  Regeln  bezüglich  der  Kommission 721 

§  3.    Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  jede  Art  von  Kommissio- 
nären       721 

§  4.     Von  den  Einkaufskommissionären 726 

§  5.    Von  den  Verkaufskommissionären 727 

§  6.    Von  den  Kommissionären   für  Transporte  zu  Lande,  auf  schiff- 
baren Flüssen  und  Kanälen       729 

§  7.    Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  die  Faktoren  und  Hand- 

lungsgehülfen 730 

§  8.    Besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Faktoren 732 

§  9.    Besondere  Vorschriften  bezüglich  der  Handlungsgehülfen     .    .  732 

„    VII.    Von  der  Handelsgesellschaft 733 

§  1.    Von  der  Bildung  und  dem  Beweise  der  Kollektivgesellschaft    .  733 

§  2.    Von  der  Gesellschattstirma  bei  der  Kollektivgesellschaft   .    .    .  735 
§  8.    Von  dem  Gesellschaftsfonds  und  der  \ertheilung  der  Gewinne 

und  Verluste  bei  der  oifenen  Gesellschalt 736 

§  4     Von  der  Verwaltung  der  Koliektivgesellschatt 737 

§  5.    Von  den  Verboten,  denen  die  Gesellschafter  bei  der  offenen  Ge- 
sellschaft unterworfen  sind 739 

§  6.    Von  der  Auflösung  und  Liquidation  der  Kollektivgesellschaft  .  739 
§  7.    Von  der  Verjährung  der  Klagen,  welche  aus  der  Kollektivgesell- 
schaft hervorgehen 741 

§  8.     Von  den  anonymen  Gesellschaften 741 

§  9.    Bestimmungen  über  die  Kommanditgesellschaft 747 

§  10.    Von  der  einfachen  Kommanditgesellschaft 747 

§  11.    Von  der  Aktienkommanditgesellschaft 749 

§  12.    Von  der  Vereinigung  oder  der  Gesellschaft  auf  Theilhaberschaft  751 
„  Vlll.    Von  der  Versicherung  im  Allgemeinen  und  von  den  Land  Versicherungen 

im  Besonderen 752 

§  1.    Die  Definitionen 752 

§  2.    Gemeinschaftliche  Bestimmungen  für  die  Land-  und  Seever- 
sicherungen    752 

§  3.    Besondere  Bestimmungen  bezüglich  der  Land  Versicherungen     .  759 

§  4.    Von  der  Lebensversicherung 760 

§  5.    Von  der  Feuerversicherung 761 

§  6     Von  der  Versicherung  gegen  die  Gefahren,  denen  die  landwirth- 

schaftlichen  Erzengnisse  ausgesetzt  sind 762 

§  7.    Von  der  Versicherung  der  Landtransporte 763 

„      IX.    Von  dem  Kontokorrentvertrage 764 

„       X.    Von  dem  Wechselvertrage  und  von  den  Wechseln 766 

„     XI.    Von  den  Anweisungen  und  eigenen  Wechseln   oder   Zahlungsscheinen 

an  Ordre 766 

,    XII.    Von  den  Kreditbriefen 766 

,  XIII.    Von  dem  Darlehn 767 

„  XIV.    Von  dem  Depositum 768 

„     XV.    Von  dem  Pfandvertrage 769 

„   XVI.    Von  der  Bürgschaft 769 

„  XVII.    Von  der  Veijährung 769 


Borchardt,  Handelsrecht  I.    2.  Auflage.  58 


906  VL    Chile. 

Seite 

Buch  III. 

Von  dem  Seehandel. 

Tit.       I.    Von  den  Handelsschiffen  and  den  Eigenthümern  und  Miteigenthümern 

derselben 770 

§  1.    Von  den  Handelsschiffen 770 

§  2.    Von  den  Eigenthümern  and  Miteigenthümem  des  Schifies    .    .   775 

„      II.    Von  den  Personen,  welche  beim  Seehandel  vorkommen 777 

§  1.    Von  dem  Rheder 777 

§  2.    Von  dem  Kapitain 781 

§  8.    Vom  Steuermann      791 

§  4.    Vom  Hochbootsmann 791 

§  5.    Vom  Superkargo 792 

„     III.    Von  den  Verträgen  der  Seeleute 793 

„  IV.  Von  dem  Frachtvertrage,  dem  Konnossement  und  den  Passagieren  .  .  798 
§  1.  Definitionen  und  Vorschriften  bezüglich  des  Frachtvertrages  .  798 
§  2.  Von  der  Fähigkeit,  das  Schifi*  zu  verfrachten,  und  der  Frach  tpolice  799 
§  3.    Von  den  Rechten  und  Verpflichtungen  des  Verfrachters  •    .    .    801 

§  4.    Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Befrachters 804 

§  5.    Von  der  Aufhebung  des  Frachtvertrages 807 

§  6.    Von  dem  Konnossement 8li9 

§  7.    Von  den  Passagieren .    .   81'2 

„       V.    Von  den  (Gefahren  und  Schäden  beim  Seeti-ansporte 813 

§  1.    Definitionen  und  allgemeine  Bestimmungen 813 

§  2.    Von  der  gemeinschaftlichen  Havarie,  von  dem  Beschlüsse  über 

die  Havarie  und  von  dem  Seewurf 814 

§  3.    Von  dem  Nachweis,  der  Regulirung  und  Veitheilung  der  ge- 
meinschaftlichen Havarien 818 

§  4.    Von  der  besonderen  Havarie 8ä 

§  5.    Vom  Zusammenstoss ^ 

§  6.    Von  der  gezwungenen  Anlandong 824 

§  7.    Von  dem  Schiffbruche  und  der  Strandung S26 

„      VL    Von  dem  Darlehn  auf  Bodmerei  oder  Seerisiko 829 

§  3.    Definitionen 8Ö 

§  2.    Von  der  Form  und  der  Eintragung  des  Darlehns  und  von  der 

Cession  der  Policen 830 

§  3.    Von  den  Personen,  welche  fähig  sind,  Bodmereidarlehne  zu  ge- 
ben oder  zu  nehmen 831 

§  4.    Von  dem  Kapital  und  der  Prämie  und  den  für  das  Darlehn  haf- 
tenden Gegenständen 832 

§  5.    Von  den  Rechten  und  Pflichten  des  Darlehnsnehmers  und  des 

-Gebers 83^^ 

„    VII.    Von  der  Seeversicherung  .    .    .* 837 

§  1.    Von  der  inneren  Form  der  Versicherung 837 

§  2.    Von  der  äusseren  Form  der  Versicherung 840 

§  8.    Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Versicherers  .     .    .   84^ 
§  4.    Von  den  Verpflichtungen  und  Rechten  des  Versicherten  ...    845 
„  VIII     Von  der  Verjährung  d^r  dem  Seehandel  eigenthümlichen  Verpflichtungen 

und  von  der  Einrede  der  Unzulässigkeit  einiger  besonderer  Klagen      .    söi 

§  1.    Von  der  Verjähning 851 

§  2.    Von  der  Einrede  der  ünzulässigkeit 852 


VI.    Ghüe.  907 

Seite 

Buoli  IV. 
Von  den  Falllmenteii. 

Titel      I.    Von  dem  Falliment  im  Allgemeinen 853 

§  1.    Allgemeine  Vorschriiten 853 

§  2.    Von  der  Klassifikation  des  Falliments 853 

„       IL    Von  der  Erkläning  des  Falliments  nnd  den  Wirkungen  derselben,  den 
Wirkungen  der  Zahlungseinstellung  nnd  von  den  Rechtsmitteln  gegen 

das  Urtheil,  welches  das  Falliment  ablehnt  oder  erklärt 856 

§  1.    Von  der  Erklärung  des  Falliments 856 

§  2.    Von  den  Wirkungen  der  Erklärung  des  Falliments 860 

§  8.    Von  den  Wirkungen  der  Zahlungseinstellung 862 

§  4.    Von  den  Rechtsmitteln  gegen  das  Urtheil,  welches  das  Falliment 

ablehnt  oder  erklärt 863 

„     III.    Von  den  Massnahmen,  welche  der  Erklärung  des  Falliment«  folgen .    .  865 

„     IV.    Von  den  Verwaltern 868 

,        V.    Von  der  Prüfung  und  Anerkennung  der  Forderungen  gegen  das  Falliment  87*2 

„      VI.    Von  dem  Akkord 874 

§  1.    Von  dem  Akkorde  im  Allgemeinen  und  von  der  Einberufung  der 

Gläubiger  und  der  Bildung  der  Versammlung 874 

§  2.    Von  der  Bildung  des  Akkordes 875 

§  3.    Von  den  Wirkungen  des  Akkordes 879 

§  4.    Von  der  Annullirung  und  Aufhebung  des  Akkordes 880 

„     VII.    Von  der  Einstellung  des  Fallimentsverfahrens 881 

„  VIII.    Von  der  Liquidation  der  Aktiva  und  Passiva  des  Falliments     ....  882 
n      IX.    Von  der  Vindikation,   der  Rescission  und  der  Retention  im  Falle  des 

Falliments 883 

„       X.    Von  der  Rangordnung  der  Gläubiger 885 

„      XL    Von  der  Rehabilitation 886 

Schlusstitel:  Von  der  Befolgung  dieses  Gesetzbuches .        .    .  887 

SchiffTahrtsgesetK.    Vom  28.  Juli  1836 887 

Gesetz  vom  29.  December  1848 892 

Reglement  für  das  Handelsregister.    Vom  1.  August  1866 892 

Reglement  fOr  die  Mäkler.    Vom  1.  September  186C 898 

Titel    I.    Von  der  Zahl  der  Mäkler  und  der  Kaution,  welche  sie  leisten  müssen  898 

n     ir.     Von  den  Eigenschaften,  welche  die  Mäkler  haben  müs.scn     .    .    .  899 

„   IIL    Von  den  Gebühren  der  Mäkler 899 

„   IV.    Von  den  Verpflichtungen  der  Mäkler 900 

Uebirgangsbe  Stimmungen 901 

YerordniiBg,  betreffend  die  Prüfung  der  Schiffe  nnd  ihrer  Ladung,  um  ihre  Ausfahrt 

aus  den  Häfen  der  Republik  zu  gestatten.    Vom  4.  April  1874 901 

Oesetzenlwiirfy  betreffend  die  Uebertraguugen  von  Aktien  der  anonymen  Gesell- 
schaften.   Vom  6.  September  1878 901 


Berichtigungen. 


S.  103  Z.  12,  und  13  v.  o.  1.  ^alle  Sorgfalt  und  jedes  Mittel  anwenden,  lA-elche  von 
Personen,  die  in  der  Erfüllung  der  in  solchen  Fällen  nöthigen  Verrieb  tun  gea 
geübt  sind,  angewendet  zu  werden  püegen." 

„  173   „   23  V.  0.  1.   „sie"  st.  „es". 

„  227   „   17  V.  u.  1.  St.  „der  3"  „drei**  und  st  „gerechneten"  „gerechneter**. 

„  288  ist  zu  Art  1593  AI.  2  die  Note  hinzuzufügen    „Es  dürfte  Art  1514  gemeint  sein.* 

„  309  Z.  24  V.  0.  1.  „Entervention"  st  „Vermittelung". 

„  837  ist  in  der  Note  Z.  4  v.  o.  hinter  „associös"  das  Komma  zu  streichen. 

„  425  Z.  6  V.  0.  1.  „die"  st  „der". 

„  437  Z.  12  V.  u.  1  „in  Duplikat"  st  „doppelt". 

„  490  in  der  Note  1.  „Art.  1002". 

„  513  Z.  14  V.  0.  1.  „den"  st  „nach". 

„  527  „   19  V.  u.  L  „bei  einem". 

„  552  ist  in  der  Note  das  AUegat  aus  dem  Spanischen  U.  G.  ß.  zu  streichen. 

„  568  Z.    8  V.  u.  1.  „Nachbürgen". 

„  619   „    12  V.  u.  1.  „fehlen  sollte". 

„  653   „   22  V.  u.  1.  „dieselben". 

„  (i56  „   23  V.  0.  1.  „«las  Verzeichniss"  st   „den  Bericht". 

„  698   „     4  V.  0   l.  „steht". 

„  819  „   26  V.  0.  1.  „Hafen  verstanden". 

„  ft97  „   22  V.  u.  1.  „Modifikationen". 
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